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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit,  mit  der  der  Verfasser  zugleich 
den  akademischen  Doktorgrad  bei  der  philosophischen  Fakultät 
in  Halle  erworben  hat,  ist  aus  einem  persönlichen  Bedürfnis 
desselben  hervorgegangen.  Vor  mehreren  Jahren  an  das 
wissenschaftliche  Institut  des  Vereins  „Versuchs-  und  Lehr- 
anstalt für  Brauerei  in  Berlin"  berufen,  um  in  dem  Organe 
dieses  Vereins,  der  „Wochenschrift  für  Brauerei",  wirtschaft- 
liche, das  Brauereigewerbe  betreffende  Fragen  zu  bearbeiten 
und  zugleich  in  der  Schule  des  Vereins  den  Unterricht  in 
Gewerbelehre  und  kaufmännischer  Buchführung  zu  erteilen, 
mufste  er  dafür  Sorge  tragen,  sich  ein  genaueres  Bild  von 
der  deutschen  Brauindustrie,  ihrer  durch  den  historischen 
Entwicklungsgang  gezeitigten  volkswirtschaftlichen  Bedeutung 
und  derzeitigen  Gesamtlage,  sowie  ihrer  allgemeinen  tech- 
nischen Verhältnisse  zu  verschaflFen.  Aus  den  zu  diesem  Zweck 
unternommenen ,  mehr  oder  weniger  zusammenhangslosen 
Forschungen  erwuchs  allmählich  der  Plan  zu  einer  systema- 
tischen Darstellung  der  modernen  Entwicklung  der  Brauerei 
speciell  nach  der  technisch-wirtschaftlichen  Seite  hin.  —  Die 
Weitschichtigkeit  des  Stoffes  nötigte  jedoch  zu  einer  Kon- 
zentration desselben,  und  es  entstand  so  die  vorliegende,  die 
Entwicklung  des  Braugewerbes  in  Bayern  darstellende  Arbeit. 
Weshalb  gerade  dies  Land  der  Arbeit  zu  Grunde  gelegt 
wurde,  ergiebt  die  Lektüre  derselben  des  näheren.  Alle,  die 
Entwicklung  des  Braugewerbes  in  den  anderen  Ländern 
Deutschlands  oder  im  Auslande  behandelnden  Darstellungen 
finden  in  der  der  bayerischen  Brauerei  ihren  natürlichen 
Ausgangspunkt. 

Die  vom  Verfasser  mit  seiner  Arbeit  verfolgte  Absicht 
geht  nach  zwei  Seiten  hin:  Zunächst  wollte  er  damit  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  einen  gelehrten  Beitrag 
zu  der  noch  immer  sehr  des  Ausbaues  bedürftigen  Erforschung 
der  modernen  Industrieentwicklung  liefern.  Daneben  wollte 
er  im  Hinblick  auf  seine  derzeitige  Berufsstellung  den  Ver- 
tretern und  Jüngern  des  deutschen  Braugewerbes  ein  auch 
nach  der  praktischen  Seite  hin  vielleicht  nicht  unwillkommenes 
Bild  von  der  Entwicklung  ihrer  Industrie  bieten. 

Dafs  dieser  die  Arbeit  beherrschende  Dualismus  ihrer  Be- 
stimmung für  deren  Abfassung  nicht  ohne  Schwierigkeiten 
und  Gefahren  war,  darf  wohl  behauptet  werden.  Während 
vielleicht  dem  gelehrten  Leser  die  Darstellung  der  technischen 
Entwicklung   zu  breit  angelegt    und    specialisiert    erscheinen 


Digitized  by  VjOOQ IC 


-    VUI    - 

dürfte,  wird  der  gewerbliche  Praktiker  hingegen  dieselbe 
vielleicht  eher  als  zu  dürftig  und  in  manchen  Einzelheiten 
gewifs  nicht  als  ganz  fehlerfrei  erachten,  zugleich  wohl  auch 
die  eingehenden  statistischen  Betrachtungen  als  zu  weit  aus- 
gesponnen empfinden. 

Wie  es  dem  Verfasser  jedoch  scheinen  will,  ist  dies  Ver- 
fahren aber  sowohl  fiir  den  theoretisch-wissenschaftlichen,  wie 
für  den  praktisch  -  gewerblichen  Standpunkt  berechtigt  und 
nützlich.  Dafs  die  Aufzeigung  technisch  bedingter,  wirtschaft- 
licher Vorgänge  nur  auf  Grund  einer  näheren  Vertrautheit 
mit  den  einschlägigen  technischen  Verhältnissen  möglich  ist, 
und  dafs  daher  das  Gebiet  der  Technik  hinsichtlich  seiner 
wirtschaftlichen  Bedeutung  zu  den  notwendigen,  ergänzenden 
Wissensgebieten  der  Nationalökonomie  gehört,  ist  allgemein 
anerkannt.  Es  darf  deshalb  eine  der  Erweiterung  dieses 
nationalökonomischen  Wissensgebiets  dienende  Darstellung 
technischer  Verhältnisse,  selbst  wo  sie  über  das  Mafs  des 
Gewohnten  hinausgehen  sollte,  aus  diesem  Grunde  auf  eine 
wohlwollende  Aufnahme  in  den  gelehrten  Kreisen  hoffen. 

Andererseits  —  und  hier  darf  der  Verfasser  sich  auch  auf 
seine  persönlichen  Berufserfahrungen  stützen  —  ist  es  für  den 
gewerblichen  Praktiker,  auch  wenn  er  nicht  gerade  zu  den 
hervorragenden  und  gewichtigsten  Vertretern  seiner  Industrie 
zählt,  im  Interesse  seiner  gesamten,  wirtschaftlichen  Bildung 
immer  nutzbringend,  wenn  er  mit  den  Darstellungsmethoden 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  vertraut  wird  und  den  Wert 
statistischer  Schilderungen  sachlich  würdigen  lernt.  Hieran 
fehlt  es  aber,  besonders  in  den  Kreisen  der  kleinereu  und 
mittleren  Gewerbtreibenden ,  noch  sehr.  Für  die  jeweils  in 
Frage  kommenden  gewerblichen  Wirtschaftskreise  giebt  es 
behufs  Wahrung  berechtigter  Interessen  im  Staats-  und  Wirt- 
schaftsleben und  zur  Festigung  einer  gesunden  Solidarität 
keine  bessere  Handhabe  als  die  Fähigkeit  einer  geeigneten 
Nutzbarmachung  statistischer  Daten.  In  Bezug  hierauf  ist 
gerade  die  Entwicklungsgeschichte  des  Braugewerbes  sehr 
lehrreich. 

Auf  die  Erfüllung  dieses  in  erster  Linie  wissenschaft- 
lichen und  daneben  praktischen  Zwecks  seiner  Arbeit  hoffend, 
sei  es  dem  Verfasser  noch  gestattet,  seinem  wäimsten  Danke 
gegen  seinen  Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  Schmoller,  und 
seinen  Chef,  Herrn  Professor  Dr.  M.  Delbrück,  die  ihn 
bei  der  Abfassung  und  Veröffentlichung  seiner  Arbeit  wesent- 
lich angeregt  und  hülfreich  gefördert  haben,  auch  an  dieser 
Stelle  Ausdruck  zu  verleihen. 

Berlin,  im  Januar  1893. 

Emil  Strure. 
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Einleitung. 


Die  Entwicklung  des  Verkehrs  und  die  ihr  folgende  Aus- 
bildung der  Arbeitsteilung  hatten  gegen  Ende  des  vorigen 
JahrhundeiiB  den  Boden  bereitet,  auf  dem  die  neuzeitliche 
Umgestaltung  der  gewerblichen  Produktion  vor  sich  gegangen 
ist.  Zwei  grofse  Faktoren  waren  es  vornehmlich,  die,  auf 
dieser  Grundlage  einsetzend,  ihr  dabei  die  Bahn  wiesen :  Eine 
aus  den  gesteigerten  Produktionsbedtirfnissen  erwachsene, 
durch  die  Errungenschaften  der  erweiterten  naturwissenschaft- 
lichen Erkenntnis  fortgebildete  Technik^,  die  mit  ihren 
bahnbrechenden  Erfindungen  das  Prinzip  der  gröfstmöglichen 
Arbeitsleistung  bei  geringstem  Kraftaufwande  in  bis  dahin 
ungekannter  und  ausgedehntester  Weise  zur  ökonomischen 
Geltung  brachte.  Sodann  eine  der  zur  Herrschaft  gelangten 
Idee    vom    modernen    Rechtsstaate    entsprossene    Gewerbe- 

So  1  i  t  i  k ,  die  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  Aller  und 
er  freien  Selbstbestimmung  und  Bethätigung  des  Einzelnen, 
soweit  es  mit  den  Rücksichten  auf  die  Staats-  und  volkswirt- 
schaftliche Ordnung  vereinbar,  gesetzgeberisch  zum  Ausdruck 
brachte  ^. 


>  S.  hierzu  u.  a.  E.  Herr  mann,  Technische  Fragen  und  Probleme 
der  modernen  Volkswirtschaft.  ^  Studien  zu  einem  System  der  reinen  und 
ökonomischen  Technik.    Leipzig  1891.    Besonders  Studien  1—3. 

*  S.  hierzu  auch  die  Hardenberg  sehe  Geschäftsinstruktion  für  die 
Regierungen  in  sämtlichen  Provinzen  F  »ufsens  vom  26.  Dezember  1808, 
woselbet  es  im  §  84  heifst:  „Bei  allen  Ansichten,  Operationen  und  Vor- 
schlägen der  Regierungen  mufs  der  Grundsatz  leitend  bleiben,  Niemanden 
in  dem  Genufs  seines  Eigenthums,  seiner  bürgerlichen  Gerechtsame  und 
Freiheiten,  solange  er  in  den  gesetzlichen  Grenzen  bleibt,  weiter  einzu- 
schränken, als  es  zur  Beförderung  des  allgemeinen  Wohls  nöthi^  ist ;  einem 
Jeden  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  die  möglichst  freie  Entwick- 
lung lind  Anwendung  seiner  Anlagen,  Fähigkeiten  und  Kräfte,  in  mora- 
lischer sowohl  als  physischer  Hinsicht  zu  gestatten  und  alle  dagegen  noch 

Forschungen  (51)  XII  1.  —  Struve.  1 
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Zu  diesen  treibenden  Elementen  kam  noch  ein  drittes, 
zum  Teil  dem  Komplex  ihrer  Wirkungen  entsprungen,  hinzu, 
das  Kapital  in  seiner  specifisch  modernen  wirtschaftlichen 
Bedeutung. 

Für  den  Gewerbebetrieb  ergab  sich  hieraus  im  all- 
gemeinen eine  tiefgehende  Umgestaltung,  ein  Prozefs  vom 
zünftigen,  empirisch-handwerksmäfsigen  Betriebe  zu  dem  mit 
Kapital  und  maschinellen  Einrichtungen  ausgestatteten,  nach 
rationellen ,  wissenschaftlich  -  technischen  und  merkantilen 
Grundsätzen  geleiteten,  alle  Vorteile  des  erweiterten  Verkehrs 
und  der  freien  Konkurrenz  ausnützenden  Industriebetrieb. 
Man  hat  daher  in  dieser  Beziehung  unser  Zeitalter  auch  wohl 
kurzweg  das  des  „Industrialismus"  genannt.  —  Natur- 
gemäfs  war  dieser  Prozefs  kein  harmonischer,  alle  Teile  und 
Gebiete  des  gewerblichen  Lebens  gleichartig  erfassender.  Es 
bildete  sich  vielmehr  meist  ein  tiefgehender  Gegensatz  zwischen 
Kleingewerbe  und  Grofsindustrie  aus,  der  in  einem  in  dieser 
Weise  bisher  ungekannten  Existenzkampfe  des  ersteren  gegen 
diese  zum  Ausdruck  kam  und  seither  eine  der  hervorragend- 
sten socialen  Erscheinungen  unserer  Zeit  bildet. 

Bei  der  grofsen,  immer  mehr  in  den  Vordergrund  tretenden 
Bedeutung  dieses  Umwandlungsprozesses  und  seiner  socialen 
Begleiterscheinung  für  die  gesamte  Staats-  und  Volkswirtschaft 
konnte  es  nicht  ausbleiben,  dafs  die  Staatsleitung  ihm  alsbald 
ihre  volle  Aufmerksamkeit  zuwandte  und,  wo  es  ihr  notwendig 
und  angängig  schien,  gesetzgeberisch  eingriff:  Die  deutsche 
Gewerbegesetzgebung  unserer  Zeit,  die  Innungs-  und  Genossen- 
schafts-, die  Kredit-  und  die  Steuergesetzgebung,  sowie  auch 
die  Zoll-  und  Handelspolitik  zeigen  in  vielen  Teilen  und  in 
steigendem  Mafse  das  Bestreben,  die  oft  einseitig  ausgeartete 
und  ungestüm  verdringende  Tendenz  der  gewerblichen  Ent- 
wicklung zum  Industrialismus  zu  zügeln  und  ihre  Wirkungen 
für  die  von  ihr  betroffenen  Interessen  zu  mildem,  bezw.  sie 
mit  ihnen  in  Einklang  zu  setzen. 

Auch  die  Wissenschaft  liefs  es  sich  angelegen  sein, 
diesen  Entwicklungsgang  in  seinen  verschiedenen  Formen  und 
Phasen  zu  verfolgen  und  zu  ergründen.  In  erster  Linie  galt 
es  für  sie  die  wichtige  Thatsache  ins  rechte  Licht  zu  setzen, 
dafs  nämlich  dieser  Umwandlungsprozefs  bezüglich  der  ein- 
zelnen Gewerbe,  so  allgemein  und  tiefgreifend  er  auch  er- 
scheint,   sich    äuTserst  verschiedenartig   gestaltete,    indem   er 


obwaltenden  Hindernisse  baldmöglichst  auf  eine  legale  Weise  hinweg  zu 
räumen.  .  .  . "  Femer  sagt  §  50 :  „ .  .  .  Man  gestatte  daher  einem  Jeden, 
solange  er  die  vorbemerkte  Grenzlinie  hierin  nicht  verletzt,  sein  eigenes 
Interesse  auf  sehiem  eigenen  We^e  zu  verfolgen,  und  sowohl  seinen 
Fleifs  als  sein  Kapital  in  die  freieste  Konkurrenz  mit  dem  Fleifse  und 
Kapital  seiner  Mitbürger  zu  bringen.  .  ." 
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wesentlich  davon  abhängig  war,  ob  und  in  wie  weit  die  durch 
ihn  gezeitigte  Produktionsweise  der  Natur,  d.  h.  den  technischen 
und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  der  jeweils  in  Frage 
kommenden  Gewerbe  entsprach.  —  In  dieser  Richtung  ist  die 
Volkswirtschaftslehre  erfolgreich  vorgegangen  und  bekannter- 
mafsen  bereits  dazu  gelangt,  eine  ziemlich  vollständige  Grup- 
pierung der  einzelnen  Gewerbe  hinsichtlich  der  Möglichkeit 
und  Art  ihrer  Entwicklung  zum  Industriebetriebe  vorzunehmen 
und  damit  wertvolles  Material  für  die  praktische  Bethätigung 
des  wirtschaftspolitischen  Gesetzgebers  zu  liefern^. 

Wie  schwierig  sich  indessen  die  Würdigung  dieser  Ver- 
hältnisse gestalten  kann,  wenn  es  sich  in  einem  realen  Fall 
darum  handelt,  gesetzgeberisch  in  den  Entwicklungsgang  eines 
Gewerbes  einzugreifen,  das  hat  sich  besonders  deutlich  und 
lehrreich  gezeigt,  als  die  bayerische  Regierung  im  Herbst  1889 
mit  einem  diesbezüglichen  Gesetzentwurf,  „die  Abstufung  des 
Malzaufschlages  für  die  verschiedenen  Kreise  des  Braugewerbes 
betreffend",  vor  die  Kammer  trat. 

Es  mufsten  in  der  That  gewichtige  Gründe  gewesen  sein, 
die  die  bayerische  Regierung  bestimmt  hatten,  einen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  den  sie  selbst  erst  wenige  Jahre  vorher 
mit  den  Prinzipien  der  indirekten  Besteuerung  als  gänzlich 
unvereinbar    und     unausführbar    bezeichnet    hatte*.      Zwar 


*  Vergl.  hierzu:  von  Viebahn,  Statistik  des  zoll  vereinten  und 
nördlichen  Deutschlands.  Berlin  1868.  —  O.  Schwarz,  Die  Betriebs- 
formen der  modernen  Grofsindustrie.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  Tübin^^en 
1869.  XXV.  Jahrg.  —  G.  Schmoller,  Zur  Geschichte  des  deutschen 
Kleingewerbes  im  19.  Jahrhundert.  Halle  a.  S.  1870.  —  Derselbe, 
Über  die  Entwicklung  des  Grofsbctriebs  und  die  sociale  Klassenbildung. 
Preufsiache  Jahrbücher  Bd.  69  Hef%  4.  —  Dannenberg,  Das  deutsche 
Handwerk  und  die  sociale  Fra^e.  Leipzig  1872.  —  V.  Böhm  er  t.  Die 
Gregenwart  und  Zukunft  des  Kiembetriebs.  Arbeiterfreund  1878,  16.  Jahrg. 
—  W .  Koscher,  Über  Industrie  im  Groisen  und  Kleinen.  Ansichten  der 
Volkswirtschaft.  3.  Aufl.  1878.  Desgl.  in  seinem  System  etc.  III  §  112 
bis  118.  15.  Aufl.  1880.  —  Steglich,  Über  die  Zukunft  der  Handwerks- 
arbeit. Arbeiterfreund  1883,  21.  Jahrg.  —  M.  Haus  hofer,  Das  deutsche 
Kleingewerbe  in  seinem  Existenzkampfe  gegen  die  Grofsindustrie,  in 
V.  HoTtzendorfis  Zeit-  und  Streitfragen  1885  Heft  218.  —  W.  Stieda, 
Gewerbliche  Zustände  in  der  Gegenwart.  Preufsische  Jahrbücher  1886.  — 
6.  Schönberg,  Gewerbe,  I.  Teil,  in  Handbuch  der  politischen  Ökonomie, 
3.  Aufl.  1889,  2.  Bd.  —  Lezis,  Artikel:  Grofsbetneb— Kleinbetrieb,  in 
Conrads  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Jena  1892,  4.  Bd.  — 
C.  Bücher,  Art.:  Gewerbe.  Ebenda,  3.  Bd.  —  Stieda,  Art.:  Fabrik. 
Ebenda.  —  H.  Losch,  Nationale  Produktion  und  Berufsgliederung. 
Leipz^  1891.  —  Auch:  G.  v.  Schulze-Gäyernitz,  Der  Grofsbetrieb 
ein  wirtschaftlicher  und  socialer  Fortschritt    Leipzig  1892.    Bes.  Kap.  I. 

'  „.  .  .  Es  wurde  und  wird  mit  Recht  vor  Allem  eingewendet,  dafs 
eine  Abstufung  der  Natur  der  Abgabe,  um  welche  es  sich  hier  handelt, 
total  widersprechen  würde.  Mit  vollem  Recht  ist  behauptet  worden,  dafs 
der  Aufschlaff  zunächst  vom  Publikum  zu  tragen  sei,  weil  er  eine  Kon- 
sumtionsabgabe ist.    Ist  aber  dieser  Satz  richtic^,   so   folgt  daraus   von 
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herrschte  über  die  in  Betracht  kommenden  Grundfragen  im 
grofen  und  ganzen  ziemliche  Einstimmigkeit.  Die  weit  zurück- 
reichende, ausführliche  und  zuverlässige  Statistik  des  bayeri- 
schen Malzaufschlages,  sowie  eine  sehr  reichhaltige,  einschlägige 
Litteratur  trugen  dazu  bei,  den  allgemeinen  Entwicklungsgang 
des  bayerischen  Braugewerbes  und  die  ihn  hauptsächlich  be- 
dingenden Verhältnisse  von  jeher  ziemlich  deutlich  erkennen 
zu  lassen.  Die  mehr  und  mehr  sich  ausbildende  Scheidung 
des  Gewerbes  in  Grofs-,  Mittel-  und  Kleinbetrieb  und  der 
zwischen  diesen  Gruppen  entsponnene  Existenzkampf  lagen 
offenkundig  zu  Tage.  Und  doch  gingen  in  den  Kammerver- 
handlungen wie  in  der  diese  Verhältnisse  lebhaft  und  eingehend 
besprechenden  Tages-  und  Fachpresse  die  Meinungen  über  die 
eigentlichen  Ursachen  dieser,  einander  vielfach  widerstreitenden 
Entwicklungstendenzen,  deren  Verhältnis  zu  einander  und 
deren  jeweilige  Tragweite  vielfältig  auseinander.  Die  Einsicht, 
dafs  auf  alle  Fälle  etwas  dagegen  geschehen  müsse,  war 
schliefslich  für  den  überwiegenden  Teil  der  Volksvertretung 
mafsgebend,  der  Regierungsvorlage  zuzustimmen  trotz  der 
mannigfachen  Meinungsverschiedenheiten  über  die  einzu- 
schlagenden Mittel  und  Wege,  um  dieser,  vielfach  bedenklichen 
Tendenz  der  Brauereientwicklung  vorzubeugen. 

Die  bei  dieser  Gelegenheit  zu  Tage  getretene  Kompliziert- 
heit aller  die  Entwicklung  eines  Gewerbes  in  der  Neuzeit  be- 
dingenden Verhältnisse  und  die  Schwierigkeit,  sie  in  ihrer 
Gesamtheit  zu  erfassen  und  im  einzelnen  gegeneinander  ab- 
zuwägen, fkllt  allerdings  gerade  beim  Braugewerbe  sehr 
ins  Gewicht. 

Es  dürfte  in  der  That  nur  wenige  Gewerbe  geben,  in 
denen  der  durch  die  moderne  Produktionsweise  gezeitigte  Um- 
wandlungsprozefs  nebst  seinen  socialen  Begleiterscheinungen 
so  verschiedenartig  gediehen  und  so  vielen  lokalen  und  wirt- 
schaftlichen Modifikationen  unterworfen  ist  wie  im  Braugewerbe. 

Allerdings  zeigt  die  Brausteuer-Statistik  in  allen  deutschen 
Bundesstaaten,  sowie  auch  in  dem  in  Betracht  kommenden 
Auslande  schon  seit  vielen  Jahren  im  allgemeinen  eine  Ab- 
nahme der  Brauereibetriebe  gegenüber  einer  Zunahme  der 
Produktion.  Es  ist  ferner  eine  Thatsache,  dafs  in  wenigen 
Gewerben  die  Fortschritte  der  angewandten  Chemie  und  der 
Maschinentechnik  so  elementar  die  Vorteile  des  industriellen 
Maschinenbetriebes  gegenüber  dem  handwerksmäfsigen  Klein- 
betriebe erkennen  liefsen,  als  in  der  Bierbrauerei.     Und  doch 


selbst,  dafs  man  eine  Abstufung  weder  nach  Arten,  noch  nach  Personen, 
noch  nach  Produktionsgröfsen  machen  kann/'  —  Aus  der  Rede  des 
Staatsministers  von  Riedel  in  der  Plenarsitzung  der  Abgeordneten- 
kammer vom  18.  Februar  1884.    (Stenogr.  Ber.  1884,  Bd.  11  S.  579  f.). 
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diese  grofsen  Verschiedenheiten  ihrer  gewerblichen  Entwick- 
lung im  einzelnen! 

Die  Brauerei  nimmt  eine  eigentümliche  Stellung  im  Wirt- 
schaftsleben,  besonders  in  Deutschland  ein.  Durch  ihr  Er- 
zeugnis, das  Bier,  ist  sie  als  Nahrungsgewerbe  aufs  engste 
mit  allen  Fasern  des  materiellen  Volkslebens  verknüpft.  Kein 
Getränk  erfüllt  bei  uns  in  so  volkstümlicher  und  ausgedehnter 
Weise  das  Bedürfnis  nach  einem  schmackhaften,  bekömmlichen 
und  wohlfeilen  Getränk,  —  als  tägliches  Erquickungsmittel 
wie  beliebtes  „Gesellschaftsgetränk"  ^  gleich  geeignet  — ,  wie 
das  Bier*. 

An  die  landwirtschaftliche  Urproduktion  anschliefsend, 
der  sie  die  nötigen  Braustoffe  entnalim  und  in  den  Produk- 
tionsrückständen wertvolles  Viehfütterungs-  und  damit  Dung- 
material wieder  zuführte,  ist  die  Brauerei  einer  der  ältesten, 
stoffumwandelnden  Nahrungszweige  des  Menschen. 

So  steht  sie,  einerseits  mit  diesem  Teile  der  Volkswirt- 
schaft —  der  Landwirtschaft  —  noch  heute  im  engsten  Zu- 
sammenhange, zum  Teil  als  ein  Nebengewerbe  derselben  be- 
trieben, und  ist  andererseits  eine  grofse,  mächtige  Industrie, 
die  Errungenschaften  der  Chemie  und  eine  ausgestaltete 
Maschinentechnik  in  ihren  Diensten  verwertend,  der  Volks- 
wirtschaft wie  der  öffentlichen  Finanz  Wirtschaft  bedeutende 
Werte  durch  ihre  Produktion  zuführend,  den  Absatz  ihres  Er- 
zeugnisses sowohl  in  den  breiten  Schichten  der  konsumierenden 
Bevölkerung  im  Lande  selbst,  als  auch  über  dessen  Grenzen 
hinaus  verzweigend. 

In  dem  noch  so  äufserst  gleichmäfsig  über  das  ganze  Land 
verbreiteten  Braugewerbe,  in  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  von 
Art  und  Ausdehnung  seines  Betriebes  und  seiner  Absatzkreise, 
die  meist  den  allgemeinen,  umgebenden,  lokalen  Wirtschafts- 
bedingungen entsprechen,  spiegelt  sich  das  deutsche  Wirtschafts- 
leben mit  allen  seinen  Unterschieden.  Nur  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkte ist  es  möglich,  den  seitherigen  Entwicklungsgang 
des  Braugewerbes  in  Deutschland  zu  verstehen,  seine  gegen- 
wärtige Lage  zu  beurteilen  und  die  Tendenzen  seiner  ferneren 
Entwicklung  herauszufühlen.  Man  wird  dies  bestätigt  finden, 
wenn  man  die  bisherige  Entwicklung  der  Brauerei  näher  ins 
Auge  fafst  und  verfolgt. 

Im    nachstehenden  ist  dies   für  die  Neuzeit  bezüglich  des 


1  Baer,  Der  Alkoholismus.    1877. 

'  S.  auch  L.  V.  Stein,  Finanzwissenschaft,  2.  Bd.,  Biersteuer: 
.Unsere  Zeit,  die  auf  allen  Punkten  die  geistigen  Kräfte  im  Verhältnis  zu 
den  physischen  mehr  anstrenet,  bedarf  emes  Grleich^ewiehtes  gegen  diese 
Aufregung,  imd  Bier  und  Tabak  erfüllen  daher  jetzt  schon  eine  Be- 
stimmung, welche  weit  über  die  Ernährung,  ja  sogar  Über  den  Genufs 
hinausgeht" 
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bayerischen  Brauereigewerbes  unternommen.  Die  moderne  Ent- 
wicklung des  Brauwesens  in  Deutschland  ist  bekanntlich  von 
Bayern  ausgegangen.  Eine  Schilderung  der  Entwicklung  der 
bayerischen  Brauerei  dürfte  daher  auch  der  passendste  Aus- 
gangspunkt zu  einer  die  deutsche  Brauerei  überhaupt  um- 
fassenden Betrachtung  sein. 

Dazu  kommt,  dafs  gerade  in  Bayern  sich  wegen  des  bis 
in  die  letzten  Jahrzehnte  fortgesetzten  Konfliktes  zwischen 
den  aus  der  Entwicklung  der  Technik  und  des  Verkehrs 
hervorgehenden  Verhältnissen  und  des  Zustandes  der  Qe- 
werbegesetzgebung,  sowie  wegen  der  Scheidung  Bayerns  in 
ein  Bier-  und  Weinland  —  die  Rheinpfalz  — ,  interessante 
Thatsachen  für  die  Würdigung  der  das  Brauwesen  überhaupt 
bedingenden  Verhältnisse  ergeben. 
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I.  Abschnitt. 

Das  bayerische  Braugewerbe  vor  und  um  1800. 


Die  moderne  Entwicklung  der  Bierbrauerei  in  Deutsch- 
land ist,  wie  bemerkt,  in  der  Hauptsache  von  Bayern  aus- 
gegangen, doch  machte  sich  daneben  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  auch  der  Einflufs  der  gleichzeitig  in  Auf- 
schwung gekommenen  österreichischen  (besonders  böh- 
mischen) Brauerei  mannigfach  geltend. 

Für  die  auf  der  Grundlage  der  Verkehrsentwicklung  und 
Arbeitsteilung  einsetzenden  Faktoren  der  bayerischen  Brauerei- 
entwicklung waren  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbegesetz- 
gebung naturgemäfs  die  einheimischen  Verhältnisse  allein 
mafsgebend.  Die  dazu  kommenden  Fortschritte  der  Tech- 
nik dagegen  griffen  in  ihren  früheren  Anfilngen  zum  Teil 
auch  auf  norddeutsche  Anregungen  zurück  und  erhielten,  ge- 
tragen und  fortgebildet  durch  die  Gunst  der  das  Gewerbe 
bedingenden  einheimischen,  Staats-  und  volkswirtschaftlichen 
Zustände,  ihre  neuzeitlichen  Impulse  wie  die  meisten  anderen 
technischen  Gewerbe  vornehmlich  von  England  her,  wo 
bereits  seit  dem  18.  Jahrhundert  eine  grofse,  industriemäfsige 
Brauerei  entstanden  war. 

Es  ist  für  die  Geschiclite  der  Brauerei  in  Deutschland 
eine  merkwürdige  und  nicht  allgemein  bekannte  Thatsache, 
dafs  bis  zum  Beginn  der  neueren  Zeit  nicht  Süddeutschland, 
sondern  ursprünglich  Norddeutschland  die  eigentliche 
Stätte  der  berühmten  deutschen  Brauerei  war. 

Hier  des  näheren  auf  die  Darlegung  der  Verhältnisse, 
die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  diesen  Rollentausch  bewirkt 
haben,  einzugehen,  würde  zu  weit  führen.  Soweit  sie  jedoch 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Vorbereitung  der  neuzeitlichen 
Entwicklung     der    bayerischen    Brauerei    übersehen     werden 
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konnten,   scheinen  sie  im  wesentlichen  folgender  Art  gewesen 
zu  sein^. 

In  Nord-  wie  in  Süddeutschland  war  die  Brauerei  ursprüng- 
lich ein  landwirtschaftlicher  Nebenbetrieb  und  ruhte  in  den 
Händen  der  meist  wohlhabenden  Hufenbesitzer,  die  zum  Teil 
auch  Handel,  bezw.  Schiffahrt  betrieben.  Desgleichen  wurde 
in  den  Klöstern  die  Brauerei  eifrig  gepflegt.  Bei  der  sich 
ausbildenden  Stadtwirtschaft  erhielt  auch  das  Brauwesen  mehr 
und  mehr  einen  gewerblichen  und  städtischen  Charakter.  Die 
Inhaber  der  städtischen  Brauereien  schlössen  sich  dem  Zuge 
der  Zeit  entsprechend  zusammen  und  bildeten  die  vornehmen 
Brauergilden  ^.  Durch  die  Einträglichkeit  ihres  Geschäftes 
und  den  ausgedehnten  Absatz  ihres  Erzeugnisses  trugen  sie 
in  hohem  Grade  zur  Hebung  des  städtischen  Wohlstandes  bei, 
Bodafs  es  im  Mittelalter  und  zur  Zeit  der  Renaissance  ein 
bekannter  Satz  war,  dafs  die  „Braunahrung"  neben  Handel 
und  Schiffahrt  die  Hauptquelle  des  Wohlstandes  vieler  Städte 
sei  und  daher  wohl  auch  „die  güldene  Nahrung"  genannt 
wurde®.  Die  allgemeine  Prosperität  von  Handel  und  Wandel 
in  jener  Zeit,  die  verhältnismäfsig  ausgebildeten  Verkehrs- 
beziehungen  besonders  infolge  der  Machtstellung  der  Hansa 
und  der  Mangel  an  anderen  Genufsmitteln  verhalfen  besonders 
in  den  Städten  der  norddeutschen  Tiefebene  dem  Braugewerbe 
zu  einem  blühenden  Zustande.  Fast  jede  Stadt  hatte  ihre 
„Specialität"  von  Bier;  der  Ruf  mancher  derselben  drang  über 
Länder  und  Meere  und  veranlafste  einen  lebhaften  und  weit- 
verzweigten Bierexport*.  Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
konnte  der  schwedische  Bischof  Olafs  Magnus  noch  schreiben, 
dafs  wie  der  Wein  nach  Süden,  so  das  Bier  nach  Norden  zu 


'  Vergl.  hierzu  besonders:  Schmollcr,  Studien  über  die  wirtschaft- 
liche Politik  Friedrich  des  Grofsen.  XII.  „Die  wirtschaftlichen  Zustände 
im  Herzogtum  Magdeburg.*'  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.  1887. 
S.  24  ff.  —  Desgl.  auch  J.  G.  Hoffmann,  die  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betriebe.    Berlin  1841. 

3  Sie  waren  jedoch  keineswegs  immer  in  sich  abgeschlossen,  vielmehr 
war  das  jus  braxandi  ursprünglich  m  der  Regel  ein  allen  freien  Stadtbürgem 
zustehendes  Recht,  weshalb  auch  in  manchen  Gegenden  (Sachsen,  Öster- 
reich etc.)  die  „goldene  Freiheit^  genannt. 

'  Hamburg  beispielsweise  gründete  noch  bis  ins  14.  Jahrhundert 
seinen  Wohlstand  auf  die  rege  l^tricbene  Brauerei.  Vgl.  Schmoller 
a.  a.  0.  —  W.  Naud^,  Deutsche  städtische  Getreidehandelspolitik  vom 
15.  bis  17.  Jahrhundert  mit  besonderer  Berücksichtigung  Stettins  und 
Hamburgs.    Schmollers  Forschungen  8.  Bd.  Heft  5.    Leipzig  1889. 

^  ^Rostock  und  Lübeck  versorgten  damals  ganz  England  mit  Bier 
und  gaben  so  den  Anstofs  zur  Entstehung  der  englischen  Exportbrauerei : 
^ne  Menge  englischer  Grofsbrauereien  schreibt  sich  noch  aus  dieser  Zeit 
her."  V.  d.  Planitz,  Das  Bier  und  seine  Bereitung  einst  und  jetzt. 
München  1879. 
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immer  besser  und  allgemeiner  würde :  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land, galten  damals  als  die  eigentlichen  „Trinklande"*. 

Der  allgemeine  Niedergang  aber,  der  mit  dem  30jährigen 
Kriege  auf  allen  Gebieten  des  deutschen  Wirtschaftslebens  er- 
folgte, zog  auch  das  Braugewerbe  mit  sich.  Wie  überall  ^  so 
wirkte  auch  hier  die  durch  das  Sinken  des  Volkswohlstandes 
erzeugte  grofse  Verminderung  des  Absatzes  lähmend  auf  die 
Produktion  ein^. 

Dazu  kam  die  Vernachlässigung  der  Technik,  —  die  mehr- 
fach mit  der  Aufhebung  der  Klöster  in  vielen  Gebieten  Nord- 
deutschlands in  Zusammenhang  gebracht  wird,  —  das  Veröden 
vieler  Braustätten  und  das  Aufkommen  von  fremdländischen 
Genufsmitteln,  wie  Kaffee,  Thee  und  Schokolade  in  den  oberen 
Ständen,  —  von  Branntwein  in  den  niederen  Schichten  der 
Bevölkerung.  Vornehmlich  aber  war  es  das  Verhalten  der 
Braugilden,  das  angesichts  dieses  Zustandes  verhängnisvoll  für 
die  Zukunft  des  Gewerbes  wurde.  Schon  früher  hatte  sich 
das  Bestreben  nach  Monopolisierung  des  Absatzes,  Fernhaltung 
aller  Konkurrenz  und  demokratischer  Gleichberechtigung  aller 
„Braueigner"  mannigfach  geltend  gemacht.  Jetzt  traten  alle 
diese  Bestrebungen  mehr  wie  je  in  den  Vordergrund.  Zu- 
nächst wurden  die  Zwangs-  und  Bannrechte  verschärft.  Die 
Produktion  wurde  genau  nach  den  lokalen  Absatzbedingungen 
geregelt,  und  da  der  Absatz,  wie  erwähnt,  stetig  nachliefs, 
immer  mehr  herabgesetzt.  Die  Zahl  der  brauberechtigten 
Bürger  bezw.  Häuser  wurde  für  immer  als  unverrückbar  be- 
stimmt, jedem  Braueigner  das  von  ihm  zu  brauende  Quantum 
vorgeschrieben  und  eine  scharfe  Produktions-  und  Absatz- 
kontrolle geführt.  Da  bei  der  grofsen  Zahl  der  Brauberech- 
tigten der  Produktionsanteil  des  Einzelnen  für  einen  ständigen 
Betrieb  nicht  mehr  ausreichte,  wurde  das  Reihebrauen  ein- 
geführt, wonach  jeder  nach  dem  Lose  in  einem  bestimmten 
Turnus  die  ihm  vorgeschriebene  Anzahl  Sude,  vielfach  nur  in 
einem  besonderen  städtischen  Brauhause  ausfiihren  mufste. 
Dies  wirkte  natürlich  auf  das  ungünstigste  auf  die  Produk- 
tion selbst  zurück  und  legte  nicht  nur  jede  fernere  Entwick- 
lung des  Gewerbes  von  vornherein  lahm,  sondern  führte  not- 
gedrungen seinen  Verfall  herbei,  der  denn  auch  überraschend 
schnell  eintrat:  die  wohlhabenderen  Brauer,  deren  Betriebs- 
stätten bereits  einen  verhältnismäfsig  grofsen  Umfang  mit 
weitverzweigtem  Absätze  gewonnen  hatten  und   auf  denen  in 


'  Vergl.  auch  hierzu:  Knaust,  Die  Kunst  des  Bierbrauens  etc. 
Erfurt,  2.  Aufl.  1614.  —  Grass e,  Bierstudien.    Dresden  1872. 

'  „Man  wird  der  Sache  nicht  zuviel  thun«  wenn  man  annimmt,  dafs 
die  Brauerg^den  jetzo  nicht  den  fünften  Teil  loswerden  als  vor  etwa 
200  Jahren."  Unger,  Vom  Verfall  der  Braunahrung  in  den  Städten  etc. 
Hannoversche  Gelehrten  Anzeigen  1752. 
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erster  Linie  die  Blüte  des  Gewerbes  ruhte,  mufsten  ihre 
Produktion  mehr  und  mehr  einschränken.  Sie  verloren  dem- 
entsprechend allmählich  das  frühere  Interesse  an  ihren  Be- 
trieben. Selbständig  die  Brauerei  erlernt  zu  haben,  lohnte 
sich  nicht  mehr  und  wrar  überhaupt  auch  fast  nirgends  Be- 
dingung zur  Gewerbebefugnis  gewesen.  Es  wurde  daher  mehr 
und  mehr  üblich,  auf  das  Recht,  selbst  zu  brauen,  zu  ver- 
zichten und  entweder  das  Braulos,  sobald  die  Reihe  traf,  an 
einen  dazu  Bereitwilligen  gegen  Entgelt  abzutreten,  oder  aber 
gemeinschaftlich  einen  gelernten  Brauer  mit  der  Übernahme 
des  Brauens  amtlich  zu  betrauen. 

Man  kann  sagen,  dafs  das  Institut  des  „Reihebrauens" 
und  der  „Amtsbrauer"  das  Aufhören  der  Brauerei  als  Ge- 
werbe bedeutete,  diese  vielmehr  lediglich  eine  Pfründe  be- 
stimmter, bevorrechtigter  Hausbesitzer  war.  Es  war  dies  In- 
stitut des  Reihebrauens  eine  Heimstätte  für  Liederlichkeit  und 
Betrügereien  aller  Art,  „ein  Lotterbett  für  Faulheit  und  In- 
dolenz" ^  (Schmoller). 

An  mannigfachen  Versuchen  der  Regierung,  hebend  und 
reorganisierend  hier  einzugreifen,  fehlte  es  nicht.  Es  war 
immer  schon  viel  erreicht,  wenn  die  staatlichen  Behörden  mit 
bureaukrati scher  Strenge  über  die  rechtliche  Innehaltung  der 
geschaffenen  Ordnungen  des  städtischen  Brauwesens  wachten. 
Eine  radikale  Beseitigung  dieser  Zustände  würde  aber  an- 
gesichts der  mannigfachen,  materiellen  Interessen,  die  sich  im 
Laufe  der  Zeit  an  diese  geknüpft  hatten,  als  „schreiender 
Rechtsbruch"  empfunden  worden  sein^. 

Nur  auf  dem  Lande  hatte  sich  allen  Zwangs-  und  Bann- 
rechten zum  Trotz  auf  den  Rittergütern  der  Adeligen  und 
auch  auf  den  Domänen  die  Brauerei  als  ein  gut  gepflegter, 
technisch  vielfach  weiter  gebildeter  und  in  gröfserem  Umfange 
geübter  landwirtschaftlicher  Nebenbetrieb  erhalten  und  im 
Laufe    der    Zeit    trotz    des    mannigfachen    und    hartnäckigen 


^  „Das  Brauwerk  war  so  im  17.  Jahrhundert  ein  Stück  komplizier- 
tester Gemeinde-  und  Genossenschaftsverfassung  mit  allen  möglichen  Ord- 
nungen, Privilegien,  Privatrechtstiteln  geworden,  begründet  auf  der  Ijoka- 
lisation  des  Marktes  und  der  etädtisclicn  Vorrechte,  die  beide  schon  mehr 
oder  weniger  sich  überlebt  hatten;  nach  innen  immer  oligarchischer 
sich  ausbildend,  alle  fernere  Bewegung  und  allen  technischen  Fortschritt 
hemmend.  Die  brutalsten  Mifsbräuche  der  brauenden  und  zugleich  an 
der  Spitze  der  Brauergilde  stehenden  Ratsmitglieder  deckte  die  preufsische 
Verwaltung  auf,  als  sie  1690 — 92  an  die  Neuordnung  der  Biersteuer  ging." 
Schmoilcr  a.  a.  0. 

'  So  gab  es  in  Einbeck  um  1752  beispielsweise  nicht  weniger  als 
400  Brauei^cr,  von  denen  bei  dem  gesunkenen  Konsum  und  Femver- 
kehr nun  jed(>r  nur  alle  2\a  Jahre  einmal  an  die  Braureihe  kam.  Bei 
etwaiger  Aufhebung  der  dortigen  Brauverfassung  wüixlen  nichtsdesto- 
weniger die  den  Eignem  zu  gewähren  geweseneu  Ablösungssummen  filr 
die  Stadt  unerschwinglich  geworden  sein.''  Vergl.  Unger  a.a.O.;  auch 
Schmoller  a.  a.  O. 
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Widerstandes  der  Städte  Geltung  verschafft.  Als  1810  endlich 
mit  diesen  mittelalterlichen  Zuständen  aufgeräumt  wurde,  ge- 
langte von  diesen  Landbrauereien  her  vielfach  erst  frisches 
Leben  wieder  in  das  fast  gänzlich  erstorbene  städtische  Brau- 
gewerbe. 

Wie  ganz  anders  war  dagegen  die  Entwicklung  des  Brau- 
gewerbes in  Bayern  vor  sich  gegangen! 

Zur  Zeit,  als  in  Norddeutschland  das  Brauwesen  am 
tiefsten  *damied erlag  und  immer  dringender  die  Frage  behandelt 
wurde,  wie  diesem  Elende  abzuhelfen  sei\  schrieb  ein  un- 
genannter Schriftsteller^,  nachdem  er  von  dem  verrotteten 
Zustande  der  Brauerei  in  den  norddeutschen  Städten  und  den 
daraus  entsprungenen,  demoralisierenden  Wirkungen  für  die 
Bürgerschaft  derselben  eine  drastische  Schilderung  entworfen 
und  die  unbedingte  Aufhebung  ihrer  Brauverfassung  befür- 
wortet, folgendes:  „Churbayern  hat  im  vorigen  Sekulo 
diese  Materie  glücklich  durchgesetzet.  Alle  hier  vorstehenden 
Hindernisse  lagen  im  Wege,  die  Finanz -CoUegien  machten 
ihre  Plans  den  Chur-Fürstlichen  Projekten  entgegen;  die  Land- 
schaft widersetzte  sich  mächtig.  Nur  der  Churfürst  Maximilian 
war  unbeweglich.  Er  hub  den  Zwang  auf;  die  Provinzen 
wurden  ihres  Irrthums  bald  inne;  die  Finanz-CoUegien  wurden 
durch  Vermehrung  und  Abgang  des  Landdebets  eines  anderen 
überzeugt  und  der  Churfürst  konnte  glorieus  seyn  und  das 
ganze  Land  verehrt  dessen  Unternehmen,  so  lange  die  Welt 
stehet.  Nirgends  als  in  diesem  Lande  trinket  man  nunmehro 
so  gut  und  wohlfeil  Bier  als  dort." 

In  diesen  Sätzen  befindet  sich  der  springende  Punkt,  aus 
dem  sich  die  grundverschiedene  Entwicklung  des  Braugewerbes 
in  Süddeutschland  gegenüber  der  in  Norddeutschland  ergab 
und  bedeutsam  dafür  wurde,  dafs  nachmals  von  Bayern  aus 
die  Umgestaltung  und  der  neuzeitliche  Aufschwung  der  Bier- 
brauerei erfolgte. 

Gegenüber  der  Selbständigkeit  und  Oligarchie  der  städti- 


*  S.  Unger,  Drei  Abhandlungen  in  den  „Hannoverschen  Gelehrten 
Anzeigen.^  1752.  92.,  97,  u.  101.  Stück.  —  Ökonomische  Encyklopädie 
von  Kr  Unit  z,  1775,  Teil  V  S.  1—287.  —  ünger.  Vom  Verfall  der 
Braunahrang  etc.  110.  Stück  der  Leipziger  Sammlungen  1753  (über- 
nommen ans  den  Hannoverschen  Gelehrten  Anzeigen).  —  Universal- 
Lexikon,  Halle-Leipziff  1733.  Art.  „Brauerei".—  Ersch  und  Gruber, 
Encyklopädie,  Bd.  X,  XII  und  XII  Anhang.  —  Bergius,  Cameralistische 
Bibliothek.  Nürnberg  1762.  —  Derselbe,  Polizey-  und  Cameral- Ma- 
gazin. —  In  all  diesen  Werken  und  Abhandlungen  zahlreiche,  weiter- 
nihrende  Litteratnrnachweise. 

*  Eines  vornehmen  Cavaliers,  Herrn  von  G. . .  „Gedanken  von  Auf- 
nahme der  Städte".  —  Zinckes  Leipziger  Sammlungen,  Bd.  XIV 
1760,  S.  873-880.    Kapitel  3ier". 
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sehen  Brauergilden  in  Norddeutschland  war  in  Bayern  das 
Gewerbe   der  landesherrlichen   Oberhoheit   unterworfen. 

Die  Befugnis  zum  Betriebe  der  Brauerei  erfolgte  durch 
herzogliche  Belehnung  und  wurde  vielfach  als  Gnadensache 
aufgefafst.  —  Selbst  im  Besitze  vieler  Domanialbrauereien, 
hatten  die  bayerischen  Herrscher  von  jeher  ein  lebendiges  und 
zielbewufstes  Interesse  an  dem  guten  Zustande  des  heimischen 
Brauwesens.  Besonders  auf  dem  Gebiete  der  „Bierpolizei" 
war  dies  für  die  Erhaltung  und  Ausbildung  der  Technik  von 
einer  Tragweite,  die  sich  bis  in  unsere  Tage  lebendig  Erhalten 
hat.  Es  ist  eine  seltene  Thatsache,  dafs  eine  Jahrhunderte 
hindurch  sich  bethätigende  Regierungspolitik  in  einem  be- 
stimmten Falle  sich  bei  allen  sonstigen  systematischen  Re- 
organisationen in  ihren  Prinzipien  so  gleich  bleiben  konnte, 
wie  die  bayerische  bezüglich  des  Brauwesens,  dafs  bei  allen 
Umwälzungen,  die  sich  in  der  Staats-  und  Volkswirtschaft 
vollzogen  und  besonders  in  unserem  Jahrhundert  eine  gänz- 
liche Umgestaltung  herbeiführten,  die  aus  ihr  fliefsenden  Maß- 
nahmen in  manchen  Fällen  nur  formell  geändert  zu  werden 
brauchten  und  zum  grofsen  Teil  aufrecht  erhalten  werden 
konnten,  ohne  dafs  der  veränderte,  moderne  Entwicklungsgang 
des  Gewerbes  dadurch  wesentlich  aufgehalten  wurde. 

Nur  die  bezügliche  Steuergesetzgebung  hat  viele  und 
durchgreifende  Änderungen  erfahren  müssen,  ehe  es  gelang, 
die  fiskalischen  Interessen  mehr  und  mehr  mit  den  gewerb- 
lichen in  Einklang  zu  bringen. 

Ein  kurzes  Eingehen  auf  die  das  bayerische  Brauwesen 
gewerberechtlich,  technisch  und  steuerrechtlich  betreffende  Ge- 
setzgebung wird  dies  bestätigen^. 

Die  Brauerei  gewann  in  Bayern  erst  seit  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  allgemeinere  Bedeutung.  „Vom  12.  bis  zum 
15.  Jahrhundert  war  das  Bier  in  Süddeutschland  nur  von  vul- 
gärer Bedeutung**  (Grässe  a.  a.  O.).  Der  ursprünglich  vor- 
herrschende Weinkonsum  und  die  im  Vergleich  zu  Nord- 
deutschland damals  noch  wenig  entwickelten  Voraussetzungen 
eines  regen  Handelsverkehrs  liefsen  die  Brauerei  mehr  auf 
der  Stufe  eines  landwirtschaftlichen  Nebenbetriebes  verharren. 
Zahlreiche  Verbote  des  Bierbrauens  bei  Getreideteuerungen, 
denen  wir  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert^  begegnen,  weisen 
auf  die  Geringwertigkeit  des  damaligen  Bieres   ausdrücklich 


^  S.  hierzu  besonders:  F.  X.  von  Moshamm,  Über  das  Bier- 
braarecht  in  Bayern.  Ingolstadt  1791.  —  L.  von  May,  Gesetz  über 
den  Malzaufechlsg  vom  16.  Mai  1868.  Kommentar.  Erlangen  1883.  — 
Einleitung  S.  1-69. 

'  So  1298  durch  Ludwig  den  Strengen  und  1322  durch  Kaiser 
Ludwig  den  Bayer  für  oie  Stadt  Augsburg  und  andere  bayerische 
Städte. 
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hin  und  bezeichnen   den  Verbrauch   von  Getreide   zum   Bier- 
brauen als  Verschwendung. 

Allmählich  änderte  sich  dieses  aber.  Die  Ausbildung 
der  Technik,  die  besonders  durch  die  zahlreichen  Klöster  ge- 
fördert wurde,  das  Nachlassen,  bezw.  die  bei  der  Zunahme 
der  Bevölkerung  nicht  mehr  zureichende  Weinproduktion,  — 
das  trug  schon  seit  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  zur  gröfseren 
Verbreitung  des  Biergenusses  bei. 

In  diese  Zeit  fallen  auch  die  ersten,  wichtigeren  Mais- 
nahmen der  Regierung  bezüglich  des  Brauwesens. 

Die  Handhabung  der  Qewerbegerechtigkeit  war,  wie  be- 
merkt, als  ein  Ausflufs  der  herzoglichen  Gewalt  seit  1520  all- 
gemein an  die  landesherrliche  Genehmigung  geknüpft.  Man 
bezeichnete  die  Gewerbeberechtigten  gemeinhin  als  die  „bräuen- 
den Stände".  Es  waren  dies  1.  die  Ritterschaft^,  2.  die  Prä- 
laten und  geistlichen  Stifter  und  3.  die  Stadt-  und  mark- 
gesessenen Bürger^.  —  Dieser  ständischen  Gliedeioing  des 
Brauwesens  entsprang  eine  Reihe  von  Verhältnissen,  die  zwar 
vielfach  —  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Bierpolizei  und 
des  Steuerwesens  —  zu  mancherlei  Unzuträglichkeiten  führten, 
aber  andererseits  unzweifelhaft  wesentlich  dazu  beitrugen,  den 
Entwicklungsgang  des  bayerischen  Braugewerbes  vor  den  Ge- 
fahren zu  bewahren,  denen  die  norddeutsche  Brauerei  erlegen 
war:  Diese  Privilegierungen  und  „Exemtionen",  die  den  beiden 
ersten  Ständen  in  so  vielen  Punkten  zu  teil  wurden,  bildeten, 
so  oft  sie  auch  zu  weit  gingen,  einen  sehr  wirksamen  Hebel 
gegen  die  ohnehin  leicht  zu  monopolistischer  und  oligarchischer 
Interessenvertretung  neigenden  Bestrebungen  der  städtischen 
Gewerbsbrauer,  die  in  Norddeutschland  in  so  verhängnisvoller 
Weise  ausgeartet  waren. 

Dazu  kam,  dafs  von  1616  ab  allgemein  die  Berechtigung 
zur  Leitung  einer  Brauerei  an  eine  absolvierte  zweijährige 
Lehr-,  bezw.  Wanderzeit  geknüpft  war,  eine  Bestimmung,  die 
man  mit  Einführung  des  Reihebrauens  in  Norddeutschland 
hatte  fallen  lassen^. 


'  „Grafen,  Freiherren,  Kitterschaft  und  Adel.** 

3  Man  vergleiche  hiermit  das  fast  allgemeine  Verbot  der  Land- 
braoerei  in  NorddeutBchland ! 

'  Es  sei  hierzu  eines  kurfürstlichen  Erlasses  gedacht,  der  einen  sehr 
bemerkenswerten  Beitrag  zur  Würdigung  der  Stellungnahme  der  Ke- 
^enin^  auf  diesem  Gebiete  liefert  Diese  erliefs  unter  dem  18.  April 
1675  em  Dekret,  wonach  die  Krlanger  Brauerzunft  auf  ihren  zur  gericht- 
lichen Entscheidung  vorgelegten  Antrag,  einen  nichtgelemten  Brauer 
überhaupt  nicht  in  der  Stadt  zuzulassen,  dahin  beschieden  wurde,  dafs 
ein  nichtgelemter  Käufer  eines  Brauhauses  zwar  sogleich  durch 
einen  gelernten  Knecht  Bier  sieden  lassen  dürfe,  sich  selbst 
aber  alsbald  beim  Handwerk  ordentlich  aufdingen,  die  gewöhnlichen 
Lehrjahre  lernen  und  sich  freisagen  lassen  müsse  und  hiemach  erst  sein 
Meisterbier  machen  dürfe,    (v.  Moshamm  a.  a.  0.) 
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Die  seit  1520  festgesetzte  Handhabung  der  Gewerbe- 
gerechtigkeit zum  Brauen  erfuhr  übrigens  im  Jahre  1756  eine 
sehr  bedeutsame,  prinzipielle  Abänderung.  In  Anbetracht  der 
mit  dem  Brauereibetrieb  verbundenen,  auf  eine  längere  Zeit 
berechneten  Anlagen  wurde  der  bisher  bei  der  Brauerei  wie 
bei  allen  anderen  Gewerben  herrschende  Grundsatz  „Kunst 
erbt  nicht"  aufgehoben  und  damit  die  bisher  persönliche 
Berechtigung  zur  Brauerei  in  eine  reale,  auf  den  Brauerei- 
anlagen „radicierte"  umgewandelt.  (Bayerisches  Landrecht 
ad  F  V.  Cap.  27  §  21.) 

Es  war  dies  für  den  Betrieb  des  Braugewerbes  ein  un- 
zweifelhafter Fortschritt,  zumal  die  Verpflichtung  technischer 
Vorbildung  nach  wie  vor  in  Kraft  blieb.  Es  giebt  sich  hierin 
deutlich  eine  für  die  Entwicklung  des  Gewerbes  wichtige 
Thatsache  kund,  nämlich  eine  allmählich  allgemeiner  gewordene 
Vergröfserung  der  Brauereianlagen,  besonders  infolge  der  Be- 
nutzung von  Lagerkellern  für  die  Sommerbiervorräte. 
Zugleich  war  damit  auch  für  einen  Teil  des  Braugewerbes  die 
Perspektive  eröffnet,  allmählich  dem  in  der  Folge  zur  Geltung 
kommenden  Begriffe  des  „Fabrikbetriebes"  zugezählt 
und  damit  einer  liberaleren  Handhabung  der  bezüglichen  Ge- 
werbegesetzgebung teilhaftig  zu  werdend  Gegen  Ende  des 
18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  gab  es  auch  schon 
mehrere  gröfsere,  als  Fabriken  angesehene  Brauereien  in  Bayern. 

Relativ  am  ungünstigsten  gestalteten  sich  die  bis  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  aufrecht  erhaltenen  Bann-  und 
Zwangsrechte,  die  „in  Bayern  das  ganze  gewerbliche 
Leben  mehr  denn  anderswo  überwucherten"  (Kaizl  a.  a.  O.). 

Vereinzelt  finden  sie  sich  bei  der  Brauerei  schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert.  In  der  grolsen  bayerischen  Gewerbegesetz- 
gebung vom  Jahre  1616,  die  für  die  Brauerei  von  hervor- 
ragender Bedeutung  war,  wurden  sie  wieder  aufgehoben*. 
Im  18.  Jahrhundert  lebten  sie  wieder  auf^  und  vornehmlich 
in  den  auch  aus  steuerrechtlichen  Gründen  sehr  ausführlichen 
Verordnungen  über  „das  Verhältnis  der  Brauer  zu 
den  Not-  und  den  Freiwirten"  vom  Jahre  1726  machte 
sich   alsbald   ihre  ungünstige  Wirkung  auf  das  Gewerbe  gel- 


^  „Hoch  erhaben  über  die  Beschränkungen  des  Kleingewerbes  waren 
die  Fabriken.  Schon  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wurden  mit  Vor- 
liebe Fabrikkonzessionen  erteilt,  w^l  ihnen  eine  wahre  Zauberkraft  zur 
Hebung  des  Wohlstandes  zugeschrieben  wurde.  Nie  wurden  sie  unter 
das  Joch  des  Zunftzwanges  ^estellf  —  J.  Kaizl,  Der  Kampf  um  Ge- 
werbereform und  Gewerbefreiheit  in  Bayern  von  1792  bis  1868.  Schmol- 
lers Forschungen  1879,  2.  Band,  1.  Heft. 

>  S.  das  obige  Citat  auf  S.  11. 

*  Mit  der  Wiedereinführung  der  Bannrechte  wurde  jedoch  die  Land- 
brauerei keineswegs  gesetzlich  aufgehoben,  wenngleich  sie  dadurch  that- 
sächlich  wohl  mancherlei  Einschränkungen  erfahren  hat. 
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tend:  Dies  Institut  der  Not-  und  Freiwirte  zeitigte  bald  ein 
wahres  System  von  Bestechungen  und  Gesetzesumgehungen 
aller  Art  seitens  der  Brauer,  um  sich  gegenseitig  die  Wirte, 
insbesondere  auch  die  Freiwirte  abzujagen.  Alle  dagegen  ge^ 
richteten  Mafsnahmen  fruchteten  nichts,  und  zu  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  war  diese  Ausübung  der  gegenseitigen  Kon- 
kurrenz in  der  bayerischen  Brauerei  anerkanntermafsen  zu 
einem  öflFentlichen  „Skandal"  geworden  (v.  Moshamm  a.  a.  O.). 

Mochte  es  auch  immerhin  ein  Zeichen  eines  rege  ent- 
wickelten Gewerbebetriebs  sein,  das  sich  in  dieser  „Wirts- 
hatz"  kund  gab,  so  mangelte  ihr  doch  vollständig  jedes  pro- 
duktive Element.  Freilich  zeigt  sicli  diese  Art  der  Konkurrenz- 
verschärfung auch  im  19.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart 
häufig  und  bildet  eine  der  Schattenseiten,  die  die  Entwicklung 
des  Braugewerbes  mit  sich  grofsgezogen  hat. 

Von  grölster  Bedeutung  für  die  Geschichte  und  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Brauerei  ist,  wie  schon  angedeutet, 
die  das  Wesen  der  „Bierpolizei"  begreifende  Gesetzgebung 
gewesen,  die  zwar  in  manchen  Einzelheiten  kein  specifisen 
baverisches  Gepräge  trägt,  da  gleiche  oder  ähnliche  bierpolizei- 
liche Bestimmungen  auch  in  Norddeutschland,  sowie  teilweise 
im  Auslande,  bestanden  — ,  sich  aber  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  gewerbliche  Entwicklung  des  Brauwesens  dadurch  prin- 
zipiell unterschied,  dafs  sie  von  „Landeswegen"  aus  einheitlich 
geregelt  war,  während  sie  dort  mit  der  Autonomie  der  lokal 
überaus  zersplitterten  Stadtrechte  stand  und  fiel,  Sie  bezog 
sich  im  einzelnen  auf: 

a)  die  Herstellung  des  Bieres, 

b)  den  Verkehr  mit  Bier  und 

c)  die  Kontrolle  über  beide. 

Die  Herstellung  des  Bieres  anlangend,  so  wurde  in 
der  bayerischen  Landesverordnung  vom  Jahre  1516  eine  Be- 
stimmung erlassen,  die  für  den  Charakter  ja  für  den  Weltruf 
des  bayerischen  Bieres  bis  auf  unsere  Tage  grundlegend  ge- 
worden ist:  Nämlich,  dafs  „fiiran  allenthalben  in  unsere  Stette, 
Märkte  und  auf  dem  Lande  zu  keinem  Pier  merer  Stukh, 
dann  allein  Gersten,  Hopfen  und  Wasser  genommen  und  ge- 
braucht solle  werden." 

Wurde  gegen  diese  Bestimmung  angesichts  der  damaligen, 
technisch  schwer  kontrollierbaren  Verhältnisse  in  der  Folge- 
zeit auch  noch  häufig  verstofsen,  wie  aus  zahlreichen,  auf 
sie  zurückgreifenden  Erinnerungen  hervorgeht,  und  wurden 
selbst  Ausnahmen  dagegen  in  vereinzelten  Fällen  zu- 
gelassen, —  so  blieb  sie  doch  für  die  ganze  spätere  Gesetz- 
{jebung  als  ein  Hauptpunkt  mafsgebend  und  wurde  fast  wört- 
ich  in  die  Bestimmungen  der  neueren  Malzsteuergcsetzgebung 
übernommen.    Gegenwärtig  bildet  sie  in  Bezug  auf  den  Aus- 
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schlufs  von  Malzsurrogaten  den  Inhalt  des  bekannten  Artikel  7 
des  Gesetzes  über  den  Malzaufschlag  in  Bayern. 

Von  nicht  geringerer  Bedeutung  filr  die  Zukunft  des 
bayerischen  Bieres  war  femer  eine  im  Jahre  1553  erlassene 
Bestimmung,  die  sich  in  der  Hauptsache  unverändert  bis  1850 
erhielt,  als  sie  infolge  der  durch  die  moderne  Technik  ge- 
schaffenen Vervollkommnung  des  Brauereibetriebs  überflüssig 
wurde. 

Nach  ihr  durfte  nur  in  den  Wintermonaten,  von 
Michaeli  (29.  September)  bis  zum  23.  April  gebraut  werden. 
Nur  in  Ausnahmefällen,  die  allerdings  später  so  gut  wie  zur 
Regel  wurden,  durfte,  besonders  wenn  die  Gröfse  des  Kon- 
sums es  erheischte,  die  Braukampagne  bereits  früher  und  zwar 
gegen  besondere  Erlaubnis  begonnen  werden^.  Der  Grund 
für  diese  Bestimmung  war  teils  hygienischer,  teils  ökonomischer 
Natur:  Da  es  bei  der  rein  handwerksmäfsigen  Brauerei  jener 
Zeit  nicht  möglich  war,  im  Sommer  gutes  Malz  und  Bier  her- 
zustellen, so  war  diese  Mafsregel  der  einzige  Ausweg,  um 
einerseits  das  Publikum  durch  die  gesundheitschädlichen 
Folgen  eines  mifsratenen  Bieres  zu  schützen  imd  andererseits 
einer  unnützen  Verschwendung  von  Getreide  vorzubeugen. 

Für  die  Brauerei  jener  und  der  Folgezeit  hatte  diese  Be- 
stimmung die  bedeutsame  Wirkung,  dafs  die  Brauer  ver- 
anlafst  wurden,  dem  für  den  Konsum  im  folgenden  Sommer 
bestimmten  Biere  besondere  Sorgfalt  zuzuwenden  ^.  Es  mufste 
möglichst  kräftig  eingebraut  werden,  damit  es  die  Lagerung 
bis  zum  nächsten  Sommer  bezw.  Herbst  aushielt,  und  in  mög- 
lichst kühlen  Kellern  aufbewahrt  werden.  Selbstverständlich 
war  das  „Sommerbier"  auch  teurer  als  das  gewöhnliche  Winter- 
oder Schankbier. 

Hiermit  war  der  Anstofs  zu  der  bayerischen  Lager- 
bierbrauerei (im  Gegensatz  zu  der  in  Norddeutschland 
ehedem  üblichen  obergährigen  Brauerei)  gegeben,  die  hin- 
sichtlich des  Erzeugnisses  durch  die  bessere  Beschaffenheit 
und  Haltbarkeit  in  Verbindung  mit  der  Garantie  der  Reinheit,  — 
hinsichtlich  der  technischen  Betriebsführung  durch  die  sorg- 
fältigere Braumethode  in  Verbindung  mit  der  angeblich  in 
einem  Kloster  zuerst  aufgekommenen  Untergährung  (Grässe 
a.  a.  O.)  und  der  bayerischen  Dickmaischmethode,  sowie  durch 


^  In  solchen  FäUen  durfte  wohl  auch  Bier  aus  anderen  Städten  be- 
zogen werden.  So  gründete  eich  beispielsweise  die  sehr  entwickelte 
Brauerei  der  Stadt  Tölz  in  Oberbayem  im  16.  bis  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts darauf,  dafs  fast  alljährlich  grofse  Biersendungen  nach  München 
abgingen,  wo  die  Produktion  mit  dem  wachsenden  iSerkonsum  damals 
noch  nicht  Schritt  zu  halten  vermochte. 

'  S.  J.  C.  Jacobsen,  Die  Foi-techritte  der  Brauindustrie  in  den 
letzten  fünfzig  Jahren.  Vortrag,  gehalten  im  technischen  Verein  zu 
Kopenhagen.  Abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Brauwesen. 
München  1884,  S.  497-510. 
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die  Ausstattung  mit  rationellen  Kelleranlagen ,  bezw.  Felsen- 
kellem,  —  dem  bayerischen  Bier  und  dem  Gewerbe  zu  der 
nachmals  so  grofsen  Bedeutung  für  die  heutige  Brauerei  über- 
haupt verhalf. 

Eine  Reihe  von  Bestimmungen,  die  die  sogenannte  „Gufs- 
führung",  d.  i.  die  Bemessung  des  aus  einer  bestimmten 
Menge  Gerste  bezw.  Malz  zu  ziehenden  Bieres,  zum  Gegen- 
stand hatten,  iindet  sich  zwar  in  der  Steuergesetzgebung,  hat 
aber  auch  zugleich  die  Fürsorge  für  das  Interesse  des  Konsums 
zur  Grundlage.  Es  erhellt  dies  beispielsweise  aus  einer  cha- 
rakteristischen Ausnahmebestimmung  zu  Gunsten  der  privi- 
legierten, brauenden  Stände,  denen  eine  gröfsere,  „ausschwei- 
fendere" Gufsführung  gestattet  war,  „solange  des  schlechten 
Bieres  halber  kein  Geschrei  im  Publico  entstehet." 

Den  Verkehr  mit  Bier  betrafen  die  teilweise  in  die 
eigentliche  Gewerbeverfassung  hinübergreifenden,  zahlreichen 
Bestimmungen  über  das  Bierverkaufs  recht  und  das  schon 
erwähnte  Verhältnis  der  Brauer  zu  den  Wirten.  Sodann  vor 
allem  die  den  Preis  des  Bieres  regelnden  Verordnungen,  die 
insgemein  das  bayerische  Biertaxwesen  ausmachen. 
Seine  Entstehung  lallt,  wenn  man  von  vereinzelten,  lokalen 
vorhergegangenen  Bestimmungen  absieht,  in  das  Jahr  151 G. 
Mannigfachen  Änderungen  und  Ergänzungen^  unterworfen, 
deren  bedeutendste  das  Bier  regulativ  von  1811  ist,  er- 
hielt es  sich,  in  der  Hauptsache  dieselben  Grundsätze  be- 
wahrend, rund  drei  und  ein  halb  Jahrhunderte,  bis  1865. 

Die  grofse  Bedeutung  dieser  Biertaxgesetzgebung  für  das 
bayerische  Brauwesen,  besonders  für  dessen  volkswirtschaft- 
liche Stellung  und  gewerbliche  Entwicklung  in  der  Neuzeit, 
wird  an  anderer  Stelle  des  weiteren  erörtert  werden. 

Der  Biertaxe  und  den  auf  die  Herstellung  des  Bieres 
gerichteten  Bestimmungen  mufste  notwendig  ein  entsprechendes 
Kontrollsystem  zur  Seite  stehen.  Nachdem  schon  an  ver- 
schiedenen Orten  besondere  Behörden  dafür  geschaffen  waren, 
ständige  Kommissionen,  deren  Aufgabe  sich  auch  auf  Steuer- 
und  Produktionskontrolle  erstreckte,  wurde  1723  das  amtliche 
Institut  der  Bierbeschauer,  der  sogenannten  „Bierkieser"  ge- 
schaffen; Leute,  die  in  keiner  Weise  mit  den  Brauern  „ver- 
sippt" sein  durften  und  durch  Geschmacksprobe  die  „Pfennig- 
vergiltigkeit"  des  Bieres  zu  prüfen  hatten^. 


^  So  auch  dureh  die  Verordnung  von  1753,  wonach  der  Schank- 
und  Ganterpreis  (Gebindepreis)  des  Biers  alljährlich  zu  Martini  beim  Ge- 
heimen Hat  unter  Zugrundelegung  eines  Probesudes  im  Münchener  Hof- 
brünhause  i'e  nach  den  Gersten-  und  Hopfenpreisen  in  der  Art  für  das 
£muze  Land  festgesetzt  wurde,  dafs  er  aufserhalb  Münchens  um  einen 
Pfennig  niedriger  pro  Eimer  war. 

*  Die  privilegierten  Stände  waren  jedoch  von  dieser  amtlichen  Bier- 
beschau  befreit,  da  solche  „gegen  ihre  Standesehre^'  vcrstofsen  hätte. 

Forschungen  (51)  XII  1.  —  Struve.  2        ^  r 
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Als  lebendiges  Zeugnis  jener  Zeit,  in  der  die  Technik 
noch  kein  anderes  Mittel  als  die  Geschmacksprobe  zur  Be- 
urteilung des  Bieres  auf  seine  gesetzmäfsige  Zusammensetzung 
und  Bereitung  hatte,  ragte  dieses  Institut  der  Bierkieser  bis 
in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hinein. 

Eng  mit  der  Geschichte  des  bayerischen  Brauwesens  ver- 
bunden ist  die  Geschichte  des  sogen.  „Bieraufschlages." 
Er  war  der  Entwicklung  des  Gewerbes  verhältnismäfsig  wenig 
günstig  und  zeitigte  eine  ununterbrochene  Kette  von  Mifs- 
ständen  nach  allen  Seiten  hin. 

Im  Jahre  1516  zum  ersten  Male  beantragt^,  wurde  der 
Aufschlag  1543  zuerst  und  provisorisch  zur  Deckung  von 
Kriegsschulden  auf  das  ein-^  und  ausgeführte  Bier  gelegt, 
1565  in  seinem  Betrage  verdoppelt,  1572  abermals  erhöht  und 
auch  auf  das  im  Inlande  erzeugte  und  konsumierte  Bier  ge- 
legt. Zu  diesem  sogenannten  „ersten  Bierpfennig"  kam  1634 
der  zweite,  1672  der  dritte  und  schliefslich  1706  der  vierte 
Bierpfennig.  Das  Wort  „die  Fiskalität  wuchert  schnell",  ver- 
dankte dieser  anhaltenden  Steigerung  des  Bieraufschlages,  zu 
dem  vielfach  noch  Lokal-  und  andere  Zuschläge  kamen,  seinen 
Ursprung,    (v.  Moshamm  a.  a.  O.) 

Daneben  her  zogen  sich  durch  die  ganze  Zeit  vom  16. 
bis  18.  Jahrhundert  die  Streitigkeiten  der  Regierung  mit  der 
„Landschaft"  um  die  von  ihr  erstrebte  „Verewigung"  des 
Aufschlages.  Selten  ist  die  Geschichte  einer  Steuer  so  un- 
ruhig verlaufen,  wie  die  des  bayerischen  Bieraufschlages.  In 
einer  Fülle  von  Verordnungen  bezüglich  der  Erhebung  und 
Kontrollierung  des  Aufschlages  suchte  sich  das  Streben  der 
Regierung  zu  erschöpfen,  um  die  Erträge  desselben,  die  für 
die  Staatsschuldenverwaltung  schon  damals  zum  springenden 
Punkt  geworden  waren,  angesichts  der  Menge  von  Exemp- 
tionen  und  Privilegien  und  der  noch  rohen  Ausbildung  der 
Steuertechnik  sicher  zu  stellen.  Je  länger  dies  sich  fortsetzte, 
desto  verwickelter  und  unerquicklicher  wurden  aber  die  Ver- 
hältnisse. Manche  der  den  privilegierten  Ständen  zugebilligten 
Exemptionen  behufs  Erlangung  der  Bewilligung  zur  Erhöhung 
der  Steuer,  mufsten  allmählich  auch,   wenn   zwar  in  weit  be- 


^  Über  die  sehr  interessante  Entstehangsgeschichte  und  allmähliche 
Entwicklung  des  bayerischen  Malzaufechlages  s.  Panzer,  Versuch  über 
den  Ursprang  und  Umfang  der  landständischen  Rechte  in  Bayern.     1798. 

"1616  wurde  die  bis  dahin  gestattete  Einfuhr  von  fremdem  Bier 
nach  Bayern  verboten,  um  die  inländischen  Produzenten  zu  schützen. 
Nur  zum  Hausgebrauch  durfte  von  aufserhalb  Bier  bezogen  werden.  1671 
wurde  dies  aber  auch  verboten  und  des  ferneren  noch  „das  Hinauslanfen 
und  Zechen  der  Unterthanen  in  ausländischen  "Wirtshäusern"  bei  Strafe 
untersagt  Diese  Verbote  wurden  in  der  Folge  mehrfach  erneuert  (1669, 
1730,  1750)  und  erst  durch  die  Auüschlagsverordnung  vom  28.  Juli  1807 
§  30  aufser  Wirksamkeit  gesetzt.  —  v.  May  a.  a.  0. 
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schränkterem  Mafse,  den  gewerblichen,  brauenden  Bürgern 
zugestanden  werden,  so  besonders  die  Zulassung  der  „Kom- 

Sosition"  des  Aufschlages,  d.  i.  die  Begleichung  desselben 
urch  Zahlung  eines  Aversums  für  ein  auf  einen  längeren 
Zeitraum  bemessenes  Pauschquantum  der  Produktion.  Mit 
dieser  Verallgemeinerung  der  Komposition  war  aber  der  De- 
iraude  in  weit  höherem  Mafse  als  Disher  Thür  und  Thor  ge- 
öffnet Der  Steuerertrag  nahm  rapide  ab.  Während  er  in 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  noch  ungefähr  800000  Gulden 
abgeworfen  hatte,  betrugen  die  Einkünfte  von 

den  ersten  3  Bierpfennigen:  vom  4.  Bierpfennig: 

1777:     456  258  GiJden  — 

1792:     429  057       „  149  921  Gulden 

1798:     417  071       „  148  236       „ 

1799:    414  222       „  147115       „ 

1800:     332  071        „  140  055       „.^ 

Der  Ertrag  war  somit  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts,  trotz 
anerkannt  steigender  Produktion,  bis  1800  fast  auf  die  Hälfte 
gesunken. 

Erst  dem  19.  Jahrhundert  sollte  es  vorbehalten  sein, 
diesen  zwei  Jahrhunderte  hindurch  verworrenen  und  ver- 
rotteten Zuständen  ein  Ende  zu  machen  und  auch  auf  diesem 
für  die  Entwicklung  des  Gewerbes  so  wichtigen  Gebiet  er- 
folgreich Wandel  zu  schaffen. 

Alles  in  allem  aber  kann  man  das  Urteil  über  den  Ein- 
flufs  der  auf  das  Brauwesen  gerichteten  bayerischen  Gesetz- 
gebung in  Bezug  auf  die  Entwicklung  desselben  dahin  zu- 
sammenfassen, dafs  er  ein  günstiger  gewesen  ist.  Trotz 
manchen  Widerstreites  mit  den  von  ihr  betroffenen  gewerb- 
lichen Interessen  war  die  Gesetzgebung,  soweit  es  innerhalb 
der  ganzen  derzeitigen,  sie  bedingenden  Staats-  und  volks- 
wirtschaftlichen Verfassung  überhaupt  möglich  war,  stets  be- 
strebt, die  öffentlichen  Interessen  mit  denen  des  Gewerbes 
und  der  Produktion  in  Einklang  zu  bringen.  Wo  dieses  Aus- 
nahmen erlitt,  wie  beispielsweise  bei  der  Steuergesetzgebung 
sowie  bei  den  Bann-  und  Zwangsrechten  im  18.  Jahrhundert, 
da  ist  zu  bedenken,   dafs  auch  sie  eben  nur  ein  Ausflufs  der 

{gesamten  verwickelten  und  schwer  entwirrbaren  mittelalter- 
ichen,  dem  Zuge  der  Zeit  entsprechenden  Institutionen  waren, 
und  dafs  andererseits  in  ihrer  nachgerade  zum  äufsersten  ge- 
diehenen ünerträglichkeit  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  der 
Anfang  ihres  Endes,  der  Keim  des  notwendig  über  kurz  oder 
lang  zu  gewärtigenden  Zusammenbruchs  lag,  der  dann  auch 
unmittelbar  mit  dem  Anheben   des  19,  Jahrhunderts   eintrat. 


*  Aus  Frhr.  von  Krenner,  Bayerischer  FinaDzzaetand  in  den 
Jahren  1777,  1792,  1798,  1799,  1800.  München  1803.  —  S.  Rivet,  Über 
den  Malzanftchlag  in  Bayern.    Raus  Archiv,  V.  Band,  184.3. 

2* 
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Die  Lage  der  bayerischen  Brauerei  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  bestätigt  dies  Urteil  vollkommen,  zumal  wenn 
man  sich  dabei  die  oben  skizzierte  Entwicklung  und  den 
gleichzeitigen  Zustand  des  norddeutschen  Braugewerbes  gegen- 
wärtig hält. 

l5as  Bier  machte,  wie  Freiherr  vonKreittmayr*  zu 
jener  Zeit  schrieb,  „das  fünfte  Element  in  Bayern"  aus. 

„Das  eigentlich  bayerisch  Haupt-  und  Nationalgewerbe 
ist  die  Bierbrauerey",  schrieb  Rudhardt^  zu  Anfang  unseres 
Jahrhunderts.  —  Die  Brauereien  waren  zahlreich  verteilt  und 
hatten  besonders  in  den  Städten  an  Zähl  und  Umfang  ge- 
wonnen. Die  bürgerlichen  Braugerechtigkeiten  wurden  sehr 
hoch  im  Wert  geschätzt.  „Man  hat  Beispiele,  dafs  solche 
Brauhäuser  und  Braugerechtigkeiten  samt  allen  zugehörigen 
Gebäuden,  Feldgründen  u.  dergl.  um  30—40000  und  mehr 
Gulden  verkauft  sind,  es  gilt  daher  auch  in  Bayern  das 
Sprichwort:  „Brauen  bringt  den  Bürgern  goldene  Nahrung"" 
(v.  Moshamm  a.  a.  O.).  In  Norddeutschland  wurde  zur 
selben  Zeit  über  das  „Veröden"  so  vieler  Braustätten  geklagt. 

Waren  auch  die  Unterschiede  von  Grofs-  und  Klein- 
betrieb in  ihrer  heutigen  Bedeutung  noch  unbekannt,  und  war 
der  Charakter  des  Gewerbes  im  allgemeinen  noch  der  eines 
wohlgepflegten  Handwerks^,  so  gab  es  doch  schon  einige 
fabrikähnliche  Brauereien,  die  durch  Gröfse  und  Vollkommen- 
heit der  Anlagen  und  Betriebseinrichtung  bedeutend  hervor- 
ragten. So  die  „grofse  Brauerei"  zu  Burgfahrnbach  bei 
Nürnberg,  die,  durch  Göpelwerk  betrieben,  zu  ihrer  Jahres- 
produktion um  das  Jahr  1790  ca.  6000  hl  Gerste  und  Weizen, 
ca.  50  Centner  Hopfen  und  1500  Klafter  Holz  verbrauchte 
und  dazu  eines  flüssigen  Kapitals  von  ca.  50000  Gulden  be- 
nötigte *,  im  ganzen  demnach  schon  der  Gröfse  einer  „mittleren" 
Brauerei  der  Gegenwart  entsprach.  —  Noch  gröfser  war  der 
Betrieb  des  Mit n ebener  Hofbräuhauses.  1799/1800 
hatte  seine  Produktion  die  noch  nie  zuvor  erreichte  Höhe 
von  17036  Eimer  (=-  10280  hl)  Winterbier  und  20635  Eimer 
(=  12390  hl)  Sommerbier  erreicht.  Es  war  im  Jahre  1589, 
zu  einer  Zeit,  da  es  mit  der  Braukunst  in  München  noch 
schlecht  bestellt  war,  gegründet,  um  den  Bedarf  von  Bier  am 


^  Anmerkungen  zum  bayerischen  Landrecht.  Teil  II,  Kap.  VIIL 
§  23  Ziff.  30. 

*  „Über  den  Zustand  des  Königreichs  Bayern  nach  amtlichen  Quellen'*. 
Stuttgart  u.  Tübingen  1825.    II.  Bd.  S.  88. 

'  1792  zählte  man  durchschnittlich  zwei  (gesellen  und  einen  Lehr- 
ling auf  eine  Braustätte.  J.  B.  Herrmann,  Ökonomische  Beiträge  zur 
Bierbrauerei.    München  1805. 

*  Die  grofse  Brauerei  zu  Burgfahrnbach  bei  Nürnberg,  beschrieben 
von  einem  Augenzeugen.    Nürnberg  1791. 
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herzoglichen  Hof  zu  decken,  der  bislang  durch  kostspielige 
Bezüge  aus  E i n b e c k  im  Hannoverschen  oder  aus  Zschopau 
in  Sachsen  durch  Vermittlung  eines  Nürnberger  Handelshauses 
bewirkt  worden  war.  Die  besondere  Güte  des  Einbecker 
Bieres  gab  im  Jahre  1614  unter  Maximilian  I.,  dessen  Re- 
gierung fiir  das  bayerische  Brauwesen  überhaupt  sehr  be- 
deutsam war,  Veranlassung,  durch  einen  extra  aus  Einbeck 
verschriebenen  Braumeister  dasselbe  im  Hof  bräuhause  nach- 
zumachen. Der  Versuch  gelang  allmählich,  und  im  Laufe  der 
Zeit  fand  die  Bereitung  dieses  Bieres  auch  in  anderen  Mün- 
chener Brauereien  Eingang,  so  dafs  thatsächlich  hier  die 
norddeutsche  Brauerei  für  Ale  süddeutsche  unter  Vermittlung 
der  landesherrlichen  Regierung  anregend  gewirkt  hat.  Ziem- 
lich allgemein  geht  heute  die  Vermutung  dahin,  dafs  jenes 
Bier  nach  Einbecker  Art  das  Prototyp  des  heutigen  Müncnener 
Bockbieres  ist. 

Die  Regierung  betrieb  übrigens,  wie  schon  a.  a.  O.  er- 
wähnt, eine  gröfsere  Anzahl  Domauialbrauereien,  die  sich  als 
eine  sehr  einträgliche  Einnahmequelle  erwiesen. 

Die  Technik  war  zwar  noch  durchaus  empirisch  und 
handwerksmäfsig,  aber  durch  den  regen  Betrieb  leidlich  gut 
in  Übung*.  Besonders  in  den  Klöstern ^  war  sie  sorglich 
gepflegt  und  vielfach  weitergebildet. 

1  Ein  wertvoller  Umstand  hierfür  im  Gegensatz  zu  Norddeutschland 
war  der  obligatorischo  Lehrzwang.  War  derselbe  zwar  auch  nicht  an 
8o  mannigfache  Verpflichtungen  gebunden  wie  bei  anderen  Grewerben, 
vornehmlich  wegen  der  relativ  beschränkten  Machtsphäre  der  Innungen  — 
das  Recht  der  Brauereiverleihung  war  bekanntlich  landesherrliches  Re- 
gal!— .  so  war  er  doch  in  der  Hauptsache  fest  geregelt;  nämlich  8  Lehr- 
jahre, 2  Wanderjahre  (diese  aber  nicht  immer  durchaus  obligatorisch)  und 
darauf  nach  demYerbrauen  des  Meisterbiers  Verleihung  des  n echtes,  selb- 
ständig einem  Brauereibetriebe 'vorzustehen. 

^  Die  Klöster  erfreuten  sich  überhaupt  der  allgemeinen  Gunst  der 
auf  das  Brauwesen  bezüglichen  Verhältnisse.  Von  der  Gesetzgebung  mit 
mannigfachen  Privilegien  und  flxemptionen  bedacht,  kamen  ihnen  die  Brau- 
materialien (Gerste,  Hopfen,  Holz),  soweit  sie  diese  nicht  selbst  bauten, 
durch  Zehntabgaben  und  milde  Sammlungen  zu.  Das  Verbot  des  gewerb- 
mäfsigen  Ausschanks  ihres  Erzeugnisses   wurde   nicht   sonderlich   streng 

fehandhabt  und  in  mannigfacher  Weise  umgangen,  wozu  die  damals  im 
^erkehrsleben  überwiegende  Naturalwirtschaft  leicht  die  Hand  bot 
(▼.  Moshamm  a.  a.  O.)  —  Die  Mönchsorden  waren  fast  sämtlich  im 
Besitz  von  Braugerechtigkeiten.  Für  die  Neuzeit  besonders  bekannt  ge- 
worden ist  die  unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Ferdinand  Maria  1670 
den  Paul  an  er  Mönchen  in  München  verliehene  Braugerechtigkeit.  Ihr 
nach  Einbeeker  Art  gebrautes  Doppelbier  wurde  bereite  frühzeitig  unter 
dem  Namen  „Salvatorbier''  (auch  „Salvatoröl")  berühmt.  Nach  der  Me- 
diatisierung  der  Klöster  (1799)  ging  hn  Jahre  1803  das  ehemalige  Brau- 
baus der  Paulaner  käuflich  in  den  Besitz  des  Brauers  Xaver  Zacherl 
über,  der  zugleich  das  alleinige  Recht  erwarb,  das  Salvatorbier  brauen 
und  ausschenken  zu  dürfen.  Diese  Brauerei  ist  die  gegenwärtige  Aktien- 
branerei,  vormals  Grebrüder  Schmederer,  in  München,  deren  bekanntes 
Salvatorbier  alle  Frühjahre  drei  bis  vier  Wochen  lang  zum  Absatz 
gelangt. 
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Die  mechanische  Arbeit  im  Brauhause  geschah  durch 
Handbetrieb,  seltener  durch  Tiergöpel.  Von  der  Natur  des 
gesamten  Brauprozesses  als  eines  komplizierten  chemischen 
und  physiologischen  Reihenvorganges  ahnte  man  so  gut  wie 
noch  nichts^.  Bei  der  absoluten  ünverständlichkeit  dieses 
Prozesses  und  dem  unerwarteten  und  unerklärlichen  Auftreten 
so  vieler  Erscheinungen  bei  diesem  war  es  natürlich,  dafs  der 
Aberglaube  und  die  Geheimniskrämerei  hier  ein  ganz  be- 
sonders fruchtbares  Feld  fanden*. 

Die  Fachlitteratur  über  das  Brauwesen  jener  Zeit  ist 
zwar  schon  ziemlich  reichhaltig,  stellt  aber  meist  nur  Rezept- 
sammlungen dar*.  Nur  in  wenigen  aus  dem  Englischen  tiber- 
setzten Büchern,  sowie  in  einem  deutschen  Werk  —  F.  A. 
P  a  u  p  i  e :  „Die  Kunst  des  Bierbrauens",  Prag  1794,  8  Bände  — 
wird  der  Versuch  gemacht,  die  Vorgänge  des  Brauprozesses 
wissenschaftlich  zu  erklären.  Besonders  das  genannte  Werk 
von  Paupie  hat  hier  bahnbrechend  gewirkt  und  steht  auch 
heute  noch  in  der  brautechnischen  Fachlitteratur  in  verdientem 
Andenken. 

Dies  im  allgemeinen  der  Zustand  des  Brauwesens  in 
Bayern  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 

Als  Illustration  des  vorstehend  Ausgeführten  möge  zum 
Schlufs  noch  ein  kurzer  Auszug  aus  einem  das  bayerische 
Brauwesen  jener  Zeit  behandelnden  Werke  Platz  linden,  worin 


^  Wenigstens  in  den  Kreisen  der  Ge werbtreibenden.  Im  Univer- 
sal-Lexikon  von  1733  findet  «ch  allerdings  schon  die  für  jene  Zeit 
sehr  bemerkenswerte  Äursemn^:  „Nun  ist  das  Bierbranen  solche  Sache, 
welche  wegen  der  dabei  vorRommenden  Gähmng  fast  das  wichtigste 
Kapitel  von  der  Natur- Lehre  und  Chemie  ausmacnt,  dabey  so  manches 
versehen  werden  kan,  dafs  man  denen  Ursachen  nicht  allemahl  bejzu- 
kommen  und  abzuhelfen  weifs;  dererjenigen  Fehler  zu  geschweigen,  welche 
von  UnfleilB,  Unflätherey  und  Bofeheit  entstehen  mögen".  (8.  1797).  — 
Auch  in  der  Encyklopädie  von  Ersch  und  Gruber  wird  das  Bier- 
brauen „ein  chemischer  Prozefs,  der  weit  mehr  Kunst  als  die  Bereitung 
eines  reinen  Weins  erfordert'',  genannt 

*  8.  darüber  auch  bei  Grässe  a.  a.  0.  —  Auch  in  der  oben  er- 
wähnten, sonst  sehr  sachlichen  Schilderung  der  grolsen  Brauerei  zu  Burf^- 
fahrnbach  kann  der  Verfasser  es  sich  nicht  versagen,  am  Schlüsse  die 
ernstliche  Vennutung  auszusprechen,  dafs  der  dortige  Bräumeister  wegen 
seines  aufsergewöhnlich  guten  Biers  „wohl  mit  dem  Schwarzen  im  Bunde 
sei''.  —  Bei  den  Klosterbrauereien  spielte  oft  der  Glaube  an  einen 
,,starken,  heimlichen  Segenspruch''  der  geistlichen  Brauer  bei  der  Malz- 
und  Bierbereitung  eine  Rolle  für  die  gute  Meinung  über  das  Klosterbier. 
S.  dazu  die  tragikomische  Historie  „ Der  Malzmönch  von  Zittau**.  Grässe, 
„Sagenschatz  des  Königreichs  Sachsen".  2.  Aufl.  Dresden  1874.  2.  Bd. 
Stück  Nr.  826. 

'  In  den  erwähnten  Encvklopädien  und  Zeitschriften  des  vorigen 
und  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts  findet  sich  eine  Fülle  bezüglicSier 
Li tteratumach weise,  aus  denen  sich  eine  recht  umfangreiche  Bibliographie 
über  die  Technik  und  die  kameralistischen  Verhältnisse  der  Brauerei  in 
Deutschland  vor  1800  zusammenstellen  liefse. 
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mit  der  dem  Zeitgenossen  eigenen  Lebendigkeit  und  Anschau- 
lichkeit ein  Bild  von  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Lage 
desselben  entworfen  wird  und  bereits  deutlich  die  Keime 
wahrzunehmen  sind,  aus  denen  vornehmlich  der  technische 
Aufschwung  und  die  neuzeitliche  Umgestaltung  der  gewerb- 
lichen Produktion  hervorgegangen  sind^: 

„  ...  Es  ist  bekannt,  dafs  zum  Fache  des  Bierbrauens 
meistens  rohe,  starke,  massive  Menschen,  der  schweren  Arbeit 
wegen,  wie  man  glaubte,  bestimmt  wurden,  ohne  sich  im  ge- 
ringsten um  Talente,  Fähigkeiten,  Bildung  des  Verstandes  etc, 
dabei  zu  kümmern.  Viele  Jahrhunderte  hindurch  wurde  nun 
diese  an  sich  so  schöne  Kunst  des  Bräuwesens  von  gedanken- 
losen Menschen  blofs  nach  dem  mechanischen  Erlernen  als 
ein  Handwerk,  und  nach  blinden  Regeln  einer  so  herkömm- 
lichen und  fortdauernden  Gewohnheit  getrieben.  Es  konnte 
gar  lange  niemand  einfallen,  hierüber  etwas  zu  schreiben,  da 
die  meisten  Brauer  in  älteren  Zeiten  weder  lesen  noch  schreiben 
konnten.  Wir  haben  zwar  jetzt  schon  einige  Brauerschriften 
erlebt,  die  alle  aber  sehr  über  den  bisherigen  Zustand  des 
Bräuwesens  klagen  und  die  lautesten  Wünsche  äufsern,  in 
diesem  Fache  recht  bald  Verbesserungen  und  gröfsere  Fort- 
schritte zu  sehen!  —  Stellen  wir  ims  einen  Brauer  bisher 
fewöhnlicher  Art  vor,  der  sein  Werk  nun  schon  seit  vielen 
ahren  betrieben,  der  reich,  ansehnlich  unter  seinen  Mit- 
bürgern und  mit  aller  Behaglichkeit  dahin  zu  leben  gewohnt 
ist  (!),  der  strenge  und  mit  eisernen  Vorurteilen  an  seinen 
alten,  praktischen  Regeln  haftet,  dem  es  etwa  unter  zehn 
Süden  siebenmal  gelingt,  ein  gutes  Bier  zu  brauen  (dies  sehr 
bezeichnend!).  Mögen  wir  etwa  glauben,  dafs  dieser  Mann 
sich  wohl  um  alles  in  der  Welt  entschliefsen  würde,  irgendwo 
sich  über  sein  Fach  besser  unterrichten  zu  lassen?  Und 
setzten  wir  auch,  er  wolle  dies  wirklich  thun,  so  entsteht 
allererst  die  Frage,  wo  wird  er  Belehrung  finden?  Etwa  bei 
einem  anderen  Brauer?  Dieser  wird  ebenso  wenig  in  seinem 
Fache  gegründet  sein,  oder,  wenn  er  etwas  mehr  weifs,  ihm 
seine  Vorteile  des  Eigennutzes  halber  nicht  mitteilen.  Es 
war  bisher  vielleicht  selten  ein  Stand  unter  den  Handwerkern 
so  geheimnisvoll  und  zurückhaltend  mit  dem,  was  jeder  ein- 
zelne vor  dem  anderen  wufste,  als  eben  der  Brauerstand. 
Alles  was  in  der  Unterweisung  im  Brauen  geschah,  war  alles 
eine  vertrauliche,  mündliche  Übergabe.  Starb  nun  ein  alter, 
geschickter  Brauer,  ohne  einen  Sohn  zu  hinterlassen,  dem  er 

'  Joh.  Bapt.  Herrmann,  Professor,  der  Physik  und  Chemie  in 
München:  „Gemeinnützige  Beiträge  zur  Ökonomie  des  Brauwesens". 
2.  Heft,  Axmang:  ^Einige  Gedanken  zur  Errichtung  einer  öffentlichen 
Lehranstalt  über  die  Ökonomie  des  Brauwesens.  Ein  Seitenstück  zu  J. 
G.  Haübns  Vorschläge  etc.  in  Nr.  224  des  Reichs- Anzeigers  von  1805". 
München  und  Augsburg -1806. 
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sein  ganzes  Wissen  und  Erfaliren  mitteilte,  so  trug  man  mit 
dem  Alten  auch  alle  Sehätze  seiner  vieljährigcn  Erfahningen 
zu  Grabe,  die  der  Nachwelt  so  vorteilhaft  dienen  könnten,  da 
man  bisher  noch  alle  Theorie,  d.  i.  alle  Lehre  von  chemischen 
Gesetzen,  bei  dieser  Klasse  vermifste,  wodurch  man  freilich 
schon  manches  voraus  hätte  bestimmen  können,  was  durch 
teuere  Erfahrungen  der  Natur  oft  erst  sj)ät  abgelernt  werden 

mufste " 

„Ich  sehe  seit  einigen  Jahren  wirklich  eine  Aufklärungs- 
periode  in  dem  Braufache  beginnen.  Man  unterscheidet  des- 
halb schon  füglich  die  neuere  Art  zu  brauen  von  der  alten. 
Die  freilich  aus  dem  ganzen  Brauerstande  noch  wenigen  Teil- 
nehmer und  Beförderer  dieser  guten  Sache  beschäftigen  sich 
unablässig  mit  Nachdenken  und  Versuchen,  um  die  Behand- 
lungsart dieses  Faches  immer  mehr  und  mehr  auf  Grundsätze 
zu  bringen,  und  auf  diese  Weise  nach  und  nach  eine  wohl- 
geordnete Braulehre  vorlegen  zu  können.  —  Der  Nutzen, 
welcher  durch  die  neueren  verbesserten  Kenntnisse  im  Brau- 
fache schon  wirklich  erzielt  worden  ist,  ist  vielleicht  gröfser, 
als  sich  viele  vorstellen  mögen." 

Es  folgt  sodann  die  Begründung  der  Notwendigkeit  einer 
Brauerschiüe  und  deren  Skizzierung  wie  folgt: 

„1.  Die  Errichtung  einer  solchen  Lehranstalt  ge- 
schieht auf  Befehl  und  nach  dem  Willen  der  höchsten 
Staatsregierung. 

2.  In  einem  jeden  Lande  oder  Provinz  soll  eine  solche 
Unterrichtsanstalt  sein. 

3.  Es  soll  hierzu  ein  solcher  Ort  gewählt  werden,  in 
dem  ein  bedeutendes,  landesherrliches  Brauhaus  sich 
befindet. 

Die  Gegenstände  des  Unterrichts  sollen  sein: 

A.  Brautechnologie,  Brauen  von  braunem  und  weifsem 
Bier  mit  Einschlui's  des  Mälzens. 

B.  Branntweinbrennen,  das  mit  jeder  Brauerei  gewöhn- 
lich verbunden  ist. 

C.  Essigmachen  (Frucht-  und  Obstessig). 

D.  Hefenbereitung. 

E.  Hopfenbau,  wozu  ein  kleines  Stück  Feld  nötig  ist, 
um  den  Hopfenbau  auch  praktisch  zu  zeigen. 

F.  Braukunst  und  Braumochanik,  worin  a)  die  vor- 
teilhafte Anlegung  einer  Braustätte,  b)  die  Einrichtung 
der  holzersj)arenden  Brau-  und  Brennöfen,  der  Malzdarre, 
sowie  aller  erforderlichen  Gerätschaften  und  Braugeschirre 
und  c)  der  Mechanismus,  der  beim  Brauwesen  zum  Nutzen 
sowohl  als  zur  Erleichterung  der  Arbeit  angewendet 
werden  kann,  gelehrt  wird. 

G.  Brau-Rechnungsführungs-Kunst. 
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Der  Lehrkörper  sollte  aus  zwei  praktischen,  einer 
theoretischen  Kraft  bestehen;  der  Besuch  wäre  obligat 
für  jeden,  der  eine  Braugerechtigkeit  übernehmen  oder 
als  Braumeister  angestellt  werden  sollte. 

Das  Bierbrauen  sollte  aus  der  Zahl  der  Handwerks- 
zünfte ausgestrichen  und  zu  einer  Kunst  erhoben  sein; 
statt  Brauhandwerk  —  Braukunst.  ..." 

Herrmann  schliefst  mit  einer  Stelle  aus  der  von  ihm  an- 
gezogenen Abhandlung  von  Hahn: 

„Ich  lasse  es  bei  diesen  Vorschlägen  bewenden  und 
wünsche,  dafs  er  von  erfahrenen  Männern  geprüft  und  viel- 
leicht auch  ins  Werk  gesetzt  werden  möchte.  Giebt  es  doch 
eine  Menge  Lehranstalten  aller  Art,  die  gewifs  viel,  sehr  viel 
zur  Ausbildung  von  Deutschlands  Nationalgröfse  beitragen; 
warum  sollte  es  nicht  möglich  sein,  dafs  auch  hie  und  da 
noch  einige  Männer  lebten,  welche  Sachkenntnis  und  Klugheit 
genug  besäfsen,  um  auch  für  das  Brauwesen  eine  besondere 
Lehranstalt  zu  gründen,  die  >virklich  sehr  wohlthätig  und 
nützlich  sein  würde." 
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II.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  des  bayerischen  Braugewerbes 
seit  1800. 


A.    Die  Entwicklung  von  1800—1865. 

#  1.  Kapitel. 

Gewerberechtliche  Umwälzun^eii ;  Wesen  und  wirtschaftliche 
Wirkungen  des  bayerischen  Biertaxwesens. 

Im  Jahre  1799  wurde  Maximilian  Joseph  Kurfürst 
von  Bayern.  Mit  ihm  hebt  für  das  Land  eine  neue  Zeit  an. 
Im  Jahre  1806  zum  Köm'greiche  erhoben,  durch  die  Beschlüsse 
des  Wiener  Kongresses  im  allgemeinen  die  heutige  geographische 
Abrundung  erfahrend,  eröffnet  es  1818  durch  Einnihrung 
der  Konstitution  die  Reihe  der  modernen  Verfassungs- 
staaten in  Deutschland. 

Die  Regierungszeit  Maximilians  war  eine  politisch  wie 
wirtschaftlich  bewegte  Zeit  flir  das  Land.  Die  Wirren  der 
Napoleonischen  Ära  und  der  darauf  folgenden  Freiheitskämpfe 
schufen  auch  hier  grofse  Wandlungen,  und  es  war  ein  gün- 
stiges Geschick  für  das  Land,  dafs  gerade  in  dieser  Zeit  ein 
Mann  wie  der  Ötaatskanzler  Graf  von  Montgelas  als 
einflufsreicher  Berater  dßs  Herrschers  das  Steuerruder  der 
Regierung  durch  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Schwierig- 
keiten und  Fährnisse  führte.  Es  ist  ein  hohes  Verdienst 
dieses  Staatsmannes,  dafs  er  neben  der  geschickten.  Leitung 
der  im  Vordergrunde  stehenden  politischen  Angelegenheiten 
jener  Zeit  auch  den  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes 
seine  vollste  Fürsorge  angedeihen  liefs  und,  —  die  Forderungen 
einer  neuen  Zeit  tiir  die  Umgestaltung  des  Wirtschaftslebens 
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in  ihrer  ganzen  Tragweite  erkennend,  —  dies  in  seiner 
Wirtschaftspolitik,  soweit  es  angesichts  der  Gesamtlage  von 
Staats-  und  Volkswirtschaft  möglich  war,  vom  Standpunkt 
des  aufgeklärten  Absolutismus  aus  bethätigte.  Führte  dies 
zwar  nicht  zu  so  tiefgehenden  Umwälzungen  auf  diesem 
Gebiete  wie  in  Preufsen,  wo  die  Not  der  Zeit  zu  einer 
vollständigen  politischen  und  wirtschaftlichen  Wiedergeburt 
geführt  hatte,  —  ging  auch  die  weitere  Durchführung  der 
einmal  angebahnten,  modernen  Wirtschaftsverfassung  nur 
zögernd  vor  sich,  bezeichnet  vielmehr  die  Zeit  von  1799  bis 
1868  gewissermafsen  einen  andauernden  „Kampf  um  Gewerbe- 
reform und  Gewerbefreiheit**  (Kaizl  a.  a.  O.),  so  ist  doch  in 
Betracht  zu  ziehen,  dafs  in  kaum  einem  anderen  Lande  die 
mittelalterlichen  Institutionen  des  Zwang-  und  Bannrechts  so 
feste  Wurzeln  geschlagen  und  das  ganze  sociale  und  wirt- 
schaftliche Volksleben  durchzogen  hatten,  wie  gerade  in 
Bayern  (Kaizl). 

Unmittelbar  nach  dem  RegieruDgsantritt  des  Kurfürsten 
Maximilian  richtete  Montgelas,  gleichzeitig  mit  der  Leitung 
der  Staatsgeschäfte  beauftragt,  sein  Bestreben  auf  die  Be- 
seitigung des  zur  Unerträglichkeit  gediehenen  Zunftzwanges 
und  der  damit  zusammenhängenden  Verhältnisse.  Im  Jahre  1804 
erfolgte  diese,  indem  eine  kurfürstliche  Verordnung  „allen 
Zunftzwang  der  inländischen  Gewerbe  gegeneinandef''*  aufhob. 
Unmittelbar  daran  schlofs  sich  1805  die  Aufhebung  aller 
Bannrechte,  besonders  des  sogenannten  Bierzwanges,  sowie 
des  Unterschiedes  von  Stadt  und  Land  hinsichtlich  der  Be- 
fugnis zum  Gewerbebetrieb  und  der  Absatzberechtigung.  Das 
gebundene  Verhältnis  zwischen  Brauer  und  Notwirte  war 
angesichts  der  grofsen  Mifsstände,  zu  denen  es  geführt  hatte, 
schon  1799^  aufgehoben  worden. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  der  mit  diesen  Bierbann-  und 
Bierzwangsrechten  verknüpften  und  durch  deren  Aufhebung 
betroffenen  Verhältnisse  mufste  notwendig  der  Berücksichtigung 
derselben  Rechnung  getragen  werden,  was  auch  alsbald  in 
einer  Reihe  von  Verordnungen  geschah.  Durch  die  infolge 
des  Aufhörens  des  Instituts  der  Notwirte  begünstigte,  grofse 
Unabhängigkeit  der  Wirte  gegenüber  der  konsumierenden 
Bevölkerung  und  in  Anbetracht  der  damit  ohne  Entschädigung 
fortfallenden  ehemaligen  Sichening  des  Absatzes  der  Brauereien, 
sah  sich  die  Regierung  bewogen,  auch  diesen  die  Ausschanks- 
befugnis, den  sogenannten  „  Minute verschleifs"  zu  erteilen, 
um    ihnen     dadurch     die    Konkurrenz    mit    den    Wirten    zu 


^  ^Wir  erklären  bei  dieser  pragmatisch  konstituierten  Bierabnahms- 
freiheit  alle  diejenigen  Verträge  als  nichtie  und  ungültig^,  wodurch  man 
fflieh  Notwirte  erworben  hat  oder  erwerben  will.**  Verordnung  vom 
20.  Dezember  1799. 
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Gunsten  des  Publikums  und  ihrer  selbst  zu  erleichtern. 
Desgleichen  fiel  die  bisher  unterschiedliche  Behandlung  der 
Ausschankberechtigung  von  braunem  und  weifsem  Bier  fort, 
sowie  der  Zwang,  dafs  die  Brauer  bei  Verwertung  ihrer 
Brauereiabfälle  an  das  Vorkaufsrecht  der  Branntweinbrenner 
gebunden  waren.  Ferner  wurde  die  bisher  vorgeschriebene 
„Märzenbierlosung",  nach  der  bei  Beendigung  der  Brau- 
kampagne immer  nur  eine  beschränkte  Anzahl,  gewöhnlich 
3  Brauer,  ihr  Bier  zu  gleicher  Zeit  ausstofsen  durften,  auf- 
gehoben-, auch  erfuhr  das  bisher  strikte  Verbot  des  Sommer- 
brauens  eine  nachsichtigere  und  eingeschränkte  Handhabung. 

Mit  der  Beseitigung  des  Bierzwanges  fiel  das  Haupt- 
hindernis für  die  gewerbliche  Entwicklung  des  bayerischen 
Brauwesens.  Die  ersten  Bedingungen  zu  einer  auf  freier 
Konkurrenz  begründeten  Entfaltung  des  Gewerbebetriebs 
waren  nun  erfüllt,  der  Boden  für  das  fruchtbare  Wirken  der 
Verkehrsentwicklung  und  des  technischen  Fortschritts  und 
damit  für  die  moderne  Umgestaltung  der  Produktion  vor- 
bereitet ^ 

Fast  zu  gleicher  Zeit  und  teilweise  als  notwendige  Folge 
der  Aufhebung  des  Bierzwanges  erlangte  eine  Mafsnahme 
der  Regierung  Gesetzeskraft,  die  besonders  für  die  fiskalische 
Bedeutung  des  Gewerbes  von  gröfster  Tragweite  wurde. 

Die  mslang  vom  Eimer  erhobene  Bier-  und  Branntwein- 
steuer, die  in  ihrer  bisherigen  Verfassung  und  unter  der 
Herrschaft  des  Bierzwanges  durch  Begünstigung  der  Kom- 
position Zustände  gezeitigt  hatte,  die  nicht  nur  den  Wert  der 
Steuer  für  die  öflFentlichen  Finanzen  illusorisch  zu  machen 
drohten,  sondern  auch  die  Entwicklung  der  Produktion  un- 
günstig beeinflufsten,  —  wurde  aufgehoben  und  statt  dessen 
im  Jahre  1806  der  vom  eingesprengten  Malz  erhobene  Malz- 
auf schlag  eingeführt.  Zugleich  wurde  die  lang  umstrittene 
„Verewigung"  dieses  Aufschlages  anerkannt;  die  Verwaltung 
der  Steuer  ging  von  der  ehemaligen  Landschaft  auf  die 
Regierung  selbst  über  und  mit  Ausnahme  von  Rheinbayem 
wurde  die  Steuer  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  auf  alle 
Landes  teile  ausgedehnt. 

Die  wesentlichste  Bestimmung  dieses  neuen  Gesetzes  war 
die  Aufhebung  aller  Kompositionen  des  Aufschlages  und 
die  steuerpflichtige  Einbeziehung  der  Malz  Verwendung  auch 
beim  Brauen  zum  häuslichen  Selbstbedarf  sowie  die  der 
Staats-  und  Hofbrauereien. 

Der  Erfolg   dieser  Steuerumwandlung  war  überraschend 


'  ^.  .  . .  Die  Aufhebung  des  Bierzwaoges,  welche  die  Betriebe  der 
Brauereien  ganz  und  gar  änderte  und  von  den  wechselnden  Verhältnissen 
der  Industrie  abhängiger  machte. .  .**    Rudhardt  a.  a.  O. 
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und  steht  ancrkannterniafsen  ziemlich  einzig  in  der  Geschichte 
der  Steuern  da*. 

Trotzdem  der  neue  Steuersatz  um  mehr  als  die  Hälfte 
niedriger  war  als  der  bisher  reglementsmäfsige,  so  ergab  trotz- 
dem die  erste  Erhebung  der  Malzsteuer  im  Jahre  1806  7  einen 
Ertrag  von  1000000  Gulden,  also  mehr  als  das  Doppelte  der 
vorhergehenden  Erträge.  War  dies  auch  zum  guten  Teil  der 
bedeutenden  Zunahme  der  Produktion  zu  verdanken,  die  in- 
folge der  Aufhebung  der  Zwangsrechte  und  der  Steueränderung 
anerkanntermafsen  stattgefunden  hatte,  so  ist  doch  angesichts 
der  so  plötzlichen  Steigerung  des  Steuerertrages  diese  nicht 
minder  aurch  die  nach  Aufhebung  der  Komposition  bedeutend 
verringerten  Steuerhinterziehungen  zu  erklären.  —  Infolge 
der  durch  die  Kriegsläufte  jener  Zeit  gesteigerten  finanziellen 
Bedürfnisse  des  Staates  erfuhr  der  Malzaufschlag  während  der 
nächsten  Jahre  mehrfache  Steigerungen,  bis  er  1812  die  Höhe 
von  5  Gulden  vom  Scheffel  Malz  gegen  2  Gulden  32  Kreuzer 
im  Jahre  1806  erreichte  und  seitdem  darauf  verharrte  bis  1868 
bezw.  1879.  Der  Bruttoertrag  der  Steuer  stieg  dadurch  in 
den  Jahren  1813,  1814  und  1815  auf  je  Über  4  Millionen 
Gulden. 

Die  weitere  Entwicklung  des  Malzaufschlages  ^  hier  im 
einzelnen  zu  verfolgen,  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit. 
Seine  fiskalische  Bedeutung,  die  die  aller  anderen  Steuern  in 
der  Folge  übertraf,  war  nunmehr  gesichert  und  nahm  dem 
Aufschwünge  der  Produktion  entsprechend  zu.  Der  Malzauf- 
schlag bildet  in  seiner  Ertragsfkhigkeit  und  -Sicherheit  bis 
zur  Gegenwart  den  Angelpunkt  der  bayerischen  Steuerpolitik 
und  Staatsschuldenverwaltung.  Seine  wirtschaftliche  Bedeu- 
tung für  das  Braugewerbe  war  besonders  gegen  früher  eine 
weit  günstigere.  Die  in  der  Erhebung  und  Kontrolle  zum 
Ausdruck  kommende  Technik  der  Steuer  vereinigte  in  bis 
dahin  unerreichter  Weise  die  fiskalischen  Interessen  mit  denen 
der  Produktion.  Die  Verwaltungskosten  verringerten  sich  zu- 
gleich verhältnismäfsig  bedeutend  und  zwar  so,  dafs  dadurch 
im  Vergleich  zu  früher  der  seiner  Zeit  immer  noch  auf  10  ^/o 
des  Ertrages  geschätzte  Ausfall  durch  Defraudation  (Rudhardt 
a.  a.  O.)  mehr  als  ausgeglichen  wurde.  —  Wenn  es  auch 
dieser  Steuer  in  der  Folge  nicht  erspart  blieb,  ein  beliebtes 
Objekt  für  Raisonnements  aller  Art  und  Änderungsbestrebungen 
zu  sein,  so  kam  dies  den  günstigen  Gesamtwirkungen  der 
Steuer  gegenüber  nicht  weiter  in  Betracht,  und  erst  seit  dem 
Jahre  1868  bezw.  1879  fingen   im    Zusammenhange  mit  den 


1  „,In  SteaersachcD*,  sagt  ein  altes  Sprichwort,  ,macht  zweimal  zwei 
nicht  vier*  und  hier  wurde  es  in  der  That  zum  Wahrwort."  von  May 
a.  a.  O. 

*  S.  darüber  bei  von  May  a.  a.  O.  und  Rivet  a.  a.  O. 
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übrigen  zur  Wirkung  gelangenden  Faktoren  die  für  die 
Gegenwart  specifischen  Folgen  des  1879  um  50  ^/o  erhöhten 
Malzaufschlages  an,  sich  flir  das  Braugewerbe  und  seine  Ent- 
wicklung fühlbar  zu  machen :  Es  erhob  sich  im  weiteren  Um- 
fange die  Diskussion  über  die  Frage,  ob  und  inwieweit  der 
bayerische  Malzaufschlag  auf  die  Konzentration  der  Brauerei 
zum  Grofsbetriebe  und  auf  die  dadurch  gezeitigten  socialen 
Begleiterscheinungen  von  Einflufs  sei.  —  Nach  mannigfachen 
Ansätzen  und  lebhaftem  Widerstreit  führte  dies  schliefslich 
im  Jahre  1889  zu  der  eingangs  erwähnten,  principiellen  Än- 
derung des  Malzaufschlagea ,  durch  die  man  die  im  Brau- 
gewerbe hervorgetretenen  Kampfzustände  zu  beseitigen  oder 
doch  zu  mildern  und  damit  die  Entwicklung  des  Gewerbes 
mit  seinen  Interessen .  wieder  in  Einklang  zu  setzen  hoffte. 

Das  verhältnismäfsig  späte  Hervortreten  dieser  augen- 
scheinlich durch  die  Verkehrsentwicklung,  die  Technik  und 
Höhe  des  Malzaufschlages  gezeitigten  Wirkungen  auf  das 
bayerische  Braugewerbe  erklärt  sich  vornehmlich  dadurch,  dafs 
fast  bis  zur  selben  Zeit,  bis  1865,  eine  gesetzliche  Einrichtung 
sich  erhalten  hatte,  die  tief  in  den  Betrieb  der  Brauerei  ein- 
gegriffen und  ihren  Entwicklungsgang  beherrscht  hatte!  Das 
bayerische  Biertaxwesen  in  Gestalt  des  Biersatzregu- 
lativs vom  Jahre  1811. 

Dieser  überwiegende  Einflufs  des  Biertaxwesens  gegenüber 
den  anderen  die  gewerbliche  Entwicklung  bedingenden  Fak- 
toren rechtfertigt  es,  wenn  man  für  den  Entwicklungsgang 
der  bayerischen  Brauerei  in  unserem  Jahrhundert  zwei  Phasen 
annimmt :  Die  erste,  bis  in  die  Mitte  der  sechziger  Jahre  sich 
erstreckende  Phase,  in  der  die  Keime  der  neuzeitlichen  Pro- 
duktionsumwandlung  auf  dem  Boden  der  fortschreitenden  Ver- 
kehrsentwicklung und  Arbeitsteilung  erwachsen,  zugleich  aber 
zwischen  ihnen  und  den  durch  das  zäh  sich  erhaltende  Bier- 
taxwesen geschaffenen  Zuständen  ein  im  Laufe  der  Jahrzehnte 
immer  gröfser  werdender  Widerstreit  sich  entspinnt,  der  dieser 
ganzen  Epoche  ihr  Gepräge  verleiht.  Mit  dem  Siege  jener  Fak- 
toren über  diese  aus  dem  Mittelalter  überkommene  Institution 
wird  die  zweite,  gegenwärtige  Phase  der  bayerischen  Brauerei- 
entwicklung eingeleitet,  in  der  das  Gewerbe  unter  dem  freien 
Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte  seine  derzeitige  Ausgestaltung 
erfkhrt,  zugleich  aber  auch  die  sociale  Begleiterscheinung  des 
Klassenkampfes  innerhalb  des  Gewerbes  hervortritt,  in  ihren 
Ursachen  wesentlich  durch  den  Zwiespalt  bedingt,  der  in  der 
technischen  und  wirtschaftlichen  Betriebsführung  der  ver- 
schiedenen Kreise  des  Braugewerbes  durch  die  überlange  Dauer 
des  Biertaxwesens  grofs  gezogen  war. 

Einem  der  ältesten  Teile  der  bayerischen  Gewerbegesetz- 
gebung entstammend,  erfuhr  das  Biertaxwesen  im  Jahre  1806 
eine  durchgreifende  Reorganisation,  die  —  im  Jahre  1811  auf 
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das  Drängen  der  Brauereiinteressenten  hin  einer  nochmaligen 
Revision  unterzogen  —  am  25.  April  dieses  Jahres  in  dem 
Gesetze,  „die  Regulierung  des  Biersatzes  im  Königreich  Bayern 
und  die  Verhältnisse  der  Brauer  zu  den  Wirten  sowohl  unter 
sich  als  zu  dem  Publikum  betreffend",  zum  Ausdruck  gelangte. 

Das  Regulativ  von  1811,  wie  es  gemeinhin  genannt 
wird,  steht  mit  den  oben  erwähnten  Gesetzen,  die  Aufhebung 
des  Bierzwanges  sowie  die  Umwandlung  der  Biersteuer,  in 
direktem  Zusammenhange.  Bei  den  ungewohnten,  freien, 
durch  diese  Gesetze  geschaffenen  Zuständen  hielt  die  bayerische 
Regierung  es  angesichts  der  hohen  fiskalischen  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  des  Braugewerbes  für  geboten,  die  bisherige 
Bierpolizei  einer  gründlichen,  entsprechenden  Neuordnung 
zu  unterziehen  und  ein  Gegengewicht  für  die  im  einzelnen 
noch  schwer  zu  übersehenden  Folgen  jener  Umgestaltungen  zu 
schaffen.  Demgemäfs  verfolgte  das  Gesetz  von  1811  den  Zweck, 
a)  die  Sicherstellung  des  Staatsärars  hinsichtlich  der  Erträge 
des  Malzaufschlags,  b)  den  Schutz  des  Publikums  gegen  zu 
leichtes,  gesundheitsschädliches  und  selbst  zu  teures  Bier,  und 
c)  den  vollen  Ersatz  und  die  Sicherung  der  Produktionsaus- 
gaben und  der  „Mannsnahrung"  (Untemehmergewinn)  fUr  den 
Brauer,  sowie  die  Abwälzung  des  von  ihm  verauslagten  Malz- 
aufschlages auf  das  konsumierende  Publikum  im  Bierpreise, 
dem  sogenannten  „Biersatze**  zu  gewährleisten,  desgleichen 
auch  letzteres  den  Wirten  gegenüber  dem  Publikum.  Bezüg- 
lich der  beiden  ersten  Gesichtspunkte  setzte  das  Gesetz  eine 
bestimmte  GufsfÜhrung  fest,  wonach  aus  einem  Scheffel 
(=  2,22  hl)  Malz  nicht  mehr  als  7  Eimer  (=  4,2  hl)  Schenk- 
bier* und  6  Eimer  (=  3,6  hl)  Lagerbier*  nach  Abzug  allen 
Gelägers  (Trüb  etc.)  und  des  Nachbiers  erzeugt  werden  durften, 
und  dazu  im  ersten  Falle  3  Pfund  und  im  zweiten  5  Pfund 
Hopfen  genonunen  werden  sollten.  Die  dritte  Zweckbestimmimg 
betraf  den  sogenannten  „Biersatz",  wonach  unter  Annahme 
bestimmter  Produktionsbedingungen  der  „Ganterpreis**, 
d.  i.  der  vom  Brauer  zu  beanspruchende  Maximalpreis  des 
Biers  unterm  Reifen,  sowie  der  in  erster  Linie  die  Wirte  be- 
treffende, um  2  Pfennige  höhere  „Schankpreis**  festgesetzt 
wurde. 

Die  für  die  Aufstellung  des  Ganterpreises  mafsgebenden 
Produktionsbedingungen  wurden  unter  Zugrundelegung  eines 
sogenannten  „bürgerlichen  Normalbrauhauses**  nach  „ständigen** 
und  „unständigen**   „Produktionsgröfsen"  unterschieden*. 


^  Nach  heatiffem  Mafse  entspricht  das  einem  Rendement  von  1,80  hl 
Schenkbier  and  1,60  hl  Lagerbier  aus  1  hl  Malz. 

'  Das  Material  zu  dieser  Berechnuns^  hatte  die  Regiemnff  einer 
preisgekrönten,  ungednickt  gebliebenen  Schrift  eines  herrschaftlichen 
Braaereiverwalters,  Namens  Scharl,  entnommen,  der  um  die  Fach- 
litteratar  jener  Zeit  überhaupt  grofse  Verdienste  hatte. 
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Der  Malzverbrauch  dieses  Normalbrauhauses  war  zu 
450  Scheffel  (=  1000  hl)  trockenen,  vor  dem  Einsprengen 
gemessenen  Malzes  angenommen,  was  einer  Produktion  von 
insgesamt  3000  Eimer  (=  1800  hl)  Winter-  und  Sommerbier 
entsprach.  Daraufhin  bildeten  die  ständigen  Produktions- 
gröfsen:  das  Betriebskapital  und  dessen  Verzinsung,  zu  5®/o 
angenommen;  ein  entsprechender  Betrag  für  die  jährliche 
Instandhaltung  der  Baulichkeiten,  der  Brauereigebäude  und 
Kelleranlagen;  desgleichen  ein  prozentualer  Betrag  für  die 
Abnutzung  und  Ersetzung  der  Geräte;  die  entspechenden  Aus- 
lagen fiir  das  zum  Betriebe  erforderliche  Arbeitspersonal, 
sowie  fiir  „Malzbrecher-  und  Pferdelöhne";  endlich  die  An- 
schaffungskosten für  Brennholz,  Pech,  Lichter,  Fässer  und 
dergl.,  jedes  nach  allgemeinen  Durchschnittspreisen  berechnet. 
Der  Gesamtbetrag  aller  dieser  „Vorauslagungen"  betrug  nach 
Abzug  der  aus  den  Abfällen  (Malzkeime,  Treber  u.  dergl.) 
sich  ergebenden  Nebennutzungen  4,53  Pfennige  auf  die  baye- 
rische Mafs  Bier  (=  1,07  Liter).  Dazu  kam  mit  1,47  Pfennigen 
auf  die  Mafs  berechnet,  die  „Mannsnahrung**  des  Brauers 
nebst  der  nötigen  Verzinsung  seines  Grund-  und  Anlage- 
kapitals und  endlich  der  Betrag  des  vorauslagten  Malzauf- 
schlages mit  4  Pfennigen  pro  Mafs.  Es  betrug  demnach  im 
ganzen  die  ständige  Produktionsgröfse  bei  der  Mafs  Bier 
10  Pfennige  oder  2,5  Kreuzer.  Dazu  gesellten '  sich  in  zahl- 
reichen Städten  und  Märkten  noch  die  Lokalzuschläge  in 
Höhe  von  1 — 2  Pfennigen  auf  die  Mafs. 

Als  „unständige**,  wechselnde  Gröfsen,  die  eigentlich  den 
von  Jahr  zu  Jahr  sich  ändernden  „Biersatz**  regulierten, 
galten  die  jeweiligen  Gersten-  und  Hopfenpreise,  die  für  be- 
stimmte Landesdistrikte  unter  Weglassung  der  niedrigsten 
Preise  —  „da  nur  aus  guten  Qualitäten  Gerste  und  Hopfen 
gutes  Bier  erzeugt  werden  kann**  —  im  Durchschnitt  ermittelt 
wurden.  Unter  Berücksichtigung  der  oben  angegebenen,  ver- 
schiedenen Gufsführung  wurde  danach  der  auf  die  Mafs  ent- 
fallende Preiszuschlag  für  Gerste  und  Hopfen  beim  Sommer- 
und  Winterbier  für  die  betreffenden  Distrikte  festgesetzt.  Der 
aus  diesen  ständigen  und  unständigen  Gröfsen  sich  zusammen- 
setzende Preis  war  der  Ganterpreis,  während,  wie  erwähnt, 
der  Schankpreis  um  2  Pfennige  höher  als  der  Ganterpreis  an 
dem  betreffenden  Orte  war,  gleichgültig  ob  dieser  mit  dem 
Erzeugungsort  des  Bieres  zusammenfiel  oder  nicht. 

In  diesen,  den  Kernpunkt  des  bayerischen  Biertaxwesens 
ausmachenden  Bestimmungen,  die  ein  hervorragendes  Beispiel 
gesetzgeberischer  Technik  darstellen,  spiegeln  sich  zugleich 
die  damals  obwaltenden,  primitiven  Verhältnisse  der  Technik 
und  des  Geschäftsverkehrs  im  Braugewerbe,  wie  in  der  Volks- 
wirtschaft überhaupt  treu  wieder.  Gerade  diese  Verhältnisse 
gingen  aber  bereits  in  den  nächsten  Jahrzehnten  den  gröfsten 
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Umwälzungen  entgegen,  und  auf  diese  Bestimmungen  konzen- 
trierte sich  daher  notwendig  in  der  Folge  der  oben  angedeutete 
Konflikt 

Zunächst  aber  standen,  wie   gesagt,   diese  Bestimmungen 
des  Regulativs  mit  den   obwaltenden  Verhältnissen  im  allge- 
meinen wohl  im  Einklänge  und  vermittelten  in  befriedigender 
Weise  den  Uebergang  zu  den  nach  Aufhebung  der  Bann-  und 
Zwangsrechte    ungewohnt  freien    Wirtschaftsbedingungen.   — 
„Als  das  Regulativ  von  1811   erschien,   verbreitete   es  Angst 
und  Schrecken  unter  den  Brauern.     Sie  glaubten  den  Unter- 
gang ihres  Gewerbes  bevorstehend.    Sie  wufsten  sich  in  keiner 
Weise  von  dem  weitgedehnten  Mafse  der  Komposition  in   die 
scharfgezogenen  Grenzen  des  Regulativs  zu  finaen.    Aber  wie 
bei  allem  Ungewohnten,   so  ging   es  auch   hier.     Nach  zehn 
Jahren  waren   die  Brauer  sogar   höchst  befriedigt  von   dem- 
selben   und    seinen   Bequemlichkeiten,   indem    das    Regulativ 
ihnen  alles  Rechnen  ersparte;  die  königliche  Regierung  ward 
auf  solche  Weise  fbrmlicn  der  Vormund  des  Brauers."  ^    Dieser 
Umstand  besonders   charakterisiert   die   praktische  Bedeutung 
des  Regulativs  für  den  Gewerbebetrieb  der  damaligen  Brauerei : 
Durch  die  Garantie  eines   bestimmten,   reichlich   bemessenen 
Untemehmergewinnes,  der  von  keinem  Wechsel  der  Produk- 
tionsbedingungen,  wie   Verteuerung  der  Braustoffe  u.  dergl., 
ge&hrdet  werden  konnte,  war  trotz  der   seit  Aufhebung  der 
Bannrechte  verstärkten  Konkurrenz  der  Landbrauereien,   — 
die  ehedem  mindestens  drei  Stunden  von  den  Städten  entfernt 
sein    mufsten  — ,  für    die   meist  kleinen,    handwerksmäfsigen 
Brauereien   eine  grofse   Existenzsicherheit   geschaflFen.      Eine 
Anzahl  weiterer,    gewerberechtlicher  Bestimmungen   trug  in 
gleicher  Richtung  hierzu  bei*.      Nach   wie    vor    bestand    der 
Satz,  dafs  kein  Wirt  vom  Brauer  abgehen  dürfte,  solange  er 
diesem  noch  für  geliefertes  Bier  verschuldet  war.    Bierschulden 
genossen  Vorzugsrecht,  und  Inhaber  oder  Pächter  von  Brauereien 
hatten   auf  Grund    von  Forderungen    für   an    Bierwirte   ge- 
liefertes  Bier   einen  gesetzlichen   Rechtstitel    zur   Erwerbung 
einer  Hypothek.     Während   des   Sudjahres   durfte  der   Wirt 
von  seinem,  ihm  seit  Beginn  desselben  Bier  liefernden  Brauer 
überhaupt  nicht  abgehen,  es  sei  denn,  dafs  ihm  dieser  dreimal 
hintereinander  „kein  pfennigvergiltiges  Bier"   geliefert   habe; 
eine  Bestimmung,  die  trotz  aller  Anfechtungen   sich   rechtlich 
bis  zur  Gegenwart  erhalten  hat   und   deren   ökonomische  Be- 
deutung,   bei   aller  Verschiedenartigkeit    ihrer   Wirkung    im 
einzelnen,   immerhin    für   die   Kleinbrauereien   noch   eine   er- 
hebliche und  günstige  zu  nennen  ist 

^  J.  DenriDger.    .Die  Bierfrage  im  Jahre   1861,  namentlich  mit 
Bfiksicht  aof  das  I^lativ  von  1811.''    München  1861. 

'  Verel.  G.  Döl lineer,   ,,Da8  Brauwesen,  Branntweinbrennen  and 
das  Malzamschlagswesen  im  Königreich  Bayern.''    Nördlingen  1850. 

Fonehm^eii  (51)  XII  1.  —  Strave.  3         ^  t 
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Gegen  eine  etwaige,  zu  scharfe  Konkurrenz  neugegrün- 
deter Brauereien  wurden  die  bestehenden  Brauereien  durch 
das  in  Bayern  ganz  aufserordentlich  streng  gehandhabte  Kon- 
zessionssystem geschützt  (S.  Kaizl  a.  a.  O.).  Bekanntlich  ge- 
hörte die  Brauerei  seit  1756  zu  den  „radizierten"  Gewerben. 
Als  1805  der  Kreis  der  als  radiziert  zu  behandelnden  Gewerbe 
festgelegt,  und  „von  nun  an  keine  andere  als  persönliche  Ge- 
werbegerechtigkeiten verliehen  werden  sollten,"  wurden  unter 
anderen  die  Brauereien  zwar  als  solche  beibehalten,  die  zu 
jener  Zeit  bestehenden  sollten  aber  nur  dann  als  solche  (radi- 
zierte) anerkannt  werden,  wenn  sie  sich  gleichzeitig  in  der 
Hand  eines  Besitzers  befanden,  der  sie  seiner  Zeit  titulo  oneroso 
erworben  hatte,  anderenfalls  sie  bei  ihrer  Erledigung  der 
Obrigkeit  zur  selbständigen  Verleihung  anheira  fallen  sollten. 
Und  zwar  sollte  im  letzteren  Falle  nach  einer  Verordnung 
von  1811  die  Erteilung  von  Brauereikonzessionen  ausdrück- 
lich der  landesherrlichen  Bestätigung  vorbehalten  bleiben,  um 
so  „für  Rechtsgleichheit  und  liberale  Niederlassungsfreiheit 
gegen  Privilegien  und  Standesvorurteile  zu  kämpfen.'*  Mafs- 
gebend  bei  allen  derartigen  Konzessionen  war  nach  wie  vor 
der  Nachweis  der  persönlichen,  technischen  Befähigung  des 
Bewerbers.  —  Wie  sehr  bei  all  diesem  der  Schutz  der  einmal 
bestehenden  Brauereien  ausschlaggebend  war,  erhellt  besonders 
deutlich  aus  einer  die  Konzessionierung  von  neuen  Brauerei- 
anlagen betreffenden  Verordnung  vom  Jahre  1834  (8.  Februar), 
worin  ausdrücklich  gesagt  wird,  dafs  solche  Konzessions- 
bewilligungen nach  erwiesenem  Vorhandensein  aller  übrigen 
gesetzlichen  Vorbedingungen  (Befähigungsnachweis  u.  dergl.) 
nur  dann  erteilt  werden  sollten,  „wenn  der  Nahrungsstand 
und  die  Nachhaltigkcit  der  schon  vorhandenen  Brauereien 
nicht  zerstört,  die  Wahrscheinlichkeit  genügenden  Absatzes 
in  dem  Bedürfnisse  der  Konsumenten  gegeben   werden  ..." 

Alle  diese,  zum  Teil  sehr  weit  gehenden  Bestrebungen, 
die,  aus  dem  Uebergange  des  Gewerbes  in  die  auf  allen 
Punkten  in  Wandlung  begriffenen  neuzeitlichen  Wirtschafts- 
und Verkehrsverhältnisse  entspringenden  Folgen  besonders 
für  die  schwächeren  Elemente  möglichst  zu  mildern  und  bezw. 
hintenanzuhalten,  konnten  jedoch  auf  die  Dauer  denselben 
nicht  Stand  halten.  Schon  die  durchweg  gleiche  Bemessung 
der  „Mannsnahrung"  für  alle  Brauer  im  Regulativ  war  auch 
zu  jener  Zeit  kaum  noch  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
vereinbar  und  barg  bereits  den  Keim  des  Konfliktes  mit  dem 
sich  anbahnenden,  sein  Recht  erheischenden  ökonomischen 
Fortschritt  in  sich.  Gab  es  doch,  trotz  der  relativ  grofsen 
Gleichartigkeit  des  damaligen  Brauereihandwerks,  schon  zu 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  einige  grofse,  fabrikähnliche  Be- 
triebe, die  in  das  Schema  des  Regulativs  sich  in  keiner  Weise 
mehr  einfügen  liefsen.  Ja  diese  nivellierenden  Bestimmungen 
desselben  verhinderten  überhaupt  nicht  das  Gesetz  der  gröfseren 
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Rentabilität  des  Grofsbetriebes  und  die  daraus  fliefsenden  Ent- 
wicklungstendenzen des  Gewerbes.  In  vielen  Punkten  wiesen 
sie  sogar  direkt  darauf  hin.  In  einer  1822  erschienenen  Bro- 
schüre* eines  im  Brauwesen  sehr  bewanderten  Schriftstellers 
ist  dies  bis  ins  einzelne  rechnungsmäfsig  verfolgt  und  nach- 
gewiesen. Bei  der  Anschaulichkeit  derselben  für  die  Art  und 
Zusammensetzung  der  Produktionsfaktoren  der  Brauerei  jener 
Zeit  und  die  Aufzeigung  des  im  Regulativ  selbst  ruhenden 
Momentes  der  Erweiterung  des  Brauereibetriebes  über  den 
Rahmen  des  Handwerks,  sei  auf  den  Inhalt  der  Broschüre 
«twas  näher  eingegangen: 

Nachstehende  Zahlenzusammenstellungen  geben  zunächst 
die  einzelnen  Bestandteile  des  Anlagekapitals  eines  soge- 
nannten bürgerlichen  Normalbrauhauses  wieder,  wie 
es  nach  den  Angaben  der  Preisschrift  von  Scharl  der  Biertaxe 
zu  Grunde  gelegt  war.  Desgleichen  giebt  Zusammenstellung  II 
dieselben  Daten  für  ein  herrschaftliches  Brauhaus, 
und  zwar  speciell  für  das  von  dem  betr.  Scharl  geleitete. 

I.    Bürgerliches  Brauhaus  mit  einem  Sudwerk 
von  450  Scheffel  Malz: 


Braugebäude  und 
„Fahrnisse"  (Mobilien) 


Istwert 
Gulden 


tr&gt 
Zinsen 

Gulden 


dauert 
Jahre 


Ist  der 
Wert 
noch 

Gulden 


b4- 


a  -d 


ZinMB  DBd 
AbBntnig 
betre^n 


Brauhausgebäude 
DachuDgen  .  .  . 
Keliergebäude.  .  .  . 
Dachungen  desselben 
Rnpfeme  Pfanne 
Eiserner  Rost .  . 
Kupferne  Darre . 

50Fä«er{f£, 

Mai»chboding{|i=;. 

Kühle  i^P^^-  •   ■  • 
\  Eisen    .   .  . 

6Gährbodmg{g2ä 
Steinerne  Waib  (Rufe) 
Brangeschirre .... 


8000 

3077 

4500 

500 

1125 

176 

600 

1650 

1650 

35 

53 

166,6 

50 

90 

90 

200 

166,6 


400 

153 
225 

25 

56,2 
8,8 

30 

82,5 

82,5 
1,7 
2,6 
8,3 
2,5 
4,5 
4,5 

10 
8,3 


200 

100 

200 

100 

46 

200 

200 

20 

60 

15 

100 

15 

100 

15 

60 

24 

3 


923 
147 
500 

40 
375 

52 

211 

250 

300 

8,3 

10 
6,6 
9,3 

18 

16,6 

3^3 


435 
182,2 
245 
29,6 
72,5 
9,3 
31,9 
152,5 
105 
2,3 
3 

18,6 

2,9 

9,3 

5,7 

10 

62,7 


Zusammen 


22  129,2 


1377,5 


1  „Über  das  Biertazwesen  in  Bayern,  aus  dem  wissenschaftlichen 
Standpunkte  betrachtet.'*  (Von  Dr.  Michael  Jaeck.)  Erlangen,  bei 
Palm  &  Encke,  1822,  60  S. 
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n.    Herrschaftliches  Brauhaus  mit  einem  Sud- 
werk von  1411  Scheffel  Malz: 


Braugebäade  and 
„Fabrniflse"  (Mobilien) 


Istwert 
Gulden 


trägt 
Zinsen 

Gulden 


dauert 
Jahre 


b-f 


a— d 


Ist  noch 
Wert 

Gulden 


ZimM  wU 
MnsM 


Braubausgeb&ude 
Dachungen  .    .    . 
Kellergebftude 
Dacbungen  desselben 
Kupferne  Pfanne  . 
Eiserner  Rost .   .    . 
Kupferne  Darre .   . 

150  FftMer  {  ^^ 
Maiachbodüigjgi 

18Gährboding{ü 

2  steinerne  Waiben  . 
Braugeschirre  .... 


13000 

5  000 

9000 

1000 

1800 

500 

1700 

4950 

4950 

105 

160 

500 

150 

270 

270 

600 

500 


650 
250 
450 

50 

90 

25 

85 

247,5 

247,5 

5,25 

8 

25 
7,5 

13,5 

13,5 

30 

25 


200 

100 

200 

100 

25 

200 

200 

20 

60 

15 

100 

15 

100 

15 

60 

24 

3 


1500 

240 

1000 

80 

600 

150 

600 

750 

900 

25 

30 

20 

28 

59 

50 

10 


715 

297,6 

490 

59,2 
138 

26,7 

90,5 
457,5 
311 

10,5 
9,3 

59 
8,7 

27,9 

17,1 

30 
188,3 


Zusammen 


44455 


2  936,3 


Wie  aus  diesen  Zusammenstellungen  hervorgeht,  erfordert 
das  bürgerliche  Brauhaus,  dessen  Produktion  kaum  ^/s  der 
des  herrschaftlichen  Brauhauses  beträgt,  doch  fast  halb  soviel 
Anlagekapital  als  dieses. 

Es  betragen  ferner 

L  die  jährlichen  Betriebsunkosten  eines  bürger- 
lichen Brauhauses  von  450  Scheffel  Malz- 
verbrauch: 

Gulden 
Lohn  und  Haustrunk  des  Brauereibesitzers  nebst  Familie  1100 

„       „  „  für  2  Brauknechte 532,2 

„       „  „  fUr  einen  Binder 179,3 

Fuhr-  und  Malzbrecherlöhne 223,5 

Weiches  Sudholz 481,2 

Hartes  Darrholz       201,7 

Pech,  Unschlitt,  Zeug  und  Gewürz 127,5 

Summa  der  ständigen  Betriebsunkosten     .  2846 
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Es  betragen 

IL  die  jährlichen  Betriebsunkosten  eines  herr- 
schaftlichen Brauhauses  von  1411  Scheffel  Malz- 
verbrauch: 

Golden 
Lohn  und  Haustrunk  für  den  Brauereileiter  nebst  Familie  1100 

„       „  „  für  5  Brauknechte 1332 

„       „  „  für  2  Binder 538 

Fuhr-  und  Malzbrecherlöhne 705,5 

Weiches  Sudholz  (&  Klafter  3  Gulden  zu   176   Süden 

k  8  Scheffel  Malz) 898,2 

Hartes  Darrholz  (ä  Klafter  7,5  Gulden) 634,5 

Pech 228 

Unschlittkerzen 80 

Zeug  und  Gewürz 8,5 

Summa  der  ständigen  Betriebsunkosten     .  5525 

Es  zeigte  sich  also,  dafs  auch  die  Betriebsunkosten  der 
dreimal  gröfseren  Herrschaftsbrauerei  fast  nur  das  Doppelte 
der  der  bürgerlichen  betragen.  Ermittelt  man  auf  Gruna  der 
obigen  Gröfse  und  der  Verzinsungsquote  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapit^  die  eigentliche  Mannsnahrung  des  bürgerlichen 
und  des  herrschaftlichen  Brauereibesitzers,  so  ergiebt  sich 
folgendes:  Wenn  W  der  Wert  des  Anlagekapitals,  w  die 
Amortisations-  und  Verzinsungsquote  von  W  zu  6,2  ^/o*,  B 
das  Betriebskapital  und  b  dessen  Verzinsung  zu  8,5*^/'o  be- 
deutet, so  ist  die  „Mannsnahrung"  als  beständiger  Teil  des 
Gesamtpreises 

_  Ww       Bb 

~  100  "*■  100  "*■ 

Das  giebt  bei  Einsetzung  der  obigen  Zahlenwerte 

I.  für  den  bürgerlichen  Brauereibesitzer: 

22129,2-6,2  ,   2846-8,5  ,   ^qac^  n.  i;i  AAtic^an  u       rk 
Toö —    "* T()()       "^            Gulden  =4459,9  Gulden.  Der 

Gulden  hat  60  Kreuzer  k  4  Pfennige,  also  240  Pfennige.  Bei 
einer  Produktion  von  3000  Eimer  k  60  Mafs  entfilUt  sonach 
auf  eine  Mafs  Bier  eine  Mannsnahrung  von  ca.  6  Pfennige. 

II.  Für  den  herrschaftlichen  Brauereibesitzer 
beträgt  die  jährliche  Mannsnahrung  nach  obiger  Formel  ins- 
gesamt: 8928,66  Gulden,  oder  bei  einer  Produktion  von 
9313  Eimer  für  die  Mafs  Bier  3,8  Pfennige. 


a-dv 


Znsammenstelluiig  I :  a  :  ( b  H )  —  100  :  x 

22  129,2  :  1 377,5  =  100  :  x 
X  «  6,2 
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Demnach  werden  dem  Brauer,  der  ein  dreimal  so  grofses 
Sudwerk  als  das  in  der  Biertaxgesetzgebung  angenommene 
betreibt,  sein  Eapitalgewinst,  Arbeitslohn  und  beständige  Aus- 
lagen bereits  mit  3,8  Pfennigen  per  Mafs  vollkommen  er- 
stattet. Da  er  nun  dennoch  wie  jeder  andere  Brauer,  der  sein 
Gewerbe  weniger  ins  Grofse  treibt,  infolge  der  Biertaxe  an 
Erstattung  der  ständigen  Produktionsgröfsen  6  Pfennige  für 
die  Mafs  bezieht  (die  4  Pfennige  fllr  den  Malzaufschlag  sind 
aufser  Rechnung  gelassen),  so  geht  ihm  hierdurch  aufser  der 
2  Pfennige  betragenden,  gesetzlich  ihm  zustehenden  Manns- 
nahrung noch  ein  Profit  von  2,2  Pfennige  per  Mafs  zu,  der 
weder  auf  sein  Kapital  noch  auf  seinen  Betrieb  berechnet  ist^ 
sondern  sich  lediglich  daraus  ergiebt,  dafs  sein  gröfseres  Sud- 
werk ein  relativ  kleineres  Anlage-  und  Betriebskapital  er- 
fordert als  das  der  Biertaxe  zu  Grunde  liegende  kleinere  Sud- 
werk. „Hieraus  wird  begreiflich,"  sagt  Ja  eck,  „wie  Brauer 
bei  gehöriger  Einsicht  und  Thätigkeit,  wenn  sie  ihr  Sudwerk 
über  das  Mittel  hinaus  vergröfserten,  in  kurzer  Zeit  ihr  Ver- 
mögen ansehnlich  vermehren  konnten.  Umgekehrt  beim 
kleineren  Brauer,  der  weniger  als  450  Scheffel  Malz  ver- 
braucht, bei  dem  auch  die  liberal  bemessene  Mannsnahrung 
nicht  ausreichen  dürfte.  Brauern  dieser  Klasse  bleibt  kein 
anderes  Mittel  übrig,  ihre  Subsistenz  zu  behaupten,  als  dafs 
sie  sich  in  ein  Gemeindebräuhaus  teilen." 

Aus  diesen  Darlegungen  ist  nun  jedoch  nicht  ohne  wei- 
teres zu  folgern,  dafs  das  Regulativ  sonach  ein  wesentlicher 
Faktor  zur  industriellen  Betriebserweiterung  der  Brauerei  ge- 
wesen sei.  Dazu  bedurfte  es  noch  einer  Reihe  anderer  Pak- 
toren, besonders  des  Hinzukommens  der  Entwicklung  von 
Technik  und  Verkehr.  Vielmehr  war  die  gleichförmige  Fest- 
setzung der  Produktionskosten  und  Bierpreise  ein  grofses 
Hemmnis  für  das  allgemeinere  Eindringen  des  technischen 
Fortschritts  und  damit  des  Industrialismus  in  die  Brauerei. 

„Die  Taxe  macht  die  Produzenten  indolent  gegen  jede 
Verbesserung,  weil  sie  durch  dieselbe  ihren  Gewinn  unter 
allen  Umständen  gesichert  finden.  Der  Unternehmungslustige 
wird  aber  sogar  von  Meliorationen  abgeschreckt,  denn  er  ist 
durch  die  Satzung  gehindert,  den  Preis  nach  den  veränderten 
Produktionskosten  zu  richten.  Wenn  auch  die  Taxe  nur  ein 
Preismaximum  festsetzt  und  einen  geringeren  Preis  für  den 
Fall  wohlfeiler  Produktionskosten  gestattet,  so  liegt  darin  noch 
keine  Ermunterung  zu  Produktionsverbesserungen;  denn  bei 
jeder  Melioration,  deren  günstige  Folgen  nicht  augenscheinlich 
sind,  fürchtet  er  die  Unmöglichkeit,  einen  höheren  Preis  zu 
erlangen  ....  Wir  können  täglich  erfahren,  welch  nach- 
teiliges Hemmnis  die  Taxe  flir  den  technischen  Fortschritt 
bildet.  Man  kann  mit  Leichtigkeit  nachweisen,  dafs  unter 
allen  von  der  Taxe  belasteten  Gewerben  die  technische  Aus- 
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bildung  relativ   am  weitesten  zurück    ist,   wie   das   Metzger-, 
Brau-  und  Bäckergewerbe*". 

Daher  kam  es  auch,  dafs  die  industrielle  Umgestaltung 
der  bayerischen  Brauerei,  trotzdem  sie  in  Bayern  zuerst  ein- 
setzte, sich  für  die  Gesamtheit  des  Gewerbes  so  sehr  ver- 
zögerte und  sich  nur  auf  eine  relativ  beschränkte  Zahl  von 
Betrieben  konzentrierte,  die  durch  besondere  Gunst  der  Um- 
stände, hervorragende  Intelligenz  und  Kapitalkraft  ihrer  Be- 
sitzer, dazu  prädestiniert  waren,  immer  aber  nur  die  Aus- 
nahme von  der  Kegel,  gewissermafsen  die  Elite  des  Gewerbes 
darstellten.  Noch  in  der  Gegenwart  haben  sich  die  Folgen 
hiervon  für  weite  Kreise  des  Gewerbes  fühlbar  gemacht,  und 
es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  diese  im  Laufe  der  Jahr- 
zehnte immer  mehr  hervortretende,  ungünstige  Wirkung  des 
über  die  Mafsen  aufrechterhaltenen  Biertaxwesens  auf  die 
technische  Entwicklung  der  Brauerei  sich  angesichts  der  gegen- 
wärtigen, ausgestalteten  Verkehrs-  und  Wirtschaftsverhältnisse 
weit  schlimmer  gerächt  hätte,  wenn  diesen  Kreisen  des  Ge- 
werbes nicht  eine  ßeihe  schützender,  im  bayerischen  Wirt- 
schaftsleben begründeter  Momente  zur  Seite  gestanden  hätte. 
Immerhin  war  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Lage  für 
diese  Gewerbskreise  in  den  letzten  Jahrzehnten  aus  diesem 
Grunde  eine  ungünstige,  obgleich  Bayern  das  Hochland  der 
Brauerei  ist,  in  dem  das  Bier  das  „fünfte  Element^  aus- 
macht 2. 

Elin  wesentlicher  Umstand,  der  dem  allgemeineren  Ein- 
dringen technischer  Fortschritte  in  die  Brauerei  entgegenstand, 
war,  wie  Gerstner  richtig  bemerkt,  der  im  voraus  schwer  ab- 
zuwägende Effekt  von  Produktionsneuerungen  auf  den  Bier- 
Ereis  gegenüber  dem  feststehenden  Taxpreise  des  Bieres, 
dieser  Umstand  fiel  um  so  schwerer  in  die  Wagschale,  je  mehr 
die  Verhältnisse  sich  dahin  entwickelten,  dafs  der  statuierte 
Maximalpreis  nur  auf  dem  Papier  stand,  in  Wirklichkeit  aber 
die  weitgehendsten  Preisunterbietungen  an  der  Tagesordnung 
waren.      Hieraus    entsprang    überhaupt    die    Gesamtheit    der 

^  Geratner,  „Über  die  bayerische  Bier-PoJizei."  Zeitschrift  für  die 
getiamten  Staats wiseenschaften.  Tübingen  1859.  S.  246—276.  —  In  einer 
sehr  lehrreichen  Schrift:  „Schlapper,  Bemerkungen  über  die  Bier- 
taxe etc.",  Erlangen  1821,  wii-d  vornehmlich  betont,  dafs  der  Brauer  durch 
die  Taxe  verhindert  worden  wäre,  Luxusbiere,  die  sich  natur^cmäfs  höher 
im  Preise  als  die  Taxe  stellen,  zu  brauen  und  so  den  gesteigerten  Kon- 
sambedürfhissen  und  der  wünschenswerten  industriellen  Entwicklung 
seines  Gewerbes  Kechnung  zu  tragen. 

'  In  einer  fUr  seine  Familie  bestimmten  Selbstbiographie  des  im 
Herbst  1891  verstorbenen  Brauerei besitzers  Gabriel  Sedlmavr,  des 
klassischen  Zeugen  der  gewerblichen  Entwicklung  der  baverischen  Brauerei, 
findet  sich  in  Bezug  hierauf  das  Urteil:  „Es  mufs  überhaupt  dem  Ge- 
dächtnisse aufbewahrt  bleiben,  welch'  grofsen  Schaden  der  lange  Bestand 
der  Biertaxe  in  Bayern  angerichtet  hat!^' 
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wirtschaftlichen  und  socialen  Schäden  des  Biertaxwesens  in 
der  Folgezeit;  alle  Bestrebungen,  gesetzlich  regulierend  ein- 
zugreifen, konzentrierten  sich  auf  diesen  immer  allgemeiner 
werdenden  Konflikt  zwischen  dem  Taxpreise  und  den  realen 
Faktoren  der  Preisbildung.  Die  Gesetzgebung  wurde  durch 
die  davon  betroflFenen,  auf  normalen  Ausgleich  drängenden 
gewerblichen  und  öffentlichen  Interessen  andauernd  in  Atem 
gehalten  ^  Die  bezüglichen  Änderungsanträge  und  sonstigen 
Petitionen  kehrten  fast  in  jeder  Kammersession  (so  1819, 
1822,  1831,  1834,  1846  u.  s.  f.)  zahlreicher  wieder ;  eine  bunte 
Reihe  von  Verordnungen,  oft  unmittelbar  einander  ablösend, 
war  die  Folge.  Endlich,  nachdem  sich  die  Verhältnisse  be- 
reits seit  den  vierziger  Jahren  unerträglich  kompliziert  und 
zugespitzt  hatten,  erfolgte  nach  mannigfachem  Anarängen  von 
den  verschiedensten  Seiten  her  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre 
die  Beseitigung  dieser  gänzlich  unzeitgemäfs  gewordenen  Tax- 
gesetzgebung. 

Der  durch  das  Regulativ  normierte  Preis  galt  bekannt- 
lich als  Maximalpreis.  Der  Artikel  25  Absatz  3  des 
Regulativs   lautete:    „Da  jedoch   die    in  Verfolg  der  gegen- 

1  Auch  die  publizistische  Diskussion  über  die  Bedeutung  und  Zweck- 
mäfsigkeit  der  Biertaxe,  teils  für  teils  gegen  diese,  war  schon  in  den  ersten 
Jahrzehnten  ihres  Bestehens  lebhaft  im  Gange.  In  einer  anonymen  Bro- 
schüre: „Grespräch  eines  Brauers,  eines  Wirtes  und  eines  Wanderers  in 
der  Schenke  zu  Nulldorf",  München  1820,  die  binnen  kurzem  in  6000 
Exemplaren  vergriffen  war  und  neu  aufgelegt  werden  mufste,  wurden 
vom  Standpunkte  des  Konsumenten  die  „ungebührlichen  Vorteile*'  der 
Brauer  durch  die  Taxe  einer  scharfen  Kritik  unterworfen.  In  einer  Ant- 
wort hierzu:  „Gründliche  Bemerkungen  über  die  gegenwärtigen  Verhält- 
nisse der  Brauereyen  im  Allgemeinen  und  der  Müncbener  insbesondere, 
von  einigen  sachkundigen  Freunden  der  Wahrheit**,  München  1821,  wurde 
hiergegen  lebhaft  polemisiert  und  an  der  Hand  sehr  ausführlicher  rech- 
nerischer Kalkulationen  die  Notwendigkeit  und  Gerechtigkeit  der  Biertaze 
dar/uthun  versucht,  besonders  wegen  der  seit  1813  eingetretenen  „all- 
gemeinen Depression  in  Handel  und  Wandel  und  des  grofsen  Betriebs- 
risikos der  Brauer".  Als  Beispiel  dafür  wurde  angeführt,  dafs  die  Re- 
gierung fast  alle  Staatsbrauereien  seit  1813  veräufsert  habe,  weil  sie  sich 
nicht  mehr  rentierten,  obgleich  sie  doch  ihrer  Gröfse  halber  gegen  die 
kleineren  bürgerlichen  Brauereien  noch  Vorteile  gehabt  hätten.  Der  da- 
malige Referent  in  dieser  Angelegenheit  habe  sogar  erklärt:  „Wenn  wir 
die  Staatsbrauereyen  auch  verschenken  sollten,  so  würden  wir  noch  dabei 
gewinnen,   weil   dann   der  Staat  doch  sicher  die  jährlichen  Aufschlags- 

fefälle  hiervon  erhält,  welche  sie  im  Ganzen  bisher  nicht  einmal  ertragen 
aben." 

In  einer  ferneren  Broschüre:  „Bemerkungen  über  die  Biertaxe  nach 
örtlichen  Tax-Ordnnngen  und  allgemeinen  Tax -Regulativen  nebst  einem 
Anhang  über  Bierpolizei''  von  J.  R.  Schlup per,  Erlangen  1821,  einer 
sehr  instruktiven  und  sachlichen  Schrift,  ist  bemerkenswert,  dafs  der  Ver- 
fasser an  der  Hand  sehr  eingehender  Berechnungen  im  Interesse  des  Ge- 
werbes wie  der  konsumierenden  Volks  Wirtschaft  zu  einer  principiellea 
Verwerfung  aller  Biertaxen  kommt,  obgleich  er  selbst  11  Jahre  zuvor 
(1810)  die  Einführung  einer  von  ihm  entworfenen  Biertaxe  in  Windsheim 
bei  der  Regierung  durchgesetzt  hatte. 
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wärtigen  Tarife  jedes  Jahr  zu  bestimmenden  Biersätze  im 
grofsen  Durchschnitt  als  das  Maximum  des  zu  ihrer  Produk- 
tion in  guter  Qualität  erforderlichen  Preises  zu  betrachten 
sind,  80  wird  jenen  Brauern,  die  entweder  durch  eine  be- 
deutende, ausgezeichnete  Gröfse  ihrer  jährlichen  Biererzeugung 
oder  durch  vorzügliche  Lokalbegünstigungen,  als  z.  B.  ganz 
vortreffliches  Wasser,*  vorzügliche  Qualität  der  Gerste,  des 
Hopfens,  ihrer  Keller,  sich  in  den  Stand  gesetzt  finden,  ihr 
Bier  in  Fässern  unter  dem  festgesetzten  Preise  abzulassen, 
dieses  jedoch  stets  nur  unter  der  Voraussetzung  gestattet,  dafs 
die  Qualität  solchen  Bieres  stets  jenen  Grad  der  Güte  bei- 
behalte, der  dem  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegten  Ge- 
brauche der  Kombinationsartikel  entspricht,  widrigenfalls  die 
gegen  Erzeugung  zu  schwachen  Bieres  verhängten  Strafen 
gegen  sie  mit  aller  Strenge  zu  vollziehen  sind."  —  Des- 
gleichen war  es  auch  den  Wirten  gestattet,  unter  ähnlichen 
Bedingungen  mit  den  Schankpreisen  herabzugehen.  Auf  jeden 
Fall  aber  mufsten  sie  bei  jeder  Erniedrigung  des  Ganter- 
preises seitens  der  Brauer  auch  ihrerseits  mit  den  Schank- 
preisen herabgehen. 

Man  könnte  vermuten,  dafs  die  Regierung  mittels  dieser 
Bestimmung  bestrebt  war,  den  zu  erwartenden  Verschiebungen 
und  Differenzierungen  in  den  Produktionsbedingungen  ent- 
sprechende Rechnung  zu  tragen  und  damit  der  Taxierung  das 
Schablonenhafte  zu  nehmen.  In  Wirklichkeit  wurde  dadurch 
jedoch  die  selbständige  Regulierung  der  Preise  nach  den  ob- 
waltenden, realen  Verhältnissen  nur  erschwert.  Es  lag  in  der 
Natur  der  Sache,  und  wird  in  der  zeitgenössischen  Litteratur 
mehrfach  bestätigt,  dafs  im  allgemeinen  „das  Gebot  eines 
Maximums  des  Preises  eine  stillschweigende,  man  kann  sagen, 
oppositionelle  Verbindung  der  Produzenten  zur  Folge  hatte, 
zum  Trotz  gegen  dieses  Maximum  auch  nicht  unter  der  Taxe 
abzugeben^,"  und  dafs,  besonders  im  Anfange,  jeder  Versuch, 
sich  hiervon  auszuschliefsen  und  die  Preise  zu  unterbieten, 
für  den  Betreffenden  eine  Fülle  von  Gehässigkeiten  und  Ver- 
folgungen aller  Art  seitens  der  Gewerbsgenossen  hervorrufen 
mufste.  Die  Regierung  bot  hierzu  selbst  die  Hand,  indem 
sie  auf  vielfaches  Andrängen  der  Brauereiinteressenten  im 
Jahre  1828  verfügte,  dafs  alle  von  den  Behörden  bewilligten 
Preisunterbietungen  amtlich  „unter  Angabe  der  Gründe"  be- 
kannt zu  machen  seien.  Mit  dieser  Konzession  an  die  Brauer 
war  obige  Bestimmung  des  Regulativs  thatsächlich  illusorisch 
gemacht. 

Aus  dieser  Zusatzverordnung  vom  Jahre  1828  geht  nun 
aber   schon   hervor,   dafs    aller  Solidarität    der  gewerblichen 


*  Gerstner  a.  a.  O. 
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Interessenvertretung  und  aller  behördlichen  Reglementierung 
zum  Trotz  das  einheitlich  gefügte  System  der  Taxpreise  doch 
allmählich  ins  Wanken  gekommen  war,  und  mannigfache  Diffe- 
renzierungen sich  Bahn  gebrochen  hatten.  Je  lauter  und 
ständiger  die  Klagen  hierüber  ertönten,  desto  allgemeiner  und 
unaufhaltsamer  schritt  dieser  Zersetzungsprozefs  unter  dem 
Einflufs  der  in  Flufs  geratenen  Verkehrs-  und  Wirtschafts- 
verhältnisse vorwärts. 

Zunächst  waren  es  nicht  so  sehr  direkte  Preisunter- 
bietungen als  vielmehr  indirekte  Bestrebungen  zur  Verbilligung 
der  Produktion  und  Beherrschung  der  Konkurrenzverhältnisse, 
die  in  das  System  des  Biertaxwesens  Bresche  schlugen:  Die 
mehr  oder  minder  ungesetzliche  Ausdehnung  der  durch  das 
Regulativ  festgesetzten  Gufsführung  war  der  zuerst  und 
am  meisten  beschrittene  Weg  hierzu.  Zweifellos  war  durch 
die  seit  den  zwanziger  Jahren  vereinzelt  aufkommenden,  tech- 
nischen Produktionsverbesserungen  bereits  die  Möglichkeit 
gegeben,  die  im  Regulativ  vorgeschriebene,  seit  1533  un- 
verändert beibehaltene  und,  der  unentwickelten  Technik  jener 
Zeit  entsprechend,  sehr  knapp  bemessene  Gufsführung  zu 
überholen,  unbeschadet  der  Güte  des  Produktes,  ja  sogar 
mit  Erhöhung  derselben.  Immerhin  bildeten  solche  Fälle  die 
seltenen  Ausnahmen.  Die  Indolenz  der  Masse  der  Gewerb- 
treibenden,  verbunden  mit  ihrer  Sucht  nach  Gewinn,  bildete 
die  Regel,  und  seit  Beginn  der  zwanziger  Jahre  häuften  sich 
die  Klagen  über  die  Verschlechterung  und  Verdünnung  des 
Bieres^.  Die  Regierung  mufste  mehrfach  mit  scharfen  Er- 
innerungen dagegen  auftreten,  so  besonders  in  einer  Ver- 
ordnung von  1825,  da  auch  das  Interesse  des  Staatsärars 
sichtlich  darunter  zu  leiden  begann. 

Die  Hauptschwierigkeit,  hiergegen  mit  Erfolg  einzu- 
schreiten, lag  in  dem  gänzlichen  Mangel  eines  ausreichenden 
Nachweises  über  die  rechtmäfsige  Zusammensetzung  und  Be- 
reitung des  Bieres.  Erst  nachdem  es  gelang,  durch  die  Ver- 
mittlung der  Naturwissenschaften  hierfür  die  geeigneten  Hand- 
haben zu  gewinnen ,  konnte  allmählich  auf  diesem  Gebiete 
Wandel  geschaffen  werden.  Zugleich  war  aber  damit  auch 
der  Weg  eröffnet,  nunmehr  auf  rechtmäfsige  Weise  die  über- 
kommenen Schranken  der  Gufsführung  zu  durchbrechen.  Wie 
dies,  durch  die  Anregung  der  bayerischen  Regierung  gezeitigt, 
im  einzelnen  vor  sich  ging  und  damit  der  Grundstein  zur 
zielbewufsten ,  wissenschaftlichen  Weiterbildung  der  Brau- 
technik und  der  allgemeineren  praktischen  Umsetzung  ihrer 
Resultate  gew^onnen  war,  wird  weiterhin  zu  erörtern  sein. 


^  Und  zwar  nicht  sowohl  seitens  der  Brauer  als  vielmehr  auch 
seitens  der  „Wirte  und  Kellnerinnen'',  die  durch  Mafs Verkürzungen  sich 
allerlei  Vorteile  zu  verschaffen  trachteten. 
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Eine  noch  ergiebigere  Quelle  für  Konflikte  und  Kompli- 
kationen aller  Art  entsprang  aus  dem  Bestreben  der  Brauer 
zur  Sicherung  und  Beherrschung  der  Konkurrenzverhältnisse. 
Das  schon  unter  dem  Institut  der  Bann-  und  Zwangsrechte^ 
der  Not-  und  Freiwirte,  au8gebildete  System  der  „Wirtshatz** 
gewann  mehr  denn  je  an  Boden.  Alle  hierauf  gerichteten 
Hülfsmittel,  —  Zugaben  aller  Art,  wie  Treber,  Pferdefutter 
u.  dergl.,  Lieferung  gröfserer  Gebinde,  mannigfache  Darlehns- 
gewährungen,  Auskaufen  von  verschuldeten  Wirten  und  der- 
gleichen mehr  — ,  wurden  eifrigst  gepflegt.  Die  eigentüm- 
lichen, zwischen  Brauer  und  Gastwirte  einerseits,  Brauer  und 
Publikum  andererseits  obwaltenden,  gewerberechtlichen  und 
socialen  Verkehrsverhältnisse  trugen  von  jeher  das  ihrige  bei^ 
die  Sachlage  zu  komplizieren^  und  führten  schliefslich  unter 
dem  Drucke  des  unzeitgemäfs  gewordenen  Biertaxwesens  zu 
Kampfzuständen,  deren  Folgen  für  die  wirtschaftliche  und 
sociale  Stellung  der  Brauerei  im  bayerischen  Wirtschaftsleben,, 
bei  der  grofsen  Bedeutung  der  besonders  auf  das  Brauwesen 
konzentrierten   öffentlichen  Meinung   verhängnisvoll  wurden*. 

Einen  der  ursprünglichsten  Streitpunkte  bildete  die  an 
den  Erlafs  des  Regulativs  sich  knüpfende  Frage,  ob  die  Brauer 
im  „Jlinutoverschleifs"  ihr  Bier  ebenfalls  wie  die  Wirte  zum 
Schankpreise  abgeben  durften  oder  nicht.  Die  Regierung  ver- 
neinte diese  Frage,  und  die  Folge  war,  dafs  nun  in  den  meisten 
Orten  zwei  verschiedene  Detailpreise  fiir  das  Bier  bestanden. 
Für  die  Wirte  ergab  sich  hieraus  eine  sehr  unbequeme  Kon- 
kurrenz, zumal  das  Publikum  das  Bier  im  allgemeinen  ohne- 
hin lieber  an  der  „Quelle"  trank;  andererseits  fühlten  sich 
aber  auch  die  Brauer  in  ihrem  Vorteil  beschränkt,  dafs  sie 
fiir  die  Aufwendungen  im  Ausschank  (Lokal  etc.)  nicht  auch 
den  Wirtsnutzen  beanspruchen  durften. 

Auf  vielfache  Vorstellungen  beim  Landtage  suchte  die 
Regierung  im  Jahre  1831  hierin  endlich  Wandel  zu  schaffen^ 
indem  sie  den  Brauern  ebenfalls  den  Schankpreis  im  Minuto- 
verschleifs  zuerkannte.  Dies  stiefs  aber  wieder  beim  konsu- 
mierenden Publikum  auf  erheblichen  Widerstand;  zumal  Brauer 
und  Wirte  nun  eifrig  die  Gelegenheit  benutzten,  die  Preise  — ^ 
die  taxmäfsigen  Maximalpreise  waren  längst  unterboten  — ,. 
zu  erhöhen.  Mehr  und  mehr  trat  ein  gespanntes  Verhältnis 
zwischen  der  öffentlichen  Meinung  und  den  Brauern  und 
Wirten  zu  Tage.      Dazu  kam,  dafs   seit  Mitte   der  dreifsiger 


^  „Die  Elemente,  welche  sich  auf  diesem  Boden  begegneten,  standen 
sich  in  ihren  Interessen  geradezu  diametral  gegenüber,  der  Produzent 
dem  Konsumenten,  diesen  Beiden  wieder  der  Wirth  und  ihnen  Allen 
zusammen  noch  der  Fiskus/     von  May  a.  a.  0. 

'  „Solche  socialen  Fragen  wirken  mächtiger  und  schrecken  mehr  &]& 
Gesetze.^    Gerstner  a.  n.  O. 
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Jahre  die  Gersten-  und  Hopfenpreise  mehrfache  Steigerungen 
erfuhren,  die,  auf  die  Bierpreise  übertragen,  die  Mifsstimmung 
des  Publikums,  das  hinter  solchen  Preiserhöhungen  der  Ma- 
terialien immer  leicht  spekulative  Machenschaften  der  Produ- 
zenten argwöhnte,  erhöhte. 

Als  daher  das  Jahr  1844  exceptionell  hohe  Preise  brachte 
(Gerste  14*/2  Gulden  pro  Scheffel  gegen  9  und  7  Gulden  in 
den  beiden  Vorjahren),  und  der  Preis  von  Sommer-  und 
Schenkbier  dementsprechend  auf  5®/4,  bezw.  4*/4  Kreuzer  ge- 
setzt wurde,  lief  das  Mafs  über,  und  am  1.  Mai  des  Jahres 
1844  sah  München  seinen  ersten  „Bierkrawall**,  bei  dem 
es  viele  blutige  Köpfe  setzte  und  zu  argen  Ausschreitungen 
und  Demolierungen  kam ;  die  Regierung  soll  bei  dieser  Ge- 
legenheit wenig  Energie  bezeigt  haben.  Um  ähnlichen  Vor- 
kommnissen, die  auch  in  anderen  Orten  bereitwilligst  Nach- 
ahmung fanden,  vorzubeugen,  verfügte  sie  unter  dem  25.  Mai 
desselben  Jahres,  dafs  die  Königlichen  Hofbrauhäuser  ihr  Bier 
imMinutoverschleifs  wieder  zum  Ganterpreise  abzugeben  hätten. 
Die  Erwartung,  dafs  die  Privatbrauereien  diesem  Beispiel  frei- 
willig folgen  würden,  scheint  sich  jedoch  nicht  erfüllt  zu 
haben,  denn  die  Bierkrawalle  wiederholten  sich  auch  in  den 
folgenden  Jahren,  Die  Regierung  sah  sich  daher  genötigt, 
endlich  energische  Mafsnahmen  zu  treffen,  wenngleich  sie  sich 
zu  dem  1846  an  sie  gelangten  Antrag  auf  gänzliche  Aufhebung 
des  Biersatzregulativs  nicht  zu  verstehen  vermochte,  womit 
sie  zweifelsohne  das  Richtigste  getroffen  hätte.  Sie  verfügte 
zunächst  im  Jahre  1816,  dafs  nur  jene  Brauer,  die  aufser  dem 
Minute-  und  Gassen verschleifs  Tafernenrecht  (Herbergsrecht) 
besäfsen,  in  ihren  Schankstätten  den  Schenkpreis  aufrecht  er- 
halten dürften.  Im  nächsten  Jahre  mufste  aiese  Bestimmung 
jedoch  wieder  etwas  gemildert  werden  und  wurde  dahin  ab- 
geändert, dafs  alle  Brauer,  die  wirkliche  Schanklokale  be- 
säfsen, in  diesen  ihr  Bier  um  den  Schankpreis  geben  durften, 
alles  über  die  Gasse  verkaufte  Bier  aber  nur  zum  Ganter- 
preise,  „da  hieraus  keine  Auslagen  erlaufen.** 

Damit  war,  im  Rahmen  der  Sachlage  wenigstens,  der 
Billigkeit  Genüge  geschehen.  Wenn  nichtsdestoweniger  in 
den  folgenden  Jahren  an  manchen  Orten  sich  die  Bierkrawalle 
wiederholten,  so  lag  dies  aufser  an  den  gerade  in  diesen  Jahren 
(besonders  1847)  stark  gestiegenen  Bierpreisen,  an  mannig- 
fachen aufserhalb  der  Sache,  in  den  damaligen  unruhigen 
Zeitläuften,  liegenden  Ursachen.  (Lola  Montcz  und  die  „Frei- 
heit** !)  In  den  fünfziger  Jahren ,  dem  letzten  Jahrzehnte 
seines  Bestehens,  führte  das  Biersatzregulativ  eigentlich  nur  ein 
Scheindasein.  Die  um  diese  Zeit  durchgedrungene  Entwick- 
lung des  Verkehrs,  sowie  die  mit  Einführung  der  Dampf- 
kraft sich  verallgemeinernde  technische  Umwälzung  der  Pro- 
duktion  und   die  daraufhin   sich   anbahnende  Scheidung   des 
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Gewerbes  in  verschiedene  Betriebskategorien,  hatten  die  ge- 
setzlich beabsichtigte  Wirksamkeit  des  Regulativs  allmählich 
auf  ein  Minimum  beschränkt;  über  die  Kampfzustände  der 
40er  Jahre  war  die  Zeit  zehn  Jahre  später  zur  Tagesordnung 
übergegangen.  Nur  die  ungünstigen  Folgen  des  Biertaxwesens 
auf  die  grofse  Masse  der  handwerksmäfsigen  Kleinbrauereien 
machten  sich  nach  wie  vor  geltend  und  waren  auch  nach 
dessen  Beseitigung  noch  lange  wirksam.  Als  endlich  nach 
einer  ungemein  energischen  Agitation  der  gewerblichen  Brauer 
im  Jahre  1865  am  19.  Mai  die  schon  1861  versprochene  Auf- 
hebung des  Biersatzregulativs,  und  zwar  zunächst  nur  ,,  ver- 
suchsweise* erfolgte,  stand  einer  relativ  geringen  Zahl  in- 
dustriell fortgeschrittener  Betriebe  eine  übergrofse  Anzahl 
kleiner  und  kleinster  Brauereien  gegenüber,  die  zum  gröfsten 
Teil  wegen  der  durch  das  Regulativ  genährten  Indolenz  ihrer 
Besitzer  auch  den  damaligen  Ansprüchen  nicht  mehr  genügten 
und  nun,  nach  Wegfall  ihrer  Hauptstütze,  die  Probe  auf  ihre 
Existenzfkhigkeit  und  -berechtigung  nicht  zu  überdauern  ver- 
mochten. Hand  in  Hand  mit  einem  bis  dahin  unerhörten 
Aufschwünge  der  Produktion  weist  die  Statistik  für  jene  Zeit 
eine  bis  zur  Gegenwart  einzig  dastehende  Verminderung  der 
Betriebe  auf.  Zu  einer  Wiedereinführung  der  Biertaxe  gab 
dies  jedoch  glücklicherweise  keinen  Anlafs.  1868  wurde  sie 
vielmehr  definitiv  für  aufgehoben  erklärt. 

2.  Kapitel. 

Die  Anfänge  der  technischen  Umwälzungen  und  ihre  Wechsel- 
beziehung zur  Entstehung  der  heutigen  Verkehrsentwicklung. 

Wie  erwähnt,  gab  es  schon  zu  Ende  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts in  Bayern  mehrere  fabrikähnliche  Brauereien,  wie 
die  grofse  Brauerei  zu  Burgfahmbach  bei  Ntlrnberg  und  das 
Münchener  Hof  bräuhaus,  das  im  Jahre  1799  die  höchste  bis 
dahin  erzielte  Menge  von  37671  Eimer  (=  22670  hl)  erzeugte. 
Besonders  seit  der  Aufhebung  der  Bann-  und  Zwangsrechte 
machte  sich,  wenn  auch  nur  in  verhältnismäfsig  wenigen 
Fällen,  ein  Zug  zur  Betriebserweiterung  und  damit  zur 
Industrie-,  „fabrik^mäfsigen  Produktion  merkbar.  Das  Bier- 
taxwesen trat  dem,  wie  oben  dargethan,  nicht  hindernd 
entgegen,  wenn  es  auch  zur  Beschränkung  dieses  Prozesses 
auf  „die  Elite  des  Gewerbes"  zweifelsohne  beitrug.  Nichts- 
destoweniger wurde  dieser  Vorgang  bereits  frühzeitig  für  die 
centrale  und  superiore  Stellung  der  bayerischen  Brauerei 
fruchtbar.  Im  Grunde  genommen  hat  das  bayerische  Bier 
seinen,  für  die  neuzeitliche  Umwandlung  und  Ausdehnung 
der  Bierbrauerei  bedeutsamen  Zug  durch  die  Welt  unter  der 
Ägide   dieser  wenigen,   industriell   entwickelten  Betriebe  ge- 
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macht,  die,  teils  in  München,  teils  in  den  ftir  den  Export 
günstig  gelegenen  fränkischen  Hauptstädten  befindlich,  fast 
unverändert  bis  auf  die  Gegenwart  die  Führung  behauptet 
haben. 

Wie  die  bayerische  Regierung  besonders  nach  der  Spren- 
ng  der  mittelalterlichen  Zwangsverfassung  dem  Braugewerbe 
en  Weg  zum  Industriebetrieb  zu  ebnen  bestrebt  war,  erhellt 
besonders  aus  zwei  Verordnungen  vom  Jahre  1806  und  1807. 
Nach  der  ersten  war  es  jedem  Brauhausbesitzer  freigestellt, 
zu  seiner  ersten  Braupfanne  noch  eine  zweite  zu  errichten, 
und  auf  Grund  der  anderen  Verordnung,  „die  Gröfse  der 
Biersude,  die  innere  Einrichtung  des  Brauhauses  und  der 
ganze  Betrieb  des  Biersudwesens  ganz  der  freien  Anordnung 
des  Bierbrauers  überlassen". 

Freilich,  alle  diese  hie  und  da  auftauchenden  Tendenzen 
zum  Grofsbetrieb  vollzogen  sich,  man  kann  behaupten,  bis  in 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  durchaus  noch  auf  dem  Boden 
der  überkommenen,  handwerksmäfsigen  Technik  und  Betriebs- 
führung. Erst  seit  den  vierziger  Jahren  fand  der  moderne 
Maschinenbetrieb  Eingang  in  das  Gewerbe;  die  praktische 
Umsetzung  der  allmählich  gewonnenen  theoretischen,  speciell 
chemischen  und  physiologischen  Erkenntnisse  des  Brauprozesses 
vollzog  sich  in  der  Hauptsache  noch  weit  später  und  erscheint 
auch  zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossen.  Aber  die  Keime 
hierzu  reichen  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  unseres  Jahr- 
hunderts zurück,  in  denen  bereits  mannigfache  Ansätze  zu 
der  seit  Einführung  der  Dampf  kraft  ^  in  der  Hauptsache  ge- 
schlossenen Kette  der  technischen  Umwälzungen  gezeitigt 
wurden. 

Einer  der  frühesten  und  verhältnismäfsig  ein  schnell  ver- 
breiteter Fortschritt  war  die  im  Jahre  1818  zuerst  in  der 
Sedlmayrschen  Brauerei  zum  „Oberspaten"  erfolgte  Einführung 
der  sogenannten  „englischen  Darre"  *  an  der  Stelle  der  bis 
dahin  allein  üblichen  Rauchdarre. 

Während  sonst  das  Malz  direkt  über  dem  Darrfeuer  ge- 
dörrt und  dabei  von  dessen  Rauch  durchzogen  wurde,  wo- 
durch das  Bier  einen  widerlich  brenzlichen  Geschmack  erhielt, 
wurde  es  nunmehr  durch  Zuführung  reiner  heifser  Luft  ge- 
darrt, was  sowohl  fiir  die  durch  das  Darren  bewirkten  che- 
mischen Umsetzungen  des  Malzes,  für  seine  Löslichkeit,  als 
auch   für  den  Biergeschmack  von  wesentlich  veränderter  und 

^  Zwar  wurde  bereits  1818  in  der  Sedlmayrschen  Brauerei  zum 
„Oberspaten''  in  München  eine  Dampfmaschine  von  einer  Pferdekraft  zum 
Antrieb  der  Pumpe  benutzt,  doch  blieb  dies  für  die  weitere  Ausgestaltung 
der  Dampfkraft  ohne  jede  Folge. 

^  „Der  Name  ist  nicht  treffend,  da  es  in  England  solche  Darren  nie 
gegeben.''  Sedlmavr,  Festschrift  zum  IV.  deutschen  Brauertag  in 
München.     1880. 
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besserer  Wirkung  war.  Auch  wurde  durch  diese  Darre  eine 
beträchtliche  Ersparnis  an  Brennmaterial  ermöglicht,  als  das 
noch  fast  ausschliefslich  Holz  in  Betracht  kam,  dessen  Kosten 
als  einer  der  wichtigsten  Produktionsfaktoren  für  die  Brauerei 
(und  Bäckerei)  jener  Zeit  galten  ^. 

Während  in  der  technischen  bezw,  mechanischen  Ver- 
vollkommnung des  Brauereibetriebs  bis  in  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts hinein  wesentliche  Fortschritte  und  neue  Erschei- 
nungen nicht  zu  verzeichnen  sind,  wurden  seit  der  Mitte  der 
zwanziger  Jahre  die  Anfänge  zur  wissenschaftlichen 
Erforschung  des  Brauprozesses,  die  Keime  der  Gährungs- 
technik,  begründet,  teils  auf  Anregungen  der  Regierung 
hin,  an  praktische  Fragen  anknüpfend,  teils  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Erwachsen  der  naturwissenschaftlichen  Forschung 
überhaupt,  bereits  frühzeitig  in  zielbewufster  Weise  gefördert 
durch  die  gewissermafsen  pädagogische  Bethätigung  weit- 
schauender, am  Gewerbe  praktisch  oder  theoretisch  inter- 
essierter Männer. 

Der  gemeinsame,  ursprüngliche  Ausgangspunkt  hierfür 
war  München;  die  Akademie  der  Wissenschaften  und  die 
dortige  Hochschule  nebst  den  damit  verbundenen  Lehr- 
instituten (Laboratorien)  einerseits,  die  von  intelligenten  Be- 
sitzern geleiteten  grofsen  Brauereien,  wie  besonders  die  Sedl- 
mayrsche  zum  „Oberspaten"  und  die  von  Pschorr  andererseits, 
bildeten  damals  die  Pnanzstätten  für  die  theoretische  Forschung 
und  ihre  praktische  Umsetzung. 

Wie  bereits  erwähnt,  sah  sich  die  Regierung  wegen  der 
zunehmenden  Klagen  über  die  Verschlechterung  und  Ver- 
dünnung des  Biers  auch  im  fiskalischen  Interesse  genötigt, 
mit  scharfen  Erinnerungen  an  die  Bestimmungen  des  Regu- 
lativs vorzugehen,  zugleich  aber  auch  auf  ausreichende  Mittel 
zu  sinnen,  das  Übel  an  der  Wurzel  zu  fassen  und  exakte 
Nachweismethoden  über  die  rechtmäfsige  Bereitung  und  Zu- 
sammensetzung des  Biers  zu  beschaffen. 

Das  nahezu  300  Jahre  alte  Institut  der  „Bierkieser",  die 
das  Bier  durch  Geschmacksprobe  auf  seine  „Pfennigvergiltig- 
keit"  zu  prüfen  hatten,  entsprach  längst  nicht  mehr  seinem 
Zweck.  Abgesehen  davon,  dafs  die  Geschmacksprobe  über 
das  Mafs  der  Gufsführung  und  die  Reinheit  des  Biers  von 
Surrogaten  sicheren  Nachweis  überhaupt  nicht  zu  erbringen 
vermochte,  flihlte  sich  das  konsumierende  Publikum  viel  zu 
selbständig,    um   sich  von  dem  Urteil   einiger,    den   niederen 


^  Die  auf  die  Ereparung  von  Holz  im  Gewerbebetrieb  gerichteten 
Bestrebungen  und  deren  bereits  in  zahlreichen  Sparfeuersvetemen  zum 
Ausdruck  gelangten  Erfolge  nehmen  schon  im  vorigen  Jahrhundert  in 
den  Schilderungen  und  Anleitungen  einen  breiten  Raum  in  der  damaligen 
Fachlitteratur  (Encjklopädien  etc.)  ein. 
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Ständen  angehörigen  Personen,  deren  Mangel  an  Objektivität 
ohnehin  häufig  unliebsam  zu  Tage  trat,  beeinflussen  zu  lassen. 
Desgleichen  mufste  ein  bereits  im  18.  Jahrhundert  erfundenes 
Instrument  zur  Prüfung  des  Bieres,  die  „Bierwage",  im 
Jahre  1812  „als  zu  amtlichen  Untersuchungen  gänzlich  unzu- 
lässig'' verboten  werden. 

Angesichts  dieser  Sachlage  apellierte  die  Regierung,  nach- 
dem schon  in  früheren  Jahren  (so  1799)  hierüber,  wie  über 
das  Aufschlagswesen  Gutachten  von  Gelehrten  und  Geschäfts- 
leuten eingezogen  waren,  an  die  Vertreter  der  Wissenschaft^ 
speciell  an  die  Königliche  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  München,  mit  dem  Ersuchen,  sich  dieser 
Frage  anzunehmen  \  Dies  war  denn  auch  diesmal  von 
ffröfserem  Erfolg  begleitet!  Als  Norm  für  den  Alkoholgehalt 
des  Bieres  wurden  verschiedene  Alkoholtabellen  auf  Grund 
der  vorausgegangenen  Untersuchungen  von  Gilpsin  Tralles, 
Gay  Lussac  (1825)  und  Baumhauer  (dieser  schon  früher)  auf- 
gestellt und  für  den  praktischen  Gebrauch  eingerichtet;  deren 
Genauigkeit  zwar  gegenüber  den  gegenwärtigen  Hülfsmitteln 
(Alkoholometer)  noch  sehr  untergeordnet  war.  In  den 
dreifsiger  Jahren  gelang  es  endlich  auch,  ziemlich  vollständige 
Methoden  zur  Bieruntersuchung  auf  Alkohol-  und  Extrakt- 
gehalt (Konzentration  der  Stammwürze)  zu  gewinnen,  die  dann 
in  der  Folge  mannigfach  weitergebildet  und  vervollkommnet 
wurden:  1833  publizierte  der  Oberbergrat  Dr.  Fuchs  seine 
Methode  der  hallymetrischen  Bierprobe^  Zur  selben 
Zeit  trat  Prof.  Zierl  mit  seiner  aerometrischen  Bier- 
probe hervor.  1843  machte  Prof.  Steinbeil  in  den  Ab- 
handlungen der  Münchener  Akademie  der  Wissenschaften  seine 
Methode  der  optischen  Bierprobe  bekannt.  1844  end- 
lich erschien  als  Krönung  der  voraufgegangenen  Bestrebungen 
das  epochemachende  Werk  von  Prof.  Balling  über  die 
saccharoraetrische  Bierprobe  und  A ttenuations- 
lehre.  Balling  hatte  bereits  zu  jener  Zeit  in  Prag  der 
Gährungstechnik  eine  Heimstätte  bereitet,  die  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  neben  der  Münchener  Schule  nicht  nur  für 
die  österreichische,  bezw.  böhmische  Brauindustrie,  sondern 
für  die  wissenschaftliche  Erforschung  des  Brauwesens  über- 
haupt von  grundlegender  klassischer  Bedeutung  wurde. 

Nachdem  so  die  ersten  Anregungen  gegeben  und  die 
Grundlage  für  die  systematische,  wissenschaftliche  Forschung 
bereitet  war ,    schritt  diese   alsbald  unter  der  Pflege  tüchtiger 

'  Die  InanBpnichnahme  dieses  gelehrten  lustitata  zur  Entscheidung 
praktischer  Fragen  war  keine  Seltenheit,  so  wurde  es  1837  mit  der  Lösung 
cier  Frage  der  Unschädlichkeit  der  Buchenspähne  zum  Klären  des  Biers 
betraut. 

'  Dinfflers  polytechnisches  Journal,  Bd.  LXXIl,  Heft  4;  und 
,,Knnst-  und  Gcwerbeblatt  für  das  Königreich  Bayern'^.     1833. 
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Forscher,  deren  Namen  und  Arbeiten  (Prof.  Herrmann,  s.  o., 
Kaiser,  Knobloch,  Reischauer,  ßeitlechner,  Lintner,  Balling 
u,  a.  m.)  in  der  technischen  Litteratur  auch  heute  noch  fort- 
wirken, rüstig  fort  und  trug  dazu  bei,  Schritt  fllr  Schritt  die 
komplizierten  chemischen  Umsetzungen  im  Brauprozefs  auf- 
zuhellen. Dieselben  konzentrieren  sich  im  wesentlichen  um 
zwei  Momente,  die  den  Brauprozefs  in  zwei  Hauptphasen 
scheiden :  Erstens  die  Umwandlung  des  in  der  Rohfrucht,  der 
Gerste,  enthaltenen  Stärkemehls  in  Zucker  und  Dextrin  und 
zweitens,  die  fernere,  teilweise  Umsetzung  dieser  beiden  Pro- 
dukte nach  Zugabe  des  Hopfens  und  der  Hefe  in  Kohlen- 
säure und  Alkohol.  Auf  die  Ergründung  dieser  beiden  Momente 
konzentrierte  sich  daher  auch  die  Forschung.  Nach  der  her- 
gebrachten empirischen  Anschauung  ging  der  erste  Umwand- 
lungsakt der  Gerste  ausschliefslich  während  des  Mälzens  vor 
sich.  Dementsprechend  war  daher  auch  auf  den  Mälzungs- 
prozefs  das  Hauptaugenmerk  gerichtet,  während  der  Darr- 
und Maischprozeft  lediglich  als  mechanisch  wirkende  Produk- 
tionsphasen betrachtet  und  demnach  gehandhabt  wurden.  Es 
bezeichnet  den  ersten  Schritt  zur  wahren  Erkenntnis  der 
chemischen  Natur  und  Physiologie  des  Brauprozesses,  als 
durch  den  Gelehrten  Payen  (unter  Mithülfe  von  Persoz) 
im  Jahre  1833  nachgewiesen  wurde,  dafs  diese  Umwandlung 
der  Gerste  während  des  Mälzens  und  Darrens  durch  Bildung 
eines  Ferments,  der  Diastase  vorbereitet  und  erst  während 
des  Maischprozesses  durch  dieselbe  völlig  bewirkt  werde. 
Zugleich  wurde  dies  Ferment  von  ihm  zuerst  darzustellen  ver- 
sucht. Damit  war,  wie  gesagt,  für  die  Theorie  als  auch  fUr 
die  Praxis  ein  gänzlich  neuer  Boden  gewonnen.  Bis  zur 
Gegenwart  sind  im  Anschlufs  hieran  die  weitgehendsten 
Studien  über  Art  und  Zusammenhang  der  den  Brauprozefs 
begreifenden  Transaktionen  fortgesetzt  und  haben  besonders 
in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  eine  reiche  Fülle  von 
Methoden  und  mechanischen  Hülfsmitteln  zu  ihrer  praktischen 
Umsetzung  gezeitigt.  Als  es,  nach  mannigfachen  Ansätzen, 
in  den  siebziger  Jahren  endlich  auch  gelang,  den  Schlüssel 
für  die  wissenschaftliche  Offenbarung  des  Gährungspro- 
zesses  zu  finden  und  alsbald  die  praktische  Verwertung 
dieser  Erkenntnis  ihre  Früchte  trieb,  war  die  technische  Um- 
wälzung in  der  Brauerei  in  der  Hauptsache  vollzogen,  der 
handwerksmäfsige  empirische  Betrieb  für  immer  einer  natur- 
wissenschaftlich begründeten,  industriellen  Handhabung  der 
Produktion  gewichen. 

Das  mit  Erzielung  wissenschaftlicher  Bierprüfungsmethoden 
gewonnene  Prinzip  der  Betriebskontrolle  erwaes  sich 
bereits  in  den  nächsten  Jahrzehnten  als  fruchtbar,  und  zwar 
sowohl  im  Interesse  der  Produzenten,  die  nunmehr  ganz  neue 

Fonehungen  (51)  XII  1.  ~-  Stnive.  4 
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Handhaben  zur  Gestaltung  des  Brauproze&ses  erlangten,  als 
auch  im  öffentlichen  fiskalischen  Interesse. 

Das  bedingende  Moment  hierfür  war  mit  der  Einführung 
zweier  Instrumente  erfüllt,  deren  ununterbrochene  und  viel- 
seitige Anwendung  in  allen  Phasen  des  Brauprozesses  und 
der  Bierlagerung  heute  unumgänglich  und  selbstverständlich 
erscheint,  der  Thermometer  und  der  Saccharometer ^ 
Neben  der  erst  aus  den  vierziger  Jahren  stammenden,  all- 
gemeineren Nutzbarmachung  des  Eises  und  Beschaff^ung  von 
Kälte  für  den  Brauereibetrieb  bezeichnet  wohl  nichts  deut- 
licher den  fundamentalen  Unterschied  zwischen  dem  Brau- 
wesen der  Gegenwart  und  dem  von  ehedem,  wie  diese  vor 
50  Jahren  noch  gänzliche  Unbekanntschaft  der  genannten 
beiden  Instrumente  in  Deutschland.  Allerdings  findet  sich 
bereits  in  dem  ersten  wissenschaftlichen  Werk  über  das  Bier- 
brauen von  Pauppie  (1794)  die  Beschreibung  eines  Brau- 
thermometers nach  englischen  Quellen,  die  jedoch  für  die 
Praxis  einstweilen  keinen  weiteren  Erfolg  hatte.  Die  all- 
gemeinere Anwendung  des  Thermometers  datiert  in  der 
Brauerei  sogar  erst  seit  ca.  20 — 30  Jahren ;  soll  es  doch  heute 
noch  kleine  Brauereien  geben,  in  denen  der  bis  zum  Ellen- 
bogen in  die  Flüssigkeit  eingetauchte  Arm  des  Brauers  genügt, 
um  Wärmemessungen  vorzunehmen  und  Temperaturunter- 
schiede von  55 — 65*^  R,  wie  beim  Maischen,  oder  von  2 — 7^  R, 
wie  bei  der  Gährung  herauszufühlen^. 

Der  Saccharomcter  ist  eine  englische  Erfindung^.  Der 
Erfinder  Richardson  beschrieb  ihn  zuerst  1788  in  einem 
Büchelchen  „Vorschläge  zu  neuen  Vorteilen  beim  Bierbrauen.* 
Dasselbe  erschien  bereits  im  selben  Jahre  in  deutscher  Über- 
setzung (von  Wittkopp,  Berlin  und  Stettin  1788),  blieb  aber 
gänzlich  unbeachtet,  während  es  in  England  alsbald  für  die 
allgemeine  Einführung  des  Saccharometers*  erfolgreich  wirkte. 


^  Zwar  hatte  man  sich  zu  diesem  Zwecke,  wie  erwähnt,  früher  der 
Bierwage  and  in  der  Folge  mitunter  verbesserter  Aerometer  bedient, 
jedoch  ohne  genügenden  Erfolg. 

'  Von  welcher  Bedeutung  subtile  Temperaturbeobachtungen  im 
Brauereibetriebe  sind,  erhellt  aus  den  mannigfacn  sjpecialisierten  Systemen 
von  Thermometern,   die  bis  auf  0,1^  präcisiert  un  Gebrauch  sind.    Es 

f'ebt  Glasbläsereien,  die  lediglich  solche  und  verwandte  Instrumente  und 
ontrollapparate  für  die  Gährungsge werbe  (Brauerei,  Brennerei,  Prefs- 
hefenfabriKation)  herstellen.  Uer  Verein  der  Spiritusfabrikanten  in 
Deutschland  und  der  Verein  Versuchs-  und  Lehranstalt  für  Brauerei  in 
Berlin  unterhalten  zusammen  eine  vielbenutzte  technische  Glasbläserei 
für  ihre  Mitglieder. 

*  Aiierainss  war  bereits  in  einer  Schrift  des  Gerichtsarztes  Dr.  Gräter 
in  Schwäbisch-nall,  die  auf  Veranlassung  der  bayerischen  Regierung  als 
Gutachten  über  Verbesserungen  in  der  Kontrolle  des  Biersudwesens  und 
des  Aufschlages  erschienen  war,  ein  dem  Saccharometer  ähnlicher  Bier- 
gehaltsmesser selbständig  beschrieben  worden. 

*  Der  Saccharometer  ist  eine,  mit  Skala  versehene  gläserne  Spindel, 
vermittels  deren  man   durch  Eintauchen  derselben  in   die  Bierwürze  — 
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Fast  fünfzig  Jahre  später  erst  fand  der  Saccharometer 
auch  auf  dem  Kontinent  weitere  Verbreitung.  Besonders 
durch  Balling  vervollkommnet,  hatte  die  Einbüi-gerung  dieses 
Kontrollinstruments  bald  weittragende  Folgen.  In  Bavern 
konnte  nunmehr  das  ohnehin  zur  Karrikatur  herabgesunkene 
Institut  der  Bierkieser  endgültig  von,  der  Bildfläche  entfernt 
werden,  was  auch  1846  geschah.  In  Österreich  gab  die  Ein- 
führung des  Saccharometers  die  Möglichkeit  an  die  Hand,  die 
bisher  unterschiedslos  vom  Bier  erhobene  einheitliche  Steuer 
seiner  Qualität  entsprechend  zu  bemessen.  Mit  dem  Jahre 
1855  trat  das  gegenwärtige,  von  Balling  und  dem  Staats- 
minister und  Gelehrten  Andreas  von  Baumgartner  seit  langem 
angestrebte  System,  die  Bemessung  der  Steuer  pro  Hektoliter- 
grad  der  durch  den  Saccharometer  auf  ihre  Grädigkeit 
(Extraktgehalt)  nach  bestimmten  Regeln  gemessenen  Bierwürze, 
in  Kraft  und  kam  damit  anfänglich  zweifelsohne  auch  dem 
alsbald  anhebenden,  grofsartigen  Aufschwung  der  österreichi- 
schen und  böhmischen  Brauindustrie  zu  gute. 

Das  Verdienst,  den  Saccharometer  zuerst  nach  Deutsch- 
land gebracht  und  zu  seinem  Bekanntwerden  wesentlich  bei- 
getragen zu  haben,  gebührt  dem  1890  verstorbenen  Münchener 
Brauereibesitzer  Gabriel  Sedlmayr.  Er  ist  auch  als  der  . 
erste  persönliche  Vermittler  der  seit  den  vierziger  Jahren  der 
deutscnen  Brauerei  von  England  her  zufliefsenden,  mannig- 
faltigen Anregungen  und  fundamentalen  Errungenschaften  auf 
dem  Gebiete  der  Braumethode  und  vor  allem  der  Betriebs- 
mechanik anzusehen^),  wie  es  denn  überhaupt  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  dafs  wohl  selten  die  Geschichte 
eines  Gewerbes  in  der  Neuzeit  so  mit  einer  Persönlichkeit 
verknüpft  und  in  Bezug  auf  die  technisch-industrielle  Ent- 
wicklung durch  deren  verdienstvolle  Wirksamkeit  bestimmt 
worden  ist,  wie  dies  für  die  moderne  Brauereientwicklung 
bei  Sedlmayr  der  Fall  war,  der  an  ihrer  Wiege  Pathe  ge- 
standen und  sie  bis  zu  ihrer  gegenwärtigen,  vollendeten  Aus- 
bildung als  ein  stets  reger  Erzieher  hat  leiten  helfen.  Die 
von  ihm  im  Frühjahr  1832  in  Gemeinschaft  mit  Anton  Dreher 
und  zwei  anderen  Brauern  unternommene  Studienreise  nach 
England  gilt  mit  Recht  für  die  Entwicklung  der  Brautechnik 
als  ein  epochemachendes  Ereignis,  das  für  sie  die  Brücke 
schlug  zu  den  industriellen  Errungenschaften,  die  wir  auf  so 
vielen  Gebieten  der  Technik  der  damals  weit  entwickelteren 
englischen  Industrie  verdanken. 

ähnlich  wie  mittels  des  Alkoholometers  den  Alkoholgehalt  —  an  der  Hand 
einer  bezüglichen  Tabelle  den  Zucker-,  d.  h.  den  Extraktgehalt  der  Würze, 
feststellen  kann.  Gegenwärtig  existieren  mehrere,  zum  Teil  bis  auf  0,1^ 
prScisierte  formen  desselben. 

^  Für  Österreich  gilt  dasselbe  von  Anton  Dreher,  dem  Gründer 
der  GrofB-Schwechater  Brauerei  bei  Wien. 
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In  England  hatte  sich  die  Brauerei,  seit  Howard  1730 
den  Porter  erfunden  hatte  und  alsbald  das  Maschinenwesen 
aufgekommen  war,  schon  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  zu 
einer  mächtigen,  teilweise  auf  einen  weitverzweigten  Export 
gegründeten  Industrie  entfaltet  und  bereits  zu  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  das  Niveau  erreicht,  auf  dem  sie  im  grofsen  und 
ganzen  noch  heute  steht  ^ 

Schon  im  vorigen  Jahrhundert  tauchten  infolge  des  zu- 
nehmenden Imports  von  englischem  Bier  in  Deutschland  ver- 
einzelte Bestreoimgen  auf,  von  der  englischen  Brauerei  zu 
lernen.  Von  einem  Gutsbesitzer  von  Nathusius  wird  aus  der 
Mitte  jenes  Jahrhunders  berichtet,  dafs  er  auf  seinem  Grut  bei 
Althaldensleben  in  der  Altmark  recht  guten  Porter  braue. 
Besonders  litterarisch,  teils  durch  aus  dem  Englischen  über- 
setzte Bücher,  machte  sich  das  Streben  geltend,  auf  die  eng- 
lische Brauerei  als  Vorbild  hinzuweisen  und  Rezepte  zur 
Nachahmung  an  die  Hand  zu  geben  ^,  ohne  jedoch  weitere 
Beachtung  seitens  des  Gewerbes  zu  finden.  Allmählich  brach 
sich  allerdings  die  Erkenntnis  von  der  Superiorität  der  eng- 
lischen  Brauerei^   auch    in   diesen    Kreisen    Bahn   und   gab. 


^  Die  in  den  letzten  Jahrzehnten  vom  Festlande  herübergekommenen 
technischen  Fortschritte,  besonders  auch  das  Aufkommen  der  Ibayerischen, 
untergährigen  Braumethode,  sind  zwar  sehr  bedeutend,  haben  aber  den 
Charakter  des  Gewerbes  im  allgemeinen  noch  nicht  merklich  zu  beein- 
flussen vermocht,  was  jedoch  oedeutsame  Wandlungen  ffir  die  Zukunft 
nicht  unwahrscheinlich  macht. 

«  S.  o.  das  Buch  von  Wittkopp  über  fiichardsons  Saccharometer. 
Femer  Bönisch,  Über  die  Bierbrauerei  der  Engländer.    Berlin  1806. 

^  ^Soviel  ist  ausgemacht,  dafs  die  Engländer  Meister  in  der  Biei^ 
brauerey  sind.  iSie  waren  aucn  die  ersten,  welche  dieses  Gewerbe  dem 
handwerksmäfsigen  Empirismus  entrissen  und  es  durch  Chemie,  Mathematik 
und  Physik  mit  einer  Sicherheit  undPräcision  ausübten,  welche  nur  allein 
durch  Anwendung  wissenschaftlicher  Grundsätze  erreicht  werden  konnte. 
Teutsche  und  Franzosen  haben  sich  in  neueren  Zeiten  bey  der  Bier- 
brauerey  die  Engländer  zum  Muster  genommen.*^ 

Aus  „Geschichte  der  Künste  und  Wissenschaften  seit 
der  Wiederherstellung  derselben  bis  an  das  Ende  des 
18.  Jahrhunderts."    3.  Band.    Göttingen  1811.  — 

Über  die  industrielle  Ausgestaltung  der  englischen  Brauerei  in  jener 
Zeit  sprechen  sichauch  J.  G.  üoffmann  und  Koscher  folgendermafsen 
aus:  „Wie  den  ungeheuren  Brauereien  Londons  es  möglich  wird,  aus 
sehr  verschiedenartigen  Materialien  immer  das  gleiche,  ausgezeichnete 
Bier  zu  brauen,  davon  haben  die  Brauer  des  Festlandes  kaum  einen  Be- 

gifp.  Wie  sehr  aber  auch  hier  die  grofsen  Brauereien  den  kleinen  in  der 
unst  überlegen  sind,  ein  stets  gleichartiges  Bier  mit  dem  mindesten  Auf- 
wand von  Material  und  Feuerung  zu  bereiten,  ist  eine  bekannte  That- 
sache."  J.  G.  Hoff  mann.  Die  Befugnifs  zum  Gewerbebetriebe.  Berlin 
1841.  - 

„Von  der  Londoner  Bierfabrikation  mag  es  einen  Be^ff  geben,  dafs 
am  14.  Oktober  bei  Mauz  ein  Fafs"  —  (?  wahrscheinlich  Wassen'eservoir 
oder  dergl.)  —  ^zersprang,  welches  durch  drei  Stockwerke  ging  und  dessen 
ausströmender  Inhalt  eine  Überschwemmung  verursachte,  worin  8  Menschen 
ertranken.    Die  Brauerei  von  Barcley,  Perkins  &  Cie.  hat  in  ihren  Kellern 
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wenigstens  in  vereinzelten  Fällen,  zur  versuchsweisen  An- 
eignung von  dort  übermittelter  Anregungen  Anlafs.  Die 
Ä,  a.  O.  erwähnte  grofse  Brauerei  zu  Burgfahrnbach  bei  Nürn- 
berg z.  B.  soll  in  manchen  Punkten  nach  englischem  Muster 
eingerichtet  gewesen  sein.  Auch  die  erwähnte  Einführung 
der  , englischen"  Darre,  im  Jahre  1818,  wenngleich  in  ab- 
gewandelter Form,  ist  hierflir  bezeichnend.  Die  Würdigung 
dieser  Superiorität  der  englischen  Brauerei  war  auch  flir  den 
ebenfalls  um  die  Pflege  und  Weiterbildung  der  Brautechnik 
sehr  verdienstvollen  Vater  Grabriel  Sedlmayrs  bestinmiend, 
seinen  Sohn  nach  absolvierter  praktischer  und  theoretischer 
naturwissenschaftlicher  Ausbildung  (an  der  Universität  in 
Berlin)  die  besagte  Studienreise  nach  England  unternehmen 
zu  lassen.  —  Trotz  mannigfacher  Schwierigkeiten  gelang  es 
den  beiden  lernbegierigen  Brauern  in  Glasgow,  Edinburg  und 
Burton  on  Trent  Zutritt  zu  erlangen,  daselbst  praktisch  zu 
arbeiten  und  zugleich  durch  Privatunterricht  sich  theoretisch 
auszubilden.  Nach  über  Jahresfrist  kehrten  sie  voller  An- 
regungen zurück.  Dreher,  der  alsbald  eine  Brauerei  in 
Schwechat  bei  Wien  übernahm,  erzielte  bereits  im  ersten  Be- 
triebsjahre einen  Produktionsumsatz  von  6000  österreichischen 
Eimern  (=  3396  1),  für  österreichische  Verhältnisse  damals 
eine  „unerhörte  Menge**. 

Die  konkreten  Ergebnisse  dieser  Studienreise  gipfelten 
in  der  Bekanntschaft  mit  drei  grofsen,  technischen  Neuheiten : 
Die  vielfilltige  Anwendung  des  Thermometers  und  der  Ge- 
brauch des  Saccharometers ,  die  bei  weitem  vorteilhaftere 
Methode  der  englischen  Mälzerei,  bei  der  durch  die  Nach- 
weiche eine  gleichmäfsigere  und  ergiebigere  Aufschliefsung, 
aber  geringere  Auslaugung  der  Gerstenkörner  stattfindet,  und 
die  Anwendung  der  Dampfkraft  in  einer  bis  dahin  überhaupt 
unbekannten  Ausdehnung.  Besonders  die  letztere,  die  dem 
gesamten  englischen  Brauereibetriebe  ihr  industrielles  Gepräge 
verlieh,  liefs  den  beiden  deutschen  Brauern  den  fundamen- 
talen Unterschied  zwischen  jenem  und  ihrem  heimischen  Brau- 
wesen  empfinden   und   bewirkte  den  nachhaltigsten  Eindruck 

120  Riesenfasser,  wovon  mehrere  3600  Barrels  (=  5213  hl)  enthalten;  in 
einer  ihrer  Braupfannen  kann  ein  Tisch  für  25  Personen  gedeckt  werden. 
Sie  beschäftigt  aufser  2  Dampfmaschinen  250  Arbeiter  im  Hause  und  300 
bis  400  aufserhalb;  ein  Marstall  von  150  elefantenähnlichen  Karrenpferden 
besorgt  die  Bierfuhren.  Die  Produktion  dieser  eiuen  Fabrik  belief  sich 
1825  auf  mehr  als  357  000  Barrels  (-=  517  000  hl)  Porter  und  ihre  Ab- 
gaben früher,  als  noch  die  alten,  hohen  Steuersätze  galten,  bis  auf 
400000  j^  (^  8000000  Mark)  in  einem  Jahre.  Nach  C.  6.  Simon,  Ob- 
servations  recueillies  en  Angleterre  en  1835,  1,  verkaufte  sie  jährlich  ftlr 
40  Millionen  Franken  Bier,  während  alle  Pai*iser  Fleischer  nur  ftlr 
45  Millionen  Franken  Fleisch  absetzten. ^^  W.  Koscher,  Ansichten 
der  Volkswirtschaft  aus  dem  geschichtlichen  Standpunkte.  Leipzig  1861. 
Ueber  Industrie  im  Crrofsen  und  Kleinen.    S.  127. 
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bei  ihnen.  Dies  Bild  einer  zur  Grofsindustrie  erwachsenen 
Brauerei,  der  für  dieselbe  charakteristischen  Betriebsorgani- 
sation,  die  mittels  ihres  kunstvoll  entwickelten,  den  ganzen 
technischen  und  kaufmännischen  Betrieb  bis  ins  einzelne  be- 
herrschenden Kontrollsystems  ein  Produzieren  im  grofsen 
Stil  überhaupt  erst  ermöglicht,  prägte  sich  ihnen  unauslösch- 
lich ein.  Nach  jahrzehntelangem,  rastlosen  Arbeiten  war 
denn  auch  diesen  beiden  Brauern  die  Genugthuung  beschieden, 
nicht  nur  fiir  ihre  Unternehmungen  dieses  Vorbild  erreicht 
zu  sehen,  sondern  auch  für  das  gesamte  Brauwesen  ihres 
Vaterlandes  sich  als  Hauptfbrderer  seiner  industriellen  Ent- 
wicklung betrachten  zu  dürfen. 

Im  Jahre  1839  übernahm  Gabriel  Sedlmayr  die  väter- 
liche Brauerei  und  begann  alsbald,  nachdem  er  bereits  mehr- 
fache Fortschritte,  wie  die  Betriebskontrolle  und  die  englische 
Mälzerei  durchgesetzt  hatte,  die  technische  Ausgestaltung  der- 
selben in  Angriff  zu  nehmen  und  damit  den  Grund  für  seinen 
nachmaligen  Grofsbetrieb  zu  legen.  Bei  all  seinen  Be^ 
strebimgen  war  er  sein  eigner  Ingenieur  und  Baumeister,  wie 
denn  überhaupt  die  damaligen  Pionniere  der  modernen  Brau- 
technik fast  ganz  auf  sich  angewiesen  waren ;  von  den  mannig- 
fachen Hülfsindustrien  der  Gegenwart  war  noch  keine  Rede. 

Im  Jahre  1840  wurde  in  Bayern  in  der  Zacherlbrauerei 
zum  erstenmale  eine  Dampfmaschine  von  einer  Pferdekraft 
im  Brauereibetriebe  eingestellt,  um  das  bisher  durch  Hand- 
und  Göpelbetricb  bewegte  Maischrührwerk  auf  mechanischem 
Wege  zu  bewerkstelligen  und  die  Würze  im  Sudkessel  mit 
Dampf  zu  kochen  ^.  Dieser  erste  Versuch  war  jedoch  nicht 
von  erwünschtem  Erfolge  begleitet,  und  die  Maschine  wurde 
alsbald  wieder  aufser  Betrieb  gesetzt.  Sedlmayr  nahm  darauf 
das  Projekt  des  Dampfbetriebes  wieder  auf;  er  erwarb  die 
Maschine  für  seinen  Betrieb  und  konnte  nach  längeren  Ver- 
suchen 1846  den  ersten  namhaften  Erfolg  damit  verzeichnen. 
Zugleich  erregte  er  damit  die  lebhafte  Aufmerksamkeit  seiner 
Gewerbsgenossen. 

Nun  ging  es  mit  der  Verbreitung  und  Ausgestaltung  des 
Dampfbetriebes  schnell  vorwärts.  Die  Zahl  der  mit  Maschinen 
arbeitenden  Brauereien  wuchs  von  Jahr  zu  Jahr.  Zu  Anfang 
der  sechziger  Jahre  galt  für  grofse  und  mittelgrofse  Brauereien 
in  Bayern  der  Dampfbetrieb  als  Regel  ^. 


^  Diese  erste  Dampfkraftanlage  ivurde  ausführlich  in  dem  Kunst- 
und  Gewerbeblatt  des  polytechnischen  Vereins  für  das  Königreich  Bayern, 
Jahrgang  1844,  geschildert  (von  Dr.  Dempps).  Sie  hatte  im  ganzen 
9000  Gulden  gekostet  und  ihr  Erbauer,  ein  gewisser  Pessl,  nahm  1842 
ein  vierjähriges  Privileg  auf  sie. 

■  ,, Jedes  Sudwerk,  das  für  mehr  als  12  bayerische  Schefiel  (=  26,70  hl) 
berechnet  ist,  wird  mit  Maschinen  betrieben. '*  Siebert,  Die  bayerische 
Bierbrauerei.    Bavaria,  Bd.  I,  S.  495—504.    München  1860. 
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Wurde  zwar  die  Anwendunff  des  Dampfes  zum  direkten 
Kochen  der  Bierwürze  in  der  Folge  meist  wieder  aufgegeben, 
trotz  der  anerkannten  Ersparung  an  Heizmaterial,  Holz,  und 
bildet  sie  auch  heute  noch  die  Minderheit,  so  wurde  dafür 
die  Verwendung  des  Dampfes  als  treibende  Kraft  mittels  der 
Transmission  bald  eine  sehr  vielseitige  und  hatte  eine  Fülle 
von  Erfindungen  sinnreicher  Apparate  und  Vorrichtungen  im 
Gefolge,  die  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen  sind. 

Das  Gesetz  der  gesteigerten  Arbeitsleistung  bei  vermin- 
dertem Kraftaufwand  trat  dabei  in  elementarer  Weise  zu  Tage. 
Anstatt  eines  Sudes  konnte  man  erforderlichenfalls  deren  zwei 
an  einem  Tage  machen  und  damit  eine  Ausnützung  des  Be- 
triebes erzielen,  die  neben  der  Vergröfserung  der  Produktion 
auch  eine  wesentliche  Verbilligung  derselben  im  Gefolge 
hattet 

Einmal  in  Flufs  geraten,  erstreckte  sich  die  technische 
Entwicklung  und  Fortbildung  auf  immer  weitere  Teile  des 
Brauereibetriebes  und  besonders  die  vierziger  und  fünfziger 
Jahre,  in  denen  auch  die  Vekehrsentwicklung  erwuchs,  sind 
hierfür  fruchtbar  gewesen.  Die  Brauereimechanik  erfuhr  be- 
reits stellenweise  durch  Einfügung  mechanischer  Hebe-  und 
Transportvorrichtungen  (Patemostervverke ,  Röhrenleitungen 
etc.)  mannigfache  Vervollkommnung,  auch  verbesserte  Schrot- 
mühleneysteme  kamen  auf  und  ermöglichten  den  Übergang 
zur  Selbstschrotung  des  Malzes,  was  ebenfalls  Ersparung  be- 
reitete und  1868  gesetzlich  frei  gegeben  wurde.  Von  gröfster 
Tragweite  für  die  industrielle  Entfaltung  des  Brauwesens 
wurde  nach  der  Nutzbarmachung  der  Dampfkraft  die  An- 
wendung der  Kohle  als  Brennmaterial,  die  rationelle  Anlage 
von  Lagerkellern  und  vor  allem  die  Anwendung  des 
Eises  im  Betriebe. 

Mit  den  seit  Ausbau  der  Eisenbahnen  und  Vervoll- 
kommnung der  FlufsschifFahrt  verbilligten  Zufuhren  der  nun- 
mehr mit  Hülfe  einer  grofsartigen  Maschinentechnik  geförderten 
Kohle  gewann  die  Brauerei  wie  die  gesamte  Industrie  über- 
haupt einen  der  wichtigsten  Faktoren  zu  ihrer  Verbilligung 
und  zur  vollen  Nutzbarmachung  des  Maschinenbetriebes,  der 
sich  bei  Holzfeuerung  wesentlich  kostspieliger  stellt  Das 
gleiche  gilt  von  der  immer  allgemeiner  werdenden  Ver- 
wendung von  Metall  (Eisen,  Kupfer,  Zinn  u.  a.  m.)  an  Stelle 
von  Holz   bezw.  Stein   sowohl  für  bauliche  Zwecke,   als  zur 


^  Wie  Gerstner  a.  a.  0.  berichtet,  konnte  eine  grofse  Erlanffer 
Ikauerei,  die  ehedem  mit  20  Arbeitern  25-30  000  Eimer  lUcr  (=  17  100 
bis  20520  hl)  erzeugte,  nunmehr  nach  Einführung  einer  Dampfmaschine 
von  5  Pferdekräften  mit  nur  15  Arbeitern  60  000  Eimer  (=  41  040  hl) 
erzeugen  und  sparte  dabei  anfser  vielem  anderen  gegen  früher  täglich 
1  Eimer  Hanstrunk  fOr  5  Arbeiter.  Die  Dampf  kraft  einer  einpferdigen 
Maschine  ersetzte  somit,  da  hier  25  Arbeiter  erspart  wurden,  5  Arbeiter. 
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Herstellung  und  Ausstattung  von  Apparaten  und  Gerätschaften 
aller  Art.  Hölzerne  Röhrenleitungen  und  EühlschiiFe  z.  B. 
dürften  heutzutage  nur  noch  sehr  selten  in  Brauereien  an- 
zutreffen sein. 

Wie  im  ersten  Abschnitte  erwähnt  wurde,  war  durch  die 
zuerst  im  16.  Jahrhundert  erfolgte  Regelung  des  Sommer- 
und  Winterbrauens  der  Grund  zur  bayerischen  Lagerbier- 
brauerei gelegt  und  zugleich  die  Anlegung  geeigneter  Lager- 
keller eine  Notwendigkeit  für  die  Brauerei  geworden. 

Bei  der  grofsen  Empfindlichkeit  des  Bieres  gegen  höhere 
Temperaturen  und  seine  dadurch  bedingte  geringe  Haltbarkeit 
war  die  Brauerei  wie  kein  anderes  Gewerbe  von  den  Jahres- 
zeiten und  dem  Wechsel  der  Witterungseinflüsse  abhängig 
und  dadurch  an  der  industriellen  Ausgestaltung,  wie  sie  vor- 
nehmlich in  dem  Arbeiten  auf  Vorrat  für  den  Markt  zum 
Ausdruck  gelangt,  wesentlich  gehemmt.  In  Franken  und 
gewissen  Teilen  Oberbayerns,  in  Gebirgsgegenden,  wo  die 
Natur  durch  zum  Teil  schon  fertig  vorhandene  Felsenkeller 
entgegenkam,  lagen  die  Verhältnisse  hierfür  günstiger,  und 
die  Brauerei  der  Stadt  Tölz  beispielsweise  verdankte  diesem 
Umstände  ihre  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  sogar 
die  Münchener  Brauerei  überwiegende  Bedeutung.  Nach 
Rudhardt  a.  a.  O.  gab  es  1807/8  im  ganzen  81  solcher  vor- 
wiegend von  der  Natur  begünstigter  Brauereien,  in  denen 
mit  landesherrlicher  Genehmigung  fast  das  ganze  Jahr  hin- 
durch gebraut  werden  durfte. 

Aber  erst  als  es  gelang,  —  wie  seiner  Zeit  mittels  Ein- 
führung des  Thermometers  die  im  Brauereibetriebe  jeweils 
notwendige  Temperatur  festzustellen  —  nunmehr  auch  Mittel 
und  Wege  zu  finden,  diese  herbeizuführen  und  zu  erhalten, 
war  für  die  Gesamtheit  des  Gewerbes,  soweit  es  überhaupt 
nach  industrieller  Ausgestaltung  drängte,  die  hierzu  erforder- 
liche Unabhängigkeit  von  der  Jahreszeit  und  Sicherheit  gegen 
widrige  Witterungseinflüsse  angebahnt.  Die  Entwicklungs- 
geschichte der  hierauf  gerichteten  Bestrebungen  ist  trotz  ihres 
geringen  Alters  überaus  interessant.  Sie  repräsentiert  einen 
Teil  des  Kampfes  des  Menschen  mit  den  ihn  umgebenden, 
hemmenden  Natureinflüssen  in  seiner  elementarsten  Form  und 
schliefst  mit  der  genialen  Erfindung  der  künstlichen  Eis-  und 
Kälteerzeugung  im  grofsen.  Diese,  die  in  der  Gegenwart  für 
die  mannigfachsten  Lebensbedürfnisse,  nicht  nur  innerhalb  der 
Industrie,  sondern  weit  darüber  hinaus  von  eminenter  Bedeu- 
tung ist,  diente  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  nach  Schätzungen 
von  Fachmännern  ebenso  wie  die  Natureisverwendung  zu 
Neunzehntel  ausschliefslich  Brauereizwecken.  Unter  den  auf 
den  Bezug  bezw.  die  Selbsterzeugung  von  Kunsteis  ange- 
wiesenen Industrien  kommt  die  Brauerei  auch  heute  noch  in 
erster  Linie  in  Betracht. 
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Ehe  es  freilich  zur  Erfindung  und  Anwendung  von  Eis- 
bezw.  Kälteerzeugungsmaschinen  in  Brauereien  kam,  bedurfte 
es  überhaupt  erst  der  Einführung  von  Natureis  in  dieselben. 
Diese  ist  auffallend  jungen  Datums,  von  sehr  vereinzelten 
Ausnahmen  abgesehen;  ebenso  wie  der  Kohle  geschieht  in 
der  technischen  Litteratur  bis  in  die  Mitte  der  vierziger  Jahre 
des  Eises  fast  gar  keine  Erwähnung^.  Es  war  schon  be- 
merkt, wie  dieses  Fehlen  des  Eises  in  der  Brauerei  vor  fünfzig 
Jahren  den  weiten  Abstand  vom  Brauwesen  in  der  Gegen- 
wart kennzeichnet. 

Das  erste,  worauf  man  sein  Augenmerk  zu  richten  be- 
gann, war  die  Anlage  kühler,  von  der  Erdwärme  möglichst 
unbeeinflufster  Lagerkeller*.  Auch  hier  wirkte  Sedlmayr 
bahnbrechend.  Sein  im  Jahre  1842  nach  eigenen  Ideen  an- 
gelegter grofser  Lagerkeller  erregte  als  ein  Muster  der  Bau- 
technik und  Wärmeisolierung  Aufsehen.  Die  Verwendung  von 
Eis  im  gröfseren  Umfange,  die  Anlegung  von  Eiskellern  bezw. 
Eishäusern  zur  Aufbewahrung  eines  gröfseren  Eisvorrats  wurde 
ebenfalls  von  ihm  mit  am  ersten  eingeftihrt,  nachdem  An- 
regungen hierzu  besonders  auch  aus  Amerika  vorlagen,  von 
wo  auch  in  der  Folge  schätzbare  technische  Fortschritte  aus- 
gingen. Nächst  der  zur  Kühlhaltung  des  fertigen  Bieres  im 
Lagerkeller  geübten  Eisverwendung  wurde  sie  auf  die  Kühl- 
haltung der  Würze  im  Gährkeller  ausgedehnt  und  damit  ein 
Schritt  von  grofser  Tragweite  gemacht 

Während  man  vorher  nur  in  vereinzelten  Fällen  einige 
Eiskästen  in  den  Gährkellern  aufgestellt  hatte,  um  eine,  wenn 
auch  mäfsige  und  kostspielige  Darniederhaltung  ihrer  Tem- 
peratur zu  erzielen,  ging  man  jetzt  zur  direkten  Kühlung  der 
gährenden  Würze  über,  indem  man  Eisschwimmer,  zunächst 
Becken  mit  Eis,  die  in  die  gefüllten  Gährbottiche  gehängt 
wurden,  konstruierte.  Mit  der  Erzeugung  künstlichen  Eises, 
bezw.  von  Eiswasser  und  Kaltluft,  haben  diese  Kühlvorrich- 
tungen weitgehende  Vervollkommnungen  erfahren. 

Behufs  schneller  Kühlung  der  gekochten,  vom  Braukessel 
auf  das  Kühlschiff  gelassenen  Würze,  konstruierte  man  grofse 
Windflügel,  die  durch  Transmission  von  der  Dampfmaschine 
getrieben,  mit  grofser  Geschwindigkeit  über  dem  Würzespiegel 
rotierten.     In  der  Gegenwart  ist  auch  dieser,  seiner  Zeit  be- 


1  Pauppie  a.  a.  0.  2.  Bd.  erwähnt  zwar  die  gelegentliche  Verwen- 
dung von  Eis  in  Lagerkellern,  warnt  aber  vor  derselben.  Auch 
Herrn  bstädt  in  seinen  „Chemischen  Grundsätzen  der  Kunst,  Bier  zu 
brauen",  berichtet  nur  in  einer  Fufsnote  von  der  Eisverwendung  als  Not- 
bebelf. 

<  Vielfach  wurden  die  Lagerfasser  tief  in  Sand  gebettet  und  dieser 
bei  grofser  Wärme  mit  Wasser  besprengt,  um  so  das  Bier  kühl  zu  halten. 
Hermbstädt  a.  a.  O. 
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trächtliche  Fortschritt  bereits  wieder  tiberholt  und  dies  Ver- 
fahren  nur  noch   in  älteren,   kleineren  Betrieben  anzutreiFen. 

In  den  fünfziger  Jahren  war  das  Eis  bereits  in  den  meisten 
Lagerbierbrauereien  ein  unumgänglicher  Produktionsfaktor^ 
und  die  Eiskelleranlagen  bildeten  neben  den  Lagerkellem  oft 
den  wertvollsten  Teil  der  Brauereigrundstücke  und  -  Gebäude. 

Zu  Beginn  der  fünfziger  Jahre  (1850)  erfolgte  daher  auch 
die  endgültige  Aufhebung  der  Bestimmungen  über  die  Be- 
schränkungen des  Sommer-  und  Winterbrauens ,  nachdem  sie 
schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  mehr  sonderlich  streng 
gehandhabt  waren. 

Bei  den  wechselnden  Eisernten  in  den  verschiedenen 
Jahren  war  die  immer  allgemeiner  gewordene  EisbeschafFung 
oft  mit  ganz  bedeutenden  Kosten  verknüpft.  1862/68  und 
1866  waren  besonders  in  Süddeutschland  eisarme  Winter,  der 
Ctr.  Eis  wurde  bis  mit  3,3  Gulden  bezahlt.  Es  bedeutet 
daher  einen  epochemachenden  Fortschritt,  als  im  Jahre  1856 
zum  ersten  Male  von  dem  Engländer  Harri  so n  eine  Eis- 
maschine konstruiert  wurde,  deren  Leistungsfähigkeit  bei  grofser 
Kostspieligkeit  zwar  noch  sehr  gering  war,  die  aber,  alsbald 
durch  einen  Deutschen,  Siebert,  wesentlich  verbessert,  auf 
der  ersten,  Londoner  Weltausstellung  berechtigtes  Aufsehen 
erregte.  Fast  zu  gleicher  Zeit  wurde,  unabhängig  hiervon, 
in  Frankreich  eine  Eismaschine  von  Carrö  konstruiert,  die 
zuerst  allgemeinere  Verwendung  in  der  Praxis  erlangte. 

Die  schnelle  Aufeinanderfolge  der  verschiedenen,  ver- 
besserten Systeme  und  die  allmähliche  Einführung  der  künst- 
lichen Kälteerzeugung  in  den  Brauereien  datiert  allerdings  erst 
seit  den  siebziger  Jahren. 

Seit  dieser  Zeit  erlangte  auch,  im  Zusammenhange  hier- 
mit, die  allgemeine,  technische  und  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Fernverkehrs  ihre  entscheidende  Bedeutung 
flir  die  deraeitige  Ausgestaltung  und  Stellung  des  Brauge- 
werbes in  Bayern,  wie  anderwärts,  nachdem  sie,  wie  die 
technische  Umwälzung,  ebenfalls  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  begründet,  mehrfach  bereits  seit  den  fünfziger 
Jahren  sich  in  bemerkenswerter  Weise  geltend  gemacht  hatte. 

Von  gröfster  Tragweite  filr  die  alsbald  einsetzende  tech- 
nische und  wirtschaftliche  Verkehrsentwicklung  wurde  be- 
kanntlich die  Gründung  des  allgemeinen  Deutschen 
Zollvereins,  „des  wichtigsten  Ereignisses  zwischen  den 
Freiheitskriegen  1813/15  und  der  politischen  Einigung  Deutsch- 
lands 1871.« 

Nächst  Preufsen  hatte  Bayern  wesentliche  Verdienste  um 
das  Zustandekommen  des  Zollvereins.  Nachdem  es  unter 
Cottas  Vermittlung  bereits  am  27.  Juni  1829  einen  ZoUer- 
mäfsigungsvertrag  mit  Preufsen  geschlossen,  trat  es  auf  Grund 
des  Vertrages  vom   22.   März  1833  dem  Verein  auf  vorläufig 
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acht  Jahre  bei  und  gehörte  ihm  nachmals  ohne  Unter- 
brechung an. 

Im  Jahre  1835,  kaum  6  Jahre  nachdem  G.  Stephensons 
erste  Lokomotive  die  Liverpool-Manchesterbahn  befahren  hatte, 
trat  die  erste  Eisenbahn  Baverns  und  Deutschlands  überhaupt 
ins  Leben,  die  Bahnstrecke  Ntimberg-Fürth.  1840  war  bereits 
die  Linie  Nürnberg-München  hergestellt;  1844  entstand  die 
Verbindung  zwischen  Nürnberg  und  Bamberg.  In  den  Jahren 
1846 — 1854  erfolgte  dann  die  Gründune  der  Ludwigs-,  Süd- 
und  Nordbahn  und  der  Ludwigs-Westbahn,  durch  die  Bayern 
im  Süden,  Norden  und  Westen  von  einem  zusammenhängenden 
Bahnsystem  durchzogen  war.  Während  des  nächsten  Jahr- 
zehnts wurde  der  Osten  Bayerns  mit  einer  Anzahl  Bahnlinien 
versehen,  und  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre  war  im  grofsen 
und  ganzen  die  einheitliche  Ausgestaltung  des  bayerischen 
Bahnsystems  und  sein  Anschlufs  an  die  Bahnwege  der  Nach- 
barländer erfolgt.  —  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Wege-  und 
Kanalbaues  waren  seit  den  dreifsiger  Jahren  Fortschritte  ge- 
macht, die  gerade  für  die  bayerische  Verkehrswirtschaft  trotz 
der  Konkurrenz  des  Schienenverkehrs  sehr  bemerkenswert 
waren.  Im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  stand  Bayern  in 
der  Entwicklung  des  Binnenverkehrs  früher  sehr  zurück.  Die 
ersten  Anregungen  zur  Erleichterung  desselben  gab  die  Kriegs- 
fUhrung,  vornehmlich  in  der  Napoleonischen  Ära.  Das  Auf- 
kommen des  Makadamisiersystems  war  der  Durchführung  der- 
selben sehr  förderlich ,  unä  in  den  zwanziger  und  dreifsiger 
Jahren  wurde  auf  dem  Gebiete  des  Chausseebaues  das  Ver- 
säumte gründlich  nachgeholt.  1834  wurde  auch  der  gröfste 
Kanal  Bayerns,  der  Donau-Mainkanal  in  Angriff  genommen 
und  1856  beendet,  und  damit  eine  auch  für  die  Brauerei 
wichtige  und  erwünschte  Verkehrsader  für  die  Absatzer- 
weiterung der  fränkischen  Provinzen,  „der  Getreidekammer 
Bayerns"  geschaffen. 

Wie  ergänzend  zu  dieser  binnenländischen  Verkehrsent- 
wicklung zur  selben  Zeit  sich  durch  Aufkommen  der  Dampf- 
schifikhrt  und  der  Telegraphie  die  Perspektiven  für  die  gegen- 
wärtige, die  Welt  umspannende  Ausdehnung  und  Erleichterung 
des  internationalen,  Tbezw.  überseeischen  Güter-  und  Nach- 
richtenverkehrs eröffneten,  und  damit  der  Boden  der  modernen 
Weltwirtschaft  bereitet  wurde,  ist  bekannt. 

Von  elementarer  Bedeutung  für  die  Übertragung  der  in 
Bayern  gezeitigten  technischen  Fortschritte  und  Umwälzungen 
in  der  Produktion  auf  das  aufserbayerische  Brauwesen  und 
damit  für  den  modernen  Aufschwung  der  Bierbrauerei  über- 
haupt, wurde  das  bereits  in  den  zwanziger  Jahren  von  München 
ausgehende  brautechnische  Unterrichtswesen,  das 
in  fruchtbarer  Wechselwirkung  mit  der  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs stand. 
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Das  Verdienst,  den  Keim  hierzu  gelegt  und  weitergebildet 
zu  haben,  gebührt  dem  schon  erwähnten  Vater  des  nach- 
maligen Brauereibesitzers  Gabriel  Sedlmayr.  Nicht  mindere 
Verdienste  aber  haben  daneben  eine  Anzahl  naturwissenschaft- 
licher Fachgelehrter  erworben,  die,  teils  als  Lehrer  an  der 
Mtinchener  Hochschule  der  Gährungstechnik  eine  wissenschaft- 
liche Heimstätte  bereiteten  und  in  Verbindung  mit  der  durch 
Sedlmayr  gebotenen  Gelegenheit  zur  praktischen  Schulung 
lernbegieriger  Brauer,  sich  deren  theoretische  Ausbildung  an- 
gelegen sein  liefsen. 

1825  gründete  Sedlmayr,  Vater,  in  seiner  Brauerei  einige 
Praktikantenstellen.  Zugleich  eröflhete  der  schon  genannte 
Professor  Herrmann  einen  brautheoretischen  Kursus  und 
legte  damit  den  Grund  zu  praktischer  Umsetzung  seiner  für 
die  Schulung  der  Braugewerbtreibenden  gehegten  Pläne. 
Dieser  mit  einer  geringen  Besucherzahl  begonnene,  aus  freier 
Initiative  zweier  thatkräftiger  und  intelligenter  Männer  her- 
vorgegangene Versuch  glückte  aufs  trefflichste.  1827  bereits 
sandte  die  preufsische  Regierung  auf  ihre  Kosten  zwei  Brauer 
nach  München  zur  Erlernung  des  bayerischen  Verfahrens  und 
allgemeinen  brautechnischen  Ausbildung.  Die  Zahl  der  Teil- 
nehmer an  dem  Münchener  Lehrkursus  steigerte  sich  all- 
jährlich. 

1836  setzte  Prof.  Kaiser  die  Leitung  desselben  fort 
Die  brautechnischen  Vorlesungen  dieses  für  die  wissenschaft- 
liche Fundierung  des  Brauwesens  wohlverdienten  Gelehrten 
waren,  ebenso  wie  die  praktischen  Lehrkurse  in  der  Sedlmayr- 
schen  und  anderen,  grofsen  Münchener  Brauereien  bis  1868 
von  insgesamt  1005  Personen  besucht,  von  denen  250  Aus- 
länder waren.  Unter  den  755  deutschen  Besuchern  stammten 
fast  300  aus  Norddeutschland. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  dieses  glänzende  Beispiel 
auch  anderwärts,  innerhalb  wie  aufserhalb  Bayerns,  zu  ähn- 
lichen Unternehmungen  anregte,  die  zum  Teil  ebenfalls  her- 
vorragende Erfolge  erzielten.  —  Schon  zu  Ende  der  dreifsiger 
Jahre  wurden  an  der  landwirtschaftlichen  Centralschule  zu 
Schlei fs heim  in  Bayern  unter  der  Leitung  von  Prof.  Knobloch 
Vorlesungen  über  Physiologie  und  Technik  der  Brauerei  dem 
Lehrplane  einverleibt,  die  bei  ihrer  zunehmenden  Bedeutung 
1848  zur  Abzweigung  einer  selbständigen  Brauerschule  in  Ver- 
bindung mit  systematischen  Praktikantenkursen  in  der  dort  be- 
findlichen Staatsbrauerei  führten.  Mit  der  Übersiedelung  der 
landwirtschaftlichen  Centralschule  nach  Weihenstephan 
bei  Freysing  (1863)  wurde  auch  die  Brauerschule  dorthin  ver- 
legt und  eine  besondere  Versuchsbrauerei  hergerichtet.  Dies 
Weihenstephaner  Institut  steht  in  der  Gegenwart  unter  den 
zahlreichen  der  braugewerblichen  Schulung  gewidmeten  Lehr- 
anstalten   des  In-  und  Auslandes   mit  in   erster  Reihe;   viele 
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tüchtige,  &chschulmäfsig  gebildete  Brauer  sind  bis  zur  Gegen- 
wart hieraus  hervorgegangen.  —  Im  Jahre  1860  und  1865 
wurden  in  Worms  die  beiden  ersten  Privatbrauerschulen  ge- 
gründet, denen  später  solche  in  Augsburg  und  München 
folgten.  Auch  sie  haben  einen  beträchtlichen  Stamm  theore- 
tisch geschulter  Brauer  geliefert  und  wirken  auch  in  der 
G^enwart  noch  fort. 

Unter  den  im  Auslande  auf  Grund  des  Münchener  Bei- 
spiels gezeitigten  Anregungen  sind  besonders  zwei  hervor- 
zuheben; 

In  Österreich,  bezw.  Böhmen,  wo  durch  Pauppie,  wie  er- 
wähnt der  erste,  ftlr  die  moderne  Brauerei  überhaupt  bedeut- 
same Anstofs  zu  wissenschaftlicher  Betrachtung  derselben 
gegeben  war,  konzentrierte  sich  der  praktische  und  theore- 
tische Aufschwung  auf  Anton  Dreher  und  Prof.  Balling. 
Bereits  zu  Anfang  der  vierziger  Jahre  legte  dieser  neben 
einer  akademischen  Forschungsstätte  fllr  die  Gährungsgewerbe 
den  Grund  zu  einer  Brauerschule,  deren  Wirkungen  für  die 
gesamte  österreichische  Brauindustrie  fruchtbar  geblieben 
sind^  Seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  war  der  bayerischen 
Brauerei  in  der  österreichischen  eine  ebenbürtige  Konkurrentin 
für  die  industrielle  Entwicklung  und  internationale  Verbreitung 
des  Brauwesens  entstanden.  Hat  auch,  besonders  seit  den 
siebziger  Jahren  und  noch  mehr  seit  Beginn  der  achtziger 
Jahre  das  bayerische  Bier  hierbei  die  Führung  gewonnen,  so 
ist  doch  die  internationale  Bedeutung  der  österreichischen 
bezw.  böhmischen  Brauerei  immer  noch  eine  anerkannt  grofse, 
und  es  liegt,  abgesehen  von  den  in  der  Ausgestaltung  des 
ausländischen  Brauwesens  beruhenden  Momenten,  —  die  auch 
für  die  bayerische  Brauerei  nicht  ohne  Rückwirkung  ge- 
blieben sind  und  noch  femer  wirken  werden  —  vornehmlich 
an  specifisch  österreichischen,  staatswirtschaftlichen  Verhält- 
nissen, die  es  der  österreichisch  -  böhmischen  Brauerei  er- 
schwerten, mit  dem  kolonisatorischen  Vordringen  des  baye- 
rischen Bieres  gleichen  Schritt  zu  halten. 

Eine  ebenfalls  auf  Münchener  Anregungen  zurück- 
zuführende und  weit  über  ihre  Landesgrenzen  fruchtbar  ge- 
wordene Schöpfung  auf  dem  Gebiete  der  wissenschaftlichen 
Erziehung  des  Brauwesens  ist  die,  allerdings  erst  späte;r  (nach 
1870)  mit  einem  grofsen,  reich  ausgestatteten  Lehr-  und  For- 
schungslaboratorium verbundene,  nach  bayerischem  Muster 
1847  errichtete Grofsbrauerei  Alt-Karlsberg  des  bekannten, 
verstorbenen  J.  G.  Jakobson  in  Kopenhagen,  eines  ehe- 
maligen Schülers   von  Sedlmayr  und  Kaiser.     Auch   sie   hat 


^  Über  die  technisch- wissenschaftliche  Entwicklung  der  österreichisch- 
böhmischen  Brauerei  vergl.  „Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Brauwesens 
in  Böhmen'',  von  Dr.  K.  Urban  und  anderen  Mitarbeitern.    Prag  1891. 
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speciell   in    Skandinavien   wesentlich    dazu    beigetragen,     die 
dortige  Brauindustrie  weiter  zu  bilden. 

Aus  dieser,  ursprünglich  auf  Bayern  konzentrierten,  sich 
systematisch  entwickelnden  Arbeitsteilung  zwischen  Wissen- 
schaft und  Praxis  erwuchs  naturgemäfs  neben  dem  Schul- 
wesen alsbald  auch  eine  reichhaltige,  die  gegenseitige  Ver- 
mittlung uud  Anregung  bezweckende  Fachlitteratur  und 
-Presse,  wenngleich  deren  gegenwärtige  Ausdehnung  und 
Bedeutung  nebst  den  übrigen  in  gleicher  Richtung  sich  be- 
wegenden Mitteln  (Vereinswesen  u.  dergl.)  erst  seit  den  sieb- 
ziger Jahren  erfolgt  ist.  Doch  haben  die  seiner  Zeit  bahn- 
brechenden Publikationen  von  Balling,  Kaiser,  Reischauer, 
Lintner  u.  a.  m.,  die  zum  Teil  noch  aus  dieser  ersten  Vor- 
bereitungsperiode der  modernen  Brauereientwicklung  stammen, 
ihre  klassische  Bedeutung  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag 
erhalten,  wenn  sie  auch,  wie  die  meisten  technisch- wissen- 
schaftlichen Ergebnisse  jener  Zeit  in  Einzelheiten  zur  Zeit 
weit  überholt  sein  mögen.  Im  Jahre  I8ÖÖ,  das  äufserlich,  wie 
erwähnt,  den  Wendepunkt  zwischen  der  ersten  und  zweiten, 
herrschenden  Phase  des  Braugewerbes  in  der  Neuzeit  dar- 
stellt, erschien  auch  die  erste,  bedeutendere  Fachzeitschrift 
„Der  bayerische  Bierbrauer",  herausgegeben  von  Prof. 
Lintner,  Weihenstephan  ^ ,  die  bis  zur  Gegenwart  —  seit 
Anfang  der  achtziger  Jahre  unter  dem  Namen:  „Zeitschrift 
für  das  gesamte  Brauwesen"  —  einen  vornehmen  Platz  in 
der  sehr  mannigfaltig  gearteten  Fachpresse  behauptet. 


3.  Kapitel. 

Statistische  Darstellung  der  Entwicklung  der  bayerischen 

Brauerei  bis  1865  nebst  einem  Exkurs  in  die  zeitgenössische 

Litteratur  über  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 

bayerischen  Brauerei. 

In  den  Zahlenreihen  der  Statistik  der  Produktions-, 
Absatz-  und  Betriebsverhältnisse  der  Brauerei  in  Bayern  ge- 
langt ihre  Entwicklung  während  des  in  Rede  stehenden  Zeit- 
raumes zum  konkreten  Ausdruck,  als  die  letzte  Resultante  der 
sie  auf  dem  Gebiete  der  Volks-  und  Staatswirtschaft  bedingen- 
den, insbesondere  in   der  vorstehend  geschilderten  Gewerbe- 


*  Allerdings  war  bereits  1861  eine  Zeitschrift  „Der  Bierbrauer^  von 
Uabich  erschienen,  die  jedoch  anfänglich  keine  Bedeutung  zu  errineen 
▼ermochte.  Desgleichen  wurde  die  1860  gegründete  Nürnberger  Hopten- 
zeitung  erst  viel  später  ein,  neben  den  Hopfenhandelsinteressen  auch  dem 
Brauwesen  gewidmetes  Organ. 
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Verfassung,  der  technischen*  und  der  Verkehrsentwicklung 
jener  Zeit  zusammenwirkenden,  bezw.  widerstreitenden  Korn- 
ponenten. 

Allerdings  stehen  der  Zusammenfügung  eines  solchen 
statitischen  Bildes  mannigfache  Schwierigkeiten  entgegen,  so- 
wohl hinsichtlich  der  Menge  der  zu  Gebote  stehenden  Daten, 
als  hinsichtlich  deren  Zuverlässigkeit.  Im  Gegensatz  zu  dem 
fiir  die  Gegenwart  so  reichlichen  und  fein  gegliederten  Material 
mufs  für  die  statistische  Aufzeigung  der  bayerischen  Brauerei- 
entwicklung in  ihrer  ersten  Phase  auf  eine  tiefer  gehende 
Specialisierung  der  in  ihr  zum  Ausdruck  gelangenden  Mo- 
mente verzichtet  werden. 

Für  die  ersten  beiden  Jahrzehnte  stehen  zusammen- 
hängende, amtliche  Nachweise  über  die  Bierproduktion  in 
Bayern  nicht  zur  Verfiigung.  Für  das  Jahr  1807/8  giebt 
Rudhardt  a,  a.  O.  den  Gesamtmalzverbrauch  auf  genau 
839171  Scheffel  4*/*  Metzen  an.  Nach  den  bierpolizeilichen 
Bestimmungen  jener  Zeit  (6,5  Eimer  Bier  durchschnittlich 
von  1  Scheffel  Malz)  entspricht  das  einer  Bierproduktion  von 
5  454  618  Eimer,  oder  nach  heutigem  Mafse  von  3  730  958  hl. 

Die  Ermittelung  dieser  Zahl,  sowie  aller  späteren  Produk- 
tionsdaten beruht  auf  der  Umrechnung  der  Erträge  des  pro 
Scheffel  Malz  erhobenen  Aufschlages  und  ist  daher  nur  an- 
nähernd zutreffend:  Erstens  veränderte  sich  im  Laufe  der 
Zeit,  wie  oben  dargethan,  das  Mafs  der  Gufsführung  in  an- 
erkannt merkbarer  Weise,  ohne  dafs  es  jedoch  möglich  wäre, 
ein  bestimmtes,  sämtliche  Differenzen  ausgleichendes  Durch- 
schnittsrendement  in  Rechnung  zu  stellen.  Ferner  sind  unter 
den  Aufschlagserträgen  die  allerdings  geringen  Erträge  von 
dem  zur  Branntwein-,  Hefe-  und  Essigbereitung  verbrauchten 
Malzmengen  inbegriffen.  Schliefslich  beliefen  sich,  besonders 
in  älterer  Zeit  die  Steuerdefrauden  nach  kompetenten  Schätz- 
ungen immer  noch  auf  ca.  10  ^/o  des  Aufschlages. 

In  den    von    der  bayerischen  Regierung   1879  dem  Ent- 


^  Die  Materialien  zu  der  vorstehenden  Darlegung  der  technischen 
Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  beruhen  auf  sehr  zerstreuten  Publi- 
kationen, von  denen,  soweit  noch  nicht  namhaft  gemacht ,  folgende  her- 
Yorgehoben  seien:  Siebert,  Die  bayerische  Bierbrauerei.  Bavaria,  1.  Bd., 
S.  495—504.  München  1860.—  Prot.  Reitlechner,  Die  Fortschritte  in 
der  Brauerei  Ztschr.  der  bayer.  Bierbrauer,  Jahrg.  1866.  —  G.  Sedl- 
mayr,  Das  bayerische  Bier.  Ebenda  1867.  —  v.  d.  Planitz  a.  a.  0. — 
Sedlmayr  a.  a.  O.  — Prof.  Holzner,  Die  Chemie  im  Bier.  Ztschr. 
für  das  gesamte  Brauwesen.  18^3.  —  Femer  mehrere  Abhandlungen  und 
Notizen  desselben  Verfassers  in  den  folgenden  Jahrgängen  der  genannten 
Zeitschrift  —  Prof.  Aubry,  Über  die  Beziehung  der  Chemie  zur  In- 
4u8trie,  speciell  zum  Braugewerbe.  Ebenda  1883.  —  J.  G.  Jacobsen, 
Über  die  Fortschritte  in  der  Brauindustrie  in  den  letzten  50  Jahren.  Vor- 
trag, abgedruckt  ebenda  1884.  —  Verschiedene  Notizen  und  Artikel  in 
der  Nürnberger  Allgemeinen  Brauer-  und  Uopfenzeitung  seit  Jahrgang  1876. 
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würfe,  die  Änderung  des  Malzaufschlages  betreffend,  flir  den 
Landtag  beigelegten  amtlichen  Nachweisen  der  Aufschlags- 
erträge seit  dem  ersten  verfassungsgemäfsen  Finanzjahre 
1818/19  sind  die  Verwaltungskosten  nicht  ausgeschieden.  In 
den  die  Jahre  1818/19  bis  1837  behandelnden  Produktions- 
bezw.  Steuerertragsnachweisen  von  Rivet  a.  a.  O.  ist 
diese  Scheidung  zwar  erfolgt,  dafUr  fehlen  aber  bei  ihm  wieder 
die  Abzüge  für  die  verschiedenen  Steuerrestitutionen.  Kurz, 
der  Mängel  sind  nicht  wenige  und  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dafs  diese  sich  im  grofsen  und  ganzen  bei  der  Länge 
des  Zeitraums  teilweise  ausgleichen,  sei  aus  der  bemerkten 
Beilage  zum  amtlichen  Malzaufschlagsentwurf  von  1879  zu- 
nächst die  Entwicklung  der  Bierproduktion  in  Bayern  bis  zur 
Mitte  der  sechziger  Jahre  dargestellt. 

(Hierher  die  Tabelle  S.  65 ) 

Im  grofsen  und  ganzen  hat,  wie  aus  dieser  Tabelle 
hervorgeht,  die  Bierproduktion  in  Bayern  bis  Ende  der 
50.  Jahre  ziemlich  gleichmäfsig  zugenommen,  und  zwar  datiert 
diese  Zunahme  in  der  Hauptsache  erst  seit  Mitte  der  dreifsiger 
Jahre,  während  die  Produktion  bis  dahin  sich  verhältnismäfsig 
stabil  erhalten  hatte. 

Mit  dem  Jahre  1861  hebt  abermals  ein  ersichtlicher  Auf- 
schwung der  Bierproduktion  an. 

Während  die  mutmafsliche  Bierproduktion  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1818/21—1820/21  sich  bis  zim  Ende  der  fünfziger 
Jahre,  also  in  fast  50  Jahren  um  ca.  42*^/o  gehoben  hatte, 
erfuhr  sie  während  des  nächsten  Jahrfünfts,  bis  1865/66,  eine 
abermalige  Steigerung  um  42  ^/o,  das  Tempo  ihrer  Zunahme 
war  sonach  gegen  früher  in  diesen  fünf  Janren  fast  um  das 
Zehnfache  beschleunigt. 

Auch  relativ,  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung,  war  die 
Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  seit  Ende  der  50er  Jahre 
eine  sprunghaft  gesteigerte,  wie  ein  Blick  auf  die  allerdings 
nur  schätzungsmäfsig  berechneten  Produktionsanteile  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  lehrt.  Die  Anfilnge  zu  dieser  ge- 
steigerten Produktionsentwicklung  machen  sich  darin  bereits 
seit  Ende  der  vierziger  Jahre  bemerkbar,  während  bis  dahin 
die  Biererzeugung  mit  der  Bevölkerung  ziemlich  gleichen 
Schritt  gehalten  hatte.  —  Mit  dem  ersten  Jahre  nach  der 
Aufhebung  des  Regulatives  von  1811,  —  Oktober  1865  bis 
Oktober  1866  — ,  schliefst  die  bayerische  Bierbrauerei  mit 
einem  bisher  noch  nie  erreichten  Produktionsquantum  von 
fast  9  Millionen  Hektoliter  ab,  der  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallende  Anteil  betrug  1,94  Hektoliter,  ein  Betrag,  der 
mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Württemberg,  bis  zur  Gegen- 
wart noch  in  keinem  der  übrigen  Steuergebiete  Deutschlands 
erreicht  ist. 
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lalzsafseUmcs^ErtrSare  und  Bierprodüktlon  in  Bayers  rechts  des  Bhelns 

Ton  1807/8-1866/66. 
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1848/44 
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181819 
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1,17  1 

1844/45 
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4827  592  4103  000 

1845/46 
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— 
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1»30.31 
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6  754276 
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— 
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1859/60« 
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durchschnitt 

1860/61 
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6089096 

— 

1831/32 

5018324 
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— 
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1882/83 

4661360 
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— 
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1,89 
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— 
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188435 
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4640000 
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1885/36 

5398  661 

4588  300 

1861/62 

7  948889 

6845554 

1,68 

ld36'37 

5  724  912' 4  865  600 



186268 

8  913836 

7  618  438 

— 

1837/38 

5548590  4711500 

1,26 

1868/64 

9281885 

8  013  924 

— 

1888/39 

5583324  4  745300 

1864/65 

9  715058 

8096855 

1,94 

1839  40 

5689  860  4835800 



1865/66 

10090088 

8  767  585 

1840/41 

5  808  028  4936  800 

1,30 
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V.  1831-40/41 
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1 
540968514597  700 

1,25 

1  1865/66  im 
1     Jahres- 

9188  750 

7  868471 

1,75 
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1  Die  Summen  in  Kolumne  2  enthalten  bis  1860/61  inkl.  die  Brutto -Ein- 
nahmen an  MalaauÜBchlag  fiir  Bier,  Branntwein,  Essig  und  Hefe  mit  Abzug 
der  Ruckyergiitnngsbetr^e.  £Ke  aufser  fttr  Braumabs  erzielten  Erträge  sind  nur 
gerin^gig  und  bei  der  Berechnung  der  mutmafslichen  Bierproduktion  auf  Gknnd 
einerKalknlation  dadurch  in  Abzug  gebracht,  dafs  der  Steuerertrag  nur  mit 
0,85  anstatt  0,90  -^  5  Gulden  Steuer  pro  Scheffel  Malz;  aus  1  Scheffel  Malz 
4,5  hl  Bier  Rendement  -h  multipliziert  und  das,  die  mutmafsliche  Biererzeugung 
darstellende  Produkt  um  ca.  500  hl  nach  unten  abgerundet  wurde. 

*  Von  1859/60  sind  die  Daten  der  Bierproduktion  direkt  amtlich  ermittelt. 
Von  1861/62  an  beziehen  sich  die  Steuererträge  nur  auf  Branmalz. 
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Deutlich  spiegeln  sich  hierin  die  seit  Ende  der  40  er  Jahre, 
nach  Überwinaung  der  durch  das  Biertaxwesen  bereiteten 
Hindernisse  sich  frei  entfaltenden,  grofsen  Entwicklung- 
faktoren  des  Brauwesens,  die  Ausgestaltung  des  Verkehrs,  die 
Umwälzungen  der  Technik,  und  Hand  in  Hand  damit  die 
Steigerung  des  Volkswohlstandes  und  die  allgemeine  Be- 
lebung von  Handel  und  Wandel  im  Wirtschaftsleben. 

Tiefer  in  die  obigen  Zahlenreihen  einzudringen  imd  den 
Ursachen  der  im  einzelnen  wahrnehmbaren  Produktions- 
schwankungen nachzuspüren,  erseheint  bei  der  problematischen 
Genauigkeit  der  Produktionsziffern  im  einzelnen  gewagt; 
braucht  doch  einer  jeweils  auftretenden  Verminderung  oder 
Vermehrung  der  Bruttoeinnahme  vom  Malzaufschlage  ftlr 
Bier,  Branntwein,  Essig  und  Hefe  durchaus  nicht  immer  eine 
gleichartige  Veränderung  der  Biererzeugung  entsprochen  zu 
haben,  wie  das  auch  leicht  für  das  Jahrfünft  1861  bis  1866 
nachzuweisen  ist,  wo  die  Malzaufschlagserträge  sich  nur  auf 
Bier  beziehen  und  die  Produktion  desselben  amtlich  besonders 
ermittelt  ist.  Nur  wo  sich  erhebliche,  womöglich  mehrere  Jahre 
begreifende  Schwankungen  zeigen,  kann  mit  einiger  Sicherheit 
den  sie  bedingenden,  zeitlichen  Momenten  nachgegangen  werden. 
Der  Rückgang  des  Steuerertrages  und  damit  der  Produktion 
von  1808  bis  1815  hängt  ersichtlich  mit  den  Wirren  und 
Nöten  der  Kriegsjahre  zusammen.  Auffallend  häufig  sind  die 
mehrfach  gruppenweise  zusammenhängenden  Schwankungen 
von  1826  bis  1846.  So  nahm  die  mutmafsliche  Biererzeugung 
von  1826  bis  1833  mit  Ausnahme  eines  Jahres  (1830/31) 
stetig  ab,  so  dafs  sie  in  diesem  Jahre  um  mehr  als 
140000  Hektoliter  gegen  die  des  Jahres  1819/20  zurückstand. 
In  diesen  Jahren  waren  bekanntermfasen  die  Klagen  über 
die  Verdünnung  des  Bieres  lebhaft,  auch  waren  die  Material- 
preise zeitweilig  sehr  hoch  und  damit  auch  die  Bierpreise. 
Beträchtliche  Fluktuationen  weisen  auch  die  Jahre  1841/42 
bis  1848/49  auf,  die  fast  sämtlich  Notjahre  waren.  In  den 
denkwürdigen  Jahren  1841/42  bis  1846/47,  denen  seit  1844 
die  Bierkrawalle  ihr  Gepräge  verliehen,  ging  die  mutmafsliche 
Biererzeugung  um  über  eine  Million  Hektoliter  zurück.  Die 
folgenden,  politisch  erregten  Jahre,  die  zugleich  erheblich 
billigere  Materialpreise  wegen  der  fast  allerorten  guten  Ernten 
brachten,  wirkten  auch  in  Bayern  ersichtlich  auf  den  Bier- 
durst zurück;  von  1846/47  bis  1850/51,  also  in  vier  Jahren, 
konnte  die  Produktion  wieder  um  ca.  1,3  Millionen  Hektoliter 
zunehmen.  Das  Jahr  1851/52  steht  dazu  freilich  in  einem 
Gegensatz  (1,4  Millionen  Hektoliter  Minderung),  der  schwerlich 
mit  einer  etwaigen  rapiden  Ernüchterung  des  Konsum- 
bedürfnisses zu  erklären  sein  möchte,  vielleicht  in  der  Be- 
schaffenheit des   statistischen  Materials  beruht   und    so   keine 
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weiteren  Rückschlüsse  gestattet.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit 
dem  zweitfolgenden  Jahre  1858/54.  Allerdings  zeichneten 
sich  beide  Jahre  durch  auffallend  hohe  Materialpreise  aus. 
Die  der  Biertaxirung  zu  Grunde  gelegten  Preise  beliefen  sich 
in  den  Jahren: 

1850/51       1851/52        1852/53        1853/54       1854/55 
ftlr  Gerste  p.Sch.    8    fl.     14,30  fl.    11,30  fl.     20     fl.     14  fl. 
für  Hopfen  p.  Ctr.  45      „110        „60        „    170      „    150    „ 
für  Bier  p.  Mafs    3,3  kr.     5,1    kr.     4,1    kr.     5,3  kr.     5,1  kr. 
mutmafsl.  Produktion 

in  1000  hl.       5806        4400  5314        4481        4773 

Ist  zwar  der  Zusammenhang  zwischen  Bierpreis  und 
-konsum  hierin  offenbar,  so  ist  jedoch,  wie  gesagt,  die  grofse 
Spannweite  der  Produktion  in  diesen  Jahren  hieraus  keinen- 
ffuls  ausschliefslich  zu  erklären,  was  auch  mit  der  von  jeher 
hohen  Bedeutung  des  Biers  als  meist  verbreiteten  Genufsmittels 
in  Bayern  im  Widerspruch  stände.  Diese  für  die  Bier- 
erzeugung unwahrscheinliche  Abminderung  ist  ja  auch  im 
Grunde  nur  eine  solche  des  Malzaufschlages,  und  dafs  bei 
hohen  Materialpreisen,  bei  der  damals  anhebenden  Ver- 
allgemeinerung besserer  technischer  Ausbeute  des  Materials 
und  schliefslich  auch  bei  einer  immerhin  stattgefundenen 
Betriebseinschränkung  für  die  Steuererträge  bedeutende 
Ausfälle  die  Folge  waren,  ist  wohl  anzunehmen. 

Nach  der  fiskalischen  Seite  hin  ist  überhaupt  die  Ent- 
wicklung des  bayerischen  Brauwesens  in  dem  vorliegenden 
Zeiträume  bis  1865/66  eine  für  die  Bedürfnisse  des  Staats- 
haushaltes ziemlich  gleichbleibende  gewesen.  Es  betrug  der 
Malzaufschlag  in  der 

I.  Finanzperiode  1819—1825:  13,4^/0  des  Staatsbudgets,* 

IL  „  1825—1831:  16,0«/o  „ 

m.  „  1831—1837:  13,7^/0  „ 

IV.  „  1837-1843:  16,0^/0  „ 

V.  „  1843—1849:  16,5  «/o  „ 

VI.  „  1849-1851:  16,0  «/o  „ 

Vn.  r,  1851—1855:  15,0o/o  , 

Vm.  „  1855-1861:  13,7%  „ 

IX.  „  1861-1868:  13,2o/o  „ 

Von  den  indirekten  Steuern  machte  der  Malzaufschlag 
fast  stets  annähernd  die  Hälfte  aus.  Gegenüber  den  direkten 
Steuern   (Personal-,    Einkommensteuern)    nahm    dagegen    der 


^VOD  Burkhardt,  Das  bayerische  Staatsbadget  in  den  ersten 
70  Jahren  seit  Bestehen  der  Verfassung,  1819  —  1889.  Schanz,  Finanz- 
arcbiY  1889. 
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Malzaufschlagsertrag  stärker  zu:  Er  brachte  zu  Anfang  der 
zwanziger  JaJire  beinah  halb  soviel  ein  als  die  Personal- 
steuern ^  Anfang  der  sechziger  Jahre  bereits  genau  zwei 
Drittel  derselben.  In  dieser  intensiveren  Steigerung  des  Bier- 
steuerertrages im  Vergleich  zu  dem  der  Personalsteuem,  den 
er  in  der  Gegenwart  sogar  um  ein  Drittel  überflügelt  hat, 
giebt  sich  die  Entfaltung  des  bayerischen  Brauwesens,  die 
steigende  Bedeutung  des  Biers  für  den  heimischen  Konsum 
als  auch  besonders  fiir  den  ausländischen  Handelsverkehr 
Bayerns  deutlich  kund. 

Wie  sich  zu  dieser  im  vorstehenden  skizzierten  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Bierproduktion  die  der  Gewerbe- 
betriebe verhalten  hat,  läfst  sich  füLr  den  in  Betracht 
stehenden  Zeitraum  statistisch  nur  in  sehr  beschränktem  Mafse 
feststellen,  da  amtliche  Erhebungen  über  den  jährlichen  Bestand 
der  Brauereibetriebe  bis  1859/60  nicht  vorhanden  sind. 
Eigentlich  existieren  nur  für  die  Jahre  1847  und  1861  vei> 
gleichbare  Zahlen,  nämlich  bei  der  landesstatistischen  Gewerbe- 
aufnahme. Die  frühere  Zeit  anlangend,  so  giebt  Rudhart 
in  seinem  erwähnten  Werke  eine  detaillierte,  statistische  Dar- 
stellung über  den  Brauereibestand  im  Jahre  1807/1808,  in  der 
der  Charakter  des  Gewerbes  als  eines  im  allgemeinen 
gleichförmig  betriebenen  Handwerks  sehr  gut  vor  Augen 
geführt  wird. 

Es  gab  1807/8: 
3857  Braunbierbrauereien,  in  denen  Sommer-  und  Winterbier 

abwechselnd  gebraut  wurde, 
81  Braunbierbrauereien,  in  denen   das   ganze  Jahr  gebraut 

wurde, 
327  Braunbierbrauereien,  in  denen   nur  Schenkbier   gebraut 

wurde. 
4265  Braunbierbrauereien. 

Femer  bestanden  im  selben  Jahre: 
27  Weifsbier-(obergährige)  Brauereien,  in  denen  nur  Weizen- 
bier gebraut  wurde, 
419  Weifsbier-(obergährige)Brauereien,  in  denen  nur  Gersten- 
bier gebraut  wurde, 
34  Weif8bier-(obergährige)Brauereien,   in   denen  beides  ge- 
braut wurde. 
480  Weifsbierbrauereien.    —    Diese  anlangend,    so   erkennt 
man  schon  aus  ihrer  geringen  Zahl   ihre    untergeordnete  Be- 
deutung  für    das    Gewerbe.      Sie   beruhten    auf    besonderen 
landesherrlichen   Privilegien   aus  älterer   Zeit    und   waren   in 
der  heutigen  Oberpfalz  und  Regensburg   heimisch;   doch  gab 
es  auch  im  Isarkreise,  beispielsweise  in  München,  stets  einige 
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Weifsbierbrauereien;  auch  ein  „weifses  Hofbräuhaus"  hatte 
sich  aus  früherer  Zeit  erbalten.  Es  verdient  jedoch  hier  schon 
hervorgehoben  zu  werden,  dafe,  als  nach  fast  70  Jahren,  1874, 
die  erste  amtliche  Nachweisung  über  den  Bestand  der  Weifs- 
bierbrauereien sich  wieder  findet,  ihre  Zahl  sich  fast  ver- 
dreifacht hat  und  den  vierten  Teil  der  Zahl  der  Braunbier- 
brauereien ausmacht.  Man  katin,  —  wenn  auch  ausdrückliche 
Bestätigungen  dafür  fehlen  — ,  mit  Bestimmtheit  annehmen, 
dafs  die  Entwicklung  der  Weifsbierbrauereien  mit  der  freieren 
Handhabung  der  Gewerbeordnung  Schritt  gehalten  hat,  dafs 
in  erster  Linie  die  Ersetzung  des  Konzessionssystems  durch 
die  Gewerbefreiheit  grundlegend  wurde  für  die  rasche  Ver- 
mehrung der  Weifsbierbrauereien,  die  bis  Ende  der  siebziger 
Jahre  noch  deutlich  wahrnehmbar  ist.  Das  führt  auf  die 
Frage,  ob  der  landwirtschaftliche  Nebenbetrieb  der  Brauerei, 
—  und  als  solcher  kommt  die  Weifsbierbrauerei  vornehmlich 
in  Betracht,  —  früher  von  ähnlicher  Bedeutung  wie  in  der 
Gegenwart  war.  Die  Rudhartsche  Zusammenstellung  giebt 
betreffs  der  Braunbierbrauereien  keinen  weiteren  Aufechlufs 
darüber.  Allerdings  kann  man  die  327,  lediglich  Schenkbier 
erzeugenden  Brauereien,  wohl  als  ländliche  Nebenbetriebe 
betrachten.  Sie  brauten  nur  während  einiger  Herbst-  oder 
Wintermonate ;  besondere  Anlagen,  insbesondere  Lagerkeller 
waren  nicht  erforderlich,  da  das  Bier,  meist  nur  für  den  Eigen- 
bedarf, Gesinde-  und  Tagelöhner  bestimmt,  schnell  konsumiert 
wurde;  sie  entsprachen  also  ungefllhrden  heutigen  steuerfreien 
oder  nicht  gewerblichen  Hausbrauereien,  die  sich  in  den  ländlichen 
Distrikten  der  norddeutschen  Braustenergemeinschaft  teilweise  so 
sehr  eingebürgert  haben.  Für  die  gewerbliche  Entwicklung  des 
Brauwesens  scheidet  diese  Betriebsart  ihrer  Natur  nach  aus. 
Auch  in  den  beiden  anderen  Kategorien  mögen  zahlreiche 
landwirtschaftliche  Nebenbetriebe  enthalten  sein,  die,  vielfach 
im  Besitze  der  ehedem  privilegierten  Stände,  zum  teil  von 
gröfserem  Umfange  als  manche  städtische  Gewerbsbrauerei 
waren.  Unter  den  81,  das  ganze  Jahr  hindurch  brauenden 
Betrieben,  die  wohl  die  Grofsbrauerei  jener  Zeit  repräsen- 
tieren, befanden  sich  zweifelsohne  auch  landwirtschaftliche 
Gutsbrauereien,  die  ihrer  günstigen,  klimatischen  Lage  wegen, 
im  Gebirge  gelegen,  mit  natürlichen  Felsenkellern  versehen, 
hierzu  befugt  waren. 

Eis  ist  femer  bekannt,  wie  nach  der  Aufhebung  der 
Bann-  und  Zwangsrechte  das  Brauwesen  sich  schnell  über 
das  platte  Land  verbreitete,  und  dadurch,  wie  berichtet  wird, 
den  Kleinen,  städtischen  Gewerbsbrauereien  mancher  Abbruch 
geschehen  sein  soll.  Immerhin  ist  anzunehmen,  dafs  der  Be- 
trieb der  Brauerei  in  Verbindung  mit  der  Landwirtschaft, 
die  heute  nebst  dem  Eigenausschank  die  Hauptstütze  der 
gesamten   bayerischen  Kleinbrauerei   geworden  ist,  erst  nach 
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Beseitigung  des  Konzessionssystems  zur  vollen  Geltung 
kommen  konnte:  Der  „Kampf  zwischen  Gewerbereform  und 
Gewerbefreiheit",  der  von  Anfang  des  Jahrhunderts  bis  Ende 
der  sechziger  Jahre  in  Bayern  herrschte  und  überaus  ab- 
wechslungsreich verlief,  ist  auch  in  Bezug  auf  den  landwirt- 
schaftlichen Gewerbebetrieb  nicht  ohne  Folgen  gewesen. 

Im  Zusammenhang  mit  tler  von  Rudhart  angegebenen 
derzeitigen  Bierproduktion  (s.  o.),  ergiebt  sich  bei  insgesamt 
4745  Brauereien  eine  durchschnittliche  Produktion  von  786  hl 
pro  Betrieb.  Begreift  zwar  dieser  Durchschnitt  auch  damals 
schon  weitgehende  Abweichungen  nach  oben  —  das  Mtinchener 
Hof  bräuhaus  mit  mehr  als  22000  hl  Produktion  u.  a.  —  und 
unten,  so  ist  er  doch  für  die  weitaus  überwiegende  Zahl  der 
Brauereien  als  ziemlich  genau  zutreffend  zu  erachten,  denn 
er  entspricht  durchaus  dem  handwerksmäfsigen  Charakter  und 
Umfang  des  Braugewerbes  jener  Zeit.  Wie  aus  den  gewerbe- 
statistischen Tafeln  Rudharts  zu  ersehen  ist,  weist  die  Brauerei 
neben  dem  Handwerk  der  Bäcker,  Branntweinbrenner,  Krämer, 
Leinweber,  Metzger,  Müller,  Schmiede,  Schneider,  Schuster 
und  Wirte  die  höchste,  von  den  übrigen  Gewerbsarten  scharf 
getrennte  Zahl  der  Betriebe  und  in  ihr  beschäftigten  Per- 
sonen nach. 

Einen  etwas  tieferen  Einblick  in  die  Verteilung  der 
bayerischen  Brauerei  über  die  verschiedenen  Landesteile  und 
ihrer  „Betriebsintensität"  giebt  nachstehende  Tabelle  von 
Rudhart,  die  die  Zahl  der  Brauereien  in  den  alten,  nach 
französischem  Vorbild  bestimmten  Landesdistrikten  und  das 
durchschnittliche  Gewerbesteueraufkommen  einer  Brauerei  in 
denselben  darstellt: 


Brauereien  im*: 

Gewerbesteueraufkommen  einer  Brauerei 

Isarkreis                 557 

33  fl.  4V2  Kr. 

Oberdonaukreis  1107 

13-13      - 

Unterdonaukreis    415 

22-14      - 

Obermainkreis     1 032 

11    -     4      - 

Re7.Atkreis            1205 

12-17      - 

Regenkreis             650 

18-50      - 

Danach  bestätigt  es  sich,  dafs  die  Brauerei  im  Isarkreise,  mit 
München  als  Mittelpunkt^  am  weitesten  entwickelt  war,  indem 
dort  sich  das  gröfste,  durchschnittliche  Gewerbesteueraufkom- 
men einer  Brauerei  findet  und,  wie  Rudhart  hinzufüLgt,  die 
Zahl  der  Betriebe  im  Verhältnis  zur  Produktion  am  geringsten 
war.     Im   Obermain-,    Rezat-   und   Oberdonaukreise   war  die 


^  Im  ^nzen  ergaben  sich  hiernach  .4966  Brauereien,  gegen  die  vor- 
hergehende^usammensteiluog  also  221  mehr;  eine  statistiBche  Un^enaui^- 
keit,  die  nicht  weiter  ins  Gewicht  fallt  und  den  hohen  Wert  der  stati- 
stischen Erhebung  in  jener  Zeit  in  keiner  Weise  herabmindert. 
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Brauerei,  den  dortigen  Wirtschafts-  und  Verkehrsverhältnissen 
entsprechend,  auf  eine  grofse  Zahl  kleiner,  vielfach  landwirt- 
schaftlicher Betriebe  verteilt,  hier  waren  auch  die  Weifsbier- 
brauereien, im  Obermain*  und  Rezatkreise  auch  das  Eommun- 
brauen  zu  Hause. 

Erst  40  Jahre  später,  1847,  finden  wir  wieder  amtliche 
Daten  über  den  Bestand  der  bayerischen  Brauereien.  Aller- 
dings giebt  Rivet  in  seiner  erwähnten  Abhandlung  eine  Zu- 
sammenstellung über  den  Brauereibestand  zu  Anfang  der 
vierziger  Jahre,  deren  Grundlage  jedoch  nicht  näher  festzu- 
stellen ist  Mit  entsprechendem  Vorbehalt  fUr  ihre  Vergleich- 
barkeit mit  den  späteren,  amtlichen  Daten,  seien  sie  in  nach- 
stehender Tabelle  mit  aufgenommen: 


Ansahl  der  Branereien 
in 

1840 

1847 

1861 

Oberbayem 

591                  .'vl.'i 

522 

Niederbayern 

Oberpfalz  und  Regensburg .   .   . 
Oberfrfinken 

591 
522 
980 

1006 
972 

1156 

478 
491 
854 
887 
634 
969 

550 
532 

886 

Mittelfranken 

Unterfranken  und  Aschaffenborg 
Schwaben  und  Nenbnrg  .... 

980 
754 
941 

Bayern  rechts  des  Rheins    .    .   . 

5818                4858 

5165 

Rheinpfalz 

— 

226 

220 

Auffällig  ist  hier  in  erster  Linie  der  grofse  Abstand 
zwischen  der  Zahl  der  Brauereien  im  Jahre  1840  und  1847. 
Eine  Verminderung  um  fast  1000  Betriebe  in  sieben  Jahren 
ist  gerade  in  Bayern  kaum  anzunehmen.  Allerdings  gehören 
diese  sieben  Jahre,  wie  schon  bei  der  Produktionsentwicklung 
hervortrat,  zu  den  schwersten,  die  das  bayerische  Braugewerbe 
durchzumachen  hatte.  Die  durch  die  Ausartung  des  Bier- 
regulativs gezeitigten  Mifsstände,  die  Not  der  Zeit  und  die 
mancherlei  Wirrsale,  die  schliefslich  in  den  Bierkrawallen 
ihren  Ausdruck  fanden,  das  alles  hatte  wesentlich  dazu  bei- 
getragen, die  Wirtschaftsbedingungen  der  Brauerei  ungünstig 
zu  gestalten ;  die  Produktion  wies  bekanntlich  in  diesem  Zeit- 
räume (1841/42—1846/47)  eine  Abnahme  um  über  eine  Million 
Hektoliter  oder  um  ca.  20®/o  auf.  Mag  daher  auch  eine 
starke  Abnahme  der  Brauereibetriebe  als  Folge  hiervon  an- 
zunehmen sein,  so  dürfte  diese  doch,  wie  gesagt,  kaum  so 
bedeutend,  wie  nach  der  Tabelle  gewesen  sein.  Die  Rivet- 
schen  Zahlen  fUr  1840  stellen  überhaupt  den  höchsten  Bestand 
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der  bayerischen  Brauereibetriebe  dar  und  dürften  besonders 
für  Mittelfranken,  ünterfranken  und  Schwaben  zu  hoch  ge- 
griffen sein.  Fast  scheint  es,  als  seien  hier  an  Stelle  der 
gerade  hier  heimischen  Kommunalbrauereien  die  daran  be- 
teiligten Personen  gezählt,  doch  läfst  sich  dies  nur  vermuten. 

Der  Entwicklung  der  Produktion  und  dem  Gange  der 
mafsgebenden ,  in  allgemeiner  Ausgestaltung  begriffenen  Ver- 
kehrs- und  Wirtschaftsverhältnisse  entsprechend,  ist  die  unter 
der  Ungunst  der  Notjahre  zurückgegangene  Betriebszahl  der 
Brauereien  seit  1847  wieder  in  Zunahme  begriffen.  Meist 
handelt  es  sich  hier  nicht  um  Neugründung  und  -errichtung 
von  Betrieben,  sondern  um  die  Wiederaufnahme  von  einge- 
stellten Produktionsstätten. 

Einen  ganz  schätzbaren  Anhalt,  wie  weit  die  Tendenz 
zur  Vergröfserung  der  Betriebe,  also  zur  industriellen  Kon- 
zentration der  Produktion,  schon  in  der  ersten  Phase  der 
modernen  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  Fufs  gefafst 
hat  und  nachweisbar  ist,  bildet  die  aus  Anzahl  der  Betriebe 
und  Gesamtproduktion  sich  rechnerisch  ergebende  Durch- 
schnittsproduktion einer  Brauerei.  Unter  Weglassung  der 
Daten  für  1840,  zeigt  sich  folgendes:  Die  Durchschnitts- 
produktion einer  Brauerei  in  Bayern  (r,  d.  Rh.)  betrug 

1807:  786  hl,         1847:  970  hl,         1861:  1325  hl. 

In  der  hieraus  entgegentretenden  Thatsache,  dafs  die 
Durchschnittsproduktion  einer  Brauerei  in  der  ersten  Ent- 
wicklungsphase sich  um  fast  drei  Viertel  (70  ^/o)  erhöht  hat, 
zugleich  aber  auch  die  Zahl  der  Betriebe  sich  vermehrt  hat 
(von  4745  im  Jahre  1807  auf  5165  1861),  spricht  sich  der 
Charakter  der  Brauereientwicklung  in  jener  Zeit  im  Gegen- 
satz zu  der  in  der  Gegenwart  deutlich  aus.  Auch  die  Sta- 
bilität der  Entwicklungsverhältnisse  bis  in  die  vierziger 
Jahre  und  das  energiscne  Einsetzen  des  gewerblichen  Fort- 
schritts seit  den  fünfziger  Jahren  giebt  sich  in  Überein- 
stimmung mit  den  vorstehend  geschilderten  Verhältnissen  kund. 

Von  Interesse  ist  auch  der  Verlauf  der  Entwicklung  in 
den  verschiedenen  Landesteilen  auf  Grund  der  obigen  Tabelle. 

Im  ganzen  hat  sich  bezüglich  der  Betriebsintensität  in 
den  einzelnen  Provinzen  wenig  geändert.  Charakteristisch  ist 
es  wieder,  dafs  Oberbayern,  das  zudem  fast  den  doppelten 
Flächeninhalt  wie   die  übrigen   Provinzen   hat*),    relativ   die 

1  Es  beträgt  der  Flächeninhalt 

von  Oberbajern 312  Qaadratmcilen 

„    Niedcrbayem 194  „ 

„    Oberpfalz  und  Regensburg  .   .    .  198  ^ 

„    Oberfranken 105  ^ 

„    Mittelfranken 132 

„     Ünterfranken  und  Aschaffenburg  170  „ 

„    Schwaben  und  Neuburg  ....  182  '„ 
Rivet  a.  a.  0. 
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wenigsten  Betriebe  aufweist  und  diese  ^  im  Gegensatz  zu  der 
Zahl  der  Brauereien  in  den  anderen  Landesteilen,  von  1847 
bis  1861  einen  wenn  auch  geringen  Rückgang  zeigen.  Zweifel- 
los ißt  dies  der  Ausdruck  für  die  in  Oberbayem  zuerst  zur 
Ausbildung  und  Wirkung  gelangte  industrielle  Entwicklung 
der  Brauerei.  Einen  wenn  auch  sehr  geringen  Rückgang  der 
Betriebe  gewahren  wir  auch  in  Schwaben  und  Neuburg,  wo 
jedoch,  wie  schon  aus  der  grofsen  Zahl  der  Brauereien  — 
der  gröfsten  in  ganz  Bayern  —  hervorgeht,  der  eigentliche 
Kleinbetrieb  zu  Hause  ist  und  eine  so  geringe  Fluktuation 
der  Betriebe  schlechterdings  nichts  besagt.  Auch  die  Rhein- 
pfalz, die  zuletzt  angefügt  ist,  zeigt  eine  geringe  Betriebs- 
abnahme  der  Brauereien.  Da  jedoch  die  Entwicklung  der 
pfälzischen  Brauerei  erst  seit  1879  im  Zusammenhang  verfolgt 
werden  kann  und  von  Interesse  ist,  ist  sie  hier  aus  der  Be- 
trachtung ausgeschieden.  Charakteristisch  für  die  a.  a.  O.  her- 
vorzuhebende schnelle  und  frühzeitige  industrielle  Entwicklung 
des  pfklzer  Brauwesens  und  seiner  von  der  rechtsrheinischen 
bayerischen  Brauerei  abweichenden  Stellung  im  dortigen 
Wirtschaftsleben  ist  die  schon  damals  sehr  geringe  Anzahl 
der  Brauereibetriebe,  die  sich  jedoch  1879  um  ca.  50  höher 
stellt.  Also  auch  hier,  obgleich  die  Pfalz  im  wesentlichen  ein 
Wein-  und  Obstland,  hat  die  technische  Ausgestaltung  und 
Vervollkommnung  des  Brauwesens  zunächst  zu  einer  Ver- 
mehrung der  Betriebe  und  einer  zunehmenden  Einbürgerung 
des  Bieres  als  Genufsmittel  beigetragen  ^.  Leider  existieren 
keine  entsprechend  provinziell  gegliederten  Produktionsnach- 
weifie  ftir  diese  Jahre,  mittels  deren  man  der  lokalen  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Brauerei  weiter  nachgehen  könnte. 
Einen  interessanten  Einblick  in  die  verschiedenen  Be- 
triebsformen der  bayerischen  Brauerei  um  1840  giebt  Rivet 
(a.  a.  O.)  in  folgender  Aufstellung :     Es  gab  in 


1  S.  aach  0.  F.  W.  Dieterici,  Statistische  Uebenicht  der  wich- 
tigsten Gegenstände  des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Preafsischen  Staate, 
1§38— 1857,  ad  1842,  S.  300  ff.:  -In  der  Pfalz  (Rheinbayem)  besteht  keine 
Steuer  auf  Bier.  Es  läfst  sich  daher  nichts  bestimmtes  über  die  dortige 
Bierprodnktion  ermitteln.  Der  WeingenuTs  überwiegt  dort,  doch  hat  der 
Biergenufs  in  letzter  Zeit  dort  sehr  zugenommen.  Ungefähr  die  Hälfte 
der  Produktion  eines  rechtsrheinischen  Preises  wird  auf  <Se  Pfalz  kommen, 
also  ca.  206  167  Centner  Malzverbrauch.^  —  Über  die  besonders  früher 
grofse  Bedeutung  des  Pfalzer  Weinbaues  für  den  dortigen  Weinkonsum 
B.  auch  Bd.  XXIV  der  S.  d.  V.  f.  8.-P.  ^Bäuerliche  Zustände  in  Deutsch- 
land« (1883),  Bd.  I  S.  266:  „Im  Jahre  1857  wurde  der  Wert  der  Pfälzer 
Weinproduktion  auf  10  Millionen  Gulden  angeschlagen;  man  rechnete 
damals  in  einem  guten  Jahre  auf  einen  Ertrag  von  40  000  Fuder  (zu  je 
1000  1),  im  Werte  von  8—10  Millionen  Gulden.  Seitdem  ist  wohl,  wenn 
man  von  den  letzten  schlechten  Weinjahren  absieht,  der  durchschnittliche 
Ertrag  wie  der  Durchschnittspreis  gestiegen." 
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Ärarial-, 

Privat-, 

Kommanebrauereien 

Oberbayern 8 

583 

— 

Niederbayern     ....     5 

573 

13 

Oberpfalz  u.  R.     .     .     .     2 
Oberfranken      ....  — 

163 

357 

854 

126 

Mittelfranken     ....     1 

991 

14 

Unterfranken  u.  A.   .     .     2 

776 

194 

Schwaben  und  Neuburg  — 

•rv»_      Ä •_!! ? 1 

1156 

_;_!_ A - or».     ?_ 

Die  Ärarialbrauereien  konzentrieren  sich  naturgemäfs  in 
der  Hauptsache  auf  die  wittelsbachischen  Stammlande,  Ober- 
und  Niederbayem.  Sie  waren  in  früherer  Zeit  noch  weit 
zahlreicher  (Moshamm  a.  a.  O.).  Eine  Sonderstellung  nimmt 
die  Oberpfalz  mit  Regensburg  ein,  wo  der  Kommunalbetrieb 
den  Privatbetrieb  um  das  Doppelte  überwiegt;  hier  war  auch 
die  Weifsbierbrauerei,  vermutlich  von  Böhmen  aus  her- 
gekommen, zu  Hause  und  privilegiert.  Diese  auch  in  Unter- 
franken  auf  alte  ursprüngliche  Wirtschaftsformen  zurück- 
greifende Kommunebrauerei,  die  sich  von  der  norddeutschen, 
wesentlich  jüngeren,  Kommunebrauerei  wesentlich  unter- 
scheidet —  von  Ausnahm  e&llen  abgesehen  —  bildet  auch 
heute  noch  die  für  das  dortige  Brauwesen  charakteristische 
Grundform,  wenngleich  sie  durch  die  gewerbliche  Privat- 
brauerei sehr  beschränkt  worden  ist.  Vielfach  aber  hat, 
wie  weiterhin  des  nähern  dargethan  werden  wird,  gerade 
umgekehrt  wieder  die  zur  Zeit  herrschende  industrielle  Ent- 
wicklung der  Brauerei  für  zahlreiche,  dadurch  bedrängte 
Kleinbrauer  Veranlassung  gegeben,  sich  zur  Kommunebrauerei 
mit  Reihenbrauen  oder  zur  Genossenschaftsbrauerei  zusammen- 
zu8chliefsen. 

Die  gewerbestatistischen  Aufnahmen  von  1847  und  1861 
enthalten,  ihrem  Zweck  gemäfs,  ebenso  wie  die  späteren  von 
1875  und  1882  (Berufszählung),  auch  Nachweise  über  die 
Anzahl  der  in  der  Brauerei  beschäftigten  Personen.  Aus  der 
danach  zu  berechnenden  Anzahl  der  durchschnittlich  in  einem 
Betriebe  beschäftigten  Personen  läfst  sich  jedoch  kein  Mafs- 
stab  für  die  Entwicklung  des  Betriebsumfanges  der  Brauerei 
von  1847  bis  1861  herleiten,  weil  das  Braugewerbe,  speciell 
in  früherer  Zeit,  einer  je  nach  der  Saison  oft  erheblich 
schwankenden  Zahl  von  Hülfskräftenbedarf  ^)  und  der  Stamm 
der  dauernd  in  ihm  beschäftigten  Personen  sich  daher  ohnehin 
relativ    niedrig    stellt;    auch    fehlt  in   den  betr.   statistischen 


'  Vergl.  auch  Siebert,  Die  bayerische  Bierbrauerei.  Bavaria, 
München  1860,  S.  49r)-.504.  —  „Die  geringe  Zahl  der  in  der  Statistik  von 
1H47  angeführten  Arbeiter  erklärt  sich  daraus,  dafs  nur  die  ständigen 
Hiilifs-  und  Betriebspersonen  darin  au^enommen  sind  und  nicht  die  vielen 
Tagelöhner  während  der  Sud-  und  Malzkampagne.'' 
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Nachweisen  jede  Unterscheidung  in  Bezug  hierauf  ^  Dazu 
kommt^  dafs  die  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  häufiger  werdende 
Anwendung  des  Maschinenbetriebes  und  anderer  mechanischer 
Hülfsmittel  die  Zahl  der  in  den  Brauereien  beschäftigten  Personen 
wesentlich  beeinflufste,  sie  verhältnismäfsig  verringerte.  Im 
allgemeinen  sehwankt  nach  den  genannten  Aufnahmen  die 
Zahl  der  durchschnittlich  in  einem  Betriebe  beschäftigten 
Personen  in  den  verschiedenen  bayerischen  Landesteilen 
zwischen  1  und  4,  ohne  dafs  sich  hierin  von  1847  bis  1861 
Änderungen  bemerkbar  machten.  Ja  selbst  in  der  a.  a.  O. 
erwähnten  Notiz  in  dem  Buche  von  Herrmann  findet  sich 
fast  dieselbe  Zahl,  indem  die  Zahl  der  auf  einen  Betrieb  ent- 
fallenden Hülfspersonen  durchschnittlich  3  (2  Gesellen  und 
1  Lehrling)  betrug.  Dafs  übrigens  nach  der  Gewerbestatistik 
von  1847  und  1861  in  Ober-  und  Niederbayem  4  bezw.  3 
Hülfspersonen  auf  eine  Brauerei  kommen,  in  den  übrigen 
Provinzen  dagegen  nur  2,  mag  man  immerhin  als  ein  Svmptom 
der  auch  anderweit  bekundeten  gröfseren  Betriebsausdehnung 
der  dortigen  Brauereien  auffassen. 

Von  weit  gröfserem  Interesse  sind  dagegen  die  Nach- 
weisungen der  Gewerbeaufnahmen  von  1847  und  1861  über 
die  Anzahl  der  Brauereien  und  der  in  ihnen  beschäftigten 
Personen  fiir  die  unmittelbaren  und  eine  Anzahl  anderer 
gröfserer  Städte,  im  ganzen  34,  in  Bayern  rechts  (30)  und 
links  (4)  des  Rheins.  Auf  diese  konzentrierte  sich  natur- 
gemäfs  die  erwachsende  industrielle  Entwicklung.  Die  Zahl 
der  in  Betracht  kommenden  27  Städte  Baverns  rechts  des 
Rheins,  —  bei  3  Städten  fehlen  die  Angaben  flir  1847  — , 
ist  1847  und  1861  fast  unverändert  und  betrug  1861  637 
gegen  629  1847. 

Die  meisten  Brauereien  wiesen  auf: 

Augsburg  in  Schwaben 

Landshut  in  Niederbayern 

Bamberg  in  Mittelfranken 

Schwabach  in  Mittelfranken 

Regensburg  in  der  Oberpfalz 

München  (inkl.  Umgegend)  in  Oberbayem  35 

Die  wenigsten  Brauereien  wiesen  auf:  Passau  in  Nieder- 
bayem  1847  4,  1861  5;  desgleichen  die  Städte  in  der  Rhein- 
pfalz, für  1861  mit  durchschnittlich  12 — 1 5  Brauereien. 


1847 

1861 

83 

74 

84 

70(!) 

60 

53 

36 

44 

40 

87 

35 

35 

1  Nach  Viebahn  in  seiner  „Statistik  de»  zollyereinten  und  nörd- 
lichen Deutschlands'',  Berlin  1868,  II,  beschäftigten  manche  Braaereien  50 
ond  mehr  Personen,  doch  waren  dies  nur  besonders  flprofse  Betriebe.  In 
der  Gregenwart  kommen  solche  mit  mehr  als  der  zehnfachen  Personen- 
zahl vor. 
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In  8  Städten  insgesamt  war  die  Zahl  der  Brauereien 
1861  gegen  1847  mehr  oder  minder  geringer  (in  Ansbach, 
Mittelfranken,  1847:  16,  1861:  9,  in  Straubing,  Niederbayem, 
1847 :  24,  1861 :  15),  in  5  Städten  war  sie  gröfser,  (in  Lands- 
hut 1847:  34,  1861:  70,  doch  scheint  hier  ein  Druck-  oder 
sonstigere  Fehler  vorzuliegen),  in  den  übrigen  Städten  gleich. 

Während  nach  den  obigen  Daten  im  grofsen  Durchschnitt 
1847  und  1861  auf  eine  bayerische  Brauerei  2  Htllfspersonen 
entfielen,  —  1861:  5385  Brauereien  und  10477  Hülfs- 
personen  — ,  kamen  1861  auf  einen  Betrieb  der  30  Städte 
im  rechtsrheinischen  Bayern  durchschnittlich  4  Arbeiter  gegen 
3,6  im  Jahre  1847  und  in  den  'Städten  der  Rheinpfalz 
3  Arbeiter.  Dies  ist  in  der  That  flir  die  oben  bemerkte 
gröfsere  industrielle  Brauereientwicklung  in  den  Städten 
bezeichnend.  Noch  deutlicher  tritt  dies  ins  Licht,  wenn  man 
die  betreflFenden  Städte  unter  sich  betrachtet. 

Nachgenannte  Städte  wiesen  die  gröfste  Zahl  der  auf 
einen  Betrieb  durchschnittlich  entfallenden  Htllfspersonen  auf. 
München  (Oberbayem)  1847  16  1861  16 
Passau  (Niederbavern)  „  11  „  12 
Nürnberg  (Mitteln-anken)  „  5  „  8 
Würzburg  (Unterfranken)  „  6  „  6 
Straubing  (Niederbayern)  „       2      „       6 

Mit  Ausnahme  von  München,  wo  die  betreifende  Zahl 
ohnehin  am  höchsten  ist,  und  Würzburg  hat  mithin  der 
Betriebsumfang  der  Brauereien  in  diesen  Städten,  soweit  er 
auf  der  Zahl  der  beschäftigten  Hülfspersonen  beruht,  zu- 
genommen, am  meisten  in  Straubing,  wo  zugleich  (siehe  oben) 
die  Zahl  der  Betriebe  sehr  erheblich  zurückgegangen  ist. 
Mit  der  Anzahl  der  Betriebe  in  diesen  Städten  zusammen- 
gehalten, ergiebt  sich,  dafs  diese  hohe  Zahl  der  Hülfspersonen 
zugleich  mit  einer  Konzentration  der  Produktion  auf  einer 
relativ  beschränkten  Zahl  der  Betriebe  zusammen&Ut,  da 
diese  Städte  verhältnismäfsig  die  wenigsten  Brauereien  auf- 
weisen (S.  o.);  Passau  stand  dabei  an  letzter  Stelle  mit  4 
bezw.  5  Brauereien.  Bei  München,  das  nebst  seinen  Vor- 
orten allerdings  eine  gröfsere  Zahl  von  Brauereien  aufweist, 
ist  jedoch  seine  Gröfse  gegenüber  den  anderen  Städten  in 
Betracht  zu  ziehen,  auch  sind  die  in  den  Vororten  gelegenen 
Brauereibetriebe  nicht  auszuscheiden.  Umgekehrt  bestätigt 
sich  die  Thatsache,  dafs  in  Städten  mit  besonders  zahlreichen 
Brauereien  auch  die  wenigsten  braugewerblichen  Hülfspersonen 
auf  den  Betrieb  entfallen,  hier  also  der  handwerksmäfsige 
Kleinbetrieb  zu  Hause  ist :  Landshut  (Niederbayern),  Dinkels- 
bühl (Mittelfranken),  Rothenburg,  Schwabach  (Mittelfranken), 
Kaufbeuren  und  Memmingen  (Schwaben)  weisen  durch- 
schnittlich 1 — 2  Arbeiter  pro  Betrieb  auf.  In  Augsburg 
(Schwaben),  das,  wie  oben  ersichtlich,  die  meisten  Brauereien 
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sählty  kommen  zwar  1861  durchschnittlich  5  Hülfispersonen 
auf  den  Betrieb,  doch  befinden  sich  hierunter  ca.  2  Ar- 
beiterinnen. 

Über  die  Bierproduktion  der  hier  vorgeführten  Städte 
sind  leider  keine  zusammenhängenden  Daten  zu  beschaffen, 
nur  für  München  und  zum  Teil  fUr  Erlangen  sind  —  ab- 
gesehen von  einigen  zerstreuten  und  weni^  kontrollierbaren, 
andere  Städte  betreffenden  2jahlen  — ,  solche  vorhanden,  die 
es  ermöglichen,  unter  Berücksichtigung  der  Zahl  ihrer 
Brauereien  die  Entwicklung  der  dortigen  Betriebe  genauer 
zu  verfolgen.  Vornehmlich  flir  München,  dem  Kernpunkt  der 
modernen  Brauereientwicklung,  liegt  ein  einheitlicnes,  von 
Anfang  des  Jahrhunderts  fortgefllhrtes  Zahlenmaterial  vor, 
das  der  Brauereibesitzer  Sedlmayr  in  verdienstvoller  Weise 
zusammengestellt  hat^. 

Es  bietet  sich  ftir  die  Zeit  von  1809—1865  folgendes  Bild: 


Sadjahre 

Brauereien 

Matmafsliche 

Biererzeugang 

derselben« 

Dtirch- 

scbnittspro- 

daktion  einer 

Brauerei 

Die  jeweils 

gröfst«  Brauerei 

erzeugte 

hl 

hl 

hl 

1809/10 

53 

313138 

5908 

16189 

1814/15 

53 

388091 

7  322 

27  270 

1819/20 

63 

461 426 

7  324 

30060 

1824'25 

58 

493  701 

8  512 

30  721« 

1829W 

48 

376  971 

7  854 

:^128« 

issmb 

41 

402  a56 

9814 

36254 

1839/40 

40 

410  557 

10264 

33  704 

1344/45 

40 

470957 

11774 

35  978 

1849/50 

36 

569  529 

15  820 

45  043 

1854^55 

27 

489  682 

18136 

67  778 

1859/60 

25 

801699 

32068 

133847 

1864/65 

18 

1056  986 

58  721 

250949 

^  .Entwicklung  und  segenwärtiger  Stand  der  Bierbrauerei  in  der 
Stadt  MOnchen.**  Festschrift  fär  die  Teilnehmer  an  dem  lY.  deutschen 
Brauertag  in  Mttncben,  1880.  —  Die  bei  Sedlmayr  aufgeführten  2^hlen 
besiehen  sich  anscheinend  för  diese  Zeit  nur  auf  die  Braunbierbrauereien, 
da  nach  den  Gewerbeaufnahmen  von  1847  und  1861  die  Zahl  der  Mun- 
cbener  Brauereien  etwas  gröfser  ist.  Doch  kommen  die  Weifsbierbrauereien 
für  die  auf  die  Braunbiererzeugung  gegründete  Mttnchener  Brauerei  nicht 
weiter  in  Betracht 

<  Sedlmayr  giebt  den  Malzverbrauch  der  Münchener  Brauereien  nach 
Scheffeln  an ,  der  zu  Hektoliter  umgerechnet  (1  bayerischer  Schefiei  » 
2,224  hl)  nach  allgemdn  üblicher  Annahme,  zumal  angeeichts  der  in  jener 
Zeit  durchschnittlich  geringperen  Extraktausbeute,  der  doppelten  Anzahl 
Yon  HeiLtoliter  Bier  entspricht 

'  Es  ist  hier  die  Brauerei  zum  Hacker  von  Jos.  Pschorr  gemeint 
Rechnet  man  die  zu  jener  Zeit  mit  derselben  verbundene  Pschorr  sehe 
Brauerei  mit  dazu,  so  resultiert  ein  Quantum  von  62300  hl  Bier.  Von 
1834  an  hatten  die  beiden  Brauereien  wieder  getrennten  Betrieb. 
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In  diesen  Zahlen  spiegelt  sich  die  frühzeitige,  grofsartige 
Entwicklung  des  Münchener  Brauwesens  deutlich  wieder. 

Die  Entwicklung  der  Produktion  anlangend,  so  ist  es 
interessant,  sie  mit  der  des  ganzen  Landes  zu  vergleichen. 
Im  ganzen  ist  die  Steigerung  der  Biererzeugung  in  München 
von  1807/1808  bis  1865  in  schnellerem  Tempo  vor  sich 
gegangen;  während  sie  gegen  1809  unge&hr  den  12.  Teil  der 
Landesproduktion  an  Bier  ausmachte,  betrug  sie  1864/1865 
den  9.  Teil  derselben.  Auch  der  Vergleich  des  durchschnittlichen, 
auf  den  Betrieb  entfallenden  Produktionsquantums  in  München 
mit  dem  der  bayerischen  Brauereien  überhaupt,  ist  für  die 
hier  zuerst  entkeimende  industrielle  Ausgestaltung  des 
bayerischen  Brauwesens  bezeichnend. 

Es  betrug  das  Produktionsquantum 

1807/08          1840             1847  1861 

in  Bayern  überhaupt:     786  hl       984  hl       958  hl  1870  hl 

in  München:  5908    „   10264   „    158J0»  „  32068  „ 

Man   sieht,   der  Abstand  wird  immer  gröfser.    1807/1808 
tiberragt  die  Durchschnittsproduktion  einer  Münchener  Brauerei 
die  einer  bayerischen  überhaupt  um  das  8  fache  ungefehr, 
1840  um  das  10  fache  ungefehr 
1847  um  das  16  fache  „  und 

1861  um  das  23  fache         „ 

Während  femer  die  Anzahl  der  Münchener  Brauereien 
sich  in  diesem  Zeitraum  (1807 — 1865)  genau  um  ein  Drittel 
vermindert  hat,  ist  das  durchschnittliche  Produktionsquantum 
pro  Betrieb  fast  auf  das  Zehnfache  angewachsen. 

Bemerkenswert  ist  endlieh  das  in  den  angegebenen  Jahren 
von  der  jeweils  gröfsten  Brauerei  produzierte  Bierquantum. 
Wenn  man  erwägt,  dafs  um  1809/10  unter  53  Brauereien  die 
damals  gröfste  den  19.  Teil  der  Münchener  Gesamtproduktion 
auf  sich  vereinigte,  während  1864/65  die  gröfste  Brauerei 
unter  18  Betrieben  allein  den  4.  Teil  der  Produktion  stellte, 
so  tritt  hieraus  deutlich  die  Thatsache  hervor,  dafs  die 
industrielle  Entwicklung  des  Gewerbes  sich  in  erster  Linie 
auf  die  gröfsten  Betriebe  konzentriert,  bei  diesen  zuerst  ein- 
setzt und  am  schnellsten  fortschreitet. 

Es  ist  bekannt,  wie  es  besonders  die  Sedlmayrschen 
Brauereien,  die  von  Pschorr  und  die  Zacherlbrauerei,  zu 
denen  sich  später  die  Löwenbrauerei  gesellte,  waren,  deren 
Produktion  bereita  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  obenan  stand 
und  die  abwechselnd  die  gröfsten  Brauereien  des  Landes,  wie 


^  Wie  bedeutend  die  Münchener  Bniaerei  auch  die  anderer  CTofser 
Städte  in  Bayern  überrag,  geht  auch  daraus  hervor,  dafs  ungefähr  um 
dieselbe  Zeit  (1847)  die  Durchscfanittsproduktion  einer  Brauerei  in  Nüm- 
beig  nur  3338  hl  und  in  £rlangen  ca.  2800  hl  betrug. 
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des  europäischen  Kontinents  überhaupt  waren  und  noch  sind. 
Besonders  seit  Einführung  des  Maschinenbetriebes  und  der 
Ausbreitung  des  Eisenbahnverkehrs  erfuhr  ihre  Produktion 
einen  gewaltigen  Aufschwung,  der  sich  auch  in  obiger  Tabelle 
dokumentiert,  und  eilte  in  schnellem  Tempo  voran  ^. 

Noch  aber  diente  ihre  Produktion  in  erster  Linie  dem 
inländischen,  und  zwar  hauptsächlich  dem  mit  der  Bevölkerungs- 
zunahme und  Frequenzsteigerung  bedeutend  anwachsenden 
Lokalbedarf.  Verhältnismäfsig  spät  erst,  seit  Anfang  der 
70er  Jahre,  legte  sich  die  MUnchener  Grofsbrauerei  in  gröfserem 
Umfange  auf  den  Export,  und  begünstigt  durch  die  gesamten 
Zeitumstände,  die  Qeschmacksrichtung  und  vor  allem  Dank 
einer,  im  Laufe  des  Jahrhunderts  aufgespeicherten,  bedeutenden 
Kapitalsmacht  der  exportierenden  Brauereien  begann  das 
Münchener  Bier  seinen  Siegeslauf  durch  die  Welt,  überflügelte 
seit  1880  die  übrigen  bayerischen  und  die  österreichischen 
bezw.  böhmischen  Exportbiere  und  behauptet  auch  heute  noch 
trotz  der  gewaltigsten  Anstrengungen  der  Konkurrenz  im 
übrigen  Bayern  (Franken),  Norddeutschland,  Österreich  bezw. 
Böhmen  eine  hervorragende  Stellung. 

Der  bayerische  Bierexport,  heute  eine  der  Haupt- 
arterien der  Produktionsfähigkeit  der  bayerischen  Grofs- 
brauerei, ist  aus  kleinen  Anfängen  erwachsen  und  in  der 
Hauptsache  nicht  von  Oberbayern,  München,  sondern  von 
Franken  ausgegangen. 

Franken,  speciell  Mittel-  und  Oberfranken,  war  von  jeher 
der  Vermittler  des  Verkehrs  der  bayerischen  Volkswirtschaft 
mit  dem  Norden  gewesen;  zahlreiche  Handelsbahnen  gingen 
über  Erlangen,  Nürnberg  und  Hof,  der  Main  führte  nach 
dem  Westen,  zum  Rhein  und  von  da  zum  Weltmarkt.  Hiervon 
war  auch  die  Brauerei  nicht  unberührt  geblieben^,  und  in 
den  gröfseren  Städten  Frankens,  wie  in  Erlangen  und  Nürn- 
berg war  daher  das  Brauwesen  verhältnismäfsig  früh  ent- 
wickelt und  zum  teil  auf  verzweigten  Absatz  begründet  Ein 
Zeichen  hierfür  ist  die  oben  erwähnte,  nach  englischem  Muster 
erbaute,    grofse    Brauerei   zu    Burgfahrnbach   bei   Nürnberg, 


^  Sedlmajrn  Braaerei,  die  zuerst  den  Maschinenbetrieb  dauernd  an- 
nahm, hatte  sich  bereits  Ende  der  vierziger  Jahren  so  verffrörscrt  und 
eine  solche  Nachfrage  erzeugt,  dafs  Sedlmayr,  um  den  Bedarf  zu  decken, 
andere  Brauereien  pachten  mufste.  Er  braute  damals  auf  4  Brauereien 
und  entschiofs  sich  bald  darauf,  1851,  ein  grofses  Anwesen  zu  kaufen, 
auf  dem  dann  die  heutige  Brauerei  „Zum  Spaten'^  entstand.  Anfang  der 
flechsiger  Jahre  verbraute  er  schon  über  50  000  Scheffel  Malz  allein  auf 
dieser  Brauerei. 

'  Wie  Rudhart  a.  a.  0.  erwähnt,  ging  bereits  in  den  zwanziger 
Jahren  bayerisches  Bier  in  namhafter  Menge  per  Achse  nach  Sachsen 
oder  rhein-  und  donauwärts  auCser  Lande. 
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deren  Produktion  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  wohl  nur 
noch  von  der  des  Münchener  Hofbräuhauses  übertroffen 
wurde.  In  der  die  Entwicklung  der  neuzeitlichen  Brauerei 
erörternden  Litteratur  wurde  daher  früher  vielfach  die 
Meinung  vertreten,  dafs  die  Wiege  derselben  nicht  in  Ober- 
bayern, München,  sondern  in  Franken  gestanden  habe.  Aller- 
dings ist  richtig,  dafs  die  ausländische  Verbreitung  des 
bayerischen  Biers  vor  und  seit  der  Qründung  des  deutschen 
Zollvereins  von  hier  aus  erfolgte  und  damit  andern  Orten  der 
Impuls  zur  Nachahmung  gegeben  wurde*.  Aber  abgesehen 
davon,  dafs  bereits  das  Wiener  und  das  böhmische  Bier  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  dem  bayerischen  Bier  am  fremden 
Markte  ebenbürtige  Konkurrenz  erwiesen,  ging  doch  die  für 
die  moderne  Brauerei  charakteristische  Umwandlung  der 
Technik,  gewissermafsen  ihre  Erziehung  direkt  von  München 
aus,  wo,  wie  bekannt,  der  neuen  Technik  und  Wissenschaft 
am  ersten  Pflanzstätten  bereitet  waren. 

Über  die  Anfänge  der  bayerischen  Bierausfuhr  liegen 
zusammenhängende  statistische  Nachweise  nicht  vor.  Erst 
von  1843  ab  finden  sich  fortlaufende  Zahlen  über  die  Rtick- 
vergütungsbeträge  des  Malzaufschlages  bei  der  Ausfuhr  von 
Bier,  Branntwein,  Essig  und  Hefe,  nachdem  1841  die  zoll- 
vereinten Staaten,  insbesondere  Bavern,  Preufsen  und  Sachsen 
ein  Abkommen  über  die  Erhebung  von  Übergangs- 
abgaben beim  Übergange  von  Bier  in  ein  anderes  Steuer- 
gebiet getroffen,  das  im  allgemeinen  bis  heute  in  dieser  Weise 
beibehalten  ist.  Sind  die  gezahlten  Bückvergütungsbeträge 
zwar  nicht  für  die  genannten  Steuerartikel  getrennt  auf- 
geführt, so  kann  man  doch,  ohne  sonderlich  fehl  zu  gehen, 
annehmen,  dafs  sie  fast  gänzlich  die  für  Exportbier  gezahlten 
Rückvergütungen  darsteUen.  Da  eine  Berechnung  der  den 
Vergütungsbeträgen  entsprechenden  Bierausfuhr  nur  wenig 
genau  ausfallen  würde,  es  auch  mehr  auf  die  Entwicklung  der 
Exportziffem  als  auf  deren  jeweiligen  absoluten  Betrag  an- 
kommt, so  genügt  es,  lediglich  die  gezahlten  Rückvergütungen 
vorzufuhren,  um  daran  die  steigende  Bedeutung  der  bayerischen 
Bierausfuhr  zu  veranschaulichen. 


^  Nach  Gerstner  und  Grässe  a.  a.  0.  und  Schanz,  „Zur  Ge- 
schichte der  Kolonisation  und  Industrie  in  Franken",  Erlangen  1884,  soll 
besonders  der  in  Erlangen  Theologie  studierende,  norddeutsche  Student 
wesentliche  Verdienste  um  die  Entstehung  und  Ausdehnung  der  bayerischen 
Bierausfhhr,  spedell  aus  Erlanjgen ,  haben ,  „ .  . . ,  der  (Student)  während 
des  Besuches  der  Universität  das  Erlanger  hier  im  Vergleich  zu  den  da- 
mals schlechten,  norddeutschen  Bieren  schätzen  lernte,  sich  an  dasselbe 
fewöhnte,  es  gelegentlich  nach  der  Heimat  sandte  (?),  oder  heimgekehrt, 
ort  bezog  und  in  weiteren  Kreisen  für  dasselbe  Propaganda  machte.'' 
(Schanz  a.  a.  0.) 
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Es  wurden  von  1843—1865  gezahlt: 

1843  87258  Golden, 

1844  43390 

1845  42364 

1846  46365 

1847  44465 

1848  41604 

1849  54966 

1850  71399 

1851  87978 

1852  73039 
1858  83150 

1854  77586 

1855  99254    . 

1856  109694 

1857  132966 

1858  133295    , 

1859  141949 

1860  138 113 

1861  141424 

1862  174857 

1863  197801 

1864  194379    „ 

1865  219903 

Die  Bierausfuhr  aua  Bayern  hat  sich  danach  in  diesen 
23  Jahren  nahezu  versechsfacht,  und  während  der  ihr  ent- 
sprechende BUckvergütungsbetrsg  im  Jahre  1843  nur  */8  "/o 
des  Malzaufschlagertrages  betrug,  machte  er  1865  bereits  2  "/o 
desselben  aus.  An  und  für  sich  ist  freilich  dieser  Bruchteil 
nicht  bedeutend,  wenn  man  bedenkt,  daCs  in  der  Gegenwart 
die  bayerische  Bierausfahr  ungefHhr  15*/o,  also  den  7.  Teil 
der  Produktion  ausmacht.  Für  jene  Jahrzehnte  bedeutete  das 
aber  schon  einen  regen  Exportverkehr,  zumal  seit  den  fünf- 
ziger Jahren  die  Ausgestaltung  des  Eisenbahnnetzes  erfolgte 
und  nun,  wie  auch  in  obigem  deutlich  wahrnehmbar,  die  Aus- 
fuhr einen  auffallend  raschen  Aufschwung  nahm.  Charak- 
teristisch sind  in  obiger  Zahlenfolge  die  jährlichen  Schwan- 
kungen, die  fast  durchweg  den  a.  a.  O.  dargestellten  Produk- 
tionsschwankungen entsprechen  und  damit  zugleich  die 
mafsgebende  Bedeutung  dieser  Zahlen  fUr  die  Mengen  der 
Bierausfiihr  selbst  darthun.  Während  die  Bierausfuhr  in  den 
ersten  11  Jahren,  1843 — 1854,  sich  ungefilhr  verdoppelt  hatte, 
nahm  sie  von  da  bis  1865  fast  um  das  Dreifache  zu  und  gegen- 
über den  mannigfachen  Schwankungen  in  dem  vorhergehenden 
Zeitraum  war  sie  nun  —  mit  Ausnahme  von  1860  —  in  un- 
unterbrochener Steigerung  begriffen. 

An  die  gewaltige,  die  fernsten  Erdteile  begreifende  Aus- 
dehnung des  Bierexports  der  Gegenwart  reicht  dies  alles,  wie 
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Sesagt,  bei  weitem  nicht  heran.  Hierzu  bedurfte  es  vor  allem 
er  Ausgestaltung  des  transatlantischen  Verkehrs  und  der 
nutzbaren  Verwendung  von  Eis  bei  Bahn-  und  SchifFstrans- 
porten.  Bis  in  die  Mitte  der  sechziger  Jahre  war  daher  die 
bayerische  Bierausfuhr  für  den  Welthandel  mit  Bier  kaum 
von  Belang,  dieser  ruhte  fast  ausschliefslich  auf  der  englischen 
Brauindustrie.  Auch  im  Vergleich  mit  der  deutschen  Bier- 
ausfuhr, speciell  aus  Preufsen,  war  der  bayerische  Bierexport 
nur  von  sekundärer  Bedeutung,  wie  dies  aus  nachstehender 
Zusammenstellung^  erhellt.     Es  betrug  die  Bierausfuhr: 


in  den  Jahren 

ans  Bayern* 

aus  Preufsen* 

einfache  ZoUcentner 

einfiacbe  ZoUcentner 

1837 

10657 

20974 

1838 

12  796 

18890 

1839 

10  865 

14123 

1840 

10222 

15  265 

1841 

10374 

17  347 

1842 

10356 

18972 

1843 

11933 

21183 

1844 

11767 

26  318 

1845 

15392 

22408 

1846 

12  269 

23928 

1847 

11277 

28915 

1848 

5141 

30320 

1849 



— 

1850 



— 

1851 

9  073 

30035 

1852 

6582 

30522 

1853 

9119 

33645 

Gegenüber  der  Zunahme  des  Aufsenhandels  mit  Bier  in 
Preufsen^  weist  hiernach  Bayern  sogar  eine  Verminderung 
seines  ausländischen  Bierexports  auf,  was  jedoch  zweifellos 
sich  daraus  erklärt,  dafs  mit  Ausbreitung  des  Eisenbahnver- 
kehrs seit  Ende  der  vierziger  Jahre  vornehmlich  der  Verkehr 
nach  den  übrigen  Ländern  Deutschlands,  speciell  nach  Nord- 
deutschland, in  den  Vordergrund  trat  und  gewissermafsen  auf 
Kosten  der  überseeischen  Ausfuhr  zunahm.  Erst  seit  Anfang 
der  siebziger  Jahre  wurde  der  bayerische  Bierexport  in 
gröfserem  Mafsstabe  überseeisch  verzweigt. 


^  Aus  Dieterici,  Statistische  Uebeisicht  der  wichtigsten  Grcgen- 
stände  des  Yerkehra  und  Verbrauchs  im  Preafsiechen  Staate,  1838^—1857. 
Die  Zahlen  stammen  aus  den  Kommerzialnachweisen  des  ZoUyereins. 

*  Über  die  Zollgrenze. 

*  Derselbe  konzentrierte  sich  fast  ausschliefslich  auf  Dan  zig,  für 
dessen  Jopenbier  allein  bei  der  transmarinen  Ausfuhr  bis  1867  (seit  1819) 
StenerrUckvergütong  gewährt  wurde. 
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Die  Herkunft  des  bayerischen  Bierexports  anlangend^  so 
war  hierfür  die  Bedeutung  Frankens  bereits  erwähnt.  Es  be- 
trug beispielsweise  in  Erlangen^ 

in  den  Jahren        die  Biererzeugung         die  BierauBfuhr  aus  der  Stadt 
1830  25221  hl  5491  hl 

1853  50899  hl  27407  hl 

1868  124298  hl  86014  U 

Während  demnach  1830  die  Erlanger  Bierausfuhr  ca. 
ein  Fünftel  seiner  Produktion  betrug,  machte  sie  1853  bereits 
über  die  Hälfte  und  1868,  nach  Ausbau  der  Eisenbahnen, 
ca.  drei  Viertel  derselben  aus.  Von  1830 — 53  hatte  sich  Er- 
langens  Bierausftihr  verfünffacht  und  in  den  folgenden 
15  Jahren  hat  sie  sich  nochmals  verdreifacht.  „Erlanger  Bier 
fand  in  allen  gröfseren  Städten  Norddeutschlands  Eingang, 
besonders  auch  in  den  Seestädten,  von  wo  es  vielfach  weiter 
versandt  wurde."  Diese  anhaltende  und  schnelle  Steigerung 
des  Absatzes  mufste  die  Brauerei  Erlangens  mit  Aneignung 
aller  technischer  Htilfsmittel  zu  gewährleisten  suchen.  la  den 
fünfziger  und  sechziger  Jahren  erfolgte  unter  Vorantritt  der 
Henningerschen  Brauerei  (1853)  der  Übergang  zum  Maschinen- 
betrieb in  fast  allen  dortigen  Brauereien.  In  ähnlicher  Weise 
machte  sich  die  Rückwirkung  der  zunehmenden  auswärtigen 
Verkehrsbeziehungen  auf  das  Brauwesen  in  Nürnberg,  Hof, 
Kulmbach,  Bamberg,  Bayreuth,  Aschaifenburg,  Würzburg, 
Kitzingen  und  anderen  Städten  Frankens  geltend,  deren  grofse 
Exportbrauereien  in  ihren  industriellen  An&ngen  auf  die  Zeit 
von  1840  bis  1865  zurückgehen  und  seit  Anfang  der  siebziger 
Jahre  ihre  heutige  Bedeutung  erlangten.  Es  betrug  der  auf  s  er 
Landes  gehende  Bierexport  von: 


1842/43 

1869 

Kitzingen 

10798  hl 

13086  hl 

Nürnberg 

8601    - 

78480   - 

Eulmbach 

3841    - 

60626   - 

Hof 

1732    - 

13086   - 

£rlangen 

111    - 

42903   - 

München 

12    - 

28292   - 

Im  ganzen:    25095  hl  236473  hl 

Diese  Zahlen  illustrieren  das  oben  gesagte  sehr  anschau- 
lich. Im  ganzen  hat  sich  der  Bierexport  der  dafür  vornehmlich 
in  Betracht  kommenden  Städte  in  diesem  Zeitraum  nahezu 
verzehnfacht,  jedoch  sind  hieran  die  einzelnen  Städte  in 
äuTserst  verschiedener  Weise  beteiligt.  Am  auffallendsten  ist 
die  Entwicklung  des  Münchener  Bierexports,  der  1842  gleich 
null   war    und    1869    mit   fast  30000   hl   den  von  Hof  und 


1  Hchanz  a.  a.  0. 
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Kitzingen  überflügelt  hat.  Nächst  München  weist  Erlangen 
das  gröfste  Anwachsen  des  Fernverkehrs  mit  Bier  auf.  Ver^ 
hältnismäfsig  stabil  ist  der  Kitzinger  Export  geblieben,  der 
1842  an  erster  Stelle  stand,  1869  aber  gänzlich  überflügelt 
war  und  nur  noch  ca.  6®/o  der  Gesamtausfuhr  dieser  Städte 
ausmachte,  gegen  48  ^/o  im  Jahre  1842.  Es  sei  noch  nebenbei 
erwähnt,  dais  die  hiernach  18(59  236473  hl  betragende  Bier- 
ausfuhr dieser  Städte  fast  genau  dem  im  ganzen  gezahlten 
Rückvergütungsbetrag  von  250042  fl.  entspricht,  da  pro  Hekto- 
liter ca.  1  Gulden  rückvergütet  wurde. 

Zu  den  mannigfachen  industriellen  Neuerungen  und  Be- 
triebserweiterungen, die  sich  in  den  grofsen  Brauereien  behufs 
Betreibung  des  steigenden  Bierexports  als  notwendig  erwiesen, 
bedurfte  es  bereits  bedeutender  Kapitalien.  Und  so  begegnet 
uns  im  Jahre  1859  zum  erstenmale  die  für  den  Grofsbe trieb 
der  Brauerei  in  der  Gegenwart  so  charakteristische  Umwand- 
lung des  Einzelunternehmens  in  die  Aktiengesellschaft. 
Es  war  die  Exportbrauerei  zu  Ludwigshafen  am  Rhein,  die, 
wie  fast  alle  Brauereien  in  der  Rheinpfalz,  der  lokalen  Lage 
und  der  heimischen  Konsumverhältnisse  wegen  von  jeher 
überwiegend  auf  den  Export  angewiesen  war.  Bis  1871 
wurden  noch  seit  1868  drei  weitere  Aktiengründungen  in 
Nürnberg  und  Kulmbach  vorgenommen;  das  Gesamtkapital 
dieser  Gesellschaften  betrug  etwas  über  eine  Million  Mark* 
Wie  gesagt,  waren  sie  alle  auf  den  Export  begründet,  aus 
den  Anforderungen  desselben  hervorgegangen.  — 

Auf  allen  Punkten  sehen  wir  so  die  Fäden  geknüpft  zur 
gegenwärtigen  industriellen  Ausgestaltung  des  bayerischen 
Braugewerbes.  Als  das  Biersatzregulativ  Mitte  der  sechziger 
Jahre  endlich  fiel,  hatte  der  Umbildungsprozefs  bereits  energisch 
eingesetzt  und  für  einen,  wenn  auch  noch  sehr  beschränkten 
Kreis  des  Gewerbes  die  Formen  des  heutigen  Grofsbetriebes 
gezeitigt. 

Ehe  wir  in  die  nunmehr  anhebende  zweite  Phase  der 
Brauereientwicklung  eintreten,  sei  wie  am  Ende  des  ersten 
Abschnittes  auch  hier  ein  Exkurs  in  einige  zeitgenössische 
Darstellungen  der  Entwicklung  und  volkswirtschaftlichen 
Bedeutung  des  bayerischen  Brauwesens  in  der  geschilderten 
Epoche  eingeschaltet,  die  die  vorstehenden  Ausführungen  und 
statistischen  Darstellungen  nach  verschiedenen  Seiten  in 
interessanter  Weise  ergänzen  und  illustrieren. 

In  seinem  anonym  erschienenen,  schon  genannten  Buche 
„Die  Bierfrage  in  Bayern"  (1861)  schildert  der  Verfasser, 
Deuringer,  ein  geschätzter,  praktischer  Fachmann  des 
derzeitigen  Brauwesens,  die  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  unter  der  Hen'schaft  des  Biersatzregulativs  in  an- 
schaulicher und  origineller  Weise  wie  folgt: 
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„Das  Bierregulativ  von  1811  ist  der  alleinige  Mafsstab, 
mit  dem  die  gegenwärtigen  Bierverhältnisse  gemessen  oder 
i)eartheilt  werden  können.  Alle  desfallsigen  gegenwärtigen 
Zustände  sind  einzig  und  allein  nur  eine  Folge  der  Bestim- 
mungen des  Regulativs  im  Kampfe  mit  den  Zeitverhältnissen."  — 

„Die   Entwicklung   der  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse. 

Erste  Periode  von  1811  bis  1820.  Am  besten 
erkennt  man  den  Unterschied  der  Brauerei  von  jetzt  und  von 
1811,  wenn  man  a)  den  Betrieb  des  Geschäftes  Hand  in  Hand 
mit  dem  Konsum,  b)  den  Preiswert  der  Brauereien,  beides 
nach  dort  und  jetzt,  ins  Auge  fafst. 

Die  Gröfse  des  Konsums  findet  sich  in  Bayern  genau 
ausgedrückt  im  Ertrage  des  Malzaufschlages.  Dieser  betrug 
TBU  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  soweit  er  zu  ermitteln  ist, 
ca.  1  Million  Gulden.  1830  brachte  er  4  und  1860  7  Millionen 
Gulden.  —  Der  Wert  einer  mittleren  Brauerei  war  damals 
ca.  10—40000  Gulden.  Die  kleinste  Münchener  Brauerei 
fiott  damals  ca.  800  Scheifel  (=  670  hl),  die  gröfste  ca.  1200 
Scheffel  (=  2670  hl)  Malz.  —  Als  das  Regulativ  erschien, 
verbreitete  es  Angst  und  Schrecken  unter  den  Brauern,  Sie 
glaubten  den  Untergang  ihres  Gewerbes  bevorstehend.  Sie 
wufsten  sich  in  keiner  Weise  von  dem  weitgedehnten  Mafse 
der  Komposition  in  die  scharfgezogenen  Grenzen  des  Regulativs 
zu  finden.  Aber  wie  bei  allem  Ungewohnten,  so  ging  es  auch 
hier.  Nach  10  Jahren  waren  die  Brauer  sogar  höchst  be- 
friedigt von  demselben  und  seinen  Bequemlichkeiten,  indem 
das  Regulativ  ihnen  alles  Rechnen  ersparte.  Die  königliche 
Regierung  war  auf  solche  Weise  förmlich  der  Vormund  der 
Brauer ! 

Zweite  Periode  von  1820—1830.  Sie  brachte  fast 
nur  lauter  wohlfeile  Gerstenjahre,  nur  einmal,  1828/29,  kostete 
•die  Gerste  10 V2  Gulden,  sonst  immer  5 — 8  Gulden.  Da 
füllten  sich  die  Vorratsspeicher,  das  Betriebskapital  war  wohl- 
feil und  damit  war  der  Antrieb  zu  lebhafterem  Betriebe  ge- 
geben. —  Da  sehen  wir  in  dieser  Periode  einzelne  Brauereien 
sich  hoch  erheben;  hoch  durch  ausgedehnten,  bisher  nicht 
geahnten  Betrieb,  hoch  aber  auch  durch  bisher  nicht  da- 
gewesene Vervollkommnung  und  Veredelung  des  Bieres.  1828 
erreichte  zum  erstenmale  eine  Münchener  Brauerei  einen 
Malzverbrauch  von  8000  Scheffeln  (=  17800  hl)  pro  Sudjahr.  — 

Die  Intelligenz  hatte  das  Phlegma  aus  diesen  Brauereien 
vertrieben;  Verbesserungen  an  Geräten,  an  Lokalen  und 
Gebäuden  wurden  eingeführt;  die  erste  englische  Malzdörre 
ward  ohngeftlhr  1818  in  München  gebaut,  wodurch  der  bis- 
herige rauhe,  widrige,  ja  fast  ekelhafte  Rauchgeschmack  aus 
dem  Biere  entfernt  ward.  —  Der  Thermometer  fand  Eingang 
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und  durch  ihn  lernte  man  die  hohe  Wichtigkeit  der  Tempera- 
turverhältnisse beim  Mälzen,  Dörren,  Maischen,  bei  der 
Gährung  etc.  kennen,  dessen  Folge  die  Herstellung  zweck- 
mäfsiger  Malz-,  Gähr-,  besonders  aber  der  trefflichsten  Sommer- 
keller war.  —  Diese  ersten  Männer  der  Erkenntnis  gelangten 
schnell  zu  grofsem  Reichtum,  nicht  wie  man  etwa  glauben 
könnte,  durch  direkte  Begünstigung  der  Bestimmungen  de» 
Regulativs,  sondern  teils  durch  ihre  Intelligenz,  teils  durch 
die  billigen  Getreidepreise  überhaupt,  —  teils  aber  auch  durch 
die  Vorteile,  die  das  Regulativ  mdirekt  in  Zeiten  billiger 
Getreidepreise  dem  Brauer  gewährt. —  So  ging  das  Geschäft 
dem  Ende  der  zweiten  Periode  zu.  Es  waren  immer  noch 
sehr  wenige  Brauer,  auf  dem  Lande  höchst  vereinzelt,  die 
ihr  Geschäft  mit  Intelligenz  betrieben.  Die  Mehrzahl  ver- 
harrte im  alten  Phlegma,  bis  auch  sie  mit  fortgerissen  werden 
sollte.  Diese  Periode  ist  so  recht  eigentlich  das  goldene  Zeit- 
alter der  bayerischen  Brauerei.  Die  Regierung  war  mit  ilir 
höchst  zufrieden,  denn  der  Konsum  war  gestiegen;  nicht 
minder  waren  die  Brauer  zufrieden,  denn  ihr  Geschäft  gab 
eine  gute  Rente  und  ihr  Stand  war  sehr  geachtet.  — 

Dritte  Periode  von  1830 — 1840.  Reich  werden 
wollen,  steckt  an ;  das  zeigt  sich  so  recht  bei  den  vielen  Neu- 
gründungen und  -erwerbungen  von  Brauereien  in  dieser 
Periode.  Dabei  hob  sich  und  verallgemeinerte  sich  die 
Technik.  1830  mag  es  nicht  mehr  viel  Brauereien  gegeben 
haben,  in  denen  die  moderne  Technik  nicht  irgend  welchen 
Einflufs  gewonnen  hätte.  Dazu  kam  1831  die  Bewilligung 
des  Scbankpreises  auch  für  Brauereiausschanke ,  wodurch 
infolge  der  dadurch  gebesserten  Rentabilität  der  Konkursus 
ebenfalls  zunahm.  Die  Gröfse  einer  Brauerei  steht  mit  ihrem 
Ertrage  in  direktem  Verhältnis.  Die  Ausdehnung  des  Be- 
triebes ist  zu  erreichen,  entweder  indem  man  die  Konkurrenz 
durch  Erzeugung  eines  besseren  Bieres  zurückdrängt,  oder 
ihr  die  Absatzquellen,  d.  i.  die  Wirte  durch  Über-  resp. 
Unterbieten  wegnimmt.  Der  sicherste  Weg  ist  der  erste,, 
ihn  haben  die  ersten  intelligenten  Brauer  der  vorhergehenden 
Periode  eingeschlagen  und  mit  Glück.  Als  aber  allgemein 
die  Qualität  des  Bieres  eine  höhere  und  gleichartigere  ge- 
worden war,  da  schränkte  sich  dieser  Weg  von  selbst  ein 
und  es  blieb  für  den  inländischen  Absatz  nur  der  zweite  noch 
offen.  (!)  Dieser  war  auch  bequemer  und  ist  auch  schon  in 
früheren  Jahrhunderten  eine  Schattenseite  der  gewerblichen 
Konkurrenz  der  Brauerei  gewesen.  „Erwerbung  von  Wirten**,, 
das  war  von  jeher  das  Hauptmittel,  um  eine  Brauerei  in 
gröfseren  Betrieb  zu  bringen. 

Das  Regulativ  hatte  dem  Brauer  P/2  Pfennig  pro  Maf» 
und  dem  Wirt  2  Pfennige  als  Mannsnahrimg  zugewiesen» 
Unterbot  nun  der  Brauer   seine   Konkurrenz,    so    konnte    er 
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dem  Wirt,  indem  er  auf  seine  Mannsnahrung  verzichtete  und 
sich  durch  intensivere  GufsfÜhrung  und  durch  den  durch  sein 
Verfahren  vergröfserten  Absatz  schadlos  hielt,  dem  Wirt  auch 
seine  Mannsnahrung  zukommen  lassen,  so  dafs  dieser  nunmehr 
3^/2  Pfennige  pro  Mafs  verdiente.  Bis  1832  werden  wenig 
Unterbietungen  stattgefunden  haben.  Von  da  an  nahmen  sie 
aber  zu,  und  zwar  auf  8,  1886  sogar  auf  4  Pennige.  Dies 
geschah  allgemein  und  offenkundig.  Die  Wirte  brüsteten  sich 
ordentlich  mit  dieser  Gunstbezeugung,  die  ihnen  von  selten 
der  Brauer  geschah.  Die  ihnen  dabei  noch  aufserdem  zu- 
fliefsenden  Nebenbeztige  waren  bis  Ende  dieser  Periode  noch 
mäfsig :  Hie  und  da  ein  Vorschufs  eines  kleinen  Kapitals  von 
1000 — 2000  Gulden  bei  Erwerb  von  jungen  und  neuen 
Wirten;  einige  Sud  Traber,  ein  paar  Eimer  Essig  und  der- 
gleichen bildeten  immer  noch  die  Gröfse,  womit  man  neue 
Wirte  erwerben  konnte.  Dennoch  mufs  bemerkt  werden, 
dafs  bereits  in  den  letzten  Jahren  dieser  Periode,  1837—40, 
die  mafslosen  Unterbietungen  der  folgenden  Periode  ihren 
Anfang  genommen  haben. 

Die  Brauerei  hatte  ihren  Glanzpunkt  erreicht,  sie  stand 
jetzt  in  schönster  Blüte,  obgleich  insgeheim  der  Wurm  daran 
frafs.  Der  Bierkonsum  hatte  eine  noch  nicht  dagewesene 
Höhe  erreicht.  In  München  hatten  sich  bereits  einige 
Brauereien  bis  zu  6000—8000  Scheffel  jähriichen  Malz- 
verbrauch erhoben,  und  auf  dem  Lande  hatten  sich  viele,  die 
vor  15  Jahren  noch  bescheiden  150—200  Scheffel  (335 — 450  hl) 
verarbeiteten,  jetzt  bis  zu  1000  Scheffel  =  2224  hl. 
erhoben.  —  Der  Preiswert  der  Brauereien  war  auf  seinem 
Kulminationspunkt.  Auf  dem  Lande  wurden  Brauereien,  die 
vor  15  Jahren  5 — 8000  Gulden  galten,  jetzt  mit  40  bis 
60000  Gulden  bezahlt;  in  München  waren  sie  in  eben  dem 
Verhältnis  von  40000  Gulden  bis  zu  150000  und  200  000  Gulden 
gestiegen.  Brauereien  wurden  die  beste  Eapitalsanlage.  Die 
Nachfrage  nach  selben  war  eine  kaum  glaubliche ;  man  konnte 
sie  fast  gamicht  teuer  genug  bieten.  —  Noch  gehörte  der 
Stand  der  Brauer  zu  den  geachtetsten,  obschon  bereits  der 
Neid  ob  des  Reichtums  allseits  heimlich  um  sich  frafs! 

Vierte  Periode  1840—1850.  Die  „Drangperiode!" 
Die  Rentabilität  der  Brauereien  war  1830—1840  gegen  1820 
bis  1830  schon  relativ  gesunken,  trotz  Bewilligung  des 
Schankpreises  auch  für  Schankbrauer  und  zwar  aus  obigen 
Gründen,  wegen  der  vergröfserten  Zugeständnisse  an  die 
Wirte,  teils  wegen  der  von  Jahr  zu  Jahr  wieder  höher  ge- 
gangenen Gerstenpreise.  Die  allgemeine  Meinung,  durch  Besitz 
einer  Brauerei  leicht  reich  werden  zu  können,  trug  zur  Über- 
sättigung mit  Brauereietablissements  bei.  Geschäftskenntnis 
wurde  als  nebensächlich  betrachtet.  An  Führung  einer 
Geschäftsrechnung  dachte    niemand,    und   noch   heute  möchte 
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man  bei  100  bürgerlichen  Brauereien  95  mal  vergebens  um 
eine  gesehHftsmäfsige  Rechnung  fragen.  Noch  war  in  dieser 
Beziehung  das  Vertrauen  in  den  Herrn  Vormund  (das 
RegulatiT)  so  stark  als  1820.  —  Die  Sucht  nach  Wirt«- 
erwerbungen  war  zur  Hetzjagd  geworden,  und  weil  eben  nur 
wenige  wufsten,  was  sie  rechnungsmäfsig  Gewinn  hatten 
und  noch  allenfalls  hiervon  an  neue  Wirte  abtreten  könnten, 
so  war  auch  hierbei  das  allseits  gehörte  Thema:  „Was 
ein  anderer  thun  kann,  das  kann  ich  auch!"  Diese  gedanken- 
lose Floskel  vertrat  die  Stellung  aller  Rechnung.  Die  An- 
erbietungen an  die  Wirte  tiberstiegen  alles  begreifliche  1  Die 
Brauer  waren  wie  mit  Blindheit  geschlagen!  Keiner  dachte 
daran,  dafs  solches  Gebahren  vor  den  oflfenen  Augen  des 
Publikums  dieses  endlich  zu  der  Frage  drängen  mufste,  wie 
sich  dieses  mit  den  Bestimmungen  des  Regulativs  vertrage? 
dafs  hierin  das  Gericht  für  sie  liegen  mufste.  —  Die  Gersten- 
preise stiegen  nach  wie  vor.  Dadurch  und  durch  Hinzutreten 
von  Lokalaufschlägen  stieg  auch  der  Bierpreis.  Da  kam 
denn  endlich  der  Krach:  Am  1.  Mai  1844  sah  München  den 
ersten  Bierkrawall,  der  sich  die  folgenden  Jahre  wiederholte 
und  dem  die  Regierung  sich  nur  wenig  energisch  entgegen- 
stellte. -  Vi\r  die  Brauer  hatten  diese  Krawalle  die  schlimmen 
Folgen,  dafs  sie  das  Bier  jedesmal  um  1,  2,  ja  1846  4  Pfennige 
unter  dem  Regulativpreise  geben  mufsten  und  —  so  in 
München  —  noch  1—2  Pfennige  unter  diesem  Satze  das 
Bier  selbst  ausschenkten. 

Infolge  deösen  bildete  sich,  —  den  verschiedenen  Bier- 
sorten entsjirechend  — ,  eine  bunte  Preisskala  heraus.  Die 
Rentabilitjlt  dos  Gewerbes  litt  schwer  darunter.  Viele  Brauereien 
blieben  von  da  an  leer  stehen,  teils  aus  Drang,  teils  auch  weil 
deren  Bt-sit/Pi»  — ,  reich  genug,  um  von  ihren  Renten  leben 
zu  können  ~.  diese  Plackereien  von  sich  abwälzen  wollten. 
Viele  suoliton  ihre  Brauereien  zu  verkaufen  — ,  und  wurden 
sie  nicht  los.  Ich  weifs  einen  Fall,  dals  in  dieser  Zeit 
jemanden  die  Nachricht,  er  habe  eine  Brauerei  geerbt,  mit 
tiefstem  Schrecken  erfüllte!  —  Anders  mit  den  Wirtschaften, 
diese  waren  jetzt  der  begehrteste  Artikel,  ihr  Preiswert  war 
fast  um  das  3 — 4fache  gestiegen.  Es  trat  jetzt  der  un- 
glaublichf  Fall  ein,  dafs  man  eine  Brauerei  nur  dann  ver- 
kaufen konnte,  w^n  aus  selber  ein  Wirtschaftsrecht  entflofs 
oder  wenn  aus  selber  eine  Malzfabrikskonzession  zu  erzielen 
war.  Es  wäre  ein  Fall  zu  konstatieren,  dafs  eine  der 
schönsten  Brauereien  Münchens,  für  die  Ende  der  30er  Jahre 
800000  Gulden  geboten  wurden,  zu  Ende  der  40  er  Jahre 
nicht  um  100  000  Gulden  an  den  Mann  zu  bringen  war.  Im 
Jahre  1500  hatte  München  schon  38  bürgerliche  Brauereien; 
1811  57;  1830  54  und  1861  24! 

Fünfte    Periode   von   1850—1860.     Diese    Abnahme 
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der  Brauereien  war  keine  Folge  der  zu  Ende  der  vorigen 
und  Anfang  dieser  Epoche  entstandenen  Grofsbrauer ei en. 
Das  Entstehen  dieser  war  einzig  nur  eine  Folge  des  Auf  hörens 
der  Kleinbrauer.  Hätten  diese  ihr  Geschäft  mit  mehr  Fach- 
kenntnis, namentlich  rechnungsmäfsig  betrieben,  so  hätte 
ihnen  keine  Bierfabrik  Abbruch  thun  können.  —  Kein 
intelligenter  Kleinbraner  einer  gröfseren  Stadt  hat  die  Kon- 
kurrenz mit  der  Grofsbrauerei  zu  fttrchten  und  zwar  1)  weil 
«r  sein  Geschäft  selbst  betreiben,  sicherer  überwachen  und 
deshalb  bei  gleicher  Intelligenz  sogar  ein  besseres  Bier  als 
ein  Grofsbrauer  erzeugen  kann;  2)  weil  er  das,  was  der 
Grofsbrauer  gewinnt  und  an  den  Wirt  geben  mufs,  bei  seinem 
Eigenausschank  für  sich  hat.  Allein  ist  er  wirklich  intelligent 
und  geschäftstüchtig,  so  bleibt  er  eben  in  München  nicht  lange 
Kleinbrauer,  er  rückt  dann  rasch  in  die  Reihe  der  Grofs- 
brauer vor;  ist  er  aber  beides  nicht,  so  bleibt  er  nicht  nur 
nicht  Kleinbrauer,  sondern  er  mufs  ganz  aufhören.  Wer  hier 
das  beste  Bier  hat,  der  findet  stets  genug  Absatz.  So  ungefähr 
sollen  die  wenigen  Bierfabrtken,  die  von  1851  bis  1861  hier 
entstanden  sind,  beurteilt  werden.  —  Wie  es  in  der  zweiten 
Periode  ein  allen  seinen  Zeitgenossen  voraneilender  Brauer 
war,  der  die  bayerische  Brauerei  in  ganz  neue  Bahnen  führte, 
80  waren  es  auch  jetzt  nur  einige,  höchst  intelligente, 
wissenschaftlich  gebildete  Männer,  die  den  wunden,  feulen 
Fleck  erkannten,  ihn  umschifften,  vom  zeitgemäfsen  und 
einzig  möglichen  Standpunkt  erfafsten  und  mit  hohem  Glück 
durchführten  (!).  Ihr  leitender  Grundsatz  war  eine  auf  streng 
wissenschaftliche,  d.  i.  chemische  wie  physikalische  Grundsätze 
gebaute  Leitung,  —  dann  eine  hiermit  im  genauesten  Zu- 
sammenhang stehende,  bis  ins  kleinste  Detail  durchgeführte 
Benützung  von  Maschinen-Arbeitskraft.  Der  Erfolg  blieb 
nicht  aus.  Während  der  höchste  Geschäftsbetrieb  der  dritten 
Periode  mit  dem  Ultimatum  von  8000  Scheffeln  Malzverbrauch 
abschlofs,  verbrauchten  in  dieser  Epoche  zwei  Brauereien 
allein  25-30000  Scheffel  (=  55600—66  700  hl). 

Alle  Brauer  sahen  jetzt  wie  in  der  zweiten  Periode  wieder 
mit  Staunen  auf  diese  neuen  Brau-Etablissements.  Es  konnte 
gamicht  fehlen,  dafs  auch  diese  bald  und  viele  Nachahmer 
fanden.  AUerwärts  entstanden  Maschinenbrauereien.  Diese 
sollten  das  Problem  zur  Lösung  der  Bierfrage  werden. 
Maschine!  Das  priesen  die  Schüler  aller  Orten,  sind  aber  doch 
keine  Meister  geworden !  Maschinenbrauereien  entstanden, 
aber  das  daraus  entstandene  Bier  wollte  dem  Publikum  nicht 
munden. 

Natürlich!  Man  hatte  geglaubt,  die  Maschine  sei  die 
Hauptsache;  dafs  diese  für  die  Gründer  nur  das  Mittel 
war,  da»  hatten  die  Schüler  nicht  herauszutreiben  (!)  vermocht. 
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Mit  AusDahme  dieser  lichten  Erscheinungen  hat  sich  in 
dieser  Periode  im  Lande  selbst  in  den  Verhältnissen  nur 
wenig  geändert;  nur  eins  ist  allseits  unverkennbar:  mehr 
Ruhe,  vielleicht  sogar  mehr  Überlegung  ist  in  das  Geschäft 
gekommen.  Die  rasende  Wirtsjagd  der  vierten  Periode 
scheint  sich  gelegt  zu  haben,  wenigstens  sind  keine  so  offenen 
Wahrnehmungen  mehr  vorhanden.  Auch  im  Publikum  ist  es 
in  dieser  Periode  ruhiger  geworden. 

Wenn  das  Regulativ  aufgehoben  sein  wird,  was  wohl 
allgemein  gewünscht  wird,  so  werden  die  Beziehungen  zwischen 
Publikum  und  Brauer  viel  inniger  werden,  sie  treten  in 
direktere  Verbindung  mit  einander.  Der  Brauer  mufs  dann 
auch  Rechner  werden.  Es  steht  dann  auch  zu  erwarten^ 
dafs  sich  nach  und  nach  ein  möglichst  gleichbleibender  Bier- 

Sreis  bilde,  wenn  nicht  für  Sommer-  und  Winterbier  ganz,  so 
och  für  jedes  auf  viele  Jahre  gleich,  und  nur  auTser- 
gewöhnliche,  teure  Gersten-  und  Hopfenpreise  werden  Preis- 
erhöhungen bringen.  Alles  wird  sich  normaler,  naturgemäfser 
gestalten.  Die  Brauer  werden  dann  auch  Gewerbtreibende 
wie  andere  werden!"  — 

Der  besonders  seit  Anfang  der  fünfziger  Jahre  aulser- 
ordentliche  Aufschwung  hatte  naturgemäfs  aem  Braugewerbe 
eine  erhöhte  volkswirtschaftliche  Bedeutung  verliehen;  nach 
der  staatswirtschaftlichen  Seite  hin  war  bekanntlich  der 
steigende  Ertrag  des  Malzaufschlages  für  das  gesamte  Steuer- 
und  Staatsschuldenwesen  der  springende  Punkt  geworden. 
Die  Beobachtung  und  Würdigung  dieser  Thatsache  hat  mehr- 
fach in  der  zeitgenössischen  Litteratur  zu  interessanten  Er- 
wägungen und  Untersuchungen  Anlafs  gegeben. 

In  der  Bavaria  (1860)  führt  Sie bert  bei  Besprechung- 
der  bayerischen  Brauerei  in  Bezug  hierauf  folgendes  aus: 
„Den  Scheffel  Gerste  nur  zu  10  Gulden  angenommen  und 
den  Centner  Hopfen  zu  60  fl.,  so  kostet  das  Material  für  die 
Bierbrauerei  in  Bayern  (2150000  Scheffel  Getreide  und 
50000  Ctr.  Hopfen,  daraus  8400000  Eimer  Bier)  15  Millionen 
Gulden.  Das  Interesse  für  Gebäude  und  Grundkapital  der 
Brauer,  die  Auslagen  für  Fabrikation  und  die  denselben  be* 
willigte  Mannsnahrung  belaufen  sich  auf  12,6  Millionen 
Gulden.  Der  Malzaufschlag  des  Staates  zu  1  Kreuzer  die 
Mafs  beträgt  6  Millionen  Gulden  und  die  in  den  meisten 
Städten  und  Märkten  bestehenden  Zuschläge  zu  1  und 
2  Pfennige  per  Mafs  ungefähr  2  Millionen  Gulden.  Den 
Bayern  kostet  also  ihr  Bier  hiernach  alljährlich  35  Millionen 
Gulden,  oder  etwa  soviel  als  die  Staatseinnahmen  im  ganzen ; 
in  Wirklichkeit  aber,  die  Mafs  Bier  zu  6  Kreuzer  angenommen, 
zahlen  sie  50  Millionen  Gulden."  * 


^  Ähnlich  äufserte  sich  auch  1846  in  den  Kammenrerhandlungen  für 
Bayern  Edel.    S.  Gerstner  a.  a.  O. 
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Besonders  trat  die  erhöhte  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  bayerischen  Brauwesens  wegen  des  gesteigerten  Material- 
bedarfe  in  seiner  Rückwirkung  auf  die  heimische  Land- 
wirtschaft zu  Tage. 

Wie  sich  dieser  Einflufs  im  einzelnen  gestaltete  und  ver- 
zweigte, ist  bereits  in  einem  Werke  aus  dem  Jahre  1847, 
„Die  bayerische  Bierbrauerei"  von  Friedrich  Meyer, 
Nürnbeig  (IV.  Auflage)  des  näheren  rechnungsmäfsig  nach- 
zuweisen versucht.     Folgendes  möge  zur  Blustration   dienen: 

„Da&  die  Bierbrauerei  bedeutende  Massen  von  Kapitalien 
in  den  Verkehr  gebracht  und  einer  grofsen  Zahl  von  Menschen 
einen  guten  Erwerb  gesichert  hat,  ist  offenbar,  und  der  wohl- 
thätige  Einflufs,  den  die  Bierbrauerei  auf  die  Landwirtschaft 
hat,  ergiebt  sich  aus  dem  Verbrauch  von  1 036 180  bayerischen 
Scheffeln  Gerste  und  ca.  60000  bajrerischen  Ctrn.  Hopfen. 
Den  Scheffel  Gerste  durchschnittlich  zu  9  fl.  und  den 
Ctr.  Hopfen  zu  50  fl.  gerechnet,  so  verschafft  die  Brauerei 
dem  Feldbau  in  unserem  Königreiche  jährlich  über  12  Millionen 
Gulden.  Einer  Hopfen-Einfuhr  von  höchstens  1000  Centner 
steht  eine  Ausfuhr  von  30000  Centner  gegenüber.  —  Der 
grofse  Nutzen,  den  unsere  Brauereien  in  Beziehung  auf  den 
Viehstand  und  die  Düngergewinnung  zur  höheren  Produktion 
des  Bodens  gewähren,  mufs  alle  Aufmerksamkeit  erwecken, 
wie  aus  folgenden  Daten  erhellen  wird:  Der  Scheffel  Malz 
liefert  beinahe  Va  Metze  Malzkeime  und  nach  dem  Verbrauen 
7  gehäufte  Motzen  Trebem  und  V2  Metze  Teig.  Es  geben 
daher  die  verbrauten  1036180  Scheffel  Gerste  ca.  86  000  Scheffel 
Malzkeime,  die  zur  Füttenmg  des  Rindviehs  und  gleich  vor- 
teilhaft zur  Düngung  der  Wiesen  benutzt  werden;  — 
1208876  Scheffel  Trebem,  die  gleichfalls  zur  Fütterung  des 
Rindviehs  dienen  und  86348  Scheffel  Teig,  der  mit  den 
weiteren  Ab&Uen  noch  nach  der  Benützung  zum  Branntwein 
ein  vorzügliches  Beförderungsmittel  der  Rindvieh-  und 
Schweinemastung  ist.  Wird  für  ein  Stück  Hornvieh  täglich 
eine  Metze  Treber  mit  Häckerling  zum  Futter  gerechnet,  so 
erhalten  dadurch  allein  19871  Stück  Rindvieh  hinlängliche 
Nahrung,  und  wird,  abgesehen  von  der  hierdurch  erlangten, 
sehr  bedeutenden  Heuerspamis,  die  jährliche  Düngererzeugung 
von  den  durch  die  Treber  allein  genährten  19871  Stück 
Rindvieh  berücksichtigt,  so  ergiebt  sich,  das  Stück  zu 
7  Fuder  ä  20  Centner  gerechnet,  jährlich  der  Betrag  von 
139000  Fuder  des  kräftigsten  Düngers,  womit  ein  Jahr  in 
das  andere  19857  Morgen  Landes  gedüngt  werden  können 
und  wodurch,  die  Wirkung  des  Düngers  nur  auf  2  Jahre 
angenommen,  eine  höhere  Produktion  oder  vermehrter  Ertrag 
von  ca.  50000  Scheffeln  Kornfrüchten  erzielt  wird.  Da 
übrigens  ein  Scheffel  Malz  bei  der  Bierbrauerei  auch  mindestens 
4   Mafs    Branntwein    liefert,     so    erhalten    wir    aus    unseren 
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Brauereien  aus  den  verbrauten  1036180  Scheffeln  Malz 
70000  Eimer  Branntwein,  welches  bedeutende  Quantum 
Branntwein  aufserdem,  wenn  es  hier  nicht  als  Nebennutzung 
erlangt  würde,  besonders  erzeugt  werden  mtlfste  und  so  einen 
bedeutenden  Entgang  an  Speisegetreide  und  Kartoffeln  er- 
heischen würde,  und  dermalen  um  so  wichtiger  ist,  als  die 
Branntwein-  und  Weingeistfabrikation  seit  dem  allgemeinen 
Zollverein  gröfsere  Fortschritte  macht,  indem  der  Absatz  an 
Weingeist  in  den  Zollvereinsstaaten  immer  mehr  zunimmt  und 
diesem  Fabrikationszweige  somit  erhöhte  Thätigkeit  zugewendet 
werden  mufs.  .  ."   — 

Von  weittragender  Bedeutung  wurde  die  Ausgestaltung 
der  Bierproduktion  ftir  die  Hopfenkultur,  die  nunmehr 
einer  der  Hauptzweige  der  bayerischen  Landwirtschaft  bildet. 
Zu  Anfang  des  Jahrhunderts  dominierte  die  böhmische  Hopfen- 
kultur an  Menge  und  Feinheit  bezw.  Renomm4  des  Produkts^. 
Bei  der  relativen  Gebundenheit  des  damaligen  Verkehrs  war 
daher  diese  Abhängigkeit  der  bayerischen  Brauer  vom  aus- 
ländischen Angebot  mit  mancherlei  Mifsständen  verknüpft, 
die  heimische  Produktion  wurde  in  ihrer  selbständigen 
Entwicklung  wesentlich  gehemmt  durch  die  bedeutende  und 
vielfach  unlautere  Konkurrenz  (Provenienzfelschungen)  des 
böhmischen  Hopfenhandels.  Damals  erkannten  bereits  weit- 
sichtige Männer,  wie  der  obengenannte  Professor  Herrmann, 
in  der  Hebung  des  heimischen  Hopfenbaus  und  -handeis  ein 
Hauptfbrderungsmittel  für  die  bayerische  Brauerei  und  Land- 
wirtschaft. Unter  ihrer  thatkräftigen,  von  der  Regierung 
bereitwilligst  unterstützten  Fürsorge  erwuchs  bereits  seit  den 
40er  Jahren  eine  kräftig  entwickelte  Hopfenkultur,  die  nicht 
nur  dem  heimischen  Bedarfe  genügte,  sondern,  Hand  in  Hand 
mit  dem  allgemein  anhebenden  Aufschwung  der  Bierproduktion, 
auch  weit  über  die  Landesgrenzen  hinaus  einem  ausgedehnten 
und  stark  bayerisch-centralistisch  entwickelten  Hopfenhandel 
zur  Grundlage  diente  und  der  böhmischen  Kultur  am  Welt- 
markte ebenbürtig  zur  Seite  trat*. 

In  entsprechender  Weise  wie  auf  die  Landwirtschaft  be- 
gann auch  aie  Bedeutung  der  bayerischen  Brauerei  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  sich  auf  die  von  ihr  benötigten  Hülfs- 
industrien  geltend  zu  machen,  deren  Anfilnge  vielfach  aus 
dieser  Zeit    stammen.     Dies    gilt    besonders    auch    von    der 


^  Bezeichnend  ist  hierfür  der  Satz  aus  dem  Biersatzregulativ  von 
1811,  wonach  zu  dem  feineren  Sommerbier  auf  25  bayerische  Sciieffel 
Malz  25  bayerische  Pfund  Böhmerhopfen,  für  das  Winterbier  dagegen 
nur  15  l^und  Landhopfen  genommen  werden  sollten. 

'  Über  die  sehr  interessante  Entwicklungsgeschichte  des  heutigen 
Hauptproduktionsgebiets,  des  bayerischen  Hopfenbaues,  siehe  „Die  Land- 
wirtschaft in  Bayern*",  Denkschrift,  2.  Aufl.,  München  1862,  ergänzt  1872, 
S.  530-553. 
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gewerblichen  Malzfabrikation,  die  zu  Anfang  der  60er  Jahre 
bereits  fiir  zahlreiche  Brauereien  von  Wichtigkeit  war. 
Während  nach  Siebert  a.  a.  O.  mehr  die  Kleinbrauereien  sich 
dieses  Produktes  der  Arbeitsteilung  bedienten,  soll  dies  nach 
Viebahn  a.  a.  O.  vorwiegend  seitens  der  Grofsbrauerei  der 
Fall  gewesen  sein.  Eine  Grenze  wird  sich  hierfür  jedenfalls 
damals  ebensowenig  haben  ziehen  lassen  wie  in  der  Gegen- 
wart Vielfach  wurde  die  gewerbliche  Malzfabrikation  auch 
damals  von  Grofsbrauereien  gleichzeitig  betrieben.  Die  mit 
dem  Brauereibetrieb  etwa  verbundene  Konzession  der  gewerb- 
lichen Malzbereitung  war  ein  bei  der  Bewertung  derselben 
sehr  geschätzter  Faktor. 
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B.    Die  Entwicklung  seit  1865. 

4.  Kapitel. 

Statistische  Darstellung  der  bayerischen  Brauerei  in  den 
Jahren  1865/66—1871. 

Als  1865  das  Biersatzregulativ  von  1811  endlich,  versuchs- 
weise, aufgehoben  wurde,  war,  wie  erwähnt,  die  unmittelbare 
Folge  ein  bedeutendes  Steigen  der  Produktion  und  gleichzeitig 
eine  Abnahme  der  Betriebe,  wie  sie  weder  vorher  noch  nach- 
her —  selbst  nicht  in  dem  kritischen  Jahre  1874  —  ihres 
Gleichen  hatte. 

Nachstehende  Tabelle  möge  dies  des  näheren  veranschau- 
lichen. Es  ist  darin  bis  auf  das  Jahr  1859/60  zurückgegriffen, 
weil  seit  diesem  Jahre  die  publiken,  im  allgemeinen  bis  zur 
Gegenwart  gleichartig  fortgefiihrten  statistischen  Übersichten  * 
des  bayerischen  Malzaufschlages  anheben  und  eine  glcichmäfsig, 
jährlich  fortlaufende  Betrachtung  ermöglichen. 

(Hierher  die  Tabelle  aaf  S.  95.) 

Wie  man  sieht,  ist  die  bayerische  Biererzeugung  in  diesen 
13  Jahren  von  insgesamt  6442017  hl.  auf  8631529  hl.  oder 
genau  um  ein  Drittel  gestiegen.  Nach  1865/66  macht  sich 
allerdings  gegenüber  dem  lebhaften  Ansteigen  der  Produktion 
in  den  Vorjahren,  ein  geringes  Zurückweichen  auf  zwei 
Jahre  bemerkbar,  wie  denn  überhaupt  die  Produktions- 
entwicklung von  1865/66  bis  1871  von  der  unmittelbar 
voraufgehonden  sich  deutlich  abhebt.  Es  lag  das  in  den  mafs- 
gebenden  Zeitverhältnissen  begründet,  der  Krieg  von  1866 
mag  immerhin  einen  merklichen  Einflufs   dabei  geübt   haben. 


>  Allerdings  ist  die  für  die  Bearteilang  der  Braaereiverhältnisse 
überaus  wichtige  Unterscheidung  der  Brauereien  nach  bestimmten  Steuer- 
stufen  erst  seit  1874  eingefü^  und  erlitt  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre 
eine  abermalige,  die  Yergleichung  erschwerende  Abänderung.    S.  unten. 
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allerdings  in  entgegengesetzter  Richtung  als  der  Krieg  von 
1870/71,  der  ganz  ersichtlich  auf  die  Steigerung  der  Pro- 
duktion hinwirkte  und  von  dem  ab  bekann termafsen  der 
bayerische  Bierexport  einen  lebhaften  Aufschwung  nahm. 
Dies  bestjltigt  auch  Sedlmayr  in  seiner  erwähnten  Festschrift, 
indem  es  daselbst  heifst:  „Das  Kriegsjahr  1866  sowie  mifs- 
liche  Zeitverhältnisse  überhaupt  hatten  wieder  einen  Rückschlag 
zur  Folge,  und  während  man  vorher  um  jeden  Preis  bedacht 
sein  mufste,  nur  das  erforderliche  Quantum  Bier  herzustellen, 
hatte  man  jetzt  Mufse,  sich  auch  mit  Vervollständigung  der 
Einrichtungen  zu  befassen." 

Bemerkenswert  ist  der  Rückgang  der  Weifsbiererzeugung 
im  Gegensatz  zu  der  trotz  aller  Schwankungen  fortgeschrittenen 
Braunbierbrauerei.  Nachdem  die  Weifsbierproduktion  bi» 
1864/65  noch  stetig  zugenommen,  erlitt  sie  gleichzeitig  mit 
der  Aufhebung  der  Biertaxe  einen  starken  Rückschlag  (die 
Braunbiererzeugung  nahm  gerade  in  diesem  Jahre  zu),  der 
bis  1870  zu  einer  Produktionsverminderung  von  40**/o  seit 
1864/65  führte;  erst  im  folgenden  Jahre  erholte  sie  sich 
wieder.  Während  sie  1859/60  den  22.  Teil  der  Braun bier- 
erzeugung  ausmachte,  bildete  sie  1871  nur  den  35ten  Teil 
derselben. 

Die  Zurückdrängung  der  obergährigen  Brauerei  durch 
die  untergährige  Lagerbierbrauerei,  die  besonders  in  Nord- 
deutschland ein  charakteristisches  Merkmal  für  die  gewerb- 
liche Um-  und  Ausgestaltung  des  Brauwesens  ist,  macht  sich 
also  auch  hier  schon  deutlich  bemerkbar,  ebenso  wie  die 
Zunahme  der  Durchschnittsprodukti(m  einer  Brauerei  von 
1257  hl.  auf  1668  hl.  seit  1859/60  trotz  ihrer  theoretischen 
Grundlage  diesen  Zug  verspüren  läfst. 

Im  Zusammenhange  damit  steht  aucli  die  Bewegung  der 
Brauereibetriebe,  die  bekanntlich  noch  1864/65  eine  einzig 
dastehende  Abnahme  erlitten.  Und  zwar  erstreckte  sich  diese 
in  erster  Linie  auf  die  Privatbrauereien,  während  die 
Kommunebrauereien  ziemlich  wenig  davon  betroffen  wurden. 
Erst  als  nach  einigen  Jahren  weiterer  Betriebseinstellungen 
die  Privatbrauereien  den  Betrieb  wieder  eröfihen,  sodafs  sie 
1871  die  Zahl  der  Betriebe  von  1868  wieder  um  133  über- 
steigen, geht  die  Zahl  der  Kommunebiauereien  fast  ununter- 
brochen zurück  und  stellt  sich  1871  um  ca.  10  ^/o  niedriger 
als  1864/65.  Dieser  Rückgang  beruht,  wie  auch  in  späteren 
Jahren  häufig,  vielfach  auf  Übergang  des  Kommunebetriebes 
in  Privatbesitz*  und  ist  damit  auch  für  das  Wiederanwachsen 
der  Privatbrauereien  von  Belang. 

Unbeirrt  im  grofsen  und  ganzen  von  den  WechselMlen 
dieses    Übergangsjahrzehnts     ist     aurh     die    Bier  aus  fuhr 

*  Über  umgekehrte  Fälle  a.  unten. 
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fortgeschritten.     Es    betrugen    die    dabei    gewährten    Steuer- 
rückvergütungen : 

1865:   219  903  fl. 

1866:   220  661    „ 

1867:  215  263  „^ 

1868:   220  418   „ 

1869:  250  042   „ 

1870:   266  211    „ 

1871:  284  275  „ 
In  der  bei  weitem  stärkeren  Zunahme  der  der  jährlichen 
Bierausfuhr  im  allgemeinen  entsprechenden  Rückvergütungen, 
von  1865—1871,  30<>/o,  gegenüber  der  mit  2  ^/o  Steigerung 
in  diesen  Jahren  fast  stabil  gebliebenen  Gesamtbiererzeugung 
mag  man  einen  Gradmesser  für  die  erheblich  schneller  fort- 
schreitende Entwicklung  der  Grofsbrauerei,  des  hauptsächlichen 
Trägers  des  Fernverkehrs  mit  Bier,  erblicken. 


5.   Kapitel. 

Gewerbe-   und  steaerrechtliche  Wandlungen;   Entwieklnng 
der  allgemeinen  Wirtschafts-  nnd  Yerkehrsverhältnisse. 

Im  Jahre  1868  erfolgten  auf  gewerberechtlichem  und 
steuertechnischem  Gebiet  zwei  für  den  Gewerbebetrieb  der 
bayerischen  Brauerei  sehr  wichtige  Gesetzesänderungen. 

Schon  1862  durch  die  veränderte  Gewerbeinstruktion 
eingeleitet,  fand  der  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  bestehende 
„Kampf  um  Gewerbereform  und  Gewerbefreiheit"  seinen  end- 
gültigen Abschlufs  durch  die  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit am  30.  Januar  1868.  Damit  fielen  sämtliche 
Beschränkungen  des  Brauereibelriebes  als  konzessionspflichtigen 
Gewerbes,  sowie  Lehrzwang  und  dergleichen,  soweit  sie  sich 
noch  erhalten  hatten,  fort.  Desgleichen  erfolgte  in  diesem 
Jahre,  wie  erwähnt,  die  definitive  Aufhebung  der  Biertaxe. 

Dagegen  blieb  der  zweite,  civilrechtliche  Teil  des  Gesetzes 
vom  25.  April  1811  „das  Verhältnis  der  Brauer  zu  den  Bier- 
wirten betreffend",  fast  vollständig  und  unverändert  bestehen. 
Danach  durfte  kein  Bierwirt  während  des  Sudjahres  von 
seinem  Bier  liefernden  Brauer  abgehen,  sofern  dieser  ihm 
stets  „pfennigvergiltiges"  Bier  lieferte.  Das  Lieferungs- 
verhältnis konnte  nur  zu  Beginn  eines  neuen  Sudjahres  (von 
Michaelis  ab)  gekündigt  werden  und  auch  nur  dann  mit  Erfolg, 
wenn  der  Wirt  während  des  nächsten  Vierteljahres  (bis  Weih- 
nachten)   seine    etwaigen    Scliuldcn    beim    Brauer     berichtigt 


1  Der  Krieg  von  1866! 

Forschungen  (61)  XII  1.  -  Struve. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


98  xn  1. 

hatte.  Wurde  der  Lieferungsvertrag,  der  sich  entweder  auf  den 
Gesamt-Bierbedarf  des  Wirtes  oder  eines  Teils  desselben  be- 
ziehen konnte,  zu  Michaelis  nicht  ausdrücklich  gekündigt,  so 
galt  er  stillschweigend  als  für  das  nächste  Jahr  verlängert. 
Durch  besondere  Abmachungen  konnte  jedoch  das  Lieferungs- 
verhältnis auf  eine  Reihe  von  Jahren  beschlossen  und  seine 
Aufrechterhaltung  bezw.  Kündigung  an  besondere  Bedingungen 
geknüpft  werden,  wie  denn  überhaupt  die  civilrechtlichen 
Bestimmungen  des  Gesetzes  nur  insofern  verbindlich  waren, 
als  ihnen  nicht  private  Abmachungen  entgegenstanden. 

Für  die  grofsen  und  mittleren  Brauereien  hatte  gerade 
dieser  Umstand  bereits  frühzeitig  dahin  gewirkt,  die  Re- 
gulierung und  Sicherung  ihrer  Absatzverhältnisse  auf  eigene 
Hand  zu  bewerkstelligen.  Die  praktische  Bedeutug  dieser 
civilrechtlichen  Bestimmungen  erstreckte  sich  daher  mehr  und 
mehr  fast  ausschliefslich  auf  die  Kleinbrauereien.  Für  diese 
und  besonders  für  die  Betriebe,  die  während  des  Sommers 
mit  Brauen  aussetzen  und  dabei  zum  gröfseren  Teil  auf 
Wirtskundschaft  angewiesen  sind,  hat  sich  dieses  Gesetz  auch 
bis  zur  Gegenwart  als  eine  nicht  zu  unterschätzende  Stütze 
in  den  besonders  seit  der  Aufhebung  der  Biertaxe  sich  ver- 
schärfenden Konkurrenzverhältnissen  erwiesen,  dermafsen, 
dafs  eine  Ende  1891  an  die  Regierung  gelangte  Petition  auf 
Aufhebung  dieses  Ausnahmerechts  abschlägig  beschieden 
wurde. 

Immerhin  änderte  die  Beibehaltung  dieses  aus  einer  über- 
wundenen Wirtschaftsepoche  stammenden  Sonderrechts  im 
wesentlichen  nichts  an  dem  nun  auf  der  Basis  der  Gewerbe- 
freiheit einsetzenden  Entwicklungsprozefs ,  dessen  für  die 
grofse  Zahl  der  Klein-  und  Mitteloeti'iebe  bedrohliche  Wir- 
kungen auch  trotzdem  nicht  gemindert  wurden,  da  die  auf 
dem  Gebiet  der  Gesetzgelwmg ,  der  technischen  und  der 
Verkehrsentwicklung  erwachsenden  ursächlichen  Faktoren 
sich  in  der  Folgezeit  bei  weitem  mächtiger  erwiesen. 

Die  zweite,  wichtige  Veränderung  auf  dem  Gebiete  der 
Brauerei-Gesetzgebung  vollzog  sich  mit  der  am  16.  Mai  1868 
erfolgenden  Abänderung  und  Neuredaktion  des  bayerischen 
Malzaufschlages.  Sie  war  technisch  und  wirtschaftlich 
von  hoher  Bedeutung,  wenngleich  in  prinzipieller  Beziehung 
das  Gesetz  unverändert  blieb.  Es  hatte  sich  im  Laufe  der 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  einer  einfacheren  und  liberalen 
Fassung  und  Handhabung  mehrerer  Steuerbestimmungen 
herausgestellt,  besonders  hinsichtlich  der  unterschiedlichen 
Steuerbemessung  bei  Malz  in  trocknem  und  in  genetztem, 
„eingesprengtem"  Zustande,  und  bei  den  im  Interesse  der 
Steuerkontrolle  bestehenden  Beschränkungen  in  der  Be- 
nutzung von  Malz-  und  Futterschrotmühlen  seitens  der  Brauer 
und  Landwirte.     Desgleichen  hatten  sich  einige  Ergänzungen 
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und  Änderungen  in  Bezug  auf  Rückvergütung  der  Lokal- 
zuschläge und  Bemessung  von  Strafen  als  notwendig  erwiesen. 
Demgemäfs  bestanden,  nachdem  bereits  1828,  1848  und  1861 
diese  Punkte  angeregt  und  zum  Teil  auch  kleine  Abänderungen 
vorgesehen  waren  *,  die  wesentlichen  Abweichungen  gegen  den 
früheren  Zustand  in  folgendem:  1)  Die  Aufhebung  der  1829 
durch  Ministerialerlafs  verfügten  verschiedenen  Steuersätze 
von  Malz,  je  nachdem  es  in  trockenem  oder  genetztem  Zu- 
stande zur  Mühle  kommt,  und  Einführung  eines  Einheits- 
satzes von  5  Gulden  12  Kreuzer  für  den  bayerischen  ScheiflFel 
trockenen,  wie  genetzten  Malzes.  2)  Freigabe  der  Malzmühlen 
an  die  Brauer,  sowie  der  Futterschrotmühlen  an  die  Land- 
wirte, bei  gleichzeitiger  Nutzbarmachung  einer  im  Jahre  1866 
von  Bolzano  und  von  Riedinger  (Augsburg)  gemachten  Er- 
findung eines  an  den  Mühlen  anzubringenden,  automatisch 
wirkenden  Malzmessungs-  und  KontroUapparates.  3)  Vor- 
schriften behufs  Genehmigung  von  Rückvergütung  der  Lokal- 
malzzuschläge bei  der  Bierausfuhr  aus  dem  betreflfenden 
Gemeindebezirk.  4)  Aufstellung  eines  neuen  mit  den  fort- 
geschrittenen Rechtsanschauungen  im  Einklänge  stehenden, 
zum  Teil  gemilderten  Strafsystems.  5)  Die  prinzipielle  Aus- 
dehnung des  Gesetzes  auf  den  ganzen  Umfang  des  Königreichs 
Bayern. 

Den  ersten  Punkt  anlangend,  so  ergab  sich  aus  der 
nunmehr  einheitlichen  Normierung  des  Steuersatzes  für  trockenes 
Malz  —  und  dies  kommt  überwiegend  bei  der  Schrotung  in 
Betracht  —  eine  Ersparung  von  ca.  8**/o  an  Malzaufschlag. 
Ein  wesentlicher  Fortschritt  war  ferner  die  zweite  Änderung. 
Das  Verdienst,  die  Erfindung  solcher  automatischer  Zähl- 
apparate, die  das  Ideal  sicherer  steuerlicher  Kontrolle  und 
Freihaltung  des  Betriebes  von  den  oft  hemmenden  Einflüssen 
derselben  darstellen,  angeregt  und  ihre  gesetzliche  Nutzbar- 
machung durchgeführt  zu  haben,  gebührt  dem  damaligen 
Ministerialrat,  jetzigen  Generaldirektor  der  Zölle  und  in- 
direkten Steuern  in  Bayern,  Leopold  von  May. 

Die  grofsen  Vorteile  dieser  Apparatmühlen  fiir  die  Praxis 
des  Brauerei betriebes  erhellen  am  besten  aus  ihrer  bedeutenden 
Verbreitung,  wobei  noch  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dafs  die 
Anschaffung  solcher  Apparatmühlen  seitens  der  Steuerpflichtigen 
nicht  obligatorisch  ist,  vielmehr  auf  deren  Kosten  erfolgt, 
die  sich  dabei  ziemlich  hoch  stellen.  Nach  dem  Amtsblatt 
der  bayerischen  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten 
Steuern,  1892  Nr.  30,  betrug  die  Zahl  der  Apparatmühlen  in 
Bayern  1891:  2282  (36  mehr  als  1890),  wovon  allein  1969 
im    Privatbesitz    waren.     Malzmühlen    ohne    Mefsapparat    gab 


^  Das  Nähere  hierüber  s.  von  May  a.  a.  0.,  Einleitung. 
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es  nur  1086,  die  bis  auf  10  öffentlich  waren.  Bei  den 
Apparatmühlen  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  mehrere 
Systeme  entwickelt;  gegenwärtig  sind  deren  8  in  Gebrauch, 
von  denen  jedoch  das  von  Riedinger-Bolzano  mit  1262  unter 
2282  nach  wie  vor  an  der  Spitze  steht.  Von  dem  gesamten 
steuerpflichtigen  Braumalz  wurden  1891  nicht  weniger  als 
9i^lo  auf  solchen  Apparatmühlen  geschrotet. 

Ein  bemerkenswerter  Fortschritt  im  Interesse  der  Steuer- 
gerechtigkeit wurde  auch  mit  der  Gewährung  der  Rück- 
vergütung des  Lokalmalzauföchlages  gemacht,  die  Hand  in 
Hand  mit  der  zunehmenden  Verkehrsentwieklung  und  der 
technischen  Hülfsmittel  dazu  beitrug,  den  Femabsatz  der 
Brauereien  und  damit  deren  industrielle  Ausgestaltung,  anderer- 
seits aber  auch  die  Erstreckung  der  gegenseitigen  Konkurrenz 
über  das  ganze  Land  zu  befördern. 

Von  der  sub  5)  statuierten  Einbeziehung  der  Rheinpfalz 
in  die  Malzaufschlagsgesetzgebung  wurde  einstweilen  noch 
Abstand  genommen,  bis  „die  vollständige  Gleichstellung  der 
Pfalz  mit  den  rechtsrheinischen  Landesteilen  bezüglich  der 
Taxen  und  des  Stempels  erfolgt  sei." 

Diese  im  Jahre  1868  erfolgte  Neugestaltung  des  Malz- 
aufschlgsegesetzes  erfuhr  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  noch 
mehrfache  Änderungen,  deren  bemerkenswertesten  die  durch 
die  Einführung  des  Metermafses  und  der  Markwährung 
veranlafsten  sind.  Die  am  29.  April  1869  erfolgte  neue  MaCs- 
und  Gewichtsordnung  für  den  norddeutschen  Bund  wurde 
nach  Ausdehnung  derselben  auf  das  neue  Reichsgebiet  am 
18.  Februar  1871  in  einem  besonderen  Gesetze  für  das 
bayerische  Aufschlagswesen  nutzbar  gemacht,  indem  nicht  die 
einfache  Reduktion  der  damaligen  bayerischen  Mafse  auf  das 
metrische  System  eintrat,  sondern  eine  Abrundung  der  be- 
treffenden Mafse  und  Steuersätze  vorgenommen  wurde  und 
zwar  für  den  Malzaufschlag  mit  2  Gulden  20  Kreuzer  pro 
1  hl.  Darrmalz.  Das  bedeutete  gegen  früher  eine  fernere 
Herabminderung  des  Steuersatzes  um  ca.  1  Kreuzer  pro 
Scheffel  Malz.  —  Am  1.  Januar  1876  wurde  ferner  die  Mark- 
währung in  Bayern  eingeführt  und  der  Gulden  zu  1,80  Mark, 
der  Kreuzer  zu  3  Pfennigen  umgerechnet.  Dies  brachte  den 
bayerischen  Brauern  insofern  einige  Vorteile,  als  die  bis- 
herigen, auf  die  Mafs  bezüglichen  Bierpreise  unverändert  auf 
den  etwas  kleineren  (um  Vie)  Liter  übergingen  und  die  Um- 
rechnung von  Kreuzern  in  Pfennige  bei  der  Preisstellung  des 
Biers  vielfach  noch  über  1  :  3  abgerundet  wurde.  Dazu  kam, 
dafs  die  Bierpreise  selbst  in  diesem  Zeitraum  einen  günstigen 
Verlauf  für  die  Brauer  nahmen.  Während  im  Durchschnitt 
des  Jahrzehnts  1861/1870  der  Preis  für  Sommerbier  16,5  Pf. 
und  fiir  Winterbier  19,1  Pf.  pro  Mafs   betragen   hatte,   stellte 
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er  sich  in  dem  Zeitraum  1871/78  auf  19,8  Pf.  fiir  Sommerbier 
und  22,6  Pf.  für  Winterbier ». 

Alle  diese  mehr  oder  minder  unmittelbaren  Begünstigungen 
der  Bierbrauerei  in  Bayern  wurden  aber  zunächst  weit  über- 
ragt durch  die  bedeutenden  Impulse,  die  der  Bierproduktion 
zu  Anfang  der  70  er  Jahre  aus  der  rapiden  Steigerung  des 
Konsums  und  dem  allgemeinen  Aufschwünge  im  Wirtschafts- 
leben erwuchsen.  Die  „Milliardenjahre",  wie  man  gemeinhin 
die  Zeit  von  1872  bis  1875  nennt,  die  mit  ihrer  alle  Kanäle 
des  wirtschaftlichen  und  socialen  Lebens  durchrauschenden 
Goldflut  überall  ein  hastiges  Drängen  nach  erhöhtem  Verdienst 
und  Genufs  und  damit  eine  gewaltige  Anspannung  aller 
gewerblichen  Faktoren  zur  industriemäfsigen  Entfaltung  der 
Produktion  und  zur  Ausnutzung  des  Verkehrs  erzeugten, 
waren  auch  für  die  industrielle  Ausgestaltung  der,  das  ver- 
breitetste  „Gesellschaftsgetränk"  spendenden  Bierbrauerei  von 
entscheidender  Bedeutung.  Als  dann  zu  Mitte  der  70  er  Jahre 
der  grofse  Rückschlag  eintrat,  die  Goldflut  zerronnen,  die 
Produktionsfaktoren  aber  überspannt  waren,  konnte  dies  den 
einmal  in  Flufs  geratenen  Prozefs  nur  beschleunigen  und 
verschärfen,  als  dessen  Begleiterscheinung  sich  alsbald  der 
^Existenzkampf  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  gegen  die 
Grofsetablissements  herausbildete  und  statistisch  drastisch  zu 
Tage  trat. 


6.   Kapitel. 

Die  nenere  Entwicklung  der  Technik  und  der  verwandten 

Httlfsmittel. 

In  erster  Linie  dokumentierte  sich  der  Zug  zum  In- 
dustrialismus  in  der  mit  der  Produktionsentwicklung  in 
engster  Wechselbeziehung  stehenden  technischen  Aus- 
gestaltung der  Bierbrauerei,  die  seit  Anfang  der 
70  er  Jahre  ersichtlich  in  eine  neue  Phase  getreten  ist. 

Nicht  nur  für  die  grofsen  Betriebe  der  Hauptverkehrs- 
städte, sondern  auch  für  die  meisten  Provinzbrauereien,  soweit 
sie  nicht  rein  landwirtschaftlicher  Natur  waren,  ergab  sich  in 
jener  Zeit  der  Hausse  das  natürliche  Bedürfnis,  ihren  Betrieb 
nach  Kräften  auszudehnen.  Dazu  bedurfte  es  aber  meist 
eines  bedeutenden  Kapitalaufwandes,  zumal  bei  der  allgemeinen 
Steigerung  der  Preise  für  Baumaterialien,  Maschinen,  der 
Arbeitslöhne  etc.  in  jener  Zeit.  In  der  anerkanntermafsen 
vorwiegend  aus  diesen  Jahren  datierenden  hohen  Hypotheken- 
belastung zahlreicher  Brauereien,    in  den  häufigen  ümwand- 


^  Aas  den  Daten   der  Beffrundaog    des    bayerischen   Regierangs- 
entwnrfes  behnfe  Erhöhung  des  Malzaufischlages  von  1878. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


102  xn  1. 

lungen  von  Privatbetrieben  in  Aktien-  und  andere  Gesellschafts- 
betriebe giebt  sich  dies  kund.  Zugleich  aber  ergab  sich  auch 
die  Notwendigkeit,  die  vielfach  kostspielig  erweiterten  Betriebs- 
anlagen möglichst  intensiv  durch  Steigerung  und  vor  allem 
Verbilligung  der  Produktion  auszunützen.  Als  ein  Haupt- 
moment hierfür  kommt  die  allgemeinere  und  vielseitigere 
Anwendung  des  Maschinenbetriebes  in  Betracht,  dessen  ele- 
mentare Bedeutung  für  die  Brauerei  schon  mehrfach  betont 
wurde.  Es  war  gewissermafsen  für  die  Brauerei  der  Zeit- 
punkt gekommen,  den  EngeP  so  treffend  dahin  charak- 
terisiert, dafs  „so  lange  die  Betriebe  ohne  Dampf  das  Über- 
gewicht haben,  —  bei  freier  Konkurrenz  —  diese  die  Preise 
regeln,  und  der  Überschufs  über  die  Produktionskosten  den 
Unternehmern  der  Dampfbetriebe  zu  Gute  kommt,  dafs  von 
dem  Moment  ab  jedoch,  wo  letztere  in  der  Majorität  sind, 
sie  die  Preise  regeln."  —  Auf  allen  Punkten  kam  die 
Weiterbildung   der  Maschinentechnik    und    die    allgemeinere, 

Sraktischc  Umsetzung  technisch-wissenschaftlicher  Forschung 
iesem  Zuge  der  Zeit  entgegen.  Wichtige,  förderliche 
Momente  waren  hierfür  bekanntlich  die  Schaffung  einer  ein- 
heitlichen Patentschutzgesetzgebung  in  Deutschland  (1877)^, 
sodann  speciell  für  die  wissenschaftliche  Weiterbildung  der 
Brautechnik,  die  infolge  der  geschilderten,  erziehlichen 
Wirkungen  der  bayerischen  Pflanzstätte  entstandenen,  zahl- 
reichen Lehr-  und  Versuchsstätten  im  übrigen  Deutschland 
und  im  Auslande.  Alle  die  bisher  von  Bayern  und  Öster- 
reich ausgegangenen  Keime  auf  dem  Gebiete  gewerblich- 
wissenschaftlicher  Förderung,  die  akademische  und  praktische 
Pflege  der  Technologie,  das  Zeitschriften-  und  Vereinswesen, 
erwuchsen  nun,  und  im  Gegensatz  zur  ersten  Entwicklungs- 
phase flössen  der  Brauerei  jetzt  die  technischen  Errungen- 
schaften von  allen  Seiten  zu,  von  Norddeutschland  sogut  wie 
von  Süddeutschland,  von  Dänemark,  Österreich,  England, 
Frankreich,  Amerika  und  neuerdings  auch  in  vereinzelten 
Fällen  von  Rufsland,  Durch  die  Intensität,  mit  der  seither 
•diese  wissenschaftlich-technische  Ausgestaltung  des  Brauwesens 
erfolgt  ist  und  noch  erfolgt,  steht  diese  nach  der  Meinung 
von  Kennern  in  dem  allgemeinen  industriellen,  technischen 
Entwicklungsprozefs  der  Gegenwart  mit  in  erster  Reihe.  Da» 
Aufblühen  und  Aufkommen  zahlreicher  anderer  Industrie- 
zweige hat  sich  hieran  geknüpft,  und  so  ist  die  Brauerei  in  der 
Gegenwart  technisch  zu  einer  Hauptvertreterin  der  sogenannten 
chemisch-physiologischen  Grofsindustrie  und  volkswirtschaftlich 


»  „Das  Zeitalter  des  Dampfes."    Berlin  1880,  S.,  176. 

^  b.  darüber  besonders  bei  v.  Bojanowski,  Über  die  Entwicklung 
des  deatschcn  Patentwesens  von  1877—1889,  Leipzig  1890,  das  Kapitel 
„Die  Industrie  und  das  Patentwesen^. 
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ein  bedeutender  Faktor  für  die  gewerbliche  Produktion  und 
für  den  Konsum  geworden. 

Angesichts  der  Fülle  von  Erscheinungen,  die-  seit  den 
70  er  Jahren  durch  die  Entwicklung  der  Brautechnologie 
gezeitigt  sind,  hält  es  schwer,  ein  vollständiges  Bild  derselben 
und  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  flir  das  Gewerbe  zu 
geben,  zumal  auch  hier  Schmollers  ou  citierter  Satz  (a.  a.  O.) 
zutrifft,  dais  es  „flir  den  Nationalökonomen  schwer  ist,  allen 
Portschritten  der  Technik  und  des  Maschinenwesens  zu 
folgen  und  die  hiemach  sich  bemessende  grölsere  Billigkeit 
und  Leistungsfähigkeit  der  Industrie  im  Detail  zu  übersehen, 
da  auch  die  specifisch  technischen  Werke  darüber  oft  nicht 
einmal  Auskunft  geben*'. 

Bei  aller  Lückenhaftigkeit  der  nachstehenden  Schilderung 
der  technischen  Fortschritte  im  Brauwesen,  sei  sie  doch  als 
erster  Versuch,  diese  einigermafsen  vollständig  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  vorzuführen,  hergesetzt  ^  Wir  halten 
uns  dabei  im  allgemeinen  an  die  Reihenfolge  der  den  Brauerei- 
betrieb begreifenden  Vorgänge: 

Die  bereits  frühzeitig  entwickelte,  systematisch  betriebene 
Forschung  zu  einem  eindringenden,  wissenschaftlichen  Ver- 
ständnis des  Mälzungs-  und  Darrprozesses,  des  Maisch-  und 
Sudwesens,  förderte  besonders  seit  den  70  er  Jahren  als  prak- 
tisches Ergebnis  zahlreiche  neue  und  verbesserte  Methoden 
und  Vorrichtungen  (Apparate  und  dergleichen)  zu  Tage,  deren 
Kette  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen  zu  sein  scheint. 
Es  kamen  sinnreiche  Gerstensortier-  und  Putzmaschinen  in 
Aufnahme,  durch  die  ein  äufserst  gleichmäfsiges  Rohmaterial 
und  damit  eine  vorher  unerreichte  Sicherheit  für  das  erwünschte 
Wachstum  der  Gerste  auf  der  Malztenne  sowie  eine  be- 
deutende Zeitersparnis  *  erzielt  wurde.  Nachstehendes  Beispiel 
möge  den  damit  erreichten,  bedeutenden  ökonomischen  Vorteil 
erhellen®:  Wenn  durch  solche  Apparate  8^/o  verschiedene, 
zum  Brauen  untaugliche  Gerste  aussortiert  werden  (es  ist  das 
keineswe^  viel;  in  manchen  Jahren  sind  es  über  10 ^/o),  so 
ftlUt  hierfür  die  Malzsteuer  fort,  was  bei  1000  hl.  Gerste  und 
einem  staatlichen  Steuersatz  von  6  Mark  pro  hl  Malz,  wie 
gegenwärtig  durchschnittlich  in  Bayern,  und  einem  Lokal- 
malzzuschlag von  2  Mark   pro  hl.,   eine  Steuerersparung  von 


1  Die  dabei  benntzten  Materialien  sind  meist  der  Fachpresse  und 
mannigfachen  Handbüchern  entnommen.  Im  übrigen  s.  die  Litteratar 
auf  8.  63. 

'  „Ein  Trieur  (Glerstenputzmaschine),  der  in  8  Standen  bei  Hand- 
betrieb 80  hl  Gerste  putzt,  kostet  nur  400  Mark.""  Holzner,  Zeitschrift 
für  das  gesamte  Brauwesen.    München  1885.    S.  477. 

'  Aus  Lintner,  Artikel  „Bierbrauerei  und  Malzfabrikation^  in  der 
Denkschrift  „Die  bayerische  Landwirtschaft^.    München  1889. 
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6,40  Mark  bedeutet  (das  Rendement  von  Gerste  zu  Malz  wie 
100  :  75  angenommen).  In  einer  Grofsbrauerei,  die  bis  zu 
6,50  Mark  von  einem  Teile  ihres  Malzverbrauchs  Steuer  pro 
hl  zahlt,  wird  sich  diese  Ersparung  durch  rationelle  Sortierung 
noch  entsprechend  höher  stellen,  umgekehrt  für  eine  Klein- 
brauerei, die  nach  dem  neuen  Aufschlagsgesetze  niedrigere 
Steuersätze  geniefst.  Für  den  Gerstenabfall  werden  ferner 
pro  hl  5  Mark  bezahlt,  was  bei  8®/o  Hintergerste  wieder 
400  Mark  ausmacht,  wovon  allerdings  der  Mindererlös  für 
entsprechend  weniger  vorhandene  Treber  abgezogen  werden 
mufs.  Dieser  Treberausfall  beträgt,  den  hl  (feuchte  Treber) 
mit  1,30  Mark  angesetzt,  104  Mark  und  es  verbleiben  sonach 
296  Mark,  die  zusammen  mit  dem  vorgenannten  Steuerminus 
mithin  eine  Gesamtersparnis  von  936  Mark  für  den  Betrieb 
bedeuten.  Da  nun  aber  auf  diesen  80  hl  Abfallgerste  noch 
der  für  sie  bezahlte  Preis  lastet  —  falls  sie  nicht  dem  Eigen- 
bau entstammen  — ,  so  mufs  auch  dieser  noch  in  Abzug 
gebracht  werden,  was,  den  hl  reichlich  mit  12  Mark  bewertet, 
96  Mark  beträgt.  Als  endgültige  Ersparnis  verbleiben  sonach 
840  Mark  pro  1000  hl  Gerste.  Ein  solcher  Gerstenverbrauch 
würde  ungefähr  dem  einer  kleineren,  gewerblichen  Brauerei 
entsprechen,  —  die  bei  den  relativ  mäfsigen  AnschaflPungs- 
kosten  einer  solchen  Putzmaschine  (ca.  400  Mk.)  auch  ge- 
wöhnlich in  der  Lage  sein  wird,  sie  bei  sich  einzuführen. 

Eine  grofse  Umwälzung  vollzog  sich  auf  dem  Gebiete  der 
Mälzerei,  deren  rationelle  Ausbildung  besonders  auch  durch 
die  aufkommende  gewerbliche  Mälzerei  im  grofsen  gefördert 
wurde.  Schon  seit  Ende  der  50  er  Jahre  datieren  die  ersten, 
theoretischen  Versuche  der  Mälzerei  auf  mechanisch-pneuma- 
tischem Wege.  Im  Jahre  1877  erschien  die  erste  Publikation 
des  Franzosen  Galland  über  die  von  ihm  erfundene,  pneuma- 
tische Mälzerei,  nachdem  er  diese  1874  in  einer  grofsen 
Brauerei  in  Marseille  zum  ersten  male  praktisch  erprobt 
hattet  Anfangs  zögernd,  durch  die  Praxis  aber  bald  bewährt, 
hielt  diese  geniale  Eriindung,  für  die  bald  verschiedene  Systeme 
sich  entwickelten,  ihren  Einzug  in  die  Brauerei.  Die  Raum- 
(ca.  ^k  der  Tennenmälzerei),  Zeit-  und  Arbeitsersparnis  dieser 
Trommel-  bezw.  Kastenmälzerei  gegenüber  der  ausgedehnten, 
im  allgemeinen  auf  Handarbeit  angewiesenen  Tennenmälzerei, 
die  grofse  Sicherheit  und  Gleichartigkeit  dieses  pneumatisch 
betriebenen  Mälzungsprozesses  und  die  vollständige  Unab- 
hängigkeit von  der  Jahreszeit  und  Witterung  boten  ele- 
mentare Vorteile.  Immerhin  konnte  sich  jedoch  daneben  die 
Tennenmälzerei  sehr  wohl  behaupten,  zumal  auch  sie  wesent- 

1  Gleichzeitig,  bezw.  noch  früher,  hatt«  übrigens,  unabhängig  von 
ihm,  Lintner  gleichartige  Versuche  in  Raudnitz  in  Böhmen  angestellt, 
die  sich  aussichtsYoll  erwiesen. 
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liehe  Verbesserungen,  besonders  hinsichtlich  der  Methode, 
erfuhr  und  da  andererseits  die  Anlage  von  pneumatischer 
Mälzerei  mit  sehr  erheblichen  Unkosten  verknüpft  ist,  sodafs 
sie  sich  in  erster  Linie  nur  auf  besonders  grofse  Brauereien 
und  auf  Malzfabriken  beschränkt.  Sinnreiche  Ventilationsvor- 
richtungen sicherten  auch  der  Tennenmälzerei  mehr  und  mehr 
die  erwünschte  Unabhängigkeit  von  den  äufseren  Temperatur- 
verhältnissen, zumal  seit  die  Einfügung  künstlicher  Feuchtung 
und  Lüftung  durch  mannigfache  Vorrichtungen  ermöglicht  wurde. 
Neuerdings  ist  dazu  noch  eine  technische  Errungenschaft 
getreten,  durch  die  die  Tennenmälzerei  auch  im  Grofsbetriebe 
erfolgreich  mit  der  pneumatischen  Mälzerei  zu  konkurrieren 
imstande  sein  wird,  nämlich  die  in  Sachsen  in  einer  Fabrik 
erfundene  mechanische  Tennenmälzerei.  Durch  sie  wird 
einerseits  fast  die  gesamte  menschliche  Arbeitskraft,  die 
gerade  beim  Mälzen  sehr  ins  Gewicht  fällt,  auf  mechanischem 
Wege  ersetzt  (mechanisches  Wenden  der  Malzhaufen)  und 
zugleich  eine  grofse  Präzision  in  der  mechanischen  Arbeit 
beim  Mälzen  erzielt.  Freilich  ist  auch  dies  System  der 
Mälzerei  nur  für  den  Grofsbetrieb  recht  geeignet,  wegen  der 
bedeutenden  Anlagekosten  (ca.  25  000  Mark),  zumal  auch  eine 
erhebliche  Maschinenkraft  (durch  Elektricität  meistens)  dazu 
vorhanden  sein  mufs. 

Von  nicht  minderer  Tragweite  haben  sich  die  seiner  Zeit 
unter  der  Aegide  der  Professoren  Reischauer  und  Lintner 
begründeten  Forschungen  in  Bezug  auf  den  Darrprozefs 
erwiesen.  „Wohl  die  meisten  Störungen  im  Sudhause,  im 
Gähr-  und  Lagerkeller,  lassen  sich  auf  diesen  so  wichtigen, 
aber  von  vielen  Brauern  noch  so  sehr  oberflächlich  geleiteten 
Vorgang  zurückführen.  Vom  Darren  des  Malzes  hängt  der 
Charakter  des  Bieres  ab*,  ob  bayerisch,  wienerisch  oder 
böhmisch.**  (Lintner  a.  a.  O.)^  Dementsprechend  fand  auch 
hier  die  ersinnende  Tecknik  ein  reiches  Feld  zur  Bethätigung, 
die  um  so  wertvoller  war,  als  die  bezüglichen  Verbesserungen 
meist  auch  dem  kleinen  Brauer  zugänglich  sind.  (Holzner 
a.  a.  0.)  Die  Grundlage  aller  stattgehabten  Verbesserungen 
und  Konstruktionsergänzungen  bilden  immer  noch  die  soge- 
nannten „englischen  Darren"  mit  ihrer  strahlenden  Wärme 
vmd  dem  liegenden  Röhrensystem.  Vornehmlich  wurde 
mittels  der  grofsartigen  physikalischen  Fortschritte  eine  über- 
aus genaue  Temperaturkontrolle  ermöglicht  und  wurden  sinn- 
reiche Vorrichtungen   erfunden,   wie  die  Alarm-,    die   Selbst- 


1  Wenigstens  in  erster  Linie,  daneben  anch  die  Hefe  von  wesent- 
licher Bedeutong;  s.  darüber  unten  bei  der  Hefenreinzuebt. 

Der  Verf. 

*  „Solche  praktischen  Darrverbesserungen  sind  auch  sehr  wesent- 
lich fttr  die  Steigerung  der  Extraktausbeuter   (S.  u.)    Holzner  a.  a.  0. 
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schreib-  und  die  Fernsprechthermometer.  Dieses,  sowie  die 
Erfindung  selbstthätiger  Darrwendeapparate,  vermittels  deren 
das  auf  der  Darre  schwitzende  Malz  in  erforderlicher  Weise 
von  aufsen  auf  mechanischem  Wege  gewendet  werden  kann, 
trugen  zu  einer  bedeutenden  Ersparnis  und  segensreichster 
Schonung  menschlicher  Arbeitskraft  bei,  zugleich  dabei  die 
Sicherheit  des  Darrprozesses  wesentlich  erhöhend:  Die  Arbeit 
auf  der  Darre,  der  häufige  und  längere  Aufenthalt  der 
Arbeiter  in  dem  bis  an  und  über  60®  R.  heifsen  Darrraum  behufs 
Beobachtung  der  Temperatur  und  Umschaufelung  des  Malzes 
gilt  von  jeher  als  eine  der  angreifendsten  Beschäftigungen 
im  Brauereibetrieb  und  die  möglichste  Beseitigung  derselben 
durch  die  genannten  Neuerungen  ist  so  auch  in  der  Richtung 
des  Arbeiterschutzes  als  ein  sehr  erfreulicher  Fortsehritt  zu 
betrachten. 

Das  Entkeimen  des  Malzes  nach  dem  Darren  geschieht 
seit  längerer  Zeit  auch  vielfach  durch  Putz-  und  Polier- 
maschinen, wodurch  die  ehemaligen,  oft  bedeutenden  Verluste 
an  Körnern  durch  Zertreten  vermieden  und  die  Säuberung 
und  Herrichtung  des  Malzes  zum  Schroten  und  Maischen  in 
weit  schnellerer  und  vollkommnerer  Weise  erzielt  wird.  Die 
Schrotmühlen,  die  ebenfalls,  je  nachdem  ein  gröberes  oder 
feineres  Schrot  gewünscht  wird,  mit  mannigfachen  dazu 
dienlichen  Vorrichtungen  versehen  worden  sind,  spielen  be- 
kanntlich in  Bayern  wegen  ihrer  fast  durchgängigen  Ver- 
bindung mit  automatischen  Mefs Vorrichtungen  eine  wichtige 
Rolle  und  haben  bezüglich  dieser,  wie  erwähnt,  mehrfache 
Neuerungen  aufzuweisen. 

Nachdem  das  Malz  geschrotet,  wird  es  auf  mechanische 
Weise  in  den  Maischbottich  übergeführt.  Mannigfache 
Vorrichtungen,  Anschwänzapparate  und  dergleichen,  das 
Maischwasser  und  das  Malz  in  geeigneter  Weise  in  den 
Bottich  gelangen  zu  lassen,  um  ein  gutes  „Einteigen"  des 
Schrotes,  die  richtige  Mischung  desselben  mit  dem  Wasser  zu 
erzielen,  sind  in  allen  besser  eingerichteten  Brauereien  zu  finden. 

Die  eigentliche  Maisch-  bezw.  Braumethode  ist  in  Bayern 
von  jeher  in  ihrer  bewährten  Weise  im  wesentlichen  unver- 
ändert geblieben.  Entweder  wird  das  Malzschrot  kalt  ein- 
geteigt  und    unter   bestimmten,    sorgfHltig    bemessenen  Tem- 

Eeratursteigerungen  teilweise  gekocht,  dies  ist  die  von  alters 
er  in  Altbayern  (München)  übliche  Dickmaischmethode  — , 
oder  das  Malz  wird  in  erwärmtes  Wasser  geteigt  und,  nach 
Abzug  einer  gewissen  Würzenmenge  (des  sogenannten  „Satzes"), 
die  verbleibende  Maische  auf  einmal  gekocht,  die  sogenannte 
Satzbrauerei,   die  vorwiegend  in  Franken  zu  Hause  ist. 

Auf  das  Maisch-,  Läuter-  und  Sudverfahren 
konzentrierten  sich  von  jeher  die  auf  eine  rationelle  und 
sparsam    arbeitende    Produktion     berechneten    Bestrebungen» 
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Während  die  meisten  der  bereits  erwähnten  und  noch  zu 
erwähnenden  technischen  Verbesserungen  in  der  Betriebs- 
führung und  Einrichtung  der  Brauerei  mehr  indirekt,  in 
wechselseitiger  Ergänzung  in  der  bezeichneten  Richtung 
wirksam  sind,  kommt  in  diesem  Teile  der  Brautechnik  der 
in  der  direkten  Erhöhung  der  Extraktausbeute 
gipfelnde  wirtschaftliche  Effekt  in  elementarer  Weise  zum 
Ausdruck.  Die  Erhöhung  der  Extraktausbeute,  d.  h.  die  Er- 
zielung einer  möglichst  grofsen  Menge  Bier  aus  einem  möglichst 
geringen  Malzquantum  unbeschadet  der  Qualität  des  fertigen 
Produktes,  ist  gewissermafsen  der  springende  Punkt,  an  den 
sieh  die  übrigen  technischen  Vervollkommnungen  knüpfen 
und  seine  praktische  Tragweite  mehr  oder  weniger  sekundär 
unterstützen. 

Es  war  erwähnt,  wie  schon  1825  die  tiberwiegend  auf 
ungesetzlichem  Wege  in  Aufnahme  gekommenen  Bestrebungen 
behufs  intensiverer  „Gufsftihrung"  die  Aufmerksamkeit  der 
mafsgebenden  Kreise  auf  sich  gezogen  und  die  Behörden 
beschäftigt  hatten.  Die  daraufhin  theoretisch  und  praktisch 
unternommenen  Bemühungen,  auf  legalem  Wege  eine  sowohl 
quantitativ  als  auch  qualitativ  bessere  Ausnutzung  des  Roh- 
materials zu  erzielen,  waren  bereits  frühzeitig  von  Erfolgen 
begleitet,  die  allerdings  ihre  auf  die  gesamte  gewerbliche 
Produktion  sich  erstreckende,  wirtschaftliche  Bedeutung  erst 
seit  den  70  er  Jahren  erlangten,  was  sich  naturgemäfs  aus  der 
geschilderten  wirtschaftlichen  Sachlage  jener  Zeit  erklärt. 
Seit  dieser  Zeit  datieren  daher  eine  Reihe  höchst  bemerkens- 
werter technischer  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete,  die  um 
so  interessanter  erscheinen,  als  sie  vielfach  die  endliche 
praktische  Umsetzung  lange  voraufgegangener  theoretischer 
Erkenntnisse  waren.  Ein  wesentliches  Moment  für  die  prak- 
tische und  allgemeinere  Nutzbarmachung  der  bezüglich  der 
Erhöhung  der  Extraktausbeute  ausgebildeten  Methoden  war 
neben  der  Weiterbildung  der  technologischen  Chemie  die 
vielseitige  Anwendung  der  Dampf  kraft  in  den  Brauereibetrieb. 
Durch  diese  besonders  wurde  aie  Konstruktion  des  von  den 
Ingenieuren  Welz  und  Rittner  zuerst  1879  praktisch  ver- 
werteten Läuterapparats  und  die  damit  verbundene  bessere 
Handhabung  des  Brauverfahrens  ermöglicht.  Gegenüber  der 
bisher  vorwiegend  durch  Handbetrieb  erfolgten  Führung  des 
Maischprozesses  wurde  nunmehr  der  Gebrauch  mechanischer, 
mittels  Transmission  betriebener  Maischrührwerke  nebst  dem 
neuen  Jjluterapparat  von  grundlegender  Bedeutung.  Bis  zur 
Gegenwart  dauert  die  hieran  anknüpfende  Ausgestaltung  des 
Maisch-Läuter-  und  Braubetriebes  ununterbrochen  fort  und 
hat  eine  grofse  Reihe  vervollkommneter  Systeme  und  sonstiger 
Neuerungen  auf  diesem  Gebiete  geschaffen.  Die  zuerst  durch 
das  Welz-Rittner'sche  Svstem  versuchte,  dann  durch  äufserst 
vervollkommnete    Verfahren ,     insbesondere    durch 
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führung  sogenannter  Treberaufhackmaschinen  ermöglichte 
Aufsehliefsung  und  Auslaugung  des  Malzes  und  die  Aus- 
nutzung seiner  löslichen  Bestandteile  war  eine  bisher  un- 
erreichte. Wie  durch  Versuche  dargethan  wurde,  konnte 
dadurch  aus  10  Centner  Malz  genau  dasselbe  Würzequantum 
erreicht  werden,  wie  vordem  aus  12  Centner  gleichen  Malzes. 
Während  die  gesamte  Extraktmenge  eines  guten  Malzes 
68 — 70^/0  beträgt,  jedoch  davon  bisher  nur  50 — 58  ^o  in  die 
Würze  übergingen,  sodafs  1 0 — 20  ^/o  unbenutzt  in  den  Trebem 
zurück  blieben,  konnten  nun  60—70%  Extrakt  wirklich 
gezogen  werdend  Was  dies  für  die  Verbilligung  der  Pro- 
duktion und  damit  für  die  Steigerung  der  gesamten  Betriebs- 
rentabilität bedeutet,  liegt  auf  der  Hand. 

Es  wird  an  anderer  Stelle  eingehend  dargethan  werden, 
wie  gerade  die  Frage  nach  der  Erhöhung  der  Extraktausbeute 
in  den  80  er  Jahren  einen  Hauptpunkt  der  Diskussion  über 
die  Notlage  zahlreicher  bayerischer  Klein-  und  Mittelbrauereien 
bildete,  wie  gerade  sie  vielfach  als  der  springende  Punkt 
angesichts  der  Sachlage  betrachtet  wurde  und  die  mannig- 
fachen Vorschläge  zur  Reform  sich  auf  die  möglichst  allge- 
meine Nutzbarmachung  dieses  Teils  der  brau  technischen 
Fortschritte  konzentrierten. 

An  die  Bestrebungen  zur  besseren  Ausnutzung  und  Er- 
sparnis des  Malzes  durch  Erhöhung  der  Extraktausbeute 
schlössen  sich  gleichartige  in  Bezug  auf  den  Hopfen. 

Der  Hopfen  ist  durch  eigentümliche  Verhältnisse,  die 
vornehmlich  in  weitgehenden  Schwankungen  der  jährlichen 
Ernteausfklle  nach  Quantität  und  Qualität  und  einem  darauf- 
hin entwickelten,  entscheidenden  Einflufs  des  Zwischenhandels 
auf  die  Preisgestaltung  gipfeln,  für  die  Rentabilität  der 
Brauerei  von  erheblicher  Bedeutung.  Nachstehende  Kal- 
kulation möge  dies  veranschaulichen.  Unter  Zugrundelegung 
der  in  den  Jahren  1882 — 1890/91  thatsächlich  gezahlten 
Durchschnittspreise  bewegen  sich  die  Ausgaben  einer  Brauerei 
mit  20  000  hl.  Bier  Jahresproduktion  für  ihren  Hopfenbedarf 
in  folgenden  Differenzen: 

Preis  für  Lagerbierhopfen  (100  kg  netto)  Ausgaben  f&r  Hopfen      Mehr  oder  weniger 

200  Mark  (Mittclpreis)  14  000  Mark 

130      „      (Minimaldurchschnittspreis)  9 100      „  —  4  900  Mark 

880      „      (Maximaldurchschnittspreis)  26  600      ^  + 12  600     „ 

940     „      (Preis  von  Dezember  1882)  65  800      „  +51 800     „ 

Mannigfacher  Art  waren  die  hieraus  sich  erklärenden  Be- 
strebungen behufs  rationeller  Handhabung  des  Hopfenverbrauchs 
f^ir  den  Betrieb  der  Brauerei.  Nach  der  tecnnischen  Seite 
kam    zur    Ersparung    von    Hopfen    der    Brauerei     ein    sehr 


^  S.   Zeitschrift    ffir   das  gesamte    Brauwesen.    München 
1880,  S.  109-112. 
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wesentlicher  Umstand  zu  Gute :  die  allgemeinere  Verwendung 
des  Eises  und  sonstiger  Kühlmittel,  besonders  seit  der 
industriellen  Nutzbarmachung  der  künstlichen  Kälteerzeugung, 
womit  eine  Hauptursache  fSr  den  ehedem  verhältnismäfsig 
grofsen  Hopfenbedarf  in  dt  n  Hintergrund  trat,  da  der  Hopfen 
vomehmlicli  auch  ein  Konservierungsmittel  des  Biers  ist.  Dazu 
kam,  dafs,  —  vielleicht  erst  seitens  der  hopfensparenden 
Brauer  selbstbewirkt — ,  mehr  und  mehr  beim  bierkonsumierenden 
Publikum  die  Geschmacksvorliebe  sich  von  den  stark  ge- 
hopften,  bitteren  Bieren  ab-  und  dem  milden,  vollmundigen 
Bier  zuwandte.  Eine  Reihe  anderer,  wirtschaftlich  bedeut- 
samer Fortschritte  verdankte  ferner  die  Brauerei  dem  Hopfen- 
handel selbst,  der  mehr  und  mehr  durch  das  seit  Ende  der 
70  er  Jahre  sich  vervollkommnende  Konservierungs verfahren 
dazu  beitrug,  die  für  die  Preisgestaltung  wesentlichen  Ab- 
weichungen in  den  Marktangeboten  der  verschiedenen  Kam- 
pagnen, infolge  der  grofsen  Verschiedenheiten  der  Ernte- 
ausfälle, auszugleichen  \  auch  gingen  die  Brauer  vielfach  selbst- 
ständig dazu  über,  durch  Nutzbarmachung  der  Hopfen- 
konservierung (besonders  Magazinierung  desselben  in  dauernd 
kalt  gehaltenen  Räumen)  die  jeweiligen  Handelskonjunkturen 
in  ihrem  Interesse  auszubeuten.  In  wie  ausgedehnter  Weise 
dies  bereits  dazu  geführt  hat,  das  Braugewerbe  hinsichtlich 
der  gesamten  Handelsverhältnisse  des  Hopfens  sicher  zu 
stellen,  ist  allgemein  in  Fachkreisen  anerkannt  und  tritt  von 
Jahr  zu  Jahr  deutlicher  und  allgemeiner  zu  Tage  ^  Mannig- 
facher Art  sind  ferner  die  besonders  in  der  Gegenwart  regen 
Fortschritte  bezüglich  der  technischen  Verwendung  des 
Hopfens.  Hopfenzerreifsmaschinen,  rationelle  Konstruktionen 
von  Hopfenseihvorrichtungen,  sowie  die  noch  in  der  Aus- 
gestaltung begriffenen  Hopfensud-  und -extrahierverfahren  sind 
hier  zu  nennen. 

Ein  ergiebiges  Feld  für  den  technischen  Fortschritt  in 
der  Brauerei  boten  von  jeher  die  für  den  Darr-  und  Sud- 
prozefs  in  Betracht  kommenden  Heizanlagen  und  Heiz- 
verfahren. Was  für  die  Brauerei  hierbei  an  Vervoll- 
kommnungen aller  Art  erzielt  ist,  ist  mit  der  Geschichte  der 
gesamten  Maschinenindustrie  eng  verknüpft.  Von  wie  grofsem 
Einflüsse  die  rationelle  Handhabung  des  Heizwesens  für  die 
Rentabilität  der  Brauerei  ist,  möge  aus  nachstehender  Kalku- 
lation erhellen,  die  auf  den  Ergebnissen  einer  höchst  in- 
teressanten, vom  Verein  „Versuchs-  und  Lehranstalt  für 
Brauerei  in  Berlin"  im  Jahre  1885  veranstalteten  Enauete 
über  den  Kohlenverbrauch  ^  in   Brauereien   fufst:     Es   beläuft 


*  Des  Näheren  hierfiber  s.  in  des  Verfassers  Buch:  „Der  Hopfen - 
handel;  Produktion,  Verkehr  und  Preise  des  Honfens  nebst  Geschichte, 
Organisation  und  Technik  des  Hopfenhandels''.    Berlin  1891. 
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sich  danach  der  Kohlenverbrauch  zum  Darren  und  Verbrauen 
für  100  kg.  Malz: 

im  Maximum  auf  252,50  kg.  Kohlen, 
im  Minimum  auf    82,50    „  „ 

und  im  Durchschnitt  auf  151,30    „  „ 

Pro  100  kg.  böhmische  Braunkohlen  den  Preis  von  nur 
1  Mark  vor  1889  angenommen  ^,  so  ergiebt  sich  ein  Kosten- 
aufwand auf  1  hl.  Bier  (=  25  kg.  Malz  angenommen)  von 
0,63  Mk.  im  Maximum, 
0,21  „  im  Minimum, 
und  0,38  „  im  Durchschnitt. 
Für  die  Gesamtrentabilität  des  Betriebes  bedeuten  diese 
lediglich  durch  die  Verschiedenheit  in  der  Güte  des  Heiz- 
wesens bedingten  Abweichungen  bei  einer  Brauerei  mit  einer 
Jahresproduktion  von  20  000  hl  einen  Aufwandsunterschied 
von  ca.  1400  Mark.  Neuerdings  aber,  nach  1890,  wo  man 
den  Preis  der  Braunkohlen  im  grofsen  Durchschnitt  auf  min- 
destens 1,75  Mark  pro  100  kg  veranschlagen  kann,  stellt  sich 
dieser  Kostenunterschied  in  praxi  auf  ca.  2600  Mark.  Diese 
grofsen  Unterschiede  in  den  Betriebsergebnissen  des  Heiz- 
wesens in  der  Brauerei  weisen  besonders  hinsichtlich  des  er- 
zielten Minimalaufvvandes  auf  die  grofsen  Fortschritte  hin,  die 
auf  diesem  Gebiete  der  Technik  gemaclit  worden  sind.  Der 
Brauereiingenieur  ist  heutzutage  neben  dem  Brauereichemiker 
eine  gewohnte  Erscheinung  im  Brauereibetriebe ;  seine  Thätig- 
keit  erstreckt  sich  zu  einem  guten  Teil  auf  die  rationelle  Ein- 
richtung und  Beobachtung  des  Heizwesens.  Die  technischen 
Vervollkommnungen  der  Darranlagen,  der  Feuerungssysteme 
und  die  wissenschaftlich  erprobte  Unterhaltung  der  Feuerung 
und  Leitung  des  Verbrennungsprozesses,  unterstützt  durch  sinn- 
reich konstruierte  Ventilations-,  Kufsverbrennungs  -  und  Ab- 
zugssysteme, durch  die  fortschreitende  Vervollkommnung  der 
Kessel-  und  Dampfmaschinenanlagen,  durch  die  mannigfachen 
Förderungen  infolge  der  Wirksamkeit  der  staatlichen  Dampf- 
kesselgesetzgebung, durch  die  Kesselrevisions vereine,  speciell 
die  Errichtung  von  Heizversuchs-  und  Kontrollstationen  und 
die  Gründung  von  Heizerschulen  und  Einführung  von  Lehr- 
heizern, alles  das  hat  in  erspriefslichster  Weise  zusammen- 
gewirkt, die  industrielle  Nutzbarmachung  des  Maschinenwesens 
auch  nach  dieser  Seite  für  die  Brauerei  in  weiterem  Umfange 
zu  ermöglichen.  Auch  die  mannigfachen  Anwendungen  der 
Dampf-  und  Gasheizung  haben  nebst  den  betreffenden  Ma- 
schinen in  der  Brauerei  Eingang  gefunden  und  sich  auch  hier 


^  In  der  Brauerei,  speciell  in  Süddeutachland,  wird  überwiegend 
diese  Kohle  gebraucht.  Bezüglich  des  angesetzten  ungefähren  Durch- 
schnittspreises s.  „Die  wirtschaftliche  Bewegung  von  Handel  und  Industrie 
in  Deutschland  im  Zeitraum  von  1884—1888".    Berlin  1890.   2.  Bd.  S.  126. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


xn  1.  111 

besonders  für  kleinere  Betriebe  nutzbar  erwiesen.  Es  ergänzen 
sich  hier  nach  verschiedenen  Seiten  hin  die  technisch-maschi- 
nellen Einrichtungen  zur  mechanischen  Erafterzeugung  durch 
Motorenbetrieb  und  zu  Feuerungs-  (Heiz-)  und  Beleuchtungs- 
zwecken. —  Vielfach  geteilt  sind  noch  die  Meinungen  über 
den  Nutzen  der  allgemeineren  Anwendung  des  Dampfes  zu 
Heiz-,  insbesondere  zu  Kochzwecken  an  Stelle  der  direkten 
Feuerneizung.  In  manchen  Gegenden  ^  und  nicht  nur  in  Grofs- 
brauereien  ist  man  ziemlich  häufig  zur  sogenannten  „Dampf- 
kochung"  der  Maische  und  des  Biers  übergegangen,  die  sich 
anerkanntermafsen  bedeutend  billiger  stellt.  Jedoch  scheinen 
die  technischen  Erfolge  bezüglich  des  Charakters  des  auf  diese 
Weise  gesottenen  Bieres  nicht  immer  befriedigt  zu  haben,  da 
man  vielfach  vom  „Dampfbier"  wieder  zum  „Feuerbier" 
zurückgegangen  ist.  Es  bricht  sich  jedoch  anscheinend  all- 
mählich die  Überzeugung  Bahn,  dafs  die  Dampfkochung  bei 
richtiger  Handhabung  auch  technisch  befriedigende  Resultate 
zu  erzielen  ermögliche,  und  dafs  mit  der  weiteren  Ausgestal- 
tung des  Maschinenbetriebes  auch  die  Brauerei  wie  zahlreiche 
andere  Industrien  neben  dem  Kraftdampf  auch  dem  wirt- 
schaftlich sehr  rentablen  Kochdampf  erhöhte  Aufmerksamkeit 
zur  praktischen  Nutzbannachung  zuwenden  wird. 

Die  erhöhte  Wirtschaftlichkeit  der  Produktion  wandte  sich 
auch  der  rationelleren  Nutzbarmachung  der  Neben-  und  Ab- 
falls tofFe  im  Betriebe  zu.  Aufser  den  schon  genannten  Treber- 
aufhackmaschinen,  durch  die  eine  möglichst  vollkommene  Ex- 
trahierung aller  noch  in  den  Trebern  befindlichen  Extrakt- 
stoflFe,  sowie  eine  gleichmäfsige  Durcharbeitung  der  Treber 
erzielt  wird,  wurden  mittels  sogenannter  Trebertrocken- 
apparate,  deren  es  zur  Zeit  mehrere  Systeme  giebt,  die  Treber 
in  geeigneter  Weise  für  den  Handel  präpariert  und  kon- 
servierungsfähig gemacht 

Vom  Sudhause  gelangt  die  Würze  auf  mechanischem  Wege 
(Pumpen,  Rohrleitungen)  auf  die  „Kühle"  und  wird  dort  auf 
die  zum  Anstellen  im  Gährkeller  nötige  Temperatur  abgekühlt 
und  zugleich  durch  Verdunsten,  soweit  erforderlich,  kon- 
centriert  und  durch  die  Lüftung  oxydiert.  In  kleinen  Brauereien 
mit  Handbetrieb  geschieht  das  Überführen  der  Würze  aufs 
Kühlschiff  vielfach  noch  mittels  Tragbütten  und  Eimer,  was 
mit  vielen  Unzuträglichkeiten  verknüpft  ist,  insbesondere  Zeit- 
verlust und  oft  erheblichem  „Schwund" Verlust.  Aufserdem  ist 
dabei  die  Gefahr  der  Infizierung  der  Würze  sehr  grofs.    (S.  u.) 

An  den  Kühlprozefs  haben  sich  im  Brauereibetriebe 
in  den  letzten  Decennien  die  weitgehendsten  technischen  Um- 
wandlungen geknüpft,  die  alle  Teile  des  Betriebes  in  ihr  Be- 
reich gezogen  haben.     Über  die  grundlegende  Bedeutung  der 

^  So  wird  dies  besonders  aus  Baden  von  dem  dortigen  Fabiik- 
inspektor  berichtet  (1889). 
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Eisanwendung  in  der  Brauerei,  die  schliefslich  zu  der  genialen 
Erfindung  der  künstlichen  Kälteerzeugungsmaschinen  fährte, 
für  deren  Sicherheit  und  Produktions-  und  Absatzerweiterung 
war  bereits  oben  abgehandelt.  Wohl  auf  keinem  Gebiet  der 
Brautechnik  haben  die  in  der  ersten  Phase  der  modernen 
Brauereientwicklung  begründeten  Keime  so  bedeutende,  die 
Gesamtheit  des  Gewerbes  beherrschende  Erfolge  gezeitigt  und 
weit  darüber  hinaus  in  den  mannigfachsten  Industrien  sich 
fruchtbar  erwiesen,  wie  bei  der  Weiterbildung  der  technischen 
Eis-  bezw.  Kälteverwendung.  Das  gilt  besonders  von  der 
überaus  rasch  und  vielseitig  entwickelten  Kunsteis-  und  Kälte- 
fabrikation ^  Nachstehende  allgemeine  Kalkulation,  die  aus  der 
grofsen  Zahl  derartiger  rechnungsmäfsiger  Aufstellungen  heraus- 
gegriffen ist,  möge  die  wirtschaftliche,  allerdings  mehr  in 
der  Erhöhung  der  allgemeinen  Betriebssicherheit  als  in  der 
direkten  Billigkeit  gipfelnde  Bedeutung  der  Kunsteisverwendung 
gegenüber  der  des  oft  stark  im  Preise  schwankenden  Natur- 
eises darthun.  Es  betragen  nach  detaillierten  Angaben  des 
Erfinders^  die  allgemeinen  Betriebskosten  einer  Wind- 
hausen  sehen  Eismaschine  pro  Tag  bei  einer  Produktion  von  : 


250  Ctr. 

500  Ctr. 

1000  Ctr. 

2000  Ctr. 

Be- 
merkungen 

^ 

^ 

^ 

Jü 

a)  An  Kohlen  6  Pfund 

pro  Centner  Eis,  k 
Centner  1  ^    .   .    . 

14,40 

25 

50 

100 

b)  2  Tages-  u.  2  Nacht- 

1 6  Arbeiter 

arbeiter  kS  Jt    .   . 

12 

12 

'      28^ 

24« 

«  8  Arbeiter 

c)  Zinsen  und  Amorti- 

sationen zu  15  ®/o  bei 

300  Arbeitetagen     . 

12 

18 

24 

36 

d)  Beleuchtung,       In- 

standhaltung ,    Ver- 

luste u.  a.  m.    ... 

5,60 

10 

18 

30 

Zusammen 

44 

65 

110 

190 

d.  i.  pro  Centner  Eis 

17,6^ 

13^ 

1141 

9,5^ 

Die  zunehmende  Billigkeit  der  Kunsteisverwendung  bei 
jröfserer  Leistungsfähigkeit  der  Eismaschine  entspricht  der 
bekannten   Thatsache,    dafs   bei   den   meisten   Maschinen  die 


1  Einen  wesentlichen  Anstofs  hierzu  gaben  speciell  die  exorbitant 
hohen  Preise  für  Natureis  im  Jahre  1884,  wo  der  Centner  Eib  bis  zu 
2  Mark  bezahlt  wurde  und  norwogiBches  Blockeis  in  grofsen  Mengen  bis 
nach  Wien  verfuhrt  wurde. 

•  8.  Nürnberger  Allgemeine  Hopfenzeitung.    Nürnberg  1878,  S.  48. 
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Billigkeit  des  Betriebes  der  Grölse  der  Blraftäufserung  pro- 
portional ist.  Dasselbe  zeigt  sich  auch  bezüglich  der  Aulage- 
kosten der  Maschinen.  Nach  Angabe  des  Erfinders  belaufen 
sich  diese  bei  einer  Blockeismaschine  mit  einer  täglichen  Pro- 
duktion von 

I.  bis    250  Centner  auf  25  000  Mark, 
II.    „      500         „  ,    36000       „ 

III.  „1000         „  „     48000       „ 

IV.  „    2000        ,         „     72000       „ 

Es  erhellt  hieraus,  wie  bei  der  Aneignung  technischer 
Fortschritte  der  Grolsbetrieb  im  allgemeinen  nicht  nur  absolut, 
sondern  auch  relativ  rentabler  arbeitet,  als  der  Mittel-  und 
Kleinbetrieb^,  eine  Thatsache,  die  auch  im  Entwicklungs- 
prozefs  des  Braugewerbes  eine  entscheidende  Rolle  gespielt  hat. 

Die  technische  Verwendung  des  Eises  und  der  sogenannten 
„Kaltluft"  bezw.  der  Kälteflüssigkeit  ist  heutzutage  in  der 
Brauerei  eine  äufserst  mannigfaltige.  Ein  Gewirr  von  Kühl- 
leitungen durchzieht  fast  alle  Betriebsräume.  Die  sichere  Auf- 
bewahrung des  Hopfens  durch  längere  Zeit  ist  ebenfalls  hier- 
durch ermöglicht.  An  Stelle  des  von  alters  her  üblichen, 
einen  grofsen  Raum  beanspruchenden  Kühlschiffes  sind  zahl- 
reiche Systeme  von  kleineren,  sinnreich  konstruierten  Kühl- 
apparaten (Gegenstromkühlern  u.  a.  m.)  aufgekommen,  auf 
denen  die  aus  dem  Sudhause  kommende  heifse  Würze  in 
kürzester  Zeit  und  auf  gefahrloseste  Weise  auf  die  nötige 
Anstelltemperatur  gebracht  wird.  Gerade  wegen  der  mit  der 
Kühlschiffanwendung  verbundenen  grofsen  Infektionsgefahr 
der  Würze  (s.  unten)  ist  seit  einigen  Jahren  die  immer  all- 
gemeinere Abschaffung  des  Kühlschiffs  von  selten  der  Wissen- 
schaft und  fortschreitenden  Technik  erstrebt.  Im  Jalire  1889 
fand  in  Berlin  eine  diesem  Zwecke  gewidmete  Specialaus- 
Btellung  von  Ersatzapparaten  des  Kühlschiffes  statt,  die  ein 
äufserst  reichhaltiges  Material  zu  Tage  förderte.  —  Besonders 
die  Kühlung  der  Gähr-  und  Lagerkeller  wird  mehr  und  mehr 
durch  weitverzweigte,  von  einer  Centrale  aus  gespeiste  Kühl- 
anlagen bewerkstelligt  und  zwar  teils  durch  Kühlung  der 
Räume  selbst  und  teils  durch  Kühlung  der  in  ihnen  befind- 
lichen Bottiche  und  Fässer  durch  sogenannte  Kühlschlangen, 
Taschenkühfer  u.  dergl.  Ein  grofser  ökonomischer  Vorteil 
erwuchs  dabei  wie  aus  der  Anwendung  künstlicher  Kältemittel 


1  Um  welch  bedeutende  Sicherstellung  und  damit  BetriebsverbUligan^ 
68  sich  hierbei  oft  handelt,  erhellt  daraus,  dafs  beispielsweise  der  Brauerei- 
besitzer  Gabriel  Sedlmayr  1877  berichtete,  dafs  er  durch  seine  Lindesche 
ESsmaschine  bei  20stiind[iger  Arbeit  täglich  mindestens  150  Centner  Natur- 
eis erspare !  Als  1884  das  Natureis  knapp  und  teuer  war,  wurden  allein 
in  München  40  Millionen  kg  Kunsteis  in  den  Brauereien  verbraucht. 
Forschungen  (61)  XII  1.  —  Stnive.  8 
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überhaupt  durch  die  damit  entbehrlich  werdenden  bisherigen, 
oft  sehr  umfangreichen  Eiskelleranlagen  und  der  stärkeren 
Besetzung  der  Lagerkeller  mit  Fässern;  ein  Vorteil,  der  für 
die  Erweiterung  der  Produktion  wegen  der  Ersparnis  neuer 
Lagerkeller  ganz  wesentlich  ins  Gewicht  fiel. 

Daneben  sind  aber  auch  für  die  Verwendung  des  Natur- 
eises, die  in  den  mittleren  und  kleineren  Betrieben  noch  all- 
gemein überwiegt  wegen  der  beträchtlichen  Anlagekosten  von 
Kühlmaschinen,  zahlreiche  Verbesserungen,  besonders  hin- 
sichtlich der  Aufbewahrung  des  Eises  erfolgt,  die  zumeist 
schon  in  den  sechziger  Jahren  aufkamen.  Es  war  erwähnt, 
wie  speciell  aus  Amerika '  mannigfache,  wertvolle  Anregungen 
hierher  gelangten,  und  damit  die  Unterschiede  bei  der  Ver- 
wendung von  Natureis  und  Kunsteis  in  mannigfacher  Weise 
zu  Gunsten  der  Betriebsergebnisse  bei  ersterem  verringert 
wurden. 

Für  die  Entfaltung  des  Fernverkehrs  mit  Bier  gewann 
die  Verwendung  von  Natur-  oder  Kunsteis  durch  die  Kon- 
struktion sogenannter  Eiswaggons  und  durch  die  Ausstattung 
der  grofsen  Überseedampfer  mit  Kühlanlagen  weitreichende 
Bedeutung.  Die  weifsen,  gegen  die  strahlende  Sonnen  wärme 
sehr  unempfindlichen  Bierwaggons  der  Exportbrauereien,  die 
teilweise  mit  Doppelwandungen,  zwischen  denen  Eis  gepackt 
wird,  versehen  sind,  oder  in  denen  die  Bierfässer  zwischen 
Eisblöcken  eingelagert  werden,  werden  wohl  jedem  auf- 
gefallen sein. 

Alle  diese  Anwendungsformen  des  Eises  und  der  Kälte 
überhaupt  in  der  Brauerei  haben  aber  ihre  endgültig  praktische 
Bedeutung  für  den  gesamten  Brauereibetrieb  erst  gewonnen, 
seit  es  unter  dem  Vorangehen  der  wissenschaftlichen  Forschung 
gelang,  das  Hauptpostulat  für  eine  gesicherte,  die  Güte  des 
Produktes  garantierende  Betriebsführung  in  seiner  ganzen 
Schärfe  und  Tragweite  zu  erkennen  und  praktisch  znr  Geltung 
zu  bringen.  Nämlich:  die  Sicherheit  der  Produktion  vor  In- 
fektionen aller  Art  und  demgemäfs  die  strikte  Reinhaltung 
aller  bei  der  Produktion  einwirkenden  Elemente  von  denselben. 

Grundlegend  für  alle  hierauf  gerichteten  Bestrebungen 
war  die  wissenschaftliche  Erforschung  der  Gährungs- 
erscheinungen,  deren  problematische  Natur  schon  früh- 
zeitig die  Wissenschaft  beschäftigt  hatte. 

Es  war  bei  der  Schilderung  der  wissenschaftlichen  und 
technischen  Entwicklung  der  Brauerei  in  ihrer  ersten  Phase 
ausgeführt,  dafs  der  Brauprozefs  seiner  chemischen  und  physio- 
logischen   Natur    nach     sich    in    der    Hauptsache     in    zwei 


^  So  die  bekannten  Brainardschen  Eiskeller  bezw.  -h&user. 
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Vorgänge  gliedert:  Erstens  die  Umwandlung  des  im  Roh- 
material —  der  Gerste  —  enthaltenen  Stärkemehls  in  Zucker 
und  Dextrin  und  zweitens  die  teilweise  Umsetzung  dieser 
Produkte  in  Alkohol  und  Kohlensäure. 

Die  Klarlegung  des  ersten  Vorganges  durch  Entdeckung 
des  Diastase-Ferments  fällt  bereits  in  die  dreifsiger  Jahre, 
und  es  war  gezeigt,  wie  die  daraufhin  besonders  in  Bayern 
systematisch  weiterbetriebene  Forschung  in  der  Folge  die  volle 
theoretische  Erkenntnis  ermöglichte  und  damit  die  Handhabe 
zu  praktischer  Umsetzung  derselben  gewonnen  wurde. 

Schwieriger  gestaltete  sich  die  zum  Teil  ebenfalls  dadurch 
angeregte  Bemühung  über  den  zweiten  Vorgang  im  Brau- 
prozefs,  speciell  über  die  Natur  des  die  Gährung  bedingenden 
Ferments,  der  Hefe,  Licht  zu  erlangen. 

Bereits  1680  hatte  der  Erfinder  des  Mikroskops,  Leuwen- 
hoek,  die  Hefe  mikroskopisch  untersucht,  sie  aber  nur  als 
ein  Gemenge  eiförmiger  Kügelchen  zu  erkennen  vermocht. 
Bis  in  die  siebziger  Jahre  unseres  Jahrhunderts  tappte  trotz 
einiger  sehr  bemerkenswerter  Ansätze  (Cagniard  de  Latour, 
Schwann,  Mittscherlich)  die  wissenschaftliche  Forschung  im 
dunkeln,  standen  sich  die  verschiedensten,  oft  abenteuerlichen 
Hypothesen  gegenüber  und  lösten  sich  in  mannigfacher  Weise 
ab.  Selbst  Liebig  stand  eigentlich  noch  auf  dem  Boden  der 
Lehre  von  „fauligen,  anorganischen  Gährungssubs tanzen",  und 
bildete,  als  endlich  durch  die  genialen,  auf  die  fast  in  Ver- 
gessenheit geratenen  Forschungen  der  genannten  Gelehrten 
mfsenden  Ergebnisse  Pasteurs  Licht  in  die  Materie  kam, 
durch  seine  anfängliche  Polemik  gegen  die  von  diesem  be- 
haupteten Thatsachen  die  letzte  wissenschaftliche  Stütze  der 
nunmehr  endgültig  überwundenen  Theorien. 

Bereits  seit  1858  hatte  sich  Pasteur  mit  Studien  auf  diesem 
Gebiete  beschäftigt,  die  im  Verein  der  Ergebnisse  von  Nägel i 
und  später  Märker,  Delbrück,  Hayduck,  Lindner,  Rees, 
Kjeldat  u.  a.  berufen  waren,  eine  neue  Epoche  für  die  wissen- 
schaftliche und  technische  Ausgestaltung  der  Brauerei  ein- 
zuleiten. Nunmehr  war  die  physiologisch-chemische  Natur  des 
Brauprozesses  in  seinen  Hauptphasen  klargelegt  und,  —  es 
ist  nicht  zuviel  behauptet  — ,  der  Schlufsstein  gefunden,  der 
das  Gebäude  der  Brauereitechnik  und  -Chemie  zu  krönen 
bestimmt  war.  Diese  seitdem  auf  das  vielseitigste  weiterbe- 
triebenen Studien  über  die  Natur,  die  Funktionen  und  Lebens- 
bedingungen der  Hefe  sind  zugleich  ein  integrierender  Be- 
standteil der  umfassenden,  grundlegenden  Arbeiten,  die  die 
neue  Ära  der  „Biochemie"  gezeitigt  hat.  Auf  der  nun  ge- 
gebenen Erkenntnis  der  Natur  der  Hefe  als  eines  pflanz- 
lichen licbewesens  und  der  Gährung  als  des  Stoffwechsel- 
und  Fortpflanzungsprozesses   der  Hefe  aufbauend,   setzte  nun 
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die  wissenschaftliche  Forschung  mit  aller  Kraft  ein  und  ver- 
mochte bereits  binnen  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit  über- 
raschende praktische  Resultate  aufzuweisen,  die  für  die 
einschlägige  Technik  des  Brauwesens  ganz  neue  Perspektiven 
eröflfneten  und  bereits  vielfach  fruchtbar  für  dieselbe  wirkten. 
Dem  schon  erwähnten,  durch  die  Schule  Sedlmayrs  und 
Kaisers  in  München  gegangenen,  dänischen  Brauereibesitzer 
Jacobsen  gebührt  hierbei  ein  dauerndes  Verdienst,  indem 
er  durch  Schaffung  eines  grofsen,  mit  seiner  Brauerei  Alt- 
Carlsberg  bei  Kopenhagen  verbundenen  Versuchslaboratoriums 
diesen  Forschungen  eine  erspriefsliche  Heimstätte  bereitete. 
Von  hier  aus  erfuhren  die  Pasteurschen  Anregungen  durch 
den  berühmten  Leiter  des  Laboratoriums,  Professor  Christian 
Hansen,  bis  zur  Gegenwart  ihre  hervorragendsten  Ergeb- 
nisse für  die  Praxis  der  Brauerei.  Daneben  wurde  auch  in 
Berlin  und  München  die  Forschung  lebhaft  gefordert  und  be- 
sonders in  Berlin  ist  es  gelungen,  die  Ergebnisse  derselben  in 
grofsem  Mafsstabe  für  die  Praxis  der  Brauerei  mit  Erfolg 
nutzbar  zu  machen  und  sie  neuerdings  auch  auf  die  Technik 
der  Brennerei  zu  erstrecken. 

Es  würde  zu  weit  führen,  den  Verlauf  dieser  durch 
Pasteur  begründeten  Forschungen  im  einzelnen  zu  verfolgen. 
Soweit  sie  zu  übersehen  sind,  beruhen  die  praktischen  Ergeb- 
nisse derselben  vornehmlich  in  der  Erkenntnis  und  Nutz- 
anwendung zweier  Thatsachen:  Erstens  das  Vorhandensein 
verschiedener  Heferassen  und  zweitens  die  Feststellung  der 
je  nach  der  Rasse  mehr  oder  minder  verschiedenen  Funktionen 
und  Lebensbedingungen  der  Hefe.  Man  lernte  allmählich 
einen  Kreis  bestimmter  Heferassen  kennen,  die  für  die  Qua- 
lität und  den  gesamten  Charakter  des  durch  sie  gegohrenen 
Biers  von  ganz  specifischer,  günstiger  oder  ungünstiger 
Wirkung  waren.  Für  die  Praxis  erwuchs  daraus  eine  der 
gröfsten  technischen  Errungenschaften,  die  durch  Konstruktion 
geeigneter  Vorrichtungen  und  Apparate  ermöglichte  Hefe- 
reinzucht,  d.  h.  die  reine  Weiterzüchtung  einer  Heferasse 
von  einer  Mutterzelle  von  Generation  zu  Generation.  Hand 
in  Hand  damit  ging  die  Auffindung  von  Methoden,  die  De- 
generierung der  Hefe  (durch  Inzucht  u.  a.  ra.)  zu  verhüten 
und  andererseits  die  eminent  wichtige  Möglichkeit,  den  Gang 
der  Gährung  in  erwünschter  Weise  zu  regulieren,  um  je  nach 
Bedarf  ein  niedrigvergohrenes  (extraktreiches)  oder  ein  hoch- 
vergohrenes  (alkoholreiches),  in  beiden  Fällen  aber  kohlen- 
säurereiches Bier  zu  erzielen.  Was  diese  Errungenschaft  der 
fast  absoluten  Sicherheit  und  Beherrschung  des  Gährprozesses 
für  die  gesarate  Brauerei  und  deren  wirtschaftliche  Grundlage 
bedeutet,  zumal  wenn  man  sich  die  noch  gar  nicht  weit 
zurückliegenden  Zeiten  machtloser  Empirie   vergegenwärtigt, 
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liegt  auf  der  Hand  und  ist  ein  wesentliches  Moment  ftlr  den 
wissenschaftlich-industriellen  Charakter  der  Brauerei. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  diese  bedeutsamen  Um- 
wälzungen in  der  Gährungstechnik  für  den  gesamten  Brauerei- 
prozefs  einschneidende  Rückwirkungen  im  Gefolge  hatten, 
wegen  deren  man  neuerdings  auch  die  Brauerei,  Brennerei 
und  Prefshefenfabrikation  treffend  als  „Gährungsgewerbe"  be- 
zeichnet hat.  Nun  erst  konnten  die  verschiedenen  Abschnitte 
des  Mälzungs-',  Darr-,  Maisch-  und  Sudprozesses  in  ihren 
wechselseitigen  Bedingungen  erkannt  und  der  Betrieb  durch- 
gängig von  einheitlichen  Gesichtspunkten  in  der  diesem  Zu- 
sammenhange seiner  Teile  entsprechenden  Weise  folgerichtig 
gehandhabt  werden.  Die  wissenschaftliche  Forschung  ist  hier 
in  der  Aufzeigung  der  Zusammenhänge  zwischen  scheinbar 
ganz  inkoherenten  Momenten  in  der  Brauerei  und  der  Trag- 
weite chemischer  Vorgänge  während  einer  der  genannten 
Betriebsphasen  ftir  das  im  Bier  erzielte  Endresultat  zu  staunens- 
werter Feinheit  ausgebildet.  Für  die  Praxis  der  Betriebs- 
führung gewannen  neben  der  Hefenreinzucht  und  der  einheit- 
lichen Behandlung  des  ganzen  Brauprozesses  besonders  die 
auf  Verhütung  der  Infektion  gerichteten  Bestrebungen 
einen  breiten  Raum,  wovon  auch  bereits  mehrfach  andeutungs- 
weise die  Rede  war. 

Wie  erwähnt,  hatte  das  experimentelle  Studium  der  Hefe- 
rassen alsbald  zur  Unterscheidung  von  nützlichen,  normalen 
und  schädlichen,  sogenannten  „wilden"  Heferassen,  sowie  zur 
Kenntnis  zahlreicher  anderer  für  das  Bier  schädlicher  Mikro- 
organismen, insbesondere  gewisse  Bakterien  und  Schimmel- 
pilze geführt.  Demgemäfs  wandte  sich  die  Aufmerksamkeit 
alsbald  auf  Femhaltung  dieser  Elemente  zu  und  zwar  zu- 
nächst durch  Erforschung  und  Versperrung  der  Herkunftsorte 
bezw.  Zutrittsgelegenheiten  derselben. 

Als  eine  Hauptquelle  für  die  oft  so  verhängnisvollen  In- 
fektionen der  Brauerei  erkannte  man  in  erster  Linie  das 
offene  Kühlschiff.  Die  auf  ihm  in  grofser  Ausdehnung 
lagernde,  stark  zuckerhaltige  Bierwürze  stellt  besonders  bei 
bestimmten  Temperaturgraden  während  des  Abkühlens  einen 
äufserst  empfänglichen  Nährboden  für  bakteriöse  und  sonstige 
Infektionen  dar.  Demzufolge  erklären  sich  die  oben  er- 
wähnten Bestrebungen  zur  Abschaffung  des  Kühlschiffes  und 
Ersetzung  durch  geeignetere  Ktihlapparate.  Die  immer 
weitergehende  Aufdeckung  von  Infektionsgefahren  in  allen 
Teilen  und  Stadien  des  Betriebes,  sowohl  in  den  Räumen, 
G^&fsen  und  Rohrleitungen,  als  durch  die  Roh-  und  Hülfs- 
stoffe,  wie  z.  B.  das  Wasser,  das  Natureis,  alles  dies  trug 
dazu  bei,  den  Brauprozefs  durchweg  mit  der  gröfstmöglichsten 
Sorgfalt  und  Sauberkeit  zu  betreiben  und  durch  technische 
Hülfsmittel  mannigfachster  Art  vor  diesen  Gefahren  zu  sichern. 
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Das  System  dieser  Vorsichtsmafsregeln  ist  durch  subtile  Vor- 
prüfung der  Robmaterialien,  des  Brauwassers,  durcb  geeignete 
Ventilation,  insbesondere  aber  durch  sinnreiche,  grofs  an- 
gelegte Luftfilteranlagen  fiir  den  Gährkeller  und  in  Ergänzung 
damit  durch  geschlossene  Kühlanlagen  und  Hefereinzucht  so- 
weit gediehen,  dafs  danach  die  Bierproduktion  nahezu  voll- 
ständig unter  Femhaltung  der  in  Betracht  kommenden  Krank- 
heitserreger erfolgen  kann.  Die  schon  erwähnte  Ausstellung 
des  Vereins  Versuchs-  und  Lehranstalt  für  Brauerei  in  Berlin 
im  Jahre  1889  hatte  neben  der  Abschaffung  des  Kühlschiffes 
die  Vorführung  aller  die  Infektionsgefahren  des  Brauerei- 
betriebs überhaupt  verhütenden  Apparate  und  Vorkehrungen 
zum  Zwecke  und  hat  anerkanntermafsen  bereits  weitreichende 
Erfolge  für  die  Praxis  gezeitigt.  Was  die  Benutzung  soge- 
nannter „reiner"  Hefen  betrifft,  so  sind  die  Grofsbrauereien 
mehr  und  mehr  dazu  -übergegangen,  sich  dieselben  in  eigenen 
Reinzuchtsanlagen  zu  züchten,  während  die  grofse  Menge  der 
Klein-  und  Mittelbrauereien  ihren  Zeug  teils  von  Grofs- 
brauereien, teils  aus  brautechnischen  Versuchsstationen  be- 
zieht*. Die  genannte  Berliner  Versuchsanstalt  hat  neuerdings 
die  Fabrikation  einer  gröfseren  Zahl  bestimmter  Heferassen 
und  deren  Vertrieb  im  grofsen  mit  vielem  Erfolge  unter- 
nommen und  bedient  sich  dazu  neuerdings  eines  daselbst  auf- 
gefundenen epochemachenden  Verfahrens ,  der  sogenannten 
Schnellgährung  im  grofsen. 

Äufserst  segensreich  für  die  Fortexistenz  zahlreicher 
Brauereien  haben  die  seit  den  achtziger  Jahren  vermehrten 
brau  technischen  Versuchsstationen  gewirkt.  Nicht  nur,  dafs 
sie  dem  Rat  und  Aufschlufs  suchenden  Praktiker  durch 
Analyse  der  von  ihm  eingesendeten  Proben  von  Rohmaterialen^ 
sonstigen  Hülfsstoffen  und  Bier  dienstbar  wurden,  sondern 
speciell  auch  durch  die  persönliche  Revision  des  gesamten 
Betriebes  seitens  des  dazu  entsendeten  Chemikers  oder  In- 
genieurs. Besonders  in  den  oft  verzweifelten  Fällen,  wo 
Brauereien  infolge  stattgehabter  Infektion  in  anscheinend  un- 
heilbarer Weise  an  ihrer  Produktion  krankten,  haben  solche 
systematisch  unternommene  Revisionen  durch  Aufspürung  der 
Infektionsherde,  rationelle  Reinigung  (Desinfektion)  des  Be- 
triebs in  allen  seinen  Teilen  oft  rettend  gewirkt.  Die  schnelle 
Zunahme  solcher  brautechnischen  Stationen  und  die  lebhafte 
Inanspruchnahme  derselben  seitens  der  Interessenten  sind  ein 
sprechendes  Zeugnis  für  die  Häufigkeit  und  Gefährlichkeit 
der    die   Brautechnik    von    dieser    Seite    her    beeinflussenden 


*  Neaerdin^  ist  jedoch  von  dem  Vonteher  der  physiologischen  Ab- 
teilang Mcr  Berhn  er  Station,  Dr.  Lindner,  ein  Hefenreinznehtapparat 
für  kleinere  Brauereien  konstruiert,  der  sich  auch  im  Kostenpunkt  wesent- 
lich billiger  stellt  und  auf  eine  weite  Verbreitung  rechnen  darf. 
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Momente  und  für  das  hohe  Mafs  technischer  Sicherheit  und 
Vervollkommnung,  die  ihr  auf  diesem  Gebiete  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  erwachsen  ist. 

Werfen  wir,  die  hauptsächlichen  Phasen  des  Brauerei- 
betriebes abschliefsend,  noch  einen  Blick  in  den  Lager-  und 
Abzugskeller  der  Brauerei  und  auf  die  Vorrichtungen,  die 
der  Fertigstellung  des  Biers  für  den  Konsimi  gewidmet  sind, 
so  sehen  wir  auch  hier  eine  Fülle  von  maschinellen  Neue- 
rungen und  sonstiger  mechanischer  und  chemischer  Hülfs- 
mittel  und  Verfahren  als  das  Ergebnis  der  technischen  Ent- 
wicklung seit  1870/71.  Die  bedeutenden  Fortschritte  im 
Bauwesen,  besonders  durch  Verbesserung  und  Vervielfältigung 
des  Materials,  sind  auch  den  baulichen  Anlagen  der  Brauerei, 
speciell  deren  Kellereien  zu  Gute  gekommen,  wofür  nur  die 
mannigfachen  Systeme  der  Asphaltierung  und  Oementierung, 
die  vervollkommneten  Dach-  und  Gewölbekonstruktionen,  die 
vielseitige  Anwendung  des  Wellblechs  und  vor  allem  des 
Systems  der  Monierbauten  erwähnt  seien.  —  Der  Aufschwung 
der  Brauerei  in  den  letzten  Jahrzehnten  und  damit  der  nach 
Zahl  und  Güte  gestiegene  Bedarf  an  Bottichen  aller  Art, 
Lager-  und  Transportgefllfsen  hat  eine  bedeutende  Fafs- 
industrie  in  Deutschland^  und  aufserhalb  entstehen  lassen, 
die  mit  der  alten,  handwerksraäfsigen  Böttcherei  so  gut  wie 
nichts  mehr  gemein  hat.  Nichtsdestoweniger  unterhält  fast 
jede  einigermafsen  umfangreiche  Brauerei  ihre  eigene  Böttcherei, 
während  allerdings  für  die  grofse  Menge  der  kleinen  Provinzial- 
brauereien  der  Meister  Böttcher  oder  SchäfFler  der  Fafs-  und 
Bottichlieferant  ist 

Sehr  nützliche  Fortschritte  wurden  auch  für  das  Pichen 
der  Fässer  gemacht.  Ehedem  eine  der  allergefährlichsten 
Arbeiten  im  Brauereibetriebe,  ist  nunmehr  das  Fafspichen 
durch  Konstruktion  sinnreicher  Pichapparate  (und  auch  Ent- 
pichapparate  imd  Benutzung  der  Dampfkraft)  wesentlich  ge- 
fahrloser für  Leben  und  Gesundheit  aer  Arbeiter  geworden 
und  hat  zugleich  technisch  sehr  an  Einfachheit,  Billigkeit  und 
guter  Ausführung  gewonnen. 

Wie  mannigfache  mechanische  Aufzüge  mit  Hülfe  der 
Dampf  kraft  oder  Elektrizität  flir  die  Bodenlagerung  der  Roh- 
materialien eine  Rolle  in  der  Verbilligung  und  Vereinfachung 
des  Betriebes  spielen,  so  auch  für  die  Bewegung  der  Fässer, 
insbesondere  der  grofsen  Lagerftlsser.  In  gröfseren  Brauereien 
werden  diese  nicht  mehr  durch  vereinte  Menschenkraft  „ge- 
sattelt"; was  auch  zu  zahlreichen  ünßülen  Anlafs  gab,  sondern 
mittels  krahnähnlicher  Vorrichtungen,  in  Verbindung  mit 
Schienenbahnen,  spielend  gehoben  und  gesenkt  und  fortbewegt, 
wozu  nur  wenige  Mann  notwendig  sind. 

1  Die  Hauptätze  derselben  sind  Kassel,  Berlin  und  Döbeln  in  Snclisen. 
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Für  den  Abzug  des  Biers  von  den  Lager&ssern  in  die 
Transportgebinde  sind  seit  längerer  Zeit  bereits  zahlreiche, 
sich  lebhaft  konkurrierende  Systeme  von  Filter-  und  Abzugs- 
vorrichtungen geschaffen,  die  für  das  Bier  den  nötigen 
GHanz,  die  sogenannte  „Feinheit",  und  die  Erhaltung  der 
leicht  entweichenden  Kohlensäure  bezwecken  sollen. 

Von  immer  gröfserer  Bedeutung  für  den  Bierabsatz  so- 
wohl im  Lokal-  wie  im  Femverkehr  ist  seit  einigen  Jahren 
für  die  Brauereien  das  Flaschenbierffeschäft  geworden, 
das  früher  fast  ausschliefslich  vom  Zwiscnenhändler  betrieben, 
nun  mehr  und  mehr  von  den  Brauereien  selbst,  speciell  von 
den  Grofsbetrieben  in  die  Hand  genommen  wird.  Dasselbe 
erfordert  zwar  grofse  technische  Sorgfalt  und  industriell- 
kaufmännische Handhabung,  gestaltet  sich  dann  aber  auch 
sehr  lohneriS  für  die  Brauerei.  Für  den  technischen  Betrieb 
kamen  zahlreiche  Vervollkommnungen  und  Neuheiten  auf, 
die,  wie  Flaschenreinigungs-,  Füll-,  Verschlufs-  und  Etikettier- 
apparate, eine  sehr  rentable  Arbeitsteilung  bewirkten  und  den 
intensiven  Betrieb  des  Flaschenbiergeschäftes,  die  Expedition 
tausender  von  Flaschen  an  einem  Tage  mit  wenigem  Arbeits- 
personal ermöglichten. 

Von  grofser  Tragweite  für  die  industrielle  Ausgestaltung 
der  Brauerei,  vornehmlich  zu  Gunsten  des  Fernverkehrs, 
wurde  eine  durch  die  erwähnte  Entdeckung  Pasteurs  von 
ihm  gezeitigte  Methode,  durch  einen  mit  geeigneten  Apparaten 
unternommenen  Erhitzungsprozefs  des  Biers  die  darin  noch  ent- 
haltenen organischen  Keime  von  Hefen  u.  dergl.  zu  töten  und 
damit  dies  so  sterilisierte  Bier  auf  lange  Zeit  haltbar  zu 
machen  bei  gleichbleibender  sonstiger  Beschaffenheit  desselben. 
Die  weitere  Vervollkommnung  dieser  zwar  immer  noch  ziem- 
lich schwierig  zu  handhabenden  Methode  des  „Pasteurisierens" 
des  Biers,  die  in  der  Folge  mehrfach  auch  für  Fafsbier  nutzbar  ge- 
macht wurde,  ist  zweifelsohne  neben  der  Erzeugung  künstlicher 
Kälte  ein  wesentlicher  Faktor  für  die  weite,  überseeische 
Ausdehnung  des  Bierexports  und  die  Kolonisierung  des  Brau- 
wesens  in  subtropischen   und   tropischen  Gebieten   geworden. 

Den  Ausschank  des  Biers  selbst  endlich  betreffen  eine 
grofse  und  äufserst  mannigfaltige  Menge  von  Abzugs-  und 
Ausschanksapparaten.  Die  fabrikmäfsige  Herstellung  flüssiger 
Kohlensäure  ist  auch  dem  Bierausschänke  sehr  zu  gute  ge- 
kommen. Unter  den  einschlägigen  Abzugsvorrichtungen  sind 
besonders  die  sogenannten  „Bierpressionen"  bekannt,  deren 
Wert  jedoch  wegen  der  schwierigen  Reinhaltung  und  unter 
dem  Drucke  weitgehender  gesundheitspolizeilicher  Kontroll- 
vorrichtungen sehr  strittig  geworden  ist;  doch  ist  auch  hier 
die  Technik  rege  an  der  Arbeit,  vervollkommnend  einzu- 
greifen.    Die  grofse  Bedeutung  solcher  Vorrichtungen  für  den 
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BierkoQsum  und  damit  auch  für  die  Brauerei,  sowie  die  weit- 
gehende technische  Specialisierung  auf  diesem  Gebiete  erhellte 
sehr  lehrreich  aus  einer  im  Jahre  1884  von  dem  genannten 
Brauerverein  in  Berlin  veranstalteten  Ausstellung  einschlägiger 
Artikel. 

unter  den  mannigfachen,  die  industrielle  Ausgestaltung 
des  Brauwesens  bezeichnenden  Momenten  nimmt  auch  die 
Einfuhrung  des  elektrischen  Lichts  einen  wichtigen  Platz  ein. 
Für  die  Brauerei,  soweit  sie  mit  Dampfbetrieb  arbeitet,  oder 
Wasserkraft  oder  Anschlufs  an  elektrische  Centralanlagen  zur 
Verfügung  hat,  ist  die  elektrische  Beleuchtung  von  hohem 
wirtschaftlichen  Wert,  indem  sie  sich  wesentlich  billiger  als 
Oasbeleuchtung  stellt,  zumal  sie  gegenüber  dieser  weniger 
Hitze  und  keine  unreine  Luft  erzeugt  und  so  in  den  Mälzerei- 
und  Kelleranlagen  eine  sehr  bemerkenswerte  Kälteersparnis 
bedeutet,  weshalb  auch  gerade  in  diesen  Räumen  das  elek- 
trische Licht  mit  Vorliebe  verwendet  wird.  Dazu  kommt, 
dafs  damit  wegen  des  Antriebes  der  Dynamomaschinen  eine 
gleichmäfsigere  Ausnutzung  der  Dampf  kraft,  vornehmlich  in 
der  Nacht,  ermöglicht  wird,  wozu  auch  die  Aufspeicherung 
der  erzeugten  Elektrizität  in  Akkumulatoren  beiträgt,  mittels 
deren  die  Elektrizität  auf  das  vielseitigste  ausgenutzt  werden 
kann. 

Die  80  auf  allen  Punkten  der  Brautechnik  einsetzenden 
Fortschritte  und  Umwälzungen  gewinnen  in  volkswirtschaft- 
licher Beziehung  besonders  dadurch  an  Interesse  und  Wert, 
als  sie  einerseits  mehr  und  mehr  das  Bestreben  aufweisen,  sich 
im  Interesse  des  Gewerbes  zu  specialisieren  und  für  alle  Be- 
dürfnisse geeignete  Hülfsmittel  und  Verfahren  an  die  Hand 
zu  geben,  und  als  sich  andererseits  erhebliche  Folgewirkungen 
für  eine  Reihe  von  Industriezweigen  daran  geknüpft  haben. 
Sahen  wir  auch  bei  Besprechung  der  modernen  Maschinen- 
technik in  der  Brauerei  die  Thatsache  bestätigt,  dafs  der 
Grofsbetrieb  im  allgemeinen  auch  relativ  mehr  Nutzen  aus 
der  Anwendung  des  Maschinenbetriebes  zu  ziehen  vermag 
(vgl.  oben  die  Eismaschine)  als  das  maschinell  betriebene  Klein- 
untemehmen,  so  ist  doch  nichtsdestoweniger  die  Technik  be- 
reits vielfach  mit  Erfolg  thätig  gewesen,  auch  dem  Klein-  und 
Mittelbetriebe  die  möglichst  billige  Anschaffung  und  möglichst 
hohe  Ausnutzung  des  Maschinenbetriebes  zu  gewähren  durch 
Konstruktion  von  sinnreichen  Kleinkraftmaschinen  (Gas-, 
Petroleummotoren,  Dynamobetrieb),  deren  grofser  Nutzen  auch 
in  den  Klein-  und  Mittelbrauereien  allgemein  anerkannt  wird. 
Desgleichen  werden  auch  die  modernen  Bestrebungen  behufs 
erhöhter  und  allgemeinerer  Nutzbarmachung  von  elektrischer 
Kraft  oder  Druckluft  durch  Errichtung  von  Centralstellen 
gerade  im  Hinblick  auf  das  grofse  Bedürfnis  zahlreicher  Klein- 
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und  Mittelbetriebe  nach  solchen  Hülfsmitteln  thatkräftig  ge- 
fördert ^ 

Zweifelsohne  stehen  hier  der  technischen  und  damit  wirt- 
schaftlichen Hebung  und  Stärkung  der  Klein-  und  Mittel- 
brauereien noch  wertvolle  Hülfsmittel  in  Aussicht. 

Bei  weitem  leichter  aber  gestaltet  sich  die  Möglichkeit, 
die  durch  Ausbildung  der  Brauereichemie  erzielten  Fortschritte 
im  Brauverfahren  und  der  gesamten  Betriebsführung  allen 
Kreisen  des  Braugewerbes  zugänglich  zu  machen.  Bereits 
oben  war  mehrfach  auf  Grund  autoritativer  Urteile  betont, 
wie  die  mannigfachen  Vorteile,  die  durch  zum  Teil  nur  gering- 
fügige Änderungen  und  Neuerungen,  durch  Benutzung  von 
Trieurs,  Verbesserung  der  Darrkonstruktion,  der  Sudfeuerung, 
durch  rationelle  Handhabung  des  Malz-,  Darr-,  Maisch-  und 
Sudprozesses  nach  den  Vorschriften  der  Wissenschaft  und 
durch  systematische  Betriebskontrolle  erzielt  werden  können, 
auch  dem  kleinen  Brauer  unterschiedslos  zu  Gebote  stehen. 
In  meisterhafter  Weise  hat  von  der  Planitz,  als  berufener 
Praktiker  in  seinem  erwähnten  Buche  „Die  Bereitung  des 
Bieres  einst  und  jetzt",  in  ausführlicher  Weise  in  einem  Bei- 
spiele die  Parallele  zwischen  einem  „Empiriebrauer"  alten 
Schlages  und  einem  intelligenten,  chemisch-technisch  gebildeten 
Brauer  gezogen  und  Schritt  für  Schritt,  vom  Einkauf  der 
Rohmaterialien  und  der  Wahl  des  Brauwassers  an  bis  zum 
Ausstofs  des  fertigen  Bieres  die  weit  höheren  Betriebsergeb- 
nisse des  letzteren  nachgewiesen.  —  Auch  von  der  kauf- 
männischen Bildung,  die  durch  rationelle  Einrichtung  und 
Kontrolle  des  Geschäftsbetriebes  (Buchführung)  der  Brauerei 
fiir  das  wirtschaftliche  Gelingen  der  Produktion  so  wertvoll 
ist,  gilt  die  Thatsache,  dafs  ihre  Aneignung  allen  Interessenten 
gleichmäfsig  zu  Gebote  steht  und  es  lediglich  von  dem  Mafse 
ihrer  ökonomischen  Einsicht  abhängt,  sich  dieses,  in  unserer 
industriell  gearteten  Zeit  so  notwendige  Hülfsmittel  nutzbar 
zu  machen.  Zahlreiche  Leitfäden  der  Brauereibuchführung, 
für  die  verschiedensten  Arten  des  Brauereibetriebes  speciali- 
siert,  desgleichen  mannigfache  Schemata  und  Manualien  zur 
technisch  -  merkantilen  Betriebskontrolle  der  Brauerei  geben 
Zeugnis  von  dem  regen  Streben,  auch  dieses  Gebiet,  die 
rationelle  kaufmännische  Betriebsführung  den  Interessenten 
fruchtbar  zu  machen.  Auf  den  Brauerschulen  nehmen  die 
kaufmännischen  Discinlinen  (Buchführung,  Kalkulationslehre, 
ausgewählte  Kapitel  aes  Handels-  und  Wechselrechts)  einen 
gebührend  breiten  Kaum  im  Lehrplan  ein.  Der  Verein  „Ver- 
suchs-  und  Lehranstalt  für  Brauerei   in  Berlin"    läfst  durch 


^  Die  Nutzbarmachung  der  Druckluft  erscheint  allerdings  nach 
neueren  Versuchen  keine  besonderen  Aussiebten  für  die  Zukunft  zu  bieten. 
Desgl.  „Die  Anwendung  der  Elektricitftt  in  kleinen  Brauereien*".    Ebenda. 
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einen  besonders  dafür  angestellten  Beamten  seinen  Mitgliedern 
neuerdings  persönliche  Hülfeleistung  bei  der  kaufmännischen 
Geschäftseinrichtung  der  Brauerei  zuteil  werden. 

In  der  mit  Beginn  der  achtziger  Jahre  schnell  anwach- 
senden publizistischen  Diskussion  über  die  Notlage  der 
bayerischen  Klein-  und  Mittelbrauereien  spielt  dieses  gewisser- 
mafsen  subjektive,  an  den  Personen  der  Beteiligten  selbst 
haftende  Moment  eine  Hauptrolle.  Liefen  dabei,  wie  wir 
weiterhin  sehen  werden,  auch  zahlreiche  Übertreibungen 
unter,  indem  besonders  seitens  wissenschaftlicher  Vertreter  der 
Brautechnik  diese  objektiven  Momente  vielfach  unterschätzt 
und  für  die  bedrängte  Lage  so  vieler  bayerischer  Klein-  und 
Mittelbrauer  ausschliefslich  deren  Indolenz  auf  technischem 
Gebiet  verantwortlich  gemacht  wurde,  so  ist  nichtsdestoweniger 
dieser  Umstand  gerade  in  Bayern  von  sehr  grofser  und  schwer- 
wiegender Bedeutung  gewesen.  Ein  Hauptverdienst  aller  For- 
scher, unter  deren  Ägide  und  Mitarbeiterschaft  die  wissenschaft- 
lich-technische Weiterentwicklung  des  Brauwesens  erfolgt  ist, 
beruht  daher  in  ihrem  thatkräftigen  Streben,  sie  durch  gang- 
bare Mittel  und  Wege  der  Gesamtheit  des  Gewerbes  zufliefsen 
zu  lassen.  Vermittels  der  Fachpresse  und  -Litteratur,  des 
Schulwesens  und  des  Vereinswesens,  der  Versuchsstationen 
und  der  Ausstellungen  haben  hier  die  intelligenten  Elemente 
der  praktisch  Beteiligten  Hand  in  Hand  mit  den  Männern 
der  Wissenschaft  und  unter  förderlichem  Beistande  der  Re- 
gierung, speciell  auch  in  Bayern,  zusammengewirkt,  die  Masse 
der  Gewerosgenossen  technisch  und  kaufinännisch  zu  erziehen 
und  ihnen  den  erwünschten  gesicherten  Übergang  zum  in- 
dustriellen Betrieb  ihres  Gewerbes  zu  vermitteln.  Datieren 
auch  diese  im  einzelnen  oft  wenig  organisierten  und  zusammen- 
hängenden Bestrebungen  erst  seit  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit, 
so  treten  die  Erfolge  doch  schon  allenthalben  zu  Tage  und 
werden  in  Zukunft  wesentlich  zunehmen. 

Wie  bei  den  technischen  Fortschritten,  so  kann  auch  bei 
diesen  der  industriellen  Entwicklung  der  Brauerei  vorarbei- 
tenden Verhältnissen  im  Gegensatz  zur  ersten  Phase  der 
Brauereientwicklung  die  centrale  Lage  Bayerns  nicht  mehr 
beibehalten  werden.  Vielmehr  steht  die  industrielle  Ent- 
wicklung der  bayerischen  Brauerei  seit  den  siebziger  Jahren 
wie  die  der  Brauerei  überhaupt,  der  Verkehrsentwicklung  ent- 
sprechend, unter  den  nahezu  international  zusammengesetzten 
Einflüssen  der  in  Betracht  kommenden  Faktoren,  und  nur 
auf  dem  Gebiete  des  Vereinswesens  und  der  üntersuchungs- 
stationen  treten  uns  einige  speciell  für  die  Interessen  der 
bayerischen  Brauereien  berechnete  Schöpfungen  entgegen. 

Im  Jahre  1876  wurde,  wie  schon  oben  bemerkt,  in  Mün- 
chen eine  selbständige  wissenschaftliche  Station  für  Brauerei 
von    einer    Anzahl    Brauereibesitzer    gegründet.      Sie    ist    in 
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vielen  Beziehungen  vorbildlich  geworden  für  spätere  Unter- 
nehmungen ähnlicher  Art.  Ihr  Zweck  ist  „Ausbau  der  wissen- 
schaftlichen Grundlage  des  Brauwesens  durch  •  systematisch 
ausgeführte  Forschungen".  Sie  kann  sich  im  Interesse  ihrer 
Mitglieder  daneben  auch  befassen  mit  1)  Untersuchung  der 
Rohmaterialien,  Wasser,  Gerste,  Hopfen,  Hefe,  Brennmate- 
rialien, der  Würzen,  des  fertigen  Biers ;  2)  Prüfung  und  Ver- 
mittelung  der  in  der  Praxis  benutzten  Instrumente,  Saccharo- 
meter,  Thermometer  etc.;  3)  Begutachtungen  über  Störungen 
im  Betriebe,  soweit  sie  in  den  Bereich  der  Aufgaben  der 
Station  fallen.  Die  Resultate  der  unternommenen  Forschungen 
werden  den  Mitgliedern  in  Form  gedruckter  Mittheilungen 
bekannt  gegeben;  in  gewissen  Fällen  können  diese  jedoch 
nach  dem  Ermessen  des  Vorstandes  durch  Publikation  in 
einer  Fachzeitschrift  weiteren  Kreisen  zugängig  gemacht 
werden  ^.  Der  Jährliche  Mitgliedsbeitrag  beläuft  sich  un- 
beschadet freiwilliger  höherer  Leistungen  auf  mindestens 
100  Mark;  ausgeführte  Analysen  werden  nach  einem  be- 
stimmten Tarif  berechnet;  neu  eintretende  Mitglieder  müssen 
ferner  50  Mark  Eintrittsgeld  fahlen,  doch  wird  ihnen,  sofern 
sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  laufenden  Vereinsjahrs  eintreten, 
für  dieses  nur  der  halbe  Jahresbeitrag  auferlegt.  In  den 
letzten  Jahren  zählte  die  Station  1 37  meist  der  Grofsbrauerei 
angehörige  Mitglieder. 

Als  seit  Beginn  der  achtziger  Jahre  sich  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  bayerischen  Braugewerbes  verschärfte  und  be- 
sonders in  den  Kreisen  der  Kleinbrauerei  unliebsame  Er- 
scheinungen zu  Tage  traten,  indem  in  einer  Reihe  Aufsehen 
erregender  Prozesse  die  Folgen  mangelnder  technischer  und 
wissenschaftlicher  Kenntnis  in  diesen  Kreisen  blofsgelegt  wur- 
den, liefs  es  sich  die  bayerische  Regierung  angelegen  sein, 
auch  auf  pädagogischem  Wege  hier  hebend  einzuwirken, 
indem  sie  die  Gründung  zweier  staatlich  subventionierter 
brautechnischer  Untersuchungsstationen  anregte  ^.  Gegenüber 
der  mehr  auf  theoretische  Forschung  gerichteten,  sich  speciell 
an  die  kapitalkräftigen  Kreise  der  bayerischen  Grofsbrauerei 
wendenden  wissenschaftlichen  Station  zu  München,  verfolgen 
diese  Anstalten  in  erster  Linie  rein  praktische  Zwecke  im 
Interesse  der  Klein-  und  Mittelbrauereien.  Dies  gilt  besonders 
von  der  Ende  der  achtziger  Jahre  gegründeten  Untersuchungs- 
anstalt von  Dr.  Vogel  in  München,  vormals  in  Memmingen  in 
Schwaben,  allwo  auch  seiner  Zeit  die  meisten  Prozesse  wegen  ge- 
setzwidriger Verwendung  von  Surrogaten  gespielt  hatten.  Aufser 

^  Was  jedoch  erst  seit  kurzem  durch  besonderen  Vereinsbeschlufs  in 
dem  für  die  wissenschaftlichen  Interessen  der  Allgemeinheit  wünschens- 
werten Mafse  geschieht. 

»  Die  Kammer  bewilligte  damals  (1888)  erstmalig  .SO  000  Mark  zu 
diesem  Zwecke. 
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durch  Ausführung  von  Analysen  und  Betriebsrevisionen  wirkt 
sie  auch  durch  technisch-wissenschaftliche  Wandervorträge,  die 
der  Dirigent  im  Herbst  und  Winter  abhält.  Es  ist  femer  im 
Anschlufs  an  diese  Anstalt  ein  engerer  Verband  gegründet, 
dessen  Mitglieder  gegen  den  mäfsigen  Beitrag  von  1  Pfennig 
pro  Hektoliter  verbrauten  Malzes,  und  zwar  im  Minimum 
1  Mark,  im  Maximum  25  Mark,  erhebliche  Vorteile  geniefsen. 
Sie  erhalten  kostenlos  die  populär  -  wissenschaftlich  gehaltene 
Monatsschrift  der  Station.  Ferner  geniefsen  sie  freie  Unter- 
suchung der  von  ihnen  an  die  Untersuchungsstation  einge- 
sendeten, für  die  laufende  Kampagne  bestimmten  Gersten  und 
Malze;  bei  anderen  Analysen  ermäfsigt  sich  der  Tarif  für 
sie  um  10  ^/o.  Endlich  erhalten  sie  durch  Vermittelung  der 
Station  freie  Untersuchung  der  Instrumente  und  Lieferung 
von  Apparaten  zum  Selbstkostenpreis,  der  sich  um  so  niedriger 
stellt,  als  die  Station  bei  den  meisten  Lieferanten  einen  stän- 
digen Rabatt  von  10 — 20®/o  geniefst. 

In  ähnlicher  Weise  ist  die  zweite  staatlich  subventionierte 
Versuchsstation  von  Dr.  Prior  in  Nürnberg  organisiert  und 
wirksam,  nur  dafs  sie  ihr  Gebiet  etwas  weiter  spannt.  Im 
Sommer  finden  mehrere  kurze  Lehrkurse  statt,  auch  unterhält 
die  Station  eine  Hefereinzuchtanstalt.  Auch  hier  ist  ein 
engerer  Mitgliederverband  gebildet,  deren  Beiträge  ebenfalls 
pro  Hektoliter  Malz  1  Pfennig  betragen,  im  Maximum  aber 
auf  50  Mark  festgesetzt  sind.  Die  Vergünstigungen,  freier 
Bezug  der  von  der  Station  herausgegebenen  Zeitschrift  „Das 
bayerische  Brauer-Journal"  u.  a.  m.,  sind  die  ähnlichen.  Die 
Station  ist  auch  für  aufserbayerische  Brauer  thätig,  doch 
müssen  diese  die  doppelten  Tarifsätze  entrichten. 

Neben  diesen  unter  staatlicher  Mitwirkung  hervorgegan- 
genen Anstalten  sind  in  den  letzten  Jahren  noch  einige  ge- 
werbliche Privatuntemehmen  ähnlicher  Art  in  Anschlufs  an 
bestehende  Brauerschulen  entstanden.  Es  sind  dies  die  „Ver- 
suchsstation fUr  Brauerei  und  Mälzerei"  von  Ehrich  in  Worms 
und  das  „Wormser  Laboratorium  für  Gährungstechnik  und 
Gährungsphysiologie"  von  Thormann,  ehemaligem  Lehrer  an 
der  Wormser  Brauerschule  (1865  von  Lehmann  gegründet). 
Erstgenannte  Station  steht  in  Verbindung  mit  der  Wormser 
Brauerakademie  (1861  von  Schneider  gegründet)  und  giebt 
die  Zeitschrift  „Der  bayerische  Bierbrauer"  heraus.  Beide 
Unternehmungen  sind  jüngeren  Datums  und  haben  ihr  Thätig- 
keitsgebiet  vornehmlich  in  Süddeutschland, 

Von  den  süddeutschen  Brauerschulen  waren  die  beiden 
zu  Worms,  die  Augsburger  von  Michel,  die  1881  nach  Mün- 
chen verlegt  wurde,  jetzt  aber  eingegangen  ist,  und  die  zu 
Weihenstephan  bei  Freising,  als  aus  den  sechziger  Jahren 
stammend,  schon  erwähnt.  Im  Jahre  1877  wurde  noch  in 
Augsburg  eine  Brauerschule,  die  Leysersche,  gegründet.    Fast 
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alle  diese  Schulen  sind  zu  Unterrichtszwecken  mit  Labora- 
torien und  kleinen  Versuchsmälzereien  und  -sudanlagen  aus- 
gestattet. 

Neben  diesen  speciell  süddeutschen  bezw.  bayerischen 
Untersuchungsstationen  und  Schulen  haben  aber  die  aufserhalb 
Bayerns  gegründeten  sehr  bedeutenden  Einflufs  gewonnen. 
Es  hängt  dies  eng  mit  der  Thatsache  zusammen,  dafs  heut- 
zutage mit  der  allgemeinen  Verkehrsentwicklung  auch  die 
stets  rege  Wanderschaft  der  lernenden  Brauer  weitere  Kreise 
gezogen  hat.  Die  zahlreichen  wandernden  Elemente  fluk- 
tuieren ziemlich  gleichmäfsig  hin  und  her,  von  Norden  nach 
Süden  so  gut  wie  umgekehrt,  im  Inlande  wie  darüber  hinaus 
ins  Ausland.  Die  zur  Zeit  jüngste,  aber  gröfste  Brauerschule 
des  genannten  Vereins  „Versuchs-  und  Lehranstalt  für 
Brauerei  in  Berlin"  wird  in  jährlich  steigendem  Mafse  von 
Süddeutschen  und  Ausländern  besucht.  Dieser  im  Jahre  1884 
gegründete,  unter  der  wissenschaftlichen  Ägide  hervorragender 
Technologen  (Delbrück,  Hayduck,  Reincke,  Windisch,  Lindner) 
stehende,  jetzt  weitaus  gröfste  Brauerverein  des  Kontinents 
eröffnete  im  Jahre  1888  eine  Reihe  grofs  angelegter  Lehr- 
institute. Den  Anfang  machte  ein  dreimonatlicher  Sommer- 
kursus, dem  zur  Seite  im  Winter  1890/91  ein  mehr  akademisch 
gehaltener  viermonatlicher  Winterkursus  gesetzt  wurde.  Da- 
neben wurden  kurze  Kurse  in  Mikroskopie  und  Hefereinzucht, 
vorwiegend  fiir  Braumeister  und  Brauereibesitzer,  einge- 
richtet ^  Als  1891  die  mit  Beihülfe  der  Preufsischen  Re- 
gierung erbaute  Versuchs-  und  Lehrbrauerei  dieses  Vereins 
eröffnet  wurde,  wurden  noch  chemisch-technische  Praktikanten- 
kurse im  Analysenlaboratorium  und  praktische  Kurse  über 
Gährungsphysiologie  und  Hefereinzucnt  in  der  hierfür  er- 
richteten Anstalt,  sowie  Arbeitskurse  in  der  Brauerei  ge- 
schaffen. Daneben  dienen  noch  das  Laboratorium  für  Betriebs- 
analysen und  das  für  selbständig  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen, die  vom  Verein  herausgegebene  Wochenschrift 
für  Brauerei,  die  Kulturstation  für  Gersten-  und  Hopfen- 
anbau und  die  Versuchsabteilung  für  neue  Maschinen  und 
Apparate  znr  ständigen  Vermittelung  und  Nutzbarmachung 
der  wischenschaftlichen  Forschung  für  die  Praxis  des  Ge- 
werbebetriebs. Eine  in  Regie  (an  Hausmeister)  gegebene 
Glasbläserei  dient  zur  Versorgung  der  Interessenten  mit  den 
zahlreichen  für  ihren  Betrieb  notwendigen  physikalischen  und 
chemischen  Instrumenten  und  Apparaten. 

Im  Auslande  sind  neben  aem  wissenschaftlichen  unter 
Hansens  Leitung  stehenden  grofsen  Laboratorium  von  Alt- 
karlsberg   noch    das    Lehrinstitut    für    Gährungstechnik    und 

1  Doch  werden  auch  die  allgemeinen  Lehrkuree  vielfach  noch  von 
filteren  Brauern  und  Braumeistern,  die  oft  eine  20jährige  Praxis  hinter 
sich  haben,  besucht 
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Gährungsphyßiologie  von  A.  Jörgensen  in  Kopenhagen,  des- 
gleichen aio  Brauerschule  in  Mödling  bei  Wien  und  die  erste 
Prager  Brauerschule  zu  nennen,  die  auch  von  Deutschland 
her  einigen  Zuzug  haben  ^. 

Sehr  fruchtbar  für  die  allgemeinere  wissenschaftlich- 
techniche  Durchdringung  des  Brauereibetriebs  haben  ferner 
die  Brauervereine  gewirkt,  deren  regelmäfsige  General- 
versammlungen und  sonstigen  Zusammenkünfte  vielfache  An- 
regungen bieten.  Abgesehen  von  zahlreichen  Lokalvereinen 
und  anderen  Verbänden,  wie  der  Deutsche  Braumeisterverein, 
der  mit  in  erster  Linie  eine  sorgliche  Handhabung  des 
Lehrlingswesens  bezweckt,  sind  hier  der  Deutsche  Brauerbund 
und  der  erwähnte  Berliner  Verein  zu  nennen. 

Der  Deutsche  Brauerbund,  der  zur  Zeit  etwa  800  Mit- 
glieder zählt,  wurde  1871  gelegentlich  des  von  einem  Komitee 
in  Dresden  berufenen  ersten  deutschen  Brauertages  gegründet. 
Das  Hauptmittel  des  Deutschen  Brauerbundes  sind  seine  ur- 
sprünglicn  alljährlich,  jetzt  jedes  vierte  Jahr  an  wechselnden 
Orten  stattfindenden  Brauertage,  an  denen  besonders  technische 
und  allgemeine  wirtschaftliche  Materien  behandelt  werden. 
Ein  wertvolles  Bindemittel  bilden  dabei  die  meist  zugleich 
stattfindenden  Fachausstellungen.  Aufserdem  ist  der  Verein 
durch  seinen  Ausschufs  wirtschaftlich  im  Interesse  des  Ge- 
werbes thätig  und  hat  bereits  oft  und  mit  Erfolg  Gelegenheit 
gehabt,  durch  Petitionen  u.  dergl.  zu  wirtschaftspolitischen 
Mafsnahmen  Stellung  zu  nehmen.  Das  Publikationsorgan  des 
Vereins  ist  neben  der  schon  erwähnten  Brauer-  imd  Hopfen- 
zeitung in  Nürnberg  auch  die  Wochenschrift  für  Brauerei. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Generalversammlungen 
und  der  Fachausstellungen  vom  Verein  Versuchs-  und  Lehr- 
anstalt für  Brauerei  in  Berlin.  Derselbe  zählt  über  1500  Mit- 
glieder, die  sich  alljährlich  in  Berlin  einmal  versammeln.  Die 
gelegentlich  der  Generalversammlungen  veranstalteten  Aus- 
stellungen und  Maschinenmärkte  dieses  Vereins  und  deren 
fruchtbare  Wirkung  für  die  Praxis  des  Gewerbes  waren 
bereits  a.  a.  O.  erwähnt. 

Für  Bayern  speciell  kommt  schliefslich  noch  der  1880 
gegründete  Bayerische  Brauerbund  in  Betracht.  Derselbe 
war  im  Anschlufs  an  die  vorher  erfolgte  Erhöhung  des  Malz- 
aufschlages aus  dem  Bedürfnis  nach  gemeinsamer  wirtschaft- 
licher Interessenvertretung  entstanden.  Er  zählt  zur  Zeit 
ca.  400  Mitglieder  und  ist,  wie  weiterhin  zu  erwähnen  sein 
wird,  mehrfach  im  Interesse  des  bayerischen  Braugewerbes 
wirksam  gewesen.  — 

^  Brauerscholen,  bezw.  Lehrstätten  für  Gähnuigstechnik  bestehen 
ZOT  Zeit  anfflerdem  noch  in  Deutschland  in  Hohenheim  und  im  Auslände 
in  Manchester,  Bruflsel,  Löwen,  Paris,  Douai  und  Chicago.  —  v.  May, 
Conrads  Staats  Wörterbuch,  „Biersteuem'^. 
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Von  nicht  zu  unterschätzendem  EinfloEs  auf  eine  gesunde 
Interessensolidarität  des  Braugewerbes  ist  endlich  auch  die 
auf  Grund  des  deutschen  ünfallversieherungsgesetzes  er- 
richtete Brauerei-  und  Mälzereiberufsgenossenschaft  geworden, 
die  in  mehrere  (9)  territoriale  Sektionen  gegliedert  ist,  von 
denen  Bayern  zwei  Sektionen  —  Regierungsbezirk  Ober- 
bayern, Niederbayem,  Schwaben  und  Neuburg,  IV.  Sektion^ 
Sitz  in  München ;  Regierungsbezirk  Oberfranken,  Mittelfranken, 
Unterfranken,  Oberpfalz  und  Regensburg,  V.  Sektion,  Sitz  in 
Nürnberg*  die  bayerische  Pfalz  gehört  zur  II.  Sektion,  Grofs- 
herzogtum  Baden  —  bildet.  Durch  ihre  Organisation,  speciell 
durch  die  jährlichen  Genossen schafts-  und  Sektionstage,  haben 
sie  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  und  der  rationellen 
Einrichtung  und  Handhabung  des  Betriebes  im  Sinne  der 
Unfallverhütung  anerkannten  Nutzen  gestiftet.  Von  hervor- 
ragender Bedeutung  wurde  bekanntlich  hierfür  die  im  Som- 
mer 1889  auf  Anregung  des  genannten  Berliner  Brauer- 
vereins veranstaltete  grofse  Ausstellung  für  Unfallverhütung 
zu  Berlin. 

In  technischer  Beziehung  sei  noch  der  zahlreichen  in 
Süd-  wie  Norddeutschland  alljährlich  stattfindenden,  mehr  oder 
weniger  lokal  begrenzten  Gewerbe-  und  Landwirtschaftlichen^ 
Ausstellungen,  sowie  auch  der  international  angelegten  grofsen 
Weltausstellungen  gedacht,  die  jede  in  ihrer  Art  auch  für  die 
technisch-industrielle  Ausgestaltung  des  Brauereigewerbes 
fruchtbar  geworden  sind.  Dafs  angesichts  der  allerorten  regen 
Thätigkeit  zur  wissenschaftlichen  und  praktischen  Förderung 
des  Brauwesens  die  Fachlitteratur  und  Publizistik  einen 
bedeutenden  Umfang  gewonnen  hat,  liegt  auf  der  Hand.  War 
diese  zwar  auch  schon  seit  den  60  er  Jahren  ziemlich  ent- 
wickelt, wie  oben  dargethan,  so  entfaltete  sie  sich  jetzt  in 
gewissermafsen  potenzierter  Weise,  Neben  den  schon  ge- 
nannten mafsgebenden  Fachorganen  kamen  zahlreiche,  meist 
lokal  veranlagte  Journale  für  das  Braugewerbe  auf,  die  sich 
freilich  bereits  eine  sehr  lebhafte  Konkurrenz  bereiten.  Die 
brautechnische  Bibliographie  ist  ebenfalls  eine  äufserst  reich- 
haltige und  noch  jährlich  wachsende.  In  entsprechender 
Weise  hat  die  Zahl  der  wissenschaftlichen  Träger  und  För- 
derer der  Gährungstechnik  sich  vervielfilltigt  und  weist 
darunter,  wie  wir  gesehen,  Namen  ersten  Ranges  auf.  Immer 
mehr  finden  auch  akademisch  geschulte  Chemiker  und  In- 
genieure im  Brauereibetriebe  Eingang,  grofse  Brauereien 
werden  mit  eigenen  wissenschaftlichen  Laboratorien  aus- 
gestattet,   kurz    der  Übergang    des   Braugewerbes    in   seinen 

1  Für  diese  kommen  in  Bayern  in  erster  Linie  die  manniefachen 
HopfeuauBStellungen  der  Produzentenvereine  und  die  gröfseren  Wanden 
ausstellungen  des  neu  organisierten  Deutschen  Hopfcnbanvereins  in  Betracht 
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kapitalkräftigen  oberen  Schichten  zur  physiologisch-chemischen 
Qrofsindustrie  und  das  allgemeine  Streben  der  übrigen  Braue- 
reien nach  industrieller  Betriebsweise  ist  teils  vollendet,  teils  in 
vollem  Gange  begriflfen;  inwieweit  dieses  in  Bezug  auf  die 
Gesamtheit  des  Gewerbes  in  Bayern  statistisch  nachzuweisen 
und  von  einer  Konzentration  der  Produktion  'auf  den  Grofs- 
betrieb  begleitet  ist,  wird  im  nachfolgenden  geschildert 
werden. 

Alles  in  allem  tritt  so  aus  diesem  hier  vorgeführten, 
grofsangelegten  und  intensiven  Walten  der  produktiven  Kräfte 
und  ihrer  praktisch-technischen  Umsetzung  jenes  „organische 
Ineinandergreifen  von  Staffgewinnung  und  Umformung,  von 
Handel  und  Verbrauch"  entgegen,  das  eben,  wie  EngeP 
treffend  sagt,  „die  Industrie  ausmacht" 


7.  Kapitel. 

Statistisclie  Darstellung  der  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  von  1872—1878/79. 

Unter  dem  Zusammenwirken  der  vorstehend  geschilderten 
Momente,  den  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zeitverhältnissen 
und  der  Ausgestaltung  der  Technik,  entwickelte  sich  die 
Bierproduktion  in  Bayern  (rechts  des  Rheins)  von  1872 
bis  1878,  seit  welchem  Jahre  durch  die  Erhöhung  der  Steuer 
eine  wesentliche  Änderung  der  Wirtschaftslage  eintrat, 
folgendermafsen : 

Biererzeugung  in  Bayern  rechts  des  Rheins. 


Jahre 

Weifsbier 

Braun  bier 

Zusammen 

Pro  Kopf  der  Be- 
völkerung 

hl 

hl 

hl 

1» 

1872 

246  251 

10  655  408 

10901659 

257 

1873 

289620 

11012300 

11  251  920 

265 

1874 

285  753 

11 788  990 

12  074743 

280  , 

1875 

270  037 

11809  772 

12  079  809 

277 

1876 

283  366 

12  158  906 

12442  272 

288 

1877 

252286 

11948262 

12  200  548 

278 

1878 

219469 

11690  313 

11909  782 

271 

^  E.  Engel,  Die  Industrie  der  grofsen  Städte. 

^  Der  mutmafsliche  Verbrauch  vonBier  pro  Kopf  der  bayeri- 


Fonchungen  (51)  XII  1.  —  Struve. 
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Während  dieser  7  Jahre  hat  die  Biererzeugung  in  Bayern 
um  eine  Million  Hektoliter  zugenommen.  Wie  ersichtlich, 
hat  sich  diese  Zunahme  wesentlich  auf  das  untergährige,  das 
sogenannte  Braimbier  beschränkt,  während  die  Produktion 
von  Weifsbier,,  die  im  Durchschnitt  der  Jahre  1872 — 1878 
überhaupt  nur  2^/o  der  Gesamtproduktion  ausmachte,  sich 
wenig  verändert  hat.  In  den  Jahren  1877  und  1878  ist  die 
Biererzeugung  Jedoch  wieder  in  rückläufiger  Bewegung 
begriffen.  Ihr  Maximum  hatte  sie  1876  mit  fast  12^^8  Millionen 
Hektoliter  erreicht.  Vergegenwärtigt  man  sich,  dafs  in  dem 
Jahrzehnt  1860 — 1870  die  Bierproduktion  Bayerns  von 
6089096  hl  auf  7572986  hl,  also' um  ungefehr  IV«  Million 
Hektoliter  stieg,  und  dafs  in  diese  Zeit  die  Aufhebung  der 
Biertaxe  fiel,  die  bekanntlich  für  die  Brauerei  eine  erhebliche 
Produktionsanregung  im  Gefolge  hatte  (das  Jahr  1866!),  so 
tritt  nun  in  der  bedeutenden,  weder  vor-  noch  nachher  Jemals 
mit  solcher  Schnelligkeit  und  in  solchem  Umfange  erfolgten 
Steigerung  der  bayerischen  Bierproduktion  von  7,6  Millionen 
Hektoliter  im  Jahre  1870  auf  £ast  12,5  Millionen  im  Jahre  1876, 
oder  pro  Kopf  der  Bevölkerung  von  ca.  200  Liter  auf  fast 
800  Liter,  der  oben  behauptete  Einflufs  der  „Milliardenjahre*' 
elementar  zu  Tage.  Charakteristisch  dafür  sind  aucn  die 
einzelnen  Jahre  in  diesem  Zeiträume.  —  Im  Jahre  1871 
betrug  die  Zunahme  der  Biererzeugung  gegen  1870  ca. 
1  Million  Hektoliter,  was  sich  vornehmlich  auf  die  r^e 
Nachfrage  der  damals  im  Felde  stehenden  deutschen  Truppen 
nach  bayerischem  Bier  zurückführen  läfst.  Im  Jahre  1872 
aber  ging  die  Produktion  noch  um  2^/2  Millionen  Hektoliter 
in  die  Höhe,  eine  Jahressteigerung,  die  bisher  einzig  dasteht 
Bedenkt  man,  dafs  die  Bierbrauerei  in  Bayern  ohnehin  bereits 
sehr  intensiv  betrieben  wurde,  und  der  Bierkonsum  grofs 
war,  so  gewinnt  diese  Produktionssteigerung  noch  mehr  an 
Bedeutung.  Selbst  in  Norddeutschland,  wo  sich  die  Bier- 
produktion auf  ein  weit  gröfseres  Gebiet  verteilt  und  die 
Brauerei  überhaupt  erst  seit  dieser  Zeit  breiteren  Boden  in 
der  konsumierenden  Volkswirtschaft  fafste  und  ihre  all- 
gemeiner werdende  industrielle  Ausgestaltung  erfuhr,  selbst 
hier  war  die  Produktionssteifi^erung  verhältnismäfsig  nicht 
gröfser,  —  Die  Biererzeugung  betrug  in  Preufsen: 


sehen  Bevölkeniog  ist  seit  1874  im  Oktoberheft  der  Monatshefte  zur 
Statistik  des  Deutschen  Heiches  pro  1891  wie  folgt  beaiffert: 

1874  244  1, 

1875  243  1, 

1876  247,8  1, 

1877  239.5  1, 

1878  228,6  1. 
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1871  ca.     Ö  000  000  hl 
und  stieg  im  Jahre  1872  auf  11  224856   „ 

1873  „    13775995   „ 

1874  „    14241024   „ 

1875  „    14982835   „ 

(dies  das  Maximum  bis  1880/81).  —  Die  Biererzeugung  betrug 
im  Königreich  Sachsen: 

1871  2239143  hl 

1872  2559078  „ 

1873  3008253  ^ 

1874  3189556  „ 

1875  3236516  ^ 

(dies  das  Maximum  bis  1883/84).  —  In  der  Norddeutschen 
Brausteuergemeinschaft  überhaupt  stellte  sich  die 
Biererzeugung 

1872  auf  16102179  hl 

1873  „    19654903  „ 

1874  „    20494914  „ 

1875  „    21358  228  , 
(dies  das  Maximum  bis  1882/83). 

Bis  1876  hielt,  wie  bemerkt,  in  Bayern  die  Zunahme 
der  Bierproduktion  an.  Als  dann  einerseits  die  wirtschaft- 
Kdhe  Depression  sich  auch  im  Konsum  immer^  fühlbarer 
machte,  und  andererseits  gerade  das  Jahr  1876/77  durchweg 
hohe  Materialpreise,  insbesondere  für  Hopfen*  und  Eis, 
brachte,  wich  auch  die  Produktion  zurück.  'Freilich  nur  in 
verhältnismäfsig  geringem  Betrage,  denn  eine  Hauptstütze  für 
die  grofsartige  Steigerung  der  bayerischen  Bierproduktion 
und  rar  die  Möglichkeit,  sie  in  der  Folge  auf  ihrer  Höhe  zu 
halten,  ist  seit  dieser  Zeit  der  Exporthandel  der  bayerischen 
Brauindustrie  nach  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  und 
nach  dem  Auslande.  Seit  dieser  Zeit  datiert,  wie  schon 
a.  a.  O.  bemerkt,  die  grofsartige  Entfaltung  des  bayerischen 
Bierexports,  der  sowom  für  die  weite  Verbreitung  des  Bier- 
konsums  und  damit  der  Bierbrauerei  überhaupt  bedeutsam 
geworden  ist,  als  auch  für  das  bayerische  Braugewerbe  selbst 
eine  Hauptbedingung  ftir  die  Gestaltung  seiner  wirtschaftlkhen 
Lage  geworden  ist. 

Nachstehende  2^hlen  über  die  bei  der  Bierausfuhr  ge- 
zahlten Steuerrückvergütungen  bis  1878  mögen  ein  Bild 
hiervon  geben,  indem  wir  zugleich  einige  frühere  Zahlen 
rekapitiiKeren  *. 


^  Beflonden  die  Hoplenpreise  erreiehteii  in  diesem  Jafaee  eine  ezcarbi- 
tuftte  Höhe,  so  daTs  in  vieken  Städten  Söddeatecblands  seitens  d&r  Brauer 
nit  aller  Kiiei^  eine  BierpreiserhöhaBg  durchgeeetet  wurde. 

8  Dm)  ohne  Ansproefa  auf  Bfickvergütong  exportierte  Bier  macht 
noch  nicht  l^k  der  gesamten  Bterausfuhr  aus. 
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Es  betrugen  die  Rückvergütungen: 

1843      68871  Mark 

1850    122398 

D 

1860    236865 

ft 

1865    876977 

TU 

1870    456362 

ji 

1871    487329 

n 

1872    669881 

yi 

1873    854610 

Jl 

1874    971679 

n 

1875    867  222 

jj 

1876    813066 

n 

1877    842602 

» 

1878    886952 

n 

Es  betrug  die  Bierausfuhr  im  ganzen  i; 

1874    610000  hl 

1875    545000 

j) 

1876    531000 

n 

1877    571000 

Yi 

1878    616000 

» 

Wie  man  sieht,  hat  sich  die  Bierausfuhr  aus  Bayern  von 
1870  bis  1878  nahezu  verdoppelt.  Ihre  stärkste  Zunahme 
erfolgte    ebenfalls    in    den    Janren    der   Hausse   1871 — 1874. 

Während  der  nächsten  beiden  Jahre  ging  sie  dann  unter  dem 
Druck  der  Zeit,  wieder  etwas  zurück;  der  Fall  von  1874  bis 
1875  ist  sogar  ziemlich  bedeutend  *.  Zu  Ende  der  70er  Jahre 
steigt  sie  dann  wieder  etwas  an,  um,  während  der  80er  Jahre 
stetig  fortschreitend,  alsbald  ihre  derzeitige  Höhe  und  Be- 
deutung zu  erfahren. 

Für  die  Frage,  inwieweit  an  dieser  Zunahme  von  Pro- 
duktion und  Export  die  Gesamtheit  der  bayerischen  Brauerei 
beteiligt  war,   auf  welche  Kreise  sie  sich  vornehmlich  stützte 


*  Aus  dem  Oktoberheft  der  Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutseben 
Reichs  pro  1891.  —  Die  ebendaselbst  seit  1874  mitgeteiite  Biereinfuhr 
war  nur  gering  und  betrog: 

1874  24000  hl, 

1875  25  000  hl, 

1876  28  000  hl, 

1877  32000  hl, 

1878  32000  hl. 

^  Es  steht  jedoch  dahin,  ob  hierfür  nicht  aach  die  Änderung  der 
Übergangsabgabe  im  norddeutschen  Brausteuergebiet ,  die  1874  eitolgte, 
mit  von  Bedeutung  gewesen  ist  Vom  1.  Juli  1874  ab  wurde  nämUch 
die  Übergangsabgabe  nicht  mehr  nach  dem  Gewicht,  sondern  nach  dem 
Hohlmafse  (Litermafs)  erhoben,  und  zwar  pro  Hektoliter  mit  2  Mark. 
Auf  Grand  der  Annahme,  dafs  1  hl  Bier  durchschnittlich  102,9  kg  Wiegt, 
bedeutete  dies  ge^en  früher  eine  Erhöhung  der  Übereangsabgabe  um 
45  Pfennige  pro  Hektoliter.  Vgl.  Lange  in  der  Wochenscnrift  für 
Brauerei,  1884,  S.  20. 
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und  so  deren  weitere  industrielle  Ausgestaltung  zur  Folge 
hatte,  bietet  die  bayerische  Malzaufschlagsstatistik  seit  dem 
Jahre  1874  sehr  schätzbare,  specialisierte  Nachweise.  Wir 
geben  zunächst  folgende  beiden  Zusammenstellungen  für  den 
vorbezeichneten  Zeitraum  1874 — 1878. 


L    Brauereien  üb 

erhaupt: 

Die  im  Betrieb  gestandenen 

Dnrchschnittsprodaktion  einer 

Rrftunbier-         ^^eifsbiAr- 

Jahre 

Braraibier-    |     Weifsbier- 

Brauerei 

Braaereien 

hl 

hl 

^ 



1872 

5217 

— 

1873 

5300 

— 

— 

1874 

5088                  1855 

2319 

211 

1875 

5125                   1399 

2304 

194 

1876 

5191         1          1534 

2342 

185 

1877 

5228 

1532 

2285 

165 

1878 

5228 

1539 

2238 

143 

Im  Mittel  der 
Jahre 

— 

— 

2298 

178 

n.    Braunbierbrauereien: 


Zahl  der  in  Be- 
trieb gestandenen 
Braanbiei^ 
brauereien : 

Malzverbrauch  1  dieser  Brauereien: 

1 

>- 

hl 

1 

hl 

% 

p 

hl 

'^  'S 

hl 

s 

hl 

1 

'ST 

1 

1K74 

4f;.55 

11 

330 

87 

4409122 

204289 

324  502 

15  970 

4  953883 

Wir, 

um 

12 

874 

49 

4425833 

199463 

351433 

5632 

4982361 

1876 

4759 

12 

365 

55 

4567433 

193899 

362730 

5496 

5129558 

1^1 

4?J3 

9 

369 

57 

4503822 

195024 

339  525 

5413 

5043  784 

1878 

4799 

10 

357 

57 

4  524  342 

180800 

329  811 

7  357 

5042  310 
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Gehen  zwar  diese  Nachweise  nicht  über  1874  zurück  in 
dieser  Specialisierung,  so  ist  trotzdem  das  aus  diesen  5  Jahren 
sich  ergebende  Bild  charakteristisch  genug  für  den  in  Rede 
stehenden  Zeitraum. 

Im  allgemeinen  hält  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden 
Betriebe  mit  der  Entwicklung  der  Produktion  gleichen 
Schritt.  Auffallend  und  nicht  recht  erklärlich  erscheint  nur 
die  ziemlich  bedeutende  Zunahme  der  Weifsbierbrauereien 
(TabeUe  I)  von  1399  im  Jahre  1875  auf  1534  in  1876  und 
die  anscheinend  unvermittelte  Abnahme  der  für  den  Haus- 
bedarf betriebenen  Brauereien  (Tabelle  II)  von  87  im  Jahre 
1874  auf  49  in  1875.  Im  übrigen  aber  ist  die  Entwicklung 
eine  ziemlich  allgemein  gleichmäfsig  fortschreitende  gewesen. 
Nur  die  Aktienbrauereien  zeigen  einen  schärfer  ausgeprägten 
Entwicklungsgang.  Die  Durchschnittsproduktion  einer  unter- 
und  obergährigen  Brauerei  hat  sich  in  dieser  Zeit  wenig  ver- 
ändert. Von  einer  Konzentration  der  Betriebe,  wie  sie  nach 
der  Aufhebung  der  Biertaxe  zeitweilig  deutlich  zu  konstatieren 
war  und  in  der  Gegenwart  einen  Hauptzug  der  gewerblichen 
Entwicklung  der  Brauerei  auch  in  Bayern  ausmacht,  ist  in 
dieser  Zeit  allseitigen  Flors  nichts  zu  spüren.  Ja,  als  die 
Braunbierproduktion  von  1876  auf  1877  um  mehr  als  200000  hl 
zurückging,  stieg  die  Zahl  der  in  Betrieb  stehenden  Braun- 
bierbrauereien noch  von  5191  auf  5228.  Auch  dem  Rück- 
gange der  Weifsbierbrauerei  um  30000  hl  steht  nur  eine 
Verringerung  von  zwei  solchen  Betrieben  gegenüber.  — 
Einen  tieferen  Einblick  in  die  durch  die  Veränderung  bezw. 
Verringerung  der  Braunbierproduktion  erzeugten  Verschie- 
bungen in  den  verschiedenen  Betriebskategorien  der  be- 
treflFenden  Brauereien  gewährt  Tabelle  II.  Das  Schwer- 
gewicht der  Produktion  ruht  natürlich  mit  89®/o  (im  Mittel 
der  Jahre  1874 — 78)  des  gesamten  Malzverbrauchs  auf  den 
Privatbrauereien.  Sodann  folgen  mit  6,5  *^/o  die  Kommune- 
brauereien, mit  4,1  (1874)  bezw.  3,6  ®/o  (1878)  die  Aktien-  und 
endlich  mit  0,4  (1874). bezw.  0,2<^/o  (1878)  die  nicht  gewerb- 
lichen Hausbrauereien.  Das  Verhältnis  der  Anteilnahme  der 
Produktion  dieser  Betriebskategorien  an  der  Gesamtproduktion 
hat  sich  in  diesem  Zeitraum  sehr  wenig  verändert  und  ist 
damit  ebenfalls  für  die  Gleichmäfsigkeit,  mit  der  die  Brauerei- 
entwicklung in  Bayern  in  allen  Kreisen  des  Gewerbes 
während  dieser  Zeit  im  Gegensatz  zu  dem  folgenden  Jahrzehnt 
vor  sich  gegangen  ist,  bezeichnend.  Bemerkenswert  ist  die 
noch  relativ  geringe  Anteilnahme  der  Aktienbrauereien  an  der 

^  (vor.  Seite).  Statt  des  Malzverbrauchs  die  diesem  entsprechen^^ 
Biererzeugung  anzusetzen,  empfahl  sich  deshalb  nicht,  weil  in  den  hier 
aufgeführten  verschiedenen  Brauereikate^orien  die  aus  1  hl  Malz  gezogenen 
Biermenffen  zu  sehr  voneinander  abweichen.  Amtliche  Nachweise  hier- 
über fehlen  fibr  a,  b  und  c. 
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Gesamtproduktioii,  die  sich,  wie  wir  anderweit  sehen  werden, 
für  die  Gegenwart  weit  höher  stellt.  Das  für  den  Ent- 
wicklungsgang; des  Braugewerbes  auch  in  Bayern  so  charakte- 
ristische Zunehmen  der  Aktienbetriebe  datiert  in  seiner  gegen- 
wärtigen Bedeutung  erst  seit  Anfang  der  achtziger  Jahre. 
Doch  waren,  dem  Zuge  der  Zeit  entsprechend,  auch  in  den 
siebziger  Jahren  mehrfache  Aktiengründungen  erfolgt,  zumal 
wegen  der  Überfüllung  des  Geldmarktes  mit,  aus  bekannten 
Grttnden  freigewordenen,  anlagesuchenden  Kapitalien  und 
w^en  der  mit  erheblichen  ELapitalaufwendungen  ermöglichten 
industriellen  Ausgestaltung  der  Betriebe  die  Verhältnisse  dem 
allgemeineren  Aufkommen  des  Aktenprincipes  besonders  auch 
in  der  Brauerei  günstig  waren.  Es  wurden  gerundet  in 
Bftjem: 

1859-r-63 :  3  Aktienbrauereien*  mit  1,37  Mill.  Mk.  Aktienkapital 

1864-68:  2  ,  „    0,27     „       „ 

1869 

1870 

1871 

1872 

187» 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

Sehr  charakteristisch  für  die  Wandlung  der  wirtschaft- 
lichen Sachlage  ist  das  völlige  Aufhören  von  Neugründungen 
seit  dem  verhängnisvollen  Jahre  1874.  Erst  1879  findet  sich 
wieder  die  erste  neue  Aktienbrauerei  in  Bayern. 

Die  gröfste  der  1872  gegründeten,  und  überhaupt  dem 
Kapital  nach  die  gröfste  ihrer  Art  in  Deutschland,  ist  die 
Münchener  Löwenbrauerei,  vormals  L.  Brey,  mit  einem  Aktien- 
kapital von  5400000  Mark.  Dies  hohe  Grundkapital  aller 
Aktiengründungen  jener  Zeit  war  bekanntlich  durch  die  aufser- 
gewöhnlichen  damals  herrschenden  Verhältnisse,  hohe  Boden- 
und  Materialpreise,  hohe  Löhne  etc.   bedingt. 

Wie  grofs  der  Abstand  zwischen  dem  Betriebsumfange 
der  Aktienbrauereien  und  der  übrigen  Betriebskategorien  im 
vorliegenden  Zeitraum  war,  läfst  sich  im  grofsen  Durchschnitt 
aus  der   mittleren  Produktion   eines  Betriebs   der   betr.  Kate- 


1)  n  n  V 


'  Aas  van  der  Borght,  Art.  „AktiengeBellschaften  (Statistik)". 
Conrads  Staatswörterbuch.  Bd.  I.  Jena  1890.  —  Unter  diesen  Aktien- 
brauereien befindet  sich  allerdings  eine  Aktienmalzfabrik,  die  jedoch  nicht 
aoBgeschieden  werden  konnte,  da  ihr  Gründungsjahr  und  Aktienkapital 
nicht  besonders  mitgeteilt  ist.. 
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fforien  abnehmen.  Diese  betrug  im  Mittel  der  Jahre  1874 — 78 
Taut  Tabelle  I  und  II 

£ur  eineBraunbierbrauerei  in  Privatbesitz    2100  hl  Bier* 
„      „    Aktienbrauerei  39000  „      „ 

„     ^    Kommunebrauerei  2100  „      „ 

„      „    sogenannte  Hausbrauerei  300  „      „ 

„      „    Weifsbierbrauerei  178  „      „ 

Die  Aktienbrauereien  befanden  sich  danach  durchschnitt- 
lich auf  dem  Niveau  der  eigentlichen  Grofsbrauerei.  Im 
übrigen  sind  die  Unterschiede,  die  zwischen  den  einzelnen 
Kategorien,  zwischen  Braunbierbrauereien  in  Privat-  und 
Kommunebesitz  und  Aktienbrauereien  einerseits  und  Haus- 
und Weifsbierbrauereien  andererseits,  obwalten,  bezeichnend 
für  den  Grad  der  Differenzierung,  den  die  gewerbliche  Ent- 
wicklung des  bayerischen  Brauwesens  bereits  zu  dieser  Zeit 
erlangt  hatte.  In  der  Folge  freilich  traten  gerade  hierin  die 
gröfsten  Verschiebungen  ein. 

Für  die  fast  gleichmäfsige  Entwicklung  in  dieser  Zeit 
ist  auch  hier  wieder  bezeichnend,  dafs  die  obigen  Zahlen  der 
auf  einen  Betrieb  entfallenden  Durchschnittsproduktion  während 
der  in  Rede  stehenden  5  Jahre  in  den  einzelnen  Kategorien 
sich  nicht  wesentlich  geändert  haben,  die  Zahl  der  Betriebe 
mit  dem  Fortschritte  der  Produktion  auch  nach  dieser  Seite 
hin  gleichen  Schritt  gehalten  hat. 

Am  weitesten  läfst  sich  statistisch  in  den  Entwicklungs- 
prozefs  der  Brauerei  eindringen  durch  den  Nachweis  der 
Zahl  und  Bewegung  der  ihrem  Produktionsumfange 
nach  gegliederten  Brauereibetriebe.  Dies  ist  durch  die  seit 
1874  geführte  amtliche  Statistik  der  Braunbierbrauereien, 
deren  Malzverbrauch  sich  in  gewissen  Grenzen  hielt,  ermög- 
licht, wobei  gleich  bemerkt  werden  mag,  dafs  dieser  Teil  der 
bayerischen  Malzaufschlagsstatistik  im  Jahre  1882  insofern 
geändert  wurde,  als  seitdem  nicht  mehr  die  Zahl  der 
Brauereien  mit  einem  bestimmten  Malzverbrauch  specialisiert 
aufgeführt  wird,  sondern  die  der  Brauer.  Ist  zwar  dadurch 
der  Vergleich  mit  dem  hier  vorliegenden  Zeitraum  unmöglich 
gemacht,  so  bietet  doch  die  seitdem  dazu  getretene  Statistik 
der  in  den  einzelnen  Steuerstufen  verbrauchten  Malzmengen 
eine  so  wertvolle  Ergänzung,  dafs  darüber  der  erste  Mangel 
verschmerzt  werden  kann.  Durch  entsprechendes  Manipulieren 
läfst  sich  übrigens,  wie  a.  a.  O.  dargethan  werden  wird,  auch 
dieser  Mangel  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  heben 
und  so  die  durchgängige  Vergleichbarkeit  teilweise  wieder- 
herstellen. 


1  hl  Malz  ^  2,2  hl  Bierproduktion  angesetzt. 
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III.     Es  betrug  die  Zahl   der   Braunbierbrauereien* 
in   Bayern   rechts   des   Rheins^    welche  Malz   ver- 
brauchten: 


von 

in  den 

bis 

von  1001 

von  5001 

von 

50001 

über 

Zu- 

bis 

bis 

10  001  bis 

bis 

100000 

Jahren 

1000  hl 

5000  hl 

10000  hl 

50  000  hl 

100000 
hl 

hl 

sanunen 

1874 

3848 

1102 

86 

42 

4 

5088 

1875 

3864 

1142 

76 

39 

8 

5125 

1876 

3906 

1159 

85 

37 

8 

5191 

1877 

3979 

1130 

86 

30 

2 

5228 

1878 

3977 

1125 

86 

31 

3 

5223 

Nach  unten  zu  ist  die  Specialisierung  der  Betriebe  bis 
1882  noch  nicht  weiter  als  bis  zu  1000  hl  Malzverbrauch 
herab  erfolgt.  Im  allgemeinen  kann  man  annehmen,  dafs  die 
Brauereien  mit  weniger  als  1000  hl  Malz  verbrauch  die  soge- 
nannten Kleinbrauereien  repräsentieren.  1000—5000  hl  M^Jz- 
verbrauch  entspricht  dem  rroduktionsumfange  der  mittleren 
Brauereien,  una  darüber  hinaus  liegen  die  eigentlichen  Grofs- 
brauereien. 

Betrachtet  man  hiemach  das  obige  Bild,  so  ist  bei  aller 
industriellen  Fortentwicklung  des  bayerischen  Brauwesens 
von  einer  Konzentration  desselben  zum  Grofsbetriebe  in  dieser 
Zeit  noch  nichts  zu  spüren.  Vielmehr  zeigen  alle  Produktions- 
stufen eine  grofse  Stabilität  in  der  Zahl  der  Betriebe ;  die 
Klein-  und  Mittelbrauereien  haben  sich  sogar  noch  etwas 
vermehrt,  sehr  im  Gegensatz  zu  der  Entwicklung  in  den 
nachfolgenden  Jahren.  Bei  den  mittleren  Brauereien  steht 
die  geringe  Abnahme  der  Betriebe  nach  1876  wohl  mit  Ver- 
schiebungen in  den  beiderseitig  angrenzenden  Produktions- 
stufen im  Zusammenhange,  wie  denn  überhaupt  derartige 
Schwankungen  in  einer  Produktionsstufe  sich  vorwiegend  aus 
Betriebsübergängen   nach   oder  von  anderen  Stufen   erklären. 

Sehr  charakteristisch  fiir  die  Struktur  des  bayerischen 
Braugewerbes  ist  die  scharfausgeprägte  Grenze  zwischen  der 
zweiten  und  dritten  Stufe,  mit  der  gemeinhin  der  Grofsbetrieb 
beginnt.  Die  Anzahl  aller  dieser  Brauereien  mit  mehr  als 
5000  hl  Malzverbrauch  bezw.  12000  hl  Biererzeugung  macht 
nur  den  10.  Teil  der  Mittelbrauereien   und    ca.   den   37.  Teil 


*  Für  die  WeifsbierbraaereioD,  deren  Prodoktionsumfang  sich  ohne* 
hin  fast  au8Bchlief«lich  im  Rahmen  des  Kleinbetriebes  bewegt,  existiert 
eine  derartige  Specialiflierang  nicht. 
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aller  Braunbierbrauereien  aus.  In  der  Folge  hat  sich  die» 
Verhältnis  noch  weit  mehr  differenziert.  Die  bayerische 
Brauerei  erscheint  daher  wife  ein  auf  breitester  Basis  an- 
gelegter, niedriger  Bau,  dem  nur  einige  wenige,  aber  sehr 
hohe  Türme  aufgesetzt  sind. 

Die  im  Zusammenhange  mit  der  historisch  begründeten 
Stellung  des  bayerischen  Brauwesens  innerhalb  der  heimischen 
Volkswirtschaft  zu  verstehende  gewerbliche  Entwicklung  in 
der  Neuzeit  tritt  in  ihrer  Eigenart  deutlich  zu  Tage,  wenn« 
man  die  Entwicklung  des  Brauwesens  in  Norddeutschland* 
in  diesem  für  die  industrielle  Umgestaltung  des  Gewerbes 
bedeutsamen  Zeitraum  damit  vergleicht. 

Es  betrug  im  Reichssteuergebiet: 


die  Zahl 

darunter  vor- 

Bier- 

Zahl  der  Brauereien,  die  Malz 
verbrauchten  ^ 

Jahre 

der 
Braaereien 

wiegend 
untergährig 

erzeugang 
hl 

bis      '  1001  biß  1     über 

1000  hl     5000  hl  1  5000  hl 

1                 1 

1872 

15  456 

3185 

16  102  179 

16320    1      1712 

125 

1874 

13  944 

3374 

20  494  914 

10  869         1979 

182 

1878 

12  742 

3338 

20371926 

9  745         1941 

181 

Durchweg  bietet  sich  hier  das  Bild  einer  intensiven  in- 
dustriellen Konzentration  des  Braugewerbes.  Die  Zahl  der 
Brauereien  ist  zwar  sehr  grofs  und  die  Kleinbrauereien  über- 
wiegen ebenfalls  bedeutend.  Jedoch  fällt  die  schnelle  Ab- 
nahme derselben  Hand  in  Hand  mit  der  Steigerung  der 
Gesamtproduktion  deutlich  ins  Auge. 

Der  Einflufs  der  bayerischen  Brauerei  giebt  sich  be- 
sonders in  der  Zunahme  der  untergährigen  Biere  kund,  wie 
denn  auch  die  untergährigen  Brauereien  sich  im  Gegensatz 
zur  Gesamtzahl  der  Brauereien  vermehren,  und  zwar  vor- 
nehmlich durch  Umwandlung  obcrgähriger  Betriebe  in  unter- 


^  Der  in  Bezug  hierauf  ebenfalls  sehr  instruktive  Vergleich  mit  den 
gleichartigen  Verhältnissen  in  der  bayerischen  Rheinpfalz  ist,  wie  a.  a.  O. 
erwähnt  erst  von  1879  an  möglich. 

'  Da  die  Brausteuerstatistik  des  Reichssteuergebiets  die  Steuerstufen 
nach  dem  gezahlten  Brausteuerbetrag  aufführt  und  wegen  der  steuer- 
pflichtigen Verwendung  von  Surrogaten  eine  exakte  Berechnung  der  diesen 
Steuerstufen  entsprechenden  Malzmengen  nicht  möglich  ist,  auch  die  Ska- 
lierung mit  der  in  der  bayerischen  Statistik  nicht  genau  übereinstimmt, 
so  können  die  betreffenden,  durch  Umrechnung  und  Znsammenziehung 
gewonnen  Daten  nur  als  annähernd  genau  und  zuverlässig  betrachtet 
werden. 
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gftbrige,  was  in  den  meisten  Fällen  zugleich  den  Übergang 
zum  Maschinenbetrieb  und  damit  zur  Industrie  bedeutete. 

Die  energische  Konzentration  der  Produktion  auf  den 
örofcbetrieb  giebt  sich  besonders  deutlich  im  Vergleich  und 
im  Gegensatz  zu  der  gleichzeitigen  Entwicklung  des 
bayerischen  Brauwesens  durch  folgende  Zusammenstellung 
kund. 

B]s  betrug  in  Prozenten  aller  Brauereien  die 
Zahl  der  Brauereien  mit  einem  Malzverbrauch: 


bis  1000  hl 

von  1001  bis  5000  hl 

über  5000  hl 

Jahre 

in  Nord- 

deutsch- 

land 

in  Bayern 

in  Nord-  i   ■ 
deutsch-  in  Bayern 
land 

in  Nord- 

deutseh- 

land 

in  Bayern 

1872 

89,9 

— 

9,4 

0,7 

— 

1874 

88,4 

75,7 

15,2 

21,7 

1,4 

2,6 

1878 

82,1 

76,1 

16,3 

21,6 

1,6 

2,3 

Bezüglich  der  Kleinbrauereien  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dafs  sie  in  Norddeutschland  nur  scheinbar  mehr  überwiegen, 
als  in  Süddeutschland,  denn  während  hier  nur  die  Braun- 
bierbrauereien  in  Rechnung  gestellt  sind,  beziehen  sich 
die  Daten  für  Norddeutschland  auf  alle,  also  auch  die  ober- 
gährigen  Brauereien.  Stellt  man  für  Bayern  die  Prozent- 
rechnung unter  Einbeziehung  der  Weifsbierbrauereien,  die 
man  wohl  durchweg  den  Kleinbetrieben  zuzählen  darf  (S.  o.), 
an,  so  stellt  sich  das  Verhältnis  folgen dermafsen.  Es  betrugen 
in  Bayern: 

die  Kleinbetriebe  1874:  80,8%  aller  Betriebe, 
1878:  81,6  «/o     „ 
die  mittleren  Betriebe  1874:  17,1%      „  „ 

„         1878:  16,7%     „ 
die  Grofsbetriebe  1874 :     2,1  ^/o      „  „ 

1878:  1,8%  „ 
Der  Prozentsatz  der  Kleinbrauereien  ist  danach  in  Bezug 
auf  die  Gesamtzahl  der  Brauereien  in  Norddeutschland  fast 
der  gleiche  wie  in  Bayern,  bei  den  Mittelbetrieben  ist  das 
Verhältnis  ebenfalls  annähernd  dasselbe  und  nur  bezüglich 
der  Grofsbetriebe   ist  der  Übergang  in  Bayern,    weil    älteren 
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Ursprunges,  relativ  weiter  entwickelt  Bezüglich  der  Ver- 
schiebung des  Prozentverhältnisses  der  verschiedenen  Betriebs- 
stufen zur  Q-esamtzahl  walten  aber  ersichtliche  Verschieden- 
heiten ob.  Während  in  Bavern  auch  lediglich  unter  den, 
immerhin  vorwiegend  gewerblich  bezw.  industriell  betriebenen 
Braunbierl)^auereien,  der  Kleinbetrieb  eher  eine  Zunahme 
aufweist,  was  jedoch  wohl  mit  der  zeitweiligen,  nach  1876 
eingetretenen  Produktionseinschränkung  der  bayerischen 
Brauerei  zusammenhängt,  weshalb  auch  die  Mittelbetriebe 
relativ  eine  geringfügige  Abminderung  erfahren  haben,  ist  in 
Norddeutschland  der  E^leinbetrieb  ganz  entschieden  zu  Gunsten 
des  Mittel-  und  Grofsbetriebes  im  Weichen  begriffen.  Leider 
stehen  für  diese  Zeit  —  und  für  Norddeutschland  überhaupt 
nicht  —  noch  keine  Nachweise  darüber  zur  Verfügung, 
welcher  Betrag  des  Malzverbrauchs  bezw.  der  Bierproduktion 
auf  die  verschiedenen  Gröfsenklassen  des  Braugewerbes  ent- 
fallen. Aus  den  hierbei  sich  ergebenden  Verschiebungen 
würde  sich  erst  ein  wahrhaft  vollkommenes  Bild  über  die 
Art  und  Tragweite  des  gewerblichen  Entwicklungsganges  in 
der  Brauerei  gewinnen  lassen.  Immerhin  kann  man  annehmen, 
dafs  die  Grofsbrauerei  in  Bayern  auch  zu  jener  Zeit  schon 
einen  gröfseren  Teil  der  Gesamtbier produktion  auf  sich  ver- 
einigte und  diese  Konzentration  der  Prodution  auf  den  Grofc- 
betrieb  dort  wohl  noch  lebhafter  vor  sich  ging  als  in  Nord- 
deutschland. Denn  in  Bayern  hatte  sich  schon  seit  den 
50  er  Jahren  eine,  wenn  auch  durch  relativ  wenig  Betriebe 
repräsentierte,  bedeutende  Grofsbrauerei  entwickelt,  und  es 
dauerte  lange,  ehe  Norddeutschland  eine  Brauerei  mit  über 
220000  hl  Produktion  aufweisen  konnte,  wie  Bayern  bereits 
im  Jahre  1864/65,  wo  die  gröfste  Brauerei  Münchens  nicht 
weniger  als  125428  hl  Malz  versott. 

Auf  die  grofsen  Münchener  und  Fränkischen  Brauereien 
konzentrierte  sich  bekanntlich  von  jeher  die  industrielle  üm- 
und  Ausgestaltung  des  Gewerbes.  Eine  statistische  Be- 
trachtung der  Entwicklung  der  Münchener  Brauerei  und  der 
vorwiegend  auf  den  Export  basierten  Fränkischen  Grofs- 
brauerei bezüglich  ihrer  Beteiligung  an  demselben  wird  daher 
der  weiteren  Aufzeigung  der  industriellen  Entwicklung  des 
bayerischen  Braugewerbes  und  dem  Verständnis  der  schwer- 
wiegenden Bedeutung  der  Grofsbrauerei  für  das  gesamte 
bayerische  Braugewerbe  in  der  Gegenwart  zu  statten 
kommen. 

Es  betrug  in  München:^ 

1  Aus  Sedlmayrs  Denkschrift  a.  a.  O. 
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die 

die  Durch- 

die Produktion 

in  den 
Sudjahren 

die  Zahl  der 
Brauereien 

Gesamtbier- 
erzeugung 

schnittsproduk- 
tion einer 
Brauerei 

der  jeweils 
gröfsten 
Brauerei 

hl 

hl 

hl 

1864/65 

18 

1056  986 

58721 

250  949 

1869/70 

18 

901  728 

50096 

240314 

1870/71 

18 

890  790 

49488 

234  262 

1871/72 

18 

985152 

54  731 

269  848 

1872/73 

18 

1076  558 

59  809 

260014 

1873/74 

18 

1158  052 

64336 

288  078 

1874/75 

19 

1  185  236 

62  381 

296010 

1875/76 

21 

1 177  264 

53  512 

249100 

1876/77 

24 

1252484 

50099 

296  090 

1877/78 

25 

1215  068 

46  733 

303924 

1878/79 

27 

1169054 

43298 

254804 

Wie  man  sieht,  ist  die  Entwicklung  der  Bierproduktion 
in  München,  sowie  die  des  Brauereibestandes  der  Entwicklung 
im  Lande  überhaupt  ziemlich  ähnlich.  Fast  in  allen  Jahren 
machte  die  Münchener  Biererzeugung  den  9.  bezw.  10.  Teil 
der  von  Bayern  aus.  Nur  in  den  einzelnen  Jahren  sind  die 
Produktionsschwankungen  markanter  als  in  ganz  Bayern, 
was  sich  teils  aus  der  relativen  Beschränktheit  und  Ein- 
heitlichkeit des  Münchener  Stadtgebiets,  teils  aber  auch  wohl 
im  Zusammenhange  damit  daraus  erklärt,  dafs  die  auf  den 
Bierkonsum  der  Bevölkerung  wirkenden,  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  Wechselfklle  in  dem  in  Rede 
stehenden  Zeitraum  sich  hier  ausgeprägter  geltend  machen, 
als  im  Lande  im  allgemeinen.  Die  industrielle  Ausgestaltung, 
die  den  Münchener  Brauereien  schon  seit  den  60  er  Jahren 
in  der  Mehrzahl  den  Charakter  des  Grofsbetriebs  verliehen 
hat,    —    wie   dies   auch   in    der    theoretischen  Durchschnitts- 

Sroduktion  einer  Brauerei  durchscheint  — ,  ist  jedoch  in 
iesem  Zeiträume  noch  nicht  so  weit-  und  tiefgehend  wie  in 
der  Gegenwart;  besafs  doch  in  dieser  ganzen  Zeit  München 
erst  eine  Aktien brauerei,  die  1872  gegründete  Löwenbrauerei. 
Die  Thatsache  aber,  dafs  es  in  erster  Linie  immer  die  ohne- 
hin gröfsten  Betriebe  waren,  auf  die  sich  der  industrielle 
Fortschritt  konzentriert,  zeigt  sich  auch  hier  deutlich,  indem 
1864/65  die  gröfste  Münchener  Brauerei  den  vierten  Teil  der 
Gesamtprodtüktion  aller  vorhandenen  18  Brauereien  auf  sich 
vereinigte  und  1878/79  den  4,5.  Teil  der  Produktion  der  in 
diesem  Jahr  vorhandenen  27  Betriebe.  Bei  gleichmäfsiger 
Anteilnahme  aller  Brauereien  an  der  Produktionsentwicklung 
hätte  die  gröfste  Brauerei  im  genannten  Jahr  nur  den  6,3.  Teil 
der  Gesamterzeugung  auf  sich  vereinigen  können.  Trotz 
dieser  Konzentration  der  Produktion  blieb  aber  auch  für  die 
übrigen    Brauereien     ein     grofser     Spielraum    zur    Betriebs- 
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erweiterung  frei.  Das  geht  schon  aus  der  Vermehrung  der 
Betriebe  von  18  auf  27  hervor.  Die  besonders  seit  den 
70  er  Jahren  mit  dem  zunehmenden  Zuge  in  die  Stadt  und 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Steigerung  des 
Fremdenverkehrs  wachsende  heimische  Konsumfähigkeit,  sowie 
die  in  diesem  Zeitraum  sich  entwickelnde  Bierausfuhr  in  die 
Provinz  und  aufserhalb  Bayerns  waren  hierfür  grundlegend. 
Was  aber  die  Zunahme  der  Münchener  Brauereien  im  vor- 
liegenden Zeitraum  so  besonders  merkwürdig  und  principiell 
bedeutsam  fiir  die  Frage  nach  der  Tragweite  der  Konzen- 
tration der  Produktion  auf  den  Grofsbetrieb  in  der  Brauerei, 
speciell  in  gröfseren,  verkehrsreichen  Orten,  macht,  ist  einmal 
der  Umstand,  daTs  die  Zunahme  der  Betriebe  in  den 
Jahren  1875/76,  1877/78  und  1878/79  trotz  Abnahme  der 
Produktion  erfolgte  und  ferner,  dafs  sie  meist  auf  Neu-- 
gründungen  kleinerer  Brauereien  beruhte.  Nachstehende 
Zusammenstellungen  bringen  dies  und  die  überhaupt  sehr 
harmonische,  alle  Betriebskreise  verhältnismäfsig  gleicnmäfsig 
begreifende  Entwicklung  des  Münchener  Brauwesens  in  dieser 
Zeit  klar  zur  Anschauung. 
Es  betrug: 

I.    die  Zahl  der  Münchener  Brauereien  mit  einem 
Malzverbrauch: 


g 

Jahre 

bis 

1001  bk 

5001  bis 

10001  bis 

50001  bis 

über 

1 

1000  hl 

5000  hl 

10000  hl 

50000  hl 

100000  hl 

100000  hl 

bQ 

1869/70 

1 

5 

2 

7 

2 

18 

1870/71 

1 

5 

2 

7 

2 

18 

1871/72 



5 

3 

7 

2 

18 

1872/73 



4 

4 

6 

2 

18 

1873/74 

1 

4 

2 

6 

4 

18 

1874/75 

_ 

5 

2 

6 

4 

18 

1875/76 

1 

4 

5 

6 

4 

21 

1876/77 

1 

8 

4 

6 

3 

21 

24 

1877/78 

1 

9 

4 

7 

3 

25 

1878/79 

2 

10 

4 

6 

4 

27 

Bemerkenswert  ist  hierbei  unter  anderem,   dafs,    als   im 
Sudjahre  1873/74  die  sogenannte  Königliche  Weifsbierbrauerei 


1  Die  amtliche,  bayerische  Malzanfischlagstatistik  filhrt  iu  diesem 
Jahre  (1876/77)  nur  eine  Brauerei  mit  über  100000  hl  Malzverbranch  auf 
iß,  6.  137).  Woranf  diese  EKfferens  mit  den  SedhnajrscheB ,  ans  der 
sttdtiacheii  M&nchener  Btatistik  geschöpften  Aji^kben  beruht,  war  nisht 
SU  ermitteln.    Für  die  Sache  selbst  ist  sie  ohne  Belang. 
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einging;  die  ohnehin  nur  ca.  2000  hl  Malz  versott^  im  selben 
Jahre  eine  neue,  private  WeiTsbierbrauerei  entstand,  die  ihre 
Jahresproduktion  durchschnittlich  auf  1000  hl  Bier  und  mit- 
unter etwas  höher  hielt. 

Es  betrug 

IL    der   Prozentanteil    am    Gesamtmalzverbrauch 

der   Münchener  Brauereien   bei   den   Brauereien, 

die  verbraucht  haben: 


in  den 

bis  5000  hl  Malz 
=  12000  hl 

5001  bis  10  000  U 
Biab  ==  12001 

10001  bis 

50000  hl  Malz = 

24001  bis 

über  50000  U 
Mak  »  über 

Jahren 

Bierproduktion 

bis  24  001  hl 
Bierproduktion 

120000  hl 
Bierproduktion 

120  000  hl  ßier- 
produktion 

Prozent 

Prozent 

Prozent 

Prozent 

1869/70 

2,57 

2,91 

35,33 

62,49 

1870,71 

2,86 

2,64 

85,33 

59,10 

1871/72 

2,14 

4,05 

35,87 

57,94 

1872/78 

1,67 

4,98 

28,29 

65,06 

1873/74 

0,60 

2,70 

23,23 

72,47 

1874^75 

2,19 

2,80 

20,83 

74,18 

1875/76 

2,27 

8,94 

24,05 

69,74 

1876/77 

8,52 

4,46 

21,46 

70,76 

1877/78 

4,82 

4.89 

27,63 

63,16 

1878/79 

0»96 

4,53 

27,90 

67,61 

Trotz  der  beträchtlichen  Konzentration  der  Produktion 
Auf  die  gröfsten  Betriebe,  —  auf  die  im  Mittel  dieses  Jahr- 
zehnts ca.  ^/s  der  Gesamtproduktion  entfielen;  1874/75  pro- 
•duzierten  allein  fünf  der  grOfsten  Brauereien  Münchens 
-doppelt  soviel  als  die  übrigen  13  — ,  trotzdem  ist  die  Anteil- 
nahme der  übrigen  Gröfsenklassen  an  der  Gesamtproduktion, 
von  einzelnen  Jahresschwankungen  abgesehen,  im  ganzen 
stabil  geblieben.  Gerade  die,  nach  Münchener  Begriflfen 
„mittleren"  Brauereien  (5000—10000  hl  Malzverbrauch),  die 
während  des  letzten  Jahrzehnts  infolge  der  zunehmenden 
Konkurrenz  von  oben  und  unten  sehr  ins  Gedränge  gekommen 
sind,  haben  in  den  70  er  Jahren  sich  sehr  gut  gestanden.  Ihr 
Anteil  an  der  Gesamtproduktion  ist  von  2,91  Prozent  auf 
4,53  Prozent  gestiegen  und  ihre  Zahl  hat  sich  von  2  auf  4 
vermehrt. 

Das  beste  Bild  von  den  auf  Grund  der  industneUen 
Ausgestaltung  erfolgten  Produktionsverschiebungen  i«  den 
verschiedenen  Kreisen  der  Münchener  Brauerei,  erhält  man 
durch  nachstekende  Verbindung  von  Tabelle  I  und  II,  bezw. 
deren  Grundn^en,  wobei  bemerkt  sei,  dafs  die  in  TaJ^lle  11 
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erfolgte  Zusammenziehung  der  6  üblichen  Grölsengruppen  der 
Brauerei  (S.  Tabelle  I)  auf  4  wegen  der  sonst  zu  ver- 
schwindend kleinen  Prozentsätze  der  Anteilnahme  an  der 
Produktion  erfolgt  ist;  bei  nachstehendem  ist  natürlich  die 
Sechsteilung  zu  Grunde  gelegt  Ermittelt  man  aus  Tabelle  I 
und  n  die  Durchschnittsnroduktion  einer  Brauerei  in  den 
vorgesehenen  6  Gröfsenklassen  und  setzt  die  dabei  für 
1869/70  gewonnenen  Zahlen  gleich  100,  so  erhält  man  fiir 
1878/79  durch  entsprechende  Reduktionen  folgendes  Bild: 

Es    betrug    die   Durchschnittsproduktion    einer  Brauerei 
mit  einem  Malzverbrauch 

bis  1000  hl    1001  bis    5001  bis    10001  bis  50001  bis       über 

5000  hl      10000  hl     50000  hl    100000  hl  100000  hl 


1869/70 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1878/79 

59 

158 

101 

94 

91 

106 

Man  erkennt  deutlich  das  Bestreben  der  mittleren  Be- 
triebe, sich  auszudehnen;  unter  Verdopplung  ihrer  Zahl 
(Tabelle  I)  ist  die  Durchschnittsproduktion  einer  derselben 
um  über  die  Hälfte  gestiegen.  Die  bis  1878/79  ohnehin  nur 
durch  einen  Betrieb  repräsentierte  Kleinbrauerei  mit  weniger 
als  1000  hl  Malzverbrauch  scheint  allerdings  eingeengt,  doch 
verhält  es  sich  in  Wirklichkeit  umgekehrt:  Die  einzige 
Brauerei  dieser  Art  bis  1871  (der  P.  P.  Franziskaner)  ver- 
brauchte fortan  über  1000  hl  Malz,  unter  welches  Niveau  sie 
nur  einmal  in  dem  widrigen  Jahr  1875/76  geriet.  1871/72 
und  1872/73  existierte  überhaupt  keine  Brauerei  mit  weniger 
als  1000  hl  Malzverbrauch.  Im  Jahre  1873/74  sank  die 
Königliche  Weifsbierbrauerei  unter  dies  Niveau  und  wurdö 
daraufhin,  wie  erwähnt,  aufgelöst  Die  einzige  Kleinbrauerei 
der  Jahre  1876/77  und  1877/78  war  eine  Neugründung  und 
rangierte  bereits  im  nächsten  Jahre  (1878/79)  mit  2315  hl 
Malzverbrauch  in  der  folgenden  Stufe,  nachdem  sie  zwei 
Jahre  zuvor  mit  799  hl  Verbrauch  begonnen  hatte.  Von  den 
beiden  Kleinbrauereien  des  letzten  Jahres  ist  die  eine  eine 
Neugründung  mit  einem  erstjährigen  Verbrauch  von  921  hl 
Malz,  die  zweite  eine  auf  110  hl  Malzverbrauch  zurück- 
gegangene Weifsbierbrauerei,  die  im  Vorjahre  noch  1700  hl 
verbraut  hatte,  die  iedoch  zu  Anfang  des  Jahres  1879  den 
Betrieb  einstellte,   woner  sich  auch  die  Abminderung  erklärt. 

Durchweg  ist  so  das  Aufrücken  von  unten  nach  oben 
wahrzunehmen,  der  Prozefs  zur  industriellen  Ausgestaltung 
ist  gleichmäfsig  im  Fortschreiten  begriffen. 

Ein  wesentlicher  Umstand,  der  dieser  Entwicklung  zu 
Gute  kam,  lag,  wie  bemerkt,  darin,  dafs  die  Bierausfuhr 
der  grofsen  Münchener  Brauereien  anfing,  gröfsere  Dimen- 
sionen  anzunehmen,    wodurch  für  die  Deckung   des    ohnehin 
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sehr  gestiegenen  Lokalbedarfs   ein  weiterer  Raum   geschaffen 
wurde'. 


Die 

Bierausfuhr  Mt 

tnchens 

betrug  im  ganzen 

1870: 

150903  hl 

1871: 

174975 

yf 

1872: 

227597 

n 

1873: 

259990 

j) 

1874: 

255477 

}} 

1875: 

255971 

n 

1876: 

267  651 

9 

1877: 

253142 

ff 

1878: 

247511 

Yf 

1879: 

249205 

n 

Die  Verzweigung  der  Mtinchener  Bierausfuhr  anlangend, 
80  stellt  sie  sich  seit  1875*,  wie  folgt  dar. 


I.   Innerhalb 
Bayerns 

hl 

II.    Aufaerhalb  Bayerns 

Jahre 

1.  nach  Nord- 
deutüchland 

W 

2.  nach  Würt- 
tembe|^,  Ba- 
den u.^ch8- 
lande 
hl 

3.  nach  dem 
Zollauslande 

hl 

4.  Im  Ganzen 

(H) 

hl 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 

220414 
213  119 
210308 
197  083 
185  096 

4271 

6  529 

9  838 
13  778 
21544      ' 
i 

11838 
12  946 
18  932 
22199 
28  740 

19  448 
15057 
14064 
14451 
13815 

35  557 
34532 
42834 
50428 
64109 

'  Daraus  erklärt  sich  auch   die  relativ   bedeutende  Zunahme  der 
Biereinfiihr  nach  München  in  diesem  Zeitraum.    Diese  betrug 

1870  4 179  hl  1875    24 152  hl 

1871  3849   „  1876    25154   „ 

1872  7  505    „  1877     18195    „ 

1873  7070   „  1878    25119    „ 

1874  11005    „  1879    30  279   „ 

War  sie  zwar  im  Verhältnis  zur  Bierausfohr  nur  geringfügig,  so  ist  doch 
ihre  Zunahme,  um  das  Siebenfache,  sehr  beträchtlich.  W&te^nd  sie  1870 
nur  den  37.  Teil  der  Ausfuhr  ausmachte,  betrug  sie  9  Jahre  später  bereits 
den  9.  Teil  derselben.  Zum  gröfsten  Teil  stammte  sie  aus  Münchens  Um- 
gebung, wo  gerade  in  dieser  Zeit  mehrere  grofse  Brauereien  entstanden 
waren. 

*  Von  diesem  Jahre  an  giebt  y.  Maj  in  seinem  erwähnten  Kom- 
mentar (Anleitung)  die  specialisierten  Daten. 

FoTschungen  (51)  XII  I.  -  Struve.  10     ^  t 
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Man  ersieht  hieraus  deutlich^  wie  die  Münchefnei'  Bier- 
ausfuhr, gefördert  durch  die  Verkehrsentwicklung,  zunächst 
au&erhalb  Bayerns,  aber  innerhalb  des  Deutschen  Zollgebiets, 
jährlich  weitere  Kreise  zieht.  Der  bayerische  Binnenverkehr 
der  Münchener  Brauereien  nach  aufserhalb  zeigt  seit  1875 
eine  konstante  Abnahme,  was  in  erster  Linie  aus  der 
steigenden  Konkurrenz  der  Brauereien  der  Provinzialhaupt- 
städte  (bezw.  Kreishauptstädte)  zu  erklären  ist  und  daneben 
aus  der  fast  gleichen  Zunahme  des  aufserhalb  Bayerns  ver- 
zweigten Femabsatzes.  Die  wirtschaftlich  verschärfte  Sach- 
lage nach  1876  that  jedenfalls  auch  das  ihrige  dazu.  Die 
Minderung  der  Ausfuhr  nach  dem  Auslande  scheint  ersichtlich 
eine  Folge  der  immer  stärkeren  Bevorzugung  des  Verkehrs 
nach  dem  aufserbayerischen  Deutschland  zu  sein. 

Im  letzten  Jahre,  1879,  zeigt  die  Münchener  Bierausfuhr 
gegen  die  beiden  Vorjahre  wieder  eine,  lediglich  durch  den 
Verkehr  nach  dem  aufserbayerischen  Deutschland  bewirkte 
Gesamtzunahme.  Von  diesem  Jahre  ab  ging  sie  dann  unter 
dem  Einflüsse  einer  Reihe  bedeutsamer  Umstände  und  Agentien 
unaufhaltsam  wieder  vorwärts,  und  1 883  bereits  stand  München 
mit  seiner  Bierausfuhr  an  erster  Stelle  und  hatte  alle  anderen 
bayerischen  Exportstädte  alsbald  weit  überflügelt.  Wie  dieses 
im  einzelnen  vor  sich  ging,  wird  weiterhin  dargestellt  sein. 
Für  die  Würdigung  der  raschen  Entwicklung  der  Münchener 
Bierausfuhr  mögen  die  Exportziffern  der  für  den  aufser- 
bayerischen Bierverkehr  in  Betracht  kommenden  Städte  in 
den  beiden  Jahren  1879  und  1880  dienen,  die  gewissermafsen 
die  Brücke  schlagen  zu  der  1883  erreichten,  führenden  Stellung 
Münchens  beim  Bierexport. 

Es  betrug  die  aufserbayerische,  gegen  Rückvergütung  der 
Steuer  erfolgte  Bierausfuhr  aus  dem 


Hauptzollamtsbezirk : 


1880 
hl 


1.  Bayreuth  (oebst  Kulmbach).    .   .   . 

2.  Fürth  (vor  1880  nebst  Erlangen). 

3.  München 

4.  Nürnberg 

5.  Wttrzburg  (nebst  Kitzingen).   .    .   . 

6.  Aus  der  Pfalz 


144536 

2  556 

63155 

274  010 
20800 
89  723 


162416 
123699 
103513 

172828 

26  970 

100023 


Danach  stand  Münchens  Bierexport  1879  an  ftlnfter-,  1880 
bereits  an  dritter  und,  wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  1888 
an  erster  Stelle. 
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8.  Kapitel. 

Statistische  Darstellung  der  Entwieklnng  der  bayerischen 
Brauerei  seit  der  Stenererhöhnng  vom  1.  November  1879. 

Mit  dem  Jahre  1879  tritt  die  bayerische  Brauerei  in  die 
gegenwärtige  Phase  ihrer  Entwicklung  ein,  die  alsbald  in 
kurzer  Zeit  in  vielen  Beziehungen  völlig  neue  Bahnen  ein- 
schlug. 

Die  Erhöhung  des  Malzaufschlages  um  50  ^/o  in  diesem 
Jahre  war  auch  äufserlich  die  Markscheide  des  neuen,  gegen- 
wärtigen Entwicklungabschnitts. 

Vom  Landtage  nur  für  die  nächste  Finanzperiode  1880/81 
bewilligt,  wurde  die  Beibehaltung  des  erhöhten  Malzaufschlages 
für  jede  folgende  Finanzperiode  von  neuem  durchgesetzt,  bis  end- 
lich die  Regierung  zugleich  mit  der  durch  die  im  Gewerbe  ob- 
waltenden Verhältnisse  gebotenen  Neuregelung  der  Aufschlags- 
sätze im  Jahre  1889  (durch  Gesetz  vom  8.  Dezember)  die 
dauernde  Stabilisierung  derselben  erzielte.  Jede  parlamen- 
tarische Neuberatung  der  Weiterbewilligung  der  Malzauf- 
schlagserhöhung förderte  zugleich  in  der  daran  interessierten 
Fach-  und  in  der  Tagespresse  eine  lebhafte  Diskussion  über 
die  Bedeutung  derselben  für  das  Braugewerbe  und  im  An- 
schlufs  daran  mannigfache  Betrachtungen  über  die  bedenklich 
geartete  Entwicklung  und  Lage  desselben  überhaupt  zu  Tage. 
Besonders  die  Zeit  von  1879 — 1885  ist  erfüllt  von  einer  äufserst 
mannigfaltigen  publizistischen  Litteratur  über  diese  Fragen, 
in  der  sich  das  grofse  Interesse  der  öffentlichen  Meinung  in 
Bayern  an  dem  Zustande  der  heimischen  Brauerei  lebendig 
wiederspiegelt.  Die  mannigfachsten,  oft  diametral  entgegen- 
stehenden Gesichtspunkte  wurden  dabei  geltend  gemacht,  die 
verschiedensten  Verhältnisse  für  die  Begründung  der  baye- 
rischen Brauereientwicklung  nach  ihren  Ursprüngen,  Verlauf 
und  ferneren  Gestaltung  in  den  Vordergrund  gestellt  und  da- 
raus entsprechende  Reformvorschläge  hergeleitet,  die  in  zahl- 
reichen Broschüren,  Zeitungsartikeln,  statistisch  gefafsten  Mono- 
graphien, Petitionen  und  dergl.  sich  kund  gaben. 

Bei  der  „Aktualität"  und  Kompliziertheit  aller  dabei  in 
Rede  stehenden  Verhältnisse  und  den  mannigfachen,  mit  ihnen 
verknüpften  wirtschaftlichen  Interessen,  ist  es  nur  natürlich, 
dafs  diese  litterarischen  und  agitatorischen  Kundgebungen  viel- 
fach von  Einseitigkeiten  und  Mängeln  nicht  frei  sind,  und  da- 
durch dem  ferner  stehenden,  späteren  Beobachter  der  klare 
Einblick  in  alle  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse  oftmals  er- 
schwert wird.  Immerhin  mufs  anerkannt  werden,  dafs  die 
rege,  öffentliche  Diskussion  der  Brauereifrage  in  Bayern  auch 
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eine  Menge  sehr  schätzbaren  Materials  geliefert  hat,  das  die 
statistischen  Quellen  aufs  glücklichste  ergänzt^. 

Um  jedoch  angesichts  der  zum  Teil  sehr  komplizierten 
und  durcheinandergehenden,  vielfach  noch  im  Flusse  befind- 
lichen Verhältnisse,  unter  denen  die  gegenwärtige  Entwick- 
lungsphase der  bayerischen  Brauerei  sich  vollzieht,  für  eine 
Sichtung  und  kritische  Würdigung  derselben  festen  Boden  zu 
haben,  scheint  es  angebracht,  abweichend  von  dem  bisher,  in 
den  eigentlich  geschichtlichen  Abschnitten  beobachteten  Ver- 
fahren, zunächst  auf  Grund  der  Statistik  die  Ergebnisse 
dieser  Verhältnisse  für  den  Entwicklungsgang  der  bayerischen 
Brauerei  darzustellen.  —  Wie  schon  a.  a.  O.  bemerkt,  hat  die 
bayerische  Malzaufschlagsstatistik  gerade  zu  Beginn  der  acht- 
ziger Jahre  Änderungen  erfahren,  die  in  mancher  Beziehung 
von  dem  bisher  befolgten  Schema  abzugehen  zwingen.  Dafür 
wird  es  aber  auch  möglich  sein,  teilweise  tiefer  in  die  Ele- 
mente des  Entwicklungsganges  der  bayerischen  Brauerei  ein- 
zudringen als  bisher,  und  zugleich  auch  die  vergleichende  Be- 
trachtung des  Verlaufes  dieser  Verhältnisse  in  der  Hauptsache 
aufrechtzuerhalten. 

Von  besonderem  Werte  für  die  auf  Grund  des  statisti- 
schen Bildes  vorzunehmende  Würdigung  der  für  die  gegen- 
wärtige Entwicklung  und  Lage  der  bayerischen  Brauerei  mafs- 
gebenden  Verhältnisse  ist  der  Umstand,  dafs  seit  1879  auch 
die  Bierbrauerei  in  Bayern  links  des  Rheins,  in  der  Rhein- 
pfalz,  in  der  Aufschlagsstatistik  erscheint,  da  seit  dem 
1.  Juli  1878  der  bayerische  Malzaufschlag  endlich  auch  dort 
eingeführt  wurde,  nachdem  dies,  wie  erwähnt,  de  jure  schon 
1868  beschlossen  war^.  Inwiefern  die  statistische  Darstellung 
der  Brauerei  und  ihrer  Entwicklung  in  der  Pfalz  im  Vergleich 
mit  der  in  Bayern  rechts  des  Rheins  von  so  grofser  Bedeutung 


1  Als  die  für  die  achtbare  Bethätigung  dieser  Diskussion  be- 
deutenderen Wortführer  derselben  seien  hier  nur  Prof.  Schanz,  Erlangen, 
Ed.  Greifsl,  München,  Ratzinger  und  Prof.  Holzner,  Weihen- 
stephan, genannt,  auf  deren  Publikationen  an  geeigneter  Stelle  verwiesen 
werden  wird.  Am  regsten  hat  sich  wohl  Holzner  hieran  beteiligt.  Bei 
seiner  anerkannten  Autorität  auf  dem  Gebiet  des  Brauwesens,  speciell 
auch  in  Bayern,  sind  gerade  seine  Beiträge  von  grofsem  Wert  und  auch 
zum  Teil  von  praktischem  Erfolge  begleitet  gewesen.  Freilieh  leiden, 
was  gleich  hier  bemerkt  sein  ma^,  seine  Ausfuhrangen  an  mannigfachen 
Einseitigkeiten,  da  er,  in  erster  Linie  Technologe,  gern  die  „subjektiven**, 
technischen  Momente  für  die  gewerbliche  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  allein  verantwortlich  macht  und  dabei  die  Bedeutung  der  zahl- 
reichen übrigen  „objektiven'*  Momente  übersieht.  Auch  überwiegt  bei 
seinen  Ausführungen  oft  zu  sehr  der  polemische  Charakter. 

^  Über  die  staatsrechtlichen  Vernältnisse,  die  diese  so  späte  Ein- 
beziehung der  Rheiopfalz  in  den  bayerischen  Malzaufischlag  bedingten, 
s.  V.  May  in  der  Emleitung  seines  erwähnten  Kommentars,  des^l. 
auch  in  seiner  Abhandlung  „Bier  und  Bierbesteuerung*'  in  Conrads 
Staatswörterbuch  a.  a.  O. 
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ist,  war  bereits  mit  dem  Hinweis,  dafs  die  Pfalz  in  erster 
Linie  ein  Wein  1  and  ist,  angedeutet  und  wird  sich  im  folgen- 
den des  weiteren  ei^eben. 

Was  zunächst  die  Entwicklung  der  bayerischen 
Biererzeugung  seit  1878  betrifft,  so  bietet  sich  folgen- 
des jiBild  : 

(Hierher  die  TabeUe  auf  S.  150.) 

Im  grofsen  und  ganzen  betrachtet,  weist  die  Bierproduk- 
tion  Bayerns  in  den  letzten  dreizehn  Jahren  immer  noch  eine 
ziemlich  erhebliche  Zunahme,  bis  2^/2  Millionen  Hektoliter  auf. 
Bei  näherem  Zusehen  zeigt  sich  aber,  dafs  diese  Zunahme, 
auf  die  einzelnen  Jahre  verteilt,  in  sehr  ungleichmäfsiger 
Weise  vor  sich  gegangen  ist.  Im  Vergleich  mit  dem  vorge- 
setzten Jahre  1876  ist  die  bayerische  Bierproduktion  rechts 
des  Rheins  erst  zehn  Jahre  später,  1886,  wieder  auf  das 
Niveau  dieses  Jahres  gelangt,  bezw.  darüber  hinaufgestiegen. 
Zur  Zeit  steht  die  Bierproduktion  in  Bayern  auf  einer  bisher 
nie  erreichten  Höhe;  der  Produktion  von  kaum  4  Millionen 
Hektoliter  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  stehen  gegenwärtig  ca. 
15  Millionen  gegenüber,  eine  Produktionsentwicklung,  die  auch 
trotz  Volksvermehrung,  Gebietserweiterung  und  Verkehrs- 
steigerung bei  der  Natur  des  Bieres  als  reinen,  nicht  stapel- 
ßlhigen  Konsumartikels  grofsartig  zu  nennen  ist. 

Dies  beträchtliche  Produktionsquantum  kann  aber  nur  durch 
eine  entsprechend  hohe  Ausfuhr  von  Bier  aufrecht  erhalten 
werden,  denn,  wie  die  hohen,  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallenden Produktions-  bezw.  Konsummengen  auch  in  früheren 
Jahren  darthun,  ist  das  Konsumbedürfnis  im  Inlande  schon 
längst  als  gesättigt  zu  betrachten.  Ja,  als  nach  der  Mitte  der 
siebziger  Jahre  der  volkswirtschaftliche  Rückschlag  in  der, 
vorher  aufsergewöhnlich  gesteigerten  Konsumfehigkeit  zum 
Ausdruck  kam,  ging  die  Bierproduktion  fast  ebenso  schnell 
zurück,  als  sie  vorher  gesteigert  war,  und  trotz  des  nunmehr 
stark  benutzten  Ventils  des  Bierexports  konnte  sie  sich  nur 
allmählich  wieder  auf  das  damalige  Niveau  erheben.  Der  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Konsumteil  ist  aber  auch 
zur  Zeit  noch  nicht  wieder  so  hoch  wie  zu  Mitte  der  siebziger 
Jahre,  wo  die  Bierausfuhr  noch  nicht  annähernd  den  gegen- 
wärtigen Umfang  gewonnen  hatte.  Ob  hieraus  die  Wahr- 
scheinlichkeit oder  Möglichkeit  einer  weiteren  Steigerung  der 
bayerischen  Bierproduktion  gefolgert  und  ev.  als  wünschens- 
wert bezeichnet  werden  kann,  steht  dahin.  Bezüglich  der 
Ausfuhr  ist,  wie  weiterhin  näher  begründet  ist,  diese  Möglich- 
keit der  Produktionssteigerung  nur  in  sehr  beschränktem  Mafse 
vorhanden,  bezüglich  des  Inlandskonsums  erscheint  sie  eben- 
falls sehr  bedingt  und  volkswirtschaftlich  und  gewerblich  kaum 
wünschenswert,  da  wohl  allgemein  anerkannt  sein  dürfte,  dafs 
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das  für  Bayern  normale  Konsumbedürfnis  reichlich  gedeckt 
ist  und  eine  noch  weiter  gehende  ^  anormale  Steigerung  des 
Konsums,  wie  in  den  siebziger  Jahren,  nur  vorübergehend 
auftreten  kann,  woraus  dann  aber  dem  Gewerbe  empfindliche 
Rückschläge  entstehen  können,  zumal  das  Ventil  der  Ausfuhr 
nicht  mehr  so  wie  ehedem  offensteht. 

Neben  der  Abnahme  des  Konsums  war  flir  den  weiteren 
Rückgang  der  bayerischen  Bierproduktion  die  Erhöhung  des 
Malzaufschlages  um  50  ®/o  im  November  1879  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Jedoch  nur  an&nglich  und  für  die  Kreise  der  klei- 
neren Brauereien,  wie  wir  weiterhin  sehen  werden.  In  der  Rhein- 
pfalz wirkte  diese  Einführung  und  unmittelbar  darauf  folgende 
Erhöhung  des  Malzaufschlages  ebenso  wie  bei  den  gröfaeren 
Brauereien  im  rechtsrheinischen  Bayern  auf  eine  intensivere 
Ausnutzung  ihrer  Produktionsfähigkeit  hin,  als  deren  Ergebnis 
die  andauernde  Produktionssteigerung  in  den  Folgejahren  sich 
darstellt  Die  kleinen  rückläufigen  Schwankungen  in  einzelnen 
Jahren  beruhen  auf  temporären  Gründen.  So  waren  beson- 
ders die  jeweiligen  Bezugsverhältnisse  der  Rohmaterialien  von 
Einflufs.  Die  vorübergehende  Abnahme  der  Produktion  im 
Jahre  1882,  die  auch  im  Jahre  1883  noch  nicht  völlig  wieder 
gegen  1881  ausgeglichen  war,  war  wesentlich  durch  die  ab- 
norm hohen  Hopfenpreise  dieses  Jahres  (bis  über  1000  Mark 
pro  Doppelcentner)  oewirkt,  ähnlich  wie  dies  1877  in  Folge 
der  ebenfalls  aufsergewöhnlich  teuren  Hopfenpreise  von 
1876/77  der  Fall  war.  —  Im  Jahre  1888  hatte  die  Bierpro- 
duktion unter  der  Ungunst  eines  sehr  regnerischen  Sommers 
zu  leiden,  auch  waren  die  Gerstenpreise  gegen  die  Vorjahre, 
die  sich  gerade  durch  Billigkeit  derselben  wie  der  von  Hopfen 
ausgezeichnet  hatten,  gestiegen,  und  die  Gerste  selbst  lief s  man- 
nigfiich  zu  wünschen  übrig.  Im  Jahre  1889  wurden  die  aber- 
mals gestiegenen  Gerstenpreise  durch  die  billigen  Hopfenpreise 
reichlich  aufgewogen.  Die  ziemlich  erhebliche  Steigerung  der 
Produktion  in  diesem  Jahre  erklärt  sich  daneben  auch  durch 
die  in  Aussicht  stehende,  von  Beginn  des  nächsten  Jahres  in 
Kraft  tretende  Änderung  des  Steuerfufses,  die  für  die  Braue- 
reien mit  mehr  als  10000  hl  Produktion  eine  abermalige,  teil- 
weise Erhöhung  des  Malzaufschlages  bedeutete. 

Im  Jahre  1 890  haben  sich  die  Preisverhältnisse  für  Hopfen 
und  besonders  für  Gerste  wieder  ungünstiger  gestaltet.  Aller- 
dings kommen  diese  Momente  gerade  in  Bayern  für  die  Be- 
wegung der  Produktion  in  sehr  difi^erenzierter  Weise  zur  Gel- 
tung, da  ihr  Einflufs  auf  die  Rentabilität  der  Brauereien  nach 
Art,  Umfang,  Betriebsführung  und  Gestaltung  der  lioh- 
materialbezüge  (der  Eigenbau!)  sehr  verschieden  ist.  Aller- 
dings steht  der  bayerischen  Brauerei  in  Jahren  mit  hohen 
Materialpreisen  nicht  die  Benutzung  von  Surrogaten  als 
Ausgleicn  zu  Gebote,  wie  vielfach  anderwärts;   dafür  ist  aber 
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Bayern  bezüglich  der  Produktionsverhältnisse  der  Braumate- 
rialien von  allen  deutschen  Ländern  am  günstigsten  gestellt 
und  gerade  der  Eigenbau  dieser  RohstoflFe  spielt  in  Bayern 
besonders  auch  in  den  Kleinbrauereien  eine  grofse  Rolle  für 
die  Sicherheit  des  Gewerbebetriebs.  —  Im  letzten  Jahre,  1891, 
endlich  ist  die  Produktion  zwar  abermals  wieder  gestiegen, 
aber  doch  verhältnismäfsig  weniger  als  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Jahren.  — 

Sehr  bemerkenswert  flir  die  Produktionsentwicklung  ist 
die  fortschreitende  Verschiebung  des  Verhältnisses  vom  Weifs- 
bier zum  Lagerbier  (Braunbier).  Während  früher  und  noch 
während  der  siebziger  Jahre  die  Weifsbiererzeugung,  die  vor- 
nehmlich auf  dem  platten  Lande  stattfindet,  im  Zunehmen 
begriffen  war,  wird  sie  seit  Ende  der  siebziger  Jahre  mehr 
und  mehr  von  dem  Erzeugnis  der  gewerblichen  Lagerbier- 
brauerei zurückgedrängt,  ein  Vorgang,  der  in  Norddeutsch- 
land, wo  die  industrielle  Entwicklung  des  Brauwesens  schon 
seit  längerer  Zeit  weit  energischer  vor  sich  geht,  bereits  seit 
20  Jahren  wahrnehmbar  ist. 

Die  gleiche  Verschiebung  zeigt  sich,  wie  weiterhin  zu  er- 
sehen ist,  zwischen  der  Bewegung  der  Weifs-  und  Braunbier- 
brauereien. 

Für  den  mehr  oder  weniger  ausgeprägten  industriellen 
Charakter  der  bayerischen  Brauerei  bietet  im  Vergleich  mit 
dem  bisher  ausschliefslich  betrachteten,  rechtsrheinischen  Bayern 
die  Rheinpfalz  einen  ausgezeichneten  Mafsstab.  Seit  zehn 
Jahren  wird  dort  Weifsbier  überhaupt  nicht  mehr  gebraut.  — 
Während  in  Altbayern,  wie  wir  der  Kürze  wegen  sagen 
wollen,  ständig  über  250  Liter  der  Produktion  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  entfallen,  und  daraus  die  hohe  Bedeutung 
des  Biers  als  verbreitetstes  und  ausschliefsliches  Volksgetränk 
erhellt,  giebt  sich  die  ganz  anders  geartete  Stellung  der 
Brauerei  in  der  Pfalz  in  dem  weit  geringeren,  relativen  Pro- 
duktionsquantum kund.  Während  aber  in  Altbayern  die  Bier- 
erzeugung seit  1879  eine  Steigerung  von  17  ®/o  aufweist,  was 
bei  dem  ohnehin  hohen  Niveau  derselben  immerhin  bedeutend 
zu  nennen  ist,  hat  sie  sich  in  der  Pfalz  in  diesen  dreizehn 
Jahren  um  rund  58 ^/o  gehoben.  Da  aber,  wie  bekannt,  die 
Pfalz  vorwiegend  ein  Weinland  ist,  die  Bierbrauerei  ferner 
seit  dem  1.  Juli  1878  mit  der  neuen,  hohen  Steuer  von  4  Mark-, 
seit  dem  1.  November  1879  gar  von  6  Mark  pro  Hektoliter 
Malz  belastet  wurde,  ohne  dafs  sie,  wie  weiterhin  ausgeführt 
werden  wird,  in  der  Lage  war,  diese  Produktionsverteuerung 
in  entsprechender  Weise  auf  den  Bierpreis  überzuwälzen,  so 
konnte  diese  erhebliche  Steigerung  der  Produktion  nur  als 
Ausflufs  der  unter  dein  Druck  der  Verhältnisse  durchweg  zur 
intensiven  industriellen  Ausgestaltung  gedrängten  pfälzer  Braue- 
rei stattfinden   und   durch  eine  entsprechende  Steigerung  der 
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Bierausfuhr  aufrechterhalten  werden.  Das  ist  denn  auch 
der  Fall  gewesen,  und  nachstehende  Zusammenstellung  möge 
hiervon  ein  ausführliches  Bild  bieten  und  tlberhaupt  die  grofse 
Bedeutung,  die  die  Bierausfuhr  als  Hauptstütze  der  auf  den 
Grofsbetrieb  konzentrierten  Produktion  für  das  gesamte  baye- 
rische Brauwesen  diesseits  und  jenseits  des  Rheins  gewonnen 
hat,  ins  rechte  Licht  setzen: 

(Hierher  die  Tabelle  anf  S.  154.) 

Im  ganzen  betrachtet  ist  hiernach  die  Zunahme  der  Bier- 
ausfuhr aus  Altbayern  absolut  und  relativ  gröfser  gewesen, 
als  die  der  Rheinpfalz.  Und  zwar  entsprach  sie  dort  der 
Steigerung  von  100  zu  349  seit  1879,  hier  dagegen  von  100 
zu  300.  Hält  man  aber  die  Entwicklung  der  Bierausfuhr 
mit  der  der  Produktion  zusammen,  so  erklärt  sich  die  stärkere 
Zunahme  des  Exports  für  Altbayern  sehr  einfach.  Denn 
während  derselbe  m  der  Rheinpfalz  bereits  1879  15,3  <^/o,  also 
fast  den  6.  Teil  der  Produktion  betrug,  machte  sie  in  Alt- 
bayem  in  diesem  Jahre  erst  5*^/o  derselben  aus.  Im  Jahre 
1891  hat  sich  dann  das  Prozentverhältnis  der  Ausfuhr  in 
Altbayem  auf  14®/o,  in  der  Rheinpfalz  aber  gar  auf  29,2^0 
der  Produktion  erhoben. 

Die  Bedeutung  der  steigenden  Entwicklung  des  Bier- 
exports für  die  Bierproduktion  und  damit  für  das  Gewerbe 
selost  tritt  nun  in  folgendem  besonders  deutlich  zu  Tage: 
Es  betrug  in  Bayern  rechts  des  Rheins  die  absolute  Zunahme 
der  Braunbiererzeugung  1  von  1879—1891:  2045519  hl,  die 
Zunahme  der  Bierausfuhr  betrug  von  1879—1891 :  1 874681  hl. 

Es  ist  also  die  Steigerung  der  Biererzeugung  in  Altbayern 
seit  1879  fast  zu  ^/lo  allein  auf  Grund  der  Steigerung  der 
Bierausfuhr  möglich  gewesen.  Bedenkt  man  nun,  dafs  der 
fiir  den  Inlandskonsum  verbleibenden  Produktionszunahme 
von  624062  hl  (unter  Einrechnung  der  verminderten  Weifsbier- 
produktion)  eine  Bevölkerungszunahme  von  ca.  600000  Ein- 
wohnern gegenübersteht  und  dafs  ferner  eine  jährlich  steigende, 
beträchtliche  Bierausfuhr  nach  dem  linksrheinischen  Bayern 
erfolgt^,    so    kann    behauptet   werden,    dafs    die    bayerische 


^  Nur  diese  kommt  hier  io  Betracht,  da  die  Weifsbierprodoktion 
keinerlei  ZusammenhaDg  mit  der  Bierausfnhr  hat  und  überhaupt  ihren 
eigenen  Weg  geht  (s.  auch  oben).  Die  gelegentlich  exportierten  Weifs- 
biermengen  sind  durchaus  unerheblich. 

■  Genaue  Daten  sind  hierfür  allerdings  nicht  zu  erlangen.  Die 
Statistik  des  Güterverkehrs  auf  deutschen  Eisenbahnen 
bnngt  allerdings  seit  1884  (für  1883  liegen  nur  unvollständige  Nachweise 
vor)  den  Bahnversand  von  Bier  aus  dem  rechtsrheinischen  Bayern  rVer- 
kemsbezirk  36)  nach  der  RheinpfEilz  (Verkehrsbezirk  31)  und  nach  Liud- 
wigsbafen  und  Mannheim  (Verkehrsbezirk  34).  Da  aber  von  diesen  beiden 
Rheinhäfen  aus  ein  lebhafter  Bierversand  nach  au(serhalb  stattfindet,  teils  aus 
pfUzer,   teils  aus  altbayerischen  Brauereien,  der  aber  seinem  Ursprünge 
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Brauerei  (rechte  des  Rheins)  das  für  den  eigentlichen  Inlands- 
konsum  nötige  Produktionsquantum  bereite  vor  13  Jahren 
erreicht  hatte,  und  dafs  die  seitdem  erfolgte  Produktions- 
zunahme wegen  der  überwiegenden  Bedeutung  des  zunehmenden 
Bierexporte  (aufserhalb  Bayerns  rechte  des  Rheins)  sich  vor- 
nehmlich auf  die  Kreise  des  Gewerbes  beschränkt  hat,  die 
wegen  ihrer  lokalen  und  wirtechaftlichen  Betriebsverhältnisse 
sich  an  diesem  Fern  vertrieb  ihres  Produktes  beteiligen  konnten. 
An  der  gegenwärtigen  Entwicklung  des  bayerischen  Brau- 
wesens bezüglich  der  Produktion  partizipierten  sonach  in 
erster  Linie  die  Grofsbrauereien,  wie  das  auch  a.  a.  O.  seine 
weitere  statistische  Bestätigung  finden  wird. 

In  ähnlicher  Weise  ist  auch  in  der  Rheinpfalz  die 
Steigerung  des  Exporte  eine  wesentliche  Stütze  der  Pro- 
duktionszunahme gewesen.  Die  absolute  Zunahme  der  Bier- 
erzeugung betrug  hier  seit  1879  335647  hl,  die  der  Bier- 
ausfuhr 179672  hl;  erstere  beruht  also  hier  mehr  als  zur 
Hälfte  (53,5  ®/o)  auf  der  entsprechenden  Seigerung  der  Bier- 
ausfuhr. Dafs  es  dabei  fast  zu  gleichem  Teile  (46,5  ^/o)  mög- 
lich war,  die  Produktionszunahme  im  Inlande  unterzubringen, 
beruht  teils  auf  der  natürlichen  Volksvermehrung ,  teils  auf 
der  Wirkung  mehrerer  ungünstiger  Weinjahre  in  diesem 
Zeiträume,  vor  allem  aber  auch  darauf,  dafs  das  Bier  hier 
ohnehin  noch  allgemeiner  als  Volksgetränk  Verbreitung  finden 


nach  nicht  zu  gliedern  ist,  so  läfst  sich,  wie  gesagt,  die  Menge  des  aus 
Altbayem  nach  der  Pfalz  für  den  dortigen  Konsum  gehenden  Bieres  nicht 
feststellen.  Als  ungefähren  Anhalt  für  den  Umfang  und  die  steigende 
Entwicklung  des  Bierversands  aus  Altbayem  nach  der  Pfalz  und  den  ge- 
nannten H^enorten  mögen  folgende  Zahlen  dienen,  die  in  der  Annahme, 
dafs  100  kg  Bier  «r  97  1  entsprechen,  durch  Umrechnung  aus  den  in 
Tonnen  angegebenen  Nachweisen  obengenannter  Statistik  gewonnen  sind : 
Es  betrug  der  Bieryersand  per  Bahn  aus  Bayern  rechts 
des  Rheins: 


Jahre 

nach  der  Rheinpfalz 

nach  Mannheim  und 
Ludwigshafen 

hl 

hl 

1884 

__ 



1885 

15  311 

15  020 

1886 

21  757 

12  625 

1887 

23  974 

12  857 

1888 

24420 

12833 

1889 

28  077 

12  954 

1890 

28  227 

14603 

1891 

23522 

15  535 

Der  direkte  Bierversand  aus  Altbajem  nach  der  Pfalz  hat  sich  sonach 
bis  1890  fast  verdoppelt,  weist  jedoch  im  letzten  Jahre  eine  bemerkens- 
werte Abnahme  auf.  Nach  den  beiden  Rheinhäfen  reicht  er  hingegen  erst 
neuerdings  wieder  an  den  Umfang  des  Versandes  von  1885  heran. 
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konnte ;  zumal  es  trotz  der  Einftihrung  des  Malzaufschlages 
keine  bemerkenswerte  und  andauernde  Preissteigerung  erfuhr, 
sowie  auch  unter  der  steigenden  Konkurrenz  der  altbayerischen 
(Münchener)  Biere  mittels  der  fortschreitenden  Technik  der 
meist  gröfseren  Brauereien  sich  mehr  und  mehr  vervollkomm- 
nete. Immerhin  ruht  aber  auch  hier  die  wirtschaftliche  Lage 
und  Entwicklung  der  Brauerei  vomehmlicn  auf  dem  Fernab- 
satz,  der,  wie  gesagt,  zur  Zeit  ca.  29®/o  der  ganzen  Produktion 
ausmacht  und  an  dem  sich  verhältnismäfsig  weit  mehr 
Brauereien  beteiligen  als  in  Bayern  rechts  des  Rheins. 

Angesichts  dieser  Sachlage  erhebt  sich  nun  die  wichtige 
Frage,  ob  die  in  der  steigenden  Entwicklung  und  Höhe  des 
Bierexports  liegende  Gewährleistung  für  die  Prosperität  der 
bayerischen  Brauerei  auch  fernerhin  in  gleicher  Weise  zu 
erwarten  ist,  oder  ob  hier  früher  oder  später  Verschiebungen 
zu  vermuten  sind,  die  von  weitergehender  Bedeutung  für 
das  Gewerbe  werden  können. 

Eine  Beantwortung  dieser  Frage  kann  wegen  der  mannig- 
fachen, die  Verkehrsverhältnisse  bedingenden,  oft  unberechen- 
baren Momente  nur  mit  grofsem  Vorbehalt  versucht  werden. 
Ohne  hier  auf  die  dabei  gewissermafsen  symptomatisch  zu  Tage 
tretenden  Verhältnisse  einzugehen,  wozu  an  anderer  Stelle 
der  Ort  sein  wird,  sei  nur  auf  Grund  obiger  Daten  folgende 
statistische  Reduktion  hergesetzt,  die  für  diese  Frage  einen 
wenn  auch  theoretischen  Mafsstab  zur  Beurteilung  zu  bieten 
geeignet  ist.  Setzt  man  den  Betrag  des  Bierexports  auB 
Altbayem  und  der  Rheinpfalz  für  das  Jahr  1879  gleich  100, 
so  ergeben  sich  für  die  Entwicklung  der  Bierausfuhr  folgende 
Verhältniszahlen : 


Bayern  rechts 

Zu-  oder  Ab- 

Zu- oder  Ab- 

Jahre 

des  Rheins 

nahme 

Kheinpfalz 

nahme 

1979 

100 



100 

1880 

117 

+  17 

111 

4-11 

1881 

141 

21 

120 

9 

1882 

158 

17 

127 

7 

1883 

179 

21 

128 

1 

1884 

208 

24 

131 

3 

1885 

228 

25 

130 

—  1 

1886 

262 

34 

139 

9 

1887 

277 

15 

162 

23 

1888 

m5 

28 

190 

28 

1889 

327 

22 

231 

41 

1890 

344 

17 

274 

43 

1891 

:349 

5 

300 

26 

Digitized  by  VjOOQ IC 


Xn  1.  157 

Während  hiernach  die  Bierausfuhr  aus  Altbayern  in 
ziemlich  gleichmäfsig  erfolgender  Entwicklung  begriffen  ist, 
zeigt  der  pftüzer  Bierexport  zwei  scharf  getrennte  Phasen, 
von  1879  bis  1885  und  von  da  bis  zur  Gegenwart.  Gegen- 
über der  Stabilität  bis  Mitte  der  achtziger  Jahre  nimmt  er 
seitdem  einen  auffallend  raschen  Aufschwung  und  hat  sich 
binnen  5  Jahren  mehr  als  verdoppelt.  Ganz  ersichtlich  ist 
aber  bei  der  Bierausfuhr  rechts  des  Rheins  seit  1888  und  bei 
der  aus  der  Pfalz  seit  1890  eine  Verlangsamung  der  steigenden 
Entwicklung  wahrzunehmen. 

Mit  dem  rechtsrheinischen  Bierexport  hat  aber  der  pfälzer 
Bierexport  doch  nicht  gleichen  Sehritt  halten  können;  1879 
war  jener  sechsmal  und  1891  siebenmal  so  grofs  als  der 
pfklzer  Bierexport.  Es  ist  jedoch  ersichtlich,  mit  welcher 
Energie  die  p&lzer  Brauerei  seit  den  letzten  Jahren  den 
EJxport  betreibt  und  dem  rechtsrheinischen  bayerischen  Bier 
auswärts  Konkurrenz  zu  machen  bestrebt  ist.  Das  zeigt  sich 
bei  den  einzelnen  Ausfuhrgebieten  sehr  deutlich,  wie  denn 
überhaupt  die  Beobachtung  der  Verzweigung  des  bayerischen 
Bierexports  für  die  Beurteilung  seiner  ferneren  Entwicklung 
sehr  wertvoll  ist. 

Zwar  ist  nach  der  in  obiger  Tabelle  enthaltenen 
Specialisierung  die  Bierausfuhr  aus  dem  rechtsrheinischen 
Bayern  nach  deren  Hauptabsatzgebiet  Norddeutschland 
(82®/o  der  Gesamtausfiihr)  fortdauernd  in  lebhafter  Entwick- 
lung begriffen  (1879:  100;  1891:  364).  Desgleichen  nimmt 
auch  der  pfklzer  Bierexport  nach  dorthin  in  steigendem  Mafse 
zu  (1879 :  100 ;  1891 :  437)  und  zwar  besonders  seit  den  letzten 
sechs  Jahren.  Nach  Württemberg,  Baden  und  den 
Keichslanden  dagegen  geht  der  rechtsrheinische  bayerische 
Bierexport  seit  1887  zurück  und  zwar  ganz  erheblich  unter 
der  steigenden  Konkurrenz  der  mit  grofser  Energie  arbeitenden 
Brauindustrie   in   der   Pfalz,    für  die  diese   Gebiete   ohnehin 

fünstiger  liegen  (der  Rhein!).  Der  pf&lzer  Bierexport  nach 
orthin  stieg  seit  1879  von  100  auf  243  und  betrug  1891 
bl^/o  der  Gesamtbierausfuhr  der  Pfalz.  Im  letzten  Jahre 
wies  er  allerdings  auch  einen  geringen  Rückgang  auf.  Um- 
gekehrt bei  der  Ausfuhr  ins  Ausland.  Bis  1883  war  die 
p&lzer  Bierausfuhr  nach  dorthin  in  regster  Entwicklung  be- 
griffen, seitdem  aber  wich  sie  von  Jahr  zu  .Jahr  unter 
dem  Druck  der  rechtsrheinischen  Konkurrenz  und  anderer 
Mitbewerber  am  Weltmarkt  zurück,  sodafs  sie  1891  nur  mehr 
ein  Dreifsigstel  des  Betrages  von  1883  ausmachte  und  über 
kurz  oder  lang  wohl  gänzlich  erlöschen  dürfte.  Die  Bierausfuhr 
aus  Bayern  rechts  des  Rheins  hingegen  nach  dem  Auslande 
nahm  gerade  seit  Mitte  der  achtziger  Jahre   einen   lebhaften 
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Aufschwung*.  Allerdings  machen  sich  besonders  seit  den 
letzten  Jahren  einige  Schwankungen  bezw.  rückläufige  Be- 
wegungen bemerkbar,  die  jedoch,  auf  der  jeweiligen  Kon- 
stellation der  den  Weltverkehr  regelnden  Konjunkturen  be- 
ruhend, nur  temporäre  Bedeutung  haben.  Auch  weist  gerade 
das  letzte  Jahr  wieder  eine  erhebliche  Steigerung  auf^. 

Ist  so  die  seit  1879  vorliegende  Periode  erflillt  von  dem 
grofsartigen  Aufschwünge  der  bayerischen  Bierausfuhr,  und 
zeigt  diese  bis  zur  Gegenwart  eine  noch  immer  bedeutende 
Spannweite,  so  ist  doch  für  die  Zukunft  mit  einer  allgemeineren 
Stabilisierung  derselben  zu  rechnen.  Man  ist  sich  dessen 
auch  in  den  interessierten  Kreisen  wohl  bewufst  und  schon 
die  seitherige  Entwicklung  der  bayerischen  Bierausfuhr 
wurde  nicht  zum  wenigsten  durch  die  grofse  Zuvorkommen- 
heit der  Regierung  bei  allen  dieselbe  betreffenden  Angelegen- 
heiten gefördert. 

Es  ist  bekannt,  wie  das  bayerische  Bier  allenthalben,  wo 
es  hinkam   —   und   der   bayerische  Bierexport   hat    sich   seit 


*  Dieser  Aufschwung  ist  zum  Teil  auf  Kosten  der  übrigen  Bier 
exportierenden  deutschen  Bundesstaaten  erfolgt.  Es  betrug  der  ms  Zoll- 
ausland gebende  rechtsrheinische  bayerische  Bierexport 

im  Jahre  1880  ca.  9^/o  des  deutschen  überhaupt 

n  «        ^^1     n  lÖ   „       „  „  „ 

n  n       1882     „  12   „       „  „  „ 

n  »        1^83     „  11    „        „  „  „ 

„        „      1884    „  12  „      „ 

n  n       1^^^     T)  14   „        „  „  ^ 

„        „      1886    „    17—18  „      „  „  „ 

„        „      1887    „    17—18  n      n  „  „ 

„  „       1888     „      18-19    n       n  n 

n  1}        1889     „  28    „        „  „  „ 

„        „      1890    „  30  „     , 

Die  letzten  beiden  Jahre  sind  wegen  der  Ende  1888  eitolgten  2iOllein- 
beziehung  von  Bremen  und  Hamburg  zur  Vergleichung  mit  den  Vorjahren 
nicht  ohne  weiteres  geeignet 

^  So  sank  die  deutsche  bezw.  bayerische  Bierausfuhr  nach  Argen- 
tinien, die  bis  1890  sehr  re^e  gewesen  war,  seitdem  fast  auf  Null  herab.  — 
"Wie  übrigens  die  bayerische  Bierausfuhr,  nachdem  sie  im  näher  gelegenen 
—  kontinentalen  —  Auslände  unter  der  erwachenden  Konkurrenz  der 
dortigen  Brauerei  allmählich  einen  gewissen  Höhepunkt  erreicht  hatte, 
weitere  Kreise  zu  ziehen  bestrebt  war,  scheint  auch  in  dem  ständig  zu- 
nehmenden Export  von  Flascheubier  durch,  das  überwiegend  nach 
transatlantischen,  bezw.  (in  pasteurisiertem  Zustande)  nach  tropischen 
Ländern  geht.  Während  1880,  seit  welchem  Jahre  auch  für  Flaschenbier 
die  entsprechende  Steuerrückvergütung  geleistet  wird  und  damit  der 
Export  desselben  besonders  im  überseeischen  Verkehr  eine  bemerkens- 
werte Förderung  erfuhr,  das  ins  Zollausland  exportierte  Flaschenbier  nur 
1,2  ^/o  der  Gesamtausiuhr  nach  dorthin  betrug,  machte  es  1891  ^enau 
lO^/o  derselben  aus.  —  Auch  noch  den  Norddeutschen  Staaten  wird  in 
steigendem  Mafse  Flaschenbier  exportiert,  was,  wie  das  Flaschenbier^ 
gescnäft  der  Brauereien  überhaupt,  wesentlich  mit  dem  allgemeiner  ge- 
wordenen häuslichen  Bierkonsum  zusammenhängt. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


Xn  1.  159 

1875  mehr  als  vervierfacht!  — ,  auf  die  Entwicklung  der 
dortigen  Brauerei  von  grobem^  reformatorischem  Einflufs  war, 
zum  Teil  sogar,  —  £ft8t  in  allen  transatlantischen  Ländern, 
besonders  Südamerika,  Japan,  Australien  — ,  zur  Gründung 
einer  Brauindustrie  direkt  Anlafs  gab  (S.  auch  die  Konsulats- 
berichte). Diese  sozusagen  kolonisatorische  Wirkung  des 
bayerischen  bezw.  deutschen  Bierexports  hat  aber  die  bereits 
seit  längerer  Zeit  fühlbare  und  in  Zukunft  immer  mehr  hervor- 
tretende Thatsache  im  Gefolge,  dafs  er  damit  sich  selbst  Kon- 
kurrenz bereitet,  und  sein  Verkehrskreis  wieder  eingeengt  wird. 
Auch  innerhalb  Deutschlands  hat  sich  der  Betrieb  des 
Bierexports  für  die  bayerischen  Brauereien  bereits  merklich 
schwieriger  gestaltet,  und,  wie  an  anderer  Stelle  weiter  aus- 
gefilhrt  werden  wird,  kann  in  seiner  bisherigen  Höhe  bezw. 
weiteren  Zunahme  nur  durch  äufserst  kapitalkräftige  Grofs- 
betriebe  bewerkstelligt  werden,  weshalb  sich  auch  der  Kreis 
der  den  Bierexport  pflegenden  Brauereien  verhältnismäfsig 
verengt  hat.  Dies  »tritt  auch  aus  den  Nachweisungen  über 
die  für  ausgeführtes  Bier  gezahlten  Rückvergütungen  seit  1890 
deutlich  hervor.  Durch  die  seit  1889  erfolgte  Abänderung 
des  Steuersatzes  (s.  unten)  wurde  auch  eine  der  Differenzierung 
desselben  entsprechende  Abstufung  der  Rückvergütungs- 
sätze für  ausgeführtes  Bier  notwendig.  Diese  betragen 
nach  der  dazu  erlassenen  Verordnung  im  allgemeinen  für 
den  Hektoliter  ausgeführtes  Braunbier  2,60  Mk.  und  für 
Weifsbier  1  Mk.  Werden  jedoch  aus  einer  dem  Steuer- 
zuschlage unterliegenden  Braustätte  innerhalb  eines  Jahres 
mehr  als  12000  hl  Braunbier  ausgeführt,  so  beträgt  die 
Rückvergütung  fUr  die  dieser  Menge  folgenden  48000  hl  ie 
2,75  Mk.  und  fiir  das  die  Menge  von  60000  hl  überschreitende 
Bier  je  2,85  Mk.  vom  hl.  Gelangt  dagegen  aus  einer  dem 
«rmäfsigten  Steuersatze  unterliegenden  Braustätte  Braun- 
bier zur  Ausfuhr,  so  wird  an  Rückvergütung  für  die  ersten 
innerhalb  eines  Jahres  ausgeführten  2400  hl  nur  der  Be- 
trag von  je  2,10  Mk,  gewährt.  Es  wurden  nun  Malzaufsehlags- 
rückvergütungen  gezahlt  nach  dem  Satze  von: 

1  M.     2,10  M.        2,60  M.         2,75  M.  2,85  M. 

1890:  72  M.  158 125  M.  2  092  976  M.  2  260  236  M.  1  282403  M. 
1891:  33  „    193054  „    1705447  „    2412339  „    1641674  „ 

Es  wurden  demnach  1891:  40,5  <>/o  (1890:  39  ^/o)  aller 
Rückvergütungen  für  ausgeführtes  Bier  aus  Brauereien  mit 
7—40000  hl  jährlichen  Malzverbrauchs  und  28<>/o  (1890:  22,2 <>/o) 
für  das  aus  Brauereien  mit  mehr  als  40  000  hl  Malzverbrauch, 
im  ganzen  also  mehr  als  ^/s  für  das  aus  Grofsbrauereien 
exportierte  Bier  gezahlt  und  zwar  nur  fiir  das  den  Betrag 
von  ie  12000  m  Braunbier  übersteigende  Exportquantum 
derselben!     Daraus   erklärt  sich  auch  die  Fürsorge,    die   die 
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bayerische  Regierung,  wie  bemerkt,  der  Erleichterung  des 
Bierexports  angedeihen  läfst  (sehr  im  Gegenteil  zu  der 
Stellungnahme  anderer  Regierungen,  wie  der  österreichischen 
bis  1889),  wozu  sie  besonders  von  dem  stets  für  das  gewerb- 
liche Interesse  achtsamen  Bayerischen  Brauerbund  angeregt 
wurde.  Als  beispielsweise  der  bayerische  Bierexport  nach 
dem  Zollauslande  (speciell  nach  dem  Hauptabsatzgebiet  Frank- 
reich) zu  Ende  der  achtziger  Jahre  einige  unliebsame  Ab- 
minderungen  aufwies,  bewilligte  die  bayerische  Regierung  im 
Frühjahr  1889  fiir  das  nach  dem  Zollauslande  bestimmte  Bier 
sehr  ermäfsigte  Frachttarife  auf  den  einheimischen  Bahnen. 

Braucht  man  nun  zwar  nicht  so  weit  zu  gehen,  wie 
manche  Fachschriftsteller,  die,  wie  Prof.  Holzner  in  Weihen- 
stephan, die  Tage  des  bayerischen  Bierexports  bereits  gezählt 
und  wohl  gar  die  drohende  Konkurrenz  des  norddeutschen 
Biers  innerhalb  Bayerns  nahe  sehen,  so  unterliegt  es  doch 
nach  vorstehendem  keinem  Zweifel,  daGs  die  bayerische  Bier- 
ausfuhr nicht  annähernd  mehr  der  gleichen  Ausgestaltung  wie 
bisher  fkhig  ist  und  vielleicht  über  kurz  oder  lang  mit  ihrer 
Stabilisierung  oder  gar  Abrainderung  gerechnet  werden  mufs  * 
und  dafs  die  bayerische  Brauindustrie  damit  in  Bezug  auf 
ihre  so  hoch  entwickelte  Produktionsfähigkeit  vor  eine  Alter- 
native gestellt  wird,  die  für  weite  Kreise  des  Gewerbes  sich 
sehr  ernst  gestalten  kann. 

Inwieweit  im  Zusammenhange  mit  dieser  Bedeutung  des 
Bierexports  für  die  gewerbliche  Produktion  der  Brauerei  und 
der  für  sie  des  weiteren  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
die  Konzentration  derselben  auf  den  industriellen  Grofsbetrieb 
im  bayerischen  Brauwesen  bisher  zur  Thatsache  geworden 
ist,  wird  sich  aus  der  specialisierten  Statistik  des  Gewerbe- 
betriebs der  Brauerei,  wie  folgt,  entnehmen  lassen. 

1  Wie  demgegenüber  bereits  seit  mehreren  Jahren  eine  intensiveFe 
Pflege  des  Binnen-Pern Verkehrs,  des  sogenannten  ^Provinzialexports^,  sich 
geltend  macht,  wodurch  anerkanntermafsen  die  wirtschaftliche  Lage  zahl- 
reicher kleiner  oder  mittlerer  „Provinzialbrauereien''  bereits  sehr  beengt 
worden  ist,  zeigen  die  Zahlen  der  Güterverkehrsstatistik  auf  deutschen 
Eisenbahnen.    ES  betrug  der  Lokalverkehr 

in  Bayern  rechts  des  Rheins  in  der  Pfalz 

1884  a5598  Tonnen  k  1000  kg        4827  Tonnen  k  1000  kg 

1885  44  528  „  4611 

1886  56  793  „  5045  „ 

1887  51217  „  5458  „ 

1888  63  706  ^  6590  „ 

1889  65  637  „  7693 

1890  72  891  „  6576  „ 

1891  71177  „  8873 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  der  -Provinzialexjwrt"  in  der  Pfalz  ver- 
hältnismäfsig  (hinsichtlich  der  Produktion)  viel  intensiver  als  in  Alt- 
bayem  ist  und  damit  für  die  Absatzverhältnisse  der  pfälzer  BrauereieA 
sehr  bezeichnend  ist. 
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I.    Die  Anzahl  der  in  Betrieb  gestandenen 
Brauereien  in  Bayern  nach  Art  des  Bieres  unter- 
schieden: 


Bayern  rechts  des  Rheins 

Rheinpfalz  ^ 

Jahre 

1)  Braun- 
bier-Brau- 
ereien 

2)  Weifs- 
bier-Brau- 
ereien 

3)  Durchschnitts- 
Produktion  einer 

Braun-   '    Weifs- 
bier-    1     bier- 
Brauerei    Brauerei 

4)  Braun- 
bier-Brau- 
ereien 

5)  Durch- 
schnitts- 
Produktion 
einer 
Brauerei 

1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

5262 
5261 
5226 
5236 
5170 
5147 
5139 
5127 
5119 
5107 
5089 
5032 
4987 

1570 
1604 
1629 
1622 
1610 
1588 
1618 
1638 
1649 
1625 
1621 
1563 
1556 

hl 

2151 
2087 
2188 
2145 
2199 
2275 
2291 
2372 
2483 
2455 
2591 
2644 
2680 

hl 
155 
149 
158 
152 
156 
162 
152 
152 
147 
132 
131 
132 
126 

282 
263 
254 
246 
236 
232 
230 
214 
202 
199 
171 
154 
143 

hl 
2076 
2302 
2512 
2555 
2713 
2760 
2795 
3167 
3720 
3810 
5134 
5908 
6441 

Im  Mittel 

von 
1879-1891 

! 

I 
2334     i       146 

i 

3531 

dagegen  im 
Mittel  von 

1872—1878 

— 

— 

2298 

178 

— 

— 

Nach  zwei  Seiten  eröfliien  diese  Zahlenreihen  ergiebigen 
Einblick  in  die  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei:  Ein- 
mal die  Thatsache,  dafs  in  Bayern  rechts  des  Rheins,  —  was 
hier  wieder  zuerst  in  Betracht  kommt  — ,  im  Gegensatz  zu 
früher  eine  Konzentration  der  Betriebe  vor  sich  geht.  Sodann 
aber,  im  Vergleich  mit  Rheinbayern  die  noch  wichtigere  That- 
sache, dafs  diese  Konzentration  der  Betriebe  sehr  langsam 
sich  vollzieht.  Während  die  Zahl  der  Brauereien  in  der  Pfalz 
in  den  letzten  dreizehn  Jahren  fast  um  die  Hälfte  (49  ^/o)  sich 
verminderte  und  diese  Konzentration  in  allen  Jahren  in  ziem- 
lich gleichmäfsiger  Weise  fortschreitet,  beträgt  die  Abnahme 
der  rechtsrheinischen  Brauereibetriebe  seit  1879  nur  4%  und 
konzentriert  sich  ersichtlich  auf  ganz  bestimmte,  für  die 
Brauerei  ungünstige  Jahre.     Nämlich ,    1881 ,  das  ist  das  der 

1  Da  seit  1882  in   der  Bheinpfalz   überhaupt  kein  WeiCsbier  mehr 

gebraut  wird,  so  erübrigte  sich  die  Einbeziehung  der  bis  dahin  bestandenen 

(1880  2,  1881  1)  Weifsbierbrauereien. 

Forschungen  (.51)  XII  1.   -  Struve. 
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Erhöhung  des  Malzaufschlages  um  50  ^/  o  folgende  Jahr ;  die 
Braunbierbrauereien  nahmen  um  35  Betriebe  ab.  Es  ist  dabei 
jedoch  zu  berücksichtigen,  dafs  gleichzeitig  in  diesem  Jahre 
die  Aufhebung  der  bis  dahin  bestandenen 24 Franziskaner- 
Klosterbrauereien  erfolgte,  die  damit  grofsenteils  über- 
haupt von  der  Bildfläche  verschwanden,  während  einige  in 
andere  Hände  übergingen.  Der  Grund  ihrer  Aufhebung  ist 
immerhin  ein  bemerkenswertes  Zeichen  fiir  die  Verschärfting, 
die  in  der  Lage  vieler  Kleinbrauereien,  besonders  auf  dem 
Lande  eingetreten  war.  Da  nämlich  diese  Klosterbrauereien 
ihren  Bedarf  an  Rohmaterialien  teils  durch  Eigenbau,  teils 
durch  landesherrlich  genehmigte  Kollekten  deckten,  so  waren 
sie  natürlich  den  benachbarten  Klein-  und  Mittelbrauereien 
gegenüber  sehr  im  Vorteil  und  für  diese  daher  eine  sehr  un- 
bequeme Konkurrenz.  Auf  das  wiederholte  und  lebhafte 
Drängen  dieser  Brauereien  erfolgte  dann  endlich  die  Schliefsung 
dieser  geistlichen  Brauereien  seitens  ihrer  vorgesetzten  kirch- 
lichen Behörde,  indem  anerkannt  wurde,  dafs  es  den  Klöstern 
nicht  zieme,  auf  weltlichem  Gebiete  eine  schädigende,  wirt- 
schaftliche Konkurrenz  auszuüben.  —  Sodann  erfolgte  eine 
weitere  Abnahme  der  Braunbierbetriebe  im  Jahre  1883  und 
zum  Teil  auch  1884  (66  bezw.  23  Betriebe  weniger),  in  denen 
die  Brauerei  unter  sehr  hohen  Material  preisen ,  speciell  dea 
Hopfens,  litt.  Im  Jahre  1890  stellten  57  Brauereien  und  1891 
45  den  Betrieb  ein,  was  sich  wesentlich  durch  die  in  den 
letzten  Jahren  in  manchen  Orten  sehr  verschärfte  Konkurrenz 
erklärt. 

Die  weit  intensivere  Konzentration  und  allgemeinere  in- 
dustrielle Ausgestaltung  der  Brauereien  in  der  Pfalz  giebt 
sich  auch  in  der  auf  den  Betrieb  entfallenden  Durchschnitts- 
produktion kund.  Während  im  rechtsrheinischen  Bayern  die- 
selbe (für  eine  Braunbierbrauerei)  von  2151  hl  im  Jahre  1879 
auf  26  80  hl  im  Jahre  1891  also  um  25<^/o  und  im  Mittel  der 
letzten  dreizehn  Jahre  gegen  das  der  vorhergehenden  Jahre 
1872 — 1878  nur  um  ca.  1  ^/o  stieg,  war  sie  in  der  Pfalz  von 
2078  hl  auf  6441  hl  angewachsen,  hatte  sich  also  mehr  als 
verdreifacht.  Aus  der  gröfseren  Dm'chschnittsproduktion  einer 
pfälzer  Brauerei  (1891 :  6441  hl,  in  Altbayern  2680  hl)  ergiebt 
sich  auch  besonders  deutlich,  wie  der  Prozefs  der  Industrieent- 
wicklung in  der  Pfalz  in  weit  höherem  Grade  das  ganze  Ge- 
werbe erfafst  hat.  Es  wird  weiterhin  statistisch  ausführlicher 
dargelegt  werden,  wie  die  Entwicklung  der  rechtsrheinischen 
Brauerei  von  der  pftllzer  gerade  dadurch  sich  so  wesentlich 
unterscheidet,  dafs  hier  dieselbe  sich  auf  das  ganze  Gewerbe 
ziemlich  gleichmäfsig  erstreckt,  während  sie  dort  sich  einer- 
seits in  der  grofsartigen  Ausgestaltung  des  Grofsbetriebs  und 
in  dem  Zurückbleiben  des  Klein-  und  Mittelbetriebes  der- 
mafsen  differenziert  hat,  dafs  alle  filr  die  wirtschaftliche  Lage 
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des    bayerischen,    rechtsrheinischen    Braugewerbes    charakte- 
ristischen Verhältnisse  hierin  ihren  letzten  Grund  haben. 

Sehr  schätzbare  Aufschlüsse  über  die  in  der  Abnahme 
der  Brauereibetriebe  sich  kundgebende  Entwicklung  der 
bayerischen  Brauerei  würden  sich  bieten,  wenn  die  den  jähr- 
lichen Betriebseinstellungen  ^  —  seien  sie  nun  dauernd  oder 
vorübergehend  — ,  zu  Grunde  liegenden  ursächlichen  Momente 
bekannt  wären.  Das  ist  aber  leidjr  nicht  in  erwünschtem 
Mafse  der  Fall  und  auch  nicht  möglich  wegen  der  ganzen 
Natur  und  der  Zusammengesetztheit  dieser  Momente.  Nur 
eine  ganz  summarische  Zusammenstellung  über  die  Bewegung 
der  Brauereinach  Zu-  und  Abgang  mit  einigen  Specialisierungen 
findet  sich  in  den  Beilagen  zu  den  Gesetzentwürfen  der  Re- 
gierung betreffs  des  Malzaufschlages  aus  den  Jahren  1881, 
1883  und  1889,  die  immerhin  nach  dieser  Richtung  hin  etwas 
Aufschlufs  gewähren  und  deshalb  hier  auszugsweise  mitg-e- 
t^t  seien. 

Danach  ist  bei  den  im  rechtsrheinischen  Bayern  vom 
1.  XI  1879  h\s  31.  VII  1881  der  Gesamtzahl  nach  nicht  er- 
mittelten, eingestellten  Brauereien  bei  neun  derselben  die  Er- 
höhung des  Malzaufschlages  als  hervorragender  Mitgrund  für 
die  Einstellung  angegeben,  in  der  Pfalz  dagegen  bei  37  Be- 
trieben unter  48  eingestellten. 

Nach  der  zur  1889  er  Vorlage  gemachten  Zusammen- 
stellung gestaltete  sich  die  Bewegung  der  Brauereien  folgender- 
mafsen : 

(Hierher  die  Tabelle  auf  S.  164.) 

Viel  läfst  sich  aus  diesen  Zahlen  zwar  nicht  herauslesen, 
zumal  auch  ihre  Zuverlässigkeit  nicht  unbedingt  ist.  Mit  den 
jeweilig  wechselnden  Beständen  (Tab.  I)  stimmen  die  sich  hier 
aus  Zu-  und  Abgang  ergebenden  Differenzen  nicht  überein, 
zumal  es  ungewifs  ist,  ob  in  diesen  Zahlen  nur  Braunbier- 
oder auch  Weifsbierbrauereien,  nur  Privat-  und  Aktien-  oder 
auch  Kommune-  und  Genossenschaftsbrauereien  inbegriffen 
sind.  Ferner  sind  allem  Ansehein  nach  unter  den  Einstellungen 
auch  die  vorübeigehenden  mit  einbezogen,  die  unvermittelt 
grofse  Zahl  von  Einstellungen  von  1881  auf  1882  wäre  sonst 
nicht  recht  erklärlich.  Solche  vorübergehenden  Einstellungen 
beruhen  aber  meist  auf  ganz  anderen  Ursachen,  als  die  de- 
finitiven und  sind  für  die  Charakteristik  der  gewerblichen 
Entwicklung  gänzlich  unbrauchbar.  Als  bezeichnend  hierfür 
lassen  sich  allenfalls  die  Zahlen  über  die  neu  entstandenen 
und  verganteten  Brauereien  betrachten  Die  Zahl  der  ersteren 
zeigt  eine  ziemlich  regelmäfsig  fortschreitende  Abnahme  an 
Neugründungen,  denen  gegenüber  bezeichnender  Weise  nur 
die  Aktienbrauereien  eine  Zunahme  aufweisen.  Für  die  letzten 
drei  Jahre  fehlen  leider  die  betreffenden  Nachweise,    nur  bei 

11* 
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Jahre 


Neu 
entstanden : 

darunter  Aktien - 
branereien 


Eingestellt: 

darunter  Aktien- 
branereien 


Veräafsert: 


a)  durch  Yergan- 

tung 


b)  freih&ndig 


I.    Bayern  rechts  des  Rheins: 

1880 

6421 

70 1 

49 



1881« 

262 

44 

43 

Is 

1882 

478 

101 

39 



1883 

30 

452 

50 

85 

1884 

256 

40 

22 

107 

1885 

318 

41 

34 

95 

1886 

294 

a5 

22 

106 

1887 

392 

39 

27 

94 

1888 

265 

50 

14 

111 

Summa  I 

81732 

4652 

300 

601 

IL    Rheinpfal 

z: 

1880 

5 

15» 

1 



1881« 

2 

7 

3 

Is 

1882 

8i 

15 

2 



1883 

2 

5 



2 

1884 

1 

9 

2 

2 

1885 

2 

1            131 

-  _ 

4 

1886 

2i 

1             9 



4 

1887 

12 

'             9 

— 

4 

1888 

74 

1            Iß 

1 

7 

Summa  II 

258 

981 

9 

23 

Summa  I  u.  11 

34240 

5638 

309 

624 

1  In  diesen  Ziffern  sind  unausgeschieden  auch  die  für  das  erste 
Semester  1881  enthalten. 

«  Für  18  81  enthält  das  vom  „Verein  für  Socialpolitik*^  herans- 
eegebene  Werk  „Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland''  (Leipzig  1883) 
im  3.  Bande  S.  130  folgende,  mit  obieen  sich  zwar  nicht  genau  deckende 
An^ben  für  die  einzelnen  Landesteile: 

Vergantungen  von  landwirtschaftlichen  Brauereien  (auch  Wirten)  in 


Niederbavem 
Oberfranken 

.    .     13 

.    .      9 

Schwaben    . 

.      7 

Oberpfalz     . 
Oberbayem 

.      6 

.      5 

Unterfranken 

.      4 

Mittelfranken 

.      2 

Rheinpfalz  .     . 

1 

^usamn 

len    47. 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  in  den  Landesteilen  mit  vorherrschender  länd- 
licher Kleinbrauerei  die  Zahl  der  Vergantungen  so  erheblich  überwiegt: 
Von  den  insgesamt  47  Vergantungen  entfielen  allein  35  auf  Niederbayem, 
Oberfranken.  Schwaben  und  Oberpfalz! 

»  Über    die    Zahl    der    von    1880  — 1882    freihändig    veräufserten 
Brauereien  sind  Erhebungen  nicht  gepflogen. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XU  1.  165 

den  Aktienuntemehmungen  ist  deren  weitere  Zunahme  in  diesen 
Jahren  bekannt  (s.  u.)-  Auch  die  Zahl  der  Vergantungen  ist 
sichtlich  im  Abnehmen  begriflFen.  Ihre  verhältnismäfsig  sehr 
hohe  Zahl  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  scheint  jedoch 
ein  untrügliches  Zeichen  fllr  die  ungünstige  Wirkung  des  er- 
höhten Malzaufschlages  und  sonstiger  zeitlicher  Umstände  (die 
abnormen  Hopfenpreise  von  1882  und  1883,  50  Vergantungen  in 
Altbayem  gegen  39  im  Vorjahre)  auf  die  kapitalschwächeren 
Kreise  des  Braugewerbes  zu  sein.  Ziemlich  schwankend  und 
auf  die  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  (Erbgang  etc.)  nicht 
erkennbar  ist  die  Zahl  der  alljährlich  freihändig  veräufserten 
Brauereien.  Im  allgemeinen  scheint  jedoch  hierin  in  der 
bayerischen  Brauerei  keine  grofse  Mobilität  zu  herrschen.  Im 
Vergleich  mit  der  Gesamtzahl  der  von  1882  bis  1888  frei- 
händig verkauften  Brauereien  (601)  im  rechtsrheinischen 
Bayern  erscheint  übrigens  die  der  im  selben  Zeitraum  ver- 
ganteten Brauereien  (169)  sehr  bedeutend;  auch  in  der  Pfalz 
ist  das  Verhältnis  von  29  zu  9,  wenn  auch  nicht  durchweg 
auf  dieselben  Jahre  bezüglich,  nicht  günstig.  Charakteristisch 
ist  auch  hier  wieder  das  ungünstige  Jahr  1883  (als  Folge  von 
1882),  in  dem  die  Zahl  der  im  ganzen  veräufserten  Brauereien 
im  rechtsrheinischen  Bayern  mit  135  Betrieben  am  höchsten 
war,  von  denen  allein  50  durch  Vergantung  in  anderen  Be- 
sitz gingen.  —  Leider  fehlt  bei  allen  diesen  Zahlen  jede  An- 
deutung über  den  Umfang  der  jeweils  in  Betracht  kommenden 
Brauereien. 

Die  in  der  gewerblichen  Entwicklung  des  bayerischen 
Brauwesens  immer  mehr  zurücktretende  Bedeutung  der  Weifs- 
bierbrauerei kommt  auch  in  der  obigen  Zusammenstellung 
bezüglich  der  Betriebe  zum  Ausdruck.  Zwar  sind  a«ch  die 
Weifsbierbrauereien,  der  Zahl  nach  immerhin  noch  fast  der 
vierte  Teil  aller  Brauereien,  etwas  zurückgegangen,  jedoch 
nicht  wie  die  Braunbierbrauereien  in  Folge  der  Konzentration 
der  Produktion  auf  gröfsere  Betriebe,  sondern  vielmehr  gleich- 
zeitig mit  einer  beträchtlichen  Abnahme  der  Produktion  (siehe 
Tabelle  S.  150),  so  dafs  die  auf  den  Betrieb  im  Durchschnitt 
entfallende  Produktion  von  155  hl  im  Jahre  1879  auf  126  hl 
im  letzten  Jahre  gesunken  ist.  Die  Weilsbierbrauereien  bil- 
den sonach,  ähnlich  wie  die  meisten  Kommune-,  Genossen- 
schafts- und  Hausbrauereien  eine  Sondergruppe  der  bayerischen 
Brauerei,  die  abseits  von  deren  Industrieentwicklung  unter 
ganz  anderen  Voraussetzungen,  meist  in  Verbindung  mit  Land- 
wirtschaft betrieben  wird  und  für  die  Betrachtung  der  in- 
dustriellen Brauereientwicklung  eigentlich  ausscheidet. 

Wie  sich  die  nach  obiger  Zusammenstellung  im  Umrifs 
vorffeflihrte  Entwicklung  der  bayerischen  Brauereien  im  spe- 
cieflen  darstellt  und  die  derzeitige  Struktur  des  Gewerbes  äa- 
raus  erwachsen  ist,  sei  zunächst  hinsichtlich  der  Betriebs- 
arten in  folgender  Zusammenstellung  zur  Anschauung  gebracht.        r 
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Vergegenwärtigen  wir  uns,  um  die  in  diesen  Zahlen  sich 
kundgebende  Entwicklung  in  ihrer  fundamentalen  Verschieden- 
heit gegen  früher  zu  verstehen,  in  Kürze  die  entsprechende 
Sachlage  in  den  siebziger  Jahren:  Alle  die  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  zeichneten  sich  damals  bekanntlich 
durch  eine  grofse  Stabilität  und,  soweit  sie  im  Fortschreiten 
begriffen  waren,  durch  eine  sehr  gleichmäfsige  Anteilnahme 
aller  Kreise  des  Gewerbes  an  der  Entwicklung  aus.  Die 
Zahl  der  Brauereien  war  ziemlich  gleich  geblieben,  die  Privat- 
und  Kommunebrauereien  hatten  sich  etwas  vermehrt 

Der  ]M[alz verbrauch  der  Privatbrnuereien  betrug  1872 
89  «/o,  1878  89,7  ®/o  des  Gesamtmalz  Verbrauchs.  Sodann  folgte 
mit  unverändert  6,9  ®/9  der  Malzverbrauch  der  Kommune- 
und  Hausbrauereien  und  endlich  mit  nur  4,1  ^/o  1872  und 
3,6*^/o  1878  der  der  Aktienbrauereien,  der  also  verhältnis- 
mäfsig  eine  geringe  Abnahme  zu  Gunsten  der  Produktion  der 
PHvatbrauereien  aufwies.  Im  Durchschnitt  beti:ug  die  Pro- 
duktion einer  Aktienbrauerei  ziemlieh  unverändert  89000  hl, 
der  einer  Privatbrauerei  2100  hl  und  der  einer  Kommune- 
und  Hausbrauerei  2000  hl. 

Seit  1879  haben  sich  diese  Verhältnisse  in  Bayern  rechts 
des  Rheins  wesentlich  geändert:  Die  Zahl  der  Brauereien  nach 
Betriebsarten  anlangend^  so  weisen  die  Privatbrauereien  eine 
Abnahme  um  fast  10  ^/o,  die  Kommune-  und  Hausbrauereien 
eine  Zunahme  um  37  ^/o  auf.  Doch  ist  hier  eine  sehr  störende 
Änderung  in  der  Statistik  in  Betracht  zu  ziehen.  Seit  dem 
Jahre  1883  sind- nämlich  dieGenossenschaftsbrauereienS 
die  ehedem  den  Privatbrauereien  beigezählt  waren,  den  Kom- 
muaebrauereien  zugefügt,  so  dals  sich  in  diesem  Jahre  eine 
unverhältnismälsig  grofse  Abnahme  der  ersteren  um  206  und 
eine  ebensolche  Zunahme  der  letzteren  um  142  ergiebt,  die 
auch  in  der  Folgezeit  den  Vergleich  mit  früher  wesentlich 
beeinträchtigt  Von«  geringerem  Einflufs  hierauf  ist  ferner 
noch  die  seit  1885  erfolgte  Beizählung  der  allerdings  nach 
Zalil  und  Malzverbrauch  geringfügigen  Brauereien  für  den 
Hausbedarf^  die  ehedem  gesondert  aufgeführt  waren.  Wegen 
ihre«  nicht  gewerblichen,  vorwiegend  landwirtschaftlichen 
Chan^ter»  erschien  es  jedoch  besser,  sie  in  obiger  Tabelle 
von  vornherein  den  Konmiunebrauereien  zuzuzählen. 

Der  stetig  fortschreitenden  Abnahme  der  Privatbrauereien 


*  I^ese  sind  in  der  Hauptsache  aus  Kommunebranereien  entstanden, 
und  vorwi^end  in  Frauken  zn  Hause.  Als  in  den  Jahren  1807—1814 
mdbx&ehe  Kegiernngsverordnongen  cigingen,  dafs  die  Gemeinden  (be* 
sonders  die  neu  hinzugekommenen)  alle  überflüsBigen  Realitäten  afostoisen- 
sollten,  am  die  durch  den  Krieg  entstandenen  ^fsen  Gemeindeschulden 
decken  zu  können,  gingen  die  Rommunebranereien  vielfiftch  in  den  Besitz 
solcher  Leute  über,  deren  Besitzvorfahren  Anteil  an  den  Kommunebran- 
h&usem  hatten. 
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entspricht  auch  die  ungemein  starke  Zunahme  der  Aktien- 
brauereien und  die  Verschiebung  in  dem  gegenseitigen  Ver- 
hältnis des  Malzverbrauchs  bei  den  verschiedenen  Betriebs- 
kategorien. Die  Zahl  der  Aktienbrauereien  hat  sich  beinah 
verfünffacht  seit  1879.  Besonders  seit  der  Mitte  der  achtziger 
Jahre  erfolgte  eine  lebhafte  Zunahme  derselben  und  bietet 
damit  ein  bedeutsames  Zeichen  für  die  energisch  vor  sich 
gehende  Ausgestaltung  der  bayerischen  Brauerei  in  ihren 
oberen  Schichten.  —  Die  absolute  wie  relative  Steigerung  des 
Malzverbrauchs  derselben  stellt  dieses  aber  erst  ins  rechte 
Licht:  Es  betrug  der *Malzverbrauch  im  rechtsrheinischen 
Bayern  der  Privatbrauereien  1879  ca.  89  %,  1891  ca.  76,5% 
der  Aktienbrauereien  „  „  3,8  ^/o,  „  „  17,8% 
und  der  Kommune-  etc.  Brauereien  1879  ca.  6,2  %  1891  ca. 
5,6  ®/o  des  Gesamtmalzverbrauchs.  Es  betrug  ferner  die  Durch- 
schnittsproduktion ^ 

einer  Privatbrauerei  1879  ca.  2000  hl  1891  2314  hl 
„      Aktienbrauerei     „       „41484  hl      „     49216  hl 
einer  Kommune-  etc.  Brauerei     „        „    1686  hl      „       1322  hl 
Bier. 

Der  Zug  nach  industrieller  Ausgestaltung  und  Konzen- 
tration der  Produktion  ist  hierin  unverkennbar.  Wie  ein 
Blick  auf  die  einzelnen  Jahre  lehrt,  ziehen  die  Aktienbrauereien 
einen  bedeutenden  Teil  der  Produktion  an  sich.  Während 
sie  vor  20  Jahren  kaum  den  zwanzigsten  Teil  der  Produktion 
stellten,  vereinigen  sie  jetzt  fast  den  fünften  Teil  derselben  auf 
sich.  Aber  auch  die  Privatbrauereien  vergröfsern  ihre  Produk- 
tion allmählich,  wenn  auch  ihr  Anteil  an  der  Gesamtproduktion 
sich  nicht  mehr  auf  der  ehemaligen  Höhe  zu  halten  vermag.  Dies 
beruht  wesentlich  darauf,  dafs  die  materiellen  Anforderungen  an 
eine  Betriebsführung  im  grofsen  Stil  die  Umwandlung  der  Pri- 
vatbrauereien in  Aktienbrauereien  begünstigt  haben,  wie  denn 
auch  die  von  10  auf  48  angewachsenen  Aktienbrauereien  sämtlich 
aus  vorher  bestandenen  Privatbrauereien  hervorgegangen  sind  *. 

Die  Durchschnittsproduktion  und  der  Anteil  der  Kommune- . 
brauereien  an  der  Gesamtproduktion  geht  ersichtlich  zurück, 
wie  das  auch  bei  den  Weifsbierbrauereien  (S.  o.)  der  Fall  war. 
Mehr  nnd  mehr  geht  eben  die  gewerbliche  Biererzeugung  auf 
den  Einzel-  oder  Aktienbetrieb  über,  während  diese  Kategorie 
der  Brauerei  engeren  Anschlufs  an  die  Landwirtschaft  sucht 
und  vorwiegend  dem  lokalbegrenzten  Eigenbedarf  für  die 
Teilhaber,  meist  vermittels  des  Eigenausschanks,  dient  Da- 
mit steht  auch  die  Zunahme  solcher  Brauereien  nicht  im 
Widerspruch;  mehrfach  sollen  sogar  kleine  Privatbrauereien, 
die  im  Einzelbetrieb  nicht  mehr   recht   fortkommen,    die  Ge- 


1  1  hl  Malz  =  220  1  Bier  gesetzt. 

*  Das  Weitere  über  die  bayerischen  AktieDbrauereien  h.  unten. 
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legenheit  zur  UmwandluBg  in  eine  Kommune-  oder  Genossen- 
schaftsbrauerei  benutzen. 

Für  die  Frage  nach  der  Intensität  der  im  vorstehenden 
geschilderten  Entwicklung  der  verschiedenen  Betriebsarten  der 
rechtsrheinischen  bayerischen  Brauerei  und  deren  Verhältnis 
zur  voraufgegangenen  Entwicklung  bieten  die  entsprechen- 
den Verhältnisse  in  der  Rheinpfalz  einen  guten  Mafsstab  der 
Beurteilung.  Ein  kurzer  Blick  auf  die  Tabelle  genügt,  um 
darüber  zu  orientieren,  um  wieviel  langsamer  und  milder 
auch  nach  dieser  Richtung  die  Entwicklung  im  rechts- 
rheinischen Bayern  vor  sich  gegangen  ist.  Die  Zahl  der 
pfälzischen  Privatbrauereien  ist  seit  1879  auf  über  die  Hälfte 
gesunken.  Ihr  Malz  verbrauch,  der  vor  13  Jahren  noch  mehr 
als  vier  Fünftel  des  Gesamtverbrauchs  betrug,  ist  von  dem 
der  Aktienbrauereien  überflügelt  worden,  die  besonders  seit 
1887  ihre  Produktion  mächtig  steigerten  und  gegenwärtig 
über  die  Hälfte  der  gesamten  pfälzischen  Bierproauktion  auf 
sich  vereinigen.  Ihre  Zahl  verdreifachte  sich  und  die  Durch- 
schnittsproduktion einer  solchen  Aktienbrauerei  beträgt  gegen- 
wärtig 29478  hl  gegen  19703  hl  im  Jahre  1879.  Aber  auch 
die  in  diesem  scharfen  industriellen  Konkurrenzgetriebe  ob- 
siegenden Privatbrauereien  haben  sich  schnell  vergröfsert; 
während  1879  die  Durchschnittsproduktion  einer  solchen 
Brauerei  1714  hl  betrug,  hat  sie  sich  gegenwärtig  mit  3461  hl 
verdoppelt  und  übertrifft  nunmehr  die  einer  rechtsrheinischen 
Privatbrauerei  um  mehr  als  1000  hl  Jahresproduktion. 

Die  Durchschnittsproduktion  einer  rechtsrheinischen 
Aktienbrauerei  übertrifft  zwar  die  einer  pfälzer  immer  noch 
bedeutend,  wie  denn  überhaupt  die  Grofsorauerei  im  rechts- 
rheinischen Bayern  schon  früher  und  weiter  entwickelt  war 
und  ist  als  die  in  der  Pfalz.  Immerhin  ist  die  Steigerung  dieser 
Durchschnittsproduktion  einer  pfälzer  Aktienbrauerei  ver- 
hältnismäfsig  gröfser  gewesen  als  die  einer  rechtsrheinischen 
und  damit  ein  Zeichen  für  die  noch  junge  aber  sehr  inten- 
sive Entwicklung  der  pMzer  Grofsbrauerei. 

Wie  sich  der  hinsichtlich  der  Betriebsarten  obwaltende 
Entwicklungsgang  der  bayerischen  Brauerei  rechts  und  links 
des  Rheins  für  die  verschiedenen  Produktionskreise  des 
Gewerbes  gestaltet  hat,  war  für  die  Zeit  von  1874  —  79  an 
einer  Zusammenstellung  über  die  Zahl  der  Brauereien  in  den 
verschiedenen  Steuerstufen  dargethan.  Für  die  Gegenwart 
läfst  die  amtliche  Statistik  diesen  Weg,  der  gewissermafsen 
den  Kern  der  gewerblichen  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  erschliefst,  wie  schon  a.  a.  O.  erwähnt,  in  gleicher 
Weise  eigentlich  nur  bis  zum  Jahre  1882  offen,  da  seit  dieser 
Zeit  nicht  mehr  die  Zahl  der  Brauereien,  sondern  die  der 
Brauer   in   den   verschiedenen   Steuerstufen    aufgeführt    ist. 
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Diese  weicht  nun  wegen  der  zahlreichen  Kommune-  und  Ge- 
nossenschaftebrauereien ,  die  nach  obiger  Tabelle  fast  10  ^/o 
aller  Betriebe  durchschnittlich  aasmachen  und  an  denen  eine 
mitunter  grofse  Zahl  Brauberechtigter  beteiligt  ist,  erheblich 
von  der  Zahl  der  Betriebe  ab.  1891  beispielsweise  gab  es  in 
^anz  Bayern  10950  steuerzahlende  Braunbierbrauer,  während 
die  Zahl  der  Brauereibetriebe  5180,  also  etwas  mehr  als  die 
Hälfte  betrug.  Nun  kann  aber  anerkanntermafsen  mit  grofser^ 
auch  durch  die  Statistik  gestützter  Wahrscheinlichkeit  ange- 
nommen werden,  da&  alle  •derartige  Brauereien,  an  deren 
Betrieb  mehrere  Personen  gleichmäfsig  beteiligt  sind.  Klein- 
brauereien  sind.  Der  mitüere Malzrerbrauch  einer  Kommune- 
bezw.  Genossenschaftsbrauerei  betrug  nach  obiger  Tabelle  1879 
744  hl  und  1891  600  hl,  reicht  also-  bei  weitem  nicht  an  den 
als  allgemeine  Grenze  zwischen  Klein-  und  Mittelbetrieb  an- 
genommenen Betrag  von  1000  hl  heran  und  ist  aufserdem  in 
ersichtlicher  Abnahme  begriffen.  Man  wird  daher  wohl  keinen 
sinnentstellenden  Trugschlüssen  sich  auszusetzen  befürchten 
müssen,  wenn  man  unbeschadet  einiger  Ungenauigkeiten  im 
einzelnen  die  amtliche  statistische  Nachweisung  über  die  Zahl 
der  Brauer  in  den  einzelnen  Steuerstufen  seit  1882  dergestalt 
fUr  den  in  Rede  stehenden  ."Zweck  nutzbai*  macht,  dafs  man 
die  Zahl  der  Brauer  in  den  mehr  als  1000  hl  Malzverbraoch 
entsprechenden  Stufen  mit  der  Zahl  der  Betriebsstätten  iden- 
tisch setzt  und  die  Differenz  zwischen  der  anderweit  bekannten 
Zahl  der  Braunbierbrauereien  (s.  oben)  und  der  Summe  dieser 
im  ganzen  über  1000  hl  Malz  verbrauchenden  Brauereien  als 
die  Zahl  der  weniger  wie  1000  hl  Malz  verbrauchenden 
Brauereien,  also  der  sogenannten  Kleinbetriebe  annimmt. 
Allerdings  ist  insofern  eine  Ungenauigkeit  dabei  nicht  zu 
umgehen,  als  in  den  mehr  sQs  1000  hl  Malz  verbrauchenden 
Brauereien  einige  Weifsbierbrmiereien  enthalten  sind,  deren 
Zahl  (höchstens  10)  jedoch  Tiicht  ins  Gewicht  fällt.  Wo  es^ 
anging  (seit  1888),  ist  übrigens  hierauf  Rücksieht  genommen. 
Im  ganzen  ist  es  sonach  trotz  der  Änderung  der  amtlichen 
Statistik^  möglich,  ein  zusomBienhängendes  Bild  von  den 
Verschiebungen  zu  liefern,  «die  sich  seit  1879  in  den  ver- 
schiedenen Prodnktionskreisen  «der  bayerischen  Brauerei  be- 
züglich der  Zahl  der  Betriebe  iPoHzogen  haben.  In  Verbindung 
dlunit  veranschaulicht  die  in  ^entsprechender  Weise  bearbeitete 
amtliche    Nachweisung    über    4en    Malzverbrauch     der 


^  Die  Z^eoknäßdgjkeit'dieMr  Ävdenuig  im  Jahre  1882  ist  Qbrigens 
mehifach  bestritten  woraen.  Jedenfalls  steht  aaTfler  Fraffe,  dafs  die  durch 
sie  nötig  (irewordenen  Manipulation«! ,  wie  sie  in  der  oetr.  Tabelle  an- 
gestellt sind,  Kiemlich  umstftndUch  -sind  und  etwaige,  wenn  auch  un*- 
bedeutende  Ungenauigkeiteii  i  nicht :  aiMsehliersen. 
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Brauer  in  den  einzelnen  Steuerstufen  seit  1882^ 
die  Verteilung  der  Produktion  auf  die  verschiedenen  Gröfsen- 
kategorien  des  Gewerbes  und  deren  Veränderungen  im  Lauf» 
der  letzten  10  Jahre,  wobei  bezüglich  Bayerns  rechts  des  Rhein» 
noch  auf  das  Jahr  1876  zurttckgegriffen  werden  konnte. 

nia.     Anzahl  der  Braunbierbrauereien,  die  Malz 
versteuerten: 


Jahre 


bis 
1000  hl 


1001 

lMfl5000 

hl 


5001 

bis 

10000  hl 


10  001« 

bis 
50000  hl 


50001« 

bis 

100  000  hl: 


aber 

100000  hl 


Zu- 


hl 


1879 

1B80 
1881 
1882 
1889 
1884 
1885 
1886 
1887 


1889 
1890 
1891 


192 
180 
172 
171 
170 
152 
134 
18S 
105 
96 
87 


49 

49 
50 
55 
52 
48 
46 
47 
52 
49 
44 
34 
33 


5 
6 
6 
7 
5 
5 
7 
8 
7 
9 
14 
10 
8 


6 
6 
6 
4 

7 
8 
7 
7 
9 
8 
8 
13 
14 


A.    Bayern  rechts  des  Rheins: 

4  1 

4  1 

4  1 

3  2 

5  1 

4  3 
4  I  4 
4  4 

4  5 

5  5 
5  5 
8  4 
8  ,        5 

B.    Die  Rheinpfalz: 


1879 

4082 

1060 

86 

29 

1880 

4084 

1065 

82 

25 

1881 

3997 

1106 

83 

35 

1882 

4184 

938 

77 

32 

1888 

4085 

944 

78 

37 

1884 

4073 

954 

77 

36 

1885 

4077 

947 

73 

34 

1886 

4057 

945 

75 

42 

1887 

4041 

948 

71 

50 

1888 

4078 

906 

69 

44 

188^ 

4045 

906 

75 

55 

1890 

3937 

947 

89 

47 

1891 

3915 

927 

78 

54 

5262 
5261 
5226 
5236 
5170 
5147 
5139 
5127 
5119 
5107 
5089 
5032 
4987 


282 
268 
254 
246 
286 
232 
230 
214 
202 
199 
171 
154 
143 


1  Zum  Teif  —  Ar  die  ersten  sieben  Jahre  ans  den  Materialien  zu 
dem  Gesetswntworf  betr.  Anctenmg  de»  MabnmftchJagw  tob  1889.  Für 
die  vier  letsten  Jahre  ans  den  a.  a.  O.  erwähnten,  steneramtlichen  Nach- 
weisen. 

'  Von  1890  ab  ist  die  Trennung  dieser  beiden  Stufenklassen  bei 
40000  hl  MalsTerbranch  erfolg,  weshalb  der  Vergleich  <fieser  Stufen- 
klassen mit  den  Daten  der  Voriahre  nicht  ganz  fehlerfrei  sein  wird. 
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nib.    Malzverbrauch  der  Braunbierbrauereien, 
die  Malz  versteuert  haben: 


1001 

5001 

10  001^ 

50  001» 

über 

Gesamt- 

Jahre 

bis 

bis  5001 

bis 

bis 

bis   , 

100  000 

Malzver- 

1000 hl 

10000 

50  000 

100000 

brauch 

hl 

hl 

hl 

hl   ! 

1 

hl 

hl 

A.  Bayern  rechts  des  Rheins: 

1876 

1516  948 

2103514 

537  211 

601698 

299  238 

127  668 

1882 

1410  252 

1864664 

540  751 

660  984 

211788 

241  797 

1883 

1388  400 

1900138 

529  945 

705  529 

375  620 

141024 

1884 

1406522 

1932207 

525  704 

692543 

275  906 

367  596 

1885 

1380  748 

1894392 

520973 

653002 

256357 

551 855 

1886 

1408990 

1908792 

537  858 

741249 

285  685 

599449 

1887 

1398  540 

1971754 

502  944 

848  634 

292  654 

744570 

1888 

1314448 

1872  234 

503587 

789  240 

.344283 

824  040 

1889 

1297  222 

1893879 

535  860 

973079 

366  085 

907  529 

1890 

1265  054 

1977  429 

625  483 

888448 

525  081 

721 731 

1891 

1266  201 

1954525 

545552 

917  439 

478  614 

851594 

B. 

Die  Rheinpf 

alz: 

1882 

51330 

116663 

54  225 

69  379 

-   1   -   1 

1883 

48  999 

113391 

33441 

104600 

— 

1884 

47  442 

105  766 

34639 

114677 

— 

— 

1885 

»SO  424 

101083 

50510 

102  757 

— 

— 

1886 

48842 

101  691 

56404 

114372 

— 

— 

1887 

44  744 

108  527 

49  295 

153  777 

— 

— 

1888 

40837 

105  019 

65  081 

154214 





1889 

38  358 

85  472 

106  245 

184606 





1890 

34017 

70  971 

68  715 

207  271 

43668 

— 

1891 

30162 

74273 

57451 

223  723 

41675 

— 

5186  277 

4  950236 

5  040  656 
5  200478 
5  262322 
4482028 
5  759  096 
5  647  827 

5  973654 

6  003  226 
6  013  925 


291597 
300431 
302524 
304  774 
321809 
356  343 
364  651 
414681 
424642 
427  284 


Was  zunächst  den  Brauereibestand  in  den  verschiedenen 
Produktionskreisen  anlangt,  so  sind,  wenn  man  die  Scheidung 
nach  Klein-,  Mittel-  und  Grofsbetrieben  macht  ^,  im  Laufe  des 
vorliegenden  Zeitraums  folgende  Veränderungen  eingetreten: 
Das  Jahr  1879  gleich  100  gesetzt,  betrug  die  Zahl  der  Brauereien. 

(merher  die  Tabell9>uf  S.  178.) 

Ferner  betrug  der  Prozentanteil  der  Betriebe  in  den  drei 
Produktionskreisen  an  der  Gesamtzahl  der  Brauereien. 

(merher  die  TabeUe  auf  S.  174.) 

Auffallend  ist  auch  hier  zunächst  die  weit  gröfsere  In- 
tensität, mit  der  die  Brauereien  in  der  Kheinpfalz  sich  in- 
dustriell erweitern.    Während  die  Kleinbrauereien  im  rechts- 


^  S.  Anmerkunff  2  auf  der  vorigen  Seite. 
«  S.  S.  137. 
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Kleinbr 

auereien 

in  der 
Rheinpfalz 

Mittelbrauereien 

Jahre 

in  Bayern 

rechts  des 

Rheins 

in  Bayern            j^  ^ 
rechts  des         «u  .     / 1 
Rheins       [    Rbeinpfalz 

1879 

100 

100 

100 

100 

1882 

102,5 

81 

88,5 

112 

1891 

95,9 

39,2 

87,4 

67,4 

Grofsbrauereien 

Brauereien  überhaupt 

Jahre 

*°  i?**^2™            in  der 
rechts  des         „,    .     ^, 
Rheins            Rheinpfeiz 

in  Bayern 

rechts  des 

Rhdns 

in  der 
Rheinpfalz 

1879 

100 
95 

100 

100 

100 

1882 

100 

99,5 

87 

1891 

121 

209 

94,8 

50,7 

rheinischen  Bayern  absolut  und  in  ihrem  Verhältnis  zur 
Gesamtzahl  der  Betriebe  nahezu  stabil  geblieben  sind,  haben 
sie  in  der  Rheinpfalz  sich  um  mehr  als  die  Hälfte  vermindert 
und  machen  zur  Zeit  annähernd  zwei  Drittel  aller  dortigen 
Brauereien  aus,  während  sie  1879  noch  fast  vier  Fünftel 
derselben  darstellten.  Dieser  absoluten  und  relativen  Ver- 
ringerung der  Kleinbrauerei  entspricht  das  Anwachsen  der 
Mittelbrauereien  (von  17,4''/o  1879  auf  23,1  «/o  1891)  und  auf 
deren  Aufrücken  wieder  fufsend  die  ungemein  beträchtliche 
Zunahme  der  Grofsbrauerei ,  deren  Betriebe  sich  seit  1879 
mehr  als  verdoppelt  haben  und  reichlich  den  achten  Teil  aller 
Brauereien  in  der  Pfalz  (gegen  3,9  ^io  1879)  darstellen. 
Diesem  lebhaften  und  gleichmäfsig  von  unten  auf  fort- 
schreitendem Entwicklungsgange  der  pfälzer  Brauerei  gegen- 
über ist  die  bezüglich  der  Mittelbrauereien  im  rechtsrheinischen 
Bayern  sich  geltend  machende  Divergenz  sehr  bemerkenswert. 
Die  absolute  (100  zu  87,4)  und  relative  (20,1  «/o  zu  18,6  *^/o) 
Abnahme  derselben  ist,  wie  das  Verhalten  der  Grofs-  und 
Kleinbrauereien  zeigt,  teils  durch  ein  Aufrücken  der  Mittel- 
brauereien in  die  Klasse  der  Grofsbetriebe ,  teils  aber  auch 
durch   ein   Herabsinken   in   die  Klasse  der  Kleinbetriebe   er- 
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KleintmuMMMR 

Mittelbraaereien 

Jahre 

in  Bayern 
rechtsd-Kheins 

Prozent 

in  der 
Rheinpfalz 

Prozent 

m  Bayern 
recht8d.Rhfiiiia 

Prozent 

in  der 
Rheinpfalz 

Prozent 

1879 

77,6 

78,7 

20,1 

17,4 

1882 

79,9 

73,2 

17,9 

22,4 

1891 

78^ 

60,8 

18,6 

23,1 

Grofsbrauereien 

Qesamtzahl  der  Brauerden 

Jahre 

in  Bayern 
rechtBd.bheins 

Prozent 

in  der 
Kbdfnpfalz 

Prozent 

in  Bayern 

rechts  des 

Rheins 

in  der 
Rheinpfalz 

1879 

2,3 

8,9 

100 

100 

1882 

2,2 

4,4 

100 

100 

1891 

2,9 

16,1 

100 

100 

folgt,  die  trotz  der  Abnahme  ihrer  Betriebe  von  100  auf  95,9 
im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Brauereien  etwas  zuge- 
nommen haben.  Besonders  deutlieh  zeigt  sich  diese  teilweise 
„Einschnürung"  der  rechtsrheinischen  Mittelbrauereien  im 
Jahre  1882.  Nächst  dem  der  Steuererhöhung  von  1879  fol- 
genden Jahre  (1880)  weist  nämlich  dies  Jahr  die  gröfste 
Produktionsverminderuag  im  vorliegenden  Zeitraum  auf.  Der 
Grund  hierfür  lag  besonders  in  den  erhöhten  Materialpreisen. 
Im  ganzen  stellten  40  Brauereien  den  Betrieb  ein.  Die  Zahl 
der  Grofsbrauereien  verminderte  sich  um  9,  von  denen  man 
annehmen  kann,  dafs^  dies  durch  entsprechende  Produktions- 
einschränkungen erfolgte.  Unter  Berücksichtigung  dieses  Zu- 
wachses um  neun  ehemalige  Grofsbetriebe  nahm  die  Zahl  der 
Mittelbrauereien  um  177  Betriebe  ab  und  die  der  Klein- 
brauereien nahm  um  187  Betriebe  zu!  Zum  mindesten  ist 
sonach  diese  Abminderung  der  Mittelbrauereien  um  16  ®/o 
durch  Heruntersinken  in  die  Klasse  der  Kleinbrauereien  er- 
folgt, wofern  man  von  den,  der  Zahl  nach  allerdings  nicht 
nachweisbaren,  gänzlichen  Betriebseinstellungen  absieht. 
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Die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Bewegung  der 
Brauereibetriebe  für  die  verschiedenen  ProduktionsklasBcn 
des  Gewerbes  ist  allerdings  erst  im  Zusammenhalt  mit  der 
Entwicklung  ihrer  Anteilnahme  an  der  Gesamtbiererzeugung 
bezw.  am  Gesamtmalzverbrauch  vollständig  zu  erkennen.  Die 
hierin  im  vorliegenden  Zeiträume  erfolgten  absoluten  und  re- 
lativen Verschiebungen  sind  aus  folgenden,  auf  der  TabelUe  III  b 
beruhenden  Zusammenstellungen  zu  ersehen.  Der  Malz- 
verbrauch des  Jahres  1882  gleich  100  gesetzt,  stellt  sich  der- 
selbe 1891  bei  den 


Kleinbranereien 

Mittelbrauereien 

in  Bayern 

rechts  des 

Rheins 

in  der 
Rheinpfals 

rechts  des    '     q,   .     -  , 
Rheins       .    Rbeinpfalz 

auf 

89,8 

58,8 

103,7 

63,6 

Grofsbranereien 

Im  ganzen 

^  Pf  y^™            in  der 
rechts  des    ,    .,,   .     ^  , 
Rheins       !    Rbeinpfalz 

in  Bayern 

rechts  des 

Rheins 

in  der 
Rheinpfalz 

auf 

169 

261 

122 

146,5 

Es  betrug  ferner  in  Prozenten  des  Gesamtmalzverbrauchs 
der  Malzverbrauch  der  Brauereien 

(Hierher  die  TabeUe  auf  S.  176  oben  ) 

Leider  gehen  die  Nachweisungen  der  obigen  Tabelle  III  b 
nur  bis  1882  zurück,  nur  für  das  rechtsrheinische  Bayern  ist 
auf  das  Jahr  1876  zurückgegriflFen.  In  Verbindung  mit  den 
in  Tabelle  III  auf  S.  137  enthaltenen  Daten  läfst  sich  die 
Specialisierung  der  Brauereientwicklung  in  Bayern  rechts  des 
lüieins  bezüglich  der  Verschiebungen  im  gegenseitigen  Ver- 
hältnis der  Produktion  bezw.  des  Malz  Verbrauchs  der  Betriebe 
unter  Einbeziehung  dieses  Jahres  darstellen  wie  folgt: 

(Hierher  die  TmbeUe  muf  S    17«  unten.) 

EJs  betrug  ferner  die  Zunahme  des  Gesamtmalzverbrauchs 
der  rechtsrheinischen  Braunbierbrauereien  von  1882  bis  1891 
1068689  hl;  dagegen  nahm  der  Malzverbrauch  der  Klein- 
und  Mittelbrauereien  im  gleichen  Zeitraum  insgesamt  um 
74190  hl  ab.  Desgleichen  betrug  die  Gesamtzunahme  des 
Malz  Verbrauchs  in  der  Pfalz  185687  hl,  die  Abnahme  des 
Verbrauchs  der  Klein-  und  Mittelbrauereien  dagegen  63  558  hl. 
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Rleinbrauereien 

Mittelbraaereien 

Jahre 

in  Bayern 
rechts  d.kheins 

Prozent 

in  der 
Rheinpfalz 

Prozent 

in  Bayern 
rechts  d.  Rheins 

Prozent 

in  der 
Rheinpfalz 

Prozent 

1882 

28,5 

17,6 

21,1 

1      ' 

38,1 
32,5 

40 

1891 

17,4 

Grofsbrauereien 

Im  ganzen 

Jahre 

in  Bayern 
rechts  d.  Rheins 

Prozent 

in  der 
Rheinpfalz 

Prozent 

'Äs"        R^-pfalz 

1882 

33,4 

42,4 

100 

100 

1891 

46,4 

75,6 

100 

100 

Es  betrug  der  Prozentanteil  der 


08 
•-5 


.9 


Rleinbraaereien 


an  der  Ge  ^^""^  Malz- 
j-_  am  Ge- 


am  Ge- 
samtmalz- 
verbrauch 

Prozent    i    Prozent 


der 
Brauereien 


Mittelbrauereien 


^^  A^  n^ 'ihres  Malz- 

■,  am  Ge- 

Bra«ereien|-^£ 

Prozent   ,   Prozent 


Grofsbrauereien 


an  der  Gk- 
samtzahl 

der 
Brauereien 

Prozent 


ihres  Malz- 
verbraucha 

am  Ge- 
samtmalz- 
yerbrauch 

Prozent 


A.     In  Bayern  rechts  des  Rheins: 


1876 

1882 
1891 


1882 
1891 


75,2 
79,9 

78,5 


73,2 

60,8 


29,2 
28,0 
21,1 


22,3 
17,9 
18,6 


40,6 
88,1 
32,5 


B.    In  der  Rheinpfalz: 


17,6 

7 


22,4 
23,1 


40 
17,4 


2,5 
2,2 
2,9 


4,4 
16,1 


30,2 
33,4 
46,4 


42,4 
75,6 
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Es  ist  also  in  den  letzten  10  Jahren  die  Produktions- 
entwicklung der  bayerischen  Bierbrauerei  nicht  nur  aus- 
sehliefslich  seitens  der  Grofsbrauerei  vor  sich  gegangen, 
sondern  auch  den  übrigen  Produktionskreisen  des  Ge- 
werbes mehr  und  mehr  das  Produktionsgebiet  eingeengt 
worden.  Im  rechtsrheinischen  Bayern  hat  dieser 
Prozefs  die  Struktur  des  Braugewerbes  dahin  gestaltet,  dafs 
eine  absolut  und  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Betriebe 
ziemlich  stabil  bleibende,  sehr  beschränkte  Zahl  von  Brauereien, 
1891  :  145,  gegenwärtig  fast  die  Hälfte  der  Gesamtproduktion 
auf  sich  vereinigt  und  von  Jahr  zu  Jahr  das  Produktions- 
gebiet der  übrigen  Brauereien  eingeengt  hat.  Von  diesen  ist 
es  einem  allerdings  nur  geringen  Teile  gelungen,  vornehmlich 
unter  Zuhülfenahme  des  Aktienprincips  (s.  unten)  ihre  Pro- 
duktion zu  steigern  und  so  in  die  Reihe  der  Grofsbrauereien 
überzutreten.  Die  übrigen,  den  Mittelbrauereien  angehörigen 
Betriebe  dagegen  sind  nicht  nur  in  der  ihnen  innewohnenden, 
durch  die  zahlreichen  in  den  siebziger  Jahren  erfolgten  Betriebs- 
erweiterungen geförderten  Tendenz  zur  Durchführung  ihrer 
gröfseren  Produktionsfähigkeit  gehemmt,  sondern  auch  vielfach 
zu  Produktionseinschränkungen  gedrängt  worden,  durch  die 
sie  teilweise  auf  das  Niveau  der  Kleinbetriebe  sanken.  Diese 
weisen  daher  auch  demgemäfs  nur  eine  sehr  geringe  relative 
und  absolute  Bestands  Verminderung  auf  ^,  sind  aber  bezüglich 


'  Wo  jedoch  BetTiebeeinstellungeii  erfolgten,  tdnd  es  immer  die 
kleiDBten  Brauereien  gewesen,  deren  Aufgabe  naturgemäfs  leichter  erfoleen 
konnte,  da  sie  vielfach  nur  als  Nebengewerbe  (in  der  Landwirtschaft)  De- 
trieben  wurden,  während  den  gröfseren,  mit  erheblichen,  kostspieligen 
Anlagen  ausgestatteten  Brauereien,  auch  eine  entsprechende  gröfsere 
.Zähigkeit^,  sich  zu  behaupten,  innewohnt  Es  läfst  sich  das  einiger- 
mafsen  deutlich  auch  aus  aen  weitergehenden,  allerdings  die  Zahl  der 
Brauer  angebenden  Nach  Weisungen  derselben  in  den  verschiedenen, 
specialbierCen  Steuerstufen  erkennen.  Es  betrug  die  Zahl  der  Braunbier- 
Brauer  im  rechtsrheinischen  Bayern,  welche  Malz  verbrauchten: 

1882  1891 


bis  100  hl 

7  050 

6455 

101-200  hl 

1417 

1296 

201-300  hl 

716 

628 

301-400  hl 

446 

368 

401  -500  hl 

307 

273 

501-700  hl 

387 

366 

701-1  000  hl 

379 

343 

SS.  —1 000  hl  10lÖ2  9729 

1001-2000  hl  582  535 

2001— 5000  hl  356  393 

5  001— 10000  hl  77  79 

Es  ist  hierbei  an  die  oben  bemerkte  Thatsache  zu  erinnern,  dafs  bei  ganz 
kleinen  Produktionsstätten  vielfach  ein  Übergang  zum  Kommune-  oder 
Genossenschaftsbetrieb  erfolgt  ist,  woher  sich  auch  die  langsamere  Ver- 
ringerung der  Zahl  der  Brauer  gegenüber  der  der  Betriebe  in  diesen 
Giöfsenklassen  erklärt    In  der  Pfalz  ist  die  Zahl  dieser  vorwiegend  für 
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ihrer  Produktion  dermafsen  in  den  Hintergrund  gedrängt 
worden,  dafs  sie  nurmehr  ein  Fünftel  der  Gesamtbiererzeugung 
liefern  und  der  auf  einen  solchen  Betrieb  entfallende  durch- 
schnittliche Malzverbrauch  von  1882  bis  1891  zurückgegangen 
ist  von  340  auf  323  hl.  Diese  Divergenz  der  Entwicklung: 
Vergröfserung  der  Grofsbetriebe  und  Verkleinerung  aber  re- 
lativ nur  geringe  Verringerung  der  Kleinbetriebe  ist  überaus 
charakteristisch  für  die  derzeitige  Brauereientwicklung  im 
rechtsrheinischen  Bayern  und  grundlegend  für  die  socialen 
Begleiterscheinungen  geworden,  die  seit  Beginn  der  achtziger 
Jahre  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  die  dortige  Brauerei- 
entwicklung lenkten.  Im  Gegensatz  dazu  bietet  die  Pfalz 
das  Bild  einer  überaus  regen  und  gleichmäfsig  von  unten  aus 
erfolgenden  Industrieentwicklung  der  Brauerei.  Auch  hier 
bilden  zwar  die  Kleinbetriebe  der  Zahl  nach  noch  fast  zwei 
Drittel  aller  Brauereien,  doch  sind  sie,  wie  auch  der  steigende 
Durchschnitts  -  Malzverbrauch  eines  Kleinbetriebes  beweist 
(1882:  285  hl,  1891:  347  hl),  mitten  im  Übergange  begriffen. 
Freilich  geht  dieser  Prozefs  auf  Kosten  zahlreicher  Brauerei- 
betriebe vor  sich,  die,  wie  die  rapide  Abnahme  der  Brauereien 
zeigt,  nicht  mit  Schritt  halten  können  und  deshalb  aufgesogen 
werden  und  gänzlich  von  der  Bildfiäche  verschwinden.  Die 
änfserst  rege  betriebene  Bierausfuhr  (s.  oben)  und  der  Um- 
stand, dafs  die  Aufnahmefähigkeit  des  heimischen  Bierkonsums 
noch  erheblich  wachsen  konnte,  haben  diesen  schroffen  Über- 
gang der  pfälzer  Brauerei  zur  Grofsindustrie  nur  wenig  zu 
mildem  vermocht.  Der  Druck  der  Verhältnisse  seit  Ein- 
führung und  Erhöhung  des  Malzaufschlages  hat  hier  nebst 
der  wachsenden  Konkurrenz  der  rechtsrheinischen  Brauerei 
alle  Hebel  in  Bewegung  gesetzt,  den  Betrieb  mittels  grofser 
Kapitalien  im  grofsen  durchzuführen. 

Hat  dies  Streben  zum  Industrialismus  zwar  auch  noch 
nicht  so  grofsartige  Etablissements  gezeitigt,  wie  in  Alt- 
bayem,  wo  die  gröfsten  Brauereien  zumeist  auch  die  ältesten 

den  engsten  Lokal-  bezw.  Hausbedarf  brauenden  Betriebe  überaus 'gerinn. 
Es  be^ug  die  Zahl  der  Brauer  in  der  Pfalz  im  Jahre  1891,  die  Ma!& 
verbrauchten: 

bis  100  hl  26 

101—200  hl  12 

201—300  hl  14 

301—400  hl  8 

401—500  hl  5 

501—700  hl  12 

701—1000  hl  14 

SS.  —1000  hl  91 

1001—2000  hl  19 

2001—3000  hl  6 

3001—4000  hl  4 

4001-5000  hl  4 
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Grofsbetriebe  sind,  so  ist  doch  die  p&bBische  Brauerei,  in  der 
23  Brauereien  (der  8.  Teil  aller  Brauereien)  rund  '/i  der 
Produktion  auf  sich  vereinen,  dahin  gelangt,  dafs  sie  über 
kurz  oder  lang  ausschliefslich  als  Grofsindustrie  betrieben 
wird. 

Die  ursächlichen  Momente,  die  hier,  in  der  Pfalz,  die 
Brauerei  sich  durchaus  industriell  ausgestalten  liefsen,  während 
sie  im  rechtsrheinischen  Bayern  dahin  ftlhrten,  dafs  das 
Gewerbe  in  zwei  scharf  getrennte  und  principiell  verschiedene 
Gruppen  von  Grofs-  und  Kleinbetrieben  mit  gesondertem 
Entwicklungsgange  sich  gliederte  und  daGs  der  industrielle 
Umwandlungsprozefs  nur  ganz  allmählich  auf  die  Gesamtheit 
des  Gewerbes  übergeht,  dessen  Endziel  wie  in  der  Pfalz  jedoch 
bei  weitem  noch  nicht  abzusehen  ist,  diese  Momente  waren 
bereits  erwähnt,  als  im  wesentlichen  in  der  Natur  der  ftir  den 
Bierkonsum  mafsgebenden  und  damit  für  die  Stellung  des 
Brauwesens  im  dortigen  Wirtschaftsleben  bedingenden  Ver- 
hältnisse liegend:  —  Altbayern  seit  Jahrhunderten  ein  Bier- 
land; die  Pfalz  noch  heute  vorwiegend  ein  Weinland  — ; 
ehe  wir  dazu  übergehen,  die  auf  dieser  Basis  seit  Ausgang 
der  70  er  Jahre  zu  Tage  getretenen,  in  den  obigen  statistischen 
Zusammenstellungen  zum  konkreten  Ausdruck  gelangten 
Wandlungen  in  der  bayerischen  Brauereientwicklung  in 
ihrer  gewerbewirtschaftlichen  Bedeutung  zu  schildern,  er- 
übrigt es  noch,  den  Teil  des  bayerischen  Braugewerbes,  in 
dem  sich  die  industrielle  Entwicklung  am  elementarsten 
kundgiebt,  bezüglich  seiner  Ausgestaltung  im  statistischen 
Bilde  vorzuführen:  Die  Entwicklung  und  Lage  der 
bayerischen  Aktienbrauereien  und  die  der  Mün- 
chener Brauereien. 

L     Die   bayerischen  Aktienbrauereien   seit    1878. 

Wie  oben  erwähnt,  hatte  die  Gründerthätigkeit  in  Aktien- 
brauereien von  1875  bis  1879  geruht.  1879  gab  es  in  Bayern 
rechts  des  Rheins  10  und  in  der  Pfalz  5  Aktienbrauereien. 
Im  Jahre  1891  war  diese  Zahl  (S.  Tabelle  II  S.  166)  auf  48 
bezw.  17,  zusammen  also  auf  65  angewachsen.  Während  dieser 
12  Jahre  haben  sich  demnach  die  bayerischen  Aktienbrauereien 
mehr  als  vervierfacht,  und  zwar  in  Bayern  rechts  des  Rheins 
relativ  mehr  als  in  der  Rheinpfalz,  wobei  jedoch  die  erheblich 

feringere  Zahl  von  Brauereien,  speciell  von  den  in  Betracht 
ommenden  Mittel-  und  Grofsbetrieben  in  der  Pfalz  berück- 
sichtigt werden  mufs.  Diese  im  Gegensatz  zu  früher  als 
aufserordentlich  zu  bezeichnende  Zunahme  der  bayerischen 
Aktienbrauereien  im  letzten  Jahrzehnt  ist  ein  bedeutsames 
Wahrzeichen  für  die  gegenwärtige  Entwicklung  der  bayerischen 
Brauerei  überhaupt. 
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CharakteristiBch  ist  auch  die  Bewegung  in  der  2jahl  der 
Aktienbrauereien  in  den  einzelnen  Jahren  seit  1879.  Es 
betrug  die  Zahl  der  Aktienbetriebe  in 

Zu-  oder  Abnahme 
Bayern  rechts  des  Rheins 

1879  10 

1880  12 

1881  14 

1882  17 

1883  15 

1884  21 

1885  29 

1886  33 

1887  35 

1888  40 

1889  44 

1890  49 

1891  48 
Man  erkennt  hieraus  deutlich   zwei   Perioden    bezüglich 

der  Gründungsthätigkeit  von  Aktienbrauereien ;  die  Jahre  1879 
bis  1883  und  die  von  1884  bis  zur  Gegenwart.  Auf  die 
letzten  acht  Jahre  konzentriert  sich  allein  die  Gründung  von 
mehr  als  zwei  Drittel  aller  zur  Zeit  bestehenden  Aktien- 
brauereien in  Bayern.  Wie  sehr  die  Gründung  von  Aktien- 
brauereien auf  dem  Gebiet  des  Aktienwesens  überhaupt  im 
Vordergrund  stand  und  zwar  in  Bayern  noch  mehr  als  im 
übrigen  Deutschland,  möge  aus  nachstehenden  Daten 
erhellen*. 

(Hierher  die  Tabelle  S.  181.) 

Während  somit  1883  die  Gründungen  von  Aktien- 
brauereien fast  den  20.  Teil  aller  Aktiengründungen  aus- 
machten, stellten  sie  fünf  Jahre  später  bereits  den  4.  Teil 
derselben  dar ;  in  der  That  ein  deutliches  Zeichen  einmal  ftlr 
die  Gunst,  die  die  Brauereiaktie  bei  den  Anlage  suchenden 
Kapitalien  geniefst  und  ferner  für  die  gerade  im  Brauerei- 
grofsbetrieb  obwaltende  Neigung  zur  Umwandlung  in  den 
Aktienbetrieb,  denn  wohl  alle  diese  Gründungen  stellen  Um- 
wandlungen bereits  vorhandener  Privatanlagen  dar.  Ganz 
besonders  gilt  dies  für  die  bayerische  Aktienbrauerei,  Von 
den  in  den  Jahren  1884 — 1888  gegründeten  Aktienunter- 
nehmungen in  Bayern  stellen  die  Aktienbrauereien  allein 
42  Procent  dar.  Diese  erhebliche  Zunahme  des  Aktien- 
betriebes in  der  bayerischen  Grofsbrauerei  kann  nur  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Entwicklung  der  Bierausfuhr,  als  deren 


1  Aus   y.    d.   Borght:   Art    „Aktiengeseiischaften"   (Statistik   der) 
Conrads  Handwörterbuch  für  Staatswissenscnaften,  I.  Band. 
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E^  betrag  die  Zahl  der  Gründangen: 


181 


in 

in  Bayern* 

im  übrigen  Deutschland 

den  Jabren 

von  Aktien- 
brauereien 

von  Aktien- 
unteniehmun- 
gen  überhaupt 

von  Aktien- 
brauereien 

von  Aktien- 
untemehmun- 
gen  überhaupt 

1888 

1 
9 
6 
4 
5 

10 

8 

192 

1884 

15 

18 

153 

1885 

14 
10 

8 
16 

70 

1886 

113 

1887 

17 

25 

140 

1888 

11 

28 

41 

183 

fast  ausschliefsliche  Träger,  ebenso  wie  für  die  Zunahme  der 
Prodaktion  überhaupt,  diese  oberen  Kreise  des  Gewerbe? 
erkannt  waren,  richtig  gewürdigt  werden,  wie  aus  folgender 
Rekapitulation  hervorgeht.     Es  betrug  die  Zahl: 


der  Aktien- 
brauereien 

die  Bierausfuhr 

der  Aktien- 
brauereien 

dieBierausfuhr 

Jahre 

in  Bayern  rechts  des  Rheins 

in  der  Rheinpfalz 

hl 

hl 

1883 

15 

988  891 

6 

114978 

1884 

21 

1125455 

6 

117  400 

1885 

29 

1262  664 

5 

116  209 

1886 

33 

1446469 

6 

125  520 

1887 

85 

1531886 

8 

144867 

1888 

40 

1  687  609 

12 

170258 

1889 

44 

1808  978 

16 

207  347 

1890 

49 

1901124 

16 

245  781 

1891 

48 

1927  661 

17 

269394 

*  Bei  Bayern  sind  auch  unausscheidbar  die  gegründeten  Aktien- 
nalzfabriken  in  den  betr.  Zahlen  enthalten.  Im  ganzen  gab  es  jedoch 
1891  nur  4  Aktienmalzüabriken  in  Bayern,  wovon  3  aus  den  letzten  Jahren 
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Der  Parallelismus  zwischen  der  Zunahme  der  Aktien- 
brauereien und  der  der  Bierausfuhr  (im  rechtsrheinischen 
Bayern  seit  1884,  in  der  Pfalz  besonders  seit  1887)  ist  hiernach 
augenfkllig. 

Es  erhebt  sich  angesichts  dieser  starken  Vermehrung 
der  bayerischen  Aktienbrauereien  die  Frage,  ob  dieselbe  den 
obwaltenden  Bedürfnissen  entsprechend  erfolgt  ist,  gewisser^ 
mausen  in  dieser  Höhe  als  der  naturgemäfse  Ausfiufs  der 
Industrieentwicklung  der  bayerischen  Brauerei  zu  betrachten 
ist,  oder  ob  wegen  der  Leichtigkeit,  mit  der  solche  Unter- 
nehmungen gegenüber  anderen  Unternehmungsformen  sich 
bilden  und  vergröfsern  können,  das  Mais  des  gewerblich 
Notwendigen  überschritten  ist,  eine  Übersättigung  an  Aktien- 
brauereien besteht?  Diese  für  die  Konfiguration  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  bayerischen  Brauerei  überaus  wichtige 
Frage  ist  wegen  des  Mangels  ausführlicher  exakter  Nachweise 
sehr  schwer  zu  entscheiden.  Folgende,  leider  nur  unvoll- 
kommene Daten  mögen  als  Symptome  der  Entwicklung  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  bayerischen  Aktienbrauereien 
dienen. 

Von  den  Aktienbrauereien  lieferten  Dividende*: 


in  den 

keine 

bis  3,5 

1 
3,5  bis  5,5 

5,5  bis  10 
Prozent 
exklusive 

über  10 

Nicht 

Jahren 

Dividende 

Prozent 

Prozent 

Prozent 

ermittelt 

1879/80 

1880/81 

— 

— 

— 

"~" 





1881/82 

— 

2 

3 

5 

2 

7 

1882/83 

2 

1 

4 

5 

3 

8 

1883/84 

2 

1 

4 

6 

3 

5 

1884/85 

3 

3 

3 

11 

3 

4 

1885/86 

4 

1 

6       . 

14        , 

5 

4 

1886^87 

3 

2 

9 

14 

6 

5 

1887/88« 

5 

3 

lli 

I85        ! 

5a 

1 

1888/89« 

9 

4 

12, 

20«      1 

5I 

2» 

1889/90« 

15, 

6 

9s 

18s 

4! 

84 

1890/91 

15s 

5, 

134 

154 

4 

134 

stammend.  Die  Zahl  der  Gründungen  in  den  einzelnen  Jahren  stimmt 
mit  den  auf  der  vorigen  Seite  (181)  angegebenen  Zugän^n  nicht  überein^ 
weil  das  Qründungs-  und  erste  Betriebsjanr  vielfach  nicht  zusammenfallen. 
^  Für  die  Jahre  1881—1886  inkl.  nach  der  vom  Landesausschufs 
des  bayerischen  Brauerbundes  herauseecebenen  Denkschrift  „Über  die 
Abstufiini^  des  Malzaufschlages'',  bearbeitet  von  Dr.  Pemsel.  München 
1889.  Für  die  folgenden  Jahre  nach  dem  „Adrefsbuch  der  deutschen 
Aktienbrauereien  und  Mälzereien**  von  R  Wolf,  zusammengestellt  nach 
amtlichen  Quellen.    Berlin   1891,    1.  Jahrgang,  und    1892,   2.  Jahrgang. 
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Im  ganzen  betrug  die  Durchschnittsdividende  der  Aktien- 
brauereien (soweit  ermittelt) 

Bheins : 


In 

Bajern  rechts  d 

1881/82 

5,5  o/o 

1882/83 

5,3  <»/o 

1883/84 

5,6  «/o 

1884/85 

5,5  o/o 

1885/86 

6      »/o 

1886/87 

6,1  o/o 

1887/88 

6,1  »/o 

1888/89 

6,1  o/o 

1889/90 

6,1  % 

1890/91 

5,8  % 

1  d. 

P&lz 

9,3 

o/o 

8,5 

o/o 

8 

»/o 

6,5 

•/o 

7,6 

o/o 

9,4 

•/o 

7,9 

»/o 

7,5 

»/o 

5,9 

o/o 

4,7 

% 

Im  ganzen  liegt  sonach  das  Niveau  der  bayerischen 
Brauerei- Aktiendividenden  ziemlich  hoch;  die  relativ  grofsen 
jährlichen  Schwankungen  in  der  Pfalz  erklären  sich  zum 
Teil  durch  die  erheblich  geringere  und  mehrfach  schwankende 
Zahl  der  zu  Grunde  liegenden  Aktienbrauereien,  sodafs  hier 
Schwankungen  im  einzelnen  auch  im  Durchschnittsmittel  sich 
stärker  geltend  machen,  immerhin  ist  ein  Sinken  der  Durch- 
schnittsdividende seit  5  Jahren  entschieden  zu  bemerken.  Für 
1881  82  bezieht  sich  die  mit  9,3  Prozent  angegebene  Durch- 
schnittsdividende in  der  Pfalz  überhaupt  nur  auf  einen  Aktien- 
betrieb. 

Nach  einer  Berechnung  von  Pfleiderer*  stellte  sich 
1887/88  die  Durchschnittsdividende  aller  bayerischen  Aktien- 
brauereien und  -Malzfabriken  auf  5,9  rrozent,  die  der 
bayerischen  Aktiengesellschaften  überhaupt  ""auf  6,1  Prozent. 
Es  ist  hierbei  jedoch  zu  bemerken,  dafs  hierunter  sich  die 
Aktiengasanstalten  befinden,  deren  Duixhschnittsdividende 
allein  mit  12  Prozent  ins  Gewicht  fällt  Unter  den  neun 
Industriegruppen  steht  die  bayerische  Aktienbrauerei  bezüglich 
ihrer  Rentabilität,  soweit  diese  in  der  Durchschnittsdividende 
durchscheint,  an  4.  Stelle. 

Interessant  ist  auch  der  Vergleich  der  Durchschnitts- 
rentabilität der  bayerischen  Aktienbrauerei  mit  der  der  übrigen 
deutschen  Aktienorauerei  in  den  letzten  3  Berichtsjahren. 
Nach  Wolf*  betrug  die  Durchschnittsdividende  der  Aktien- 
brauereien in  den  Jahren: 


Diesem  dankens werten,  zahlenreichen  Werk  sind  anch  in  der  Hauptsache 
die  ferneren  Daten  über  die  bayerischen  Aktienbrauereien  entnommen. 

*  Die  für  diese  Jahre  unteigesetzten  Zahlen  beziehen  sich  auf  die 
pfälzischen  Aktienbrauereien,  sind  aber  in  den  Hauptzahlen  bereits  ent- 
nalten. 

1  „Handbuch  der  bayerischen  und  württembergischen  Aktiengeseil- 
Bchaften",  München  1888. 

•  a.  a.  0. 


Digitized  by  VjOOQ iC 


184  xn  1. 

1888/89     '      1889/90  1890/91 

in  Norddeutschland  *     7,78  «/o  6,76  Vo  6,01  <>/o 

in  Bayern  ....     6,28  „  6,08  „  5,65  „ 

in  Württemberg  .     .     6,08  „  6,39  „  6,36  „ 

in  Baden     ....     9,45  „  7,08  „  6,07  „ 

im  Reichslande    .     .     5,95  „  5,20  „  4,93  „ 

in  Deutschland  überhaupt   7,50  <>/o  6,60  ^/o  5,92  Vo 

Hiemach  nimmt  Bayern  keine  sehr  günstige  Stellung  ein, 
es  wird  nur  noch  von  den  reichsländischen  Aktienbrauereien, 
deren  Lage  anerkanntermafsen ,  wie  die  der  reichsländischen 
Brauerei  überhaupt,  eine  schwierige  ist,  unterboten.  Charak- 
teristisch ist  auch  die  durchgängige  Verminderung  der 
Durchschnittsdividende  der  deutschen  Aktienbrauerei,  seit 
1888  (in  Württemberg  allerdings  erst  seit  1889),  fUr  die  in 
den  letzten  Jahren  übermäfsig  forcierte  Gründerthätigkeit  auf 
dem  Brauereigebiet. 

Es  tritt  nun  aber  schon  in  der  Specialisierten  Darstellung 
der  bayerischen  Brauereidividende  (Seite  182)  hervor,  wie 
weitgehende  Oscillationen  vom  allgemeinen  Mittel  hier  statt- 
haben und  wie  wenig  daher  aus  solch  allgemeinen  Durch- 
schnittsdaten  geschlossen  werden  kann.  Die  in  jener  Zu- 
sammenstellung enthaltenen  Nachweise  treten  in  ihrer  Be- 
deutung ftir  die  Entwicklung  der  bayerischen  Aktienbrauerei 
noch  deutlicher  hervor,  wenn  man  den  Prozentanteil  der  zu 
den  einzelnen  Dividendenstufen  gehörigen  Aktienbrauereien 
Äur  Gesamtheit  der  bezüglich  ihrer  Dividenden  bekannten 
Brauereien  berechnet.  Es  bietet  sich  dann  folgendes  Bild: 
Es  lieferten  Dividende: 


im  Mittel  der 

bia 

3,5  bis 

5,5  bia 

ttber 

Jahre 

0»/o 

3,5  »/o 

5,5  «/o 

10  »/o 

lOO/o 

1881/82-1883/84 

8,6% 

9,9  «/o 

25,6  »/o 

37,5  »/o 

18,4  »/o  aller  Akt.-Br. 

1884/85-1886/87 

11.7  , 

7,4  „ 

19,8  „ 

45,3  „ 

15,8  ,      , 

1887/88 

11,9« 

7,1  , 

26,2  „ 

42,9  , 

11.9  „      „ 

1888/89 

18     , 

8     „ 

24     „ 

40     , 

10     „      , 

1889/90 

28.9: 

11,5, 

17,3, 

34,5  , 

7,7  „      „ 

1890/91 

28,9  „ 

9,6, 

25,0  „ 

28,9, 

7,6  „      „          „ 

Zunächt  ist  auch  hier  zu  bemerken,  dafs  die  jeweils 
hervortretenden  Schwankungen  um  deswillen  vielfach 'so  be- 
deutend erscheinen,  weil  in  den  einzelnen  Kategorien  wie  im 
ganzen  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Betriebe  keine 
sehr  grofse  ist  und  daher  Veränderungen  im  einzelnen  sich 
entsprechend  mehr  auch  in  den  Hauptzahlen  projizieren. 
Immerhin  ist  das  Bild  weit  organischer  als  die  summarische 
Durchschnittsberechnung  aller  Dividende.  Die  Thatsache, 
dafs  allerdings  die  Mehrzahl   der  in  Rede    stehenden  Aktien- 


^  Gebiet  des  norddeatschen  BraoBteueigebiets. 
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brauereien  eine  über  3,5  Prozent  liegende  Verzinsung,  ineist 
sogar  zwischen  5,5—10  Prozent  gewährt,  tritt  deutlich  hervor, 
ebenso  aber  auch  die  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmende  Ver- 
ringerung der  Dividenden.  Während  von  1881 — 1883  nur 
ca.  18  rrozent  der  betreffenden  Brauereien  keine  bezw. 
weniger  wie  3,5  Prozent  Dividende  gewährten,  sind  es  im 
letzterwähnten  Jahre  rund  40  Prozent  und  von  diesen  wieder 
28,9  Prozent  oder  nahezu  ein  Drittel  der  Gesamtheit  der 
ihren  Dividenden  nach  bekannten  Aktienbrauereien,  die  über- 
haupt keine  Dividende  zahlen.  Das  ist  zweifelsohne  ein 
sprechender  Beweis  für  die  übermäfsig  forcierte  Gründer- 
thätigkeit  der  letzten  Jahre,  für  die  Übersättigung  des 
Kapitalmarktes,  sowie  ferner  flir  die  sehr  scharf  zugespitzte 
Lage  in  diesen  Kreisen  der  bayerischen  Brauindustrie.  Ein 
eigentlich  organisches  Bild  hiervon  würde  man  allerdings  erst 
gewinnen,  wenn  bei  den  mit  0  Prozent  Dividenden  figurierenden 
Aktienbrauereien  der  ihrer  wirklichen  Minderrentabilität  ent- 
sprechende „negative  Dividendenbetrag",  (sit  venia  verbo !) 
ermittelt  werden  könnte.  Das  ist  fi'eilich  nicht  möglich  und 
es  mufs  genügen,  für  die  Charakterisierung  der  ursächlichen 
Momente  der  ungünstigen  Lage  dieser  Aktienbrauereien 
anderweitige  Anhaltepunkte  festzustellen.  Als  solche  kommen 
besonders  in  Betracht:  das  Alter  der  Aktienuntemehmungen, 
der  Umfang  derselben  nach  ihrer  Produktion  und  der  Gröfse 
ihres  Aktienkapitals,  das  Verhältnis  dieses  zum  Produktions- 
umüange  des  Betriebes  sowie  die  Belastung  desselben  durch 
hypothekarische  und  dergleichen  Verschuldung.  Über  das 
Alter  und  den  Umfang  der  bayerischen  Aktienbrauereien  war 
schon  oben  berichtet.  Bezüglich  der  anderen  Punkte  möge 
zunächst  folgende  vergleichende  Zusammenstellung^  die  in 
Frage  kommenden  Verhältnisse  flir  die  Gesamtheit  der 
bayerischen  Aktienbrauereien  (soweit  ihre  Bilanzen  für 
das  Jahr  1890/91  zugängig  waren)  zur  Anschauung 
bringen.     Es  betrugen  1890/91: 

(Hierher  die  Tabelle  8.  186.) 

Im  allgemein^i  stehen  danach  die  bayerischen  Aktien- 
brauereien bezüglich  des  Produktionsumfanges  in  erster  Linie. 
Es  betrug  die  durchschnittlich  auf  einen  Aktienbetrieb  ent- 
fallende Produktion^ 


»  Nach  Wolf  a.  a.  0.,  Tabelle  XVIII. 

*  Diese  Zahlen  berahen  zam  Teil  nur  auf  Schätzungen  bezw.  Um- 
rechnnngoi  ans  den  in  den  Bilanzen  angegebenen  Malzmcn^^  bezw. 
den  dafür  bezahlten  fiinkaufasommen  oder  Stenerbetrfigen.  Bei  manchen 
Brauereien  ist  die  &mittlung  der  Produktion  bezw.  des  Absatzes  gar 
nicht  möglich.    Die  Zahlen  sind  daher  nur  von  sehr  relativer  Genauigkeit. 
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in  Nord- 
deutschland 

in  Bayern 

in  Württem- 
berg 

1)  die   Zahl    der   betr.   Aktien- 
brauereien   

2)  der    GeBamtabsatz   der   betr. 
Aktienbrauereien hl 

3)  das   Aktienkapital   der   betr. 
Aktienbrauereien  .    .    .    .     «4( 

4)  das  durchschnittliche  Aktien- 
kapital pro  Betrieb  .   ,    ,    Ji 

5)  das  durchschnittliche  Aktien- 
kapital pro  hl  Bier  .             Ji 

6)  die  Schulden  der  betr.  Aktien- 
brauereien   Ji 

7)  die  Schulden  pro  Betrieb    Ji 

8)  die  Schulden  pro  hl  Bier    Ji 

214 

9  764  440 

210915  075 

985  584 

21,61 

152  295  500 
71166 
15,60 

52 

2808555 

58596  929 

1126864 

20,93 

57  527  848 
1106  305 
20,50 

8 

318  303 

6429  000 

803625 

20,22 

6  722  282 

840  285 
21,00 

in  Baden 

in  den  Reichs- 
landen 

in 
Deutschland 

1)  die   Zahl    der  betr.    Aktien- 
brauereien   

2)  der   Gesamtabsatz    der    betr. 
Aktien  brauereien hl 

8)  das    Aktienkapital    der   betr. 
Aktienbrauereien  .   .    .   .     ^ 

4)  das  durchschnittliche  Aktien- 
kapital pro  Betrieb  .    .   .     »4( 

5)  das  durchschnittliche  Aktien- 
kapital pro  hl  Bier  ,   .   .     jK 

6)  die  Schulden  der  betr.  Aktien- 
brauereien   Ji 

7)  die  Schulden  pro  Betrieb    jK 

8)  die  Schulden  pro  hl  Bier    jK 

19 

711995 

18595000 

978  684 

26,12 

16  860659 
866  351 
23,70 

7 

281000 

7130000 

1018571 

25,34 

4  385  694 
626528 
15,60 

800 

13  884293 

301  666  004 

1005  003 

21,73 

237  791  983 
792640 
17,10 

in  Bayern  54011  hl 
in  Norddeutschland  45628  hl 
in  den  Reichslanden  40143  hl 
in  Württemberg  39788  hl 
in  Baden  37473  hl 
in  Deutschland  überhaupt  46281  hl. 
Demgemäfs   ist  auch  das   auf  einen   Betrieb   entfallende 
Durchschnittskapital  der  bayerischen  Äktienbrauereien  gröfser, 
dagegen   ist  es   im  Verhältnis  zu  ihrer  Produktion  etwas  ge- 
ringer.   Die  Aktienkapitalbelastung  eines  Hektoliters  Bier  ist 
nur  noch  in  Württemberg  geringer  als  in  Bayern.     Das  relativ 
gröfsere  Aktienkapital  der  norddeutschen  Aktienbrauereien  er- 
klärt sich  zum  grofsen  Teil  dadurch  ^    dafs  diese  vielfach  aus 
dem  Anfange   der   siebziger  Jahre  datieren,    wo   bekanntlich 
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wegen  der  obwaltenden  Zeitumstände  die  Dotierung  der  Aktien- 
gründungen mit  Kapital  eine  exceptionell  hohe  war.  Beispiels- 
weise repräsentierten  1890/91  die  Berliner  Aktienbraue- 
reien, insgesamt  22  an  der  Zahl,  allein  ein  Aktienkapital 
von  49635600  Mark,  oder  pro  Betrieb  2256164  Mark  oder 
pro  hl  Bier  24  Mark.  Es  ist  das  Elapital  der  Berliner  Aktien- 
brauereien  nur  um  ca.  ^^e  kleiner  als  das  aller  bayerischen; 
ihre  Produktion  2070566  hl,  also  nur  ca.  740000  hl  weniger 
als  die  der  bayerischen  Aktienbrauerei.  —  Hingegen  ist  die 
Belastung  der  bayerischen  Aktienbrauereien  sowohl  im  Durch- 
schnitt pro  Betrieb  als  auf  den  Hektoliter  Bier  berechnet,  sehr 
hoch,  pro  Betrieb  sogar  am  höchsten  in  ganz  Deutschland. 
Dieser  letzte  Umstand,  wie  die  hohe  Belastung  infolge  der 
Brausteuer  sind  auch  anerkanntermafsen  zwei  HauptfE^toren 
für  die  im  Vergleich  zu  den  übrigen  deutschen  Aktienbrauereien 
verschärfte  Situation  der  bayerischen,  wie  dies  auch  in  den 
S.  184  aufgeführten  Durchschnittsdividenden  durchscheint. 

Was  nun  die  Entwicklung  der  Wirtschaftsverhältnisse  der 
bayerischen  Aktienbrauereien  im  einzelnen  betrifft,  so  läfst 
sich  an  der  Hand  der  hier  zur  Charakterisierung  der  Gesamt- 
lage herangezogenen  Momente  ganz  genau  der  Parallelismus 
verfolgen,  der  zwischen  Alter,  Gröfse  der  Produktion,  des 
Aktienkapitals  und  der  Schulden  und  ihrem  Verhältnis  zur 
Produktion  und  der  Betriebsrentabilität  besteht.  Die  bei  ge- 
nügender Specialisierung  sich  ergebenden  Thatsachen  sind  be- 
zeichnend für  die  weitgehenden  Divergenzen  innerhalb  der 
bayerischen  Aktienbrauerei  und  lehrreich  zugleich  für  die 
Relativität  grofser  Durchschnittszahlen.  Beginnen  wir  mit  dem 
bestsituierten  Teile,  d.  i.  den  Aktienbrauereien,  die  meist  über 
10 ^/o  Dividende  verteilt  haben:  Es  handelt  sich  hierbei  nur 
um  vier  Brauereien,  die  seit  mehreren  Jahren  ständig  10  bezw. 
über  10^/0  Dividende  zahlen.  Drei  hiervon  zählen  zu  den 
ältesten  und  gröfsten  bayerischen  Aktienbrauereien:  Die 
Aktienbrauerei  zu  Ludwigshafen  (Pfalz),  bekanntlich 
die  älteste  ihrer  Art,  vom  Jahre  1858.  Ihre  Jahresproduktion 
beziiFert  sich  auf  60 — 65000  Hektoliter;  ihr  Aktienkapital  ist 
mit  800000  Mark  oder  13,33  Mark  pro  hl  sehr  niedrig  zu 
nennen,  ihr  reines  Betriebsvermögen  sehr  hoch,  272318  Mark. 
Ihre  Durchschnittsdividende  betrug  seit  1881/82  11,40  *^/o  und 
erst  im  letzten  Jahre  zeigte  sich  eine  geringe  Abminderung 
auf  10  ®/o.  Sodann  die  bekannte  Münchner  Löwen- 
brauerei aus  dem  Jahre  1871/72,  die  gröfste  ihrer  Art  und  zeit- 
weilig auch  die  gröfste  Brauerei  Bayerns  überhaupt.  Ihr  Absatz 
betrug  1890/91  über  510000  hl.  Ihr  Aktienkapital  ist,  wenn 
auch  mit  5  400  000  Mark  das  gröfste  irgend  einer  bayerischen 
Aktienbrauerei,  verhältnismäfsig  fast  das  kleinste,  nämlich 
10,55  Mark  pro  hl.     Ihr  reines  Betriebsvermögen  beläuft  sich 
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auf  fast  zwei  Millionen  Mark.  Ihre  Durchschnittsdividende 
seit  1881/82  stellt  sich  auf  ca.  ]b^/o  und  ist  seit  1885  (lO^io 
Dividende)  in  andauernder  Steigerung  begriffen  gewesen  und 
hat  sich  im  letzten  Jahre  auf  der  Höhe  des  Vorjahres  ge- 
halten (17<>'o). 

Aus  dem  Jahre  1868/69  stammt  dieErsteKulmbacher 
Aktien-Exportbrauerei  mit  einer  Produktion  von  fast 
160000  hl  und  einem  Aktienkapital  von  1230000  Mark  oder 
nur  7,78  Mark  pro  hl.  Ihr  reines  Betriebsvermögen  ist  eben- 
falls sehr  hoch,  805106  Mark.  Ihre  Durchschnittsdividende 
ist  die  höchste  aller  bayerischen  Aktienbrauereien  und  stellt 
sich  seit  1881/82  auf  23,50  ^/o.  Seit  1882/83,  wo  die  Dividende 
lO^lo  betrug,  ist  sie  bis  1889/90  andauernd  bis  auf  28,66  ®/o 
gestiegen,  worauf  sie  auch  im  letzten  Berichtsjahre  verharrte. 

Neben  diesen  drei  höchst  rentierenden  Aktienbrauereien 
Bayerns,  die  in  ihrer  Art  am  meisten  an  Gröfse  und  Kapitals- 
macht  hervorragen  und  ein  langjähriges,  besonders  aufserhalb 
Bayerns  weitverzweigtes  Absatzgebiet  besitzen,  steht  noch  eine 
vierte  Aktienbrauerei  von  verhältnismäfsig  geringem  Alter  und 
umfang:  Die  bayerische  Bierbrauerei- Aktienge- 
sellschaft Lichtenfels  (bei  Hof).  Sie  wurde  18S1  ge- 
gründet, hat  einen  Absatz  von  ungefähr  18000  hl  und  ein 
Aktienkapital  von  200000  Mark  oder  nur  10,93  Mark  pro  hl. 
Seit  1885/86  bis  1890/91  zahlte  sie  andauernd  10  ®/o  Dividende 

{'ährlich.  Wie  schon  aus  ihrer  Örtlichen  Lage  sich  ergiebt, 
lat  auch  sie  eine  Hauptstütze  ihrer  Produktion  und  damit 
ihrer  Rentabilität  in  einem  lebhaften  und  festgegründeten  Ab- 
satz nach  aufserhalb. 

Aufser  diesen  vier  genannten  Brauereigesellschaften  haben 
nur  vereinzelt  andere  10  oder  mehr  wie  10  ®/o  Dividende  ge- 
zahlt. Im  Gegensatz  zu  der  Stetigkeit  der  jährlichen  Höhe 
der  Dividende  bei  jenen  4  Brauereien  macht  sich  bei  fast 
allen  übrigen  ein  sehr  lebhaftes  Fluktuieren  derselben  geltend. 
Von  wie  einseitig  überwiegender  Bedeutung  die  holie  Divi- 
dende der  genannten  Brauereien  auf  den  Durchschnittsbetrag 
der  Dividende  aller  bayerischen  Aktienbrauereien  ist,  erhellt 
daraus,  dafs  sich  unter  Weglassung  dieser  vier  höchstren- 
tierenden Brauereien,  diese  Durchschnittsdividende  pro  1890/91 
statt  auf  5,65  ^io  auf  nur  4,87  «/o  stellt. 

Gegenüber  diesen ,  eine  Sonderstellung  behauptenden 
Aktienbrauereien  spiegelt  sich  in  den  Bilanzen  der  grofsen 
Masse  der  übrigen  bayerischen  Aktienbrauereien  ein  wesent- 
lich verschiedenes  Bild  ihrer  wirtschaftlichen  Lage,  das,  je 
mehr  die  Neugründungen  seit  1888/84  sich  häufen,  immer 
trüber  wird.  Wie  schon  auf  Seite  184  dargethan,  haben  die 
Etablissements  mit  einer  Durchschnittsdividende  über  3,5  ®/o 
sich  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  verringert,  die  mit  einer 
geringeren   oder  gar  keiner  Dividende   stark  vermehrt.     Es 
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läfst  sich  deutlich  verfolgen,  wie  es  fast  immer  neuere,  ver- 
hältnismäfsig  kleine  oder  mittelgrofse  Unternehmungen  waren, 
die  von  vornherein  mit  einem  sehr  grofsen  Aktienkapital  be- 
lastet, diese  ungünstige  Entwicklung  aufwiesen.  Von  den  im 
Jahre  1890/91  mit  O^/o  Dividende  figurierenden  Aktienbrauereien 
stammten  von  den  drei  in  der  Pfalz  zwei  aus  dem  Jahre 
1885/86  und  1887/88,  und  eine  erst  aus  dem  letzten  Jahre, 
die  bereits  in  diesem  ersten  Betriebsjahre  mit  einem  positiven 
Verlust  gearbeitet  hat.  Die  betreffenden  Brauereien  in  Bayern 
rechts  des  Rheins  stammten  der  Zahl  nach 

1  aus  dem  Jahre  1871 

1        n  «  „  1878 

1  n  .  n         1880/81 

2  „  „  „  1881/82 
2  „  „  „  1884/85 
1     ,       „         „       1886/87 

1  „       „         „       1887/88 

2  „       „         „       1888/89      - 

1  „  „  „  1890/91 ,  also  7  von  12  aus  der 
mit  1884  anhebenden,  intensiven  Grtinderperiode  *.  Ein  aus- 
führliches Bild  der  Dividendenbewegung  der  seit  1884/85  ent- 
standenen Aktienbrauereien  bietet  folgende  Zusammenstellung: 

(Hierher  die  TabeUe  S.  190  u.  191.) 

Zunächst  fällt  auch  hier  wieder  der  Rückgang  der  Er- 
giebigkeit der  bayerischen  Aktienbrauereien  in  den  letzten 
Jahren  auf;  fast  durchweg  haben  die  Dividenden  im  Jahre 
1890/91  eine  Abminderung  erfahren,  von  35  mitgeteilten 
Brauereien  verteilten  10  überhaupt  keine  Dividende  und  10 
nur  weniger  als  5  ^'o.  Die  Zahl  der  Konkurse  war  mit  4 
gegen  das  Vorjahr  (1  Fall)  sehr  erheblich.  Trotzdem  ent- 
standen doch  wieder  3  neue  Aktienunternetmen  im  letzten 
angegebenen  Jahre. 

Relativ  am  günstigsten  stellen  sich  hiemach  die  in  der 
Pfalz  seit  1884  gegründeten  Aktienbrauereien.  Nur  zwei, 
verhältnismäfsig  kleine  Betriebe  haben  unbefriedigende  Er- 
gebnisse   aufzuweisen,    die    eine    ganz    ersichtlich  wegen   zu 


^  Bei  der  aus  dem  Jahre  1871  stammenden  Aktien brauerei  (Nürn- 
bezser  Aktienbrauerei  yorm.  Henninger)  sind  besondere  Umstände  in  Be- 
tracht zu  ziehen.  Die  Brauerei  ist  mit  dem  verhältnismäfsig  höchsten 
Aktienkapital,  3  900  000  Mark,  pro  hl  58,56  Mark,  belastet,  hat  aufserdem 
1916  756  Mark  Schulden  und  eme  Absatzverringerung  zu  erleiden  gehabt. 
Anders  liegen  cUe  Verhältnisse  bei  der  1873  gegründeten  Innstad^Braaerei 
zu  Passau,  die  im  letzten  Jahre  besonders  grössere  Verluste  hatte. 
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Die  Dividenden 

die  seit  1884/85 


Zahl 

1884/85   1885/86 

1886/87 

1887/88 

1888/89 

1 
1889/90 1 1890/91 

1 

1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 

1 
1 
1 

— 

r 

i^ 

12 
8 
6 
6 
7,5 



10 
6 
6 
7 
4 

4,5 
7,5 
7,5 

7,5    1      6,5 

5  0 
6,5          6,5 
7             4 
0             4 
0             0 

6  6 
7,5          7,5 
5             4,75 
5             4 

-             0 

KT 

[ 

1 

1 
1 

1 

1 

1 
1 

1 

(«)i3 

0 
3 
0 

0 

0 
5 
0 

0 

0 
5 
4 

0 

0 

0 
5,5 

0 

0 

0 
5 
0 

0 
6 
0 

3 

0 

Liqu. 
5 
0 

3 

4,5 

0 

3 

0 

Liqu. 
5 
0 

4 
6 
0 

Liqu. 

[ 

1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

7 

6 

10 

7 

6 

11 

4 

V 

9 

7 

6 

11 

4 
5 

7 
8 
6 
6 
6 

7 
4 
9 

4 
5 
6 
10 
6 

i 

r 

— 

7 

5 

6 

3 

0 

4,5 

9 

9 

4 

6 

8 

6 

0 

8 

5 

8 

0 

4 

7 
6 
3 
0 
0 
0 
8 

y 

6 

8 
0 
0 

8 

F 

0 
0 

7 

3 

3 

2 

0 
Uqu. 

7 

7,5 

4 

6 

9 

4 
Liqu. 

5,5 
0 
Liqu. 
0 
5 
6 
0 

1 
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bayerischer  Aktienbrauereien, 

gegründet  worden  sind. 


B  emerkungen: 


OrofBbranerei  (über  50000  hl  Absatz) 
Kleine  Aktienbrauerei  (ca.  20  000  hl  Absatz) 

Desgleichen 
•ca.  30  000  hl  Absatz 
ca.  10  000  hl  Absatz 

Desgleichen;  60  Ji  Aktienkapital  pro  Hektoliter! 
Orofsbranerei  (ca.  60000  hl  Absatz) 

Desgleichen  (ca.  40  000  hl  Absatz) 
Hittelbrauerei  (27000  hl  Absatz) 

Desgleichen.    1890/91  Kapitalerhöhung 
Kldne  Aktienbrauerei  (ca.  15  000  hl  Absatz) 


l 
s 


Mittelgrofee  Aktienbrauerei:  1889/90  47000  hl,  1890/91 37000  hl  Prod. 
1  Schon  1883/84  gegründet. 

Durch  Konkurs  eingegangen.  Mittelgrofse  Brauerei,  Kils  Kolosseum 

Mittelgrofse  Brauerei,  ca.  33  000  hl  Produktion 

Kleine  Aktienbrauerei,  ca.  19000  hl   Produktion,  1889/90  Kapital- 
erhöhung 

Grorsbrauerei,  125000  hl  Absatz 

Desgleichen,  42  000  hl  Absatz,  in  Schwabing  b.  Mtinchen  gelegen. 

ca.  35  000  hl  Absatz.    1890/91  Kapitalerhöhung  von  500000  ^  auf 
1000  000  Ji 

ca.   40000  hl  Absatz.     Mufste   Konkurs    anmelden,  Eberl- Faber- 
Brauerei 


-ca.  30000  hl  Absatz,  1889/90  Kapitalerhöhung  von  500000  auf  700  000^. 

KleiDbranerei,  ca.  13000  hl  Absatz 

ea.  30  000  hl  Absatz 

ca.  25000  hl  Absatz 

ca.  16000  hl  Absatz 

«a.  25  000  hl  Absatz  in  1889/90.  —  Konkurs  erlitten,  Kitzinger  Brauerei 

ea.  44000  hl  Absatz 

ca.  52  000  hl  Absatz 

ca.  70000  hl  Absatz 

ea.  55  000  hi  Absatz,  1890/91  Kapitalerhöhung  von  1 000000  auf  1 200  000  Ji 

ca.  43  000  hl  Absatz,  1889/90  Kapitalerhöhung.    Frank.  Ezportbrauereil 

ca.  10  000  hl  Absatz,  1889/90  beträchtliche  Kapitalerhöhung 

ca.  12  000  hl  Absatz  in  1889/90.  —  Konkurs  erlitten,  Kloster  Langheim 

ca.  63000  hl  Absatz 

ca.  30000  hl  Absatz 

ca.  40  000  hl  Absatz 

«a.  8000  hl  Absatz  in  1889/90.  —  Konkurs  erlitten,  Augsburger  Brauerei 

ca.  35000  hl  Absatz 

ca.  60000  hl  Absatz,  Fränkische  Aktienbrauerei 

ca.  25000  hl  Absatz,  Augsburger  Brauerei 

nur  1500  hl  Absatz,  in  Frammersbach  gegründet 
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grofser  Kapitalbelastung.  Von  den  im  rechtsrheinischen 
Bayern  seit  1884  entstandenen  Aktienbrauereien  haben  auJser- 
halb  Münchens  sich  von  insgesamt  21  drei  Gründungen;  die 
alle  nach  1887/88  entstanden  sind,  als  wirtschaftlich  verfehlt 
erwiesen.  Zwei  von  ihnen  sind  Kleinbrauereien,  die  dritte 
eine  Mittelbrauerei;  zwei  haben  inzwischen  Konkurs  erlitten. 
Aufserdem  weisen  noch  im  letzten  Jahre  1890/91  drei  Brauereien 
0  ^/o  Dividende  auf.  Es  sind  mit  einer  Ausnahme  Kleinbe- 
triebe, eine  vierte  Brauerei  hat  letzthin  Konkurs  erlitten* 
Mehrere  Brauereien  griffen  zu  dem  oft  unsicheren  Mittel  der 
Kapitalerhöhung. 

Ein  geradezu  trostloses  Bild  gewähren  dagegen  die  seit 
1884  gegründeten  Münchner  Aktienbrauereien !     Von  ihnen 

—  7  an  der  Zahl  —  haben  sich  nur  zwei,  die  Matthäser 
Brauerei  und  die  Salvator  Brauerei  in  Schwabing  als  wirklich 
lebensfkhig  erwiesen,  eine  dritte  —  die  Schmederer,  vorm* 
Zacherlbrauerei,  ein  grofses  Exportetablissement,  scheint  end- 
lich zur  erwünschten  Rentabilität  zu  gelangen;  die  anderen 
Brauereien  dagegen  sind  durchweg  als  verfehlte  Spekula- 
tionen zu  betrachten,  deren  fast  ununterbrochene  Nullen-Divi- 
denden eine  deutliche  Sprache  reden.    Eine  —  Kils  Kolosseum 

—  hat  mit  grofsen  Verlusten  für  die  Beteiligten  liquidiert 
und  ist  jetzt  wieder  in  Privathänden;  die  anderen  kämpfen 
mit  grofsen  Schwierigkeiten  und  werden  nur  mit  Mühe  über 
Wasser  gehalten.  Eine  von  ihnen,  die  Eberl  Faberbrauerei, 
wurde  von  dem  traurigen  Geschick,  seitens  der  Direktion  zu 
betrügerischen  Manipulationen  ausgebeutet  zu  werden,  befallen 
und  mufste  trotz  mehrfacher  Aufi'affungsversuche  nunmehr 
definitiv  Konkurs  anmelden. 

Diese  überaus  ungünstige  Lage  der  meist  kleineren,  neuen 
Aktienbrauereien  in  München  ist  nur  ein  Sjonptom  der  hier, 
infolge  der  am  weitesten  gediehenen  grofsindustriellen  Ausge- 
staltung des  Gewerbes  überhaupt  verschärften  Situation  der 
meisten  dortigen  Brauereien,  Der  Hauptgrund  hierfür  liegt 
darin,  dal's  einige  wenige,  teils  in  Privatbesitz  verbliebene, 
teils  in  Aktiengesellschaften  umgewandelte,  alte  Grofsetablisse- 
ments  sowohl  im  Lokalabsatz  wie  im  Fernverkehr  ihre  seit 
Jahrzehnten  aufgespeicherte  Kapitalsmacht  aufs  intensivste  zur 
Geltung  brachten  und  immer  schwerer  auf  die  übrigen,  jüngeren 
und  kleineren  Betriebe  drückten.  Wie  dieses  sich  im  Laufe 
der  Jahre  entwickelte  und  im  einzelnen  sich  kund  gab,  soll 
weiterhin  dargestellt  werden;  hier  seien  zunächst  nur  die  im 
statistischen  Bilde  zum  konkreten  Ausdruck  gelangenden  Er- 
gebnisse dieses  Prozesses  im  allgemeinen  vorgefiihrt. 
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n.    Die  Mttnchener  Brauindustrie  seit  1878. 
Es  betrug  in  Mttnchen': 


in  den 
Sadjahren 

die  Zahl 

der 

Brauereien 

die  Gesamt- 

bier- 
erzeagang  * 

die  Dureb- 

Bcbnittspro- 

duktion  einer 

Brauerei 

'  die  Produktion 

der  jeweils 

grö&ten 

Brauerei 

1.  Juli/30.  Juni 

bl 

bl 

bl 

1879/80 

28 

1  315  915 

47000 

290  343 

1880/81 

2 

20  247 

10  128 

1881/82 

41« 

1543655 

37  650 

300  203 

1882/83 

4 

41 

81863 

1576  548 

7  966 

38452 

288  959 

1883/84 

4 

40 

82  282 

1682445 

8  0.<)8 

42  061 

324  562 

1884/85 

8 

41 

88  4S5 

1 985 105 

11146 

48  417 

415  954 

1885/86 

3 

40 

82  409 

2  222279 

10  608 

55  557 

446  791 

1886/87 

8 

41 

80  021 

2476  622 

10  007 

60405 

476  054 

1887/88 

8 

41 

816-28 

2  698  569 

10  541 

65  819 

477  954 

1888/89 

4 

37 

86  808 

2  877  851 

9  076 

77  780 

533102 

1889/90 

4 

34 

88  018 

2  876  273 

8  255 

84  600 

508  801 

1890/91 

8 

34 

84  821 

2  803  720 

11607 

82462 

508  889 

1891.92 

8 

SS 

85  979 

2  902669 

11993 

87  960 

558  287 

4 

86087            ' 

9  009 

Zunächst  fllUt  die  ganz  bedeutende  Produktionssteigerung 
der  Münchener  Brauerei  ins  Auge.  Während  die  Produktion 
derselben  in  dem  von  dem  grofsen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
erfüllten  Jahrzehnt  1869—1879  nur  imi  ca  260000  hl  zunahm 
und  der  Produktionsentwicklung  der  bayerischen  Brauerei 
überhaupt  ziemlich  parallel  ging,  hat  sie  in  den  letzten  drei- 

'  Aus  den  betr.  Jahrgängen  der  Zeitscbrift  für  das  eesamte  Brau- 
wesen und  der  bayeriscben  Handelszeitung  (Beiblatt  zur  Muncbener  All- 
gemeinen Zeitung).    Fttr  1880/81  fehlen  die  Nachweise. 

^  Nach  den  angegebenen  Malzmengen  wurde  die  Produktion  beim 
Braunbier  nach  der  alseenau  zu  betrachtenden  Annahme :  1  hl  Malz  == 
2^20  hl  Bier,  und  beim  Weilsbier  nach  dem  Satz  von  1  :  3  berechnet.  Die 
Zahl  der  Weifsbierbrauereien  und  der  Betrag  der  Weifsbiererzeugung  ist  unter 
den  die  Gesamtzahl  bedeutenden  Daten  noch  besonders  nachgewiesen. 

^  In  diesem  wie  in  einigen  späteren  Jahren  wurden  in  einer  kleinen 
Schulbrauerei  2  bis  20  hl  Bier  erzeugt,  die  aber  wegen  ihres  geringen  Um- 
faujg^es  und  nichtgewerblichen  Charakters  nicht  mitgezählt  woraen  ist  Des- 
gleichen wurden  in  einer  kleinen  untergahrigen  Brauerei  gel^entlich  auch 
einige  Hektoliter  Weifsbier  erzeugt,  die  ebenfalls  besser  aufier  Acht  blieben. 
Forschungen  (51)  XII  1.  -  Struv«.  13       ^^  , 
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zehn  Jahren  eine  Zunahme  von  über  VI2  Millionen  Hektoliter 
erfahren,  sich  seit  1879/80  mehr  als  verdoppelt  und  stellte  zu 
Ende  des  Sudjahres  1891/92  ca  den  fünften  Teil  der  ge- 
samten bayerischen  Biererzeugung  dar,  nachdem  sie  1879/80 
fast  den  zehnten  Teil  derselben  repräsentiert  hatte !  Von  der 
Produktionszunahme  der  Brauerei  im  rechtsrheinischen  Bayern 
überhaupt  entfiel  danach  seit  1879  allein  ^U  auf  München. 
Bedenkt  man,  dafs  die  für  die  rechtsrheinische,  aufserhalb 
Münchens  gelegene  Brauerei  verbleibende  Produktionszunahme 
von  458  765  hl  nur  durch  eine  gleich  grofse  (457428  hl)  Zu- 
nahme des  von  wenigen  Grofsbrauereien  betriebenen  Exports 
eimöglicht  war,  so  ist  das  ein  weiterer  Beweis  dafür,  dafs 
angesichts  der  Bevölkerungszunahme  die  Produktionszunahme 
der  Klein-  und  Mittelbrauereien  im  rechtsrheinischen  Bayern 
seit  1879  in  stetigem  Rückgange  begriffen  ist. 

Für  das  Jahr  1880/81  fehlen  leider  die  Nachweise.  In 
den  Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  München  ^ 
findet  sich  jedoch  eine  ausführliche  Darstellung  des  Malz- 
verbrauchs  der  Münchener  Bi'auereien  in  den  Kalenderjahren 
1876^ — 1888.  Die  darin  enthaltenen  Zahlen  entsprechen  im 
allgemeinen  ziemlich  genau  den  in  obiger  Tabelle  für  die 
Sudjahre  zu  Grunde  gelegten  Daten.  Aus  jenen  steueramt- 
lichen Zahlen  ergiebt  sich,  dafs  die  Münchener  Bierproduktion 
im  Jahre  1880  vorübergehend  abnahm.  Es  hängt  dies  er- 
sichtlich mit  der  im  Herbst  zuvor  erfolgten  Steuererhöhung 
um  50**/o  zusammen. 

Der  direkte  Zusammenhang  des  bedeutenden  Produktions- 
aufschwunges der  Münchener  Brauerei  mit  der  Entwicklung 
der  Münchener  Bierausfuhr  ist,  wenigstens  bis  zum  Jahre  1888, 
ebenfalls  aus  jenen  steueramtlichen  Mitteilungen  des  Münchener 
statistischen  Amtes  zu  ersehen.     Danach  betrug  die 

Brannbiererzeugung:   Einfulir:  Ausfuhr:  der  Verbrauch:  pr.  Kopf: 

hl                       hl  hl  hl                   hl 

1879  1361967  30279  254540  1137  706  5,10 

1880  1325491  24119  284979  1064631  4,66 

1881  1477892  20691  369906  1128677  4,84 

1882  1555794  13164  429886  1139072  4,75 

1883  1561699  13251  499890  1075060  4,37 

1884  1767861  8120  652560  1123421  4,46 

1885  2108806  5865  864762  1249902  4,83 

1886  1325666  6006  1049605  1282067  4,83 

1887  2561764  5998  1173124  1394638  5,13 

1888  2732536  8619  1264035  1477120  5,31 

1889  —  ~       1327477«    1605641         5,65 

1  9.  Band,  1888,  München. 

>  Einer  dem  Verfasser  vom  Statistischen  Bureau  der  Stadt  München 
bereitwilligst  übermittelten  Tabelle  zufolge  betrug  die  Bierausfhhr  für  die 
Jahre  1890  1277  595  hl,   1891  1303906  hl. 
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Danach  ist  also  die  Steigerung  der  Produktion  fast  aus- 
scblierslich  durch  die  ebenfalls  um  über  eine  Million  Hektoliter 
gestiegene  Bierausfuhr  (sie  verfünffachte  sich  seit  1879)  ab- 
sorbiert worden.  Das  dem  heimischen  Konsum  gewidmete 
Produktionsquantum  ist  in  Anbetracht  der  Bevölkerungs- 
zunahme und  der  beträchtlichen  Zunahme  des  Fremd  en- 
Terkehrs*  ziemlich  stabil  geblieben,  und  wurde  die  hierauf 
gerichtete  Produktionssteigerung  teilweise  durch  Zurück- 
drängung der  Biereinfuhr  bewirkt,  die  von  1879—1888  fast 
auf  den  vierten  Teil  zurückging  und  nur  noch  sehr  gering- 
fügig ist. 

Für  die  Münchener  Produktionsentwicklung  ist,  wie  be- 
merkt, seit  1879  die  Entwicklung  ber  Bierausfuhr  ausschlag- 
gebend. Während  diese  1879  nur  19  ^/o  oder  ca.  ein  Fünftel 
der  Biererzeugung  ausmachte,  betrug  sie  1888  fast  die 
Hälfte  derselben  1  (46 ^/o)  Von  wie  dominierender  Bedeutung 
der  Münchener  Bierexport  —  der  bis  1882  bekanntlich  noch 
hinter  dem  aus  fränkischen  Städten  zurückstand  —  für  den 
gesamten  Bierexport  Bayerns  überhaupt  geworden  ist,  mag 
daraus  erhellen,  dafs  die  aufserhalb  Bayern  gehende  Bier- 
menge aus  dem  Hauptzollamtsbezirk  München  im  Jahre  1879 
11  ®/o  der  Bierausfuhr  aus  dem  diesrheinischen  Bayern  betrug, 
1891  dagegen  reichlich  50®/'o  derselben! 

Die  fernere  Entwicklung  der  Münchener  Bierproduktion 
und  damit  die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  dortigen  Brauereien  steht  und  fällt  also  mit  der  Ent- 
wicklung der  Bierausfuhr.  Im  ganzen  ist  diese  bis  mit  1891 
andauernd  gestiegen,  es  scheint  jedoch  auch  hier,  wie  bei  der 
bayerischen  Bierausfuhr  überhaupt,  der  Höhepunkt  nahezu 
erreicht  zu  sein  und  ein  Rückgang  flir  später  nicht  aus- 
geschlossen. Für  die  Verzweigung  des  Münchener  Bierexports 
aufserhalb  Bayern,  aus  der  die  fernere  Entwicklung  desselben 
am  besten  zu  beurteilen  ist,  stehen  statistisch  nur  die  steueramt- 
lichen Nachweise  für  den  Hauptzollamtsbezirk  München  zur 
Verfügung.  Dieselben  stimmen  bezüglich  der  Bierausfuhr 
nicht  mit  den  Daten  der  obigen  Tabelle  überein,  sind  im 
ganzen  vielmehr  kleiner,  weil  ein  ziemlich  bedeutendes 
Quantum  aus  München  gehenden  Bieres  in  der  noch  zum 
Hauptzollamt  gehörigen  Umgegend  verbleibt.  Immerhin  ist 
die  Entwicklung  des  dabei  fast  ausschliefslich  in  Betracht 
kommenden  Münchener  Bierexports  aus  den  für  den  Haupt- 
zollamtsbezirk gültigen  Zahlen  deutlich  zu  ersehen.  Es  betrug 
die  Bierausfuhr  aus  dem  Haui)tzollamtsbezirk  München: 


^  Z.    B.  1888    infolge    der   König  -  Gedenkfeier    und     dreier    Auch 
fltellnngen. 

13* 
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in  den 

nach  dem  Nord- 
deutschen Brau- 
steuergebiet 

nach  dem  übrigen 
Deutschland 

nach  dem  ZoU- 
auslande 

im 

Jahren 

in  Ge-   in  Fla- 

in  Ge- 

in Fla- 

in Ge- 

in Fla- 

ganzen 

binden 

sehen 

binden 

schen 

binden 

schen 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

1879 

20  991 

28  378 

13  786 

63155 

1880 

29  284 

205 

43  839 

233 

29  298 

645 

105513 

1881 

76293 

450 

61770 

156 

48198 

812 

187  678 

1882 

101517 

622 

64135 

121 

64627 

1047 

232069 

1883 

159  766 

1101 

76  619 

170 

59  623 

1584 

298864 

1884 

263062 

201 

76311 

153 

67  503 

2311 

409  541 

1885 

334033 

145 

100350 

128 

126  979 

3  084 

564  719 

1886 

458  935 

991 

118931 

127 

139  692 

3304 

721  980 

1887 

512  946 

2457 

U9  001 

261 

125  345 

5  544 

765  553 

1888 

609  230 

3074 

119814 

194 

115  743 

7  299 

855  355 

1889 

637  574 

5738 

116  885 

559 

151433 

11142 

923330 

1890 

682833 

6565 

109  593 

274 

141280 

12  528 

953073 

1891 

702  002 

3439 

105  556 

213 

150836 

18  362 

980408 

Wie  hieraus  erhellt,  ist  die  Mtinchener  Bierausfuhr  mehr 
und  mehr  auf  das  Norddeutsche  Brausteuergebiet  gerichtet. 
Die  Ausfuhr  nach  dorthin,  die  1879  ein  Drittel  des  Gesamt- 
exports aus  dem  Zollamtsbezirk  betrug,  hat  sich  dermafsen 
vergröfsert,  dafs  sie  sich  in  diesen  dreizehn  Jahren  mehr  als 
verdreifsigfachte  und  ca.  drei  Viertel  des  Gesamtexports  aus- 
macht. Die  Steigerung  des  Münchener  Bierexports  seit  1879 
ist  überhaupt  zu  drei  Viertel  allein  durch  die  verstärkte  Aus- 
fuhr nach  T^orddeutschland  bewirkt  worden,  auf  der  somit 
das  Schwergewicht  der  Münchener  Bierausfuhr  ruht.  Besonders 
in  den  Jahren  1885  bis  mit  1887  war  die  Zunahme  der  Bier- 
ausfuhr nach  Norddeutschland  eine  aufserordentlich  lebhafte. 
Aber  auch  nach  dem  übrigen  Deutschland  und  nach  dem 
Zollauslande  hat  sich  die  Münchener  Bierausfuhr  beträchtlich 
gesteigert.  Bei  letzterem  ist  besonders  die  erhebliche  Zunahme 
des  Flaschenbierexports,  der  1891  über  ein  Zehntel  des 
dorthin  gehenden  Exports  in  Gebinden  ausmachte,  bezeichnend 
für  die  immer  weitere,  speciell  tiberseeische  Verzweigung  des 
Münchener  Bierexports  seit  den  achtziger  Jahren. 

Es  war  bereits  erwähnt,  wie  München  beim  bayerischen 
Bierexport  immer  mehr  die  Führung  an  sich  rifs  und  1891 
rund  die  Hälfte  des  diesseitig  bayerischen  Exportes  auf  sich 
vereinigte.  Unter  den  für  den  Export  in  Betracht  kommenden 
Hauptzollamtsbezirken  stand  der  Münchener  bekanntlich  1879 
an  vierter  Stelle  (s.  Seite  146).  Im  Jahre  1891  war  die 
Reihenfolge  wie  nachstehend: 
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Ea  betrag  1891  die  Bierausfuhr: 


bezirken 

nach  dem 
Norddeut- 
schen Brau- 
steu^gebiet 

hl 

nach  dem 

übrigen 

Deutsch- 

land 

hl 

nach  dem 

Zoll- 
anslande 

hl 

im 
ganzen 

hl 

München 

Bayreuth  (mit  Kulmbach) 

Nttrnberg 

Landau  (Kheinpfalz)  .    . 
Ludwigshafen  (Pfalz) 
Fürth  (mit  £rlangen) .    . 
Wttrzburg  (mit  Kitzingen) 

705441 
441221 
171 701 
85584 
31486 
94  651 
78647 

105  769 

1077 

2392 

69113 

82  991 

4  761 

12067 

169  198 

10  314 

12451 

105 

115 

2163 

6853 

980408 
452  612 
186  544 
154  802 
114592 
101  575 
97  567 

Zusammen 

1608  731 

278170    1      201199 

2088100 

Bayern  überhaupt 

1700880 

289  629 

206513 

2197022 

Die  Münchener  Bierausfuhr  steht  also  auch  bezüglich  der 
Uauptabsatzgebiete  durchweg  an  erster  Stelle.  In  Nord- 
deutschland hat  freilich  das  fränkische  Bier  sich  neben  dem 
Münchener  noch  ein  grofses  Absatzgebiet  erhalten.  Die  Aus- 
fuhr nach  dorthin  aus  den  Hauptzollamtsbezirken  Bayreuth, 
Nürnberg,  Fürth,  Würzburg,  Bamberg,  Hof  und  Schweinfurth 
war  mit  insgesamt  811  745  hl  noch  um  fast  ein  Viertel  ffröfser 
als  die  Münchener.  Für  die  Ausfuhr  nach  dem  übrigen 
Deutschland  kommt  neben  München  nur  nocli  die  Pfalz  in 
Betracht,  deren  Ausfuhr  nach  dorthin  aus  den  Bezirken 
Landau  und  Ludwigshafen  doch  noch  fast  um  50®/o  gröfser 
war  als  die  Münchener.  Für  den  zollausländischen  Export 
«ndlich  kommt  in  der  Hauptsache  nur  München  wesentlich 
in  Betracht;  sein  Bierexport  nach  dem  Auslande  macht  allein 
Tier  Fünftel  des  gesamten  bayerischen  nach  dorthin  aus  und 
damit  ca.  25®/o  oder  ein  Viertel  der  deutschen  Bierausfuhr, 
überhaupt  (s.  Seite  158  Anm.  1).  Während  aber  die  deutsche 
Bierausmhr  seit  mehreren  Jahren  eine  Abnahme  aufweist, 
nimmt  der  Münchener  Export  ins  Zollausland  fast  andauernd 
noch  zu,  und  besonders  die  starke  Zunahme  des  Flaschen- 
bierexports spricht  für  die  weiterreichende  (überseeische)  Ver- 
zweigung desselben.  In  merklichem  Rückgange  dagegen  ist 
bereits  seit  1888  die  Münchener  Bierausfuhr  nach  Württem- 
berg, Baden  und  den  Reichslanden  zu  Gunsten  des  pfälzischen 
Bierexportes.  Im  ganzen  ist  die  Münchener  Bierausfuhr  nach 
diesen  beiden  Gebieten  1891  um  14239  hl  zurückgegangen^ 
was  allerdings  durch  die  Zunahme  des  Exports  nach  Nord- 
deutschland um  93137  hl  mehr  als  ausgeglichen  wird.  So 
sehr  aber  zur  Zeit  auch  noch  die  Bierausfuhr  nach  Nord- 
deutschland  in  erster  Reihe  steht,  so  wahrscheinlich  und  auch 
anerkannt   ist  es,   dafs  bei   der    fortschreitenden,    mächtigen 
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Entfaltung  der  norddeutschen  Grofsbrauereien  und  dem  seit 
Jahren  aUgemeinen,  fast  ununterbrochenen  Aufschwung  der 
Produktion  im  ganzen,  die  bayerische  Bierausfuhr  für  die 
Zukunft  hier  einen  schweren  Stand  haben  und  sich  kaum 
auf  der  derzeitigen  Höhe  wird  halten  können.  Welche  weit- 
gehenden und  einschneidenden  Rückwirkungen  aber  aus  einer 
derartigen  Beschränkung  der  gegenwärtig  über  ein  Drittel 
der  Produktion  ausmachenden  Bierausfuhr  fiir  diese  und 
damit  für  die  Wirtschaftslage  der  dortigen  Brauerei  überhaupt 
erwachsen  werden,  läfst  sich  bereits  seit  mehreren  Jahren  in 
seinen  Anfiingen  an  der  Betriebsstatistik  erkennen*. 
Wie  der  gewaltige  Aufschwung  der  Münchener  Bierproduktion^ 
Hand  in  Hand  mit  dem  der  Ausfuhr,  nur  einer  Minderheit 
von  auf  den  Export  basierten  Grofsbetrieben  zu  gute  ge- 
kommen ist,  während  sich  die  Entwicklung  fUr  die  anderen 
Brauereien  im  Laufe  der  letzten  Jahre  wesentlich  differenzierte, 
indem  diese  mehr  und  mehr  an  Terrain  verloren,  möge  aus 
nachfolgenden  Zusammenstellungen  im  einzelnen  erhellen: 

Fassen  wir  zunächst  die  Zahl  der  Brauereien  München» 
in  den  einzelnen  Jahren  seit  1879  ins  Auge  (s.  Tabelle  S.  193). 
Sie  hat  sich  besonders  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  aut- 
fallend gehoben.  Seit  1887/88  aber  ist  sie  andauernd  in  der 
Abnahme  begriflFen,  sodafs  im  letzten  Jahre  1891/92  nur  noch 
fünf  Brauereien  mehr  als  1879/80  vorhanden  waren.  Für 
das  Jahr  1880/81  fehlen,  wie  gesagt,  die  Nachweise.  Wie 
jedoch  in  einem  von  München  aus  an  das  deutsche  Reichsamt 
des  Innern  gerichteten  offiziellen  Bericht  (vom  Jahre  1882) 
mitgeteilt  wird,  stammen  die  Neugründungen  zumeist  aus  dem 
Jahre  1881/82.  Dieselben  waren  „ausschliefsli.ch  kleinere 
Brauereien,  die  ihre  Hauptstütze  darin  suchten,  das  von  ihnen 
gebraute  Bier  selbst  zu  verschänken".  Damit  erklärt  sich 
auch  die  prmcipiell  verschiedene  Bedeutung  dieser  Neugi'ün- 
dungen  für  das  Wesen  der  gewerblichen  Entwicklung  der 
Münchener  Brauerei  seit  1879  im  Gegensatz  zu  dem  ebenfalls 
mannigfache  Neugründungen  aufweisenden  Zeitraum  von  1870/71 
bis  1879.  Während  damals,  wie  oben  ausgeführt,  die  Ent- 
wicklung des  Gewerbes  eine  harmonische  Anteilnahme  aller 
Schichten  desselben  an  der  industriellen  Ausgestaltung  der 
Produktion  zuliefs,  die  für  Neugründungen  und  Produktions- 
erweiterungen, besonders  der  mittleren  Brauereien  (ihr  Anteil 


^  Auch  ftir  die  bayerischen  Brauereien  in  Münchens  Umgebung  und 
in  der  „Provinz"  sind  bereits  die  Folgen  des  nach  aufserhalb  erschwerten 
Bierexports  sehr  fühlbar  geworden.  Die  scharfe  Konkurrenz  der  Mün- 
chener Biere  bildete  für  viele  Provinzbraoereien  seit  Mitte  der  achtziger 
Jahre  einen  Hauptgrund  ihrer  verschärften  Produktionsbedingungen  und 
damit  ihrer  Klagen.  Jede  fernere  Einschränkung  des  au&eroayerischen 
Bierezports  der  Münchener  Brauereien  würde  auch  für  diese  sehr  ein- 
schneiaende  Wirkungen  nach  sich  ziehen. 
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an  der  Gesamtproduktion  stieg  von  2,91  °/o  auf  4,53  °/o),  noch 
genügenden  Spielraum  bot,  ist  in  der  Folgezeit  Hand  in  Hand 
mit  der  Verscnärfung  der  allgemeinen  Produktionsbedingungen 
die  Konzentration  der  Produktion  auf  den  Grofsbetrieb  in  so 
energischer  Weise  vor  sich  gegangen,  dafs  das  Wirtschafts- 
gebiet der  eigentlichen  mittleren  Brauereien  immer  mehr  ein- 
geschränkt wurde,  und  nur  die  durch  besondere  lokale  Rechts- 
und Wirtschaftsverhältnisse,  speciell  durch  den  tiberwiegenden 
Eigenausschank,  sicher  gestellten  Kleinbrauereien  sich, 
wenn  auch  nur  in  sehr  bescheidenen  Grenzen,  zu  behaupten 
vermochten ,  und  zwar  vielfach  nur  auf  Kosten  der  haupt- 
sächlich auf  den  Gastwirt -Verkehr  angewiesenen  Mittel- 
brauereien, die  somit  von  oben  und  unten  den  Druck  der 
Konkurrenz  zu  erleiden  hatten  und  naturgemäfs  auch  sich 
selbst  scharfe  Konkurrenz  bereiteten. 

Wie  trotz  der  Zunahme  der  Betriebe  die  Konzentration 
der  Produktion  auf  den  Grofsbetrieb  erfolgte,  erhellt  bereits 
aus  der  Steigerung  der  theoretischen  Durchnittsproduktion 
einer  Brauerei  von  47000  hl  im  Jahre  1879/80  aut  87960  hl 
1891/92.  Desgleichen  ist  auch  die  beträchtliche  Zunahme  der 
Produktion  der  jeweils  gröfsten  Brauerei  von  290  843  Iil. 
1879/80  auf  558287  hl  hierfür  bezeichnend. 

Ein  ausführlicheres  Bild  über  -die  stattgehabten  Ver- 
schiebungen in  der  Anteilnahme  der  verschiedenen  Produktions- 
klassen der  Münchener  Brauerei  an  der  Gesamtproduktion 
gewinnt  man  aus  folgenden  beiden  Tabellen: 

(Hierher  die  TabeUen  S.  200  u.  SOI.) 

Es  genügt,  die  prägnantesten  Thatsachen  aus  diesen 
Tabellen  hervorzuheben,  um  die  obigen  Behauptungen  be- 
stätigt zu  finden. 

1879/80  war,  wie  auch  schon  weiter  oben  dargethan  wurde, 
die  Münchener  Biererzeugung  bereits  überwiegend  auf  den 
Grofsbetrieb  konzentriert:  Es  entfielen  fast  zwei  Drittel  des 
Gesamtmalzverbrauchs  auf  die  Betriebe  mit  mehr  als  50000  hl 
Malzverbrauch.  Die  gröfste  Brauerei,  die  Sedlmayr'sche 
zum  Spaten,  vereinigte  fast  den  4.  Teil  der  München  er 
Gesamtproduktion  auf  sich.  In  der  Folgezeit  verschoben  sich 
die  Produktionsverhältnisse  alsbald  immer  mehr  zu  Gunsten 
der  auf  einen  ausgedehnten  Export  basierten  Grofsbrauereien. 
Es  entfielen  auf  die  Brauereien  mit  einem  Malzverbrauch  von 

1  1001  5001  10001  50001 

biß  bis  bis  bis  bis  ^1>^',, 

1000  hl      5000  hl     10000  hl    50000  hl    100000  hl  100000  hl 
1879/80     0,4  «/o      5,4<>/o    6,3<>/o      27,6  ^/o      86,3  «/o      24<>/o 
1891/92    0,15  „      1.25  „      2,5,        15,5  „        15,2        65,4, 
des  Qesamtmalzverbrauchs.      Durchweg    hat    also    die    Kon- 
zentration der  Produktion  auf  die  gröfsten  Betriebe  mit  mehr 
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I.    Die  Zahl  der  MUnchener  Brauereien  mit  einem 
Malzverbrauch  von: 


Sud- 

1) bis 

2)  1001 

3)  5001 

4)  10  001 

5)50001 
bis 

6)  über 

Zu- 

bis 5000 

bis 

bis 

100000 

sammen 

jahre* 

1000  hl 

hl 

10000  hl 

50000  hl 

100000 
hl 

hl 

hl 

1879/80 

3 

i 

9 

5 

1 

7 

3 

1 

28 

2 

1880/81 





— 

— 



— 

— 

1881/82 

9 

13 

7 

7 

4 

1 

41 

8 

1 

1 

5 

1882/83 

9 

11 

10 

6 

3 

2 

41 

8 

1 

1 

5 

1883/84 

6 

13 

2 

9 

1 

7 

4 

1 

40 

8 

1884/85 

8 

i 

11 
1 

11 

1 

6 

2 

3 

41 

1885/86 

7 

12 

7 

8 

3 

3 

40 

1 

1 

1 

8 

1886/87 

8 

9 

8 

9 

3 

4 

41 

9 

1 

1 

4 

1887/88 

9 

8 

8 

9 

2 

5 

41 

8 

1 

1 

5 

1888/89 

7 

8 

9 

5 

3 

5 

37 

s 

i 

1 

5 

1889/90 

5 

7 

6 

8 

3 

5 

34 

1 

1 

1 

8 

1890/91 

5 

6 

5 

10 

3 

5 

34 

1 

1 

1 

8 

1891/92 

4 

6 

5 

10 

3 

5 

33 

2 

1 

1 

4 

als  100000  hl  Malz  verbrauch  stattgefunden,  die  nunmehr 
ca.  ^/s  der  Produktion  überhaupt  auf  sich  vereinen.  Bei 
diesen  war  auch  die  absolute  Zunahme  der  Produktion  weit- 
aus am  grölsten.  Die  Steigerung  des  Malzverbrauchs  im 
Sanzen  betrug  seit  1879/80  767000  hl,  die  des  Malzverbrauchs 
er  gröfsten  Brauereien  728369  hl,  die  Zunahme  der  Pro- 
duktion ist  also  zu  95  Prozent  allein  bei  diesen  erfolgt.  Eine 
nennenswerte  Steigerung  des  Malzverbrauchs  ist  aufserdem 
nur  in  den  beiden  nächsten  Stufen,  und  zwar  um  53366  hl 
erfolgt.  Die  seit  1888/89  erfolgte  Abnahme  des  Malz  Verbrauchs 
in  den  beiden  obersten  Produktionsstufen  um  insgesamt 
38 189  hl  gegenüber  der  Steigerung  des  Malzverbrauchs  in 
der  nächst  niederen,  der  dritten  Stufe  (10001—50000  hl)  um 
85996  hl,    erklärt  sich  zum  Teil  aus  der  seitdem  für  die  Be- 


1  Vom  1.  Juli  bis  30.  Juni.    Die  Weüsbierbrauereien  sind  unten  vor» 
getragen,  aber  in  den  Hauptzahlen  eingerechnet. 
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II.     Es  betrug  der  Malzverbrauch  der  Münchener 
Brauereien,  welche  Malz  verbrauchten^: 


in  den 

Snd- 

jabren 

1)  bis 
1000  hl 

2)  1001 

bis  5000 

hl 

3)5001 

bis 
10000  hl 

4)  10001 

bis 
50000  hl 

5)  50  001 

bis 

100  000 

hl 

6)  über 

100000 

bl 

Zu- 
BftDimen 

hl 

1879/80 

1898 

28  661 

34699 

151634 

199  152 

131  974 

548018 

1880/81 
1881/82 

65 

5921 

29"955 

6184 

45219 

146  432 

299~513 

136  456 

6  249 

66¥496 

1882/88 

801 

4870 

8787 

23445 

7  079 

70  894 

161881 

216  587 

234986 

10  617 

712663 

1883/84 

579 

3775 

2  947 

23701 

7  218 

59842 

172385 

353419 

147  528 

10  744 

760650 

1884/86 

4751 

4  465 

25889 

6680 

77  476 

200  792 

182  838 

406  645 

1114^ 

898  391 

1885/86 

651 

3442 

8  488 

30651 

6  720 

51630 

184084 

260  222 

476  504 

10  804 

1006  533 

1886/87 

038 

4519 

8082 

18610 

6  292 

58  853 

180  434 

245  477 

614  110 

10  007 

1122003 

1887/88 

548 

4895 

8498 

22939 

6  501 

57  923 

184  600 

165  103 

786  762 

10  541 

1222  222 

1888/89 

1462 

3725 

8686 
21210 

7008 

62  489 

117  824 

217  286 

881  578 

1210L 

1304112 

1889/90 

671 

2570 

8  517 

19138 

6  818 

46920 

152  724 

214  773 

867  046 

11006 

1303173 

1890/91 

684 

1968 

8464 

15  654 

7609 

31287 

182  724 

197  393 

840  996 

11607 

1270022 

1891/92 

767 

1953 

3  877 

16437 

7  849 

32142 

203820 

200  332 

860343 

11  99S 

1315018 

894 

S149 

7  969 

12  012 

triebe  mit  mehr  als  40000  hl  jährlichen  Malz  verbrauch  ein- 
getretenen Steuererhöhung  (S.  u.).  Es  ist  nun  aber  doch 
bemerkenswert,  dafs  gegenüber  der  Abnahme  des  Malz- 
verbrauchs bezw.  der  Produktion  in  den  beiden  obersten 
Stufen  des  Münchener  Braugewerbes  seit  1888/89  der  Gesamt- 
malzverbrauch eine  Zunahme  erfuhr.  Die  immer  schwieriger 
sich  gestaltende  Aufrechterhaltung  des  forcierten  Fernabsatzes  *, 


^  Der  in  den  Hauptzahlen  InbegrifFene  Malz  verbrauch  für  die  Weifs- 
bierprodttktion  ist  unter  denselben  gesondert  vorgetragen. 

>  Deshalb  konzentriert  üch  auch  der  Uauptteil  der  Ausfuhr  mehr 
und   mehr   auf  die   eigentlichen  Grofsbetriebe.    Es  wurden  an  Malzauf- 
schlagsvergütung  fUr  ausgeführtes  Bier  gezahlt  nach  dem  Satze  von: 
1  Mk.     2,10  Mk.      2,60  Mk.  2,75  Mk.  2,85  Mk. 

1890  —  Mk.    298  Mk.    608446  Mk.    1021761  Mk.     1036  142  Mk. 

1891  —    „       281    „       430  767    „       1014393    „       1298607    „   ! 
Fast  die  Hälfte  aller  Rückvergütungen  wurde  also  für  die  die  Menge  von 
60000  hl  seitens  einer  Brauerei  exportierten  Bieres  Übersteigende  Export- 
biermenge gezahlt! 
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auf  den  diese  Brauereien  ein  gut  Teil  ihrer  gesteigerten  Pro- 
duktions&higkeit  gegründet  haben  und  der  sich  angesichts 
seiner  näher  rückenden  Stabilisierung  mehr  und  mehr  auf 
wenige,  besonders  kapitalskräftige  Etablissements  kon- 
zentriert — ,  infolgedessen  die  übrigen  Grofsbrauereien  teil» 
zum  Ersatz  ihres  Ausfalls  durch  rücksichtslose  Verdrängung 
der  lokalen  Konkurrenz,  teils  zu  Produktionseinschränkungen 
sich  gezwungen  sehen,  —  und  Hand  in  Hand  damit  die  Wirkungen 
der  Steuererhöhung  von  1889,  —  werfen  hier  in  bedeutsamer 
Weise  ihren  Schatten  voraus.  Wie  erwähnt,  machen  sich  die 
Rückwirkungen  der  grofsindustriellen  Produktionsentfaltung 
auf  die  übrigen  Kreise  des  Münchener  Braugewerbes  schon 
längere  Zeit  bemerkbar.  Nicht  nur  dafs  sie  hinter  der  fort- 
schreitenden Produktionsentwicklung  mehr  und  mehr  zurück- 
blieben, wie  die  obige  prozentuale  Vergleichung  von  1879/80 
und  1891/92  zeigt,  ihre  Produktion  wurde  auch  an  und  für 
sich,  auf  Kosten  der  der  Grofsbrauereien  wesentlich  ein- 
geschränkt. Den  Malzverbrauch  der  Brauereien  für  1879/80 
gleich  100   gesetzt,    so    stellte    sich    der   flir  1891/92  bei  den 

Brauereien  bis  1000  hl  Malz  verbrauch  auf  103, 

von  1001—5000   „  „  „57, 

„  von  5001—10000  „  „  «93, 

von  10001—50000  „  „  „    134, 

„         von  50001—100000  „  „  „    106, 

„  über  100000  „  „  „    660. 

Es  betrug  ferner  der  im  Durchschnitt  auf  eine 
Brauerei  entfallende  Malz  verbrauch  in  den  Malzverbrauchs- 
Stufen : 

1879/80  1891/92 

hl  hl 

—1000  hl  631  488 

1001-5000    „  3185  2738 

5001-10000   „  6970  6428 

10001—50000   „         21662        20382 
50001-100000   „         66384        66777 
über  100000   „       131974       172069. 
Bemerkenswert  ist  hierbei  besonders  die  bedeutende  Ein- 
schnürung der  Produktion  der  Mittelbrauereien  (1001 — 5000  hl 
Malzverbrauch),  von  der  bereits  oben  die  Rede  war  und  die 
für    die    Brauereientwicklung     in    München    vornehmlich    in 
socialer    Hinsicht     sehr    bemerkenswert    ist.      Die    kleinsten 
Brauereien    haben   demgegenüber    ihr   Produktionsgebiet   er- 
halten,  (wie  auch  Tabelle  H  oben  zeigt),    wenngleich    sie    im 
einzelnen  sichtlich  einschrumpfen,  und  zwar  ist,  wie  ein  Blick 
auf  Tabelle   I   zeigt,    hier    noch    Raum    flir  Neugründungen 
gewesen,    die    aber,    wie   a.  a.   O.  bemerkt,    ihre   Produktion 
auf  den  Eigenausschank  gründeten,    der  überhaupt  flir  diese 
Kreise  des  Braugewerbes  eine  wesentliche  Rolle  spielt 
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Die  Zunahme  der  Brauereibetriebe  seit  1879/80  hat 
übrigens  neben  der  Expansion  der  Grofsproduktion  ebenfalls 
beigetragen,  die  Produktionsbedingungen  der  verschiedenen 
Kreise  des  Gewerbes  zu  verschärfen. 

Angesichts  dieser  Umstände  ergab  sich  für  die  unter  den 
Reibungen  der  gesteigerten  Konkurrenz  mit  allen  Mitteln  nach 
Produktionssicherung  und  -erweiterung  ringenden  Münchener 
Brauereien  besonders  in  ihren  breiteren  Schichten  ein  wechsel- 
volles Auf-  und  Niedei-wogen  der  Produktion,  ein  beständiges 
Fluktuieren  im  Betriebsbestande,  das  von  der  Entwicklung  in 
der  vorhergehenden,  harmonischen  Wirtschaftsperiode  der  sieb- 
ziger Jahre  grell  absticht  und  der  gegenwärtigen  Periode  ihr 
specifisches  Gepräge  verleiht.  Die  gesonderte  Betrachtung 
der  Produktionsentwicklung  und  des  Zu-  und  Abganges  der 
Brauereien  seit  1879/80  Jahr  für  Jahr  bietet  ein  anschauliches 
Bild  von  diesen,  die  gegenwärtige  Wirtschaftsepoche  be- 
herrschenden Strömungen.  Fafst  man  in  Ansehung  dieses 
die  Münchener  Braunbierbrauereien,  die  dabei  hauptsächlich 
in  Betracht  kommen,  ins  Auge,  so  zeigt  sich  folgendes^: 

Alles  in  Allem  sind  seit  1879/80  51  solcher  Brauereien 
im  Betriebe  gewesen,  davon  sind  25  seit  jenem  Jahre  neu 
hinzugetreten,  23  sind  eingegangen,  sodafe  der  absolute  Über- 
schufs  nur  2  beträgt.  Im  ganzen  hat  die  Produktion  seit 
1879/80  bis  1891/92  bei  20  Brauereien  zugenommen,  bei 
12  Brauereien  ist  sie  nahezu  stabil  geblieben,  bezw.  ist  nach 
mehrjähriger  Zunahme  der  Produktion  eine  andauernde  Ab- 
nahme derselben  bis  auf  oder  unter  das  frühere  Niveau  ein- 
getreten. Bei  19  Brauereien  endlich  ist  eine  fast  ununter- 
brochene Abnahme  der  Produktion  seit  1879/80  zu  kon- 
statieren. 

Auf  die  verschiedenen  Produktionsklassen  verteilen  sich 
diese  Verschiebungen  in  folgender  Weise :  Der  Malzverbrauch, 
bezw.  die  Produktion  bei  den  Brauereien  mit  einem  Malz- 
verbrauch von  (im  Jahre  1879/80  bezw.  im  ersten  vollen 
Betriebsjahr) :     . 


blieb  fast  sta 

bilresp. 

nahm  fast 

nahm  zu: 

wuwle  wieder  i 

rückläufig 

ständig  ab: 

1— 1000  hl  bei  2 

— 

11  Brauereien, 

1001—5000  „     „    6 

6 

6 

5001—10000  „     „     1 

2 

2 

10001-50000  ,     „     6 

3 

n 

50001— 100000  „     „     4 

1 

r» 

über  100000  ,     „     1 



» 

^  Die  diesen  Aasfuhrungen  zu  Grunde  liegende  tabellarische  Zu- 
sammenstellung hier  wiederzugeben  erscheint  ihres  sehr  CTofsen  Umfanges 
halber  nicht  tnunlich.  Sie  beruht  auf  denselben  Nachweisen  wie  die 
obigen  Tabellen  über  die  MOnchener  Bierbrauerei. 
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Diese  Zahlen  sind  gewifs  ein  beredtes  Zeichen  für  die 
Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Mtinchener 
Brauerei.  Bezüglich  des  Mafses  der  auf-  oder  absteigenden 
Produktionsentwicklung  ist  zu  bemerken,  dafs  sie  im  ein- 
zelnen zwar  äufserst  verschieden  war,  im  ganzen  aber  sich 
zu  Gunsten  einer  ungemein  energischen  Konzentration  der 
Produktion  auf  einige  Grofsbetriebe  gestaltete,  wie  das 
bekanntlich  aus  der  obigen  Tabelle  11  (S.  201)  auch  zu 
ersehen  war. 

Sehr  charakteristisch  ist  femer  das  Verhalten  der  seit 
1879/80  neu  hinzugetretenen  Betriebe  bezüglich  Bestands- 
bewegung und  Produktionsentwicklung.  Es  konmien  ihrer 
25  in  Betracht  Die  Zahl  der  neu  hinzutretenden  Betriebe 
betrug  in  den  Jahren: 

1879/80—1881/82  13, 

1882/83  3, 

1883/84  3, 

1884/85  1, 

•                               1885/86  1, 

1886/87  1, 

1887/88  -, 

1888/89  — , 

1889/90  2, 

1890/91  1. 

Von  diesen  sind  im  Laufe  der  folgenden  Jahre  wieder 
eingegangen : 

1879/80-1881/82    7, 

1882/83  2, 

1883/84  2, 

1884/85 

1885/86  1, 

1886/87  1, 

1887/88 

1888/89 

1889/90  1, 

1890/91  2. 

Von  den  25  seit  1879/80  eröffneten  Brauereien  sind  also 
16  bis  1891/92  wieder  eingegangen.  Im  ganzen  sind,  wie 
erwähnt,  seit  1879/80  23  Betriebe  eingegangen.  Reichlich 
zwei  Drittel  derselben  sind  also  solche  verunglückte  Neu- 
gründungen aus  den  letzten  13  Jahren! 

Bei  diesen  25,  zur  gröfseren  Hälfte  wieder  eingegangenen 
Brauereien    entwickelte  sich  die  Produktion   folgendermafsen : 
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Dieselbe  steigerte  »ich,  blieb  stabil,  bezw.  ging  fast  ständig 

nahm  wieder  ab,  zurück  * 

1881/82  bei  4,  3,  6  Brauereien, 

1882/83    „1,  3,  2           „ 

1883/84     ,1,  — ,  2           , 

1884/85     „1,  -,  -           „ 

1885/86    „-,  -,  l 

1886/87    „  -,  -,  i          . 


1887/88  u,  88/89 


1 


> 


1889/00    „1,  -,  1  , 

1890/91    „-,  -,  i 

1 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  obwaltenden  Ver- 
hältnisse gewährt  es  endlich,  wenn  man  die  Fälle,  in  denen 
die  Brauereien  ihre  Produktion  zu  steigern  vermochten,  noch 
näher  ins  Auge  fafst.  Insgesamt  waren  es  bekanntlich 
20  Betriebe,  darunter  8  nach  1879/80  hinzugetretene.  Von 
den  12  schon  vor  1879/80  bestandenen,  hier  in  Betracht 
kommenden  Brauereien  waren  8  (eigentlich  nur  7,  s.  u.)  alte 
Grofsbetriebe,  die  von  jeher  den  Stamm  der  Mtinchener 
Grofsbrauerei  bildeten.  Sie  betrieben  zuerst  den  Export  im 
grofsen  Stil  und  vereinigen  ihn  auch  heute  zum  weitaus 
gröfsten  Teil  auf  sich.  Bei  ihnen  war  daher  auch  die  Er- 
weiterung der  Produktion  relativ  am  leichtesten  durchführbar 
und  am  bedeutendsten.  Zwei  von  ihnen  mufsten  jedoch,  um 
bei  dem  schnellen  Fortschreiten  der  übrigen  Grojfsbrauereien 
gleichen  Schritt  halten  zu  können,  zu  dem  Hülfsmittel  der 
Kapitalstärkung  durch  Umwandlung  in  Aktienuntemehmungen 
greifen;  es  waren  dies  die  Hacker-  und  die  Schmederer- 
vormals  Zacherlbrauerei.  Die  erstgenannte  vermochte  jedo.ch 
ihre  Produktion  seit  1886/87  nicht  mehr  auf  der  Höhe  zu 
halten  und  mufste  sich  in  eine  erhebliche  Beschränkung  der- 
selben fügen,  sodafs  sie  aus  der  Reihe  der  eine  wesent- 
liche Produktionssteigerung  aufweisenden  Grofsbrauereien, 
deren  Zahl  sich  damit  auf  7  reduziert,  wieder  ausschied.  Die 
übrigen  5,  vor  1879/80  bestandenen  Brauereien,  deren  Pro- 
duktion eine  Zunahme  erfahren  hat,  waren  sämtlich  mittlere 
Betriebe.  Bei  4  von  ihnen  war  dies  jedoch  nur  durch  Um- 
wandlung in  Aktienuntemehmungen  möglich,  die  fünfte,  vor 
den  Thoren  Münchens  gelegen,  stützte  sich  von  jeher  auf 
einen  gefestigten  Lokalabsatz  (Sendung,  Vorstadt).  Bei  den 
8,  nach  1879/80  hinzugetretenen  Brauereien,  deren  Produktion 
im  allgemeinen  zunahm,  war  dies  in  3  Fällen  nur  durch  Um- 

'  Die  Zahl  der  eingegangenen  Betriebe  ist  unter  den  Haaptzahlen 
noch  einmal  vorgetragen. 
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Wandlung  in  die  Aktienform  möglich ;  die  übrigen  waren 
kleinere,  durch  Ei^enausschank  sichergestellte  Brauereien, 
deren  Produktion  allerdings  vielfach  sehr  gering  war,  so  bei 
der  seit  1883/84  bestehenden  Reischrschen  Germaniabrauerei, 
wo  sie  von  149  hl  auf  653  hl  bis  1891/92  anstieg. 

Bei  zwei  mittleren,  von  1879/80  bestandenen  Brauereien 
erwies  sich  endlich  der  Versuch,  durch  Umwandlung  in  die 
Aktienform  eine  dauernde  Absatzsteigerung  zu  erzielen,  als 
vergeblich;  beide  führten  ein  fast  dividendenloses  Dasein, 
die  eine  —  Eberl-Faber  —  wurde  nach  manchem  Mifsgeschick 
zur  Liquidation  gezwungen,  die  andere  —  Kolosseumbrauerei 
—  liquidierte  ebenfalls  und  ist  seitdem  wieder  in  Privat- 
händen. Aber  auch  für  die  übrigen  Brauereieu  gelang  es 
trotz  der  Kapital  Verstärkung  durch  die  Aktien-Umwandlung 
meistens  nicht,  die  Betriebsrentabilität  mit  der  Steigerung  der 
Produktion  in  Einklang  zu  setzen,  letztere  wurde  vielmehr 
unter  den  schwersten  Opfern  erkauft.  Ein  Blick  auf  die 
obige,  S.  190/191  befindlicne  Dividendentabelle,  oder  vielmehr 
Nichtdividenden-Tabelle  genügt,  um  sich  dies  zu  vergegen- 
wärtigen. Aufser  der  alten,  grofseu  Löwenbrauerei,  dem 
Bürgerlichen  Brauhaus,  der  Öalvator-  (Schwabing)  und 
Matthäserbrauerei  waren  die  Dividenden  der  übrigen  Mün- 
chener Aktienbrauereien  auch  1891/92  fast  gleich  Null.  Es 
ist  für  dies  wirtschaftliche  Mifslingen  der  Produktions- 
erweiterung bezeichnend,  dafs  beispielswei.^e  die  Unions- 
brauerei, deren  Malz  verbrauch  von  1879/80 — 1891/92  von 
4349  hl  auf  15012  hl  stieg,  ferner  der  St.  Annabrauerei,  die 
1882/83  1440  hl  und  1891/92  12575  hl  Malz  verbraute,  (bei 
beiden  geht  aber  die  Produktion  seit  2  Jahren  wieder  zurück  !) 
bis  1891/92  noch  nicht  einen  Pfennig  Dividenden  bezahlt  haben  ! 

Ein  sehr  charakteristisches  Moment  für  die  mannigfach 
komplizierte  Wirtschaftslage  der  Münchener  Brauereien, 
besonders  in  den  breiteren  Schichten,  ist  auch  der  auffallend 
häutige  Besitz  Wechsel  derselben.  Abgesehen  von  den  8 
alten,  in  fester  Hand  befindlichen  Grofsbetrieben  (Sedlmayr — 
Spaten;  Pschorr  zum  Pschorr;  Löwenbrauerei;  Hacker- 
brauerci,  Sedlmayr— Zum  Franciskaner;  Zacherl— Schmederer; 
Wagner— Zum  Augustiner  und  Königliches  Hofbräuhaus)  ist 
von  den  bis  1891/92  seit  1879/80  bestehen  gebliebenen 
Brauereien  nur  eine  —  Kreills— Maximilianbrauerei  —  beim 
selben  Besitzer  verblieben.  Bei  den  übrigen,  zum  Teil  über- 
haupt nur  wenige  Jahre  in  Betrieb  gewesenen  Brauereien  ist 
der  Wechsel  sehr  häufig.  Die  beiden  schlechtest  rentierenden 
Aktienbrauereien,  Unions-  und  Annabrauerei,  wechselten, 
erstere  in  den  der  Umwandlung  voraufgehenden  3,  letztere 
in  den  voraufgehenden  5  Jahren  dreimal  den  Besitzer.  Auf 
die  oftmals  auch  wirtschaftlich  bezeichnenden  Wechsel  in  der 
Verwaltung  bei  den  Aktienbetrieben,  die  ebenfalls  ziemlich 
häufig  waren,  hier  näher  einzugehen,    möchte  zu  weit  führen. 
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Der  springende  Punkt  für  die  Anteilnahme  an  dem  Auf- 
schwünge der  Produktion  und  Beherrschung  der  Konjunktur 
war,  wie  schon  mehrfach  bemerkt,  die  möglichst  intensive  Be- 
teiligung am  Export.  Die  Bedeutung  desselben  ftir  die  Grofs- 
und  Mittelbrauereien  im  einzelnen  möge  daraus  erhellen,  daüs 
bereits  1885,  nach  einer  Zusammenstellung  der  den  Brauereien 
bezahlten  Steuerrückvergütungen  bei  der  Bierausfuhr  aus 
München^,  die  alten  Grofsbrauereien  durchschnittlich  die 
Hälfte  ihrer  Produktion  im  Femverkehr  absetzten,  was  sich 
infolge  der  im  Vergleich  zur  Produktionszunahme  noch  ver- 
stärkten Steigerung  der  Ausfuhr  noch  mehr  zu  Gunsten  dieser 
erhöht  hat.  Es  läfst  sich  bei  den  einzelnen  Brauereien,  wenig- 
Btens  bis  1885  ^,  der  Parallelismus  zwischen  Ausfuhr  und  Pro- 
duktion fast  ausnahmslos  verfolgen.  Es  ist  bemerkenswert, 
dafs  die  seit  1888/89  teilweise  zu  Tage  getretene  Produktions- 
minderung der  Münchener  Brauerei  an  den  für  den  Export 
vornehmlich  in  Betracht  kommenden  Etablissements,  Sedl- 
mayr-  Spaten,  Löwenbrauerei,  Hofbrauerei,  nicht  nur  spurlos 
vorüberging,  sondern  sogar  von  einer  Steigerung  ihrer  Pro- 
duktion begleitet  war.  Auch  die  vornehmlich  im  Export 
engagierten  Brauereien,  Gabelsberger  Brauerei,  Münchener 
Brauhaus  (Thomafs)  konnnten,  wenn  auch  nur  unter  grofsen 
Opfern,  ihre  Produktion  steigern.  Die  weitreichende  Bedeu- 
tung dieses  intensiv  betriebenen  Fernverkehrs  der  Münchener 
Brauereien  für  die  bayerischen  Provinzialbrauereien  war  be- 
reits a.  a.  O.  hervorgehoben.  Für  diese  wie  für  die  vor- 
wiegend auf  den  heimischen  Lokalabsatz  angewiesenen  Münche- 
ner Brauereien  stellt  sich  sonach  die  fernere  Spannweite  des 
aufsenbayerischen  Bierexports  als  ein  wesentlicher  Faktor  für 
die  fernere  Regulierung  ihrer  Produktionsentwicklung  und  da- 
mit ihrer  Wirtschaftslage  dar.  Inwieweit  dieser  Faktor  zur 
Zeit  bereits  auf  die  Produktions-  und  Betriebseutwicklung  der 
bayerischen  Brauerei  ersichtlich  zurückgewirkt  hat  und  wie 
diese  überhaupt  unter  dem  Zusammenflufs  der  seit  1879  in 
Aktion  getretenen  Momente  vor  sich  gegangen  ist,  dürfte  in 
den  konkreten  Ergebnissen  der  Statistik  aus  vorstehendem  zur 
Genüge  erhellen. 

Auf  dieser  so  gewonnenen  Grundlage,  der  thatsäehlichen 
Gestaltung  der  Dinge,  einsetzend,  schreiten  wir  damit  zur 
möglichst  umfassenden  Analyse  der  vielfach  noch  im  Flufs 
befindlichen  und  der  Kontroverse  unterworfenen  ursächlichen 
Momente  für  die  in  den  letzten  dreizehn  Jahren  so  wesentlich 
neugeartete  Entwicklung  des  bayerischen  Brauwesens. 


1  Mitteilungen  des  Statistischen  Bureaus  der  Stadt  München  a. 
*  Weiter  reichen  die  betr.  Nachweise  leider  nicht. 
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9.  Kapitel. 

Die  durch  die  StenererhShiuig  yob  1879  unmittelbar  und 
mittelbar  gezeitigten  Wirkungen  auf  die  Entwicklung  nnd 
Wirtschaftslage  der  bayerischen  Branerei.  Die  Bestrebungen» 
den  Entwicklungsgang  des  Gewerbes  wieder  in  erwünschte 
Bahnen  zn  leiten. 

Die  Erhöhung  des  Malzaufschlages  um  50  Prozent  seit 
dem  Jahre  1879  wird  bekanntlich  als  gewichtigstes,  die  gegen- 
wärtige Entwicklungsphase  des  bayerischen  Braugewerbes  be- 
herrschendes Moment  angesehen  und  bildet  demgemäfs  den 
Angelpunkt  der  ganzen  hierauf  bezüglichen  Diskussion.  Mannig- 
fache Verschiebungen  und  Wandlungen  traten  mit  der  Steuer- 
erhöhung in  den  Wirtschaftsverhältnissen  der  Brauereien  ein; 
neue,  zum  Teil  auch  bisher  latent  gebliebene  Faktoren  machten 
nunmehr  ihren  Einflufs  auf  die  gewerbliche  Entwicklung  des 
Brauwesens  geltend  und  gerieten  in  mannigfachen  Widerstreit 
mit  den  anderweitig  obwaltenden  konservierenden  Momenten. 
Unter  dem  Hinzutritt  der,  zum  Teil  durch  die  auf  vielen 
Punkten  rege  Gesetzgebung  geschaffenen,  neuen  und  veränder- 
ten Wirtschaftsbedingungen  führte  der  Entwicklungsgang  der 
sich  der  Situation  nach  Möglichkeit  anpassenden  Brauerei  zu 
socialen  und  wirtschaftlichen  Divergenzen  in  ihren  verschie- 
denen Kreisen,  die  noch  in  vielen  Beziehungen  des  Ausgleichs 
und  der  Konsolidierung  harren. 

Die  tiefgehenden  Wirkungen  der  Steuererhöhung  vom 
31.  Oktober  1879  (sie  trat  am  1.  November  1879  in  Kraft) 
für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Braugewerbes  gründen 
sich  im  wesentlichen  darauf,  dafs  angesichts  der  die  Produk- 
tion und  den  Konsimi  beherrschenden  allgemeinen  Zeitver- 
hältnisse 1)  eine  der  Natur  der  Steuer  entsprechende  Über- 
wälzung dieser  Erhöhung  auf  den  Konsum  im  grofsen  und 
ganzen  nicht  möglich  war,  imd  dafs,  wo  ein  solcher  dennoch 
auf  längere  oder  kürzere  Zeit  gelang,  dies  vorwiegend  nur 
durch  die  kapitalkräftigen,  ohnehin  besser  gestellten  Grofsbe- 
triebe  oder  die  zumeist  auf  den  Selbstausschank  begründeten 
und  dadurch  ebenfalls  besser  situierten  Kleinbrauereien  geschah, 
während  dies  den  zahlreichen  auf  den  Zwischenhandel,  den 
Gastwirts  verkehr  angewiesenen,  von  ihm  abhängigen  und  einem 
starken  Konkurrenzdruck  von  oben  und  unten  ausgesetzten 
Mittelbrauereien  nicht  möglich  war.  2)  Wegen  der  unmög- 
lichen, oder  wenigstens  mangelhaften,  direkten  Überwälzbarkeit 
der  Steuererhöhung  mufste  diese  indirekt  durch  eine  möglichst 
intensive  Ausnutzung  der  Anlage-  und  Betriebskräfte  ange- 
strebt werden,  teils  durch  Erhöhung  der  Produktion  und  dem- 
gemäfs Erweiterung  des  Absatzes,  teils  durch  Verbilligung  der 
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Herstellungskosten  durch  möglichst  rationelle  Betriebsftihrung 
und  Verwertung  der  technischen  Fortschritte.  Da  aber  das 
Bier  als  volkstümlicher  Konsumartikel  an  das  von  der  allge- 
meinen Wirtschaftslage  und  sonstigen  imponderabilen  Verhält- 
nissen (Witterung  etc.)  abhängige  Eonsumvermögen  und  -Be- 
dürfiiis  gebunden  ist,  dieses  aber  auch  in  Bayern  seit  1876 
wegen  des  wirtschaftlichen  Rückschlages  thatsächlich  eine  auch 
in  der  Produktionsentwicklung  sich  äufsemde  Verminderung 
aufwies,  so  konnte  die  trotzdem  infolge  der  Steuererhöhüng 
unternommene  Produktionssteigerung,  sofern  sie  nicht  im  Ex- 
port Verwertung  fand,  nur  zur  Verschärfung  der  heimischen 
Konkurrenz  dienen  und  damit  den  angestrebten  Ausgleich  für 
die  Betriebsrentabilität  wieder  aufheben  oder  beeinträchtigen. 
Da  ferner  die  technische  „Amortisierung"  der  Steuer  bezw. 
der  Steuererhöhung  erfahrungsgemäfs  den  technisch  rationeller 
betriebenen  und  reichlicher  ausgestatteten  Qrofsbe trieben  leich- 
ter möglich  wurde,  so  gerieten  weite  Kreise  der  übrigen  Be- 
triebe in  eine  an  sich  schon  ungünstigere  Position,  deren  Un- 
gunst sich  um  so  mehr  verschärfte,  weil  nicht  nur  der  Tendenz 
zur  Produktionssteigerung  keine  Folge  gegeben  werden  konnte, 
als  vielmehr  das  bisherige  Absatzgebiet  in  mannigfacher  Weise 
eingeengt  wurde,  wie  das  in  der  That  für  zahlreiche  Kreise 
des  Gewerbes  der  Fall  gewesen  ist  und  auch  in  der  Statistik, 
wie  bekannt,  hervortritt. 

In  seiner  bekannten  Arbeit :  „Zur  Frage  der  Überwälzung 
indirekter  Verbrauchssteuern  auf  Grund  des  bayerischen  Malz- 
aufschlages" *  hat  Professor  Schanz  diese  für  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  in  erster  Linie 
stehende  Frage  in  grundlegender  Weise  erörtert  und  an  der 
Hand  ergiebig  specialisierter  statistischer  Daten,  so  weit  mög- 
lich, thatsächlich  und  prinzipiell  entschieden.  Als  Prüfungs- 
material dienten  ihm  dabei  die  Schank-  und  Ganterpreise  für 
Sommer-  und  Winterbier  getrennt  und  im  ganzen  in  benach- 
barten Ortschaften  mit  verschiedenen  Lokalmalzzuschlägen, 
sowie  die  Bierpreise  vor  und  nach  der  Steuererhöhung  von 
1879  in  einer  grofsen  Zahl  von  Ortschaften.  Die  Ergebnisse 
seiner  vergleichenden  Studien  sind  im  wesentlichen  folgende: 

Im  einzelnen  herrscht  wegen  des  wirksamen  Hervortretens 
zahlreicher  anderer  (aufser  der  verschiedenen  lokalen  Be- 
lastung) die  Preishöhe  bedingenden  Momente  grofse  Mannig- 
faltigkeit. Aber  auch  im  allgemeinen  ist  ein  einheitlicher 
Überwälzungsprozefs  in  keiner  Weise  wahrzunehmen.  Bezüg- 
lich des  Verhältnisses  der  Lokalmalzzuschläge  zu  den  Bier- 
preisen stellt  sich  das  statistische  Bild  folgendermafsen : 


»  Schmolle«  Jahrbuch  N.  P.  VI  1882  S.  169—209. 

Forschungen  (51)  XII  1.  -  StruT«.  14 
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Lokal-Malzauf- 

Ganterpreis 
(Pfennige) 

SchankpreiB 
(Pfennige) 

Differenz  von 
beiden : 

schlag 

Winter- 
bier 
pro  Liter 

Sommer-  Winter- 
bier        bier 
pro  Liter  pro  Liter 

Sommer- 
bier 
pro  Liter 

Winter-  Sommer- 
bier         bier 
pro  Liter  pro  Liter 

1,95  Mark       f 
(11  Fälle)       \ 

16,85 

18,48 

22,20 

23,80 

5,35 

5,32 

1,20-1,45  Mark  / 
'(18  Fälle)       \ 

16,52   1 

17,35 

21,93   i 

j    23,79 

5,41 

5,44 

1,00  Mark       f 
(45  Fälle)        \ 

16,53    1 

1     17,26 

21.71    1 

1    22,61 

5,18 

5,a5 

0,00  Mark       f 
(25  Fälle)       ) 

16,54 

17,23 

21,18 

21,94 

4,64 

4,62 

Gegentiber  den  aus  der  verschiedenen  Höhe  der  Lokal- 
malzaufschläge rechnerisch  herzuleitenden  Preisunterschieden 
sind  die  in  dieser  Tabelle  zum  Ausdruck  kommenden  derart, 
dafs  man  bezüglich  der  Ganterpreise  zu  der  Folgerung  ge- 
drängt wird,  dafs  der  lokale  Malzaufschlag  zum  grofsen  Teil 
von  den  Brauereien  allein  getragen  wird,  resp.  anderweitig  als 
im  Bierpreise  „amortisiert"  wird.  Die  Schankpreise  dagegen 
zeigen  eine  Abstufung,  die  nicht  nur  mit  den  Lokalaufschlägen 
in  gleicher  Richtung  sich  bewegt,  als  vielmehr  deren  jeweilige 
Steigerung  noch  tibertrifft,  und  zwar  um  so  mehr,  je  höher 
der  Aufschlag  ist.     Diese  progressive  Steigerung  der  Schank- 

f)rei8e  gegentiber  den  Lokalaufschlägen  erklärt  sich  nachweis- 
ich  daraus,  dafs  diese  Zuschläge  in  gröfseren  Städten  am 
höchsten  zu  sein  pflegen  und  hier  für  das  Schankgewerbe 
wegen  des  mannigfach  erhöhten  Betriebsaufwandes  (Miete, 
Ausstattung,  Bedienung,  direkte  Kommunalsteuem  etc.)  und 
gesteigerter  Konkurrenz  ein  höherer  Schankgewinn  pro  Liter 
erzielt  werden  mufs. 

Bezüglich  der  Erhöhung  des  staatlichen  Malzaufschlages 
von  1879  stellt  sich  die  Sachlage  für  die  Preise  folgender- 
mafsen  : 


Es  trat  im  rechtsrheinischen  Bayern 


beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 


47. 


keine  Erhöhung  im  Ganterpr(Mse  in  «o  Fällen, 

keine  Erhöhung  im  Schankpreise  in  rq  Fällen, 

eine  Preissenkung  im  Ganter-  15  pki1q„ 
preise  in  38  ' 

eine;  Preissenkung    im   Schank-    8 


preise  m 


Fällen 
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beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Somraerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Wiiiterbior 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 
beim  Winterbier 
beim  Sommerbier 


eine  Erhöhung  um  0,05—0,5  Pf. 
pro  Liter  im  Ganterpreise  in 
eine  Erhöhung  um  0,05-0,5  Pf. 
pro  Liter  im  Schankpreise  in 
eine  Erhöhung  um  0,5—1  Pf. 
pro  Liter  im  Ganterpreise  in 
eine  Erhöhung  um  0,5—1  Pf. 
pro  Liter  im  Schankpreise  in 
eine  Erhöhung  um  1 — 2  Pf.  pro 

Liter  im  Ganterpreise  in 
eine  Erhöhung  um  1—2  Pf.  pro 

Liter  im  Schankpreise  in 
eine  Erhöhung  um  über  2  Pf 
pro  Liter  im  Ganterpreise  in 
eine  Erhöhung  um  über  2  Pf. 
pro  Liter  im  Schankpreise  in 


10 

14 

3 

4 

10 

13 

6 

11 

10 

17 

15 

20 


Fällen 
Fällen 
Fällen 
Fällen 
Fällen 
Fällen 
Fällen 
Fällen 


ein. 


Eine  Preiserhöhung  fand  also  weder  beim  Winter-  noch 
beim  Sommerbier  in  der  Mehrzahl  statt;  vielmehr  trat  teil- 
weise sogar  eine  Preissenkung  ein.  Die  Fälle,  in  denen  der 
Preis  stabil  blieb  oder  sich  senkte,  sind  beim  Winterbier 
häufiger  als  beim  Sommerbier.  Ferner  zeigt  sich,  dafs  beim 
Schankpreise  das  Ausbleiben  der  Preiserhöhung  häufiger  statt- 
fand, als  beim  Ganterpreis,  der  deshalb  auch  häufiger  eine 
Steigerung  oder  Senkung  aufweist.  Nur  da,  wo  die  Preiser- 
höhung 2  Pfennige  und  mehr  betrug,  trat  sie  öfter  beim  Schank- 
preise als  beim  Ganterpreise  ein.  Der  Winterbierpreis  stieg 
um  1  Pfennig  oder  mehr,  also  sicher  stärker  als  aem  Malz- 
aufschlage entspricht,  beim  Ganterverkauf  in  20,  beim  Schank- 
verkauf  in  21  Fällen,  der  Sommerbierpreis  beim  Ganterver- 
kauf in  30,  beim  Schankverkauf  in  31   Fällen. 

Bezüglich  der  Dauer  der  durch  die  Steuererhöhung  ver- 
ursachten Preisbewegung  läfst  sich  für  die  Jahre  1880  und 
1881  folgendes  konstatieren: 

Gegenüber  den  Oktoberpreisen  von  1879  zeigten  sich  in 
Prozenten  aller  Fälle 

beim  Winterbier, 
im  Ganteri)Teise,  i.  Schankpr. 


in  beid.  Jahren  keine  Steigerung  in 

im  L  J.  keine  Steig.,  dag.  i.  IL  J.  Steig,  in 

im  I.  J.  Steig.,  die  im  II.  J.  bleibt  in 

im  I.  Jahre  Steig.,  im  U.  J.  Senkung  in 

im  I.  J.  Steig.,  im  II.  J.  weit.  Steig,  in 

im  I.  J.  keine  Steig.,  imil.  J.  Senk,  in 

im  I.  J.  Senk.,  d.  i.  II.  J.  bleibt  od.  zunimmt    1,3 


H8,7  «/o 
12  „ 
13,3  „ 
10,7  , 
5,3  „ 
18,7 


14» 


64,1  o/o 
6,4 
11,6 

7,7 

9 
1,2 
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beim  Sommerbier. 

im  Ganterprdse, 

L  Schuikpr. 

31 ,4  »/o 

56,3  o/o 

in       4,3  „ 

2,9  . 

18,6. 

16,9  , 

20      , 

14,1  . 

2,9  , 

» 

21,4  „ 

9,8  , 
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in  beid.  Jahren  keine  Steigerung  in 

im  I.  J.  keine  Steig.,  dag.  i.  II.  J.  Steig,  in 

im  I.  J.  Steig.,  die  im.  Ü.  J.  bleibt  in 

im  I.  J.  Steig.,  im  II.  J.  Senkung  in 

im  L  J.  Steig.,  im  II.  J.  weit.  Senk,  in 

im  I.  J.  keine  Steig.,  im  II.  J.  Senk,  in 

im  I.  J.  Senk.,  d.  i.  IL  J.  bleibt  od.  zunimmt   1,4 

Einem  Teil  gelang  hiemach  die  Erhöhung  des  Bierpreise» 
im  ersten  Jahre  nach  der  Steuererhöhung  und  auch  noch  die 
Festhaltung  derselben  im  nächsten  Jahre;  ein  winziger  Teil 
war  sogar  noch  im  stände,  im  zweiten  Jahre  eine  weitere 
Preiserhöhung  durchzusetzen.  Ein  dritter,  ebenfalls  geringer 
Teil  versuchte  die  Preissteigerung  erst  im  zweiten  Jahre. 
Nicht  so  glücklich  waren  die  übrigen  Ortsgruppen.  In  den 
einen  vermochten  die  Brauereien  zwar  anfänglich  eine  Preis- 
erhöhung eintreten  zu  lassen,  mufsten  aber  im  nächsten  Jahre 
wieder  davon  abgehen  und  die  Preise  herabsetzen.  In  den 
anderen  —  und  ihre  Zahl  ist  beträchtlich  —  konnte  nicht  nur 
im  ersten  Jahre  keine  Preissteigerung  erwirkt  werden,  sondern 
mufsten  die  Preise  im  nächsten  Jahre  noch  erniedrigt  werden ; 
bei  einem  allerdings  winzigen  Teil  erlitten  in  beiden  Jahren 
die  Preise  einen  Rückschlag. 

„Die  thatsächliche  Bewegung  der  Preise  ist  somit  nichts 
weniger  als  homogen  gewesen.  Wenn  man  es  nicht  wütte, 
dafs  am  1.  Nov.  1879  eine  Stcuererhöhung  eingetreten  ist, 
aus  den  Preisen  allein  würde  wohl  niemand  zu  schliefsen 
wagen,  dafs  eine  solche  stattgefunden  hat.  Die  Steuererhöhung 
tritt  keineswegs  in  den  Preisen  durchschlagend  hervor."  — 
In  noch  gesteigertem  Mafse  trat  diese  Thatsache  in  der 
Rhein pf alz  zu  Tage.  —  Die  Steuererhöhung  auf  den  Preis 
gelang  hier  im  allgemeinen  „auch  nicht  entfernt  in  der  ent- 
sprechenden Höhe",  und  zwar  beim  Ganterpreise  noch  weniger 
als  beim  Schankpreise. 

„Alles  in  Allem,"  schliefst  Schanz,  „kann  sonach  von 
einem  einfachen,    glatten   Prozefs    bei   der  Überwälzung   der 

Biersteuer  absolut  nicht  die  Rede  sein Es  kann  auch 

im  allgemeinen  nicht  behauptet  werden,  dafs  die  Überwälzung 
der  Steuer  im  Preise  auch  nur  die  Mehrheit  der  Fälle  bildete; 
wo  dies  der  Fall,  da  wird  es  meistens  von  Seiten  der  Zwischen- 
händler geschehen,  ohne  dafs  der  Produzent  hieran  im  gleichen 
Mafse  teilhaftig  wird,  sodafs  für  diesen  die  Minderung  des 
Geschäftsertrages,  soweit  sie  durch  die  Steuer  bedingt  wird, 
durchschnittlich  gröfser  und  häufiger  ist,  als  fiir  den  Zwischen- 
händler, den  Gastwirt"*.  — 

^  Im  einzelnen  sind  hierbei  die  mannigfaltigsten  Momente  mafs- 
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Diese  Preisbewegung  in  den  beiden  ersten  Jahren  nach 
■der  Erhöhung  des  Malzaufschlages  hat  sich  seitdem  ihrem 
Wesen  nach  nicht  geändert  ^  wie  dies  auch  von  Prof.  Schanz 
in  seiner  Abhandlung  „Zur  Frage  des  Malzaufschlages"  * 
konstatiert  wird.  Vielmehr  zeigen  die  nächsten  Jahre  bis  1889, 
auf  Grund  einer  vom  Verfasser  dieses  im  Anschlufs  an  die 
Schanzschen  Beobachtungen  weitergeführten  Untersuchung  *, 
«in  allgemeines  Sinken  der  öanterpreise  und  auch  zum  Teil 
der  Sciiankpreise. 

Es  betrug  nämlich  der  Ganterpreis  im  rechtsrheinischen 
Bayern  für  Winterbier  1877—1879  im  Durchschnitt  16,60  Mk. 
pro  100  Liter,  1880—1889  im  Durchschnitt  16,30  Mk.,  und 
für  Sommerbier  von  1877—1879  im  Durchschnitt  17,60  Mk. 
und  von  1880—1889  im  Durchschnitt  17,00  Mk. 

Die  Schankpreise  für  Winterbier  stellten  sich  im  Durch- 
schnitt von  1877—1879  und  von  1880—1889  unverändert  auf 
22  Pf.  pro  Liter  und  für  öommerbier  im  Durchschnitt  von 
1877—1879  auf  23  P£,  im  Durchschnitt  von  1880—1889  aul 
22  Pf.  —  Nur  in  der  Pfalz  hat  im  Laufe  der  Zeit  eine  Auf- 
wärtsbewegung der  Preise  stattgefunden :  Der  Ganterpreis  für 
Winterbier  betrug  1877/79  16,60  Mk.  und  1880/89  18,20  Mk. 
Für  Sommerbier  betrug  er  1877/79  17,40  Mk.  und  1880/89 
18,40  Mk.  Die  Schankpreise  stiegen  beim  Winterbier  von 
1877/79  23  Pf.  auf  1880/89  24  Pf.,  aber  beim  Sommerbier 
blieben  sie  mit  25  Pf.  pro  Liter  stabil.  Im  allgemeinen  ent- 
sprechen zwar  diese  Steigerungen  der  pro  hl  ca.  1  Mk.  aus- 
machenden Produktionsverteuerung  durcn  die  Steuererhöhung, 
doch  bieten  sich  auch  hier  im  einzelnen  mannigfache  Ab- 
weichungen. 

Einen  guten  Anhalt  für  die  Überwälzbarkeit  der  Bier- 
.steuer  seitens  der  Brauereien  erhält  man  ferner,  wenn  man 
die  Bierpreise  ihrer  absoluten  Höhe  nach  in  den  einzelnen 
Landesteilen  mit  einander  vergleicht.  In  seiner  Abhandlung 
vom  Jahre  1883  hat  Schanz  dies  unternommen  und  stellt 
dabei  folgendes  fest:  „Eine  nähere  Betrachtung  der  Bierpreise 


gebend.  Abgesehen  von  den  bekannten  Umständen,  wie  „Güte  der  Ware^, 
„Konkurrenzverhältnisse^  etc.,  gestaltet  sich  auch  bei  einem  und  dem- 
selben Gewerbetreibenden  die  Abwälzbarkeit  der  Steuer  oftmals  sehr  yer- 
«chieden.  Diese  wird  sich  gewöhnlich  sehr  nach  der  Art  der  „Wirtskund- 
Schaft'^  richten.  Während  der  Brauer  bei  dem  einen  seiner  Kunden  den 
Bierpreis  nicht  wird  erhöhen  dürfen,  da  dieser  ihm  zu  wertvoll  ist,  wird 
«r  sich  dafür  bei  einem  anderen,  der  womöglich  von  seinem  Darlehen 
n.  dffl.  abhängig  ist,  schadlos  halten  und  ihm  den  Preis  heraufsetzen. 
Durdi  die  verschiedensten  gegenseitigen  Ausgleichungen  bei  den  Kunden 
hierdurch  kann  sonach  oftmals  erst  eine  mehr  oder  weniger  vollständige 
Abwälzung  der  Steuer  bewirkt  werden. 

1  Münchener  Allgemeine  Zeitung  1883  Nr.  331  u.  332. 

«  Wochenschrift  für  Brauerei.  Berlin  1889,  Nr.  43.  ,Der  bajerische 
Malzaufschlag  und  die  Bierpreise  in  Bayern.*' 
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ia  Bayern  giebt  die  Überraschende  Thatsache  von  scharf 
hervortretenden,  verschiedenen  geographischen  Preiszonen 
kund.  „Der  ganze  südliche  Teil  Bayerns  hat  hohe  Preise. 
Das  Maximum  ist  Pfronten.  In  Lindau,  Memmingen,  Rosen- 
heim, Reichenhall  und  München  schwächt  sich  das  Preis- 
niveau etwas  ab,  um  über  Passau,  Simbach,  Regensburg  zur 
niedrigsten  Preiszone,  das  ganze  östliche  Bayern  (Fürth  i.  W.^ 
Waldmünchen,  Bayreuth,  Waldsassen,  Hof  und  Bamberg)^ 
überzugehen.  In  der  dritten  Preiszone,  Augsburg,  Nürnberg^ 
Fürth,  steigt  der  Bierpreis  wieder,  und  diese  Steigerung  setzt 
sich  in  den  Hauptzollämtern  Schweinfurth  und  Würzburg  fort^ 
um  schliefslich  in  der  Pfalz  ihr  Maximum,  und  damit  das  von 
ganz  Bayern  zu  erreichen." 

Mit  einiger  Vorsicht  kann  man  hieraus  den  Schlufs  ziehen^ 
dafs  da,  wo  niedrige  Bierpreise  üblich  waren  —  und  das  ist 
augenscheinlich  in  den  Gegenden  mit  überwiegend  ländlicher 
Bevölkerung  und  vorherrschender  Kleinbrauerei  der  FalP  — 
eine  etwaige  Erhöhung  der  Bierpreise  wegen  der  höheren 
Steuer  grofsen  Schwierigkeiten  begegnete  ^.  Die  Preisbewegung 
in  obengenannten  Hauptzollamtsbezirken  in  den  Jahren  187$ 
bis  1881  bestätigt  dies.  Teils  lag  das  an  der  geringen  Wohl- 
habenheit der  dortigen  Bevölkerung,  wie  in  der  Gegend  dea 
bayerischen  Waldes,  teils  daran,  dafs  die  hier  überwiegenden 
Klein-  und  Mittelbrauereien  wegen  der  drohenden  Fern- 
konkurrenz der  Grofsbrauereien  eine  Preiserhöhung  nicht 
wagen  durften.  In  den  Distrikten  mit  höherem  Preisniveau, 
insbesondere  Oberbayern,  Mittel-  und  Unterfranken  und  der 
Pfalz,  wo  einerseits  die  Brauerei  vielfach  im  grofsen  betrieben 
wird,  andererseits  die  Bevölkerung  eher  in  der  Lage  ist» 
höhere  Preise  zu  vertragen,  konnten  solche  Preiserhöhungen 
immerhin  leichter  angebahnt  werden.  Doch  ist  auch  hier  von 
einem  einheitlichen  Überwälzungsprozefs  nicht  die  Rede. 
Denn  aufser  den  mannigfachen,  einer  Preiserhöhung  entgegen- 
stehenden Momenten  hat  sich  auch  hier  vielfach  die  That- 
sache als  ausschlaggebend  erwiesen,  dafs  solche,  täglich  von 
der  Allgemeinheit  verbrauchten  Dinge,  wie  das  Bier  in  Bayern, 
ohnehin  die  Tendenz  zeigen,  sich  im  Preise  stabil  zu  er- 
halten, sogar  dergestalt,  dafs  vom  Publikum  stabile  Preise 
auch  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  lieber  in  Kauf  genommen 
werden,  als  häufige,  unberechenbare  Schwankungen  nach  oben 
oder  unten. 


^  Im  südlichen  Bayern  bedingen  die  zahlreichen  Kurorte  wegen  de» 
erheblichen  Fremdenverkehre  allerdings  eine  Ausnahme. 

*  Hier  ist  auch  vornehmlich  dais  ohnehin  billigere  Weifbbier  zu 
Hause,  das  eine  Preiserhöhung  kaum  gestattete,  auf  das  allerdinze  auch 
die  8teaererhöhung  yerhältnismärsig  weniger  drückte,  da  das  Kenaement- 
Verhältnis  zum  Malz  fast  doppelt  so  grofs  ist  wie  beim  Braunbier. 
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Daneben  waren  noch  andere  Umstände  wirksam,  die  eine 
Überwälzung  der  Steuererhöhung  auf  den  Bierpreis  im  all- 
gemeinen behinderten :  So  war  schon  bei  dem  oben  er- 
wähnten Übergange  zum  Litermafs  1871,  das  etwas  kleiner 
wie  die  alte  MaTs  ist,  wegen  der  allgemeinen  Hausse  im 
Wirtschaftsleben  der  Bierpreis  nicht  entsprechend  herabgesetzt 
und  so  eine  indirekte  Erhöhung  bewirkt,  und  femer  waren 
beim  Münzwechsel  1875  die  Preise  durchweg  nach  oben  ab- 
gerundet worden.  Von  mehr  lokaler  Bedeutung  war  endlieh 
auch  die  Konkurrenz  des  Weins  (Trauben-  und  Obstweins)  in 
einigen  Gegenden,  die  eine  Steigerung  der  Bierpreise  nicht 
rätlich  erscheinen  liefsen  ^. 

Immerhin  ist  es  eine  bemerkenswerte  Thatsache,  dal's  es 
besonders  den  Grofsbrauereien  am  ehesten  gelang,  die  Steuer- 
erhöhung auf  direktem  Wege  zu  erzielen.  In  Mtlnchen,  wo 
bereits  1876  angesichts  der  hohen  Hopfenpreise  eine  Erhöhung 
der  Bierpreise  stattgefunden  hatte,  wuraen  diese  nach  der 
Steuererhöhung  nicht  nur  um  deren  vollen  Betrag  erhöht, 
sondern  es  wurden  wegen  des  durchschnittlich  hohen  Rende- 
mentsverhältnisses,  das  nach  den  amtlichen  Nachweisen  sich 
bei  den  dortigen  Grofsbetrieben  auf  ca.  230  Liter  pro  Hekto- 
liter Malz  beziflerte,  noch  ein  thatsächlicher  Gewinn  damit 
erzielt*.  Die  grofsen,  festfundierten  Repräsentanten  der  dor- 
tigen Grofsbrauerei  hatten  überhaupt  von  jeher  die  Kraft, 
die  wirtschaftliche  Situation  zu  beherrschen.  Als  infolge  der 
hohen  Bierpreise  die  lokale  Konkurrenz  sich  überschnell  ent- 
wickelt hatte,  und  die  Spekulation  sich  in  forcierten  Aktien- 
gründungen in  unliebsamer  Weise  breit  zu  machen  anfing, 
andererseits  die  Rohmaterialpreise  sich  in  den  letzten  Kam- 
pagnen sehr  verbilligt  hatten,  ging  die  gröfste  Brauerei  Mün- 
chens im  Winter  1884  trotz  mannigfachen  Widerstrebens  der 
übrigen  Gewerbskreise  mit  dem  Bierpreise  herunter  und  er- 
warb sich  damit  zweifelsohne  ein  Verdienst  um  eine  normalere 
Gestaltung  der  Bierpreise,  die  sich  für  die  Münchener  Brau- 
industrie, trotz  aller  zeitweiligen  damit  verbundenen  Faktoren, 
auf  die  Dauer  noch  immer  nutzbringender  erwiesen  hat,  als 
ungerechtfertigte,  spekulationsfördemde  Preise. 

Erleidet   somit  das   im  allgemeinen   ungünstige  Ergebnis 


^  Der  BranntweinkonsuiD  kommt  in  Bayern  im  grofsen  und  ganzen 
nicht  sonderlich  als  konkurrierend  in  Betracht,  zumal  eben  damals  auch 
eine  erhebliche  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  erfolgte. 

*  Dieser  Umstand,  der  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  den 
dortigen  kleineren  Brauereien,  besonders  sofern  sie  auf  den  Eigenaus- 
schank basiert  waren,  zugute  kam,  ist  zweifelsohne  für  das  Entstehen 
mehrerer  solcher  Brauereien  in  München  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre 
mitbestimmend  gewesen.  Auf  die  Dauer  hielten  freilich  diese  IConjunk- 
turen  nicht  Stand  und  so  erfolgte  denn  auch  bekanntermalben  alskMÜd 
wieder  eine  Abnahme  dieser  Betriebe. 
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in  Bezug  auf  die  direkte  Überwälzung  der  Malzaufschlags- 
erhöhung auf  den  Bierpreis  bei  den  Grofsbrauereien  mannig- 
fache, bedeutsame  Ausnahmen,  so  war  dies  in  noch  weit 
höherem  Mafse  bezüglich  der  indirekten  Überwälzung,  der 
,,Amortisierung"  derselben,  der  Fall.  Ja  man  kann  behaupten, 
dafs  die  Wirkung  der  Malzaufschlagserhöhung  auf  die  seither 
differenzierte  Entwicklung  des  bayrischen  Braugewerbes  nir- 
gends so  elementar  zu  Tage  getreten  und  von  den  schwei^ 
wiegendsten  Folgen  begleitet  gewesen  ist,  wie  auf  diesem 
Gebiet,  sodafs  hier  eigentlich  der  Kernpunkt  zu  suchen  ist, 
von  dem  aus  die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  der  Steuer- 
erhöhung auf  die  Brauerei  erfolgt  sind. 

Es  ist  nicht  leicht,  hierbei  stets  die  Grenze  innezuhalten 
zwischen  den  Tendenzen,  die  seitens  der  Brauereien  gerades- 
wegs  und  bewufst  auf  diese  Art  der  Steuerüberwälzung  ge- 
richtet wurden,  und  denen,  die  ebenfalls  in  gleicher  Rich- 
tung —  Verbilligung  der  Produktion  —  wirksam,  sich  aus 
der  Natur  der  Betriebe  und  der  jeweiligen  Gestaltung  der 
allgemein  obwaltenden  Wirtschaftsverhältnisse  für  die  Betriebs- 
führung der  Brauereien  ergaben.  Denn  alle  den  Gewerbe- 
betrieb ausmachenden  objektiven  und  subjektiven  Momente 
finden  naturgemäfs  ihren  letzten  konkreten  Ausdruck  in  der 
Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  Produktions-  imd  Ver- 
kaufspreis des  Erzeugnisses,  und  tragen  daher  jedes  in  seiner 
Weise  dazu  bei,  bestimmte  Bestandteile  der  Produktions- 
kosten —  im  vorliegenden  Falle  den  Betrag  der  erlegten 
Brausteuer  bezw.  das  Plus  der  Erhöhung  derselben  —  zu 
Gunsten  oder  Ungunsten  der  Geschäftsrentabilität  zu  beein- 
fiussen. 

Daher  wollten  manche,  besonders  vielfach  die  Interessenten 
selbst,  eine  derartige  Trennung  überhaupt  nicht  gelten  lassen 
und  eine  andere  Art  der  Steuerüberwälzung  als  direkt  im 
entsprechend  erhöhten  Verkaufspreise  nicht  als  solche  aner- 
kennen. Dafs  das  viel  zu  weit  geht  und  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  widerspricht,  liegt  auf  der  Hand.  Denn  so  ge- 
wifs  zwar  jeder  rationelle  gewerbliche  Betrieb  darin  beruht, 
eine  möglichst  grofse  Rentabilität  zu  erzielen,  und  seine  Or- 
ganisation sich  in  allen  Teilen  darauf  konzentriert,  so  selbst- 
verständlich ist  es  auch,  dafs  jede  Änderu«ng  in  den  die 
Rentabilität  bedingenden  Verhältnissen,  sei  es  nun  eine  Steige- 
rung der  Rohmaterialpreise  oder  eine  Steuererhöhung,  das 
Streben  nach  dem  Ausgleich  der  davon  betroffenen  Betriebs- 
ergebnisse im  Gefolge  haben  wird  und  einen  Impuls  zur  ent- 
sprechenden Ausgestaltung  der  Betriebsführung  bildet,  und 
OD  dies  nun  durch  Erzielung  eines  höheren  Verkaufspreises 
oder  durch  Verbilligung  der  Produktionskosten  erreicht  wird, 
läuft  ökonomisch  wenigstens  auf  dasselbe  hinaus.  Der  einzige 
Unterschied  ist  höchstens  der,   dafs,    während  bei  der  ersten, 
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gewissermafsen  geschäftsmännischen  Art  der  Steuerüberwälzung 
die  thatsächlichen  Verkehrskonjunkturen  eine  entscheidende 
Rolle  spielen,  diese  technische  Amortisierung  aber  mehr  an  die 
subjektiven  Fähigkeiten  der  Besitzer  gebunden  ist,  wenngleich 
auch  hierbei  der  Spielraum  der  mitbedingenden  realen  Verhält- 
nisse und  Konjunkturen  ein  grofser  ist.  Dafs  aber  die  Malz- 
aufschlagserhöhung von  1879  die  ökonomische  Handhabung 
des  Brauereibetriebs  besonders  nach  der  technischen  Seite  hin 
in  dieser  Richtung  wesentlich  beeinflufst  hat,  und  damit  für 
die  allgemeinere  Nutzbarmachung  und  Weiterbildung  der 
technischen  Fortschritte  von  erheblicher  Bedeutung  geworden 
ist,  steht  aufser  allem  Zweifel. 

Dafs  aber  zugleich  die  hierbei  erzielten  wirtschaftlichen 
Ergebnisse  für  die  verschiedenen  Kreise  des  Gewerbes  so  sehr 
abweichend  sich  gestaltet  haben  und  damit  der  Entwicklung 
desselben,  wie  sie  im  statistischen  Bilde  vorliegt,  Vorschub 
leisteten,  hat  der  als  Ausgangspuykt  dienenden  Steuererhöhuug 
ihre  specifische  wirtschaftliche  Bedeutung  verliehen.  Die  Er- 
kenntnis dieser  Thatsache  war  es  denn  auch,  bei  den  Ver- 
suchen, die  Entwicklung  des  gewerblichen  Brauwesens  in 
Bayern  wieder  in  erwünschte  Bahnen  zu  leiten,  hier  einzugreifen 
und  die  wirtschaftspolitische  Reform  von  dieser  Stelle  aus  durch 
prinzipielle  Änderung  des  vordem  einheitlichen  Steuersatzes 
anzubahnen. 

Halten  wir  uns  zunächst  an  die  infolge  der  Malzaufschlags- 
erhöhung ersichtlich  zu  Tage  getretenen  Tendenzen,  sie  technisch 
zu  amortisieren,  so  zeigten  sich  diese  in  erster  Linie  in  der 
direkten  Ersparung  an  Malz,  bezw.  in  der  Erhöhung  der 
Gufsführung. 

Hier  tritt  aber  bereits  der  grofse  Unterschied  der  Art  und 
Weise  und  demgemäfs  der  Ergebnisse  hervor,  der  bei  der 
örofsbrauerei  und  den  meisten  übrigen  Kreisen  des  Ge- 
werbes dabei  obwaltete.  Während  erstere  durch  rationellere, 
technische  Handhabung  und  Ausnutzung  des  Betriebes,  be- 
günstigt durch  die  Güte  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Roh- 
materialien und  anderweitiger  Momente,  es  verstanden,  dieses 
Ergebnis  unbeschadet  der  Qualität  des  Produktes  zu  erzielen, 
erfolgte  dies  bei  den  übrigen  Gewerbskreisen  vielfach  auf 
Kosten  der  Qualität  und  wurde  dadurch  für  diese  in  mehr  als 
einer  Beziehung  verhängnisvoll.  Folgende  Daten  sind  hierfür 
bezeichnend : 

Schanz  nimmt  a.  a.  O.  für  die  der  Malzaufschlagserhöhung 
folgenden  Jahre  im  allgemeinen  ein  Rendementsverhältnis  von 
250  1  Bier  aus  1  hl  Malz  an,  was  jedoch  für  die  Gesamtheit 
etwas  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfte.  Immerhin  wurde  dies 
Rendement  vielfach  erreicht  und  in  einzelnen  Fällen  sogar 
überschritten.  Und  zwar  läfst  sich  nachweisen,  dafs  vornehmlich 
die  kleinen  und  mittleren  Brauereien  zu  einer  so  ausschweifenden 
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Qufsführung  ihre  Zuflucht  nahmen.  Nach  Schanz  sotten  die 
sweigröfsten  und  eine  mittlere  Brauerei  Erlangens  im  Jahre  1880 
aus  1  hl  Malz: 

I.  IL  IlL 

Versandbier:         1,97  hl  2,30  hl  — 

2,14  „ 
2,22  , 
•2,06  , 


— 

2,00, 

— 

Lagerbier : 

2,42  hl 

2,42, 

2,50  hl 

2,27  , 

2,70, 

— 

2,06  , 

2,30, 

— 

Schankbier : 

2,72  , 

2,71, 

2,90  hl 

2,60  , 

2,59, 

2,70  , 

— 

2,71, 

2,77  , 

Schanz  fügt  dem  hinzu:  „Wenn  schon  beim  Versieden 
solche  Verschiedenheiten  sich  zeigen,  wievielmehr  wird  die 
Qualität  schwanken  infolge  der  Zusätze,  die  noch  nach  dem 
Versieden  vorgenommen  werden?" 

Diese  Verschiedenheiten  der  Gufsfuhrung  bei  den  ver- 
schiedenen Bierarten  sind  sehr  bezeichnend,  und  die  weiteste 
Ausdehnung  derselben  bei  der  Mittelbrauerei  bestätigt  die  obige 
Behauptung.  Beim  Versandbier  waren  natürlich  die  Schranken 
der  Gufsfuhrung  im  Interesse  seiner  notwendig  feineren  Qualität 
und  seiner  gröfseren  Haltbarkeit  wegen  des  Transports  enger 
gezogen,  auch  trat  hier  wegen  der  dabei  im  Exportverkehr 
gemeinhin  höheren  Preise,  bezw.  auch  in  Anbetracht  der  Steuer- 
restitution bei  der  Ausfuhr  das  Abwälzungs-Bedürfnis  nicht 
so  hervor. 

Es  wurden  femer  (nach  Schanz)  von  den  17  Erlauger 
Brauereien  im  Jahre  1880  aus  1  hl  Malz  durchschnittlich  nn 
Bior  erzielt: 


2221 

2861 

2481 

224, 

240, 

250, 

225, 

244, 

252, 

226, 

244  „ 

259  „ 

282, 

247  „ 

271, 

234, 

248, 

Im  allgemeinen  Durchschnitt  also  241  1.  Mit  einigen  Abwand- 
lungen zeigt  sich  diese  am  Einzelfalle  erhärtete  Thatsache  auch 
im  grofsen  und  ganzen  bei  der  bayerischen  Brauerei.  Ins- 
besondere waren  es,  wie  Schanz  sehr  richtig  hervorhebt,  die 
sogenannten  Winterbiere*  (Schankbier),  bei  denen  diese  Art 
der  Steuerüberwälzung  in  möglichst  ausgedehnter  Weise  er- 
strebt wurde,  während  sie  beim  Sommerbier,  das  seiner  längeren 

^  Bei  diesen  war  nämlich,   wie  oben  eiaichtUch,  die  direkte  Steuer- 
ttberwäkong  im  Preise  fast  gamicht  möglich. 
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Aufbewahrungsfkhigkeit  halber  stärker  eingebraut  werden  mufste, 
nicht  80  weit  geführt  werden  konnte. 

Ein  charakteristisches  Zeichen  ist  ferner  die  nach  der 
Steuererhöhung  zunehmende  Produktion  von  Nachbier* 
(Kofent),  deren  Bedeutung  ebenfalls  von  Schanz  ins  rechte 
licht  gesetzt  worden  ist.  Die  in  der  Steuerstatistik  zu  Tage 
tretende  Produktionsverminderung  in  dieser  Zeit  in  Bayern  ist 
aus  diesem  Grunde  nur  eine  schein  bare,  oder  wird  wenigstens 
zum  gröfsten  Teil  durch  Steigerung  der  Nachbier-Erzeugung 
ausgeglichen.   Es  wurden  produziert  in  Bayern  rechts  des  Rheins : 

1876:  589049«  hl  Nachbier 

1877:  469089     „ 

1878:  460756     „ 

1879:  303578      „ 

1880:  450524     „         „         (Schanz  a.  a.  O.)» 
Obgleich  also  die  Nachbier-Erzeugung  seit  1876  in  einer  an- 
dauernden Minderung  begriffen  war,  —  wie  die  Bierproduktion 
überhaupt  damals  — j   so  stieg   sie   doch   nach  Erhöhung   der 
Steuer  ganz  bedeutend. 

Am  meisten  mufste  naturgemäfs  die  Malzaufschlagserhöhung 
auf  die  Erzeugung  des  für  den  Eigenkonsum,  den  sogen. 
Hausbedarf;  bestimmten  Biers  wirken^  da  sich  hier  Steuerzahler 
und  Konsument  in  einer  Person  vereinigten.  Die  Abnahme 
desselben  ist  denn  auch,  wie  schon  aus  der  Tabelle  auf  S.  166, 
die  zwar  den  Malzverbrauch  der  Kommune-  und  Hausbrauereien 
zusammen  aufführt,  zu  ersehen  ist,  ganz  erheblich.  Es  betrug 
die  Erzeugung  des  fUr  den  Hausbedarf  gebrauten  Bieres: 
1878:  19139  hl 
1879:  16473  „ 

1880:  13  744  „   (Schanz  a.  a.  O.) 
Das    bedeutet   seit    1878    eine   Produktionsverringerung    von 
100 :  71,8,  während  die  Gesamtproduktion  des  diesrheinischen 
Bayerns  in  jenen  Jahren  nur  von  100  auf  98,3  sank. 

Sehr  lehrreich  ist  die  Betrachtung  der  einschlägigen  Ver- 
hältnisse in  der  Pfalz.  Hier  hatte  die  Brauerei  ohnehin  nicht 
den  allgemeinen  und  gefestigten  Konsum  unter  den  Ftifsen  wie 


^  Dasselbe  wird  besondere  seitens  der  Klein-  und  Mittelbrauereien 
durch  zweimalige  Ausnatzimg  des  Malzes  bezw.  Verbraaung  der  Treber 
gewonnen. 

*  Die  bedeutende  Nachbiererzengung  im  'Jahre  1876  erklärt  sich 
vom  den  die  Produktion  ungemein  verteuernden,  abnormen  Mopfenpreisen 
dieses  Jahres. 

^  in  den  letzten  Jahren  betrug  die  Nachbiererzeugungs 

1887  438  748  hl 

1888  426735  „ 

1889  430230  „ 

1890  458842  „ 

1891  445292  „ 

In  der  Pfalz  wurde  Nachbier  überhaupt  nicht  erzeugt. 
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im  rechtsrheinischen  Bayern.  Nicht  nur  der  Wein  ist  dort  ein 
starker  Konkurrent  der  Brauerei,  sondern  auch  die  erhebliche 
Biereinfuhr  aus  den  umliegenden  Gebieten  des  In-  und  Aus- 
landes. Von  der  gesamten  Biereinfuhr  nach  Bayern  geht  allein 
ca.  ®/4  nach  der  RheinpfalzK  Dazu  kommt  die  steigende  Bier- 
zufuhr aus  dem  rechtsrheinischen  Bayern  (S.  Tabelle,  Anm. 
zu  Seite  155).  In  der  Ausfuhr  hatte  die  darauf  sehr  angewiesene 
Pßllzer  Brauerei  bekanntlich  auch  neben  der  aus  dem  rechts- 
rheinischen Bayern  teilweise  einen  schweren  Stand.  Aus  allen 
diesen  Gründen  konnte  daher  in  der  Pfalz  die  Amortisierung 
des  Malzaufschlages  bezw.  seiner  Erhöhung  durch  Erweiterung 
der  Gufsführung  nur  in  sehr  geringem  Mafse  erfolgen,  sodaTs 
hier  notgedrungen  die  Erhöhung  der  im  Jahr  zuvor  überhaupt 
erst  eingeführten  Steuer  weit  schärfer  auf  das  Gewerbe  drücken 
und  sich  in  dessen  Entwicklung  markieren  mufste,  wie  das  auch 
aus  der  Statistik  deutlich  genug  hervortritt.  Es  betrug  das 
Rendement  aus  1  hl  Malz  in  der  Pfalz  ^  im  allgemeinen 
1879:  2,05  hl,  in  Bayern  r.  d.  Rh.  2,31  hl 
1880:  2,09    „  /  „         2,29   „ 

Nach  der  wirtschaftlichen  Seite  ergaben  sich  nun  aus  der  in 
dieser  Weise  angestrebten  Abwälzung  der  Steuererhöhung  für 
die  Klein-  und  Mittelbrauereien  insgemein  sehr  ungünstige 
Polgen,  die  sich  vielfach  sogar  überaus  kritisch  für  sie  ge- 
stalteten. Es  unterliegt  nämlich  keinem  Zweifel,  dafs  die  von 
diesen  Gewerbskreisen  als  Reaktion  gegen  die  Steuererhöhung 
geübte  ausschweifende  Gufsführung  etc.,  Verdünnung  des  Bieres 
dessen  Qualität  dermafsen  schädigte,  dafs  die  Konkurrenz  der 
rationeller  arbeitenden  grofsen  Brauereien  in  Bezug  hieriuf 
immer  fühlbarer  für  sie  wurde.  Das  ist  auch  statistisch 
ziemlich   deutlich   nachzuweisen.      Die  Entwicklung   des  Ren- 


]tba;|reni8  Gresamt- 
Bierausfuhr 

2)  darunter  nach 
der  Pfalz 

3)  in  Prozenten 
von  1) 

1881    36  672  hl 

1888  42  414  bl 

1889  51  047  hl 

1890  52  021  hl 

1891  48774  hl 

21 090  hl 
29  851  hl 
39032  hl 
37400  hl 
34024  hl 

-      60  o/o 
--      700/0 
~-=      760/0 
=      750/0 
=      70  0/0 

Die  Biereinfuhr  aus  dem  aufserbajerischen  Deutschland  und  dem  Aus- 
lande  nach  der  Pfalz  schwankte  zwischen  3—4,5  0/0  der  dortigen  Pro- 
duktion. Inklusive  der  Zufuhren  aus  dem  rechtsrheinischen  ßavem  machte 
das  fremde  Bier  in  der  Pfalz  in  den  letzten  Jahren  ca.  6 — 7  ^/o  der  Eigen- 
produktion aus.  Nach  Abzug  der  Ausfuhr  betrug  die  Beteiligung  von 
fremdem  Bier  an  dem  Bierkonsum  in  der  Pfalz  ca.  9  0/0. 
Tw  ^Schanz  giebt  das  Rendement  in  der  Pfalz  für  diese  Zeit  folgender- 
mafsen  an: 

vom  1.  Juli  1878  bis  1.  Januar  1879    1,29  hl 

1879  1,27  hl 

1880  2,08  hl 

Die  Art  dieser  abweichenden  und  wenig  wahrscheinlich  dttnkenden  Rech- 
nung ist  dem  Verf.  dieses  nicht  bekannt  geworden. 
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dements-Verbftltnisses  eines  hl  Malz  zu  einem  hl   Braunbier 
hat  sich  seit  1879  folgendermafsen  gestaltet: 


Aus  1  hl  Malz  wurden  gezogen 


in  den  Jahren 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


in  Bayern  rechts  des  Rheins, 
2,31  hl  Bier 

2,29  „  „ 

2,29  „  „ 

2,29  „  „ 

2,28  „  „ 

2,28  ,  , 

2,16  ,  „ 

2,24  „  „ 

2,23  „  „ 

2,22  „  „ 

2,21  „  „ 

2.21  ,  „ 

2.22  „  , 


in  der  Pfalz. 
2,05  hl  Bier 

2,09  ,  „ 

2,16  „  „ 

2.16  ,  „ 
2,13  ,  „ 
2,11  ,  „ 
2,11  ,  , 
2,11  ,  „ 
2,11  „  , 

2.11  „  . 

2.12  ,  , 

2.17  ,  „ 
2,15  „  . 


Das  Rendementsverhältnis  hat  sich  hiemach  in  Bayern  rechts 
des  Rheios  seit  1879  ersichtlich  verringert,  in  der  Pfalz,  wo 
es  freilich  von  vornherein  bedeutend  niedriger  war,  etwas 
erhöht,  sodafs  im  letzten  Jahre  die  Gufsführung  in  beiden 
Landesteilen  nur  wenig  von  einander  abweicht.  Der  flir  das 
rechtsrheinische  Bayern  wahrnehmbare  Zug  zur  Verringerung 
der  Gufsführung  gewinnt  umsomehr  an  Bedeutung,  als  sich 
notwendig  bei  diesen  summarischen  Durchschnittsberechnungen 
die  im  einzelnen  sehr  individuell  gearteten,  vielfach  weit  aus- 
einandergehenden Verhältnisse  erheblich  verwischen  und  un- 
genau werden.  Einzelne  unvermittelte  Schwankungen  im 
Rendement,  wie  von  1884  auf  1885  im  rechtsrheinischen  Bayern, 
mögen  entweder  auf  statistischen  Ungenauigkeiten  beruhen, 
oder  bezüglich  der  erzeugten  Biermengen  anerkanntermafsen 
vorkommen,  oder  aber  auch  durch  jeweilige  Preisverschiebungen 
bei  den  Rohmaterialien,  zum  Teil  wohl  auch  durch  die  mit 
dem  Ernteausfall  variierende  Extrakthaltigkeit  der  Gerste  be- 
dingt sein. 

Im  allgemeinen  aber  beweist  die  aus  diesen  Zahlen  hervor- 
tretende Thatsache  zweifelsohne  für  die  obige  Behauptung, 
dafs  unter  dem  Drucke,  den  die  Grofsbrauereien  mittels  der 
besseren  Qualität  ihres  Biers  auf  die  übrigen  Brauereien  aus- 
übten, diese,  um  sich  ihr  ohnehin  eingeengtes  Absatzgebiet 
nicht  noch  schneller  entreifsen  zu  lassen,  gezwungen  wurden, 
die  Qualität  ihrer  Biere  entsprechend  aufzubessero,  was  ihnen 
m  der  Hauptsache  aber  nur  durch  bedeutende  Einschränkung 
der  vordem  so  ausschweifenden  Gufsführung,  die  eben  diesen 
Folgezustand  verschuldet,  möglich  war. 

Mag  nun  auch  in  manchen  Fällen  die  Einschränkung  der 
Gufsführung  durch  Aneignung  technischer  Verbesserungen  in 
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der  Einrichtung  und  Handhabung  des  Betriebes  und  damit  der 
erwünschte  ökonomische  Ausgleich  erzielt  worden  sein^  mögen 
daher  die  seit  der  Steuererhöhung  verschärften  Produktions- 
bedingungen in  dieser  Richtung  vielfach  fbrdemd  auf  die 
technische  Weiterbildung  der  bayerischen  Brauereibetriebe  ge- 
wirkt haben,  so  steht  dennoch  fest,  dals  für  die  Mehrzahl  der 
Klein-  und  Mittelbrauereien  das  Endergebnis  vielmehr  in  einer 
Abnahme  ihrer  Rentabilität  bestand,  die  in  den  obigen  stati- 
stischen Daten  ihren  beredten  Ausdruck  findet^. 

Ein  drastisches  Bild  des  so  geschaffenen  Notstandes  dieser 
Brauereien  entrollen  die  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  sich 
häufenden  Brausteuerprozesse  wegen  gesetzwidriger  Ver- 
wendung von  Surrogaten.  Man  erinnert  sich  wohl  noch  des 
Aufsehens,  das  diese  Prozesse  und  das  strenge  Einschreiten 
der  Straf  behörden  gegen  eine  grofse  Zahl,  meist  schwäbischer 
Klein-  und  Mittelbrauer  in  den  Jahren  1883 — 1885  erregten. 
Es  wurde  bekannt,  wie  eine  förmliche  Industrie  sich  gebildet 
hatte,  die  mit  ihren,  gröfstenteils  schwindelhaften  und  gesund- 
heitsschädlichen Malzersatz-,  Konservierung«-  und  sonstigen 
brautechnischen  Geheimmitteln  weite  Kreise  des  dortigen  Brau- 
gewerbes tiberschwemmte.  Nach  der  technischen  Seite  trat 
dabei  eine  verblüflFende  Unwissenheit  vieler  Brauer  zu  Tage, 
die  sich  in  ihrer  Zwangslage  zum  Ankaufe  solch  wertloser 
Mittel  hatten  verleiten  lassen.  Bei  aller  Strenge,  die  die  Re- 
gierung gegen  die  Verletzer  des  Gesetzesparagraphen,  durch 
den  das  bayerische  Bier  seinen  Weltruf  errungen  hat,  walten 
lassen  mufstc  und  sich  dabei  in  voller  Übereinstimmung  mit 
der  tief  erregten  öffentlichen  Meinung  im  Lande  befand,  ver- 
hehlte man  sich  jedoch  die  cTUSten  Konsequenzen  nicht,  die 
die  Aufdeckung  dieser  Schäden  nach  der  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Seite  für  die  Regierung  als  Schützerin  der  im 
Kampf  ums  Dasein  gefährdeten  Wirtschaftskreise  nahelegte. 
Es  war  bei  der  Darstellung  der  technischen  Förderungsmittel 
der  Brauerei  erwähnt,  wie  aus  Anlafs  dieser  Vorkommnisse 
die  bayerische  Regierung  durch  namhafte  Subventionierung 
zur  Errichtung  zweier  brautechnischer  Versuchs-  und  Htilfs- 
stationen  (in  Memmingen  in  Schwaben  und  in  Nürnberg),  die 
vornehmlich  der  technischen  Unterstützung  der  kleinen  und 
mittleren  Brauereien  dienen  sollten,  anregte.  Auch  die  wissen- 
schaftliche Forschung  erhielt  von  diesen  Geschehnissen  aus 
Anregung,  sich  der  Frage  nach  Qualitätsverbesserung  und 
Haltbarkeit  des  Biers  ohne  Verteuerung  des  Betriebes  anzu- 
nehmen ;  besonders  die  Diskussion  über  Art  und  Zulässigkeit 


^  8.  auch  Ed.  Greifsl  a.  a.  O.  „Alle  mittleren  und  kleineren 
Brauereien,  welche  durch  die  Konkurrenz  der  gröfseren  Brauereien  ge- 
nötigt wurden,  stärkeres  Bier  zu  brauen,  haben  für  immer  Einbufse  am 
Vermögen  und  am  jährlichen  Einkommen  erlitten.'' 
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von  KoiiservierungsmHteln  (Salicylsäure)  war   eine  sehr  rege 
nnd  vielseitige. 

Im  letzten  Ekide  aber  spitzten  sich  alle  zur  Zeit  aufge- 
worfenen Fragen  zu  der  vielumstritteneu  Hauptfrage  zu,  ob 
fbr  die  seit  1879  abgewandelte  und  statistisch  ersichtlich  ver- 
schlechterte Entwicklung  und  Wirtschaftslage  so  zahlreicher 
kleiner  und  mittlerer  Brauereien  in  Bayern,  die  in  vorstehen- 
dem dai^ethane  Unmöglichkeit  der  „indirekten"  Abwälzung 
(Amortisierung)  der  Steucrerhöhung  ausschliefslich  ausschlag- 
gebend gewesen  t^ei,  oder  ob  noch  andere  Momente  wesentlich 
dabei  mit  ins  Gewicht  gefallen  sind.  Zugleich  drehte  sich 
der  Streit  der  Meinungen  noch  ganz  l)esonders  darum,  inwie- 
weit nämlich  die  so  vielen  Brauereien  zum  Unheil  ausge- 
schlagenen Bemühungen  zur  technischen  Ausgleichung  der 
Steuererhöhung  von  dem  Mafse  des  technischen  liCönnens  und 
WoUens  der  betreffenden  Brauereibciitzer  abhängig  seinen  und 
inwieweit  von  den  in  der  Art  und  Ausdehnung  des  Betriebes 
liegenden  und  sonstigen  „objektiven"  Verhältnissen. 

In  der  sehr  interessanten  Polemik,  die  sich  zwischen  Prof. 
Holzner- Weihenstephan  und  Ratzinger- Augsburg,  an  die  von 
Beiden  hierübergenogenen  publizistischen  Erörterungen  knüpfte, 
legt  Holzner  das  Schwergewicht  auf  dies  gewissermafsen  „per- 
sönliche Moment."  Nach  ihm  ist  die  Indolenz  und  der  Schlen- 
drian ein  wesentlicher  Faktor  für  die  Misere  der  Klein-  und 
Mittelbrauereien  nach  1879  gewesen,  und  die  in  der  Erzielung 
«iner  höheren  Extraktausbeute  gipfelnden  Vorteile  ratio- 
neller Aneignung  der  brauwissenschaftlichen  Resultate  bilden 
nach  ihm  die  einzige  Panacee,  die  das  Übel  von  Grund  aus  zu 
beseitigen  im  stände  ist  und  diese  Gewerbskreise  wieder  lebens- 
fähig zu  machen  im  stände  ist. 

So  zutreffend  die  auf  breiter,  exakter  Basis  begründeten 
Argumente  dieses  hervorragenden  Kenners  und  Förderers  der 
Brautechnologie  im  einzelnen  sind,  so  sind  sie  doch  von  Ein- 
seitigkeit nicht  freizusprechen,  da  sie  das  Mafs  der  notwendig 
mit  in  Rücksicht  zu  ziehenden  anderweitigen  Faktoren  keines- 
wegs erschöpfen. 

Holzner  berechnet,  dafs  die  von  den  Grofsbrauereien  ver- 
wendeten, feinsten  mährischen  und  ungarischen  Gerstensorten 
in  den  meisten  Jahren  sich  doch  noch  teurer  stellten,  als  dem 
Verhältnis  der  höheren  Ausbeute  entspreche.  Und  zwar  der- 
gestalt, dafs  beispielsweise  im  Jahre  1883/84,  wo  das  Aus- 
beuteverhältnis von  ausländischer  zu  gewöhnlicher  inländischer 
Gerste  wie  17:16  gestanden  hätte,  das  Preisverhältnis  wie 
18:16  gewesen  sei,  dafs  also  16  hl  feinste  Auslandsgerste  so- 
viel Extrakt  wie  17  hl  Inlandsgerste  geliefert  aber  dafür  auch 
loco  Wien  soviel  wie  18  hl  derselben  gekostet  hätten.  Von 
«iner   Steuerersparnis   der   Grofsbrauereien   wegen   der  ihnen 
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zu  Gebote  stehenden  besseren  Rohmaterialien  könne  daher 
nicht  die  Rede  sein;  eine  solche  werde  vielmehr  allein  durch 
die  bessere  technische  Handhabung  des  Brauereibetriebes  er- 
zielt, die  aber  die  übrigen  Brauereien  in  der  Hauptsache  sich 
ebenso  gut  und  leicht  zu  Nutze  machen  könnten. 

Diesem  Beispiel  gegenüber,  das  ohnehin  in  dieser  Generali- 
sierung nicht  für  ausschlaggebend  angesehen  werden  kann,  wurde 
von  Ratzinger  mit  Recht  geltend  gemacht,  dafs  1)  hierbei  die 
„direkte"  Steuerersparnis  nicht  in  Rechnung  gezogen  sei,  denn 
diese  16  hl  Auslandsgerste  zahlen  auch  annähernd  7  Mark 
weniger  Malzsteuer  als  die  derselben  Extraktmenge  entspre- 
chenden 1 7  hl  Inlandsgerste  (1  hl  Gerste  gleich  ^/s  hl  Darrmalz 
gesetzt);  2)  könne  ein  tüchtiger  Landbrauer  wegen  der  Quali- 
tät seines  Rohmaterials  aus  1  hl  Malz  nur  229  Liter  Bier  zu 
10 ^/o  (Schankbier)  ziehen,  während  die  Münchener  Grofc- 
brauereien  230  Liter  zu  13  ^/o  (Versandbier)  zu  erzielen  ver- 
möchten, dessen  Bewertung  ohnehin  eine  weit  höhere  sei. 
Diese  letzte  Behauptung  wollte  Holzner  freilich  nicht  gelten 
lassen  und  stellte  sogar  demgegenüber  das  Anerbieten,  in  einer 
von  Ratzinger  zu  bestimmenden  Eieinbrauerei  deren  Unrichtig- 
keit technisch  zu  erweisen.  Leider  scheint  es  zu  keinem  Aus- 
trage dieser  interessanten  Wette  gekommen  zu  sein. 

Die  weitreichende  praktische  Bedeutung  dieser  an  die 
technischen  Fähigkeiten  der  von  der  Ungunst  der  Wirtschafts- 
lage nach  1879  betroffenen  Brauer  geknüpften  Verbesserungen 
in  der  Einrichtung  und  Handhabung  des  Betriebes  für  die 
Hebung  ihres  leidenden  Zustandes  ist  natürlich  nicht  zu  be- 
streiten und  auch  schon  bei  Besprechung  der  technischen 
Fortschritte  mehrfach  an  der  Hand  rechnerischer  Kalkulationen 
dargethan  worden. 

Speciell  für  die  Frage  der  zielbewufsten  technischen  Aus- 
gleichung der  Steuererhöhung  und  ihrer  Anwendbarkeit  in 
allen  Kreisen  des  Gewerbes  giebt  Holzner  noch  eine  Reihe 
sehr  schätzbarer  Materialien  an  die  Hand.  Lediglich  in  Folge 
der  obwaltenden  Verschiedenheiten  in  der  technischen  Betriebs- 
fuhrung  erzielen  nach  ihm  die  bayerischen  Landbrauereien 
(Klein-  und  Mittelbrauereien)  nur  ganz  ausnahmsweise  60  **/o 
Ebctraktausbeute  wie  die  Grofsbetriebe.  Eine  nicht  zu  grofse 
Zahl  von  ihnen  erzielt  nur  58®/o,  die  meisten  56  ®/o,  viele 
54  ^/o,  einige  sogar  nur  52  und  50  %.  Für  eine  Kleinbrauerei 
mit  1000  m  Malzverbrauch  stellen  sich  hiernach  die  Betriebs- 
ergebnisse im  ganzen  folgendermafsen :  ,,  Die  Betriebsausgaben 
sind,  angeblich  unter  Annahme  niedriger  Materialpreise  und 
sonstiger  normaler  Verhältnisse,  auf  insgesamt  83350  Mark 
veranschlagt,  wobei  jedoch  die  Verzinsung  des  Kapitals 
(77  500  Mark)  zu  4^/o,  sowie  die  Abschreibungen  mit  3Va^/a 
von  pp  60000  Mark  mit  inbegriffen  sind.** 
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Bei   60  ^/o  Extraktausbeute    soll    dann  ein   Einnahme sald o 

von  380  Mark  bezw.  3480  Mark  EinkommeD  resultieren. 
Bei  58  ^/o  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  von 

805  Mark  bezw.  2295  Mark  Einkommen  resultieren. 
Bei  56  ^/o  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  von 

2005  Mark  bezw.  1095  Mark  Einkommen  resultieren. 
Bei  54  ^/o  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  von 

3190 Mark  bezw.  90  Mark  minus  Einkommen  resultieren. 
Bei  52  ®/o  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Aus  gäbe  saldo  von 

4375  Mark  bezw.  1275  Mark  minus  Einkommen  resultieren. 
Bei  50 ^/o  Extraktausbeute  soll  dann  ein  Ausgabesaldo  von 

5575  Mark  bezw.  2475  Mark  minus  Einkommen  resultieren. 

Sind  diese  Kalkulationen  zwar  nur  von  theoretischer  Ge- 
nauigkeit und  in  ihrer  praktischen  Gestaltung  durch  mannig- 
fache, anderweitige,  individuelle  Momente  mitbedingt,  so  tritt 
die  hohe  Bedeutung  der  auf  Grund  rationeller  Betriebsführung 
bewirkter  Ausbeuteergebnisse  für  die  gesamte  Geschäftsrenta- 
bilität doch  gebührend  zu  Tage.  Holzner  weist  im  Anschlufs 
hieran  in  fesselnder  Weise  nach,  wie  alle,  auch  die  kleinsten 
Brauereien,  durch  ganz  geringfügige  Neuerungen  und  An- 
schaffungen, —  Gerstensortier-,  Malzpoliermaschine,  Läuter- 
apparat, verbesserte  Darrkonstruktion,  —  das  gute  Ergebnis 
von  60  **/o  Ausbeute  zu  erzielen  vermöchten. 

Es  wäre  jedoch  irrig,  wie  gesagt,  hieraus  abnehmen  zu 
wollen,  dafs  hiermit  die  Frage  nach  den  Ursachen  der  baye- 
rischen Brauereientwicklung  erschöpft  und  bezüglich  ihres 
ferneren  Ganges  gelöst  wäre.  Mit  Eaisonnements  über  die 
vorzügliche  Produktionsweise  der  Grofsbrauereien  und  deren 
Übertragbarkeit  auf  die  anderen  Gewerbskreise*  reicht  man 
eben  nicht  aus.  Es  mufs  vielmehr  betont  werden,  dafs  die 
aulserhalb  der  Bethätigungssphäre  der  Beteiligten  liegenden 
„objektiven"  Momente,  die  sich  in  erster  Linie  in  dem  Be- 
griffe des  „Kapitalismus"  zusanmienfassen  lassen,  entschieden 
bei  der  Gestaltung  der  gewerblichen  Entwicklung  die  Ober- 
hand gehabt  haben,  und  zwar  ist  besonders  die  Steuererhöhung 
von  1879  verantwortlich  zu  machen,  den  Einflufs  dieser  Fak- 
toren direkt  und  indirekt  zu  Gunsten  der  Grofsproduktion 
wesentlich  gesteigert  zu  haben.  Aufser  in  den  vorstehend  ge- 
schilderten Verhältnissen  dokumentierte  sich  dies  noch  in 
folgenden  beiden  sehr  deutlich: 


^  Ist  es  doch  eine  in  der  betr.  Litteratur  oftmals  beklaste  Thateache, 
dafs  viele  Klein-  und  Mittelbrauer  durch  allzu  eifrij^  Streben,  alle  tech- 
nischen Neuerungen  n.  dgl.  bei  sich  einzuführen,  sich  ruiniert  haben,  wie 
das  in  ähnlicher  Weise  TOkanntlich  auch  in  der  Landwirtschaft  so  häufig 
vorkommt  Hierauf  bezieht  sich  eben  auch  das  in  der  Fachpresse  Öfter 
dtierte  Paradoxon  des  alten  Professors  Lintner,  eines  der  ersten  neueren 
Brautechnologen,  dafs  man  „in  der  Brauerei  nicht  konservativ  genug  sein 
könne!" 


Fortcbungen  (51)  XII  1.  —  Strav«. 
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Nach  Artikel  43  des  Malzaufschlagsgesetzes  war  dem  Brauer 
in  der  Kegel  eine  fast  halbjährige  Stundung  der  Steuer  zuge- 
standen, dergestalt,  dafs  beispielsweise  von  dem  zur  Braun- 
biererzeugung bestimmten  Malz,  das  vom  1.  Januar  bis  zum 
letzten  März  gebrochen  wurde,  die  Steuer  zur  ersten  Hälfte 
vom  1.  bis  zum  15.  April  und  zur  anderen  vom  1.  bis  zum 
15.  Oktober  entrichtet  werden  mufste.  Die  in  Anbetracht 
dieser  Stundungsfrist  notwendige  Sicherstellung  des  Ärars  war 
in  ausreichender  Weise  auf  Grund  der  „Prioritätenordnung 
für  das  Königreich  Bavern  vom  1.  Juni  1822"  gewährleistet, 
wonach  im  Konkursfalle  des  Aufschlagspflichtigen  die  Steuer- 
schuld das  Vorzugsrecht  einer  Hypothek  zur  ersten  Stelle 
genofs. 

Durch  die  am  1.  Oktober  1879,  also  fast  gleichzeitig  mit 
der  Steuererhöhung,  erfolgte  Einführung  der  Reichs-Konkurs- 
Ordnung  vom  10.  Februar  1877  in  Bayern  erlosch  die  alte 
Landes-Prioritätenordnung,  und  damit  auch  das  bisherige  Vor- 
zugsrecht des  Fiskus  fiir  seine  Steueraufsenstände.  Um  daher 
diesen  dafür  zu  entschädigen  und  vor  etwaigen  Ausfällen 
sicher  zu  stellen,  wurde  in  dem  die  Steuererhöhung  betreffen- 
den Gesetz  zugleich  Artikel  43  in  der  Weise  geändert,  dafs 
bei  drohender  Verlustgefahr  auch  in  anderen,  als  den  bisher 
bereits  vorgesehenen  Fällen  (bei  Ausländern  und  eventuell  bei 
Pächtern,  sowie  unter  Umständen  bei  Betriebsveräufserung) 
ausreichende  anderweite  Sicherstellung  oder  sofortige  Einzah- 
lung des  verfallenen  Aufschlages,  gleichviel  ob  vorher  Stun- 
dung stattgefunden  hatte,  verlangt  werden  konnte. 

Nach  den  übereinstimmenden  Berichten  aller  Sachkenner 
hatte  diese  neue  Bestimmung  in  der  Praxis  dahin  geführt, 
dafs  bei  der  Mehrzahl  der  Brauer  die  sofortige  Einhebung 
des  Malzaufschlages  als  Regel  festgesetzt  wurde,  während  bei 
grofscn,  gut  fundierten  Betrieben  entweder  anstandslos  Stun- 
dung gewährt,  oder  eine  verzinsliche  Kaution  gefordert  wurde. 
Statistische  Angaben  über  die  Zahl  der  betreffenden  Fälle  und 
den  in  Frage  kommenden  Steuerbetrag  existieren  allerdings 
leider  nicht.  Die  grofse  wirtschaftliche  Ungleichheit,  die  das 
Verfahren  für  die  meisten  kleinen  und  mittleren  Brauereien 
für  ihre  Betriebsergebnisse  zur  Folge  hatte,  liegt  aber  auf  der 
Hand.  In  einem,  übrigens  vorwiegend  das  Interesse  der  Grofs- 
brauerei  vertretenden  Artikel  in  der  Münchener  Allgemeinen  Zei- 
tung wurde  die  so  entstandene  Mehrbelastung  dieser  Brauereien 
auf  ca.  25%  des  Betriebskapitals  geschätzt!  Angesichts  der 
seit  der  Steuererhöhung  auf  über  30%  der  Produktionskosten 
angewachsenen  Steuerbelastung  bedeutet  dies  in  der  That  eine 
überaus  schwere  fiskalische  Inanspruchnahme  dieser  Brauereien. 
Die  bedenkliche  wirtschaftliche  Tragweite  dieser  Neuerung 
wurde  besonders  dadurch  so  gefördert,  dafs,  wie  weiterhin 
noch  zu  erörtern  sein  wird,  bei  der  Mehrzahl  der  hier  in  Be- 
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tracbt  kommenden  Klein-  und  Mittelbrauereien  gerade  das 
-chronische  Mifsverhältnis  zwischen  Anlage-  und  Betriebskapital 
«inen  besonders  wunden  Punkt  ihrer  Existenzftlhigkeit  bildete, 
indem  letzteres  durch  die  mannigfachen,  zum  Teil  infolge  der 
Steuererhöhung  vorgenommenen  technischen  Betriebserweite- 
rungen und  Vervollkommnungen  zu  einem  grofsen  Teil  absor- 
biert war  und  damit  ein  übergrofses  Anlagekapital  zu  ver- 
zinsen war,  was  um  so  schwerer  hielt,  je  mehr  die  allgemeine 
Verschärfung  der  Konkurrenz  die  volle  technische  Ausnutzung 
des  Betriebes  erschwerte,  und  dieser  sein  gesteigertes  Kapital- 
bedürfnis durch  mannigfache  Kredite  decken  mufste. 

Angesichts  der  im  Gegensatz  hierzu  bevorzugten,  ohnehin 
mit  reichlicheren  Betriebsmitteln  ausgestatteten  Gro&betriebe 
mufs  man  in  der  That  beipflichten,  dafs  hier  eins  der  schwer- 
wiegendsten „objektiven"  Momente  für  die  wirtschaftliche  Be- 
drängnis und  ien  Niedergang  der  bayerischen  Klein-  und 
Mittelbrauerei  vorlag,  dessen  Beseitigung  ein  dringendes  Ge- 
bot wirtschaftspolitischer  Bethätigung  war.  —  Der  bayeriscUe 
Brauerbund  trat  denn  auch  alsbald  in  nachdrücklichster  Weise 
im  Interesse  dieser  Kreise  des  Gewerbes  hierfür  ein.  Man 
stellte  die  Forderung,  entweder  den  alten  Zustand  wieder  Platz 
greifen  zu  lassen,  oder  wenigstens  den  Brauern,  denen  die  ge- 
setzliche Steuemachborge  nicht  zugebilligt  war,  nachträglich 
«ine  entsprechende  Zinsvergütung  für  die  in  Betracht  kommen- 
den 4—5  Monate  zu  bewilligen.  Es  gingen  jedoch  leider  noch 
mehrere  Jahre  hin,  ehe  dem  allgemeinen  Drängen  seitens  der 
Regierung  stattgegeben  wurde.  Die  auf  die  Vorstellungen 
des  Brauerbundes  alsbald  nach  Einführung  der  neuen  Bestim- 
mung erfolgte  Regierungsanweisung  an  die  Aufschlagsbehör- 
den, bei  Kündigung  der  Nachborge  mit  „thunlichster"  Scho- 
nung vorzugehen,  hatte  nur  wenig  Erfolg.  In  verschiedenen 
Eingaben  wiederholte  daher  der  Bayerische  Brauerbund  1883 
und  1885  seine  Anträge.  Endlich,  am  29.  Mai  1886,  wurde 
durch  Artikel  46  der  „Novelle  zur  Subhastationsordnung,  das 
Vorzugsrecht  des  Ärars  gegenüber  der  Immobilienmasse" 
landesgesetzlich  der  alte  Zustand  insoweit  wieder  hergestellt, 
als  die  sofortige  Einhebung  der  Steuer  —  von  den  früher  be- 
reits bestehenden  Fällen  abgesehen  —  nur  dann  erfolgen 
durfte,  wenn  „besondere  Umstände  einen  Ausfall  am  schul- 
digen Malzaufschlage  besorgen  liefsen".  Damit  war  die  Ab- 
stellungeiner der  schwersten  Hemmungen  der  bayerischen  Klein- 
und  Mittelbrauereien  wenigstens  in  der  Hauptsache  erfolgt, 
nachdem  sie  freilich  gerade  in  den  der  Steuererhöhung  folgen- 
den schwersten  sechs  Jahren  verhängnisvoll  gewirkt  hatte. 

In  gleicher  Richtung  soll  ferner  der  folgende,  dem  System 
der  Steuer  selbst  anhaftende  Umstand  wirksam  gewesen  sein  : 

Es  war  bereits  oben  an  einem  Beispiel  dargelegt,  wie  die 

15* 
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Grofsbrauereien  durch  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  feinen,, 
ausländischen  Gerstensorten  in  den  Stand  gesetzt  waren,  er- 
hebliche Steuerersparungen  zu  machen.  Durch  die  nach  dem 
Mafs  (pro  Hektoliter  Malz)  erfolgende  Einhebung  der  Steuer 
sollen  sich  diese  Ersparungen  vielfach  derart  erweitert  haben^ 
dafs  dieser  Steuermodus  für  sie  geradezu  eine  Prämie  auf  ihre 
kapitalistische  Produktionsweise  bedeutete.  Wie  behauptet 
wurde,  pflegt  nämlich  die  Qualität  oder  —  in  Bezug  auf 
das  Produkt  —  die  Extraktergiebigkeit  der  Braugerste  mit 
deren  Gewicht  gemeinhin  in  direktem  Verhältnis  zu  stehen. 
Allerdings  kommen  im  einzelnen  noch  eine  Reihe  weiterer^ 
hiervon  unabhängiger  Momente  (Farbe,  Feinhülsigkeit,  gleich- 
mäfsige  Reife  und  Gröfse  der  Körner)  für  die  technische  Be- 
wertung der  Gerste  in  Betracht.  Immerhin  aber  soll  den 
feine  und  im  allgemeinen  schwere  Gerste  verwendenden  Grofs- 
brauereien durch  die  Besteuerung  nach  dem  Mafs  ein  erheb- 
licher Vorteil  daraus  erwachsen.  Zwar  würde  auch  die  Er- 
hebung der  Steuer  nach  dem  Gewicht  des  zu  verschrotenden 
Malzes,  wie  sie  beispielsweise  in  Norddeutschland  zugelassen 
ist,  diese  Unterschieae  in  der  jeweils  entfallenden  Steuerquote 
nicht  gänzlich  aufheben,  weil  verschiedene  Gerstensorten  durch 
das  Vermälzen  verschiedene  Gewichtsmengen  Malz  ergeben, 
doch  wäre  damit  immerhin  schon  viel  gewonnen  gegenüber 
den  Ungleichheiten  infolge  der  Mafsbesteuerung.  In  exakten 
Untersuchungen,  die  hierüber  angestellt  worden  sind,  soll  sich 
ergeben  haben*,  dafs  der  Steuerwert  von  Malz  I.  Qualität 
(1  hl  Gerste  =  67,5  kg)  und  von  Malz  II.  Qualität  (1  hl 
Gerste  =  58,7  kg)  bei  der  Gewichtssteuer  von  93 — 100,  bei 
der  Mafssteuer  dagegen  von  85 — 100  schwankt.  Es  wird  da- 
her gegenüber  der  mathematisch  allein  zutreffenden  Besteue- 
rung des  Extraktes  bei  der  Gewichtssteuer  das  Malz  au» 
leichterer  Gerste  (11.  Qualität)  nur  um  7,5  ®/o,  dagegen  bei  der 
Mafssteuer  um  17,6  ^/o  zu  hoch  besteuert,  und  zwar  eigiebt 
sich  dies  Resultat  trotz  des  Umstandes,  dafs  beim  Malz  von 
Gerste  I.  Qualität  durch  das  Vermälzen  eine  Volumenzunahme 
von  2,06  *^/o,  dagegen  bei  der  aus  Gerste  II.  Qualität  eine  Vo- 
lumenverringerung um  4,53  ®/o  stattgefunden  habe.  Da  aber 
durch  die  jeweilige  Handhabung  des  Mälzungsprozesses  die 
Volumenänderung  der  Gerste  sehr  verschieden  ausfallen  könne, 
so  folge  daraus,  dafs  das  Volumen  (Mafs)  des  Malzes  für  eine 
gerechte  Besteuerung  nicht  nur  weniger  geeignet  sei,  als  sein 
Gewicht,  sondern  auch  als  das  Volumen  der  Gerste"). 

^  Job.  Stein,  Im  „Bajerischen  Bierbrauer^.    Jahrgang  1871. 

'  In  dieser  Hinsicht  war  daher  auch  —  wie  Stein  bemerkt  —  die 
bis  1880  in  £nglaDd  herrschende  Besteuerung  der  Braugerste  nach  ihrem 
Trockenvolumen  (dasselbe  wurde  durch  Multiplikation  der  im  geuchten 
Quellstock  befindlichen  Gerstenmenge  mit  0,85  ermittelt)  eine  technisch 
sehr  gerechte. 
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In  seinem  a.  a.  O.  erwähnten  Bache  über  „die  Bierfrage 
in  Bayern"  (1861)  hat  Deuringer  dies  mit  dem  Steaermodus 
zusammenhängende  Moment  in  seiner  wirtschaftlich  differen- 
zierten Bedeutung  fiir  die  grofsen  und  kleinen  Brauereien 
noch  weiter  ausgeführt,  indem  er  es  mit  „guten,  mittleren  und 
schlechten  Erntejahren"  in  Verbindung  setzte.  In  den  ersteren, 
den  guten  Erntejahren,  sind  die  bezeichneten  Differenzen  ge- 
meinhin gering  und  die  Preise  ebenfalls  niedrig.  In  den  mitt- 
leren Ernteiahren  erweitern  sich,  diese  Differenzen  bereits  und 
sind  auch  die  Preise  schon  höher,  um  endlich  in  den  schlech- 
ten Erntejahren  bei  höchsten  Preisen  am  weitesten  zu  ün- 
^nsten  der  Klein-  und  Mittelbrauereien  sich  auszudehnen, 
und  so  deren  Betriebsrentabilität  nach  zwei  Seiten  hin  zu 
schädigen. 

Es  kommt  ferner  dazu,  worauf  Ratzinger  a.  a.  O.  auf- 
merksam macht,  dafs  das  von  Holzner  als  vermeintlicher  Vor- 
zug des  herrschenden  Steuersystems  hingestellte,  durch  dieses 
geförderte  Streben  der  Brauer,  immer  nur  möglichst  gute 
Oorsten  zu  verbrauen,  in  Wirklichkeit  nur  zu  spekulations- 
fbrdernden  Preistreibereien  führt,  die  für  weite  Kreise  des  Q-e- 
werbes  schwere  Nachteile  in  sich  schliefsen*.  Auch  werde 
-der  Portschritt  in  der  Technik  nicht  so  sehr  durch  das  Stre- 
ben, immer  Primaware  zu  verwenden,  gefördert,  als  vielmehr 
dadurch,  auch  aus  minderwertigem  Material  ein  gutes  Bier  zu 
erzeugen,  womit  nicht  nur  der  nationalökonomisch  wünschens- 
werten gröfseren  Absatz&higkeit  solcher  G-ersten,  als  auch 
-den  ohnehin  vorwiegend  auf  diese  angewiesenen  Klein-  und 
Mittelbrauern  gedient  ist. 

Aus  allen  diesen  Gründen  haben  sich  daher  auch  einige 
Schriftsteller,  wie  Ratzinger  (a.  a.  O.  S.  14)  und  Heindl 
{Zeitschrift  für  Bierbrauerei  und  Malzfabrikation  1891)  zu  sehr 
harten  Urteilen  gegen  das  bayerische  Steuersystem  wie  gegen 
<lie  Materialsteuer  überhaupt  hinreifsen  lassen.  Der  Letzt- 
genannte sagt:  „Wenn  die  Besteuerung  den  Zweck  haben 
soll,  das  grofse  Kapital  für  die  Vorteile,  welche  es  an  und 
für  sich  aus  der  Produktion  zieht,  noch  zu  prämiieren,  und 
«0  den  herrschenden  Gegensatz  zwischen  der  Grofs-  und  der 
Kleinindustrie  noch  zu  verschärfen  und  die  Konkurrenzverhält- 
nisse zu  komplizieren,  so  erfüllt  jedenfalls  die  Materialsteuer 
diesen  Zweck."  — 

Wie  unzulänglich  jedoch  ein  solches,  keineswegs  allein- 
stehendes   Urteil    ist,    wird    klar,    wenn   man    demgegenüber 


^  Dafs  der  Brauer  schon  für  die  Etikette  „Braugerste"  oft  einen 
unverhältnismäfsig  höheren  Preis  bezahlt,  der  in  der  Qualität,  die  mit- 
unter der  von  Putter-  und  Brenngerste  fast  gleich  ist,  nicht  entsprechend 
begründet  ist,  ist  dne  zwar  bekannte,  aber  praktisch  leider  noch  bei 
weitem  nicht  genugsam  gewürdigte  Thatsache.  Der  Verf. 
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einen  vergleichenden  Blick  auf.  die  anderen  bestehenden  Brau- 
ßteuersysteme  wirft  und  nach  deren  Vorzügen  gegenüber  den 
vermeintlichen  Mängeln  der  Materialsteuer  fragt.  Es  mag  auch 
der  Würdigung  des  bayerischen  Brausteuersystems  zu  gute- 
kommen, wenn  im  nachstehenden  ein  kurzer  Exkurs  in  Bezug 
hierauf  unternommen  wird  ^. 

Bei  der  so  oft  aufgeworfenen  Frage  nach  dem  besten. 
Brausteuersystem  und  den  verschiedenen  Vor-  oder  Nachteilen 
der  einzelnen  Systeme  hat  man  zunächst  zu  berücksichtigen, 
dafs  es  sich  hierbei  ausschliefslich  um  reale,  historisch  be- 
dingte  Verhältnisse   des  Wirtschaftslebens   handelt    und   dem- 

femäüs  alle  theoretischen,  doktrinären  Erwägungen  gegen  die 
'rage  nach  der  praktischen  Wirksamkeit  des  betreflFenden 
Systems  in  den  Hintergrund  zu  drängen  sind  ^.  Und  ferner 
ist  wohl  zu  unterscheiden,  inwieweit  etwaige  Mängel  oder 
Vorteile  ausschliefslich  dem  System  an  sich  angehören  oder 
auf  der  praktischen  Ausführung  und  Handhabung  der  Steuer- 
gesetzgebung beruhen,  ob  und  welche  engeren  oder  weiteren 
Zusammenhänge  und  Wechselwirkungen  zwischen  dem  Systen^ 
und  der  Steuertechnik,  der  Erhebungsweise,  bestehen. 

Nach  dem  Steuerobiekt  scheiden  sich  die  Biersteuer- 
systeme in  die  Steuern  auf  das  fertige  Bier,  auf  die  Würze 
bezw.  Maische  (Halbfabrikate)  und  auf  das  Rohmaterial. 

Die  auf  einer  bestimmten  Mafs-  oder  Gewichtseinheit 
fufsende  Steuer bem essung  ist  entweder  eine  direkte  oder 
eine  indirekte,  mittelbare,  unter  Zugrundelegung  des  amtlich 
geaichten  Rauminhaltes  bestimmter  Braugerätschaften  (Weich- 
stock, Maischbottich,  Sudkessel)  oder  Qefäfse  (Transport- 
fässer). 

Danach  ist  das  Bild  der  zur  Zeit  bestehenden  Steuer- 
systeme folgendes: 


1  Zur  genaueren  Orientierung  sei  auf  v.  Majs  Artikel  über  „Bier 
und  Bierbesteuerung''  in  Conrads  Staats  Wörterbuch  Bd.  II,  sowie  auf 
desselben  Verfassers  DarateUung  der  verschiedenen  Steuersysteme  in 
seinem  Kommentar  zum  bayerischen  Malzaufschlagsgesetze,  Erlangen  18^^^ 
Einleitung  S.  85—147,  hingewiesen. 

'  „Die  obersten  Steuerprincipien  gelten  im  allgemeinen  natürlich 
auch  für  die  Biersteuer  und  deren  Erhebungsform;  immer  aber  wird  hier- 
bei auf  die  in  dem  betreffenden  Lande,  ja  Öfter  selbst  in  den  einzelnem 
Landesteilen  bestehenden  allgemeinen  Lebens-,  insbesondere  Wirtschafta- 
und  Kulturverhältnisse  —  «als  einen  immer  mitsprechenden,  mitunter  ent- 
scheidenden Faktor*  (s.  Wagner  a.  a.  O.  Bd.  11  S.  301)  —  Rücksicht 
zu  nehmen  sein:  Ein  vor  dem  Doktrinarismus  nicht  bestehbares  Frincip 
kann  daher  in  der  Praxis,  in  Berücksichtigung  des  langen  Bestandes,  der 
Gewohnheit  der  Steuerpflichtigen  hieran,  der  besonders  obwaltenden 
technischen  Verhältnisse  etc.,  wohl  befriedigen,  wie  umgekehrt  ein  streng 
auf  den  Grundsätzen  der  Finanz  Wissenschaft  aufgebautes  System  praktisch 
als  unausführbar  sich  zeigen.  .  .  .'^  7.  May,  Art.  „Bier  und  Bierbesteue- 
rung'', Conrads  Staatswörter  buch. 
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I.    Fabrikatssteuer. 

Indirekte  Steuerbemessung  (Fafssteuer).  Besonders  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (seit  1860), 
ferner  in  Kanada,  Rumänien,  Serbien,  Dänemark 
(seit  1891). 

n.    Halbfabrikats  Steuer. 

A.  Direkte  Steuerbemessung;  unter  Zuhülfenahme  des 
Saccharometers,  die  sogenannte  Würzesteuer.  In  Österreich- 
Ungarn  (seit  1852)  nach  dem  Zuckergehalt  der  Würze,  des- 
gleichen in  Italien  (seit  1874).  In  Grofsbritannien 
und  Irland  (seit  1880)  nach  dem  speciiischen  Gewicht  der 
Würze. 

B.  Indirekte  Steuerbemessung.  In  Baden  (seit  1845) 
Kesselsteuer;  desgleichen  in  den  Reichslanden  (Fran- 
zösische Gesetzgebung);   desgl.   in  Frankreich   (seit  1816). 

In  Holland  die  Maischbottichsteuer  (seit  1822),  daneben 
aber  auch  fakultativ  die  Malzgewichtssteuer  (seit  1867).  Des- 
gleichen in  Belgien  (seit  1822  bezw.  1885). 

In  Rufsland  die  Bottichsteuer  (seit  1867,  später  mehr- 
fach der  Steuerfufs  geändert)  neben  der  Patentsteuer  (Lizenz). 

HI.    Rohmaterialsteuer. 

Im  Norddeutschen  Brausteuergebiet  und  Luxem- 
burg die  Malzgewichtsteuer  und  zwar  sowohl  „auf  Brau- 
anzeige" (seit  1818  ursprünglich,  nunmehr  seit  1872)  (Ein- 
maischsteuer, diese  die  Regel)  als  „auf  Vermahlung"  (seit  1872) 
(Verschrotungssteuer) ,  sowie  die  Steuerfixation.  Desgl.  auf 
Vermahlung  nach  Gewicht  in  Württemberg  (seit  1856), 
in  Finnland  (seit  1882),  hier  aber  unter  Zuhülfenahme 
automatischer  Wägapparate.  Desgl.  fakultativ  in  Holland 
und  Belgien  (s.  oben). 

In  Bayern  die  Malzmafssteuer,  unter  Zuhülfenahme 
automatischer  Mefsapparate  (seit  1805  bezw.  1868). 

In  Norwegen  (seit  1827)  die  Gersteneinweichsteuer 
nach  Gewicht.     (Ehemals  auch  in  England.) 

In  Kanada  die  Hopfensteuer  neben  der  Fafsbiersteuer. 

Von  den  hier  aufgeführten  Steuersystemen  ist  es  gleich 
das  erstgenannte,  die  Fafsbiersteuer,  die  wie  kein  anderes 
System  den  Vorwurf  steuerlicher  Ungerechtigkeit  ver- 
dient. Sie  nimmt  keinerlei  Rücksicht  auf  die  Qualität  des 
Bieres,  auf  seine  Zusammensetzung  und  die  Menge  der  ver- 
wendeten Materialien,  sie  behandelt  das  steuerpflichtige  Bier 
lediglich  als  gleichartigen  Massenartikel,  ähnlich  dem  Brannt- 
wein oder  Salz.  Gerade  in  der  möglichst  innigen  Anpassung 
der  Steuertechnik  an  den  jeweils  verschiedenen  Produktions- 
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und  Konsumtionswert  des  Steuerobjekts  liegt  aber  das  wesent- 
liche Ziel  und  der  Wertmafsstab  aller  in  Betracht  kommenden 
Brausteuersysteme.  Die  Fafsbiersteuer  ist  wie  keine  andere 
den  Interessen  des  küapitalistischen  Grofsbetriebs  angepafst 
Es  ist  kein  Zufall,  dafs  gerade  die  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas das  typische  Beispiel  dieses  Steuersystems  bildend 
Von  Anbeginn  her  setzte  dort  die  Brauerei  auf  industrieller 
Basis  ein  und  gestaltete  sich  bald  in  ungewöhnlicher  Weise 
aus.  Während  in  Deutschland  das  auf  einen  Betrieb  ent- 
fallende Durchschnittsproduktionsquantum  sich  auf  1900  hl 
beläuft,  beträgt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  weniger 
wie  15000  hl!  Bei  einer  so  allgemeinen  Durchführung  des 
Grofsbetriebs,  die  zum  grofsen  Teil  bereits  zu  kombinierten 
ünternehmungsformen  von  gigantischem  Umfange  geführt  hat, 
verflüchtigen  sich  naturgemäfs  solche  nach  europäischen  Be- 
griffen fundamentalen  Mängel  des  Brausteuersystems  fast 
vollständig.  Das  amerikanische  Bier  hat  thatsächlich  den 
Charakter  einer  überall  gleichartigen  Fabrikware  angenom- 
men * ,  Produktionsbedingungen  und  Betriebsweise  weichen 
im  wesentlichen  wenig  von  einander  ab  in  den  einzelnen 
Betriebsstätten. 

Es  ist  jedoch  nicht  allein  das  fehlerhafte,  „gänzlich  un- 
wissenschaftliche" (Hock,  Öffentliche  Abgaben,  1863,  S.  166) 
Prinzip  dieses  Systems,  sondern  auch  die  durch  dies  System 
bedingte  Steuertechnik,  die  zu  den  gröfsten  Ausstellungen 
Anrecht  giebt  und  thatsächlich  auch  in  Amerika  mifslich 
genug  empfunden  wird.  Die  äufsere  Einfachheit  in  der  Er- 
hebungsweise der  Fafsbiersteuer  täuscht  gerade  hierüber  leicht 
hinweg.  Allerdings  wird  der  Brauer  in  seinem  Betriebe  fast 
garnicht  durch  die  Steuer  gehemmt,  er  kann  brauen,  wie, 
wann  und  —  woraus  es  ihm  beliebt,  die  Zahlung  der  Steuer 
ist  ein  ganz  einfacher  Akt,  die  Bierausfuhr  gerät  mit  der 
Steuerrückvergütung  in  keinen  Konflikt,  da  alle  von  der 
Brauerei  ausgehenden  Biertransporte  nach  (oder  von)  den 
Lagerkellern  und  nach  der  Zollgrenze  unter  steueramt- 
licher Kontrolle  vor  sich  gehen.  Da  es  aber  der  Steuer- 
verwaltung an  allen  Mitteln  gebricht,  einer  Steuerhinterziehung 
durch  heimliches  Beiseiteschaffen  von  Biervorräten  durch  di- 
rekte   Überwachung    des   Produktionsprozesses   vorzubeugen, 


^  Die  Steaer,  die  mittels  käuflicher  Stempelmarken  —  die  auf  das 
Fafsspundloch  geklebt  werden  —  bezahlt  wird,  beträgt  1  Dollar  pro 
Barrel  (143  1)  Bier,  doch  gehen  gewöhnlich  7'/s  ^ 'o  Diskont  davon  ab,  so 
dafs  sie  genau  genommen  8,13  Mark  pro  Hektoliter  Bier  austrägt 

*-'  Meist  zeichnen  sie  sich  dorch  relativ  hohen  Alkoholgehalt  aus, 
was  natürlich  yolkswirtschafciich  wenig  empfehlenswert  ist,  sich  aber 
gerade  aas  der  schablonenhaften  Steuer  erklärt,  die  zu  einer  möglichst 
weitgehenden  Aasnutzung  der  Braustoffe,  insbesondere  hoher  Vergänrung, 
anreizt 
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80  bleiben  nur  indirekte  Hülfsmittel  zur  Verfügung,  nämlich 
Forderung  sehr  minutiöser  Buchführung  und  Buchauszüge 
seitens  des  Brauers,  monatliche  Eidesleistung  desselben  in 
Bezug»  auf  die  Richtigkeit  seiner  Angaben*,  drakonische,  mit 
der  Schwere  der  jeweiligen  Delikte  in  keinerlei  Verhältnis 
stehende  Strafen  und  —  last  not  least  —  Begünstigung  des  De- 
nunziantentums. —  Kurz,  man  braucht  sich  nur  dieses  alles  zu 
vergegenwärtigen  und  in  Gedanken  auf  heimische  Verhältnisse 
zu  übertragen,  um  zu  begreifen,  dafs  es  für  diese  kaum  ein 
unglücklicheres  System  geben  dürfte  als  das  amerikanische. 
Wir  finden  es  in  Europa  nur  noch  in  ßuraänien  und  Serbien  *, 
wo  jedoch  die  Brauerei  nur  in  einigen  gröfseren  Betrieben 
besteht  und  daher  eine  Sonderstellung  unter  den  dortigen 
Oewerben  einnimmt,  und  neuerdings  in  Dänemark,  wo  die 
Produktion  ebenfalls  zum  gröfsten  Teil  auf  den  Grofsbetrieb 
konzentriert  ist  und  aufserdem  die  Fafssteuer  mehrfache  Mo- 
difikationen erfahren  hat,  die  social  politisch  und  finanzwirt- 
schaftlich ihr  einigermafsen  zum  Vorteil  gereichen  (Freilassung 
von  Bier  mit  weniger  als  2^/2  ®/o  Alkoholgehalt  von  der 
10  Kronen  pro  Tonne  (=  131,39  Liter)  betragenden  Steuer', 
Verbot  von  Bieren  mit  mehr  als  6^/o  Alkoholgehalt,  Kontin* 
gentierung  des  der  Staatskasse  zuzuführenden  Steuerertrages 
und  Überweisung  der  Überschüsse  an  die  das  Steueraufkommen 
repräsentierenden  Gemeinden). 

Bemerkt  mag  noch  werden ;  dafs  das  amerikanische 
Steuersystem  sowohl  den  Haustrunk  in  den  Brauereien  aln 
auch  die  Biererzeugung  für  den  eigenen  Bedarf  steuerfrei 
läfst,  was  ebenfalls  gegen  das  Prinzip  der  Brausteuer- Allgemein- 
heit verstöfst. 

Den  denkbar  gröfsten  Gegensatz  zur  ganz  und  gar  „un- 
wissenschaftlichen*' amerikanischen  Fabrikatssteuer  stellt  in 
Erinzipieller  Hinsicht  das  nächste  System,  die  Halbfabri- 
atssteuer  mit  direkter  Steuerbemessung  dar,  die 
sogenannte  Würzesteuer ,  die  in  Österreich  -  Ungarn ,  Italien 
und  Grofsbritannien  eingeführt  ist  Theoretisch  stellt  sie 
zweifelsohne  das  Ideal  aller  Brausteuersysteme  dar,  da  hier 
der  Steuersatz  genau  der  Qualität  (Extrakthaltigkeit)  des 
Produktes  angemesen  ist.  Mittels  des  Saccharometers  wird 
unter  gewissen  Vorkehrungen  die  Grädigkeit  (in  Grofs- 
britannien das  specifische  Gewicht)  und  die  Menge  der  Würze 
ermittelt    und  die   Zahl   der   gefundenen   Saccharometergrade 

^  Die  nach  Meinung  von  Kennern  aber  zu  einer  leeren  Formalität 
herabgeiiunken  ist. 

^  Die  Fabrikatsteuer  in  Griechenland  ist  mehr  eine  Abfindungs- 
leistung  seitens  der  dortigen  6  Brauereien. 

»  Womit  das  als  Volksgetränk  sehr  verbreitete,  obeigährige  Weifs- 
bier steuerfrei  bleiben  würde,  während  das  nach  deutscher  Art  gebraate 
TAer  (^baier  al^)  die  eigentliche  Steuerlast  tragen  würde,    y.  May  a.  a.  O. 
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und  Hektoliter  mit  dem  pro  Grad  und  Hektoliter  festgesetzten 
Steaerfufs  multipliziert  (in  Österreich  -  Ungarn  16,7  Kreuzer 
pro  Hektolitergrad,  in  Italien  60  centesimi)  und  so  der  Steuer- 
betrag  festgestellt. 

Dieser  theoretischen  Vollkommenheit  des  Systems  steht 
aber  eine  so  grofse  durch  das  Wesen  desselben  bedingte 
Kompliziertheit  und  Schwerfillligkeit  der  Erhebungstechnik 
gegenüber,  dafs  dadurch  dieses  System  sich  in  der  Praxis  ak 
wenig  empfehlenswert  darstellt 

Man  kann  ohne  Übertreibung  behaupten,  die  Geschichte 
der  österreichischen  Wtirzesteuer  stellt  seit  der  allgemeinen 
industriellen  Ausgestaltung  der  österreichischen  Brauerei  eine 
einzige  Leidensgeschichte  für  das  Gewerbe,  eine  ununter- 
brochene Kette  von  wirtschaftlichen  und  fiskalischen  Schwierig- 
keiten aller  Art  dar.  Wenn  nach  von  Hock  das  Charakte- 
ristikum einer  guten  Steuer  besonders  darin  liege,  dafs  von 
ihr,  ähnlich  wie  von  einer  guten  Hausfrau,  möglichst  wenig 
gesprochen  werde,  so  ist  dies  für  das  österreichische  Brau- 
steuersystem das  denkbar  schlechteste  Zeugnis.  Freilich  die 
mannigfachen  Mängel  und  Unzuträglichkeiten  auf  dem  Gebiete 
der  österreichischen  Brausteuer  sind  nicht  ausschliefslich  durch 
die  theoretische  Eigenart  des  Systems  bedingt;  es  treflFen  in 
ihr  zahlreiche  Umstände  zusammen,  die  in  bestimmten  staats- 
und  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln,  wie  die 
exorbitante  Höhe  der  Steuer  (ca.  3,72  Mk.  auf  den  Hektoliter 
Bier),  die  mit  der  der  Branntweinsteuer  auch  jetzt  bei  weitem 
noch  nicht  in  rechtem  Verhältnis  steht,  femer  das  unentwirr- 
bare System  von  Linien-  etc.  Zuschlägen,  die  auch  jetzt  trotz 
mehrfacher  Vereinfachungen  noch  drückend  genug  wirken,, 
und  schliefslich  das  mangelhafte  Funktionieren  des  Verwaltungs- 
und Beamtenapparates  in  den  oberen  wie  in  den  unteren 
Schichtend 

Sehen  wir  jedoch  von  diesen  specifisch  österreichischen 
Verhältnissen  ab  und  beschränken  wir  uns  lediglich  auf  die 
für  die  praktische  Bedeutung  der  Würzesteuer  typischen  That- 
sachen,  so  ist  in  erster  Linie  die  äufserst  hemmende  Kontrolle 
und  Erhebungsweise  der  Steuer  zu  nennen. 

Die  Steuerbemessung  geschieht  auf  dem  Kühlschifi^,  wohin 
die  kochend  heifse  Würze  aus  der  Braupfanne  geführt  wird 
und  dort  mehrere  Stunden  zur  Abkühlung  und  Oxydation 
verbleibt,  worauf  sie  dann  in  den  Gährkeller  gelangt.  Im 
Interesse   der  Gefällssicherheit  ist   nun   vor   allem   darauf  zu 


^  So  wird  vielfach  gerade  in  der  UnzuverlSssiskeit  der  unteren  mit 
der  Steuererhebung  und  -Überwachung  betrauten  Finanzorgane  ein,  ja 
vielleicht  „der^  wunde  Punkt  der  MifsUchkeiten  in  der  dortigen  Braa- 
steuer  gesucht  In  der  Fachpresse  gehen  hierüber  oft  erstaunliche  Offen- 
barungen um. 
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achten,  dafs  weder  von  der  Braupfanne  (durch  Nachsude)^ 
noch  durch  sonstige  Nachgllsse  das  steueramtlich  nach  Menge 
und  Grädigkeit  festgestellte  Würzequantum  auf  dem  Eühl- 
schiff  oder  in  den  Gährbottichen  vermehrt  und  verdünnt  wird. 
Es  ist  daher  der  ganze  Betrieb  vom  Unterzünden  der  Brau- 
pfanne bezw.  vom  Einströmen  der  Dämpfe  in  die  Maischkessel 
(bei  Dampf  brauereien)  bis  zur  Verbringung  des  Biers  steuer- 
amtlich zu  überwachen  und  das  eigentliche  Brauverfahren 
genau  zu  reglementieren.     Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Brau-  , 

Efannen  versiegelt  zu  halten  und  können  nur  von  einem 
ontroUierenden  Steuererheber*  während  der  Dauer  de» 
Sicdens  vom  Verschlufs  befreit  werden.  Die  jeweilig  ange- 
meldete Gufsführung  ist  strengstens  innezuhalten^  eine  Über- 
schreitung derselben  um  b^lo  wird  als  ^schwere  GefäUsüber- 
tretung"  mit  dem  4 — 8  fachen  Betrage  der  verkürzten  oder  der 
Gefahr  der  Verkürzung  ausgesetzten  Steuer  geahndet.  Die 
Vornahme  eines  zweiten,  heifsen  Aufgusses  (die  eigentlich  in 
allen  ökonomisch  betriebenen  Brauereien  behufs  voller  Aus- 
nutzung des  Materials  stattfindet)  kann  nur  von  Fall  zu  Fall 
unter  Voraussetzung  besonderer  Bedingungen  gestattet  werden. 
Die  Menge  und  Gradhaltigkeit  dieses  Aufgusses  wird  besonders 
festgestellt  und  zu  Protokoll  genommen.  Auch  die  Gewinnung 
von  Glattwasser  (kalter  Treberaufgufs)  ist  an  steueramtliche 
Genehmigung  und  ein  umständliches  Verfahren  geknüpft.  Die 
Benutzung  der  Gährbottiche  ist  eine  ungemein  gebundene. 
Tst  so  die  den  Brauereibetrieb  durchziehende  Kontrolle  nicht 
nur  ungemein  hemmend,  sondern  auf  Schritt  und  Tritt  die 
technische  Aktion  des  Brauers  hemmend,  jede  technische 
Neuerung  aufs  empfindlichste  erschwerend,  so  gilt  dies  von 
der  Erhebung  der  Steuer,  dem  amtlichen  Bemessungsakt  in 
noch  höherem  Grade.  Um  zunächst  das  steuerliche  Quantum 
auf  dem  Kühlschiff  festzustellen,  sind  mit  dem  „Hammstabe" 
umständliche  Anlegungen  und  Messungen  zu  machen.  Die 
Kühlschiffe  sind  nämlich  auf  das  komplizierteste  geaicht. 
Es  erhalten  beispielsweise  drei  Kühlschiffe  mit  drei  Unter- 
abteilungen, wie  sie  in  österreichischen  Untergährbrauereien 
vorkommen,  bei  der  jährlich  wenigstens  einmal  zu  erneuernden 
Aichung  36  Stück  Hammklammern,  72  Stück  Hammleisten^ 
36  Hammklammernummem,  8  Kühlschiffnummem ,  42  Raum- 
inhaltsbezeichnungen,  76  österreichische  Doppeladler  und  1  Ab- 
aichungsdatum ,    also     zusammen    266    Bezeichnungen    nebst 


>  Es  sind  deren  immer  mindestens  2  Beamte  anwesend,  die  —  die 
sogenannte  Finanzwache  —  in  der  Brauerei  förmlich  einquartiert  sind; 
der  Oberaufseher,  der  seinen  Posten  im  Sudhause  hat,  und  ein  Aufscher, 
der  im  Kühlhause  oder  neben  dem  ZusAmmenpifsbottiche  patrouilliert 
Sie  haben  solange  im  Betriebe  zu  verweilen,  „bis  die  vollkommene  Be- 
ruhigung über  die  stattgefundene  Gebahrung  erlangt  worden  ist^,  als- 
dann —  „können'^  sie  gehen. 
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9  Hammstäben,  auf  denen  die  Höhen  der  36  Hammklammem 
markiert,  die  mit  den  Hammklammem  korrespondierenden 
Nummern  und  Rauminhalte,  die  Nummern  der  Kühler  und 
die  Eimerzahl  der  Unterabaichungen  jeder  Kühle  angegeben 
sind,  mit  gefällämtlichem  und  Parteisiegel  und  Unterschrift 
des  die  Abaichung  leitenden  Pinanzwachorganes,  des  an- 
wesenden Gerichtsbeistandes  und  der  Partei  versehen !  ^ 

Nach  Bewältigung  der  quantitativen  Aufnahme,  wobei  die 
.  richtige  Stellung  aller  Hammklammern  zu  prüfen  sowie  fest- 
zustellen ist,  ob  der  Stand  (Spiegel)  der  Würze  mit  der 
Schneide  der  Hammklammern  übereinstimmt,  wobei  jedoch 
ein  Minderbefund  gegenüber  der  angemeldeten  Menge  bei  der 
Steuerbemessung  nicht  berücksichtigt  wird,  ein  Mehr- 
befund ,  sofern  er  5  ^-o  nicht  überschreitet,  aber  ent- 
sprechend mehr  versteuert  wird,  —  findet  die  qualitative 
Aufnahme  statt,  bei  der  ebenfalls  das  ungleiche  Vermhren  be- 
züglich der  angemeldeten  und  wirklich  vorgefundenen  Sac- 
charometergrade  statt  hat,  jedoch  mit  der  Modifikation, 
dafs  ein  Mehrbefund  bis  ^/s  Saccharometergrad  straf-  und 
steuerfrei,  ein  solcher  von  ^/s — 1  Grad  straf-  aber  nicht  steuer- 
frei, ein  solcher  über  1  Grad  strafbar  ist.  Die  Ermittlung 
der  Sacharometergrade  mufs  äufserst  sorgfältig  geschehen  und 
erfordert  grofse  Übung  und  genaue  Temperaturbeobachtung 
der  zu  prüfenden  Würze.  Es  ist  eine  häufig  lautgewordene 
Klage  der  österreichischen  Brauereiinteressenten,  dafs  das 
Steuerpersonal  mit  dieser  schwierigen  und  verantwortlichen 
Manipulation  oft  nur  mangelhaft  vertraut  sei,  dieselbe  oft  nach- 
lässig ausübe  und  dafs  mitunter  auch  die  dabei  benutzten  amt- 
lichen Saccharometer  fehlerhaft  wären  und  daher  ungenau 
funktionierten.  —  Im  hohen  Grade  nachteilig  ist  auch  die  bei 
diesem  System  zwar  ohnehin  nicht  leichte,  bureaukratisch  aber 
noch  weit  rigoroser  erfolgte  Regelung  der  Steuerrückver- 
gütung speciell  bei  der  Bierausfuhr  gewesen.  Es  wurde  ein- 
fach nur  der  Satz  rückvergütet,  der  seitens  der  Brauerei  filr 
das  im  Laufe  des  letzten  halben  Jahres  mindestgrädig  gebraute 
Bier  entrichtet  war.  Die  hierdurch  bewirkte,  jährlich  auf  ca. 
150 — 200000  Gulden  sich  beziffernde,  den  Bierexport  aucr- 
kanntermafsen  sehr  schädigende  Plusmacherei  des  Fiskus  war 
denn  auch  von  jeher  der  gewichtigste  Angriffspunkt  in  dem 
Jahrzehnte  langen  Kampf  gegen  das  drückende  System.  Erst 
im  Jahre  1888  verstand  sich  die  österreichische  Regierung  da- 
zu, diesem  allenthalben  anstöfsig  empfundenen  Zustande  ein 
Ende  zu  machen  und  für  die  Bemessung  der  Steuerrückver- 
gütung ein,  oder  vielmehr  mehrere  Verfahren  einzuführen,  die 

1  Ans  M.  Scharry:  Anti*ag  auf  EiDfUhning  der  Malzsteuer,  ^tellt 
iD  der  Sitzung  der  Handels-  uud  Gewerbekammer  zu  Prag  am  28.  Januar 
1867.    Entnommen  aus  v.  Majs  Kommentar. 
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zwar  zum  Teil  auch  noch  recht  kompliziert  sind  aber  doch 
der  Forderung  der  Steuergerechtigkeit  annähernd  Rechnung 
tragen. 

Angesichts  der  hier  nur  in  allgemeinen  Umrissen  gekenn- 
zeichneten Verhältnisse  des  österreischen  Steuersystems  in  der 
Praxis  scheint  es  in  der  That  fraglich,  ob  es  sich  in  dieser 
Weise  auf  die  Dauer  wird  aufrecht  erhalten  lassen.  Aller- 
dings hat  sich  die  Regierung  gegen  das  mannigfache  An- 
drängen aus  Interessentenkreisen  auf  Einführung  eines  anderen 
Steuersystems,  sei  es  die  Material-  oder  Fabrikatssteuer,  stets 
durchaus  ablehnend  verhalten  und  dafür  einen  umfänglich  vor- 
bereiteten Gesetzentwurf  zur  Beratung  gestellt,  der  innerhalb 
de«  herrschenden  Systems  die  Hauptmängel  beseitigen  will. 
Es  handelt  sich  dabei  um  die  Abstellung  der  bereclitigten 
technischen  Bedenken  bezüglich  der  Erhebung  der  Steuer  auf 
dem  für  die  Würze  bekanntlich  so  geßihrlichen  Kühlschiff. 
Versuchsweise  sind  mehrfach  in  Brauereien,  wo  man,  dem 
technischen  Fortschritte  folgend,  das  Kühlschiff  abgeschafft 
hat,  grofse  Mefsbottiche  eingeführt  worden,  ohne  dafs  jedoch 
damit  bisher  abschliefsende ,  befriedigende  Erfahrungen  für 
eine  rationelle  Steuerbemessung  gemacht  worden  wären.  Jeden- 
falls wird  es  aufserordentlich  schwer  halten,  alle  dem  System 
in  der  Praxis  anhaftenden  Mängel  hierdurch  zu  beseitigen  und 
man  wird  daher  v.  May*  beistimmen,  der  sein  Urteil  über 
das  Würzesteuersystem  mit  folgenden  Worten  schliefst:  „Würde 
es  einmal  gelingen,  einen  mechanisch  wirkenden  Apparat  — 
ähnlich  wie  das  für  die  Besteuerung  des  Branntweins  der  Fall 
ist  —  zu  konstruieren,  welcher  genau  und  sicher  Menge  und 
Gehalt  des  Bieres  selbstthätig  anzeigt,  dann  allerdings  „wäre 
das  v.  Hocksche  Ideal  wohl  erreicht  und  die  „beste"  Bierbe- 
steuerungsform gefunden.  Allein  die  technischen  Schwierig- 
keiten für  einen  solchen  Apparat  sind  der  Art  grofse,  dafs 
eine  Aussicht  auf  Verwirklichung  dieses  Gedankens  wohl 
kaum  besteht."  — 

Wenn  die  Würzesteuer  in  Italien  und  England  nicht  zu  be- 
sonders bemerkbaren  Ausstellungen  Anlafs  gegeben  hat,  so  liegt 
dies  an  anderweitigen  Verhältnissen.  Die  italienische  Brauerei 
(durch  139  Betriebe,  worunter  nur  ca.  20  gröfsere,  mit  ca. 
139000  hl  Produktion  repräsentiert)  spielt  überhaupt  keine 
nennenswerte  Rolle,  auch  unterliegen  die  übrigen  Getränke 
einer  hohen  Besteuerung.  Für  Bier  trägt  sie  pro  Hektoliter 
ca.  5,73  Mark  aus.  In  Grofsbritannien  dagegen  hat  die  seit 
1880  eingeführte  Würzesteuer  (pro  hl  Bier  3,82  Mark),  die 
übrigens  nach  etwas  einfacheren  Grundsätzen  als  in  Österreich 
bemessen  wird,  teils  einige  Erleichterungen  gegen  die  bisherige 
Malzsteuer  gebracht,  teils  sind  die  englischen  Brauer  die  auch 

*  Conrads  Staatswörterbach  a.  a.  0. 
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hier  sehr  hemmenden  und  umständlichen  Kontrollen  schon  von 
der  Malzsteuer  her  gewohnt,  wo  sie  in  einigen  Punkten  (bes. 
die  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  Malz)  sogar  etwas  weniger 
lästig  geworden  ist.  — 

Es  erübrigt  neben  der  Würzesteuer  noch  der  auf  indi- 
rektem Wege  bemessenen  Halbfabrikatssteuer,  der  so- 
genannten Kessel-  oder  Maischbottichsteuer  zu  gedenken.  Mit 
seltner  Einstimmigkeit  haben  Theorie  und  Praxis  dieses  System 
als  das  all  erschlechteste  gekennzeichnet.  Es  vereinigt  aufs 
unglücklichste  die  theoretischen  Mängel  der  Fabrikatssteuer 
mit  den  praktischen  Mängeln  der  Würzesteuer.  Sie  entstammt 
einer  gänzlich  veralteten  Technik,  wie  denn  auch  ihre  Ein- 
führungsjahre in  den  in  Betracht  kommenden  Ländern  durch- 
weg weit  zurückliegen. 

Nur  durch  den  Umstand  langjähriger  Gewohnheit  und 
untergeordneter  Bedeutung  der  Brauerei  ist  es  erklärlich,  dafa 
diese  technisch  wie  fiskalisch  gleich  unzulängliche  Steuer,  die 
Grosfils*  schlechtweg  „un  systfeme  d^plorable"  nennt,  sich 
in  der  Gegenwart  überhaupt  noch  halten  kann.  Das  System 
beruht,  indem  es,  ohne  jedfe  Rücksicht  auf  Zusammensetzung 
und  Grädigkeit  des  Halbfabrikats,  entweder  den  mit  Würze 
gefüllten  Sudkesselraum  oder  den  Maische  enthaltenden  Maisch- 
bottichraum als  Steuermafs  erfafst,  auf  der  Voraussetzung, 
dafs  aus  einem  bestimmten  Mafsinhalte  des  betr.  Apparats  auch 
nur  ein  bestimmtes  Bierquantum  gezogen  werden  könne.  Für 
die  Ertragssicherstellung  der  Steuer  ergab  sich  daraus  ein 
ebenso  kompliziertes,  wie  zweckloses,  den  Betrieb  in  jeder 
Weise  hemmendes  Kontrollsystem,  was  von  der  ersten  Hand- 
lung des  Brauprozesses  sich  oft  bis  in  die  Ausschankräume 
der  Wirte  erstreckte,  —  für  die  unter  dem  ungerechten  Prinzip 
und  der  rigoros  gehandhabten  Technik  der  Steuer  leidenden 
Brauer  ergab  sich  daraus  das  Streben,  auf  alle  Weise  unter 
Beiseitesetzung  aller  rationell  technischen  Gesichtspunkte  an 
der  Steuer  zu  sparen.  Der  Bericht  der  vom  französischen 
Parlament  im  Jahre  1880  eingesetzten  Kommission  zur  Prüfung 
der  Reformvorschläge  für  die  Getränkesteuer  Frankreichs  sagt 
in  Bezug  hierauf*:  „Das  Gesetz  läfst  dem  Brauer  nicht  die 
Wahl  der  erforderlichen  Mittel  und  Wege;  die  Verfügung  über 
seine  Zeit,  die  Bestimmung  der  Qualität,  die  er  seinem  Er- 
zeugnis geben  soll  —  alles  ist  vorausgesehen  und  bestimmt 
Der  Finanzbehörde  ist  es  anheimgestellt,  die  Stunden  für  die 
einzelnen  Arbeiten  festzusetzen,  den  Rauminhalt  und  die  Zahl 
aller  zur  Verwendung  gelangenden  Gefilfse  anzugeben,  über 
das  zu  verwendende  Material,  über  die  Art  der  Arbeit  und 
das    zu    erzeugende    Produkt    ein   Urteil   zu  fällen    etc.**    — 


*  L'impot  8ur  la  bifere.    Braxelles  1880. 

*  Citatur  nach  v.  May,  Kommentarf  ebenso  die  folgenden  Citate. 
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Orosfils  in  seinem  genannten  Werk  hebt  noch  die  aufser- 
ordentliche  Kostspieligkeit  dieses  Systems  hervor,  die  „die  un- 
ausgesetzt notwendige  Kontrolle  veranlafst,  während  dennoch 
mehr  als  einmal  ein  ganzes  Gebräu  der  Steuerbehörde  ver- 
heimlicht wird."  —  Über  letzteren  Punkt  äufsert  sich  auch 
Habich^  ein  bekannter  Brauereischriftsteller  der  sechsziger  und 
siebziger  Jahre,  in  seiner  Schrift  „Ein  Wort  zur  Verstän- 
digung", in  interessanter  Weise,  indem  er  mehrere  Manipula- 
tionen auffuhrt,  durch  die  eine  Umgehung  der  Steuer  auf  die 
leichteste  Art  zu  bethätigen  sei.  —  Besonders  treflFend  hat 
liuch  Holzner  in  seinem  bekannten  Vortrage  auf  dem  Deut- 
schen Brauertage  zu  München  1880,  „über  die  verschiedenen 
Formen  der  Bierbesteuerung"  die  technische  Verwerflichkeit 
dieses  Steuersystems  charakterisiert,  indem  er  darauf  hinweist, 
dafs  die  Steuer  1)  „den  Brauer  veranlafst  an  Steuer  zu  sparen: 
a)  indem  er  die  Bierbereitung  nicht  dem  Fortschritt  in  der 
Technik  allein  anpafst  und  b)  die  Biere  stärker  (alkoholreich) 
aber  nicht  schwerer  (extraktreich)  macht;  2)  dafs  sie  die  freie 
Bewegung  zu  sehr  beschränkt  und  3)  sehr  grofse  Erhebungs- 
kosten verursacht.  Damit  der  Brauer  an  Steuer  erspart,  wer- 
den die  Kränze  möglichst  weit  gemacht  oder  die  Maischvor- 
richtungen recht  massiv  konstruiert.  Hierdurch  entstehen  Ver- 
luste an  Brennmaterial  und  unnötige  Ausgaben  für  Maschinen 
und  für  Arbeitskräfte,  die  kleinere  Brauer  sich  nicht  anschaffen 
können.  Das  Malz  wird  nicht  vollständig  ausgenützt,  das 
Bier  wird  nachträglich  mit  Wasser  verdünnt  etc."  —  In  ähn- 
licher Weise  spricht  sich  auch  die  als  Manuskript  gedruckte 
„Denkschrift  zur  Bierbesteuerungsfrage  in  Preufsen",  1867, 
hierüber  aus. 

Eigentümlich  ist  diesem  Steuersystem  übrigens  noch,  dafe 
ungeachtet  aller  mehr  oder  minder  zulässigen  Manipulationen 
der  Brauer  an  der  Steuer  zu  sparen  (so  auch  durch  Kränze- 
aufsetzen  auf  den  Kessel  wie  in  Baden,  wo  diese  mit  zum 
Kesselraum  gerechnet  werden),  die  Menge  des  wirklich  er- 
zeugten Bieres  infolge  des  stets  unvermeidlichen  Abganges 
(„Schwund'*)  während  des  ferneren  Brauprozesses  dennoch 
hinter  der  auf  Grund  des  amtlich  festgestellten  Kesselinhaltes 
zu  versteuernden  Menge  zurückbleibt  Die  badische  Regierung 
giebt  die  hierdurch  entstehende  Differenz  durchschnittlich 
selbst  auf  ca.  25®/o  an,  um  die  sich  also  die  Steuerlast  erhöht. 
In  Frankreich  werden  daher  aus  diesem  Grunde  20 *^/o  des 
Bauminhaltes  des  Kessels  als  Ersatz  für  Verluste  der  Fabri- 
kation, des  UmfüUens,  Auslaufens,  Verdunstens  und  anderer 
Zufälle  von  der  Steuersumme  abgerechnet.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  welche  Verechiedenheiten,  natürlich  stets  zu  Gunsten 
des  rationeller  gehandhabten  Grofsbetriebes  sich  hieraus  für 
die  jeweilige  Höhe  der  Steuerlast  in  den  verschiedenen  Braue- 
reien ergiebt 
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In  Deutschland  kommen  für  dies  System,  speciell  für 
die  sogen.  Kesselsteuer,  wie  erwähnt  Baden  und  die  Reichs- 
lande  in  Betracht.  Die  ziemlich  hohe  Steuer  von  2  Pf.  pro 
Liter  Eesselinhalt,  die  für  den  Hektoliter  Bier  eine  definitive 
Belastung  von  2,67  Mark  austrägt,  ist  schon  seit  Anfang  der 
sechsziger  Jahre  Gegenstand  der  Agitation  der  badisehen 
Brauerkreise.  Es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  unter  allen 
Staaten  dieses  Brausteuersystems  Baden  die  Handhabung  des- 
selben auf  das  möglichst  praktische  eingerichtet  hat,  dennoch 
sind  die  Klagen  der  unter  der  Steuer  ersichtlich  leidenden 
Brauer  (vorwiegend  Kleinbetriebe)  nach  wie  vor  sich  gleich 
geblieben.  Es  ist  bezeichnend  für  die  grofse  Macht  der  Ge- 
wohnheit gerade  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens,  dafs  die 
sonst  so  energievolle  badische  Regierung  sich  hier  trotzdem 
noch  immer  nicht  im  fiskalischen  und  Gewerbsinter  esse  zu 
einer  radikalen  Reform  entschliefsen  kann.  Ein  auf  Einführung 
der  Malzgewichtssteuer  abzielender,  durch  Brauerpetitionen 
veranlafster  Gesetzentwurf  wurde  1883  in  der  zweiten  oadischen 
Kammer  bei  Stimmengleichheit  durch  Entscheid  des  Präsi- 
denten abgelehnt.  Es  steht  jedoch,  zumal  bei  der  seit  zwei 
Jahren  wieder  sehr  rege  gewordenen  Agitation  in  den  Inte- 
ressentenkreisen und  darüber  hinaus,  mit  Bestimmtheit  zu  er- 
hoffen, dafs  die  Tage  des  gänzlich  veralteten  badischen  Kessel- 
steuersystems gezählt  sind.  Das  zukünftige  System  wird 
zweifelsohne  die  Malzsteuer  sein,  ob  nach  Mafs  oder  Gewicht 
erhoben,  steht  freilich  dahin. 

Die  gleiche  Prognose  läfct  sich  dem  noch  in  den  Reichs- 
landen herrschenden  französischen  Kesselsteuersystem  stellen, 
zumal  hier  die  Reichsverfassung  eine  geeignete  Handhabe 
bietet,  die  reichsländische  Brauerei  dem  Reichssteuergebiet 
einzuverleiben,  was  bekanntlich  zur  Zeit  auch  seitens  der  Reichs- 
regierung geplant  wird  und  gewifs  nur  in  jeder  Weise  den 
berechtigten  Interessen  dieser  daselbst  zur  Zeit  keineswegs  pro- 
sperierenden Industrie  förderlich  sein  würde.  Die  Steuer  be- 
trägt auf  den  Hektoliter  starken  Biers  (sogen,  Lagerbier) 
2,80  Mark,  auf  schwaches  Bier  (Nach-  oder  Dünnbier)  58  Pf. 

Auch  in  Frankreich  ist  das  veraltete  System  seit 
längerer  Zeit  schon  ins  Wanken  geraten.  Die  seit  mehreren 
Jahren  in  gröfserem  Umfange  anhebende  industrielle  Produk- 
tionsentfaltung der  dortigen  Brauerei  drängt  mehr  und  mehr 
zu  einer  durchgreifenden  Reform  auf  diesem  Gebiete. 

Die  ersten  Reformvorschläge  tauchten  bereits  1871  auf. 
Die  Verhältnisse  der  Biersteuer  sind  dort  insofern  bezüglich 
einer  Reformierung  kompliziert,  als  die  gesamten  Getränke- 
steuem  Frankreichs  einer  umfassenden  Reform  harren  und 
nur  schwer  von  einander  abzugliedern  sind.  Die  Kommissionen 
sind  bereits  seit  1888  mit  Reformplänen  beschäftigt  Der  Vor- 
schlag, die  Biersteuer  nebst  der  Wein-  und  Cidersteuer  gänz- 
lich aufzuheben  und  zu  ihrein  Ersatz  eine  entsprechende  Er- 
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höhung  der  AlkohoUteuer  und  der  Lizenzgebühren  eintreten 
zu  lassen,  hängt  noch  zu  sehr  in  der  Luft,  um  genaueres 
über  seine  Aussichten  auf  Verwirklichung  aussagen  zu  können. 

—  Die  Steuer  trägt  dermalen  3  fr.  75  cent  für  den  hl  forte 
biire  und  1  fr.  25  cent  fUr  den  hl  petite  bi^re  aus. 

In  Holland,  Belgien  und  fiufsland  ist  die  Maischbottich- 
steuer,  die  sich  in  ihren  prinzipiellen  und  thatsächlichen 
Mängeln  mit  der  Kesselsteuer  deckt,  von  alters  her  üblich. 
In  ersteren  beiden  Ländern  geht  sie  auf  das  noch  gemein- 
schaftliche Gesetz  vom  Jahr  1822  zurück.  Trotz  des  im  ganzen 
zurückgebliebenen,  fast  noch  den  mittelalterlichen  Charakter 
tragenden  technischen  Zustandes  der  dortigen,  seit  vielen  Jahr- 
hunderten heimischen,  obergährigen  Brauerei  mufste,  in  Belgien 
1885,  in  Holland  schon  1867,  derselben  jedoch  die  Konzession 

femacht  werden,  die  Steuer  auch  nach  dem  in  Deutschland  so 
ewährten  System  der  Malzschrotsteuer  zu  entrichten.  Es  be- 
trägt demnach  in  Belgien  die  Steuer  entweder  4  fr.  pro  hl 
Ilauminhalt  des  Maischbottichs  oder  10  cent.  für  das  kg  Malz- 
schrot (pro  hl  Bier  ca.  1,14  Mark)  und  in  Holland  entweder 
1  fl.  (=  1,69  Mark)  pro  hl  Rauminhalt  oder  3*/a  cent  pro  kg 
Malzschrot.  (Das  macht  pro  hl  Bier  ca.  0,99  Pf.  Steuer  aus.) 
Es  ist  klar,  dafs  der  zur  Zeit  herrschende  Dualismus  im  hol- 
ländischen und  belgischen  Brausteuersjstem  auf  die  Dauer 
nicht  zu  halten  ist,  da  er  besonders  fiskalisch,  wegen  der  er- 
höhten Erhebungskosten,  bedeutende  Unkosten  bereitet  und 
aufserdem  die  Ertragssicherheit  darunter  leidet.  Bei  dem  na- 
türlichen, auch  statistisch  deutlich  erkennbaren  Streben  der 
niederländischen  Brauerei,  zur  Malzschrotsteuer  überzugehen, 
dürfte  die  völlige  Aufhebung  der  Maischbottichsteuer  nicht 
allzu  lange  mehr  auf  sich  warten  lassen,  zumal  die,  speciell  in 
Holland,  neuerdings  Terrain  gewinnende,  moderne  Lagerbier- 
brauerei auf  industrieller  Basis  sich  immer  schwerer  mit  jenem, 
allen  technischen  Fortschritt  knebelnden  Steuersystem  verträgt. 
Was  endlich  Rufsland  anlangt,  so  hat  es  freilich  dort 
mit  der  Biersteuer  noch  gute  Wege.     Die  Maischbottichsteuer 

—  die  sogen.  Accise  mit  20  Kopeken  pro  Wedro  — ,  neben 
der  eine  eoenfalls  nach  der  Produktionsgröfse  bemessene  Ge- 
werbesteuer —  die  sog.  Patentsteuer  —  erhoben  wird,  ist  mit 
der  gesamten  Getränkebesteuerung  so  eng  verknüpft,  dafs  eine 
gesonderte  Reformierung  der  Biersteuer  dort  zur  Zeit  nicht 
abzusehen  ist.  Es  steht  jedoch  dahin,  ob  die  wachsende  Be- 
deutung der  in  manchen  Gegenden  durchaus  industriell  ver- 
anlagten Brauerei  nicht  dereinst  Wandlungen  auf  diesem  Ge- 
biete zeitigen  wird.  Vielleicht  dafs  dann  die  verhältnismälsig 
musterhafte,  automatisch  bemessene  Malzschrotsteuer  in  Finn- 
land zum  Vorbilde  dienen  wird. 

Es   bleibt  sonach   als   letzte  und  relativ   einwandfreieste 
Bier-Steuerform  die  sogen.  Materialsteuer  übrig.     Bringt 
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sie  zwar  das  Prinzip  der  Qoalitätsbesteaerang  theoretisch  nickt 
so  unmittelbar  zum  Ausdruck  wie  die  direkt  bemessene  Würze- 
steuer,  so  steht  sie  doch  in  ihrer  Technik,  d.  h.  in  der  Hand- 
habung ihrer  Erhebungsweise  und  Eontrolie,  so  hoch  über  allen 
anderen,  im  yorstehenden  skizzierten  Systemen  —  insbesondere 

Serade  auch  über  der  Würzesteuer  — ,  dafs  sie  unbedingt  als 
ie  empfehlenswerteste  Steuerform  anzusehn  ist 

Im  einzelnen  kommen  bei  der  Materialsteuer  in  Betracht 
die  Gersten-  und  die  Malzsteuer,  und  zwar  letztere  ent- 
weder nach  dem  Gewicht  oder  nach  dem  Mafs  des  zu  ver- 
brauenden Malzes  erhoben  ^.  Die  Gerstensteuer  (genauer  Mala- 
Zubereitungssteuer),  die  dermalen  nur  noch  in  Norwegen  (seit 
1827)  besteht  und  für  jedes  kg  Korn,  das  zum  Zwecke  der 
Malzbereitung  in  die  Weiche  gebracht  wird,  17,1  Oere 
(=  ca.  19,25  Pf. ;  pro  hl  Bier  ca.  4,81  Mk.)  betr^  hat  zwar^ 
wie  aus  der  oben  wiedergegebenen  Kalkulation  hervorzugehen 
scheint,  theoretisch  den  Vorzug,  dafs  sie  der  jeweils  zu  erzielen- 
den Ausbeute  besser  angepafst  ist  als  die  Malzsteuer,  erscheint 
jedoch  für  die  Praxis,  besonders  in  Ländern  mit  entwickelter 
Arbeitsteilung  in  der  Bierbereitung,  nicht  besonders  geeignet.  Bei 
der  heutzutage  so  sehr  entwickelten  gewerblichen  Malzbereitung 
würden  durch  diese  Steuer  den  zahlreichen  auf  Kaufmalz  an- 
gewiesenen Brauern  die  Bezugsverhältnisse  desselben  wesentlich 
erschwert  werden,  da  in  der  Kette  der  Steuerüberwälzenden 
ein  neues  Glied  —  der  Malzfabrikant  und  -Händler  —  ein- 
geschaltet würde,  wodurch  die  ohnehin  schwierige  Überwälzung 
auf  den  eigentlich  designierten  Steuertrtlger,  den  Konsumenten, 
so  kompliziert  würde,  dafs  alle  sonstigen  technischen  Vorteile 
dieses  Steuersystems  illusorisch  gemacht  würden.  Aber  auch 
innerhalb  des  Brauereibetriebes  bringt  diese  Steuer  ein  sehr 
lästiges  Kontrollsystem  mit  sich.  Die  Beobachtung,  dafs  nicht 
noch  anderweit  schon  gemälztes  oder  ungemälztes  Getreide  in 
die  Brauerei,  —  in  die  Maischapparate  oder  Weichstöcke  — 
gebracht  wird,  mufs  eine  ziemlicn  genaue  sein  und  erfordert 
nir  jede  Brauerei  die  fast  ständige  Anwesenheit  eines  Steuer- 
beamten. —  In  der  Diskussion  über  die  besten  Brausteuer- 
systeme ist  deshalb  auch  die  Gerstensteuer  nie  besonders  nach- 
drücklich empfohlen  worden. 

Damit  sind  wir  wieder  bei  der  Malzsteuer  und  der  Frage, 
von  der  wir  ausgegangen  waren,  ob  die  Besteuerung  des  Malzea 
nach  Mafs  oder  Gewicht  vorzuziehen  sei,  angelangt.     Nach  den 

^  Die  Hopfentteoer,  wie  sie  ehedem  in  England  üblich  war  und 
zur  Zeit  neben  der  Bienteucr  in  Kanada  in  Gebrauch  ist,  scheidet  hier 
aus,  da  sie  weniger  den  Brauer  als  den  Hopfenproduzenten  trifft  ond 
überhaupt  den  Cmirakter  einer  landwirtschaftlichen  Grundsteuer  (es  wird 
das  Uopfenareal  besteuert)  trfigt  In  England  gründete  sie  sich  vielleicht 
auch  auf  das  seiner  Zeit  vorhergegangene  strikte  Verbot  der  üopfenvec- 
.Wendung  zur  BierbrauereL 
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oben  herangezogenen  Kalkulationen  hatte  es  allerdings  den  An- 
schein, ab  ob  die  Qewichtssteuer  dem  Prinzip  der  Steuergerechtig- 
keit besser  Rechnung  trüge.  Aber  abgesehen  davon,  dafs  dioae 
Frage  in  ihrer  technischen  Begründung  thatsächlich  doch  nodi 
nicht  als  endgültig  entschieden  anzusehen  ist^,  müssen,  um  sa 
einem  umfassenden  Urteile  zu  gelangen,  auch  die  übrigen  a«a 
•dem  System  oder  der  Technik  der  l^den  Steuerarten  für  ihre 
praktische  (fiskalische  und  wirtschaftliche)  Wirksamkeit  emar 
nierenden  Momente  zum  Vergleich  herangezogen  werden,  wie 
•das  auch  bei  den  vorstehend  besprochenen  Steuerkategorien 
als  Notwendigkeit  zu  Tage  trat  —  Natürlich  sind  dabei  die 
Momente  aufser  acht  zu  lassen,  die  mit  der  Art  der  Steu^^ 
erhebnngan  sich  nicht  zusammenhängen,  sondern  lediglich  durch 
«pecifische,  in  den  in  Betracht  kommenden  Steuergebieten  mafa- 
gebende  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Verhältnisse  bedingt  sind. 
Allerdings  sind  es  gerade  diese  mit  dem  Steuersystem  inko- 
härenten Verhältnisse,  die  der  Würdigung  der  Sachlage  auf  dem 
Gebiete  der  Bierbesteuerung  in  diesen  Ländern  ihr  Gepräge  ver- 
leihen. Es  wäre  hier  in  erster  Linie  das  steueramtlich  überwachte, 
unbedingte  Surrogatverbot  in  Bayern,  das  einen  der  gröfsten  that- 
säcblichen  Vorzüge  darstellt,  den  das  bayerische  Malzaufschlags- 

Sesetz  vor  den  Steuergesetzen  der  übrigen  Gebiete,  specieQ 
as  Reichssteuergebiet  mit  Luxemburg  und  Königreich 
Württemberg,  hat.  Trotz  mannigfacher  Bestrebungen  der 
deutschen  Brauer,  besonders  in  neuerer  Zeit,  hat  es  be^ 
kanntlich  immer  noch  nicht  gelingen  wollen,  hier  ein  einheit- 
liches, den  bayerischen  Grundsätzen  nachgebildetes  Verbietunga- 
recht  fiir  das  Deutsche  Reich  zu  schaffen.  Ein  vor  2  Jahren 
im  Reichsgesundheitsamt  ausgearbeiteter  Entwurf  über  den 
Verkehr  mit  Bier  harrt  immer  noch  in  stiller  Verborgenheit 
der  gesetzlichen  Erledigung.  Ein  fernerer,  dem  bayerisch^i 
Steuersystem  direkt  zu  Gute  kommender  Vorzug  ist  ferner  die 
automatische  Bemessung  der  Steuer,  auf  deren  hohen  fiskar 
lisehen  und  wirtschaftlichen  Wert  schon  an  anderer  Stelle  hin- 
gewiesen war.  Nur  in  Finnland  hat  man  sich  bisher  diesen 
eminenten  Fortschritt  zu  Nutze  gemacht  und  automatische 
Wägeapparate  eingeführt,  die  zur  allseitigen  Zufriedenheit 
funktionieren.  Im  Reichssteuergebiet  ist  aufser  wenigen,  aus- 
nahmsweise zur  Probe  zugelassenen  Apparaten  dieser  Art  noch 
nichts  von  einer  etwa  zu  erwartenden  allgemeineren  Einführung 
derselben  zu  spüren. 

Im  Reichssteuergebiet  kompliziert   sich  das  Steuersystem 


^vonMaya.a.0.  vertritt  yielmehr  die  durchaus  entgegengesetzte 
Ansieht,  dafs  die  Volumensteuer  ausbleichender  wirke,  weil  nach  ihm 
Gewicht  und  Extrakthaltigkcit  des  Malzes  keineswegs  in  gleichem  Ver- 
hältnis zu  stehen  pflegen.  Siehe  auch  desselben  Autors  Kommentar  vom 
Jahre  1868. 
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besonders  noch  durch  die  drei  neben  einander  bestehenden 
Erhebungsarten:  Die  Fixation,  die  Versteuerung  auf  Brau- 
anzeige und  die  Vermahlungssteuer.  Die  letztere  Erhebungs- 
form ist  erst  durch  das  grundlegende  Gesetz  vom  31.  Mai  1872 
eingeführt  worden,  das  auch  überhaupt  erst  ein  allgemeines 
gleiches  Steuergebiet  für  die  norddeutschen  Staaten  schuf  und 
durch  Heranziehung  der  Surrogate  zur  Steuerpflicht  die  bis- 
dahin  bestandene  Braumalzsteuer  zur  vollständigen  Material- 
Steuer  erweiterte.  Die  Regel  bildet  nach  wie  vor  die  Steuer- 
erhebung auf  Brauanzeige,  auch  „Einmaischsteuer"  genannt  *, 
Es  ist  keine  Frage,  dafs  diese  Erhebungsform  den  der  Material 
Steuer  eigenen  Vorzug  in  der  technischen  Handhabung  und 
Eontrolle  der  Steuer  am  wenigsten  erkennen  läfst,  sich  hierin 
vielmehr  in  unliebsamer  Weise  dem  Kontrollsystem  der  Halb- 
fabrikatssteuer annähert.  Sie  bedingt  eine  durchgängige  Über- 
wachung des  ganzen  Brauprozesses  und  erschwert  auf  mannig- 
fache Weise  die  im  ProduRtionsinteresse  wtlnschenswerte  freie 
Bewegung^  und  Ausnutzung  des  Betriebes.  Dabei  bietet  diese 
sehr  weitgehende  Betriebskontrolle  keineswegs  eine  ent- 
sprechende Gewährleistung  der  Ertrags&higkeit  und  verursacht 
verhältnismäfsig  bedeutende  Unkosten. 

Bei  der  Vermahlungssteuer,  wo  das  Malz  vor  dem  Ver* 
schroten  verwegen  und  versteuert  wird,  gestalten  sich  diese 
Verhältnisse  natürlich  weit  günstiger.  Doch  können  ihre  Vor- 
teile nicht  zur  allgemeineren  Geltung  kommen,  so  lange  diese 
Erhebungsform  nur  fakultativ  und  zum  Teil  an  ziemlich  streng 
eefafste  Eautelen  gebunden  ist.  Sie  kommt  fisust  ausschliefslich 
den  gröfseren  Betrieben  zu  Gute,  während  der  Fiskus  wegen 
des  gleichzeitigen  Bestehens  der  anderen  beiden  Erhebungs- 
formen weder  hinsichtlich  der  Ertragssicherheit  noch  in  Bezug 
auf  die  Verwaltungsunkosten  entsprechend  Vorteil  daraus  zu 
ziehen  vermag.  In  ihrer  technischen  Handhabung  reicht  diese 
Erhebungsform  bei  weitem  nicht  an  das  vollendete  bayerische 
Erhebungsverfahren  heran  wegen  der  schon  erwähnten  Nicht- 
benutzung automatischer  Hülfsmittel,  infolgedessen  auch  die 
Mühlenbenutzung  fllr  die  Brauer  nicht  freigegeben  ist.  Sie 
steht  darin  vielmehr  noch  auf  dem  Niveau  des  bayerischen 
Malzaufschlages  vor  1868. 


1  Vor  1819  wurde  sie  übrigens  in  Preursen  nicht  nach  dem  Gewicht« 
sondern  nach  dem  Mafse  des  einzu maischenden  Malzschrotes  erhoben. 

3  Zu  nennen  sind  hierzu  besonders  die  umständlichen  Vorschriften 
über  die  Deklarierung  der  Aufbewahrung  und  Verwendung  steuerpflich- 
tiger Materialien ,  über  die  Brauanmeldung  eines  jeden  Sudes  nach  Tag 
und  Stunde,  über  die  sehr  lästig  empfundenen  einstttndige  Wartepflicht 
des  Brauers  auf  den  die  Verschlttsse  der  Znmaischöfibung  abnehmenden 
Steuerbeamten,  das  Verbot  des  Nachmaischens  u.  a.  m.,  gegen  die 
bereits  zahlreiche  Vorstellungen  aus  Interessentenkreisen  ergangen  sind^ 
jedoch  ohne  Erfolg. 
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Die  mifslich  empfundenen  Beschränkungen  bei  der  Steuer- 
erhebung auf  Brauanzeige  und  das  nur  unter  bestimmter 
Voraussetzung  zu  erlangende  Recht  der  Steuerentrichtung  vor 
der  Vermahlung  haben  dahin  geführt,  dafs  mehr  und  mehr  die 
Steuerfixation  bei  den  Brauereien  sich  eingebürgert  hat,  die 
ursprünglich  behufs  Ersparnis  von  Verwaltungskosten  nur  für 
die  eigentlichen  Kleinbetriebe  berechnet  war. 

Im  Betriebsjahre  1890/91  haben  im  Reichssteuergebiet  von 
insgesamt  8969  im  Betrieb  gewesenen  Brauereien  4062  gewerb- 
liche und  809  nicht  gewerbliche  Brauereien  die  Steuer  im  Wege 
der  Fixation  bezahlt,  also  mehr  als  die  Hälfte  aller  Betriebe. 
Unter  den  4062  gewerblichen  Brauereien  befanden  sich 
2375  mit  einem  jährlichen  Steueraufkommen  bis  zu  600  Mk. 
(:=  ca.  800  hl  Biererzeugung),  1176  mit  einem  solchen  von 
601—3000  Mk.,  425  mit  einem  von  3001—15000  Mk.  und  156 
mit  einem  höheren  Aufkommen,  worunter  wieder  6  mit  mehr 
äIs  60000  Mk.  Steuerleistung,  was  einer  Produktion  von  mehr 
als  80000  hl  entspricht.  Von  der  Vermahlungssteuer  dagegen 
machten  nur  375  Brauereien  Gebrauch,  meist  mit  mehr  als 
3000  Mk.  Steueraufkommen. 

Die  Erhebung  der  Malzsteuer  durch  Fixation  unterliegt 
nach  tibereinstimmender  Meinung  aller  Steuertheoretiker  und 
-praktiker  zweifellos  gewichtigen  Bedenken,  vornehmlich  unter 
-dem  finanzwirtschaftlichen  Gesichtspunkt.  Aber  auch  für  die 
Steuerträger,  die  Brauer,  werden  ihre  Vorteile  ftlr  die  freie 
Betriebsbewegung  in  mannigfacher  Weise  wieder  aufgewogen. 
Sie  erfordert  eine  sehr  minutiös  gehandhabte  Buchführung  des 
Brauers  und  eine  sehr  weitgehende  Geschäftskontrolle  desselben 
bei  seinen  Transaktionen. 

Durch  die,  eigentlich  nur  als  Ausnahme  eingeführte,  aber 
fast  zur  Regel  gewordene  Nachversteuerung  wirkt  sie  um  so 
ungleicher  auf  verschiedene  Betriebe,  als  aus  prinzipiellen, 
rechtlichen  Gründen  eine  Rückvergütung  zu  viel  bezahlten 
Fixums  im  Falle  des  nicht  erreichten  vertragsmäfsig  fest- 
gesetzten Froduktionsquantums  nicht  gewährt   werden  kann. 

So  stellt  sich  das  in  drei  Erhebungsformen  gegliederte 
Malzsteuersystem  des  norddeutschen  Brausteuersystems  ^  als 
keineswegs  mustergültig  dar.  Es  kommt  hinzu,  daEs  die 
Steuerfreiheit  des  Haustrunks  (in  Haushalten  mit  weniger 
äIs  10  über  14  Jahre  alten  Personen)  dem  Prinzip  der  Steuer- 
^Igemeinheit  zuwiderläuft.  In  fast  40000  Hausnalten  wurde 
1890/91  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  und  damit  in 
Ansehung  der  Steuerfreiheit  gerade  den  zahlreichen  kleinen 
Landbrauereien  eine  unbillige  Konkurrenz  bereitet. 

Die  Frage  einer  Steuerreform,  nicht  nur  innerhalb  des 
norddeutschen    Brausteuergebiets,    sondern    das   ganze    Reich 


Aach  in  Luxemburg  gilt  dasselbe. 

Digitized  by  VjOOQ IC 


a«6      •  xn  i. 

lOMipftiineiid,  lutt  b»kjamtlicfa  schon  Ofisr  auf  der  Tages- 
ordnung gestanden.  Das  Steuersystem,  hexw,  die  Erhebungs- 
weise anlangend,  so  war  man  sich  bei  allen  derartigen  Reform- 
plftnen  und  in  der  darauf  gerichteten  Diskussion  einig,  dab 
nur  die  Vermahlungssteuer  flir  die  Zunkunft  beizubehaltOE 
«ei,  und  zwar  unter  Aneignung  des  bayerischen  Erhebunfips- 
Verfahrens  mittels  mechanischer  Apparate.  Ob  das  Mafs  ooer 
das  Gewicht  des  Malzes  die  Grunalage  des  Steuersatzes  zu 
bilden  haben  werde,  darüber  waren  auch  hier  die  Meinungen 
geteilt  Es  wäre  vielleicht  einmal  in  Erwä^ng  zu  ziehen« 
ob  sich  im  Falle  einer  Reform  der  Steuer  auf  Grund  exakter 
Rendementakalkulationen  nicht  beide  Wege  gleichzeitig  be- 
schreiten lie&en,  indem  man  eventuell  unter  obligatorischer 
Einfllhrun^  automatischer  Apparate  den  Beteiligten  die  WaM 
liefse  ftlr  aas  laufende  Jahr  aie  entsprechend  bemessene  Steuer 
nach  dem  Mafs  oder  nach  dem  Gewichte  des  Malzes  zu  ent- 
richten. Nach  einigen  Jähren  würde  die  Erfahrung  genügend 
gelehrt  haben,  ob  beide  Erhebungsarten  noch  fernerhin  bei- 
zubehalten seien  oder  ob  eine,  und  zwar  welche  von  beiden 
aufzugeben  sei. 

Einen  wesentlichen,  zwar  nicht  mit  dem  System  zusammen- 
hftngenden  Vorzug  hat,  wie  nebenbei  bemerkt  werden  möge,, 
die  norddeutsche  Biersteuer  in  ihrer  mäfsigen  Höhe,  indem 
der  Centner  Malz  mit  2  Mark  besteuert  ist,  was  nach  dem 
derzeitigen  Rendement  81  Pfg.  pro  hl  Bier  ausmacht  Wie 
auch  vonMaya.a.  O.  betont,  kann  sich  die  Malzsteuer  nur 
dann  den  Qualitätsunterschieden  des  zu  erzeugenden  Bierea 
erfolgreich  anpassen,  wenn  sie  nicht  zu  hoch  ist  Daa  Mab 
der  mit  einer  gedeihlichen  gewerblichen  Produktionsentwick- 
lung vereinbaren  Steuertragkraft  ist  in  Norddeutschland  aber 
weit  geringer  als  in  Süddeutschland,  weshalb  auch  die  schein- 
bar bedeutenden  Unterschiede  der  Steuerbelastung  des  Bierea 
hier  und  dort  bei  Berücksichtigung  aller  Momente  sich  er- 
heblich verringern.  Der  einzig  dastehende  Produktionsauf- 
achwung  der  norddeutschen  Brauerei  seit  den  70  er  Jahren 
hat  gezeigt,  dafs  Norddeutschland  noch  vor  20  Jahren  kein 
„Bierland''  war;  der  noch  in  der  Gegenwart  bestehende 
Unterschied  von  87,8  Liter  Jahresverbrauch  von  Bier  ]m> 
Kopf  der  Bevölkerung  in  Norddeutschland  gegen  221,4 
Liter  in  Bayern  ist  wiederum  bedeutsam  dafür,  dafs  auch  jetzt 
die  Brauerei  in  Norddeutschland  noch  bei  weitem  nicht  den 
engen  und  allgemeinen  Zusammenhang  mit  der  konsumieren» 
den  Volkswirtschaft  gewonnen  hat  wie  in  Bayern  und  dafs 
ihr  noch  in  weiten  Gebieten  ein  dankbares  Feld  zur  Heran- 
siehung  der  Bevölkerung  zum  Biergenufs  gegenüber  dem  dort 
noch  überwiegenden  Branntweinkonsum  offen  steht.  Bei  dem 
lebhaft  entbrannten  Zuge  zum  Industrialismus  in  der  nord- 
deutschen Brauerei,    der   unter  dem   Drucke  einer  scharfen 
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binnen-  und  anBlftndischen  Konkurrenz  (das  Brausteuergebiet 
bat  die  gröfste  fiicreinfuhr  in  der  Welt  überhaupt!  S.  u.^ 
beBonders  im  letzten  Jahrzehnt,  eine  rücksichtslose  Verdrängung 
des  Kleinbetriebes  und  damit  eneigische  Konzentration  der 
Produktion  auf  den  Grofsbetrieb  zur  Folge  gehabt  hat,  ist  es 
nur  eine  Forderung  der  Socialpolitik  diesen  Entwicklungsgang 
nicht  über  Gebühr  zu  beschleunigen.  Im  Osten  und  Nonlen, 
auf  dem  platten  Lande  wäre  vielmehr  eine  ffleichmäfsig  ver- 
breitete Klein-  und  Mittelbrauerei  sehr  am  Phtze.  Jedenfalls 
wäre,  wenn  einmal  eine  Änderung  der  Brausteuer  hier  auch 
hinsichtlich  des  Steuersatzes  unumgänglich  erscheinen  sollte^ 
das  gegenwärtige  bayerische  System  der  Steuerabstufung  ent- 
sprechend den  obwaltenden  technischen  Produktionsverhält- 
mssen  unbedingt  zu  übernehmen  und  dabei  die  breiteren 
Schichten  des  Gewerbes  möglichst  von  einer  positiven  Mehr- 
belastung freizuhalten^. 

£inhei4icher  wie  im  Reichssteuergebiet  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  Württemberg,  wo  die  Vermahlungssteuer  eben- 
falls nach  dem  Gewicht  mit  derzeitig  10  Mark  pro  100  kg  er- 
hoben wird.  Sie  leidet  auch  in  erster  Linie  unter  dem  Mangel 
einer  rationellen  und  billigen  Erhebung  und  Kontrolle  nach 
bayerischen  Muster  und  steht  damit  ebenfalls  auf  dem  Stand- 

S unkte  der  bayerischen  Steuer  vor  1868.  Daneben  sind  es 
ie  Zulassung  der  Surrogate  und  die  seit  1889  lebhaft  be- 
klagte Höhe  der  Steuer*,  die  diese  Steuer  ebenfalls  als  ver- 
besserungsbedürftig erscheinen  lassen. 

Am  nächsten  dürfte  sonach  die  auch  thatsächlich  in  vielen 
Paukten  dem  bayerischen  System  nachgebildete  Brausteuer 
Finnlands^  der  bayerischen  kommen,  wo  sie  sich  eigentlich 
nur  durch  die  Erhebung  nach  dem  Gewichte  des  durch  me- 
chanischen Apparat  gewogenen  Malzes  unterscheidet. 

So  steht  schliefslich  Bayern  mit  seiner  Erhebungsform 
der  Steuer  nach  dem  Mafse  des  steuerpflichtigen  Malzes 
allein  da.  In  allen  sonstigen  Punkten,  wie  aus  obigem  ver- 
gleichenden Überblick  hervorgehen  dürfte,  zweifellos  das  beste 
System  im  Prinzip  wie  in  der  praktischen  Handhabung  dar- 
stellend, blieb  nur  noch  die  Frage,  ob  die  Mafs-  oder  Ge- 
mchtssteuer  den  Vorzug  verdiene,  unentschieden.  Jeden- 
falls hat  aber  auch  die  vorstehende  Betrachtung  zu  erkennen 

1  Der  zu  Ende  des  Jahres  1892  der  Öffentlichkeit  übergebene  Re- 

f:ienin^ntwarf  betr.  Erhöhung  (Verdopplung)  der  Braustener  hat  swar 
as  Princip  der  Stenerstaffelung  aufgenommen,  aber  nur  in  sehr  mangd- 
bafter  Weise.  Von  sonstigen  wünschenswerten  Reformen  (Surrogat- 
verbot etc.  S.  o.)  ist  keine  Rede  darin,  vielmehr  soll  alles  sonst  beim 
Alten  bleiben. 

*  Der  Steuersatz  wird  jeweilig  durch  Finanzgesetz  für  eine  Finanz- 
periode bestimmt. 

*  Die  Steuer  beträgt  pro  hl  Bier  umgerechnet  ca.  2,86  Mk.  Die 
finnlftndifiche  Brauerei  ist  zwar  nicht  bedeutend  aber  ersichtlich  in  der 
Avfwärtsbewegung  begriffen. 
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gegeben,  dafs  selbst  unter  Annahme  der  Gewichtssteuer  als 
des  besseren  Systems  dieses  Moment  bei  den  sonstigen  ele- 
mentaren Vorzügen  des  bayerischen  Malzaufschlagswesens  fllr 
dessen,  seit  1879  akut  gewordene,  kritische  Bedeutung  für 
die  gewerbliche  Entwicluung  des  dortigen  Brauwesens  nicht 
ausschlaggebend  sein  konnte,^  dafs  die  Gründe  hierfür  viel- 
mehr in  der  zu  hohen  Steuerlast  und  der  vornehmlich  da- 
durch erst  bedingten  ungleichmäfsigen  Wirkung  derselben  auf 
die  verschiedenen  Gewerbskreise  zu  suchen  sind.  Das  lernte 
denn  auch  schliefslich  die  bayerische  Regierung  erkennen  und 
sie  säumte  alsdann  nicht,  aktiv  einzugreifen. 

Zunächst  war  es  die  Frage  nach  der  Ersetzung  der  Mafs- 
steuer  durch  die  Gewichtssteuer,  die  eine  grofse  Rolle  bei  der 
Behandlung  der  bayerischen  „Brauereifrage**  spielte.  In 
mehreren  Kammersessionen  kehrten  darauf  bezügliche  An- 
träge aus  der  Mitte  der  Volksvertretung  und  seitens  der 
Interessenten  wieder.  Wenn  die  Regierung  bei  allem  Entgegen- 
kommen —  indem  sie  daraufhin  Enqueten  veranstaltete  — , 
sich  trotzdem  zur  Änderung  des  Steuermodus  im  bezeichneten 
Sinne  nicht  verstehen  konnte,  so  lag  dies  an  verschiedenen, 
sehr  gewichtigen  Gründen.  Bei  der  mafsgebenden  Bedeu- 
tung des  Malzaufschlages  ftir  den  bayerischen  Staatshaus- 
halt und  den  immerhin  grofsen  Widerstreit  der  Meinungen 
über  die  daraus  resultierenden  Rückwirkungen  auf  die  Brauerei - 
interessenten  wie  andrerseits  besonders  auf  die  Gerste  bauende, 
heimische  Landwirtschaft,  die  in  keiner  Weise  in  ihrer  Trag- 
weite abzusehen  waren,  erschien  eine  solche  Systemänderung 
zu  gewagt,  zumal  damit  augenscheinlich  die  Gesamtheit  der 
zwischen  der  Grofs-  und  Kleinbrauerei  zu  Ungunsten  dieser 
obwaltenden  Verschiedenheiten  in  den  Wirtschaftsbedingungen 
keineswegs  entsprechend  ausgeglichen  werden  konnte^. 

Um  hiergegen  erfolgreich  Wandel  zn  schaffen  und  die 
infolge  der  hohen  Steuerbelastung  der  Brauerei  ausgeartete 
Entwicklung  derselben  wieder  in  erwünschte  Bahnen  zu  leiten, 
bedurfte  es  vielmehr  eines  ganz  direkten  Vorgehens  gegen  die 
eigentliche  Ursache,  nämlich  die  durch  die  übermäfsige  Höhe 
der  Steuer,  trotz  ihres  einheitlichen  Satzes  bedingte  ver- 
schiedene Belastung  der  verschiedenen  Kreise  des  Gewerbes, 
Es  ist  begreiflich,  wenn  gegen  alle  hier  einsetzenden,  eine 
Abminderung  der  Steuerlast  in  irgend  welcher  Weise  be- 
zweckenden Bestrebungen  als  gewichtigstes  Moment  das  fis- 
kalische Interesse  obwaltete,  denn  der  bayerische  Malzauf- 
schlag bildet  bekanntermafsen  den  Angelpunkt  der  bayerischen 
Pinanzwirtschaft,  insbesondere  die  Hauptstütze  der  Staats- 
schuldenverwaltung und  die  bedeutende  Erhöhung  der  Steuer 
war   nur    einem    unabweislichen   Bedürfnis    des    Staates    ent- 

'  Auch  würde  die  Yollstäzidige  Neabeschaffanff  von  mechanischeii 
Wägeapparaten  den  Beteiligten  unverhältnismäfsige  Kosten  bereitet  haben. 
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prangen,  das  auch  in  der  Folge  eine  Wiederherabsetzung 
des  Steuersatzes,  dessen  Erhöhung  stets  nur  Air  eine  Finanz- 
periode (2  Jahre)  bewilligt  war,  nicht  zuliefs.  Es  blieb  somit 
als  einziger  Ausweg  nur  der,  die  differenzierte,  wirtschaftliche 
Wirkung  der  hohen  Steuer  auf  das  Braugewerbe  durch  eine 
solche  Differenzierung  des  Steuersatzes  auszugleichen,  von 
der  ein  wesentlicher  Ausfall  in  den  Steuererträgen  nicht  zu 
befurchten  war.  Das  war  freilich  ziemlich  schwierig  und 
schlofs  naturgemäfs  nach  der  andern  Seite,  für  die  Grofs- 
brauereien,  die  Notwendigkeit  einer  weiteren  Heraufsetzung 
des  Steuersatzes  in  sich.  Dafs  hierbei  die  Interessen  der  ver- 
schiedenen Gewerbskreise  hart  gegeneinander  geraten  mufsten 
imd  eine  solche  Änderung  der  Steuer  erheblich  erschwerten, 
liegt  auf  der  Hand.  Es  kam  besonders  in  Betracht,  dafs  alle 
solche  Bestrebungen,  scheinbar  wenigstens,  gegen  das  volks- 
wirtschaftliche Grundprinzip  der  indirekten  Besteuerung,  näm- 
lich Gleichheit  des  auf  den  Konsumenten  zu  überwälzenden 
Steuersatzes,  verstiefsen.  Es  war  an  einleitender  Stelle  die 
Rede  des  Finanzministers  von  Riedel  citiert,  in  der  er  ge- 
legentlich eines  Antrages  auf  Abstufung  des  Malzaufschlages 
alle  Bedenken  dagegen  in  prägnantester  Weise  zusammen- 
fafste.  Die  Macht  der  Verhältnisse  erwies  sich  aber,  wie  er- 
wähnt, stärker  als  theoretische  Einwände  und  drängte  schliefs- 
lich  auch  die  mafsgebenden  Kreise  zu  der  Erkenntnis,  dafs 
hier  nicht  nur  die  Forderungen  der  Wirklichkeit  den  Aus- 
schlag zu  geben  hätten,  sondern  dafs  eine  solche  Differenzierung 
des  Steuersatzes  angesichts  der  Gestaltung  der  Verhältnisse 
und  dem  Stande  der  modernen  Technik  thatsächlich  dem 
Prinzip  der  indirekten  Besteuerung  keineswegs  zuwiderlaufe*. 
Mannigfache  vergebliche  Ansätze  waren  nötig,  um  schliefslich 
am  Ende  des  Jahres  1889  zu  einer  möglichst  allseitig  befrie- 
digenden Lösung  des  seit  zehn  Jahren  ununterbrochen  die 
interessierten  Wirtschaftskreise  beschäftigenden  Problems  zu 
gelangen.  Schon  1879,  bei  der  Erhöhung  der  Steuer  war  die 
Abstufung  der  Malzaufschlagssätze  aus  Brauer-  und  Abge- 
ordnetenkreisen angeregt  worden.  Desgleichen  auch  im  Herbst 
1881,  wogegen  aber  212  Brauer  Einspruch  erhoben.  Schon 
diesmal  erklärte  sich  der  Finanzminister  in  einer  längeren 
Rede  (vom  24.  X.  1881)  dagegen,  ebenso  bei  Wiederholung 
dieser  Anträge  im  Jahre  1882  (21.  HI.)  und,  wie  erwähnt, 
1884  (18.  H.).     Auch  der,   freilich   nur  eine  Minderheit  von, 


^  In  der  Greschichte  der  BierbesteoeniDg  ist  übrigens  die  Anwenduns 
Terachiedener  Steuersätze  bei  gleicher  Steaerform  nicht  unbekannt  und 
speciell  auch  bei  der  Malzstener  wurde  z.  B.  seiner  Zeit  in  Grofsbritannien 
und  Irland  die  irische  und  schottische,  minderwertige  Gerste  beim  Ver- 
brauch zur  Biererzeugung  in  Irland  bezw.  Schottland  niederer  besteuert 
V.  May  in  Conrads  »taatswörterbnch  a.  a.  0. 
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meist  der  Groüsprodaktion  angehOrigen  Interessenteii  dar- 
Btdlende  bayerisctie  Brauerbund  erhob  stets  gegen  diese  Be- 
strebungen Einspruch,  zum  letzten  Mal  in  seiner,  der  that- 
sächUchen  Verwirklichung  derselben  unmittelbar  voraufgdien- 
dm  Denkschrift  und  Resolution  vom  2.  Oktober  1889. 

Die  Wege,  auf  denen  man  eine  solche  Differenzierung  des 
Steuersatzes  zu  erreichen  suchte,  waren  im  einzelnen  ziemlich 
Terschieden.  Während  die  Einen  Progression  (bezw.  Degres- 
sion)  des  Steuersatzes,  Schritt  haltend  mit  der  Gröfse  der 
Produktion  forderten  *,  redeten  Andere  einer  Differenzierung  der 
Steuer  nach  Mafsgabe  der  erzielten  Malzausbeute  das  Wort. 
Ja,  sogar  für  eine  Abstufung  der  Steuer  nach  Provinzen  und 
nach  Mafsgabe  der  ortsangesessenen  Bevölkerung  wurde  Pro- 
paganda gemacht  Um  dem  theoretischen  Einwände  bezüglich 
des  Prinzips  der  indirekten  Besteuerung  auszuweichen,  wurde 
auch  versucht,  den  durch  die  hohe  Steuer  und  die  Wirtschafts- 
führung der  Brauereien  differenzierten  Produktionsbedingungen 
von  einer  anderen  Seite  beizukommen,  nämlich  durch  weitere 
Differenzierung  der  Gewerbesteuer  oder  direkt  der  Einkommen- 
steuer der  Interessenten,  speciell  auch  durch  Einführung  einer 
Sonderbesteuerung  der  Axtienbetriebe.  Die  sich  vieler  An- 
hänger erfreuenden  Bestrebungen  auf  progressive  Erhöhung 
der  Gewerbesteuer  verbot  sich  übrigens  im  Interesse  der 
Brauereien  selbst,  denn  da  in  Bayern  die  Ejreis-,  Distrikts- 
und Gemeindeumlagen  nach  bestimmten  Prozenten  der  direkten 
Staatssteuem  (in  den  meisten  Gemeinden  die  Gemeindeumlagen 
allein  mit  gegen  und  über  100,  in  einzelnen  sogar  mit  über 
200  und  mehr  ^/o)  erhoben  werden,  so  würde  eine  solche 
Steigerung  der  Gewerbesteuersätze  auch  eine  entsprechende 
Erhöhung  der  prozentual  erhobenen  Kommunalumlagen  nach 
sich  gezogen  haben,  und  selbst  bei  geringer  Erhöhung  der 
Gewerbesteuer,  trotz  eventuell  gleichzeitiger  Herabsetzung  des 
Malzau&chlages,  die  davon  betroffenen  Brauereien  in  unbilli- 
ger Weise  um  das  zwei-  und  dreifache  belastet  haben'. 

Dem  Jahre  1889  endlich  war  es  vorbehalten,  all  diesen 
mehr  oder  minder  mangelhaften  Reformplänen  ein  Ende  zu 
bereiten  und  eine  definitive  Regelung  des  Besteuerungsproblema 
zu  Stande  kommen  zu  lassen^.    Die  hauptsächlichen  Bestim- 

^  Eine  im  Verhältnis  zur  Steigerang  der  Betriebsrentabilität  nach 
Ma(iBffabe  der  Prodoktionszonahme  progressive  Besteuening  wurde 
jedoch  nie  ernstlich  ^fordert  und  ein  derartiges  Ansinnen  vom  Finanz- 
minister  y.  Biedel  wird  als  „frivole  Besteuening  der  grofsen  Vermö^i^'' 
zurückgewiesen.  Es  handelte  sich  immer  nur  um  dne  der  Produktions- 
steigernng  proportionale  Aufshifiing  des  Stenersatses. 

■  Yon  May:  Art  „Bierbesteuernng".  Conrads  Staatsw6rterbacfa 
a.  a.  O. 

*  Eb  kam  freilich  hinzu,  dafs  in  diesem  Jahre  das  Budget  Bayema 
wieder  eine  Besserang  zeigte,  die  den  bei  dieser  Steueräa&rang  nicht 
ganz  zu  umgehenden  Ausfall  zu  ertragen  znlie(k 
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mungen  dieser  als  die  mühsame  Fracht  zehnjähriger  Bestre- 
bungen gezeitigten  bedeutsamen,  am  8.  Dezember  1889  in 
Kraft  getretenen  Änderung  des  Malzaufschlagsgesetzes,  die 
berufen  ist,  die  fernere  Entwicklung  des  bayerischen  Brau- 
wesens wieder  auf  geeignete  Bahnen  zu  führen,  sind  in  Kürze 
folgende*:  Der  bisherige,  nunmehr  aber  pragmatisch  fest- 
gesetzte, einheitliche  Steuersatz  von  6  Mark  vom  Hektoliter 
ungebrochenen  Malzes  (gleichgültig,  ob  trocken  oder  einge- 
sprengt) blieb  bestehen.  Sofern  jäoch  in  einer  Betriebsstätte 
in  einem  Jahre  mehr  als  10  000  hl  Malz  verwendet  worden 
sind,  ist  ein  Zuschlag  zu  entrichten,  und  zwar  für  die  nächsten 
30000  hl  mit  je  25  Pfennigen,  und  für  das  die  Menge  von 
insgesamt  40  000  hl  übersteigende  Malzauantum  von  je  50  Pfen- 
nigen vom  hl.  Dagegen  wird  hinwieaer  von  den  vor  dem 
1.  Oktober  1889  bereits  vorhanden  gewesenen  Brauereien 
(und  Eissigsiedereien) ,  sofern  dieselben  im  Jahre  1888  nicht 
mehr  als  6000  hl  Malz  verbraucht  haben,  und  so  lange  dieser 
Malzverbrauch  die  Summe  von  7000  hl  in  Zukunft  nicht  über- 
steigt, flir  die  ersten  2000  hl  nur  der  Betrag  von  5  Mark 
Aufschlag  vom  hl  Malz  erhoben.  Zugleich  erfuhr  auch  die 
Bemessung  der  Steuerrückvergütung  eine  entsprechende 
Änderung  dahin,  dafs  dieselbe  Sr  Flaschen-  und  Fafsbier 
gleichmäßig  flir  den  hl  Braunbier  2,60  Mark  und  fUr  Weifs- 
bier 1  Mark  beträgt,  sofern  aber  aus  einer  dem  Steuerzuschlage 
unterliegenden  Braustätte  innerhalb  eines  Jahres  mehr  wie 
12000  hl  Braunbier  ausgeführt  werden,  die  Rückvergütung 
für  die  dieser  Menge  folgenden  48600  hl  je  2,75  Mark,  und 
für  das  die  Menge  von  60000  hl  tibersteigende  Bier  je 
2,85  Mark  vom  hl  beträgt,  umgekehrt  aber,  sofern  aus  einer 
dem  ermäfsigten  Steuersatz  unterliegenden  Betriebsstätte 
Braunbier  exportiert  wird,  für  die  ersten,  innerhalb  eine» 
Jahres  exportierten  2400  hl  nur  der  Betrag  von  je  2,10  Mark 
rückvergütet  wird*. 

1  von  May  a.  a.  0. 

'  Eb  mag  hier  anmerktmgsweise  nacb^tragen  werden,  data  bis  18S(^ 
die  Bemessang  der  Steuerrückvenpitang  bei  der  Bieraosfubr,  die  big  da- 
mals auch  nur  fttr  exportiertes  fa&bier  gewährt  wurde,  eine  Verhältnis- 
mä(sig  ungünstige  war.  Die  Rückvergütung  .war  nämlich  durch  Ver- 
ordnung auf  1,60  Mk.  pro  hl  festgesetzt,  was  einem  Rendementver- 
hältois  von  2,50  hl  Bier  ans  1  hl  Malz  entsprach.  Man  kann  nun  als 
gewifs  annehmen,  dafs  sich  dies  Verhältnis  beim  Exportbier  specieU 
wesentlich  niedriger  steUte,  sodafs  also  den  Exportbrauereien  der  volle 
Steaerbetrag  nicht  erstattet  wurde.  Freilich  ist  in  Rücksicht  zu  ziehen, 
dafs  diese  Srauereien  infolge  der  Rückvergütung  bei  der  Verwertung  der 
ihnen  verbleibenden  Nebenprodukte  und  AbfaUstoffe  (Malzkeimc;  Treber, 
Nachbier,  Glattwasser)  günstiger  gestellt  waren,  als  dde  nicht  exportieren- 
den Brauereien,  bei  denen  cue  ^uer  auch  auf  die  Preise  dieser  Rück- 
stlinde  lastete.  Der  ziffermäfsi^  Betrag  dieses  Vorteils  ist  schwer  zu 
bemessen,  fällt  aber  in  der  Reihe  der  mannigfachen,  dem  Grofsbetriebe 
zufliefsenaen  materiellen  Begünstigungen  immerhin  mit  ins  Gewicht  Mit 
der  Stenerhöhung  von  4  auf  6  Marie  erfuhr  auch  die  Bemessung  der 
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10.   Kapitel. 

Die  is^e^enwärtige,  durch  die  fiberwiegende  Herrschaft  des 
Kapitalismns  gekennzeichnete  Wirtschaftslage    der  bayeri- 
schen Brauerei. 

Wirft  man  nun  die  Frage  auf,  ob  und  inwieweit  von 
dieser  zweifellos  einschneidenden  Änderung  der  Steuergesetz- 
gebung eine  Verschiebung  in  der  Entwicklung  des  bayerischen 
Braugewerbes  zu  Gunsten  der  Klein-  und  Mittelbrauereien  zu 
erhoffen  steht,  so  kann  man,  da  wegen  der  statistisch  seitdem 
noch  nicht  genügend  wahrnehmbaren  Wirkungen  derselben 
ein  Schlufs  auf  die  Zukunft  noch  nicht  gezogen  werden  kann, 
^les  lediglich  indirekt,  an  der  Hand  der  seit  und  durch  die 
Steuererhöhung  von  1879  gezeitigten,  bezüglichen  Erfahrungen 
vermuten. 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  Entwicklung  des  Brau- 
wesens, speciell  in  Bayern,  während  der  70er  Jahre,  die  wirt- 
schaftlich bekanntlich  eine  durchgängig  harmonische  war,  zu- 
gleich aber  auch  dadurch  charakterisieii;  ist,  dafs  in  dieser 
Periode  die  grofsen  Faktoren  des  Industriebetriebs,  besonders 
nach  der  technischen  Seite  hin,  ausgebildet  wurden,  so  dafs 
bereits  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  das  Produktionsniveau 
den  Kulminationspunkt  erreicht  hatte,  so  läfst  sich  nicht  ver- 
kennen, dafs,  wenn  auch  die  Erhöhung  der  Brausteuer  1879 
nicht  stattgefunden  hätte,  und  damit  die  einschneidenden,  spe- 
cifischen  Wirkungen  derselben  nicht  ins  Leben  getreten  wären, 
die  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  während  der  80er 
Jahre  kaum  in  gleicher  Weise  wie  zuvor  verlaufen  wäre,  viel- 
mehr die  in  den  70er  Jahren  gelegten  Keime  notwendig  zur 
Entfaltung  gekommen  wären.  Die  Scheidung  des  Gewerbes 
in  eine  vorwiegend  auf  den  Fernverkehr  gegründete,  mächtige 
Grofsindustrie ,    und  eine  mehr  und  mehr  den   Rückhalt  in 


llUckverfrütuDg  derselben  beim  Bierexport  eine  Steigerung  von  2,60  Mk. 
pro  hl,  was  nunmehr  einem,  der  Wirklichkeit  schon  näher  kommenden 
Kendement  von  2,30  hl  (nach  der  Mitteilung  eines  Regierungsvertreters 
2,25  hl  in  Wirklichkeit)  entsprach.  Zugleich  wurde  sie  auch  auf  Flaschen- 
bier ausgedehnt  und  damit  dem  Export  desselben  ein,  auch  statistisch 
wahrnehmbarer,  bedeutender  Anreiz  gegeben.  Diese  für  die  exportierende 
Grofsbrauerei  sonach  ebenfalls  mit  der  Steuerhöhung  eintretende  Ver- 
besserung ihrer  auf  den  Export  basierten  Produktionsverhältnisse,  g^b 
übrigens  auch  einigen  Interessenten  gelegentlich  der  Polemik  ^egen  die 
durcngängi^e  Begünstigung  der  Grofsproduktion  Anlafs,  eine  Emiedrifi^ng 
der  Steuerruckvergütung  zu  fordern,  ein  Streben,  das  für  die  Kurzsichtig- 
keit,  mit  der  man  der  Entwicklung  des  Braugewerbes  in  beteiligten 
Kreisen  vielfach  gegenüberstand ,  bezeichnend  ist  und  nur  noch  in  dem 
mehrfach,  auch  schon  in  den  70er  Jahren  au^etauchten  Vorschlajge 
der  Wiedereinführung  der  Biertaxe,  seines  Gleichen  fand,  bezw.  da- 
von überboten  wurde. 
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Nebengewerben  suchende,  sich  immer  enger  auf  das  landwirt- 
schaftliche Gebiet  beschränkende  Kleinbrauerei,  dazwischen 
die  zahlreichen  sogenannten  Mittelbrauereien  mit  allen  Kräften 
nach  industrieller  Ausgestaltung  strebend,  sowie  die  Wirksam- 
keit des  für  den  Zug  zum  Industrialismus  charakteristischen 
kapitalistischen  Moments,  das  hätte  auch  in  der  Gegen- 
wart der  Entwicklung  des  bayerischen  Brauwesens  das  gegen 
früher  abweichende  Gepräge  verliehen.  Was  aber  zweifelsohne 
nicht  so  hervorgetreten  wäre,  das  ist  das  besonders  in  so- 
cial e  r  Hinsicht  so  verhängnisvolle, •  ungesund  verschärfte 
Walten  des  Kapitalismus,  das  durch  die  unter  ohnehin 
erschwerten  Umständen  erfolgte  Steuererhöhung  in  die  ge- 
werbliche Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  getragen 
wurde.  Alle  Zeichen  der  Entwicklung  und  Lage  des  Brau- 
wesens zu  Ende  der  70er  Jahre  deuteten  darauf  hin,  dafs,  um 
den  ferneren  Entwicklungsgang  desselben  in  social  und  wirt- 
schaftlich gedeihlicher  Weise  erfolgen  und  zu  einem  gewissen 
Abschlufs  gelangen  zu  lassen,  es  damals  vor  allem  der  Frei- 
haltung desselben  von  erhöhten  fiskalischen  Lasten  bedurft 
hätte,  zumal  von  solchen,  die,  wie  die  Steuererhöhung,  die 
verschiedenen  Kreise  des  Gewerbes  in  nach  unten  verstärkter 
Weise  bedrückten. 

In  wie  beschleunigtem  Mafse  der  Kapitalismus  seit  den 
80er  Jahren  die  Entwicklung  der  bayerischen  Brauerei  um- 
wandelte und  in  socialer  Hinsicht  besonders  in  einem  rück- 
sichtslosen, ungleichen  Kampf  gegen  die  sittlichen  Faktoren, 
technische  Tüchtigkeit  und  Strebsamkeit  der  wirtschaftlich 
schwächeren  Gewerbsangehörigen  sich  äufserte,  tritt  in  den 
vorgeführten  Daten  der  Statistik,  speciell  der  der  Aktien- 
brauereien, sowie  in  der  Schilderung  der  Wirksamkeit  der 
Steuererhöhung  drastisch  hervor. 

Am  elementarsten  gab  sich  natürlich  das  Walten  des 
Kapitalismus  von  jeher  in  der  Gestaltung  der  Absatzver* 
hältnisse  kund,  in  der  ja  überhaupt  alle  den  Gewerbe- 
betrieb ausmachenden  Faktoren  ihren  entscheidenden  Ausdruck 
finden.  Wie  hier  unter  dem  Drucke  der  Steuererhöhung  auch 
innerhalb  der  Grolsproduktion  das  gewaltigste  Hülfsmittel  im 
wirtschaftlichen  Existenzkampf  sich  als  gefährliche  Wafie  er- 
wiesen hat,  läfst  sich  besonders  gut  in  München  wahrneh- 
men, wo  bekanntermafsen  die  Industrieentwicklung  am  weite- 
sten gediehen  ist,  zugleich  aber  auch  die  damit  gezeitigten 
bedenklichen  socialen  Begleiterscheinungen  am  schärfsten  aus- 
geprägt sind. 

Der  weitverzweigte,  rasch  emporgewachsene  Export  der 
Münchener  Grofsbrauereien  steht  mit  deren  Kapitalkraft  in 
innigster  Wechselbeziehung.  Die  grofse  Lukrativität  des  Ex- 
portgeschäfts bei  der  auswärts  immer  steigenden  Beliebt- 
neit    des    Münchener    Bieres    war    angesichts     femer    der 
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Steuererhölumg  für  die  meisten  dortigen  Brauereien  die  trei- 
bende  Kraft,  sich  industriell  ausxugestalten  und  ihre  Pro- 
duktion auf  den  Femveikehr  zu  gründen.  Dieser  allgemeine 
Eonkursus,  zu  dem  auch  in  der  Folge  die  in  gleicher  Rich- 
tung sich  bewegenden  Bemühungen  der  fränkischen  Grofk- 
brauereien  traten,  sowie  auch  die  industrielle  Erstarkung  der 
auCserbajerischen  Brauerei  überhaupt,  stellten  an  die  Kapital- 
kraft der  auf  den  Export  basierten  Brauereien  immer  höhere 
Anforderungen.  Die  neu  hinzugetretenen,  mit  übergrofsen 
Aktienkapitalien  beschwerten  Unternehmungen  vermochten  nur 
mit  äufserster  Anstrengung  ihren  Exportverkehr,  in  dem  sie 
mit  beträchtlichen  Kapitalien  engagiert  waren,  neben  dem  ins 
Riesenhafte  wachsenden  Femabsatz  der  altrenommierten  Grofs- 
brauereien ,  denen  alle  Mittel  zu  Gebote  standen , '  und  die 
keine  Kosten  scheuten,  denselben  immer  weiter  auszudehnen  ^, 
aufrecht  zu  erhalten.  Aber  trotz  aller  Anstrengungen,  das 
immer  kostspieliger  werdende  Exportgeschäft  um  jeden  Preis 
zu  behaupten  und  zu  forcieren,  trotz  der  durch  die  Steuer- 
rückvergütung und  die  hohen  Absatzpreise  im  Femverkehr 
gebotenen  Vorteile,  trotz  der  weitgehendsten  Begünstigungen, 
die  die  Bahnverwaltungen  durch  ihre  Tarife  und  sonstige 
Zugeständnisse  dem  für  sie  wertvollen  Bierexport*  ange- 
deihen  liefsen,  gelang  dies  auf  die  Dauer  immer  weniger; 
die  wenigen  hervorragend  kapitalkräftigen  Grofsbrauereien 
rissen  immer  mehr  das  Monopol  des  Aufsenhandels  an  sich. 
Die  Schicksale  mancher  „echten  Bräus*'  in  Berlin  und  an- 
deren verkehrsreichen  Städten  aufserhalb  Bayerns,  und  korre- 

^  Nach  einer  Notiz  der  Zeitschrift  fQr  das  gesamte  Brauwesen  (1892 
Nr.  1)  gehen  im  Durschschnitt  t&elich  von  München  100—120  Biereisen- 
bahn wa^gons  ab,  mit  einem  Inhalt  von  6 — 7000  hl.  Die  Münchener 
Brauereien  besitzen  im  ganzen  661  eigene  Bierwaggons,  von  denen  alldn 
140  der  Spatenbrauerei  gehören.  Die  Kosten  eines  solchen  Bierwaggons 
mit  iBolierwäuden  und  Kühlapparat  belaufen  sich  auf  4200—4500  Mark; 
die  ganze  Kapitalanlage  der  MUnchener  Brauereien  in  Bierwaggons  be- 
trägt daher  ungeßlhr  S  Millionen  Mark.  Bei  500  ke  Tragfähigkeit  fafst 
ein  solcher  Waggon  32  hl,  bei  1000  kg  61-63  hl.  Von  den  grofsartigen 
Kapitalaufwendungen,  die  die  in  ganz  Deutschland  und  im  Auslande  be- 
kannten luxuriösen  Bayerischen  „Bierpaläste",  die  Specialausschanke  der 
baprerischen  Brauereien  denselben  verursachen,  mag  folgendes  einen  Be- 
gnff  geben:  Nach  einer  Notiz  in  Berliner  Zeitungen  ist  das  der  Tücher^ 
sehen  Brauerei  (Nürnberg)  gehörige  Ausschankgebäude  in  der  Friedrich- 
strafse  in  Berlin  eins  der  tnenersten,  dortigen  Privath&user.  Der  Kaof- 
preis  des  Grundstücks  betruff  1800000  Mk..  die  während  der  Bauzeit 
entstandenen  Zinsverlnste  beliefen  sich  aut  rast  200000  Mk.  Die  Ban- 
kosten, samt  innerer  Einrichtung  des  Gebäudes  betrugen  insgesamt 
2  000  000  Mark,  wovon  unter  anderem  allein  eine  Mamortreppe  6500  Mk. 
kostete-  ingesamt  also  ein  Kapitalaufwand  von  4000000  Mk. 

^  Nach  einer  Mitteilung  des  Beferenten  für  den  die  Forterhebung  des 
bayerischen  Malzaufschlags  betreffenden  Regierungsentwurf  in  der  bay- 
erischen Kammer  vom  25.  Oktober  1885  belief  sich  bereits  damals  cue 
Einnahme  der  bayerischen  Staatsbahnen  aus  den  ftir  den  Export  be- 
stimmten Biertransporten  in  der  ersten  H&lfte  des  Jahres  1885  auf  ^weit 
tiber  eine  Million  Blark'^.  ^  . 
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rndierend  damit  die  Nullen-,  beaw.  negativen  DiTidendea 
meisten  Mttnchener  Aktienbrauereien  in  den  letzten  Jahren 
reden  eine  deatliche  Sprache;  an  der  allzu  hartnäckigen  Fknt- 
ftahmng  des  kapitalfressenden  Exportabsatzes  ist  manche  dieser 
Brauereien  Terblutet,  und  sind  der  bayerischen  Volkswirt- 
schaft, der  die  Kapitalien  der  dortigen  Aktienbrauereien  &st 
iraAschliefslich  entnommen  sind,  schwerwiegende  dauernde  Ver- 
luste entstanden. 

Naturgemäfs  mufste  der  Ausfall  im  Ezportverkehr  nun- 
mehr  im  Lokal-  und  Binnenverkehr  gedeckt  werden,  und  die 
Folge  war  eine  bedeutende  Verschärfung  der  Konkurrenzver- 
hältnisse auf  diesem  Gebiet  Die  Grofsbetriebe,  die  selbst- 
verständlich neben  ihrem  hochentwickelten  Ebcportabsatz  auch 
^em  Provinzial-  und  Lokalabsatz  eine  rege  Fürsorge  ange- 
deihen  liefsen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  voraussichtliche 
Stabilisierung  des  Exportverkehrs  mehrfach  ihre  Schatten 
vorauswarf,  hatten  auch  hier  wieder  einen  erheblichen  Vor- 
sprnng.  Und  zwar  nicht  sowohl  durch  ihren  gröfseren  und 
schnelleren  Umsatz,  der  ihnen  auch  noch  den  ferneren  Vorteil 
eintrug,  dafs  sie  dementsprechend  ihre  fUr  den  heimischen  Ab- 
satz bestimmten  Biere  relativ  leichter  einbrauen  konnten  als 
andere  Brauereien,  womit  sie  nach  sachverständiger  Schätzung^ 
pro  hl  Malz  ca.  3  Mark  Produktionskosten  ersparten,  —  als 
vielmehr  durch  weitreichende  kapitalistische  Beherrschung  und 
Sicherung  ihrer  Absatzverhältnisse.  Diese  gründeten  sich  teils 
auf  den  höchst  einträglichen  Eigenausschank  auf  dem  „Keller^, 
teils  auf  den  Verkehr  mit  der  Wirtskundschaft,  und  endlich 
in  neuerer  Zeit  in  zunehmendem  MaTse  neben  den  Verkauf  über 
4lie  Gasse  auch  auf  den  Flaschenbierhandel  direkt  an  die 
Privatkundschaft'.  Der  Verkehr  mit  der  Wirtskundschaffc 
hatte  bekanntlich  von  alters  her  den  Absatzverbältnissen  der 
Brauereien  wegen  der  dabei  zum  Ausdruck  kommenden  Kon- 
kurrenz derselben  ein  eigentümliches  Gepräge  verliehen:  Die 
^Wirtshatz**  ist  eine  der  charakteristischen  und  ältesten,  stets 
viel  besprochenen  Begleiterscheinungen  im  Wirtschaftsleben 
der  bayerischen  und  aufserbayerischen  Brauerei  gewesen. 
Immer  waren  es  besondere,  meist  künstlich  hereingetragene 
Momente  (wie  die  Biertaxe),  die  diesen  wunden  Punkt  zeit- 
weilig in  aufsergewöhnlicher  Weise  fühlbar  werden  liefsen. 
Auch  das  letzte  Jahrzehnt   ist  angesichts   der  abgewandelten 

^  Greifsi:   Zeitschrift  für  das  gesamte  Branwesen.    1886. 

'  Dafs  dieser  in  der  Gegenwart  einen  erheblichen  Umfang  sewonnen 
haben  mufs,  erhellt  aus  einer  am  26./IV.  1892  in  München  stattcettindenen« 
von  ca.  600  Wirten  besuchten  Protestversammlung,  die  nach  dem  Muster  ähn- 
licher Kundgebungen  in  anderen  Städten,  um  gegen  den  überhandnehmen- 
den Flaschenbierhandel  der  dortigen  Brauereien  Schritte  zu  thun,  die 
wunderliche  Resolution  beschlofs,  hiergegen  und  gegen  das  die  Wirte 
empfindlichst  schädigende  Kantinen wesen  bei  Staats-  und  Militärbehörden 
eine  Petition  an  das  Ministerium  su  richten. 
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Wirtschaftsverhältnisse  mehr  denn  je  über  die  gegen  früher 
geradezu  potenziert  zu  Tage  getretenen  Ausartungen  auf 
diesem  Gebiet  des  Interessenkampfes  von  lebhaften  Klagen 
erfüllt.  Der  Kapitalismus  ist  hier  in  seiner  rücksichtslosesten 
Form  in  Erscheinung  getreten,  indem  das  Verhältnis  der 
Brauereien  zu  den  Wirten  für  diese  sich  vielfach  zu  einer 
wahren  Schuldknechtschaft  entwickelt  hat,  und  es  sich  bei 
der  Gewinnung  und  Sicherung  des  Absatzes  weniger  um  die 
direkten  Lieferungsbedingungen  nach  Qualität  und  Preis  des 
Bieres  (der  übrigens  bei  einheitlichem  Gebindemafs  ziemlick 
einheitlich  ist)  handelt,  als  um  die  Anknüpfung,  oft  gar  nicht 
damit  im  Verhältnis  stehender  bankiermäfsiger  Geldgeschäfte 
und  um  Unterbieten  in  der  Vorschubleistung  eines  überaus 
verwerflichen  und  verhängnisvollen  „Lotterkredits". 

Von  sachkundiger  Seite  werden  diese  besonders  inMünchen^ 
auf  die  Spitze  getriebenen  Übelstände  folgendermafsen  ge- 
schildert^: „Der  Hauptabsatz  der  Grofsbrauereien  war  von 
jeher  und  ist  auch  heute  noch  der  Absatz  an  die  Wirte^ 
Der  dabei  erzielte  Nutzen  ist  heute  ein  sehr  geringer,  und 
dennoch  erfordert  gerade  diese  Art  des  Absatzes  die  gröfste 
Menge  Betriebskapital.  Es  ist  ein  täglich  vorkonmiendes  Er- 
eignis, dafs  die  Brauereien  den  Wirten  Darlehen  in  einer 
Höhe  geben,  die  durch  den  Bierverbrauch  der  Wirte  durch- 
aus nicht  gerechtfertigt  erscheint  Wir  könnten  Fälle  genug 
aufzählen,  wo  Brauereien  Wirten,  welche  kaum  2  hl  pro  Tag 
verzapfen,  8 — 10  000  Mark  Darlehen  gewähren,  Wirten  aber 
mit  einem  Verbrauch  von  5 — 6  hl  sogar  80 — 40000  Mark. 
Diese  Darlehen  werden  dann  gewöhnlich  erst  an  dritter  oder 
vierter  Hypothekenstelle  versichert  Auf  diese  Weise  erwerben 
die  Brauereien  ihre  Wirte,  und  findet  oft  geradezu  eine  Jagd 
nach  solchen  statt,  wobei  diejenige  Brauerei  den  Sieg  davon 
trägt,  welche  am  wenigsten  Bedenken  hat  und  am  meisten 
Geld  hergiebt  Solche  Wirte  sind  natürlich  sehr  an  die  Dar- 
lehen gebenden  Brauereien  gebunden,  um  so  mehr,  ab  sich 
diese  gewöhnlich  durch  Stipulierung  hoher  Konventionalstrafen 
den  Bezug  seitens  des  Wirts  mindestens  fUr  einige  Jahre 
sichern.  Will  ein  solcher  Wirt,  vorausgesetzt,  er  zahlt  die^ 
Konventionalstrafe,  oder  er  kann  sie  bezahlen,  von  einem 
anderen  Brauer  Bier  beziehen,  so  mufs  er  natürlich  der  dar- 
leihenden Brauerei  vorher  ihr  Kapital  zurückerstatten;  das 
kann  er  aber  gewöhnlich  nur  dann,  wenn  ihm  eine  andere 
Brauerei  wieder  ein  gleich  hohes  Darlehen  (eventuell  auch 
den  Betrag  der  Konventionalstrafe)  gewährt  Das  bietet  aber 
bei  einigermafsen  respektablem  Bierverschleifs  nicht  die  ge- 
ringste Schwierigkeit.  Und  so  „kauft**  eine  Brauerei  von  der 
anderen    die  Wirte  „aus",   wie  sich   die  Wirte   auszudrücken 


1  GreiTsI,  Zeitschrift  fUr  das  gesamte  Brauwesen,  1885. 
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pflegen.  Die  Brauereien  werden  aber  auf  diese  Weise  die 
reinsten  Gelddarleiher:  will  jemand  ein  Haus  bauen,  und 
eignet  sich  dieses  zur  Ausübung  einer  Wirtschaft,  und  ist  die 
behördliche  Genehmigung  nicht  zu  bezweifeln,  so  findet  sich 
sicher  eine  Brauerei,  die  zum  Baukapital  beisteuert  oder  dieses 
ganz  hergiebt.**  —  Noch  schärfer  rügt  ein  in  der  Handels- 
beilage der  Münchener  Allgemeinen  Zeitung^  erschienener 
Aufsatz  über  die  Münchener  Aktienbrauerei  von  W.  Prager 
dies  kapitalistische  Konkurrenztreiben:  „Die  Art  und  Weise, 
in  welcher  sich  hier  die  Brauereien  gegenseitig  Konkurrenz 
bereiten,  hat  einen  unschönen  Charakter  angenommen.  Der 
Handel  mit  Realrechten  —  man  sagt,  dafs  bis  zu  12  000  Mark 
für  ein  solches  bezahlt  werden  — ,  das  massenhafte  Ansuchen, 
neue  Wirtschaften  gründen  zu  dürfen,  das  sich  gegenseitige 
Überbieten  im  Ankauf  und  der  Pacht  sind  nicht  mehr  Zeichen 
einer  gesunden,  vielmehr  einer  ungesunden  Entwicklung.  Es 
findet  das  reinste  Hektoliterrennen  statt,  und  es  ist  ein  ernst- 
haftes Scherzwort,  wenn  behauptet  wurde,  dafe  wo  „Hier" 
oder  „Für  Herren"  steht,  ein  Grofsorauer  mindestens  10  000  Mark 
gäbe,  wenn  er  auch  nur  eine  Wirtschaft  daselbst  vermute. 
Die  Sucht,  möglichst  viel  Absatz  hervorzurufen,  wird  den 
Schwerpunkt  der  Aktienbrauereien  bald  auf  den  Immobilien- 
und  Pachthandel  drängen,  und  unsere  Privatbrauereien  scheinen 
durch  ihre  gewaltsamen  Anstrengungen  die  betreffenden  Eta- 
blissements wohl  günstiger  flir  die  Umwandlung  in  eine  Aktien- 
gesellschaft situieren  zu  wollen.  Das  erstere  wird  sich  rächen, 
das  zweite,  wenn  es  zu  offenkundig  betrieben  wird,  seinen 
Zweck  verfehlen  — ." 

Wie  verhängnisvoll  dies  Walten  des  nackten  Elapitalismus 
auch  auf  die  Kreise  der  auf  die  Wirtskundschaft  angewiesenen, 
kanitalschwächeren  Mittelbrauereien  weiterwirken  mufste,  liegt 
aut  der  Hand.  Teils  wurden  sie  in  das  spekulative  Treiben 
mit  hineingerissen  und  siechten  an  den  Folgen  des  leichtfertig 
gewährten  Lotterkredits  der  sogenannten  „Nachborge  an  die 
Wirte**  hin,  sodafs  sich  sogar  Professor  Holzner  sr.  Zeit  zu 
einer  allerdings  erfolglosen  Eingabe  bewogen  sah,  die  ruinösen 
Wirkungen  derselben  durch  eine  besondere  gesetzliche  Be- 
schränkung derselben  zu  verhindern.  Teils  ging  ihr  Absatz- 
gebiet, wie  die  vorgefilhrten  statistischen  Daten  zeigen, 
unaufhaltsam  zurück.  Eine  passende  Illustrierung  zu  den 
Nullendividenden  der  neueren,  dortigen  Aktienbrauereien  giebt 
ein  aus  München  stammender  Artikel  in  der  Frankfurter 
Zeitung^  über  die  deutschen  Aktienbrauereien,  in  dem  den 
Münchener  Unternehmern  das  schlechteste  Prognostiken  für 
die  Zukunft  gestellt  wird  und  gesagt  wird:    „Es  ist  bekannt, 


1  1888  Nr.  257  und  1889  Nr.  4. 
*  Jahrgang  1890. 
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dsSa  eine  hiesige  Aktienbrauerei  das  Sieden  ganz  eingestellt 
hat,  weil  sie  das  Bier  zum  Ausschank  in  ihren  Lokalitäten 
von  Grofsbrauereien  billiger  beziehen  kann,  als  sie  dasselbe 
herzustellen  vermag.  Eine  andere  Brauerei  mufste  ihren  Vor- 
rat zu  16  Mk.  als  Selbskostenpreis  in  die  Bilanz  aufnehmen, 
während  der  Grofsindustrielle  filr  17  Mk.  das  Bier  frei  ins 
Haus  liefert  und  das  Fafswerk  selbst  stellt  So  liegen  die 
Verhältnisse  jetzt,  und  die  Möglichkeit  einer  Verschlechterung 
erscheint  keineswegs  ausgeschlossen,  denn  wenn  die  Privat- 
brauereien  sich  zu  einer  weiteren  Reduktion  der  Bierpreise 
entschliefsen  sollten,  so  würden  sie  sich  noch  nicht  einmal 
allzusehr  ins  eigene  Fleisch  schneiden.  Schon  jetzt  wird  der 
Wert  mancher  Brauereiaktien  nicht  mehr  nach  dem  Erträgnis, 
sondern  noch  mehr  nach  dem  allenfallsigen  Werte  des  Terrains 
bemessen."  — 

Zu  einer  solchen  Reduktion  der  Bierpreise  kam  es  nun 
allerdings  nicht.  Vielmehr  schritten  im  Frühjahr  1890  die 
Mttnchener  Grofsbrauereien  angesichts  der  auch  für  sie  erheb- 
lich verschärften  Produktionsbedingungen,  —  besonders  gab 
die  Abänderung  des  Steuersatzes  vom  8.  XTL  1889  den  er- 
wünschten äufseren  Anlafs  hierzu  — ,  zu  einer  gemeinsamen 
Erhöhung  der  Bierpreise  um  2  Mk.  pro  hl.  Nur  das  König- 
liche Hof  bräuhaus,  das  unter  wesentlich  anderen,  und  zwar 
günstigeren  Bedingungen  arbeitet,  als  es  keine  reine  Erwerbs- 
anstalt ist  und  auf  einen  sehr  bedeutenden  Eigenausschank 
und  langgefestigten  Export  gegründet  ist  — ,  schlofs  sich  von 
diesem  Vorgehen  aus,  das  hierdurch  zwar  sehr  erschwert, 
schliefslich  aber  doch  nicht  vereitelt  wurde.  In  einer  Zuschrift 
an  die  Münchener  Neuesten  Nachrichten^  ist  von  einem  mit 
den  Verhältnissen  Vertrauten  in  Bezug  hierauf  eine  Darlegung 
der  derzeitig  obwaltenden  Produktionsverhältnisse  der  Milnchener 
Brauereien  gegeben,  die,  wenn  sie  auch  etwas  einseitig  gefkrbt 
ist,  von  der  gesamten  durch  das  Wirken  des  Kapitalismus 
geschaffenen  Sachlage  doch  ein  ziemlich  anschauliches  Bild 
bietet  und  deshalb  hier  Platz  finden  möge.  Es  heifst  darin: 
^In  den  zur  Begründung  der  Bierpreiserhöhung  von  sämt- 
lichen hiesigen  Brauereien  (mit  Ausnahme  des  Kgl.  Hofbräu- 
hauses) abgegebenen  Erläuterungen  wird  im  ersten  Absatz  die 
Behauptung  aufgestellt,  dafs 

„eine  ziffemmäfsige  Zusammenstellung  der  Ergebnisse 
von  neun  Münchener  Aktienbrauereien  den  rechnungs- 
mäfsigen  Nachweis  dafür  erbracht  habe,  dafs  bei  den 
derzeitigen  Bierpreisen  ein  grofser  Teil  der  hiesigen 
Aktienbrauereien  an  dem  inländischen  Konsum  im 
Betriebsjahre  1888/89  nichts  verdient  hat.** 


»  Vom  2.  IV.  1890. 
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Wenngleich  dieser  Behauptung  von  keiner  Seite  entgegenjgetreten 
werden  konnte,  und  wenn  dieselbe  unschwer  aus  den  einzelnen 
von  den  Gesellschaften  veröffentlichten  Rechenschaftsberichten 
von  jedermann  selbst  bewiesen  werden  kann,  so  dürfte  es 
bei  der  Wichtigkeit  der  Angelegenheit  doch  von  Interesse  sein, 
nachstehende  auf  absolutverlässiges  Material  gegründete, 
statistische  Nachweisung  zu  beachten. 

Es  berechnet  sich  der  hl  Bier  bei  einer  durchschnittlichen 
Ausbeute  von  210  Liter  zum  Verkauf  gebrachten  Bieres, 
welches  Quantum  jedoch  in  den  überwiegenden  Fällen  nicht 
erreicht  wird  (??),  bei  den  einzelnen  Brauereien  wie  folgt: 
Ausgaben  für  Gerste,  Malz,  Hopfen,  Pech,  Brennmaterialien, 
Eis,  Malzaufschlag,  sowie  allgemeine  Betriebsausgaben,  zu- 
jsammen:  14,88  Mk.,  15,97  Mk.,  16,95  Mk.,  16,33  Mk.,  16,97 
Mk.,  15,86  Mk.,  15,58  Mk.,  14,53  Mk.,  20,22  Mk.;  hiervon 
ist  in  Abzug  zu  bringen  der  Erlös  aus  Brauereiabf^Uen,  welcher 
fiich  auf  66 — 87  Pf.  für  den  hl  Bier  stellt.  Hierbei  ist  zu  be- 
merken, dafs  die  Verschiedenartigkeit  der  Produktionskosten 
in  den  allgemein  bei  den  einzelnen  Brauereien  vorhandenen 
verschiedenen  Verhältnissen  —  wir  erinnern  nur  an  die  Gröfse 
der  Produktion  —  zu  suchen  ist,  dafs  aber,  wenn  es  sich  um 
eine  Gesamtheit  handelt,  immer  nur  von  Durchschnittskosten 
gesprochen  werden  kann.  Dieselben  betragen  nach  obiger 
Zusammenstellung  15,60  Mk.;  zu  diesen  Kosten  ist  in  Zugang 
zu  bringen  die  für  Abschreibungen  an  Maschinen,  Fastage, 
Fuhrwerk,  überhaupt  der  gesamten  Brauereianlage  in  Rechnung 
zu  stellende  Quote,  welche  sich  auf  44  Pf.  bis  2,36  Mk.  und 
durchschnittlich  auf  1,07  Mk.  beziffert. 

Somit  kostete  im  Geschäftsjahr  1888/89  der  hl  Bier  bei 
den  Münchener  Aktienbrauereien  16,67  Mk.  Wir  haben  dabei 
bisher  lediglich  von  den  nackten  Produktionskosten  gesprochen 
und  ist  in  der  soeben  gedachten  Summe  der  Verzinsung  des 
in  den  Brauereien  investierten  „Kapitals"  mit  keinem  Pfennig 
gedacht.  Bei  der  Annahme  einer  gewifs  mäfsigen  Rente  von 
4®/o,  die  jede  Risikoprämie  aufser  acht  läfst,  erhöhen  sich  die 
Produktionskosten  durchschnittlich  um  1,08  Mk.  Aus  gesagtem 
ergiebt  sich,  dafs  der  hl  Bier  im  Durchschnitt  einen  Selbst- 
kostenpreis von  17,75  Mk.  erfordert,  welcher  Kostenpreis  selbst- 
verständlich sich  bei  den  einzelnen  Brauereien  je  nach 
günstigen  oder  ungünstigen  Produktionsverhältnissen  nach 
unten  oder  oben  verschiebt. 

Bisher  mufste  das  Bier  in  München  an  die  Wirte  um  15 
und  17  Mk.,  also  durchschnittlich  um  16  Mk.,  wovon  gewöhn- 
lich noch  2^/o  Zahlgeld  mit  32  Pf.  in  Abrechnung  kommen, 
abgegeben  werden,  sodafs  die  Behauptung,  dafs  an  dem  in 
München  verkauften  Biere  nicht  nur  nichts  verdient  wurde, 
sondern  dafs  sich  aus  demselben  durchschnittlich  ein  Verlust 
ergab,   mehr   als  zur  Genüge  erhärtet  wurde.     Die   bessere 
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Rentabilität  einzelner  Etablissements  verdanken  diese  —  wie 
in  der  Motivierung  der  Preiserhöhung  schon  erwähnt  —  zum 
grofsen  Teile  dem  Exporte,  wobei  zu  beachten  ist,  dafs  sich 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Erhöhung  der  Produktionskosten 
fühlbar  macht,  um  so  mehr  als  München  der  teuerste  Einkaufs- 

Slatz  flir  inländische  und  ausländische  Gerste  ist,  und  zwar 
er  teuerste  in  ganz  Mitteleuropa.  —  Was  nun  für  die  Aktien- 
brauereien gilt,  ist  auch  fllr  die  Privatunternehmungen  richtig, 
und  haben  deren  hervorragendste  Vertreter  keinen  Anstand 
genonmien,  dies  zu  bestätigen. 


11.   Kapitel. 

Die  sonstif^en  in  der  Gegenwart  mafsgebenden  Entwicklnngs- 
elemente  des  bayerischen  Brauwesens. 

So  liegen  bezw.  so  lagen  die  unter  dem  Drucke  des 
Kapitalismus  verschärften  Wirtschaftsbedingungen  der  bayeri- 
schen Brauereien,  speciell  in  München  und  anderen  verkehrs- 
reichen Orten,  als  die  Steuerreform  von  1889  ins  Leben  trat. 

Man  kann  wohl  annehmen,  dafs  besonders  für  die  auf  den 
Export  basierten  Brauereien  die  ihnen  zu  Gute  kommende^ 
entsprechende  Erhöhung  der  Steuer -Rückvergütung  eine 
wesentliche  Förderung  des  Exportgeschäfts  bedeutet,  die 
auch  flir  die  Konkurrenz  im  Lokalabsatz  wohlthätig  zurück- 
wirkte. Für  München  speciell  hat  entschieden  auch  die  von 
den  Grofsbrauereien  durchgesetzte  und  ebenfalls  den  übrigen 
dortigen  Brauereien  zu  Gute  gekommene  Bierpreiserhöhung 
eine  um  so  gröfsere  Erleichterung  gebracht,  als  sie  nicht  nur 
an  dem  erhöhten  Steuersatz  keinen  Anteil  hatten,  vielmehr 
teilweise  sogar  die  Vergünstigung  der  Steuerermäfsigung  fUr 
die  ersten  2000  hl  Malzverbrauch  genossen. 

Andererseits  freilich  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  der 
Steuersatz  für  die  meisten  Brauereien  auch  selbst  für  die  vor 
dem  1,  Oktober  1889  bestandenen  mit  weniger  als  6000  hl 
Malzverbrauch  immer  noch  um  35—50  ^/o  höher  ist  als  vor 
1879.  Es  kommt  ferner  dazu  die  überaus  verbreitete  und  von 
ötaatswegen  auch  verwaltungstechnisch  sehr  begünstigte  Er- 
hebung von  Kommunalmalzzuschlägen,  die  gerade  in 
den  80er  Jahren  beträchtlich  zugenommen  hat,  und  zwar  vor- 
wiegend in  den  kleineren  Gemeinden,  wo  auch  die  meisten 
Klein-  und  Mittelbrauereien  zu  Hause  sind.  Nach  von  May  ^ 
wurden  zu  Ende  der  70er  und  Anfang  der  80er  Jahre  im 
rechtsrheinischen  Bayern  von  insgesamt  467  Gemeinden  lokale 
Malzzuschläge  erhoben,  die 
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1879:  4549383,60  Mk. 
1880:  4536  728,25     ^ 
und  1881:  4835094,86     „ 
-erbrachten.     Ihrer  Höhe  nach  verteilten  sich  diese  Kommunal- 
2usehläge  auf 

12  Gemeinden  mit  einem  Satz  von  1,95  Mk.  pro  hl  Malz 

**^  n  n  »  »  r»  A,4U  „  n  n  n 

^  »  ri  ri  n  n  ijO\)  n  n  n  n 

^  n  »  »  n  n  1,0^  „  »  w  n 

*  n  »  »  »  n  '  -■•i^"  ff  w  »  » 

•*^  »  »  »  n  »  l,l0  „  n  »  » 

^22  „  »  n  »  »  I7OO  n  »  »  » 

Gegenwärtig  (bezw.  1890/91)  haben  sich  diese  Verhält- 
«lisse  foTgendermafsen  geändert.  Nach  statistischen  Angaben  ^ 
die  der  Bayerische  Brauerbund  geliefert  hat  und  die  allem 
Anschein  nach  ziemlich  genau  sind,  wurde 
in  12  Gem.  ein  Malzzuschlag  von  1,75  Mk.  pro  hl  Malz  erhoben 
»     8     „      ,  ,  ,    1,41    ,      „     „      „ 

n  *"  »  n  j)  »  *-)^^  n  n  n  fi  » 

»  ^  »  »  »  r»  A,oU  1)  n  n  n  n 

J»  ^  »  »  »  n  IjöU  »  n  r»  n  n 

»  ^^  »  n  w  »  ■•■,xu  n  »  »  n  i, 

»  yoO  j»  n  7»  n  1,00  w  »  n  »  » 

fl  ■'^  »  »/  »  ,M  ^;**^  r»  »  »  r»  »       • 

Insgesamt  erhoben  also  1007  Kommunen,  oder  540,  d.  i. 
mehr  als  doppelt  so  viel  wie  1879/80,  Zuschläge  zum  staat- 
lichen Malzaufschlage.  Und  zwar  lehrt  eine  Vergleichung 
beider  Zusammenstellungen,  dafs  diese  Ausbreitung  des  Kom- 
munalmalzzuschlages fast  ausschliefslich  zum  Satz  von  1  Mk. 
pro  hl  Malz  erfolgt  ist,  d.  h.  meist  in  kleinen  Kommunen  mit 
kleineren  und  mittleren  Brauereien.  Demgemäfs  hat  sich  auch 
das  Gesamterträgnis  der  Lokalmalzzuschläge  iin  Verhältnis 
zur  Vermehrung  der  Zahl  der  sie  erhebenden  Gemeinden 
nicht  sonderlich  gehoben.  Von  May  bemerkt  in  einer  Notiz ^, 
dafs  dieselben  ca.  5  Millionen  Mark  im  ganzen  erbringen,  was 
allerdings  im  Vergleich  zu  1879/81  auffallend  niedrig  erscheint 
und  vielleicht  mit  dem  Produktionsrückgange  der  Klein-  und 
Mittelbrauereien  zusammenhängt. 

Hinsichtlich  der  seit  1889/90  erhöhten  materiellen  Be- 
lastung der  bayerischen  Brauerei  durch  öffentlich-rechtliche 
Verpflichtungen  ist  ferner,   wenn   auch  natürlich   nur  in  ge- 


1  Beilagen  za  eiDem  Vortrage  von  Komm.-R.  AUendorf^  Schönebeck, 
Über  '„Kommunale  Bierbesteuerung"  auf  dem  VII.  Deutschen  Brauertag 
in  Hamburg  am  14.  VI.  1892. 

*  Conrads  Staats  Wörterbuch  a.  a.  0. 
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wissem  Sinne  und  in  sehr  difTerenter  Weise,  das  Hinzutreten 
der  Leistungen  zu  den  drei  grofsen  Instituten  der  deutschen 
Arbeiterversicherung  zu  erwähnen.  Steht  auch  aufser  Frage^ 
dafs  hieraus  der  Brauindustrie  im  ganzen  keine  anders  una 
schwerergearteten  Verpflichtungen  erwachsen  sind  wie  allen 
übrigen  Industriezweigen  und  dafs  in  der  Folge  diese  social- 
politischen  Einrichtungen  der  Arbeiterkranken-,  Unfall-,  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung  mehr  und  mehr  ihre  kon- 
kreten, socialen  und  wirtschaftlichen  Früchte  flir  die  Industrie 
zeitigen  werden,  so  kann  doch  nicht  geleugnet  werden,  dafe 
gerade  in  den  gegenwärtig  vorliegenden  ersten  Jahren  dieser 
Gesetzgebung  der  durch  sie  neu  eingeführte  Faktor  in  dem 
Ausgabenetat  der  Betriebe  eine  jeweils  ziemlich  bedeutende 
Rolle  spielt  und  sich  entsprechend  fühlbar  gemacht  hat.  Bei 
der  Uiifallversicherung  speciell,  die  der  Brauerei  ihres  relativ 
hohen  Gefahrenelements  (sie  steht  bezüglich  der  Gefahr  und 
Schwere  der  Unfeile  an  zweiter  Stelle  der  unter  das  Gesetz 
fallenden  Industrien)  wegen  ohnehin  erheblichere  Lasten  auf- 
erlegt, werden  diese  im  Laufe  der  nächsten  beiden  Jahrzehnte 
noch  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren.  Zur  Zeit  (Ende 
1891)  gehören  nach  den  letzten  Ausweisen  der  IV.  tmd  V» 
Sektion  der  Brauereiberufsgenossenschaft  im  rechtsrheinischen 
Bayern  insgesamt  1448,  gegen  1894  Brauereien  im  Jahre  1890 
der  Genossenschaft  an.  Die  Zahl  der  versicherten  Vollarbeiter 
betrug  13506^,  sodaüs  durchschnittlich  ca.  10  Arbeiter  auf 
den  Betrieb  entfielen,  was  mit  der  grundlegenden  gesetzlichen 
Bestimmung  über  die  Zugehörigkeit  der  Gewerbebetriebe 
merkwürdig  zusammentrifft,  wenngleich  im  einzelnen  natürlich 
grofse  Verschiedenheiten  in  der  Arbeiterzahl  der  Betriebe  ob- 
walten und  aufserdem  fiir  die  Versicherungsverpflichtung  der 
Brauereien  noch  andere  Gesichtspunkte  eingeführt  sind.  — 
Nach  der  Steuerstatistik  waren  1890  im  rechtsrheinischen 
Bayern  5032  Braunbierbrauereien  und  1563  Weifsbierbrau- 
ereien im  Betrieb  (S.  Seite  160),  es  gehören  also  ca.  22  ^/o  aller 
Brauereien  der  Berufsgenossenschaft  an,  oder,  wenn  man  die 
Weifsbierbrauereien  wegen  ihrer  bekann termafsen  fast  durch- 
gängigen Kleinheit  ausscheidet,  ca.  29°/o  aller  Braun  bierbrau- 
ereien  derselben  an;  ein  auch  aufser  den  Ergebnissen  der 
Steuerstatistik  interessantes  Zeichen  filr  das  numerisch  er- 
hebliche Überwiegen  der  noch  nicht  industriell  gearteten 
Kleinbetriebe  in  Altbayern. 

Es  mag  auffallen,  dafs  unter  den  im  vorstehenden  dar- 
gestellten  Momenten,   die  für  die  neuzeitliche   bezw.   gegen- 

1  Sektion  IV  (mit  Oberbayern,  Manchen!)  zählte  am  81.  XII.  1891: 
868  Betriebe  mit  8488  Vollarbeitem,  was  fast  10  Arbeiter  pro  Betrieb 
ersieht.  Sektion  Y  (die  nördliche  Hälfte  des  rechtsrheinischen  Bayerns) 
zäolte  am  gleichen  Tage  608  Betriebe  mit  4888  Vollarbeitem,  also  pro 
Betrieb  etwas  über  7  Arbeiter. 
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wärtige  Entwicklung  des  bayerischen  Brauwesens  wirksam 
gewesen  sind,  eines  nicht  mit  aufgeführt  ist,  das  im  allge- 
meinen für  die  industrielle  Produktionsentwicklung  der  Gegen- 
wart von  einschneidender,  ja  teilweise  ausschlaggebender  Be- 
deutung gewesen  ist  und  noch  ist:  Die  sogen.  Arbeiter- 
frage oezw.  das  Moment  der  Arbeiter-  und  Lohnbewegung. 
Es  rechtfertigt  sich  diese  Unterlassung  mit  der  Thatsache, 
dafs  sowohl  an  und  für  sich  als  auch  im  Zusammenhange  mit 
den  übrigen  ursächlichen  Entwicklungsfaktoren  die  unter 
diesen  Namen  zusammengefafsten  Verhältnisse  einen  bestim- 
menden, allgemeiner  wahrnehmbaren  Einflufs  auf  die  Ent- 
wicklung und  derzeitige  Lage  des  bayerischen  Brauwesens 
bisher  wenigstens  noch  nicht  gehabt  haben.  Allerdings  ist 
nicht  zu  leugnen,  dafs  da,  wo  die  Brauerei  zum  Grofsbetriebe 
konzentriert  ist,  was  meist  in  grofsen,  Verkehrs-  und  industrie- 
reichen Städten  mit  bedeutender  Arbeiterbevölkerung  der  Fall 
ist,  die  sociale  und  wirtschaftliche  Arbeiter^  und  Lohnbewegung 
auch  far  sie  des  öfteren  akut  geworden  ist  und,  wie  das 
Beispiel  von  Berlin,  Hamburg,  Frankfurt  a.  M.  und  anderer 
Industriecentren  beweist,  bereits  bedeutsame  Folgeerschei- 
nungen (Brauergesellen vereine,  Streikkommissionen,  Einigungs- 
ämter und  Organisation  der  Stellenvermittlung  mit  für  beide 
Teile,  Arbeitgeber  und  -nehmer,  bindenden  Observanzen,  siehe 
besonders  Berlin  und  Hamburg)  gezeitigt  hat.  Jedoch  bildet 
hierbei  die  baverische  Brauindustrie  gewissermafsen  noch  eine 
Ausnahme  und  wenn  es  auch  hie  und  da  —  und  zwar  nicht 
nicht  nur  in  der  neuesten  Zeit  —  zu  Friktionen  und  Kon- 
flikten zwischen  Brauereibesitzern  oder  -Direktoren  und 
Brauereiarbeitem  gekommen  ist,  wie  vor  mehreren  Monaten 
beispielsweise  in  Nürnberg,  so  waren  sie  stets  nur  acci- 
dentieller  Natur  und  von  lokaler  Bedeutung.  Der  die  Ent- 
wicklung der  bayerischen,  speciell  rechtsrheinischen  Brauerei 
trotz  aller  industrieller  Ausgestaltung  derselben  charakte- 
risierende konservative  Zug,  der  in  bestimmten  nationalen, 
historisch  bedingten  Verhältnissen  wurzelt,  hat  eben  auch  das 
Moment  der  Arbeiter-  und  Lohnbewegung  für  sie  noch  nicht 
zu  jener  Bedeutung  gelangen  lassen,  wie  dies  vielfach  aufser- 
halb  Bayerns  in  der  Brauerei  oder  in  anderen  Industrien 
der  Fall  ist,  zumal  bisher  die  durch  die  technische  Ausge- 
staltung, die  Verkehrsentwicklung,  Steuer-  und  andere  Ver- 
hältnisse geschaffenen  Entwicklungsfaktoren  ausschliefslich  das 
Fdd  behaupteten. 

Man  mufs,  um  tiefer  in  die  eine  etwaige  Arbeiter-  und 
Lohnbewegung  im  bayrischen  Braugewerbe  bedingenden  Ver- 
hältnisse blicken  zu  können,  sowohl  die  in  ihm  beschäftigten 
Personen  selbst  ihrer  socialen  Stellung  nach,  als  auch  die 
im  allgemeinen  obwaltenden  Arbeitsverhältnisse  derselben 
näher  ins  Auge  fassen.    Diese  sind  allerdings  in  sich  äufserst 
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verschieden  und  hängen  aufs  engste  mit  den  die  verschiedenen 
Betriebskategorien  der  bayerischen  Brauerei  überhaupt  be- 
greifenden Verhältnissen  zusammen.  Zunächst  ist  zu  unter- 
scheiden zwischen  den  im  eigentlichen  Brauereibetriebe  —  in 
der  Mälzerei,  dem  Sud-  und  Kellerhause  —  beschäftigten  und 
darin  ausgebildeten  Brauern  und  den  mannigfachen  sonstigen 
im  Brauereigeschäft  thätigen  Hülfspersonen  der  verschiedensten 
Art.  Von  dem  kaufmännischen  Htilipersonal  —  Buchhalter, 
Kassierer,  Korrespondenten,  Reisenden,  Expedientien,  Schrei- 
bern und  sonstigen  Komptoristen  — ,  femer  dem  Dienst- 
personal —  Portier,  Hausmann,  Boten,  Nachtwächtern, 
Scheuerfrauen  etc.  —  und  endlich  dem  etwa  im  Ausschank 
beschäftigten  Personal  kann  hier  überhaupt  abgesehen  werden. 
Es  müssen  ferner  die  nur  vorübergehend  zur  Aushülfe  an- 
genommenen Personen  —  Tagelöhner ,  Reparaturarbeiter, 
Handlanger,  Reinigungspersonal  —  ausgeschieden  werden. 
Auch  zeitweilig,  mehr  oder  minder  regelmäfsig,  zur  Ver- 
stärkung des  Personals  bei  besonders  lebhaftem  Betriebe  an- 
genommene Hülfskräfte,  wie  vielfach  während  der  Mälzungs- 
kampagne  und  bei  der  Eiseinfuhr,  fallen  hierunter. 

Dagegen  bilden  die  Kutscher  (die  Bierfahrer,  jedoch 
nicht  die  von  diesen  in  der  Regel  angenommenen  und  meist 
auch  ausschliefslich  besoldeten  sogen.  Mitfahrer),  die  Böttcher 
(Schäffler),  die  Flaschenspüler,  das  Wartepersonal  der  Pferde 
und  Ställe  und  des  Kesselhauses,  der  Maschinen  und  Be- 
leuchtungsanlagen ein  ständiges  Kontingent  der  in  der 
Brauerei  beschäftigten  Personen.  Sie  sind  zwar  in  ihrer  Art 
meist  gelernte  Leute,  jedoch  nicht  speciell  und  ausschliefslich 
für  die  Thätigkeit  in  der  Brauerei  ausgebildet  und  auf  diese 
angewiesen.  Sie  sind  meist  nicht  auf  Kündigung  angestellt, 
können  auch  verhältnismäfsig  leicht  anderswo  unterkommen 
und  sind  andererseits  auch  leichter  zu  ersetzen.  Eine  Aus- 
nahme bilden  allenfalls  die  Bierfahrer,  deren  es  oftmals  wie- 
der verschiedene  Kategorien  giebt  (Fafs-,  Flaschen-,  Bahn-, 
Achtelfahrer  u.  a.),  die  ftir  die  Handhabung  und  Sicherung 
der  Absatzverhältnisse  oft  sehr  wichtig  sind,  daher  auch  in 
ihren  Funktionen  vielfach  selbständiger  gestellt  sind,  wofür 
sie  aber  auch  meist  kautionspflichtig  sind ,  und  wenn  nicht 
ausschliefslich,  so  doch  zu  einem  guten  Teil  auf  Tantiemen 
in  verschiedener  Form^,  die  zum  Teil  dem  von  ihnen  er- 
zielten Biererlös  angepafst  sind,  angewiesen  sind.  Meist  wohnen 
diese  Personen  nicht  in  der  Brauerei  (mit  Ausnahme  natür- 
lich der  Stallleute  und  des  Machinisten) ,  und  besitzen  zum 
grofsen  Teil  ihren  eignen  Hausstand.  An  dem  neben  dem 
baren  Lohn  allgemein  gelieferten  freien  Haustrunk  nehmen 
sie  sämtlich  Teil,  wenn  auch  gewöhnlich  nicht  in  dem  Mafsc 

^  Auch  die  Maschinisten  beziehen  oft  Erspaningstantiömen. 
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wie  das  eigentliche  Braupersonal.    Die  Zahl  und  Arten  dieses 
Htllfspersonals   ist   natürlich   nach  Gröfse   und  Betriebsweise 
der  Brauereien   ungemein  verschieden.     Während  in  kleinen 
Dorfbrauereien  der  Besitzer  mit  ein  bis   zwei   Hülfpersonen 
oder   Knechten,    event.    von    seiner    Familie    und    sonstigen 
Faktoren  unterstützt,  nicht  nur  den  eigentlichen  Braubetrieb 
sondern  auch  die  ganze  Geschäftsführung  inkl.  dem  Ausschank 
besorgt,  wimmelt  es  in  den  ^rofsen  Etablissements  von  einem 
Heer  der  verschiedensten  Hülfspersonen  und  Betriebsbeamten. 
Immerhin   gab    es    nach    der   Gewerbezählung   von    1882    in 
Bayern   nur  460  Hauptbetriebe  (davon  39  in  der  Rheinpfalz) 
mit  insgesamt  6408  Personen  (davon  555  in  der  Pfalz),  die 
mehr  wie  deren  6  beschäftigten  und  zwar: 
297  (21)  mit    6—10      Gehülfen 
151  (18)    -     11—50 
10  (— )    -     51—200 
2  (— )    -   201—1000 

Dagegen  wurden  in  71  (6)  Hauptbetrieben  überhaupt 
keine  Gehülfen  verwendet  und  in  3450  (164)  mit  insgesamt 
9678  (506  Personen)  nur  1,  höchstens  5  Gehülfen. 

Was  dies  eigentliche  Braupersonal  anbelangt,  so  sind 
auch  bei  ihm  mehrfache  Unterscheidungen  zu  machen,  denn 
es  handelt  sich  hier  um  nichts  weniger  als  eine  gleich- 
artige Masse.  In  dem  überwiegenden  Kleinbetriebe  auf  dem 
Elatten  Lande  und  in  den  Provinzstädten  liegen  die  Ver- 
ältnisse  allerdings  wieder  einfacher.  Der  „Bräu"  behilft 
sich,  wenn  er  keinen  anzulernenden  Sohn  oder  sonst  zum 
Brauhandwerk  geneigten  oder  bestimmten  jungen  Menschen 
aus  der  Verwandtschaft  oder  Nachbarschaft  zur  Verfligung 
hat,  meist  mit  mechanisch  angelernten  Knechten,  die  auch 
anderweit  nützlich  beschäftigt  werden.  Nur  selten  leistet  er 
«ich  den  Luxus  eines  ausgelemten,  womöglich  verheirateten 
„Braumeisters",  der  dann  freilich  meist  das  gesamte  Brau- 
personal darstellt  oder  nur  hie  und  da  einige  Knechte  zur 
Hülfeleistung  unter  sich  hat. 

Anders  dagegen  in  den  industriell  betriebenen  Mittel- 
und  Grofsbrauereien.  Hier  tritt  zunächst  die  grofse  Schei- 
dimg zwischen  Inhabern  von  Hinter-  und  Vorderstellen  zu 
Tage,  denen  beiden  als  direkter  Vorgesetzter  der  Braumeister 
als  Betriebsbeamter  gegenübersteht 

Hier  tritt  aber  auch  das  „sociale"  Element  in  seiner  grofsen 
Differenziertheit  hervor. 

Im  Gegensatz  besonders  zxmi  Auslande  werden  in  Deutsch- 
land innerhalb  des  eigentlichen  Brauereibetriebes  überwiegend 
nur  gelernte  bezw,  auszubildende  Brauer  beschäftigt,  während 
allerdings  im  Mälzereibetriebe  die  Verwendung  nicht  gelernter 
Hülfskräfte  als  Tage-  oder  Wochenlöhner  zeitweilig  im  gröfseren 
Umfange  statthat.     Immerhin  giebt  es  aber  auch  in  den  Grofs- 
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betrieben  wenigstens  eine,  wenn  auch  relativ  noch  nicht  be- 
trächtliche Zahl  von  Braugehtilfen,  die  wenn  nicht  für  immer 
so  doch  lange  Jahre  hindurch  auf  Hinterstellen  sitzen  bleiben 
und  es  endlich  höchstens  2u  einer  Vorderstelle  als  Obermälzer, 
erster  Biersieder  oder  Kellermeister  oder  zu  einem  kleinen,, 
bescheidenen  Braumeisterposten  bringen.  Diese  meist  ganz 
einfach  gebildeten  vom  14.  Jahre  auf  in  der  Brauerei  groJi 
und  alt  gewordenen  Leute  ^,  sind  vielleicht  als  der  Kern  des 
fllr  eine  etwaige  Arbeiter-  und  Lohnbewegung  in  Betracht 
kommenden  Kontingents  anzunehmen,  um  den  sich  dann  oft- 
mals noch  eine  gröfsere  Zahl,  meist  jüngerer  Elemente  grup- 
piert. Sie  haben  natürlich,  wie  jeder  ihresgleichen,  als  sie 
in  der  Jugend  als  „Anschieber**  antraten  und,  wie  es  mehr- 
fach üblich  ist,  für  die  ersten  2 — 3  Jahre  Lehrgeld  bezahlten,, 
auf  ein  weiteres  Aufsteigen  und  Fortkommen  gerechnet. 
Aber  mannigfache  WechselfkUe ,  unstete  Wanderschaft,  die 
Militärjahre  und  wer  weifs,  was  sonst  für  verschuldete  oder 
unverschuldete  Umstände  haben  sie  in  der  Stufenfolge  zurück- 
bleiben und  auf  irgend  einem  Posten  auf  halbem  Wege  ver- 
harren lassen.  Anderen  glückt  es  dafür  besser.  Nach  den 
Anschieberjahren  voll  harter  Arbeit  und  oft  strengster  Zucht,, 
sind  sie  nach  und  nach  zu  Braumeistern  oder  gar  Brauerei- 
besitzern emporgestiegen.  Die  zahlreichen  Söhne  von  Brauerei- 
besitzem,  die  ein  bedeutendes  Kontingent  darstellen,  machen 
natürlich  die  übliche  Stufenfolge  meist  glatt  durch.  Die  Lehr- 
jahre werden  gewöhnlich  in  der  väterlichen  Brauerei  absolviert* 
"Eine  auf  Grund  einer  Prüfung  erfolgende  Freisprechung  zum 
„Gesellen**  findet  nur  in  einigen  Bezirken  fakultativ  selten» 
der  Braumeistervereine,  (freien  Vereinigungen  zu  diesen  und 
gegenseitigen  ünterstützungszwecken)  statt.  Obligatorische 
Braumeisterprüfungen  giebt  es  nicht.  Es  bildet  einen  berech- 
tigten Beschwerdepunkt  der  bestehenden  Braumeistervereine, 
dafs  einige  private  Brauerschulen  sogen.  „Braumeisterdiplome*' 
auf  Grund  eines  Examens  ausstellen.  Nur  langjährige  Praxis 
und  die  Erfahrung,  ob  jemand  im  stände  ist,  einen  Brau- 
meisterposten mit  Erfolg  auszufüllen,  können  ihn  zu  diesem 
Titel  berechtigen.  Dann  beginnt  die  oft  weitgedehnte  Wan- 
derung. In  wenigen  Gewerben  dürfte  sich  das  systematische 
Wandern  ohne  äulseren  Zwang  noch  so  allgemein  erhalten 
haben  wie  in  der  Brauerei,  wenngleich  es  auch  von  dem 
Charakter  und  der  Poesie  des  handwerksburschenmäfsigen 
„auf  die  Walze  gehen"  viel  eingebüfst  hat.  Wie  ehedem,  so 
bildet  auch  heute  das  Hin-  und  Herwandem  der  deutschen 
Brauer  eins  der  wertvollsten  Fermente  für  die  fruchtbare  Ver- 
allgemeinerung des  technischen  Fortschritts.     Von  einer  fest- 


1  Das  Braupersonal  wohnt   mit  ganz   wenigen  Ausnahmen  in  der 
Brauerei. 
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bemessenen  Wanderzeit  kann  man  dabei  allerdings  nicht  reden. 
Nach  dem  Grundsatz  ubi  bene  ibi  patria  durchlebt  der  Brauer 
seine  Wanderjahre,  die  ihn  oft  weit  ins  Ausland  flihren,  ge- 
ntigt dazwischen  seinen  militärischen  Verpflichtungen  an  den 
verschiedensten  Orten,  besucht  irgend  eine  Brauerschule,  bis 
er  schliefslich  oft  nach  mehrfachen  vergeblichen  Versuchen, 
eine  passende  „Lebensstellung"  irgendwo  gefunden  hat,  sei  es 
als  Braumeister,  oder  sei  es,  dafs  er  sich  als  Mitbesitzer  an 
einem  Betriebe  beteiligt  (hineinheiratet),  sich  allein  ankauft, 
oder  das  väterliche  Geschäft  übernimmt. 

Bei  dem  ungemein  schnellen  Fortschritt  der  Technik,  der 
an  den  vorwärts  strebenden  Brauer  immer  gröüsere  Ansprüche 
stellt,  ist  es  natürlich,  dafs  eine  gediegene,  speciell  natur- 
wissenschaftliche Bildung  ihm  äufserst  zu  statten  kommt.  Es 
ist  daher  ein  ganz  naturgemäfser  und  deutlich  wahrnehmbarer 
Vorgang,  dafs  immer  mehr  gut  vorgebildete  Elemente  sich  der 
Brauerei  zuwenden.  Auf  den  Brauerschulen,  die  heutzutage 
bereits  der  gröfste  Teil  der  nach  Selbständigkeit  strebenden 
Brauer  absolviert,  stellen  nicht  nur  die  Schüler  mit  dem  Be- 
rechtiffungsschein  zum  Einjährig-Freiwilligen-Dienst  sondern 
auch  die  mit  einem  Primaner-  oder  Abiturientenzeugnis  höherer 
Lehranstalten  ein  wachsendes  Kontingent  dar  ^.  Letztere  frei- 
lich, die  vielfach  sogar  einige  akademische  Semester  zum  Stu- 
dium der  Chemie,  Botanik  und  Physik  absolviert  haben,  sind 
meist  nicht  als  eigentliche  Brauergesellen  zu  betrachten.  Sie 
haben  keine  sogenannte  Lehrzeit  als  „Anschieber**  durchge- 
macht, haben  sich  als  „Volontäre"  oder  „Praktikanten**  aufser 
in  der  technischen  BetriebsfUhrung  auch  in  der  kaufmännischen 
Geschäftsführung  und  im  chemischen  Laboratorium  mehr  oder 
minder  gründlich  umgesehen  und  beschliefsen  ihre  Studien- 
jahre entweder  als  Brauereibesitzer  bezw.  -teilhaber  oder 
-direktoren  oder  als  Brauereitechniker. 

Es  mufs  jedoch  gesagt  werden,  —  und  die  Erfahrung 
kann  man  an  jeder  Brauerschule  machen  — ,  dafs  auch  unter 
den  einfach  gebildeten  Brauern,  die  vom  14.  Jahre  an  in  der 
Brauerei  aufgewachsen  sind,  sich  zahlreiche  Elemente  finden, 
die  Dank  ihrer  Strebsamkeit  und  natürlichen  Litelligenz ,  es 
zu  den  gröfsten  und  wichtigsten  Braumeisterposten  mit  Jahres- 
ffehältem  bis  zu  50000  Mark  und  weit  darüberbringen,  viel- 
fach sich  auch  zu  selbständigen  Grofsbrauem  aufschwingen. 
Das  charakterisiert  überhaupt  den  Brauer  der  Gegenwart,  und 
wird  ihm  auch  in  Zukunft  eigen  bleiben,  dafs,  um  als  berufener 
Vertreter  seines  Gewerbes  fortschreiten  und  aufsteigen  zu 
können,  er,  auch  bei  theoretischer,  naturwissenschaftlicher  und 


1  Diese  treten  natürlich  auch  erst  lin  spSterem  (17.  bis  20.)  Jahr 
in  die  Branerei  ein  und  sind  vielfach  ursprünglich  in  anderen,  besonders 
häufig  kaufmännischen  Berufen  thätig  gewesen. 
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überhaupt  höherer  socialer  Bildung  sich  mit  gleicher  Hingebung 
auch  harter,  mechanischer  Hand-  und  Kraftleistung  hinzugeben 
gelernt  haben  mufs,  schon  um  einst  in  leitender  Stellung  fach- 
kundig seinen  Untergebenen  vorstehen  zu  können. 

Es  ist  klar,  dais  diese,  immer  noch  die  Mehrzahl  der 
Hiilfspersonen  im  Braugewerbe  begreifenden,  in  aufsteigender 
Stufenfolge  befindlichen  Elemente,  zumal  bei  ihrer  der  Ver- 
teilung der  Betriebe  entsprechenden  bedeutenden  lokalen  Zer- 
splitterung, nicht  das  geeignete  Ferment  zu  einer,  auf  ge- 
schlossenen, gleichartigen  Arbeitermassen  fufsenden,  organi- 
sierten, socialen  Arbeiter-  und  Lohnbewegung  von  allgemeinerer 
Tragweite  sind.  Dazu  sind  auch  aufser  den  socialen  Verhält- 
nissen die  im  einzelnen  ebenso  verschiedenartigen,  im  ganzen 
aber  nicht  ungünstigen  wirtschaftlichen  Bedingungen  nicht 
angethan.  Nach  den  berufsgenossenschaftlichen  Ausweisen 
zahlt  das  Braugewerbe  durchweg  mit  die  höchsten  Löhne. 
Nach  dem  Jahresbericht  der  Brauereiberufsgenossenschaft  flir 
1891  betrug  der  auf  den  sogen.  Vollarbeiter  durchschnittlich 
entfallende,  anrechnungspflichtige  Lohn  (inkl.  Haustrunkan- 
rechnung) für  die  Sektion  IV  und  V  (das  rechtsrheinische 
Bayern)  1078  bezw.  1093  Mark,  zählt  also  zur  höchsten  Lohn- 
klasse. Der  höchste,  rechnungsmäfsige  Lohnsatz  entfallt  übri- 
fens  mit  1213  Mark  auf  die  reichsländische  Brauerei,  der  nie- 
rigste mit  1009  Mark  aber  auf  die  Brauerei  in  Württemberg.  — 
Für  Vorderstellen,  von  Braumeisterposten  ganz  zu  geschweigen, 
werden  in  gröfseren  bayerischen  Betrieben  monatlich  von  125 
bis  über  200  Mark  gezahlt,  wozu  oft  noch  diverse  Nebenbe- 
züge treten  (Sudgelder,  Schlauchgelder,  Spundgelder,  Erspar- 
ungstantiömen  u.  a.  m.).  Dazu  kommt  als  nicht  zu  unter- 
schätzendes Moment  die  durchweg  sehrreichlich  bemessene 
Gewährung  von  Freibier,  der  sogen.  Haustrunk. 

Dafs  nichtsdestow^eniger  zeitweilig  in  einzelnen  Betrieben 
Konflikte  vorkommen,  wie  sie  das  gewerbliche  Leben  eben  täglich 
mit  sich  bringt,  ist  nicht  verwunderlich.  Soweit  solche  Bewegun- 
gen, wenigstens  in  Bayern,  überhaupt  an  die  Öffentlichkeit  ge- 
drungen sind,  wie  seinerzeit  in  Nürnoerg,  handelte  es  sich  dabei 
weniger  um  eigentliche  Lohnstreitigkeiten,  als  vielmehr  um 
Beschränkung  der  zu  langen,  anstrengenden  Arbeitszeit  (die 
in  der  That  mit  mindestens  10  Stunden  täglich  sehr  grofs  ist), 
geeignete  Regelung  der  Kolonnenarbeit  (besonders  in  Mälzereien 
von  Wichtigkeit),  Beschränkung  bezw.  besondere  Vergütung 
der  Sonntagsarbeit  und  andere  Streitpunkte  wie  etwa  Besei- 
tigung mifsliebiger  Vorgesetzter*,  Verlängerung  des  Thor- 
schlufses  u.  a.  m.     Es  war  übrigens  bei  Besprechung  der  tech- 


^  Im  allgemeinen  bilden  jedoch  gerade  die  aus  gleichen  Verhält- 
nissen stammenden  Braumeister,  bei  drohenden  Konflikten,  ein  schätzbares 
Mittelglied  zwischen  den  Gesellen  und  dem  Besitzer. 
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nischen  Fortschritte  darauf  hingewiesen,  wie  dieselben  ganz 
wesentlich  auch  der  Erleichterung  der  oft  sehr  schweren  und 
gefehrlichen  menschlichen  Arbeit  zu  Gute  gekommen  sind. 
Zu  einer  Verminderung  menschlicher  Arbeitskraft  haben  diese 
Fortschritte,  soweit  es  sich  um  gelerntes  Personal  handelt, 
weniger  geführt.  Die  pneumatische  Mälzerei  freilich 
hat  eine  wesentliche  Verringerung  des  im  übrigen  ziemlich 
zahlreichen  Mälzerpersonals  zui*  Folge;  doch  handelt  es  sich 
hierbei  nicht  ausschliefslich  um  gelernte  Arbeiter;  auch  hat 
die  pneumatische  Mälzerei  wegen  ihrer  sehr  bedeutenden  An- 
lagekosten bisher  nur  in  verhältnismäfsig  wenigen  Grofsbe- 
ti'ieben  Eingang  gefunden. 

Damit  dürfte  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Arbeiter- 
verhältnisse auf  die  Entwicklung  des  bayerischen  Brauge- 
werbes erledigt  und  in  ihrem  negativen  Ergebnis  nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  klargelegt  sein. 

Alles  in  Allem  steht  sonach  zu  vermuten,  dafs,  nachdem 
nimmehr  die  für  den  Entwicklungsgang  der  bayerischen  Brauerei 
seit  1881  ungünstig  gewesenen  Momente  gröfstenteils  eliminiert 
sind,  dieser,  trotz  der  vielfach  verschärften  Wirtschaftslage  unter 
dem  Zusammenwirken  aller  normalen  Entwicklungsfaktoren  sicli 
wieder  in  naturgemäfsen  Bahnen  bewegen  wird.  Die  zehn  Jahre 
hindurch  geschlagenen  Wunden  freilich  werden  nicht  sobald 
vernarben,  an  Friktionen  und  sonstigen  zeitweiligen  Krisen 
wird  es  wie  überall  so  auch  im  ferneren  Wirtschaftsleben  der 
Bayerischen  Brauerei  nicht  fehlen,  die  bedenklichen  Folgen 
des  einseitig  begünstigten  und  ausgearteten  Kapitalismus  wer- 
den noch  lange  nachklingen,  seine  einmal  auf  die  Höhe  ge- 
triebene Wirksamkeit  wird  in  der  gewerblichen  Entwicklung 
stets  eine  sehr  weitreichende  sein.  Man  mufs  sich  zum  Ver- 
ständnis der  gegenwärtigen  Entwicklungsphase  der  bayerischen 
Brauerei  immer  daran  erinnern,  dafs  das  verflossene  Jahrzehnt 
nach  der  vorangegangenen  Entwicklung  die  Auslösung  der 
grofsen  industriellen  Faktoren  mit  Naturnotwendigkeit  bringen 
mufste  und  dafs  die,  jeden  bedeutsamen,  wirtschaftlichen  Über- 
gangsprozess  begleitenden,  in  einer  tiefgehenden  Verschärfung 
des  socialen  und  wirtschaftlichen  Existenzkampfes  der  beteilig- 
ten Elemente  zu  Tage  tretenden  Erscheinungen  das  natürliche 
Nebenprodukt  desselben  darstellen,  das  allerdings  für  die  in 
Rede  stehende  Industrie  durch  das  unglückliche  Zusammen- 
treffen verschiedener  Momente,  einen  kritischen  Einflufs  auf 
den  Fortgang  dieses  Prozesses  überhaupt  gewonnen  hat. 

Wie  die  statistische  Darstellung  zeigt,  ist  dieser  Prozefs, 
der  auch  bei  der  bayerischen  Brauerei  ersichtlich  auf  eine 
fortschreitende  Konzentration  der  Produktion  auf  den  Grofs- 
betrieb  und  daneben  auf  eine,  in  den  specifisch  bayerischen 
Verbältnissen  wurzelnde,  immer  weitergehende  Abzweigung 
einer  betriebstechnisch,    social   und  wirtschaftlich   prinzipiell 
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verschieden  gearteten  landwirtschaftlichen  Elleinbrauerei  von 
mehr  und  mehr  sekundärer  Bedeutung,  hindrängt  — ,  noch 
keineswegs  zum  AbschluTs  gekommen.  Eine  grofse  Zahl  in- 
dustriell veranlagter  Mittelbrauereien  ringt  nach  grofbin- 
dustrieller  Ausgestaltung,  während  andere,  durch  die  kritischen 
Verhältnisse  in  den  letzten  zehn  Jahren  geschwächt,  nicht 
mehr  Stand  halten  und  untergehen  oder  ins  relativ  sichere 
Bereich   der  landwirtschaftlichen  Kleinbrauerei  zurücksinken. 

Jedenfalls  sind  die  Zeiten  für  die  bayerische  Brauerei 
immerhin  ruhiger  geworden,  dafür  spricht  u.  a.  auch  das 
für  die  jeweilige  wirtschaftliche  Lage  stets  sehr  charakte- 
ristische Verhalten  der  an  ihr  Interesse  nehmenden  Publi- 
zistik; gegen  die  Flut  der  bezüglichen  Prefs-  und  Litteratur- 
erzeugnisse  um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  ist  völlige  Ebbe 
eingetreten.  Freilich  die  gewerblichen  Elemente,  die  damals 
um  ihre  Existenz  rangen  und  die  öflFentliche  Aufmerksamkeit 
auf  sich  lenkten,  sind  teils  dahingegangen,  haben  ausgerungen, 
teils  ist  es  ihnen  gelungen,  sich  in  einer  oder  anderer  Weise 
zu  konsolidieren  und  den  abgewandelten  Verhältnissen  anzu- 
passen, teils  sind  sie  noch  im  Kampf  begriffen. 

Wie  sich  bis  zur  Gegenwart  die  Wirtschaftsverhältnisse 
der  bayerischen  Brauereien  seit  1889  entwickelt  haben,  läfst 
sich,  wie  gesagt,  nicht  näher  darlegen.  Die  Statistik,  auch 
die  beste,  hinkt  bekanntlich  stets  den  Thatsachen  hinterdrein, 
und  was  zur  Zeit  bereits  die  Beteiligten  symptomatisch  an 
ihrem  Leibe  spüren,  das  tritt  oftmals  erst  sehr  spät  in  die 
statistisch  fafsbare  Erscheinung.  Finanzminister  vonBiedel 
fafste  die  seit  1879  obwaltenden  Verhältnisse,  soweit  sie  zur 
Zeit  überschaut  werden  können,  am  22.  Februar  1892  in  der 
bayerischen  Abgeordnetenkammer  in  folgenden  Worten  zu- 
sammen : 

„Der  Export  hat  seit  der  Novelle  (von  1889)  zugenommen; 
es  steht  ferner  fest,  „dafs  in  denjenigen  Hauptzollamtsbezirken, 
in  denen  vorwiegend  Landbrauereien,  mittlere  und  kleinere, 
sich  befinden,  der  Malzaufschlag  zugenommen  hat  (Zurufe: 
Hört,  hört!),  woraus  mit  Grund  geschlossen  werden  kann, 
dafs  sich  das  Braugewerbe  auf  dem  Lande  wieder  etwas  ge- 
hoben hat.  Da  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  in  jenen  Bezirken 
der  Konsum  besonders  zugenommen 'hat,  so  kann  daraus,  — 
in  welcher  Hinsicht  uns  statistische  Nachweise  fehlen  — ,  mit 
Sicherheit  der  Schlufs  gezogen  werden,  dafs  der  sogenannte 
Inlandsexport  der  gröfseren  Brauereien,  d.  h.  der  Export  auf 
das  Land  hinaus,  seit  jener  Zeit  etwas  zurückgegangen  ist. 
Ich  glaube  daher,  meine  Antwort  dahin  zusammenfassen  zu 
können,  dafs  wir  mit  den  Wirkungen  der  Novelle  von  89  zu- 
frieden sein  können." 

Dies  Ergebnis  ist  gewifs  erfreulich  und  wird  teilweise 
auch  durch  die  statistischen  Nachweisungen  des  letzten  Jahres 
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bestätigt  Für  zahlreiche  Produktionskreise  der  bayerischen 
Brauerei  freilich  ist  auch  die  jetzige,  relativ  beruhigte  Lage 
immer  noch  ein  provisorischer  Zustand,  dessen  Ausgang  für 
die  beteiligten  Elemente  noch  nicht  abzusehen  ist.  Die  Sta- 
bilisierung, bezw.  der  durchaus  nicht  ausgeschlossene  Nachlafs 
•des  jetzt  so  hoch  gesteigerten  Bierexports  ist  ein  gewichtiger 
Faktor,  mit  dem  in  der  Zukunft,  früher  oder  später,  gerechnet 
werden  mufs;  wenn  dann  die  durch  die  Steuerdifferenzierung 
höher  belastete  Grofsproduktion  ihr  Schwergewicht  wieder  in 
verstärktem  Mafse  auf  den  heimischen  Markt  konzentrieren 
mufs,  wird  es  sich  bei  der  anhaltenden  Verkehrsentwicklunff 
■erweisen,  wie  es  um  die  ausreichende  Interessenwahrung  und 
£xistenzfäh]gkeit  der  übrigen  Gewerbskreise  bestellt  ist,  welche 
weiteren  Perspektiven  sich  für  die  fernere  Entwicklung  des 
bajerischen  Braugewerbes  daraufhin  eröffnen  werden. 

Die  durch  den  Zug  zum  Induatrialismus  naturgemäfs  ge- 
zeitigte Bedeutung  des  kapitalistischen  Moments  wird,  wie 
gesagt,  auch  fernerhin  für  die  Entwicklung  des  bayerischen 
Braugewerbes  eine  hohe  sein.  Für  die  zahlreichen  zu  grofs- 
industrieller  Ausgestaltung  strebenden  Mittelbrauereien  bildete 
die  Frage  nach  dem  nötigen  Anlage-  und  Betriebskapital  stets 
•eine  Grundlage  ihres  Prosperierens ,  der  Mangel  an  solchem 
die  Hauptursache  ihrer  kritischen  Lage.  Die  Ursachen  dafür 
und  der  diesem  grofsen  Kapitalbedürfnis  entsprungene,  ver- 
stärkte Übergang  zum  Aktienbetrieb  waren  an  anderer  Stelle 
bereits  ins  Licht  gesetzt. 

Gemeinhin  äufserte  sich  der  für  die  Wirtschaftsrentabilität 
4es  Gewerbebetriebs  bedeutsame  Faktor  in  einem  Mifsverhältnis 
zwischen  der  Gröfse  des  zu  Gebote  stehenden  Anlagekapitals 
und  Betriebskapitals.  Teils  in  der  Zeit  der  Hausse  der  sieb- 
ziger Jahre,  teils  nach  der  Steuererhöhung,  um  durch  Er- 
höhung der  Produktion  die  verstärkte  Steuerlast  leichter  ab- 
mindern zu  können,  hatten  viele  Mittelbrauereien  ihre  Betriebs- 
4knlagen  in  kostspieliger  Weise  erweitert,  zu  diesem  Zwecke 
meist  hochverzinsliche  Hypothekenschulden  aufgenommen  und 
4a8  Betriebskapital  zu  Gunsten  dieser  Anlagen  geschmälert, 
anstatt  auch  für  eine  entsprechend  reichlichere  Ausstattung 
4e8  vergröfserten  Betriebes  hiermit  Sorge  zu  tragen,  wofür 
freilich  vielfach  die  Möglichkeit  fehlte.  So  übermäfsig  mit 
festgelegtem,  teilweise  hochverzinslichem  Anlagekapital  belastet 
und  des  gerade  angesichts  der  Verschärfung  der  feonkurrenz- 
verhältnisse  und  unter  dem  Druck  des  Grofekapitals  dringend 
notwendigen  Betriebskapitals  entblöfst,  vermochten  sie  ihre 
Produktionsfkhigkeit  immer  weniger  auszunutzen,  produzierten 
sonach  immer  teurer  und  erlitten  schwere  und  dauernde 
Verluste.  Der  zwar  relativ  häufig  eingeschlagene  Ausweg, 
ihre  Produktionsverhältnisse  durch  Übergang  zum  Aktien- 
betrieb zu  sanieren,  konnte  doch  immer  nur  von  einer  Minder- 
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heit  gewählt  werden  und  erwies  sich  in  der  Folge  in  de» 
meisten  Fällen,  wie  wir  gesehen,  ebenfalls  als  aussichtslos  und 
vergeblich. 

Natürlich  kamen  dabei  noch  eine  ganze  Reihe  ander- 
weiter, mehr  „individueller**  Momente,  gewissermafsen  wirt- 
schaftliche „Imponderabilien"  hinzu,  die  jeweils  dazu  bei- 
trugen, für  zahlreiche  Brauereien  die  Produktions-  und  Ren- 
tabilitätsentwicklung ungünstig  zu  beeinflussen.  Neben  den 
technischen,  „subjektiven"  Faktoren  (Fähigkeit  der  Brauerei- 
besitzer, Intelligenz  u.  ähnl.)  waren  es  solche  wie  Alter  imd 
Einrichtung  des  Betriebes,  Besitzverhältnis,  Materialbezugs- 
verhältnisse, lokale  Absatzverhältnisse  u.  a.  m.,  die,  vielfach 
sogar  ganz  unabhängig  von  der  Gröfse  des  Betriebes,  dessen 
Wirtschaftslage  bedingten.  Ein  vielfach  beklagter  Übelstand 
beispielsweise  war  es  besonders  seit  der  allgemeinen  Ver- 
breitung industrieller  Neuerungen  im  Brauwesen,  dafs  im 
Erbfalle  die  Besitznachfolger  durch  die  gesetzliche  Verpflichtung 
der  Hinausbezahlung  der  jeweils  vorhandenen  Miterben  fiir 
ihren  überkommenen,  vielleicht  gerade  in  gesimder  Entwick- 
lung begriffenen  Betrieb  nicht  mehr  die  nötigen  Kapitalien- 
zur  Verfügung  hatten  xmd  so  von  vorneherein  gezwungen^ 
waren,  denselben  über  Gebühr  mit  fremdem  Leihkapital  zu 
belasten.  Nach  der  Meinung  Sachkundiger  hat  dieser  Übel- 
stand, ähnlich  wie  ja  vielerorten  in  der  Landwirtschaft,  einen 
wesentlichen  Anteil  an  der  ungünstigen  Entwicklung  und 
Lage  so  vieler  existenzfähiger  Brauereibetriebe  in  Bayern 
gehabt. 

Es  steht  vielleicht  zu  erhoffen,  dafs  es  der  Zukunft  vor- 
behalten bleibt,  hier  wünschenswerten  Wandel  zu  schaffen. 
Das  am  20.  April  1892  in  Kraft  getretene  Reichsgesetz 
betreffend  „die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung"  wäre  wohl  berufen,  seine  gedeihliche  Wirkung 
auch  auf  diesem  Gebiete  zu  bethätigen.  In  der  dem  Entwurfe- 
dieses  Gesetzes  beigegebenen  Begründung  heifst  es  ausdrück- 
lich: „Das  Bedürfnis  zur  Eingehung  solcher  Associationen 
entsteht  auch  nicht  selten  unabhängig  vom  Willen  der  Be- 
teiligten. Der  Übergang  gewerblicher  Unternehmungen  auf 
mehrere  Erben  des  Besitzers,  welche,  ohne  selbst  die  Geschäfte 
führen  zu  können,  doch  auf  die  Erhaltung  und  Fortführung 
desselben  für  die  Familie  Wert  legen,  bietet  ein  Beispier 
dieser  Art;  und  ebenso  die  notgedrungene  Übernahme  eine» 
überschuldeten  Etablissements  durch  die  Gläubiger  zum  Zweck 
der  Erhaltung  und  Fortführung  desselben  für  eigene  Rech^ 
nung."  —  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  dafs  das  Stamm- 
kapital mindestens  20000  Mark  betragen  mufe,  die  —  auch 
in  Sachwerten  zulässige  —  Stammeinlage  jedes  Gesellschafters 
sich  auf  mindestens  500  Mark  belaufen  mufs  und  vor  allenu 
dafs   keine   Gründerprovisionen   u.   dergl.  vom   Stammkapital 
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verteilt  werden  müssen,  sowie  die  ganze,  handliche  Kon- 
struktion des  Gesetzes  lassen  es,  wie  gesagt,  als  sehr  geeignet 
erscheinen,  diese  Lücke  in  unserem  gewerblichen  Leben  speciell 
für  den  Klein-  und  Mittelbetrieb  auszuflillen,  was  speciell  von 
den  Aktiengesellschaften,  wie  gerade  die  Erfahrung  in  der 
bayerischen  Brauindustrie  lehrt,  keineswegs  geschieht 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  trotz  der  generell  durch  die 
Scheidung  des  Braugewerbes  in  Klein-,  Mittel-  und  Grofs- 
betrieb  genügend  charakterisierten  Entwicklung  des  bayerischen 
Brauwesens,  im  einzelnen  angesichts  dieser  mannigfachen  in- 
dividuellen Momente  weitgehende,  keineswegs  immer  an  diese 
drei  Kategorien  gebundene  Verschiedenheiten  in  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  Entwicklung  der  Brauereien  obwalten. 
Nachstehende  Zahlen  mögen  hierfür  eine  kleine  Illustration 
bieten.  Nach  einer  gröfseren  Zusammenstellung  eines  Fach- 
mannes* stellten  sich  bei  mehreren  von  ihm  rechnungsmäfsig 
aufgenommenen  Brauereien  die  pro  Hektoliter  Bier  berech- 
neten, gesamten  Produktionskosten  folgendermafsen  : 

Malzverbrauch:         Produktionskosten  pro  hl  Bier: 

95000  hl  15,90  Mark 

84000   „  18,06     „ 

45000   „  18,66     „ 

25000   „  21,20     „ 

20000   „  18,07     „ 

20000    „  19,12     „ 

8000   „  17,00 

Man  sieht,  von  einem  Parallelismus  der  Höhe  der  Pro- 
duktionskosten mit  der  des  Malzverbrauchs  ist  hier  keine  Rede. 
Von  den  weitgehenden  Unterschieden  in  der  Ausstattung  der 
Brauereibetriebe  mit  Anlage-  und  Betriebskapital,  die  bezüglich 
ersterem  auch  bei  der  Betrachtung  der  Aktienbrauereien 
hervorgetreten  waren,  mag  es  einen  Begriff  geben,  dafs  nach 
Untersuchungen  desselben  Gewährsmannes  das  auf  den  Hekto- 
liter Malzverbrauch  reduzierte  Anlagekapital  bayerischer 
Aktienbrauereien  von  24 — 152  Mark  schwankt  und  dafs  das, 
im  Durchschnitt  22*/?  ^/o  des  Anlagekapitals  ausmachende  Be- 
triebskapital im  einzelnen  Schwankungen  seines  Prozentverhält- 
nisses von  40,10— 5,5 ^/o  aufwies! 

Wie  sehr  femer  selbst  in  einem  Lande  wie  Bayern  rechts 
des  Rheins  lediglich  äufsere,  zeitliche  Einflüsse,  wie  Emte- 
ausfall,  Jahreszeitengestaltung  u.  dergl.  die  Entwicklung  ein 
und  desselben,  sonst  unter  gleichbleibenden  und  guten  Be- 
dingungen arbeitenden  Brauereibetriebes  alterieren  können, 
möge  aus  folgender,  sehr  instruktiver  Zusammenstellung,  die 
einen  durchaus  zuverlässigen  Eindruck  macht,  erhellen.     Die- 


1  Ed.  GtcUsI  in  der  AUgemeinen  Brauer-  und  Hopfenzeitung,  Nürn- 
berg, 1885  1.  Band. 

Foncbungen  (51)  XII  1.  -  Struvo.  ^^  r^^^r^T/^ 
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selbe  ist  den  Geschäftsbüchern  einer  aufe  beste  eingerichteten, 
industriell  betriebenen  oberbayerischen  Ghutsbrauerei  ent- 
nommen. 

Es  betrugen  in  den  Jahren: 


1876/77 


1877/78 


1878/79 


1879/80 


1880/81 


1881/82 


1882/88 


die  Menge  des  erzeog- 
ten  Biers  hl    .   .   . 

DnrchBchDittserzeiignis 
aus  1  hl  Malz:  hl 

Unkosten  proHektoliter 
Bier:  Ji 

darunter  für  G-erste  und 
Blalz:  Ji 

darunter  für  Hopfen :  Jt 

Verkaufspreis  von  1  hl 
Bier:  Ji 

Bruttonutzen  pro  Hek- 
toliter Bier:  Ji  .   . 

BruttonutsEen  vom  ge- 
samten Bier:  Jt»  . 


12868 


16,25 

6,23 
8,00 

17,75 

1,50 

19802 


11227 

2,30 

15,11 

6,41 
1,10 

19,32 

4,21 

47  266 


10187 

2,83 

14,19 

5,64 
0,82 

16,05 

1,86 

18  948 


9410 


15,37 

5,88 
1,25 

18,08 

2,71 

25  501 


10935    7843 


2,34 

15,48 

5,94 
1,00 

16,87 

1,39 

15  200 


2,23 

17,72 

5,73 
1,00 

18,24 

0,52 

4078 


8716 

2,22 

17,28 

5,79 
2,50 

18,79 

1,51 

13161 


Die  relativ  grofse  Beweglichkeit  der  Bierpreise,  die  sich 
zu  Gunsten  der  Brauerei  je  nach  den  mafsgebenden  Betriebs- 
verhältnissen zeigt,  erklärt  sich  daraus,  dafs  sie  im  Besitze 
mehrerer  eigener  Gastwirtschaften  war  und  auch  sonst  weniger 
auf  den  Zwischenhändler  angewiesen  war.  Sehr  charakte- 
ristisch ist  das  Sud-Jahr  1879/80,  in  dem  die  Brauerei  w^en 
des  erhöhten  Malzaufschlages  einesteils  die  Produktion  etwas 
einschränkte,  andemteils  durch  Steigerung  der  Malzausbeute 
den  erwünschten  Ausgleich  suchte  und  so  unter  gleichzeitiger» 
Heraufsetzung  des  Bierpreises  sogar  eine  Erhöhung  ihres 
Bruttonutzens  erzielte.  In  den  folgenden  Jahren  ging  die 
GufsfÜhrung  dann  wieder  konstant  zurück.  Leider  fehlten 
nähere  Angaben  über  die  Höhe  des  investierten  Kapitals, 
woraus  sich  die  jeweiligen  Schwankungen  der  Gesamtren- 
tablität  noch  deutlicher  ^ststellen  lassen. 

Wie  aber  bereits  aus  dem  statistischen  Bilde  hervorging 
und  im  Anschlufs  daran  betont  wurde,  ist  bei  der  Entwick- 
lung des  bayerischen  Braugewerbes  stets  daran  festzuhalten, 
da(s  sie  flir  die  einzelnen  Produktionskategorien  eine  sehr 
differenzierte  gewesen  ist  und  dies  noch  auf  lange  hinaus  sein 
wird.  Es  war  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafis  die 
Industrieentwicklung  zwar  auf  die,  den  bei  weitem  über- 
wiegenden Teil  der  Bierproduktion  darstellenden  Kreise  sich 
erstreckt,     dafs    aber    für    eine    weitaus    gröfsere    Zahl    der 
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Brauer,  die  zwar  nur  ein  geringes  Kontingent  zur  Gesamt- 
produktion stellen,  diese  Entwicklung  sich  erst  in  sehr  ge- 
ringem Mafse  geltend  gemacht  hat  Die  Gründe  hierfür 
waren  bereits  erwähnt.  Mehr  wie  anderswo  ist  das  bayerische 
Brauwesen  mit  der  gesamten  Volks-  und  Verkehrswirtschaft 
in  einer  Weise  verknüpft,  die  ihm  eine  überaus  sichere,  stets 
den  umgebenden  lokalen  Verhältnissen  angepafste  Grundlage 
der  Produktion  gewährleistet.  Dies  kommt  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Momenten  zum  Ausdruck,  die  trotz  der  weit- 
reichenden elementaren  Wirkungen  der  technischen  und  Ver- 
kehrsentwicklung auf  die  Erhaltung  zahlreicher  Betriebe  in 
ihrer  hergebrachten,  den  sonstigen  Voraussetzungen  ent- 
sprechenden Produktionsweise  ungemein  konservierend  ge- 
wirkt haben.  Daher  hier,  im  Bierlande  Altbayem,  die  Zähig- 
keit in  der  Entwicklung  der  grofsen  Masse  der  Kleinbrauerei, 
g^enüber  dem  rapiden  Aufsaugungsprozefs  und  allgemeinen 
Zug  zur  Grofsproduktion  im  Weinlande  der  Rheinpfalz  und 
in  anderen  Gebieten,  wo  das  Bier  nicht  das  verbreitetste  Ge- 
nufsmittel  der  Bevölkerung  ist. 

Man  braucht  sich  nur  die  grolse  Zahl  der  rechts- 
rheinischen bayerischen  Kleinbrauereien  und  ihren  über- 
wiegend minimalen  Produktionsumfang  zu  vergegenwärtigen,  um 
zu  begreifen,  wie  —  den  gesamten  Wirtschafts-  und  Ver- 
kehrsverhältnissen entsprechend,  —  für  zahlreiche  Gebiete 
Bayerns  das  Bedürfnis  nach  einer  industriellen  Ausbildung 
des  Brauwesens  noch  garnicht  durchgedrungen  ist,  und  erst 
die  allmähliche  Steigerung  und  Erweiterung  des  Verkehrs, 
und  die  Umwandlung  der  gesamten,  vielfach  noch  patriar- 
chalischen Wirtschaftsformen  hier  dem  Industrieprozefs  in 
dem,  das  lokale  Wirtschaftsleben  wiederspiegelnden  Brau- 
wesen Eingang  verschaffen  können.  Es  gab  bekanntlich  (S. 
Statistik)  1891  in  Bayern  rechts  des  Rheins 

3035  Brauer,  die  an  gewerblichen  Kommunebrauereien  be- 
teiligt waren,  femer 
3349  Brauer,   die   an    Kommunebrauereien  für  den  Haus- 
halt beteiligt  waren,  und  endlich 
19  Brauer,  die  für   den   eignen  Haushalt  brauten.     Ins- 
gesamt also  6423  Brauer, 
die  alle  Braunbier  herstellten  und,  wie  aus  der  Struktur  ihrer 
Betriebe  hervorgeht,   nur   für  den   nächsten,   lokalen  Absatz 
brauten.    Rekapitulieren  wir  auch  hierauf  bezüglich  die  Daten 
über  den  Malzverbrauch  dieser  Brauer,  so  ergiebt  sich,   dafs 
von    den    insgesamt    9729   bis    1000   hl   Malz    verbrauenden 
Brauern    allein  6455,    oder   zwei   Drittel   derselben    nur    bis 
100  hl   Malz    verbrauten.      Allerdings    ist   auch    gerade    ihre 
Zahl,    wie    erinnerlich,   sehr  im   Rückgange  begriffen.     Des 

18* 
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ferneren  entfielen  ca.  14  */o  der  BQeinbrauer  auf  die  von 
100  —  200  hl  Malz  Verbrauenden.  Was  endlich  die  eben- 
falls hierher  gehörige  Weifsbierbrauerei  anlangt,  so  hatten 
bekanntlich  1891  nur  2  Betriebe  (beide  in  München)  einen 
Malzverbrauch  von  über  1000  hl,  während  von  den  übrigen 
1556  Weifsbierbrauereien,  von  denen  aufserdem  fast  die 
Hälfte,  nämlich  710  dem  eigenen  Haushalt  gewidmet  sind, 
der  durchschnittlich  auf  den  Betrieb  entfallende  Malzverbrauch 
sich  nur  auf  das  minimale  Quantum  von  31  hl,  für  die  Haus- 
betriebe aber  gar  nur  auf  2,5  stellt. 

Dafs  hier  von  einer  direkten  Einwirkung  des  in- 
dustriellen Umwandlungsprozesses  keine  Rede  sein  kann,  und 
es  sich  nur  um  Erhaltung  der  Betriebe  in  gleicher  Form 
oder  nur  vollständiger  Beiseiteräumung  durch  etwaige,  ihr 
Absatzgebiet  occupierende  Industriebetriebe  handeln  kann, 
liegt  auf  der  Hana.  Das  Wesen  und  die  Existenzsicherheit 
der  bayerischen  Kleinbrauerei  wurzelt  überhaupt,  aufer  in  der 
lokalen,  konkurrenzschützenden  Isoliertheit,  in  ihrer  geeigneten 
Verbindung  mit  Nebenerwerben.  All  diese  Brauer  —  das  kann 
man  wenigstens  von  den  */ö  aller  Kleinbrauer  darstellenden,  bis 
200  hl  Malz  verbrauchenden  behaupten  — ,  sind  zugleich  Gast- 
wirte und  setzen  ihr  Erzeugnis  fast  ausschliefslich  nur  im 
Eigenausschank  ab,  der  bekanntlich  jeder  bayerischen  Brauerei 
zusteht ^  Begelmäfsig  wohl  findet  man,  dafs  in  den  zahl- 
reichen kleinen  Flecken  und  Dörfern  Bayerns  der  einzige 
Gasthof  oder  das  „Hitel**  mit  der  Brauerei  verbunden  ist. 
Der  Schanknutzen  der  Zwischenhändler,  also  der  Wirte,  wird 


^  Daraus  erklärt  sich  aach  die  oft  ungemein  grofse  Zahl  von 
Brauereien  in  bayerischen  Städten,  specieU  in  den  Provinzen,  wo  die 
Kleinbrauerei  vorwi^end  zu  Hause  ist,  m  Schwaben  und  Neuburg,  in  der 
Oberpfalz  und  in  Mittel-  und  Oberfranken.  So  zählte  Augsburg 
(1890:  75600  Einwohner)  in  Schwaben  im  Jahre  1891  57  Brauereien  (und 
5  Malzfabriken),  sämtlich  untergährig  (nur  eine  braute  auch  Weifsbier), 
darunter  5  Aktienbranereien.  52  derselben,  von  denen  38  mit  motorischer 
Kraft  betrieben  wurden,  gehörten  der  Unfall versicberungs-ßerufsgenossen- 
schaft  an.  Wie  aber  die  meisten  derselben  zugleich  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft treiben  und  darin  eine  wesentliche  Stütze  finden ,  erhellt  aus 
ihren  charakteristischen  Firmenbezeichnungen.  Mehrfach  finden  sich  die 
Namen  zum  goldnen  Stern,  Löwen,  Adler,  Greif,  Pelikan,  £ngel,  Sonne 
Kreuz,  Lamm,  Ochsen,  Hasen,  Rofs  (Böfsli)  und  Kose,  femer  Namen  wie 
„zum  Nenwirt",  „zur  Pforte",  „zur  weiten  Kanne",  -zum  Mohrenköpfle", 
„zum  Bauemtanz",  „zum  Rschzug  Petri",  „zum  Hering'',  „zur  Egge", 
„zum  Schiff"  etc.  etc.  —  Zahlreiche  Brauereien  dieser  Art  weisen  femer 
auf:  Kulmbach  (38),  Bamberg  (52,  daranter  nur  23  zur  Berufsgenossen- 
schaft gehörig),  Bayreuth  (46,  wovon  nur  15  zur  Berufsgenossenschaft 
gehörig).  Naila  (25,  wovon  nur  3  zur  Berufsgenossenschaft)  u.  a.  m.  Charak- 
teristisch ist  auch  der  verwandtschaftliche  Zusammenhang  vieler  solcher 
Kleinbrauer.  So  zählt  beispielsweise  Naila  (Oberfranken)  unter  24  Brauerei- 
besitzem  feine  ist  genossenschaftlich)  je  6,  5,  4  und  zweimal  2  mit 
gleichen  Namen,  sodafs  nur  5  Namen  überhaupt  blofs  einmal  ver. 
treten  sind. 
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von  Sachkundigen  gemeinhin   auf  7  Pfennige   für  den  Liter 
geschätzt,  ist  also  ziemlich  hoch^. 

Daneben  ist  die  Verbindung  mit  der  umgebenden  Land- 
wirtschaft eine  sehr  enge  und  mannigfaltige,  je  nach  dem 
Orade  der  lokal  obwaltenden  agrarischen  Kulturverhältnisse, 
der  Arbeitsteilung  und  sonstigen  Verkehrs-,  Wirtschafts-  und 
Gewohnheitsverhältnissen.  In  manchen  Gegenden  baut  der 
Kleinbrauer  seine  Rohmaterialien  ausschliefslich  selbst*. 
Speciell  den  Hopfen  ziehen  sich  diese  Brauer  so  allgemein 
im  Eigenbau,  dafs  dies  für  die  Gestaltung  der  Wirtschafts- 
bedingungen der  gesamten  Kleinbrauerei  ein  sehr  wesent- 
licher und  wertvoller  Faktor  ist.  In  manchen  Gegenden 
wieder  ist  der  Brauer  der  einzige  Abnehmer  der  nur  in 
zweiter  Linie  angebauten  Gerste.  Es  kommen  hier  auch 
vielfach  noch  Fälle  vor,  wo  der  Brauer  sein  an  den  Wirt 
geliefertes  Bier  mit  Gerste  bezahlt  erhält,  worüber,  da  dies 
mitunter  für  ersteren  zu  einem  Zwangsverhältnis  ausgeartet 
ist,  mehrfach  Klagen  laut  geworden  sind.  Umgekehrt  ist 
oftmals,  wie  Ratzinger  (a.  a.  O.)  besonders  hervorhebt,  der 
auf  den  Eigenausschank  gegründete  Brauer  der  „Dorf- 
banquier",  der  nicht  nur  seinen  Nachbarn  Gerste  und  Hopfen 
gegen  Kasse  abkauft,  sondern  ihnen  wohl  auch  vor  der  IJrnte 
bereits  Vorschüsse  darauf  gewährt.  —  Natürlich  ist  auch  be- 
sonders die  Nutzung  der  Nebenprodukte,  so  der  Treber  für 
<lie  eigne  Viehhaltung,  für  diese  ländlichen  Brauereien  von 
grofser  Wichtigkeit.  Da  alle  diese,  vielfach  an  Konmiune- 
brauereien   beteiligten  Kleinbrauer  nur  im  Winter  zu  brauen 

E flogen,    da    ihnen    für    die   Sommerbiervorräte    die   nötigen, 
ostspieligen  Kelleranlagen  fehlen,  so  folgt  schon  hieraus,  dafs 
ftlr  sie  die  Brauerei  nicht  die  ausschliefsliche  Erwerbsart  ist  ®. 


1  Dazu  kommt,  dafs  die  Betriebsankosten  des  Bierausschanks  sich 
in  Süddentschland,  speciell  in  Bayern  gemeinhin  sehr  niedrig  stellen ;  ein 
Vergleich  norddentscner  nnd  süddeutscher  Schanklokale  ist  m  dieser  Hin- 
sicht sehr  instruktiv.  Siehe  darüber  Ro  es  icke:  „Über  die  Unterschiede 
in  der  nord-  und  süddeutschen  Brauerei '^j  Zeitschrifk  für  das  gesamte 
Brauwesen  1879. 

^  Wie  Schanz  a.  a.  0.  als  durchaus  nicht  alleinstehenden  Fall 
mitteilt,  verbrauen  manche  Landwirte  ihren  geringen  Gerstenertr^g  nur 
imi  überhaupt  eine  entsprechende  Verwertung  dafür  zu  haben.  —  Ahnlich 
sind  nach  emer  anderen  Seite  hin  auch  Fälle  bekannt  geworden,  wo 
Leute,  die  gewisser  Gründe  wegen  keine  Schankkonzession  mehr  erhalten 
konnten,  siä  ein  kleines  Brauerei- Anwesen  zulegten  und  durch  den  Eigen- 
ausschank  ihres  Erzeugnisses  nunmehr  den  Konzessionszwang  umgingen. 

^  Leider  ist  seit  der  Berufs-  und  Geworbezählung  von  1882  kein 
Material  vorhanden,  was  hierüber  in  statistischer  Weise  näheren  Nach- 
weis geben  könnte.  1882  waren  nach  jener  Aufnahme  in  Bayern  vor- 
handen (die  eingeklammerten  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  in  den  Haupt- 
fahlen  mit  eingerechnete  Rheinpfalz):  unter  5234  (237)  Hauptbetrieben 
784  (3)  Nebenbetriebe  in  der  Brauerei.  Alleinbetriebe  ohne  Motoren  gab 
«8  469  (25)  Haupt-  und  592  (1)  Nebenbetriebe. 
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Neben  der  eigentlichen  Landwirtschaft  findet  man  auch 
daher  viele  Handwerke  (Fleischerei,  Sattlerei,  Schusterei,. 
Schreinerei,  auch  Bäckerei  u.  a.  m.)  mit  kleinen  Brauereien 
verbunden.  Bei  der  vielfach  noch  unentwickelten  Arbeits- 
teilung gehen  hier  oftmals  mehrerlei  Gewerbsthätigkeiten  in 
einem  Haushalt  nebeneinander  her. 

Es  trifft  daher  durchaus  zu,  wenn  Qreifsl  (a.  a.  O.)  be- 
merkt: „Der  Nutzen  der  Kleinbrauerei  liegt  eigentlich  nicht 
im  Braugewerbe,  sondern  in  seiner  glücklichen  Verbindung 
mit  Nebenbetrieben".  Und  es  ist  femer  nicht  zu  bestreiten,, 
dafs  für  alle  kleineren  Brauereibetriebe,  die  sich  aus  irgend 
welchen  Ursachen  vom  sicheren  Boden  des  Nebengewerbes 
und  des  vollen  Eigenausschanks  loslösen  und  damit  in  da& 
Fahrwasser  der  industriellen  Entwicklung  geraten,  einen 
schweren  Stand  haben  werden,  sich  in  dieser  Stellung  zu  be- 
haupten oder  nach  oben  aufzusteigen.  Zwar  stehen  auch 
ohnedies  der  bayerischen  Brauerei  noch  mannigfache  „kon- 
servierende Momente**  zur  Seite.  Eins  der  bemerkenswertesten 
ist  die  noch  aus  dem  Jahre  1811  erhaltene  Verpflichtung  der 
Wirte  zur  Bierabnahme  während  des  Sudjahres,  wovon  a.  a.  O. 
schon  die  Rede  war.  Während  die  Bestimmungen  diese» 
heute  als  Ausnahmerecht  sich  darstellenden  Gesetzes  im  Wirt- 
schaftsverkehr der  Grofsbrauerei  natürlich  längst  aufser  Wirk- 
samkeit gesetzt  sind  durch  deren  kapitalistische,  oben  ge- 
schilderte Handhabung  dieses  Verkehrs,  bilden  sie  doch  fiir 
die  Absatzsicherheit  und  damit  für  die  ganze  Existenzsicher- 
heit der  grofsen  Masse  der  auf  den  Wirtsverkehr  überwiegend 
angewiesenen  Mittel-  und  Blleinbrauereien  eine  sehr  wertvolle 
Stütze.  Als  daher  im  Jahre  1891  eine  lebhafte  und  sehr 
verbreitete  Bewegung  in  Bayern  behufs  Abschaffung  dieses- 
mit  unseren  modern  ausgestalteten  Verkehrsverhältnissen  „un- 
vereinbaren, obsoleten"  Gesetzes  entstand  und  ein  entsprechen- 
der Antrag  in  der  Kammer  zur  Verhandlung  kam,  blieb  die 
Regierung  standhaft  und  setzte  die  Beibehaltung  dieses  social- 
politisch  wichtigen  Schutzgesetzes  durch,  von  der  richtigen 
Würdigung  der  mafsgebenden  Thatsache  ausgehend,  dafs  einer 
Industrie  gegenüber,  die  in  all  ihren  Schichten  wirtschaftlich 
und  vor  allem  auch  fiskalisch  wie  kaum  eine  andere  im  Lande 
der  Volks-  und  Staatswirtschaft  Werte  zuführt,  letztere  sogar 
unter  anerkannten  Opfern  und  in  aufsergewöhnlichem  Mafse,  — 
auch  ein,  unter  gebotenen  Umständen  sogar  bis  zum  Sonder- 
recht reichender,  wirtschaftlicher  Interessenschutz  zuzubilligen 
sei*.     Neben    der  Abstufung   des   Malzaufschlages    zeigt  sich 


^  Wobei  noch  zu  bt^merken  ist ,  dafs  einer  zuweit  gehenden ,  oder 
gar  mirsbräachlichen  Aneignung  der  in  diesem  Gesetz  enthaltenen  Vor- 
teile ausdrücklich  damit  vorgebeugt  ist,  dafs  jede  vertragswidrige  (,,nicht 
Pfennigs veigiltige'')  Bierlieferung  seitens  der  Brauerei  &n  Wirt  zur  so- 
fortigen Lösung  des  laufenden  Abnahmevertrages  berechtigt. 
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auf  keinem  Gebiet  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  die  Für- 
sorge der  bayerischen  Regierung  ftlr  das  heimische  Brau- 
gewerbe und  damit  dessen  charakteristische  hervorragende 
Stellung  im  dortigen  Wirtschaftsleben  in  so  hellem  Lichte, 
wie  hier. 


12.  Kapitel. 

Die  bleibende  Bedeutung  der  staatlicheD,  ^ewerbepolitisclieu 

Fttrsorge  fDr  die  fernere  Entwicklung  der  bayerischen 

Brauerei. 

Wir  stehen  damit  am  Ende.  — 

Welch  ein  Abstand  zwischen  der  bayerischen  Brauerei 
in  der  Gegenwart  und  der  zu  Anfang  des  Jahrhunderts!  Im 
Verlaufe  dreier  Generationsperioden,  die  sämtlich  zu  durchleben 
manchem  der  Angehörigen  des  Gewerbes  vergönnt  war,  hat 
sich  die  mächtige  Wandlung  im  bayerischen  Brauwesen  vom 
ehrsamen,  gleichförmigen,  zünftigen  Brauhandwerk  bis  zur 
modernen  Grofsindustrie  vollzogen,  eine  Wandlung,  diegewisser- 
mafsen  einen  Längsschnitt  in  der  durch  Arbeitsteilung  und 
Verkehrsentwicklung  bewirkten  Umgestaltung  der  gewerblichen 
Produktion  überhaupt  darstellt.  Die  Gesamt-Biererzeugung 
Bayerns  rechts  des  Rheins  zu  Anfang  des  Jahrhunderts,  die  sich 
auf  ca.  3  Millionen  hl  belief,  in  die  sich  nahezu  4500  Brauereien 
teilten,  was  flir  den  Betrieb  ein  Durchschnittsquantum  von  nur 
700  hl  Produktion  ergab,  wird  in  der  Gegenwart  beinah  allein 
von  33  Münchener  Brauereien  hergestellt!  Die  Gesamt- 
Biererzeugung  Bayerns  hat  sich  in  diesem  Jahrhundert  mit 
14Vs  Millonen  hl  fast  verfünffacht,  die  Zahl  der  Betriebe  ist, 
wenn  auch  an  sich  auf  ca.  6500  gestiegen  (worunter  jedoch 
ca.  1500  Weifsbierbrauereien  gegen  480  im  Jahre  1707/8),  so 
doch  hinter  der  Produktion  ersichtlich  zurückgeblieben,  sodafs 
das  mittlere  arithmetische  Produktionsquantum  einer  Brauerei 
zur  Zeit  mit  ca.  2700  hl  fast  viermal  so  grofs  ist  wie  vor  90 
Jahren.  Wie  die  ohnehin  von  jeher  auf  breiter  national-wirt- 
schaftlicher Basis  wurzelnde  Brauerei  in  Bayern  immer  inniger 
mit  dem  heimischen  Konsumbedürfhis  verwachsen  ist,  erhellt 
besonders  deutlich  aus  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallenden  Biererzeugung.  Diese  betrug  im  ganzen  ersten 
Drittel  des  Jahrhunderts  nie  mehr  wie  130  1  jährlich.  In  der 
Gegenwart  beläuft  sie  sich  in  Bayern  r.  d.  Rh.  auf  279  1  und 
der  mutmafsliche  Konsum  auf  222  1 ! 

Die  allgemeine  Bedeutung  der  bayerischen  Brauindustrie 
erschöpft  sich  aber  bei  weitem  nicht  in  ihren  Beziehungen  zur 
heimischen  bayerischen  Volkswirtschaft ;  sie  ragt  vielmehr  weit 
darüber  hinaus  durch  die  fundamentalen  Anregungen,  die  sie 
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durch  ihr  Erzeugnis  für  die  neuzeitliche  Entwicklung  des 
Brauwesens  überhaupt  gegeben  hat,  sowohl  für  die  durch- 
gängige Verbesserung  des  Biers  und  das  Entstehen  einer 
mächtig  entfalteten  Brauindustrie  im  übrigen  Deutschland 
als  auch  filr  die  internationale,  durch  alle  Zonen  sich  er- 
streckende Verbreitung  des  Bierkonsums  und  Verpflanzung 
des  Brauwesens.  Nach  wie  vor  steht  Bayern  als  erstes 
Bierland  der  Welt  da,  und  seine  Bedeutung  und  Stellung 
am  Weltmarkt  stützt  sich  in  erster  Linie  auf  diese  Thatsache : 
der  bayerische  Bierexport  ist  flir  Bayerns  Beteiligung  am 
Welthandel  von  ausschlaggebender  Bedeutung. 

Es  war  bereits  mehrfach  Q-elegenheit  genommen,  die 
kolonisatorische  imd  international  hervorragende  Bedeutung 
der  bayerischen  Brauerei  statistisch  aufzuweisen.  Nachstehende 
Zusammenstellungen  mögen  dazu  beitragen,  das  Bild  der 
bayerischen  Brauerei  im  Rahmen  der  Weltwirtschaft  hervor- 
treten zu  lassen  und  gebührend  ins  Licht  zu  setzen. 

Die  zunächst  Hegende  Bedeutung  der  bayerischen  Brauerei 
auf  die  des  übrigen  Deutschlands,  die  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  in  Erscheinung  getreten  ist,  erhellt  vorzüglich 
aus  folgenden  Daten: 

(Hierher  die  Tabelle  S.  281.) 

Man  ersieht  hieraus  recht  deutlich,  wie  speciell  in  Nord- 
deutschland die  Brauerei  durch  die  vorbildliche  Wirksamkeit 
des  bayerischen  Biers  rasch  gröfseren  Boden  gewann.  Die 
Verdopplung  der  Bierproduktion  in  Preufsen  seit  19  Jahren 
ist  nach  der  voraufgegangenen  rapiden  Entwicklung  geradezu 
grofsartig  zu  nennen.  Immerhin  beziffert  sich  die  Biererzeugung 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  hier  erst  auf  ca.  75 1,  während  sie 
in  Bayern  mit  275  beinah  viermal  so  hoch  ist.  In  den  anderen 
deutschen  Ländern  —  Württemberg,  Baden,  Reichslande  — 
ist  dies  rasche  Wachstum  der  Industrie  keineswegs  zu  bemerken, 
nur  Württemberg  mit  seinen  zahlreichen  alten,  ähnlich  wie  in 
Bayern  auf  den  Lokalkonsum  berechneten  kleinen  Land- 
brauereien hat  eine  nennenswerte  Produktionssteigerung  auf- 
zuweisen, wie  denn  auch  hier  die  Brauerei  von  jeher  reger 
betrieben  wurde  und  die  Produktion  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
mit  175  1  (1881:  165)  nur  noch  von  Bayern  überboten  wird. 
In  den  Reichslanden,  wo  schon  vor  den  70er  Jahren  mehrere 
grofse  Brauereien,  besonders  in  der  Umgebung  von  Strafsburg, 
bestanden,  waren  die  beiden  letzten  Jahrzehnte  der  Produktions- 
entwicklung wenig  günstig.  Die  Erschwerung  des  bisherigen 
Fernabsatzes  nach  Paris  und  ins  weitere  Frankreich,  infolge- 
dessen mehrere  sehr  bedeutende  Etablissements  alsbald  über 
die  Grenze  siedelten,  die  zunehmenden  Bierzufuhren  aus  dem 
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Die  Entwicklung  der  Bierproduktion  in  Deutsch- 
land seit  1850. 


Bayern 

Norddeutsches 

Bransteuer- 

gebiet* 

Davon  in 

Jahre 

PreufseD 

Sachsen* 

hl 

hl 

hl« 

hl« 

1853 

5  314  000 

ca.  4200000 

ca.  2500000 

1168  716 

1860 

6442017 

ca.  6000000 

ca.  3000  000 

1426176 

1872 

10  901659 

16 102  179 

11224856 

2559078 

1879 

12148  313 

19  884613 

14080893 

2  914592 

1891 

14482  703 

32  279452 

22  626  536 

4158028 

Jahie 

Württemberg 

Baden 

Beiohslande 

Deutschland 

hl 

hl 

hl 

hl 

1858 

1093  310 

— 

— 

— 

1860 

1062660 

— 

— 

— 

1872 

4197  274 

926  957 

812  545 

32940  614 

1879 

3172  634 

1085  655 

788  542 

37  079  757 

1891 

ca.  3508  000 

ca.  1679000 

ca.  837  000 

ca.  52  786 155 

übrigen  Deutschland*,  speciell  aus  Bayern,  ungleiche  Bemessung 
der  Übergangsabgaben  bei  der  Biereinfuhr  gegenüber  der  der 
Ausfuhrvergütung  bei  der  Ausfuhr  und  mehrere  andere  Gründe 
sind  hierfür  wirksam  gewesen.  Seit  einigen  Jahren  ist  zwar 
in  manchen  Beziehungen  hierin  Wandel  geschaflfen,  dennoch 
aber  hat  die  reichsländische  Brauindustrie   immer  noch  einen 


'  Für  das  Reichssteueiigebiet  und  die  Reichslande  beziehen  sich  die 
Daten  auf  das  vom  1.  April  laufende  £tatsjahr. 

«  Für  Baden  auf  das  vom  1.  Dezember  des  Vorjahres  laufende 
Hteuerjahr. 

«  Die  Umrechnung  geschah  aus  den  steueramtlich  angegebenen  Quarts 
zu  1,145  1. 

^  Für  1850/60  nach  den  statistischen  Beiträgen  für  das  Kgr.  Sachsen 
von  V.  Böhmert 

^  Die  Gesamtbiereinfuhr  in  Elsafs-Lothringen  macht  nicht  weniger 
wie  30^/0  der  Eigenproduktion  aus  (S.  u.)! 
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schweren  Stand,  Es  wäre  in  ihrem  Interesse  wohl  zu  wünschen, 
dafs  der  Reichsverfassung  gemäfs  die  geplante  Einbeziehung 
derselben  in  das  Reichssteuergebiet  baldmöglichst  erfolgt. 

Im  ganzen  hat  sich  Bayerns  Anteil  zur  deutschen  Bier- 
produktion nur  wenig  verschoben ;  1872  machte  die  bayerische 
Biererzeugung  den  dritten  Teil  der  letzteren  aus,  gegenwärtig 
den  3,7ten  Teil.  Preufsens  Anteil  dagegen  ist  von  fast  30% 
1872  auf  über  40  ^/o  gestiegen,  der  der  Norddeutschen  Brau- 
steuergenossenschaft überhaupt  von  48*^/o  in  1872  auf  ca.  60®/o» 

Bei  Besprechung  der  Entwicklung  der  bayerischen  Bier- 
ausfuhr seit  1879,  wo  auch  das  inmier  noch  grofse  Über- 
gewicht derselben  über  die  der  übrigen  deutschen  Länder 
statistisch  dargethan  wurde,  war  die  fernere  Entwicklung  der- 
selben wesentlich  an  die  weitere  Aufrechterhaltung  des  nach 
Norddeutschland  gehenden  Exports  geknüpft  worden.  Hält 
man  damit  die  aus  obiger  Tabelle  ersichtliche,  nach  wie  vor 
in  energischer  Ausgestaltung  begriffene  Produktionsentwicklung 
in  Norddcutschland  zusammen,  wo  das  bayerische  Produktions- 
bezw.  Konsumtionsniveau  von  275  bezw.  222  1  trotzdem  bei 
weitem  noch  nicht  erreicht  ist  (1890/91 :  87,8  1  Konsum  pra 
Kopf),  so  leuchtet  es  wohl  ein,  wie  sehr  etwelche  Bedenken 
gegen  die  fernere  Ausdehnungsfähigkeit  des  hierher  gerichteten 
bAyerischen  Bierexports  und  daraus  hergeleitete  Erwägungen 
über  die  mutmafslichen  Rückwirkungen  auf  das  bayerische 
Braugewerbe  überhaupt  gerechtfertigt  sind. 

Einen  wesentlichen  Ersatz  findet  freilich  der  auf  den  Ex- 

1)ort  gegründete  Teil  der  bayerischen  Brauindustrie  bekannt- 
ich  in  dem  aufserdeutschen  Export,  der  1890  ca.  9®/o  des 
Gesamtexports  ausmachte  und  genau  ^/s  des  deutschen  zoll- 
ausländischen Bierexports  überhaupt  beträgt  (1880  ca.  9^/o). 
Am  Weltmarkt  nimmt  das  bayerische  Bier  überhaupt  eine 
dominierende  Stellung  ein ;  sowohl  hinsichtlich  der  Produktion 
(bezw.  Produktionsintensität)  als  der  Beteiligung  am  Welthandel 
steht  Bayern,  wie  gesagt,  als  erste  Biermacht  obenan. 

In  seiner  klassischen  Darstellung  der  Biersteuern  ^  hat 
L.  V.  May,  der  vornehmste  Kenner  der  Litteratur  und  Sta- 
tistik des  Brauwesens  und  der  Brausteuern,  in  einer  grofsen 
Tabelle,  die  Produktions-,  Verkehrs-  und  sonstigen  statistisch 
interessierenden  Verhältnisse  der  Brauerei  aller  in  Betracht 
kommenden  Länder  zu  einem  lichtvollen  Gesamtbilde  vereinigt^ 
das  das  eben  Gesagte  in  denkbar  bester  Weise  illustriert.  Es 
sei  daher  gestattet,  die  von  May  gebotene  Darstellung  auch 
den  nachstehenden  Angaben  zu  Grunde  zu  legen*. 

1  Conrads  Staatswörterbuch  U.  »and,  S.  550-628. 

^  Wo  es  nötig  schien  und  angängig  war,  sind  die  Daten  für  die 
einzelnen  Länder  für  das  letzte  Jahr  mitgeteilt  Sie  sind  den  fortlaufen- 
den, statistischen  Mitteilungen  von  M.  Student  in  der  „Wochenschrift 
für  Brauerei"  (Berlin)  entnommen,   die  auf  direkten  amtlichen  QaeUen 
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Was  zunächst  die  Produktion  der  fllr  die  Bierbrauerei 
in  Betracht  kommenden  Länder  anlangt,  so  bietet  sich  folgen- 
des Bild: 


Steaergebiete 


NorddeutBches    Brau- 

steaergebiet 
Luxembiurg  . 
Bayern  .  .  . 
Wilrttembeig 
Baden  .  .  . 
Beichslande  . 


Deutsches  Reich 


Groflibritannien     und 

..    Irland 

Österreich-Ungarn  .   . 

Frankreich 

Belgien 

Holland 

Rufsland 

Finnland 

Dänemark 

Schweden  u.  Norwegen 

Die  Schweiz    .... 

Itidien  und  Spanien  . 

Griechenland ,  Rumä- 
nien, Serbien  und 
Bulgarien    .... 

Europa 


Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika .   .   . 

Kanada^Ja^n^Austra- 

lien,  OstuidieUfSüd- 

amerika  u.  a.  m.    . 

Im  ganzen 


Jahre  ^ 


1890/91 
1891 
1891 
1890/91 
1890/91 
1890/91 


1890/91 


1890/91 

1889/91 

Durchschnitt 

1889 

1891 

1888 

1889 

1888 

IDurchschn. 
fOr  ein  Jahr 
1891 
1890/91 
Durchschn. 
für  ein 
Jahr 


1891/92 

Letzte 
Jahre 


Zahl  der 
betriebe- 
nen 
Brauereien 


8969 
15 

6686 
ca.  6  800 
ca.  1900< 
ca.     150 


ca.  24520 


11288 

1859 

2  774 

2501 

'546 

1296 

280 

420 

840 

ca.  199 


ca. 


46000 


ca.    2000 


Menge  des  erzeugten  Biers 


un  ganzen 
hl 


|aufd.Kopf 

|d.  BeFGl- 

kerung 


32279452 

100182 

14482  703 

3507  900 

1678  800 

836  700 


ca. 


52885687 


52  726  786 
14116908 

8  382954 
11000000 
1521498 
39543921 

157  2651 
2000  000 
1400000 
1294169 

277  000 


85 

279 

172 

102 

52 


ca.  106 


ca.  138 
34,1 


ca. 


ca. 


ca.      139  000 


2,49-0,7» 


149855660 

ca.    45  000000 
ca.      2000000 


180 
34,2 
3,41 
7,45 
95,40 
20,7 
43,6 
0,52 


ca.    42 


ca.    65 


ca.  197  000000        — 


beruhen.  Für  die  jeweiligen,  in  Rechnung  gestellten  BevölkerungszifiPem 
wurde  der  letzte  Jahrgang  der  Hübnerschen  geographisch- statistischen 
Tabellen  von  Jurascheck  benutzt. 

1  Für  das  Reichssteuergebiet  das  Etatsjahr  vom  1.  April  bis  31. 
Mftrz;  für  Bajrem  das  Kalenderjahr;  für  Württemberg  das  Finanzjahr 
vom  1.  Juli  bis  30.  Juni;  für  Baden  das  Steuerjahr  vom  1.  Dezember 
bis  30.  November;  für  Elsafs- Lothringen  das  Etatsjahr  wie  im  Reichs- 
steuerffelHet. 

s^Die  Statistik  giebt  nur  die  2^hl  der  Braugefälse  (Braukessel)  an. 
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In  seiner  dieser  Zusammenstellung  zu  Grunde  liegenden 
Tabelle  giebt  von  May  die  ungefähre  Weltbierproduktion 
für  das  Jahr  1887/88  auf  ca.  170000000  hl  an.  Bei  der 
fortschreitenden  Entwicklung  derselben  erscheint  danach  die 
Steigerung  um  ca.  27000000  hl  in  den  letzten  3—4  Jahren 
wohl  wahrscheinlich.  Mehr  als  ^U  alles  Bieres .  entfällt  allein 
auf  die  drei  Grofsmächte  Deutschland,  England  und  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Deutschland  steht 
als  erstes  Bierland  an  der  Spitze  und  stellt  mit  England 
mehr  als  ^/a  der  europäischen  Bierproduktion  dar.  Die 
Bierproduktion  Bayerns  wird  im  Inlande  bekanntlich  von 
der  des  Reichssteuergebiets  und  im  Auslande  nur  noch  von  der 
Englands  und  den  Vereinigten  Staaten  übertroflFen ;  die  öster- 
reichische Bierproduktion  steht  noch  um  über  300  000  hl  hinter 
der  bayerischen  zurück.  —  In  Bezug  auf  die  eigene 
Volkswirtschaft  ist  jedoch,  wie  schon  bemerkt  und  aus 
obigen  Zahlen  ersichtlich,  Bayern  das  erste  Bierland  der 
Welt  und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich  der  Produktion  sondern  auch 
in  Bezug  auf  den  —  durch  Produktion,  Einfuhr  und  Ausfuhr 
ermittelbaren  —  Verbrauch  des  Bieres ^.  Wie  auch  in  staats- 
wirtschaftlicher Beziehung  die  Bierbrauerei  in  Bayern 
eine  weit  bedeutendere  Rolle  als  in  allen  anderen  Produktions- 
und Steuergebieten  der  Welt  spielt,  erhellt  aus  folgenden  Daten 
(v.  May  a.  a.  O.). 

Es  betrug  der  Ertrag  der  Biersteuern  in: 

uro  Kopf  der    auf  den      in  **/o  zur  Gesamt- 
Bevölkerung    hl  Bier         staatseiunahmc : 
Mark  Mark 

Bayern  7,11  2,70  14,82  O/o 

Württemberg  3,89  2,46  12,53  „ 

Baden  3,01  3,20  10,14  „ 

Reichslande  1,07  2,20  3,72  „ 

Reichssteuergebiet  0,63  0,82  —      „ 

Deutschland  1,60  1,57  —      „ 

Luxemburg  0,41  0,94  1,41  „ 

Grofsbritannien  und  Irland  4,65  3,82  9,45  „ 

Österreich-Ungarn  1,29  3,72  2,71   „ 

Frankreich  0,47  2,15  0,62  „ 

Belgien  2,10  1,14  4,39  „ 

Holland  0,34  0,99  0,73  „ 

Rufsland  0,15  4,34  0,57  „ 

Finnland  0,18  2,36  1,00  „ 

Dänemark                                —  —  — 

Norwegen  2  ca.  1,16  4,81  4,62  „ 


^  Die  Zahlen  für  denselben  weichen  in  den  Hauptprodoktionsländem 
von  der  über  die  pro  Kopf  der  Bevölkerung  entfallenoe  Produktion  nicht 
wesentlich  ab. 

^  In  Schweden  existiert  noch  keine  staatliche  Biersteucr. 
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)ro  Kopf  der    auf  den      in  ^lo  zur  Gesamt- 
Wölkerung     hl  Bier        Staatseinnahme: 

Mark            Mark 

Die  Schweiz* 

0,24          9,60                1,40  „ 

Italien 

0,02          5,73               0,05  „ 

Griechenland 

0,08        12                    0,32  „ 

Vereinigte  Staaten 

1,79          3,13                6,21  „ 

Wie   dieser    einzig 

dastehenden     internen ,    nationalwirt- 

schaftlichen  Bedeutung  des  bayerischen  Brauwesens  ihre  inter- 
nationale ebenbürtig  zur  Seite  steht,  möge  schliefslich  aus  fol- 
gender Zusammenstellung  hervortreten: 

Es  betrug  in  den  letzten  Jahren: 


Steaeigebiete 


Bier- 

Bier-Einfahr 

Ausfuhr 

hl 

hl 

1868000 

378000 

52000 

2147  000 

78000 

64000 

175  000 

166000 

264000 

8000 

229  000 

626000 

3300 

3  980 

57  400 

968441 

51900 

565300 

169374 

40  640 

105818 

4909 

33667 

47167 

2100 

17  400 

18  200 

14000 

48  747 

17  698 

89  500 

725 

7  673 

822 

93734 

51442 

die  Bier-Ein- 
fuhr in  Pro- 
zenten der 
Produktion 


die  Bier-AuB- 
ftihr  in  Pro- 
zenten der 
Produktion 


Eeichssteuergebiet . 
Bayern 

Baden 

Reichslande 

Deutsches  Zollgebiet. 

Luxemburg 

Grofsbritannien     und 

Irland 

Österreich- Ungarn.    . 

Frankreich 

Belgien 

HolUnd 

Dänemark 

Schweden  u.Norwegen 
Die  Schweiz    .... 

Italien 

Balkanstaaten       und 

Griechenland .  .  . 
Vereinigte  Staaten.  . 


5,9 
0,36 
2,22 
10,4 
31,6 

0,34 
3,5 

0,1 
0,36 
2,2 
0,99 
2,2 
0,1 
1,3 
3,8 
82,3 

5,5 
0,21 


1,1 
14,6 
1,8 
9,9 
9,6 

1,19 
4,2 

1,81 

3,9 

0,5 

0,05 

3.1 

0,86 

1 

1,88 

0,8 

0,6 
0,11 


Nach  diesem  interessanten  Bilde  steht  also  Bayern  nicht 
nur  absolut  sondern  auch  relativ  (im  Verhältnis  zur  Eigen- 
produktion) an  der  Spitze  aller  am  Bierwelthandel  beteiligten 
tkportländer.  Sein  Export  überragt  den  der  übrigen  deutschen 
Steuergebiete  um  melu*  als  das  Dreifache  und  ist  beinah  so 
grofs  (um  200000  hl  geringer)  als  der  Export  von  allem  über 


^  In  der  Schweiz  wurden  bis  1890  kantonale  Ohmgelder  vom  Bier 
im  Verkehr  erhoben,  seitdem  nur  Eingangszoll  auf  Bier. 
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die  Zollgrenze  der  verschiedenen  Länder  der  Welt  gehenden 
Bier  überhaupt! 

Bezüglich  der  Einfuhr  von  Bier  steht  Bayern  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches  naturgemäfs  an  letzter  Stelle,  während 
das  Norddeutsche  Brausteuergebiet  nicht  nur  im  Reiche  son- 
dern unter  allen  Bierimportländem  die  gröfste  Biereinfuhr  auf- 
weist, was  zugleich  wieder  ein  springender  Beweis  für  die 
schon  erwähnte,  noch  bedeutende  Entwicklungsmöglichkeit  der 
dortigen,  ohnehin  in  schnellem  Aufschwung  befindlichen,  ge- 
werblichen Bierbrauerei  ist.  Die  Biereinfuhr  des  norddeutschen 
Brausteuergebiets  ist  nicht  weniger  als  doppelt  so  grofs  als 
der  Bierimport  aller  über  die  Zollgrenze  importierenden  Län- 
der; es  ist  bekannt,  wie  diese  beträchtliche,  einzig  dastehende 
Biereinfuhr  fast  ausschliefslich  aus  Bayern  kommt  (1891 : 
1700882  hl),  nur  170000  hl  stammten  aus.  den  anderen 
deutschen  Bundesstaaten,  beziehentlich  aus  dem  Zollauslande. 

Aus  der  neuzeitlichen  Entwicklung  des  bayerischen  Brau- 
wesens tritt  eine  Thatsache  als  besonders   bedeutsam  hervor: 

Wie  vor  einem  Jahrhundert  und  früher  ist  auch  jetzt  die 
Brauerei  das  „Haupt-  und  Nationalgewerbe  in  Bayern,  bildet 
das  Bier  gewissermafsen  „das  fünfte  Element".  Hierin  und 
besonders  in  der  geradezu  ethnologisch  gewordenen  Thatsache 
der  allgemeinen  Verbreitung  des  Biers  sQs  beliebtestes  Genufs- 
mittel  und  Getränk  liegt  wie  für  die  Gegenwart  so  auch  für 
die  Zukunft  gewifs  eine  Hauptgewähr  für  die  gedeihliche, 
gewerbliche  Entwicklung  und  Lage  der  bayerischen 
Brauerei. 

Sowohl  die  flüchtige  Betrachtung  der  früheren  Vergangen- 
heit als  auch  die  eingehende  Verfolgung  der  neuzeitlichen 
Geschichte  derselben  haben  aber  dargethan,  dafs  dieser  zwar 
an  sich  sehr  bedeutsame  Faktor  nicht  ausschliefslich  hin- 
reichte, dem  Brauwesen  die  volle  Entwicklungssicherheit  zu 
bieten. 

Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel,  dafs  die  hochentwickelte, 
intensiv  betriebene  norddeutsche  Brauerei  der  Renaissancezeit 
in  der  Folge  wesentlich  deshalb  in  Verfall  geriet,  dafs  an- 
gesichts der  überhaupt  ins  Wanken  geratenen  Wirtschafts- 
verhältnisse der  genügende  Rückhalt  an  eine  weitschauende, 
kräftig  eingreifende,  von  geeigneter,  mafsgebender  Stelle  aus 
gehandhabte  Gewerbepolitik  fehlte.  Und  umgekehrt  be- 
steht die  Thatsache,  dafs  unter  den  das  relativ  späte  aber  als- 
bald schnelle  und  sichere  Aufkommen  der  Brauerei  in  Bayern 
bewirkt  habenden  Faktoren  in  erster  Linie  die  von  Anfang  an 
einheitliche  und  zielbewufste  Gewerbepolitik  der  bayerischen 
Herzöge  und  Kurfürsten  zu  nennen  ist.  Auch  in  der  Gegen- 
wart hat  dieser  Faktor  nichts  an  seiner  eminenten  Bedeutung 
eingebüfst.  Die  riesenhaft  erwachsenen,  international  ausge- 
stalteten   Potenzen    des   heutigen   Wirtschafts-   und  Verkehrs- 
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lebens  habens  zwar  mehr  und  mehr  die  nationalpolitische  und 
volkswirtschaftliche  Beherrschung  desselben  erschwert  und  auf 
manchen  Punkten  eingeschränkt  und  unmöglich  gemacht,  die 
moderne  Wirtschaftspolitik  der  Kulturstaaten  hat  vielmehr  von 
■Grund  aus  sich  auf  den  Boden  dieser  Wandlungen  stellen 
müssen.  Nichtsdestoweniger  walten  im  einzelnen,  je  nach  den 
in  Betracht  kommenden  Gebieten,  weitgehende  Verschieden- 
heiten ob.  —  Man  kann  die  Brauerei  in  Bayern,  nach  den 
Bezugsverhältnissen  ihrer  Rohstoffe,  nach  der  Art  und  Weise 
ihrer  technischen  BetriebsfUhrung  und  nach  dem  Absätze  und 
der  Verbreitung  ihres  Erzeugnisses,  kurz  nach  allen  Be- 
ziehungen, die  sie  zur  heimischen  Volks-  und  Staatswirtschaft 
unterhält,  sewissermafsen  als  einen  „nationalen  Hausfleifs*'  im 
^ofsen  Stil  bezeichnen.  Sie  wurzelt  eben  mit  allen  Fasern 
in  der  heimischen  Volkswirtschaft.  Ihre  Bedeutung  als  Export- 
industrie und  damit  als  Handelszweig  soll  deshalb  keineswegs 
unterschätzt  werden,  fftr  ihren  Charakter  und  ihre  Lebens- 
und Entwicklungsbedingungen  kommt  dies  aber  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht,  so  sehr  auch,  wie  dargethan,  zur  Zeit  die 
Aufrechterhaltung  der  Weltstellung  der  bayerischen  Brauerei 
im  Aufsenhandel  auf  ihre  innere  Struktur  und  deren  ferneren 
gedeihlichen  Ausbau  riickwirkt. 

Daher  hängt  auch  in  der  Gegenwart,  und  das  gilt  auch 
Air  die  Zukunft,  die  gedeihliche  Entwicklung  dieses  nationalen 
Gewerbes  in  so  hohem  Mafse  von  einer,  die  natürlichen  Ent- 
wicklungs-  und  Wirtschaftselemente  in  geeigneter  Weise  be- 
herrschenden Gewerbepolitik  ab. 

Wie  jede  politische  Bethätigung,  so  hat  auch  die  Gewerbe- 

Solitik  zwei  Gesichtspunkte  zu  verfolgen  und  die  daraus 
iefsenden  Thatsachen  in  entsprechender  Weise  in  Einklang 
zu  setzen.  Einmal  die  auf  die  weitere  Zukunft  sich  richtende, 
principielle  Förderung  der  gewerblichen  Entwicklimg  als 
solcher.  Sodann  die  jeweils  geeignete  Wahrung  der  Interessen 
-der  Träger  des  Gewerbes  in  den  im  Flufs  begriffenen  Wirt- 
«chaftsverhältnissen.  Beide  Ziele  laufen  im  letzten  Ende  in 
■eins  zusammen;  die  Vernachlässigung  des  einen  Gesichts- 
punktes mufs  schliefslich  die  aus  dem  anderen  geförderten  Er- 
gebnisse in  Mitleidenschaft  ziehen;  Die  unweise,  zahlreiche 
am  Brauwesen  beteiligten  Elemente  schädigende,  überlange 
Aufrechterhaltung  des  bayerischen  Biertaxwesens  hat  auch  die 
technische  Entwicklung  des  Gewerbes  auf  lange  hinaus  ver- 
zögert und  seine  volkstümliche  Stellung  mehrfach  erschüttert. 
Die,  zahlreiche  Interessentenkreise  schwer  und  ungerecht  be- 
lastende und  schädigende  Steuererhöhune  von  1879  hat  in  der 
Entwicklung  des  bayerischen  Braugewerbes  den  in  seiner  Art 
gefährlichsten  und  am  schwersten  im  Zaume  zu  haltenden 
Faktor  des  Kapitalismus   einseitig  grolsgezogen ,    der  auch  in 
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der  Folge  nur  schwer  wieder   auf  das   wünschenswerte  Mafs 
wird  eingedämmt  werden  können. 

Diese  Steuererhöhung  ist  damit  überhaupt  ein  typisches 
Beispiel  für  die  weitreichende  Bedeutung  der  sogenannten 
„indirekten"  Steuern  auf  die  Entwicklung  der  gewerblichen 
Produktion  der  betr.  Steuerobjekte  geworden.  Gerade  für 
die  Gegenwart  bietet  die  durch  die  Steuererhöhung  von  187&^ 
bestimmte  Gewerbeentwicklung  der  bayerischen  Brauerei  sehr 
beachtenswerte  Lehren. 

Unsere  Zeit  steht  bekanntlich  unter  dem  Zeichen  der 
Socialpolitik;  auf  allen  Gebieten  herrscht  der  Drang,  das 
Princip  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Ausgleichung  zu  ver- 
wirklichen. Neben  der  eigentlichen  „Arbeiterfrage"  bildet  die 
sociale  Frage  der  Handwerker  und  Eleinuntemehmer  einen 
Hauptteil  der  modernen  Wirtschafts-  und  Socialpolitik.  Schon 
längst  hat  die  Wissenschaft,  es  sei  in  Bezug  hierauf  besonders 
Ad.  Wagner  genannt,  Gelegenheit  genommen,  das  socialpoli- 
tische  Moment  auch  der  sogenannten  „indirekten"  Steuern 
(Konsumsteuern)  ins  rechte  Licht  zu  setzen,  und  zwar  nicht 
nur  bezüglich  der  von  ihnen  betroffenen  Konsumentenkreise, 
sondern  auch,  was  hier  speciell  von  Wichtigkeit  ist,  bezüglich 
der  Produzentenkreise,  bei  denen  die  Steuer  zunächst 
erhoben  wird.  Wie  hier  durch  die  übermäfsige  Höhe  der 
Steuer  und  ihres  ganzen  Systems  der  „Kapitalismus"  entfesselt 
und  in  gefahrdrohender  Weise  in  die  Entwicklung  des  Ge- 
werbes getragen  wird  und  so  zwischen  den  fiskalischen  Be- 
dürfnissen des  Staates  und  den  sonst  von  ihm  befolgten  social- 
politischen  Tendenzen  ein  schwieriger  Konflikt  herauf- 
beschworen wird,  dafür  liefert,  wie  gesagt,  das  letzte  Jahrzehnt 
der  bayerischen  Brauereientwicklung,  speciell  auch  in  der 
Rheinfalz,  ein  markantes  Beispiel  *.  Es  ist  kaum  ein  gröfserer 
Widerspruch  denkbar  als  die  Thatsache,  dafs  während  auf 
dem  einen  Gebiet  der  Gewerbepolitik  seit  Ende  der  siebziger 
Jahre  von  Reichs-  und  Landes  wegen  alle  Hebel  der  Gesetz- 
gebung in  Bewegung  gesetzt  werden,  um  die  durch  den  In- 
dustrialismus  bedrängten  Handwerke  und  ähnlichen  Gewerbe 
zu  schützen  und  ihnen  durch  die  weitgehendsten  Ausnahme- 
mafsregeln  ihr  gefährdetes  Produktions-  und  Absatzgebiet  zu 
sichern,  —  so  sehr  auch  täglich  mehr  sich  die  Thatsache  auf- 
drängt, dafs  diese  socialpolitische  Arbeit  angesichts  der  über- 
wältigenden Macht  der  industriellen  Technik  und  Betriebs- 
weise, gegen  die  diese  Kreise  schlechterdings  nicht  mehr 
aufkommen  können,  zu  einem  guten  Teil  verlorene  Liebes- 
mühe ist,  —  es  andererseits  dagegen  in  Bayern  durch  jene 
verhängnisvolle  Steuererhöhung  von  1879  der  grofsen  Masse 


1  Auch  in  Österreich-UDgam  bietet  die  Entwicklung  des  Braugewerbes^ 
aus  ganz  gleichgearteten  Ursachen  dasselbe  Bild. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  1.  289 

der  Klein-  und  Mittelbraiiereien  —  auf  denen,  wie  dargethan, 
die  Steuer  erheblich  schwerer  lastete  wie  auf  den  anderen 
Produktionskreisen  —  unmöglich  gemacht  wurde,  die  Garan- 
tien auszunutzen,  die  ihnen  sowohl  die  für  den  Konsum  mafs- 
gebenden  Verhältnisse  und  zahlreiche  sonstige  „konservierende" 
Momente,  als  auch  die  gerade  auf  ihre  Bedürfnisse  hin  sich 
special isiercnde  Technik  ftlr  ihre  fernere  Existenzfeh igkeit 
und  -Berechtigung  gewährten,  und  sie  dem  nackten  Ka- 
pitalismus, —  der  banquiermäfsigen  Kredithandhabung  der 
auf  volle  Ausnutzung  ihrer,  durch  die  Steuererhöhung  be- 
lasteten Betriebe  bedachten  Grofsbrauereien  preisgegeben 
wurden. 

Gerade  Bayern  hat  aber  auch  seit  den  letzten  Jahren 
wieder  durch  die  Steuerreform  von  1889  und  eine  Reihe 
anderer  Mafsnahmen  ein  Beispiel  gegeben,  wie  schliefslich  die 
socialpolitischen  Interessen  doch  die  ausschlaggebenden  sind 
und  die  Geltendmachung  der  fiskalischen  Bedürfnisse  des 
Staates  sich  diesen  unterzuordnen,  bezw.  anzupassen  hat. 

Im  allgemeinen  —  und  das  gilt  gerade  wieder  von  den 
letzten  Jahren  —  mufs  man  es  der  bayerischen  Regierung 
überhaupt  zum  Ruhme  nachsagen,  dafs  sie  fast  immer  die  auf 
gedeihliche  Interessenförderung  der  Brauerei  und  der  Brauer 
gerichteten  Bestrebungen  in  fürsorglichster  Weise  vereint  hat. 
Den  Beweis  liefert  seit  altersher  die  statistisch  vorliegende, 
grofartige  Produktionsentwicklung,  die  weite  Verbreitung  und 
der  hohe,  reine  Ruf  des  bayerischen  Biers  im  Auslande  (§  7 
des  Malzaufschlagsgesetzes!)*  und  die  auf  einem  breiten, 
volkstümlichen  Boden  erwachsene  technisch  -  industrielle  Ent- 
wicklung des  Gewerbes,  das  einen  grofsen  Teil  des  heimischen 
Nationalvermögens  repräsentiert  und  fruchtbar  umsetzt 

Die  fernere  Entwicklung  steht  bei  der  Zukunft.  Ob  bei 
fortschreitender  Technik  und  Verkehrsentwicklung  schliefslich 
auch  im  rechtsrheinischen  Bayern  der  Industrialismus  das 
ganze  Brauwesen  begreifen  wird  und  Betriebsformen  erwachsen 
werden,  wie  sie  uns  in  grotesker,  riesenhafter  Ausdehnung  die 
englische  oder  nordamerikanische  Brauindustrie  zeigt,  ist,  ohne 
die  Möglichkeit  dazu  irgendwie  bestreiten  zu  wollen,  zur  Zeit 
nicht  abzusehen.  Dafs  der  rastlose,  ungeheure  Fortschritt  auf 
diesen  Gebieten  und  der  in  steter  Weiterentwicklung  begriflFene 
sociale  und  wirtschaftliche  Kulturprozefs  ungeahnte  Perspek- 
tiven eröffnet  und  tiefgehende  Wandlungen  zeitigen  wird,  ist 
gewifs  zu  erwarten^.     Worauf  es   aber  ankommt  und  worin 


^  Bayern   ist  derzeit  aafser   Finnland  das   einzige   Land,   in   dem 
unbedingt  alle  Surrogate  von  der  Bierbrauerei  ausges^lossen  sind ! 

'  Ob  jedoch  die  von  Losch  in  seinem  Bach  „Nationale  Produktion 
und  Berufsgliederung"   an  der   Hand  kalknlatortscher  Berechnungen  — 
Forschungen  (51)  XII  I.  —  Struve.  19  ^^  , 
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überhaupt  alle  wirtschaftliche  Kulturbethätigung  gipfelt,  das 
ist  die  dem  Recht  der  Lebenden  Rechnung  tragende  Wahrung 
des  historischen  Zusammenhanges  und  weiser  Überleitung  der 
jeweiligen  Generationen  in  die  abgewandelten  Verhältnisse 
seitens  der  dazu  berufenen  Organe!  Das  gilt  im  grofsen  wie 
im  kleinen,  im  allgemeinen  wie  im  Einzelfall:  immer  handelt 
es  sich  um  die  socialen  und  wirtschaftlichen  Lebensinteressen 
der  Menschen  und  Bürger. 

Überschaut  man  hiernach  die  auf  absehbare  Zeit  wirk- 
samen Entwicklungsfaktoren  des  bayerischen  Braugewerbes, 
so  liegt  keine  Ursache  vor,  besondere  Bedenken  über  ihren 
ferneren  Werdegang  zu  empfinden.  Im  Gegenteil!  Auf  allen 
Punkten  sind  Technik  und  Wissenschaft  am  W^erk,  ihre  Er- 
rungenschaften möglichst  allen  Kreisen  des  Gewerbes  fruchtbar 
zu  machen;  der  Konsum  ist  nach  wie  vor  ein  hoher  und  all- 
gemeiner, und  nachdem  die  kritischen  Punkte  aus  der  Gesetz- 
gebung von  1879  ausgemerzt  sind,  erfreut  sich  die  dortige 
Brauerei  auf  gewerberechtlichem  Gebiet  und  bei  der  Taritierung 
ihrer  Transporte  Vergünstigungen  wie  in  keinem  anderen 
Lande. 

Wenn  trotzdem  im  Laufe  der  Jahre,  speciell  bei  Akut- 
werden der  Exportfrage,  Rückschläge  erfolgen  sollten  und 
sonst,  wegen  des  immer  noch  heftigen  W^altens  des  Ka- 
pitalismus, wieder  lebhaftere  Friktionen  innerhalb  der  ver- 
schiedenen Produktionskreise  vorkommen  werden,  so  Avird 
dies  angesichts  der  übrigen  normalen  Verhältnisse  den  Flor 
des  Gewerbes  und  auch  den  persönlichen  Interessen  der 
existenzfähigen  Unternehmer  auf  die  Dauer  keinen  erheblichen 
Abbruch  thun  können-,  es  ist  kaum  zu  befürchten,  dafs  dann 
solche  einschneidende  kritische  Zustände  platzgreifen  werden, 
wie  nach  1879. 

An  der  bayerischen  Regierung  wird  es  dann  aber  sein, 
in    solchen  Zeiten    sich    ihrer   traditionellen  Fürsorge  für   des 


die  allerdings  bezuclich  der  Brauerei  unrichtig  sind  — ,  als  erstrebens- 
wertes Ziel  ningeßtellte  Kumulierung  der  deutachcu  Bierproduktion  auf 
einige  hundert  (ca.  200)  Kieseuetabhssements  in  absehbarer  Zeit  wirklich 
zu  wünschen  sei,  ist  füglich  zu  bezweifeln.  Ihrem  Produkt,  ihrer  ganzen 
Betriebsweise  und  ihrer  Stellung  im  Wirtschaftsleben  nach  hat  die  Brau- 
Industrie  einen  wesentlich  abweichenden  Charakter  gegenüber  den  aus- 
schliefdlich  auf  die  grofsen  Faktoren  der  internationalen  Arbeitsteilung, 
Marktkonjunkturen  und  Arbeiter-  und  Lohnverhiiltnisscn  basierten  Stapel- 
Industrien,  deren  Entwicklung  denn  auch,  wie  v.  Schulze-Grävernitz 
in  seiner  schönen  Studie  über  die  Lancashirer  Baumwollenindustric  erst 
jüngst  wieder  dargethan  hat,  in  dem  gewaltigen  Getriebe  der  Weltwirt- 
schaft allenthalben  weit  grofsartiger  und  intensiver  von  Statten  gegangen 
ist  als  die,  unter  dem  Komplex  vIelfHch  anders  gearteter  vorwiogmd 
historisch  bedingter,  national  wirtschaftlicher  Verhältnisse  arbeitenden  In- 
dustrien, wie  eben  die  Brauerei  in  Deutschland. 
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Landen  „Haupt-  und  Nationalgewerbe"  zu  erinnern  und  durch 
thätiges  Eingreifen  den  alten  Wunschsatz  der  bayerischen 
Brauer  wieder  in  Erfüllung  zu  bringen,  der  an  den  Wänden 
des  Sedlmayrschen  Spatenausschanks  zu  Berlin  in  der  Fried - 
riehötrafse  zu  lesen  ist:  \ 

„Sub  umbra  alarum  tuarum  1 

protege  nos  \ 

Regnum  Bojoaria!** 
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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  ist  aus  Anregungen  hervorgegangen, 
-die  der  Verfasser  bereits  im  Winter  1890/91  im  staatswissen- 
schaftlichen Seminar  zu  Berlin  durch  Herrn  Professor  Schmoller 
erhalten  hat.  Dafs  sie  so  spät  erst  und  nachdem  das  Thema, 
das  sie  behandelt,  gerade  im  letzten  Jahre  zum  Gegenstand 
energischer  wissenschaftlicher  Kontroversen  geworden,  erschie- 
nen ist,  mag  mit  den  zahlreichen  Hindernissen  erklärt  werden, 
die  sich  dem  definitiven  Abschlufs  der  Arbeit  in  den  Weg 
stellten :  zunächst  die  Ablegung  des  Doktorexamens,  dann 
Überhäufung  der  Druckerei,  endlich  der  Umstand,  dafs  der 
Verfasser  seiner  Militärpflicht  genügen  und  damit  für  einige 
Zeit  auf  das  wissenschaftliche  Arbeiten  verzichten  mufste.  Nicht 
alles,  was  in  der  letzten  Zeit  über  das  Gildewesen  und  dessen 
Bedeutung  geschrieben  worden  ist,  konnte  mehr  berücksichtigt 
werden:  zu  spät  vor  allem  ist  der  interessante  Aufsatz  er- 
schienen, den  Liesegang  aus  Nitzschs  Nachlafs  veröfiFentlicht 
hat.  Vielleicht  ist  es  gewagt,  auf  einem  so  schwierigen  Ge- 
biete jetzt,  nachdem  berufene  Kenner  gesprochen,  noch  das 
Wort  zu  ergreifen:  die  Hoffnung,  einiges  neu  beleuchtet,  hier 
und  dort  einen  neuen  Gesichtspunkt  eröfiFnet  zu  haben,  mag 
als  Entschuldigung  dienen. 

Karlsruhe,  im  Januar  1893. 
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Seitdem  WUda  im  Jahre  1831  sein  epochemachendes  Buch 
über  die  germanischen  Gilden  des  Mittelalters  veröffentlicht  hat, 
hat  die  Forschung  während  eines  halben  Jahrhunderts  seinen 
Resultaten  nichts  wesentliches  hinzuzufügen  vermocht.  Gewils  das 
beste  Zeugnis  dafUr,  in  welch  glänzender  Weise  der  verdiente  Jurist 
seine  Aufgabe  gelöst  hat;  ist  doch  gerade  auf  andern  Gebieten 
der  mittemlterlichen  Forschung  durch  Anwendung  der  quellen- 
kritischen Methode  eine  wahre  Umwälzung  aller  herrschenden  An- 
sichten herbeigeführt  worden.  Auf  Wildas  Resultaten  beruht  im 
wesentlichen  alles,  was  Brentano  in  seiner  Einleitung  zur  Ge- 
schichte der  englischen  Gewerkvereine  beigebracht  hat;  auf  Wilda 
fiifsen  die  grofsen  verfassungshistorischen  Arbeiten  von  Augustin 
Thierry,  dessen  Autorität  erst  in  aUemeuster  Zeit  —  hauptsäch- 
lich durch  Luchaire  —  erschüttert  worden  ist;  auf  Wilda  oasiert 
das  ganze  grofsartige  Gebäude  Gierkes  in  seinem  historischen 
Teil:  ihm  wie  Thierry  bilden  die  mittelalterlichen  Schutzgilden 
den  eigentlichen  Keim  zur  Entwicklung  £rei@Q  städtischen  Lebens 
und  sttidtischer  Selbstverwaltung  \  So  trat  zu  den  verschiedenen 
Theorien  über  Entstehen  und  Wesen  mittelalterlicher  städtischer 
VerfisMsongen  die  „Gildetheorie^,  die,  eifrig  bekämpft  und  energisch 
verfochten,  sich  ebenso  wenig  wie  irgend  eine  ihrer  Vorgängerinnen 
allgemeine  Anerkennung  zu  erringen  imstande  war.  Mancher 
wertvolle  Beitrag  wurde  daneben  durch  Publikation  von  Doku- 
menten 2ur  Gildegeschichte  geleistet^,  die  Ansichten  Wildas  über 


*  Vgl.  unten  Kapitel  IV  §  3. 

*  z.  B.  Seh  au  mann,  Die  Goslarer  Gilden.  —  Feith,  de  gildig 
Groningensibus ;  het  Aldermannsboek.  —  de  Vigne,  Recherches  histori- 
aaes  sar  les  costumes  civils  et  militaires  des  Gudes  et  des  corporations 
ae  m^tiers  1847;  hier  ist  Wesen  und  Geschichte  der  Gilden  recht  gut  er- 
t&aaU  auch  auf  die  Bedeutung  der  englischen  Handelsgilden  hingewiesen 
(im  Vorwort  von  J.  Stecher).  —  Wauters,  les  gildes  communales  en 
Belgique.    Die  zahlreichen  englischen  Arbeiten  s.  bei  Grofs  I,  301—382. 

Foncliaiigen  (52)  XII  2.  —  Doren,  Kanfmannsgilden.  1      ^^^^^T^ 
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Ekitstehung  der  Gilden  von  Hartwig  in  wesentlichen  Punkten  be- 
richtigt ^ 

Aber  im  allgemeinen  kam  man  über  Wilda  nicht  hinaus. 
Die  Grilde  erschien  als  eine  auf  freiwilligem  ZusammenschluTs 
beruhende  Organisation  zum  Zwecke  gegenseitigen  Schutzes,  der 
genossenschafmchen  Selbsthülfe  in  Not  und  Ge&hr.  der  Elrzielung 
irdischen  und  himmlischen  Wohlbefindens.  Weder  die  sociale 
noch  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Qilde  war  damit,  wenigstens 
für  das  eigentliche  Deutschland,  Frankreich,  Belgien,  die  Nieder- 
lande und  England  in  das  richtige  Licht  gerückt.  Das  Verdienst, 
hier  der  Forschung  eanz  neue  Bahnen  gewiesen ,  sie  auf  einen 
festeren  Boden  gesteUt  zu  haben,  gebührt  —  nachdem  schon 
Schmoller  auf  die  Bedeutung  der  niederdeutschen  Gewandschneider- 
gUden  hingewiesen  hatte  ^  —  K.  W.  Nitzsch  für  seine  1879  und 
1880  in  Jen  Sitzungen  der  Berliner  Akademie  gehaltenen  Vor- 
träge „über  die  niederdeutschen  Genossenschaften  des  12.  und 
13.  Jahrhunderts"^  und  „über  niederdeutsche  Kaufgilden *^  ^.  Hier 
zum  erstenmale  tritt  uns  die  mittelalterliche  Eaufmanns- 
l'ilde  als  eine  Irische  Organisationsform  der  mittelalterlichen 
Gesellschaft  greifbar  entgegen,  hier  zuerst  erscheint  uns  die 
wirtschaftliche  Bedeutimg  derselben  im  rechten  Lichte;  und  in- 
dem Yor  allem  das  Verhältnis  der  Eauftnannsgilde  zu  den  ge- 
werblichen Korporationen,  den  Innungen,  Zünften  etc.  einer  ge- 
naueren Untersuchung  unterzogen  wurde,  wurde  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Zunftgeschichte  eine  wesentliche  Klärung  der  An- 
sichten herbeigeftlhrt^. 

Nach  allen  Seiten  haben  diese  zwei  kurzen  Aufsätze  so  den 
Anstofs  zu  weiterer  Forschung  gegeben;  es  galt  vor  allem  — 
Nitzsch  hatte  sich  im  wesentlichen  auf  die  Erforschung  der 
Gilde-Institutionen  einiger  niederdeutscher  Kleinstädte  beschränkt 
-  das  Forschungsgebiet  zu  erweitern  und  durch  lokale  Special- 
Untersuchungen  die  allgemeinen  Resultate  Nitzschs  im  einzelnen 
zu  kontrollieren.  So  entstanden  in  Deutschland  die  Unter- 
suchungen über  Dortmund  von  Frensdorff,  über  Goslar  von 
WolflFsticg  und  Weiland,  über  die  Kölner  Richerzeche  von  Hoeniger, 
Liesegang,  v.  Below  und  Kruse,  über  Stendal,  Magdeburg  und 
Salzwedel  von  Liesegang  etc.  Viele  der  zahlreichen  Arbeiten  zur 
mittelalterlichen  Städtegeschichte  mufsten  zu  der  Nitzsehschen  An- 
sicht über  die  Bedeutung  der  Kaufmannsgilden  ftlr  das  Ver- 
fassungsleben der  Stadt,  zu  der  zu  neuem  Leben  erwachten 
Gildetheorie  Wildas  und  Gierkes  Stellung  nehmen. 

'  Forschungen  zur  deutschen  GeBchichte  I,   11^ — 164. 
«  Sc  hm  oller,  Strafsburgcr  Tucher-  und  Weberzunft.    S.  390-894, 
458-467. 

*  Nitzsch  in  den  Sitzungsberichten  der  Berliner  Akademie  1879, 
S.  1—44,  und  1880,  S.  370-403. 

*  Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  dafs  die  that-sächlichen  Aus- 
führungen Nitzschs  überall  vor  der  Forschung  bestehen  konnten.  Vgl. 
dazu  unten  Kap.  III,  §  12. 
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Wesentlich  auf  anderem  Gebiet  liegen  die  Forschungen 
Pappenheims ;  sein  Fortschritt  über  Wilda  hinaus  besteht  in  einer 
genauen  kritischen  Analyse  der  dänischen  und  norwegischen 
Gildestatuten  vom  Standpunkte  des  Rechtshistorikers  aus^.  Ihm 
kommt  es  vor  allem  darauf  an ,  die  Umwälzung  im  Rechtsleben 
des  Volkes  zu  schildern,  die  in  diesen  nordgermanischen  Ländern 
durch  Aufnahme  der  Gilde  in  den  städtischen  Verfassungsorganismus 
herbeigeführt  wurde;  ihr  Einflufs  auf  die  Umbildung  dieser  Ver- 
fassungen selber,  ihre  Bedeutung  flir  das  wirtschaftliche  Leben 
und  den  socialen  Aufbau  der  städtischen  Bevölkerung  tritt  ihm 
daneben  mehr  zurück,  und  so  haben  seine  scharfsinnigen 
Forschungen  mehr  Wert  fiir  den  Rechtshistoriker  und  Antiquar 
als  für  den  Historiker  und  Nationalökonomen.  Für  England,  wo 
das  Institut  der  Handelsgilden  seine  intensivste  Ausbildung  und 
weiteste  Verbreitung  gefunden  hat,  bezeichnen  die  neuesten 
Arbeiten  von  Charles  Qrofs^  einen  wesentlichen  Fortschritt;  mit 
einem  ungeheuren  urkundlichen,  meist  ungedruckten  Forschungs- 
apparat ausgerüstet,  wie  ihn  die  englischen  Archive  in  reicher 
Fülle  boten,  hat  er  die  Irrtümer  Wildas  und  Brentanos  nach 
allen  Seiten  hin  berichtigt,  manches  Neue  auch  zum  allgemeinen 
Verständnis  der  Gildegeschichte  beigebracht  Aber  auch  er  klebt 
im  allgemeinen  zu  sehr  am  Stoffe  und  unter  der  Fülle  detaillierter 
Schilderung  verliert  sich  die  Klarheit  eines  anschaulichen  Ge- 
samtbildes^. 

Die  neuste  Publikation  von  Prof.  Hegel:  „Städte  und 
Gilden  der  germanischen  Völker  im  Mittelalter" ,  —  die  erst  nach 
Vollendung  vorliegender  Arbeit  erschien  —  hat  nach  mancher 
Richtung  hin  die  Forschung  weiter  geflihrt,  vielleicht  für  einige 
Zeit  zum  Abschlufs  gebracht.  Doch  liegt  die  Bedeutung  der- 
selben fast  nur  auf  verfassungö-  und  rechtshistorischem  Gebiete; 
eine  Würdigung  der  Gilden  nach  ihrer  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Bedeutung,  eine  Erfassung  ihrer  Stellung  im  Gesamtleben 
der  mittelalterlichen  Stadt,  ist  weder  erreicht  noch  beabsichtigt. 
Hier,  glaube  ich,  ist  der  Punkt,  an  dem  die  weitere  Forschung 
über  Gildewesen  wird  einzusetzen  haben;  jetzt,  da  die  neuere 
historische  und  vergleichende  Sociologie  uns  die  Gesellschafts- 
formen aller  Völker  und  Zeiten  nach  ihren  historischen  und 
psychologischen  Entstehungsursachen  auseinanderlegt,  ihnen  ihren 
Platz  anweist  in  dem  grolsen  Entwicklungsprozels  der  heutigen 
Gesellschaft,    scheint   es  an   der  Zeit,    auch   die  mittelalterliche 


1  Die  däuischen  Schutzgilden  1883.  —  Ein  altes  norwegisches 
Schutzgildestatut  1888. 

•Gilda  raercatoria.  Dissertation  1883.  —  The  gild  merchant. 
2  Vol.    Oxford  1890. 

'  Es  ist  das  besondere  Verdienst  des  Verfassers,  die  Vorstellungen 
von  der  schottischen  Gilde  zu  Berwyck,  deren  falsche  Auffassung  Wflda 
und  Brentano  zu  den  verhängnisvollsten  Fehlschlüssen  verleitet  hatte, 
gänzlich  beseitigt  zu  haben. 

1* 
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Oilde  vom  hifitorisch-BOciologischen  Standpunkte  aus  zu  betrachten : 
sie  als  oi^anisches  Glied  einzufügen  in  den  Werdeprozefs  der 
mittelalterlichen  Ver&ssungs-  und  Gesellschaftsformen,  sie  in  Zu- 
sammenhang zu  bringen  mit  den  übrigen  socialen  wirtschaftlichen 
und  staatliiäen  Bildungen  der  gleichen  Zeit,  mit  Geschlechter-, 
Familien-  und  Markverfassung,  mit  der  Organisation  von  Staat 
und  Gemeinde,  mit  dem  Städte-  und  Zunftwesen;  nicht  nur  ein- 
seitig wie  die  meisten  bisherigen  Arbeiten,  —  je  nach  dem  Aus- 
gangspunkt des  Verfassers  —  das  Moment  der  äufseren  Er- 
scheinungsformen,  der  inneren  genossenschaftlichen  Organisation 
—  oder  die  wirtschaftliche ,  die  rechtliche  Bedeutung  herauszu- 
greifen ,  sondern  die  Betrachtung  auf  einen  höheren ,  auf  einen 
kulturhistorischen  Standpunkt  zu  erheben,  der  der  Gilde  nach 
allen  ihren  Seiten  gerecnt  zu  werden  sucht. 

Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  soll  es  sein,  in  einigen 
Punkten  vielleicht  der  Lösung  der  Frage  näherzukommen.  Sie 
betrachtet  hauptsächtich  die  Anfknge  des  Gildewesens  im  ^- 
manischen  Mittelalter;  sie  sucht  dann  nachzuweisen,  wdche 
Momente  der  politischen ,  rechtlichen  und  der  socialen  Entwick- 
lung hauptsächlich  das  Aufkommen  des  Eauftnannsstandes 
und  das  Entstehen  der  Eaufleutegilden  bedingt  haben,  welche 
ihnen  zu  ihrer  Bedeutung  beigetragen  haben;  sie  giebt  im 
dritten  Teile  ESnzeluntersuchungen  zur  Geschichte  der  Eauf- 
mannsgilden  in  einigen  Städten  hauptsächlich  Deutschlands  und 
damit  zugleich  eine  Kritik  der  Arbeiten  von  Kitzsch  und  Grofs 
und  fafst  dann  im  vierten  die  gewonnenen  Resultate  unter  Ver- 
wendung weiteren  Materials  kurz  zusammen.  Sie  will  keine  ein- 
heitUche  Gesamtdarstellung  geben,  sondern  nur  Beiträge  zu  einer 
solchen;  sie  hat  ihren  Zweck  erftlllt,  wenn  sie  zu  einer  nach 
gröberen  Gesichtspunkten  angelegten,  zusammenfassenden  Dar- 
stellung einige  brauchbare  Bausteine  geliefert  hat. 
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Kapitel  T. 

Entstellung  des  g<$rmanisclien  Gildewesens  im 
allgemeinen. 

§  1. 
Älteste  Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gilde  ist  in  ihrer  typischen  Form  ein  specifisch  ger- 
manisches Institut;  sie  tritt  nur  auf  in  den  Ländern,  die  von  den 
Germanen  in  Besitz  genommen ,  von  germanischer  Bevölkerung 
ganz  oder  teilweise  bewohnt ,  mit  germanischen  Anschauungen 
und  Rechtsgedanken  durchtränkt  sind. 

Steht  dies  fest,  so  erheben  sich  zunächst  folgende  Fragen: 
Wo  liegen  die  Wurzeln  in  Gesellschaft  und  Staat,  Sitte  und  Recht 
aus  denen  die  germanischen  Gilden  hervorgewachsen  sind ;  finden 
«ch  diese  Grundlagen  und  Ansätze  zu  ähnlichen  Bildungen  auch 
bei  anderen  Völkern  und  zu  anderen  Zeiten;  und  endlich: 
welches  sind  die  Ursachen,  dafs  gerade  im  Bereich  der  ger- 
manischen Staaten  des  Mittelalters  die  Gilde  zu  ihrer  intensivsten 
Ausbildung  und  weitesten  Verbreitung,  zu  ihrer  eigentlich  typischen 
Form  gekommen  ist? 

Zur  Beantwortung  dieser  Fragen  wird  man  jetzt  einfach  auf 
Schmollers  Abhandlungen  über  Thatsachen  und  Wesen  der 
Arbeitsteilung  und  über  Geschichte  der  Untemehmung  verweisen 
könnend  Es  ist  dort  gezeigt ,  wie  man  überhaupt  zu  einem 
Verständnis  aller  Formen  wirtschaftlicher  Arbeitsteilung  wie  ge- 

1  Schmollers  Jahrbuch  Xin  u.  XIV.  Ich  habe  daneben  noch  aufser 
Lamprechts  deutscher  Geschichte  Bd.  1  hauptsächlich  Lipperts  Kultur- 
geschichte eingesehen,  die,  im  einzelnen  wohl  vielfach  anfechtbar,  doch 
ein  im  ^ranzen  recht  anschauliches  Bild  der  socialen  Gliederung  in  den 
ältesten  weiten  entwirft. 
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Bellschaftlicher  Organisation  nur  gelangen  kann,  wenn  man  hinab- 
steigt in  das  Dunkel  si^enhafter  Urzeit  unserer  Kulturvölker,  zu 
den  civilisatorischen  Anmngen  der  Menschheit,  wie  sie  uns  teil& 
aus  gelegentlichen  Erwähnungen  der  antiken  Schriftsteller, 
teils  aus  den  Berichten  von  Missionären  und  Reisenden  über  da» 
Leben  derjenigen  Völker  entgegentreten ,  die  noch  heute  auf  der 
tiefsten  Kulturstufe  der  Menschheit  ihr  Herdendasein  fUhren.  Gehen 
wir  aus  von  der  sogenannten  Geschlechterverfisissung ,  die  noch 
bis  in  unsere  Zeit  in  den  verschiedensten  Stadien  und  Formen 
bei  unkultivierten  Völkern  fortlebt,  so  finden  wir  in  ihr  die  erste 
gesellschaftliche  Orp;anisation,  die  eine  bestimmte  Anzahl  von  In- 
dividuen durch  die  Erinnerung  an  den  natürlichen  Blutszusammen- 
hang, an  die  Abstammung  von  einer  gemeinsamen  Urmutter,  zu 
engem  Zusammenschluls  aneinanderkettet.  Im  wesentlichen  war 
es  ein  doppelter  Zweck,  dem  diese  erste  natürliche  Organisation 
der  Gesellschaft  diente:  sie  befriedigte  das  Bedüi^fnis  des  Schutzes 
der  einzelnen  Individuen ,  soweit  sie  isoliert  denselben  sich  nicht 
zu  verschaffsn  vermochten;  sie  diente  andererseits  gemeinsamer 
Unternehmung,  gemeinsamer  nur  wenig  nach  Geschlecht,  Alter, 
Qualifikation  der  Individuen  geteilter  Arbeit;  noch  waren  auch 
die  Bedürftiisse,  Wünsche  und  Interessen  der  einzelnen  Geschlechts- 
mit^lieder  nicht  individuell  geschieden  und  vermochten  durch  eine 
solche  Gesamtvertretung,  die  doch  schon  Anfknge  einer  Ormni- 
sation  unter  dem  GescMechtsältesten  zeigte,  in  wirksamer  Weise 
zur  Geltung  gebracht  zu  werden.  Erst  als  der  weitere  Fort- 
schritt der  materiellen  Kultur,  die  Bändigung  des  Feuers ,  die 
Zähmui^  der  Haustiere,  der  Beginn  nomadisierender  Whrtschaft, 
endlich  der  Übergang  zu  Sefshaftigkeit  und  Ackerbau  den 
Mann  als  den  eigentuehen  physischen  und  geistigen  Träger  de& 
kulturellen  Fortschrittä  an  die  Spitze  der  Einzelfamilie 
setzte,  als  an  Stelle  der  Gruppenfamilien  nach  Mutterrecht  die 
patriarchalische  Einzelfamilie  nach  Vaterrecht  trat,  da  begannen 
sich  die  einst  so  festen  Geschlechtszusammenhänge  mehr  und  mehr 
zu  lösen;  innerhalb  seiner  Familie,  seines  Hauses  organisierte  der 
einzebe  Familienvater  eine  neue  Form  arbeitsgeteilter  Wirtschaft. 
Aber  immer  noch  knüpft^en  tausend  Fäden  den  Einzelnen  an 
das  Geschlecht  und  „uneingeschränkter  Egoismus  auf  der  einen 
Seite,  auf  der  anderen  Knechtung  jeder  persönlichen  Lebensauf- 
fassung, ja  der  Persönlichkeit  selbst  durch  harte  Bindung  an  die 
natürlichen  Fesseln  des  Geschlechts,  das  sind  die  Kennzeichen 
der  Frühkultur"  >. 

Auf  diese  Stufe  wirtschaftlich  -  gesellschaftlicher  Organisation 
ftült  bei  den  europäischen  Kulturvölkern  das  erste  Licht  bestimmter 
historischer  Aufiseichnungen ;  bei  Griechen  und  Römern,  bei  Kelten 
und  Germanen  deuten  noch  in  historischer  Zeit  zahlreiche  Reste 
der  ältesten  Gliederung  des  Volkes  auf  derartige  Grundlagen  hin. 

^  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I  83. 
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Hier  also  erheben  sich  auf  gemeinsamem  socialen  Unterbau  die 
so  verschiedenen  Formen  des  antiken  und  des  mittelalterlichen 
Staates.  Es  erhebt  sich  die  Frage:  ob  und  wie  sich  die  Ver- 
schiedenheit der  weiteren  Fortentwicklung  erklären  läfst.  Mir 
kommt  es  vor  allem  darauf  an,  zu  zeigen,  welche  Faktoren  bei 
dem  Entstehen  der  mittelalterlichen  typischen  genossenschaftlichen 
Organisationen,  die  wir  Gilden  ^  nennen,  in  erster  Linie  wirksam 
gewesen  sind. 


§2. 

Die  Entstehnnjc  des  germanischen  Oildewesens 
im  allgemeinen. 

Solange  Geschlechter-  und  FamilienverfiEwsung  allen  Bedürf- 
nissen und  Ansprüchen  der  Individuen  wie  der  primitiven  Gesell- 
schaft genügten,  war  die  Entstehung  der  Gilden  von  vornherein 
ausgeschlossen.  Denn  darin  besteht  ja  eben  das  Wesen  der  Gilden, 
dafs  sie  an  Stelle  der  natürlichen,  auf  Blutsverwandtschaft 
beruhenden  Organisation  eine  andere  künstliche  setzen,  die, 
zunächst  aus  der  bewufsten  Thätigkeit  der  Einzelnen  hervor- 
gegangen, diese  zur  Erreichung  eines  bestimmten  Zweckes 
in  bestimmten  äufseren  Formen  aneinanderkettet,  die  mehr 
and  mehr  sich  festigen;  sie  können  nur  da  Wurzel  schlagen, 
wo  unter  dem  Druck  wirtschaftlicher,  politischer,  rechtlicher, 
socialer  Umwälzungen  neue  ßedürftiisse,  neue  Interessenkreise 
sich  herausbilden,  denen  die  natürliche  gesellschaftliche  Orga- 
nisation nicht  mehr  zu  genügen  vermag.  Aber  damit  ist  zu- 
gleich eine  andere  Begrenzung  gegeben;  wo  sich  aus  den  pri- 
mitiven Formen  der  Gesellschaft  infolge  irgend  welcher  äufseren 
Umstände  eine  staatliche  Centralgewalt  sofort  herausbilden  kann, 
da  wird  ftlr  genossenschaftliche  Organisationen  in  Form  der  Gilden 
im  allgemeinen  kein  Raum  sein.  Erst  eine  schon  mächtige  staat- 
lich -  centrale  Zwangsgewalt  wird  dann  wieder  im  stände  sein, 
jene  zu  Sonderzwecken  gebildeten  Gilden  und  Genossenschaften 
ihren  höheren  Zielen  anzupassen,  die  Kräfte  jener  Sonderbildungen 
flir  ihre  Zwecke  zu  verwenden. 

In  diesen  Umständen  liegt  meiner  Meinung  nach  der  Kern 
ftir  das  Verständnis  der  Thatsache,  dals  gerade  im  germanischen 
Mittelalter  die  Gilde  zu  solch  intensiver  Ausbildung  und  hoher 
Bedeutung  gelangen  konnte. 

Die  Forscher,  die  sich  bisher  mit  den  Anfängen  des  Gilde- 
wesens hauptsächlich  beschäftigt  haben  (Wilda,  Hartwig,  Winzer, 
Brentano,  Gtierke,  Thierry,  Wauters  etc.),  suchten  zum  Verständnis 
derselben  im  allgemeinen  auf  zwei  verschiedenen  W'^egen  zu  go- 


1  Ich  gehrauche  das  Wort  hier  einstweilen  im  weitesten  Sinne. 
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langen.  Die  einen  haben  sich  hauptsächlich  bemüht,  eine  In- 
stitution aosfindij?  zu  machen ,  die  als  der  Keim  des  späteren 
germanischen  Gildewesens  schon  dessen  wesentliche  Merkmale 
zeigte.  So  hat  Wilda  auf  die  germanisch-heidnischen  Zechgelage 
und  die  christlich-mönchischen  Verbrüderungen  hingewiesen ,  in- 
dem er  hauptsächlich  fiir  die  spätere  formelle  Ausbildung  der 
Oildeorganisation  einen  Anknüpfungspunkt  in  den  ältesten  sagen- 
haften Überlieferungen  germanischer  Urzeit  zu  gewinnen  suchte. 
Sybel  leitet  das  Qildewesen  direkt  aus  dem  alten  patriarchalischen 
Familien-  und  Qeschlechtsverband  her.  Pappenheim  endlich  hat 
eine  grolse  Summe  von  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  auf  den 
Nachweis  verwandt,  dals  wir  in  der  altgermanischen,  besonders 
der  nordgermanischen  Blutsbrüderschaft  den  eigentlichen  Keim 
der  späteren  Gilden  zu  erblicken  haben. 

Andere  Forscher  haben  einen  anderen  Weg  zur  Lösung  des 
Problems  eingeschlagen ;  sie  suchen  die  Gilden,  wie  alle  Genossen- 
schaften, aus  einer  eigentümlichen  Eigenschaft  des  National-Cha- 
rakters  der  Germanen  zu  erklären.  Ich  citiere  nur  die  charakte- 
ristische Steile  bei  Gierke^:  „Der  innere  Grund  ftlr  die  Bildung 
der  freien  Vereine  des  deutschen  Rechts  lag  nicht  in  dem  Vor- 
handensein verschiedener  zur  Umbildung  in  Gilden  geeigneter 
Einrichtungen"  —  (also  nicht  in  den  Zechgelagen,  christUchen  Ver- 
brüderungen und  Blutsbrüderschaften),  „sondern  in  der  Selbst- 
hülfe des  Volkes,  welches  da,  als  die  seit  uralter  Zeit  bestehenden 
natürlichen  Genossenschaften  teils  sich  auflösten,  teils  nicht  mehr 
allen  ihren  Zwecken  genügten,  der  im  Volksbewufstsein  lebenden 
Genossenschaftsidee  in  frei  erschaffenen  Formen  einen  neuen  Aus- 
druck verlieh". 

Dafs  den  germanischen  Völkern,  wie  Gierke  will,  die  Gabe 
der  Genossenschaftsbildung,  „durch  welche  sie  der  IVeiheitsidee 
einen  besonderen  Gehalt  und  der  Einheitsidee  eine  festere  Grund- 
lage gegeben  haben",  in  besonders  hohem  Grade  eigen  sei^,  ist  ja 
sicherlicn  wahr ;  —  aber  kann  man  bei  dieser  Betrachtung  denn  wirk- 
lich stehen  bleiben  ?  Der  Typus  eines  Volkes  in  einer  bestimmten 
Epoche  —  soweit  man  von  emem  solchen  überhaupt  reden  kann,  — 
mit  alle  dem,  was  es  von  anderen  etwa  auf  gleicher  Kulturhöhe  stehen- 
den Völkern  unterscheidet,  ist  doch  nicht  ein  aus  dem  Nichts  ent- 
sprungenes, ein  von  vornherein  gegebenes^  sondern  das  Produkt 
seiner  Schicksale  und  Eifahrungen,  der  Art  und  Weise,  wie  der 
engere  Kreis,  der  seinen  ursprünglichen  Keim  ausmacht,  sich 
innerhalb  einer  gröfseren  Gesamtheit  gebildet  hat;  wie  und  wann 
es  sich  von  anderen  Gruppen  losgelöst,  seine  eigenen  Wege  ge- 
nommen, neuen  Boden  besetzt  hat  und  endlich  sefehaft  geworden 
ist,  wie  es  sich  zunächst  selbständig  fortentwickelt,  sich  erweitert 
hat,  mit  anderen  Gruppen  zu  neuen  Bildungen  verschmolzen  ist, 


'  Genosseiiscliaftsrecht  I  226. 

8  Gierke,  Gonos.senschaftsrecht  I  8. 
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wie  weit  es  seine  Eigenart  bewahrt  oder  aufgegeben,  neue  Ideen 
in  Recht ,  Sitte,  ReUgion  in  sich  aufgenommen  hat;  vor  allem, 
wie  weit  es  in  seiner  Sonderentwicklung  gekommen  war,  als  es 
mit  Völkern  anderer,  höherer  Kulturstufen  in  intensivere  Berührung 
kam  ^  Allerdings  ist  die  Wissenschaft  ja  hier  noch  in  ihren 
Anflüigen  ^ ;  aber  manchmal  genügt  es  ja,  um  mit  v.  Below  zu 
reden,  eine  Frage  au&uwerfen,  auch  wenn  man  sie  zu  lösen  nicht 
im  Stande  ist. 

Auch  Gierke  und  Brentano  weisen  schon  darauf  hin,  dafs 
es  immer  Zeiten  der  Gährung,  der  inneren  Umbildung  aller  socialen 
Verhältnisse,  des  Emporsteigens  neuer  GeseUschaftsklassen  sein 
müssen,  in  denen  solche  freie  ^aus  der  im  Volke  lebenden  Genossen- 
schaftsidee*' hervorgehende  Vereinigungen  ins  Leben  treten  und 
dauernd  Wurzel  schlagen  können.  Aber  solche  Zeiten  der  Um- 
bildung und  des  Überganges  haben  alle  antiken  Völker  durchge- 
macht, ohne  dafs  wir  wissen,  dafs  es  bei  ihnen  zu  ähnlichen  Orga- 
nisationen der  Selbsthülfe  gekommen  ist.  Und  wenn  wir  wirkUch 
in  einer  der  obengenannten  Institutionen  den  Keim  der  späteren 
Gilden  zu  erblicken  haben,  wie  kommt  es,  dais  diese  Keime,  die 
sich  auch  bei  anderen  Völkern  mannigfach  finden^,  dort  nicht 
zu  jener  üppigen  Blüte  gelangen  konnten  wie  bei  den  ger- 
manischen Nationen  des  Mittelalters^? 

Leider  sind  wir  über  die  Anfänge  der  beiden  hauptsächlichen 


*  Siehe  dazu  die  schönen  Worte  von  Arnold:  Über  das  Wesen 
des  Kechts  S.  24  ff.,  der  auch  die  Konstruktion  des  Rechts  aus  reinem 
mystischen  „Volkseeist"  heraus  verwirft;  Menger,  Untersuchungen 
über  die  Methode  aer  Socialwissenschaften,  Anhang  VIII. 

*  VgL  die  klassischen  Ausführungen  von  Nissen  im  templum  und 
der  italienischen  Landeskunde. 

*  Das  Zechgelage  bei  Gelegenheit  der  Totenfeier,  auf  das  Wilda 
hinweist,  ist  nicht  nur  urgermanische  Sitte,  sondern  findet  sich  bei  fast 
Ällenprimitiven  Völkern,  und  ist  ein  Produkt  animistischer  Vorstellungen, 
der  Furcht  vor  Toten  und  Geistern,  die  man  sich  ffünsti^  stimmen  will. 
Ebensowenig  kann  man  in  der  künstlich  durch  ülutmischung,  Blut- 
trinken erzeugten  Blutsgemeinschaft  etc.  etwas  specifisch  Altger- 
manisches  finden;  sie  existiert  nicht  nur  bei  Negerstämmen  in  Afrika, 
auf  Neu-Guinea  und  anderen  polynesischen  Inseln,  in  Nordamerika  etc., 
sondern  zahlreiche  Reste,  Rudimente  und  Erinnerungen  bei  den  eigent- 
lichen Kulturvölkern  deuten  auf  ursprünglich  bleiche  Sitte  hin.  Lucian 
berichtet  es  von  Lydern,  Herodot  von  vielea  anderen  asiatischen  Völkern, 
Tacitus  von  den  Armeniern,  Diodor  von  einem  Griechen;  nach  Paulus 
Cassel  bestand  es  auch  bei  den  Juden.  [Diese  Beispiele  aus  Lippert: 
Kulturgeschichte  II  833  ff.,  der  auf  die  verschiedensten  Formen  dieser 
künstlichen  Blutsgemeinschaft  aufmerksam  macht.]  Pappenheims  Ver- 
dienst ist  es,  die  Keste  ähnlicher  Sitten  und  Gebräuche,  die  sich  in  den 
altnordischen,  besonders  den  isländischen  Sagas  finden,  zusammengestellt 
und  scharfsinnig  interpretiert  zu  haben. 

*  Entschieden  zu  weit  zu  cehen  scheint  mir  Luchaire,  wenn  er 
im  wesentlichen  nur  einen  formalen  Unterschied  zwischen  den  antiken 
und  den  mittelalterlichen  Associationen  findet.  Hist.  des  communes 
friuiQaises  S.  14: 

Les  corporations  de  marchands  et  d'ouvriers,  les  soci«5t6s  de  secours 
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Kulturstaaten,  die  hier  in  Betracht  kommen,  Griechenlands  und 
RomS;  nicht  in  gleicher  Weise  unterrichtet  wie  über  diejenigen  der 
Germanen;  kein  schar&inniger  Beobachter  einer  höher  kultivierten 
Nation,  kein  Cäsar,  Tacitus,  Fosidonius,  Strabo  hat  uns  ihre 
Kindheit  geschildert.  Vielleicht  sind  auch  dort  mehr  Ansätze  zu 
genossenschaftlicher  Bildung  Torhanden  gewesen,  als  aus  der 
Überlieferung  erkennbar  ist^;  in  historischer  Zeit  sind  die- 
selben jedenfalls  nicht  zu  Wachstum  und  Blüte  gekommen. 

So  viel  scheint  mir  sicher,  dafs  wir  den  Hauptgrund  ftir 
diese  Erscheinung  zu  suchen  haben  werden  in  der  verschiedenen 
Entstehungsart  imd  dem  verschiedenen  Wesen  des  antiken  und 
des  mittelalterlichen  Staates.  Die  auf  wenige  Quadratmeilen  be- 
schränkten Herrschaftsgebiete  mit  dichter  Bevölkerung,  aus 
denen  die  griechischen  Stadtstaaten  wie  der  römische  Weltstaat 
allmählich  emporgewachsen  sind ;  der  Umstand,  dafs  diese  Staaten 
sich  aufbauten  auf  der  Herrschaft  eines  Stammes  über  eine  unter- 
worfene Bevölkerung,  die  aber  ohne  wesentlichen  Einflufs  auf 
die  Herrscher  blieb,  ermöglichte  die  rasche  Konzentration  aller 
Kräfte,  das  verhältnismäfsig  rasche  Hervorgehen  einer  starken 
staatlichen  Centralgewalt  aus  der  ursprünglichen  Geschlechter- 
verfassung, die  doch  noch  kein  Staat  war,  die  Unterordnung 
aller  jener  natürlichen  Gemeinschaften  unter  den  höheren  Begrift 
des  Staates.  In  verhältnismäfsig  kurzei*  Zeit  scheiden  sich  in 
Rom  scharf  innerhalb  des  Stadtstaats  der  Stand  der  herrschenden, 
grofsgrundbesitzenden  Geschlechteraristokraten  von  der  unter- 
worfenen oder  später  zugezogenen  Bevölkerung,  den  Plebejern. 
Die  Aristokratie  oeherrscnt  das  Land  und  treibt  den  Handel; 
Sklaven  thun  ihnen  Dienste;  zur  genossenschaftlichen  Organi- 
sation eiiies  handel-  und  gewerbetreibenden  Mittelstandes  bleibt 
unter  diesen  Verhältnissen  kein  Raum.  Wo  es  später  auch  in 
den  antiken  Staaten  —  hauptsächlich  in  der  römischen  Kaiser- 
zeit —  zu  genossenschaftlichen  Bildungen  gekommen  ist,  da  be- 
fanden sich  diese  einer  so  mächtigen  Staatsgewalt  gegenüber,  daf» 


mutuel,  contre  le  naufrage  ou  l'incendie,  les  confrt^ries  religieuses  et 
charitables  ^taient  tout  aussi  repanducs  dans  le  monde  romain  et 
gallo-romain. 

.....  L'association  est  un  fait,  qui  n'est  ni  gerraanique  ni  ro- 
main :  11  est  universel  et  se  jjroduit  spontan^ment  chez  tous  les  peuples, 
dans  toutes  les  classcs  sociales,  quand  les  circonstanccs  exigent  et 
favorisent  son  apparition. 

Gerade  diese  „Umstände**,  die  gunstig  auf  das  Gedeihen  der  freieu 
Associationen  wirkten,  gilt  es  darzulegen.  Aber  man  darf  doch  nicht 
übersehen,  auf  welch  ganz  verschiedenen  Grundlagen  die  collegia  der 
Kauflcutc  und  Handwerker  im  Gallien  der  späteren  Kaiserzeit,  und  die 
niittelalterlichen  Gilden  und  Zünfte  beruhen.  Dann  könnte  man  ebenso 
die  Gilden  und  die  modernen  Handelsgesellschaften  in  einen  Topf  werfen! 

*  So  z.  B.  in  Kom  Ansätze  zu  Handwerkerinnungen  schon  im 
Zwülftafelgesetz.  S.  au ch  G  i  e  r k  e  III  80  ff. ;  M  a  r q  u  a  r  d t ,  Rom.  Staats- 
verwaltung III  i:i8ff;  neuerdings  vor  allem  Liebenam,  Geschichte  und 
Organisation  des  römischen  Vereinswesens.    Leipzig  1890. 
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sie  vollständig  nach  deren  Muster  organisiert,  ihren  Zwecken  ein- 
geordnet wurden,  nur  ein  Abbild  derselben  waren  ^  und  es  nie 
zu  selbständigem  Leben,  zu  irgend  welchem  Einflufs  auf  die 
Ausbildung  des  Rechts,  die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  und 
socialen  Verhältnisse  bringen  konnten. 

Anders  bei  den  Germanen.  Jahrhunderte  lang  hatten  sie 
die  weiten  Länderstriche  zwischen  Weichsel  und  Rhein  halb 
nomadisierend,  halb  sefshaft  inne  gehabt ;  nur  ein  passiver  Tausch- 
handel, der  ihr  Bedürfnis  nach  äufserlichem  Schmuck  und  Tand 
befiriedigte^,  ftir  ihre  wirtschaftliche  Entwicklung'  naturgemäfs 
von  keiner  grofsen  Bedeutung  sein  konnte,  hatte  sie  mit  den  süd- 
lichen Ländern  einer  höheren  Kultur  in  Berührung  gebracht. 
In  jahrhundertelangem  Ringen  mit  den  Kelten,  die  sie  verdrängten, 
mit  einer  wilden  ungebänaigten  Natur  hatten  sie  sich  das  Land 
erobert,  als  Beute  wurde  jedem  sein  gleiches  Stück  zu  teil ;  so 
bildete  sich,  im  Kampfe  geschult,  ihr  demokratischer  Sinn.  Zu 
einem  eigentlichen  Staat  hatten  es  diese  zerstreuten  Völkerschafts- 
Komplexe  noch  nicht  gebracht,  als  sie  im  ersten  Jahrhundert  vor 
Christo  mit  dem  ausgebildeten  römischen  Rechtsstaat,  mit  der 
kulturgesättigten  Mittelmeerwelt  zusammentrafen.  Als  sie  dann 
in  immer  wiederholtem  Ansturm  den  römischen  Staat  überfluteten 
und  zertrümmerten,  vermochten  sie  aus  diesem  morschen  Gebäude 
die  Bausteine  zu  einem  selbständigen  Aufbau  eines  germanischen 
Staates  noch  nicht  zu  entnehmen.  Wie  ihnen  das  Verständnis 
ftlr  römisches  Städtewesen  fehlte,  —  die  engen  Mauern  schienen 
ihnen  das  fireie  Atmen  zu  erschweren  —  wie  die  Stadt  als  solche 
mit  ihrem  centralisierteti  Geldverkehr  jetzt  herabsank  zu  einem 
bedeutungslosen  Organ  germanischer  extensiver  Katuralwirtschaft, 
so  vermochten  sie  auch  den  römischen  StaatsbegrifF  nicht  ihren 
Zwecken  dienstbar  zu  machen.  Wo  der  Inhalt  gerettet  ward, 
da  wurde  er  jetzt  in  neue  Form  gegossen  ^,  die  oft  zum  Inhalt 
nicht  recht  passen  wollte.  Hier  erfolgte  der  Übergang  von  der 
Geschlechterverfassung  zum  organisierten  Centralstaat  weit  lang- 
samer, hier  schoben  sich  zwischen  die  allmählich  emporkommende 
und  zur  Macht  gelangende  Staatsgewalt  einerseits,  Familie  und 
Geschlecht  anderei*seits,  Mittelglieder  in  Form  genossenschaftlicher 
Organisation,  die,  aus  den  veränderten  Bedürfnissen  und  Lebens- 
bedingungen hervoi^ewachsen ,  zunächst  den  erweiterten  An- 
sprüchen der  selshaft  werdenden  Bevölkerung  zu  genügen  suchten. 
Was  die  Germanen  aber  aus  der  Berührung  mit  der  Kulturwelt 
des  Mittelmeeres  als  folgenreichstes  Vermächtnis  in  ihre  neuen 
Reiche  übernahmen,  das  war  die  neue  Religion,  die  kurz  vorher 
im  Römerreich  zur  Staatsreligion  geworden:  das  Christentum. 

Das   mächtige  Durcheinanderwogen    der   Völkerwanderung, 

i  Siehe  Gierke  a.  a.  O.  III  80  ff. 

*  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I  41  f. 

•  So  z.  JJ.  das  Münzwcsen,  Mafs-  und  Gewich tspoh'z ei  etc. 
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das  die  germaniBchen  Völker  des  Ostens  erst  in  die  Weltgeschichte 
einflihrt,  hatte  die  alten  Oeschlechtszusammenhänge  mehr  und 
mehr   gelockert,  imd   nur  in  der   „familienhaften   Struktur*^  der 

i'etzt  überall  emporkommenden  Markgenossenschaft  hatte  die  bis- 
lerige  Gliederung  der  Völkerschaft  noch  ihren  Niederschlag  ge- 
funden.^ Aber  dieser  Zusammenhang  der  Familien,  die  sich  in 
der  Markgenossenschaft  zusammenfanden,  war  ftir  das  Wesen 
derselben  schon  kaum  mehr  von  Bedeutung.  An  die  Stella  des 
alten  Gentilverbandes  trat  der  lokale  Interessenverband  der  Mark- 
genossenschaft, die  in  gemeinsamem  Besitz  von  Wald  und  Weide, 
in  gemeinsamem  Gericht  über  Grund  und  Boden  den  Interessen 
einer  rein  bäuerlichen  Naturalwirtschaft  Schulz  und  Förderung 
angedeihen  liefs;  sie  war  der  wichtigste  Faktor  im  socialen  Leben 
des  Volkes,  sie  barg  zugleich  den  Reim  ftir  einen  überFamilien- 
und  Geschlechtszusammenhftnge,  über  dunkle  mythologische  Er- 
innerung an  gemeinsame  Abstammung  hinausgehenden,  den  Ge- 
nossen mit  dem  Genossen  zu  gleichen  wirtschaftlichen  Zwecken 
vereinenden  Gemeinsinn. 

Aber  eine  solche  nicht  nur  auf  der  Homogenität  der  In- 
teressen, sondern  auch  auf  der  des  Besitzes  beruhende  „Wirt- 
schaftsgemeinschaft und  Gemeinwirtschaft^  ist  auf  die  Dauer  als 
Grundlage  der  wirtschaftUchen  Verfassung  des  Volkes  nicht  auf- 
recht zu  erhalten,  weil  sie  es  nur  so  lange  zu  einer  ausreichenden 
Organisation  der  Wirtschaftskräfte  bringen  kann,  als  sich  die 
Gleichberechtigung  ihrer  Mitglieder,  die  ihr  zur  Basis  dient, 
einigermafsen  aufrecht  erhalten  läfst.  Dem  aber  wirkten  im 
Frankenreich  eine  Reihe  von  Umständen  entgegen.  Die  politische 
Entwicklung  des  6.  und  7.  Jahrhunderts,  die  gänzliche  Anarchie, 
die  das  Recht  des  Stärkeren  zur  Geltung  brachte,  die  sociale 
Zersetzung  und  Umbildung  aller  Stände,  die  einen  neuen  auf 
Grolsgrundbesitz  und  Amtsthätigkeit  gegründeten  Adel  empor- 
kommen, den  freien  Mann  durch  den  Druck  politischer  Anforde- 
rungen herabsinken  Uefs  zu  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Un- 
selbständigkeit, den  bis  dahin  aufserhalb  des  Rechtsverbandes 
stehenden  Sklaven  emporhob  zur  ersten  Stufe  rechtlicher  Geltung; 
vor  allem  aber  die  Ausbildung  der  Grofsgrundherrschaft^,  die 
in  ganz  anderer  Weise  als  die  Markgenossenschaft  im  stände 
war,  eine  intensive  Organisation  der  Wirtschaft  und  der 
Arbeitsteilung  durchzusetzen,  die  den  wirtschaftlichen  Ertrag 
durch  bessere  Nutzung  der  natürlichen  Bodenkräfte,  wie  der 
menschlichen  Arbeitskraft  ganz  bedeutend  zu  steigern  vermochte: 
das  alles  bewirkte  eine  wirtschaftliche  und  sociale  Umwälzung 
im  Volke,  der  der  starre  Verband  der  Markgenossenschaft  keinen 
wirksamen  Widerstand  entgegenzusetzen  vermochte. 

*  V.  Inama- Steril  egg,    Deutsche  Wirtschaftaeescliichte.  I  75  ff. 

"  Siehe  vor  allem  üie  griindleffenden  Ausfimruiigeii  Iiiama- 
Sterneggs,  jetzt  zusammengefafst :  Wirtschaftsgeschichte  I,  Buch  II, 
AbschniU  3  und  4. 
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Vielmehr  waren  es  zwei  andere  Mächte,  die  dieser  unauf- 
haltsam vordringenden  gewaltigen,  wirtschaftlich-socialen  Revolution 
sich  in  den  Weg  zu  stellen  versuchten^  aber  indem  sie  sich  gegen- 
seitig in  den  Weg  traten  und  sich  paralysierten,  den  Gang  der 
Entwicklung  auf  die  Dauer  nicht  zu  hemmen  vermochten.  Es 
waren  von  obenher  die  grofsartigen  wirtschaftlich-socialen  Reform- 
versuche Karls  des  Grofsen,  von  untenher  aus  dem  BVeiheits-  und 
Friedensbedtirfhis  des  Volkes  hervorgehend,  jene  Formen  ge- 
nossenschaftlicher Organisation,  die  uns  in  den  Kapitularien  Karls 
des  Gro&en  als  Gilden  zuerst  entgegentretend 

Es  scheinen  zunächst  im  wesentlichen  Verbrüderungen  freier 
Männer  gewesen  zu  sein,  die  sich  zusammenthaten,  um  den  Unter- 
gang ihrer  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  und  politischen  Frei- 
heit durch  gemeinsames  Wirken  von  sich  abzuwehren ;  der  gegen- 
seitige Eid  verlieh  diesen  Genossenschaften  eine  religiöse  Weihe 
und  einen  festen  Halt.  Aber  gerade  das  brachte  sie  mit  der 
Staatsgewalt  in  Konflikt.  Der  grofse  König,  der  an  der  Spitze 
der  fränkischen  Monarchie  stand,  dem  das  Ideal  des  centralistisch 
geleiteten  Römerstaates  wohl  als  Ziel  seiner  Pläne  vor  Augen 
schwebte,  hatte  für  derartige  „Staaten  im  Staate" ,  die  oft  die 
ganze  Persönlichkeit  ihrer  Mitglieder  für  sich  in  Anspruch  nahmen, 
deren  Eid  sich  als  gleichberechtigt  neben  den  allgemeinen  Unter- 
thanen-  und  den  grundherrlichen  Fidelitätseid  stellte ,  in  seinen 
grofsen  organisatorischen  Plänen  so  wenig  Raum,  wie  der  römische 
Staat  sie  hatte  anerkennen  wollen  ^.  Seit  dem  Jahre  779  wieder- 
holen sich  fort  und  fort  die  Verbote  in  den  Kapitularien  Karls 
des  Grofsen  und  seines  Sohnes.  Der  Gedanke  genossenschaft- 
licher Verbrüderungen  zum  Zwecke  g^enseitigen  Schutzes  war 
auf  fruchtbaren  Boden  gefallen  und  hatte  überall  Wurzel  ge- 
schlagen, an  allen  Orten  schiefsen  diese  Genossenschaftien  wie 
Pilze  aus  der  Erde,  sie  vereinen  alle  Stände,  sie  dienen  den 
mannigfaltigsten  Zwecken,  und  nicht  die  zahlreichen  Verbote  der 
weltlidaen  und  der  geistlichen  Gewalten  sind  es,  die  sie  endlich 
wieder  verschwinden  lielsen®.  Nicht  mit  Unrecht  hat  man  die 
zahlreichen  Aufstände  der  Bauern  aus  dem  9.  Jahrhundert,  vor 
allem  in  Flandern   und  Nordfrankreich,  auf  derartige  Verbrüde- 


^  Der  Name  findet  sich  allerdiDgB  auch  schon  für  die  altgermanischen 
Zechgelage.  Er  ist  dann  aus  der  Bezeichnung  einer  unentbehrlichen 
Institution  dieser  Genossenschaften  zum  Namen  für  diese  selbst  geworden. 

*  Siehe  über  die  Gilden  der  Karolingerzeit  die  trefilichen  Ausführ- 
ungen bei  Inama-Sternegg,  Wirtschaftsgeschichte  I,  261—267,  wo 
auch  die  wichtigsten  Quellenstellen  wörtlich  angeführt  sind. 

•  Dafs  es  auch  in  den  Klöstern  zu  ähnlichen  Verbrüdernngeu 
häufig  gekommen  ist,  zeigen  aufser  dem  Verbot  Hincmars  von  Rheims 
auch  zflJilreiche  Stellen  in  Heiligenleben  z.  B.  Ep.  Traiect.  eccl.:  Fratemi- 
tatem  quandam,  Quam  Ghilde  vulgo  appellant,  instituerat  in  qua  XII 
viros  in  figura  Xtl  apostolorum  et  unam  tantum  feminam  in  figura 
S.  Mariae  oonstituit  [Du  Gange  gloss.  v.  Gilda.] 
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rungeD  zurückgeführt^.  Gerade  an  der  See  (in  locis  maritimis) 
drängten  die  normannischen  Einfälle  und  Plünderungen  die  Eai- 
wohner  auch  noch  später  dazu,  den  Schutz ,  den  sie  bei  der 
Reichsgewalt  nicht  fanden,  sich  durch  eigene  Kraft  zu  verschaffen, 
ihr  Leben  und  ihre  Habe  sich  nach  Möglichkeit  den  fremden 
Plünderern  gegenüber  zu  sichern^. 

Der  Gedanke  des  Schutzes  durch  Organisationen  genossen- 
schafidicher  Selbsthülfe  ist  dem  Mittelalter  seitdem  nicht  mehr  ver- 
loren gegangen.  Bei  den  Angelsachsen  in  Dänemark  und  Nor- 
wegen haben  diese  Schutzgilden  im  politischen ,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Leben  eine  grofse  Rolle  gespielt,  im  Norden  be- 
sonders auch  auf  Ausbildung  und  Umformung  des  Privat-  und 
des  Strafrechts  einen  bedeutenden  Einflufs  ausgeübt®. 

Nicht  so  auf  dem  Kontinent.  Die  grenzenlose  Anarchie,  die 
der  kurzen  Blütezeit  unter  den  ersten  Karolingern  folgte,  die 
gänzliche  Zerrüttung  aller  politischen  und  socialen  Verhältnisse 
im  Frankenreich  liefsen  jene  Keime  genossenschaftlicher  Bildungen 
nirgends  zur  Blüte  und  zur  Reife  gedeihen.  Wie  sie  im  starsen 
Gentralstaat  keinen  Raum  zur  Geltendmachung  ihrer  Wirksamkeit 
finden,  wie  ihnen  hier  die  autonome  Verfechtung  ilirer  Zwecke 
zur  Unmöglichkeit  ward,  so  entzieht  ihnen  gänzliche  Anarchie 
und  Zerrüttung  den  Boden  eines  gesunden  FreiheitsgefÜhls  oder 
Freiheitsbedürmisses ,  raubt  den  Schwachen  gänzlich  das  Ver- 
trauen zu  der  eigenen  Kraft,  die  Hofihung  auf  eine  Besserung 
der  Verhältnisse,  aus  denen  sie  ihre  Lebenskraft  schöpfen  können. 
Wo  das  Faustrecht,  das  Recht  der  unbedingten  Sdbsthülfe  des 
Einzelnen,  zur  Geltung  kommt,  da  ist  naturgemäfs  kein  Boden 
für  Organisationen,  die  den  Schwachen  mit  dem  Starken  zur  Er- 
reichung eines  gemeinsamen  Ziels  vereinigen,  die  die  unbedingte 
Unterordnung  jeder  Sonderinteressen  unter  das  gemeinsame  In- 
teresse der  Gesamtheit  verlangen. 

Erst  der  grofse  wirtschaftliche  und  politische  Aufechwung, 
den  vor  allem  Deutschland  unter  dem  starken  Regiment  der 
sächsischen  Ludolfinger  nahm,  die  Konsolidierung  aller  politischen 
und  socialen  Verhältnisse  im  zehnten   Jahrhundert,   liefsen  neue 


1  cap.  Ludw.  d.  Fr.  v.  821  c.  7;  (Boretiua  Nr.  307).  De  coniura- 
tionibus  servorum,  quae  fiunt  in  Flandris  et  Menpisco  et  in  caeteris 
maritimis  locis,  ut  per  missos  nostros  indicetur  dominus  servorum 
illorum,  ut  constringant  eos,  ne  ultra  tales  coniurationes  facere  praesu- 
mant,  et  ut  sciant.  servorum  domini,  quod  cuiuscumque  servi  huiusco- 
modi  coniurationem  facore  praesumpserint ,  postquam  eis  haec  nostra 
iussio  fuerit  indicata  bannum  nostrum  id  est  La  solidos  ipse  dominus 
persolvere  debcat. 

•  Die  7  Gilden  in  Wameton  scheinen  allerdings  nicht,  wie  Wauters 
(gildea  comm.  S.  707  und  724)  will,  auf  derartige  Schutzgilden  zurück- 
zuführen zu  sein.    Vgl   Hegel  II,  121. 

*  Siehe  aufser  Wiida  besonders  die  Schriften  von  Pappenheim; 
femer  Grof«,  The  gild  merchant  Bd.  I.  App.  B.;  Hasse,  das  Schleswiger 
Stadtrecht;  Hegel,  Bd.  I  Buch  II-IV. 
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gmossenflchaftliche  Bildungen  ins  Leben  treten,  die,  auf  anderer 
rundlage  aU  die  bisher  besprochenen  beruhend  y  im  wirtschaft- 
lichen und  socialen  Leben  der  romano-germanischen  Völker  einen 
dauernden,  nicht  nur  ephemeren  Einfluß  gewinnen  sollten. 

Welche  Rolle  hat  nun  das  Christentum  in  diesem  Ent- 
wicklungsprozefs  der  germanischen  Gilden  bis  zu  ihrem  Auf- 
treten unter  Karl  dem  Qrolsen  gespielt? 

Wilda  hat  neben  dem  altgermanischen  Gelngewesen,  den 
Opfermahlzeiten  etc.  hauptsächlich  auf  das  christliche  Element 
hingewiesen;  ihm  sind  die  Mönchsverbrüderungen,  die  wir  schon 
in  fHiheren  Zeiten  in  Deutschland  und  England  finden,  Ver- 
einigungen mehrerer  Klöster  zu  gemeinsamem  Gebet  für  das 
Seelenheil  der  so  Verbrüderten^  Vorbilder  für  das  germanische 
Gildewesen  geworden.  Sehr  energisch  hat  sich  gerade  hiergegen, 
wie  gegen  die  Herleitung  aus  den  Geladen,  Pappenheim  gewandt, 
indem  er  nachweist,  dals  das  christliche  Element  erst  spät  bei 
den  heidnischen  Gilden  Eingang  gefunden,  dafs  gerade  die  heid- 
nischen Bestimmungen  über  die  Blutrache  etc.,  die  aus  der  alten 
Blutsverbrüderung  herstammen,  in  allen  nordischen  Gildestatuten 
an  erster  Stelle  stehen  und  mit  den  wesentlichen  Inhalt  derselben 
ausmachen,  während  die  von  christlichem  Geist  erfüllten  Be- 
stimmungen sich  durch  ihre  Stelle  am  Ende  des  betreffenden 
Dokuments  ganz  deutlich  als  spätere  Zusätze  kennzeichneten, 
dafs  wir  also  ein  wesentliches  Element  des  Gildewesens  in  ihnen 
nicht  zu  sehen  haben.  Darin  wird  man  Pappenheim  jedenfalls 
Recht  geben  können,  dals  jene  kirchlich  mönchischen  Verbrüde- 
rungen auf  wesentlich  anderen  Grundkgen  ruhen  als  das  Gilde- 
wesen; dafs  wenigstens  in  den  nordischen  Reichen,  wo  sich  das 
germanische  Mement  lange  Zeit  fast  unberührt  von  fremden  Ein- 
flüssen erhalten  konnte,  die  christlichen  Ideen  erst  in  langem 
Rineen  mit  j^nen  ursprünglich  heidnischen  Anschauungen  sich 
^n  deren  Stelle  zu  setzen  vermochten,  dafs  im  11.  Jahrhundert 
der  Kampf  noch  nicht  im  Sinne  der  christlichen  Ideen  entschieden 
war.  Aber  weiter,  glaube  ich,  kann  man  Pappenheim  nicht  folgen, 
wenn  er  aus  einem  Widerspruch  zwischen  der  allgemeinen  Idee 
des  Christentums  und  der  Idee  der  germanischen  Gilde  die  Un- 
möglichkeit der  Mitwirkung  christlicher  Anschauungen  bei  der 
Entstehung  des  germanischen  Gildewesens  folgern  zu  müssen 
glaubt.  Die  Idee  einer  allgemeinen  Verbrüderung  der  Mensch- 
heit, der  Gleichheit  aller  vor  dem  Einen  Gotte  war  allerdings 
den  Germanen  zu  lener  Zeit,  als  ihnen  das  Christentum  über- 
mittelt wurde,  als  sie  es  als  das  folgenschwerste  Vermächtnis  aus 
der  zertrümmerten  Kulturwelt  des  Mittelmeeres  übernahmen,  noch 
nicht  recht  fafsbar.  Dennoch  ist  wohl  nicht  zu  leugnen,  dafs 
die  Idee  der  selbstlosen  Liebe  zum  Nebenmenschen   gerade  be- 


'  Besonders  ausgebildet  bei  den  Angelsachsen.    Vgl.  R.  Schmidt,  die 
Gesetze  der  Angelsacnscn. 
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fruchtend  auf  die  Keime  wirken  mufste,  die  in  der  alten  Sitte 
der  Blutsbruderschaften  auf  Leben  und  Tod  verborgen  lagen. 
Aus  der  abstrakten  Höhe  ethischer  Spekulation  stieg  sie  herab 
in  die  „konkrete  Sinnlichkeit  jener  Tage"  (Schmoller);  sie  wurde, 
wie  alle  sittlichen  Begriffe  im  früheren  Mittelalter,  formal  gefafst 
in  der  Form  der  deutschen  Genossenschaft  Auch  die  Bluts- 
brüderschaften verlangten  ja  eine  Hingabe  eines  Teils  der  Sonder- 
interessen zu  gunsten  eines  Anderen  und  bargen  so  den  ethischen 
Keim  des  Christentums;  aber  indem  sie  durch  ihre  Form  not- 
wendigerweise auf  das  Verhalten  von  zwei  oder  wenigen  Menschen 
unter  einander  beschränkt  waren,  vermochten  sie  nicht  eigentlich 
organisationsbildend  zu  wirken.  Gerade  dadurch,  dals  die  christ- 
liche Idee  der  brüderlichen  Nächstenliebe,  die,  wenn  auch  nicht 
mehr  den  abstrakten  Begriff  der  gesamten  Menschheit,  so  doch 
eine  gröfsere  konkrete  Anzahl  von  Genossen  gleicher  Lage, 
gleicher  Sitten,  gleichen  Interesses  umfalste,  sich  verschwisterte 
mit  jenen  uralten  Ideen  des  Einstehens  ftlr  einander  in  allen  Ge- 
iahren des  Lebens;  gerade  dadurch  vermochte  jene  ganz  neue^ 
feste  und  zukunftsreiche  genossenschaftliche  Organisation  ins  Leben 
zu  treten,  die  wir  im  germanischen  Gildewesen  vor  uns  haben. 
Fehlen  einer  staatlichen  Gewalt  einerseits,  christliche  Einflüsse  auf 
uralt  germanische  Einrichtungen  andererseits  —  diesen  beiden 
verdankt  das  Gildewesen  Lebensmöglichkeit  und  Lebenskraft. 
In  ähnlicher  Weise  sucht  neuerdings  auch  Hegel  (I,  252  f)  die 
Einwirkung  des  Christentums  auf  die  Entstehung  der  ältesten 
Gilden  nachzuweisen.  Was  er  vorbringt,  um  die  Hypothese  Wildas, 
die  Herleitung  aus  den  altgermanischen  Trinkgelagen  und  Opfer 
gemeinschaften ,  gegenüber  der  „Blutsbrüderschaft"  Pappenheims 
zu  stützen,  scheint  mir  nicht  von  durchschlagender  Bedeutung 
zu  sein:  nach  der  Art,  wie  ich  die  Frage  nach  der  Entstehung 
der  Gilden  gestellt  habe,  habe  ich  indessen  keinen  Grund,  auf 
diese  Kontroverse  des  näheren  einzugehen. 
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Kapitel  II. 

Kanflente  nnd  Handel  im  germanischen  Enropa  bis 
21UII  Aufkommen  der  Städte  nnd  der  Kanfmannsgilden  \ 


§  1. 
Älteste  Formen  des  Handels. 

Völker  der  primitivsteii  Kulturstufe  haben  einen  eigentlichen 
Handel,  d.  h.  einen  geordneten,  r^elmäfsigen,  zwischen  größeren 
Qruppen  vermittelnden,  an  bestimmte  Nonnen  gebundenen  Tausch- 
yerkenr  lange  nicht  gekannt;  in  dem  ganz  von  Zu&llen,  von 
den  Einflüssen  der  natürlichen  Umgebung,  der  Witterung  und 
des  Klimas  abhängigen  Leben  der  Naturvölker,  hatten  nur  Be- 
dürfnis imd  Überflufs  des  Augenblicks  einen  jeder  festen  Norm 
baren  Austausch  unter  den  Einzelnen  herbeigeführt.  Wer  nicht 
zum  Stamm  gehörte,  war  der  Fremde,  der  Feind,  „der  Barbar**, 
und  erst  nachdem  eine  vorgeschrittene  wirtschaftliche  uud  sittliche 
Kultur  die  Erkenntnis  wachgerufen  hatte,  dafs  ein  friedlicher  Ver- 
kehr mit  dem  Nachbarstamm  den  beiderseitigen  Bedürfnissen  besser 
Genüge  thue  als  beständige  Raub-  und  Beutezüge,  konnten  sich 

'  Von  der  im  folgenden  benutzten  Litteratur  ist  aufser  den  schon 

genannten  Werken  von  Schmoller,  Gierke,  Inama-S  ternegg, 
lippert,  Lamprecht  etc.  hauptsächlich  zu  nennen:  Schröder, 
Deutsche  Rechtsgeschichte;  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte; 
Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts,  1ö9j.  Falke, 
Geschichte  des  deutschen  Handels;  Beer,  Geschichte  des  Welthandels; 
K  l  ö  d  e  n ,  Stellung  des  deutschen  Kaufmanns  im  Mittelalter ;  K  u  l  i  s  c  h  e r , 
Der  Handel  auf  primitiver  Kulturstufe  (Zeitschr.  für  Völkerpsychologie 
Bd.  10);  Höniger,  Stellung  der  Juden  im  Mittelalter;  Stobbe,  Ge- 
schichte der  Juden  in  Deutschland;  Lamprecht,  Rhein.  Skizzen; 
G  0 1  h  e  i  n ,  Wirtschaftsgeschichte  d.  bad.  Schwarzwaldes  ;Pigeonneau, 
Histoire  du  commerce  de  la  France;  2  vols. 

Forscbangen  (52)  XII  2.  —  Doren,  Kanfhiannsn^ilden.  2 
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die  ersten  Anfänge  eines  primitiven,  aber  geordneten  Tauschver- 
kehrs  entwickeln.  Man  kam  an  neutralen,  unter  dem  Schutz 
der  Gottheit,  daher  unter  einem  besonderen  Frieden  stehenden 
Malplfltzen  zusammen,  um  —  unter  besonderen  Vorsichtsmafs- 
regein  —  die  Waren  gegen  einander  auszutauschen  ^.  Herodot 
IV,  23  berichtet  uns  von  dem  Lande  der  Argippäer,  wo  die 
nordischen  Völker  in  firiedlichem  Handelsverkehr  mit  den  Skrthen 
des  Südens  ihre  Produkte  austauschen.  „Kein  Mensch  thut  diesen 
—  Argippäem  —  etwas  zu  leide,  denn  man  hält  sie  flir  heilig: 
auch  besitzen  sie  gar  keine  kri^erischen  Waffen.  Dabei  sind 
sie  es,  die  die  Streitigkeiten  der  Nachbarn  schlichten,  und  wer 
zu  ihnen  als  Flüchtling  entkommen  ist,  dem  thut  niemand  ein 
Leid  an*." 

In  ähnlichen  Formen  hat  sich  wohl  auch  der  älteste  keltische 
und  germanische  Tauschverkehr  bewegt,  der  schon  zu  den  Zeiten 
der  rfahlbauteu  in  der  La  Tene-  und  Hallstadt-Periode  —  wie 
uns  die  zahlreichen  Funde  beweisen  —  den  Völkern  des  Nordens 
die  Luxusprodukte,  Schmuck-  und  Schaugegenstände  einer  höheren 
Kultur  vermittelte^.  In  historischer  Zeit  findet  sich  von  dieser 
Form  des  Handels  nur  noch  ein  Überrest,  der  besondere  Frieden 
des  Marktes. 

Eüne  andere  Form  des  Handelsverkehrs  auf  primitiver  Kultur- 
stufe tritt  uns  hauptsächlich  in  den  sagenhaften  Berichten  über 
die  normannischen  Wikingerfahrten  entgegen.  Da  ziehen  mehrere 
gemeinsam  aus  zu  Raub  und  Handel;  Erwerben  in  kühnem  Wagnis 
ist  ihr  Zweck.  Nicht  am  befriedeten  Ort  treffen  sie  mit  den 
feindlichen  Völkern  zum  Zwecke  des  Handels  zusammen,  son- 
dern sie  bieten  ihnen  den  Frieden  an,  aber  nur  auf  eine  be- 
stimmte Zeit,  so  lange,  als  sie  eben  brauchen,  ihre  Waren  los 
zu  werden.     Dann  beginnt  die  Plünderung  von  neuem*. 

In  diesen  gemeinsamen  Handels-  und  Beutezügen  liegen  die 
ersten  Keime  der  späteren  genossenschaftlichen  Bildungen  auf 
dem  Gebiete  des  Handels:  der  russischen  ArteUe*^  wie  der  ger- 
manischen Kaufmannsgilden. 

Darf  ich  eine  Vermutung  äufsem  zur  Eirklärung  dieser  ver- 
schiedenen Formen  des  Handels,  so  liegt  der  SchElssel  ftir  ihr 
Verständnis  ip  der  relativen  Kulturhöhe  der  beiden  Völker,  die 
mit  einander  in  Handelsbeziehungen  treten.    Man  darf  wohl  an- 


'  Kuli  seh  er,  Zeitschrift  für  Völkerpsychologie  X  880  ff. 

*  Ähnliche  Beispiele,  besonders  aus  Nordamerika,  bei  Kuli  seh  er 
a.  a.  O.  S.  384  ff.  Sehr  interessante  Aufschlüsse  über  die  ältesten 
Handelsbeziehungen  benachbarter  Völker  gewährt  der  in  den  letzten 
Tagen  erschienene  Aufsatz  von  Rathgcn:  Die  Entwicklung  des  Handels 
zwischen  Europa  und  China  (Schmollers  Jahrbuch  1892  S.  527—547). 

«  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  I  33  ff. 

*  Lippcrt,  Kulturgeschichte  II  537. 

^  Stieda,  Die   Artelle.    Conrads  Jahrbücher  N.  F.  VI  193. 
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nehmen,^  dafs  die  erstere  Form  überall  da  vorherrschen  wird, 
wo  zwei  Völker  von  annähernd  gleicher  Kultarhöhe  in  friedliche 
Beziehung  zu  einander  treten,  Vö&er,  die  nur  durch  die  qualitative 
Verschiedenheit  ihrer  Produkte  zum  Austausch  derselben  getrieben 
werden.  Treffen  dagegen  zwei  Stämme  von  verschiedener  Kultur- 
höhe in  friedlichem  Handelsverkehr  aufeinander,  so  übernehmen 
natnrgemäfs  die  Händler  des  höher  kultivierten  Volkes  die  Bolle 
der  Austauschvermittler:  desjenigen  Volkes,  das  über  die  besseren 
Transportmittel  verfligt,  das  die  Arbeitsteilung  weiter  entwickelt, 
die  Handelsgewohnheiten  zu  fester  Sitte  ausgebildet  hat.  Häufig 
nehmen  dann  die  Fürsten  und  Häuptlinge  das  einträgliche  Monop<n 
des  Handels  für  sich  in  Anspruch. 

Wie  die  Phönizier,  später  die  Karthager  mit  ihrem  Handel 
das  ganze  Mittelmeerbecken  beherrschen,  wie  wir  arabische 
Händler  in  dem  weiten  Gebiete  zwischen  Indus  und  Nil,  die 
Griechen  frühzeitig  in  Süditalien  als  Händler  finden^  ^,  so  treffen 
wir  in  den  ersten  Zeiten  der  germanischen  Völker,  auf  die  das 
licht  der  römischen  Überlieferung  &llt,  römische  Händler  am 
Bhein  und  Donau,  die  Naturalprodukte  des  germanischen  Bodens 
gegen  die  Erzeugnisse  römischer  Kunstindustrie  eintauschend;  sie 
standen  unter  dem  Schutze  des  römischen  Imperiums,  dessen 
Macht  die  Germanen  kennen  und  fUrchten  gelernt.  Ein  fried- 
licher Handelsverkehr  entspann  sich  an  den  Grenzen,  an  Rhein 
und  Donau,  vom  ersten  bis  zum  vierten  Jahrhundert,  bis  die 
Stürme  der  Völkerwanderung  demselben  ein  Ende  machten. 


§  2. 
Der  Handel  in  Frankreich  nach  der  ysikerwandernng. 

An  Stelle  des  Römers  traten  nach  der  Völkerwanderung  im 
Frankenreich  andere  stammfremde  Völker,  Syrer,  Juden,  selten 
später  auch  Italiener;  nur  die  Friesen  haben  sich  schon  früh, 
vom  Seeraub  ausgehend,  zu  einem  Handelsvolk  entwickelt;  bis 
nach  Oberdeutschland  sind  sie  vorgedrungen^.  Wohl  zeigt  uns 
der  sagenhafte  Bericht  von  dem  Franken  Samo,  der  im  7.  Jahr- 
hundert mit  zahlreichen  Genossen  ins  Land  der  Bulgaren  zog, 
um  Handel  zu  treiben,  und  dem  es  gelang,  dort  ein  mächtiges 
Reich   zu   gründen^,   dafs   der    Handelsgeist   auch   schon    beim 

'  Sogur  in  Rom  finden  wir  noch  zur  Zeit  des  Plautus  vor- 
wiegend Grriechen  und  Phönizier  als  Händler.  Goldschmidt  a.  a. 
O.  Anm.  60.  S.  68. 

*  Schmoller,  Thatsachen  der  Arbeitsteilung.    Jahrb.  XII  2  109. 

*  Davon  zeugt  die  Frieseustrafse  in  Mainz  und  in  anderen  ober- 
deutschen Städten. 

*  Siehe  dazu  Richter  und  Kohl,  Annalen  der  deutschen  Ge- 
schichte 1 155. 
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Fmnkenvolke  erwacht  war;  aber  noch  waren  es  mehr  Abenteurer- 
fahrten, mehr  die  Lust  am  kühnen  Wagnis  und  Kampf,  als  der 
Trieb,  einen  Gewinn  zu  machen,  die  hinaus  in  die  Ferne  lockte. 
Der  Handel  war  noch  mehr  Mittel  zum  Zweck  als  Selbstzweck. 

Das  Volk,  das  den  Handel,  vor  allem  den  Orolshandel,  in 
jenen  Zeiten  fast  monopolisiert  hatte,  waren  die  Juden :  nicht  etwa, 
als  ob  schon  damals  der  berüchtigte  „Handels-  und  Schacheigeisf^ 
die  Juden  mit  der  Gewalt  des  Instinkts  zu  dieser  Thätigkeit  ge- 
trieben hätte  ^,  es  war  diejenige  Thätigkeit,  auf  die  sie  die  wirt- 
schaftliche und  gesellschafÜiche  Verfassung  der  damaligen  Welt 
mit  Notwendigkeit  hinwies,  ja  die  ihnen  schon  damals  als  die 
einzig  mögliche  übrig  blieb.  Denn  sie  gehörten  nicht  zum  Volke 
—  nur  in  seltenen  Fällen  scheinen  sie  damals  Grundbesitz  er- 
worben zu  haben  —  sie  waren  stammiremd,  nicht  der  Markge- 
nossenschaft eing^liedert  und  nicht  durch  diese  geschützt.  iTnd 
wie  der  Handel  auf  primitiver  Kulturstufe  fast  stets  von  Fremden 
betrieben  wird,  so  gilt  es  auch  andererseits,  dafs  diesen  Fremden 
der  Handel  als  einzige  Existenzmöglichkeit  übrig  bleibt;  er  allein 
gewährt  ihnen  den  Schutz,   dessen  sie  sonst  entbehren  müfsten. 

Deutlich  läfst  die  schriftliche  Überlieferung  diese  beherrschende 
Stellung  der  Juden  im  internationalen  Grofshandel  erkennen. 
Selbst  in  dem  kulturell  weiter  vorgeschrittenen  Westfirankenreich 
dominieren  sie^.  „In  Lyon  bildeten  ihre  Handelshäuser  den  an- 
sehnlichsten Teil  der  Stadt,  und  aufser  dem  Grofshandel  be- 
herrschten sie  den  Wein-  und  Fleischhandel ;  ihretwegen  wird  der 
Markt  vom  Sabbath  auf  den  Sonntag  verlegt"  ®. 

Nichts  ist  charakteriBtischer  ftlr  ihre  Stellung  im  Welthandel 
als  jene  Anekdote,  dafs  die  Begleiter  Karls  des  Grofsen,  als  einst 
an  der  Nordküste  Frankreichs  fremde  Schiffe  in  Sicht  kamen, 
diese  für  jüdische,  afrikanische  oder  britannische  Kauftahrtei- 
schüFe  hielten,  während  Karl  sie  richtig  als  normannische  Wikinger- 
schifFe  erkannte^.  Einen  gesellschaftlichen  Unterschied  zwischen 
Juden  und  Christen  gab  es  in  den  grofsen  Handelsstädten  Süd- 
frankreichs nicht ;  noch  im  edictum  Pistence  werden  ftir  bestimmte 
Vergehen  der  colonus  und  servus  mit  einer  Prügelstrafe,  der 
Freie  und  der  Jude  mit  einer  Geldstrafe  bedroht.  Einen  Juden 
giebt  Karl  der  Gro'se  als  Dolmetscher  seiner  Gesandtschaft  an 
Harun  Alraschid  mit,  wie  denn  überhaupt  zahlreiche  Juden  an 
seinen  Pfalzen  waren.  In  den  leges  portoriae  von  906  und  in 
vielen  anderen  Urkunden  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  werden 
die  Juden   vor  den    anderen    Kaufleuten    erwähnt^   (Judaei    et 


*  Die  Juden  waren  ursprünglich  in  ihrer  Heimat  kein  Ilandelsvolk, 
Goldschmidt  a.  a.  O.  S.  52. 

'  S.  dazu  hauptsächlich  Pigconneau,  Histoire  du  commerce  de  hv 
France  I  66  ff. 

*  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels  I  36. 

*  Falke  a.  a.  O.  S.  34. 

"  Z.  B.  Otto  I.  für  Magdeburg:    ne  vel  Judaei  vel  ceteri  ibi  ma- 
nentes  negotiatores  ullam  aluinde  diptrictionis  srntontiam  sustineant. 
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ceteri  mercatoree),  und  in  einer  Urkunde  von  Speyer  aas  dem 
Jahre  1084  meint  der  Bischof  von  Speyer:  Cum  ex  Spirensi 
Villa  urbem  £EU!erem,  putavi  milies  amplincare  honorem  loci  nostri, 
40  et  Jttdaeos  colligerem^ 

Diese  beherrschende  Stellung;  der  Juden  im  Grofshandel 
verdankten  sie  in  Deutschland  dem  königlichen  Schutze.  Der 
Jude  als  stammfremd  hatte  nach  Volksrecht  keinen  Schutz,  die 
Seinen  kein  Wergeid  zu  beanspruchen,  wenn  man  ihn  erschlug. 
Der  Schutz,  dessen  er  bedurfte,  konnte  nur  ausgehen  von  einer 
Macht  eigenen  Rechts,  die  sich  erhoben  hatte  aus  den  alten 
Formen  der  patriarchalischen  Geschlechterver&ssung,  die  sich  zu- 

fleich  als  neues  beherrschendes  Prinzip  tlber  dieselbe  erhoben 
atte :  vom  fränkischen  Königtum ;  es  ist  der  gleiche  Schutz,  der 
in  Rom  den  karthagischen  Händlern  ausdrücklich  vom  römischen 
fienat  verliehen  wird^.  Sie  werden  von  allen  Abgaben,  Zöllen 
und  Staatslasten  befreit^  und  haben  nur  die  Pflicht,  partibus  regis 
fideliter  deservire;  es  sind  die  wesentlichen  Vorrechte,  dessen 
flieh  später  der  deutsche  Kaufmann  zu  erfreuen  hatte.  Er  hat 
allmählich  die  Juden  aus  ihrer  beherrschenden  Stdlung  im  Groß- 
handel verdrängt,  und  indem  er  die  ihnen  zugestandenen  Vor- 
rechte für  sich  in  Anspruch  nahm,  selbst  eine  bevorrechtete 
Stellung  in  der  Rechtsorganisation  des  Volkes  erlangt.  Von 
dem  Fremdenrecht,  vor  allem  der  Juden,  dann  der  syrischen  und 
italienischen  Kauf  leute,  wie  es  uns  (vor  allem)  in  den  zahlreichen 
Schutzbriefen  des  9.  Jahrhimderts  entgegentritt^,  hat  das  Sonder- 


4 


*  Neuerdings  ist  diese  herrschende  Stellung  der  Juden  im  Waren- 
handel des  früheren  Mittelalters  von  Bücher  (Frankfurt  im  Mittelalter 
S.  590 f.)  gegenüber  Falke,  Stobbe,  Röscher,  Inama-Sterne^ff, 
Pigeonneau,  Hüniger  u.a.  geleugnet  worden.  Allerdings  wenn  sicii 
'ene  Ansicht  nur  auf  Ausdrücke,  wie  Judaei  et  ceteri  mercatores  stützte, 
Jann  hätte  er  das  mit  gutem  Grunde  thun  können.  Aber  thatsächlich 
sind  das  nicht  die  einzigen  Beweise;  man  sehe  nur  z.  B.  die  von 
Honig  er  zur  Geschichte  der  Juden  Deutschlands  im  Mittelalter  (Zeit- 
fichrift  für  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland.  1885)  angeführten 
Beispiele;  femer  Pigeonneau  I  106:  Au  commerce  de  l'ar^ent  mon- 
naye  et  des  lingots,  aux  b^n^fices  du  change  et  de  Tusure,  ils  joignaient 
le  trafic,  des  denr^es  de  l'Orient,  ^pices,  parfumes,  Stoffes  de  soie  et  de 
«otons,  tapis,  pierres  pr^cieuses,  objets  d*orft\vrerie,  que  leurs  correspon- 
dants  leur  exp^diaient  par  Tinterm^diaire  des  ndgociants  d'Amalfi,  de 
Pise  et  de  Venise,  celui  des  fourrures  que  les  Juifs  allemands  recevaient 
de  Russie,  des  chevaux  d*£spagne  que  les  puissants  barons  se  dispu- 
taient  k  prix  d'or. 

Seine  Quellen  giebt  Pigeonneau  allerdings  nicht  an;  aber  ein  so 
vorsichtiger  Forscher  wie  Pigeonneau  wird  derartige  Detailangaben  doch 
nicht  aus  der  Luft  Reifen!  Auch  in  England  stehen  die  Juden  in  der 
angelsächsischen  Zeit  unter  dem  besonderen  Schutz  des  Königs,  und 
Ecraard  der  Bekenner  verfügt,  dafs  keiner  sich  unter  die  Protektion 
eines  reichen  Mannes  stellen  soll  ohne  Erlaubnis  des  Königs.  (Schaible, 
Die  Juden  in  England  S.  2.) 

*  Mommsen,  Römische  Geschichte  I  221. 
»  Stobbe  S.  5f 

*  Interessant  ist  ein  Vergleich  der  Judenschutzbriefe  (cd.  in  den 
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recht  der  deutschen  Kaufleute  seinen  Ausgang  genommen,  seinen 
wesentlichen  Inhalt  empfangen  ^.  Zunächst  kommt  es  darauf  an^ 
zu  zeigen  y  wie  sich  em  besonderer  Kaufmannsstand  ^  ein  E^auf- 
leuterecht  in  Deutschland  hat  entwickeln  können.  Dies  fUhrt 
dann  weiter  zur  Frage  nach  der  Entstehung  der  deutschen  Kauf- 
mannsgilden ^. 


§  3. 
Aufkommen  des  Kaufmannsstandes  in  Deutschland. 

Zwei  Faktoren  sind  es  vor  allem,  die  die  Ausbildung  des 
Kaufinannsstandes  in  Deutschland  ermöglicht  haben;  es  ist  der 
Aufschwung  der  aus  der  Zersetzung  der  fränkischen  Monarchie 
sich  bildenden  Teilreiche  im  10.  und  11.  Jahrhundert,  es  ist 
andererseits  die  weitere  Ausbildung  der  Grofsgrundherrschaften 
und  die  gewaltige  Umwälzung  im  wirtschaftUchen  und  socialen 
Leben  des  Volkes^  die  dieselbe  zur  Folge  hatte. 

Es  war  in  der  Zeit,  in  der,  von  den  Grofsgrundherrschaften 
ausgehend,  die  ersten  Anfänge  einer  geordneten  nationalen  Arbeits- 
teilung sich  geltend  machten.  Bis  dahin  war  der  Deutsche  im 
wesentlichen  nur  Ackerbauer  gewesen;  in  dem  Bestellen  des 
Ackers,  in  der  Benutzung  von  Wald  und  Weide  ging  ihm  sein 
wirtschaftliches  Leben  auf.  Nur  soweit  die  landwirtschaftliche 
Beschäftigung  eine  Anzahl  primitiver  Werkzeuge  nötig  machte, 
hatten  sich  die  ersten  Ansätze  zu  einem  ländlichen  Hausbetrieb 
des  Handwerks  zu  entwickeln  begonnen.  Hier  ermögUchte  zu- 
nächst die  Ausbildung  der  Grofsgrundherrschaften  den  grofsen 
Fortschritt.  Schon  im  cap.  de  villis  finden  wir  den  ersten  — 
uns  bekannten  —  grofsartig  angelegten  Versuch  der  Oi^anisation 
aller  einer  Grundherrschaft  zu  Getete  stehenden  Produktiv-  und 
Arbeitskräfte  zum  Zwecke  einer  gesteigerten  Produktion,  einer 
Ghederung  derselben  nach  den  einzelnen  Produktionszweigen  und 


formulae  von  Zeuuer  z,  B.  309.  310.  314.  325)  mit  den  nord^ennanischen 
Rechten.  So  bestimmt  das  isländische  Rechtsbuch:  Jetzt  ist  ein  Schiff 
auf  Seezug  gegangen  und  aufser  Hut  und  Wache  gekommen  ....  wird 
da  jemand  getötet  oder  gehauen  mit  voller  Verwundung,  da  hat  der 
König  40  M.  für  Bruch  seines  Friedens  (Lehmann,  Königsfrieden  der 
Nordgermaneu  S.  47). 

^  Höniger  a.  a.  0.  S.  26 f. 

>  In  Rom  ist  es  bekanntlieh  nie  zur  Bildung  eines  Kaufmann&- 
Btandes,  geschweige  denn  zu  freien  Kaufmannsguden  gekommen,  es 
fehlte  eben  dort  em  handeltreibender  Mittelstand;  die  grundbesitzende 
Aristokratie  beherrschte  den  Handel.  Allerdings  soll  in  Rom  495  eine 
Kaufmannsinnung  errichtet  worden  sein  (coUegmm  mercatorum  frumen- 
tariorum).  die  noch  zu  Ciceros  Zeit  bestand,  im  öflFentlichen  Leben  aber 
nie  eine  Rolle  gespielt  hat.  (S.  Marquardt,  Römische  Staatsverwal- 
tung II  132;  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  70  u.  Anm.  67.) 
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Gewerben ;  einer  Erzielung  und  zweckmäfsigen  Verwertung  von 
Überschüssen.  Dazu  gehört  denn  auch  der  Austausch  der  über- 
schüssigen Produkte  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  der 
Grofsgrundherrschaft ;  es  sind  Hörige,  scacarii  und  scaremanni^ 
die  diesen  Dienst  besorgen  ^.  Und  doch  lag  die  Bedeutung  der 
Groisgrundherrschaft,  vom  nationalökonomischen  Standpunkte  be- 
trachtet, mehr  in  dem  gewaltigen  Anstofs,  der  durch  die  erste 
grolsartige  ProduktionsreguUerung  der  Wirtechaftsarbeit  des  Volks 
auf  allen  Gebieten  gegeb^  wurde,  als  in  den  Ansätzen  zu  einem 
nationalen  Handel.  Denn  immer  war  es  meist  doch  das  ber 
schränkte  Gebiet  der  einzelnen  Groüsgrundherrschaften,  innerhalb 
dessen  jener  Austausch  vollzogen  wurde ;  die  auf  den  Marktver- 
kauf gerichtete  Produktion  lag  zunächst  aufserhalb  ihres  Gesichts- 
kreises. Die  Bedürftiisse  der  einzelnen  Grofsgrundherrschaften 
waren  für  die  Art  der  Produktion«  mafsgebend*;  und  dann  fehlte 
denen,  die  den  Austausch  vermittelten,  das  erste  Erfordernis, 
dessen  der  Kaufmann  bedarf:  die  freie  Bewegungsmöglichkeit 
nach  allen  Seiten  hin.  Jene  scaremanni  waren  Grundhörige,  an 
die  Scholle  gebunden,  wenn  auch  innerhalb  der  Grimdherrschaft 
selbst  beweglich.  Ein  eigentlicher  Eaufmannsstand  konnte  aus 
ihnen  zunächst  nicht  hervorgehen;  aber  das  stärkste  Ferment 
socialer  Klassenbildung,  die  Verschiedenheit  der  Berufe,  zeigt  hier 
bereits  seine  ersten  Wirkungen. 

Diese  neue  Arbeitsteilung,  die  Sonderung  der  Berufe  und 
die  neue  GHederung  der  Stände  ward  aber  bedingt  und  ge- 
fördert nicht  nur  durch  die  Entwicklung  der  socialen  und  wirt- 
schaftlichen Zustände,  sondern  vor  allem  in  Deutschland  auch 
durch  den  gewaltigen  politischen  Aufschwung,  dem  es  im  10. 
Jahrhundert  in  der  Hand  der  kräftigen  sächsischen  Ludolfinger 
entgegengeführt  wurde.  Es  war  eine  Consolidierung  aller  Zu- 
stände, die  zugleich  im  Selbstbewufstsein  des  Volkes  die  Idee 
einer  nationalen  Zusammengehörigkeit  zuerst  emporkommen  lieb  ^. 
Kurz  vorher  hatte  sich  die  karolingische  Monarchie  im  Vertrage 
von  Mersen  nach  Mafsgabe  der  verschiedenen  Sprachen  geteilt; 
in  iener  Zeit  ist  das  Wort:  diutisk  als  Bezeichnung  der  deutschen 
Volkssprache  zuerst  aufgekommen;  es  wird  im  10.  Jahrhundert 
zuerst  in  Deutschland  selbst  zur  Bezeichnung  des  Volkes  als 
nationaler  Typus  gebraucht*. 

Gerade  solche  Zeiten  sind  es,  die  für  eine  starke  Volksver- 
mehrung, für  ein  rasches  Anschwellen  der  Yolkskraft  den  frucht- 


*  Bekannt  ist  die  jetzt  von  niemandem  mehr  aufrecht  erhaltene 
Hypothese  Nitzschs  (Ministerialität  und  Bürgertum  S.  18  ff.)»  dafs  in 
diesen  Leuten  die  ersten  Elemente  des  späteren  Kaufmanns-  und  Bürger- 
standes zu  suchen  seien. 

*  Das  cap.  de  villis  zeigt  das  fast  in  jedem  Paragraphen. 
8  S.  Schmoller  a.  a.  O, 

*  Lamprecht,  Deutsche  Geechichte  I  12 f. 
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baren  Boden  bildend  Gerade  damals  aber  liefsen  die  grofsen 
Rodungen  der  Markgenossenschaften  und  Grolsgrundherrschaften 
allmäimch  nach,  immer  zahlreicher  werden  die  Hufenteilangen 
innerhalb  der  Markgenossenschaften  ^ ;  filr  alle  die  jüngeren  Söhne 
der  Markgenossen,  die  bis  dahin  in  Scharen  in  den  Urwald 
hinausgezogen  waren ,  um  sich  durch  eigene  Arbeit  eine  neue 
Heimat  in  der  Wildnis  zu  erroden ,  war  jetzt  kein  Platz  mehr 
im  Lande.  Noch  fehlte  der  Abfluis,  der  später  diese  kräftigen 
Bauern  hinüber  in  das  Land  jenseits  der  Eloe  f&hrte.  So  ward 
ein  Überschuls  unbeschäftigter  fiischer  Kraft  fi'ei,  der  den  er- 
wachenden Handels-  und  Erwerbssinn  der  Nation  mit  Eifer  er- 
fassen und  in  raschem,  grofsartigem  Aufschwung  die  wirtschaft- 
liche Blüte  der  deutschen  Städte  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
herbeiflihren  konnte^.  Langsam  haben  sie  die  Juden  aus  ihrer 
beherrschenden  Stellung  im  Hündel  verdrängt  und  sich  an  deren 
Stelle  gesetzt  Ihre  eigentliche  Bedeutung,  —  wenn  ich  so  sagen 
darf  —  ihre  welthistorische  Stellung  erlangten  sie  erst  durch  das 
Aufblühen  der  Städte  ^ 


^  Allerdings  stimmen  dazu  nicht  die  Zahlen,  die  Lamp recht 
(Wirtschaftsleben  I  1.  163)  für  das  Moselland  mitteilt  (0,3<>/o  jährliche 
Zunahme  von  900—1000  gegenüber  1,1  <>/o  von  800—900);  aber  einerseits 
ist  die  Grundlage  seiner  Berechnung  eine  sehr  labile,  andererseits  zieht 
er  nur  das  platte  Land  in  Betracht,  während  die  damals  gerade  empor- 
biühenden  »tädte  sicher  einen  grofsen  Teil  der  Bevölkerung  vom  Lande 
wegzogen.    (S.  darüber  Below,  Hist.  Zeitschrift  Bd.  59  S.  231.) 

«Lamprecht,  Wirtschaftsleben  I  1497  f. 

*  Dazu  kam,  dafs  die  Grundherren  oft  Kaufleutc  aus  dem  grund- 
herrlichen Verbände  eutliefsen,  um  sich  ihrer  auf  den  Märkten  als 
Mittelspersonen  zu  bedienen.  Inama-Sternegg  II  371  Anm.  2: 
Mereator  noster  W.  a  predecessoribus  nostris  libcrtate  donatus. 

*  Die  Litteratur  über  den  Gegenstand  allein  aus  den  letzten  Jahren 
ist  ungeheuer;  nur  diese  ist  hier  im  wesentlichen  in  Betracht  gezogen 
worden.  Nachdem  durch  Belows  Arbeiten  zunächst  die  negative 
Kritik  herausgefordert  wurde,  hat  die  Frage  wieder  in  Flufs  gebracht: 
A.  Schulte,  Über  Reichenauer  StÄdtegründungen  (Zeitschrift  für  Ge- 
schichte des  Oberrheins.  1890).  Von  den  Schriften,  die  im  wesentlichen 
auf  Schulte  beruhen  und  die  allgemeine  Frage  behandehi ,  sind  be- 
nutzt: K.  Köhne,  Entstehung  der  Stadtvorfassung  in  Mainz,  Worms, 
Speyer  (Gierkes  Untersuchungen.  1890.  Heft  81);  K.  So  hm.  Die  Ent- 
stehung des  deutschen  Städtewesens.  1890;  G.  Kaufmann,  Zur  Ent- 
stehung des  deutschen  Städte wesens  (Münsterer  Programm.  1890); 
J.  E.  Kuntzc,  Die  deutschen  Städtegründungen.  1891;  E.  Gothcin, 
Wirtschaftsgeschichte  des  badischen  Schwarzwaldes.  Lieferung  1 — 5. 
1891.  Nach  Vollendung  vorliegender  Arbeit  erschienen  weiter  eine  Reihe 
von  Aufsätzen  von  Varges,  Kruse,  Bornheim,  die  fast  alle  kriti- 
sierend Sohm  und  Schulte  zu  Leibe  gingen.  Als  die  wichtigsten 
sind  aufserdem  zu  nennen:  Lamprecht,  Ursprung  des  Städtewesens 
und  des  Bürgertums  in  Deutschland  (Histor.  Zeitschr.  1891.  S.  385—424) 
und  die  gröfseren  Arbeiten  von  Hegel,  Städte  und  Gilden;  und  Below , 
Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung. 

Eine  längere  Auseinandersetzung  mit  all  den  in  dieser  reichen 
Litteratur  niedergelegten  Ansichten  konnte  natürlich  meine  Aufgabe 
nicht  sein;  im  wesentlichen  schliefse  ich  mich  an  Gothein  an.  von 
älteren  Arbeiten  sind  hauptsächlich  die   von   Arnold,    Heusler  und 
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§4. 

Anfänge  des  Städtewesens. 

a.    Kaufleute  und  Kaufleuterecht.     Kaufleute- 
gerieht. 

Au8  den  Kaufleuten  hat  sich  im  Laufe  des  10.  Jahrhunderts 
der  Kaufmannsstand  gebildet;  es  ist  im  deutsehen  Mittelalter 
—  sehen    wir    von    den    Geistlichen    ab  —  die    erste   Standes- 


Schröder,  und  für  das  Thatsäch liehe  auch  die  von  Maurer  herange- 
zogen worden.  Gerade  dieser  Forscher  ist  nach  meiner  Meinung  in 
letzter  Zeit  gar  zu  sehr  unterschätzt  worden.  Schon  das  ungeheuere 
Material,  das  in  dem  Buche  verarbeitet  ist,  verdient  mehr  Beachtung 
als  man  ihm  heute  schenkt.  Dafs  der  Handel  das  eigentlich  treibende 
Moment  bei  der  Umwandlung  der  alten  in  die  neuen  Zustände,  bei  der 
Entstehung  einer  für  das  Mittelalter  neuen  wirtschaftlichen,  socialen  und 
politischen  Bildungsform  gewesen  ist,  ist  doch  schon  richtig  von  ihm, 
ebenso  wie  von  Schröder  und  Waitz  erkannt,  allerdings  gegenüber 
seinem  leitenden  Grundgedanken  ganz  zurückgedrängt  worden.  Ich 
eitlere  nur  I  193:  Das  Marktrecht  war  nichts  anderes  als  das  mit  dem 
freien  Marktverkehr  verbundene  Recht  der  freien  Kaufleute.  I  322: 
Das  Recht  der  freien  Kauf  leute  oder  das  Marktrecht  war  demnach  die 
Seele  des  alten  Stadtrechts;  die  Stadtbürger  selbst  waren  Kauf  leute 
oder  Marktleute.  I  440:  Dieser  besondere  jfcönigsfriede  war  nun  öfters 
....  zuerst  auf  die  Kauf  leute  und  die  Marktleute  beschränkt.  Unter 
dem  Einflufs  des  G^ttesfriedens  (es  ist  die  Theorie  von  Kluckhohn  und 
S^michon)  wurde  derselbe  auf  alle  Bürger  und  auf  das  ganze  Jahr  er- 
weitert und  ist  dadurch  zu  einem  ständigen  Stadtfrieden  ffeworden.  — 
Vgl.  auch  Liese  gang,  Forschungen  zur  preufsischen  Gescnichte  III  57. 
Dafs  die  Entwicklung  von  Handel  und  Verkehr  als  „treibende  Kraft" 
bei  der  Entstehung  des  Städtewesens  ihre  Rolle  gespielt,  erkennt  auch 
Below  zu  wiederholten  Malen  an;  allein  wenn  er  meint,  dafs  der  Ver- 
fassungshistoriker die  Betrachtung  dieser  die  Entwicklung  vorwärts 
treibenden  „Motive"  dem  Wirtschaftshistoriker  überlassen,  sich  selbst 
darauf  beschränken  müsse,  die  Frage  nach  der  Einrichtung,  aus  welcher 
das  neue  Institut  entsteht,  zu  entscheiden  —  so  scheint  er  mir  damit 
ein  Prinzip  aufgestellt  zu  haben,  das  —  wenn  überhaupt  durchführbar  — 
2U  mannigfachen  Trugschlüssen  fuhren  mufs.  Denn  eine  Institution 
läfst  sich  nicht  abgetrennt  von  den  Ursachen  betrachten,  die  sie  ins 
Leben  riefen.  Wenn  z.  B.  die  Stadt  später  überall  die  gleichen  Ver- 
waltungsfunktionen  hat  wie   die  Landgemeinde,  ist  darum  der  Schlufs 

ferechtfertigt ,  dafs  sie  in  ihren  ersten  Anföngen  an  die  Landgemeinde 
irekt  anknüpft?  Selbstverständlich  darf  man  nicht  die  beeinflussenden 
Motive  und  die  beeinflufsten  Institutionen  durcheinanderwerfen,  wenn 
ich  so  sagen  darf,  das  aktive  und  das  passive  Moment  vermischen,  aber 
ebensowenig  das  eine  von  der  Betrachtung  ganz  ausscheiden.  Die  Frage- 
stellung: wie  haben  die  neuen  Verhältnisse  auf  die  alten  Institutionen 
gewirkt,  scheint  mir  die  einzig  richtige  zu  sein.  —  Eine  zweite  Ein- 
wendung, die  ich  gGgen  Below  zu  machen  habe,  ist  die,  dafs  er  sozu- 
sagen überall  den  Kechtshistoriker  herauskehrt,  indem  er  scharf  die 
Kompetenzen  der  einzelnen  Organe  zu  trennen  sucht,  wo  oft  nur  die 
Betrachtung  der  thatsäch liehen,  nicht  der  rechtlichen  Verhältnisse  uns 
Aufschlufs  geben  kann.  Weniger  an  der  rechtlichen  Kompetenz  der 
Landgemeinde  lag  o«,  dafs  sie  Mafs  und  Gewicht  ordnete,  als  an  den 
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bildung,  bei  der  der  Beruf  das  einzig  leitende  herrschende 
Prinzip  bildet.  Denn  bei  der  Enstehung  des  Ritterstandes 
haben  neben  der  kriegerischen  Beschäftigung  Lehnsherrlichkeit 
und  Ministerialität  als  standesbildende  Fermente  mitgewirkt.  Es 
war  nattlrUchy  dafs  diese  erste  neue  sociale  Klaasenbildung,  die 
die  Qegen Sätze  von  &ei  und  unfrei  zuerst  durch  das  Band  ge- 
meinsamer Sitte  und  gemeinsamen  Berufs  überwand,  zunächst 
eine  Sonderstellung  im  Volke  einnehmen  mufste;  zum  ersten 
Male  hatte  sich  ein  beweglicheres  Element  in  diese  Kultur  der 
Selshaftigkeit  eingedrängt,  fibr  welches  das  alte  Recht  der  bäuer- 
lichen Markgenossen  nicht  mehr  gentigen  konnte.  In  Deutschland^ 
wie  überall,  haben  wir  uns  den  Handel  zunächst  als  einen 
wandernden,  eine  Art  Earayane-  und  Hausierhandel  zu  denken, 
und  die  Festsetzung  einer  gröfseren  Anzahl  von  E^ufleuten  an 
bestimmten,  günstig  gelegenen  Marktplätzen  erfolgte  erst  in 
späterer  Zeit.  Der  Friede,  der  den  Ackerbauer  innerhalb  seiner 
Markgenossenschaft  schützte,  konnte  dem  in  die  Ferne  reisenden 
Kaufmann  wenig  nützen.  Nach  zwei  Seiten  wurde  ihm  zunächst 
ein  Ejrsatz  geschaffen :  durch  den  Kauf leutefneden  und  das  Kauf- 
leuterecht einerseits,  den  Marktfrieden  und  das  Marktrecht  anderer- 
seits. Zwischen  beiden  gehen  die  verbindenden  Fäden  mannig&ch 
hin  und  her;  aber  eine  isolierte  Betrachtung  beider  wird  das 
Verständnis  beider  erleichtem. 

In  den  Urkunden  des  11.  Jahrhundeiis  —  yereinzelt  auch 
schon  im  10.  —  treten  uns  die  mercatores  Allemanniae,  die 
homines  de  Allemannia,  die  homines  imperatoris,  die  mercatores 
public!  oder  locorum  publicorum  als  bestimmter,  rechtlich 
fixierter  Begriff  entgegen.  Zu  dem  Kaufmannsstand  war 
das  Kauf  leute  recht  getreten.  Aus  zwei  Wurzeln  ist  es 
hervorgewachsen:  es  entstammte  einmal  dem  königlichen 
Schutze^,  wie  er  früher  den  Juden  und  überhaupt  allen 
an  sich  rechtlosen  Fremden  gewährt  worden  war,  wie  er  jetzt 
den  deutschen  Kaufleuten  zu  teil  ward;  andererseits  der 
Möglichkeit  freier  Bewegung,  wie  sie  ein  charakteristisches 
Merkmal,  ein  notwendiges  Erfordernis  kauftnännischen  Berufes 
bildet.  Bei  der  starken  Verbreitung  der  Hörigkeit  erhielten  die 
Kaufleute  anfangs  diese  Möglichkeit  oft  nur  durch  öffentlich- 
rechtliche Übertragung  im  Einzelfall;  sie  ist  dann  in  gewohn- 
heitsrechtlicher Festsetzung  zum  Standesrecht  geworden.  —  Beide 
Faktoren  haben  mächtig  auf  die  Rechtsbildung  eingewirkt.  Als 
dritter  kommt  dann  —  allerdings  ftlr  die  Rechtsbildung  von 
weit  geringerer  Bedeutung  —  später  die  freie  Selbstorganisation 
der  Kaufleute  in  Gilden  hinzu.     Die  Grundformen  dieses  Kauf- 

thatsächlichen,  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Ich  verweise  hier  nur 
auf  die  trefflichen  Bemerkungen ,  die  Bernheim  (Quiddcs  Zeitschrift 
1892)  gegen  den  gleichen  Fehler  Sohms  macht. 

'  Mit  Recht  scheint  mir  Lamprecht  auch  auf  den  Schutz  durch 
die  Kirche  hinzuweisen.    Histor.  Zeitschr.  67  S.  404. 
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leutesonderrechts  hat  zuerst  Gothein^  zusam  mengestellt.  Es  sind 
vor  allem  der  „Königsfrieden",  d.  h.  der  besondere  Schutz  unter 
Königsbann  üb^all  im  Lande  ^,  andererseits  teilweise  oder  gänz- 
liche Freizügigkeit,  Freiheit  von  den  sonst  üblichen  Verkehrs- 
schranken, vor  allem  von  Zoll  etc.,  ein  freierer  Rechts^ang  in 
Schuldsachen,  einige  Milderungen  im  Strafrecht  und  Strafprozefs^ 
endlich  eine  freiere  Form  der  Verfügung  über  Erb  und  Eigen, 
wie  sie  sich  später  in  der  Stadtleihe  findet^.  Aus  diesen  ent- 
wickelt sich  dann  ein  besonderer  Gerichtsstand,  eine  Kechtsprechilng 
in  eigenen  Angelegenheiten  ^  vor  allem  in  Sachen  des  Verkehrs, 
ein  kaufrnännisches  Sondergericht^. 

Dieses  Sondergericht  knüpft  nun  andererseits  an  an  das  be- 
sondere Recht  des  Marktes,  an  dem  sich  eine  Kaufmannsgemeinde 
bildet.  In  ihm  erblicke  ich  den  zweiten  Faktor,  der  die  Aus- 
bildung des  Stadtrechts  beeinflufst  hat^. 

1  Wirtschaftsgeschichte,  Einleitung  8.  10. 

*  Dazu  kam  dann  durch  die  Bewegung  des  11.  Jahrhunderts  die 
treuga  Dei,  die  hauptsächlich  den  Kauf  leuten  zu  gute  kam :  Parem  vero 
praecipue  et  semper  ubique  omnibuB  ecclesiis  et  earum  atruis  pacem 
clericis  omnibus  et  feminis,  mercatoribus  etc.  Für  Frankreich  z.  B.  Pri- 
vileg für  Mantes  (franz.  Übersetzung  bei  Durand  et  Grave:  chronique 
de  Mantes):  Aussi,  que  les  marchands  passant  ou  m^me  demeurant,  soient 
pendant  tout  le  temps  (omnibus  diebus)  laiss^s  en  paix.  Daneben  findet 
sich  noch  eine  Bestimmung,  die  den  zum  Markt  Reisenden  Schutz  ver- 
spricht. —  Nicht  die  Märkte,  sondern  die  Personen  der  Kaufleute 
erhielten  diesen  besonderen  Schutz. 

*  Ob  sich  aus  dem  Kauf  leuterecht  auch  schon  die  freieren  Formen 
des  Erbrechts  herleiten  lassen,  wie  wir  sie  später  in  den  Stadtrechten, 
besonders  in  Flandern  finden,  oder  ob  diese  erst  Produkt  der  späteren 
städtischen  Entwicklung  sind,  vermag  ich  nicht  zu  entscheiden. 

*  S.  z.  B.  Privileg  für  AUensbach:  ipsi  autem  mercatores  inter  se 
vel  inter  alios  nuUa  alia  faciant  iudicia  praeterquam  quae  Constan- 
tiensibus  Basiliensibus  et  omnibus  mercatoribus  ab  antiquis  temporibus 
sunt  concessa;  ferner  vor  allem  die  oft  citierte  Quedlinburger  Uricunde: 
ut  per  omnes  nostri  regni  mercatus  ubique  suum  liberum  exerceant  ne- 
gotmm  et  taii  deinceps  lege  ac  iusticia  vivant,  quali  mercatores  de 
Goslaria  et  de  Magdeburgo  antecessorum  nostrorum  imperiali  ac  regali 
traditione  usi  sunt  et  utuntur  et  ut  de  omnibus,  quae  ad  cibaria  per- 
tinent,  inter  se  iudicent. 

Lacomblet  I  288:  quod  nullus  mercator  vel  quelibet  alia  per- 
sona in  nundinis  mercatorem  in  causa  ducat  pro  debito  solvendo,  vel 
alio  quolibet  negocio  quod  ante  nundinas  perpetratum  fuerit.  Hier  ver- 
quickt sich  Kaufleute-  und  Marktrecht.  Siene  Inama-Stern egg  II  375. 

In  der  Freiburger  Gründungsurkunde  von  1120  heifst  es:  Si  qua 
disceptatio  vel  quaestio  inter  burgenses  meos  orta  fuerit,  non  socundum 
meum  arbitrium  vel  rectoris  eorum  discutietur,  sed  pro  consuetudinario 
et  le^itimo  iure  omnium  mercatorum,  praecipue  autem.  Coloniensium 
examinabitur  iudicio. 

Endlich  Urkunde  von  966:  Gründung  eines  Marktes  in  Bremen: 
Quin  etiam  negotiatores  eiusdem  incolas  loci  nostrae  tuicionis  patrocinio 
donavimus  praecipientes  hoc  imperatoriae  auctoritatis  praecepto,  quod 
in  omnibus  tali  patrocinentur  tutela  et  potiantur  iure,  quali  ceterarum 
regaiium  iustitores  urbium  (Bremer  Ukb.  I  No.  11). 

•^  Sohm  hat  einseitig  das  letztere  hervorgehoben.  Auf  ein  beson- 
deres   Kaufinannsrecht ,    das    dem    Stadtreeht    voranging,    hat    bereits 
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b.    Der  Marktfrieden  und   das  Marktrecht 

Die  geistvolle  und  scharfsinnige  Untersuchung  von  Rud.  Sohm 
kulminiert  in  der  Herleitung  und  Erklärung  des  Stadtrechts  aus 
dem  Marktrecht.  Weichbild,  Burgrecht,  Stadtrecht  sind  ver- 
schiedene Bezeichnungen  QXr  den  einen  Begriff:  Recht  des  ständigen 
Marktes;  daher  regales  urbes  =  Marktstädte.  Dies  Recht  ist  das- 
selbe Recht,  welches  der  König  an  seinem  Hofe  hat,  sein  Frieden 
der  Königsfrieden  unter  dem  Königsbann  von  60  s;  dieser  wieder 
der  besondere  erhöhte  Frieden  des  königlichen  Hauses.  In  der 
Stadt  wird  der  König  als  ständig  anwesend  substituiert  (Elreuz, 
Handschuh);  sie  ist  daher  nach  Amtsrecht  eine  königliche  Burg 
und  ffeniefst  den  königlichen  Burgfrieden.  Als  besonderer  Friedens- 
bezirk ist  die  Stadt  Asyl,  d.  h.  Immunität;  sie  hat  als  solche 
ein  besonderes  Stadtgericht. 

Die  Auffassung,  dafs  der  „Stadtfrieden"  eine  Fortentwicklung 
des  Kauf  leutefriedens  sei,  weist  Sohm  energisch  zurück ;  er  glaubt 
vielmehr,  umgekehrt  beweisen  zu  können,  dafs  dieser  erst  aus 
jenem  gefolgt  sei.  „Denn  auch  wer  zum  König,  d.  h.  in  die 
Stadt  reist,  steht  unter  Königsfrieden."  Daran  kann  man,  glaube 
ich,  nicht  festhalten.  Qewifs  erstreckt  sich  der  königliche  Schutz 
in  den  Volksrechten  auch  auf  den,  der  zum  König  reist;  aber 
sollte  das  wirklich  der  Ausgangspunkt  flbr  den  besonderen  Schutz 
sein,  dessen  sich  alle  zum  Markt  Reisenden  erfreuten?  Liegt  es 
nicht  viel  näher ,  daran  zu  denken ,  dals  jener  besondere  Schutz 
eben  eine  notwendige  Voraussetzung  in  jenen  Zeiten  für  einen 
einieermaisen  gesicherten  Marktverkehr  war,  dafs  vor  allem 
kaufmännischer  Beruf  auch  vor  der  Entstehung  des  Städtewesens 
ohne  einen  solchen  Schutz,  der  den  Kaufleuten  als  Stand,  nicht 
nur  als  Besuchern  des  Marktes  zu  teil  ward,  undenkbar  ist? 
Allerdings  glaube  ich  auch  nicht ,  dafs  man  das  Marktrecht  ohne 
weiteres  aus  dem  Kaufmannsrecht  herleiten  darf.  Marktfrieden 
und  Kaufleutefrieden  haben  einen  Ursprung  in  der  Verleihung 
durch  die  oberste  öffentliche  Gewalt,  den  König.  Es  sind  gleich- 
sam zwei  Ströme,  die  eine  gemeinsame  Quelle  haben,  sich  dann 
zuerst  trennen,  um  sich  später  wieder  im  Stadtrecnt  zu  ver- 
einigen ^ 


Höniger  (in  einer  Besprechung  von  Pappenheinif  Schmollers  Jahrb. 
IX  729)  hingewiesen,  der  allerdings  das  Marktrecht  nur  als  Erweiterung 
des  Kaufleuterechts  auffafst.  Neuerdings  hat  dann  wieder  Kauf  mann 
a.  a.  O.  S.  17  Anm.  1  die  Vermutung  geäufsert,  dafs  das  Kauf  leuterecht 
neben  dem  Marktrecht  als  Personal-  neben  dem  Realrecht  Quelle  des 
Stadtrechts  sei.  Inama-Sternegg  (Wirtschaftsgeschichte  II 321  u.  376) 
nimmt  mit  Höniger  gegen  Sohm  an,  dafs  das  Becht  der  Kanfleute 
„nach  dem  Vorbila  der  Königlichen  Marktpriviligien  zum  gemeinen  Recht 
des  Marktes  wurde".  Das  Recht  der  Kaufleute  im  allgemeinen  leitet 
er  aus  dem  Recht  einer  besonderen  Klasse,  der  privilegierten  Könige- 
kaufleute,  her. 

1  Vielleicht   ist  es  erlaubt,  dafür  eine  Stelle   eines  französischen 
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Es  ist  schon  oben  gezeigt  worden',  dafs  ursprünglich  in 
Zeiten  primitiver  Kultur  jeder  Markt-  und  Handelsplatz  not- 
wendig unter  einem  bestimmten  Frieden  stehen  mufste,  damit 
überhaupt  ein  einigermafsen  gesicherter  Handel  ermöglicht  werden 
kann.  Der  Wahrer  des  Friedens,  der  Verleiher  dieses  Schutzes 
ist  nun  im  germanischen  Staat  der  König  ^;  er  straft  die  Ver- 
brecher unter  seinem  Bann  von  60  Schillingen.  So  erklärt  sich 
die  Wahrung  des  Marktfiriedens  unter  Königsbann.  Das 
Zeichen,  dafs  der  Markt  dieses  besonderen  Friedens  geniefst, 
ist  das  Mal  —  ein   Kreuz ^,    ein    Roland.     Das  Zeichen,    dafs 


Stadtrechts  anzuführen;  im  Grunde  beruhen  doch  französisches  und 
deutsches  Städtewesen  auf  bleicher  Grundlage.  In  der  Bestätigung  des 
Stadtrechts  von  Mantes  durch  Ludwig  VII  (Durand  et  Grave:  La  Chroni- 
que  de  Mantes  S.  120)  heifst  es: 

§  4.  Hoc  etiam  nostre  Majestatis  Instituto,  sanccimus  quod 
quicumque  pro  mercato  ad  Castrum  venerit,  ita  omnino 
ire  et  redire  qui  etus  permit tatur,  ut  nunquam  vel  in  adventu, 
vel  in  reditu  ab  aliquo  disturbetur.    (Marktrecht.) 

§  5.  Mercatores  autem  transeuntes  vel  ibidem  rema- 
nentes,  omnibus  diebus  quieti  habeantur.    (Kaufleuterecht.) 

Die  Kaufleute  werden  hier  also  ausdrücklich  von  den  übrigen  Be- 
suchern des  Marktes  unterschieden. 

1  S.  18. 

^  Ich  ziehe  diese  Erklärung  derjenigen  Sohms,  der  den  Markt- 
frieden aus  dem  besonderen  Frieden  des  königlichen  Hauses  erklärt, 
vor.  Die  Herleitung  von  vicus- königliches  Haus,  die  dann  weiter  zur 
Erklärung  des  Wortes :  „Weichbild"  fuhrt,  erscheint  mir  sehr  gekünstelt 
und  ist  mit  Recht  von  Kuntze  und  neuerdings  von  V arges  (Quiddes 
Zeitschrift  1891  S.86— 90)  a.  a.  O.  S.  47  f.  zurückgewiesen  worden.  Viel- 
mehr ^Iftube  ich^  dafs  sowohl  der  Marktfrieden  als  auch  der  Frieden  des 
königlichen  Hauses,  wie  überhaupt  die  Ausscheidung  jedes  besonderen 
Frieden sbezirks  auf  uralte  religiöse  Vorstellungen  zurückzuführen  sind. 
Hier  stehe  ich  auch  im  Gegensatze  zu  Gothein,  der  sich  (S.  461)  So  hm 
in  diesem  Punkte  unbedingt  anschliefst.  Die  Statuierung  eines  be- 
sonderen Friedens  für  gewisse  Verhältnisse  tritt  besonders  in  den  nor- 
dischen Rechten  hervor.  —  Siehe  z.  B.  das  jütische  Königsgesetz  bei 
Lehmann,  Königsfriede  der  Nordgei-manen  S.  148.  „Erschlägt  ein 
Mann  einen  andern  im  Heere  oder  in  der  Versammlung  oder  auf  dem 
Thinge  oder  Thingwege  oder  in  seinem  eigenen  Hause  oder  in  dem 
Herd,  in  welchem  der  König  ist,  oder  in  oer  Kirche,  oder  auf  dem 
Kirchhofe,  oder  auf  der  Messe,  oder  während  der  Bauer  seinen  eigenen 
Pflug  hält  ....  da  büfse  der,  welcher  erschlug ,  aufser  rechter  Mannes- 
bufse  40  M.  den  Erben  des  Erschlagenen  und  ebenso  dem  Könige,  wenn 
er  seinen  Frieden  behält  und  zu  Bufse  kommt."  Eben  in  der  Zeit,  da 
der  König  nicht  mehr  im  stände  ist  —  auf  dem  Kontinent  —  seinen 
Frieden  aufrecht  zu  erhalten,  tritt  die  Kirche  mit  ihrem  Gottesfrieden 
an  seine  Seite.    Vgl.  jetzt  auch  Hegel  I  278;  II  246. 

Siehe  ferner  ßr  England  Gneist:  Englische  Vcrfassungsgeschichtc 
S.  21.  Damach  erstreckt  sich  der  besondere  Königsfrieden  in  England 
zur  Zeit  der  Angelsachsen  auf  Haus  und  Hof  des  Königs,  Kirchen  und 
Klöster  —  auf  die  Zeit  des  Heerbanns,  der  Volks-  und  Gerichtsver- 
sammlungen, Märkte  und  Gildeversammhmgen  etc.  —  auf  gewisse 
Person enKreise,  Witwen,  Geistliche  etc. 

'  Das  Kreuz  ist  also  meiner  Meinung  nach  nicht  das  Zeichen  des 
Königs,  sondern   das   Zeichen   des   Fricdnis;   os  ist  als  Folchos   an  die 
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68  der  König  ist,  der  den  Frieden  wahrt ,  ist  der  königliche 
Handschuh  \ 

Dieser  besondere  Frieden  unter  Königsbann  ^alt  zunächst 
nur  für  die  Dauer  des  Marktes.  Aber  während  dieser  Zeit  er- 
streckte er  sich  auf  alle  Besucher  des  Marktes,  nicht  nur  auf 
die  Kaufleute ,  sondern  auch  auf  die  Bauern ,  die  Dienstmannen 
der  Klöster  etc.  y  die  auf  dem  Markte  ihre  Einkäufe  machten '. 

Der  Marktfriede  ist  lokal  mehr  oder  minder  beschränkt, 
oft  auf  den  Platz,  an  welchem  der  Markt  gehalten  wird,  oft  auf 
eine  Meile  im  Umfang®. 

Stelle  irgend  eines  uralten  Marktfetisches  getreten,  der  nachher  wohl 
auch  die  Gestalt  der  Rolandssäulen  angenommen  hat.  Das  Kreuz  er- 
scheint auch  als  Grenzzeichen  des  Friedensbezirks  (Gothein  S.  133).  bi 
den  slavischen  Dörfern  des  Wendlandes  findet  sich  ein  Pfahl  als  Zeichen 
des  gemeinsamen  Versammlungsplatzes.  Dieser  wird  später  durch  ein 
Kreuz  ersetzt  (Lippert  II  379).  Die  Ausfuhrungen  Kuntzes,  der  das 
mittelalterliche  Staatkreuz  in  Zusammenhaue  bringt  mit  dem  konstan- 
tinischen  Kreuz  auf  dem  forum  Romanum  una  dem  Kreuz  der  römischen 
Legionare  in  den  Garnisonstädten,  wollen  mir  nicht   recht  einleuchten. 

^  S.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  S.  591:  Der  Hand- 
schuh, das  specifische  Symbol  des  königlichen  Marktbanns. 

*  Das  erhellt  aus  zahlreichen  Urkundcnstellen.  Siehe  vor  allem 
die  von  So  hm  und  Kuntze  angeführten  Beispiele:  cunctis  enntibus 
et  redeuntibus  ...  .  pacem  sub  banno  nostro  nrmamus.  Ferner  z.  B. 
Urkunde  für  AUensbach.  Schulte  S.  168  f.:  ut  quicumque  et  unde- 
cumque  ad  supradictum  mercatum  venire  volnerit  securc  et  pacifice 
veniat  et  quae  negotia  rationabiliter  voluerit  exerceat  comparet  et 
vendat  atque  ad  propria  cum  omni  pacis  sccuritate  redeat.  Aoiunctum 
est  etiam  ut  quicumque  praedTctam  monetam  et  bannum  infringere  vel 
condexABare  presumpserit  vel  aliquem  illuc  venientem  molestaverit 
eandem  poenam  et  imperiale  bannum  persolvat,  quod  solvere  debet,  qui 
Mogontunum  et  Wormatiense  aut  Constantionse  mercatum  dissipare  et 
annullare  temptat. 

Lamprecht,    Wirtschaftsleben   II   265    Anm.   2:    in    Crucinaha 

publicum   habeatur  merchatum,  cum  theloneo  moneta  et  baxino; 

inde  imperiali  iubemus  potentia,  ut  omnes  homines  causa  negotiationis 
ad  ipsum  mercatum  ineuntes  negotiantes,  enntes  et  redeuntes  talem 
pacem  obtineant  aualem  detinent,  qui  nostra  publica  merchata  visitent. 
Quicumque  vero  de  bis  aliquem  inquietaverit,  nostrum  imperialem  ban- 
num componat. 

Lamprecht  II  266  Anm.  4:  Walram  von  Köln  verlogt  einen 
Wochenmarkt  von  Lach  nach  Andernach  und  verfugt:  ut  omnes  et 
singuli  ad  ipsas  nnndinas  annis  singulis  venientes  per  novem  dies  ante 
et  per  novem  dies  post  libertate  omni  modo  fruantur  sie  quod  nullus 
alium  in  ipsis  novem  diebus  ante  et  post  sie  statutis  in  aicto  nostro 
oppido  Andemacensi  in  rebus  et  corpore  suo  arrestare  vel  impetere 
valeat  uUo  modo,  illis  dnmtaxat  exceptis,  qui  nostri  dictorum^ue  nostro- 
rum  oppidanornm  sunt  inimici  aut  qui  cos  spoliis  vel  incendns  tempore 
aliquo  molestarunt.  Oft  geniefsen  übrigens  auch  Verbrecher  auf  dem 
Markt  Asylschutz.  In  Unna  heifst  es  noch  im  Stadtrecht  von  1354 
(Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XI  133) :  Item  gheste  de  veylinge 
to  Unna  brenget,  dat  sie  an  welkerhande  ghude  dat  sy  de  moygen  ere 
ghut  in  eren  vreddaghen  verkopen;  do  wanner  de  vrede  ute  is,  he 
sal  sin  ghut  enevech  vuren  undo  bute  vreddaghen  dar  nicht  langer 
stan,  he  ne  [do]  dat  myt  orlove  des  Stades  (sie!). 

'  Siehe  Lamp  recht  II  267. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


XU  2.  31 

Der  Marktfrieden  fand  nun  seinen  Ausdruck  in  einem 
besonderen  Marktrecht,  das  im  allgemeinen  den  besicherten 
Marktverkehr  durch  erhöhte  Strafen,  Konstruktion  besonderer 
Vergehen  während  der  Marktzeit  etc.  verbürgte,  im  einzelnen 
sich  auf  die  verschiedenste  Weise  ausgestalten  konnte^.  Die 
Strafen  fllr  den  Bruch  des  Marktrechts  fallen  ursprünglich  dem 
Könige  zu.  Die  Verleihung  des  Marktrechts  ist  anfänglich 
stets  Regal  ^.  Verbunden  mit  derselben  ist  in  der  Regel  die- 
jenige von  Zoll  und  Münze. 

a  Stadt  und  Stadtrecht. 

Ist  nun  aus  dem  Marktrecht  ein  Stadtrecht  geworden  und 
wie  hat  man  sich  diesen  Umbildun^prozefs  im  einzelnen  vorzu- 
stellen? Sohm  hat  scharf  den  Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund 
festellt,  dais  die  Stadt  ständiger  Markt  ist,  dafs  sie  als  solche 
ontinuierÜch  unter  Marktrecht  steht,  während  der  ländliche 
Markt  dasselbe  nur  periodisch  geniefst.  Aber  damit  allein  scheinen 
mir  die  entscheidenden  Momente  nicht  erschöpft  zu  sein.  Auch 
die  Stadt  genieist  —  worauf  schon  Kaufinann  hingewiesen  hat,  — 
aufser  ihrem  Stadtfrieden  noch  zur  Zeit  des  Jahrmarkts  einen 
besonderen  Frieden,  der  durch  ein  eigenes  Kreuz  symbolisch 
Angedeutet  wird.  Aus  dem  Marktrecht  allein  kann  das  Stadt- 
re^t  nicht  hervorgegangen  siein ^.  Vielmehr  scheint  mir  die 
Fortbildung  des  Marktrechts  zum  Stadtrecht  vor  allem  durch  den 
Umstand  bewirkt  worden  zu  sein,  dafs  zur  Aufrechterhaltung 
des  Marktfriedens,  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  über  Markt- 
frevel, die  Stadt  als  besonderer  Gerichtsbezirk  aus  dem  allgemeinen 
Landrech tsverbande  eximiert  wird^.  Dazu  aber  war  nötig,  dafs 
sieh  am  Orte,  wo  der  Markt  gehalten  wurde,  eine  Anzahl  von 
Leuten  niedergelassen  hatte,  in  deren  besonderem  Interesse  die 
Aufrechterhaltung  und  Wahrung  des  Marktfriedens  lag;  d.  h. 
dafs  sich  an  dem  betreffenden  Orte  eine  nach  Kaufrnannsrecht 
lebende  Gemeinde^  bildete,  sei  es  dars  die  ansässigen  Bauern  alle 
oder  zum  Teil  zu  kaufmännischem  Beruf  übergingen ,  sei  es  dafs 
eine  gröfsere  Zahl  kaufrnännischer  Elemente  sich  an  dem  be- 
treffenden Ort  niederliefsen.  Ehrst  dadurch  wurde  eben  der 
Markt  zum  ständigen  Markt,  zur  Stadt. 


1  Siehe  S.  75 f  Anm.  2  die  Beispiele!  Diese  Ausgestaltung  im 
einzelnen  ist  natürlich  bedingt  durch  das  lokale  Landrecht,  auf  das 
neuerdings  Below  und  vor  allem  V arg  es  so  energisch  hinge- 
wiesen haben. 

s  Sohm  S.  33. 

'  Bern  z.  B.,  das  doch  sicherlich  als  Stadt  angelegt  ist,  erhält  nur 
jährlich  einen  zweimal  achttägigen  Markt. 

*  Vgl.  vor  allem  Gothein  S.  8ff. 

^  Dafs  eine  solche  Kaufinannsgemeinde  sich  vorzugsweise  an  solchen 
Plätzen  bildete,  in  denen  die  Bedingungen  zu  einer  sicheren  und  ruhigen 
Fortentwicklung  von  vornherein  gegeben  waren,  ist  ja  ganz  natürlich. 
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Das  Stadtrecht  ist  nicht  aus  dem  Marktrecrht  allein  hervor- 
gegangen; es  ist  eine  Verschmelzunfi;  des  Gewohnheitsrechts  des 
auf  seinen  Reisen  geschützten  Kaumanns  mit  dem  Rechte  des 
befriedeten  Marktest  Erst  da  kann  man  von  einer  „Stadt  im 
Rechtssinn  **  reden ,  wo  das  Recht  des  gemeinen  Kaufmanns  sieb 
fixiert  hat  und  aus<i:edehnt  hat  über  den  ganzen  Friedensbezirk  de» 
Marktes.  Innerhalb  dieses  Friedensbezirks  wird  nach  dem  Recht 
der  Eaufleute  Recht  gesprochen',  oft  —  aber  nicht  überall  — 
im  genossenschaftlichen  Gericht,  das  der  Stadtherr,  der  die 
Rechtsprechung  übt,  präsidiert.  Der  Kaufmann  ist  so  der 
eigentliche  Bürger  der  späteren  Stadt \  einerlei,  ob  er  fi-ei  oder 
unfrei  sei,  und  jeder  steht  insoweit  unter  Stadtgericht,  als  die 
Angelegenheit,  nie  ihn  vor  Gericht  bringt,  nach  Kauf  leuterecht 
beurteilt  wird*.  Hierdurch  ist  zuerst,  wie  Gothein  (S.  11)  fein 
bemerkt,    das    deutschrechtliche    Prinzip    durchbrochen    worden. 


Daher  die  Erscheinung,  dafs  die  alten  Römerstädte  mit  ihren  trümmer- 
haften Resten  römischer  Einrichtungen  und  alter  Befestigung,  mit  ihrer 
vorsichtig  ausgewählten  Lage,  zuerst  auch  im  Mittelalter  wieder  auf- 
blühen, dafs  viele  Städte  aus  Bischofssitzen  oder  Klöstern  mit  ihrer 
Immunität  und  ihrem  Kirchenfrieden  erwuchsen,  dafs  viele  sich  an 
königliche  Pfalzen  mit  ihrem  regen  Verkehr  und  lebhaften  Warenum* 
satz  anlehnten,  etc.  Die  Bildung  der  Kaufmaunsgemeinde  selbst  konnte 
auf  die  verschiedenste  Weise  vor  sich  gehen.  Das  Beispiel  von  Allens- 
bach  zeigt,  wie  die  Bauemgemeinde  durch  Übergang  zu  kaufmännischem 
Beruf  zur  Kaufmannsgemeinde  wird,  dasjenige  von  Freibnrg,  wie  sie 
durch  Herbeirufung  einer  Anzahl  Kaufleute  direkt  ins  Leben  ge- 
rufen wird. 

*  Vergl.  vor  allem  G  o  t  h  e  i  n  S.  8  ff. :  Marktrecht  und  Kauf  leute- 
recht sind  nicht  immer  in  einer  Richtung  gegangen,  sondern  hie  und 
da  in  Konflikt  mit  einander  geraten.  Die  Einkünfte  aus  dem  Markt- 
recht, die  der  Herr  des  Marktes  genofs,  konnten  durch  die  neuen  Rechts- 
gewohnheiten der  KaufmannRcremeinde  leicht  geschmälert  werden.  Daher 
erklärt  sich  die  Stelle  des  Altensbachor  Privilegs:  Statuimus  etiam  ut 
tribus  vieibus  in  anno  per  quatuordecim  dies  mercatores  vini^m  vel  alias 
res  non  vendant,  donec  res  abbatis  venundentur;  et  si  qui  violatores 
inventi  fuerint  imperiale  bannum  persolvere  cogantur.  Ebenso  behält 
sich  der  Bischof  von  Basel  6  Wochen  lang  im  Jahre  den  Detailhandel 
mit  Wein  vor.    (Gothein  I  822.) 

■  Auch  die  bekannte  oft  angefahrte  Stelle  des  Magdeburger  Rechts- 
buchs cap.  IV  §  2  f  erhält  dadurch  einen  guten  Sinn.  Der  König  gab- 
den  Kaufleuten  das  Recht,  das  er  täglich  an  seinem  Hofe  hatte,  d.  h. 
er  gewährt  ihnen  den  erhöhten  Königsfrieden,  auf  dorn  das  Kauf  leute- 
recht  basiert.  Handschuh  und  Kreuz  bezeichnen  andererseits  den  Frieden 
des  Marktes.  Aus  beiden  zusammen  ist  dann  das  Weichbild  d.  h. 
Stadtrecht  erwachsen. 

^  Vgl.  auch  Frensdorff,  Dortmund  S.  XVI:  Aus  dem  Berufe 
der  emptores  (d.  h.  [in  Dortmund]  ^=  ncgotiatores)  bildet  sich  hier  wie 
jUHlerwärts  der  freie  und  unfreie  Herkunft  überwindende  Stand  der 
Bürger.  Ebenso  Geerine,  Basel  S.  31:  Die  Kaufleute  bildeten  mit 
den  Achtbürgem  nach  Wohnsitz  und  Verfassung  den  eigentlichen  Kern 
des  städtischen  Gemeinwesens;  ihr  Gerichtshaus,  die  eigentlich  bürger- 
liche Gerichtsstätte,  für  die  freieren  Elemente  zugleich  der  Hord  der 
ganzen  städtischen  Autonomie,  steht  auf  dem  Fiscnmarkt  etc. !  —  Vgl. 
auch  Schröder  S.  595 f. 
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dafs  jeder  nur  von  Genossen  seines  Standes  gerichtet  werden 
könne.  —  Gewifs  ein  neuer  Beweis  dafür,  welch  ungeheuere 
Macht  die  Gleichheit  des  Berufs  und  die  auf  ihr  beruhende 
Interessengemeinschaft  nicht  nur  im  socialen,  sondern  auch  im 
Rech  täleben  der  Völker  allezeit  gewesen  ist^. 

Wo  sich  der  Bezirk  dieser  Kaufmanns-  und  Marktgemeinde 
deckte  mit  den  Grenzen  der  Landgemeinde,  da  wird  auch  die 
Verfassung  der  Landgemeinde  in  der  späteren  Stadtver£Eissung 
zu  erkennen  sein;  wo  die  Stadt  als  Grafschaft,  als  Himdertschaft 
aus  dem  Landrechtsverbande  eximiert  wird,  werden  Grafschafts- 
resp.  Hundertschaftsbeamte  sich  zunächst  an  ihrer  Spitze  finden  ^ 
una  die  Entwicklung  der  Stadt  als  Gemeindebezirk  erst  später 
einsetzen^. 

Die  Gleichartigkeit  der  späteren  Stadtverfassungen  mit  Rat 
und  Bürgermeistern  erklärt  sich  —  abgesehen  von  der  häufigen 
Übertragung  des  Rechts  einer  Stadt  auf  die  andere  —  nicht 
daraus,  dafs  alle  aus  den  Verfassungen  von  Landgemeinden 
hervorgegangen  sind,  sondern  daraus,  dafs  die  gleichen  wirt- 
schaftlichen und  rechtlichen  Bedürfnisse  überall  ähnliche  Ver- 
fassungsformen und  Institutionen  emporkommen  liefsen. 

Die  Entstehung  einer  Kaufmannsgemeinde,  eines  Kauf  leute- 
gerichts  und  eines  besonderen  Gerichtsbezirks,  d.  h.  der  Immunität 
vom  Landrechtsverband  *,  das  sind  die  Grunabedingungen  für  die 


'  Mir  scheint  die  Bestimmung  des  norwegischen  älteren  Stadtrechts  : 
„Alle  sollen  in  der  Stadt  gleiches  Recht  haben,  nämlich  Hauldr-Recht, 
das  ist  3  Mark.  Gleiches  Recht  hat  der  Landherr  ....  wie  der  Frei- 
gelassene, der  sein  Freibier  gethan  hat"  —  dafür  ein  höchst  interessantes 
Analogon  zu  bieten.  Auch  in  Deutschland  ist  das  gleiche  Recht  das 
ursprüngliche,  persönliche  Freiheit  erst  eine  Folge  desselben  (vgl. 
Gothein,  Einleitung).  Der  Gegensatz,  den  Hegel  zwischen  Deutsch- 
land und  Norwegen  findet,  zeigt  sich  mehr  in  der  späteren  Entwick- 
lung als  in  den  ursprünglichen  Verhältnissen  (Hege  11  359 f). 

«  Vgl.  auch  Lamprecht,  Hist.  Zeitschr.  LXVII  407 fF. 

•  Für  Dinant  hat  z.  B.  Pirenne  den  überzeugenden  Nachweis 
gefuhrt,  dafs  die  Befugnisse,  die  Below  dem  Stadtnerm  überall  als 
Gemeindeherm  zuweist,  thatsächlich  diesem  infolge  Verleihung  seitens 
der  öfFentlichen  Gewalt  zustehen.  Andererseits  hat  Gothein  an  einigen 
oberdeutschen  Städten  gezeigt,  dafs  nicht  überall  und  notwendig  die 
Stadt  eine  Allmende  haben  mufs.  Below  übersieht  vor  allen  Dingen, 
dafs  der  Übergang  zu  städtischem  Leben,  der  doch  vor  allem  ein  wirtschaft- 
licher Prozefs  ist,  neue  wirtschaftlich-sociale  Bildungen  erst  ins  Leben 
treten,  oder,  wie  die  Handelsgilde,  Einflufs  im  öffentlichen  Leben  ge- 
winnen liefs.  Der  Übergang  von  der  Landgemeinde  zur  Stadtgemeinde 
vollzieht  sich  also  meist  nicht  unmittelbar,  sondern  es  schieben  sich  Mittel- 
glieder ein,  die  gerade  den  Bedürfnissen  kaufmännischen  Lebens  Rech- 
nung  tragen,  einen  Teil  der  Landgemeindekompetenzen  übernehmen 
und  dann  erst  an  die  späteren  Stadtorgane,  Rat  und  Bürgermeister, 
überlassen. 

*  Die  Anomalien,  die  Below  (Landst.  Verfassung  von  Jülich  etc. 
I  A.  198)  anführt,  dafs  eine  Stadt  nicht  einen  besonderen  Gerichtsbezirk 
hat,  stammen  erst  aus  späterer  Zeit,  sind  für  die  Erkenntnis  dee  Ur- 
sprunges des  Städtewesens  ohne  Belang. 

Forschungen  (52)  XII 2.  —  Doren,  Kanfmannsiplden.  8/^~^  T 
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Entstehung  der  deutschen  Städte,  soweit  dieselben  Kaufinanns- 
und  Marktstädte  sind,  d.  h.  dem  Handel  ihre  Entstehung  ver- 
dankend Derartige  Kaufmannsgemeinden  lassen  sich  nun  in 
vielen  Städten  Deutschlands  noch  positiv  nachweisen;  vor  allem 
hat  der  Aufsatz  Schuhes  sie  wieder  in  den  Vordergrund  des 
Interesses  gerückt.  Sie  siedeln  sich  in  den  alten  Römerstädten 
meist  vor  den  Thoren  der  alten  Stadtmauer  an.  Wir  wissen  von 
solchen  Kaufmannsgemeinden  z.  B.  in  Köln,  Regensburg,  Worms, 
Mainz,  Basel ^,  in  Goslar,  Magdeburg  und  Quedlinburg'. 
Pforzheim  wird  1195  als  Kaufstadt  erwähnt  neben  dem  alten 
Dorf*.  Am  deutUchsten  aber  tritt  uns  das  Wesen  derartiger 
Kaufmannsgemeinden  bei  der  Neuanlage,  der  Gründung  von 
Städten  entgegen ;  ich  weise  nur  auf  die  Gründung  von  Prag 
und  Breslau  hin;  die  Anlage  von  Freiburg  im  Breisgau  bietet 
dafllr  das  bekannteste  Beispiel.  Hier  fallen  der  Bezirk  des 
Marktfriedens  und  der  der  kaufmännischen  Rechtsprechung  von 
Anfang  an  hinsichtlich  der  lokalen  Grenzen  zusammen;  die 
Kaufmannsgemeinde  ist  hier  sofort  Stadtgemeinde '^,    das  Kauf- 


1  S.  dazu  die  Anmerkung  zu  diesem  Kapitel  S.  36—88. 

'  In  Köln  erscheint  die  aufserhalb  der  urBprünglichen  Römerstadt 
liegende  Martinspfarre  als  Sitz  der  Kaufmanns^emeinde.  Die  Art,  wie 
die  Kaufleute  dieser  Martinspfarre  —  wie  die  Kaufleute  überhaupt 
meist  den  heiligen  Martin  als  Schutzpatron  haben  —  Einflufs  gewonnen 
haben  auf  die  Ausbildung  des  Stadtrechts  und  der  Stadtverfassung,  hat 
Höniger  (Ursprung  der  Kölner  Stadtverfassung.  Wostd.  Zeitschr.  II) 
schon  geschildert,  m  Kegensburg  heifst  der  Stadtteil  nach  den  Kauf- 
leuten jpagus  mercatorum  (s.  G  fror  er,  Verfassunffsgeschichtc  von  Kegens- 
burg st  8 ff.).  Über  Mainz  und  Worms  vergl.  oie  Arbeit  von  Koenne 
(Ursprung  der  Stadtverfassung  in  Mainz,  Worms  und  Speyer),  über 
Basel:  Geering  (Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel  S.  30).  Vgl. 
auch  NitzBch,  Ministerialität  und  Bürgertum  S.  187  f.  Wie  hier  die 
Kauf  leute  sich  in  der  Kaufmannsgemeinde  und  im  Kauf  leutegericht  ihre 
eigene,  ihren  Zwecken  anffepafste  Organisation  schaffen,  so  linden  wir 
später  in  der  Ausbildung  der  Bergwerksverfassung  und  des  Bergmanns- 
rechts  einen  ganz  analogen  Vorgang.  Auch  den  Bergleuten  wird  Frei- 
zügigkeit, werden  freie  areae  für  den  Hausbau  zugestanden;  im  genossen- 
schaftlichen Gericht  von  Meistern,  Schöffen  und  Gemeinden  bilden  die 
Bergleute  Recht  und  Verfassung  aus ;  nicht  aus  der  Markgenossenschaft, 
Bonoem  neben  und  gegen  sie  bat  sich  die  Bergarbeiter-  wie  oft  auch 
die  Kaufleutegemeinde  entwickelt.    Vgl.  Schmoller,  Jahrb.  XV. 

*  Urkunde  für  Quedlinburg,  Hans.  Urkundenb.  18(1042).  Jan  icke, 
Urkundenbuch  der  Stadt  Quedlinburg  I  8  (1088). 

*  Gothein  I  124. 

"  Später  entstand  oft  die  Neustadt,  d.  h.  eine  Neuanlage,  die  sich 
nach  Abschlufs  des  Stadtrechtsgebiets  aufserhalb  desselben  gebildet 
hatte,  eine  neue  Kaufmannsgemeinde,  die  meist  erst  in  längeren  Kämpfen 

gegen  die  alte  bevorrechtete  Stadtgemeinde  es  zur  Anerkennung  und 
rleichberechtigung  gebracht  hat.  So  z.  B.  in  Braunschweig,  Salzwedel, 
Breslau  etc.  In  Hilaesheim  hatten  die  Einwohner  der  Neustadt  in  der 
Altstadt  nicht  nur  Zoll  zu  zahlen,  sed  fuit  eis  aliquociens  emendi  et 
vendendi  commercium  interdictum  (Hildesh.  Ukb.  No.  193).  In  Braun- 
schweig darf  1269  nur  in  der  Altstadt  zu  jeder  Zeit  Wein  verkauft 
werden,  in  der  Neustadt  und  im  Hagen  nur  abwechselnd  tempore  con- 
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leutegericht  Stadtgericht;  die  Grenze  wird  hier  gebildet  durch  die 
Stadtmauer  ^  In  Radolfzell  hat  sich  die  Kaufmannsgemeinde 
erst  langsam  gegenüber  der  Bauemgemeinde  emporgearbeitet; 
ihr  Recht  erscheint  hier  erst  160  Jahre  nach  der  Gründung 
über  den  ganzen  Stadtbezirk  ausgedehnt  ^.  Gegen  das  Recht  der 
agrarischen  Markgenossenschaft ,  der  Bauemgemeinde^,  gegen 
Hoirecht  und  Dienstrecht,  hat  das  kaufmännische  Marktrecht 
einen  langen  meist  siegreichen  Kampf  bestanden^.  Erst  langsam 
sind  die  andersrechtUchen  Enklaven,  geistliche  und  welüiche 
Jurisdiktionssonderbezirke  verschwunden,  erst  nach  und  nach 
haben  alle  anderen  Einwohnerklassen  ihren  Gerichtsstand  vor  dem 
Stadtgericht  oder  werden  gänzlich  ausgestofsen  ^.  Diese  Ent- 
wicklung ist  bedingt  durch  die  immer  weitere  Ausdehnung 
kaufmännischen  Berufs,  durch  die  Teilnahme  immer  weiterer 
Bevölkerungskreise  am  eigentlich  städtischen  Leben.  Wie  in 
Breisach®  iSle  Einwohner  mercatores  sein,  kaufmännischen  Berut 
treiben  müssen,  wie  im  allgemeinen  mercatores  und  cives  als 
gleichbedeutende  Begriffe  gebraucht  werden^,  so  werden  auch 
nur  diejenigen  ganz  zu  den  städtischen  Lasten  herangezogen,  die 
kauftnännischen  Beruf  treiben  ^.  Allerdings  haben  sich  ja  später 
fast  alle  Klassen  der  Bevölkerung  an  dem  kaufmännischen  Leben 
beteiligt:  die  altireien  Grundbesitzer  in  den  groPsen  Städten,  die 
z.  B.  in  den  Niederlanden  mit  den  Kauf  leuten  zu  dem  Stande 


gruo.  Diese  Bestimmungen  hingen  zusammen  mit  der  gesamten  städti- 
schen Wirtschaftspolitik  und  werden  in  neuerer  Zeit  oit  wieder  aufge- 
nommen (vgl.  z.  B.  Schmoller  im  Jahrb.  VIII  1077  fF.). 

1  Gothein  S,  97ff. 

«  Kaufmann  a.  a.  0.  S.  21. 

'  Gerade  die  Verschiedenartigkeit  der  Entwicklung  je  nach  der 
Lage  und  Stellung  der  Kaufmanns-  zur  Bauemgemeinde  lafst  sich  an 
den  verschiedenen  Schicksalen  der  Kaufmannsgemeinde  in  AUensbach 
und  Radolfzell  deutlich  verfolgen. 

*  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  595 f. 

^  Vgl.  z.  B.  Freiburger  Gründungsurkunde  §  13  (Altmann  und 
Bern  heim  S.  212):  Nullus  de  hominibus  vel  ministerialibus  ducis  vel 
aliquis  miles  in  civitate  habitabit  nisi  ex  communi  consensu  omnium 
urbanorum  et  voluntate;  und  späteren  Zusatz  in  §  16:  ne  qnis  bnrgen- 
sium  illorum  testimonio  possit  offendi ,  nisi  predictus  dominus  civitatis 
iibero  eum  dimiserit.  Besonders  deutlich  zeigt  sich  diese  Entwicklung 
in  französischen  Städten  (Luchaire:  bist,  des  communes  fran^aises  cap.  III). 

«  Gothein  S.  138.    Vgl.  auch  unten  S.  37. 

'  S.  z.  B.  die  Bestätigung  des  Quedlinburger  Privilegs  von  1042 
durch  Lothar  III.  11.34  (Jan icke,  Urkundenbuch  No.  lOj:  negotia- 
tores  de  Quedlinburg  ....  per  omnes  nostri  imperii  mercatus  ubique 
8uum  libere  exerceant  negotium  ....  cives  ....  (1042:  mercatores) 
ctiam  de  omnibus,  que  ad  cibaria  pertinent,  inter  se  iudiccnt. 

*  1207  gehören  in  Regensburg  zur  Bürgerschaft:  quicumque  sive 
clericus  sive  laicus  seu  etiam  iudeus  de  Ratispona  pecuniam  aliouam 
seu  quodcumaue  commercium  vel  in  civitate  vel  extra  civitatem  ad  ne- 
gotiationem  aliquam  tradiderit. 

In  Constanz  (Gothein  S.  157)  bleiben  die  Dienstmannen  des 
Bischofs  solange  von  Steuern  und  Wacht  frei,   „solange  sie  nicht  ge- 

3* 


Digitized  by  VjOOQ IC 


36  XII  2. 

der  Poortens  verschmolzen  sind^,  die  Ministerialen  ^  geistlichen 
und  welthchen  Herren ,  die  in  der  Stadt  ansässig  waren  ^,  endlich 
die  die  Fesseln  der  Hörigkeit  abstreifenden  Handwerker. 

Die  Verwaltung  der  Stadt  lag  anfGings  überall  in  den  Händen 
der  Stadtherren,  die  die  öffentliche  Gerichtsbarkeit,  vor  allem 
den  Blutbann  hatten;  ihre  Beamten  entnahmen  sie  meist  dem 
technisch  am  meisten  geschulten  Ministerialenstand ,  erst  in  späterer 
Zeit  wurden  sie  durch  bürgerliche  Beamte  verdrängt®. 

Das  gemeinsame  kaufmännische  Interesse  aller  Stände  und 
Klassen  hat  dann  erst  iene  mächtige  Elrhebung  des  städtischen 
Bürgertums  im  12-  und  13.  Jahrhundert,  die  Kämpfe  mit  den 
Stadtherren  in  den  deutschen  und  flandrischen,  die  Erringung 
der  freien  Kommune- Verfassung  in  den  französischen,  der 
communio  in  den  italienischen  Städten  ermöglicht,  durch  die  die 
Städte  zur  Selbstverwaltung,  zur  „Freiheit",  gelangten*. 


Anmerkung  zu  diesem  Kapitel. 

Ich  habe  diesen  ganzen  Abschnitt,  der  eigentUch  mit  meinem 
Thema  nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhang  steht,  etwas  aus- 
führlicher behandelt  einmal,  weil  es  nötig  war,  für  die  Beur- 
teilung des  Einflusses,  den  die  KauimannsgUde  als  Genossenschaft 
auf  ^tstehung  und  Entwicklung  der  Stadtverfassung  ausgeübt 
haty  einen  festen  Standpunkt  zu  gewinnen,  dann  aber,  weil  in 
dem  Buche  von  Grob  ftir  England  auf  diese  Dinge  kaum  ein- 
;egangen  ist  und  gerade  hierin  der  Kern  für  das  Verständnis 
ier  verschiedenen  Entwicklung  der  Gilde  in  England  und  in 
Deutschland  zu  suchen  ist. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  habe  ich  die  Entstehung  des 
Städtewesens  nur  insoweit  in  Betracht  gezogen,   als  die  otädte 

meinen  Kauf  mit  Leinwand,  Wachs,  Pfeffer,  einfarbenem  Tuch  (den 
Gegenständen  des  Grofshandels)  treiben  mit  Geistlichen  oder  Laien". 

In  Frankfurt  werden  1291  die  deutschen  Ordensbrüder  von  der 
Steuer  befreit  dummodo  negociaciones  et   mercaciones  non   ezerceant. 

S.  dazu  auch  Luchaire  S.  62  und  öfters  und  weiter  unten  meine 
Ausführungen  über  scot  und  lot  in  England  und  über  die  Ausdehnung 
dos  Begriffs  mercator;  vor  allem  Zeumer,  Städtesteuem  (Schmollers 
Forschungen  I,  2  cap.  IV). 

1  Vgl.  unten  Kapitel  IV  §  3. 

■  Urkunde  für  Bremen  1233  (Jiremer  Urkundeubuch  I  No.  172): 
Item  cives  Bremenses  mercatores  non  tenebuntur  ad  archiopiscopi 
Bremensis  expeditioncm  ni  volueruint  exceptis  illis  mercatoribus,  qui 
vol  tamquam  ministerialcs  vel  tamquam  homincs  ecclesiae  ab  ecclesia 
sunt  infeodati. 

In  Lüneburg  stehen  die  Ministerialen,  die  „schot  und  schild" 
zahlen,  unter  Staatgericht. 

«  Vgl.  unten  Kapitel  IV  §  3. 

*  Vgl.  darüber  unten  Kapitel  IV  §  3. 
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Eaufmannsstädte  sind.  Denn  den  Grund  alles  Städtewesens  — 
nicht  nur  im  Mittelalter  —  finde  ich  in  der  Ausscheidung  eines 
Friedensbezirkes,  der  dann  in  Deutschland  zur  Ausscheidung 
eines  besonderen  Qerichtsbezirkes  aus  dem  Landgerichtsbezirk 
führt  ^.  Die  Bildung  des  Friedensbezirks  konnte  nun  verschiedene 
Wurzeln  haben.  Als  die  wichtigsten  hat  man  den  Frieden  des 
Marktes  und  den  Frieden  der  Burg,  d.  h.  eines  ummauerten^ 
Kriegszwecken  dienenden  Platzes  anzusehen;  daher  Burgrecht^ 
das  Recht  „der  bergenden ^  schützenden  Städte '^  (Qrimm),  des 
befriedeten  Platzes.  Burgrecht  wird  dann  gleich  Weichbild  für 
Stadtrecht  gebraucht  2. 

Militär-,  und  Handelsrücksichten  haben  z.  B.  bei  der  Gründung 
von  Breisach  mitgewirkt,  wo  nur  Kaufleute  als  Einwohner  zu- 
gelassen sind,  diese  aber  die  ständige  Besatzung  bilden^. 

Lippert  (Kulturgeschichte  Bd.  II.)  hat  das  Städtewesen, 
soviel  ich  sehe,  allein  unter  diesem  allgemeinen  Gesichtspunkte 
behandelt;  seine  Auffassung  aller  staatlichen  Verbände  als  stets 
erweiterter,  neuen  Zwecken  sich  anpassender  Friedensverbände 
wird  man  als  zu  einseitig  sicher  zurückweisen  müssen.  Für  das 
Altertum  zeigen  die  epochemachenden  Untersuchungen  von  Nissen 
(über  das  römische  templum)  den  richtigen  Weg.  Wie  durch 
das  templum  im  Altertum,  wie  durch  den  „Etter"  im  alt- 
germanischen Hause,  so  ist  durch  das  Stadtgebiet  im  Mittelalter 
ein  besonderer  Friedensbezirk  ausgeschieden;  uralte  reUgiöse 
Kultvorstellungen,  Heiligung  eines  Ortes  durch  ständiges  In- 
wohnen eines  göttlichen  Geistes  sind  es,  die  diesen  Erscheinungen 
in  letzter  Linie  zu  Grunde  liegen.  Die  ganze  Theorie  Kuntzes, 
der  die  Eichhomsche  Anschauung  vom  Zusammenhange  zwischen 
den  Städten  des  Mittelalters  und  denen  der  Römerzeit  mit  neuem 
Leben  zu  erfüllen  sucht,  stützt  sich  hauptsächlich  auf  den  Nach- 
weis, dafs  das  römische  forum,  d.  h.  ein  gesonderter  Gerichts- 
bezirk, sich  durch  die  Stürme  der  Völkerwanderung  erhalten 
habe,  dafs  an  dies,  nicht  an  den  Markt,  der  überall  anfangs 
mercatus  heifse,  die  deutsche  Stadt  wieder  anknüpfe.  Nun  aber 
bedeutet  forum  (Nissen,  templum  S.  141),  etymologisch  gleich 
litauisch  dvoras,  bulgarisch  dvoru,  russisch  dvor  und  polnisch 
dwor,  nur  einen  eingezäunten  Hof*.    Festus  nennt  als  seine  erste 

*  „Im  Anfang  war  nicht  das  Recht,  sondern  der  Friede  und  erst 
mit  dem  Bruch  des  Friedens  trat  das  Recht  ein."  (Arnold,  Über  das 
Wesen  des  Rechts  S.  11.)  Auch  in  England  ist  der  besondere  Gerichts- 
bezirk, der  court  leet,  das  eigentlich  Charakteristische  für  das  Wesen 
der  Stadt  (Gneist,  Englisches  Verwaltungsrecht  I  31).  In  Odense,  in 
Schweden  und  Norwegen  heifst  das  Städtcrecht  Biärk-  oder  Biärköa- 
recht  =  Weichbildrecht  (Hegel,  Städte  und  Gilden  I  199  Anm.  1. 
270,  352). 

2  Sohm  a.  a.  O.  S.  22f.;  Kuntze  S.  46 ff. 

*  Gothein  p.  138:  ut  nullus  incoleret  nisi  merciitus  officium  vo- 
luerit  exercere. 

*  Kuntze  bringt  es  mit  foris  in  Zusammenhang;  mit  welchem 
Recht,  vermag  ich  nicht  zu  entscheiden. 
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Bedeutung  negotiationis  locus  ^^  als  zweite  dann  in  quo  iudicia 
licriy  cum  populo  agi,  conciones  haben  solent;  als  aritte  folgt 
dann  civitas,  als  vierte  vestibulum  etc.  Gemeinsam  ist  allen 
diesen  Bedeutungen  die  auch  durch  die  Gleichheit  der  anderen 
indogermanischen  Sprachen  bewiesene  Grundbedeutung  als  ge- 
sonderter Bezirk.  Eine  solche  Aussonderung  erfolgte  aber  stets 
durch  religiöse  Weihe.  Auch  bei  den  deutschen  Stftdten  des 
lülittelalters  bedeutet  forum  den  ausgesonderten  Friedensbezirk  des 
Marktes.  Erst  als  diese  Rechtsanschauung  aufkam  ^  sprach  man 
von  ius  fori  statt  dem  Itlteren  mercatus,  das  nie  im  Zusammen- 
hang mit  ius  vorkommt. 

Neuerdings  hat  Huberti  (Quiddes  Zeitschrift  Bd.  V  1)  die 
Begriffe  „Friede"  und  „Recht"  einer  rechts-  und  sprachver- 
gleichenden Untersuchung  unterworfen,  die  aber  diese  Dinge  kaum 
berührt.  Dafs  aus  dem  Friedensb^irk  sich  ein  Rechtsbezirk 
entwickeln  konnte,  finde  ich  in  seinem  Aufsatze  nirgends  er- 
wähnt 


*  Auf  jedem  forum  stand  ein  Tempel  des  Mercur. 
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Kapitel  III. 

Einzelnntersnchnngen  znr  Geschichte  der 
Kanfmannsgilden. 


§  1. 
Allgemeine  Vorbemerkimgeu. 

Lamprecht  ^  hat  die  Untersuchung  der  Entstehung 
der  Kaufmannsgilden  als  eines  der  wesentlichsten  Probleme 
bezeichnet,  das  die  Städtegeschichte  zunächst  auf  Gmnd  der 
Nitzschschen  Untersuchungen  in  Angriff  zu  nehmen  hätte.  Mit 
dieser  Frage  nach  der  Entstehung  der  Gilde  identifiziert  er  die 
nach  dem  Werden  des  Grofskauimannsstandes^. 

Eine  Lösung  dieser  Fragen  auf  dem  Wege  quellenkritisch  ge- 
sicherten Nachweises  dtirlte  wohl  fiir  alle  Zeit  bei  der  Dürftig- 
keit der  vorliegenden  Quellen  eine  Unmöglichkeit  bleiben.  Grols 
in  seinem  Buche  über  die  englischen  Kaufmannsgilden  geht  über 
dieses  schwierige  Problem  mit  einigen  kurzen  Hinweisen  auf  den 
Aufschwung  des  englischen  Handels  unter  dem  sicheren  Kegiment 
der  ersten  Normannenkönige  hinweg  und  tritt  dann  sofort  in  die 
Erörterung  der  ausgebildeten  Gilde  Verfassung  ein®. 


'  In  seiner  Besprechung  des  Gotheinschen  Buchs.  Conrads  Jahr- 
bücher LVI  439. 

'  A.  a.  O.  „Die  Beiträge,  welche  Quellenmaterial  und  Geschichte 
des  Schwarzw^ildes  hier  bieten  konnten,  lassen  die  Fragen  nach  dem 
Werden  der  Gilde  und  damit  des  Grofskaufmannsstandes  fast  aufser 
Betracht."  In  seinem  unterdessen  erschienenen  Aufsatz  über  Ursprung 
des  Städtewesens  und  des  Bürgertums  in  Deutschland  (Hist.  Ztschr.  LäVII 
385 — 424)  sucht  er  selbst  einen  Beitrag  zur  Lösung  dieser  Frage  zu  geben ; 
indessen  bleiben  noch  manche  Lücken  auszufüllen. 

^  Etwas  ausführlicher  geht  er  in  seiner  Dissertation  „gilda  merca- 
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Die  Hauptschwierigkeit  bei  Lösung  der  Frage  liegt  in  dem 
Umstände,  dafs  uns  keine  Urkunde  von  der  Errichtung  oder 
Stiftung  einer  Eaufinannsgilde  Kunde  giebt.  Als  fertige  wirt- 
schaftüch-sociale  Gebilde  treten  die  Gilden  überall  in  den  uns 
erhaltenen  Gildestatuten  und  Rechtsaufzeichnungen  vor  uns  hin. 
So  sind  die  Gründe  für  ihre  Entstehung,  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  sich  ursprünglich  zusammensetzten,  für  uns  in  ein  Dunkel 
gehüllt,  das  nur  durch  historische  Kombination,  durch  Rück- 
schlüsse vom  Standpunkt  sicherer  Thatsachen  aus  einigermalsen 
gelichtet  werden  kann. 

Während  wir  in  den  zahlreichen  Urkunden  grundherrschaft- 
licher Verwaltung  eine  Organisation  des  Handwerks  in  einzelnen 
officiis  finden,  die  den  späteren  Zünften  wenigstens  als  formelles 
Vorbild  dienen  konnten ,  ist  uns  von  einer  ähnlichen  Organisation 
der  zu  einer  Grundherrschaft  gehörenden  Kaufleute  nichts 
bekannt. 

Zu  dieser  ersten  Schwierigkeit  kommt  dann  noch  eine 
Reihe  von  weiteren  hinzu.  Man  hat  wohl  die  Frage  nach  dem 
Alter  der  Kaufmannsgilden  in  der  Weise  zu  beantworten  gesucht, 
dafs  man  sie  für  jünger  hält  als  die  Stadt,  aber  ftir  älter  als  die 
Stadt  Verfassung  ^ 

Will  man  überhaupt  eine  derartige  Unterscheidung  treffen  — 
obwohl  die  6*^0  Stadtverfassung  doch  in  den  Städten  alter  Kultur 
ein  Produkt  langjähriger  Entwicklung,  die  Frucht  oft  heftiger 
Kämpfe,  die  Summe  langsam  im  Laute  der  Zeit  errungener  Vor- 
rechte ist,  während  in  späteren  neuangelegten  Städten  der 
Geburtstag  der  Stadt  mit  dem  der  Stadtverfassung  zusammen- 
fällt ^  —  so  dürfte  man  allerdings  wenigstens  ftir  die  alten  Städte, 
vor  allem  die,  die  sich  an  Reste  römischer  Niederlassungen,  an 
königliche  Pfalzen  etc.  anschlössen,  das  Rechte  getroffen  haben. 
Nicht  aber  gilt  dies  fllr  die  von  Fürsten  nach  älterem  Vorbild 
gegründeten  Städte.  Kann  ich  auch  für  Freiburg  trotz  des  Aus- 
drucks quadam  coniuratione  die  Gründung  der  Stadt  durch  eine 
Kaufmannsgilde  nicht  ftir  erwiesen  erachten,  so  steht  anderer- 
seits an  und  für  sich  der  Annahme  nichts  im  Wege,  dafs  z.  B. 
in  Stendal  eine  Gilde  der  Tuchkauf leute  schon  bestanden  hat, 
ehe    es  mit  Magdeburger  Recht  bewidmet  ward. 

Endlich  fi-agt  es  sich  noch,  ob  sich  überhaupt  ein  Typus 
der  mittelalterlichen  Kaufmannsgilden  finden  läfst,  der  einer 
Definition  ihres  Wesens  zur  Grundlage  dienen,  und  auf  Grund 
dessen  man  ein  allgemeines  Urteil  über  ihre  Bedeutung  ftir  das 
wirtschaftliche,  sociale  und  politische  Leben    der  mittelalterlichen 


toria"  S.  29  ff.  auf  diese  Dinge  ein,  die  auch  sonst  meiner  Meinung  nach 
in  manchem  dem  gröfseren  Werke. .vorzuzielien  ist. 

^  So  z.  B.  Grofs    I    105.      Ähnlich    für    die    nordischen    Gilden 
Pappeuheim  S.  430. 
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Stadt  gewinnen  könnte.  So  viel  ich  sehe ,  mufs  man  diese  Frage 
im  allgemeinen  verneinen. 

Bietet  überhaupt  eine  begriffliche  Scheidung  der  einzelnen 
Institutionen  des  Mittelalters  wegen  der  unendlichen  Mannig- 
faltigkeit des  mittelalterlichen  Rechts-  und  Wirtschaftslebens,  der 
vielfachen  Übergänge  und  Zwitterformen  die  gröfsten  Schwierig- 
keiten ,  so  scheint  eine  solche  bei  der  Betrachtung  der  Institution 
der  mittelalterlichen  ELaufmannsgilden  beinahe  unmöglich  gemacht. 
Man  hat  wohl  versuchen  können,  die  mittelalterliche  Zuüft  und 
ihre  Verfassung  als  einen  grofsen  Typus  in  der  Entwicklung  des 
gewerblichen  Lebens  mit  einigen  knappen  Zügen  zu  schildern; 
wo  dieser  Versuch  bei  den  Kaufmannsgilden  gemacht  worden  ist, 
da  hält  er  sich  entweder  in  ganz  allgemeinen  Zügen,  die  die 
Besonderheiten  der  Kaufmannsgilden  ganz  aufser  acht  lassen  ^, 
oder  er  umschliefst  einen  zu  engen  Kreis  und  wird  so  der 
Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  nicht  gerecht^. 

Die  Gründe  dafür  sind  mannigfacher  Art  Vor  allem  ist 
der  Handel,  insbesondere  der  Grofshandel,  der  Export  und  Im- 
port, auch  vom  Standpunkte  mittelalterlicher  Stadtwirtschaft 
aus  betrachtet,  wenn  man  will,  eine  universellere  Thätigkeit  als 
das  Handwerk.  Die  Notwendigkeit  manueller,  technischer  Ge- 
schicklichkeit, der  gleiche  Bildungsgang,  der  die  gleichartige 
technische  Ausbildung  erzeugt,  ermöglicht  im  Handwerk  in  ver- 
hältnismälsig  kurzer  Zeit  die  Erzielung  eines  hohen  Grades  von 
Arbeitsteilung,  eine  Sonderung  der  Berufearten,  und  dadurch 
den  Zusammenschlufs  der  Genossen  des  gleichen  Handwerks  zu 
einer  durch  gleiche  Beschäftigung  und  gleiche  Sitte  gefesteten 
Vereinigung.  Überall  vollzieht  sich  dieselbe  im  wesentlichen 
in  den  gleichen  äufseren  Formen.  Der  Kaufmann,  der  sein 
Warenschiff  ausrüstet  oder  mit  seinem  Kram  über  Land  zieht, 
hat  nur  in  der  physischen  und  materiellen  Möglichkeit,  Handel 
zu  treiben ,  die  Grundlage  seines  Berufs ,  ihm  fehlt  die  homogene 
Art  technischer  Vorbildung;  eine  Arbeitsteilung  nach  Art  und 
Beschaffenheit,  nach  Gattung  und  Qualität  der  Waren,  mit  denen 
er  Handel  treibt,  kann  sich  erst  in  einer  Zeit  voUziehen,  in 
welcher  eine  erstarkte,  arbeitsteilige  Industrie  ihm  eine  bestimmte 
Ware  in  genügender  Menge  und  Qualität  liefert,  damit  es  sich 
lohnt,  sie  allein  zum  Gegenstande  eines  kaufmännischen  Geschäfts 
zu  machen^. 


^  So  die  älteren  Bearbeitungen  der  Gildegeschichte. 

«  So  Nitzsch. 

•  Daher  noch  heute  der  Kramladen  für  alles  in  den  Dörfern.  Im 
Mittelalter  sind  entsprechend  der  früheren  Entwicklung  der  Tuch- 
indu.strie  die  Tuchhändlergilden  die  ersten,  die  eine  homogene  Bevölke- 
Tungsklasse,  ähnlich  den  Zünften,  umschliefsen.  Daher  haben  sie  auch 
längeres  Leben  als  die  übrigen  Kaufmannsgilden  und  assimilieren  sieh 
mehr  und  mehr  den  Zünften. 
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Es  fehlte  also  den  Kaufleuten  für  ihre  Qenossenschaften  und 
Gflden  die  Grundlage  der  Handwerkerzünfte,  die  vollständige 
Einheit  des  Berufe;  der  Technik  ^  Hier  gröfsere  Einheit  und 
Sicherheit;  dort  mehr  Freiheit  und  Beweglichkeit,  das  unter- 
scheidet die  Eaufmannsgilde  von  der  Handwerkerzunft.  Während 
in  dieser  nur  der  Schmied  neben  dem  Schmied,  der  Bäcker  beim 
Bäcker,  der  Weber  neben  dem  Weber  sitzt,  umschliefst  die  Kauf- 
mannsgilde oft  den  Weinhändler  und  den  Tuchhflndler,  den  See- 
fahrer und  den  Landkaufmann,  den,  der  nach  Norden  und  den, 
der  nach  Süden  Handel  treibt.  Der  reiche  grundbesitzende  alt- 
adelige und  eingesessene  Patrizier  sitzt  hier  oft  neben  dem  Kauf- 
mann, dessen  EHtem  noch  für  einen  Grofsgrundbesitzer  des  platten 
Landes  die  Scholle  als  Hörige  bebauen  muFsten.  Eine  Interessen- 
gemeinschaft, wie  sie  in  den  Zünften  herrschte,  deren  Mitglieder 
alle  auf  annähernd  gleicher  socialer  Rangstufe  standen,  war  hier 
im  allgemeinen  ausgeschlossen;  und  aus  der  mannigfaltigen 
Verschiedenheit,  mit  der  die  Mischung  der  socialen  demente 
innerhalb  der  Gilde  vor  sich  gehen  konnte,  erklärt  sich  zunächst, 
warum  sich  ein  einheitlicher  Typus,  was  die  sociale  Seite  der 
Gilde  betrifft,  nicht  herausbilden  konnte. 

Damit  hängt  denn  aufs  engste  das  Moment  der  Standessitte 
zusammen.  Von  jenem  übermütig  -  stolzen  Selbständigkeitsan- 
spruch, wie  ihn  uns  der  Mönch  Alpert  von  der  Kaufmannsgilde 
der  damals  noch  mächtigen  niederländischen  Seestadt  Tiel  be- 
richtet ^ ,  wird  wohl  in  der  Gewandschneidergilde  einer  deutschen 
Kleinstadt  wenig  genug  zu  finden  gewesen  sein. 

Damit  komme  ich  zu  einer  zweiten  grofsen  Reihe  von  Ver- 
schiedenheiten, die  ich  kurz  als  die  wirtschaftlichen  bezeichnen 
möchte.  Sollte  man  wirklich  die  Kaufmannsgilde  der  mächtigen 
Residenzstadt  Paris,  der  grofsen  niederrheinischen  Handelsmetro- 
pole Köln  in  eine  Linie  stellen  können  mit  der  Pfannergilde  zu 
Salzdettfurt  und  der  grofsen  Gilde  zu  Höxter  oder  Menden?  In 
allen  diesen  Orten  finden  sich  offenbar  Kaufmannsgilden  ^ ;  der 
Name  ist  derselbe,  und  doch  welche  Unterschiede!  Die  La^e  der 
Stadt  als  Marktort,  die  Teilnahme  derselben  an  Handel  und  Ver- 
kehr, die  specifischen  Handelszweige,  die  in  ihr  aUmählich  zu  be- 
sonderer Blüte  gediehen,  das  frühere  oder  spätere  Erwachen  der 


*  Erst  später  bilden  die  Zünfte  politisch-militärische  Körperschaften 
lind  die  rein  gewerbliche  Grundlage,  auf  der  sie  beruhten,  tritt  mehr 
und  mehr  zurück.  (Siehe  dazu  vor  allem  Bücher,  Bevölkerung  von 
Frankfurt  a.  M.  im  Mittelalter,  S.  139  und  öfters.) 

2  Alpertus  mon  Traject:  de  diversitate  temporum  n  cap.  20  (M.  G. 
§§IV718). 

'  Den  Namen  „Kfiufgilden",  den  Nitzsch  mit  Vorliebe  anwendet 
und  den  auch  Goldschmidt*  als  den  richtigeren  acceptiert,  halte  ich 
nicht  für  zutreffend.  Neben  dem  niederdeutschen  kopgilde  findet  sich 
häufig  auch  kopludegelde,  lateinisch  stets  gilda  (consortium,  fratemitasetc.) 
mercatorum.  „Kaufgildo"  könnte  leicht  zu  einer  falschen  Vorstellung 
Anlafs  geben. 
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Industrie,  —  das  sind  einige  Momente,  die  in  der  Entwicklung 
der  äufseren  Form  wie  in  dem  inneren  Wesen  der  einzelnen 
Kaufmannsffilden  notwendig  zum  Ausdruck  kommen  mufsten. 
Dals  dieselben  auch  wieder  auf  die  sociale  Zusammensetzung  der 
Gilde  ihren  Einflufs  üben,  brauche  ich  wohl  nicht  hervorzuheben, 
ist  doch  jede  sociale  Entwicklungsreihe  ohne  Kenntnis  ihrer 
wirtschaftlichen  Grundbedingungen  niemals  zu  verstehen. 

Ich  komme  endlich  noch  auf  das  politische  Moment  zu 
sprechen.  Uie  Verteilung  der  socialen  Macht  und  der  öfient- 
liehen  Rechte  innerhalb  der  einzelnen  StAdte,  die  Stellung  der 
Gilde  zu  den  öffentlich  rechtlichen  Gewalten  innerhalb  derselben, 
von  denen  sie  selbst  oft  ja  eine  bildet,  dann  das  Verhältnis  der 
Gilde  als  solcher  zum  Landesherm  in  Frankreich,  England,  in 
den  deutschen  Reichsstädten  zum  König,  in  den  fürstlichen  Lfmd- 
städten  Deutschlands  und  Frankreichs,  vor  allem  auch  Flanderns, 
zum  princeps  terrae,  zur  flirstlichen  Lchnsgewalt,  endlich  die 
Stellung  der  ganzen  Stadt  zu  denselben  Gewalten,  die  politischen 
Ereignisse  und  Schicksale  des  Landes  im  allgemeinen,  —  alle 
diese  Umstände  haben  auf  die  Gestaltung  der  \'erfa8snng  der 
Gilde  Einflufs  gehabt,  bald  der  eine,  bald  der  andere  in  höherem 
Mafse,  mannigfach  sich  durchkreuzend,  sich  fördernd  oder  be- 
kämpfend, bald  zum  Nutzen,  bald  zum  Schaden  der  Gilde  selbst. 

Vor  allem  auf  die  „nationalen**  Unterschiede  möchte  ich 
noch  mit  einem  Worte  zu  reden  kommen. 

Es  war  für  mich  die  Frage,  ob  ich,  um  zu  einem  Urteil 
über  Wesen  und  Bedeutung  zunächst  der  deutschen  Kaufmanns- 
gilde  zu  gelangen,  mich  auf  die  Untersuchungen  der  Gilde  in 
Deutschland  s^bst  würde  beschränken  können.  Aber  eine  solche 
Begrenzung  hätte  notwendigerweise  zu  Trugschlüssen  und  schiefen 
Anschauungen  fuhren  müssen,  wie  sie  Nitzsch  thatsächlich  zu 
irrigen  Resultaten  geftlhrt  hat,  der  in  den  Kaufmannsorganisa- 
tionen einiger  nieoerdeutschen  Landstädtchen  den  eigentlichen 
Typus  der  mittelalterlichen  Gilden  vor  sich  zu  haben  glaubte. 
Wollte  ich  auch  nur  die  deutschen  Kaufinannsgilden  in  Betracht 
ziehen,  so  mufste  ich  auch  den  Gilden  Flanderns  einige  Aufmerk- 
samkeit widmen.  Aber  während  dies  in  der  Blutezeit  der  Gilden 
politisch  zum  Lehnsverbande  des  deutschen  Reichs  gehörte,  steht 
es  wirtschaftlich  viel  eher  mit  Nordfrankreich  auf  einer  Stufe. 
So  führt  es  mich  naturgemäfs  hinüber  zur  Betrachtung  der  zahl- 
reichen Gilden  NordfranKreichs,  deren  Geschichte  vor  uns  in  weit 
hellerem  Lichte  licet,  in  denen  das  Wesen  eines  zweiten,  grofsen 
Typus  der  mittelalterlichen  Kaufmannsgilde  viel  schärfer  und 
anschaulicher  uns  entgegentritt.  Gewifs,  wer  wollte  auch  im 
Mittelalter  die  Bedeutung  der  nationalen  Momente  im  wirtschaft- 
lichen und  socialen  Leben  gänzlich  leugnen?  Aber  sie  kommen 
doch  mehr  in  den  grofsen  Schicksalen  des  Gesamtlandes  zum 
Ausdruck  als  in  denen  der  politischen  Sonderbildungen,  die  der 
Betrachtung  des  Gildewesens  notwendig  zu  Grunde  liegen  müssen. 
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Die  einheitliche  Regelung  des  Handels  und  Verkehrs,  wie  sie  die 
rasch  erstarkenden  centralistischen  Monarchien  in  England  und 
später  auch  in  Frankreich  als  eine  ihrer  wesentlichsten  Aufgaben 
betrachteten,  steht  gewifs  im  scharfen  G-egensatz  zu  der  politischen 
und  wirtschaftlichen  Zersplitterung  Deutschlands,  wo  sich  das 
Königtum  fast  jeden  Einflusses  auf  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung der  Städte  begiebt^  und  ein  Gebiet  von  wenigen  Quadrat- 
meilen genügte,  um  eine  Summe  der  verschiedensten  wirtschaft- 
lichen Zwergbildungen  durcheinander  zu  zeigen,  die  alle  ihr 
Sonderdasein  fUhren,  ohne  daCs  -  wie  in  England  -  ein  starkes 
Königtum  mit  mächtiger  Hand  die  Gegensätze  auszugleichen  und 
zu  beherrschen,  sie  alle  seinen  Zwecken  einzuordnen  sucht, 

Demnach  glaube  ich,  da(s  diese  Unterschiede  der  politischen 
Entwicklung  nicht  allein  mafsgebend  sein  können  für  eine 
Klassifizierung  der  Gilde  nach  ihren  verschiedenen  Typen,  und 
so  scheint  mir  auch  Grofs  die  Verschiedenheit  der  englischen 
Gilden  von  den  schottischen  Gilden  einerseits,  den  kontinentalen 
andererseits  viel  zu  scharf  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  die 
wirtschaftlichen  und  socialen  Unterschiede  innerhalb  Englands 
selbst  viel  zu  wenig  zu  berücksichtigen.  Dafs  er  dies  mit  gröberem 
Rechte  thun  konnte  als  ein  Forscher,  der  sich  die  Schilderung 
des  „deutschen  Typus"  als  eines  einheitlichen  zur  Aufgabe  setzte, 
das  liegt  eben  an  der  verschiedenen  Entwicklung  beider  Länder, 
von  der  ich  oben  sprach.  Dennoch  glaube  ich,  dafs  auch  in 
England  eine  schärfere  Scheidung  zwischen  Grofs-  und  Kleinstadt, 
zwischen  Land-  und  Seestadt  ein  noch  zutreffenderes  Bild  der 
dortigen  Entwicklung  bieten  könnte,  als  das  von  Grofs  gegebene. 

Will  man  überhaupt  ein  einzelnes  Moment  feststellen,  das 
alle  diese  vielfarbigen  Bilder  in  einem  grofsen  Rahmen  zusammen- 
fafst,  so  kann  es  nur  die  Stellung];  der  Gilden  im  wirtschaftlichen 
Entwicklungsprozefs  des  mittelalterlichen  Handels  sein. 

„Kaufmannsgilden^  sind  alle  diejenigen  dau- 
ernden genossenschaftlichen  Organisationen,  in 
denen  sich  Kaufleute  zu^iächst  zum  Schutze  ihrer 
speciell  kaufmännischen  Zwecke  zusammenfinden, 
in  denen  eine  genossenschaftliche  Regelung  und 
Förderung  des  Handels,  nicht  aber  ein  eigentlich 
genossenschaftlich  -  kapitalistischer  Betrieb  und 
prozentualer  Anteil  der  einzelnen  Mitglieder  am 
gemeinsamen  Gewinn*  der  Zweck  der  Vereinigung 
ist;  der  Einzelne  bleibt  als  Kaufmann  selbständig  und  betreibt 
nach  wie  vor  sein  Geschäft  auf  eigene  Rechnung.  Die  Einheit 
liegt  vor  allem  im  Zweck.  Nm*  diejenigen  Genossenschaften 
sind  Kaufmannsgilden,  die,  wenigstens  in  ihrer  ursprünglichen 
Form,   sich   Schutz  und   Förderung    des  Handels  zur  Au%abe 


*  Schmoller.    Geschichtliche   Entwicklunff    der    Unternehmung. 
in.  Jahrbuch  XV  1036. 
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machten.  Dafs  daneben  noch  andere  Zwecke  —  besonders 
religiös-kirchliche  —  eine  Rolle  spielen  konnten,  soll  damit  nicht 
geleugnet  werden;  wo  fanden  sich  im  Mittelalter  überhaupt  ge- 
nossenschaftliche Organisationen  ohne  dieselben? 

In  den  äuiseren  Formen  unterscheiden  sieh  diese  Institutionen 
wenig  von  denen  der  gewerblichen  Zünfte;  die  folgenden  Einzel 
beispiele  werden  zeigen,   wie  schwankend  überhaupt  die  Grenze 
zwischen  Kauimannsgilden  und   Handwerkerzünften    ist,  je  nach 
den  Verhältnissen  der  einzelnen  Stadt  ^ 

Weit  schärfer  lassen  sich  die  Grenzen  ziehen  gegenüber  den 
anderen  Organisationen,  innerhalb  deren  sich  der  Handel  bis  zum 
Schlufs  des  Mittelalters  vollzogen  hat:  den  grofsen  Städtebünd- 
nissen der  flandrischen  und  der  deutschen  Hansa,  die  wesentlich 
andere  Zwecke  verfolgen  als  die  Gilden,  und  den  auf  kapitalisti- 
scher Grundlage^  ruhenden  modernen  Handelsgesellschaften,  wie  sie 
uns  in  den  norditalienischen  und  südfranzösischen  Seestädten  mit 
ihrem  regen  Seehandel,  ihrem  ausgebildeten  Geldverkehr  kurz 
nach  den  Kreuzzügen  entgegentreten^,  wie  sie  dann  im  15.  Jahr- 
hundert in  England  und  den  Niederlanden ,  kurz  darauf  auch  in 
Deutschland  zur  Ausbildung  gelangen*. 

Im  folgenden  soll  nun  zunächst  ein  Bild  der  Entwicklung 
der  Gilden  in  einigen  Städten,  besonders  Deutschlands  und  Frank- 
reichs gegeben  werden;  es  soll  gezeigt  werden,  wie  die  ver- 
schiedenen Momente,  die  ich  oben  darzulegen  versuchte,  in  der 
Geschichte  der  Gilde  einer  Stadt  zum  Ausdruck  kamen, 
wie  verschieden  die  Schicksale  der  Gilde  je  nach  den  gegebenen 
wirtschafdichen,  socialen,  politischen  Verhältnissen  sich  gestalten 
konnten.  Bei  der  Auswahl  der  Städte  —  eine  solche  mulste 
natürlich  getroffen  werden  —  waren  vor  allem  zwei  Gesichts- 
punkte mafsgebend.  Fa  galt  einmal,  Stellung  zu  nehmen  zu 
einigen  wichtigen  Fragen,  die  in  der  Forschung  über  die  Gilde- 


^  Die  Grenze  fallt  natürlich  zusammen  mit  der  Grenze  zwischen 
Handel  und  Handwerk,  aber  eine  scharf  qualitative  Verschiedenheit 
der  Organisationsformen  als  solcher  —  wie  sie  Nitzsch  aufzustellen 
suchte,  ist  meiner  Meinung  nach  nicht  aufrecht  zu  erhalten. 

*  Gerade  diesen  Unterschied  betont  Schmoller  sehr  scharf  (Jahr- 
buch XV  1086).  Allerdings  finden  sich  gerade  in  den  südfranzösischen 
Städten  im  14.  Jahrhundert  Formen  dieser  Handelsgesellschaften,  die 
eine  allmähliche  Entwicklung  aus  Kaufmannsgilden  wahrscheinlich  er- 
scheinen lassen. 

'  Siehe  vor  allem  Lastig,  Entwicklungswege  und  Quellen  des 
Handelsrechts.    Goldschmidt  1,  1  S.  148  ff. 

*  Es  ist  zwar  geistvoll,  aber  wenigstens  etwas  gewagt,  wenn 
Lamprecht,  Ursprung  des  Städtewesens  §.  897,  alle  Gilden,  Zünfte  etc. 
für  „socialistisch  gefärbt",  noch  gewagter,  wenn  er  sie  für  -Produktiv- 
genossenschaften"  erklärt,  von  ihrem  ^socialistischen  Produktionsideal" 
spricht.  Produktivgenossenschaften  in  dem  Sinne,  den  wir  heute  mit 
diesem  Worte  verbmden,  sind  nicht  einmal  die  Handwerkerzünfte  ge- 
wesen (vgl.  Schmoll  er  in  seinem  Jahrbuch  XV),  geschweige  denn  die 
Kaufman  nsgildeu. 
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geschichte  in  einzelnen  Städten  noch  strittig  sind,  oder  in  denen 
ich  eine  von  den  früheren  Meinungen  abweichende  Ansicht  be- 
gründen zu  müssen  glaubte.  Es  galt  dann  femer,  möglichst 
solche  Beispiele  herauszugreifen,  die  uns  ein  Wirken  der  Gilde 
nach  einer  bestimmten  Seite  hin,  ihre  Stellung  im  gewerblichen 
Leben,  ihren  Einfiufs  auf  die  Entwicklung  von  Recht  und  Ver- 
fassung, in  besonders  hellem  Lichte  zeigen.  Erst  von  dieser 
einigermafsen  gesicherten  Grundlage  aus  wird  es  dann  möglich 
sein,  aus  den  einzelnen  Entwicklungsreihen  die  eigentlich  typischen, 
sich  stets  oder  regelmäfsig  wiederholenden  Elrscheinungen  heraus* 
zugreifen,  die  treibenden  Momente  und  Impulse  zu  finden,  ihre 
Wirkungen  zu  begreifen  und  zu  beurteilen. 

§  2. 
Die  Frage  nach  der  geographischen  Verbreitung  der  Gilden. 

Nitzsch;   Niederdeutache  Genossenschaften  des   12.  u.  13.  Jahrh. 

und  Niederdeutsche  Kaufmannsgilden,  Berliner  Akad.- 

Berichte,  1879  und  1880. 
Schmoller,    Tucher-  und  Weberzunft. 
Greering,    Handel  und  Industrie  Basels. 
Gothein,   Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes. 
Röhne,   Ursprung   der   Stadtverfassung   in  Mainz,   Worms   und 
Speyer. 

In  seinem  Buche  über  die  Strafsburger  Tucher-  und  Weber- 
zunft ^  hat  Schmoller  meines  Wissens  zuerst  auf  die  eigentüm- 
liche Erscheinung  aufmerksam  gemacht,  dafs  nicht  nur  der  Name 
Gilde  in  Süddeutschland  nicht  vorkommt,  sondern  auch  von  einer 
genossenschaftlichen  Selbstoiganisation  der  Kauf  leute  in  den  ober- 
deutschen Städten  nach  Art  der  niederdeutschen  Gilden  keine 
Spur  uns  überUefert  ist.  Ihm  hat  sich  dann  Nitzsch  *  anee- 
scnlossen;  ja  er  ging  noch  weiter  und  erklärte  die  Gilde  nir 
eine  dem  niedersächsischen  Stamme  ausschliefslich  angehörende 
Institution,  und  ihm  sind  seine  Schüler  Kruse,  Liesegang  etc.  im 
wesentlichen  gefolgt.  Doch  ist  diese  Ansicht  nicht  ohne  Gegner 
geblieben.  Vor  allem  glaubt  Köhne  die  Spuren  einer  genossen- 
achafth'chen  Organisation  der  oberdeutschen  Kauf  leute  nicht  nur 
ganz  deutlich  in  der  Institution  der  „Hanse"  zu  Regensbur^  vor 
sich  zu  haben,  sondern  sie  auch  am  Ober-  und  Mittelrhem,  in 
Aliensbach  und  Radolfeell,  in  Mainz,  Speyer  und  Worms  nach- 
weisen zu  können^.  Auch  Gothein  gebraucht  das  Wort  Gilde 
zu  wiederholten  Malen  fUr  Institutionen  in  süddeutbchen  Städten, 
ohne  indessen,  wie  Köhne,  polemisch  gegen  Schmoller  und  Nitzsch 


*  S.  390  ff. 

*  Sitzungsberichte  der  Berliner  Akademie  1879  S.  26. 
»  A.  a.  O.  S   52-69. 
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Stellung  zu  nehmen.  EVeiburg  ist  ihm  durch  eine  Kaufmanns- 
gilde gegründet  worden  *. 

Wenn  ich  nicht  irre,  so  ist  die  ganze  Kontroverse  dadurch 
hervorgerufen,  da(s  die  verschiedenen  Forseher  von  verschiedenen 
Anschauungen  über  das  Wesen  der  Gilde  ausg^angen  sind;  je 
nachdem  man  den  Begriff  der  Gilde  enger  oder  weiter  fafst ,  je 
nachdem  man  unter  ihr  jede  genossenschaftliche  Organisation  der 
Kaufmannschaft,  z.  B.  auch  ein  genossenschaftliches  Gericht  ver- 
steht, oder  nur  eine  zu  Zwecken  des  Handels  gegründete  dauernde 
Genossenschaft  von  Kaufieuten,  wird  man  die  Frage  für  ein- 
zelne Städte  bejahen  oder  verneinen  können. 

Von  dem  Standpunkte,  den  ich  durch  meine  oben  ^  gegebene 
Definition  gewonnen  habe,  suche  ich  im  folgenden  die  Beweise, 
die  man  für  das  Vorkommen  der  Gilde  in  Süddeutschland  bei- 
gebracht hat,  im  einzelnen  einer  Prüfung  zu  unterziehen. 

Da  mufs  ich  zunächst  Köhne  Recht  geben,  wenn  er  die 
Ansicht  Nitzschs  von  dem  specifisch  niedersächsischen  Charakter 
der  Gilden  schon  durch  den  Hinweis  zu  entkräften  sucht,  dafs 
Kitzsch  selbst  die  Gilden  in  Städten  fränkischen  und  friesischen 
Rechts  in  Köln,  Utrecht  und  Groningen  mit  in  den  Bereich 
seiner  Betrachtungen  zieht.  Ja  gerade  in  Flandern,  auf  fränkischem 
Rechtsboden  können  wir  die  ersten  Spuren  einer  genossenschaft- 
lichen Organisation  des  Kaufmannsstandes  in  den  Urkunden  nach- 
weisen ' 


8 


Im  übrigen  aber  wollen  mir  die  Gründe,  die  Köhne  gegen 
die  SchmoUer-Nitzschsche  Ansicht  ins  Feld  führt,  nicht  recht 
einleuchten. 

Was  zunächst  die  Hanse  von  Regensburg  betrifft,  —  die 
übrigens  unter  den  neueren,  so  viel  ich  sehe,  nur  Maurer  *  schärfer 
ins  Auge  gefafst  hat,  während  Gfrörer  in  seiner  Verfassungsge- 
schichte Regensburgs  diese  wichtige  Frage  nur  mit  wenigen  Worten 
streift  —  so  hat  man  meiner  Meinung  nach  ihre  Geschichte  und 
ihr  Wesen  bis  jetzt  allgemein  nicht  richtig  dargestellt.  Köhne 
und  Geering^  nehmen  zwar  die  Existenz  einer  kaufmännischen 
Gilde  in  R^ensburg,  deren  Vorsteher  der  „HansgraP*  gewesen 
sei,  als  absolut  sicher  an ,  aber  eine  genauere  Prüfung  der  Ur- 
kunden mufs  doch  zu  anderen  Resultaten  führen. 


»  A.  a.  0.  S.  92ff.  Below  (Conrads  Jahrbücher  1892  Heft  1)  und 
Hegel,  die  sonst  meist  übereinstimmen,  zeigen  hier  eine  merkwürdige 
Diflferenz.  Hegel  nimmt  das  Fehlen  der  Kaufmannsgilden  in  Süddeutscn- 
land  ebenso  als  Thatsache  an  wie  Below  das  Vorhandensein  derselben. 
Beide  geben  keine  nähere  Begründung  ihrer  Ansichten* 

2  %.  S.  44. 

*  Die  früheste  Erwähnung  einer  kaufboiännischen  Gilde  findet  sich, 
soviel  ich  sehe,  in  Valenciennes  und  St.  Omer. 

*  Stadtverfassung  II  272—278. 

^  Basel  S.  32.  Auch  Lamprecht  in  seinem  neuesten  Aufsatz 
(Hist.  Zeitschrift  LXVII  399  Anm.  1)  nimmt  das  als  sicher  an. 
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Die  älteren  Bearbeiter  der  Regensburger  Verfassungsgeschichte, 
Gemeiner  \  Plato,  J liger  leiten  das  R^ensbui^ger  Hansgrafenamt 
auf  Karl  den  Grofsen  zurück ,  der  805  in  dieser  Gegend  einen 
Grafen  Audulf  einsetzte  ^ ;  es  ist  einer  jener  Grafen ,  die  den 
Grenzverkehr  gegen  Slaven  und  Avaren  schützen  und  beauf- 
sichtigen sollen^.  Dieses  Amtes  wird  dann  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  gar  nicht  mehr  Erwähnung  gethan  und  erst  in  das 
12.  Jahrhundert  fUUt  das  erste  urkundliche  Auftreten  der  Hanse- 
grafen. Sollte  der  Hansegraf  wirklich  der  Nachfolger  jenes  alten 
karolingischen  Grenzbeamten  sein?  Wahrscheinlich  ist  das  von 
vornherein  nicht;  es  wäre  merkwürdig  genug,  wenn  aus  der 
Zwischenzeit  auch  nicht  ein  einziges  Dokument  sich  erhalten  hätte, 
aus  dem  die  Wirksamkeit  des  Hansegrafen  während  dieser  Epoche 
erkennbar  wäre.  Mit  Recht  ist  daher  jene  Annahme  auch  schon 
von  Waitz*  als  unhaltbar  zurückgewiesen  worden. 

Welches  waren  nun  die  Befugnisse  dieses  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert auftretenden  Hansgrafen,  und  wie  haben  sich  die  Schick- 
sale dieses  Amtes  im  Laufe  der  Regensburger  Geschichte  ent- 
wickelt? Die  erste  Urkunde  °,  in  welcher  uns  der  Name  des 
Hansegi'afen  entgegentritt,  giebt  uns  bereits  genaue  Auf- 
schlüsse über  die  Funktionen,  die  er  ausgeübt  hat.  Die  Ur- 
kunde ordnet  und  regelt  den  Verkehr  auf  dem  grofsen  Markte 
zu  £nns  in  Steiermark;  sie  zeigt  uns  den  Hansgrafen  als 
einen  Beamten,  der  zusammen  mit  den  dortigen  Marktrichtem 
den  Handelsverkehr  der  Regensburger  Kaufieute  leiten,  die 
Schiffsladungen  etc.  überwachen  sollte.  Ausdrücklich  wird 
1207  verfügt,  dafs  der  Hansgraf,  den  die  Bürger  wählen 
sollten,  sie  auf  den  auswärtigen  Märkten  in  ihren  Gepflogen- 
heiten schütze,  aber  innerhalb  der  Stadt  nur  nach  Stadtrecht 
mit  Willen  der  Städter  Anordnungen  treffen  dürfe®.  In  dem 
Stadtrecht  von  1230  ^  finden  wir  dann  den  Rat  im  Besitz  des 
Rechts,  den  Hansgrafen  zu  erwählen  —  ein  Recht,  das  wahr- 
scheinlich doch  der  Gilde  zugestanden  hätte,  wenn  es  damals 
noch  eine  solche  gegeben  hätte  ®  — ;  er  hat  alle  Handelssachen 
mit  Auswärtigen,  vorzüglich  was  die  Jahrmärkte  betrifft,   zu 

*  Regensbiirger  Chronik  I.     1800. 

«  Cap.  minorum  805  (M.  G.  leges  II  ed  Boretius  S.  123). 

•  ....  ad  Foracheim  et  ad  Breembcrga  et  ad  Ragcnisburg  prae- 
videat  Audulfus.    Boretius  a.  a.  0. 

*  Verfassungsgeschichte  V  367  Note  3. 

^  Aus  dem  Jahre  1192.    Gemeiner  S.  282ff. 

•  Plato  a.  a.  0.  S.  18  (Gemeiner  296):  et  si  intra  civitatem  ille 
aliqnid  ordinäre  disposuerit,  id  non  nisi  secundum  civilia  instituta  et  ex 
consensu  urbanorum  fiat.   Vielleicht  bedeutet  urbani  bereits  den  Stadtrat. 

^  Gemeiner  S.  325.    Urkundenbuch  ob  der  Enns  II  296. 

^  Dafs  es  etwa  früher  eine  Gilde  in  Regensbnrg  gegeben  habe,  die 
damals  schon  untergegangen  sei,  scheint  mir  keiner  der  Forscher,  die 
sich  mit  der  Frage  beschäftigt  haben,  anzunehmen.  Vielmehr  sieht 
man  allgemein  in  der  später  auftretenden  Hanse  eine  kaufmännische 
Genossenschaft. 
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richten  und  zu  schlichten.  Ein  solcher  Hansgraf  erscheint, 
dann  öfters  als  Zeuge  in  städtischen  Urkunden*.  Die  aus- 
führlichsten Bestimmungen  über  das  Hansgrafenamt  aber  finden 
sich  in  dem  Schied  König  Rudolphs  *  in  einem  Streite  zwischen 
Rittern,  Münzem  und  Bauern  einerseits,  den  Kauf  leuten,  Annen 
und  Reichen  andererseits.  Darin  heilst  es:  „daz  die  burgär, 
die  uf  der  Btrazze  und  uf  dem  lande  und  uf  dem  wazzer 
varent  einen  hansgraven  sulln  haben  und  alle  iar  einen  nite- 
newen  der  di  burgär  samme,  die  uf  der  strazze  und  uf  dem 
land  und  uf  dem  wazzer  varent  und  anders  nieman.  und  sol 
der  auch  anders  nichtes  gewalt  haben  in  der  Stat,  danne  umb 
dev  geschäfte,  dev  sie  habent  ze  handeln  umb  die  strazze,  und 
swenn  er  dar  gebiutet  bi  dem  Wandel,  des  die  burgär  die  daz 
land  bowent  imd  die  strazze  und  daz  wazzer  ze  rat  werdent 
unde  setzend  nach  der  merere  menig  umb  dev  geschäfte,  dev 
si  habent  ze  handeln  uf  dem  lande  und  uf  der  strazze." 

Wenn  ich  die  etwas  dunkle  Stelle  recht  verstehe  —  bowent 
scheint  keinen  Sinn  zu  geben  und  ist  wohl  entsprechend  einer 
Stelle  weiter  oben  durch  bevarend  oder  Ähnliches  zu  ersetzen 
—  so  haben  wir  es  hier  mit  einer  Institution  zu  thun,  wie  . 
sie  sich  auch  sonst  wohl  in  mittelalterlichen  Städten  vorfindet. 
Die  Leitung  und  Ordnung  gemeinsamer  Handelsfahrten  zu 
den  grofsen  Märkten  der  benachbarten  Gegenden  wird  von 
den  über  Land  und  Wasser  reisenden  Kaufleuten  in  die  Hand 
eines  jährlich  wechselnden  Beamten  gelegt,  der,  wahrscheinlich 
noch  immer  vom  Rat  ernannt,  ihre  Geschäfte  ordnen  soll, 
dem  aber  eine  andere  Gewalt  als  über  die  Kaufleute,  denen 
er  vorsteht,  nicht  zukommt.®  Daneben  aber  sehen  wir  schon 
die  Anfinge  eines  Rats  in  Handelssachen  auftreten,  bestehend 
aus  eben  den  Bürgern,  die  an  den  gemeinsamen  Kaufmanns- 
fahrten teilnehmen.  In  diesem  Sinne  ist  auch  der  folgende 
Passus  zu  verstehen,  „daz  er  der  hanse  pfleg'  nit  (mit)  guten 
truven**.  „Hanse"  findet  sich  hier  zum  erstenmale  und  be- 
deutet die  Ordnung  der  Handelsangelegenheiten  mit  Rat  und 
Unterstützung  der  über  Land  reisenden  Kaufleute. 

Dieser  „Rat"  scheint  nun  bald  zu  einer  ständigen  Be- 
hörde, zu  einem  ständigen  Ausschufs  der  Kaufmannschaft  ge- 
worden zu  sein,  gröfsere  Bedeutung  erlangt,  weitgehendere 
Funktionen  ausgeübt  zu  haben;  schon  1310  wird  er  bezeichnet 
als  „der  Rat  der  Hans"  und  giebt  den  Krämern,  Unterkäufem, 


*  So  z.  B.  bei  Gemeiner  S.  351.  373  und  öfter. 

«  1281.    Gemeiner  S.  414 f. 

'  Wahrscheinlich  erstreckt  sich  überhaupt  seine  Grewalt  nur  auf 
die  Daner  der  gemeinsamen  Reise.  Wie  mir  Herr  Professor  Schmoller 
mitteilt,  finden  sich  ganz  ähnliche  Institutionen  z.  B.  bei  den  gemein- 
samen Ausfahrten  der  Strafsburger  Kaufleute  zur  Frankfurter  Messe. 
S.  auch  unten  Kap.  III  §  2  und  Gen  gl  er,  Deutsche  Stadtrechtsalter^r 
tümer  S.  460  f. 

Forachnngeu  (52)  XII  2.  •—  Doren,  Eaufknannsgilden.  4  ^-^ 

Digitized  by  VjOOQ IC 


50  xn  2, 

^chiffleuten,  Fertigern,  Wägern,  Öhmem,  Schrötern  und  Karren- 
leuten, d.  h.  den  Vertretern  der  kaufmännischen  Neben-  und 
Hülfegewerbe  ihre  Satzungen  ^. 

1333  finden  wir  den  Rat  der  Hans  neben  den  Kauf  leuten 
in  einer  Urkunde  erwähnt^;  die  Kaufleute  besitzen  damals 
eine  Stube. 

1375  erlassen  die  Herren  in  der  Hans  unter  dem  Hans- 
grafen eine  Ordnung  über  das  Stapeln  der  Flöfse. 

Den  Abschlufs  dieses  Hanserats  und  Hansegerichts  finden 
wir  endlich  in  einer  von  Jäger  ^  veröffentlichten  Hansgerichts- 
ordnung. Das  Gericht  wird  gebildet  durch  den  Hansgraf 
und  seine  Beisitzer;  es  heifst  „Hansgericht"  oder  einfach  — 
wie  auch  schon  früher  —  „Hans*^,  der  einzelne  Beisitzer  „ein 
Hanfs".  Sie  halten  ordentliche  und  aufserordentliche  Sitzungen, 
die  bis  ins  Einzelnste  genau  geordnet  werden.  Wichtig  ist 
vor  Allem  Bestimmung  9:  „So  Sachen  vorkommen,  die  einen 
Beysitzer  der  Hanfs  selbst  oder  sein  Gewerbe,  Hand- 
werksgenossen oder  gesippte  Freund  belangen ,  so  soll 
dieser  Beysitzer,  und  wenn  es  auch  der  Hanfsgraf  selbst  wäre, 
abtreten." 

Deutlich  zeigt  diese  Bestimmung  die  Wandlung  in  den 
socialen  und  politischen  Verhältnissen  der  Stadt.  Im  Gericht 
sitzen  nicht  mehr  nur  Kaufleute,  sondern  neben  diesen,  — 
vielleicht  auch  allein,  nach  dem  Siege  der  Zünfte  die  Handwerker. 

In  allen  diesen  Urkunden  ist  von  einer  genossenschaft- 
lichen Organisation  des  Kaufmannsstandes  in  Regensburg  nir- 
gends die  Rede;*  was  Below  für  Quedlinburg  behauptet  hat,* 
dafs  ein  Gericht  der  Kaufleute  in  Handelssachen  für  die  Existenz 
einer  Kaufmannsgilde  am  gleichen  Orte  nichts  beweise,  das 
gilt  in  verstärktem  Mafse  von  Regensburg.  Dazu  ist  dieser 
Handelsrat,  dies  mehrköpfige  Handelsgericht,  erst  seit  dem 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  nachweisbar  und  es  ist  absolut  kein 
Grund  für  die  Annahme  zu  finden,  dafs  es  damals  schon  eine 
längere  Vergangenheit  hinter  sich  hatte.  Darf  ich  mich  eines 
modernen  Ausdrucks  bedienen,  so  wäre  einfach  an  Stelle  einer 
rein  monarchischen  Leitung  des  Handels  durch  den  Hans- 
grafen die  aristokratische  durch  Hansgrafen  und  Hansgericht 
getreten. 

Fasse  ich  meine  Resultate  nochmals  kurz  zusammen,  so 
dürften  wir  uns  die  Entwicklung  in  Regensburg  etwa  folgender- 
mafsen  zu  denken  haben: 


»  Jäger,  Jur.  Magazin  II  (1791)  :38— 47. 
«  Gemeiner  I  563  f. 

*  Jäger  a.  a.  0. 

*  Auch  Waitz,  Verfassungsgescli.  V  367  Anm.  3   will  nichts  von 
einer  Regensburger  Gilde  wissen. 

^  Stadtgemeinde  S.  31. 
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In  Regensburg  hatte  sich  infolge  des  früh  erblühenden 
Handels,  der  hier  besser  als  sonst  erhaltenen  Reste  römischer 
Institutionen,  früh  eine  Kaufmannsgemeinde  gebildet,  die  den 
pagus  mercatorum,  aber  auch  Teile  des  pagus  clericus  be- 
wohnte*. Zur  Ordnung  ihrer  Handelsangelegenheiten  auf 
fremden  Märkten  erwählten  sie  fUr  ihre  gemeinsamen  Reisen 
einen  Beamten,  den  Hansegrafen,  zunächst  wohl  aus  ihrer 
Mitte,  später  auch  aus  den  mehr  und  mehr  am  Handel  sich 
beteiligenden  Ministerialengeschlechtern.  Innerhalb  der  Stadt 
hatte  der  Hansgraf  damals  noch  keine  autonome  Macht;  hier 
ist  er  an  die  civilia  instituta,  an  die  Beobachtung  der  bürger- 
lichen Rechtsgewohnheiten  gebunden,  denn  die  Handhabung 
des  Marktrechts,  die  Aufsieht  über  den  Marktverkehr  und 
dessen  Gepflogenheiten  befindet  sich  noch  im  Jahre  1205  in 
den  Händen  des  Herzogs  und  des  Bischofs^;  die  Anordnimg 
des  Salzhandels  hat  der  Herzog  aber  mit  Zuziehung  de» 
Bischofs  ^.  Bald  darauf  wurde  das  anders ;  mächtig  erhob  sich 
die  Eaufmannsgemeinde,  die  allmählich  alle  Stände  umschlofs^. 
Um  1230  setzt  der  erst  damals  entstandene  städtische  Rat  den 
Hansegrafen  ein,  der  alle  Händel  der  Bürger  mit  Auswärtigen 
schlichten  soll. 

Um  diesen  Hansegraf  gruppiert  sich  nun,  anfangs  für  die 
einzelnen  Reisen  zusammenberufen,  dann  ständig  konstituiert, 
ein  Rat  in  Handelssachen,  der  sich  zunächst  aus  den  über 
Land  reisenden  Kaufleuten  zusammensetzt  und  allmählich  alle- 
die  handelspolitischen  Funktionen  an  sich  reifst,  die  kurz  zuvor 
noch  den  beiden  Stadtherren,  Burggraf  und  Bischof,  zuge- 
standen: die  Leitung  des  Marktverkehrs,  die  Ordnung  von 
Kauf  und  Verkauf,  die  Ueberwachung  und  das  Gericht  über 
die  kaufmännischen  Nebengewerbe.  Dieser  Rat  allerdings 
scheint  korporativ  organisiert  gewesen  zu  sein;  nur  so  erklärt 
es  sich,  dds  1321  und  1331  der  Hansgraf  mit  den  anderen 
^von  der  Gemain  wegen  der  Hans  zu  Regensburg"  eine  Schuld 
aufnehmen  konnte  *.  Nach  dem  Siege  der  Zünfte  ist  dann  auch 
der  Hanserat  in  deren  Sinne  umgebildet  worden.  An  Stelle 
oder  neben  den  Kaufleuten  finden  die  Vertreter  der  gewerb- 
lichen Bevölkerung  im  Hanserat  Aufnahme.  Der  Hansegraf 
selbst  hat  sich  ohne  jede  Bedeutung  bis  an  das  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  erhalten®. 


^  Gfrörer  S.  15  f. 
3  Gfrörer  S.  53. 

•  Gemeiner  I  298. 

♦  S.  die  Stelle  aus  der  Urkunde  von  1207  oben  S.  35  Anm.  8. 
»PlatoS.  27f. 

«  Dafs  der  Hansegraf  nur  Vorsteher  eines  Handelsgerichts  war,  — 

4* 
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Was  nun  das  Vorkommen  von  Kaufinannsgilden  am  Mittel- 
und  Oberrhein  angeht,  so  stützt  sich  hier  Köhne  zunächst 
auf  einen  Ausdruck  der  Aliensbacher  Urkunde  * :  Ipsi  autem 
mercatores  inter  se  vel  inter  alios  nuUa  alia  faciant  iudicia, 
praeterquam  quae ....  omnibus  mercatoribus  ab  antiquis  tempo- 
ribus  sunt  concessa.  Aber  hier  ist  doch  auch  wieder  —  wie 
in  Regensburg,  Quedlinburg  etc.  —  nur  von  einem  Kaufleute- 

fericht  die  Rede,  vor  dessen  forum  alle  die  Dinge  ver- 
andelt  werden  sollen,  die  auch  sonst  zur  Kompetenz  der 
Kaufleutegerichte  gehören.  In  Quedlinburg  werden  hierher 
speciell  die  Streitigkeiten  in  den  Nahrungsmittelgewerbcn  ge- 
zählt, die  im  Gericht  der  Kaufleute  oder  —  wie  es  an  einer 
anderen  Stelle  des  Privilegs  heifst,  —  der  Bürger  *  verhandelt 
werden  sollen. 

Einen  weiteren  Beweis  für  die  Existenz  einer  Kaufinanns- 
gilde  speciell  in  Worms  glaubt  Köhne  in  einer  Urkunde  für 
die  Fischhändlerinnung  in  Worms®  finden  zu  müssen,  deren 
Inhalt  und  Form  deutlich  darauf  hinweise,  dafs  sie  ausgestellt 
sei  von  einer  kaufmännischen  Gilde. 

Mag  immerhin  die  Urkunde  in  der  Form,  Avic  sie  uns 
heute  vorliegt,  nicht  aus  der  bischöflichen  Kanzlei  stammen, 
jedenfalls  wird  die  Übertretung  einer  Bestimmung  des  Privi- 
legs unter  bischöflichem  Bann  verboten,  und  gerade  an  die 
Erfüllung  dieser  durch  den  bischöflichen  Bann  geschützten  Be- 

diese  Ansicht  findet  Rieh,  soviel  ich  sehe,  bis  jetzt  nur  bei  Adelung, 
Wörterbuch  der  hochdeutschen  Mundart  s.  v.  Hansgraf.  Die  Hansegrafen 
in  Bremen  sind  nur  ein  Ausschufs  des  Rates,  der  das  Bürgerbuch  zu 
führen  und  über  den  Zustand  der  Strafsen  zu  wachen  hat  (Lappen- 
bere-Sartorius  S.  XX).  In  letzterer  Beziehung  entsprechen  üinen 
die  Herren  von  dem  Dreck  in  Köln  (Lamprecht,  Knein.  Skizzen  S.  157). 
In  Lille  werden  4  Hansegrafen  von  den  Schöffen  gewählt,  deren  Funk- 
tionen im  einzelnen  unbekannt  sind  (Hegel  11  171).  Die  Existenz  einer 
Gilde  in  Bremen  läf-<t  sich  aus  der  Erwähnung  derselben  ebensowenig 
beweisen  als  aus  dem  Vorkommen  des  Wortes  „Hansa"  1181,  einer  Ab- 

fabe  an  den  Bischof,  jedenfalls  für  den  Besuch  des  Marktes.  Eine 
erartige  Regelung  dos  Handelsverkehrs  durch  gewählte  Beamte 
findet  sich  z.  B.  auch  in  Wien,  hauptKächlich  aber  —  auf  römische  Ein- 
richtungen zurückgehend  —  in  Italien,  wo  die  sogenannten  consules 
de  man  oder  mercatorum  etwa  den  deutschen  Hansegi'afen  entsprechen. 
Ob  dieselben,  wie  vielfach  angenommen,  aber  auch  bestritten  wird,  spater 
zum  Stadtmagistrat  werden,  vermag  ich  nicht  zu  entscheiden.  Siehe 
dazu  neuerdings  v.  Kapherr,  Baimus,  podesta,  consules  (in  Quiddes 
Zeitschrift  V  1.  1891),  dessen  Ansicht,  dafs  die  scheinbare  Gleichförmig- 
keit aller  Stadtverfassungen  des  Mittelalters  auf  das  Vorbild  gräkoitafi- 
scher  Städte  zurückzuführen  sei,  ich  mir  aber  nicht  zu  eigen  machen 
kann.  Übrigens  wird  dieser  Tage  über  den  Hansegrafen  eine  gröfsere 
zusammenfassende  Darstellung  aus  der  Feder  Köhnes  erscheinen  (Das 
Hansgrafenamt.    Berlin  1898\ 

^  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oben-heins  XXXII  59  ff. 
■  Et   que   his  a  deliquentibus   pro  negligencia  componuntur,   tres 
partes  civibus,  quarta  pars  cedat  in  usum  iudicis. 
'  Wormser  ürkundenbuch  I  No.  58. 


DigitizedbyCiOOQlC 


XII  2.  53 

Stimmung  ist  die  jährliche  Erneuerung  des  Privilegs  geknüpft  * ; 
der  Bischof  ist  es,  der  überhaupt  die  Fischerinnung  mit  be- 
schränkter Mitgliederzahl  erst  gebildet  hat^.  Das  deutet  doch 
darauf  hin,  dafs  wir  in  dem  Dokument  mehr  als  eine  blofse  Bestä- 
tigung einer  im  Übrigen  von  der  Kaufmannsgilde  ausgestellten 
Urkunde  vor  uns  haben.  Gerade  in  der  Bestimmung,  dafs  den 
Fischhändlern  der  Einkauf  von  Fischen  bis  zu  einer  bestimmten 
Stunde  (ante  primam)  verboten  ist,  spürt  man  die  sichere  Hand 
einer  den  Verkehr  ordnenden  und  leitenden  geistlichen  Ge- 
walt, die  den  direkten  Verkehr  des  konsumierenden  Publikums 
mit  den  Fischfilngem  nicht  durch  einen  einträglichen  Zwischen- 
handel gestört  sehen  will^. 

Dafs  die  urbani  durchaus  eine  Kaufmannsgilde  bezeichnen 
müssen,  scheint  mir  durch  Köhne  nicht  bewiesen.  Will  man 
auch  nicht  mit  Waitz  darunter  die  gesamte  Bürgerschaft  ver- 
stehen, so  liegt  es  doch  nahe,  an  einen  Ausschufs  derselben 
zu  denken,  aus  dem  dann  vielleicht  später  der  Rat  sich  ent- 
wickelt hat. 

Endlich  möchte  ich  noch  kurz  auf  einen  Beweis  Köhnes 
eingehen,  auf  den  dieser  selbst  allerdings  nicht  allzuviel  Ge- 
wicht legt,  der  aber  doch  geeignet  ist,  einiges  Licht  auf  eine 
wichtige  Zeit  der  Wormser  Verfassungsgeschichte  zu  werfen. 

Eine  Stelle  des  Anon.  monachus  Kirsgartensis*,  in  der 
es  von  einem  Wormser  Bischof  heifst:  Societatem  quae  vulga- 
riter  vocatur  „die  Bruderschaft"  in  Wormatiensi  civitate  destruxit 
ad  commodum  et  libertatem  omnium  vendentium  et  ementium 
—  wird  von  Köhne  dahin  gedeutet,  dafs  damals  die  Kaufmanns- 

filde  in  Worms  aufgehoben  worden  sei.  Der  Bischof,  von 
em  hier  die  Rede  ist,  ist  Heinrich  IL;  die  Mafsregel  selbst 
mufs  also  in  die  Jahre  1218  — 1236  fallen.  So  lange  hätte 
sich  nach  Köhne  die  alte  Kaufinannsgilde  erhalten,  ohne  dafs 
mit  Ausnahme  des  schon  erwähnten  Fischerprivilegs  aus  den 
Urkunden  eine  Spur  ihrer  Wirksamkeit  innerhalb  des  städti- 
schen Verfassungsorganismus  sich  erkennen  liefse ;  dann  müfste 
sie  durch  eine  einseitige  Verordnung  des  Bischofs  aufgehoben 
und  nun  für  immer  verschwunden  sein.  Wo  war  überhaupt 
neben  einem  mächtigen  Bischof,  einem  mit  weitgehenden  Juris- 
diktions-  und  Verwaltungsbefugnissen  ausgestatteten  Schöffen- 
kolleg noch  Platz  für  eine  Vertretung  der  Kaufmannschaft 
mit  öffentlich-rechtlichen  Befugnissen?  Denn  ein  rein  privat- 
rechtlicher   Verein    kann    die  Gilde,    wie    aus    der  Urkunde 


^  Idem  prescriptus  epc.  baniio  suo  constituit,  ut  hi  XXIII  piscatores 
in  tempore  rogationum  lU  salmones,  duos  presuli,  tertiana  vero  comiti 
semper  offerrent  et  Privilegium  tali  oblatione  per  singulos  aiinos  con- 
ürmarent. 

2  XXIII  piscatores  Wormatie  constituit. 
^  •  Siehe  darüber:  Aligemeines  unten  Kap.  IV  §  2. 

*  Gedruckt  bei  Ludwig:  reliquia  II  111. 
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für  die  Fischerinnung  hervorgeht,  schon  im  Jahre  1106  nicht 
mehr  gewesen  sein;  ja  hätte  sie  überhaupt,  wie  die  Gilde 
sonst  überall,  weitgehende  Vorrechte  im  Wirtschaftsleben  der 
Stadt  genossen,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  sie  einer  kon- 
kurrierenden Genossenschaft  —  den  Fischhändlern  —  eine 
Urkunde  ausgestellt,  ja  dieselben  nur  neben  sich  geduldet 
hätte;  falls  die  Fischhändlerinnung  aber  einen  Teil  der  Gilde 
selbst  bildete,  hätte  diese  ihnen  wohl  andererseits  keine  der- 
artigen Beschränkungen  auferlegt,  wie  sie  in  der  Urkunde 
sich  finden. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  Weiteres.  Gerade  unter  der 
Regierung  Heinrichs,  von  dem  der  anonyme  Mönch  aus  dem 
15.  Jahrhundert  berichtet,  brachen  zwischen  Bürgertum  und 
Bischofsgewalt  nicht  nur  in  Worms  die  bekannten  Konflikte 
aus,  in  denen  Kaiser  Friedrich  IL  und  sein  Sohn  Heinrich 
zu.  wiederholten  Malen  zu  Gunsten  der  Fürsten  und  Stadt- 
herren eingriflfen.  Es  war  eine  wildbewegte  Zeit  und  in  Worms 
gingen  die  Wogen  des  Kampfes  besonders  hoch.  Da  verfügt 
Friedrich  H.,  das  neugebaute  Rathaiiis  einzureifsen  \  und  spricht 
den  Platz  der  Kirche  zu.  Und  in  Zusammenhang  damit  steht 
es,  daljs  entsprechend  dem  kaiserlichen  Dekret^  alle  Hand- 
werksinnungen und  Brüderschaften,  mit  Ausnahme  der  Mtinzer- 
hausgenossen,  aufzulösen,  Heinrich  II.  speciell  den  Wormsern 
den  Befehl  giebt,  alle  ihre  consilia  et  fraternitates  aufzuheben^, 
dafs  in  dem  Vertrage  zwischen  Bischof  und  Bürgern  vom 
27.  Februar   1233   diese  Bestimmung  mit  aufgenommen  wird. 

Liegt  es  da  nicht  nahe,  die  späte  Nachricht  aus  dem 
15.  Jahrhundert  mit  diesen  Beschlüssen  in  Verbindung  zu 
bringen,  in  denen  von  einer  Kaufinannsgilde ,  die  die  Brüder- 
schaft heifsen  solle,  nirgends  die  Rede  ist?  Die  gleichzeitige 
Überlieferung  weifs  nur  von  der  Aufhebung  der  Innungen  im 
allgemeinen  zu  erzählen,  und  dafs  auch  eine  solche  immer  ad 
commodum  et  libertatem  omnium  ementium  et  vendentium  er- 
folgte, würde  man  nicht  leugnen  können,  auch  wenn  man  nicht 
wüfste,  dafs  im  15.  Jahrhundert,  also  in  der  Zeit,  aus  der 
unsere  Nachricht  stammt,  die  Aufhebung  einer  Zunft  oft  mit 
ähnlichen  Erwägungen  motiviert  wird.  Will  man  aber  wört- 
lich an  der  Nachricht  unseres  Schriftstellers  festhalten,  so  liegt 
es    doch   gewifs   am    nächsten,    in   der   fratemitas   die  Fisch- 


1  Ut  domum,  que  vocabatur  communitatis,  in  Wormatia  funditus 
dirui  faceat. 

*  Irritam  nihilo  minus  facimus  et  caasamus  cuiuslibet  artificii  con- 
fraternitates  seu  societates,  quocumaue  nomine  vulgariter  appellantnr. 

«  Wormser  Urkundenbuch  I  No.  158  vom  4.  August  1232:  Con- 
silia et  fraternitates,  que  in  civitate  vestra  Ixuiusque  habuistis,  vobis 
potestate  regia  auferimus  vosque  deinceps  a  tali  consuetudine  cessare 
penitus  iubemus. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  2.  55 

händler-Innung  zu  sehen,  deren  Existenz  uns  wenigstens  für 
das  12.  Jahrhundert  sicher  bezeugt  ist. 

Gothein  in  seinem  neuen  Buche  spricht  an  mehreren 
Stellen  desselben  von  Gilden  in  Oberdeutschland,  ohne  indessen 
irgendwo  klar  darzulegen,  was  er  unter  Gilde  versteht.  Er 
erwähnt  an  einer  Stelle  die  coniuratores,  die  wir  im  ersten 
Preiburger  Stadtrecht  an  der  Spitze  der  neuangesiedelten 
Kaufmannsgemeinde  linden,  als  „unzweifelhaft  die  Vorsteher 
einer  Gilde",  während  er  später  unter  den  24  coniuratores  die 
Gilde  selbst  zu  verstehen  scheint  ^  Oder  will  er  zwei  Gilden, 
die  der  Gesamtkaufmannsgemeinde  und  die  ihrer  Vorsteher 
unterscheiden?  Mir  scheint  sich  die  Schwierigkeit,  die  im 
Wortlaut  liegt ^,  dadurch  am  einfachsten  zu  lösen,  dafs  man 
den  Ausdruck  quadam  coniuratione  auf  die  24  Schwörer,  die 
in  einem  späteren  Paragraphen  des  Statuts  als  Vorsteher  der 
Kaufmannsgemeinde  erwähnt  werden,  bezieht  —  wobei  ich 
mir  bewufst  bin,  dafs  der  Ausdruck  nur  durch  eine  gewisse 
Künstelei  so  gedeutet  werden  kann. 

Diese  24  coniuratores,  oder,  wie  sie  später  heifsen,  coniurati, 
der  Kern  des  späteren  Rates,  erscheinen  als  ein  Ausschufs  der 
Kaufmannsgemeinde  ^,  dem  die  Leitung  derselben  zustand,  der 
dafür  gewisse  Vorrechte  genofs  —  sie  besafsen  z.  B.  Brot- 
und  Fleischbänke  — ;  eine  korporative ,  durch  Schwur  ge- 
heiligte Geschlossenheit  dieses  Ausschusses  anzunehmen,  nötigt 
uns  der  Ausdruck  coniuratores;  aber  eine  Kaufinannsgilde, 
d.  h.  eine  zu  irgend  welchen  specifisch  kaufmännischen  resp. 
Handelszwecken  zusammengetretene  Genossenschaft  vermag 
ich  in  demselben  nicht  zu  erkennen.  In  der  Gesamtkaufmanns- 
gemeinde aber  eine  kaufmännische  Gilde  zu  sehen,  dafür  liegt 
meiner  Meinung  nach  absolut  kein  Grund  vor. 

Aber  selbst  zugegeben,  dafs  man  in  den  24  coniuratores 
oder   gar    in   der    Kaufmannsgemeinde    als    solcher    eine   ge- 


*  Gothein  a.a.O.  S.  194.  Der  Satz  ist  etwas  unklar:  „Angesehene 
Kaiifleute  werden  von  überallher  zusammenberufen  und  sie  bilden 
eine  geschworene  Vereinigung,  eine  Gilde.  Natürlich  konnte 
die  Anzahl  dieser  zuziehenden  Grofskaufleute  nicht  begrenzt  werden; 
trotzdem  wird  die  Anzahl  der  zusammen  Schwörenden,  der  coniuratores, 
bestimmt;  es  sind  ihrer  24,  der  Kern  des  späteren  Rats.  Wir  haben 
also  jedenfalls  in  den  24  eine  geschlossene  Gilde,  bestehend 
aus  den  älteren  und  angesehensten  Kaufleuten  zu  sehen,  denen  einige 
wichtige  Befugnisse  allein  gewahrt  blieben." 

"  .  . . .  mercatoribus  personatis  circumquaque  convocatis  quadam 
coniuratione  id  forum  decrevi  inchoare  et  excolere. 

^  Ich  stimme  hierin  mit  Below  (Stadtgemeinde  S.  93)  übereiu, 
nicht   aber    in    der  Anschauung  von   der  Entstehung   der  Kaufmanns- 

femeinde  selbst  (s.  oben  Kap.  I  ^  4c  Anm.).  Auch  Lamprecht  (Conrads 
ahrb.  LVI  (1891)  440)  spricht  seine  Meinung  dahin  aus,  dafs  wir  in 
den  24  coniuratores  nur  einen  Ausschufs  der  kaufmännischen  Samt- 
gemeinde zu  sehen  haben. 
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schworene  Gilde  zu  erblicken  hätte,  so  würde  man  aus  dieser 
Thatsache  auf  das  sonstige  Vorkommen  der  Gilden  in  Süd- 
deutschland sicherlich  keinen  Schlufs  ziehen  dürfen.  Denn  in 
der  Freiburger  Grtindungsurkunde  wird  ausdrücklich  auf  das 
Kaufmannsrecht  der  Kölner  hingewiesen,  d.  h.  die  besondere 
Form  des  KaufmanhBrechts ,  wie  es  sich  aus  den  allgemeinen 
Voraussetzungen  desselben  überhaupt  gerade  in  Köln  und  wohl 
am  ganzen  Niederrhein  zu  einem  kaufinännischen  Sonderrecht 
entwickelt  hatte.  ^ 

Für  Konstanz  hat  Gothein  selbst  —  obwohl  zahlreiche 
Bestimmungen,  besonders  über  den  Leinwandhandel  der 
Konstanzer  Kauf  leute  nach  der  Champagne,  eine  Organisation 
der  Kaufmannschaft  erkennen  lassen  —  die  Annahme  einer 
Kaufmannsgilde  entschieden  abgelehnt.  Denn  jene  geht  hier 
ganz  deutlich  von  oben,  vom  Rate,  aus  und  von  einer  dieser 
Form  etwa  vorausgegangenen  Selbstorganisation  der  Kauf  leute 
ist  uns  auch  keine  Spur  erhalten.  Wenn  aber  Gothein*  in 
Haslach  und  anderen  Orten  des  Kinzigthales  den  Rat  aus  einer 
geschworenen  Kaufraannsgilde  hervorgehen  läfst,  so  fehlt  es 
mir  leider  an  jeder  Möglichkeit,  diese  Behauptung  nachzuprüfen. 

Von  allen  oberrheinischen  Städten  ist  es,  so  viel  icn  sehe, 
nur  in  Basel  in  späterer  Zeit  zu  einer  genossenschaftliehen 
Organisation  des  Handelsstandes  gekommen;  aber  wie  Geering 
nachgewiesen  hat,  erfolgte  dieselbe  unter  dem  Druck  äufserer 
Verhältnisse  aus  politischen  und  militärischen  Gründen.  In 
den  Wirren  einer  von  socialen  Kämpfen  bewegten  Zeit 
mochten  auch  die  Kaufleute  die  Notwendigkeit  zünfüerischer 
genossenschaftlicher  Oi^anisation  fühlen ,  in  der  ihnen  die 
Handwerker  hier  längst  vorausgegangen  waren. 

So  resultirt  also  aus  allem ,  dafs  es  thatsächlich  eine  Selbst- 
Organisation  des  Kaufmannsstandes  in  der  Form  der  Handels- 
gilden  in  Oberdeutschland  während  des  ganzen  Mittelalters 
nicht  gegeben  hat;  ihr  Verbreitungsgebiet  beschränkt  sich  auf 
Niederdeutschland,  Nordfrankreich,  England  und  Schottland, 
denn  die  nordischen,  dänischen  und  norwegischen  Gilden  sind 
stets  Schutzgilden  ohne  eigentliche  specifisch  kaufmännische 
Zwecke  geblieben*. 

>  Gothein  I  460. 

*  Dafs  dieselben  allerdings  auch  dort  nicht  s^änzlich  fehlten,  darauf 
hat  schon  Nitzsch  (Aufsatz  von  1879  S.  24)  aufmerksam  gemacht.  So 
z.  B.  findet  sich  öfters  die  Verpflichtung  der  Gildebrüder,  einem  Schiff- 
brüchigen seinen  Verlust  zu  ersetzen,  einen  Mörder  der  Lebensgefahr 
zu  entreifsen,  den  Gildebruder  in  der  Fremde  vor  Gericht  zu  unter- 
stützen und  aus  der  Gefangenschaft  freizukaufen.  Aber  die  eigentlichen 
Zwecke  joner  Genossenschaften  erstrecken  sich  doch  ursprünglich  auf 
den  Schutz  von  Loben  und  Eigentum  der  Stadtbewohner  im  allgemeinet^ 
nicht  aber  gegen  Gefahren,  die  der  Kaufmann  als  solcher  zu  befürchten 
hat.    Vgl.  aucii  unten  Kap.  IV  §  2.    Auch   Hegel  (I  2.'>5)  ist  der  Mei- 
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Für  diese  merkwürdige  Erscheinung  eine  tiefere  Erklärung 
zu  geben,  zu  zeigen,  wie  dieselbe  mit  der  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Entwicklung  Ober-  und  Nieder- 
deutschlands aufs  engste  zusammenhängt,  das  hat  zuerst 
Schmoller  versucht  *.  In  den  süddeutschen  Städten  einer  alten 
aus  der  Römerzeit  stammenden  Kultur,  in  den  Bischofsstädten 
„mit  ihren  älteren  Ordnungen  von  Handel  und  Gewerbe,  Markt 
und  Verkehr,  mit  ihrem  Adel  und  ihren  Ministerialen- 
geschlechtern," sei  weniger  Platz  und  weniger  Bedürfnis  für 
eine  Bildung  von  Kaufmanns  -  Korporationen ,  von  kauf- 
männischen Vorrechten  und  Gilden  gewesen.  Es  sind  also  im 
wesentlichen  dieselben  Gründe ,  die  ich  oben  ^  als  entscheidend 
für  die  Entstehung  des  germanischen  Genossenschaftswesens 
überhaupt  darzulegen  versuchte:  eine  stärkere  Centralgewalt, 
die,  alles  von  oben  lenkend  und  ordnend,  für  eine  kauf- 
männische genossenschaftliche  Selbstorganisation  keinen  Raum 
lieCs.  Das  Beispiel  von  Worms,  das  ich  oben  darlegte,  mag 
uns  dafür  ein  neuer  Beweis  sein. 

So  geistvoll  Schmollers  Ausführungen  auch  sind,  so  ver- 
mögen sie  doch  meiner  Meinung  nach  die  Frage  nach  den 
Gründen  jener  Erscheinung  nicht  ganz  zu  lösen.  Wenn 
Schmoller  selbst  auf  die  Existenz  zahlreicher  Kaufmanns- 
genossenschaften in  Flandern,  auf  die  grofse  Hanse  in  Paris 
hinweist  und  hinzufligt,  dafs  es  dort  allerdings  Gilden,  aber 
keine  Gewandschneiderglid en  gegeben  habe,  so  mag  man  wohl 
mit  Recht  fragen,  warum  z.  B.  in  Paris  und  Köln  trotz  des 
Fortbestehens  antiker  Markt-  und  Verkehrseinrichtungen ,  trotz 
des  Vorhandenseins  einer  starken  Herrschergewalt,  die 
genossenschaftliche  Selbsthülfe  weniger  überflüssig  war,  als 
in  den  oberdeutschen  Städten.  Während  Schmoller  nur  auf 
das  Fehlen  von  Gewandschneidergilden  in  jenen  Gegenden 
aufinerksam  macht,  müfste  man  aus  seiner  Argumentation  den 
Schlufs  ziehen ,  dafs  überhaupt  dort  für  die  Gilden  nicht  der 
richtige  Boden  gewesen  ist. 

Wären  die  Gilden  in  Wahrheit  nur  Organisationen  des 
Grofshandels  gewesen,  so  könnte  man  sich  auch  mit  der  Erklärung 
Geerings®  begnügen,  dafs  der  Handel  am  Oberrhein  nicht  jene 
Ausbildung  erlangt  hat,  wie  überall  da,  wo  man  die  Existenz 
von  Kaufmannsgilden  nachweisen  kann,  dafs  dort  der  Import 


nung,  dafs  es  in  Dänemark  keine  eigentlichen  Kaufmannsgilden  j^ab. 
Später  gab  es  allerdings  kirchliche  und  gesellige  Kaufmannsbrüderschaiten, 
die  aber  nicht  eigentlich  kaufmännischen  Zwecken  dienten  (Hegel  I 
212,  217  f.,  219  f.,  231,  418  etc.). 

1  Strafsburger  Tucher-  und  Weberzunft  S.  392.  Er  beschränkt 
allerdings  seine  Ausführungen  auf  die  Gewandschneidergilden. 

'  Dieselben  finden  sich  bekanntlich  auch  in  vielen  deutschen  Städten 


(Lübeck  etc.). 

3  Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel  31  f. 
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der  heimischen  Produktion  noch  nicht  gefkhrlich  werden  konnte^ 
—  ein  Gesichtspunkt,  der  allerdings  für  das  Verständnis  des 
Wesens  der  Gilden  von  grofser  Bedeutung  erscheint 

Aber  wie  später  gezeigt  werden  soll ,  haben  wir  gerade  in 
Niederdeutschland  in  den  Gilden  oft  nur  Organisationen  des 
lokalen  Kleinhandels  zu  sehen,  wie  er  in  Oberdeutschland 
sicher  in  gleichem  Mafse  existiert  hat,  ohne  doch  je  £u  gilde- 
ähnlichen Institutionen  zu  führend 

Eine  einigermafsen  befriedigende  Erklärung  für  das  Fehlen 
der  Gilden  in  Oberdeutschland  vermag  auch  ich  nicht  zu 
geben.  Gewifs  wird  man  Geerings  wie  Schmollers  Gesichts- 
punkte gelten  lassen  können;  es  fragt  sich  nur,  ob  nicht  in 
Niederdeutschland  und  anderswo,  wo  die  gleichen  Ursachen 
sich  geltend  machten,  die  in  Oberdeutschland  ein  Aufkommen 
der  Gilde  unmöglich  machten,  andere  Kräfte  ihnen  in  den 
Weg  traten  und  ihre  Wirkungen  teilweise  paralysierten. 
Jene  Organisationen  des  lokalen  Kleinhandels,  wie  sie  Nitzscb 
geschildert  hat,  sind  sicher  erst  nach  den  Grofskaufmanns- 
gilden  ins  Leben  getreten  und  haben  gerade  diese  wenigsten* 
als  formales  Vorbild  vor  Augen  gehabt.  Gerade  der  Handel 
über  die  See,  auf  den  die  ganze  geographische  Beschaffenheit 
Norddeutschlands,  Flanderns  und  Norafrankreichs  hinweist^ 
die  weiten  flachen  Ebenen  mit  ihren  verhältnismäfsig  gut  er- 
haltenen Handelsstrafsen  boten  der  Ausbildung  eines  karawanen* 
und  flottenmälsig  geordneten  Handels  den  besten  Raum,  und 
gerade  an  diesen  scheinen  die  ältesten  Organisationen  der 
Kaufleute  angeknüpft  zu  haben  ^.  Der  Weg  über  die  Alpen 
dagegen  ~  und  gerade  nach  Italien  gingen  ja  die  grolsen 
Handelsreisen  aus  den  oberdeutschen  Handelsstädten  —  bot 
grofsen  geordneten  Warenzügen  bei  dem  damaligen  trostlosen 
Zustande  der  Alpenstrafsen  unüberwindliche  Schwierigkeiten. 
Hier  also  fehlte  von  vornherein  der  geeignete  Boden  zur  Ent- 
stehung der  Kaufmannsgilden,  hier  vermochte  die  öffentliche 
Gewalt  der  Bischöfe ,  die  später  von  der  Kommunalgewalt  de* 
Rates  abgelöst  wurde ,  von  Anfang  an  die  Leitung  des  lokalen 
Handels  in  ihre  Hände  zu  bekommen,  zumul  ihnen  in  den 
oberdeutschen  Ministerialeugeschlechtern  ein  geübtes  und  that- 
kräftiges  Beamtenpersonal  zur  Seite  stand. 


*  I  )er  Vergleich  analoger  Verhältnisse  einer  süddeutschen  und  einer 
norddeutschen  Stadt,  in  denen  die  Entwicklung,  von  den  gleichen  Aus- 
gangspunkten ausgehend ,  doch  einen  verschiedenen  Verlauf  genommen 
hat,  ma^  uns  hier  noch  etwas  näheren  Einblick  gewähren,  m  Augs- 
burg wie  in  Breslau  stand  der  Tuchhandel  nur  denen  zu,  die  eine  der 
TuchJkammern  inne  hatten.  In  Breslau  haben  sich  1339  diese  Kauf  leute 
zu  einer  Genossenschaft  der  Gewandschneider,  der  „Kumpanie  der  Kauf- 
leute^  zusammengethan ;  in  Augsburg  ist  uns  von  einem  ähnlichen  kor- 
I)orativen  Abschlufs  der  Kaufmannschaft  nichts  überliefert. 

*  Vgl.  unten  Kap.  IV  §  2.    Auch  Lamprecht  weist  darauf  hin. 
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Ein  Moment  aber,  glaube  ich,  kann  man  vor  allem  zu 
den  Argumentationen  beider  Forscher  hinzufügen.  Sollte  es 
Zufall  sein,  dafs  uns  im  9.  Jahrhundert  von  Bauernaufständen, 
die  durch  gildeartige  Organisationen  ins  Leben  gerufen  waren, 
nur  aus  den  Gegenden  in  der  Nähe  des  Meeres,  nur  aus 
Niedersachsen  und  Nordfrankreich  (in  Flandris  et  Menpisco) 
Kunde  gekommen  ist?  Gerade  hier  vermochte  die  Grofs- 
grundherrschaft  nie  recht  durchzudringen.  In  Friesland  haben 
sich  zahlreich  wie  sonst  nirgends  freie  Bauerngemeinden  er- 
halten. „Es  ist,  als  ob  die  freie  Luft  und  die  freie  Bahn  des 
Meeres  dem  nordischen  Viking,  dem  friesischen  Kaufmann 
und  dem  nordelbischen  Piraten  auch  seinen  heimischen  Hof 
und  Acker  mit  immer  frischer  Freiheit  befruchtete  ^".  Hier 
bewährt  sich  wieder  das  schöne  Wort  Peschers,  dafs  die  See 
von  je  her  eine  Schide  der  Freiheit  war,  hier  mochte  der 
Trieb  und  die  Kraft  zur  freien  SelbsthUlfe,  zur  zweckbewufsten 
Selbstorganisation  nie  ganz  verloren  gegangen  sein,  hier  be- 
wahrte sich  wenigstens  eine  Erinnerung  an  die  alte  Zeit,  und 
die  Tradition  pflanzte  sich  durch  die  Stürme  des  9.  Jahr- 
hunderts fort;  auf  diesem  Boden  vermochten  die  dem  10.  Jahr- 
hundert neu  entkeimenden  Gedanken  genossenschaftlicher 
Organisation  rasch  zur  Blüte  und  Reife  zu  gedeihen.  Das 
kühne  Seevolk  der  Normannen,  welches  gerade  in  jenen  Zeiten 
in  Nordfrankreich  einen  neuen  Staat  gründete,  das  von  dort 
aus  England  eroberte,  mochte  den  Gedanken  freithätiger 
Selbstorganisation,  den  es  vielleicht  schon  aus  der  alten  Heimat 
mitgebracht  und  in  der  neuen  vorfand,  ohne  Mühe  seinem 
neuen  Ziele  anpassen,  einem  gesicherten,  intensiven,  friedlichen 
Handelsverkehr.  Nur  so  ist  es  zu  erklären,  dafs  kurz  nach 
der  normannischen  Eroberung  die  Gilden  auf  dem  Inselreich 
überall  wie  Pilze  aus  der  Erde  schiefsen. 


§  3. 
Saint  Omer. 

Giry,    Histoiro  de  St.  Omer.     1877. 

Pagart  d'Hermansart,    Les  ancieniies   communaut^»s  d'arts  et 

ni6tiei*8  k  St.  Omor  (M^m.  de  la  soci^te  des  antiquaires  de 

la  Morinie  XVI  et  XVII).     1880/81. 
Luchaire,   Les  communes  fran^aises. 

Als  typisches  Beispiel  für  die  Gilde  in  den  flandrischen 
Handelsstädten  wähle  ich  die  Gilde  von  St.  Omer.  Nicht  als 
ob  St.  Omer  einen  führenden  Platz  unter  den  grofsen  Industrie- 
und  Handelscentren  jener  Gegend   eingenommen   oder  wenig- 

^  Nitzsch,  Deutsche  Geschichte  II  5. 
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stens  lange  Zeit  behauptet  hätte;  aber  gerade  hier  läfst  sieh 
die  Bedeutung  der  Gilde  für  das  gewerbliche  und  sociale 
Leben,  für  Rechts-  und  Verfassungsentwickelung  der  Stadt 
ziemlich  deutlich  verfolgen. 

St.  Omer  verdankt  seinen  Aufschwung  und  seine  Blüte 
mittelbar  den  Einftlllen  räuberischer  Normannenhorden,  denen 
jene  Gegend  bis  ins  10.  Jahrhundert  unaufhörlich  ausgesetzt 
war.  Hinter  den  schützenden  Mauern,  die  sein  Kloster  und 
dessen  Immunität  umgaben,  fand  die  Landbevölkerung  Schutz 
und  gewöhnte  sich  an  städtisches  Leben.  Schon  1056  finden 
wir  die  Einwohner  als  burgenses  bezeichnet*;  in  den  dyna- 
stischen Wirren  und  ELämpfen,  die  Flandern  im  11.  Jahr- 
hundert durchtobten,  errangen  die  Bürger  sich  ihre  communes, 
ihre  free  Stadtverfassung  und  einen  beträchtlichen  Grad  von 
Selbstverwaltung  *. 

In  dieser  Stadt  nun  lassen  sich  die  Spuren  einer  genossen- 
schaftlichen Organisation  der  Kaufinannschaft  verhältnismälsig 
weit  zurück  verfolgen.  Wir  besitzen  ein  Gildestatut*,  das 
zwischen  1082  imd  1097  entstanden  sein  mufs,  aber  wie 
Pagart  d'Hermansart  mit  Recht  annimmt,  deutlich  auf  eine 
bereits  längere  Existenz  der  Gilde  hinweist*.  Es  ist  eine 
Kaufmannsgilde,  die  jeden  Grofskaufmann  dadurch  zum  Ein- 
tritt zwingt,  dafs  sie  ihm  im  Weigerungsfalle  den  Schutz  auf 
Reisen  zu  entziehen  droht  ^.  Wichtig  vor  allem  erscheint  die 
Bestimmung,  dafs  jedem  Gildegenossen  eine  Art  Tax-  und 
Vorkaufsrecht,  wie  es  sich  sonst  häufig,  vor  allem  in  England, 
findet,  beim  Einkauf  von  Waren  dem  Nichtgildemitgliede 
gegenüber  nicht  zusteht  •.  Ein  Gildegenosse  ist  verpflichtet, 
von  jedem  eingekauften  gröfseren  Warenposten,  falls  er  den- 
selben nicht  zu  eigenem  Gebrauche  zu  verwenden  gedenkt, 
seinem  Gildebruder  einen  Teil  abzulassen  ^.  Es  ist  die  gleiche 
Tendenz  einer  wirtschaftlichen  Ausgleichung  unter  allen  zur 
Genossenschaft  gehörenden  Brüdern,  die  das  ganze  englische 
Gildewesen    durchzieht,    die   auch    in    den    deutschen   Zunft- 

1  Giry,  Hist.  de  St.  Omer  p.  34. 
■  ibidem  p,  41  ff. 

"  GedrucKt :  M^m.  de  la  soci^t^  des  antiquaires  de  la  Morinie  XVTI 
5  ff.  und  daraus  bei  Grofs  I  290  ff. 

*  M^m.  de  la  soc.  etc.  XVI. 
B  S  1  des  Statuts. 

*  ^  3  des  Statuts :  Si  quis  gildam  non  habens,  aliquam  waram  vel 
corrigia  vel  aliud  huiusmodi  taxaverit  et  aliquis  gildam  babens  super- 
venerit  eo  nolente  mercator,  quod  ipse  tazaverat,  emet. 

"^  §  2  des  Statuts:  Si  quis  vero  gildam  habens  mercatum  aliquid 
non  ad  victum  pertiucns  valens  V  gr.  n,  et  supra  taxaverit  (suprataxaverit 
bei  Hermansar  t  giebt  keinen  Sinn)  et  alius  gildam  habens  supervenerit 
si  voluerit,  in  mercato  illo  porcionem  habobit.  Das  Gildestatut  enthält 
dann  weiter  noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  innere  und 
äufsere  Organisation  der  Gilde,  Pflichten  und  Rechte  ihrer  Mitglieder; 
sie  bieten  indessen  kein  besonderes  Interesse. 
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Statuten  oft  in  gleichen  Bestimmungen  zu  Tage  tritt*.  Von 
einem  öffentlich  anerkannten  Monopol  der  Gilde  ist  noch  nicht 
die  Rede:  ihre  Zwangsbefugnis  besafs  sie  nur  kraft  eigenen 
Rechts,  d.  h.  kraft  der  von  ihr  im  wirtschaftlichen  Leben 
thatsächlich  besessenen  Macht. 

Es  dauert  40  Jahre,  bis  uns  ein  zweites  Dokument  wieder 
einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Gilde  von  St.  Omer  liefert. 
In  der  Charte  von  1127,  der  eigentlichen  konstitutiven  Ver- 
fassungsurkunde der  Stadt*,  durch  die  der  neugewählte  Graf 
von  Flandern  den  Bürgern  ihre  selbsterrungenen  Privilegien 
bestätigt,  tritt  uns  die  Gilde,  die  kurz  vorher  noch  eine  rein 

Erivate  Genossenschaft  ohne  wesentliche  öffentlich-rechtliche 
Befugnisse  gewesen  zu  sein  scheint,  nun  als  organisches  Glied 
der  neuen  Stadtverfassung  deutlich  entgegen.  Sie  scheint 
damals  alle  mächtigen  und  angesehenen  Bürger  der  Stadt  um- 
fafst  zu  haben ;  der  kommerzielle  und  der  verfassungsrechtliche 
Charakter  der  Gilde  erscheinen  vollständig  verwischt.  Indessen 
trage  ich  doch  einiges  Bedenken,  mit  Giry,  Luchaire,  Her- 
mansart  anzunehmen,  dafs  die  Gilde  damals  alle  vollberechtigten 
Bürger  der  Stadt  umfafst  habe.  Dafs  die  Gildehalle  später 
zum  Rathaus  wird,  kann  hier  so  wenig  wie  anderswo  zum 
Beweis'  für  jene  angenommene  Identität  angeführt  werden*. 
Allerdings  erhält  die  Stadt  flir  die  Verluste,  die  sie  während 
des  vorausgegangenen  Krieges  im  Dienste  des  Grafen  erlitten 
hatte,  die  Einkünfte  aus  der  Münze  des  Grafen  ad  gildae  suae 
sustentamentum,  und  die  Urkunde  &hrt  dann  fort:  „ipsi  vero 
burgenses  monetam  per  totam  vitam  suam  stabilem  et  bonam, 
unde  villa  sua  melioretur,  stabiliant**  —  aber  mit  diesen 
burgenses  kann  hier,  wie  so  oft,  nur  die  Vertretung  der 
Bürgerschaft,  der  Rat,  gemeint  sein,  der  sich  jedenfalls  aus 
den  reichen  Kauimannsgeschlechtem  der  Gilde  rekrutierte  und 
ihre  Interessen  zur  Geltung  brachte*.  Wenn  aber  den  Gilde- 
mitgliedem  überall  in  Flandern  Zollbefreiungen  oder  -erleichte- 
rungen   vom    Grafen    bewilligt   werden*,    wenn    sie    für    den 


»  Z.  B.  Kriegk,  Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustände  S.  361. 
Schönberg  in  Conrads  Jahrb.  IX. 

»  Gedruckt  bei  Giry  S.  371  ff. 

■  Den  Boden,  auf  dem  die  Gildehalle  steht,  hat  die  Gilde  erst 
24  Jahre    später  (1151)  von  den   Grafen   als  Eigentum   erworben.    Sie 

feniefst  einen  besonderen  Frieden,  eine  Immunitat,  und  der  Verbrecher, 
er  sich  in  dieselbe  flüchtet,  vermag  zunächst  nur  mit  Hülfe  des  Vor- 
stehers derselben  (custos  gildhallae)  von  der  öffentlichen  Gewalt  belangt 
zu  werden.  Sie  bildet  den  Stapelplatz  für  die  Waren  fremder  Kauf- 
leute, die  nur  dort  verkaufen  dürten,  oder  auf  offenem  Markt.  Den 
Bürgern  ist  es  gestattet,  auch  in  ihren  Häusern  Waren  feilzuhalten 
(s.  dazu  die  Ausmhrung  über  England  unten  Kap.  III  §  12). 

*  Auch  was  Hermansart  fem  er  noch  geltend  macht,  dafs  auf 
dem  Siegel  der  Kauf leute  .  sich  der  Schutzpatron  der  Stadt,  St.  Bertin, 
finde,  durfte  doch  schwerlich  als  Beweis  gelten  können, 

*  Omnes  qui  gildam  eorum  habent  ot   ad  illam  pertinent  et  infra 
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Verkehr  nach  Deutschland  von  der  Zahlung  der  Hansa  dis- 
pensiert werden*,  so  lassen  diese  Bestimmungen  wohl  den 
Schlufs  zu,  dafs  es  hauptsächlich  reiche  Grofshftndler  waren, 
aus  denen  die  Gilde  zu  öt.  Omer  sich  zusammensetzte*. 

Mögen  immerhin  auch  geringere  Elemente  damals  noch 
in  die  Gilde  Aufnahme  gefunden  haben,  mag  sie  noch  nicht 
eine  rein  aristokratische,  abgeschlossene  Korporation  innerhalb 
der  Bürgerschaft  gewesen  sein,  jedenfalls  barg  die  Verquickung 
grofskaufraännischer  Interessen  mit  öflfentlich  -  rechtliehen  Be- 
fugnissen die  Keime  zur  Zersetzung  der  ganzen  Organisation 
in  sich;  mit  dem  Aufstreben  der  bis  dahin  in  Hofhörigkeit 
der  Klöster  stehenden  Handwerkerbevölkerung,  mit  der  massen- 
haften Einwanderung  freier  und  höriger  Handwerker  vom 
Lande,  die  sich  zum  Bürgerrecht  und  zur  Freiheit  empor- 
rangen, wurden  die  Vorrechte  der  Gilde  mehr  und  mehr 
drückend  empfunden.  In  den  etwa  50jährigen  Kämpfen,  die 
sich  daraus  entspannen,  ergab  sich  eine  Zersetzung  der  stän- 
dischen Verhältnisse  innerhalb  der  Gilde;  sie  geht  aus  den 
Stürmen  hervor  als  eine  rein  privatrechtliche  Korporation  von 
Grofskaufleuten,  die  alle  social  tiefer  stehenden  Elemente  der 
Bevölkerung  ausgestofsen  hat®,  die  in  der  Verfassungsentwicke- 
lung der  Stadt  nur  noch  insoweit  eine  Rolle  spielt,  *als  sie 
eben  den  Faktor  der  gröfsten  Macht  innerhalb  der  Stadt 
repräsentiert,  als  die  Magistraturen  zunächst  aus  den  reichen 
Kaufmannsgeschlechtern  besetzt  werden*. 


cinsulum  villae  suae  manent,  liberos  omnes  a  thelonco  facio  ad  portum 
Dicnesmude  et  Graveninge  et  per  totam  terram  Flaudriae  eos  liberos 
a  Sewerp  facio.  Apud  Batpalmas  teloneum,  quäle  donant  AtrebatenseSf 
eis  constituo. 

1  Quisquis  eorum  ad  terram  imperatoris  pro  negotiatione  sua  per- 
rexerit,  a  nemine  meorum  hansam  persolvere  cogatur. 

*  Von  besonderem  Interesse  ist  noch,  dafs  die  Grilde  hier  eine  Art 
Allmende  erwirbt:  Pasturam  adiacentem  ville  S.  Audomari  in  nemore, 
quod  dicitur  Lo  et  in  paludibus  et  in  pratis  et  in  bruera  et  in  hongre- 
eolta:  nsibus  eorum  excepta  terra  Lazarorum  conccdo.  Sicut  fuit  tem- 
poribus  Roberti  comitis  barbati.  Also  was  Below  (Stadtgemeinde  S.  31) 
für  so  unmöglich  hält,  dafs  eine  Gilde  Landbesitz  erwerben  kann,  ist 
hier  —  wie  übrigens  auch  in  Stendal,  G^ttingen  und  vielfach  ander- 
wärts —  ausdrücklich  bezeugt. 

»  Ein  Beispiel  für  die  auch  von  Lamprecht  a.  a.  0.  S.  392 
skizzierte  Entwicklung  vgl.  unten  Kapitel  IV  §  2. 

*  Dafs  die  alte  Gilde  noch  im  13.  Jahrhundert  bestanden  haben 
soll,  scheint  mir  von  Giry  nicht  bewiesen  zu  sein.  Wenn  der  Graf  von 
Dampierre  1282  noch  von  der  Gilde  redet,  so  erklärt  sich  das  dadurch, 
dafs  er  in  dem  betreffenden  Dokument  einfach  eine  Übersetzung  der 
alten  Urkunde  von  1127  giebt  (Giry  S  937):  wenn  die  Schöffen  er- 
klären (Ende  des  13.  Jahrhunderts),  dafs  nur  die  Mitglieder  der  Gilde 
Teil  am  Stapelrecht  hätten,  so  deutet  gerade  diese  Bestimmung  darauf 
hin,  dafs  unter  Gilde  nur  die  Grofskaufmannshanse  gemeint  sein  kann. 
Wo  war  überhaupt  neben  den  scharf  geschiedenen  Korporationen  der 
Grofskaufleute  und  Handwerker  noch  Platz  für  eine  beide  vereinigende 
Gilde? 
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Es  ist  die  Hansa  von  St.  Omer,  die  das  Monopol  des 
Handels  nach  England,  Irland,  Schottland  und  jenseits  der 
Somme  hat.  Kurz  darauf  verschmilzt  sie  mit  mehreren 
anderen  kaufinännischen  Korporationen  in  anderen  Städten 
zur  flandrischen  Hanse.  Ihre  wichtigsten  Statuten*  sind,  dafs 
alle  ihre  Mitglieder  in  St.  Omer  wohnen  müssen,  und  dafs 
alle  Handwerker  jetzt  ausdrücklich  vom  Eintritt  in  die  Gilde 
ausgeschlossen  sind^. 

Man  ist  versucht,  in  der  letzten  Bestimmung  den  Hinweis 
auf  eine  frühere  Zeit  zu  erblicken,  in  der  dem  noch  nicht  so 
war,  eine  Zeit,  in  der  auch  Handwerker  in  der  Gilde  sich 
vorfanden ;  aber  das  Fehlen  jeder  auf  das  Handwerk*  bezüg- 
lichen Bestimmung  in  den  oben  erwähnten  Gildestatuten  läfst 
jedenfalls  den  Schlufs  zu,  dafs  sie  nur  einen  kleinen,  nie  her- 
vortretenden Bestandteil  der  Gilde  gebildet  haben  können®. 

Ziehen  wir  das  Facit  der  Entwicklung,  so  ist  es  hier 
das  Entgegengesetzte  wie  in  vielen  anderen  Städten,  z.  B.  in 
Köln.  Dort  wahrt  sich  die  Gilde  unter  Verzicht  auf  kommer- 
zielle Vorteile  und  Monopole,  die  sie  wahrscheinlich  besessen, 
ihre  Bedeutung  für  das  öffentliche  Leben,  für  die  Verfassungs- 
entwicklung der  Stadt,  ja,  weifs  dieselbe  noch  zu  vermehren*; 
hier  verliert  sie  alle  öffentlich-rechtlichen  Befugnisse  an  eine 
bürgerliche  Centralgewalt,  die  mayeurs  und  echevins,  weifs 
sich  aber  ihren  socialen  Einflufs  und  ihre  kommerzielle  Be- 
deutung auf  lange  Zeit  zu  wahren**. 


1  Publiziert  bei  Pagart  d^Hermansart  XVII  11. 

*  In  Brügge  müssen  alle,  die  Hansemit^lieder  werden  wollen,  seit 
Jahr  und  Tag  uir  Handwerk  abgeschworen  haben  (Hegel  II  187). 

'  D'Herraansart  scheint  sich  über  die  Präge  der  Stellung  der 
Handwerker  zur  Gilde  nicht  ganz  klar  zu  sein.  Während  er  (a.  a.  0. 
S.  100)  meint,  dafs  die  Gilde  alle  Einwohner  umfafst  habe,.qui  s'occu- 
paient  de  commerce  ou  d'industrie,  schreibt  er  S.  105,  dafs  die  Hand- 
werkergilden vielleicht  schon  zur  Zeit  der  grofsen  Gilde  bestanden  hätten. 
Eines  von  beiden  ist  sicherlich  unmöglich.  Neben  einer  grofsen  Gesamt- 
gilde war  für  Handwerkergilden  kem  Platz.  In  der  That  treten  diese 
urkundlich  erst  im  14.  Jahrhundert  hervor.  Gerade  in  St.  Omer  läfst 
sich  die  Entwicklung  deutlich  verfolgen,  die  an  die  Stelle  einer  gröfseren 
Kanfmannsgenossenschaft  eine  aristokratische  Gesellschaft  von  Grofs- 
kaufieuten  und  eine  Anzahl  Handwerkerkorporationen  als  scharf  ge- 
schiedene Einwohnerstände  treten  läfst. 

*  Vgl.  unten  Kap.  II  §  6. 

*  Die  von  Hegel  II  154—161  gegebene  kurze  Übersicht  über  die 
Stadtveriassung  von  St.  Omer  stimmt  im  wesentlichen  mit  meinen  Aus- 
führungen überein.  Auch  er  hebt  den  Unterschied  zwischen  der  Kauf- 
mannsgilde  und  der  „commune"  im  Privileg  von  1127  scharf  hervor 
(S.  158).  Wenn  er  dagegen  den  Unterschied  der  Gilde  in  St.  Omer  und 
der  in  Valenciennes  betont,  indem  hier  nur  von  brüderlichen,  dort  auch 
von  bürgerlichen  Pflichten  der  Gildebrüder  die  Rede  sei,  so  liegt  das 
daran,  dafs  Hegel  die  von  d^Hermansart  gedruckten  ältesten  Gildestatuten 
von  St.  Omer  nicht  kennt  Gerade  diese  zeigen  mit. den  ältesten  Sta- 
tuten der  Gilde  von  Valenciennes  eine  merkwürdige  Übereinstimmung; 
allerdings  wird  dann  in  der  Friedensordnung  von  1114  in  Valenciennes 
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§4. 
Valenciennes. 

Wauters,   Les  gildes    communales  (Bull,  de  Tacad.  de  Bruxelles» 

1874). 
Wau  t e  rs ,  Origines  des  libert^s  communales  en  Belgique.  Bnixelle» 

1869  et  1878. 
Cellier,   Une  commune  flaromandc.    Valenciennes  1873. 
Caffiaux,    Mem.  sur  la  charte   de  la  societ^  de  la  Halle  Basse 

de  Valenciennes.    (Mem.    de   la   societä   nat.  des  antiq.  de 

France.     1877.) 
• 

Fast  nirgendwo  auf  dem  Kontinent  haben  sich  so  aus- 
führliche Statuten  einer  Kaufmannsgilde  erhalten  als  in  der 
belgischen  Stadt  Valenciennes.  Auch  sie  führen  uns  bis  ins 
11.  Jahrhundert  hinauf  und  lassen  uns  von  da  ab  die  Schick- 
sale der  Genossenschaft  bis  in  moderne  Zeiten  verfolgen*. 

Allerdings  bietet  die  Analyse  der  ältesten  uns  erhaltenen 
ausführlichen  Statuten  beträchtliche  Schwierigkeiten.  Die 
älteren  Forscher  standen  ziemlich  ratlos  vor  dem  krausen 
Durcheinander  von  Bestimmungen,  die  bald  von  der  äufseren^ 
bald  von  der  inneren  Organisation  der  Gilde,  bald  von  Festen 
und  Ceremonien,  bald  von  Pflichten  und  Rechten  der  Gilde- 
brüder handeln,  in  denen  die  Personen  bald  in  der  ersten  und 
bald  in  der  dritten  Person  zu  uns  sprechen.  Erst  die  gründ- 
liche und  scharfsinnige  Untersuchung  von  Caffiaux  hat  hier 
Licht  gebracht.  Es  gelang  ihm,  nachzuweisen,  dafs  das  an- 
geblich im  Jahre  1067  der  Gilde  bestätigte  Statut*  —  welches 
uns  übrigens  nicht  in  der  ursprünglichen  lateinischen  Form, 
sondern  nur  in  einer  späteren  altfranzösischen  Übersetzung 
vorliegt*  —  keine  einheitliche  Aufzeichnung  ist,  sondern  in 
drei  Teile  zerfkUt,  von  denen  nur  der  erste  die  ursprünglichen 
autonomen  Aufzeichnungen  der  Gilde,  der  zweite  und  dritte 
dagegen  spätere  Zusätze  enthalten.  Nur  die  beiden  ersten 
haben  im  Jahre  1067  die  offizielle  Anerkennung  der  beiden 
Stadtherren  Balduin  und  Richilde  ei  halten. 


der  Gilde  im  Gegensatz  zu  St.  Omer  nicht  gedacht.  He^el  erkennt  eben- 
falls in  der  Hanse  die  Nachfolgerin  der  alten  Gilde,  ohne  indessen  von 
dem  Ubergangsprozefs  sich  eine  Vorstellung  zu  machen. 

*  Die  Statuten  sind  bereits  1869  von  Wauters,  dann  1873  nochmals 
von  Cellier  und  endlich  am  besten  1877  von  Caffiaux  gedruckt,  Nitzsch 
zieht  sie  nirgends  zum  Vergleich  heran. 

'  Auch  Jac.  v.  Guise  (ann.  Hannonienses)  berichtet:  Hie  Bal- 
duinus  cum  Richilde  uxore  propria  ordinaverunt  confratemitatem  phalae 
ValencenensiSf  quae  per  magna  duravit  tempora  et  eam  j^ropriis  sigillis 
firmaverunt,  prout  patet  in  chartis  phalae  Valencenensis  (Wanters, 
Gildes  comm.  p.  729;  Waitz,  Verfassnngsgeschichte  V  360  Anm.  2). 

•  Diese  Übersetzung  wurde  übrigens  hereits  im  17.  Jahrhundert 
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Dafs  die  Gilde  ihrem  eigentlichen  Charakter  nach  eine 
Kaufinannsgilde  war,  darüber  kann  kaum  ein  Zweifel  sein. 
Ich  komme  noch  weiter  unten  ^  auf  die  interessanten  Bestim- 
mungen zurück,  die  den  gegenseitigen  Schutz  der  Gildebrüder 
auf  ihren  Karawanenreisen  strenge  und  bis  ins  einzelne  genau 
zur  Vorschrift  machen.  Dafs  aber  die  Gilde  nicht  ausschliefs- 
lich  Kaufleute  im  engeren  Sinne  des  Wortes  umfafst  haben 
kann,  d.  h.  solche,  deren  einzigen  Beruf  der  Betrieb  des 
Handels  bildete,  scheint  aus  der  Bestimmung  hervorzugehen, 
dafs  der  Prövot  der  Gilde  stets  ein  Kaufmann  sein  mufs^. 
Dafs  andererseits  aber  alle  Kaufleute  der  Stadt,  wenn  auch 
nicht  rechtlich,  so  doch  thatsächlich  durch  den  Druck  der 
Verhältnisse  zum  Eintritt  in  die  Gilde  gezwungen  wurden,  das 
zeigt  die  Anmafsung,  mit  welcher  die  Gilde  sich  das  Recht 
zuschreibt,  im  Weigerungsfalle  die  Habe  des  betreflfenden 
Kaufmanns  zu  konfiszieren  und  den  Erlös  zu  vertrinken^. 
Ausdrücklich  beruft  sich  die  Gilde  fiir  diese  harte  Bestimmung 
auf  die  Zustimmung  der  Stadtherren. 

Was  wir  aus  den  Gildeaufzeichnungen  selbst  nicht  er- 
kennen können,  das  beweist  der  Titel,  unter  dem  dieselben 
überliefert  sind  (ghilde  de  la  halle  basse  des  draps).  Es  waren 
hauptsächlich  die  grofsen  Tuchhändler,  die  sich  in  der  Gilde 
korporativ  zusammengeschlossen  hatten.  Neben  ihnen  fanden 
allerdings  auch  Handwerker  Aufnahme  in  die  Gilde;  aber  die 
Bedingung,  dafs  alle  diese  zuvor  ihr  Handwerk  abschwören 
oder  das  exorbitant  hohe  Eintrittsgeld  von  22  Mafs  Wein* 
zahlen  mufsten,  zeigt  deutlich,  dafs  man  diese  Elemente  nach 
Kräften  fern  halten  oder  wenigstens  nur  solchen  Aufnahme 
gewähren  wollte,  die  es  an  Reichtum  wohl  mit  den  grofsen 
Tuchhändlern  aufnehmen  konnten^. 


nicht   mehr  verstanden.    Dies   beweist   eine   von  Cellier  (S.  43)   mit- 

feteilte  Urkunde  aus  dem  Jahre  1615,  in  der  eine  Neuredigicruug  der 
tatuten  der  halle  damit  begründet  wird:  comme  les  vieux  statuta  et 
brief  de  ladite  Halle  basse  conceniant  la  draperie,  sayeterie  et  plusieures 
aultres  estofFes  jadis  connues  et  usit^es  audit  Valenciennes  ne  sont  pas 
seulement  si  obscures,  qu'a  peine  on  les  seait  entendre  etc. 

1  Kap.  IV  §  2. 

2  Nus  ne  soit  prouvos,  s'il  n'est  marchans.  Dafs  der  Vorsitzende 
auch  nicht  aus  den  Reihen  der  Gildemitglieder  genommen  werden 
konnte,  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich. 

^  . . . .  qua  nous  prendrerons  tous  Ics  marchans  de  eheste  ville  qui 
point  ne  sont  en  nostre  caritet,  et  se  bien  nous  semble  nous  buverons 
quelconques  cose  11  arons  sur  iaus. 

*  Se  aucuns  qui  soiche  boulengiers,  cabbareteurs,  cous^res,  foullons, 
n  au  vitup^re  de  autre  offisce  soit  imposet  voellö  che  entrer  en  nostre 
caritet,  il  donra  XXII  muis  de  vin  u  it  fourjuira  se  mestier.  Allerdin^ 
gehört  diese  Bestimmung  zu  den  spätesten  des  Statuts  und  zeugt  auch 
für  die  fast  überall  hervortretende  Tendenz  zum  aristokratischen  Ab- 
schlufs. 

*  Ob  auch  der  Adel  und  die  Geistlichkeit  in  der  Gilde  Aufnahme 
fanden,  wie  in  dem  benachbarten  Aire  (Wauters,  Gildes  communales 

Forschungen  (52)  XII  2.  —  Dorvo,  Kanfhannsgilden.  5 
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Neben  den  positiven  Zwecken  der  kaufmännischen  Organi- 
sation, die  sich  wie  überall  nicht  nur  auf  Förderung  und 
Regelung  des  Handels  bezogen,  sondern  das  gesamte  materielle 
und  geistige  Leben  ihrer  Mitglieder  umfafsten,  tritt  hier  noch 
der  negative  Zweck  besonders  deutlich  hervor,  Fremden  und 
Nichtgildemitgliedern  den  Handel  in  der  Stadt  nach  Ba-äften 
zu  erschweren  oder  gar  unmöglich  zu  machen.  Daher  darf 
kein  Gildebruder  einen  fremden  Kaufmann,  der  längere  Zeit 
in  der  Stadt  weilt,  mit  zum  Gelage  bringen^.  Vor  allem  aber 
scheint  die  Gilde  die  Konkurrenz  einer  anderen  kaufmännischen 
Genossenschaft,  der  Hanse,  gefürchtet  zu  haben.  Aufs  strengste 
wird  verboten,  mit  einem  solchen  Hanseur  Kompagnie- 
geschäfte oder  Handel  auf  dem  Markte  zu  treiben.  Leider 
lassen  die  wenigen,  noch  dazu  verstümmelt  überlieferten  Nach- 
richten das  Wesen  dieser  zweiten  kaufmännischen  Genossen- 
schaft nicht  genau  erkennen.  Möglich  wäre  es  immerhin,  dafs 
unter  den  hanseurs  solche  Kaufleute  zu  verstehen  sind,  die 
an  den  Stadtherrn,  wie  auch  oft  in  anderen  Städten,  die  Hanse 
als  eine  Abgabe  für  freie  Ausübung  ihres  Berufs  zu  zahlen 
hatten.  Wahrscheinlich  aber  hat  man  an  eine  Vereinigung 
der  Kaufleute  in  anderen  Städten  zu  denken,  wodurch  aller- 
dings die  Entstehung  der  grofsen  flandrischen  Hansa,  die 
später  neben  der  deutschen  eine  so  grofse  Rolle  in  der 
Handelsgeschichte  zu  spielen  berufen  war,  etwas  höher  hinauf 
datiert  werden  müfste. 

Die  folgenden  Jahrhunderte  schweigen  über  die  Geschichte 
der  Gilde.  Erst  einige  Aufzeichnungen  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts lassen  uns  einen  Blick  in  die  Umwandlung  thun,  die 
die  Gilde  in  jenen  Zeiten  durchgemacht  hatte.  Die  Stadt  ist 
zu  einem  mächtigen  Gemeinwesen,  einer  der'  blühendsten  und 
reichsten  Kommunen  Flanderns  geworden,  Sie  hat  sich  — 
vielleicht  hauptsächlich  mit  Hülfe  ihrer  Gilde  —  eine  freie 
Verfassung  errungen,  ihr  Tuchhandel  blüht  bis  in  die  neueste 
Zeit.  In  den  neuen  Statuten,  die  1615  der  ghilde  de  la  halle 
basse  gegeben  worden,  treten  die  Bedürfnisse  und  Anforder- 
ungen der  modernen  Zeit  uns  deutlich  vor  Augen.  Unter 
dem  officier  de  la  halle  basse  stehen  jetzt  alle  Zünfte,  die  mit 
der  Tuchweberei  und  dem  Tuchhandel   zu   thun  hatten:   bou- 


p.  717:  Les  Chevaliers  et  les  vavasseura  devenant  membres  de  TAmiti^), 
läfst  sich  aus  dem  Statut  nicht  crkenneu. 

In  Arras  existierte  ebenfalls  schon  anfangs  des  12.  Jahrhunderts 
neben  der  gilda  mercatorum  die  der  parmentaru  und  die  der  sutores; 
sie  alle  hatten  der  Abtei  von  St.  Yaast  jährlich  Zinse  zu  zahlen ,  von 
denen  der  der  mercatorcs  der  höchste  ist  (24  s.)  (Wauters,  Gildes  com- 
munales.  p  728).  Auch  in  Aire,  Douai,  Lille,  Cambrai,  Calais  gab  es  ähn- 
liche Institutionen.  (Luchaire,  Comm.  fran^.  p.  32;  Wauters,  Comm. 
beiges,  preuves  p.  37,  265  etc. ;  gildes  comm.  S.  717.) 

*  in  vielen  Städten  ist  der  Aufenthalt  fremder  Kaufleute  in  der 
Stadt  überhaupt  beschränkt. 
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rachiers,  tisserands,  foulons,  sayeteurs,  lainiers  und  couturiers. 
Er  schlichtet  ihre  Streitigkeiten,  prüft  die  Güte  der  Stoffe^ 
straft  betrügerische  Manipulationen  und  versieht  die  gut  be- 
fundenen Waren  mit  seinem  Stempel.  Kurz,  er  hat  hier  die 
gesamten  gewerbepolizeilichen  Funktionen,  die  fast  überall 
sonst  gegen  Schlufs  des  Mittelalters  den  Stadträten  zufallen. 
So  wufste  sich  die  uralte  Institution  den  Bedürfnissen 
einer  neuen  Zeit  geschickt  anzupassen  und  erst  die  grofse 
Säuberung  der  französischen  Revolution  hat  auch  hier  mit  dem 
Alten  aufgeräumt  und  die  freie  Arbeit  an  die  Stelle  obrigkeit- 
licher Regelung  gesetzt  ^ 


§5. 
Paris  und  Ronen  ^. 


1.  Paria. 


FÄlibien,    Histoire  de  Paris.    5  vols.   4^     1725. 
Ordonnances  des  rois  de  France. 

Thierry,    Docnments  in^dits  pour  Thistoire  du  tiers-6tat. 
Lecaron,    Les  origines  de  la  municipalit^  parisienne.    (M6m.  de 

la  sociötä  de  Thistoire  de  Paris  1881  et  1882.) 
Springer,   Paris  im  Mittelalter. 
Pigeonneau,  Luchaire,  Wilda. 

Haben  uns  die  Gildestatuten  von  Valenciennes  einen  Ein- 
blick in  die  Organisation  und  die  Funktionen,  die  Rechte  und 
Pflichten  einer  Kaufmannsgilde  zu  einer  bestimmten  Zeit  er- 
laubt und  ermöglicht,  die  Gildeinstitution  gewissermafsen  im 
Querschnitt  zu  betrachten,  so  liegt  uns  für  Paris  ein  urkund- 
liches Material  vor,  das  uns  über  die  Entwicklung  einer 
Gilde  im  Lauf  der  Jahrhunderte,  ihre  Wandlungen  und  Schick- 
sale die  interessantesten  Aufschlüsse  giebt. 

Paris  war  schon  im  11.  Jahrhundert  einer  der  wichtigsten 
Handelsplätze  in  Frankreich;  es  soll  im  13.  Jahrhundert  bereits 
200,000  Einwohner  gezählt  haben*.  Durch  seine  günstige  Lage 
beherrschte  es  die  gesamte  Schiffahrt  auf  der  mittleren  Seine^ 
es  bildete  den  Mittelpunkt  und  Hauptstapelplatz  des  regen 
Handels,   der   sich  vom  Innern   Frankreichs   nach  den  nörd- 


*  Auch  bei  der  Betrachtung  der  Gilde  von  Valenciennes  ist 
Hegel  (H  p.  140 — 154)  im  wesenuichen  2u  denselben  Resultaten  ge- 
kommen. Ohne  Caffiaux  zu  kennen,  erkennt  auch  er  die  Ungleichartig- 
keit  des  uns  erhaltenen  Gildestatuts,  die  es  als  spätere  Zusammenfassung 
verschiedener  Eechtsaufzeichnungen  erscheinen  läfst. 

*  Die  Gründe,  warum  ich  die  Gilde  beider  Städte  in  Zusammen- 
hang behandle,  ergeben  sich  im  Verlauf  der  Untersuchung. 

'  Diese  Schätzung  dürfte  allerdings,  verglichen  mit  anderen  mittel- 
alterlichen Städten,  etwas  zu  hoch  sein. 
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liehen,  hauptsächlich  den  flandrischen  Küsten  und  hinüber 
nach  England  bewegte.  Schon  zur  Römerzeit  hatte  sich  hier 
eine  Kaufmanns-Eompagnie,  die  nautae  Parisiaci,  gebildet,  die 
den  Handel  auf  der  Seine  betrieb  und  beherrschte.  Aber  in 
den  Stürmen  der  Völkerwanderung,  in  den  Plünderungen  der 
Normannenkriege,  war  mit  der  Blüte  des  Seinehandels  auch 
diese  Korporation  aus  der  Geschichte  völlig  verschwunden. 
Paris  hatte  sich  schon  wieder  mächtig  erhoben,  war  die  Resi- 
denz der  Capetingerkönige  geworden;  es  zeigte  schon  lange 
wieder  städtisches  Leben  und  städtische  Verfassungsformen, 
als  die  Existenz  einer  Eaufmannsgilde  uns  znm  erstenmale 
wieder  urkundlich  bezeugt  wird.  1121  überläfst  Ludwig  VI. 
den  marchans  de  Teau  de  Paris  (mercatoribus  axiuae  Parisiacis) 
einige  der  Abgaben,  die  ihm  bei  dem  Aus-  und  Verladen  der 
Schiffe  auf  der  Seine  zuflössen^.  Ob  sie  damals  schon  das 
Vorrecht  besessen  hat,  das  späterhin  ihre  eigentliche  Existenz- 
bedingung, die  Basis  ihrer  ganzen  Macht  und  ihres  grofsen 
Aufschwungs  geworden  ist,  läfst  sich  noch  nicht  erkennen. 
50  Jahre  später  jedenfalls  bestätigt  ihnen  Ludwig  der  Heilige 
ihr  Monopol  des  Handels  auf  der  mittleren  Seine  zwischen 
Paris  und  Mantes ;  die  Strafen  für  Verletzung  dieses  Monopols 
sollen  zur  Hälfte  an  die  Gilde,  zur  Hälfte  an  den  König  fallen  =*. 
Von  dieser  Basis  aus  erringt  sich  nun  die  Gilde  Privileg  auf 
Privileg;  sie  basiert  ihre  finanzielle  Macht  auf  den  Erwerb 
von  Grundbesitz  aus  Königshand  in  allen  Teilen  des  König- 
reichs ^.  Es  waren  die  mächtigen,  reichen  Pariser  Kaufmanns- 
geschlechter, aus  denen  sie  sich  zusammensetzte,  und  indem 
hier  das  Interesse  des  in  der  Stadt  residierenden  Königtums 
Hand  in  Hand  ging  mit  den  Bestrebungen  einer  reichen  und 
mächtigen,  in  der  Gilde  organisierten  Kaufmannschaft,  gelang 
es  dieser  mit  Hülfe  der  obersten  Gewalt,  sich  aus  einer  rein 
privatrechtlichen  privilegierten  Korporation  umzuformen  zu 
einer  Behörde  öffentlichen  Rechts,  aus  der  Kaufmannsgilde  zum 
leitenden  Organ  der  städtischen  Selbstverwaltung  zu  werden, 
soweit  f^r  dieselbe  neben  der  stadtherrlichen  Verwaltung  noch 
Kaum  blieb*.  Langsam,  deutlich  verfolgbar  vollzieht  sich  hier 
dieser  Übergang,  der  uns  anderswo  gewöhnlich  nur  aus  den 
beiden  Endpunkten  erkennbar  entgegentritt,  den  wir  dann  uns 
nur  durch  —  immer  gewagte  —  Kombinationen  rekonstruieren 
können  5.     1170  und  1220  erhält  die  Gilde  die  Gerichtsbarkeit 


^  Siehe  Lecaron,  erster  Aufs.  S.  95  f. 

a  Siehe  Lecaron  ibid.  S.  96. 

'  So  z.  B.  in  Auxerre. 

*  Bekanntlich  hat  sich  Paris  nie  eine  freie  commune  eminffen 
wie  die  meisten  übrigen  gröfsereu  Städte  Nordfrankreichs  und  Flan- 
doms;  es  blieb  immer  unter  dem  dominierenden  Einflufs  des  in  der 
Stadt  residierenden  Königtums. 

»  So  z.  B.  für  Köln  (vgl.  S.  78  fF.). 
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nicht  nur  über  ihre  Mitglieder  selbst,  nicht  nur  das  Recht  der 
Entscheidung  über  EingriflFe  in  ihre  Privilegien,  sondern  die 
gesamte  niedere  Gerichtsbarkeit.  Sie  erstreckt  sich  nicht  nur 
Äuf  Handelssachen,  sondern  auch  auf  andere  Civilrechtsftllle, 
auf  Streitigkeiten  über  Grundbesitz,  Testament  und  Erbfolge  etc. 
Allerdings  nicht  die  ganze  Gilde  —  es  wäre  dies  bei  der 
Einwohnerzahl  und  Gröfse  des  damaligen  Paris  ganz  unmöglich 
gewesen  —  trat  an  die  Spitze  der  Stadt ;  aber  ihr  Vorsteher,  der 

{)r6v6t  des  marchans,  wird  zunächst  durch  Übertragung  öffent- 
ich-rechtlicher  Funktionen  zum  eigentlichen  bürgerlichen  Leiter 
der  Stadt,  zum  Bürgermeister;  er  heifstbald  praepositus  merca- 
torum  oder  magister  mercaturae,  bald  caput  scabinorum  confra- 
ternitatis.  Um  ihn  gruppieren  sich  4  scabini  oder  iurati  confra- 
ternitatis  mercaturae,  dazu  seit  dem  Jahre  1296  24  prudhommes. 
Sie  bilden  den  eigentlich  städtischen  Rat,  der  hier  also  ohne 
Zweifel  aus  einer  Gilde  hervorgegangen  ist  ^ 

Aber  dadurch  unterscheidet  sich  die  Entwicklung  in  Paris 
«0  sehr  von  der  in  den  anderen  Städten,  in  denen  aus  der 
Gilde  ebenfalls  durch  Übertragung  öffentlich-rechtlicher  Funk- 
tionen die  leitende  Behörde  hervorging.  Hier  verlor  die  Gilde 
überall  langsam  mehr  und  mehr  den  Charakter  einer  ursprüng- 
lich den  specifischen  Zwecken  des  Handels,  privatwirtschaft- 
lichen Interessen  dienenden  Vereinigung;  sie  wurde  entweder 
zur  reinen  Behördenorganisation  und  büfste  ihren  Charakter 
als  Genossenschaft  vollständig  ein,  oder  sie  bildete  sich  nur  zu 
einem  geselligen,  freundschaftlichen  Verein,  zur  Kasinogesell- 
43chaft  um,  dort  dagegen  hat  sie  sich  ihren  Charakter  als  Han- 
delsgenossenschaft stets  zu  wahren  gewufst  und  fast  allen  Funk- 
tionen, die  sie  ausgeübt  hat,  den  Stempel  dieser  Herkunft 
aufgedrückt.  In  heftigen  Kämpfen  verficht  sie  Jahrhunderte 
hindurch  ihr  Privileg  des  Handels  auf  der  mittleren  Seine  und 
deren  Nebenflüssen,  und  meistens  bleibt  der  Sieg  auf  ihrer 
Seite  gegenüber  dem  rivalisierenden  Ronen*.  Die  Ordnung 
des  Handels,  die  Organisation  der  Arbeit,  die  sie  durchführt, 
zeigen  eine  Grofsartigkeit  und  praktische  Einsicht,  zu  der 
selbst  die  klugen,  energischen  Staaträte  der  gröfseren  deutschen 
Städte  im  Mittelalter  sich  kaum  jemals  aufgeschwungen  haben. 


^  Dies  ist  vor  allem  von  Lecaron  in  den  erwähnten  Aufsätzen 
klar  nachgewiesen.  Über  die  gerichtlichen  Befngnisse  des  Rats  vergl. 
auch  die  schon  von  Wilda  (S.  242  Anm.  1)  mitgeteilte  Urkunde  von 
1298:  Noveritis  quod  coram  nos  personaliter  constitutus  Johannes  Po- 
pini praepositus  mercaturae  aquae  JParisiaci  asseruit  in  iure  coram  nobis, 
qnoa  sibi  et  scabinis  et  aliis  prudentibus  civitatis  Parisiacae,  ad  (][U09 
pro  consuetudinibus  civitatis  eiusdem  et  castellaniae  Parisiensis  recurritur 
«t  secundum  quorum  responsum  super  consuetudinibus  iudicatur ...  SSo 
liefs  angeblich  1169  der  Erzbischoi  von  Köln  die  magistri  civium,  sca- 
bini und  officiati  der  Richerzeche  vor  sich  kommen,  um  zu  erfahren,  was 
in  Köln  Witzigdinges  sei. 

«  Vgl.  unten  S.  74  ff. 
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Unter  ihrem  Vorsteher,  dem  prövöt,  und  den  ^chevins 
steht  ein  wahres  Heer  von  arbeitsteilig  organisierten  Beamten, 
deren  Funktionen  genau  in  einander  greifen,  um  eine  rasche 
Erledigung  der  Geschäfte  zu  ermöglichen.  Sie  beaufsichtigt 
und  ernennt  die  mesureurs  de  vin,  de  blö,  de  sei,  de  charbons, 
de  foins,   die   courtiers  de  vin,   die  mesureurs   d'oignons,   de 

Sonmies,  de  noix,  de  fruits,  de  guesdes,  de  chaux  etc.  ^ ;  aus 
en  ihr  zu  Gebote  stehenden  Kapitalien  läfst  sie  durch  eigene, 
von  ihr  bezahlte  und  abhängige  Arbeiter  die  Brücken  und 
Uferdämme  ausbessern,  den  Lauf  der  Seine  regulieren,  die 
Leinpfade  in  Stand  halten ;  sie  sorgt  ftlr  das  reglementsmäfsige 
Entladen  der  Schiffe  ^,  läfst  die  angekommenen,  auf  den  Quais 
—  deren  Überwachung  ihr  zusteht  —  aufgestapelten  Waren 
durch  ihre  Beamten  untersuchen;  sie  hat  die  städtische  Wage 
gepachtet  und  erhebt  für  Zulassung  zu  derselben  eine  Gebühr. 
Waren  die  Fremden  nicht  im  stände,  ihre  Waren  in  kurzer 
Frist  zu  verkaufen,  so  hatten  sie  nicht  das  Recht,  sie  in  den 
Magazinen  zu  lagern.  Die  Arbeitsteilung  wird  bis  ins  Einzelnste 
genau  durchgeführt.  Wie  es  ftlr  jeden  wichtigeren  Import- 
und  Export- Artikel  besondere  Beamte  giebt,  die  mit  dem 
Messen,  Taxieren,  mit  den  Maklergeschäften  betraut  sind,  so 
ist  auch  jeder  einzelne  Handelszweig  von  besonderer  Wichtig- 
keit noch  einmal  selbst  arbeitsteilig  organisiert.  Wer  den 
Wein  auslädt,  darf  nicht  seinen  Verkauf  anordnen;  andere 
wieder  haben  nur  den  Beruf,  den  angekommenen  Wein,  dessen 
Quantität,  Qualität,  Preis  etc.  öffentlich  durch  Ausruf  bekannt 
zu  machen^.  Die  Weinschenken  müssen  der  Gilde  für  jedes 
angezapfte  Fafs  Wein  eine  Abgabe  zahlen  und  waren  auch/ 
sonst  vollständig  von  ihr  abhängig^. 

Strenge  wacht  sie  nebenbei  über  die  Vorrechte,  die  ihr 
seit  alter  Zeit  als  privilegierter  kaufinännischer  Genossenschaft 
zustanden. 

Wer  nach  Paris  Waren  einschiffen  will,  mufs  compagnie 
fran9aise  haben^  d.  h.  selbst  der  Hanse  beitreten  oder  wenigstens 
sich    einen    Hansegenossen   zum  Kompagnon^    annehmen  und 

*  Sic  sind  hier,  wie  häufig  im  Mittelalter,  die  Wirte. 

*  Levasseur  I  525  weist  zwar  die  Aufsicht  über  courtiers,  ven- 
deurs,  d^chargeurs  et  autres  ouvriers  de  ports  et  des  march^s  königlichen 
Beamten  zu;  doch  scheint  dies  auf  einer  Verwechselung  des  könig- 
lichen pr^vot  und  des  pr^vöt  des  marchands  zu  beruhen. 

*  Sie  hat  überhaupt  das  Recht  der  öffentlichen  Ausrufung  und 
Versteigerung  (cri^es)  ge)>achtet.  Im  übrigen  sind  die  kommerziellen 
und  polizeilichen  Vorrechte  der  Gilde  in  dem  Aufsatze  von  Lecaron 
ausfuhrlich  dargestellt,  der  zwar  sehr  gründlich  ist,  aber  Wichtiges  und 
Unwichtiges  denn  doch  gar  zu  wenig  auseinanderhält.  Vgl.  auch  Leroy , 
Dissertation  sur  Thotel  de  ville  de  Paris  in  F^libien  I  p.  I— C. 

*  Vgl.  unten  §  6. 

•*  Diese  Kompagniegeschäfte  mit  Gewinnanteil  haben  mit  dem 
AV^esen  der  Gilde  als  solcher  nichts  zu  thun  und  bewegen  sich  immer 
nur  zwischen  zwei  Teilhabern. 
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mit  diesem  gemeinsam  das  betreffende  Geschäft  machen;  der 
Hansegenosse  selbst  aber  ist  für  jedes  derartige  Geschäft  zu 
einer  Steuer  an  die  Hanse  verpflichtet.  Unerbittlich  werden 
die  Waren  derjenigen  konfisciert,  die  sich  dem  Hanserecht  der 
Pariser  Kaufleute  zu  entziehen  suchen.  Appellationen  gegen 
den  Entscheid  des  Hansegerichts  werden  vom  König  wie  vom 
Parlament  fast  stets  zurückgewiesen^. 

Ob  auch  Zünftler  an  den  Vorteilen  der  mercatores  hansati 
teilhaben  konnten,  ob  den  Hansekauf leuten  selbst  ein  Auf- 
sichtsrecht über  die  gewerblichen  Zünfte  zugestanden  hat, 
darüber  habe  ich  leider  nirgends  nähere  Angaben  finden  können ; 

i'edenfalls    konnte    ihr    Einflufs   im    eigentlichen  gewerblichen 
jeben  der  Stadt  bei  der  Stärke  des  unmittelbaren  königlichen 
Regiments  nur  ein  verschwindend  geringer  sein. 

Denn  das  ist  vor  allem  charakteristisch  für  die  Pariser 
Verhältnisse,  dafs  sich  hier  ein  glückliches  Gleichgewicht  der 
öffentlichen  Gewalten  in  der  Stadt  herausbilden  konnte,  dafs 
die  beiden  Mächte,  die  sich  in  das  unmittelbare  Regiment  der 
Stadt  teilten,  der  König  und  die  Gilde,  gleichsam  gegenseitig 
auf  einander  angewiesen  waren,  dafs  eine  Interessengemein- 
schaft zwischen  beiden  bestand,  die  nur  selten  —  und  dann 
zum  Nachteil  für  beide  Teile  —  in  das  Gegenteil  umgeschlagen 
ist.  Indem  der  König  der  Gilde  gewisse  ordendiche  und 
aufserordentliche  Einnahmen  —  Brücken-  und  Wegezölle, 
Konsum-  imd  Verbrauchssteuern,  die  ihre  Beamten  am  besten 
und  leichtesten  erheben  konnten  —  überliefs,  gewann  er  nicht 
nur  für  sich  den  Vorteil,  eine  kapitalkräftige  Macht  zur  Ver- 
fiigung  zu  haben,  die  ihm  in  seinen  zahlreichen  Kriegen  jederzeit 
die  besten  Dienste  leisten  konnte,  sondern  er  sorgte  zugleich 
fiir  das  Wohl  der  Stadt,  indem  er  die  Gilde  verpflichtete,  aus  ' 
ihren  Einnahmen  Brücken  und  Wege  zu  unterhalten  und  eine 
sichere  und  geordnete  FlufsschiffaJbrt  zu  ermöglichen.  Und 
diese  ausgleichende  Macht  des  königlichen  Willens  zeigt  sich 
auch  noch  auf  einem  anderen  Gebiet  Hier  vermochten  es 
die  Gildemitglieder  nicht,  auch  gegenüber  ihren  eigenen  Mit- 
bürgern wie  gegenüber  den  Fremden  ihre  Vorrechte  einseitig 
zur  Geltung  zu  bringen ;  in  Wein-  und  Salzverkauf,  in  Holz- 
und  Kohlenhandel  war  jeder  Pariser  Bürger  so  gut  wie  der 
Hansekaufmann  vor  dem  Fremden  bevorzugt.  So  ist  es  eigent- 
lich das  Königtum,  das  die  Gilde  der  Pariser  Grofskaufleute 
mit  Rechten  und  Pflichten  dem  Organismus  der  Pariser  Ver- 
fassung  eingliedert.     Und  wie  die  Mafse   und  Gewichte    zwar 

^  Das  Ganze  ist  natürlich  ein  Durchschnittsbild ;  manche  der  Funk- 
tionen sind  erst  später  hinzugekommen,  andere  früher  verloren  gegangen 
oder  umgeformt  worden.  Doch  geben  die  obigen  Mitteilungen  wohl 
eineü  annähernden  Begriff  dessen,  was  die  Pariser  Gilde  in  ihrer  Blüte- 
zeit für  den  Pariser  Handel  geleistet  hat.  Vgl.  die  ausführliche  Dar- 
stellung bei  Leroy  und  vor  allem  bei  Lecaron. 
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unter  der  polizeilichen  Aufsicht  der  Gilde  stehen,  aber  doch 
den  Stempel  des  Königs  tragen  müssen,  so  hat  ein  königlicher 
Beamter  nicht  selten  zugleich  die  Stelle  des  prevot  des  mar- 
chans  bekleidet  ^ 

Allerdings  ging  die  Hanse  einmal  gegen  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts in  den  Gefahren,  die  ihr  von  allen  Seiten  drohten, 
—  der  Streit  mit  Ronen  wurde  gerade  damals  einmal  zu  ihren 
Ungunsten  entschieden  —  in  den  Wirren  der  zahlreichen  Kriege, 
die  den  Seinehandel  fast  gänzlich  lahmlegten,  unter  den  drücken- 
den finanziellen  Anforderungen  des  Königtums  fast  zu  Grunde. 
Nach  einem  verzweifelten  Aufstand  ward  sie  1382  gänzlich 
aufgehoben,  aber  völlige  Zerrüttung  des  jetzt  von  unerfahrenen 
Personen  geleiteten  Handels,  der  sich  auch  nach  Eintritt  des 
Friedens  nicht  erheben  wollte,  die  Zerfahrenheit  des  nun 
folgenden  Stadtregiments  zwangen  bald  dazu,  die  Korporation 
in  ihre  alten  Rechte  wieder  einzusetzen^.  Dafs  es  ihr  gelang, 
sich  die  Unterstützung  eines  mächtigen  Königtums  zu  sichern, 
ohne  ganz  in  dessen  Abhängigkeit  zu  geraten,  das  sicherte 
ihr  im  Verein  mit  dem  Aufschwung  des  gesamten  städtischen 
Lebens  eine  Wirksamkeit  von  einer  Grofsartigkeit,  wie  sie 
keine  andere  Gilde  des  Mittelalters  auch  nur  annähernd  auf- 
zuweisen hat.  Erst  die  grofsen  Ereignisse  von  1789  haben 
sie  nach  neuen  Ideen  umgeformt  und  den  pr6v6t  des  mar- 
chans  von  der  Spitze  der  Pariser  Stadtverwaltung  verdrängt®. 

2.    Ronen. 

Pigeonneau,  Histoire  du  commerce  de  la  France. 

Thierry,  Histoire  de  Roueu. 

Ch^ruel,  Histoire  de  Rouen. 

Beaurepaire,  De  la  vicomt^  de  Teau  k  Rouen. 

Fr^vilJTe,  Commerce  maritime  de  Rouen. 

Giry,  Etablissements  de  Rouen. 

Höhlbaum,  Hans.  Urkundenbuch  III. 

War  Paris  von  ie  her  die  unbestrittene  Beherrscherin  des 
mittleren  Seinehandels,  so  nimmt  Rouen  vor  dem  Aufblühen 
von  Hävre  an  der  unteren  Seine  unbestritten  den  gleichen 
Platz  ein.     Schon  im  9.  Jahrhundert  werden  seine  Einwohner 


^  So  hoifst  es  z.  B.  im  Jahre  1415:  Jehan  Baillet,  couseiller  du 
roy  nostre  sire  en  la  cour  de  Parlement,  en  ce  temps  pr^vost  des 
marchans. 

2  Definitiv  im  Jahre  1415.  Urkunde  von  1411  bei  Leroy  p.CXXIV. 
Das  Statut  von  1415  hat  fast  700  Paragraphen  (F^libien  11  815).  Vgl. 
auch  Lecaron,  2.  Aufsatz  S.  215  ff. 

'  Das  Verhältnis  der  Gilde  zu  den  späteren  Kaufmanns^enossen- 
schafteUf  den  drapiers,  espiciere,  orfevres,  merciers,  pelletins,  cnan^eurs 
(später  statt  derselben  bonnetiers)  ist  mir  aus  F61ibien,  der  sie  allein  er- 
wähnt, nicht  ganz  klar  geworden.  Das  Wahrscheinlichste  ist,  dafs  sich 
die  Hanse  später  in  dieselben  aufgelöst  hat. 
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von  Dudo,  dem  Historiker  der  Normannen,  als  mercatores 
Rotomagi  commorantes  bezeichnet.  Als  dann  im  12.  Jahr- 
hundert die  alte  noch  aus  der  Römerzeit  stammende  Mauer 
der  aufstrebenden  Stadt  zu  eng  wurde  und  endlich  fiel,  als 
dann  die  neuerrichtete  auch  den  alten  und  neuen  Markt,  di3 
bis  dahin  aufserhalb  der  Mauern  gelegen  hatten  ^,  umschlofs, 
da  begann  mit  der  wachsenden  Sicherheit  in  der  durch  ihre 
Lage  ungemein  begünstigten  Stadt  ein  rascher  Aufschwung 
des  Handels;  zugleich  damit  aber  erwachte  und  wuchs  mehr 
und  mehr  das  Streben  der  selbstbewufsten  Bürgerschaft  nach 
Emancipation  von  der  drückenden  StadtheiTschaft  der  Nor- 
mannenfürsten. Durch  geschickte  Benutzung  des  Streits  zwischen 
den  englischen  Königen,  die  zugleich  dieNormandie  beherrschten, 
und  den  französischen  Herrschern  errang  sich  Ronen  um  das 
Jahr  1150  die  Anerkennung  seiner  commune,  seiner  städtischen 
Freiheit  und  Selbstverwaltung,  In  dem  Privileg  Heinrichs 
Plantagenet  vom  Jahre  1150  tritt  uns  nun  eine  kaufmännische 
Genossenschaft,  eine  Gilde  ^  gegenüber,  die  sich  bedeutender 
Vorrechte,  vor  allem  in  dem  Handel  nach  England  erfreute; 
ihre  Mitglieder  sind  frei  von  Abgaben  in  London  auTser  „de 
vino  et  crasso  pisce",  sie  kann  ungehindert  in  ganz  England 
Handel  treiben  salvis  legalibus  consuetudinibus  regis ;  auf  sie 
kann  es  sich  nur  beziehen,  wenn  der  König  von  England  den 
Bürgern  von  Ronen  den  Hafen  am  Quai  von  Dowgate  (jetzt 
zu  London  gehörig)  einräumt,  wenn  er  ihnen  das  Monopol 
des  Handels  nach  Irland  bestätigt  —  die  von  Irland  kommenaen 
Schiffe  müssen  in  Ronen  landen  und  dem  König  dort  Zoll  ent- 
richten. Nur  ihnen  kommt  die  Bestimmung  zu  gute,  dafs  jeder 
Kaufmann,  der  mit  seiner  Ware  Ronen  passieren  oder  dort 
Wein  im  Keller  lagern  will,  in  Ronen  Bürger  werden  mufs®. 
Es  war  natürlich,  dafs  die  normannischen  Könige  das 
Monopol  des  Handels  mit  ihrem  Inselreich  ihren  festländischen 
Unterthanen  zu   wahren    strebten.      Der    ganze  Schwerpunkt 


^  Ein  neues  Beispiel,  dafs  die  Marktgemeinden  sich  oft  nicht  in 
den  alten  Kömer-^tädten,  sondern  neben  denselben  niederliefsen. 

*  Homines  Rothomagi  qui  de  ghilda  sunt  mercatorum. 

'  Item  nullus  mercator  transeat  Rothoma^um  cum  mercatura  sua 
per  viam  Sequanae  vel  sursum  vel  deorsum  nisi  civis  manens  Rothoma- 
gensis  fuerit  ....  Item  nullus  extraneus  potest  .yinum  decarcare  aput 
Kothomagum  in  celario  ..,.  (Ch6ruel  I  235).  Ahnlich  in  der  Charte 
Johanns  ohne  Land  von  12()0.  Die  Charte  erinnert  insofern  an  diejenige 
von  St.  Omer,  als  auch  hier  diese  Privilegien  zum  grofsen  Teil  nicnt 
den  mercatores  de  ghilda  im  besonderen,  sondern  den  cives  im  allge- 
meinen verliehen  werden.  Aber  ebensowenig  wie  dort  braucht  man 
meiner  Meinung  nach  die  Identität  von  cives  und  ghilda  zu  folgern; 
vielmehr  mufs  man  wohl  auch  hier,  wie  so  oft,  mehr  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  als  die  urkundliche  Form  beiücksichtigen.  Mochten  die 
Privilegien  auch  urkundlich  der  Gesanjtbürgerschart  erteilt  sein,  so 
waren  es  thatsächlich  nur  die  ffrofsen,  in  der  Gilde  vereinigten  Kauf- 
leute, die  aus  ihnen  Nutzen  zieTien  konnten. 
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des  Handels  von  Ronen  lag  in  dem  Handel  nach  Plngland  und 
Irland;  in  London  durften  schon  seit  Heinrichs  I.  Zeit  die 
vina  Francigena  nur  durch  die  Kauf  leute  von  Rouen  verkauft 
werden  —  ein  Recht,  wie  es  ähnlich  später  auch  die  Kölner 
Kauf  leute  erhalten  haben  ^.  Gerade  in  jene  Zeiten  fallen  die 
wiederholten  Verbote  der  englischen  Könige  gegen  den  Handel 
flandrischer  Städte  und  ihrer  Hanse  nach  England.  Erst  als 
unter  Philipp  August  die  Normandie  an  Frankreich  kam,  als 
das  politische  Band,  das  die  Normandie  an  England  geknüpft 
hatte,  zerrifs,  da  lockerten  sich  auch  die  Handelsbeziehungen 
Rouens  zu  den  Ländern  jenseits  des  Kanals  und  der  Handel 
nach  England  verlor  im  kommerziellen  Leben  der  Stadt  den 
centralen  Platz,  den  er  bis  dahin  innegehabt  hatte. 

An  seine  Stelle  trat  jetzt  der  Handel  auf  der  unteren 
Seine,  dessen  Beherrschung  von  jetzt  an  im  Mittelpunkt  der 
Interessen  der  Rouennaiser  Kaufmannschaft  stand.  Die  ghilda 
hominum  Rothomagensium  wird  zur  Genossenschaft  der  Kauf- 
leute, die  den  Handel  auf  der  unteren  Seine  betrieben,  zur 
hanse  de  Teau  de  Rouen,  oder  wie  sie  später  im  Gegensatz 
zur  compagnie  francaise  genannt  wird,  compagnie  nomiande ^. 
Denn  darum  handelt  es  sich  vor  allem  für  die  Kaufleute  von 
Rouen,  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Kräften  sich  gegenüber 
der  übermächtigen  Rivalin  am  oberen  Lauf  des  Flusses  den 
Handel  auf  der  unteren  Seine  wenigstens  als  ihre  Domaine  zu 
sichern  und  sich  vom  Handel  stromaufwärts  nach  dem  Innern 
Frankreichs  zum  mindesten  nicht  gänzlich  verdrängen  zu 
lassen. 

Ihre  Organisation  und  die  Rechte,  die  sie  genofs,  sind 
die  gleichen  wie  die  ihrer  Rivalin  zu  Paris.  Sie  schliefst  den 
Fremden  vom  Handel  zu  Rouen  aus ,  wenn  er  sich  nicht  einen 
dortigen  Bürger  zum  Compagnon  nimmt,  sie  verbietet  ihm 
gänzlich  das  Ausladen  seiner  Weine,  sie  allein  vermittelt  den 
Weitertransport  derselben  nach  dem  Innern  Frankreichs  •. 

In  dem  Kampfe  mit  der  Hanse  von  Paris  emngt  sie 
zunächst  insofern  einen  Vorteil  wenigstens  gegenüber  den 
anderen  Städten ,  als  sie  nicht  nur  wie  diese  bis  Mantes  strom- 
aufwärts fahren,  sondern  bis  zum  Bach  le  Pec  (flumen  Alpecci) 
vorwärts  dringen  und  dort  ihre  Waren  einladen  darf*.  Eine 
solche  Abgrenzung  der  kaufmännischen  Interessensphären  der 
beiden  wichtigsten  nordfranzösischen  Handelsstädte  konnte 
natürlich  nicht  auf  die  Dauer  gewahrt  bleiben.     Von   diesem 


>  Höhlbanm,  Hans.  Urkundenbuch  III  392  Anm.  6. 

•  Ich  sehe  keinen  Grund,  warum  wir  in  der  alten  Gilde  und  der 
späteren  hanse  zwei  verschiedene  Genossenschaften  erblicken  sollten; 
der  Übergang  ergiebt  sich  mit  Leichtigkeit  aus  den  geänderten  politi- 
schen Verhältnissen. 

'  Siehe  Pr^ville  II  25  ff.    Beaurepairc  passim. 

M^gl.  Freville  I  211ff. 
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Zeitpunkt  ist  der  Kampf  der  beiden  Rivalinnen  fast  ein  Jahr- 
hunaert  lang  nicht  zur  Ruhe  gekommen  und  er  gewinnt  da- 
durch ein  besonderes  Interesse,  dafs  die  jeweilige  politische 
Constellation,  die  Ereignisse  in  den  Kämpfen  der  französischen 
Krone  gegen  die  aufständischen  Vasallen  im  Innern  wie  gegen 
die  Feinde  des  Landes  von  aufsen,  ihre  Siege  und  Niederlagen, 
in  dem  Ringen  dieser  beiden  nordfranzösischen  Handelscentren 
sich  deutlich  wiederspiegeln.  Geschickt  wissen  sie  Beide  mit 
ihren  grofsen  Kapitalkräften  den  kämpfenden  Mächten  zu  Hülfe 
zu  kommen  und  sich  Privilegien  gegen  die  Nachbarstadt  zu 
erkaufen;  nach  jedem  Friedensschi ufs  ändert  sich  das  Bild 
und  je  nach  der  politischen  Lage  erhält  bald  die  eine,  bald 
die  andere  Stadt  aie  gröfseren  Vorteile:  bald  die  Pariser  das 
unbedingte  Recht  des  Handels  auf  der  unteren  Seine ,  bald  die 
Rouennaiser  das  gleiche  auf  dem  oberen  Teil  des  Flusses,  und 
wenn  die  Pariser  Hanse  1345  für  60000  livres  den  Parlaments- 
bescheid erkauft,  dafs  die  compagnie  normande  gänzlich  auf- 
gehoben werden  solle,  so  hat  sie  selbst  1382  dasselbe  Schicksal 
gehabt,  das  sie  40  Jahre  früher  ihrer  Rivalin  hatte  bereiten 
wollen.  Verträge,  die  zwischen  beiden  Städten  abgeschlossen 
das  Interessengebiet  wieder  in  der  alten  Weise  teilten  und 
bestimmten,  dafs  der  Pariser  Kaufmann,  der  auf  der  unteren 
Seine  Handel  treiben  wollte,  einen  Rouennaiser,  umgekehrt 
der  aus  Ronen  auf  der  oberen  Seine  einen  Pariser  zum  Com- 
pagnon  nehmen  sollte,  waren  selten  von  langer  Dauer  und  so 
beherrschen  die  Schlagworte:  Compagnie  francaise  und  com- 
pagnie normande  die  nordfranzösische  Handeisgeschichte  bis 
ms  15.  Jahrhundert.  Zwar  war  —  seit  der  Aufhebung  der 
Kommune  von  Ronen  im  Jahre  1292  —  der  Sieg  meist  auf 
Seiten  der  Pariser;  aber  gänzlich  haben  die  Kaufleute  von 
Ronen  nie  ihren  Ansprüchen  entsagt.  Erst  eine  mehr  modernen 
Anschauungen  huldigende,  einheitlich  centralistische,  staatliche 
Handelspolitik  hat  dem  Jahrhunderte  langen  Streit  ein  Ende 
gemacht  Im  Jahre  1450  wird  von  Karl  VH  beiden  Gesell- 
schaften das  Monopol  des  Seinehandels  entzogen  *.     Es  ist  der 


*  Ich  gebe  das  interessante  Dokument  hier  in  seinen  wichtigsten 
Teilen  wörtlich  wieder  (Fr^ville  I  218):  Comme  plusienrs  proces  aient 
est^  encommencez  entre  ceuix  de  Paris  et  ceulx  de  Koueu  .  . . ,  k  Tocca- 
sion  de  ce  que  iceulx  de  Paris  tenoient  rigueur  a  ceulx  de  Ronen  de 
leur  faire  prendre  Compagnie  francaise  quand  ilz  montoient  ou  avaloient 
la  rivifere  de  Seine  par  ladite  ville  de  Paris  ou  ^s  meches  d'icelle  —  et 
aussi  iceulx  de  Ronen  pour  raison  de  leurs  privil^ges  empeschoient  k 
iceulx  de  Paris  qu'ils  ne  descendissent  et  missent  leurs  vms  et  autres 
denr^es  et  marcnandises  k  couvert  et  ne  les  vendissent  en  icelle  ville 
de  Ronen  ....  Nous  par  Tadvis  des  gens  de  nostre  conseil  voulons 
que  les  bourgeois  de  nostre  ville  de  Ronen  ....  soient  doresnavant  francs 
auietes  et  exemptz  de  lad.  compagnie  francoize  et  de  tout  ce  que  lesd. 
ae  Paris  peuvent  demander  a  ceste  cause  et  aussi  aue  iceulx  de  Paris 
pourront  mettre  k  couvert  et  descendrc  en  lad.  ville  de  Ronen  toutes 
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erste  bedeutsame  Schritt  auf  der  Bahn  derjenigen  Politik,  die 
gerade  in  Frankreich  im  Edikt  über  die  Getreidehandelsfi'eiheit 
von  1539  ihren  ersten  energischen  Ausdruck  fand,  im  staats- 
wirtschaftlichen Egoismus  des  Merkantilsystems  das  17.  Jahr- 
hundert beherrscht  hat^. 

Über  die  innere  Geschichte  der  Gilde  von  Ronen  in  jenen 
Zeiten  sind  wir  leider  nicht  so  gut  unterrichtet  als  über  die 
ihrer  Konkurrentin  zu  Paris.  Aber  so  viel  geht  doch  aus 
den  erhaltenen  Dokumenten  hervor:  zu  einer  mächtigen  be- 
herrschenden Stellung  im  öffentlichen  Leben  der  Stadt  hat  sie 
es  nie  gebracht,  zur  leitenden  Stadtbehörde  ist  sie  nie  geworden*. 
Die  Gründe  dafür  lassen  sich  unschwer  erkennen.  Paris  ist 
immer  eine  ville  privilögiöe  geblieben,  es  hat  unter  dem 
übermächtigen  EinBufs  des  residierenden  Königtums  es  nie 
zu  einer  freien  korporativen  Verfassung,  zu  einer  commune 
gebracht.  In  Ronen  hat  die  1153  entstandene  commune,  die 
geschworene  EinuQg  aller  Stadtbewohner  —  wie  z.  B.  auch 
in  St.  Omer  —  eine  Entwickelung  und  Ausbreitung  der  Gilde 
als  solcher  nach  der  Seite  öflFentlich  -  rechtlicher  Funktionen 
unmöglich  und  unnötig  gemacht.  Wie  weit  die  Gilde  selbst 
bei  der  Erringung  dieser  freiesten  Form  mittelalterlicher  Stadt- 
verfassung in  Frankreich  beteiligt  ist,  ob  sie  einen  bestinmien- 
den  Einflufs  dabei  ausgeübt  hat,  ist  mit  Sicherheit  nicht  zu 
erkennen ,  aber  a  priori  wahrscheinlich.  Es  sind  die  Interessen 
der  grofsen  Kaufmannsgeschlechter,  die  in  der  neugewonnenen 
Stadtverfassung  zum  Ausdruck  kommen®. 

Dazu  aber  kommt  dann  noch  ein  Zweites. 

Während  in  Paris  das  Königtum  sich  der  festen  Organi- 
sation der  Pariser  Gilde  zu  seinen  Zwecken  bediente,  während 
es  ihr  die  selbständige  Regelung  und  Ordnung  der  wichtigsten 
Handelsangelegenheiten  —  auch  als  sie  zum  Stadtmagistrat 
geworden  war  —  überliefs,  während  es  ihr  reiche  Einnahme- 
quellen öffnete  und  sich  begütigte,  sie  selbst  wieder  finanziell 
nach  Kräften  auszubeuten,   hat   es   in  Ronen  seit  langer  Zeit 

denr^es  et  marchandises  et  illec  les  vendre  en  groß.  Der  Detailverkauf 
blieb  also  offenbar  den  Einwohnern.  An  diesen  iCampf  um  die  Handels- 
herrschaft auf  der  Seine  erinnert  zwei  Jahrhundertc  sp&ter  der  hundert- 
jährige Streit  von  Magdeburg  und  Hamburg  um  die  Beherrschung  des 
Elbhandcls,  in  dem  Magdeburg  endlich  ganz  unterlag  und  seine  Blute 
vernichtet  wurde  (Schmoller,  Studien  über  die  Wirtschaftspolitik 
Friedrichs  des  Grofsen.  VI.,  Schmollers  Jahrb.  Jahrgang  VIII  S.  1021 
bis  1048X 

»  Vgl.  Schmoller  in  Schmollers  Jahrb.  VIII  45 ff. 

'  Pigeonneau  meint  allerdings:  A  Ronen  la  ghildo  devicndra 
le  conseil  de  la  commune  et  lui  fouruira  ses  chefs  ^lectifs;  aber  ich 
finde  in  der  Geschichte  Kouens  keinen  Grund,  der  für  das  direkte  Her- 
vorgehen des  Rats  aus  einer  Gilde  —  wie  in  Paris  —  spricht.  Damit 
soll  eine  Mitwirkung  der  Gilde  bei  der  Erringung  der  commune  keines- 
wegs geleugnet  werden.    Vgl.  Kap.  IV  §  3. 

«  Luchaire  S.  32. 
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—  vielleicht  schon  im  12.  Jahrhundert^  —  einen  königlichen 
Beamten  gegeben,  der  die  eigentliche  Aufsicht  über  Handel 
und  Gewerbe  in  seiner  Hand  hatte,  zugleich  Verwaltungs- 
und Justizbeamter  war  und  vor  allem  alle  dem  Könige  zu- 
stehenden Einnahmen,  Zölle,  Abgaben  etc.  direkt  für  die 
königliche  Kasse  einzuziehen  hatte.  So  verhinderte  der  vi- 
comte  de  Teau  de  Rouen  die  Umbildung  der  Gilde  in  eine 
Behörden- Organisation,  indem  er  selbst  mit  einigen  Unter- 
beamten alle  öffentlich-rechtlichen  polizeilichen  Funktionen 
in  Handel  und  Gewerbe  für  sich  in  Anspruch  nahm.  Die 
ganze  Aufsicht  über  die  Märkte,  über  Mafs  und  Gewicht,  über 
Flufs-  imd  Landhandel  lag  in  seiner  Hand.  Erst  später  ge- 
lang es  der  conmiune  und  ihrem  maire  —  nicht  der  kauf- 
männischen Gilde,  —  durch  kluge  Benutzung  der  jeweiligen 
Solitischen  Lage  und  der  finanziellen  Verhältnisse  —  einige 
leser  polizeilichen  Befugnisse  wieder  für  sich  zu  gewinnen. 
So  erlangte  die  Bürgerschaft  1256  Gericht  und  Polizei  über 
die  Bäcker^,  1364  über  die  Brauer:  sie  erkauft  1350  da» 
Recht  des  freien  Verkaufs  von  Brot,  Kohle  und  Fisch,  das 
bis  dahin  an  irgend  einen  reichen  Bürger  verpachtet  worden 
war;  ebenso  die  Rechte  der  boutellier  und  pannetier  du  roi, 
die  allerdings  schon  1352  wieder  verloren  gingen*.  Der 
vicomte  seinerseits  organisiert  nun  in  ähnlicher  Weise  die  Auf- 
sicht über  den  Handelsverkehr,  wie  der  prevöt  des  marchants 
in  Paris;  auch  er  hat  einen  gröfseren  arbeitsteiligen  Beamten- 
apparat unter  sich:  den  clerc  siögö,  der  die  ankommenden 
Waren  aufnimmt,  die  boutelliers  priseurs  du  vin,  die  brument, 
die  den  Wein,  die  Maitres  de  la  grande  et  petite  carne,  die 
die  übrigen  zu  Schiff  ankommenden  Waren  auszuladen  haben, 
die  mesureurs  de  grains,  de  vins  etc.  Auch  dieser  Beamten- 
apparat erhält  sich  bis  zum  Jahre  1789.  Die  Gilde  dagegen 
verliert  nach  dem  Entscheid  von  1450,  der  den  Seinehandel 
freigiebt,  alle  Bedeutung.  Es  war  ihr  hier  nicht  gelungen, 
sich  den  veränderten  Verhältnissen  anzupassen;  sie  hatte  sich 
gegenüber  einer  einheitlichen  monarchischen  Regelung  des 
Handels  nicht  widerstandsfähig  gezeigt.  Nach  aufsen  hin,  der 
Konkurrentin  zu  Paris  gegenüber,  kräftig  und  energisch  auf- 
tretend, hat  sie  es  im  Innern  nicht  gleich  jener  fertig  gebracht, 
ihre  Sonderinteressen  mit  den  allgemeinen  Interessen  der 
Bürgerschaft  in  Einklang  zu  bringen. 

Während  wir  dort  von  einem  Konflikt  zwischen  der 
ärmeren  Bevölkerungsschicht  und  den  reichen  Kaufleuten,  die 
an  der   Spitze  der  Stadtverwaltung  standen,   nirgends   etwa» 


*  Cheruel  I  8;  Beaurcpaire  S.  8. 
'^  Cheruel  I  277. 
»  Chöruel  I  228 ff. 
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erfahren,  wird  uns  in  Ronen  mehr  als  einmal  berichtet,  wie 
die  Hansegenossen  kraft  ihres  Monopols  auf  die  ankommexiden 
Waren  Besehlag  legten,  sie  in  Masse  aufkauften  und  dann 
einen  Monopolpreis  für  dieselben  festsetzten,  der  die  arme 
Bevölkerung  natürlich  auf  das  härteste  bedrückte.  Die  rein 
privatwirtschaftlichen  Interessen  der  grofskaufmännischen  Kreise 
traten  hier  um  so  mehr  in  den  Vordergrund,  als  die  Teilnahme 
an  der  öffentlichen  Verwaltung  hier  nicht  erziehend  und 
mildernd,  wie  sonst,  diesen  entgegenstehen  konnte,  und  so 
sehen  wir  denn  auch  hier  die  Gilde  einmal  einen  Versuch 
machen,  auf  einem  Gebiet,  das  in  England  und  Norddeutsch- 
land überall  gänzlich  von  der  Gilde  beherrscht  wird.  Im 
Jahre  1266  nach  einer  Niederlage  im  Streit  mit  Paris  sucht  sie 
den  Detailhandel  zu  monopolisieren.  Auf  zwei  Jahre  wird  ihr 
das  Recht  des  Alleinverkaufs  der  wichtigsten  Waren  im 
Detail  zugestanden^,  aber  sie  mufs  das  Privileg  teuer  vom 
Könige  erkaufen,  indem  sie  den  ganzen  Engroshandel  auf  der 
Seine  freigiebt;  und  der  Versuch  selbst  scheint  ohne  Erfolg 
geblieben  zu  sein;  wenigstens  ist  in  der  Folgezeit  so  wenig 
mehr  hier  wie  in  irgend  einer  anderen  französischen  Stadt 
von  einem  Monopol  der  Gilde  im  Detailhandel  noch  eine  Spur 
zu  entdecken  *  ®. 


§6. 
K»ln. 

Ennen,  Geschichte  der  Stadt  Köln.    5  Bde. 

Ennen  und  Eckertz,   Quellen  zur  Geschichte  der   Stadt  Köln, 

6  Bde. 
Hegel,  Deutsche  Städteehroniken. 
Heusler,  Deutsche  Stadtverfassung. 


^  Tous  marchaanz,  de  par  toutes  terres  porront  amener  k  Roen  leur 
marchaandises  par  jaue  et  par  terre  et  porront  icelies  marchandises  a 
Koen  descharchier  a  sesche  terre  et  en  couvert  et  les  porront  vendre 
en  gros  k  qui  que  il  auroient  part  ou  conpagnie  de  yces  marchandises. 
Ne  ne  porront  yces  marchandises  vendre  a  terre  ne  en  couvert  en  Roen 
ne  en  la  banlieue  k  detail  si  comme  vin  k  broche,  dras  k  detail,  bles 
et  autres  itieus  choses  par  setiers  ne  par  muis. 

'  Daher  besteht  meiner  Meinung  nach  kein  auch  nur  scheinbarer 
Widers'pruch ,  wie  Fr^ville  I  224  meint,  zwischen  dieser  Verordnung 
und  einer  etwa  gleichzeitigen  Ordnung  des  vicomte  de  Teau,  dafs  be- 
stimmte Waren  im  Werte  von  wenigstens  100  sous  nicht  in  Ronen  aus- 
geladen werden  durften.  Indem  cue  Kaufleute  von  Ronen  auf  das 
Monopol  des  Detailhandels  wieder  verzichteten,  machten  sie  ihre  alten 
Ansprüche  auf  Beherrschung  des  Handels  auf  der  unteren  Seine  wieder 
geltend. 

'  Hegels  Darstellung  geht  sowohl  auf  die  Hanse  von  Paris  (IE 
87—92)  als  auf  die  Gilde  von  Ronen  (11  11  f.)  nur  ganz  kurz  ein  und 
bringt  nichts  wesentlich  Neues  gegenüber  den  früheren  Darstellungen. 
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Lamprecht,  Rheinische  Skizzen. 

Höniger,   Ursprung  der  Kölner  Stadt  Verfassung  (Westdeutsche 

Zeitschrift  II). 
Kruse,  Die  Kölner  Richerzeche  (Savigny-Zeitschrift  1890). 
Liesegang,  Die  Sondergemeinden  Kölns.     1890. 

Die  Bedeutung  Kölns  für  die  wirtschaftliche  und  politische 
Geschichte  Deutschlands,  vor  allem  vom  11.  bis  zum  13.  Jahr- 
hundert ist  bekannt;  man  konnte  es  damals  mit  Recht  als  die 
hervorragendste  Stadt,  vor  allem  als  das  wichtigste  Handels- 
empprium  Deutschlands  bezeichnen.  Staunend  erzählen  auch 
Berichterstatter,  die  an  die  Blüte  italienischer  Städte  gewöhnt 
sind,  von  dem  Glanz  dieser  Hauptstadt  des  Nordens,  und 
Deutschlands  Kaiser  haben  oft  genug  vor  den  Thoren  der 
mächtigen  Festung  gelegen,  um  ihren  Trotz  zu  brechen. 

Mannigfach  wie  die  äufsercn  Schicksale  der  Stadt  sind 
auch  die  Wandlungen  ihrer  inneren  Verfassung;  keine  Stadt 
Deutschlands  hat  der  Forschung  so  vielen  Stoff  zu  lebhaften 
Kontroversen  gegeben  wie  Köln.  Im  Mittelpunkt  derselben 
steht  das  „rätselhafte''  Institut  der  Kölner  Kicherzeche  und 
gerade  von  den  Streitfragen  aus,  die  sich  an  ihre  Herkunft 
und  ihre  Bedeutung  knüpfen,  ist  die  Aufmerksamkeit  der 
Forscher  in  neuester  Zeit  wieder  auf  eine  Kölner  Gilde  ge- 
lenkt worden,  deren  Existenz  uns  wenigstens  für  das  12. 
Jahrhundert  unzweifelhaft  bezeugt  ist^. 

Wir  besitzen  nämlich  ein  bis  jetzt  nur  zum  Teil  und  ohne 
Kritik  gedrucktes^  Mitgliederverzeichnis  der  Kölner  Gilde,  in 
vier  lange  Streifen  eingeteilt^,  ohne  dafs  jedoch  die  Reihen- 
folge, in  der  die  Namen  geschrieben  sind,  sowie  die  Ab- 
grenzung der  einzelnen  Streifen  gegen  einander  deutlich  er- 
kennbar sind.  Auf  der  Rückseite  befindet  sich  von  gleich- 
zeitiger Hand  der  Vermerk:    fraternitas  mercatorum  gilde. 

In  die  Diskussion  über  die  Kölner  Verfassungsgeschichte, 
die  von  Anfang  an  im  Mittelpunkt  der  deutschen  Städte- 
forschungen gestanden  —  haben  doch  Eichhorn,  Nitzsch, 
Heusler  ihre  Theorien  vor  allem  an  die  Deutung  der  Kölner 
Richerzeche  angeknüpft  — ,  war  mit  der  „Entdeckung"  dieser 
Gilde  ein  neues  Element  gekommen,  das  neue  Schwierigkeiten 
machte,  neue  Diskussionen  und  Erklärungsversuche  ins  Leben 
rief.  Besonders  in  den  letzten  Jahren  ist  die  Frage  wieder  in 
Flufs  gekommen.  Zuerst  haben  Lamprecht  und  Höniger 
die  Kölner  Gilde  zur  Erklärung  der  ältesten  Verfassungs- 
geschichte Kölns  mit  herangezogen;  ihnen  folgte  Liesegang. 


^  Vgl.  die  Anmerkung  zu  Ende  des  Paragraphen. 

•  Bei  Ennen,  Quellen  I  153ff. 

•  Nähere  Beschreibung  bei  Ennen  a.  a.  0.,  jetzt  auch  bei  Hegel 
II  344fF. 
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Gegen  diese  drei  Forscher  haben  sich  dann  v.  Below*,  Kruse 
und  zuletzt  Hegel  gewandt:  doch  hält  Honig  er  und  mit 
ihm  Köhne*  an  der  zuerst  ausgesprochenen  Ansicht  fest. 

Dürftig  genug  allerdings  ist  das  Material,  das  uns  fiir 
die  Kenntnis  der  Kölner  Gildeverhältnisse  zu  Gebote  steht* 
Zwar  wird  sich  der  Zusatz  fraternitas,  burscap  et  fraterni- 
tatem,  der  sich  bei  einigen  Namen  auf  zwei  gleichzeitig  ge- 
führten Bürgerlisten  findet,  wohl  auf  die  Gilde  als  bedeutendste 
für  die  damalige  Zeit  bezeugte  Genossenschaft  beziehen,  allein 
mit  dieser  Andeutung  ist  wenig  geholfen.  Der  praepositus 
mercatorum,  der  an  einer  Stelle  der  vita  Heriberti  zu  An- 
fang des  11.  Jahrhunderts®  erwähnt  wird,  würde  für  die 
Existenz  einer  Kaufmannsgilde  so  wenig  etwas  beweisen,  als 
der  Hansegraf  in  Bremen,  Wien  und  Regensburg. 

So  dürftig  also  das  vorliegende  Material  auch  ist,  dennoch 
gestattet  die  Eigenartigkeit  desselben,  die  Untersuchung  nach 
einer  Seite  hin  zu  führen,  deren  Bearbeitung  bei  anderen 
Städten  von  vornherein  ausgeschlossen  ist.  Nirgends  ist  sonst 
—  wenigstens  in  Deutschland  und  in  so  früher  Zeit  —  ein 
angebliches  Mitgliederverzeichnis  einer  Kaufinannsgilde  auf 
uns  bekommen*.  Es  liegt  nahe,  diese  Liste  und  die  darin 
enthaltenen  spärlichen  Notizen  dazu  zu  benutzen,  um  für  die 
sociale  Zusammensetzung  der  Gilde  einigen  Aufschlufs  zu  ge- 
winnen. Die  Methode,  die  uns  dafür  zu  Gebote  steht,  ist  die 
sogenannte  historisch-statistische,  wie  sie  zuerst  von  Schanz, 
dann  in  glänzender,  ungemein  scharfsinniger  Weise  von  Bücher 
angewandt,  für  Frankfurt  einige  überraschend  neue  glänzende 
Resultate  geliefert  hat. 

Eine  genaue  Untersuchung  der  fraglichen  Urkunde  hat 
nun  ergeben,  dafs  dieselbe  keine  einheitliche,  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  aufgenommene  Mitgliederliste  ist,  sondern 
über  einen  Zeitraum  von  ca.  20  Jahren  fortgeführt,  von  ver- 
schiedenen Schreibern  geschrieben  und  mehrfach  unterbrochen. 
Was  die  den  Namen  beigegebenen  Zeichen  bedeuten  *,  wie  die 
vier  Kolumnen  gegen  einander  abzugrenzen,  wie  die  wieder- 
holt vorkommenden  Namen  zu  einander  zu  ordnen  sind,  — 
alle  diese  Punkte,  deren  Aufhellung  zum  vollständigen  Ver- 
ständnis dieses  für  die  städtische  Verfassungsgeschichte  sa 
ungemein  wichtigen  Dokuments  nötig  wäre,  sind  noch  immer 


'  Stadtgomeinde.    Anhanfir  IL 

*  Stadtvorfassuiie  von  Mainz,  Worms,  Speyer. 
»M.G.  S.S.IVW  ^^ 

*  In   Grofsbritannien  sind  mehrere  Verzeichnisse  derart  erhalten;^ 
PO  z.  B.  durch  viele  Jahrhunderte  hindurch  in  Dublin.  —  Grofs  II  59ff. " 

^'  In  den  Dublinor  Listen  steht  neben  jedem  Namen  eine  Geld- 
summe, wahrscheinlich  die  Eintrittseebühr  (Grofs  II  60).  Man  könnte 
dasselbe  für  Köln  vermuten ;  doch  läfst  sich  kein  Beweis  dafür  erbringen. 
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nicht    aufgeklärt,    und    man    kann     höchstens    Vermutungen 
ftufsem. 

Dagegen  läfst  sich  das  mehrfache  Vorkommen  der  gleichen 
Namen  in  den  verschiedenen  Spalten  der  Liste  mit  Evidenz 
beweisen^.  Zieht  man  dies  in  Betracht  und  erwägt  man 
ferner,  dafs  die  Liste  nicht  in  einem  Zeitraum  aufgenommen, 
sondern  über  eine  gröfsere  Reihe  von  Jahren  fortgeführt  ist, 
80  ergiebt  sich,  dafs  von  1300  Gildemitgliedem  —  eine  Summe, 
wie  sie  Ennen  durch  flüchtige  Summierung  aller  in  der  Liste 
stehenden  Namen  erhalten  hatte,  und  die  Nitzsch  und  Kruse 
übernehmen  —  nicht  die  Rede  sein  kann,  sondern  dafs  man 
ihre  Zahl  auf  höchstens  5 — 600  annehmen  darf  ^. 

Damit  aber  fällt  zugleich  die  Annahme  Ennens,  die 
Nitzsch  den  Hauptstützpunkt  ftlr  seine  Theorie  abgegeben  hatte, 
und  an  der  auch  noch  Kruse  festhält,  dafs  wir  in  der  Kölner 
Gilde  eine  grofse  Gesamtgilde  zu  sehen  haben,  die  alle  am 
Verkehr  des  Platzes  Beteilifften,  vom  Grofskaufmann  bis  herab 
zum  Handwerker,  umfafst  habe.  Bei  der  Gröfse,  dem  blühen- 
den* Handel,  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  Kölns,  das  damals 
die  mächtigste,  volkreichste  und  blühendste  Stadt  Deutsch- 
lands gewesen  ist,  wären  5 — 600  am  Gesamtverkehr  der  Stadt 
beteiligte  Leute  doch  wohl  gar  zu  wenig. 

Mag  immerhin  Lamberts^  Angabe,  dafs  nach  dem  mifs- 
glückten  Aufstande  gegen  Erzbischof  Anno  im  Jahre  1073 
sexcenti  ditissimi  mercatores  et  plures  die  Stadt  verlassen 
hätten,  etwas  übertrieben  erscheinen,  immerhin  beweist  sie 
doch  so  viel,  dafs  schon  im  IL  Jahrhundert  in  Köln  ein 
starker  Bestand  von  reichen  Grofshändlem  vorhanden  war, 
der  sich  bis  zum  12.  Jahrhundert  sicherlich  noch  erheblich 
vermehrt  hatte. 

Wird  es  schon  durch  alles  dies  sehr  unwahrscheinlich 
gemacht,  dafs  wirklich  die  in  der  Gilde  verzeichneten  Per- 
sonen alle  am  Verkehr  beteiligten  Elemente  der  reichen 
Handelsstadt  umfafst  haben,  so  führt  eine  andere  Untersuchung 
zu  dem   gleichen    Resultat   hin.     Bei   zahlreichen  der   in   der 


^  Z.  B.  Namen,  die  in  allen  4  Spalten  vorkommen  (und  zwar  meist 
an  einigermftfsen  korrespondierenden  Plätzen)  Baldewin  Calvus,  Baldewin 
Tungprum  (de  Tungero)  Buddo,  Brunstein,  Einhard  (?),  Heinrich  de  Moseila, 
Hermann  Slenbo,  Lambreth  gubemator,  Lambreth  turremuz  fturbuz), 
Martinas  (?)  u.  a.  Bei  den  mit  (?)  versehenen  Namen  könnte  allerdings 
an  verschiedene  Personen  j^edacht  werden  wegen  des  häufigen  Vor- 
kommens dieser  Namen.  Die  Zahl  der  zwei-  oder  dreimal  auftretenden 
Namen  ist  bedeutend  eröfser. 

■  Auch  dafür  weifs  ich  keinen  Erklärungsgrund,  warum  ein  Teil 
der  Namen  mit  kleinerer  Schrift  geschrieben  ist  als  die  anderen.  Viel- 
leicht sind  diese  später  eingefü^;  sie  finden  sich  fast  alle  in  der  2.  und 
4., Kolumne,  fallen  aber  doch  nicht  mit  den  Grenzen  derselben,  soweit 
sie  deutlich  erkennbar  sind,  ganz  zusammen. 

•  Lambert  v.  Hersf.    Separatansgabe  S.  157. 
Fonchungen  (53)  XH  2.  —  Doren,  Kaufmannsgilden.  6   ^-^  . 
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Gildeliste  aufgeführten  Personen  —  es  sind  im  ganzen  etwa 
100^  —  findet  sich  die  Angabe  der  Orte,  aus  denen  sie 
stammen.  Umfafste  die  Kölner  Gilde  wirklich  alle  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Elemente  der  Stadt,  d.  h.  wenn 
auch  nicht  die  ganze,  so  doch  den  gröfsten  Teil  der  zu  Köln 
ansässigen  Bevölkerung,  so  würde  wahrscheinlich  der  gröfsere 
Teil  der  mit  Herkunftsbezeichnung  versehenen  Personen  aus 
der  näheren  Umgebung  von  Köln  stammen.  Bücher  hat  für 
Frankfurt  den  genauen  statistischen  Nachweis  erbracht,  dafs 
die  Einwohnerschaft  im  14.  und  15.  Jahrhundert  sich  ganz 
überwiegend  aus  der  nächstgelegenen  Umgebung  der  Stadt 
ergänzte^.  Es  liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dafs. 
in  Köln  2 — 3  Jahrhunderte  früher,  in  einer  Zeit,  da  die  Trans- 
portwege noch  geringer,  die  Reisen  und  Wanderungen  weniger 
zahlreich  waren,  dem  nicht  so  gewesen  ist.  Nun  aber  zeigt 
die  Tabelle^,  dafs  in  Köln  von  den  196  mit  Herkunfts- 
bezeichnungen versehenen  Personen  nur  42  aus  der  gesamten 
Rheinprovinz  stammen ,  ca.  57  ^/o  dagegen  aus  gröfserer  Ent- 
fernung zugewandert  sind.  In  Frankfurt  stammen  dagegen 
1387  aus  der  näheren  Umgebung  der  Stadt,  d.  h.  aus  dem 
Grofsherzogtum  Hessen  und  der  Provinz  Hessen-Nassau,  nicht 
weniger  als  Vö  aller  zugewanderten  Personen*. 

Deutet  schon  diese  Beobachtung  auf  die  an  gröfsere  Reisen 
gewohnten,  leicht  beweglichen  Grofskaufleute  hin  —  als  Centrum 
eines  nach  allen  Seiten  hin  seine  Strahlen  aussendenden  Grofs- 
handels  mufste  Köln  gerade  auf  die  kaufinännischen  Elemente 
in  den  grofsen  Handelsstädten  der  Rheinstrafse  bis  hinunter 
nach  den  mächtigen  und  blühenden  Handelsplätzen  Belgiens 
und  Hollands  eine  beträchtliche  Anziehungskraft  ausüben  — , 
so  wird  man  in  dieser  Ansicht  bestärkt  durch  die  weitere 
Thatsache,  dafs  —  nach  Städtön  und  Dörfern  geordnet  —  so- 
weit sich  das  für  die  damalige  Zeit  konstatieren  läfst,  etwa 
72  ^/o  der  Gildemitglieder,  deren  Herkunftsort  sich  kon- 
statieren läfst,  aus  Städten,  nur  28*^/o  aus  Dörfern  zu- 
gewandert sind*. 

Vergleichen  wir  damit  die  Angaben  über  Frankfurt  aus 
dem  14.  und  15.  Jahrhundert,  so  nehmen  dort  die  Städte 
im  14.  Jahrhundert  nur  28,2  ^/o,  im  15.  allerdings  43,9  <>/o 
ein.  Ziehen  wir  endlich  zum  Vergleich  die  Angaben  eines 
Kölner    Bürgerautuahmebuches    aus    den    Jahren    1371 — 1482 


^  Die  doppelt,  dreifach  und  vierfach  vorkommenden  Namen  sind 
natürlich  nur  emfach  gerechnet. 

*  Bücher,   Bevölkerung   von  Frankfurt  am  Main  im  Mittelalter 
S.  456  ff. 

'  Siehe  Anhang  I. 

*  Nachweise  bei  Buch  er  S.  163  ff. 
"*  Siehe  Tabelle  I. 
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heran,   so  ergiebt  sich  dort,    dafs   aus   den    Städten    37,4   ^/o, 
ans  Dörfern  62,6  ^/o  der  zugewanderten  Personen  stammen. 

Eine  Berechnung  nach  Entfernungszonen  giebt  ein  noch 
treffenderes  Bild  von  jenen  Erscheinungen  ^  Aus  einer  Ent- 
fernung bis  2  Meilen  um  Köln  stammten  3  Personen  = 
3,13  ®/o,  aus  einer  Entfernung  von  2—10  Meilen  21  Per- 
sonen =  21,9  ^/o,  aus  einer  Entfernung  von  mehr  als  10 
Meilen  72  Personen  =  75%;  dagegen  in  Frankfurt  ^  1387 
33,2  <>/o,  resp.  45,6%  und  21,2%! 

So  viel  scheint  mir  aus  alledem  klar  hervorzugehen: 
Alles  weist  in  Köln  mehr  auf  eine  Vereinigung  der  Grofskauf- 
leute  hin,  als  auf  eine  Gilde  aller  am  Verkehr  des  Platzes 
Beteiligten.  Und  wenn  man  denn  doch  einmal  Analogien 
zum  Beweise  mit  heranziehen  will,  so  Hegt  es  doch  gewifs 
näher,  mit  dem  reichen  Handelsemporium  am  Niederrhein  die 
Verhältnisse  anderer  grofser  Handelsstädte  zu  vergleichen,  die 
aus  ähnlicher  wirtschaftlicher  Grundlage  emporgewachsen  sind, 
als  die  niederdeutschen  Kleinstädte,  die  Nitzsch  zum  Vergleich 
benutzt,  die  es  nie  zu  einer  wirtschaftlichen  und  kommerziellen 
Bedeutung,  zu  wirklich  städtischem  Leben  gebracht  haben. 

Dem  allem  scheint  sich  nun  die  Thatsache  in  den  Weg 
zu  stellen,  dals  in  der  Gildeliste  eine  Anzahl  Personen  sich 
findet,  die  durch  ihre  Bezeichnung  deutlich  als  Handwerker 
und  Klein kaufleute  sich  kenntlich  machen.  Es  sind  im  ganzen 
je  ein  aurifex,  carnifex,  campanaz  fusor  (?),  denismith,  fuder- 
mengere,  hulere  (?),  incisor,  monenatorius,  munitor,  mercator 
pabuli,  venditor  pabuli,  piscator,  pistor,  sutor,  sowie  zwei  pani- 
fices  —  in  Summa  also  noch  nicht  20  Namen  von  Gewerbe- 
treibenden und  Kleinkaufleuten;  —  gewifs  eine  recht  geringe 
Zahl.  Jedenfalls  berechtigt  das  Vorkommen  dieser  wenigen 
Namen  meiner  Meinung  nach  nicht  zu  dem  Schlüsse,  dafs  nun 
thatsächlich  alle  am  Verkehr  des  Platzes  beteiligten  Elemente 
damals  wenigstens  noch  in  der  Gilde  vereinigt  ge- 
wesen sind. 

Wir  haben  allen  Grund,  anzunehmen,  dafs,  da  die  Gilde 
ausdrücklich  als  eine  gilda  mercatorum  bezeichnet  wird,  auch 
alle  die  in  der  Gildeliste  verzeichneten  Namen,  soweit  sie  nicht 
mit  Zusätzen  versehen  sind,  Kaufleuten  angehören;  dafs  also 
nur  so  viel  Handwerker  in  der  Gildeliste  verzeichnet  sind,  als 
sich  durch  den   ausdrücklichen    Zusatz  eines  Handwerks   als 


^  Ich  gebe  im  Anhang  einige  genauere  statistische  Nachweise.  Die 
übrigen  Angaben  für  Köln  gewann  ich  aus  der  statistischen  Bearbeitung 
verschiedener  Kölner  Bürgerbücher,  Schreinskarten,  sowie  der  Aut- 
nahmeliste  der  Weinbrüdergesellschaft.  Doch  würde  eine  senaue  Dar- 
legung, wie  die  Ergebnisse  gewonnen  sind,  an  dieser  Stelle  zu  weit 
fuhren;  ich  hoffe,  dieselbe  bald  nachtragen  zu  können. 

a  Vgl.  Bücher  a.a.O.  S.  176. 
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solche  zu  erkennen  geben.  Und  gerade  das  giebt  mir  die 
Stütze  zu  einer  Vermutung,  die  meiner  Meinung  nach  mehr 
Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat  als  die  anderen  Erklärungen, 
die  man  der  Gildeliste  bisher  zu  geben  versuchte.  Irre  ich 
nicht,  so  haben  wir  in  dem  Verzeichnis  nicht  eine  Mitglieder- 
liste der  Gilde  zu  sehen,    sondern   eine  Liste  derjenigen,   die 

—  durch  so  und  so  viel  Jahre  hindurch  —  eine  Präbende  von 
der  Gilde  empfangen  haben.  Gerade  in  Köln  sind  wir  be- 
rechtigt, für  die  Gilde  eine  schon  längere  Existenz  vorauszu- 
setzen. Schon  die  Thatsache,  dafs  solch  genaue  Listen  damals 
geführt  wurden,  läfst  diesen  Schlufs  zu,  und  die  frühe  Handels- 
bltite  der  Stadt,  der  praepositus  mercatorum  zu  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  bieten  dafür  weitere  Stützen;  gerade  hier 
konnte  die  Gilde  eine  Entwicklung  schon  hinter  sich  haben, 
wie  sie  in  späterer  Zeit  in  kleineren  Städten  hervortritt. 
Aus  einem  reinen  Handelszwecken  dienenden  Institut  ist  sie  zu 
einer  mehr  kapitalistischen  Gesellschaft  geworden,  die  auch 
solchen  Leuten  eine  Präbende,  eine  Rente,  gewährt,  welche 
kraft  ihres  Berufs  von  den  wirtschaftlichen  Vorrechten  der 
Gilde  auf  denl  Gebiete  des  Handels  von  vornherein  ausge- 
schlossen waren,  die,  wie  es  z.  B.  in  Göttingen  und  Kassel 
heifst,  die  Gilde  haben  aber  ihrer  nicht  „bruken"  durften. 
Gerade  die  Liste  der  Präbenden-Empftlnger,  glaube  ich,  müssen 
wir  in  dem  erwähnten  Verzeichnis  erkennen,  und  die  rätsel- 
haften Zeichen  iUnden  dann  —  als  Angaben  der  Rentenbeträge 

—  ebenso  gut  ihre  Erklärung  wie  das  wiederholte  Vorkommen 
der  gleichen  Namen  in  der  Liste.  Wie  gesagt,  das  Ganze  ist 
eine  —  wie  ich  zugebe  —  recht  gewagte  Hypothese,  die  aber 
doch  wenigstens  einiges  für  sich  hat. 

Für  die  Beurteilung  der  Stellung,  welche  die  Gilde  inner- 
halb des  öffentlichen  Verfassungslebens  der  Stadt  eingenommen 
hat,  fehlt  es  uns  fast  an  jedem  Anhaltspunkt.  Drei  Behörden 
finden  wir  nach  einander  im  Besitz  der  wesentlichen  Ver- 
waltungsbefugnisse in  der  Gesamtstadt:  den  Schöffensenat,  die 
Richerzeche,  den  Stadtrat^.  Mit  dem  Entstehen  und  der 
Entwicklung  dieser  drei  Behörden  sind  die  drei  wichtigsten 
Phasen  der  städtischen  Verfassungs-Entwicklung  gegeben,  zu- 
gleich spiegeln  sich  in  derselben  aber  auch  die  socialen  Kämpfe 
wieder,  die  eine  Anpassung  der  Herrschafts-  und  Verwaltungs- 
behörden an  die  geänderten  Machtverhältnisse  innerhalb  der 
einzelnen  socialen  Schichten  nötig  machten. 

Die  Frage  ist,  welche  Stellung  die  Gilde  zu  diesen  Ver- 
waltungsbehörden der  Stadt  einnahm;  hatte  die  Gilde  über- 
haupt öffentlich-rechtliche,  über  den  Kreis  ihrer  internen  An- 
gelegenheiten  hinausgehende   Funktionen,   und   welchen    Ein- 


*  Siehe  Lampreoht,  Rhein.  Skizzon  S.  21. 
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flufs  hat  sie  auf  die  weitere  Gestaltung  der  städtiseken  Ver- 
fassungsverhältnisse ausgeübt? 

Das  dürftige  QuelTenmaterial  gestattet  auch  hier  kaum 
mehr  als  einige  mutmafsliche  Äufserungen.  Einen  quellen- 
mäfsigen  Beweis  für  die  Ausübung  öffentlich-rechtlicher  Funk- 
tionen durch  die  Q-ilde  besitzen  wir  für  Köln  wenigstens  nicht  \ 
nur  so  viel  ist  durch  Höniger^  bewiesen  worden,  dafs  fast 
alle  Personen,  die,  wie  ihre  häufige  Erwähnung  als  Schöffen, 
als  Zeugen  in  städtischen  und  erzbischöflichen  Urkunden  be- 
zeugt, einen  hervorragenden  Platz  im  städtischen  Leben  ein- 
genommen haben,  um  jene  Zeit  als  Mitglieder  der  Gilde  nach- 
gewiesen werden  können. 

Dafs  eine  solche  Korporation  nicht  verschwinden  konnte, 
ohne  dafs  ihre  Spuren  m  der  weiteren  socialen  und  ver- 
fassungsgeschichtlichen Entwicklung  der  Stadt  sich  irgendwie 
wieder  auffinden  liefsen,  ist  mehr  als  unwahrscheinlich.  Gerade 
über  die  Frage,  was  aus  der  Gilde  geworden  ist,  hat  sich  in 
letzter  Zeit  eine  ziemlich  heftige  Kontroverse  zwischen  Kruse 
und  Höniger  entsponnen.  Während  Höniger  in  der  Richer- 
zeche  die  eigentliche  Nachfolgerin  der  Gilde  sieht,  —  ihre 
gewerblichen  Befugnisse  waren  an  die  Einzelzünfte,  ihre  po- 
litischen an  den  Rsit  übergegangen,  ihr  selbst  nur  eine  Ent- 
wicklung nach  der  socialen  Seite  hin  offen  geblieben  — 
während  er  darauf  hinweist,  dafs  die  361  Pfründen,  über  die 
die  Richerzeche  verfügte,  etwa  der  Zahl  der  alten  Gilde- 
mitglieder entsprachen  und  diese  Ansicht  durch  den  Nachweis 
eines  genealogischen  Zusammenhanges  zwischen  beiden  Kor- 
porationen beweisen  zu  können  glaubt,  sucht  Ejruse  in  längerer, 
ungemein  scharfsinniger  Beweisführung  darzuthun,  dafs  wir 
nicht  in  der  Richerzeche,  sondern  in  der  im  14.  Jahrh.  auf- 
tretenden Weinbrüderschaft,  d.  h.  der  Genossenschaft  der  Wein- 
ausschenkenden,  die  Nachfolgerin  der  alten  GUde  zu  sehen 
haben ;  dafs  die  Konstituierung  der  einzelnen  Gewerke  in  zünft- 
lerischen  Verbänden  den  grofsen  Gildeverband  —  er  folgt,  wie 
erwähnt,  Nitzsch  in  der  Annahme  einer  grofsen  Gesaml^ildc 
—  allmählich  unnötig  gemacht  habe,  dafs  diese  Verbände 
mit  ihrer  Zucht  und  Ordnung  in  moralischer  und  technischer 
Beziehung  die  Bedürfnisse  der  Genossen  völlig  befriedigt, 
das  Zwangsrecht  der  Gilde  in  Vergessenheit  gebracht  und 
diese  endlich  auseinandergesprengt,  dafs  die  dann  noch  in  dem 
alten  Verbände  verbleibenden  Mitglieder  sich  nur  das  Vor- 
recht des  Weinzapfs  zu  wahren  gewufst  hätten,  aber  immer 
noch,  wie  die  alten  Gildemitgli^er,  gleichsam  ein  höheres 
Bürgerrecht  besessen  hätten.  Die  Richerzeche  dagegen,  eine 
rein  aristokratische  Korporation  von  etwa  20  wirklich  aktiven 
Mitgliedern,   von   sogenannten    „verdienten   Amtleuten",    habe 

1  A.  a.  O.  S.  282  flF. 
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sich  genau  in  entsprechender  Weise  wie  die  Parochialbehörden 
dadurch  gebildet,  dafs  die  gewesenen  Gildevorsteher  sich  zu 
einer  Qenossenschaft  zusammengeschlossen  hätten,  der  dann 
ein  längeres  Leben  als  der  Gilde  selbst  beschieden  war. 

Es  kann  hier  nicht  meine  Absicht  sein,  diese  scharfsinnige 
Hypothese  Kruses  ins  einzelne  zu  verfolgen  und  die  Gründe, 
die  er  für  dieselbe  ins  Feld  führt,  nachzuprüfen;  nur  einige» 
glaube  ich  seinen  Ausführungen  gegenüber  geltend  machen  zu 
müssen. 

Dafs    der    Ausgangspunkt    Kruses,    die   1300    Mitglieder 
zählende  grofse  „demokratische"  Gilde,  ein  irriger  ist,  glaube 
ich   oben   dargethan   zu  haben.     Damit  fkllt  wenigstens  schon 
der    scharfe    Gegensatz,    den    Kruse    zwischen    ihr    und    der 
aristokratischen    Genossenschaft    der    Richerzeche    zu    finden 
glaubt,  deren  „unverdiente**  Mitglieder  denn  doch  keine  so  gar 
ireringe  Rolle  gespielt  haben,  als  ihnen  Kruse  zuzuteilen  sucht. 
Zwischen   dem    ersten   Auftreten   der   Weinbrüderschaft   aber 
und  der  Erwähnung  der  Gilde  liegt  eine  unausfüUbare  Kluft 
von  zwei  Jahrhunderten.     Sollte  in  denselben  jede  Spur  eines 
Nochvorhandenseins   der  alten  Gilde  oder  die  Andeutung  der 
Umbildung,  die  sich  in  ihr  vollzog,  trotz  des  reichen  Urkunden- 
schatzes,  der  uns   fUr  diese  Zeit  aus  Köln  zu  Gebote   steht, 
gänzlich  verloren  gegangen  sein?     Die  Weinbrüderschaft  er- 
weist sich,  wie  auch  Ejruse   zugiebt,   nicht  eigentlich  als  Ge- 
nossenschaft,   sondern    als    die    oegriffliche  Zusammenfassung 
aller  derer,   die  ^egen  Entgelt  an  die  Stadtkasse  den  Wein- 
ausschank  als  Nebengewerbe  betrieben.     Eine  genossenschaft- 
liche Äufserung  dieser    sogenannten  Brüderschaft   liegt   nicht 
vor;   dazu   deutet  ihre  Zusammensetzung  darauf  hin,  dafs  sie 
zum   gröfseren  Teil   aus  kleinen  Leuten,  aus  Kleinkaufleuten 
und  Handwerkern,   sich   rekrutierte.     Hier  stanmien  von   den 
zwischen   1356    und  1371    aufgenommenen    etwa   V«    »»^   der 
Rheinprovinz  —  nur  26  ®/o   aus  städtischen   Herkunftsorten  * ! 
Wo  wir   sonst  die  Entwicklung  der  Gilde  beobachten  können, 
da  nimmt  sie  in  diesen  Jahrhunderten  mehr  und  mehr  einen 
aristokratischen  Charakter  an ;  es  ist  sicherlich  höchst  unwahr- 


*  Wir  finden  ähnliche  Körperschaften  auch  in  anderen  Städten  und 
ererade  in  Hoichen,  in  denen  es  auch  Kaufmannsgilden  gegeben  hat.  Aber 
in  allen  diesen  läfst  sich  die  Weinbrüderschaft  nicht  als  Nachfolgerin 
(ier  Gilde  nachweisen.  In  St.  Omer  z.  B.  besteht  eine  Corporation  des 
dechargeurs  de  vin,  die  für  jedes  angezapfte  Fafs  Wein  eine  Gebühr 
anfangs  an  den  Burggrafen,  seit  1280  an  die  Schöffen  zu  zahlen  hat 
(Giry,  St.  Omer  S.  1C4);  die  Pariser  Weinhändler  dagegen  zahlen  diese 
Gebühr  an  das  corps  des  marchands  (s.  oben  §  5)  und  man  kann  hier  mit 
Fug  und  Recht  dieselbe  Entwicklung  wie  in  Köln  voraussetzen.  Ja, 
die  Annahme,  dafs  die  Richerzeche,  an  die  die  Kölner  Weinbrüderschaft 
ihre  Gebühr  zu  zahlen  hat,  Nachfolgerin  der  alten  Gilde  sei,  —  die 
sich  in  Paris  im  corps  des  marchands  erhalten  hat  —  findet  darin  eine 
neue  Stütze. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


Xn  2.  87 

flcheinlich,  dafs  der  Verlauf  in  Köln  der  umgekehrte  gewesen 
sein  sollte. 

Endlich  möchte  ich  noch  auf  einen  Punkt  aufmerksam 
machen,  der  bis  jetzt  in  keiner  der  genannten  Darstellungen 
beachtet  zu  sein  scheint ;  ich  meine  das  Verhältnis  der  Richer- 
zeche  zu  der  Kölner  Gewandschneiderzunft,  den  „Herren  unter 
den  Gademen."  Sie  erhalten  ihre  Rechte  von  der  Richerzeche, 
aber  sie  haben  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Zünften  nicht 
das  Monopol  des  Gewandschnitts  —  wie  sie  neben  den  Ge- 
wandschneidem  auch  noch  Makler,  Wirte  und  Schneider  um- 
fassen ^  Eine  solche  Zusammensetzung  und  das  Fehlen  des 
Innungszwanges  lassen  auf  eine  ähnliche  Art  von  Korporation 
Bchliersen,  wie  wir  sie  später  in  der  Weinbrüderschaft  vor 
uns  haben.  Und  wenn  der  G^wandschnitt,  wie  sonst  faat 
überall,  auch  in  Köln  ursprünglich  Monopol  der  Gilde  war,  so 
haben  wir  in  den  „Herren  unter  den  Gademen"  wohl  die 
Genossenschaft  zu  sehen,  an  die  das  einträgliche  Vorrecht  von 
den  reichen  Kapitalisten  zunächst  wohl  gegen  einen  Zins  über- 
lassen worden  ist  —  wie  ganz  ähnlich  in  Dortmund  die  Wand- 
schneidergesellschaft im  wirtschaftlichen  Leben  Nachfolgerin 
der  alten  Reinholdsgilde  geworden  ist  Dafs  die  Gewand- 
schneider ihre  auswärtigen  Mitglieder  in  den  flandrischen 
und  holländischen  Grofsstädten  Mecheln,  Huy,  St.  Quentin, 
Douai,  Dordrecht,  Valenciennes  haben,  bezeugt  am  besten  ihre 
von  den  anderen  Zünften  sich  unterscheidende  mehr  aristo- 
kratische Zusammensetzung. 

Was  aber  vielleicht  noch  mehr  ins  Gewicht  Mit:  die 
geistvolle  Interpretation  der  Beurkundungen  in  den  Schreins- 
karten, aus  denen  Kruse  die  allmähliche  Bildung  der  Parochial- 
behörden  herausliest,  ist  bei  genauerer  Untersuchung  der 
Beurkundungsformein  ohne  grofse  Künstelei  nicht  aufrecht  zu 
erhalten.  Gerade  das  erschwert  ja  die  Untersuchungen  in  der 
mittelalterlichen  Verfassungsgeschichte  so  sehr,  dafs  es  an 
einer  einigermafsen  gesicherten  Terminologie  fehlt,  dafs  überall 
die  Formel,  oft  gedankenlos  hingeschrieben,  vorherrscht,  dafs 
ein  lateinischer  Ausdruck  nicht  nur  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  an  verschiedenen  Orten,  sondern  oft  in  derselben  Urkunde 
die  verschiedensten  Bedeutimgen  haben  kann.  Jedenfalls  mufs 
man  sich  hüten,  aus  dem  Fehlen  eines  später  typisch  werden- 
den Ausdrucks  in  den  Formeln  mit  logischer  Notwendigkeit 
auf  eine  Verfassungsentwickiung  zu  schliefsen,  die  der  Ent- 
wicklung der  Formeln  in  den  Urkunden  parallel  gehen  soll; 
und  noch  gewagter  ist  es,  auf  solch  losem  Untergrunde  Schlüsse 
aufzubauen,  die  die  ganze  Verfassungsentwicklung  Kölns  er- 
klären sollen.     Und  wenn  Kruse    für  das  Schöffenkolleg,   das 


*  Vgl.  Ennen,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln  I  335  ff. 
Seh m oller,  Tucherbuch  S.  393 f. 
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später  genau  dieselbe  Struktur  wie  Richerzeche  und  Parochial- 
behörden  zeigt  —  servientes,  deserviti  und  indeserviti  — 
dennoch  die  Entstehungsweise  aus  einem  Duumvirat  von  der 
Hand  weist  ^  so  mufs  schon  dieser  Umstand  allein  der  ganzen 
Kruseschen  Theorie  gegenüber  stutzig  machen. 

Vielmehr  glaube  ich,  dafs  wir  uns  die  Entwicklung  in 
Köln  etwa  folgendermafsen  zu  denken  haben  ^ 

In  Zeiten,  in  die  das  Licht  historischer  Kunde  nicht 
dringt,  wahrscheinlich  im  10.  Jahrhundert,  haben  sich  die 
Kölner  Qrofskaufleute  —  vielleicht  unter  dem  weisen  und 
thatkräftigen '  Regiment  des  Erzbischofs  Brun  —  zu  einer 
Gilde  zusammengeschlossen,  die  den  Weinhandel,  vielleicht 
auch  den  Detailhandel  mit  Tuch  betrieb  und  ihn  bald  als  ihr 
Recht  und  Monopol  beanspruchte.  Ihr  Handel  ging  haupt- 
sächlich über  den  Kanal  hinüber  nach  England,  besonders  als 
mit  der  normannischen  Eroberung  in  der  zweiten  Hälfte  des 
11 .  Jahrhunderts  friedliche  und  sichere  Zustände  in  das  schwer 
heimgesuchte  Land  einzuziehen  begannen.  In  der  Hauptstadt 
des  normannischen  Königreichs  besafs  die  Gilde  ihr  eigenes 
Haus ,  das  „Gildehaus  der  Kölner  Kaufleute" ;  indem  allmäh- 
lich die  Bande,  die  es  an  die  Mutterstadt  knüpften,  sich  mehr 
und  mehr  lockerten,  ist  es  zum  Ausgangspunkt  einer  eigenen 
Organisation  des  deutschen  Kaufmanns  in  London  geworden 
und  hat  als  solcher  einen  der  Keime  für  die  Entwicklung  der 
grofsen  Hansa  in  sich  geborgen. 

Im  übrigen  ist  uns  aus  der  Blütezeit  der  Gilde  nichts 
berichtet;  wir  erfahren  urkundlich  von  ihr  erst  in  einer  Zeit, 
in  der  die  Momente  zu  einer  inneren  Umbildung  der  Gilde 
schon  in  Erscheinung  getreten  sind.  Denn  auch  hier  zeigt  sich 
die  Richtigkeit  der  feinen  Beobachtung  Nitzschs,  dafs  nur  da 
die  Gilde  ihre  ursprüngliche  Form  bewahren  konnte,  wo  die 
kommerzielle  Entwicklung  des  Orts  jäh  unterbrochen  worden 
ist.  In  Köln,  wo  vom  10.  bis  zum  12.  Jahrhundert  ein 
kolossaler  Aufschwung  des  städtischen  Lebens  erfolgte,  mufste 
eine  solch  ruhige  Fortentwicklung  der  Gilde  schon  früh  ge- 
stört werden.  Eine  starke  Einwanderung,  die  Eingliederung 
und  Ummauerung  einer  ganzen  Anzahl  von  Aufsengemeinden 
lassen  auf  ein  Wachstum  der  Bevölkerung  schliefsen,  das  fast 
an  die  Verhältnisse  modemer  Grofsstädte  erinnert  Für  eine 
derartige  rapide  Entfaltung  erwies  sich  mehr  und  mehr  die 
Institution  einer  kauimännischen  Gilde,  die  ihren  Mitgliedern 
die  wesentlichsten  Verkehi-svorrechte  vorbehielt,  als  zu  eng, 
zu  drückend;  gegenüber  dem  starken  Zuströmen  kaufmän- 
nischer   Elemente     in    das     emporblühende    Verkehrscentrum 


>  Im  wesentlichen  folge  ich  den  Anschauungen,  die  Hönigcr  iu 
einem  Vortrage,  gehalten  in  der  historischen  Gesellschaft  zu  Berlin 
1890.  ausgeführt  hat.    Vgl.  Koehne  a.  a.  0.  S.  55  Anm.  8. 
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mangelte  es   ihr  mit   iliren  starren  Formen  an  Elastizität,  an 
Anpassungsfähigkeit 

Indem  die  Qilde  mehr  und  mehr  ihren  eigentlichen 
Charakter  als  kaufmännische  Organisation  zu  Zwecken  des 
Handels  verliert,  tritt  eine  andere  Seite  derselben  in  den 
Vordergrund:  ihr  Charakter  als  eine  über  gröfsere  Blapitalien 
verfügende,  Renten  austeilende  Genossenschaft.  Zugleich  aber 
vollzog  sich  gerade  in  jenen  Zeiten  eine  wesentliche  Verschie- 
bung der  Standes-  und  Berufsverhältnisse  innerhalb  Kölns, 
die  die  damals  erfolgte  erste  Stadterweiterung  mit  sich  brachte  ^. 
Indem  die  bis  dahin  vor  den  Thoren  liegenden  ländlichen 
Bezirke  in  den  Mauerring  eingezogen  und  damit  zum  in- 
tegrierenden Teil  des  städtischen  Verwaltungsbezirks  wurden, 
vollzog  sich  zugleich  eine  veränderte  Nutzung  des  Bodens  in 
diesen  neuen  Stadtteilen.  An  Stelle  des  ländlichen  Acker- 
baus trat  die  weit  intensivere  Bodenausnutzung  durch  Strafsen- 
und  Häuserbau®;  eine  sich  rasch  steigernde  Grundrente  ver- 
schaffte den  dortigen  Grofsgrundbesitzern  ein  bedeutendes 
Einkommen,  ermöglichte  ihnen  die  Ansammlung  eines  Kapitals 
und  den  tJbergang  zum  kaufmännischen  Grofsbetrieb ;  und 
dies  um  so  leichter  in  einer  Zeit,  in  der  sich  der  weltgeschicht- 
liche Übergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  zuerst  im 
deutschen  Mittelalter  in  den  Städten  zu  vollziehen  begann. 
So  verschmolz  der  alte  Stand  erbeingesessener  Grundbesitzer 
mit  den  in  der  Martinspfarre  angesessenen  kaufmännischen 
Elementen  zu  einer  grofsen  Interessen-  und  Berufsgemeinschaft, 
und  gerade  dadurch  nimmt  diese  mehr  und  mehr  einen  aristo- 
kratischen Charakter  an,  wird  zur  organisierten  Kapitalmacht, 
in  der  Kleinkaufleute  und  Handwerker  jetzt  nur  noch  aus- 
nahmsweise Aufnahme  finden.  In  diese  Zeiten  ftihrt  uns  die 
vorliegende  Gildeliste.  Das  Gros  der  Mitglieder  rekrutiert 
sich  jetzt  aus  mächtigen  Kaufmannsgeschlechtern,  die  zugleich 
Schöffenamt  und  Parochialofficien  aus  ihren  Kreisen  besetzen. 
Ihnen  gegenüber  beginnen  sich  die  Handwerker  in  gewerb- 
lichen Sonderverbänden  zu  konstituieren  und  treten  mit  der 
Erlangung  des  Zunftzwanges  aus  der  rein  privatrechtlichen 
Sphäre  heraus.  Dieser  schnell  sich  voUziehenaen  Entwicklung 
gegenüber  mufsten  die  Gildemitglieder  bald  die  Fruchtlosig- 
keit ihres  Widerstandes  einsehen;  die  Gilde  verzichtet  auf 
ihre  bevorrechtete  Stellung  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Stadt^ 
bildet  sich  aus  einer  zu  Handelszwecken  organisierten  Genossen- 
schaft um  zur  social  abgeschlossenen  Geldaristokratie  der 
Stadt;  sie  stellt  sich  als  solche  an  die  Spitze  der  gegen  das 
erzbischöfliche  Stadtregiment  mächtig  sich  erhebenden  Bürger- 


^  Siehe  dazu  Lamprecht,  Rhein.  Skizzen  S.  119. 
*  Für  diesen  Vorgang  finden  sieh,  wie  mir  Dr.  Hüniger  mitteilt, 
in  den  Schreinsurkunden  Beispiele  an  mehreren  Stellen. 
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Bchaft ;  sie  wird  zum  ersten  verwaltenden  Oi^an  derselben  und 
erhält  im  Volksmund  den  Spottnamen  der  Richerzeche. 

Als  Glied  der  öffentlichen  Verfassung  der  Stadt  ernennt 
sie  aus  ihrer  Mitte  die  Büi*germeistery  denen  jetzt  knapp  um- 
schriebene Befugnisse  in  Gericht,  Verwaltung,  rolizei  zustehen ; 
sie  führt  die  Listen  der  Bürgeraufnahme*,  erteilt  den  Zunft- 
zwang und  später  die  Weinbrüderschaft,  d.  h.  das  Recht,  Wein 
in  der  Stadt  auszuschenken  —  ein  Recht,  das  als  ein  Erbe 
der  alten  Gildekompetenz  anzusehen  ist;  ihre  Amtleute  haben 
das  Recht  zu  „gebieden,  verbieden,  setzen  und  entsetzen  von 
allem  veilen  kauffe  und  von  satzinge  der  steide  und  gemeine 
beste*  —  ein  Recht,  in  dessen  Besitz  wir  auch  sonst  hie  und 
da  die  Grofskaufinannsgilden  treffen*;  bei  alledem  aber  bleibt 
sie  eine  privatrechtliche  Genossenschaft  —  wie  es  die  Gilde 
gewesen  —  ein  geselliger  Kasinoverein,  der  seinen  Mitgliedern 
aus  seinen  Einnahmen  eine  jährliche  Provende  gewährt 

Eben  diese  Vermischung  privatwirtschaftlicher  Interessen 
und  öffentlich  -  rechtlicher  Befugnisse  hat  auch  hier  zu  einer 
einseitigen  Interessenpolitik,  zur  Ausartung,  geführt.  Die  Eman- 
zipation des  Handwerkerstandes  im  14.  Jahrhundert  hat  die 
verknöcherte  Institution  über  den  Haufen  geworfen^. 


*  Wenn  Below  (Stadtgemeiude  S.  125)  hervorhebt,  dafs  dies  Recht 
unmöglich  aus  der  Gildekompetenz  sich  herleiten  kann  —  übrigens  hat 
sie  es  erst  später  erworben  — ^  so  mag  er  damit  wohl  recht  haben. 
Aber  wenn  eine  Institution  als  die  Nachfolgerin  einer  anderen  bezeichnet 
wird,  ist  denn  damit  gesagt,  dafs  nun  ihre  nämtlichen  Funktionen  sich 
aus  den  Kompetenzen  der  älteren  Behörden  herleiten  müssen?  Jede 
derartige  Weiterentwicklung  einer  Verfassung  ist  doch  bedingt  durch 
geänderte  wirtschaftliche  und  sociale  Bedürfnisse,  wie  durch  politische 
Ereignisse.  Gerade  bei  der  Umbildung  der  alten  Organe  zu  neuen 
werden  gewisse  Kompetenzen  fahren  gelassen,  andere  neue  kommen 
hinzu.  Die  Umbildung  der  Gilde  zur  Kicherzeche  erfolgte  eben  in  der 
Weise,  dafs  gewisse  Vorrechte  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbslebens  der 
Korporation  verloren  gingen,  andere  öffentlich-rechtliche  Befiignisse 
hinzutraten.  Diese  Ansicht  Belows  verleitet  ihn  auch  sonst  oft  zu  un- 
gerechtfertigten Anffriffon.    Siehe  z.  B.  unten  bei  Dortmund. 

"  Siehe  unten  Kap.  IV  §  3.  Wenn  Below  dies  Recht,  das  später 
überall  der  Rat  hat,  ursprünglich  nur  den  Behörden  der  Landgemeinden 
zugestehen  will,  so  ist  das  entschieden  irrig. 

*  Mit  besonderer  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit  geht  auch 
Hegel  in  seinem  neuen  Buch  (II  323—361)  auf  die  Kölner  Stadtver- 
fassung ein.  Was  die  Auffassung  der  Gilde  und  der  Richerzeche  be- 
trifft, so  glaubt  er  an  seiner  früher  (Städtechroniken  VIII)  geäufserten 
Ansicht  trotz  aller  Anfechtungen  auch  jetzt  noch  festhalten  zu  müssen: 
Die  Richerzeche  erscheint  ihm  einfach  als  die  korporative  Organisation 
der  Geschlechteraristokratie;  mit  der  Gilde  steht  sie  in  keinem  Zu- 
sammenhans; vielmehr  ist  diese  nur  die  Vorgängerin  der  Weinbrüder- 
schaft, vielleicht  allerdings  im  Besitz  noch  anderer  monopolistischer 
Vorrechte.  —  Diese  ganze  Auffassung  der  Kölner  Verhältnisse  entspringt 
mit  Notwendigkeit  der  ganzen  Methode  historischer  Betrachtung,  wie 
sie  uns  in  dem  Hegeischen  Werke  entgegentritt.  Er  hält  sich  streng 
an  das  urkundlich  scharf  Beweisbare  und  verweist  scharfsinnige  histo- 
rische Kombinationen,  die  wenigstens  den  Versuch  machen,  den  ganzen 
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§  7. 
Dortmund. 

Rubel,  Dortmunder  Urkundenbuch.     1881—1885. 
Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.     1882. 
V.  Below,  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde. 
Becker,  Das  Dortmunder  Wandschneiderbuch.    1871. 

Für  die  Geschichte  der  Dortmunder  Gilde,  soweit  dieselbe 
sich  mit  einiger  Sicherheit  aus  den  Urkunden  herauslesen  läfst^ 
besitzen  wir  jetzt  die  trefflichen  Untersuchungen  von  Frens- 
dorff^, und  ich  hätte  mich  mit  einem  Hinweis  auf  dieselben 
begnügen  können,  wenn  ich  nicht  glaubte,  Einiges  zu  Frens- 
dorffs  Forschungen  nachtragen  zu  können,  und  wenn  ferner 
nicht  Frensdorffs  Resultate  seitdem  Gegenstand  eines  Angriffs 
geworden  wären,  der  meiner  Meinung  nach  weit  liber  das  Ziel 
hinausschiefst  ^. 

Die  Bedeutung  Dortmunds  als  Handelsstadt  geht  schon 
aus  einer  Urkunde  Ottos  III.  vom  Jahre  1000  hervor,  in  der 
die  Kaufleute  von  Dortmund  neben  denen  von  Mainz  und 
von  Köln  genannt  werden.  Die  wirtschaftliche  Grundlage  ftir 
die  Existenz  einer  Kaufmannsgilde  war  hier  ebenso  gegeben 
wie  die  politische;  kein  kräftiges  stadtherrliches  Regiment* 
konnte  dem  Aufblühen  einer  autonomen,  den  Handel  ordnenden 
und  beherrschenden  Kaufmannsgenossenschaft  hindernd  in  den 
Weg  treten.  Alles  deutet  darauf  hin,  dafs  wir  in  der  Reinholds- 
gilde  oder  maior  gilda  eine  derartige  kaufmännische  Genossen- 


Zusammenhang  der  historischen  Begebenheiten  zu  erfiassen,  in  das  Be- 
reich der  Willkürlich keiten  und  Erfindungen  (II  360.  484  etc.).  Infolge- 
dessen hat  er  keine  Erklärung  für  die  Befiignisse  der  Richerzeche,  Sie 
sonst  überall  den  stadtischen  Käten  zustehen;  wir  verstehen  nicht,  wie 
sich  die  alte  Gilde  zur  Weinbrüderschaft  umgebildet  hat;  wie  es  kommt, 
dafs  diese  Weinbrüderschaft  gerade  von  der  Richerzeche  ihre  Rechte 
eropföngt.  Dafs  die  Aufschrift  fratemitas  mercatorum  ^Ide  pleonastisch 
sein  soll,  will  mir  nicht  recht  einleuchten;  ich  sehe  nicht  ein,  warum, 
wenn  gilde  Apposition  sein  soll,  der  Znsatz  ,,dicta"  erwartet  werden 
mufs:  allerding«  bezeichnet  mcrcatores  alle  diejenigen,  die  sich  mit 
Kauf  und  Verkauf  abgeben,  aber  doch  nur  die,  die  es  regelmäfsig  als 
Beruf,  als  Geschäft  betreiben  (vgl.  unten  §  12).  Für  die  Thatsache 
endlich,  dafs  wir  im  12.  Jahrhundert  von  der  Existenz  der  Weinbrüder- 
scbaft  nichts  erfahren  —  denn  die  Gildeliste  stammt  aus  dem  12.,  nicht, 
wie  Hegel  (S.  350)  meint,  aus  dem  1.3.  Jahrhundert  — ,  scheint  mir  auch 
Hegel  keine  Erklärung  zu  haben. 

Nach  alledem  glaube  ich  auch  Hegels  Einwendungen  gegenüber 
an  meiner  Ansicht  von  dem  Charakter  der  Gilde,  von  ihrem  Verhältnis 
zur  Richerzeche  und  Weinbrüdei-schaft  festhalten  zu  kimnen. 

'  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.  Einleitung  S.  LI— LV  und 
passim. 

•  V.  Below,  Stadtgemeinde  S.  68 ff. 

'  Dortmund  war  bekanntlich  Reichsstadt. 
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Schaft  zu  erblicken  habeu.  Was  sie  in  ihrer  Blütezeit  war, 
welche  Rechte  sie  beanspruchte,  welche  Macht  sie  geübt,  welche 
Kreise  sie  umschlossen  hat,  läfst  sich  nicht  mehr  mit  Sicher- 
heit bestinmien;  auch  hier  gilt  es,  aus  den  spärlichen  Trümmern 
der  Überlieferung  ein  einigei*mafsen  geschlossenes  und  adäquates 
Bild  der  Entwickelung  zu  rekonstruieren.  Sie  umfafst  (nach 
FrensdorfF)  Kaufleute,  die  zugleich  Qrofsgrundbesitzer  und 
als  solche  vor  den  übrigen  Einwohnerklassen  bevorzugt  sind. 
Sie  allein  sind  die  burgenses,  die  vollberechtigten  Bürger  der 
Stadt;  aus  ihnen  nimmt  der  Graf  die  Urteilfinder  im  Gericht; 
sie  haben  doppelte  Pflichten^,  aber  ihr  Zeugnis  gilt  —  es  er- 
innert dies  an  ganz  analoge  Verhältnisse  bei  den  dänischen 
Schutzgilden*  —  gleich  dem  eines  Ratsherrn  und  mehr  als 
das  eines  jeden  anderen  Stadtbewohners^.  Im  14.  Jahrhundert 
sind  sie  zu  regelmäfsigen  Weinlieferungen  —  ähnlich  wie  in 
Valenciennes  —  „nicht  blofs  an  die  eigenen  Vorsteher  und 
Beamte,  sondern  auch  an  die  herrschaftliche  Behörde,  Vor- 
stände und  Beamte,  vom  Grafen  bis  zum  reitenden  Boten 
herab"  verpflichtet. 

Dafs  sie  neben  dem  Wein-  auch  den  Tuchhandel  gepflegt 
haben,  wird  wahrscheinlich  gemacht  durch  die  Thatsache,  dafs 
auch  hier  wie  so  oft  Gilde-  und  Rathaus  später  identisch  sind, 
und  dafs  gerade  auf  dem  Rathaus  der  Leinentuchverkauf 
stattfand  *. 

Die  Funktionen,  die  die  Reinholdsgilde  in  der  älteren  Zeit 
ausgeübt  hat,  scheinen  nun  später  —  dies  ist  die  Ansicht 
FrensdorfFs  —  auf  den  Rat  übergegangen  zu  sein.  Ob  indes 
die  Gilde  thatsächlich  öfi^entiich  -  rechüiehe  Befugnisse  geübt, 
ob  sie  sich  die  Aufsicht  über  den  Verkehr,  über  Mafs  und 
Gewicht,  Handel  und  Wandel  zu  erringen  gewufst,  ob  also 
wirklich,  wie  Frensdorfl"  meint,  der  Rat  „der  Nachfolger  der 
alten  Gilde"  war  und  ihre  Erbschaft  antrat,  ist  mit  Sicherheit 
—  zieht  man  nur  das  für  Dortmund  uns  erhaltene  Urkunden- 
material  in  Betracht  —  nicht  zu  entscheiden,  wäre  aber  an 
und  für  sich  sicherlich  nicht  so  unmöglich,  als  dies  Below  hin- 
zustellen sucht.  Ist  meine  Erklärung  der  Richerzeche  richtig^ 
80  böte  schon  diese  ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  wie  Funktionen, 
die  überall  später  nachweislich  der  Rat  in  Anspruch  genommen, 

1  So  z.  B.  die  lateinischen  Statuten.  Frensdorff  No.  9  S.  24: 
Wenn  einer  einen  andern  innerhalb  der  Mauer  verwundet,  soll  er  eine 
bestimmte  Strafe  geben.  Si  vero  percussor  est  confrater  maioris  gylde 
nostre,  amam  vini  superaddet  consulibus  pro  emenda. 

*  Siehe  die  austührlichen  Erläuterungen  bei  Pappcuheim:  Dä- 
nische Schutzeilden ;  femer  Hegel  I  164.  200  etc. 

*  Siehe  deutsche  Statuten  rfo.  14.  Frensdorff  S.  51:  War  en 
man  den  anderen  bereden  mag  met  twen  ratmannen  efte  mit  twen 
gildebrudcren  sante  Reynoldes,  dat  gut  sal  men  eme  gelden  van  var- 
ender  habe. 

*  Rubel,  Dortmunder  Urkundenbuch  No.  110. 
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z.  B.  die  Erteilung  des  Zunftzwanges,  aus  Befugnissen  der 
Gilde,  dort  der  Richerzeche  herzuleiten  sind. 

In  England  findet  sich  häufig  genug  die  Kontrolle  über 
Mafs  und  Gewicht  in  den  Händen  der  Gilde  oder  von  deren 
Beamten;  in  Valenciennes  hat  der  oberste  Gildebeamte  die 
gleiche  Befugnis  bis  in  die  neueste  Zeit  beibehalten*. 

So  wenig  es  richtig  ist,  diese  Befugnisse  üb  er  all  den 
Gemeindebeamten  zuzusprechen*,  so  wenig  kann  man  be- 
haupten, dafs  sie  überall  vor  der  Ratsperiode  der  Gilde  zu- 
gestanden hätten.  Aber  ich  wtifste  auch  niemanden,  der  diese 
Behauptung  als  generelle  Wahrheit  aufgestellt  ^ hätte.  Dafs 
die  Stadt  vor  der  Ratsperiode  nicht  von  der  Gilde  „regiert" 
worden  ist,  ist  ja  natürlich  selbstverständlich  * ;  wenn  Frensdorff 
den  Rat  als  Erben  der  Gilde  bezeichnet,  so  will  er  natürlich 
damit  nicht  sagen,  dafs  nun  alle  und  jede  Funktionen  des 
Rates  ursprünglich  der  Reinholdsgilde  zugestanden  hätten^. 

Lassen  wir  die  Frage:  ob  der  Rat  thatsächlich  in  Dort- 
mund die  Erbschaft  der  Gilde  angetreten  hat,  zunächst  offen, 
jedenfalls  steht  so  viel  fest,  dafs  den  Mitgliedern  der  Reinholds- 
gilde bei  der  Besetzung  der  Ratsherrnstellen  von  altersher 
gewisse  Vorrechte  eingeräumt  waren. 

Urkundlich  wird  der  Rat  zuerst  erwähnt  im  Jahre  1240; 
1260  wird  dann  der  Modus  der  Rats  wähl  ausführlich  festgesetzt*. 


*  Vgl.  die  allgemeinen  Erläuterungen  unten  Kap.  IV  §  3. 

*  Vor  allem  charakteristisch  ist  auch  das  Beispiel  von  Dinaut, 
für  welches  Pirenne  überzeugend  nachgewiesen  hat,  dafs  der  Graf  nicht 
als  Gemeindeherr  jene  Funktionen  ausübt. 

«  Vgl.  dazu  unten  Kap.  IV  §  3. 

*  Frensdorff  spricht  nur  davon,  dafs  die  Stadt  „in  gewissem 
Umfange"  von  den  burgensos  regiert  worden  sei;  diese  aber  bezeichnet 
er  als  ein  Organ  der  burgenses  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  der  vollberech- 
tigten in  der  Reinholdsgude  vereinigten  Bürgerschaft. 

*  Gegenüber  der  Behauptung  B  e  l  o  ws ,  dafs  das  bevorzugte  Zeugnis 
der  Reinholdsgilde  zu  erklären  sei  als  ein  Produkt  der  modernen  Ver- 
hältnissen zustrebenden  städtischen  Entwicklung,  darf  man  wohl  auf 
die  gründlichen  schon  oben  citierten  Forschungen  Pappen  hei  ms  ver- 
weisen, aus  denen  deutlich  hervorgeht,  dafs  die  Zeugnisse  der  Gilde- 
genossen wenigstens  im  alt-nordgermanischen  Recht  häufig  mehr  gelten 
als  die  der  übrigen  Stadtbürger. 

*  Die  betreffende  Stelle  lautet  (Frensdorff,  Beilage  III  192): 
Qnod  consules  Trenionienses  anno  Domini  1259  rempublicam  Tremo- 
niensem  gubemantos  cum  fratemitatibus  et  ghildis  sex  que  sunt  in  uni- 
versitate  civium  Tremoniensium  in  eo  consenserunt  et  in  perpetuum 
observari  inviolabiliter  decreverunt,  quod  quando  consules  singulis  annis 
eligendi  et  statuendi  sunt,  quod  ad  electionem  eorundem  consulum 
faciendam  memorate  fratemitates  de  qualibet  ghilda  sua  duos  viros, 
quos  inter  se  magis  habeant  ydoneos,  ad  hoc  assument  et  quod  illi 
auodecim  sex  viros  discretione  et  ratione  valentes  de  ghilda  beati  Rey- 
noldi  eligere  debent,  et  quod  prefati  decom  et  octo  prestito  super  eo 
iuramento  et  habito  communi  et  sano  consilio  cum  consulibus  semper 
de  anno  in  annum  pro  tempore  existentibus  tales  et  ita  ydoneos  in  con- 
sules eligant  etc. 
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Deutlich  charakterisierten  sich  diese  Ratswahlordnungea  mit 
ihren  komplizierten  Bestimmungen  und  mannichfachen  Ver- 
klausulierungen als  das  Ergebnis  einer  Reihe  von  Kämpfen 
und  Kompromissen,  von  deren  Verlauf  im  einzelnen  wir 
leider  keine  Kunde  haben*.  Besonders  die  Art,  wie  die 
Reinholdsgilde  an  der  Wahl  des  Rates  beteiligt  ist,  legt  den 
Schlufs  nahe,  dafs  ihr  einstmals  bedeutendere  Rechte  bei  der 
Besetzung  der  Ratsstühle  zugestanden  haben. 

War  nun  aber  wirklich  die  Reinholdsgilde  jemals  identisch 
mit  der  vollberechtigten  Bürgerschaft? 

Da  ist  mir  denn  aus  Frensdorffs  Ausführungen  nicht  ganz 
klar  geworden ,  was  er  eigentlich  unter  den  burgenses  versteht. 
Anknüpfend  an  eine  Urkunde  vom  Jahre  1241  meint  er,  dafs 
die  Vollbürgerschaft  an  die  Zugehörigkeit '  zur  Reinholdsgilde 
geknüpft  war.  Müfste  man  nun  daraus  zunächst  den  Schlufs 
ziehen,  dafs  es  so  im  Jahre  1241  noch  gewesen  sei,  so  wird 
man  doch  im  folgenden  belehrt,  dafs  in  der  Zeit,  da  wir  die 
Reinholdsgilde  kennen  lernen  (1261),  sie  bereits  6  andere 
Oilden  neben  sich  hat,  die  offenbar  —  sie  haben  ja  Anteil 
an  der  Ratswahl  —  mit  zur  Bürgerschaft  gehören,  dafs  daher 
jene  Periode,  in  der  Vollbürgertum  und  Reinholdsgilde  zu- 
sammenfielen, bereits  längere  Zeit  überwunden  sein  mufs. 
Aber  damit  stimmt  dann  wieder  nicht  die  Angabe,  dafs  — 
nach  den  ersten  lateinischen  ca.  1250  entstandenen  Statuten  — 
der  Graf  die  ürteilfinder  aus  den  Burgensen  „dieser  Art" 
genommen  hat,  d.  h.  aus  der  Reinholdsgilde,  von  der  im  Vor- 
hergehenden allein  die  Rede  war!  In  der  That  werden  die 
Mitglieder  der  Reinholdsgilde  gerade  in  diesen  Statuten  von 
den  übrigen  Stadtbürgern  ausdrücklich  unterschieden,  und  man 
hat  gewifs  keinen  Qrund  anzunehmen,  dafs  alle  die  Be- 
stimmungen über  die  burgenses  in  dieser  Rechtsmitteilung  nur 
auf  die  Mitglieder  der  Reinholdsgilde  Bezug  haben  sollten! 

Der  Beweis,  dafs  alle  burgenses  Mitglieder  der  Reinholds- 
gilde gewesen  sind,  —  für  die  Zeit  nach  1240  ergeben  sich 
aus  dieser  Annahme  unlösbare  Widersprüche  — ,  scheint  mir 
von  Frensdorff  auch  für  die  frühere  Zeit  nicht  erbracht  zu 
sein.  Dafs  sie  höhere  Rechte  geniefst  und  für  einige  Ver- 
gehen doppelt  bestraft  wird,  erklärt  sich  einfach  aus  dem 
höheren  socialen  Ansehen,  dessen  sich  die  alten  Kaufherrn- 
geschlechter erfreuten,  und  dafs  der  heilige  Reinhold  später 
Schutzpatron  der  Stadt  wird,  kann  so  wenig  als  Beweis  dienen 
wie  der  andere  Umstand,  dafs  das  Gildehaus  in  Dortmund  und 
sonst  häufig  später  als  Rathaus  dient,  oder  dafs,  wie  oft  in 
französischen  Städten,  das  Gildesiegel  zimi  Stadtsiegel  wird. 
Vielmehr  glaube  ich ,  dafs  die  Reinholdsgilde  erst  in  einer  Zeit 
entstanden  sein  kann,  in  der  innerhalb  der  nach  kaufmännischem 

'  Vgl.  auch  Frensdorff  S.  LVR, 
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Recht  lebenden  Sammtgemeinde  sich  die  grofsen  Kaufherm- 
geschlechter, die  den  eigentlichen  Grofshandel  betrieben,  als 
selbständiges  Element  korporativ  organisierten,  in  der  sie  wie 
in  Köln  aus  den  reichen  Grofsgrundbesitzern  dann  reichlichen 
Zuzug  fanden.  Gerade  diese  grundbesitzenden,  alteingesessenen 
Elemente  haben  ihnen  nachher  den  Namen  des  Erbsassenstandes, 
der  „erbhaftigen  Lude"  gegeben.  Indem  aber  neben  ihnen  die 
anderen  Klassen  der  bürgerlichen  Bevölkerung  zur  Macht  ge- 
langten, besonders  die  Handwerker  sich  genossenschaftlich 
organisierten,  bewahrten  sich  die  reichen  Kaufherrngeschlechter 
wahrscheinlich  gewisse  Verwaltungsbefugnisse ,  die  dann  später 
auf  den  Rat  übergegangen  sind.  Dals  sie  diesen  Rat  anfangs 
beherrschten  und  zum  Teil  aus  ihrer  Mitte  besetzten,  kann 
nicht  Wunder  nehmen.  Bald  aber  haben  sich  auch  die  Hand- 
werkerklassen zunächst  gewisse  Kontrollbefugnisse  bei  der 
Ratswahl,  dann  Sitz  und  Stimme  in  diesem  selbst  errungen. 
Wir  können  den  Verlauf  dieses  Prozesses,  vor  allem  in  seinen 
Anfangsstadien,  nicht  mehr  im  einzelnen  verfolgen;  die  Jahre 
1240—1260  scheinen  die  Zeit  zu  sein,  in  der  die  Handwerker- 
klasse sich  aus  der  Abhängigkeit  zu  den  Anfängen  politischer 
Macht  emporgearbeitet  hat. 

Neben  der  Gilde  finden  sich  in  Dortmund  zwei  andere 
Vertretungen  der  Kaufmannschaft:  die  Hansegrafschaft  und 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  erwähnte  Wandschneider- 
und Erbsassen  -  Gesellschaft.  Über  die  erstere  sind  die 
Notizen  so  dürftig,  dafs  sich  ihre  Funktionen  nicht  mehr 
erkennen  lassen*.  Was  aber  die  Wandschneider  und  Erb- 
sassen-Gesellscliaft  anbetrifft,  so  würde  ich  allerdings  kein 
Bedenken  tragen,  falls  die  Angaben  Beckers  in  seiner  kleinen 
Brochüre  —  er  unterläfst  es  leider,  seine  Quellen  anzugeben 
^-  richtig  sind ,  einen  Zusammenhang  mit  den  alten  Erbsassen 
aus  dem  14.  Jahrhundert  in  der  gleichen  Weise  anzunehmen, 
wie  ich  ihn  oben  zwischen  der  alten  Kölner  Gilde  und  der 
Weinbrüderschaft  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben  glaube. 
Wie  dort  die  Gilde  zunächst  zur  aristokratischen,  öffentlich- 
rechtlich bevorzugten  Genossenschaft  der  Richerzeche  wird, 
80  hier  die  Reinholdsgilde  zur  Erbsassengesellschaft,  dem 
Geschlechterpatriziat  der  Stadt.  Wie  dort  die  Gilde  wahr- 
scheinlich das  Recht  des  Wandschnitts  ftkr  sich  in  Anspruch 
nahm,  so  hier  die  Reinholdsgilde;  der  Weinbrüderschaft  in 
Köln  entspricht  hier  die  1346  vom  Rat  bestätigte  Zunft  der 
Wandschneider,  die  aber  mit  den  übrigen  Zünften  so  wenig 
in  einer  Linie  steht  wie  die  Weinbrüderschaft  mit  den  Zünften 
in  Köln*.  Auch  hier  nimmt  die  Wandschneidergesellschaft 
das  Monopol  des  Wandschnitts  hauptsächlich  gegen  Schneider 


*  Das  Wenige  siehe  bei  Frensdorff  S.  LV. 

*  Siehe  Becker,  Das  Dortmunder  Wandschneiderbuch. 
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und  Wollenweber  für  sich  in  Anspruch ;  aber  deutlich  spricht 
für  den  Zusammenhang  mit  der  alten  Gilde  der  Anspruch,  den 
die  Mitglieder  des  Erbsaasenstandes  machten,  während  ihrer 
Amtsführung  frei  Gewand  schneiden,  also  das  Monopol  der 
Gesellschaft  durchbrechen  zu  dürfen.  Noch  am  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  wurde  dies  Recht  ausdrücklich  von  ihnen  betont. 
Der  Erbsassenstand  hatte  auch  hier  die  Erinnerung  an  seine 
kaufmännische  Herkunft  verloren ;  den  alten  Patriziern  war 
es  weniger  um  Ausübung  eines  gewerblichen  Vorrechts  als 
.um  gesicherte  Finanzen  zu  thun,  ihr  aristokratischer  Sinn  liefs 
ihnen  den  Wandschnitt  als  unstandesgemäfse  Beschäftigung- 
erscheinen.  So  überliefsen  sie  ihr  Monopol  —  vielleicht  zu- 
nächst gegen  Rente  —  den  Wandschneiaem  und  bewahrten 
sich  nur  noch  einige  inhalt-  und  bedeutungslose  Vorrechte,  an 
denen  sie  aber  dann  mit  der  ganzen  Zähigkeit  solcher  aristo- 
kratischer Erinnerungen  festhielten  *  *. 


§  8. 
Croslar. 

Schaumann,  Die  Goalarer  Gilde.  (Vaterl.  Archiv  für  Geschichte. 
1841.    S.  26  flF.) 

Göschen,  Goslarer  Statuten. 

Nitzsch,  Erster  Aufsatz. 

Wolf  stieg,  Verfassungsgcschichte  von  Goslar.     1855. 

Weiland,  Die  Rats-  und  Gerichtsverfassung  von  Goslar  (Han- 
sische Geschichtsblätter.    1885). 

Wenn  ich  mich  jetzt  zur  Betrachtung  der  Kaufmanns- 
gilden im  mittleren  und  östlichen  Deutschland  wende,  so  verweile 
ich  zunächst  bei  Qoslar,  dessen  Verfassungsentwicklung  schon 
darum  von  besonderem  Interesse  ist,  weil  sich  hier  neben  den 
Kaufleuten  und  Handwerkern  noch  eine  dritte  Schicht,  die 
Bergwerksbesitzer  und  -Arbeiter,  „die  Berg-  und  Waldleute"^ 
Geltung  verschaffen,  und  weil  das  Eingreifen  einer  dritten 
Interessengruppe  in  der  Verfassungsentwicklung  der  Stadt 
seinen  deutlichen  Ausdruck  gefunden  hat. 

In  der  oft  citierten  Urkunde  von  1038,  in  der  den  Quedlin- 
burger Kaufleuten  freie  Ausübung  des  Handels  im  Reich  und 
die  genossenschaftliche  Gerichtsbarkeit  de  cibariis  erteilt  wird, 
werden    sie   ausdrücklich  auf  das   Beispiel   Magdeburgs   und 


^  Der  alte  Erbsassenstand  erhielt  sich  hier  neben  der  neuen  Erb- 
sHssengesellschaft ,  wie  in  Köln  lange  Zeit  die  Richerzeche  neben  der 
Weinbriidergcsellschaft. 

'  Die  Darstellung  bei  Hegel  (11  361—372)  stimmt  in  den  wesent- 
lichsten Punkten  mit  der  meinigen  Uberein. 
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Goslars  hingewiesen.  Daraus  schon  fiir  die  damalige  Zeit  auf 
die  Existenz  einer  Eaufinannsgilde  in  G-oslar  mit  Notwendigkeit 
schliefsen  zu  wollen,  geht  allerdings  meiner  Meinung  nach  nicht 
an.  Thatsächlich  beginnt  die  Bltlte  Goslars  durch  Handel, 
Gewerbe  und  Bergbau  erst  in  jener  Zeit  infolge  der  kräftigen 
Unterstützung  der  salischen  Kaiser.  Erst  im  Jahre  1200  tritt 
uns  die  Goslarer  Kaufmannschaft  in  einer  Gilde  organisiert 
entgegen.  Ob  sie  damals  noch  das  iudicium  de  cibariis  hatte, 
geht  aus  den  Statuten  ^  nicht  hervor,  ist  aber  an  und  fUr  sich 
unwahrscheinlich,  denn  die  Gilde  erscheint,  obwohl  sie  sich 
allgemein  koplude  gelde  nennt,  thatsächlich  als  eine  Ver- 
einigung der  grofsen  Tuchhändler,  da  nur  deren  Interessen 
und  ihre  wirksame  Verfechtung  in  den  Statuten  zum  Ausdruck 
kommen  ^.    Sie  ordnen  bis  ins  einzelne  genau  den  Tuchhandel 

—  so  verlangen  sie,  dafs  jeder  seinen  Genossen  die  Hälfte 
des  eingekauften  Rohstoffs,  natürlich  zum  Selbstkostenpreise, 
ablassen  mufs',  gestatten  den  Gildemitgliedern,  zu  Hause  für 
den  eigenen  und  den  Familiengebrauch,  d.  h.  nicht  ftlr  den 
Engros-  oder  Detailverkauf,  Gewand  zu  schneiden ;  das  übrige 
müssen  sie  „uppe  der  wort*'  schneiden,  deren  Buden  von  den 
Sechsmannen,  den  Vorstehern  der  Gilde,  an  die  einzelnen 
Mitglieder  vermietet  werden.  Alle  Gildebrüder  beziehen  eine 
Präbende,  deren  Fond  sich  wahrscheinlich  aus  den  Eintritts- 
geldern, den  für  Bruch  der  Gildevorrechte  von  Nichtgilde- 
mitgliedem  gezahlten  Strafgeldern,  aus  Mobiliar-  und  Im- 
mobiliarbesitz der  Gilde  und  wahrscheinlich,  wie  anderswo  oft, 
aus  den  Bufsen  der  Gildemitglieder  selbst  für  Vergehen  gegen 
die  Statuten  zusammensetzt,  soweit  die  so  angesammelten 
Kapitalien  nicht  bei  den  Festen  und  Versammlungen  der  Gilde 
aufgebraucht  wurden.  Sie  zählt  einheimische  und  auswärtige 
Mitglieder*;  sie  erwirkt  den  Kaufleuten,  die  nach  Goslar  reisen 

—  ein  Zeichen  ihrer  bedeutenden  Macht  —  Sicherheit  und 
Frieden,  auch  wenn  sie  des  Reiches  Feinde  sind'^,  auch  wenn 
im  Reiche  selbst  Unfriede  herrscht  Von  einer  Vertretung  des 
Handwerkerstandes  ist  in  der  Gilde  keine  Spur  zu  entdecken^. 

Diese  Gilde,   die  sich   also  im  wesentlichen  als  eine  Ver- 


^  Gedruckt  bei  Schau  mann  a.  a.  O. 

*  So  auch  Hegel  U  401. 

»  Vel.  oben  bei  St  Omer  §  8. 

^  We  unse  ghildebroder  is  he  sy  heymisch  edder  utheymisch,  men 
schal  ome  syne  pronende  gheuen. 

*  Privileg  Philipps  von  1200.     (Schau mann  a.  a.  0.) Dar  he 

ume  ffhifft  und  ghesat  hefft,  dat  allerleje  Co^lude  unde  ich  se  weren 
des  nkes  vyende,  de  sek  edder  Are  gAd  ouerbnnghen  to  GkNilar  dat  were 
in  der  tyd  des  vredes  edder  des  unvredes  dat  se  dar  sehuUen  seker  svn 
vor  aller  sAlffvrold  unde  b6d  dat  also  to  holdende  bi  dem  ordele  aes 
houedes. 

*  NitcBch,  der  die  Gh>slarer  Gilde  kennt,  erwähnt  sie  nur  ganz 
flüchtig. 

Fonclmiven  (52)  XU  2.  —  Doren,  Kanftnannsgilden.  7       ^-^  j 

Digitized  by  VjOOQ IC 


98  XII  2. 

einigung  der  grofsen  Tuchkaufleute  charakterisiert  und  deren 
eigentliche  Existenzbedingung  das  Monopol  des  Gewandschnitts 
bildet  y  hat  dann  im  13.  Jahrhundert  mannigfache  Schicksale 
gehabt.  1219  mit  den  übrigen  Korporationen  von  Friedrich  11. 
aufgehoben^,  wird  sie  schon  1223  von  seinem  Sohne  Heinrich  11. 
wi^er  in  ihre  Rechte  eingesetzt;  sie  erhält  jetzt  nicht  mehr 
das  Monopol  des  Wandschnitts,  aber  die  Erlauonis  zum  Detail- 
verkauf von  Tuch  wird  von  ihrer  Erlaubnis  abhängig  gemacht 
Die  Strafen  für  Vergehen  gegen  die  Gildestatuten  werden  seit 
1252'  im  allgemeinen  Interesse  der  Stadt  zur  Ausbesserung 
der  Stadtmauern  verwandt.  Man  wird  daraus  wohl  den  Schlufs 
ziehen  dürfen,  dafs  die  Gilde  nicht  mehr  rein  genossenschaft- 
liche Interessen  verfechten  konnte,  sondern  als  ein  Glied  des 
städtischen  Körpers  ihre  Interessen  dem  Wohle  der  gesamten 
Bürgerschaft  einordnen  mufste,  ohne  doch  ihre  monopolistischen 
Tendenzen  ganz  aufzugeben. 

Es  war  ein  Kompromifs  zwischen  Gilde  und  Rat,  her- 
gestellt durch  einen  engen  Personalzusammenhang,  durch  teil- 
weise Personalunion.  Die  Marktpolizei  wird  schon  im  Jahre 
1219  ausdrücklich  als  Verwaltungsgebiet  des  Rats  bezeichnet*. 

Kurz  vor  1274  wieder  aufgehoben,  wird  die  Gilde  1274 
von  Rudolph  von  Habsburg  aufs  neue  in  allen  ihren  Rechten 
bestätigt.  Aber  neben  der  Gilde  erhoben  sich  in  jenen  Zeiten 
die  mächtigen  autonomen  Genossenschaften  der  Zünfte  und  der 
Berg-  und  Waldleute.  Indem  sie  sich  ihrer  Macht  bewufst 
wuiden,  mufsten  sie  alle  Kräfte  daran  setzen,  die  immer  noch 
drückenden  Monopolienrechtc  der  Gildemitglieder,  die  auch  im 
Rate  ihren  Interessen  Geltung  zu  verschaffen  suchten,  ab- 
zuschütteln. In  diesem  Streite  der  wirtschaftlichen  Interessen 
der  drei  wichtigsten  Bevölkerungsgruppen*,  von  denen  die 
Bergleute  schon  lange  nicht  mehr  zur  eigentlichen  Bürgerschaft 
gehörten,  nähern  sich  die  Innungen  bald  den  Bergleuten,  bald 
der  Kauftnannsgilde.  Endlich  im  Jahre  1291  kam  eine  Einigung 
zu  Stande,  geschlossen  vom  Rat,  den  Berg-  und  Waldleuten, 
den  Kaufleuten  und  den  firaternitates ,  que  gelden  vocantur, 
d.  h.  den  Handwerks-Innungen.  Die  Berg-  und  Waldleute  er- 
halten das  Recht,  für  ihren  eigenen  Gebrauch,  für  den  ihrer 
Familie  und  ihres  Gesindes  Gewand  zu  schneiden,  alles  in 
allem  3  bis  4  Stück  Tuch;  aber  es  wird  ihnen  verboten, 
Handel  damit  zu  treiben.  Wein  und  Fleisch  soll  den  Fremden 
während  des  Vormittags   ungestört  auf  dem  Markte  verkauft 


1  Ich  folge  hier  Weilaud,  der  meiner  Meinuns  nach  mit  Recht 
betont,  dafs  1219  nicht  nur  die  Zünfte,  sondern  auch  die  Kaufmannsgiido 
verboten  worden  seien.    V^l.  Göschen  a.  a.  0.  S.  111  ff. 

'  Infolge  einer  Bestätigung  Wilhelms  von  Holland. 

»  Weiland  a.  a.  0.  S.  28. 

*  Siehe  die  ausfuhrliche  Darstellung  bei  Wo Iff stieg  a.  a.  O. 
S.  46  ff. 
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werden;  die  Höker  dürfen  3  Tage  im  Jahre  auf  dem  Markte 
ihre  Waren  feil  halten.  Der  Eintritt  in  die  Gilde  wird  jedem 
gegen  Zahlung  von  8  M.  —  eine  an  den  Rat  und  sieben  an 
die  Gilde  —  gestattet^.  Dadurch  ward  es  den  wohlhabenden 
Handwerkern  möglich,  Aufnahme  in  die  Gilde  zu  erlangen  und 
der  Vorteile,  deren  sie  sich  erfreute,  teilhaftig  zu  werden;  ob, 
wie  in  den  meisten  anderen  Städten ,  gegen  Verzicht  auJF  ihr 
Handwerk,  ist  mit  Sicherheit  nicht  zu  ersehen;  doch  scheint 
es,  als  ob  in  Goslar  diese  Forderung  nicht  gestellt  worden 
sei'.  Mit  dem  Erstarken  des  Rats,  bei  dessen  Besetzung  die 
Gilde  noch  immer  eine  bedeutende  Rolle  spielte  —  sie  wählte 
von  14  Ratmannen  6,  die  übrigen  bevorrechtigten  Zünfte  je 
2  — ,  mit  dem  Auftreten  der  Zünfte,  mit  dem  Aufkommen 
einer  lebenskräftigen  Industrie  neben  dem  bis  dahin  das  Ver- 
kehrsleben der  Stadt  beherrschenden  Handel,  verlor  die  Gilde 
als  solche  ihre  frühere  Bedeutung;  sie  sank  zurück  zu  einer 
Zunft  neben  den  anderen,  die  sich  eine  Zeit  lang  allerdings 
noch    einige  wenig  bedeutende  Vorrechte    zu  wahren  wufste^. 


§9. 
Stendal. 

Goetze,  Urkundliche  Geschichte  der  Stadt  Stendal. 
Nitzsch,  der  zweite  der  oben  genannten  Aufsätze. 
Lieseganff,    Die  Kaufinannsffiide   von  Stendal.    (Zeitschrift  für 

preuTsische  Geschichte  fll  1 — 57.) 
Liesegang,    Zur   Verfassungsgeschichte    von    Magdeburg    und 

Salzwedel.    (Ibidem  329—397.) 


^  Dies  mufs  übrigens  schon  längere  Zeit  in  Goslar  möglich  gewesen 
sein.  In  einer  Rechtsbelehrung  nämlich,  die  Goslar  1291  in  einem  Streit 
zwischen  Quedlinburg  und  ißlberstadt  erteilt  hat  (Halberstädter  Ur- 
kundenbuch  I  193),  heifst  es:  Quod  nullus  textor  potest  vel  debet  in 
aliqua  civitate  nullo  etiam  tempore,  ubi  non  habet  consortium  merca- 
toTum,  quod  vulgariter  inningne  appellatur  pannos  incidere  ....  nisi 
docere  potest,  quod  id  ex  antiqua  consuetudme  et  sine  contradictione 
fecerit.  Den  Webern,  die  den  Gewandschnitt  üben  wollten,  stand  also 
frei,  entweder  sich  die  Genehmigung  der  Gilde  zu  verschaffen  (ex  anti- 
aua  consuetudine  et  sine  contramctione),  oder  aber  der  Gilde  beizutreten 
mabet  .  . .  consortium  mercatorum,  quod  vulgariter  inninghe  appellatur). 
Bekanntlich  sind  in  den  meisten  Städten  die  Weber  vom  Gewandschnitt 
ausgeschlossen,  da  man  den  doppelten  Erwerb  aus  dem  Handwerk  und 
dem  Detail  verkauf  nach  den  mittelalterlichen  Anschauungen  vom  rechten 
Gewinn  als  unerlaubt  ansah. 

*  Siehe  oben  Anm.  1. 

*  Auch  bei  der  Darstellung  der  Goslarer  Gildeverhältnisse  stimme 
ich  im  wesentlichen  mit  Hegel  uberein;  nur  glaube  ich  nicht,  dafs  man 
aus  der  Notiz  des  carmen  de  hello  Saxonico  I  v.  198 :  sutores,  fabri,  pistores, 
camificesaue  militibus  comites  ibant  in  hello  ruentes  den  Schlufs  ziehen 
kann,  dars  es  damals  bereits  Handwerkerinnungen  in  Goslar  gab,  die 
also  mindestens  so  alt  oder  gar  älter  als  die  Kauftnannsgilden  seien! 
(Hegel  n  S.  495.) 
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Hagedorn,  Verfassungseeschichte  Magdeburgs. 
Riedel,  Cod.  dipL  Brandenburg.  I  15. 

Die  Geschichte  der  Stendaler  Eaufmannsgilde  hat  in 
neuester  Zeit  in  E.  Liesegang  einen  scharfsinnigen,  das  Quellen- 
material gut  beherrschenden  Bearbeiter  gefunden^.  Man  wird 
aus  seinem  Aufsatze  nicht  nur  für  die  Verfassungsgeschichte 
Stendals,  sondern  auch  für  das  Verständnis  der  mittelalterlichen 
Städtegeschichte,  besonders  auf  kolonialem  Boden,  für  die  Ein- 
sicht in  das  Wesen  der  mittelalterlichen  Kauimannsgilden  man- 
nigfache Anregung  und  Belehrung  schöpfen  können*.  Trotz- 
dem glaube  ich,  dafs  Liesegangs  ganze  Darstellung  auf  einer 
falschen  Interpretation  des  Stendaler  Gewandschneiaerprivilegs 
von  1231  beruht,  und  dafs  demnach  die  Geschichte  der  Stendaler 
Kaufmannsgilde  uns  ein  in  wesentlichen  Zügen  anderes  Bild 
bietet  als  das,  welches  uns  aus  Liesegangs  Forschungen  ent- 
gegentritt. 

1151  war  Stendal  als  Marktstadt  gegründet  und  mit 
Magdeburger  Recht  bewidmet  worden.  80  Jahre  später  wird 
zum  erstenmal  in  einer  Urkunde^  der  Kaufinannsgilde  Er- 
wähnung gethan.  Markgraf  Otto  bessert  durch  dieselbe  iura« 
fratrum  gilde  et  illorum,  qui  incisores  panni  nuncupantur  und 
zwar  in  der  Weise,  dafs  sie  von  jetzt  an  eadem  super  hoc 
iura  observent,  que  fratres  gulde  et  incisores  panni  in  Magde- 
borch  actenus  observare  consueverunt. 

Diese  Genossenschaft  erhält  nun  durch  den  Markgrafen 
das  Monopol  des  Gewandschnitts ;  der  Eintritt  in  die  Gilde  ist 
jedem  ehrbaren  Bürger  gegen  Zahlung  von  einem  Talent  an 
die  Gilde  und  einem  Schilling  an  die  magistri  derselben  ge- 
stattet. Der  Fremde,  sofern  er  nur  nicht  Handwerker,  kann 
ftar  SO  s.  Mitglied  werden,  aber  auch  ohne  das  während  der 
Dauer  des  Wochenmarktes  Wandschnitt  üben.  Der  Hand- 
werker dagegen  mufs  beim  Eintritt  in  die  Gilde  sein  Hand- 
werk abschwören,  1  M.  Gold  an  die  Gilde  und  18  Denare  an 
die  magistri  zahlen.  Innerhalb  seines  Hauses  darf  von  jetzt 
an  kein  Gildebruder  mehr  bei  Strafe  des  Verlustes  seiner 
Mitgliedschaft  Gewand  ausschneiden  und  verkaufen. 

Dies  die  wesentlichsten  Bestimmungen  der  Urkunde. 


1  Nitzschs  Annahme,  dafs  aus  einer  Gesamtgilde  die  Gewand- 
sehneider schon  frühe  ausschieden,  um  1281  wieder  einzutreten,  ist 
schon  durch  Liesegangs  Forschungen  als  unhaltbar  erwiesen. 

'  Diese  Beurteilung  der  Forschungen  Liesegangs  ist  allerdin^ 
wesentlich  verschieden  von  derjenigen,  die  ihnen  Bei ow  besonders  m 
seinen  beiden  neuesten  Werken  zuteil  werden  läfst.  An  manchen 
etwas  allzukühnen  und  überscharfsinnigen  Darstellungen  fehlt  es  bei 
Liese^anff  nicht,  aber  sie  werden  entschuldigt  durch  sein  Bestreben, 
sich  ein  lebensvolles  Bild  von  den  verfassungsgeschichtlichen  Vorgängen 
zu  machen,  die  er  zu  schildern  unternimmt. 

>  Gedruckt  bei  Riedel,  Cod.  dipl.  Brandenb.  I  15  No.  Vm. 
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Liesegang  nimmt  nun  an,  dafs  wir  in  der  Urkunde  eine 
hochbedeutsame  Umwandlung  innerhalb  der  wirtschaftlichen 
und  socialen  Verfassung  der  Stadt  Stendal  sich  wiederspiegeln 
sehen.  Nach  ihm  hätte  es  bis  dahin  zwischen  den  handaroeiten- 
<len  Webern  und  den  Grofskaufleuten ,  die  den  Import  au, 
Flandern  und  den  Export  nach  Ländern  des  Ostens  betriebens 
eine  dritte  social  zwischen  jenen  beiden,  immerhin  den  Webern 
näher  stehende  Gruppe  von  Leuten  gegeben,  die  die  Fabri- 
kation von  Tuch  in  gröfseren  Quantitäten  mit  dem  Ausschnitt 
desselben  und  dem  Verkauf  im  Detail  verbunden  hätten. 
Unter  dem  Druck  politischer  Verhältnisse  und  socialer  Gegen- 
sätze habe  sich  nun  kurz  vor  1231  eine  Schiebung  zwischen 
den  drei  Gruppen  vollzogen,  die  dann  durch  den  Vertrag 
von  1231  —  als  solchen  fafst  Liesegang  mit  Nitzsch  die  be- 
treffende Urkunde  auf  —  ihre  rechtliche  Fixierung  zugleich  mit 
der  Genehmigung  des  Markgrafen  erhalten  habe. 

Die  Gewandschneider  verschmolzen,  indem  sie  zugleich 
auf  die  Fabrikation  von  Tüchern  verzichteten,  mit  den  Grofs- 
kaufleuten^  zu  einem  alle  Macht  usurpierenden,  allein  rats- 
fähigen Stadtpatriziat;  sie  traten  samt  und  sonders  in  die 
Gilde,  die  damit  das  Recht  des  Gewandschnitts,  vor  allem  den 
Webern  gegenüber,  in  Anspruch  nahm  und  sich  durch  ein  un- 
erschwingliches Eintrittsgeld  scharf  gegen  plebejische  Elemente 
abschlofs.  An  Stelle  des  Gleichgewichts  der  Kräfte  zwischen 
«den  kaufmännischen  und  den  gewerblichen  Elementen,  das 
eben  durch  jene  Mittelstellung  der  Gewandschneider  bis  dahin 
aufrecht  erhalten  war,  trat  eine  ganz  einseitige  Interessenpolitik 
der  im  Rate  alleinberechtigten  kaufmännischen  Aristokratie  — 
der  Rat  und  das  Schöffenkolleg  waren  gewissermafsen  nur 
Ausschüsse  der  centralen  Gildeorganisation  —  und  die  Folge 
waren  die  heftigen  Kämpfe  und  inneren  Zerrüttungen,  denen 
Stendal  innerhalb  der  nächsten  hundert  Jahre  ausgesetzt  ge- 
wesen ist. 

Dieses  ganze  Gebäude  Liesegangs  beruht  im  wesentlichen 
auf  der  Annahme,  dafs  die  „fratres  gilde"  und  die  „illi  qui  in- 
cisores  panni  hactenus  nuncupantur"  zwei  zunächst  getrennte 
sociale  Gruppen  bezeichnen  müfeten,  die  erst  durch  den  Ver- 
trag von  1231  zu  einer  gröfseren  socialen  Organisation  ver- 
schmolzen seien.  Indessen  scheint  mir  schon  diese  Annahme 
nicht  sehr  viel  Wahrscheinlichkeit  für  sich  zu  haben.  Gesetzt 
auch,  dafs  es  wirklich  einst  zwei  getrennte  Genossenschaften 
der  Grofskaufleute  und  der  Gewandschneider  gegeben  hätte, 
so  liegt  doch  kein  zwingender  Grund  vor  zu  der  Annahme, 
dafs  die  Verschmelzung  erst  1231  oder  kurz  vorher  erfolgt  sei. 


^  D.  h.  den  grofsen  Tuchkauf  leuten  und  den  anderen  Grofshänd- 
lem,  die  wohl  alle  Mitglieder  der  Gilde  waren. 
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Ob  wirklich  der  damalige  Handel  von  Stendal  schon  eine  solche 
Entwicklungsstufe  erreicht  hatte,  daTs  neben  den  groben  pa- 
trizischen  Handelsherren  für  eine  Korporation  von  Leuten,  die 
zugleich  Grofsfabrikanten  und  Detailkauf leute  waren,  noch 
Platz  war,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Aber  wie  war  es 
möglich,  dafs  jene  Rechtsaufzeichnungen,  wenn  sie  uns  wirklich, 
wie  Liesegang  will,  ein  genaues  Bild  der  gewerblichen  und 
socialen  Verhältnisse  in  Stendal  in  jener  Zeit  widerspiegeln^ 
14  Jahre  später  (1245)  so  gut  wie  wörtlich^  auf  das  kleine 
Städtchen  Kyritz  übertragen  werden,  das  erst  8  Jahre  zuvor* 
zur  Stadt  erhoben  und  mit  Stendaler  Recht  bewidmet  worden 
war?  Sollen  wir  uns  auch  in  jenem  Landstädtchen,  das  es 
nie  zu  irgend  welcher  politischen  oder  kommerziellen  Bedeutung 
gebracht  hat,  neben  der  Grofskaufmanns^lde  und  den  Webern 
noch  eine  Gruppe  von  Grofsfabrikanten  denken,  die  ihre  Ware 
im  Detail  verkauften?  Sollten  auch  hier  zwiscnen  diesen  drei 
Gruppen  ähnliche  Reibungen  und  Zwistigkeiten  entstanden  sein 
wie  in  Stendal,  die  dann  durch  eine  Art  Schied,  durch  eine 
sociale  Umwälzung  und  Verschiebung  zunächst  ihren  AbschluCs 
fanden?  Oder  sollten  die  Herren  von  Plothe,  die  Stadt- 
herren und  Gründer  von  Kyritz,  mechanisch  diese  Stendaler 
Rechtsaufzeichnung  auf  Verhältnisse  übertragen  haben,  auf  die 
sie  doch  gar  nicht  passen  konnten? 

Giebt  man  die  Richtigkeit  der  Interpretation  Liesegangs 
zu,  so  wird  man  die  Widersprüche,  die  sich  hier  ergeben^ 
wohl  schwerlich  lösen  können. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  ergiebt  sich  aus  dem  Umstände, 
daÜB  die  Urkunde  ganz  bestimmt  auf  die  Magdeburger  Ver- 
hältnisse als  vorbildlich  fUr  die  Stendaler  Rechtsaufzeichnung 
hinweist*.  Dies  sieht  Liesegang  auch  selbst*.  Da  nun  die 
Vorstellung,  die  er  von  der  Entwicklung  der  Verhältnisse  in 
Stendal  gewonnen  hat,  so  gar  nicht  übereinzustimmen  scheint 
mit  der  analogen  Entwicklung  in  Magdeburg,  so  sieht  er  sich 
zu  der  Annahme  gezwungen,  dafs  mit  den  iura,  que  .  .  .  ob- 
servare  consueverunt  nur  die  damals  in  Magdeburg  gang  und 

*  Nur  in  der  Wortstellung  zeigen  sich  kleine  unbedeutende  Ände- 
rungen; an  Stelle  von  Magdeburg  steht  hier  natürlich  Stendal.  Die 
Lesart  dummodo  de  opere  nostro  sit  für  das  in  der  Stendal  er  Urkunde 
vorkommende  non  sit  dürfte  wohl  auf  einen  Fehler  des  damaligen 
Schreibers  oder  des  editors  zurückzuführen  sein.  Gedruckt  ist  die  Ur- 
kunde bei  Riedel  I  5  No.  II  (S.  366). 

«  Riedel  a.  a.  O.  S.  866. 

*  Iura  fratrum  gilde  et  iilorum,  qui  iucisores  panni  hactenus  nun- 
cnpantur  hactenus  in  nostra  civitate  Stendal  observata  in  melius  immuta- 
vimus  et  immutamus,  ita  videlicet,  quod  ipsi  eadem  super  hoc 
iura  observent  que  fratres  gilae  et  incisores  panni  in 
Magdeborch  actenus  observare  consueverunt. 

^  £r  meint,  dafs  an  das  „observare  consueverunt^^  die  Fortsetzung 
„sunt  autem  hec  iura  ipsorum^  sich  „anorganisch'^  anschliefse! 
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gäbe  Rechtsanschauung  von  dem  Zunftzwang  als  eigentlichem 
Kern  des  Innungsrechts  gemeint  sei,  dafs  unter  Uebemahme 
dieser  Rechtsanschauung  und  fufsend  auf  derselben  die  neu- 
gebildete Genossenschait  der  Kaufleute  und  Gewandschneider 
für  ihre  Sonderverhältnisse  eine  autonome  Rechtsaufzeichnung 
gemacht  und  diese  dann  dem  Markgrafen  zur  Genehmigung 
unterbreitet  habe.  Aber  sieht  man  sich  die  Urkunde  genauer 
an,  80  wird  man  diese  Interpretation  ohne  eine  gewisse 
Künstelei  nicht  aufrecht  erhalten  k(lnnen.  Auf  den  Satz: 
quod  ....  observare  consueverunt  folgen  unmittelbar  die 
Worte:  sunt  autem  haec  iura  ipsorum,  d.  h.  doch  wohl  der 
Magdeburger  Gilde;  und  in  der  folgenden  Aufzeichnung  ist 
immer  von  nostra  fratemitas,  noster  burgensis,  noster 
confrater  die  Rede.  Das  einfachste  ist  sicherlich  doch,  in 
diesem  ganzen  Teile  der  Urkunde  eine  autonome  Au£seichnung 
der  Magdeburger  Gilde  zu  sehen,  die  sich  die  Stendaler  Ge- 
nossenschaft aus  der  Mutterstadt  verschrieben  hatte,  und  die 
sie  dann  dem  Markgrafen  zur  Bestätigung  vorgelegt  hat.  Und 
das  Gleiche  findet  dann  bei  der  Übertragung  von  Stendal  auf 
Kyritz  statt.  Wie  dort  der  Stendaler  die  Magdeburger,  wird 
hier  der  Kyritzer  die  Stendaler  Gewandschneiderurkunde  zu 
Grunde  gelegt. 

G«gen  diese  Vermutung  scheint  nun  aber  das  Argument 
Liesegangs  zu  sprechen,  dafs  thatsächlich  jene  angebliche  Auf- 
zeichnung des  Magdeburger  Gilderechts  nicht  auf  die  Magde- 
burger Verhältnisse  passe,  da  dort  von  der  Existenz  einer 
Kaufmanns-  und  Gewandschneidergilde,  wenigstens  in  jener 
Zeit,  kurz  nach  1200,  nicht  mehr  die  Rede  sein  könne. 

Der  Nachweis  für  diese  Behauptung  scheint  mir  indes 
Liesegang  in  seinem  Aufsatz  tlber  aie  Verfassungsgeschichte 
von  Magdeburg  doch  nicht  so  ganz  geglückt  zu  sein.  Aller- 
dings erteilt  Erzbischof  Wichmann  schon  1183  den  Gewand- 
schneidem  zu  Magdeburg  den  Zunftzwang  ^,  woraus  man  wohl 
mit  Liesegang  den  Schlufs  ziehen  kann,  dafs  eine  Vereinigung 
von  Grofskaufleuten  und  Gewandschneidem  in  einer  Gilde 
damals  nicht  mehr  bestand.  Allein  meiner  Meinung  nach  ist 
es  gerade  das  Recht  jener  1183  bestätigten  Gewandschneider- 
Innung,  das  der  Stendaler  Rechtsaufzeichnung  zu  Grunde  ge- 
legt wird. 

Dafs  die  politischen  und  socialen  Machtverhältnisse  in  der 
reichen,  auf  eine  Vergangenheit  von  mehreren  Hundert  Jähren 
zurückblickenden  Kaufmannsstadt  an  der  Elbe  wesentlich  andere 
gewesen  sein  müssen,  als  in  dem  erst  langsam  aufblühenden, 
kaum  gegründeten  Gemeinwesen  der  Altmark,  ist  ja  natürlich, 
thut  aber  doch  wenig  zur  Sache*. 

^  Die  Urkunde  ist  gedruckt:  Geschichtsblätter  für  Stadt  und  Land. 
Magdeburg  1869.   S.  316.    Siehe  auch  Hans.  Urkundenbuch  I  No.  82. 
'  Denn   der  wirtschaftliche   Gegensatz    gegen   die    Weber  —  der 
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Wenn  Liesegang  besonders  hervorhebt^,  dafs  der  in 
Magdeburg  in  die  Rechtsanschauung  übergegangene  Oe- 
danke  des  Zunftzwanges,  der  monopolistischen  Befugnis 
einer  Zunft  in  ihrem  Gewerbe,  damals  fbr  Stendal  etwas 
durchaus  Neues  gewesen  sei,  und  dafs  gerade  in  der  An- 
erkennung dieser  Neuerung  der  eigentliche  Kern  der  Urkunde 
von  1231  zu  suchen  sei,  soweit  es  sich  um  eine  Übertragung 
Magdeburger  Rechts  in  derselben  handele,  so  ist  dem  gegen- 
über zu  betonen,  dafs  auch  in  Magdeburg  dieser  Gedanke 
monopolistischer  Befugnis  der  einzelnen  Zünfte  und  Gilden 
in  ihrem  Gewerbe  noch  sehr  jungen  Datums  war,  dafs  aber 
im  übrigen  die  Notwendigkeit  derselben  fast  überall  durch 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  gegeben  war  und  nur  selten 
erst  durch  eine  Rechtsübertragung  aus  der  Mutterstadt  ge- 
wonnen werden  mufste.  Bekanntlich  finden  wir  den  Zunft- 
zwang zuerst  in  der  Kölner  Bettziechenweberurkunde  von  1149 
erwähnt.  In  Magdeburg  dagegen  herrschte  noch  im  Anfange 
des  13.  Jahrhunderts  in  gewissem  Sinne  Verkehrsfreiheit,  und 
nur  der  Tuchhandel  war  bereits  monopolisiert*.  Zwar  gewährt 
noch  im  Jahre  11 76  Wichmann  von  Magdeburg  den  Kaufleuten 
von  Burg,  sowie  den  übrigen  Kaufleuten  von  jenseits  der  Elbe, 
qui  venalia  in  pannis  seu  in  aliis  huiusmodi  rebus  .  .  .  afferunl^ 
aas  Recht  des  freien  Verkaufs  ihrer  Waren  in  dem  daselbst 
am  Markt  gelegenen  und  dem  Kloster  Bergen  gehörigen  Hofe*; 
sieben  Jahre  später  aber  verleiht  der  Erzbischof  den  „Wand- 
kremern*  zu  Magdeburg  das  Vorrecht,  dafs  weder  ein  Ein- 
heimischer, noch  ein  Fremder  mit  ihrer  Ware  Handel  treiben, 
oder  Tuch  schneiden  dürfe,  es  sei  denn  mit  ihrer  ausdrück- 
lichen Erlaubnis  (sick  ore  kopmanschatz  schall  bruken  edder 
Sewandt  tho  schnyden  sick  schall  unterwinden,  id  enn  sie 
enne  dat  he  orer  innige  sie  togefügett  und  van  ohn  de  macht 
und  fulborth  hebbe  eyn  sodann  to  donde*).  Schon  hier  wird  also 
das  Gewerbe  der  Gewandschneider  zu  Magdeburg  als  „Kaufmann- 
schaft" bezeichnet,  und  in  den  gestis  archiepiscoporum  Magde- 


sich  auch  in  der  Beschränkung  der  Webstühle  1233  zeigt  —  war  in 
Magdeburg  ebenso  gut  vorhanden  wie  in  Stendal. 

1  A.  a.  0.  S.  &. 

'  Vgl.  die  Rechtsbelehrung  der  Schöffen  von  Magdeburg  an  Hersog 
Heinrich  von  Schlesien  (Anfang  des  13.  secl.)  ....  quod  quilibet  bur- 
gensis  aut  propriam  habens  domum  vel  aream  quarumcumque  rerum 
venalitatem  haouerit  eas  in  domo  propria  libere  vendere  potest  aut  pro 
aliis  rebus  commutare.  Vielleicht  darf  man  aber  in  diesem  Weistum 
den  Gegensatz  der  bürgerlich  kaufmännischen  Bechtsanschauung  zu  den 
Tendenzen  des  ErzbiscTiofs  sehen,  wie  auch  aus  den  anderen  Bestim- 
mungen des  gleichen  Weistums  hervorgeht. 

'  Hans.  Urkundenbuch  I  No.  26.  Man  hat  keinen  Grund,  anzu- 
nehmen, dafs  dies  Verkaufsrecht  auf  die  Marktzeit  beschränkt  war. 

^  Hagedorn  a.  a.  0.  S.  316. 
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bürg,  heifst  es  gane  analog,  daTs  Wichmann  fecit  primo  uniones 
iHBtitorum  pannicidarum  ^. 

Noch  deutlicher  aber  geht  dies  aus  der  Bestätigung  her- 
vor, die  dem  Gewandschneiderprivileg  1214  von  Albrecht  11, 
dem  Nachfolger  Wichmanns,  erteilt  wurde '.  In  diesem  ist  die 
Rede  von  gesetten  der  koplude,  die  wandt  in  der  Stadt  snydende 
4sint.  also  von  (wahrscheinlich)  ursprünglich  autonomen  Auf- 
zeicnnungen  des  Rechts  der  Gewandschneiderkaufleute  in 
Magdeburg.  Und  wenn  femer  der  Vorstdiier  der  Gewand- 
schneiderinnung  sich  magister  mercatorum  nennt®,  wenn  über- 
haupt für  die  märkischen  Städte,  deren  bedeutendste  Industrie 
der  Tuchhandel  nach  Ost  und  West  bildete,  mercator  und 
pannicida  ganz  mixte  gebraucht  werden^,  so  sehe  ich  keinen 
Orund,  warum  eine  autonome  Aufzeichnung  des  Magde- 
burger Gewandschneider -Innungsrechts  nicht  der  Stendaler 
Urkunde  von  1281  zu  Grunde  gelegen  haben  kann.  Dafs  das 
Wort  „Innung",  welches  der  „Gilde**  in  Stendal  entspricht, 
oft  mit  dieser  gerade  in  jenen  Gegenden  gleichbedeutend  ge- 
braucht wird,  hat  Liesegang  selbst  mit  Recht  hervorgehoben  •. 

Endlich  fiiöchte  ich  noch  eine  andere  Erwägung  zu  Gunsten 
meiner  Ansicht  gegen  Liesegang  geltend  machen.  Ob  in 
Ruberen  Zeiten  eine  Gesamtkaufmannsgilde  in  Magdeburg  be- 
standen hat,  was  man  ja  mit  Heranziehung  der  bekannten 
Quedlinburger  Urkunde,  die  neben  Goslar  auf  Magdeburg  hin- 
weist, wahrscheinlich  machen  konnte,  ist  mit  Sicherheit  bei 
der  Mangelhaftigkeit  der  älteren  Überlieferung  nicht  zu  ent- 
scheiden. Jedenfalls  hätte  sie  dann  früh  wie  in  Köln  ihren 
Charakter  als  Organisation  des  Kaufmannsstandes  verloren  und 
wäre  im  Geschlechterpatriziat  aufgegangen.  Nicht  der  Tuch- 
händler war  es,  wie  anderswo,  der  den  eigentlichen  Grofs- 
händlerstand,  den  Aristokraten  der  Kaufmannschaft,  repräsen- 
tierte, sondern  der  Getreidehändler.  Das  vom  Erzbischof 
unterstützte  Schöffenkolleg  war  ganz  von  ihrer  Clique  be- 
herrscht, brachte  ihre  Interessen  zum  Ausdruck,  verschaffte 
ihnen  Geltung  und  Macht;  einer  genossenschaftlichen  Organi- 
sation bedurften  sie  daher  weniger,  um  ihre  Stellung  za 
wahren  •. 


^  Hagedorn  a.  a.  0.  S.  13. 
»  Magdeb.  Geschichtsbl.  IV  317. 


*  Hagedorn,  Ma^debu^er  Geschichtsbl.  XX  83. 

^  Beispiele  fast  in  jeder  Stadt. 

»  A.  a.  0.  S.  371.  Über  das  Verhältnis  von  Gilde  und  Innung: 
siehe  allgemeines  unten  §§  9  und  11! 

«  Noch  im  17.  Jahrhundert  waren  die  eigentlichen  grofsen  Getreide- 
händler in  Magdeburg  nicht  korporativ  orgamsiert,  während  neben  ihnen 


jetzt  die  Zünfte   der  Kauf leute   und  der  Gewandschneider   existierten. 


jei 

Bchmoller  in  seinem  Jahrbuch  IX  34. 
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Als  nun  die  Stendaler  Gewandschneider  und  Kaufleute^ 
d.  h.  alle  diejenigen,  die  sich  mit  dem  Tuchhandel  im  Gro&eii 
und  Kleinen  beschäftigten,  —  der  Getreidehandel  war  in 
Stendal  von  geringerer  Bedeutung  —  sich  in  der  Mutterstadt 
nach  einem  Vorbilde  umsahen,  nach  dem  sie  ihr  Recht  aus- 
gestalten konnten,  da  bot  sich  ihnen  die  Zunft  der  Ge- 
wandschneider als  die  einzige  Institution  dar,  an  deren  Recht 
sie  das  ihrige  anknüpfen  konnten.  Mochten  die  Gewandschneider 
in  Magdeburg  nur  die  wenn  auch  älteste,  so  doch  social  wenig 
über  die  anderen  hervorragende  Zunft  bilden,  sie  selbst  die 
alles  beherrschende  Kaufmannsaristokratie  ihrer  Stadt  sein,, 
ihre  einzelnen  Monopolrechte,  auf  die  es  ihnen  doch  haupt- 
sächlich ankam  ^,  konnten  sie  aus  dem  gleichen  Rechte  der 
Magdeburger  Gewandschneiderinnung  ganz  gut  herleiten.  Dafs 
die  Entwicklung  in  der  Folgezeit  in  den  beiden  Städten  eine 
durchaus  verschiedene  gewesen  ist,  kann  natürlich  nicht  Wunder 
nehmen. 

Nach  alledem  glaube  ich,  kann  man  die  etwas  erkünstelte 
Interpretation  der  Urkimde  von  1231  und  die  daraus  sich  er- 
gebende Geschichte  der  inneren  socialen  und  \>(4rt8chaftlichen 
Entwicklung  Stendals  in  jener  Zeit,  wie  sie  Liesegang  schildert, 
nicht  aufrecht  erhalten ;  eine  Überfülle  scharfsinniger  Deutungs- 
kunst hat  hier  entschieden  zu  irrigen  Resultaten  geführt.  Viel- 
mehr schliefse  ich  mich  ganz  der  Ansicht  Hagedoms  an,  der 
in  der  Urkunde  von  1231  nur  eine  Aufzeichnung  des  damal» 
auf  Grund  Magdeburger  Weisung  gebesserten  Rechts  der  Ge- 
wandschneiderkaufleute zu  Stendal  erblickte. 

Mit  der  Urkunde  von  1231  sichert  sich  die  Stendaler 
Gewandschneidergilde  das  Monopol  des  Gewandschnitts  und 
des  Detailverkaufe  von  Tuch  gegenüber  den  gegen  dies  ein- 
trägliche Vorrecht  anstürmenden  Webern.  Weiter  hinauf  in 
frühere  Zeiten  einen  Blick  zu  thun,  die  ständischen  Ver^ 
hältnisse  und  Schiebungen  vor  1231  im  einzelnen  auszumalen^ 
erlaubt  das  dürftige  Material  nicht.  Ob  unter  den  fratres  gilde, 
wie  Liesegang  will,  die  grofsen,  den  Handel  zwischen  Flandern 
und  dem  Osten  vermittelnden  Tuchhändler  im  Gegensatz  zu 
den  Detaillisten,  den  incisores  panni,  gemeint  sind,  vermag  ich 
nicht  zu  entscheiden ;  jedenfalls  bildet  die  Gilde ,  wie  sie  uns 
1231  entgegentritt,  die  genossenschaftliche  Vereinigung  des  be- 
vorrechteten  Kaufinannspatriziats   der  Stadt*.     Diese  Verhält- 


^  Vielleicht  hatte  die  Gilde  auch  hier  das  Monopol  des  Wein- 
schanks,  der,  1285  freigegeben,  nun  von  der  Genehmigung  des  ßats  ab- 
hängig j^emacht  wird.    Liese  gang  a.  a.  0.  S.  19. 

^  Die  Thatsache,  dafs  eine  Verschmelzung  zweier  Genossenschaften 
stattgefunden  hat,  findet  nach  Liesegang  (a.  a.  0.)  auch  in  den  Be- 
amtungen  der  neugebildeten  G^samtkorporation  ihren  Ausdruck.  Das 
Institut  des  Gildemeisters  sei  aus  der  Gewandschneiderbrüderschaft, 
das  der  4  Schaffner  aus  der  Kaufinannsgilde  übernommen.    Wem  würde 
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nisse  finden  in  den  anderen  Handelsstädten  der  Mark  und 
ScMesiens  volle  Bestätigung;  bald  wird  der  „persönliche",  bald 
der  „sachliche"  Zunftzwang  von  der  aristokratischen  Gewand- 
schneidergilde ausgeübt.  Liesegang  schildert  uns  selbst  das 
Schicksal  einer  zweiten  derartigen  Gilde  auf  dem  Boden  der 
Mark,  derjenigen  zu  SalzwedeP.  Auf  Kyritz  habe  ich  selbst 
schon  oben  hingewiesen*;  in  Perleberg  wird  1303  der  Gewand- 
schnitt den  Webern  untersagt";  ebenso  in  Breslau  1360  der 
Detailverkauf  von  Tuch*.  In  Neuruppin  wird  den  Gewand- 
schneidem  das  Recht  des  Verkaufs  nicht  im  Lande  gefertigten 
Tuchs  gewährt,  im  übrigen  der  Gewandschnitt  von  ihrer  Er- 
laubnis abhängig  gemacht".  Nur  in  Brandenburg  erhalten 
später  Rat  und  Schöffen  das  Recht  freien  Gewandschnitts,  auch 
wenn  sie  nicht  zur  Gilde  gehören®. 

Die  weiteren  Schicksale  der  Gewandschneidergilde  zu 
Stendal  hat  nun  Liesegang  in  trefflichen  Ausführungen  dargelegt. 
Wir  sehen,  wie  der  ursprünglich  rein  kaufinännischen  Zwecken 
dienenden  Vereinigung  bald  auch  Leute  aus  anderen  Ständen, 
Adlige  und  vor  allem  Elleriker,  beitreten,  um  in  den  GenuJGs 
der  feisten  Präbende  zu  gelangen ''  —  rühmt  sich  die  benach- 
barte Salzwedeler  Gewandschneidergilde  doch,  selbst  einen 
Markgrafen  zu  ihren  Mitgliedern  zu  zählen,  —  wie  innerhalb 
der  Gilde  sich  bald  eine  Umwandlung  vollzieht,  indem  neben 
Kaufleuten  und  Gewandschneidern  auch  die  Seefahrer  in  der- 
selben auftauchen.  Wir  sehen,  wie  sie  im  Kampfe  mit  den 
niederen  Schichten  der  Bevölkerung,  vor  allem  den  Webern, 
die  sich  gegen  das  aristokratische  Regiment  aufbäumen,  bald 
die  Oberhand  haben,  bald  unterliegen;  wie  sie,  so  lange  sie 
noch  den  Rat  beherrschen,  die  Unterdrückung  der  Weberzunft 
durchsetzen,  um  sie  kurz  darauf  wieder  in  ihren  Rechten  an- 
erkennen zu  müssen;  wie  in  diese  socialen  Machtkämpfe  die 
Umbildung  der  politischen  Verfassung  in  der  Stadt,  die  Trennung 
des  Rats  vom  Schöffenkolleg,  das  Eingreifen  der  Stadtherren 
mit  hineinspielt;  wie  sie  dann  endlich  1345  nach  dem  Siege 
der  Zünfte   den   übrigen  Zünften  ganz  gleichgestellt  werden, 


diese  Annahme  nicht  überaus  gekünstelt  erscheinen?!  Auch  ans  der 
Wiedereinführung  der  Aldermänner  1270  braucht  man  doch  nicht  eine 
Reaktion  der  GroTskauf  leute  gegen  die  Verfassangsform  von  1231  heraus- 
zulesen. 

*  Forschungen  z.  brandenb.  u.  preufs.  Geschichte  III  378 — 397. 
«  Seite  102. 

*  Schmoller,  Strafsburger  Tücher    und  Weberznnft  8.  551. 

*  Ibidem  S.  561. 

»  Riedel  I,  4  S.  288. 

^  Klöden,  Stellung  des  deutschen  Kaufmanns  im  Mittelalter  S.  50. 
Ich  komme  auf  die  ganzen  Verhältnisse  der  Gewandschneidergilden  noch 
später  im  allgemeinen  Teil  kurz  zurück  (Kap.  IV  §  2). 

"^  Daher  auch  die  ^rofse  Anzahl  der  nicht  gewandschneidenden 
Mitglieder  in  späterer  Zeit.    Schmoller,  Tucherzunft  p.  435. 
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alle  ihre  Vorrechte  bei  Besetzung  der  Ratssttihle  etc.  verlieren ; 
wie  aber  bald  darauf  die  aristokratischen  Zünfte  der  Gtewand- 
schneider  und  Krämer  sich,  wie  auch  sonst  häufig,  vor  allem 
social,  wieder  über  die  übrigen  erheben,  wobei  sich  ihnen  die 
Knochenhauer  anschliefsen  ^. 


§  10. 

GSttingen. 

Nitzsch,  die  zwei  früher  genannten  Aufsätze. 
Schmidt,  Urkandenbuch  der  Stadt  Göttingen.    1863. 

„  Göttingen  im  Mittelalter.    (Hans.  Geschichtsbl.     1878.) 

Hasselblatt  u.  Kaestner,    Urkundenbuch  der  Stadt  Gröttingen, 
1881. 

Ich  habe  bei  Besprechung  der  Gilden  von  Köln  und 
Stendal  bereits  Gelegenheit  gehabt,  zu  den  grundlegenden 
Aufsätzen  von  Nitzsch  Stellung  zu  nehmen,  und  bin  beide  Male 
auf  Grund  neuer  Prüfung  des  urkundlichen  Materials  zu  anderen 
Resultaten  gekommen  als  der  verdiente  Forscher.  Auch  für 
GOttingen,  dessen  Kaufgilde  Nitzsch  in  seinen  Aufsätzen  eine 
besonders  ausführliche  Besprechung  zu  teil  werden  läfst*, 
glaube  ich  eine  in  wesentlichen  Punkten  von  Nitzsch  ab- 
weichende Ansicht  begründen  zu  müssen. 

Nitzsch  glaubt  beweisen  zu  können,  dafs  wie  in  Stendal 
und  Köln  —  er  nennt  ausdrücklich  diese  beiden  Städte  —  so 
auch  in  Göttingen  ursprünglich  eine  grofse  Gesamtkaufmanns- 
gilde bestanden  habe,  die  alle  am  Verkehr  des  Platzes  Be- 
teiligten umfafste.  „Wir  haben  es"  —  heifst  es  —  „mit  einer 
Genossenschaft  zu  thun,  die  in  der  Gilde  das  Recht  zur  eigent- 
lichen Elaufro annschaft  und  zur  eigentlichen  Kramerei,  in  der 
Hanse  das   Recht  zur  Benutzung  der  öffentlichen  Wage  und 


*  Hegel  n  476—489  stimmt  mit  mir  in  der  Interpretation  der 
Urkunde  von  1201,  in  der  Erklärung  ihres  Zusammenhanges  mit  den 
Magdeburger  Verhältnissen  im  wesentlichen  überein.  Wenn  er  aber 
gegen  Liesegang  mit  Ausdrücken  (S.  484  Anm.  *)  operiert,  dafs  dieser 
-aus  eigener  Entscheidung  Thatsachcn  einführe",  dafs  „blofse  Einbil- 
dungen an  Stelle  der  reinen  und  unbefangenen  Auffassung  der  histori- 
schen Überlieferung  gesetzt  würden"  —  so  scheint  er  mir  den  Bemüh- 
ungen eines  schansmnigen  Forschers  um  Aufhellung  komplizierter 
Verhältnisse  doch  schweres  Unrecht  zu  thun.  Gerade  der  Teil  der 
Forschungen  Liesegangs,  den  Hegel  in  dieser  Weise  angreift  —  es 
handelt  sich  um  die  Frage,  ob  die  Tuchmacherinnung  nach  1233  auf- 
gehoben, 1251  wiederhergestellt  sei,  —  scheint  mir,  wenn  auch  nicht 
schlagend  bewiesen,  so  doch  jedenfalls  nicht  erfunden,  sondern  durch 
eine  Keihe  schwer  von  der  Hand  zu  weisender  Wahrscheinlichkeitagründe 
gestützt  zu  sein. 

«  Aufsatz  von  1879  S.  19—21  und  31—45.  Aufsatz  von  1880  Seite 
385—393. 
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zum  Detailverkehr  in  einer  Reihe  von  Artikeln  giebt,  die  mit 
verschwindend  geringen  Ausnahmen  Rohprodukte  sind^".  Aus 
der  Zeit,  in  der  die  Gilde  noch  diesen  Umfang  hatte,  sind 
uns  allerdings  irgend  welche  urkundliche  Nachrichten  nicht 
erhalten,  aber  die  Verhältnisse  des  14.  und  15.  Jahrhunderts, 
wie  sie  uns  aus  den  zahlreichen  Gildestatuten  entgegentreten^, 
gestatten  einen  Rückschlufs  auf  eine  ältere  Form,  aus  der  die 
spätere  hervorgegangen  sein  mufs.  Damals  nun,  d.  h.  in  der 
Zeit,  in  der  uns  Urkunden  zur  Verfügung  stehen,  sind  nur 
Kaufleute  und  Krämer  zum  vollen  Genufs  der  Gilde,  d.  h. 
zur  vollen  Verkehrsfreiheit  und  zum  Genufs  der  Präbende  zu- 
gelassen. Die  Handwerker  dagegen  dürfen  nur,  wenn  sie  eine 
Gilde  „winnen"  und  der  Gilde  „bruken  wollen",  „tzymmer werke, 
goldschmedewerke  und  apothekeri*,  sonst  kein  Handwerk  neben 
der  Kaufinannschaft  treiben.  Das  Recht  der  Kaufgilde  ge- 
stattete also,  neben  der  eigentlichen  Kaufmannschaft  und 
Kramerei  noch  Zimmerwerk,  Goldschmiedewerk  und  Apo* 
thekerei  zu  treiben.  Während  die  Gilde  diese  drei  Handwerke 
damals  noch  ungeschieden  umschlofs,  hatten  sich  die  anderen 
gewerblichen  Berufe,  die  schon  frühe  erstarkten,  innerhalb  der 
grofsen  Gesamtgilde  zu  selbständigen  Korporationen  zusammen- 
geschlossen und  waren  endlich  ausgetreten.  Sie  bildeten  die 
„Handwerkergilden",  die  neben  der  Kaufgilde  und  über  den 
Handwerkerinnungen  eine  bevorzugte  Stellung,  eine  gröfsere 
Unabhängigkeit  vom  Rate  sich  bewahrten.  Diese  frühe  und  eigen- 
tümliche Auseinandersetzung  zwischen  dem  Kaufmann  und  den 
damals  jedenfalls  schon  wichtigsten  Gewerken  innerhalb  der 
Stadt,  das  dadurch  ermöglichte  Gleichgewicht  der  wirtschaft- 
lichen Kreise  in  derselben  und  ihre  Stellung  zum  Rat  erklärt 
am  einfachsten  die  merkwürdige,  von  socialen  Kämpfen  fast 
gänzlich  verschonte  Konsistenz  der  Göttinger  Stadtverfassung 
während  des  ganzen  Mittelalters. 

So  weit  Nitzsch.  Es  ist  nicht  leicht,  seinen  Ausführungen 
im  einzelnen  zu  folgen,  und  erschwert  wird  dies  noch  durch 
den  Umstand,  dafs  seine  Darlegungen  in  zwei  getrennte  Teile 
auseinandergerissen  sind,  deren  Zusammenhang  nicht  immer 
klar  erkannt  werden  kann.  Zur  Kritik  der  Nitzschschen  An- 
sichten wird  es  daher  wohl  am  besten  sein,  zunächst  zu  sehen, 
ob  nicht  neues,  von  Nitzsch  noch  nicht  benutztes  Material 
manches,  was  bei  Nitzsch  dunkel  bleibt,  in  helleres  Licht  zu 
rücken  geeignet  ist. 

Die  Kaufgilde  in  ihrer  ersten  Form  als  Genossenschaft 
aller  am  Verkehr  des  Platzes  beteiligten  Elemente,  also  auch 
aller  Handwerker,  kann  schon  in  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
nicht  mehr  bestanden  haben.    Denn  1251  überlasseh  Schultheifs 


1  Erster  Aufsatz  S.  21. 

■  Sie  sind  zum  erstenmal  von  Nitzsch  publiziert  1879  S.  31 — 45. 
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and  Rat  universis  calcificibus  in  Göttingen  quendam  locum  in 
medio  eorum  atrio  in  plures  stationes  divisum^.  Die  Schuh- 
macher bestanden  also  damals  schon  als  selbständige  Genossen- 
schaft und  besafsen  ein  atrium.  Jene  ursprüngliche  grofse 
Gesamtgilde  aber  müfste  nach  Nitzsch  bereits  das  Recht  der 
Hanse  gehabt  haben.  Denn  nur  daraus  vermag  er  es  zu  er- 
klären, dafs  die  Gilde  später  die  Hanse  verleiht  und  den 
Detailhandel  an  der  städtischen  Wage  kontrolliert.  Diese 
Annahme,  dafs  die  Gilde,  die  schon  1251  jedenfalls  nicht 
mehr  alle  Handwerker  umfafste^,  die  Hanse  als  eines  ihrer 
ursprünglichen,  ihr  Wesen  ausmachendes  Verkehrsrecht  besessen 
habe,  kann  aber  urkundlich  als  unrichtig  nachgewiesen  werden. 
Wir  besitzen  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1354,  in  welcher 
die  Hanse  der  Gilde  erst  als  Lehn  der  Herren  von  Uslar  ver- 
liehen wird*.  Der  Aussteller  der  Urkunde  legt  zugleich  allen 
seinen  Nachfolgern  die  Pflicht  auf,  gegen  ein  „stoveken  wyns", 
stets  die  Belehnung  der  Gilde  zu  erneuern;  thatsächlich  ist 
diese  Erneuerung  auch  bis  zum  Jahre  1848  regelmäfsig  er- 
folgt*. 

Nicht  also  ein  uraltes  Verkehrsmonopol  ist  die  Hanse,  sie 
bildet  nicht  eines  der  ursprünglichen  wesentlichen  Vorrechte 
der  Gilde,  sie  ist  kein  Ausdruck  dafür,  dafs  die  Gilde  in 
genossenschaftlicher  Verwaltung  den  ganzen  Handelsver- 
kehr und  das  gewerbliche  Leben  der  Stadt  ordnete  und 
beherrschte,  sondern  sie  ist  der  Gilde  der  Kauf  leute  als  echtes 
Lehn  verliehen  worden  in  einer  Zeit,  in  der  die  Gilde  nach 
Nitzsch  schon  längst  ihre  alte  Form  verloren  haben  mufste, 
in  der  die  Handwerker  wenigstens  eines  Gewerks  bereits  seit 
mehr  als  einem  Jahrhundert  als  selbständige  Genossenschaft 
neben  der  Kaufinannsgilde  sich  konstituiert  hatten.  Damit  ist 
zunächst  bewiesen,  dafs  die  Hanse  und  alle  die  Verkehrsvor- 
rechte*, die  sie  verleiht,  nicht  schon  im  Besitz  der  alten  Ge- 
samtgilde gewesen  sein  können-,  die  Existenz  dieser  Gesamt- 
gilde selbst  ist  damit  aber  noch  nicht  in  Frage  gestellt 

Göttingen   ist  einst  von   Pfalzgraf  Heinrich,   dem  Sohne 


»  Schmidt  a.  a.  0.  No.  4. 

■  1316  wird  dann  auch  die  Gilde  der  Bäcker  erwähnt.  Schmidt 
No.  81. 

•  Schmidt  No.  190:  We  her  Ernst  von  Uslar  riddere  bekennet 
an  dussem  breve,  dat  we  mid  ^dem  willen  alle  der  den  od  do  rechte 
darto  höret,  hebbet  belegin  nnae  lenet  to  rechtem  lene  in  dussem  breve 
die  koplude  mestere,  de  nu  sint  unde  noch  tokomende  sint  to  truwer 
band  der  koplude  to  Gottingen,  de  banse  yn  der  sulven  stad  to  Gottingen 
mid  alle  dem  rechten  alse  de  sulven  banse  an  uns  von  unsen  eidern 
komen  is,  ewichliken  to  besittende  unde  to  hebbinde  unde  willet  der 
banse  rechte  were  wesin,  wor  unde  wanne  des  not  is. 

*  Schmidt  No.  190  Anmerkung. 

^  Nur  solche  können  mit  den  „rechten  alse  de  sulven  banse  an  uns 
von  nnsen  eidern  komen  is"  gemeint  sein. 
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Heinrichs  des  Löwen,  um  1200  zur  Stadt  erhoben  worden ;  es 
wii-d  zum  erstenmale  urkundlich  im  Jahre  1229  erwähnt^. 
Ein  langes  Leben  konnte  jene  Kaufgilde  also  keinesfalls  ge- 
ftihvt  haben,  wenn  sie  bereits  1251  zersprengt  erscheint,  wenn 
damals  bereits  die  Schuster  nicht  nur  ihre  eigene  Genossen- 
schaft, sondern  auch  ihr  eigenes  Haus,  das  Schuhhaus,  be- 
sitzen, wenn  sie  damals  bereits  im  städtischen  Leben  eine  be- 
deutende Rolle  gespielt  haben*.  Unwahrscheinlich  ist  von 
vornherein,  dafs  eine  Institution,  die  doch  sicherlich  allen  Be- 
-dürfnissen  des  kleinen  Kaufplatzes  genügt  hätte,  so  wenig 
Lebenskraft  besessen  haben  sollte,  unwahrscheinlich  auch,  dafs 
damals  innerhalb  der  noch  recht  unbedeutenden  und  kleinen 
Stadt  die  Schuster  schon  in  kurzer  Zeit  zu  solcher  Macht  und 
Bedeutung  gelangt  sein  sollten,  dafs  ihnen  ihre  Stellung  inner- 
halb der  grofsen  Gilde  ihren  Ansprüchen  nicht  mehr  zu  ent- 
sprechen schien  und  sie  in  einer  gesonderten  Zunft,  abgetrennt 
von  den  Kaufleuten  und  den  übrigen  Handwerkern,  ihre  Inter- 
essen besser  vertreten  zu  können  glaubten. 

Ein  Jahr  nachdem  die  Gilde  die  Hanse  von  den  Grafen 
von  Uslar  als  Lehen  erworben  hat,  wird  sie  zum  zweitenmal 
in  einer  Urkunde  erwähnt;  aber  neben  ihr  erscheinen  jetzt  die 
Oilden  der  Bäcker,  Schuster,  Wollenweber  und  Leindwand- 
weber,  ohne  dafs  die  Kaufleute  irgendwelche  Vorrechte  ge- 
nossen®. Dafs  sie  überall  an  erster  Stelle  genannt  werden, 
das  kann  uns  nicht  wundern ;  ihre  Vereinigung  war  jedenfalls 
die  älteste  der  Stadt,  aus  ihrem  Kreise  rekrutierten  sich  die 
ratsbürtigen  Familien  und  von  ihren  Vorstehern  safs  einer 
immer  im  Rat  und  wurde  dort  besonders  geehrt  und  ausge- 
zeichnet*. Dafs  aber  im  14.  Jahrhundert  weder  die  Kauf- 
ma^nsgilden  noch  eine  der  Handwerkergilden  an  der  Ratswahl 
beteiligt  waren,  das  scheint  mir  aus  der  schon  oben  citierten 
Urkunde  von  1355  hervorzugehen,  in  der  die  5  Gilden  ihrer 
Entrüstung  gegenüber  einem  gewissen  Hermann  Stete  Ausdruck 
geben,  weil  er. sie  unter  anderem  gegen  den  bestehenden  Rat 
aufzuwiegeln  versucht  und  ihnen  den  Vorschlag  gemacht,  einen 


J  Schmidt  No.  1. 

*  Dies  geht  daraus  hervor,  dafs  ihnen  ein  Platz  angewiesen  wird 
pro  diversis  sumptibus  nostre  civitatis  et  honore  ducis  et  praecipue  muri 
et  viarum  nostrarum  reparatione. 

*  Urkunde  vou  1355  bei  Schmidt  I  198:  We  der  bilden  meystere 
und  de  gilden  der  koplude,  beckere,  wullenwevere,  scnomekere  unde 
linnenwanwevere. 

*  Wenn  Nitzsch  (IT  387)  meint,  dafs  nicht  allein  einer  der  Bürger- 
meister stets  aus  den  Mitgliedern  der  Gilde  genommen,  sondern  dieser 
auch  als  der  vornehmere  bezeichnet  wird,  so  beruht  das  meiner  Meinung 
nach  auf  einer  falsch  verstandenen  Notiz  bei  Schmidt  (Hans.  Geschichta^ 
blätter  1878  S.  22),  „dafs  einer  der  Gildemeister  stets  Ratsherr  war  und 
dieser  bei  dem  Ratswechsel  stets  mit  Herr  N.  zur  Vereidigung  gerufen 
wurde,  sein  Geselle  (d.  h.  der  Gildemeister,  der  nicht  Katsherr  war) 
:8chlechtliken  bi  sinem  Namen'". 
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anderen  Eat  aus  ihren  Gilden  zu  wählen«  Aus  der  ganzen 
Form  der  Urkunde  scheint  hervorzugehen,  dafs  sie  nicht  nur 
die  Thatsache  einer  solchen  Neuwahl,  sondern  vor  allem  eine 
Neuwahl  aus  den  Gilden  heraus  als  ein  revolutionäres  Beginnen 
zurückwiesen. 

Was  nun  den  scharfen  Gegensatz  zwischen  den  Rechten 
der  Gilden  und  denen  der  Innungen  in  Göttingen  betrifft,  — 
die  ersteren  sollten  aus  der  alten  privilegierten  Kaufgilde  hervor- 
gegangen, die  letzteren  erst  später  hinzugekommen  sein  —  so 
vermag  ich  auch  einen  solchen,  wenigstens  in  der  Schärfe,  in 
der  ihn  Nitzsch  formuliert,  in  den  Urkunden  nicht  zu  erkennen. 
Im  Range  folgten  zunächst  auf  die  5  Gilden  die  „Knochen- 
hauer", deren  Vereinigung  nie  einen  bestimmten  Namen  er- 
hielt; dann  die  Innungen  der  Schmiede  und  der  Schrader. 
Von  einer  gedrückten  Abhängigkeit,  in  der  diese  Innungen 
vom  Rate  gewesen  sein  sollen,  kann  ich  wenigstens  in  der 
ersten  Zeit,  in  der  sie  urkundlich  erwähnt  werden,  nichts  ent- 
decken. Als  1447  der  Rat  eine  neue  Steuer  auferlegen  will^ 
um  die  Festungswerke  auszubessern,  da  zieht  er  allerdings 
anfangs  nur  die  Meister  der  5  Gilden  heran  ^,  aber  5  Tage 
darauf  sendet  er  nicht  nur  zu  ihnen,  sondern  auch  „darno  to 
den  smedemestem  und  oren  bisittern ,  den  schradermestem 
und  oren  bisittern,  den  meynheidmestern  etc." 

Allerdings  werden  die  Schrader-  und  Schmiedemeister  dann 
im  weiteren  Fortgang  der  Urkunde  nicht  mehr  gesondert  er- 
wähnt, sondern  unter  die  Gilden  oder  unter  die  „Meynheid" 
mit  untergerechnet  (gilden  und  meynheid).  Aber  als  im  Jahre 
darauf —  1448  —  ein  grofser  kriegerischer  Auszug  der  Bürger 
nach  Grubenhagen  stattfindet*,  da  stellen  neben  den  Gilden^ 
von  denen  nur  die  Kaufleute  über  100  Mann  aufbringen,  auch 
die  Knochenhauer  98  Mann,  die  Schmiede  50  Mann  „ut  orer 
eynunge",  und  die  Schrader  35  Mann,  und  während  die  ELauf- 
leute  nur  6  Wagen  zu  ihrer  Verfügung  haben,  erhalten  auch 
die  Knochenhauer  6,  die  Schmiede  5,  die  Schrader  3  und  die 
Meynheid  7  Wagen;  den  Rest  erhält  der  Rat.  Das  alles 
deutet  doch  darauf  hin,  dafs  von  einer  gänzlichen  Abhängig- 
keit der  Gilden  vom  Rat  nicht  die  Rede  sein  kann,  und  dafs 
nicht  nur  die  Gilde,  sondern  auch  die  Innungen  unter  ihren 
Innungsmeistern  im  Klriege  und  im  Frieden  eine  gewisse  Selb- 
ständigkeit dem  Rat  gegenüber  sich  gewahrt  hatten. 

Zu  dem  Resultat,  dafe  ein  scharter  Unterschied  zwischen 


^  . .  . .  sande  de  rat  von  Gottingen  na  den  gildemestem  der  kop- 
lüde  ....  gildemestere  der  schomekere  ....  gildemestere  der  bekkere 
....  gildemestere  der  wullenwevere  ....  gildemestere  der  linenwevere 
....  und  de  knokenhauwermester  (Schmidt  II  203). 

>  Ausführlicher  Bericht  eines  Göttinger  Bürgers  darüher  gedruckt 
bei  Schmidt  n  228 ff. 
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Innungen  und  Gilden  nicht  zu  machen  sei^,  und  dafs  die 
letzteren  sich  nicht  erst  allmählich  aus  einer  grofsen  Gesamtgilde 
ausgesondert  und  zu  gewerblichen  Einzelgenossenschaften  kon- 
stituiert haben  können,  führt  uns  aber  noch  eine  allgemeinere 
Erwägung. 

Wenn  wirklich  die  Gilden  ursprünglich  alle  am  Verkehr 
des  Platzes  beteiligten  Elemente  umfafst  hätten,  wie  kommt 
es  denn,  dafs  die  Schmiede*  und  Schrader,  die  doch  sicherlich 
so  gut  wie  Schuster  und  Bäcker  am  Verkehr  beteiligt  waren, 
sich  nicht  auch  innerhalb  der  Gilde  zu  einer  eigenen  Korpo- 
ration zusammengeschlossen  haben  und  dann  ausgeschieaen 
sind?  Wie  kommt  es,  dafs  sie  keine  Gilden,  sondern  Innungen, 
oder  —  wie  es  später  heifst  —  Ämter  bilden?  Und  woher 
stammt  die  seit  dem  15.  Jahrhundert  hervortretende  „Meyn- 
heid"  unter  ihren  besonderen  Meynheidmeistern,  die  neben  den 
Gilden  und  Innungen  überall  im  öffentlichen  Leben  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  bei  Ratswahl  und  Steuerumlage,  eine  Rolle 
spielt?  W^ürden  wir  Nitzschs  Hypothese  annehmen,  so  müfsten 
wir  notwendigerweise  daraus  die  Folgerung  ziehen,  dafs  etwa 
um  das  Jahr  1350,  als  die  vier  „Gilden"  schon  selbständig 
neben  die  Kaufmannsgilde  hingetreten  waren,  die  übrigen 
Handwerker:  Schneider,  Schmiede  etc.,  die  zunächst  noch  in 
der  Gilde  verblieben,  an  all  den  besonderen  Vorrechten  der 
Kaufmannsgilde  noch  partizipiert  hätten,  von  denen  jene  zu- 
erst ausgetretenen  Handwerker  in  ihren  Sonderzünften  jetzt 
ausgeschlossen  waren.  Und  doch  waren  gerade  diese  neben 
den  eigentlichen  Kauf  leuten  die  bedeutendsten  und  mächtigsten 
socialen  Elemente  der  Stadt. 

Endlich  gilt  es  noch,  ein  letztes  Argument  zu  widerlegen, 
das  Nitzsch  für  das  ursprüngliche  Bestehen  einer  grofsen  Ge- 
samtkaufmannsgilde  ins  Feld  führt®. 

Wir  besitzen  nämlich  eine  Urkunde  vom  Jahre  1431 ,  in 
der  genau  bestimmt  wird,  womit 

1.  die  Kaufleute,  die  „kopgilde"  haben, 

2.  die  Krämer,  die'  „kopgilde"  haben, 

3.  die  Krämer,  die  keine  „kopgilde"  haben, 

^  Das  fflciehe  bohauptpt  Heffol  II  412. 

'^  (ierado  die  Schmiede  dürtteu  nach  den  ganzen  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen  des  Mittelalters  am  Marktverkehr  einen  bedeutenden  An- 
teil gehabt  haben 

'  ßelows  Behauptung  (Conrads  Jahrb.  1892  S.  '59):  aus  der  Be- 
stimmung der  Statuten,  daß  derjenige  Handwerker,  welcher  der  Gilde 
gebrauchen  will,  sein  Handwerk  au&cben  müsse,  sei  im  Gegensatz  zu 
Sitzsch  die  Nichtzugehörigkeit  der  Handwerker  zur  Gilde  zu  schliefsen, 
scheint  mir  recht  oberflächlich.  Nitzsch  sieht  in  dieser  Bestimmung  die 
Änderung  eines  früheren  Zustandes,  in  welchem  Handwerker,  die  der 
Gilde  gebrauchen  wollten,  ihr  Handwerk  nicht  niederzulegen  brauchten, 
d.  h.  als  Handwerker  der  Gilde  angehören  konnten.  Das  ist  durch 
Below  nicht  widerlegt. 

ForKchiuigeD  (52)  XII  2.  -'  Doren,  Kaarmaonngilden.  8 
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4.  die  Höker,  die  „Hanse^  haben, 

5.  die  übrigen  „Hansebrüder",  die  nicht  Höker  sind  \ 
Handel  treiben  dürfen.     Bis   ins  einzelnste  genau  werden  die 
Waren  bestimmt,  die  zum  Handelsgebiet  dieser  verschiedeneu 
Klassen  gehören  sollen,  und  bei  den  meisten  wird  noch  genau 
zwischen  Engros-  und  Detailhandel  unterschieden. 

Die  Urkunde  gewährt  uns  einen  überraschenden  Einblick 
in  das  Innere  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Göttingens  zu 
jener  Zeit.  Vor  allem  giebt  sie  uns  Aufschlufs  über  die  da- 
mals gewohnheitsrechtlich  festgesetzte  Sonderung  der  Berufe 
einerseits;  sie  läfst  andererseits  deutlich  erkennen,  worin 
eigentlich  das  Vorrecht  der  Kaufgilde  bestand,  und  welche 
Rechte  sie  durch  Verleihung  der  Hanse  erteilte.  Nitzsch  scheint 
mir  diese  Urkunde  ganz  entschieden  nicht  richtig  interpretiert 
zu  haben  ^.  Allerdings  ist  es  ja  richtig,  dafs  nur  Krämer  und 
Kaufleute  der  Gilde  „bruken"  durften,  aber  von  den  Rechten 
der  Handwerker  ist  in  der  Urkunde  selbst  nicht  die  Rede. 
Nicht  —  wie  Nitzsch  meint  —  „den  Handwerkern"  mit 
Ausnahme  der  drei  genannten  Klassen  —  auf  die  ich  noch 
zurückkomme — ,  ist  die  Kramerei,  sondern  den  Krämern 
die  Ausübung  jeglichen  Handwerks,  mit  Ausnahme  der 
drei  genannten  Berufe,  verboten. 

Aber  noch  schwerer  wiegt  der  Irrtum  Nitzschs,  dafs  nur 
„auf  Grund  der  kopgilde"  die  Krämer  den  Kramhandel  in 
einer  Reihe  von  Artikeln  zu  betreiben  berechtigt  sind.  Ich 
stelle  dem  den  Satz  gegenüber,  dafs  das  Recht  der  Kaufgilde 
sowohl  dem  Kauftnann  wie  dem  Krämer  nur  im  Tuchhandel 
und, einigen  benachbarten  Handelszweigen  ein  Vorrecht,  ein 
Monopol,  sicherte,  dafs  aber  im  übrigen  der  Krämer  den 
Handel  mit  den  eigentlichen  Kramwaren  nicht  deshalb  treiben 
darf,  weil  er  in  derKaufgilde  ist,  sondern  deshalb,  weil  er 
Krämer  ist,  und  der  Handel  mit  diesen  Artikeln  in  Göttingen 


*  Vgl.  über  Krämer  und  Höker  im  allgemeinen  Gengier,  Deutsche 
Stadtrechtsaltertümer  S.  157  ff. 

*  Ich  setze   zum  besseren  Verständnis  die  betreffende   Stelle  bei 

Nitzsch  (Aufsatz  von  1880  S.  389)  hier  wörtlich  her:  „ der  vielleicht 

wichtigste  Grundsatz  war  hier,  dafs  nur  Kauf  leute  und  Krämer  kopgilde 
gewinnen  konnten,  so  dafs  auf  Grund  derselben  jene  Wandschnitt  und 
Grofshandel,  diese  Kramhandel  in  den  bestimmten  Artikeln  trieben, 
welche  mit  diesen  UmsatzAveisen  verbunden  waren  (V).  Nur  in  diesem 
Sinne  heifst  es  „weck  haut  werke  wert  med  eyner  gilde  beerft,  edder 
winnet  eyne  gilde,  wil  he  der  gilde  bruken,  so  scal  he  aller  hantwerk 
laten^.  Aber  selbst  dieser  Satz,  der  dem  Handwerker  eben  nur  Kauf- 
mannschaft und  Kramerei  verbietet,  galt  nicht  unbedingt.  Der  Betrieb 
der  letzteren  auf  Grund  der  kopgilde  war  allerdings  ausdrücklich  den 
Handwerkern  untersagt,  jedoch  „uthgenommen  tvmmerwerk,  goldschmede- 
werk  und  apothekeri^.  Das  Recht  der  kopgilde  vereinte  also  hier  noch 
1431  ....  den  Kaufmann,  Krämer,  Zimmerer  und  Goldschmied,  ohne 
dafs  diese  verschiedenen  Bestandteile  durch  etwas  anderes  geschieden 
waren  als  durch  die  genaue  Begrenzung  des  Grofs-  und  Kleinhandels.* 
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den  eigentlichen  Erwerbszweig  der  Ea'ämer  bildete.  Ich  glaube 
dies  am  besten  durch  folgende  Tabelle  veranschaulichen  zu 
können. 

Handel  treiben  resp.  nicht  Handel  treiben  darf: 


der  „kop- 
maiin^  in 
der  Gilde 


der 

Krämer  in 

der  Gilde 


die 
übrigen 
Krämer 


die 

Höker, 

die  Hanse 

haben 


die 

anderen, 

die  Hanse 

haben 


Gewandschnitt 
Einzelverkauf  von 

Rasch 

borsis 

Hosen 

Pärchen 

Molendoek 

Sagvn 

Scidengewand 

Taflft 
Engrosverkauf  von 

Pärchen 
Einkauf  von  Pelzwerk 
Lederverkauf  en  gros 

(rotlofs) 
Lederverkauf  en  detail 
Wachs,  Butter,  Honig, 

Gewürz  en  gros 
Wachs  en  detail 
Butter,  Honig  en  detail 
Speck,    Talg,    Lichte, 

Theer  en  detail 
Buchsbaum ,      Feigen, 

Mandeln ,     Bosinen, 

Reis  en  detail 
Apothekerei ,       Gold- 
schmiede werk,  Zim- 
merei 


ja 


1* 
ja 


i 


ja 
nem 

nem 
nein 


J* 
nein 

.a» 

ja 

4* 
ja 

ja 
ja 


ja 


ja 


J* 
nem 


ja 


ja 


nein 
ja' 

nein 
nein 
nein 
nein 


ja 


J^ 
nem 

nein 


ja 


ja 


ja 


nein 

nein 

ja 

ja 

ja 


ja 


jjJa"  bedeutet,  dafs  die  betreffende  Bevölkerungsklasso  zum  Hände 
mit  diesen  Artikeln  zugelassen,  „Nein",  dafs  er  ihr  verboten  ist. 

Die  Tabelle  scheint  mir  folgendes  zu  beweisen. 

1.  Die  Gilde  erteilt  im  wesentlichen  nur  die 
Erlaubnis  zum  Tuchhandel  als  ihr  besonderes  Vor- 
rech t.  Denn  die  Krämer  —  sowohl  die,  die  Gilde  haben,  als 
auch  die,  die  keine  haben  —  können  den  eigentlichen  Kram- 
handel mit  Wachs,  Südfrüchten  etc.  betreiben;  beide  —  und  das 
ist  von  besonderer  Wichtigkeit  —  dürfen  neben  ihrem  Kram- 
handel Apothekerei,  Goldschmiede-  und  Zimraerwerk  betreiben ; 
dagegen  ist  nur  den  zuerst  Genannten  der  Handel  mit  gewissen 


Das  heifst  nur  die  auswärts  gemachten. 


H 
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Sorten  von  Tuch  (Pärchen,  Molendoek,  Sagyn,  Seidengewand, 
TafFt),  sowie  der  Einkauf  von  Pelzwerk  (wiltwar  kopen)  ge- 
stattet. Damit  stimmt  vortrefflich  eine  auch  von  Nitzsch  an- 
geführte Bestimmung  von  1413,  dafs  nur,  wer  der  kopgilde 
bruken,  d.  h.  Wandschnitt  üben  wolle,  auf  sein  Handwerk 
verzichten  müsse. 

2.  Die  Gilde  wird  gebildet: 

a.  von  allen  eigentlichen  Kaufleuten,  d.  h. 
den  Gewandschneidern;  denn  es  giebt  keine  Be- 
stimmung, die  den  nicht  in  der  Gilde  befindlichen 
„Kaufleuten"  die  Waren  vorschreibt,  mit  denen  sie 
Handel  treiben  dürfen; 

b.  von  einem  Teil  der  Krämer,  d.  h.  wohl  von 
denen,  die  Kapital  genug  hatten,  sich  in  die  Gilde 
einzukaufen;  sie  erlangen  damit  das  Recht,  „der 
Gilde  zu  bruken",  d.  h.  den  Tuchdetailhandel  mit 
einer  Anzahl  Tuchsorten  zu  betreiben,  während 
andere,  wie  z.  B.  borsis,  wohl  eine  besonders  feine 
Tuchgattung,  den  eigentlichen  Kaufleuten  vor- 
behalten werden  ^. 

3.  Aufser  dem  eigentlichen  „Gilderecht",  das 
den  Wandschnitt  erteilt,  verleiht  die  Gilde  auch  noch 
die  Hanse,  die,  wie  wir  oben  gesehen,  ihr  als  Lehen  tiber- 
tragen war,  und  zwar: 

a.  an  die  Höker,  die  damit  das  Recht  zum  Detail- 
handel in  Rohprodukten,  etwa  den  heutigen  Wochen- 
marktartikeln  und  Kolonialwaren,  erhalten; 

b.  an  andere,  die  nur  mit  einigen  wenigen  Waren 
Detailhandel  treiben  dürfen. 

4.  Die  Kaufleute,  die  die  Gilde  haben,  betreiben  neben 
dem  Gewandschnitt,  den  das  Gilderecht  verleiht,  auch  den 
Grofshandel  in  einer  Reihe  von  Rohprodukten,  aber  nicht  auf 
Grund  ihres  Gilderechts  —  denn  den  Krämern,  die  in  der 
Gilde  sind,  ist  dieser  Handel  nicht  erlaubt  —  sondern  weil 
ihnen  dieser  Handel  als  einträgliches  Nebengeschäft  erscheinen 
mochte.  Andererseits  verzichten  sie  auf  den  Detailhandel  mit 
Pärchen  und  überlassen  denselben  den  Krämern,  Hökern  und 
anderen,  die  das  Hanserecht  erwarben,  und  ihren  Knechten-. 

Was  Nitzsch  vor  allem  zu  einer  irrigen  Interpretation  dieser 
Urkunde  verleiten  mochte,   das  war  die  Meinung,  dafs  es  bei 

*  Die  Scheidung  der  Begriffe  „Kaufleute"  und  „Krämer"  ist  übri- 
genH  im  Mittelalter  an  den  verschiedenen  Orten  vollstÜndig  verschieden 
und  auch  im  Laufe  der  Zeit  schwankend.  Vgl.  z.  B.  Geerin^,  Basel 
8.  84;  Wehrmann,  Lübecker  Zunftrollen  S.  270  ff.  In  Basel  sind 
auch  Kaufleute  und  Tuchhändler  identisch;  der  Engroshandel  mit  an- 
deren Waren  steht  allen  Bürgern  zu. 

-  Averst  parchem  mögen  der  wantsnijdere  knechte  edder  andere, 
de  de  hanse  heVjben,  snyden.    * 
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dem  Erlafs  dieser  Urkunde  durch  Gilde  und  Rat  der  Gilde 
hauptsächlich  darum  zu  thim  gewesen,  ihre  Vorrechte  fest- 
zustellen. Aber  die  ganze  Abfassung  der  Urkunde  zeigt  deut- 
lich, dafs  hier  die  Gilde  und  Hanse  ganz  zurücktreten;  es 
handelt  sich  vor  allem  darum,  die  verschiedenen  neben  ein- 
ander bestehenden  Gruppen  von  Handeltreibenden  —  Höker, 
Krämer,  Kaufleute  —  gegen  einander  abzugrenzen,  jedem  ein 
ganz  bestimmtes,  detailliert  beschriebenes  Handelsgebiet  zu- 
zuweisen,  daneben  dann  allerdings  die  besonderen  Vorrechte 
festzusetzen,  die  durch  Erwerbung  des  Gilde-  und  des  Hanse- 
rechts noch  neben  ihren  sonstigen  Rechten  den  Inhabern  zu 
teil  wurden.  Vor  allem  gestattet  keine  Stelle  der  Urkunde 
den  Schlufs  zu  ziehen,  dafs  ehemals  die  Gilde  auch  alle  am 
Verkehr  beteiligten  Handwerker  umschlossen  hätte.  Hier  be- 
ruft Nitzsch  sich  hauptsächlich  auf  die  Bestimmung,  dafs,  „wer 
eine  Kaufgilde  hat"  :  enschall  ok  neyn  ander  hantwerk  in  edder 

by  der  kramerye  oven  alse  sehowerk,   schradwerk  etc 

uthgenommen  tymmerwerck,  goldsmedewerck  und  apotekeri. 
Nitzsch  zieht  aus  dieser  Stelle  den  öchlüfs,  dafs  noch  1431 
das  Recht  der  Kaufgilde  den  Kaufmann,  Krämer,  Zimmermann 
und  Goldschmied  vereinigt  habe,  ohne  dafs  diese  verschiedenen 
Bestandteile  durch  etwas  anderes  geschieden  wären  als  durch 
die  genau  beachtete  Begrenzung;  des  Grofs-  und  Kleinhandels, 
der  Kaufmannschaft  und  der  Kramerei.  Aber  ist  wirklich 
dieser  Schlufs  so  durchaus  notwendig,  wie  Nitzsch  annimmt? 
Vor  allem  steht  davon,  dafs  Apotheker,  Goldschmiede  und 
Zimmerer,  d.  h.  Handwerker,  die  diese  Gewerbe  trieben,  in 
der  Gilde  gewesen  sind,  kein  Wort  in  der  Urkunde,  sondern 
es  heifst  darin  nur,  dafs  den  Krämern  neben  ihrem  Haupt- 
berufe —  der  Kramerei  —  auch  die  Ausübung  des  Apotheker-, 
Goldschmiede-  und  Zimmererberufs  offen  stünde,  und  zwar, 
was  Nitzsch  ganz  übersehen  hat,  nicht  nur  dem  Krämer,  „de 
eyne  kopgilde  hefft**,  sondern  auch  dem ,  „de  neyne  kopgilde 
hefft".  Sollten  wirklich  die  beiden  Gewerke  der  Zimmerer 
und  Goldschmiede  —  die  Apothekerei  dürfte  sich  so  wie  so 
wenig  vom  Kramhandel  unterschieden  haben  —  die  in  Göttingen 
nicht  die  geringste  Rolle  spielen,  die  keine  besonders  entwickelte 
Industrie  repräsentieren,  alle  die  grofsen  Rechte  mitgenossen 
haben,  die  Nitzsch  der  Gilde  zuschreibt,  an  denen  weder  die 
älteren  Handwerksgilden  noch  die  jüngeren  Hand  Werksinnungen 
jetzt  mehr  Anteil  hatten?  Mir  scheint  das  an  und  für  sich 
recht  unwahrscheinlich  und  eine  andere  Erklärung  jener  Stelle 
viel  näher  zu  liegen,  die  auch  in  den  wirtschaftlichen  Macht- 
verhältnissen einen  besonderen  Stützpunkt  findet.  Nicht  weil 
Zimmerer,  Goldschmiede  und  Apotheker  damals  noch  un- 
geschieden von  dem  weiten  Bande  der  Kaufmannsgilde  um- 
schlossen werden,  nicht  deshalb  steht  es  dejiKrämerlifrei, 
ijeben  ihrem  eigentlichen  Beruf  noch  diese  Beschäftigungen  zu 


Digitized  by  VjOOQ IC 


118  XII  2. 

treiben,  sondern  das  hat  seinen  Grund  in  dem  Umstände,  dafs 
es  keines  jener  drei  Handwerke  in  Göttingen  je  zu  einem  ge- 
schlossenen Verbände,  einer  Innung,  gebracht  hat.  Nur  das 
öffentliche  Recht  der  Innung,  resp.  der  Zunftzwang,  ermöglichte 
die  Statuierung  eines  Monopols  einer  bestimmten  Genossen- 
schaft in  dem  von  ihren  Mitgliedern  betriebenen  Handwerk, 
nur  sie  gab  denselben  Zwangsmafsregeln  in  die  Hand,  um  alle 
Nichtmitglieder  der  Innung  am  Betrieb  desselben  zu  hindern  ^ 
Wo  also  keine  Innung  war,  da  war  auch  nirgends  eine 
feste  Schranke  vorhanden,  die  den  Betrieb  des  Handwerks 
einem  vollberechtigten  Bürger  hätte  unmöglich  machen 
sollen.  So  wird  also  1431  verfügt,  dafs  die  Krämer  neben 
ihrer  eigentlichen  Kaufmannschaft  zwar  nicht  den  Beruf 
derjenigen  Handwerker  ausüben  durften,  di^  sich  in  Gilden 
oder  Innungen  organisiert,  den  Zunftzwang,  das  Monopolrecht, 
in  ihrem  Handwerk  erworben  hatten,  wohl  aber  den  der 
Goldschmiede,  Zimmerer  und  Apotheker,  die  es  zu  einem 
solchen  rechtlich  statuierten  Monopol  nicht  gebracht  hatten. 
Thatsächlich  sind  sie  auch  im  Verlauf  des  16.  Jahrhunderts 
nicht  dazu  gekommen;  sie  verbleiben  nicht,  wie  Nitzseh  meint, 
innerhalb  der  kaufmännischen  Gilde,  sondern  innerhalb  der 
^leynheid,  die  hier  wie  so  oft  im  Gegensatz  steht  zu  dem  in 
einzelnen  Genossenschaften,  in  Gilden  und  Zünften  organi- 
sierten Teil  der  Gesamtbürgerschaft®. 

Ungemein    interessante  Aufschlüsse,   vor  allem  auch  über 
das  Verhältnis   von  Gilden   und  Innungen,    giebt  uns  die  erst 


*  Wohl  haben  jene  Benifszweige  einmal  versucht,  auch  ihrerseits 
ein  Monopol  sich  zu  erwerben,  aber  da  es  ihnen  an  organisierter  Macht, 
an  Einflufs  und  Reichtum  fehlte,  vermochten  sie  ihre  Ansprüche  nicht 
durchzusetzen  (siehe  die  Urkunde  von  1449  bei  Nitzseh  136). 

*  Dieselbe  Anschauung  zeigen  auch  die  Antworten  von  Hildesheim 
und  Braunschweig  an  den  Kat  zu  Göttingen,  dafs  in  ihren  Städten  na- 
deme  de  cramere  neyne  inninge  eder  gilde  enhebben,  so  mochte  eyn 
jowelk  user  borger  sodane  gud  alse  to  der  cramerie  horde  wol  kopen 
unde  vorkopen  na  unser  stad  rechte  und  wonheit.  Da  den  Krämern 
der  Betrieb  des  Apotheker-  und  Goldschmiedegewerbes  in  Göttingen 
erlaubt  war,  so  hatten  diese  ihrerseits  versucht,  Kramerei  zu  treiben, 
waren  dabei  aber  natürlich  auf  energischen  Widerstand  der  Kramer 
gestofsen. 

'  Besonders  pchön  zeigt  diesen  Gegensatz  das  Buch  von  Bücher 
über  Frankfurt,  das  auch  nier  wieder  überraschende  neue  Einblicke 
ötfnet.  Weitere  Beispiele  findet  man  zahlreich  bei  Gengier  im  codex 
iuris  municipalis  (z.  B.  S.  611  in  Colberg:  rade,  werken  und  raente; 
S.  968  in  Aschersleben:  borgermestem ,  radmannen,  innighesmestem, 
nieynheitmestem  und  der  gantzen  gemeyne).  Die  meisten  Beispiele  hat 
auch  hier  wieder  mit  mühsamem  Fleifs,  aber  ohne  jede  kritische  Sich- 
tung, Maurer  zusammengetragen  (Stadtverfassung  II  518  ff.).  Der 
Gegensatz  zweier  nicht  ganz  eleichberechtigter  Klassen  von  Aünflen 
findet  sich  beeionders  häung  in  nandrischen  Städten  (vgl.  unten  Gap.  LEI 
§  3).  So  unterscheidet  man  in  St.  Trend  1254  decani  galdarum  und  decani 
officiatorum  (Fi renne,  Hist.  de  Dinaut  S.  36  Annu).  In  Italien  haben 
bekanntlich  diese  Gegensätze  zweier  grofser  Gruppen  von  Zünften  in 
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nach  dem  Erscheinen  der  beiden  Nitzschschen  Aufsätze  publi- 
zierte ürkundensammlung  der  Stadt  Göttingen  aus  dem  16.  Jahr- 
hundert,  1500 — 1533 ^  Wir  sehen,  wie  hier  die  Stadt  neben 
ihrem  Rat  in  den  verschiedenen  Organisationen  der  Kaufleute 
und  Handwerker  gleichsam  eine  zweite  Vertretung  sich  ge- 
schaffen hat",  die  bei  fast  allen  wichtigen  Entscheidungen  vom 
Rate  mit  hinzugezogen  wird,  oft  den  Ausschlag  giebt,  häufig 
aber  auch  mit  dem  Rate  selbst  in  heftige  Konflikte  gerät, 
aus  denen  sie  dann,  soviel  ich  sehe,  stets  siegreich  hervorgeht. 
Da  werden  nun  allerdings  die  Gilden  und  die  anderen  Hand- 
werkergenossenschaften stets  ausdrücklich  aus  einander  ge- 
halten'; neben  den  Gilden  haben  sich  jetzt  nicht  nur  die 
Ämter  der  Knochenhauer,  Schrader  und  Schmiede,  sondern 
auch  das  Handwerk  der  neuen  Wollenweber  in  der  Neustadt 
Göttingen  volle  Anerkennung  und  Gleichberechtigung  er- 
worben^; dafs  die  Gilden  und  unter  ihnen  wieder  obenan  die 
Kaufleutegilde  an  -erster  Stelle  erscheinen,  kann  uns  nicht 
wundern.  Aber  häufig  wird  in  den  Urkunden  nur  unter- 
schieden zwischen  Rat,  Gilden  und  Meynheid^;  ja,  einmal 
wird  sogar  ein  Brief  an  die  Kauf leutegilde.  Schneidergilde 
und  Gemeinheit  gerichtet,  ohne  dafs  der  Inhalt  des  Briefes  be- 
sondere Veranlassung  böte,  gerade  diese  Gilde  zu  nennen*. 

Als  1516  die  Gilden  insgesamt  —  auch  Innungen  und 
Handwerker  —  mit  dem  Rat  in  Konflikt  geraten,  da  halten 
sie  alle  brüderlich  zusammen,  stehen  wie  ein  Mann  gegen  den 
gemeinsamen  Gegner,  und  der  Kaufleutemeister  Cord  Meygere, 
der  im  Rat  sitzt,  macht  sich  zum  Fürsprecher  der  Forderungen 
der  Gilden  gegenüber  den  Ansprüchen  des  Rats'.  Sie  setzen 
es  damals  durch,  dafs  die  Oliauen-  und  Familienwirtschaft  im 
Rate   abgestellt   wird®,   dafs   aie  Meister  der  Kaufleute   nicht 


der  politischen  und  socialen  Geschichte  vieler  Städte,  vor  allem  von 
Florenz,  eine  hochbedentende  Rolle  gespielt  (siehe  z^B.  Last  ig, 
Quellen  und  Entwickelungswege  des  Handelsrechts.    S.  246  ff.). 

^  Auf  diese  beziehen  sich  im  Folgenden  stets  die  Oitate. 

'  Der  Rat  nennt  es  selbst  einmal  ein  Mitrej^ment.  Hasselblatt 
und  Raestner  S.  201.  In  den  meisten  westfälischen  ßtftdten  ist  die 
Entwicklung  eine  ähnliche. 

*  Z.  B.  Urkunde  87 :  Gilden,  ampte,  hantwerke,  borgere,  inwonere 
und  gemeyne  stad. 

*  Z.  B.  Urkunde  437  (1529):  Wy  de  rat  to  Gottingen  unde  wy 
gyldemestere  der  koplude  schomaker  beckcr  wullenweffer  und  linen- 
weffer  darto  wy  mestere  der  knokenhanwere  schradere  und  smede,  wv 
wardeinen  der  drapener  des  nyen  hantwerkes  der  wullenweffer  nnae 
wy  mestere  der  gantzen  gemeinheid  darsulwest  to  Gottingen. 

»  Z.  B.  No.  136.  138.  306. 

*  No.  394.  Den  ersamen  und  vorsichtigen  der  kophenigylde 
meisteren  der  snydergylde  meistere(n)  und  der  gemeinheit  und  £is8er 
vorbemelten  gantzen  gylden  to  Gottingen. 

'  No.  87  Anm. 

'  Wy  de   rad   schulten   ok  nu  fort  vader  und  sone  edder  twene 
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mehr  vom  Rate  und  aus  dessen  Mitte  gewählt  werden  sollten  ^ 
1529  gesteht  der  Rat  dann  jeglicher  Gilde,  Handwerk  und 
Gemeinheit  da«  Recht  zu,  ihre  Meister  selbst  zu  wählen,  ein 
Recht,  das  —  wie  er  selbst  sagt  —  „by  uns  deroe  rate  ge- 
west" ;  nochmals  wird  wiederholt ,  dafs  nicht  nur  die  Meister 
der  Eaufleute,  sondern  auch  die  Meister  der  Meynheid  nicht 
aus  den  Itatsmitgliedern  genommen  werden  sollen^.  Nicht 
also  nur  die  Innungen  und  Handwerke,  sondern  auch  die  be- 
vorrechteten Gilden  waren  um  jene  Zeit  in  Abhängigkeit  vom 
Rate  gekommen,  der  ihnen  ihre  Meister,  zum  Teil  aus  seiner 
Mitte,  gab. 

In  den  oben  angeführten  Beschlüssen  können  wir  eine 
Reaktion  des  Prinzips  der  Selbstverwaltung  in  den  einzelnen 
Genossenschaften  gegenüber  der  herrschaftlichen  Verwaltung 
durch  den  Rat,  eine  Reaktion  zugleich  der  gesamten  Kauf- 
leute und  Handwerker  gegen  die  au  ihrer  Spitze  stehenden 
Meister  erblicken.  Zeigt  doch  schon  ein  Blick  in  die  Listen 
der  Ratsraitglieder  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts,  dafs  — 
seit  1514  —  nicht  nur  die  Meister  der  Kaufleute,  sondern 
ebenso  häufig  die  Meister  der  anderen  Gilden,  der  „gänzlich 
vom  Rat  abhängigen"  Innungen  ihren  Sitz  im  Rate  haben®. 

So  haben  «ich  nach  und  nach  alle  Vorstellungen  von 
Nitzsch:  von  einer  ursprünglichen  grofsen  Gesamtgilde,  die  alle 
am  Verkehr  des  Platzes  beteiligten  Elemente  umfafste,  von 
der  Hanse,  über  die  sie  schon  in  dieser  ihrer  ersten  Form 
verfügte,  kraft  deren  sie  die  Verfügung  über  die  Wage  und 
die  Aufsicht  über  den  Detailverkauf  einer  Reihe  von  Artikeln 
in   ihrer  Hand   hatte,   von  der  allmählichen  Ausscheidung  ge- 

brodere  noch  twyer  suster  meniio  oddcr  brodor  und  susterman  ymo  rade 
nicht  h ebben. 

*  Noch  Ute  in  c  raden  Vormunden  edder  der  koipgeldeu 
mestere  kessen  (ibid.). 

*  No.  4^  (S.  201):  Wvder  nachteme  denne  de  koere  der  mestere 
vorbenant  bv  uns  dem  rade  gewest  darut  uns  mencherleye  yordacht 
gekomen  unae  de  gemeyne  stad  m  beswerjiige,  alse  men  claget,  irwossen 
sy»  80  ayn  wy  nu  overeynkomen ,  dat  eyn  ifslich  gylde  hantwerk  und 
gemeinheid  sulvest  syne  mestere  unde  sessmanne  erweien  mögen,  de  denne 
vor  uns  dem  rade  na  hergebrachter  wontheyd  to  oren  geborligen  eyden 
unde  mederegimente  schul len  gestadet  werden  myt  deme  oescheyde, 
dat  hyufort  tor  mesterschop  in  der  kopgilde  unde  gemeynheid  neyne 
Personen  des  rades,  sunder  von  gemeynen  borgem,  schullen  gekoren 
werden  uppe  desulftigen  wysse. 

'  Vielleicht  darf  man  die  Aufnahme  der  Gilden-  und  Innungsmeister 
in  den  Rat  als  ein  Zugeständnis  des  Rats  an  die  Gilden  betrachten  nach 
dem  Konflikt  von  1514  (siehe  oben);  in  der  Versöhnungsurkunde  winl 
allerdings  dies  Zugeständnis  nicht  erwähnt.  Jedenfalls  sitzt  bereits 
1514  ein  Schmiedemeister  im  Rat,  also  drei  Jahre  vor  dem  Datum  der 
Urkunde,  die  nach  Nitzsch  ihre  völlige  Abhängigkeit  vom  Rat  be- 
zeugen soll.  Jedenfalls  werden  auch  die  Meister  der  bevorrechteten 
Gilaen  und  der  „abhängigen''  Innungen  im  gleichen  Jahre  (1514)  zuerst 
im  Rat  erwähnt. 
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sonderter  Handwerkerkorporationen  aus  der  Gilde,  nachdem 
sie  innerhalb  derselben  sich  gebildet  hatten;  von  dem  Gegen- 
satz dieser  Handwerkergilden  zu  den  gänzlich  vom  Rate  ab- 
hängigen Innungen,  endlich  von  der  absoluten  Vorherrschaft 
der  Kaufloute  im  Rate  —  alle  diese  Anschauungen  Nitzschs 
haben  sich  nach  einander  als  ganz  oder  in  wesentlichen 
Punkten  nicht  haltbar  herausgestellt.  Es  fragt  sich,  ob  es 
möglich  ist,  an  Stelle  des  so  zerstörten  Bildes  ein  anderes  zu 
setzen,  das  in  den  Rahmen  der  Geschichte  Göttingens  sich 
ohne  Zwang  einfligt. 

Göttingen  hat  im  Grofshandel  nie  eine  bedeutende  Rolle 
gespielt.  In  der  grofsen  Hanse,  an  der  es  später  teil  nahm^ 
hat  die  kleine  Stadt  nie  ein  Wort  mitzureden  gehabt,  auch 
keine  seiner  Industrien  hat  sich  je  einen  gröfseren  Markt  zu 
erobern  vermocht.  So  führte  es  das  Leben  einer  kleinen 
Handelsstadt,  die  mit  ihrem  Markt  und  ihrem  Absatz  das  um 
liegende  Land  beherrschte,  aber  weiter  von  den  grofsen  Kon- 
junkturen des  nationalen  und  internationalen  Handelsverkehrs 
nie  eigentlich  berührt  und  beeinflufst  worden  ist.  Hier  war 
also  von  vornherein  nicht  der  Boden  für  eine  scharf  nach 
Beruf,  Rang  und  Reichtum  sich  gliedernde  ständische  Organi- 
sation der  Gesellschaft ;  hier  gab  es  keinen  alles  überragenden 
Machtfaktor,  keinen  erblichen  Grofsgrundbesitzerstand ,  keine 
patrizischen  Kaufherren,  die  in  ihrer  Hand  allen  Reichtum 
und  damit  alle  Macht  vereinen  konnten,  die  durch  Usurpation 
wesentlicher  öffentlicher  Rechte,  durch  die  Erlangung  des 
Stadtregiments,  durch  die  Besetzung  der  Ratsstellen  aus  ihren 
Kreisen  eine  Stadtherrschaft  aufrichten  konnten,  die  nur  ihren 
persönlichen  und  beruflichen  Interessen  diente  und  schwer  auf 
den  unteren,  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  lastete.  Im 
Gegenteil  konnte  sich  hier,  wo  sich  Handel  und  Industrie  die 
Wage  hielten,  wo  keine  grofsen  politischen  Ereignisse  die 
ruhige  Entwicklung  der  Institutionen  hemmen  konnten,  all- 
röählich  ein  mäfsiges  Gleichgewicht  der  Stände  und  Einwohner- 
klassen herausbilden,  das  für  den  verhältnismäfsig  ruhigen 
Gang  der  Geschichte  Göttingens  im  Mittelalter  ohne  Kampf 
zwischen  Arm  und  Reich,  zwischen  Kaufleuten  und  Hand- 
werkern, ohne  Zunftaufstand  und  ohne  Zunftregiment  wohl 
die  beste  Erklärung  bietet. 

Unter  diesen  äufseren  wirtschaftlichen  Bedingungen  haben 
sich  nun  zunächst  die  gewifs  nicht  allzu  zahlreichen  Grofs- 
kaufleute  zu  einer  Korporation  zusammengeschlossen,  die,  wie 
fast  tiberall  sonst,  den  Gewandschnitt  als  ihr  einträgliches 
Monopol  beanspruchte,  wahrscheinlich  aber  dasselbe  noch  nicht 
vom  Rate,  sondern  vom  Landesherm  erhielt.  Nicht  also  die 
Kaüfinanns  g  i  1  d  e  mit  ihrem  exklusiven  Verkehrsrecht  ist  das 
ursprüngliche,  sondern  eine  nach  kaufmännischem  Sonderrecht 
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lebende  Gemeinde,    aus   der  sich  dann  die  Grofskaufleute  zu- 
erst als  berufliche  Einzelgenossenschaft  aussonderten. 

Wir  dürfen  wohl  annehmen ,  dafs  ursprünglich  nur  die 
eigentlichen  Kaufleute  und  Gewandschneider  die  Gilde  ge- 
bildet haben.  Erst  später,  als  es  der  Gilde  weniger  darauf 
ankam,  ihren  Handel  zu  ordnen  und  zu  fördern,  als  darauf, 
gut  zahlende  Mitglieder  zu  haben,  um  eine  reichliche  Präbende 
verteilen  zu  können,  da  wurde  auch  den  Kleinhändlern,  den 
Krämern  der  Eintritt  gestattet;  ihnen  wurden  dann  im  Tuch- 
handel einige  bestimmte  Zweige  zugewiesen,  während  die 
Kaufleute  sich  selbst  den  Engroshandel  in  einer  Reihe  von 
Rohprodukten  vorbehielten.  Möglich  ist  allerdings  auch,  dafs 
von  Anfang  an  die  eigentlichen  Kaufleute  wie  die  Krämer  in 
der  Gilde  vereinigt  waren,  zwischen  denen  sich  dann  eine  Art 
Arbeitsteilung  im  Handelsgewerbe  herausgebildet  hätte. 

Ihnen  folgten  dann  die  Bäcker  und  Schuster,  die  Leinen- 
und  Wollenweber,  die  wahrscheinlich  auch  noch  nicht  vom  Rate 
oder  wenigstens  nicht  vom  Rate  allein  ihren  Zunftzwang  er- 
hielten —  wenigstens  erscheint  in  der  Schuhmacher-Urkunde 
von  1251  neben  dem  Rate  noch  der  Schultheifs  ^ ;  es  sind  die- 
jenigen, die  allein  in  späterer  Zeit  den  Namen  Gilden  führten. 
Erst  später,  als  das  Amt  des  Schul theifsen,  des  stadtherrlichen  Be- 
amten, an  die  Stadt  verpfändet  wird,  hat  der  Rat,  wie  überall  so 
auch  hier,  die  Verleihung  des  Innungszwanges  als  sein  Recht 
beansprucht,  und  so  war  es  natürlich,  dafs  die  Handwerks- 
genossenschaften, die  sich  jetzt  bildeten,  vom  Rate  ihren 
Innungszwang,  die  Bestätigung  ihrer  Satzungen  *,  erhielten ;  es 
sind  die  social  unter  den  Gilden  stehenden,  rechtlich  ihnen 
kaum  nachstehenden  Innungen  oder  Ämter  ^  der  Knochenhauer  % 
Schrader  (Schneider)  und  Schmiede.  Diesen  zünftigen  Kauf- 
manns- und  Handwerksgenossenschaften  gegenüber  schliefst 
sich  nun  die  „Gemeinheit"  unter  ihren  Meistern  selbständig  ab^ 
und  endlich  kommen  zu  diesen  noch  die  Leinenweber  der 
Neustadt  Göttingen  hinzu,  die  als  „Handwerker"  von  Gilden 
und  Innungen  unterschieden  werden. 

Zu  diesen  an  und  für  sich  einfachen  Verhältnissen  kam 
nun  ein  neues  Element  dadurch  hinzu,  dafs  die  Kauimanns- 
gilde  im  Jahre  1354  die  Hanse  als  echtes,  ewiges  Lehen  der 
Herren   von    Uslar   erwarb.     Der   Ursprung   dieser  der  Kauf- 


*  Das  Schulzenamt  wurde  später  melirfach  an  die  Stadt  verpf&nd et. 
Schmidt,  Urknndenbuch  S.  246  Anm. 

*  Dies  geht  besonders  aus  den  Statuten  der  Schmiedeinuung  von 
1517  hervor.     Ha s Beiblatt  und  Kaestner  S.  84. 

'  Dies  ist  übrigens  eine  weitere  Bestätigung  für  die  richtige  Her- 
leitune  des  Wortes  „Amt"  bei  Nitzsch. 

^Die  Knochenhauer  scheinen  eine  Mittelstellung  zwischen  Gilden 
und  Innungen  eingenommen  zu  haben.  ~  Schmidt  in  Hans.  Geschichta- 
blätter  1878.    S.  24. 
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mannsgilde  also  nicht  von  vornherein  zustehenden  Hanse  liegt 
völlig  im  Dunkeln;  doch  wird  sie  wohl  vor  allem  in  gewissen 
Abgaben  bestanden  haben,  die  den  Herren  von  üslar  aus  ge- 
wissen Realrechten,  besonders  aus  dem  Besitz  der  städtischen 
Wage,  zuflössen.  Jedenfalls  umfafst  sie  später  eine  grofse  An- 
zahl von  Verkehrsvorrechten  und  polizeilichen  Befugnissen, 
durch  die  die  Kaufmannsgilde  für  das  kommerzielle  und  ge- 
werbliche Leben  der  Stadt  mit  einem  Male  eine  ganz  andere, 
weit  gröfsere  Bedeutung  erhalten  mufste;  sie  erhielt  dadurch 
wahrscheinlich  ^  die  Verfügung  über  die  städtische  Wage  und 
die  Zulassung  zum  Kleinhandel  in  einer  Reihe  von  Waren, 
meist  Rohprodukten.  Diese  Vorrechte,  die  aus  der  „Hanse" 
stammten,  verquickten  sich  nun  mit  den  alten  Monopolrechten 
der  Kaufmannsgilde.  Die  Bestimmungen  des  Jahres  1431  ^ 
erst  stellen  genaue  Normen  darüber  auf,  was  zum  Recht  der 
Hanse,  was  zu  dem  der  Kaufgilde  gehört,  womit  andererseits 
die  Krämer,  womit  die  Kaufleute  Handel  treiben  dürfen.  — 
Daher  ist  es  auch  ganz  natürlich,  wenn  die  Honigkuchenbäcker 
von  der  Kaufmannsgilde  1455  gezwungen  wurden,  die  Hanse  zu 
gewinnen;  denn  nach  dem  Statut  von  1431  war  der  Detail- 
handel mit  Honig  nur  Inhabern  der  Hanse  gestattet 

Es  war  nach  mittelalterlicher  Anschauung  selbstverständ- 
lich, dafs,  wer  an  diesen  einträglichen  Vorrechten,  die 
die  Kaufinannsgilde  gewährte,  teilnahm,  nicht  noch  neben- 
bei ein  Handwerk  treiben  konnte,  das  durch  den  Innungs- 
zwang einer  Innung  als  ihr  Monopol  vorbehalten  war.  Es 
ist  dies  die  Konsequenz ,  die  fast  in  allen  Städten  aus  der 
Errichtung  selbständiger,  mit  dem  Zunftzwang  ausgestatteter 
Handwerkerkorporationen  gezogen  wurde.  Scharf  werden  auch 
hier  Kaufmannschaft  und  Handwerk  geschieden,  eifersüchtig 
wachen  die  in  der  Gilde  organisierten  Kaufleute  über  ihre  alt- 
hergekommenen oder  später  erworbenen,  einträglichen  Mono- 
polien  auf  dem  Gebiete  des  Handelsverkehrs,  und  es  ist  be- 
zeichnend genug,  dafs  die  Wollenweber  ihr  Tuch  nicht  selbst 
zur  Frankfurter  Messe  bringen,  nicht  selbst  also  spekulativ 
auf  fremden  Märkten  absetzen  dürfen,  sondern  gezwungen  sind, 
es   an  die  Kaufmannsgilde  in  Göttingen  zu  verkaufen®.     Wer 

*  So  sicher  wie  Nitzach  es  hinstellt,  lassen  sich  meiner  Meinung 
nach  die  ursprünglichen  Hanserechte  nicht  mehr  erkennen.  Wir  be- 
sitzen über  sie  nur  Urkunden  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert;  vieles 
mag  spätere  Umbildunj^  oder  späterer  Zusatz  sein,  manches  vielleicht 
auch  nur  unter  dem  Druck  äufserer  Verhältnisse  für  den  Augenblick 
erlassene  Bestimmungen,  die  nicht  von  langer  Dauer  waren. 

«  Nitzsch,  Aufsatz  von  1879.    S.  35. 

'  Nitzsch  hat  diese  Bestimmung  übersehen.  Ich  finde  die  Mit- 
teilung bei  Schmidt,  Hans.  Geschichtsblätter  1878.  S.  23.  Die  Be- 
stimmung von  1413,  auf  die  Nitzsch  so  grofses  Gewicht  legt,  dafs  fremde 
WoUenweber  und  Schneider,  wenn  sie  auch  zu  Hause  Gewandschnitt 
und  Kaufj^lde  hätten,  doch  in  Göttingen  kein  Gewand  schneiden  dürfen, 
scheint  mir  nicht  von  so  grofser  Bedeutung  zu  sein.    Thatsächlich  war 
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Handel  treiben  will,  mufs  Gilde  und  Hanse  gewinnen,  die  der 
Genossenschaft  einen  beträchtlichen  Gewinn  abwerfen;  aber  die 
Weiterführung  seines  Handwerks  ist  ihm  dann  nicht  gestattet. 
Nur  Apothekerei,  Goldschmiederei  und  Zimmerei  machen  eine 
Ausnahme.  Die  Vertreter  dieser  Gewerke  waren  nicht  durch 
den  Zunftzwang  geschützt,  sie  lebten  noch  ungesondert  unter 
der  „Gemeinheit"  der  Bürger;  die  Ausübung  ihres  Berufs 
stand  auch  den  Krämern  in  der  Kaufmannsgilde  offen. 

Die  Provenda,  die  die  Gilde  ihren  Mitgliedern  erteilte, 
wurde  von  ihr  rein  vom  finanziellen  Standpunkte  aus  als  ein 
teil-  und  vererbbares  Nutzungsrecht  betrachtet  und  verwaltet. 
Die  Gilde  wurde  so  eine  Art  Rentenversicherungsanstalt  für 
alle  die,  die  kapitalkräftig  genug  waren,  um  sich  in  dieselbe 
einzukaufen.  Mit  den  Vorrechten,  die  die  Gilde  als  Genossen- 
schaft der  Kaufleute  im  Wirtschaftsleben  der  Stadt  erteilte  — 
nur  der  erwarb  sie,  der  der  Gilde  „brukcn"  wollte  —  hattt» 
sie  absolut  nichts  zu  thun;  sie  stand  dem  reich  gewordenen 
Handwerker  —  nur  durfte  er  kein  unredliches  Handwerk 
treiben  ^  —  so  gut  offen  wie  der  Wittfrau  und  der  Tochter 
eines  verstorbenen  Gildebrudei-s  ^ ;  sie  konnte  verpfilndet 
werden^  an  einen  Gildemeister  oder,  falls  der  nicht  Geld  genug 
zu  verleihen  hatte,  an  einen  beliebigen  andern.  Das  Kapital, 
das  den  Vennögensfonds  der  Gilde  bildete,  wurde  auf  Zins  aus- 
gethan,  wobei  aber  auf  genügende  hypothekcirische  Sicherheit 
gesehen  wurde*.  Aber  auch  dieses  rräbende  legte  die  Pflicht 
auf,  zur  Gilde  zu  halten  und  ihr  in  allen  Gefahren  beizustehen, 

da»  nicht  nur  in  Göttingon,  sondern  auch  in  vielen  anderen  Städten 
verboten,  und  eH  hat  verhältnismafsig  wenige  gegeben,  in  denen  den 
Webern  um  diese  Zeit  der  (.TewandHchnitt  erlaiibt  war,  ohne  dafs  sie 
auf  ihr  Handwerk  verzichteten  Beispiele  dafür  bieten  z.  B.  Nauen: 
Riedel,  Cod  dipl.  Brand,  I  7.314.  Hier  erhalten  132o  die  Weber  das 
Recht  freien  (Tcwandschnittrt ;  ebenso  1828  ein  Teil  der  Weber  in 
Stendal:  Riedel  I  4.  288.  In  Osnabrück  (siehe  unten  §  12)  yvstr  den 
Webern  der  Gewandschnitt  überhaupt  gestattet;  ebenso  m  fialberstadt 
(Halberstädter  Urkb.  I  248).  Oft  aber  war  die  Erlaubnis  dazu  nur  ein 
vorübergehendes  Zugeständnis,  das,  sobald  die  politische  Konstellation 
sich  änderte,  zurückgenommen  werden  konnte.  So  erhalten  z.  ß.  in 
Reichenberg  die  Weber  1367  den  Wandschnitt,  1868  wird  er  ihnen  ver- 
boten. Siehe  für  Stendal:  Liesegang  a.  a.  O.  —  Ganz  ähnliche  Be- 
stimmungen, dafs  nur  die  Weber,  die  in  der  Heimat  Gilde  hätten,  auch 
auf  den  Märkten  Gewandschnitt  treiben  dürften,  finden  sich  z.  B.  in 
Kassel  (vgl.  unten  §  11)  und  Salzwedel  (Riedel,  Co<l.  dipl.  Brand.  I  14. 
120),  Erfurt  etc. 

*  Nitzsch,  Erster  Aufsatz  S.  29:  Ave  en  scal  he  nicht  wesen 
eynes  unredeliken  hantwerkes. 

*  Nitzsch,  Erster  Aufsatz  S.  30. 

*  Nitzsch,  Erster  Aufsatz  S.  31. 

*  Nitzsch,  Erster  Aufsatz  S.  32,  Bestimmung  von  1386:  Bat  meu 
der  gilde  ^elt  nicht  utdon  ensculle,  men  en  do  it  uppe  ligende  erve  dat 
also  gud  si  also  dat  gelt  und  ok  mit  der  witschop  unde  willen  de  byden 
möstcrn  sittet. 
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wie  denn  1401  und  1416  die  Provende  den  auswärtigen  Gilde- 
brüdern entzogen  wird,  wenn  sie  „unsen  gilden  nicht  to  hulpe 
komet  in  herverden  und  in  orloges  noden". 

Fragen  wir  nun,  welches  die  Stellung  der  Kaufinannsgilde, 
der  Handwerkergilden,  der  Innungen  u.  s.  w.  im  öffentlichen 
Leben  der  Stadt  gewesen  ist,  wie  weit  sie  einen  Einflul's  auf 
die  Entwicklung  der  städtischen  Institutionen  ausgeübt,  wie 
weit  sie  einen  Anteil  an  der  städtischen  Verwaltung  erlangten 
oder  beanspruchten,  so  liegt  der  SelilUssel  des  Verständnisses 
meiner  Meinung  nach  hier,  wie  so  oft,  in  einer  feinen  Be- 
merkung, die  Lieseojang  gemacht  hat,  dals  nämlich  die  Macht 
der  verschiedenen  Korporationen  innerhalb  einer  Stadt  in  der 
Kegel  nach  dem  Alter  derselben  sich  verteile.  Gerade  hier 
zeigt  sich  recht  deutlich  der  enge  Zusammenhang  zwischen  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  Bedingungen  und  den  so- 
cialen, ständischen  Gruppierungen  und  Bildungen;  gerade  weil 
die  Kaufleute  im  Wirtschaftsleben  der  Stadt  zuerst  den  be- 
deutendsten Faktor  bildeten,  vermochten  sie  es  zuerst  zu  einer 
genossenschaftlichen  Organisation  zu  bringen;  weil  sie  wirt- 
schaftlich hervorragten,  errangen  .sie  den  höchsten  socialen 
Rang  und  teilweise  gröfsere  Rechte  als  die  übrigen  Be- 
völkerungsklassen, und  indem  sie  durch  ihren  Beruf  auch 
politisch  am  meisten  geschult  wurden  und  ihr  Blick  weiter 
reichte  als  derjenige  der  Handwerker,  fiel  ihnen  natürlicher- 
weise fast  überall  zuerst  das  Stadtregiment  zu.  So  war  auch  in 
Göttingen  die  Kaufmannsgilde  die  älteste  und  mächtigste  Kor- 
poration innerhalb  der  Stadt,  und  die  Verfügung  über  die 
Hanse  gab  ihr  einen  bestimmenden  Einflufs  im  Verkehrs- 
leben derselben;  aber  zu  einem  überwiegenden  Einflufs  der 
Kaufmannsgilde  im  Rate  ist  es  hier  nie  gekommen.  Die 
Verhältnisse  waren  zu  klein  und  zu  eng,  um  es  zu  grofsen 
socialen  Gegensätzen  kommen  zu  lassen;  Kaufmann  und  Hand- 
werker wufsten  sich  friedlich  mit  einander  abzufinden  und 
gerade  dadurch  ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  den  Rat  zu 
bilden;  ihre  Meister  bildeten  vereint  gleichsam  eine  zweite, 
mehr  kontrollierende  als  verwaltende  Behörde  der  Stadt,  mit  der 
der  Rat  sich  in  allen  wesentlichen  Dingen  zuerst  verständigen 
mufste.  Nicht  der  Gegensatz  von  Handwerk  und  Handel, 
sondern  -  wenn  ich  so  sagen  darf  —  ein  gewisses  Neben- 
einander von  mehr  genossenschaftlicher  und  mehr  herrschaft- 
licher Verwaltung,  das  giebt  der  Göttinger  Verfassungs- 
geschichte im  Mittelalter  ihr  charakteristisches  Gepräge.  Wohl 
mochte  der  grofse  Kaufmann  sich  social  weit  über  den  kleinen 
Handwerker  erheben,  seine  eigene  Standessitte,  seine  aristo- 
kratischen Neigungen  haben,  wohl  mochte  er  streng  über 
seine  wirtschaftlichen  Vorrechte,  seine  Monopolien,  wachen, 
aber  er  hatte  weder  das  Bedürfnis,    noch  die  Macht,  einseitig 
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seine  Interessen   in   den   stiidtiachen  Verfassungsorganen  zum 
Ausdruck  zu  bringen^. 


§  11. 
Kassel. 

Kuchenbeker:    Analecta  Hassiaca.    IV. 
Schminckc:     Beschreibung  der  Stadt  Kassel. 
Sammlung  fürstlich  hessischer  Landesordnungen.    I. 
Piderit:    Geschichte  der  Stadt  Kassel. 
Gen  gier:    Codex  iuris  raunicipalis. 

Die  Geschichte  der  Kasseler  Gilde  hat  bisher  wenig  Be- 
achtung gefunden,  und  doch  bietet  sie  einige  so  merkwürdige, 
für  die  Verhältnisse  und  Rechtsauffassungen  der  damaligen 
Zeit  charakteristische  Momente,  dafs  ich  ihr  eine  kurze  Dar- 
stellung widmen  zu  müssen  glaubte;  um  so  mehr,  als  die 
komplizierten  Verhältnisse  Göttingens  in  manchen  Punkten 
vielleicht  durch  den  Vergleich  mit  Kassel  noch  besser  auf- 
gehellt werden  können. 

Zum  erstenmale  werden  die  Kasseler  Innungen  in  einer 
Urkunde  von  1337  ei-wähnt*.  Heinrich  IL,  Landgraf  von 
Hessen,  bestätigt  sie  und  verleiht  ihnen  das  alleinige  Vertriebs- 
recht für  die  Artikel,  die  sie  fabrizieren,  die  gratia  emendi  et 
vendendi^.  Eine  Gewandschneider-  oder  Kaufmannsgilde  wird 
liier  noch  so  wenig  namentlich  genannt,  wie  irgend  eine  der 
Handwerkergilden,  mit  Ausnahme  der  Wollen weber;  aber 
gerade  ihre  Existenz  vermag  man  aus  dem  Wortlaut  der  Ur- 
kunde mit  ziemlicher  Sicherheit  zu  erschliefsen. 

Während  nämlich  die  Zulassung  zum  Innungsrecht  im  all- 
gemeinen nur  von  der  Genehmigung  der  betreffenden  Innung 
abhängig  gemacht  wird,  nehmen  die  Wollenweber  in  dieser 
Beziehung  eine  Sonderstellung  ein;  ihr  schon  früher  ihnen 
gewährtes   Privileg  —  heifst   es  ~  solle   durch   die  Erteilung 


*  Hegels  Erörterungen  über  Göttingen  II  405 — 414  stimmen  in 
dem,  was  sie  vorbringen j  mit  meinen  Ausführungen  im  wesentlichen 
üborein;  doch  versuchen  sie  auch  hier  nicht  das  Wesen  der  Gilde  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  tiefer  zu  erfassen  Gegenüber  Nitzsch 
betont  auch  er  mit  Recht,  dafs  zwischen  Gilden  und  Innungen  kein  so 
scharfer,  prinzipieller  Unterschied  zu  machen  sei,  wobei  er  sich  eben- 
falls vor  allem  auf  die  Ereignisse  von  1447  und  1448  stützt.  Die  Irr- 
tümer Hegels,  dafs  die  Gilden  keine  Vertretung  im  Rate  gehabt 
hätten  und  dafs  ihre  Vorsteher  immer  vom  neuen  Rate  ernannt  worden 
sein,  erklären  sich  daraus,  dafs  Hegel  das  Urkundenbuch  von  Hasselblatt 
und  Kaestner  nicht  benutzt  hat. 

*  Urkunde  1  im  Anhang. 

*  Quod  nulli  emere  aut  vendere  licebit  nisi  prius  prememorata 
videlicet  fratcrnitate  seu  unione  sibi  comparata. 
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des  Zunftzwanges  an  die  einzelnen  Korporationen  keinen  Ab- 
bruch erleiden.  Worin  anders  aber  konnte  ein  solches  Vor- 
recht der  Wollenweber  bestehen,  als  dafs  sie  gegen  das  Ver- 
kaufsmonopol des  Wollentuchs,  das  hier  wahrscheinlich  wie 
anderwärts  die  Gewandschneiderkaufleate  für  sich  beanspruch- 
ten, durch  ein  besonderes  Privileg  des  Landesfürsten  geschützt 
worden  waren? 

Dafs  die  Wollenweber  in  der  That  gegenüber  den  Ge- 
wandschneidern hier  eine  viel  freiere  Stellung  eingenommen 
haben,  als  in  den  meisten  andern  Städten,  beweist  dann  vor 
allem  auch  das  Statut  der  Gewandschneider  vom  Jahre  1402. 
Ein  Blick  in  dasselbe  zeigt  deutlich,  dafs  es  keine  einheitliche 
Kechtsaufzeichnung  sein  kann;  vielmehr  erscheint  es  als  eine 
Zusammenfassung  aller  bisherigen  autonomen  Statuten  der  Gilde, 
denen  nachmals  die  landesherrliche  Genehmigung  erteilt  wird. 
Indes  sind  die  einzelnen  Teile  des  Statuts  nicht  mehr  so  klar 
auseinander  zu  halten,  dafs  man  aus  denselben  eine  Geschichte 
der  Kasseler  Gilde  und  der  Wandlungen,  die  sie  durchgemacht, 
herauszulesen  vermöchtet 

Die  Gilde  nennt  sich  selbst:  „Innung  der  Gewandschneider 
und  Kaufleute".  DaXs  sie  fast  nur  aus  Gewandschneidern  sich 
thatsächlich  zusammengesetzt  haben  kann,  geht  aus  dem  In- 
halte der  Urkunde  deutlich  hervor.  Der  Gewandschnitt  ist  ihr 
Monopol;  auch  der  Handwerker  kann  ihn  erwerben,  aber  er 
mufs  sein  Handwerk  niederlegen,  —  ganz  wie  in  Göttingen, 
„die  wile  er  sich  der  ynnunge  unde  gilde  gebrauchen  wil"  und 
„kaufen  sal"  (§  2).  Ausgenommen  sollen  nur  Ackerleute  und 
Mtinzer  sein,  die  hier  also  im  Gegensatz  zum  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  des  Mittelalters  mit  unter  die  Handwerker 
gerechnet  werden.  Jedenfalls  waren  es  die  vornehmen,  grund- 
besitzenden Patrizier  der  Stadt,  denen  man  gern  in  der  Kauf- 
gilde Aufnahme  gewährte;  konnte  man  doch  dadurch  seine 
politische  Macht   und   seinen   socialen  Einflufs  nur  verstärken. 

Dafs  andererseits  der  Ackerbau  in  den  Städten  des  Mittel- 
alters im  allgemeinen  nicht  als  besonderer  Erwerbszweig  galt, 
sondern  vielfach  als  Nebenberuf  betrieben  wurde,  das  hat 
Bücher  für  Frankfurt  a.  M.  ganz  überzeugend  statistisch  nach- 
gewiesen*. 

Den  Wollenwebern  ist  der  Gewandsehnitt  im  allgemeinen 
verboten,  jedoch  werden  zwei  Ausnahmen  gemacht.  Auf 
freien  Jahnnärkten  ist  er  denjenigen  Wollenwebern  gestattet, 
die  in  den  Orten,  aus  denen  sie  stammen,  kopgilde  hatten, 
d.  h.  das  Recht,  den  Tuchhandel  en  detail  zu  betreiben,  das 
sonst  den  Kaufleuten  zustand. 


'  Kurz  vorher,  1384»  waren  die  Innungen  aus  rein  wirtschaftlichen 
Gründen  aufgehoben  worden.    Vgl.  Urkunde  III  im  Anhang. 

"  Bücher,  Bevölkerung  Frankfurts  im  Mittelalter  S.  259  AT. 
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Dafs  die  Weber  in  den  betreffenden  Städten  auch  Mit- 
glieder der  betreffenden  Gilde  gewesen  sein  müfsten,  ist  da- 
mit nicht  gesagt,  wie  z.  B.  in  Goslar  1219  nur  die  Er- 
teilung des  Wandschnitts  von  der  Gilde  abhängig  gemacht 
wird  *. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  hier,  wie  schon  erwähnt, 
die  Wollen  Weber  aus  dem  königlichen  Schlosse  ein,  denen  der 
Gewandschnitt  auf  den  Jahrmärkten,  auch  ohne  dafs  sie  die 
Innung  hatten^,  erlaubt  war  (§  5).  Das  gleiche  Recht  ge- 
niefsen  auf  Märkten  und  Messen  die  Leinen weber;  im  Übrigen 
sind  diese  verpflichtet  —  auch  beim  Engros- Verkauf  — ,  ihre 
Waren  zuerst  den  Gildekaufleuten  anzubieten,  ehe  sie  sie  ander- 
weitig loszuschlagen  versuchen  (§  7  f.). 

Dafs  die  Gilde  hier,  wie  so  oft,  neben  dem  Gewandschnitt 
ursprünglich  auch  im  Weinverkauf  im  Genufs  gewisser  Vor- 
rechte gewesen  ist,  wird  —  will  man  diesen  Rilckschlufs  aus 
einer  späteren  Zeit  gelten  lassen  —  wahrscheinlich  durch  die 
Thatsache,  dafs  noch  im  Jahre  1583  ihnen  der  Weinschank  in 
der  Pfingstwoche  jedes  Jahres  gestattet  ist*. 

In  früheren  Zeiten  —  wenn  wir  die  ersten  Bestimmungen 
des  Statuts  diesen  zuweisen  —  scheint  sich  die  Gilde  eine  ge- 
wisse Autonomie  bewahrt  zu  haben.  Sie  wählt  autonom  ihre 
Gildemeister  (S  14);  sie  hat  das  Recht,  ihre  Gesetze  zu  ändern 
und  zu  vermehren,  soweit  es  mit  dem  Recht  des  Landesherrn 
vereinbar  ist  (§  11);  sie  pfändet  —  im  Notfall  mit  Hülfe  des 
landesherrlichen  Amtmanns  —  alle  die,  die  ihren  Satzungen 
zuwiderhandeln  (§  17).  Aber  wie  sehr  ist  andererseits  die 
Selbständigkeit  und  Sdbstverwaltung  beschränkt !  Nicht  nur, 
dafs  zu  Gunsten  der  auf  dem  Schlosse  ansässigen  Wollenweber 
eine  Ausnahmebestimmung  stipuliert  wird,  nicht  nur,  dafs,  wer 
den  Bestimmungen  über  den  Leinwandkauf  zuwiderhandelt, 
die  Gnade  des  Landesherrn  und  seiner  Nachfolger  sich  er- 
werben —  d.  h.  wohl  eine  gute  Summe  Geldes  zahlen  — 
mufs,  nicht  nur,  dafs  der  Stadtherr  überhaupt  zwei  Drittel 
aller  Strafen  für  sich  einzieht:  in  den  letzten  Bestimmungen 
der  Urkunde  von  1402  (§§  20  f.)  —  die  wohl  der  spätesten 
Zeit  angehören  —  behält  sich  der  hessische  Landgraf  das 
Recht  vor,  die  Innung  ganz  aufzulösen,  falls  alle  Mitglieder 
die  Innung  verbrechen,  d.  h.  doch  wohl,  falls  die  Innung  neue 
Statuten  sich  geben  will,  in  denen  der  Landesherr  sein  Interesse 
nicht  genügend  gewahrt  glaubt. 


>  S.  oben  Cap.  II  §  8. 

*  Das  ergiebt  aich  aus  dem  Gegensatz  gegen  die  Weber  aus  fremden 
Städten,  deren  Gewandschnitt  au  diese  Bedingung  geknüpft  war. 

*  S.  Anhang  Urkunde  III.  Dagegen  war  der  Salzhandel  kein 
specielles  InnungHrecht,  sondern  stand  nachweislich  allen  Kasseler 
Bürgeni  offen  (Schmincke  S.  259). 
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Zur  niusion  aber  wird  die  ganze  Autonomie  durch  die 
letzten  Bestimmungen  des  Statuts  (§  21),  durch  die  der 
Landesherr  die  Aufnahme  jedes  einzelnen  Mitgliedes  in  die 
Innung  von  seiner  Genehmigung  abhängig  macht.  Damit 
wird  die  Gilde  zu  einem  Organ  der  landesherrlichen  Inter- 
essen, damit  tritt  sie  den  Einflufs,  den  sie  bis  dahin  im 
socialen  Leben  der  Stadt  ausgeübt,  an  den  Landesherm  ab. 
Und  die  Folgezeit  lehrt,  dafs  die  Entwicklung  nach  dieser 
Seite  immer  weiter  fortschreitet. 

Die  landesherrlichen  Polizei-Ordnungen  aus  dem  16.  und 
17.  Jahrhundert^  zeigen  die  Gewandschneider- Innung,  wie  alle 
anderen  Zünfte  der  Hauptstadt,  in  völliger  Abhängigkeit  von 
der  absolutistischen  Herrschaft  des  modernen  Formen  sich 
nähernden  Kleinstaates.  Kassel  ist  Landeshauptstadt,  die 
Zünfte  nicht  mehr  Vertreterinnen  stadtwirtschaftlicher  Inter- 
essen, sondern  dem  gröfseren  Organismus  staatlicher  und 
fürstlicher  Interessen-Politik  eingefügt  und  seinen  Zwecken 
dienend. 

Noch  wenige  Worte  mögen  dem  eigentümlichen  Namen 
gewidmet  sein,  der  sich  wiederholt  urkundlich  in  späterer  Zeit 
nir  die  Kasseler  Gewandschneidergilde  erwähnt  findet. 

Zuerst  1485*,  dann  wiederholt  später  finden  wir  sie  als 
„Hansengrebengilde"  oder  „Hansengreben-  und  Gewand- 
schneidergilde" bezeichnet;  ihr  Wein  wird  im  Jahre  1583 
„Hansengreben wein"  genannt.  Der  Name  erscheint  um  so 
rätselhafter,  als  er  sich  in  den  ersten  Urkunden,  die  von  der 
Kasseler  Gilde  berichten,  an  keiner  Stelle  findet.  Man  könnte 
daran  denken,  dafs  es  hier  ursprünglich,  wie  in  Regensburg, 
etnen  oder  mehrere  Hansegrafen  gegeben  hat,  denen  die 
Leitung  und  Ordnung  des  Handelsverkehrs  oblag,  dafs  dann 
später,  als  der  Landesherr  an  ihre  Stelle  trat,  sie  mit  den 
Kauf  leuten  und  Gewandschneidem  in  der  Stadt  zu  einer  Gilde 
verschmolzen  sind.  Aber  wahrscheinlicher  waren  hier  die 
Hansegrafen  —  wie  z.  B.  auch  in  Middelburg^  —  Vorsteher 
der  Kauftnannsgilde,  und  ihr  Name  ist  dann  auf  die  einzelnen 
Mitglieder  übergegangen,  ohne  mehr  recht  verstanden  zu  werden. 
In  Eschwege  ist  dann  aus  dem  Kasseler  Hansengrebe  gar  ein 
„Hansengräber"  geworden  *. 


*  Vgl.  vor  allem  eine  interessante  Stelle  aus  einem  'Statut  von 
1534.    Hess.  Landesordnungen  I  63. 

*  Piderit,  Geschichte  der  Stadt  Kassel  S.  98.  Er  zieht  daraus 
den  Schlufs,  dafs  die  Kasseler  Gilde  in  besonderdOi  Ansehen  stand. 

*  Da  auch  in  Kassel  wie  an  vielen  Orten  Deutschlands  eine  Fla- 
mingerkolonie sich  niedergelassen  hatte,  so  kann  man  wohl  die  Vermutung 
äuTsem,  dafs  der  Hansegraf  ursprünglich  zu  diesen  in  irgend  einem  Ver- 
hältnis stand. 

^  Vi  1  mar,  Idiotikon  von  Kcrhessen;  verbum  Hansengrebe. 

Forschiuigtii  (52)  XH  2.  —  Doren,  Kanftnannsgilden.  9^ 
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§  12. 
Zur  Kritik  der  Nitzschschen  Olldetheorie  und  ihrer  Kritiker. 

Gilde   und   Innung. 

Es  sei  mir  zum  Schlufs  dieser  Einzelerörterungen  gestattet, 
noch  einmal  einige  allgemeinere  kritische  Bemerkungen  bei- 
zufügen ,  die  das ,  was  ich  in  den  vorigen  Paragraphen  im 
einzelnen  zu  zeigen  versuchte,  die  Irrigkeit  einiger  Hypothesen 
Nitzschs  zusammenfassen  und  in  manchen  Punkten  ergänzen 
sollen.  Besonders  soll  hier  das  von  Nitzsch  angenommene 
Verhältnis  der  „Gilde"  zur  „Innung"  noch  einmal  genauer 
beleuchtet  werden. 

Nitzschs  Untersuchungen  haben  sofort  nach  ihrem  Er- 
scheinen grofses  Aufsehen  erregt.  Aus  einem  unendlich 
spröden  und  brüchigen  Material  hatte  Nitzsch  mit  der  ihm 
eigenen  historischen  Kombinationsgabe,  mit  der  Fähigkeit,  in 
den  kleinsten,  scheinbar  unbedeutendsten  Äufserlichkeiten 
den  Gang  einer  grofsen  bedeutsamen  Entwicklung  heraus- 
zufinden, ein  scharfes,  in  wenigen  prägnanten  Zügen  fixiertes 
Bild  der  gesamten  wirtschaftlichen  und  socialen  Entwicklung 
der  niederdeutschen  Städte  im  Mittelalter  herausgeformt, 
dessen  klar  skizzierte  Umrisse  auch  den  Forscher  frappieren 
mufsten,  in  dessen  Vorstellung  sich  bis  dahin  jene  Entwick- 
lung vielleicht  in   ganz   anderer  Weise   widergespieffelt  hatte. 

Allerdings  nicht  ganz  ohne  Widerspruch  sind  diese  Aus- 
führungen Nitzschs  geblieben:  aber  hervorragende  Forscher, 
wie  Schmoller,  Goldschmidt,  Schulte,  G^ering  etc.  haben  sich 
ihre  Resultate  im  wesentlichen  zu  eigen  gemacht.  Erst  in 
neuster  Zeit  hat  sich  ein  scharfer  prinzipieller  Widerspruch 
gegen  die  Nitzschsche  Gildetheorie  erhoben:  zu  gleicher  Zeit 
sind,  ohne  voneinander  zu  wissen,  Hegel  und  v.  Below  zu  dem 
Resultat  gelangt,  dafs  von  den  Nitzschschen  Erörterungen 
nichts  aufrecht  zu  erhalten,  dafs  seine  ganze  Theorie  auf 
luftigem  Sande  gebaut  sei  und  unter  den  Hammerschlä^en 
scharfsinniger  historischer  Kritik  notwendig  zusammenbrechen 
müsse. 

Dem  gegenüber  gilt  es  nun  Stellung  zu  nehmen  und  zu 
sehen,  ob  Nitzsch  diese  heftigen  Vorwürfe  wirklich  verdient. 
Gerade  bei  den  Angriffen  v.  Belows  hat  man  sich  nachgerade 
daran  gewöhnt,  zu  fragen,  ob  er  nicht  die  Ansichten  anderer 
■  Forscher  sich  in  einer  Weise  zurechtlegt,  dafs  er  bequem  daran 
das  Messer  seiner  Kritik  anlegen  kann.  — 

Da  ist  denn  zunächst  zu  betonen,  dafs  beide  Forscher 
vom  rein  verfassungs  geschichtlichen  Standpunkt  aus  Nitzsch 
zu    kritisieren    suchen,    dafs    der  Nutzen,    den    die    Wirt- 
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Schaftsgeschichte  aus  seinen  Arbeiten  ziehen  mag,  von  ihnen 
ganz  aufser  acht  gelassen  wird.  Und  gerade  hier  wird  es 
sich  zeigen,  was  ich  schon  oben  Below  g^entiber  geltend  ge- 
macht: dafs  die  absolute  Trennung  verfassungs-  und  wirt- 
schaftshistorischer Oesichtspunkte  zu  Trugschlüssen  führen 
kann.     - 

Was  behauptet Nitzsch  denn  eigentlich?  „Die  Gilde  um- 
fafste  alle  am  Verkehr  beteiligten  Elemente  oder  suchte  sie 
wenigstens  zu  umfassen.**  Und  was  machen  Hegel  und  Below 
daraus?  „Obwohl  die  sämtlichen  Handwerker  dazu 
gehören,  ist  sie  doch  eine  Kaufmannsgilde  oder,  wie  N.  sagt, 
eine  kaufmännische  Gesamtgilde",  liest  man  bei  v.  Below*. 
Die  genaue  Angabe  der  Stellen ,  wo  sich  bei  Nitzsch  diese 
Behauptungen  finden  sollen,  scheint  für  die  Richtigkeit  der 
Belowschen  Ausführungen  zu  sprechen:  um  so  menr  staunt 
man,  an  den  betreffenden  Stellen  Nitzsch  immer  nur  von 
„allen  am  Verkehr  beteiligten** ,  „allen  Handeltreibenden**, 
nur  einmal  von  „sämtlichen  Verkehrstreibenden  eines  Orts, 
also  auch  denen  sämtlicher  Gewerbe**  sprechen  zu  sehen  ^,  nie 
aber  von  „allen  Handwerkern**. 

Man  wird  zugeben  müssen,  dafs  diese  Ausdrucks  weise 
Nitzschs  mannigfache  Deutungen,  an  und  für  sich  betrachtet 
auch  diejenige  zuläfst,  die  Below  ihr  giebt;  will  man  gerecht 
sein,  so  gilt  es  diejenige  zu  finden,  die  einmal  den  anderweitig 
geäufserten  Ansichten  des  gleichen  ForHchers  am  meisten  ent- 
spricht, dann  aber  auch  den  Forderungen  des  gesunden 
Menschenverstandes.  E^  geht  nicht  an,  einen  geistvollen 
Forscher  wie  Nitzsch  a  priori  für  so  kurzsichtig  zu  halten,  dafs 
ihm  die  einfachsten  Konsequenzen  seiner  Behauptungen  nicht 
klar  vor  Augen  gestanden  hätten.  Wenn  daher  Hegel  glaubt, 
dafs  eben  jeder  Einwohner  am  Verkehr  beteiligt  gewesen  sei, 
dafs  man  also  alle  Einwohner  in  der  Gilde  vermuten  müsse, 
dalls  dem  aber  das  Prinzip  der  Gilde  als  monopolistischer  Ge- 
sellschaft widerspräche,  so  hätte  eine  genauere  Lektüre  des  betr. 
Nitzschschen  Aufsatzes  ihn  schon  belehren  können,  dafs  der 
Ausdruck  „alle  am  Verkehr  beteiligten**  keineswegs  den  Sinn 
„alle  Einwohner**  haben  kann;  denn  Nitzsch  sagt  an  einer 
Stelle  ausdrücklich,  dafs  die  Gilde  „die  Ausübung  des  Verkehrs 

»  Conrads  Jahrb.  LVII  58. 

*  I  27.  Ich  gehe  auf  die  übrigen  Einwendungen,  die  Below  gegen 
Nitzsch  macht,  hier  nicht  des  näheren  ein;  sie  finden  teilweise  in  den 
späteren  zusammenfassenden  Darlegungen  ihre  Erledigung.  Ich  stimme 
mit  fielow  vor  allem  darin  überein,  dafs  Nitzsch  (und  noch  mehr 
Lamprecht)  die  Bedeutung  der  Gilde  fSr  die  Regelung  des  Handels- 
und öewerbeverkehrs,  für  die  Ordnung  von  Mafs  und  Gewicht  bei  weitem 
überschätzt  hat,  gehe  aber  nicht  so  weit,  sie  gänzlich  abzuleugnen,  wie 
es  Below  thut  (vgl.  darüber  unten  Cap.  IV,  §  3).  Im  übrigen  glaube  ich, 
dafs  auch  hier  Below  (und  ähnlich  Hegel)  manchmal  recnt  wenig  sorg- 
fältig  seine  kritische  Pflicht  geübt    und   sich   nirgends   recht    klar  'zu 
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von"'^ihrer  Bewilligung  und  nicht  von  der  Qesamtheit  oder  der 
Gesamtbehörde  der  Btirger  abhängig  macht.  Bürger  und 
Gildemitglieder  sind  also  nach  Nitzschs  Ansicht  keineswegs 
identisch,  vielmehr  bilden  letztere  nur  einen  Teil  der  Gesamt- 
bürgerschaft, die  —  nach  Nitzsch  —  erst  mit  der  Verleihung 
der  Innung  an  die  Bürger  ihr  exklusives  Verkehrsvorrecht 
einbüfsen.  Was  hätte  denn  die  Verleihung  der  Innung  für 
einen  Sinn,  wenn  schon  vorher  alle  Bürger  das  Recht  des  un- 
beschränkten Warenverkehrs  besessen  hätten?  — 

Es  bleibt  also  nur  übrig,  den  Worten  „alle  am  Verkehr 
beteiligten"  einen  anderen  Sinn  zu  geben,  der  mit  den  weiteren 
Darlegungen  Nitzschs  sich  wenigstens  in  logischen  Einklang 
bringen  läfst.  Man  hat  oft  behauptet,  dafs  Nitzsch  in  seinen 
Gildeaufsätzen  einen  grofsen  Teil  seiner  Hofrechtstheorie  still- 
schweigend abgeleugnet  habe.  Mir  scheint,  dafs  sich  beide 
Forschungen  sehr  wohl  in  Zusammenhang  bringen  lassen,  ja 
dafs  die  eine  erst  durch  die  andere  ihren  rechten  Sinn  erhält. 
Auch  die  zerstreuten  Bemerkungen,  die  sich  in  Nitzschs  post- 
humem  Werk,    seiner   deutschen    Geschichte,   finden,    dürfen 

machen  versucht  hat,  was  Nitzach  eigentlich  wollte.  Wenn  ich  z.  B. 
auch  mit  Hagedoms  Interpretation  der  Stendal  er  Urkunde  von  1231 
völlig  überein '5timme,  so  kann  ich  doch  nicht  zugeben,  dafs  er  die  „gänz- 
lich falsche  Interpretation"  Nitzschs  durch  seine  Argumente  erwiesen 
habe.  Allerdings  möchte  Below  Nitzsch  das  Zugeständnis  machen,  Ein- 
richtungen, die  nur  in  späten  Quellen  erwähnt  werden,  zurückzudatieren^ 
und  kommt  dann  zu  dem  Ergebnis,  dafs  er  auch  „bei  liebenswürdigstem 
Entgegenkommen  nicht  in  der  Lage  sei,  hier  etwas  zurückzudatieren, 
weil  die  fraglichen  Zustände  eben  den  jüngeren  Quellen  nicht  mehr  be- 
kannt seien  als  den  älteren".  Ich  glaube  nicht,  dafs  Nitzsch  mit  diesem 
Zugeständnis  Belows  zufrieden  gewesen  wäre;  vielleicht  hätte  er  ihn 
statt  dessen  um  ein  anderes  gebeten  und  zwar  um  das :  aus  den  Zuständen 
und  Einrichtungen  späterer  Zeit,  die  uns  nur  Fortsetzung  und  Schlufs 
einer  Entwicklun^sreihe  zeigen,  aber  im  hellen  Lichte  der  Geschichte 
vor  uns  liegen,  einen  Schlufs  ziehen  zu  dürfen  auf  die  Anfangsglieder 
jener  Reihe,  die  nicht  mehr  aus  den  Quellen  erkennbar  sind,  weil  es 
uns  eben  an  Quellen  für  jene  Epoche  mangelt:  gleichsam  aus  unserer 
Phantasie  und  den  gegebenen  Ansätzen  einen  Torso  sinngemäfs  zu  er- 
gänzen. Ein  Beispiel  möge  genügen.  Nitzschs  Nachrichten  über  die 
&ilden  von  Göttingen  und  Menden  stammen  aus  dem  14.  resp.  16.  und 
17.  Jahrhundert.  Er  schildert  dann  die  revolutionären  Bewegungen  des 
13.  Jahrhunderts,  die  „diese  grofsen  Genossenschaften  entweder  ver- 
schwinden oder  ihre  innere  Organisation  sich  verschieben  liefsen^.  Das 
giebt  Below  den  Anlafs  zu  dem  verwunderten  Ausruf:  „Also  die  dem 
Ausgang  des  Mittelalters  oder  erst  der  Neuzeit  angehörenden  Gilden 
verschwanden  schon  im  IB.  Jahrhundert.*^  Ja,  wo  steht  denn  das  bei 
Nitzsch?  Können  nicht  Gilden  in  Göttingen  und  Menden  zu  jener  Zeit 
vorhanden  sein,  nur  eben  nicht  mehr  als  grofse  Genossenschalten,  oder 
wenigstens  in  ihrer  inneren  Organisation  verändert?  Worauf  es  Nitzsch 
ankommt,  ist  ja  eben  zu  zeigen,  wie  in  diesen  späten  Zeiten  einige 
trümmerhafte  Reste  noch  einen  Rückschlufs  auf  die  Verhältnisse  ver- 
gangener Epochen  gestatten.  Gerade  dieses  Beispiel  beweist  meiner 
Meinung  nach  zur  Evidenz,  wie  wenig  es  Below  gelungen  ist,  sich  in 
die  ganze  historische  Forschungsmethode,  in  den  Ideengang  einer  so 
ganz  anders  gearteten  Gelehrtennatar  wie  Nitzsch  hineinzuversetzen. 
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meiner  Meinung  nach  nicht  unberücksichtigt  bleiben :  dort  ist 
die  Hofrechtstheorie  für  die  Entstehung  der  Stadtverfassung 
wie  die  der  Zünfte  in  den  wesentlichen  Punkten  aufrecht  er- 
halten ^ 

Verstehe  ich  Nitzsch  recht,  so  kann  er  zunächst,  seinem 
ganzen  wissenschaftlichen  Ideengange  zufolge,  mit  dem  Aus- 
druck „alle  am  Verkehr  beteiligten  Elemente"  weder  den 
Einschlufs  aller  Handwerker  (v.  Below)  noch  alle  (vollberech- 
tigten) Bürger  gemeint  haben:  vielmehr  mufs  er  an  einen 
engeren  Komplex  gedacht  haben,  der  sich  gegen*iber  der  6e- 
samtbürgerschaft  je  länger  je  mehr  durch  monopolistische  Pri- 
vilegienwirtschaft abschlofs  und  endlich  jene  Kevolution  her- 
beiführte, von  der  Nitzsch  an  mehreren  Stellen  redet. 
Wollte  Nitzsch  alle  Undeutlichkeit  vermeiden,  so  hätte  er  die 
„regelmäfsig  oder  berufsmäfsig  am  Verkehr  beteiligten"  als 
Gildemitglieder  bezeichnen  müssen;  alle  diejenigen,  die  kraft 
ihres  Berufes  für  den  Marktverkehr  arbeiteten,  ihren  Rohstoff 
selbst  ein-  und  ihre  Waren  im  freien  Marktverkehr  selbst 
verkauften,  die  Überschufsproduzeiiteii'  und  Kaufleute  im 
engeren  Sinn;  nur  diese  konnten  an  der  Regelung  des  Ver- 
kehrslebens ein  wirkliches  InteriBsse  haben;  sie  fanden  zu- 
gleich in  diesen  gemeinsamen  Interessen  den  fruchtbaren 
Boden  genossenschaftlicher  Bildung.  Deshalb  werden  nur  die 
reicheren,  die  in  kapitalistischer  Produktionsweise  auf  Vorrat 
arbeitenden  Handwerker  Mitglieder  der  Gilde  geworden  sein, 
nicht  die  grofse  Masse  derselben,  die  „als  Gehülfen  der  Haus- 
wirtschaft" (Schraoller)  oder  als  Lohnarbeiter  auf  Fronhöfen 
nicht  regelmäfsige  Warenverkäufer  sein  konnten.  Man  mag 
sich  vorstellen,  dafs  sie  oft  im  Dienste  der  Gildemitglieder  für 
den  Verkauf  arbeiteten :  *  Beweise  dafür  haben  wir  nur  aus 
den  belgischen  Städten*. 

Ob  nun  thatsächlich  alle  am  Verkehr  Beteiligten  in  dem  Sinn, 
wie  ich  den  Ausdruck  Nitzschs  fasse,  in  der  Gilde  gewesen, 
oder  ob  dies  wenigstens  die  ursprünglich  typische  Organisations- 
form der  Kaufmannsgilde  gewesen  ist,  darauf  gehe  ich  hier 
des  näheren  nicht  ein:  darauf  ist  teils  schon  in  den  vorher- 
gehenden Einzeluntersuchungen  eine  —  meist  negative  — 
Antwort  gegeben  worden,  teils  soll  —  von  allgemeineren  Er- 
wägungen aus  —  in  den  unten  folgenden  zusammenfassenden 
Erörterungen  der  Frage  nähergetreten  werden.  Mir  galt  es 
zunächst  nur,  die  Ausführungen  Nitzschs  gegenüber  mannig- 
fachen Mifsdeutungen  auf  ihren  wahren  oder,  wahrscheinlichen 
Inhalt  zu  prüfen. 

Im  wesentlichen  dürfte  derselbe  sich  folgendermafsen  kurz 
zusammenfassen  lassen. 


1  Vgl.  Nitzsch,  Deutsche  Geschichte  ia49f,  II  129,  192,316,317. 
'^  Vgl.  unten  Cap.  IV  §  2. 
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Die  mittelalterliche  Gilde  ist  in  ihrer  ursprünglichen  Form 
eine  niedersächsische  Kaufmannsgenossenscluift,  die  alle  am 
Verkehr  der  Stadt  beteiligten  Elemente  umfalste^.  Nur  wo 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Stadt  eine  jähe  Hemmnis 
erfuhr,  konnte  sie  sich  länger  in  dieser  Form  aufrecht  erhalten, 
in  den  Städten  mit  regem  Handel  und  rasch  emporblühendem 
Handwerk  wird  sie  bald  auseinander  gesprengt;  an  ihre  Stelle 
treten  entweder  gewerbliche  Brüderschaften  ursprünglich  kirch- 
licher Herkunft,  die  durch  Verleihung  des  weltlichen  Ursprung 
tragenden  Amts  dem  städtischen  Verwaltungsorganismus  ein- 
gegliedert werden;  oder  es  erlangt  die  gesamte  Stadt,  d.  h« 
Dire  Behörden,  durch  die  „Innung"  das  Recht  freien  Verkehrs, 
die  gratia  vendendi  et  emendi,  damit  zugleich  das  Recht,  ge- 
werbliche Innungen  zu  organisieren;  oder  endlich  wird  die 
Innung  der  einzelnen  gewerblichen  Oenossenschaft  selbst  vom 
Stadtherm  verliehen.  Jedenfiedls  aber  verliert  die  Gilde  mit 
ihrem  wesentlichen  Vorrecht  Macht  und  Bedeutung;  sie  wird 
überall  aus  dem  städtischen  Wirtschaftsleben  verdrängt 

Man  wird  unschwer  finden,  dafs  eine  solche  Schemati- 
sierung, eine  qualitative  Einteilung  und  Definition  aller  In- 
stitutionen nach  den  Namen,  die  sie  tragen,  besonders  im 
Mittelalter,  ebenso  geistvoll  und  scharfsinnig  aU  gefährlich  ist. 
Wo  alle  Verhältnisse  so  schwankend  und  fliefsend,  die  Über- 
gänge so  allmäfalich  und  unmerkbar,  die  Übertragungen  der 
Institutionen  und  der  oft  unverstandenen  Namen  von  einer 
Stadt  zur  andern  so  zahlreich,  da  lassen  sich  keine  Grenzen 
ziehen,  innerhalb  deren  aus  den  verschiedenen  Namen  auf  ver- 
schiedene Herkunft  und  vendiiedenes  Wesen  ein  sicherer 
SchluCs  gezogen  werden  kann. 

Sicher  ist  nur,  dafs  der  Name  der  Gilde  der  älteste  ist 
für  jede  Art  germanischer  Genossenschaft,  dafs  das  Wort 
„Zunft"  sich  in  Norddeutschland  gar  nicht,  das  Wort  „Innung" 
in  Süddeutschland  sich  nur  selten  findet*.  Wenn  Nitzsch, 
um  den  scharfen  Unterschied  zwischen  Gilde  und  Innung  zu 
beweisen,  sich  auf  das  Beispiel  Göttingens  beruft,  so  glaube 
ich  schon  oben^  gezeigt  zu  naben,   dafs  die  Grenze  jedenfalls 


^  Übrigens  Bind  Nitzsch  im  Verlauf  seiner  Untersuchungen  selbst 
Zweifel  an  der  Allgemeingültigkeit  seiner  Auffassung  von  der  ältesten 
Form  der  Verkehrs^de  gekommen.  Er  giebt  zu  (Aufsatz  11  394),  dafs 
es  schon  früh  in  einzelnen  Städten  neben  den  Kaufgilden  auch  üand- 
werkergilden  gegeben  haben  kann,  die,  ganz  allein  auf  sich  beschränkt, 
die  Genossen  eines  bestimmten  oder  eini^r  bestimmten  Gewerbe  ver- 
einigten und  die  als  solche  sich  ebenso  früh  wie  jene  allgemeinen  Ver- 
kehrsgenoBsenschaften  Gilden  nannten.  Damit  widemift  er  selbst  eines 
der  wesentlichsten  Resultate  seines  ersten  Aufsatzes;  er  eiebt  zu,  dafs 
„dies  leugnen,  die  Lage  der  Untersuchung  auf  diesem  Gebiete  völlig 
verkennen  hiefse". 

«  Vgl.  unten  S.  142. 

•  Vgl.  §  9. 
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keine  so  scharfe^  ich  möchte  sagen  prinzipielle,  das  Wesen  der 
Begriffe  scheidende  ist,  wie  Nitzsch  das  behauptet 

Vor  allem  möchte  ich  eines  gegen  Nitzschs  Erklärung 
des  Wortes  „Innung"  ins  Feld  führen.  Nach  Nitzsch  wäre 
die  Innung  von  Anfang  an  ohne  eine  Verleihung  von  Seiten 
der  öffentlichen   Gewalt   nicht   denkbar.      Aber    legt   man  — 

ferade  wie  Nitzsch  es  thut  —  grofses  Gewicht  auf  den 
[amen,  so  gilt  es  doch  vor  allem  da,  wo  die  ursprüngliche 
Bedeutung  des  Wortes  schon  in  der  Etymologie  desselben 
deutlich  zu  Tage  tritt,  an  dieser  festzuhalten  und  von  da  aus 
erst  die  weiteren  abgeleiteten  Bedeutungen  historisch  zu  er- 
klären. 

Die  erste  Bedeutung  des  Wortes  Gilde  mag  zweifelhaft 
erscheinisn,  die  Ableitung  des  deutschen  „Zunft''  aus  dem 
lateinischen  „condictum'*  leicht  anfechtbar  sein,  aber  dafs  das 
Wort  Innung  ursprünglich  gleich  Einung  ist,  dafs  es  also  auf 
«ine  Vereinigung,  auf  einen  Zusammenschlufs  hindeutet,  dafs 
die  obrigkeitliche  Verleihung,  ursprünglich  sekundär  und 
nebensächlich,  erst  später  mit  zum  Begriff  der  Innung  gehört 
haben  kann,  das  dünte  wohl  kaum  einem  Zweifel  unterliegen. 
Wie  das  Wort  allmählich  diesen  anderen  specielleren  Sinn 
angenommen  hat,  davon  soll  noch  weiter  unten  ^  die  Rede  sein ; 
hier  gilt  es  zunächst,  die  Gründe  im  einzelnen  zu  prüfen, 
welche  Nitzsch  für  seine  H3rpothe8e  —  den  scharfen  Gegen- 
satz zwischen  den  Begriffen  „Gilde"  und  „Innung"  —  ins 
Feld  führt. 

Vor  allem  stützt  er  sich  auf  eine  Urkunde  des  Herzogs  Otto 
von  Braunschweig  fbr  die  alte  Wijk  aus  dem  Jahre  1240^.  Den 
Bewohnern  dieses  Stadtteils,  der  später  mit  vier  anderen  zur 
Gesamtstadt  Braunschweig  zusammenwächst,  wird  durch  die- 
selbe verliehen  quaedam  gratia  vendendi  ....  que  vulgariter 
dicitur  Innunge  .  .  .  .  ita  ut  dictam  gratiam  nullus  habeat 
üisi  tantum  sit  de  consen&u  et  voluntate  burgenaium  praenomi- 
natorum.  1245  wird  ihnen  das  Privileg  bestätigt,  und  es  heifst 
jetzt:  quod  nos  omnibus  nunc  manentibus  in  veteri  vioo 
Bruneswich  et  Ulis,  aui  in  posterum  illuc  intrant  damus  talem 
gratiam,  que  vulgariter  dicitur  inninge,  ut  pos- 
sintibiemereet  vendere  pannum,quem  ipsi  parant, 
et  alia  omnia,  sicut  in  antiaua  ci  vi  täte  Bruneswich. 

Aus  diesen  beiden  Urkunaen  glaubt  Nitzsch  den  Schlufs 
ziehen  zu  können,  dafs,  indem  den  Bewohnern  der  alten  Wijk 
volle  Verkehrs-,  Kaufs-  und  Vorkau&freibeit  zugesichert  wird, 
dadurch  dem  Monopol  einer  älteren,  den  Verkehr  des  Platzes 
beherrschenden  Genossenschaft,  eben  der  Gilde,  ein  Ende  ge- 
macht wird.    Denn  nur  dann  habe   ein   solches  .2inge&tändj(^is 


'  S.  139ff. 

*  Hänselmann,  Braunschweiger  Urkundenbuch  I  9. 
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allgemeiner  Verkehrsfreiheit ,  die  doch  den  eigentlichen  Kern 
des  mittelalterlichen  Stadtrechts  ausmache,  überhaupt  einen 
Sinn,  wenn  es  „ältere  Einrichtungen  gab,  die  sich  als  Schranken 
der  allgemeinen  Verkehrsfreiheit  an  dem  einen  Platze  bemerk- 
lich machten,  an  dem  andern  möglicherweise  sich  bemerklich 
machen  konnten"^. 

Betrachten  wir  zunächst  das  weitere  Urkundenmaterial, 
das  uns  in  Braunschweig  zur  Prüfung  der  dortigen  Verhält- 
nisse zu  Gebote  steht. 

Da  finden  wir  schon  in  dem  Ottonischen  Stadtrecht 
von  1227,  das  allerdings  nur  für  Altstadt,  Neustadt  und  den 
Hagen  galt*,  die  Bestimmung,  dafs,  wer  in  eine  Innung  ein- 
treten will,  es  nur  mit  Zustimmung  von  Meister  und  Hand- 
werk thun  darf^.  Hier  ist  also  13  Jahre,  bevor  die  alte 
Wijk  das  Innungsrecht  erhielt,  der  Name  Innung  von  dem  ein- 
zelnen Handwerk  als  solchem  gebraucht.  Aber  ganz  selb- 
ständig stehen  Handwerke  und  Innungen  nicht  da;  erst  da- 
durch, dafs  1231  die  burgenses  (d.  h.  wohl:  der  Rat)  antique 
civitatis  de  voluntate  et  consensu  communi  den  Goldschmieden 
der  Altstadt  das  magisterium  operis  sui  verliehen,  erst  da- 
durch erhalten  diese  die  Befugnis,  jedermann  in  ihr  „Werk" 
aufzunehmen,  allerdings  erst  dann,  wenn  er  ihnen  ihre  iustitia, 
d.  h.  wohl:  eine  gewisse  dafür  festgesetzte  Gebühr  zahlt ^. 

Es  folgen  dann  zeitlich  die  oben  erwähnten  beiden  Privi- 
legien für  die  alte  Wijk.  Schon  hier  zeigt  sich  der  erste 
Widerspruch.  Wenn  Nitzsch  meint,  dafs  hier  erst  jetzt  einem 
Zustande  ein  Ende  gemacht  wird ,  der  in  den  anderen  Stadt- 
teilen schon  längst  überwunden  war,  so  können  wir  wenigstens 
von  einem  dieser  Stadtteile  urkundlich  beweisen,  dafs  eine  den 
Verkehr  beherrschende  und  beschränkende  Gilde  überhaupt 
niemals  bestanden  hat.  In  einer  Urkunde  von  1268  berufen 
sich  die  Tuchmacher  des  Hagens  auf  ein  bei  der  Gründung 
des  Hagens,  also  seit  Anbeginn  der  Stadt  ihnen  von  Heinrich 
•dem  Löwen,  ihrem  Begründer,  gegebenes  Privileg,  das  ihnen 
den  Handel  mit  den  selbst  bereiteten  Leinenttichem  zusichert*. 


»  N  itzsch,  Aufsatz  I,  S.  17. 

*  HiVusclmaon,  Urkundenbuch  d.  H.  Braunschweig  S.  4. 

'  Ibid.  p.  7.  Neman  ne  mach  sich  nener  inninge  noch  Werkes 
unterwinden,  ho  ne  do  it  mit  dere  meistere  oder  mit  dere  werken  orlove. 

*  Ibid.  S.  8.  .  .  .  ut  nuUus  contra  voluntatem  ipsorum  et  licenciam 
in  opere  se  intromitterc  presumat,  nisi  prius  statutam  eorum  iu^titiam 
ad  voluntatem  ipsonim  eis  persolvat.  In  seiner  Einleitung  zu  den  Chro- 
niken der  Stadt  Braunschweig  erwähnt  Hansel  mann  (p.  XIX)  die 
Gilde  der  Münzer,  Wechsler  und  Kauf  leute  in  der  Alt^taot,  aus  denen 
der  Rat  hervorgegangen  sein  soll. 

6  Urkunde  vom  16.  Oktl^r.  1268.  Hansel ma n n  No.  VII.  Quod, 
dum  Henricus  pie  recordatiöni's  dux  Bävarie  ei  Saionie  Indaginem 
Bruneswich  primo  fundaret   et    construeret    ac   ei   iura  burgimundii    et 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  erscheint  mir  aber  ein  Privileg 
der  „Lakenmacher"  in  der  Neustadt  Braunschweig,  durch 
welches  auch  sie  sich  im  Jahre  1293  wie  die  Weber  des 
Hagens  bereits  ein  Jahrhundert  früher  das  Recht  des  freien 
Detail  Verkaufs  ihrer  Fabrikate,  den  Leinwand  schnitt,  zusichern. 
Dies  Recht,  das  im  Privileg  ftir  die  alte  Wijk  von  1245  mit 
„Innung"  bezeichnet  wird,  wird  hier  ausdrücklich  „ghilden" 
benannt*. 

Wenden  wir  uns  nun  an  der  Hand  dieses  Materials  noch 
einmal  zurück  zu  Nitzschs  Hypothese,  so  scheint  es  mir 
zunächst  klar  zu  sein,  dafs  dieselbe  einen  unlöslichen  Wider- 
spruch in  sich  enthält.  Umfafste  die  Gilde  wirklich  damals 
noch  alle  am  Verkehr  der  Stadt  beteiligten  Elemente,  gewährte 
nur  sie  die  allgemeine  Verkehrsfreiheit,  wem  kam  da  über- 
haupt die  fürstliche  Übertragung  der  Innung  an  die  Stadt  zu 
gute?  Man  sieht  sich  notwendigerweise  zu  der  Annahme  ge- 
zwungen, dafs  sich  aufserhalb  der  Gilde  bereits  eine  grofse 
Anzahl  „Verkehrsinteressenten"  befanden,  denen  die  Gilde  in 
monopolistischem  Egoismus  die  Aufnahme  verweigerte,  die  als 
wirtschaftliche  Existenzbedingung  die  Zerstörung  jener  Mono- 
pole, die  Gewährung  allgemeiner  Verkehrsfreiheit  fordern 
mufsten.  Diese  Annahme  aber  scheint  mir  an  und  für  sich 
in  den  Verhältnissen  der  Stadt,  flir  die  jene  Urkunde  gegeben 
wurde,  des  thatsächlichen  Untergrundes  zu  entbehren.  Denn 
die  alte  Wijk  Braunschweig  strebte  erst  langsam  zu  städtischem 
Leben  empor  und  konnte  schwerlich  schon  ein  solch  reges  ge- 
werbliches Leben  zeigen,  dafs  eine  Genossenschaft  privilegierter 
Handeltreibender  einer  grofsen  Masse  gewerblich  für  den  Markt 
produzierender  Bürger  gegenüberstand. 

Allerdings  daran  glaube  ich  mit  Nitzscli  festhalten  zu 
müssen,  dafs  die  eigentliche  volle  Verkehrsfreiheit  erst  durch 
die  Verleihung  der  Innung  der  Stadt  zu  teil  wird.  Diese 
Verkehrsfreiheit  aber  bedeutet  nichts  anderes,  als  dafs  Jeder 
die  Produkte,  die  er  selbst  fabriziert,  frei  auf  dem  Markt 
verkaufen  darf,  dafs  vor  allem  die  Weber  hier,  im  Gegensatz 


libertates  daret  sicut  fieri  solet,  talem  graciam  specialiter  superaddidit, 
iit  omnes  habitantes  in  Indagine  niemorata,  qui  solent  paonum  lancum 
praeparare,  pannum  licite  possint  ineidere  in  domibus  suis  et  vendere 
vel  in  foro  aut  ubicumque  melius  eis  placet.  Vgl.  auch  Hänselmann, 
Chroniken  der  Stadt  Braunschweig  I  p.  XVI  und  Anm.  5. 

*  .  .  . .  quod  dilectis  nobis  burgensibus  universis  videlicet,  qui  in 
nostra  civitate  pannos  laneos  faciünt  vel  hoc  usque  facere  consueverunt, 
pro  gratia  coucedeudum  duximus  speciali,  ut  gaudeant  et  fruautur  sine 
impedimento  quolibet   eo  iure  quod  „ghuden"  dicitur  in  vul- 

fari,  et  adeo  liberaliter,  sicut  ipsi  etiam  burgenses  nobis  dilecti  de  In- 
ngine  civitatis  eiusdem  antiquitus  in  omnibus  sunt  gavisi.  Hänsel- 
mann S.  16  No,  X.  Worin  aber  dies  „ghilden"  genannte  Recht  be- 
stand, erfahren  wir  au»  der  Gewandschneidorurkunde  von  1245;  ee  war 
der  Gewandschnitt  I 
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zu  vielen  anderen  Städten,  den  Gewandschnitt  betreiben  dürfen 
und  dafs  über  die  Zulassung  zu  diesen  Rechten  nur  die  kom- 
petenten, autonomen  Stadtorgane,  resp.  mit  ihrer  Einwilligung 
—  wie  es  in  dem  Stadtrecht  von  1227  heifst  —  die  einzelnen 
Innungen  imd  deren  Meister  zu  entscheiden  haben.  Ist  nun 
wirklich,  wie  Nitzsch  meint,  dies  Privileg  nur  durch  die  An- 
nahme einer  älteren  monopolistisch  organisierten  Genossen- 
schaft erklärlich?  Eine  andere  Annahme  scheint  mir  in  den 
Worten  der  Privilegien  von  1241  und  1245  mindestens  ebenso 
gut  und  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  so  weit  wir  sie 
kennen,  besser  begründet  zu  sein.  Ganz  deutlich  weist  das 
Privileg  von  1245  darauf  hin,  dafs  durch  dasselbe  die  Ein- 
wohner der  alten  Wijk  denen  der  Altstadt  im  Verkehrsrecht 
gleichgestellt  werden.  Es  war  ein  Vorgang,  wie  er  sich  auch 
sonst  so  häufig  findet:  Indem  der  Stadtberr  die  Bewohner  des 
bis  dahin  niedergehaltenen  Stadtteils  im  Marktverkehr  selb- 
ständig macht,  ihnen  das  Privileg  der  Altstadt  giebt,  über  Zu- 
lassung zu  demselben  autonom  zu  entscheiden,  ermöglicht  er 
das  Aufstreben  der  alten  Wljk  zu  städtisch^oi  Verkehrsleben  *. 
Nicht  in  dem  Hinweis  auf  eine  jetzt  zersprengte  grofse  Gilde 
liegt  der  Gegensatz  zur  früheren  Zeit,  sondern  in  der  That- 
sache,  dafs  der  Stadtherr  gewisse  Befugnisse,  die  ihm  bis 
dahin  zugestanden,  den  autonomen  Stadtorganen  resp.  den 
einzelnen  Handwerker-Korporationen  überläfst. 

Dafs  mit  der  Verleihung  der  Innung  der  Stadtrat  auch 
zugleich  die  Befugnis  erhält,  neue  Innungen  zu  errichten,  er- 
giebt  sich  aus  dem  Gesagten  von  selbst ;  aber  keineswegs  kann 
man  einen  fundamentalen  unterschied  finden  zwischen  der 
Übertragung  des  Innungsrechts  an  den  Stadtrat  und  der  an 
die  einzelne  gewerbliche  Genossenschaft;  ein  Unterschied,  der 
ZLach  Nitzsch  fUr  die  ganze  weitere  wirtschaftliche  Entwick- 
lung der  Stadt  bedeutungsvoll  geworden  sein  soll.  Auch  wo 
die  Handwerkergenossenschaft  das  Recht  der  Innung  direkt 
aus  der  Hand  des  Stadtherm  empfangt,  ist  sie  meist  doch  in 
späterer  Zeit  in  Abhängigkeit  vom  städtischen  Rat  geraten. 

Und  andererseits  bietet  die  Kasseler  Gilde  uns  gerade  ein 
beredtes  Beispiel,  wie  eine  Innung,  auch  ohne  dafs  sie  ihr 
Recht  vom  städtischen  Rat  erhält,  allmählich  in  völlige  Ab- 
hängigkeit vom  Stadtherm  gerät,  wenn  es  diesem  nur  gelingt, 
die  Zügel  des  gesamten  Regiments  in  seiner  Hand  zu  halten 
und  dieselben  so  straff  anzuziehen,  als  es  sonst  fast  überall 
der  Rat  gethan  hat 

Betrachten  wir  nun  die  übrigen  Bedeutungen  des  Wortes 
Iiuiung  gerade  im  Gebiet  des  sächsischen  Rechts  zu   der  da- 


'  Dfirfen  wir  HänBelmann  (a.  a.  p.  XIX)  Glauben  schenken,  so 
hätte  bis  dahm  nur  die  finesische  Wollenweberkolonie  eine  freiere  Form 
des  Marktverkehrs  in  der  alten  Wyk  sich  errangen  gehabt. 

Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  2.  189 

maligen  Zeit  —  ich  sehe  von  der  ursprünglichen  Bedeutung, 
als  Einung,  Genossenschaft,  jetzt  ab  — ,  so  fügen  sie  alle  sidi 
sehr  gut  der  oben  von  mir  gegebenen  Deutung  ein.  Fast 
überall  bedeutet  „Innung*'  in  diesem  Zusammenhange  ein 
finanzielles  Recht  des  Stadtherm,  das  derselbe  den  einzelnen 
Städten  überläfst.  Nur  einige  Beispiele,  die  teilweise  schon 
Nitzsch  anführt,  mögen  das  noch  deutlicher  zeigen. 

In  Parchim  wird  1227,  1238  und  öfter,  in  Flau  1235,  in 
Goldberg  1248  den  Städten  der  proventus,  qui  vulgo  sonat 
inninge  überwiesen,  und  zwar,  um  gewisse  Verbesserungen  in 
der  Stadt  vorzunehmen^,  und  ähnlich  wird  auch  der  Stadt 
Wittstock  quaedam  libertas  quae  vulgo  dicitur  inninge  über- 
lassen, zum  Besten  der  Stadt  und  insbesondere  ihrer  Be- 
festigung*. Und  deutlich  als  eine  finanzielle  Leistung,  als 
eine  Abgabe  flir  die  Erlaubnis  des  freien  Verkaufs  ihrer  Pro- 
dukte charakterisiert  sich  die  Innung  in  der  Urkunde,  durch 
welche  die  Stadt  Neumarkt  in  Schlesien  mit  Hallischem  Recht 
bewidmet  wird,  wenn  es  in  derselben  heilst:  innunge  sutorum 
constat  ex  II  fertonibus®;  wenn  ferner  der  Stadt  Breslau  von 
Herzog  Heinrich  die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  dafs  die 
Innung  nicht  teurer  als  für  3  Ferting  verkauft  werden  darf*. 

Auf  Grund  dieser  Daten,  die  uns  vor  allem  die  Geschichte 
Braunschweigs,  daneben  die  Betrachtung  einiger  anderer  Ur- 
kunden des  sächsischen  Rechtsgebiets  an  die  Hand  gegeben, 
wird  es  vielleicht  möglich  sein,  in  folgendem  eine  Geschichte 
des  Begriffs  „Innung"  zu  geben,  der  in  der  mittelalterlichen 
Stadt  in  ihrer  wirtschaftlichen  und  socialen  Ejitwicklung  eine 
so  bedeutende  Rolle  gespielt  hat. 

1.  Was  Innung  ursprünglich  bedeutete,  das  kann  nach 
dem  Wortsinn  kaum  zweifelhaft  sein;  es  bedeutete  den  Zu- 
sammenschlufs  einer  Anzahl  von  Personen  zur  Erreichung 
eines  bestimmten  Zweckes  und  die  aus  diesem  Zusammen- 
schlufs  hervorgehende  Genossenschaft.  Ob  derselbe  nur  durch 
freiwilligen  Zusammentritt  der  einzelnen  Genossen  erfolgte,  ob 
sie  dann  von  oben  organisiert  wurde,  kann  von  diesem  Gesichts- 

^  Mecklenburgisches  Urkundenbuch  passim:  ad  emendationein  et 
Btraetnram  civitatis. 

'  Ipsis  dedimus  quandam  libertftfcem  qoae  vulgo  dicitur  Innunge 
ut  ex  inae  emendcnt  civitatis  munitiones  et  comparent  quae  videntur 
civitati  ad  commodum  (Wilda  S.^  818  Anm.).  Im  weiteren  Fortgang 
der  Urkunde  wird  dann  Innung  immer  von  der  einzelnen  Genossen- 
schaft gebraucht:  magistri  quoque  officiorum  innunge  ....  quicquid  in 
eomm  innunge  fuerit  stataendum  etc. 

>  Tzsenoppe  und  Stenzel  S.  299.  Etwas  ganz  Ähnliches  ist 
es,  wenn  in  Salzwedel  1288  verfögt  wird:  ad  emendationem  civitatis 
nostrae  Saltwedel  statnimas  . . .  .  nt  nnllus  in  eadem  civitate  nostra  in- 
habitantiam  pannum  incidere  presumat  nisi  in  domo  conununi  et  venali 
....  pannum  vendat  et  incidat  et  etiam  fratemitatem  ghilde  super  hoc 
habest  et  observet  (Riedel  I  14.  1). 

^  Urkundenbuch  der  Stadt  Breslau  I  48. 
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punkt  aus  gleichgültig  sein.  Erst  die  Anerkennung  ihres 
Vereins  und  gewisser  gewerblicher  Rechte  seitens  der  öffent- 
lichen Gewalt  gab  den  Genossenschaften  die  Bedeutung,  die 
sie  das  ganze  spätere  Mittelalter  hindurch  behauptet  haben. 

Gerade  die  ältesten  Urkunden,  in  denen  das  Wort  Innung 
auftritt,  der  Magdeburger  Gewandschneiderbrief  von  1183, 
die  Urkunde  der  Schilderer  zu  Halle,  das  Privilegium  der 
Schuster  zu  Halberstadt,  das  für  die  Leinenweber  im  Hagen, 
sie  alle  lassen  diese  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  noch 
deutlich  erkennen. 

2.  Aus  dieser  ersten  Bedeutung  des  Wortes  hat  sich  dann 
naturgemäfs  in  kurzer  Zeit  die  zweite  entwickeln  können. 
Innung  bezeichnet  das  Vorrecht,  dessen  sich  die  Mitglieder 
einer  solchen  Kaufmanns-  oder  Handwerkergenossenschaft 
gegenüber  irgend  welchen  aufserhalb  der  Genossenschaften 
stehenden  Personen  —  seien  es  nun  Mitglieder  anderer  Hand- 
werker-Innungen oder  Mitglieder  der  Kaufmannsgilde  oder 
endlich  Fremde  und  Nichtbürger  —  zu  erfreuen  hatten.  Ich 
kann  mich  hier  auf  die' Frage:  was  eigentlich  die  ersten 
Zwecke  solcher  Vereinigungen  von  Gewerbetreibenden  gewesen 
sein  mögen,  nicht  näher  einlassen;  aber  so  viel  scheint  mir 
festzustehen,  dafs  das,  was  eigentlich  als  Innungsrecht  be- 
zeichnet wird,  identisch  ist  mit  der  gratia  vendendi  et  eraendi, 
mit  dem  Recht  der  freien  Fabrikation  und  des  freien  Ver- 
triebes der  von  der  Innung  fabrizierten  Waren. 

Von  der  gratia  emendi  et  vendendi,  die  z.  B.  den  Baseler 
Zünften  1178  von  ihrem  Bischof  gewährt  wird*,  unterscheidet 
sie  sich  dadurch,  dafs  jene  den  bis  dahin  hörigen  Handwerkern 
erst  die  Möglichkeit  giebt,  für  den  Markt  zu  arbeiten,  eigenen 
Gewinn  zu  machen  und  ihre  Waren  spekulativ  zu  verwerten, 
diese  den  freien  Handwerkern  eine  monopolistische  Zwangs- 
befugnis gewährt :  alle  anderen  von  dem  betreffenden  Gewerbe- 
auszuschliefsen.  Es  war  ein  bedeutender  Schritt  weiter  zu 
Selbständigkeit,  Reichtum  und  Macht. 

Dies  Recht  aber  konnte  den  Innungen  nur  zu  teil  werden 
durch  Verleihung  seitens  der  öffentlichen  Gewalt ;  so  lange  sie 
nur  private  Vereine  von  Gewerbetreibenden  waren,  verfügten 
sie  über  keine  Zwangsmittel,  durch  welche  sie  die  gratia 
emendi  et  vendendi  ihren  Widersachern  gegenüber  hätten 
durchsetzen  und  zur  Geltung  bringen  können^. 

Dieses  Innungsrecht  ist  ihnen  dann  im  Laufe  der  weiteren 
Entwicklung  fast  überall  zu  teil  geworden;  nur  die  Weber 
hatten  mit  den  älteren  Gilden  oder  Innungen  der  Gewand- 
schneider einen  langen  Kampf  zu  bestehen,    aus  dem  sie  erst 


»  Vgl.  Geering,  Basel  S.  3  flf. 
«  Vgl.  unten  cap.  IV  §  2. 
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spät  als  Sieger  hervorgegangen  sind.  Ihnen  stand  meist  nur 
die  freie  Fabrikation,  nicht  aber  der  freie  spekulative  Vertrieb 
ihrer  Produkte,  die  Verwertung  derselben  auf  dem  städtischen 
Markte  zu.  Indem  die  Gewandschneider  in  vielen  Städten 
auch  den  Webern  die  Innung,  den  Gewandschnitt,  erteilten, 
gaben  sie  ihnen  die  Möglichkeit,  an  ihren  wirtschaftlichen 
Vorrechten  gegen  Bezahlung  teil  zu  haben,  ohne  dafs  ihnen 
doch  der  Eintritt  in  die  Gilde  als  solche,  d.  h.  aktives  und 
passives  Wahlrecht,  Teilnahme  an  der  Versammlung  und 
dem  Gelage  zustand.  Social  standen  sie  nach  wie  vor  aufser- 
halb  der  Gilde;  ihren  genossenschaftlichen  Anschlufs  fanden 
sie  auch  nicht  bei  den  Kauf  leuten,  sondern  bei  ihren  Standes- 
und Handwerksgenossen  ^. 

In  späterer  Zeit  hat  diese  gratia  vendendi  et  emendi  als 
Mittelpunkt  aller  Innungsrechte  gegolten.  Um  sie  zu  erringen 
und  sich  gegen  fremde  Konkurrenz  zu  schützen,  haben  z.  B. 
die  Hildesheimer  Krämer  ^  beim  Stadtrat  um  die  Gewährung 
einer  Innung  petitioniert.  Der  Besitz  dieser  gratia  vendendi 
et  emendi  barg  nun  von  vornherein  einen  doppelten  Sinn  in 
sich.  Nach  innen,  nach  der  Seite  der  genossenschaftlichen 
Rechte,  bedeutete  er  eine  Freiheit,  eine  libertas,  eine  gratia. 
Er  machte  erst  die  Handwerker  zu  freien  Kaufleuten  und 
öffnete  ihnen  den  städtischen  Markt;  er  sicherte  ihnen  das 
gleiche  Recht,  das  auch  die  Baseler  Handwerker  durch  die 
gratia  erhielten.  Nach  aufsen  gegenüber  den  nicht  zur  Ge- 
nossenschaft gehörigen  Elementen,  d.  h.  allen  übrigen  Stadt- 
bewohnern und  den  fremden  Handel-  und  Gewerbetreibenden, 
bedeutete  er  eine  Schranke,  eine  Beschränkung;  gerade  er 
durchbrach  die  allgemeine  kaufmännische  Verkehrsfreiheit, 
die  einen  der  wesentlichsten  Grundsätze  des  kaufmännischen 
Sonderrechts,  des  Marktrechts,  des  Stadtrechts,  bildete. 

Gerade  diese  beiden  Seiten  der  Bedeutung  des  Wortes 
Innung  als  eines  nutzbaren  Rechts  sind  dann  in  der  weiteren 
Entwicklung    des   Worts  deutlich   zum   Ausdruck  gekommen. 

3a.  Man  gewöhnte  sich  allmählich,  „Innung''  nicht  nur 
als  das  besondere  Verkehrsrecht  einer  einzelnen  Genossenschaft 
in  den  speciellen  Artikeln,  die  sie  fabrizierte  und  mit  denen 
sie  handelte,  zu  betrachten,  sondern  mit  dem  Worte  ganz 
allgemein  die  gratia  vendendi  et  emendi  zu  bezeichnen,  einerlei, 
ob  dieselbe  einer  einzelnen  Korporation  oder  einer  gesamten 
Stadt  zukam.  In  dieser  allgemeinen  Bedeutung  finden  wir  das 
Wort  Innung  überall  da  gebraucht,  wo  von  der  Verleihung 
derselben  an  eine  ganze  Stadt  die  Rede  ist.     Die  Übertragung 


»  Vgl.  unten  Cap.  IV  §  2. 

>  Hildesheimer  Urkundenbach  No.  612.    Institores   platenmekere, 
apothecarii  et  incisores  corrigiarum. 
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des  Innongsrechts  an  die  alte  Wijk  hat^  wie  schon  Nitzsch 
richtig  geAetxtetf  den  Sinn,  dafs  damit  die  Befugnis :  über  die 
Zulassung  zur  gratia  zu  entscheiden ,  von  dem  Landesherm 
an  die  Stadtbehörden  übertragen  wird^;  etwa  in  demselben 
Sinne^  wie  der  Stadtherr  in  jener  Zeit  das  SehultheiljBengericht 
oder  andere  Gerechtsame  an   die  Stadtbehörden   verpftlndete. 

3b.  Zugleich  mit  diesem  Recht  gelangte  die  Stadt  in  den 
Besitz  beträchtlicher  Einkünfte^  die  bis  dahin  dem  Stadtherrn 
zugestanden  hatten.  Denn  die  Bewilligung  und  Bestätigung 
der  gratia^  die  doch  nur  von  ihren  Behörden  ausgehen  konnten, 
hatten  sich  die  Stadtherren  bis  dahin  gut  bezahlen  lassen. 
Auch  diese  Einnahmen,  die  also  jetzt  in  die  Stadtkasse  selbst 
fliefsen,  werden  häufig  —  so  vor  allem  in  den  mecklen- 
burgischen und  schlesischen  Städten,  aber  auch,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  Halle  —  mit  dem  Worte  Innung  bezeichnet. 
Andererseits  bezeichnete  aber  auch  die  einzelne  Genossenschaft 
das  Eintrittsgeld,  das  sie  von  ihren  neu  hinzugekommenen 
Mitgliedern  forderte,  als  eine  „Innung". 

4.  Weit  weniger  tritt  die  andere  Bedeutung  des  Wortes 
Innung  als  einer  Verkehrsbeschränkung  hervor.  Es  sind  schon 
mehr  moderne  Anschauungen,  die  in  einer  solchen  Auffassung 
des  Wortes  Innung  zu  Tage  treten.  Wenn  aber  im  Löwen- 
berger  Stadtrecht  von  1217  die  Bestimmung  sich  findet,  daz 
si  (die  Bürger)  Win  suUen  schencken  und  niemande  nicht  davon 
gebin  .  .  .  .  da  in  sal  euch  nimmer  kein  Voitding  inne  gesin 
noch  Innunge,  so  bedeutet  das  doch  offenbar,  dafs  der  Wein- 
schank  allen  Bürgern  offen  stehen  und  sich  keine  Genossen- 
schaft bilden  solle,  die  den  Weinschank  als  ihr  besonderes 
Monopol  in  Anspruch  nähme. 

Und  ganz  ähnlich  verfügt  1265  der  Strafsburger  Bischof*, 
daz  jedermann  seine  Weine  abelesen'  und  vuren  soll,  swar  er 
wil,  und  fUgt  dann  hinzu:  man  soll  auch  enheinen  einung 
darüber  machen  in  deheime  dorfe  daz  unss  oder  unsere  belfere 
anhöret*.  Und  wie  in  Worms,  wie  wir  sahen,  alle  Genossen- 
schaften 1219  aufgelöst  werden,  nach  der  Anschauung  des 
14.  Jahrhunderts  ad  commodum  ementium  et  vendentium,  so 
verfügt    der    Kasseler    Landgraf  1384    die   Aufhebung    aller 


^  Thatsächlich  heifst  es  dann  auch  in  dem  Stadtrecht  aus  dem 
Anfange  des  15.  Jahrhunderts :  Nemant  mach  nejne^gylde  setten  edder 
hoghen  ane  des  rades  willen. 

»Vgl.  auch  z.  B.  Wigand,  Strafsburger  Urkundenbuch  I  549  über 
die  „Einun^  der  Bäcker"  in  Strafsbuig.  Hier  bezeichnet  Einun^  wie  in 
Norddeutscnland  1.  die  Genossenschan  selbst,  2.  das  specielle  Verkehrs- 
recht, das  sie  besitzt,  B.  die  Gebühr,  die  für  Zulassung  zu  diesem  Recht 
gezahlt  wird. 

•  Vielleicht  hier  =  Bestimmung. 
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Kasseler  Innuneen,  damit  alle  Bürger  in  ihren  Hänsem  frei 
kaufen  und  verkaufen  können  *. 

5.  Endlich  mag  noch  eine  Bedeutung  des  Wortes  Innung 
erwähnt  sein^  die  auch  aus  der  ursprünglichen  sich  allmählich 
entwickelt  hat  und  zeigen  kann,  nach  welch  verschiedenen 
Richtungen  im  Mittelalter  ein  einmal  feststehender  Begriff  seine 
Bedeutungen  weiter  entwickeln  konnte. 

In  Löwenberg  wurde  ein  bestimmter  Tag,  an  dem  die 
Fleischerzunft  feiern  durfte  —  es  war  Michaelis  — ,  Innung 
genannt.  Man  kann  daran  denken,  dafs  dabei  die  Erinnerung 
an  den  Stiftungstag  der  Zunft  festgehalten  wurde,  oder  der 
Tag  irgendwelche  andere  svmbolische  Bedeutung  gerade  für 
diese  Zunft  im  Laufe  der  2reit  gewonnen  hatte  ^. 

Eine  letzte  Bedeutune  des  Wortes  Einung,  die  sich 
namentlich  in  Süddeutschland  findet,  Satzung,  Vorschrift, 
scheint  mir  mit  der  Bedeutung  von  Innung  als  gewerblicher 
Zunft  nicht  in  Verbindung  zu  stehen. 


Schon  aus  dieser  Geschichte  des  W^ortes  Innung  wird  es 
klar  werden,  dafs  von  einem  so  scharfen  Unterschiede,  wie 
ihn  Nitzsch  gerade  zwischen  Innung  und  Gilde  hinstellt,  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Wenn  die  Kaufmannsgenossenschaften  in 
der  älteren  Zeit  meist  als  Gilden,  erst  später  —  aber  dann 
mindestens  ebenso  oft  —  als  Innungen  bezeichnet  werden,  so 
hat  das  meiner  Meinung  nach  nur  den  einen  Gxund,  daXs  der 
Name  Gilden  ein  uralter  ist,  schon  in  karolingischer  Zeit,  wie 
wir  sahen,  für  freie  Vereinigungen  gebraucht  wird,  der 
Name  Innung  aber  im  Sinne  einer  Genossenschaft  urkundlich 
erst  im  12.  Jahrhundert  vorkommt. 

Nun  aber  sind  die  Kaufinannsgenossenschaften  jedenfalls 
fast  überall  den  Handwerkerzünften  vorangegangen.  Der 
Handel  entwickelt  sich  früher  als  das  Handwerk  (Schmoller); 
naturgemäfs  finden  wir  daher  die  genossenschaftlichen  Organi- 
sationen des  Handels  am  meisten  mit  dem  älteren  Namen  be- 
zeichnet. 


*  Die  überaus  interessante  Stelle  siehe  Anhang  II  Urk.  IIL  Nicht 
sowohl  um  Aufhebung  der  Genossenschaften  handelte  es  sich,  als  um 
Abschaffung  ihres  sewerblichen  Zwangsrechts.  Natürlich  muTste  dies 
sich  um  so  drückender  zeltend  machen,  je  engherziger  und  schroffer  die 
einzelnen  Innungen  sicn  nach  aufsen  hin  abschlössen,  ihre  Mitglieder- 
zahl  einschränkten  und  ihre  Monopolien  nur  im  Eigeninteresse  aus- 
nutzten. 

*  Entwicklung  des  Wortes  „Innung^: 

I.  Yeremigang  —  Genossenschaft. 

IL  Yerkehrsrecht  (gratia  emendi  et  vendendi). 
ni.  Gebühren.         IV.  Beschränkung  der  allgemeinen  gratia. 
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Ganz  ähnlich  wie  das  Wort  Innung,  haben  auch  die  Be- 
zeichnungen „Gilde"  und  „Hanse"  ihre  eigene  Geschichte.  Es 
ist  bekannt,  dafs  mit  „Gilde"  im  späteren  Mittelalter  die  Hand- 
werker-, sowohl  wie  die  Kauf leute  -  Korporationen  bezeichnet 
werden,  dafs  Gilde  wie  Innung  das  nutzbare  Realrecht 
der  Genossenschaft  bezeichnet,  dafs  es  die  Bedeutung  einer 
Abgabe  an  die  Genossenschaft  so  gut  angenommen  hat  wie 
die  einer  Rente,  die  dieselbe  verteilte.  Und  wenn  Nitzsch 
von  der  Hanse  meint,  dafs  dieselbe  das  Recht  bezeichne,  kraft 
dessen  die  Gilde  über  die  städtische  Wage  verfügte  ^,  so  mufs 
dem  gegenüber  betont  werden,  dafs  die  Gilde  thatsächlich  nur 
in  wenigen  Fällen  im  Besitz  der  städtischen  Wage  nachgewiesen 
werden  kann,  dafs  gerade  in  Göttingen  die  Hanse  nur  Lehns- 
besitz der  Gilde  ist,  dafs  also  die  Verfügung  über  die  städtische 
Wage  sicherlich  zu  den  wesentlichen  Befugnissen  der  Gilde  als 
solcher  nicht  gehört  hat. 

Auch  Hanse  scheint  ursprünglich  nichts  anderes  bedeutet 
zu  haben  als  Vereinigung  und  Genossenschaft.  Allerdings  tritt 
hier  der  Charakter  als  Handelsgenossenschaft  viel  prägnanter 
und  schärfer  hervor  als  bei  dem  Worte  Gilde.  Dafs  aber  das 
Wort  nicht  ausschliefslich  von  Kaufmanns-,  sondern  hie  und 
da  auch  von  Handwerker-Korporationen  gebraucht  wird,  hat 
schon  Maurer^  an  zahlreichen  Beispielen  nachgewiesen.  Ge- 
rade die  Bedeutung  des  Wortes  als  finanzielle  Leistung  tritt 
hier  ziemlich  scharf  hervor ;  es  bezeichnet  im  allffemeinen  eine 
Abgabe  für  die  Zulassung  zum  freien  Handelsbetrieb^,  von 
der  hier  und  dort  gerade  die  Gildenmitglieder  befreit  sind*. 

So  kann  ich  denn  hier  nur,  was  sich  oben  speciell  am 
Schlüsse  meiner  Betrachtung  der  Göttinger  Verhältnisse  ergab, 
im  allgemeinen  wiederholen.  Nicht  nur  auf  die  niedersächsischen 
Kleinstädte,  wie  man  wohl  gemeint  hat,  sind  die  Nitzschschen 
Ausführungen  zu  beschränken,  sondern  auch  unter  diesen  zeigen 
sich  mannigfach  andere  Formen,   als   diejenigen,   die  Nitzsch 


»  Nitzsch,  I.  Aufsatz  S.  21  u.  26,  II  388 ff. 
^  Maurer,  Stadtverfassung  II  864. 

•  Z.  B.  die  hansa  pistorum  in  Brake  1  der  hantwerken  hanse  in 
Driburg,  die  hanse  der  mechanici  in  Mühlhausen,  in  Hannover 
und  Weinhausen. 

*  So  wird  z.  B.  1181  —  wie  den  Bürgern  von  Wittstock  die 
Innung  —  der  Bremenser  Bürgerschaft  von  inrem  Bischof  die  Hanse 
überlassen.  Hans.  Urkundenbuch  I  31:  Hansam  eciam,  que  ad  nos 
respectum  habuit,  arbitrio  civium  permisimus. 

Gh^ruel,  Hist.  de  Ronen  II  368.  Et  si  homines  Meduntiae  in- 
terrogant  hansam,  oportebit  eis  nominetur  id  de  quo  interrogant. 

Keure  von  St.  Omer  (1127)  [Giry,  Hist.  de  St.  Omer  p.  372J:  Quis- 
quis  eorum  ad  terram  imperatoris  pro  negotiatione  sua  perrezent  a  ne- 
mine  meorum  hansam  persolvere  cogatur.  Gildestatut  von  Mecheln 
(Grofs  I  297):  Si  quis  ourgensis,  non  confrater  dicte  giide,  tamquam 
mercator  ultra  Mosam  perrexerit,  persolvat  hansam. 
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als  die  typischen,  das  Wesen  der  Gilde  ausmachenden*  hinzu- 
stellen versuchte.  Das  Verdienst  des  gro&en  Historikers  wird 
dadurch  wenig  geschmälert;  die  Anregung,  die  er  der  Forschung 
gegeben,  die  sichere  Grundlage,  die  er  ihr  durch  Ausscheidung 
der  Kaufmannsgilde  aus  der  allgemeinen  Betrachtung  gilde- 
artiger Institutionen  hat  zu  teil  werden  lassen,  wird  Jedermann 
dankbar  anerkennen,  der  sich  auch  seinen  positiven  Resultaten 
nicht  anzuschliefsen  vermag;  und  die  rege  Arbeit,  die  seit  dem 
Erscheinen  der  Nitzschschen  Aufsätze  auf  dem  Gebiete  der 
mittelalterlichen  Städteforschung  begonnen  hat,  zeigt  am  besten, 
auf  welch  fruchtbaren  Boden  seine  Anregungen  gefallen.  Der 
ungemeine  Scharfsinn,  der  vielleicht  in  übertriebener  Anwendung, 
in  der  Konstruktion  künstlicher  Zusammenhänge,  im  Zusammen- 
knüpfen von  Fäden,  die  nicht  verknüpft  werden  dürfen,  in 
allzu  kühnen  Schlüssen  von  den  Einzelerscheinungen  auf  generelle 
Wahrheiten,  am  meisten  die  unrichtigen  Resultate  herbeigeführt 
hat,  er  bleibt  immer  das  Zeichen  eines  regen  und  energischen 
Geistes  ^ 

§  13. 
(Zur  Kritik   von   Grofs:    The  guild   merchant.) 

Die  Gilden  in  England. 

Nirgends  auf  dem  Kontinent  ist  im  Mittelalter  das  Institut 
der  Handelsgilden  zu  solcher  Ausbreitung  und  Blüte  gelangt 
wie  in  England.  Der  zweite  Band  des  Grofsschen  Werkes 
über  die  englischen  Handelsgilden  enthält  ein  urkundliches 
Material  von  einer  Fülle  und  Reichhaltigkeit,   wie  es  für  die 

'  Hegel  polemisiert  an  mehreren  Stellen  seines  Werkes  (z.  B.  II 
312,  347,  356  ff.,  498  f.)  nicht  nur  gegen  die  Resultate,  sondern  vor  allem 
eegen  die  ganze  Methode  Nitzschs  und  seiner  Schüler  (Liese gang, 
Höniger,  Kruse  etc.).  Stimme  ich  auch  in  vielen  meiner  Resultate 
mit  Hegel  überein,  so  scheint  mir  doch  die  Art  seiner  Polemik  weder 
in  ihrer  grofsen  Schärfe  zu  rechtfertigen,  noch  genügend  durch  Beweise 
gestützt  zu  sein.  Wenn  er  z.  B.,  um  aas  gröfsere  Alter  der  Handwerker- 
innungen zu  beweisen,  sich  auf  eine  einzige  Stelle  beruft,  in  der 
noch  dazu  von  Innungen  mit  keinem  Worte  die  Rede  ist,  wenn  er  die 
Gilde  von  St.  Omer  zu  schildern  versucht,  ohne  das  älteste  Gildestatut 
der  Stadt  zu  kennen,  so  mag  man  ihm  selbst  wohl  Mangel  an  histori- 
scher Genauigkeit  zum  Vorwurf  machen,  den  er  so  energisch  an  Nitzsch 
und  seinen  Schülern  rüfft.  Jedenfalls  glaube  ich,  dafs  weder  für  Köln, 
noch  für  Göttingen,  nocn  für  Groningen  Nitzsch  allein  durch  die  Argu- 
mente, die  Hegel  gegen  ihn  ins  Feld  führt,  widerlegt  werden  kann:  er 
würde  sich  mit  Recht  darauf  berufen  können,  dafs  Hegel  gar  nicht  den 
Versuch  macht,  in  den  wirklichen  Kausalzusammenhang  der  Dinge  ein- 
zudringen, und  dafs  selbst  durch  verfehlte  Versuche,  dies  zu  thun,  der 
Wissenschaft  wenigstens  Anlafs  zu  weiterer  Forschung  gegeben  wird. 
Ob  das  Hegeische  Werk  —  und  der  Verfasser  spricht  dies  in  der  Ein- 
leitung mit  Zuversicht  aus  —  den  gleichen  Erfolg  haben  wird,  mufs  die 
Zukunft  zeigen. 

Forschnngen  (52)  XII 2.  —  Doren,  Kaufraannsgilden.  d  h^^tjOOQlc 
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Beurteilung  der  Verhältnisse  auf  dem  Kontinent  uns  nirgends 
auch  nur  annähernd  in  gleichem  Mafse  zu  Gebote  steht  ^ 

Der  Inhalt  des  Groftschen  Buches  ist  demgemäfs  ein  un- 
gemein reichhaltiger.  Die  Bedeutung  der  Gilde  flir  die  Ver- 
fassungsentwicklung der  englischen  Städte  ist  hier  zum  ersten- 
male  objektiv  und  klar,  ohne  Übertreibung  nach  der  einen 
oder  der  anderen  Seite  hin  dargelegt  worden.  Für  die  national- 
ökonomische Seite  der  Frage  dagegen  hat  Grofs  als  Historiker 
der  Göttinger  Schule  weniger  Interesse^  und  Verständnis;  die 
Bedeutung  der  Gilde  flir  das  Wirtschaftsleben,  für  die  socialen 
Zustände  in  der  Stadt  tritt  ihm  gegenüber  ihrer  Stellung  in  der 
Verfassungsentwicklung  zurück ;  sein  nationalökonomisches 
Urteil  ist  ganz  in  den  doktrinären  Ideen  der  älteren  englischen 
Freihandelsschule  befangen^.  Er  sucht  Durchschnittsbilder 
der  ganzen  englischen  Entwicklung  zu  gewinnen,  statt  den 
w^irtschaftlichen,  socialen,  politischen  Impulsen  nachzuspüren, 
die  die  Entwicklung  vorwärts  getrieben  haben. 

Es  sei  mir  gestattet,  gerade  auf  die  Bedeutung  der  Handels- 
gilden für  das  sociale  und  wirtschaftliche  Leben  der  englischen 
Städte  noch  etwas  genauer  einzugehen*. 

Zwei  Gesichtspunkte  möchte  ich  vor  allem  in  den  Vorder- 
grund der  Betrachtung  stellen,  die  mir  ein  Verständnis  des 
englischen  Gildewesens  im  Mittelalter  erst  zu  ermöglichen 
scheinen.  Es  gilt  vor  allem,  die  Vorteile  zu  erkennen,  die  eine 
gilda  mercatoria  den  Bestrebungen  der  Einzelnen  wie  des  ge- 
samten städtischen  Organismus  im  Wirtschaftsleben  der  Stadt 
zu  teil  werden  läfst;  andererseits  gilt  es,  ein  Urteil  darüber 
zu  gewinnen,  was  die  Gilde  im  wirtschaftlichen  und  socialen 
Leben  des  gesamten  Landes  bedeutet,  inwieweit  sie  im  Rechts- 
leben des  Volkes  ein  organisches  Glied,  eine  essentielle  Institu- 
tion der  englischen  Verfassungszustände  gewesen  ist. 

An  die  Spitze  der  Erörterung  will  ich  die  kurze  Dar- 
stellung eines  Hechtsstreites  zwischen  zwei  englischen  Städten 


^  Übrigens  schiniit  das  Grofssche  Buch  in  England  nicht  allge- 
mein die  Beachtune  gefunden  zu  haben,  die  es  verdient.  Wenigstens 
wiederholt  ein  socl)en  erschienenes  Werk  von  Howell,  Trade  ünio- 
nism  New  and  Old  nicht  nur  die  von  Grofs  \)orichtigten  Irrtümer 
Brentanos  (S.  1 — 18),  sondern  fügt  noch  eine  Reihe  schiefer  Ansichten 
hinzu;  das  Buch  von  Grofs  erwähnt  er  mit  keinem  Wort. 

3  Er  sagt  selbst  S.  51:  „we  must  leave  further  comments  on  this 
part  of  our  subject  to  the  political  economist. 

*  Vgl.  I  50  und  51,  dazu  die  Kritik  von  Sombart,  Conrads 
Jahrbb.     1891. 

*  Mit  Recht  betont  Grofs  die  Verschiedenheit  der  Entwicklung 
der  Gilde  in  England  und  in  Schottland.  Aber  diese  Verschiedenheit 
tritt  doch  eigentlich  erst  in  der  späteren  Ausgestaltung  ihrer  Erschei- 
nungen während  der  Blütezeit  hervor.  Ursprünglich  hatten  die  Gilden 
in  Schottland  einen  ganz  ähnlichen  Charakter  wie  in  England;  ich 
glaubte  daher,  an  Stellen,  wo  die  Analogieen  der  Entwicklung  klar 
zu  Tage  treten,  aucli  Beispiele  aus  schottischen  Städten,  besonders  die 
bekannten  Statuta  von  Borwick,  anführen  zu  dürfen.       ^  . 
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stellen,  welche  mir  fiir  das  Wesen  der  englischen  Gilde  und 
für  die  Art  und  Weise,  wie  sie  selbst  ihre  Privilegien  auffafste 
und  zur  Geltung  brachte,  ganz  besonders  charakteristisch  zu 
sein  scheint 

In  der  Verhandlung  eines  Streits  zwischen  Wilhelm  de 
Pykestok,  Bürger  von  Stafford,  und  der  Kaufmannsgilde  in 
Newcastle-under-Lyme^  weisen  die  angeklagten  9  Gildemit- 
glieder auf  ihre  Privilegien  hin,  dafs  es  nur  den  Bürgern  von 
Newcastle  gestattet  sei,  in  ihrer  Stadt  Gewand  zu  schneiden 
und  nach  der  Elle  zu  verkaufen,  sowie  einen  Laden  zu  haben 
(schoppam  teuere).  Demgegenüber  bestreitet  der  Kläger  zu- 
nächst jenes  Vorrecht  der  Gilde,  macht  aber  ferner  noch  geltend: 
selbst  gesetzt,  das  Privilegium  bestände  thatsächlich,  gesetzt, 
die  Gilde  hätte  wirklich  im  allgemeinen  das  Recht,  den  Fremden 
den  Verkauf  von  Tuch  en  detail  und  von  Wolle  am  Vliefs 
zu  verbieten,  so  hätten  andererseits  doch  auch  die  Bürger 
von  Stafford,  zu  denen  er  gehöre,  omnes  libertates  et 
liberas  consuetudines ,  quas  aliquis  liber  burgus  Anglie  habet, 
also  auch  die  Kaufmannsgilde.  Thatsächlich  hätten  sie  den 
freien  Gewandschnitt  und  den  Wolleverkauf  auch  stets  in 
Newcastle  ausgeübt,  ohne  doch  daselbst  Mitglieder  der  Gilde 
zu  sein. 

Der  weitere  Verlauf  des  Rechtsstreits,  der  in  diesem  Falle 
zu  Gunsten  des  älteren  Privilegs  entschieden  wird^,  kann  uns 
hier  nicht  weiter  interessieren.  Aber  so  viel  scheint  mir  aus 
den  mitgeteilten  Thatsachen  klar  hervorzugehen:  die  Tendenz 
der  englischen  gilda  mercatoria  war  in  erster  Linie  darauf  ge- 
richtet, die  Fremden,  auch  wenn  sie  selbst  aus  privilegierten 
Städten  stammen,  vom  Handel  in  der  Stadt  auszuschliefsen, 
den  lokalen  Markt  zu  beherrschen  durch  den  Zwang,  zum 
Zwecke  eines  einträglichen  Detailverkaufs  ^  der  lokalen  Gilde 
anzugehören*.     So  bedeckte  ein  Netz  von  lokal  abgegrenzten, 


1  Grofs  II  177  ff. 

2  Dagegen  wird  einmal  in  einer  Pjntscheidunp  zwischen  Marlbo- 
roiigh  und  Southampton  (Grro  f s  II 173  ff.)  betont,  dafs  neide  Städte  gegen- 
seitig sich  die  gleichen  Rechte  gewähren  sollten  non  obstante  eo,  quod 
carta  ipsorum  hominum  de  Suhampt'  prior  est  cartis  predictorum  homi- 
mim  de  Marieberg. 

^  Darum  handelt  es  sich,  nicht  wie  Hegel  I  1 12  irrtümlich  meint, 
um  das  Recht  des  Grofshandels. 

*  Vor  allem  war  der  Handelsverkehr  der  fremden  Kauf  leute  unter- 
einander innerhalb  der  Stadt  und  des  von  dieser  beherrschten,  meist 
mit  gewissen  politischen  Grenzen  zusammenhangenden  Markto^ebiets 
streng  verpönt  (Grofs  147  Anm.  2).  Auch  ist  es  den  Gildemitgliedern 
in  den  meisten  Fällen  nicht  erlaubt,  die  Waren  von  Nichtmit^liedern 
für  deren  Rechnung  zu  verkaufen.  In  C  host  er  erhebt  die  Gilde  ad 
sustentationem  gildae  einen  Zoll  von  den  ankommenden  Schiffen  wie 
ähnlich  in  St.  Omer.  Wenn  einer  von  der  Gilde  in  Derby  seinen  Fufs 
auf  fremde  Waren  gesetzt  hat,  so  darf  keiner,  der  nicht  zur  Gilde  ge- 
hört, die  Waren  kaufen;  aber  seinen  Gildebrüdern  mufs  der  Käufer  sie 
zum  Einkaufspreise  ablassen.     Vgl.  unten  Cap.  IV,  §  2. 
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von  dem  städtischen  Wirtschaftsorganismus  und  seiner  Gilde 
beherrschten  Marktgebieten  das  Land. 

Was  die  deutschen  Städte  in  der  Ratsperiode  mit  brutalem 
Egoismus  durchsetzten,  das  erreichten  die  englischen  schon 
früher  mit  Hülfe  ihrer  Gilde.  Ängstlich  wachten  die  englischen 
Städte  über  diese  Privilegien,  die  der  Stadt  auch  als  Einnahme- 
quellen unentbehrlich  waren  ^.  Allerdings  hat  die  Gilde  oft 
auswärtige  Mitglieder,  wie  die  deutschen  Städte  in  späterer 
Zeit  ihre  Aufsenbürger ;  aber  der  stadtwirtschaftliehe  Charakter 
der  Gilde,  ihre  Fähigkeit,  auch  Fremden  in  ihrer  Stadt  um- 
fassende Vorteile  beim  Ein-  und  Verkauf  ihrer  Waren  zu  ge- 
währen, blieb  dabei  stets  das  mafsgebende  Prinzip  *.  Um  poli- 
tische Macht  und  militärische  Hülfe  konnte  es  ihnen  bei  der 
Stärke  der  englischen  Königsmacht  nicht  zu  thun  sein*.  Das 
zeigt  sich  vor  allem  auch  in  den  Beschränkungen^  denen  diese 
auswärtigen  Gilderaitglieder  in  vielen  Städten  unterworfen 
waren;  ja,  eine  Tendenz  zur  gänzlichen  Abstofsung  dieser 
fremden  Elemente  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dafs  sie  den 
einheimischen  Gildemitgliedem  eine  geftlhrliche  Konkurrenz 
machten,  durch  Ausnutzimg  ihrer  Privilegien  die  gute  und 
billige  Versorgung  der  Stadt  erschwerten,  macht  sich  hie  und 
da  deutlich  bemerkbar*". 

Wohl  sicherte  sich  jede  Stadt  zugleich  mit  der  Bestätigung 
ihrer  Gilde  den  freien  Verkehr  im  ganzen  Lande;  aber  waa 
wollte  das  bedeuten,  wenn  hinter  jeder  Mauer,  an  der  Grenze 
jedes  Weichbildes  dem  Handel  der  Fremden  ein  Damm  in 
den  Privilegien  der  hier  den  Verkehr  beherrschenden  Gilde 
entgegengesetzt  wurde*.    Sieht  man  von  den  freien  Markttagen 

1  Vgl.  unten  S.  157  f. 

2  In  Norwich  z.  B.,  wo  die  Gilde  ausdi-ücklich  verboten  wird  (that 
no  ^uild  or  fratemity  should  be  hold  within  the  city  to  its  damageX 
wira  trotzdem  bestimmt^  that  all  merchants  trading  there  should  be  in 
Bcot  and  lot. 

■  Vgl.  Grofs  I  53 ff.;  besonders  bezeichnend  Grofs  II  240:  He  . . . 
withdrew  and  surrendered  the  freedom  to  the  Commonalty  and  now 
pays  toll. 

*  Vgl.  z.  B.  Berwick  Statutes  CLI  fGrofs  I  240):  Quod  nullus 
Burgensis  vel  confrater  Gilde  nostre  foris  habitans  audeat  nee  prae- 
sumat  aliqua  mercimonia  ad  Gildam  nostram  pertinentia  infra  Burgum 
nostrum  emere  et  vendere  nisi  in  die  fori  et  quod  nullus  foris  habitans 
emat  aliaua  victuaiia  ad  Burgum  nostrum  per  naves  venientia  ad 
tabernanaa  nisi  tantum  ad  sustentacionem  domus  sue.  Auch  waren  oft 
von  der  herrschaftlichen  Gewalt  in  der  Stadt  nur  Bewohner  ihres 
Herrschergebiets  als  Gildemitglieder  zugelassen,  z.  B.  in  Lincoln  (de 
aliis  morcatoribus  comitatus). 

''•  Xur  selten  finde  ich,  dafs  die  Bürger  einer  Stadt  ausdrücklich, 
gegenüber  den  Gilderechten  einer  anderen,  vom  König  rechtliche  Ga- 
fantieen  erhalten,  z.  B.  Grofs  II  374  für  Gloucester:  Quod  ....  sint 
quicti  de  muragio,  kaiagio pawagio,  passagio  gilda^io  et  gilda  mer- 
catorum  et  omnibus  aliis  huius  modi  consuetudinibus  per  totum  reg- 
num  no-^trum  et  potestatem  nostram. 
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ab,  so  hatte  diese  jeder  einzelnen  Stadt  gewährte  Verkehrs- 
freiheit, eben  weil  sie  fast  Jeder  gewährt  war,  für  alle  zu- 
sammen nur  einen  recht  problematischen  Wert.  Das  ist  ja  eine 
der  interessantesten  und  wunderbarsten  Erscheinungen  der  ge- 
samten mittelalterlichen  Wirtschaftsgeschiclite:  dieser  Antagonis- 
mus zwischen  dem  in  dem  Kaufmannsrecht  ursprünglich  liegen- 
den Recht  freien  Verkehrs  und  dem  energischen  Egoismus 
der  einzelnen  Wirtschaftscentren,  die  dies  Recht  nur  anerkennen 
wollten,  soweit  es  ihren  merkantilen  Interessen  entsprach,  die 
es  für  sich  in  Anspruch  nahmen,  um  es  der  Nachbarstadt  zu 
verweigern. 

In  England  wurde  dieser  Gegensatz,  dies  Gewirr  sich 
kreuzender  Interessen,  wenigstens  einigermafsen  gemildert  durch 
die  Stärke  der  monarchischen  Centralgewalt ,  die  über  allen 
diesen  Sonderrechten  und  Privilegien  durch  einen  Machtspruch 
kraft  eigenen  Rechts  entscheiden  konnte.  Hier  wurden  die 
Wirkungen  der  wirtschaftlichen  Decentralisation  durch  die 
politische  Centralisation  zum  Teil  wieder  aufgehoben. 

So  waren  die  Tendenzen  der  Gilde  in  England  im  wesent- 
lichen nach  aufsen  gerichtet;  jedenfalls  traten  nicht,  wie  in 
Deutschland,  ihre  monopolistischen  Bestrebungen  gegenüber 
anderen  wirtschaftlichen  Gewalten  innerhalb  der  Stadt 
selbst  einseitig  hervor  und  gaben  der  ganzen  Geschichte  der 
Gilde  ihr  charakteristisches  Gepräge.  Das,  worauf  es  ankommt, 
scheint  mir  Grofs  sehr  richtig  mit  den  Worten  bezeichnet  zu 
haben,  dafs  die  Gilde  denjenigen  Teil  der  städtischen  Ver- 
waltung repräsentiert,  der  die  Ordnung  und  Regelung  des 
Handelsmonopols  umfasste^;  nur  geht  er  dann  nicht  weiter 
darauf  ein,  was  eigentlich  dieses  Handelsmonopol  für  den 
städtischen  Wirtschaftsorganismus  selbst  fiir  eine  Bedeutung 
hat.  Die  Gilde  galt  als  eine  Organisation  öffentlichen  Rechts, 
ihren  Rechten  standen  schwere,  vor  allem  finanzielle  Verpflich- 
tungen gegenüber. 

Halten  wir  dies  fest,  so  mufs  in  England  von  vornherein 
die  Frage  von  weit  geringerer  Bedeutung  erscheinen,  ob  that- 
sächlich,  wie  Grofs  meint,  das  Gros  der  Gilde  aus  Handwerkern 
bestand,  ob  auch  hier  alle  am  Verkehr  beteiligten  Elemente 
der  Stadt  in  der  Gilde  vereinigt  waren.  Dafs  es  in  englischen 
Städten  tiberall  aufserhalb  der  Gilde  noch  andere  Bevölkeinings- 
kreise  gegeben  hat,  dafs  Gildemitgliedschaft  und  Stadtbürger- 
tum nicht  notwendig  identisch,  das  geht  aus  dem  Wortlaut 
zahlreicher  Urkundenstellen,  in  denen  die  homines  de  gilda 
von  den  burgenses  und  der  communitas  ausdrücklich  unter- 
schieden werden,  deutlich  hervor  *.    Ich  glaube  allerdings,  dafs 


1  Grofs  I  43:    The  gild  was  the  department  of  town  administra- 
tion,  whose  duty  was  to  maintain  and  regulate  the  trade  monopoly. 
'  Übrigens  ist  G'  r  o  f  b  nicht  der  erste,  der  die  Verschiedenheit  zwischen 
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in  der  Gilde  nur  derjenige  Teil  der  städtischen  Bevölkerung 
vereint  war,  der  die  volle  Handelsfreiheit  in  der  Stadt  genofs, 
dafs  aber,  wer  ein  Gewerbe  betreiben  wollte,  nicht  notwendig 
in  der  Gilde  Mitglied  sein  mufste.  Die  Gilde  war  im  wesent- 
lichen —  nach  ihrer  nationalökonomischen  Bedeutung  be- 
trachtet —  eine  Organisation  des  städtischen  Zwischenhandels. 
Indem  sie  sich  in  Einkauf  und  Verkauf  Monopolrechte  und 
andere  Privilegien  zu  verschaffen  wufste,  schob  sie  sich  zwischen 
den  Urproduzenten  und  den  städtischen  Handwerker,  zwischen 
diesen  und  das  grofse  konsumierende  Publikum  in  Stadt  und 
Land  und  vermittelte  den  Güteraustausch  zwischen  denselben 
zugleich  zum  Vorteile  für  die  Stadt,  deren  Handelsinteresse  sie 
zu  vertreten  und  zu  verfechten  hatte.  Nichts  ist  bezeichnender 
in  dieser  Hinsicht,  als  die  Bestimmung  zahlreicher  Gildestatuten, 
dafs  es  nur  den  Gildemitgliedern  erlaubt  sein  soll,  innerhalb 
der  Stadt  Läden  zu  besitzen  und  so  den  direkten  Absatz  an 
das  Publikum  —  natürlich  mit  Ausschlufs  der  freien  Markt- 
tage —  zu  besorgend  Wer  in  die  Stadt  kommt,  mufs  den 
Gildegenossen  seine  Waren  vorlegen  und  darf  sie  nur  en  gros 
an  dieselben  verkaufen. 

Eben  in  diesem  Monopol  des  Einkaufs  en  gros,  des  Ver- 
kaufs en  detail,  lag  das  gewinnbringende  Vorrecht  der  Gilde- 
mitglieder. So  kauften  sie  z.  B.  die  Wolle  en  gros  am  Vliefs  ^ 
ein  und  verkauften  sie  en  detail  nach  dem  Gewicht,  kauften 
Tuch  und  Leinwand  in  grofsen  Stücken  und  verkauften  sie 
dann  an  die  Konsumenten  in  kleinen  Mafsen,  kauften  neue 
ungegerbte  Häute  ^,  die  sie  an  die  Gerber  verkauften,  um  dann 
deren  Produkt,  das  gegerbte  Leder,  an  die  Schuster  zu  über- 
mitteln*. In  den  seltensten  Fällen  aber  ist  in  den  Urkunden 
ihnen  der  Verkauf  der  fertigen  Fabrikate,  von  Kleidern, 
Schuhen,  Waffen,  als  ihr  Monopol  vorbehalten;  Schneider, 
Schuster,  Waffenschmiede  haben  wohl  zahlreich  den  freien 
Verkauf  ihrer  Waren  betreiben  können,  auch  ohne  zur  Gilde 
zu  gehören. 

Schon  das  scheint  mir  einen  Anhalt  für  meine  Annahme 
zu  geben,  dafs  thatsächlich  nicht  alle  Handwerker  einer  Stadt 
in   der  Gilde  vereinigt  waren.     Dafür  spricht  dann  aber  noch 

den  JJegrifFen  gild  und  borough  scharf  betont  und  die  wesentlichen 
unterscheidenden  Merkmale  hervorgehoben  hat.  Auch  hier  ist  es  wieder 
Maurer  gewesen,  der  darauf  hingewiesen  hat,  dafs  in  der  Gilde  auch 
auswärtige  Mitglieder  waren,  dafs  neben  den  Gildemitgliedem  auch 
andere  Burger  und  Einwohner  in  der  Stadt  lebten  etc.  (Stadtverfassung 
I  168  f.). 

*  Die  Kauf  hau  sverfassung  ist  in  England  weit  weniger  ausgebildet 
als  auf  dem  Kontinent. 

*  Lanam  emere  per  vellera. 
'  Corea  recencia  emere. 

*  Zu  demselben  Besultate,  dafs  die  Handwerker  nicht  notwendig 
der  Gilde  angehören,  sondern  nur  an  sie  verknufen  mufsten,  gelanfi^t 
Hegel  I  448: 
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vor  allem  eine  allgemeine  Erwägung.  Es  lag  gar  nicht  allein 
an  dem  freien  Willen  des  Einzelnen,  der  Gilde  beizutreten 
und  damit  ihrer  Vorteile  teilhaftig  zu  werden.  Es  ist  eines 
der  gröfsten  Verdienste  des  Werkes  von  Bücher  über  die  Be- 
völkerung Frankfurts  a.  M.  im  Mittelalter,  durch  genauen 
statistischen  Nachweis  gezeigt  zu  haben  ^,  dafs  die  „starre 
Gebundenheit"  des  Mittelalters  mehr  in  den  Rechtsaufzeich- 
nungen  jener  Epoche,  als  in  Wirklichkeit  existiert  hat,  dafs 
niemals  alle  diejenigen,  die  ein  Handwerk  betrieben,  that- 
säehlich  auch  —  trotz  des  Innungszwanges  —  in  der  be- 
treffenden Zunft  vereinigt  waren.  Was  dort  als  spätes  Er- 
gebnis einer  wirtschaftlich  und  social  vorgeschrittenen  Ent- 
wicklung erscheint,  das  darf  man  in  beschränktem  Mafse 
a  priori  wohl  für  die  Gilde  annehmen.  Man  darf  doch  nie 
vergessen,  dafs  —  so  weit  wir  auch  hinaufblicken  mögen  — 
die  Zugehörigkeit  der  Gilde  erkauft,  und  zwar  oft  recht  teuer 
erkauft  werden  mufste^. 

Die  ärmeren  Elemente  der  zuwandernden  Bevölkerung, 
die  durch  die  Aussicht  auf  gröfseren  Gewinn  und  freieres 
wirtschaftliches,  rechtliches  Dasein  in  die  Städte  gelockt  wurden, 
waren  so  von  vornherein  vom  Eintritt  in  die  Gilde  ausge- 
schlossen; sie  mufsten  eben  ihren  Zoll  zahlen,  durften  ihre 
Waren  nur  im  grofsen  verkaufen  und  waren  auch  als  Bürger 
allen  den  Beschränkungen  unterworfen,  von  denen  die  Gilde- 
mitglieder befreit  waren. 

Was  das  Verständnis  des  Wesens  der  Gilde  in  England  so 
sehr  erschwert,  ist  der  Umstand,  dafs  sie,  wie  die  „Innung"  in 
Deutschland,  nicht  nur  eine  Genossenschaft  bezeichnet,  sondern 
vor  allem  auch  ein  nutzbares  Recht,  das  wohl  zunächst  nur  eben 
dieser  Genossenschaft  zustand,  dafs  derselbe  Name  aber  dann 
ganz  allgemein  für  gewisse  Vorrechte  im  wirtschaftlichen  Leben 
gebraucht  wird,  insbesondere  auch  für  alle  die  Vorteile,  die 
einer  Stadt  aus  der  Konzessionierung  einer  solchen  „Gilde" 
erwuchsen.  Im  Grunde  bedeutet  die  Verleihung  einer  Gilde 
an  eine  Stadt  in  England  nichts  anderes,  als  in  Deutschland 
die  Verleihung  der  Innung  an  die  alte  Wijk  zu  Braunschweig. 
Die  am  Handel  beteiligten  Bürger  der  Stadt  erhalten  das  Recht, 
über  die  Zulassung  zur  gratia  emendi  et  vendendi,  zu  den  be- 
sonderen Verkehrsrechten  und  Vorrechten,  deren  sich  die  Stadt 
erfreute,  kraft  eigener  Machtvollkommenheit  zu  entscheiden®. 
Und    dabei    ist    es    dann   in    diesen    englischen   Städten   Jalir- 


>  S.  122  ff. 

■  Z.  B.  Gilde  von  Berwick :  Statuimus  ut  nemo  recipiatur  in  con- 
fratemitatem  nostram  minus  quam  VI  solidis  exceptis  vero  filiis  et 
filiabus  burgensium  et  confratrum  Gilde  nostre.  Grofs  I  229.  Vgl. 
auch  als  die  ältesten  Gildestatuten  diejenigen  von  St.  Omer. 

*  Daher  die  häufig  wiederkehrende  Formel  ut  habcant  gildam 
suam    mercatoriam    ita  ut  nimini  liceat  emere   et  vendere  (folgt  meist 
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hunderte  lang  geblieben.  Der  Übergang  dieser  Verkehrs- 
befugnis auf  die  einzelnen  gewerblichen  Sonderorgane,  die 
Specialisierung  derselben  nach  einzelnen  bestimmten  Verkehrs- 
und Berufszweigen,  steht  hier  nicht,  wie  in  Deutschland,  im 
Mittelpunkt  städtischer  Wirtschaftsgeschichte  *.  Diese  Zu- 
lassunffsbefugnis ,  das  Recht  der  Überwachung  und  verkehrs- 
polizeilichen Kontrolle,  bildet  durchaus  den  Kern  derjenigen 
Kechte,  die  die  wirtschaftliche  Freiheit  einer  englischen  Stadt 
ausmachen.  Der  ursprüngliche  Charakter  des  Gilderechts  als 
des  Sonderrechts  einer  genossenschaftlichen  Organisation  mochte 
oft  ganz  zurücktreten,  so  dafs  nicht  mehr  von  dem  Gilderecht, 
sondern  von  dem  inhaltlich  ganz  gleichen  Recht  der  burgenses, 
der  communitas,  von  maior  et  comraunitas  etc.  die  Rede  ist^. 

Liegt  so  der  eigentliche  Kern  des  englischen  Gildewesens 
in  der  mittelalterlichen  Anschauung,  dafs  die  Stadt  das  natür- 
liche, allein  berechtigte  Centrum  eines  gröfseren  oder  geringeren 
Marktgebietes  ist,  dessen  Handel  und  Verkehr  sie  ordnet,  so 
wird  es  meiner  Meinung  nach  doch  erst  recht  verständlich, 
wenn  man  die  Stellung  der  Stadt  in  der  wirtschaftlichen  Ver- 
waltung des  Gesamtlandes,  in  der  Steuerverfassung,  mit  in 
Betracht  zieht. 

Wir  haben  für  Deutschland  gesehen,  dafs  das  wesentliche 
Moment  des  deutschen  Städtewesens  in  einem  eximierten  Ge- 
richtsbezirk lag,  innerhalb  dessen  nach  dem  Sonderrecht  der 
Kaufleute  Recht  gesprochen  wurde.  Auch  in  England  be- 
zeichnet die  Existenz  eines  besonderen  Gerichtsbezirks,  eines 
court  leet®,  das  eigentlich  bestimmende  Moment  städtischer  Ver- 
fassung ;  aber  dazu  tritt  als  wesentlich  ein  anderes,  auf  könig- 
liche Verleihung  zurückgehendes  Recht  der  Stadt  gegenüber 
dem  platten  Lande.  Durch  die  lirma  burgi*  erwirbt  die  Stadt 
die  Befugnis,  die  dem  Könige  zu  leistenden  Geßille  und 
Schätzungen   in   Selbstpacht    zu    übernehmen^.     So    wird   die 

die  Aufzählung  bestimmter  Waren)  nisi  cum  consensu  et  voluntate  bur- 
gensium. 

^  Einzelne  Beispiele  dafür  bei  Grofs  I  114  Anm.  3.  Vgl.  auch 
unten  Cap.  IV,  §  2. 

■  Z.  B.  Grofs  II  135.  Andererseits  finden  wir  das  Wort  „Gilde« 
öfters  gebraucht,  wo  wir  durchaus  „Stadt"  erwarten  sollten.  So  z.  B. 
wenn  von  Hörigen,  die  in  die  Stadt  laufen,  verlanj^  wird,  dafs  sie  in  die 
Gilde  aufgenommen  werden  müssen,  um  ihre  Freineit  zu  erlangen  (z.  B. 
Grofs  II  374,  376  und  öfter),  wenn  c^en  Gildemitgliedern  die  Befrei- 
ung vom  g:erichtlichen  Duell  bewilligt  wird  (Grofs  II  183),  wenn  keiner 
aus  der  Gilde  aufserhalb  der  Stadtmauern  vor  Gericht  gefordert  werden 
kann  (II  373),  oder  wenn  einer  in  die  Gilde  ausdrücklich  „als  Bürger" 
aufgenommen  wird  (Grofs  II  91). 

•Gneis,    Selfgovernment,    Kommunal  Verfassung    und    Verwal- 


tungsgericht S.  581.    (S^rofs  I  Kap.  V  und  VI. 

*  Ausfuhrliche  Abhandlung  darüber:   Madox  ,  firma  burgi,  der  die 

II  115:  Omnes  in  pra< 
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»  Gneist,  ibid.  S.  580.    Vgl.  z.  B.  Grofs  II  115:  Omnes  in  prae- 
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Stadt  als  organisches  Glied  eingefügt  in  den  Lehns-  und 
Steuer-Organismus  des  anglonormannischen  Reichs*  zu  einer 
Zeit,  da  in  Deutschland  ein  unregelmäfsiges ,  halb  natural-, 
halb  geldwirtschaftliches  System  oder  besser  Konglomerat  von 
Abgaben,  Verpflegungs-  und  Unterhaltungspflichten  die  not- 
wendigsten Ausgaben  des  Reichskörpers  ermöglichte*.  Diese 
free  boroughs,  die  im  Lauf  des  13.  Jahrhunderts  Anteil  er- 
hielten an  Regierung  und  Verwaltung  des  Landes,  waren  so 
ein  integrierender  Teil  der  wirtschaftlichen  Organisation  des 
gesamten  Königreichs  zu  einer  Zeit,  da  in  Deutschland  fast 
jede  kleine  Stadt  ein  wirtschaftliches  Sonderdasein  führte, 
oft  durch  kein  anderes  Band  als  die  lose  Oberlehnsherrlich- 
keit  des  deutschen  Kaisers  dem  Reichsverbande  eingegliedert 
war.  Daher  hier  Städtebünde,  Kampf  zwischen  Territorial- 
fürstentum und  Städtemacht,  dort  eine  mächtige  königliche 
Gewalt,  die  am  Zügel  einer  organisierten  Verwaltung,  einer 
geordneten  Steuerverfassung,  die  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Sonderbildungen  des  Landes  zu  einheitlichen  Zwecken 
zusammenfafst  Hierin  liegt  meiner  Meinung  nach  der  grofse 
Unterschied  diesseits  und  jenseits  des  Kanals  in  der  Stellung 
der  Gilde  zu  den  wirtschaftlichen  Organisationen  des  ganzen 
Landes.  Dort  beschränkt  sich  die  Gilde  in  ihrer  Wirksamkeit 
im  wesentlichen  auf  die  Stadt  selbst  und  das  Gebiet,  das  diese 
durch  ihren  Handel  und  ihren  lokalen  Markt  beherrscht,  hier 
steht  die  Kaufmannsgilde  in  Konnex  mit  der  grofsen  cen- 
tralisierten  Verwaltung  des  Landes  und  fügt  sich  vermittels 
der  firma  burgi,  vermittels  der  Steuerpacht,  die  die  Stadt 
wieder  mit  Hülfe  ihrer  Gilde  konti'olliert ,  dem  grofsen  Ver- 
waltungsorganismus des  Landes  ein. 

Wenn  überall  als  die  wesentliche  Pflicht  der  Gildemit- 
glieder geltend  gemacht  wird,  dafs  dieselben  in  lotto  et  scotto 
cum  burgensibus®  sind,  wenn  gerade  dadurch  auch  die  aus- 
wärtigen Mitglieder  der  Gilde  zu  den  finanziellen  Lasten  der 
Stadt  mit  herangezogen  werden,  wenn  die  an  den  König  zu 
zahlenden  Abgaben  einmal  selbst  als  „gilda"  bezeichnet  werden* , 
so  zeigt  doch  das  alles,  wie  die  Vorteile,  die   das  Mitglied  als 

dicta  vi  Ha  habitantcs  et  habitaturi,  mercandisas  ibidem  exercentes  et 
libertatibus  predictis  gaudere  volentes  sint  in  ^ilda,  lotto  et  scotto  cum 
Burgensibüs  predictis  in  ballagiis,  contributiombus  et  aliis  oneribus  to- 
tarn  communitatem  ville  predicte  tangentibus. 

*  Gneist  a.  a.  O.  Die  Stadtverfassung 4>ildet  den  Abschlufs  des 
obrigkeitlichen  Selfgovernments,  da  sie  in  England  nur  eine  Modifikation 
der  Gerichts-  und  Folizeiverfassung  mit  den  dazu  gehörigen  Steuern 
darstellt,  nicht  aber,  wie  die  deutsche  Stadtverfassung,.  ein  m  sich  voll- 
ständiges, wirtschaftlich  abgeschlossenes  Kommunal wesen. 

«  Schröder:  Bechtsffeschichte  S.  502 E 

'  Dafs  scot  et  lot  in  aen  Gildeurkunden  nur  finanzielle  Leistungen, 
nicht  auch  persönliche  Dienste  etc.  bezeichnen,  scheint  mir  Ton  Grofs, 
Gilda  mercatoria  S.  65 — 67  bewiesen  zu  sein. 

*  In  Lincoln  (Grofs  II  378). 
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privilegierter  Vertreter  des  Handels  in  der  Stadt  geniefst,  aus- 
geglichen werden  durch  die  gröfseren  finanziellen  Lasten,  die 
es  dadurch  ftlr  sich  übernimmt. 

Wie  in  Deutschland  gerade  die  Ausübung  des  kauf- 
männischen Berufs  oft  die  Grundlage  städtischer  Steuerver- 
fassung bildet;  wie  in  Aire  von  allen  ritterbürtigen  Leuten, 
die  in  die  Gilde  eintreten,  ausdrücklich  gefordert  wird,  dafs 
sie  mit  für  die  städtischen  Lasten  aufkommen  *,  so  ermöglicht 
die  genossenschaftliche  Organisation  der  gilda  mercatoria  in 
England  nicht  nur  die  der  Stadt  aufgebürdeten  Lasten  —  die 
Gilde  zählte  bekanntlich  meist  auch  zahlreiche  auswärtige 
Mitglieder  —  auf  einen  gröfseren  Kreis  von  Steuerzahlern  zu 
verteilen,  sondern  dieselben  vermittels  der  genossenschaftlichen 
Organe  der  Gilde  auch  genauer  zu  kontrollieren. 

Indem  die  Gildemitglieder  vom  Zoll  u.  s.  w.  befreit  waren, 
hatten  sie  die  Pflicht,  lot  et  scot  zu  zahlen.  Es  ist  einfach 
der  Ersatz  der  indirekten  Steuer  der  Nichtgildemitglieder  durch 
die  direkte  Besteuerung  der  Gilde*.  So  wurde  das  Privileg 
der  Gilde  zur  reichsten  finanziellen  Einnahmenuelle  für  die 
Stadt,  in  noch  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Verleihung  der 
Innung  in  Deutschland  je  gewesen  ist. 

Was  Nitzsch  mit  genialem  Blick  für  den  grofsen  Gang 
weltgeschichtlicher  Entwicklung  im  Mittelalter  als  treibendes, 
bestimmendes  Moment  zuerst  der  geschichtlichen  Betrachtung 
geoffenbart  hat,  dafs  der  Gegensatz  der  Geschicke  Deutsch- 
lands und  der  übrigen  europäischen  Kulturländer  nicht  so- 
wohl bedingt  sei  durch  den  verschiedenen  Gang  der  poli- 
tischen Entwicklung,  durch  die  verhängnisvolle  Verbindung 
Deuts^'hlands  mit  Italien,  den  Kampf  zwischen  Kaiser-  und 
Papsttum,  als  durch  den  Gegensatz  einer  naturalwirtschaftlich- 
bäuerlichen  Kultur  zu  den  früh  geld wirtschaftlich  vorgeschritte- 
nen, von  einem  Netz  einheitlicher  Steuerverwaltung  umspannten 
Frankreich  und  England,  das  zeigt  sich  hier  bei  einer  kleineren 
Einzelfrage  in  neuem  Lichte:  die  grofsen  universalgeschicht- 
lichen Zusammenhänge  spiegeln  sich  wieder  in  den  Schick- 
salen einer  einzelnen  Wirtschafts-  und  Rechts-Institution  der 
gleichen  Zeit*. 


*  Wautere,  Gildes  commun.  S.  718.  Lp»  chevaliors  et  los  vavas- 
seura  dcvenant  membres  clo  rAmiti^  et  qiii  auront  conscnti  ....  4  payer 
avec  la  ville  les  tailles  M  le?<  exa<*tions. 

■  Vgl.  für  Frankreich:  Luchaire  S.  138.  Dafs  ähnliche  Gesichts- 
punkte wie  in  England  auch  hie  und  da  in  Deutschland  mafs^cbend 
waren,  zeigt  z.  B.  die  Verordnung  Heinrichs  V,  dafs  nur  diejenigen  in 
Utrecht  vom  Zoll  befreit  sind,  die  zur  Befestigung  der  Stadt  beitragen, 
d.  h.  eine  der  hauptsächlichsten  Pflichten  der  Stadt  erfüllen  quando- 
cumque  causa  mercandi  adicrint. 

'  Diese  ganzen  Ausführungen  werden  in  mancher  Hinsicht  ergänzt 
durch  die  Erörterungen,  die  Hegel  (I  114  flF.)  der  verschiedenen  Ent- 
wicklung der  englischen  und  deutschen  Städte  und  den  Gründen  dieser 
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Die  Auffassung,  die  ich  hier  über  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  gilda  mercatoria  in  England  geäufsert  habe,  steht 
in  entschiedenem  Widerspruch  zu  der  Ansicht  verschiedener 
älterer  Forscher,  die  ohne  Kenntnis  des  reichen,  von  Grofs 
publizierten  Urkundenmaterials  vor  allem  dadurch  zu  irrigen 
Anschauungen  gelangen  mufsten,  dafs  sie  aus  den  Londoner 
Verhältnissen  ein  Bild  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  des 
ganzen  Königreichs  gewinnen  zu  können  glaubten.  Dafs  aber 
London  eine  Ausnahmestellung  unter  allen  Städten  des  König- 
reichs eingenommen,  das  hat  Grofs  ganz  überzeugend  nach- 
gewiesen; wie  denn  in  vielen  Gildestatuten  die  besonderen 
Vorrechte  der  Londoner  Bürger  ausdrücklich  gewahrt  werden. 

Wenn  Brentano  ^  auch  in  England  einen  heftigen  Interessen- 
kampf der  aufstrebenden  Zünfte  gegen  übermächtige  kauf- 
männische Patriziergeschlechter  erkennen  zu  müssen  glaubt,  so 
stützt  er  sich  zum  Beweise  dafür  auf  die  zahlreichen  Aufstände 
der  Londoner  Weberzünfte,  und  wenn  andererseits  Ochen- 
kowski^  die  Ansicht  ausgesprochen  hat,  dafs  im  mittelalter- 
lichen England  ganz  allgemein  die  Tendenz  geherrscht  habe, 
die  Kaufleute  von  Beruf,  die  sich  zwischen  das  produzierende 
Gewerbe  und  das  kaufende  Publikum  drängten,  nach  Mög- 
lichkeit zu  beschränken,  die  Ansammlung  von  Vorräten  durch 
die  Kaufleute  zu  hindern,  auf  dem  offenen  Markte  Käufer  und 
Verkäufer  direkt  mit  einander  in  Verbindung  zu  bringen,  so 
beruft  er  sich  einerseits  fast  nur  auf  Verhältnisse  des  Londoner 
Marktes,  wo  es  nachweislich  in  älteren  Zeiten  keine  grofse 
Kaufmannsgilde  gegeben  hat;  andererseits  übersieht  er,  dafs 
auch  die  Mafsregeln ,  die  er  zum  Beweise  seiner  Ansicht  an- 
führt, immer  nicht  sowohl  im  bewufst  wahrgenommenen  In- 
teresse der  Konsumenten  als  solcher,  als  im  Sinne  des  wirt- 
schaftlichen Egoismus  der  einzelnen  Stadt  erlassen  sind.  Eben 
indem  die  Gilde  in  ihrer  Gesamtheit  als  Inhaberin  eines  Mo- 
nopols, als  offizielle  Vertreterin  städtischer  Handelsinteressen 
in  dem  wirtschaftlichen  Umlauf  die  eigentliche  Vermittlerrolle 
übernahm,  indem  sie  diese  im  Interesse  der  einzelnen  Stadt 
durchführte,  sorgte  sie  doch  im  genossenschaftlichen  Sinne  zu- 
gleich dafür,  dafs  der  einzelne  Kaufmann  kein  Vorrecht  vor 
den  übrigen  Gildegenossen  haben  dürfe,  dafs  der  Einzelne 
keine  Vorräte  ansammele^.  Ihm  war  es  verboten,  den  fi-emden 
Händlern  vor  die  Thore  der  Stadt  entgegenzugehen,  um  ihre 
Waren  aufzukaufen  und  sich  so  auch  gegenüber  den  eigenen 
Mitbürgern  und  Gildegenossen  ein  Monopol  zu  sichern  •,  er  war 

Erscheinung  gewidmet  hat.  Hegel,  der  zuerst  eine  Erklärung  dafür  be- 
funden haben  will,  scheint  mir  doch  die  wirtschaftsgeschichtiichen  Mo- 
mente zu  wenig  berücksichtigt  zu  haben. 

*  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart.    Einleitung. 

«  Wirtschaftliche  Entwicklung  Englands  S.  156  f. 

'  Common  law  bei  Ochenkowski  S.  161. 
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verpflichtet,  seinen  Gildebrtidem  die  gekauften  Waren  zum 
EinKaufspreise  zu  überlassen  oder  sie  zur  allgemeinen  Schau 
auszulegen.  Es  ist  der  genossenschaftlich-brüderliche  Geist, 
wie  er  auch  später  in  den  meisten  Zunftstatuten  aller  Länder 
in  ähnlichen  Bestimmungen  zum  Ausdruck  gelangt^. 

Wenn  Cohn'  die  Vorstellung  einer  natürlichen  Freiheit 
der  Preisbildung  als  hervorgegangen  bezeichnet  „aus  den  von 
alters  her  das  englische  Recht  beherrschenden  Anschauungen**, 
so  hat  Brentano  dem  gegenüber®  mit  vollem  Recht  hervor- 
gehoben, dafs  eine  solche  Ansicht  auf  einer  völligen  Verkennung 
aller  wirtschaftlichen  Anschauungen  des  Mittelalters  beruht. 
Der  Begriff  der  wirtschaftlichen  Freiheit  des  Individuums  ist 
erst  ein  Produkt  der  rationalistisch  aufklärenden  Ideen  des 
18.  Jahrhunderts,  konnte  sich  erst  bilden  in  einer  Zeit,  da  die 
Lücken  und  Schäden  der  alten  mittelalterlichen  Wirtschafts- 
ordnung im  Sturme  einer  auf  allen  Gebieten  mächtig  vorwärts 
drängenden  Zeit  grell  zu  Tage  traten.  Beide  Forscher  aber 
scheinen  mir  den  Einflufs  parlamentarischer  Gesetzgebung  auf 
die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  gesamten 
Reichs  denn  doch  zu  überschätzen. 

Die  Gesetze  Eduards  III.,  auf  die  sie  sich  berufen,  sind 
ins  Leben  gerufen  worden  durch  wirtschaftliche  und  sociale  Be- 
wegungen und  Wirrungen  in  London;  sie  sprechen  als  all- 
gemeine Norm  aus,  was  nur  auf  die  dortigen  Verhältnisse 
Geltung  haben  kann.  In  der  mächtigen  Landeshauptstadt 
mochte  oft  allerdings  schon  im  Mittelalter  der  Druck  einer 
Fesselung  des  Verkehrs  von  den  Kauftnannsgeschlechtem  lästig 
empfunden  werden;  hier  war  der  Boden  zu  einer  scharfen 
Scheidung  der  reichen  Kauf  leute,  die  durch  Ingrossierung  und 
Kartelle  monopolistische  Preise  für  ihre  Waren  zu  stipuliereu 
suchten,  und  der  armen  Bevölkerung,  die  als  Konsument 
vor  allen  unter  diesen  Tendenzen  der  Grofskaufmannschaft  aufs 
Schwerste  zu  leiden  hatte. 

In  den  kleineren  Landstädten  und  Landstädtchen  dagegen 
ist  von  einem  solchen  wirtschaftlich-socialen  Gegensatz  fast 
nirgends  etwas  zu  bemerken.  In  der  Organisation  der  den  Handel 
der  eigentlichen  Kaufleute  wie  der  Handwerker  beherrschen- 
den Gilde  fanden  alle  Kreise  und  Schichten  der  Bevölkerung 
so  lange  eine  volle  Erfüllung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen, 
als  nicht  auch  in  dieser  eine  Tendenz  zum  aristokratischen 
Abschlufs  und  zur  Bedrückung  der  ärmeren  Bevölkerungs- 
klassen zur  Geltung  kam.  Denn  darin  gipfelte  ja  die  Rechts- 
anschauung der  eigentlich  stadtwirtschaftlichen  Zeit  in  Eng- 
land, dafs  jede  Wirtschaftsorganisation  innerhalb  der  Stadt  nur 
dann  eine  Berechtigung  habe,  wenn  sie  dem  öffentlich-rechtlichen 

*  Schönberg,  Conrads  Jahrbb.  a.  a.  O. 

«  Tübinger  Zeitschrift  1877  S.  103  f.  und  541  ff. 

»  Tübinger  Zeitschrift  1878  S.  238-276. 
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Organismus  der  Stadt  sich  einfüge,  wenn  sie  sich  nicht  be- 
trachte als  eine  rein  privatwirtschaftliche  Interessengemein- 
schaft, sondern  als  dienendes  Glied  des  öflFentlichen  Körpers, 
gleichsam  beauftragt,  mit  allen  seinen  Mitteln  und  Kräften  das 
wirtschaftliche  Gesamtinteresse  der  Stadt  auf  dem  ihm  zu- 
gewiesenen Gebiete  zu  verfechten. 

Man  könnte  diese  Anschauung  als  den  eigentlich  social- 
politischen  Gesichtspunkt  der  „inneren  Politik"  in  einer  mittel- 
alterlichen Stadt  bezeichnen.  Der  Einzelne  gehört  zunächst 
zur  Genossenschaft  von  Berufs-  und  Standesgenossen.  In 
diesen  Genossenschaften  pulsierte  das  ganze  Leben  des  städtischen 
Organismus,  auf  ihnen  beruhte  die  gesamte  Verwaltung  der 
Stadt.  Nicht  der  Einzelne  als  solcher,  als  individueller  Stadt- 
bürger, wurde  in  späterer  Zeit  zu  den  Lasten  des  Stadt  heran- 
gezogen, man  hielt  sich  zunächst  an  die  Genossenschaft;  sie 
hatte  so  und  so  viel  zu  der  Steuer  zu  zahlen,  im  Kriege  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Soldaten  zu  stellen,  so  und  so  viel 
Feuereimer  zu  halten,  und  man  überliefs  es  ihr  dann  in  der 
Regel,  die  Repartition  dieser  Lasten  unter  ihren  Mitgliedern 
vorzunehmen.  Geschah  das  nicht,  so  erhob  sich  der  Sturm  der 
geschädigten  Bevölkerungskreise,  sobald  diese  sich  ihrer  Macht 
bewufst  w^urden;  von  der  öffentlichen  Gewalt  dann  meistens 
unterstützt,  haben  sie  fast  überall  zum  Ziele  geführt^*. 


1  Vffl.  z.  B.  1330  in  Derby  (Grofs  II  S.  51  f.).  Der  populus  be- 
klagt sich  über  die  Gilde.  Et  dicunt,  quod  lucrum  quod  inde  provenit 
noii  vertitur  in  commodum  communitatis  burgi  predicti  sed  tantum  in 
commodum  illorum  qui  sunt  de  societate  predicta.  Der  König  ant- 
wortet: Et  quod  non  capiant  superflua  tolneta  ....  et  quod  utantur 
gilda  mercatoria  eo  modo,  quod  non  cadat  in  oppressionem  populi. 

Gerade  diese  Klagen,  die  sich  in  späterer  Zeit  öfters  ^egen  die 
Gilde  erhoben,  dafs  sie  ihre  Vorrechte  und  Einnahmen  nicht  zum 
Nutzen  der  „gemeinen  Stadt",  sondern  nur  zur  Befriedigung  ihrer 
egoistischen  Sonderinteressen  verwende,  beweisen  —  meiner  Meinung 
nach  —  nicht  so  sehr,  wie  Grofs  meint,  dafs  die  nicht  zur  Gilde  ge- 
hörenden Bürger  der  Stadt  sich  durch  deren  Monopole  im  allgemeinen 
bedrückt  fühlen,  als  vielmehr,  dafs  man  eben  ein  solches  Abweichen 
von  den  herkömmlichen,  im  Rechtsbewufstsein  der  damaligen  Stadt- 
bürger wurzelnden  Anschauungen  über  die  Pflichten  der  Gilde  gegen- 
über der  Allgemeinheit,  ein  Abweichen  nach  der  Seite  einseitiger  ge-' 
nossenschaftl icher,  ständischer  Interessenpolitik  als  rechtswidrig  und 
abnorm  empfand. 

*  Hegels  Ausführungen  über  die  Gilden  in  England  (I  13—120) 
waren  bereits  gedruckt,  als  das  Buch  von  Grofs  erschien;  in  einem 
Anhang  (I  441-— 457)  erklärt  Hegel  seine  Übereinstimmung  mit  den 
wichtigsten  Resultaten  von  Grofs.  Nur  was  die  Stellung  der  Hand- 
werker zur  Gilde  betrifft,  gelangt  auch  Hegel,  abweichenavon  Grofs, 
zu  ähnlichen  Anschauungen,  wie  ich  sie  oben  geäufsert;  auch  die 
Gründe,  die  er  für  diese  Ansicht  beibringt,  stimmen  z.  T.  mit  den 
mein  igen  überein.  Im  übrigen  scheint  mir  ein  wesentlicher  Fortschritt 
Hegels  auch  Grofs  gegenüber  vor  allem  darin  zu  liegen,  dafs  er 
wenigstens  versucht,  soweit  es  die  dürftigen  Quellen  gestatten,  den 
Zusammenhang  der  angelsächsischen  Gilden  mit  den  Kaufmannsgilden 
der  Normannenzeit  klarzulegen. 
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Kapitel  IV. 
Zusammenfassender  Überblick. 

§  1. 
Vorbemerknngeii. 

In  den  einleitenden  Kapiteln  habe  ich  zu  zeigen  versucht^ 
wie  im  Laufe  eines  Jahrtausends  die  wirtschaftlichen,  socialen  und 
politischen  Bedingungen  sich  gestaltet  haben,  aus  denen  die  Eauf- 
mannsgilden  als  eine  speeifische  Or^anisationsform  des  mittelalter- 
lichen Handels  sich  herausgebildet  haben. 

Wir  sahen  die  ersten  Ansätze  genossenschaftlichen  Lebens 
im  achten  und  neunten  Jahrhundert  nach  kurzer  Blüte  schnell 
dahinwelken,  wir  sahen,  wie  das  folgende  Jahrhundert  zu  neuen 
Keimen  und  Gestaltungen  einen  fruchtbaren  Boden  darbot,  wie 
der  Kaufmannsstand  sich  entwickelte,  im  Markt-  und  Städtewesen 
einen  festen  Halt  fand,  wie  kaufmännische  Bestrebungen  und  Inter- 
essen das  wirtschaftliche  Leben  in  den  Städten  im  elften  und 
zwölften  Jahrhundert  beherrschten ;  und  ich  deutete  schon  an,  wie 
die  Teilnahme  am  städtischen  Ijcben  zum  eigentlichen  Ferment 
jener  socialen  Schiebungen,  Um-  und  Neubildungen  ward,  die 
endUch  in  dem  homogenen  Bürgerstande  des  späteren  Mittelalters 
eine  dauernde,  lebenskräftige  sociale  Bildung  ins  Leben  treten  liefsen. 

Ich  suchte  dann  im  folgenden  Abschnitt  an  einzelnen  Bei- 
spielen zu  zeigen,  wie  sich  auf  dem  gemeinsamen  Boden  des 
neu  erwachten  städtischen '  Lebens  an  einzelnen  Punkten  eine 
genossenschaftliche  Organisation  des  Kaufmannsstandes  gebildet 
hat,  wie  verschieden  die  Schicksale  dieser  einzelnen  Genossen- 
schaften sich  gestaltet  liaben,  wie  politische,  wirtschaftliche,  so- 
ciale, rechtliche  Momente  in  mannigfacher  Verkettung  und  Ver- 
schlingung ihren  Einflufs  übten  und  zu  den  heterogensten  Bil- 
dungen ftihrten. 

Galt  es  dort,  vor  allem  den  Einzelfall  als  solchen  zu  be- 
trachten, die  lokalen  Momente,  das  Besondere  gerade  der  einzelnen 
Bildung  hervorzuheben,  die  Entwicklungsreihen  womöglich  zu 
isolieren,  aus  den  lokalen  Verhältnissen  heraus  zu  erklären  und 
Analogien  nur  dann  heranzuziehen,  wenn  sie  zum  besseren  Ver- 
ständnis eines  bestimmten  Punktes  durchaus  nötig  waren,  so  wird 
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im  folgeDden  zweierlei  meine  Aufgabe  sein:  einmal,  diejenigen  be- 
dingenden Momente  darzustellen,  die  sich  in  den  Einzelbeispiden 
als  die  eigentlich  vorwärtstreibenden,  als  die  Träger  der  fortschritt- 
lichen Entwicklung  herausgestellt  haben,  und  sie  in  ihren  Wirkungen 
klarzulegen^  andererseits  auch  gewisse  typische  Formen  der 
Gilden  hervorzuheben,  die,  vielleicht  aus  den  verschiedensten  Grund- 
lagen hervorgewachsen,  dennoch  in  dem  Moment  der  äufseren  Er- 
scheinung eine  gewisse  Gleichartigkeit  zeifren  und  damit  einen 
Typus  der  äufseren  Gestaltung  des  Handelslebens  repräsentieren. 

Die  beiden  ersten  Kapitd  suchten  so  die  allgemeinen  Vor- 
aussetzungen darzulegen,  die  Grundlagen  in  Wirtschaft,  Staat  und 
Gesellschaft,  aus  denen  heraus  überhaupt  eine  Bildung,  wie  sie 
das  mittelalterliche  Gildenwesen  uns  darstellt,  erklärt  und  gefolgert 
werden  kann,  die  Wurzeln,  aus  denen  es  sich  organisch  entwickelt 
hat-,  das  folgende  sucht  durch  Einzelbetrachtungen  vor  allem 
die  realen  Thatsachen  zu  gewinnen,  aus  denen  nun  induktiv  das 
Gemeinsame  in  den  Verschiedenheiten  abgeleitet  werden  soll. 

Wird  es  so  meine  Aufgabe  sein,  die  lokalen  Sonderbildungen 
in  einen  grofsen  Rahmen  unter  allgemeineren  Gesichtspunkten  zu- 
sammenzufassen,  so  ist  eben  dadurch  meiner  Meinung  nach  eine 
Beschränkung  und  Isolierung  nach  einer  anderen  Seite  geboten. 
Dort  vermochte  ich  auf  dem  beschränkten,  engen  lokalen  Boden 
wenigstens  den  Versuch  zu  machen,  die  Gesamtheit  der  die  Gilde 
beeinflussenden  Momente  in  ihrer  Vereinigung  und  gegenseitigen 
Bedingtheit  darzustellen ;  eine  Gesamtdarstellung  dagegen,  die  alle 
diese  Momente  zugleich  berücksichtigen  wollte,  würde  eben  wegen 
der  Mannigfaltigkeit  und  mannigfachen  Verkettung  derselben  not- 
wendigerweise ein  nur  verworrenes  und  verschwommenes  Bild 
liefern  können.  Und  so  glaubte  ich  denn,  vor  allem  zwei  Ge- 
sichtspunkte bei  der  Betrachtung  der  Gildeinstitution  von  einander 
trennen  zu  müssen:  die  wirtschaftlich  -  sociale  Seite  einerseits,  die 

Solitischen,  vor  allem  stadtverfassungsgeschichtlichen  Momente  an- 
ererseits. 

Allerdings  wird  eine  derartig  geschiedene  Betrachtungsweise 
der  Fülle  des  in  diesen  Institutionen  pulsierenden  historischen 
Lebens  nie  gerecht  werden  können-,  die  Schlüsse,  zu  denen  sie 
gelangt,  werden  notwendig  einseitig  und  bedingt  sein,  sie  wird 
natur^emäfs  von  den  beiden  Gesichtspunkten ,  die  ich  aufstellte^ 
vor  allem  denjenigen  der  treibenden  Momente  in  den  Vordergrund 
stellen^  denjenigen  der  äufseren  Erscheinungsformen  vernachlässigen, 
sie  wird  W  lederholungen  und  scheinbare  Widersprüche  nicht  ganz 
vermeiden  können;  aber  sie  wird  andererseits  die  einzelnen  be 
dingenden  Momente  unter  einseitigen  Gesichtspunkten  klarer  her- 
vorheben, deutlicher  veranschaulichen,  in  dem  engeren  Rahmen 
ein  in  sich  geschlossenes  Bild  liefern  können. 

Eine  weitere  Scheidung  nach  socialen  und  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten,  die  ich  anfangs  versuchte,  hat  sich  nicht  durch- 
führen lassen.    Denn  bei  der  Betraclitung  der  Gilde  als  Institution 
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des  mittelalterlichen  Wirtschaftslebens  ergab  sich  sowohl  ihre  in- 
nere sociale  Zusammensetzung  als  ihre  sociale  Geltung  nach  auf^en, 
ihre  Stellung  im  Aufbau  der  städtischen  Gesellschaft  ganz  von 
selbst  \  ihre  socialen  Tendenzen  hängen  mit  ihren  wirtschaftlichen 
Bestrebungen  von  Anfang  an  aufs  engste  zusammen.  Davon 
soll  später  nocli  die  Rede  sein. 

Die  Gilde  ist  zunächst ,  wie  wir  sehen  werden,  Standes- 
vereinigung, BeruBsorganisation ;  ihre  Sitte  und  ihr  Recht  sind 
in  erster  Linie  das  Produkt  der  Stellung  der  Raufleute  im  Wirt- 
schaftsorganismus des  Gesamtvolkes.  Eben  weil  dieser  Stand, 
wie  wir  sahen,  das  erste  sociale  Erzeugnis  der  wirtschaftlichen 
Arbeitsteilung  im  Volke,  der  Sonderung  der  Berufe,  ist,  eben 
deshalb  ist  seine  sociale  Organisation  anfangs  ganz  von  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  bedingt  und  beherrscht. 

Erst  in  der  späteren  Zeit,  in  der  das  Standesgefuhl  sich  aus- 
gebildet hat  und  sich  in  bestimmten  Formen  ausprägt,  in  der 
innerhalb  der  einzelnen  Organisationen  sich  gewisse  Schiebungen 
und  Zersetzungen  vollziehen,  die,  zunächst  allerdings  auch  von 
wirtschaftlichen  Momenten  bedingt,  doch  in  ihrem  Erfolge  nur 
aus  dem  ausgebildeten  Standesbewufstsein  einer  auch  mit  be- 
stimmten politischen  Rechten  ausgestatteten,  politische  Ziele  ver- 
folgenden Bevölkerun^klasse  erUärt  werden  können,  —  erst  in 
einer  solchen  Zeit  wird  die  Betrachtung  socialer,  vor  allem  standes- 
psychologischer Impulse  sich  von  derjenigen  der  wirtschaftlichen 
Momente  einigermafsen  scheiden  lassen. 


§  2. 

Privatwirtsehaftliche  Ziele  der  Kaufmannsgilden  im 

Verlauf  des  Mittelalters,  ihre  Stellung  im  wirtschaftliehen  und 

socialen  Leben  einer  mittelalterlichen  Stadt. 

Wollen  wir  eine  freie  Genossenschaft,  wie  es  die  GKlde 
ist,  d.  h.  eine  aus  der  Willensthätigkeit  der  Einzelnen  hervor- 
gegangene Vereinigung  in  ihren  ersten  Anfangen,  nach  ihren 
ersten  Zielen  und  Bestrebungen  erkennen,  so  wird  man  zu- 
nächst sich  nach  Aufzeichnungen  umsehen  mtkssen,  in  denen 
der  Akt  dieser  Vereinigung,  die  Bedingungen,  unter  welchen 
sie  geschehen,  die  Zwecke,  denen  sie  dienen  soll,  ihre  äufsere 
formale  Organisation,  die  Pflichten  und  Rechte  ihrer  Mitglieder, 
ihre  schriftliche  Fixierung  geftmden  haben. 

Schon  Nitzsch  hat  nun  auf  die  merkwürdige  Erscheinung 
aufmerksam  gemacht,  dafs  uns  von  der  ersten  Gründung  einer 
Gilde  urkundlich  nie  etwas  berichtet  wird.  Das  mag  ja  zum 
Teil  gewifs  darin  seinen  Grund  haben,  dafs  die  Gilden  in  einer 
Zeit  entstanden  sind,  in  der  im  allgemeinen  die  Urkunden  uns 
spärlicher  fliefsen  und  man  über  das  Wesen  aller  Organisationeii 
nicht  in  dem  Mafse.  unterrichtet  ist,  wie  zu  der  Zeit,  da  in  dem 
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schon  mannigfaltig  bewegten  städtischen  Leben  das  Handwerk 
emporwuchs  und  sich  in  Zünften  und  Innungen  organisierte. 

Daneben  aber  kommt  sicherlich  noch  ein  anderer  Umstand 
in  Betracht. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  die  Formen,  in  denen  sich  der  da- 
malige Handel  bewegte.  Noch  zieht  der  Kauhnann  mit  seiner  Ware 
von  Ort  zu  Ort,  von  Markt  zu  Markt;  noch  waren  die  ständigen 
Märkte,  an  denen  sich  grölsere  Gruppen  und  Gemeinden  von 
Kaufleuten  zum  Zwecke  des  Handels  dauernd  iiiederliefsen,  erst 
im  Entstehen.  Für  den  einzelnen  Kaufmann  aber  bot  das  Reisen 
über  Land  und  See  Beschwerden  und  Gefahren,  denen  er  nicht 

fewachsen  war^.  Denken  wir  daran,  mit  welchen  Schwierig- 
eiten  das  Reisen  in  der  damaligen  Zeit  verknüpft  war,  wie 
schlecht  und  verfallen  die  zum  grofsen  Teil  der  Römerzeit  ent- 
stammenden Verkehrsstrafeen,  das  Land  überall  von  Zollgrenzen 
durchzogen  ^,  wie  immer  aufs  neue,  zunächst  in  einzelnen  Schutz- 
briefen, dann  in  dem  Gottesfrieden  des  elften  Jahrhunderts,  end- 
lich in  dem  Landfrieden  des  ausgehenden  Mittelalters  dem  Kauf- 
mann ein  besonderer  Schutz  ausgewirkt  werden  mufste^,  wie  in 
Gent  niemand  ein  Schwert  tragen  darf,  mit  Ausnahme  des  Kauf- 
manns, der  des  Handels  wegen  durch  die  Stadt  kommt  ^,  wie 
noch  Friedrich  Barbarossa  verordnet,  dafs  der  reisige  Kaufmann 
sein  Schwert  quer  über  dem  Sattel  tragen  soll,  wie  in  der  con- 
stitutio  de  pace  von  1256  der  Kaufmann  bis  an  die  Zähne  be- 
wafihet  erscheint,  —  so  kann  es  uns  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
die  Kaufleute  selbst  sich  einen  Schutz  zu  verschaffen  suchten, 
der  ihnen  von  keiner  anderen  Seite  gewährt  werden  konnte.  So 
alt  wie  ein  geordneter  Handel  selbst  sind  fast  bei  allen  Völkern 
primitiver  Kultur  gemeinsame  Handelsfahrten.  Überall,  wo  nicht 
von  vornherein  der  König  oder  Häuptling  *,  oder  —  wie  in  Rom 
—  eine  gr  und  besitzende  Aristokratie,  oder  endlich  der  ganze 
nomadisierende  Stamm,  durch  natürliche  Bande  des  Blutes  und 
gemeinsame  Schicksale  zusammengehalten,  den  Handel  treibt, 
überall  da  sind  gemeinsame  Fahrten  einer  grölseren  Anzahl  von 
Kaufleuten,  Karawanen  und  Flottenreisen  die  Regel  gewesen,  bei 
Phöniziern  und  Griechen,  bei  Normannen  und  Arabern.  Der 
Herdentrieb  primitiver  Völker  erklärt  sich  eben  aus  diesem  Be- 
dürfnis des  Einzelnen  nach  Schutz  und  Sicherheit^. 

Solch  ein  Auszug  glich  oft  einem  Kriegszuge  mehr  als  einer 

1  Giry:  St.  Omer:  II  6tait  impossible  de  faire  le  commerce  i8ol6. 

'  Pigeonneau:  hist.  du  commerce  de  la  France  I  91  ff. 

»  Vgl  oben  Kap.  I. 

*  Vgl  auch  Hegel  II  177. 

^  ßäanntlich  ist  beim  Übergang  zur  modernen  Zeit,  zuerst  von 
Friedrich  li.  in  seinem  sizUiscben  fieamtenstaat,  dann  nach  seinem  Vor- 
bild von  den  italienischen  Stadtstaaten  dieses  Handelsmonopol  des  Ober- 
hauptes wenigstens  für  einige  Waren  wieder  aufgenommen  worden.  Bnrck- 
hardt,  Kultur  der  Renaissance  in  Italien  I  5. 

®  Auch  hierzu  vgl.  jetzt  Rathgen  a.  a.  0. 

Forschaagen  (52)  XU  2.  —  Doren,  KaufiuftiinsgildeD.  11 
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Handelsfahrt ^ ;  wie  Lust,  Neigung,  Gelegenheit,  Gewinn-  und 
Abenteuersucht  die  Emzelnen  zusammenführte,  so  zog  man  in 
Scharen  hinaus  zur  Beute  oder  zum  Handel.  Noch  während  des 
ganzen  Mittelalters,  in  allen  Ländern,  sehen  wir  diese  Karawanen- 
Verfassung  der  reisenden  Kaufleute  eine  bedeutende  Bolle  spielen. 
Wir  sahen,  wie  die  Regensburger  Kaufleute  zum  Markt  nach 
Enns  gemeinsam  unter  ihrem  Hansegrafen  ausziehen ;  die  Stral's- 
burger  reisen  zusammen  zur  Messe  nach  Frankfiirt^  und  die 
gro&en  Märkte  in  der  Champagne  zeigen  uns  diese  Karawanen- 
verfassung am  deutlichsten  in  ihrer  ganzen  Bedeutung.  Da 
ziehen  von  Süden  die  Händler  aus  der  Provence  und  der  Lan- 
guedoc^  unter  ihrem  Oberhaupt,  dem  capitaneus  mercatorum  et 
universitatis  mercatorum  de  Provinda  et  ae  Lingua  de  hoc,  nun- 
dinas  Campanie  frequentantium  heran ;  er  wird  vom  Rat  in  Mont- 
pellier erwählt  und  leistet  ihm  den  Treueid:  und  die  Händler 
aus  Italien ,  der  Lombardei  und  Toskana  zeigen  auf  der  Reise 
die  gleiche  assoziative  Verfassung^.  Dals  auch  am  Niederrhein 
einst  ähnliche  Zustände  geherrscht  haben,  darauf  scheint  noch 
die  Handelsverbindung  hinzudeuten,  in  der  noch  in  späterer  2>eit 
sechs  kleine  niederrheinische  Orte  unter  einander  gestanden  haben  ^. 
Noch  ist  im  Anfange  eine  feste  Organisation  nicht  vorhanden 
gewesen ;  man  ging  auseinander,  sobald  der  Handels-  oder  Beute- 
zug zu  Ende  war.  Aber  schon  bargen  solch  gemeinsame  Handels- 
fahrten den  Keim  genossenschaftlicher  Bildungen  in  sich.  Die 
Grundbedingungen  derselben:  das  gegenseitige  Sichkennen  und 
Sichverstehen,  gemeinsame  Sitten  und  Gewohnheiten,  Interessen 
und  Ziele,  waren  vorhanden.  Und  da  lag  es  gerade  in  jener  Zeit 
nahe,  auch  den  gemeinsamen  Pflichten  der  reisenden  Kauf  leute  einen 
äufseren  formalen  Ausdruck  zu  geben,  durch  religiöse  Weihe  dem 
Bunde  Stütze  und  Halt  zu  verleihen.  So  übernahm  die  Gesamt- 
heit der  gemeinsam  reisenden  Kaufleute  alle  die  Verpflichtungen 
des  Schutzes,   die  sonst  die  Familie,  das  Geschlecht,  die  Mark- 

fenossenschaft  hatte;  als  gewillkürter  Verein  trat  sie  an  die  Stelle 
er  alten  natürlichen  Zusammenhänge.  Der  Blutbund,  den  die 
muhamedanischen  Kaufleute  noch  heute  auf  ihren  gemeinsamen 
Handelsfahrten  durch  Afrika  untereinander  eingehen*,   giebt  uns 


'   Vgl.  auch  N  i  t  z  s  c  h ,  Deutsche  Studien  S.  22.").   G  e  n  g  1  e  r ,  Deutsche 
Stadtrechtsaltertümer  S.  456  ff. 
■  Vgl.  oben  Kap.  1. 

*  Vgl.  Bourquelqt,  Etudes  sur  les  foires  de  Champagne  I  151  ff. 

*  Ibidem  I  168  ff.  Über  die  Befugnisse  jener  ReisebeiEunten  sind  wir 
im  einzelnen  nicht  unterrichtet.  Jedenfalls  sind  aber  nicht,  wie  der  Regens- 
burger Hansegraf  in  Enns,  so  diese  capitanei  in  der  Champagne  die  eigent- 
lichen Leiter  und  Beaufsichtiger  des  Marktverkehrs  geworden;  vielmehr 
Hegen  hier  diese  Funktionen  bei  eigenen  vom  Grafen  ernannten  gardes 
de  foire. 

^  Liesegang,  Rees  S.  7f.  Es  waren  Rees,  Emmerich,  Xanten, 
Elten,  Döttinchen,  Smithauseu. 

ö  Lippert,  Kulturgeschichte  II  339. 
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ein  Beispiel  dieser  engeren  Form  der  Zusammenkettung,  die  den 
Einzelnen  mit  festem  Bande  an  die  Gesamtheit  knüpfte.  Wer 
«einen  Pflichten  nicht  genügte,  wurde  zum  Verräter  an  der  Gott- 
heit, die  den  Bund  geheiligt. 

Noch  aber  fehlte  auch  diesem  Bunde  —  auch  in  Süd- 
deutschland finden  sich,  wie  wir  sahen,  vereinzelt  derartige  tem- 
S»räre  Vereinigungen  reisender  Eaufleute  —  zur  eigentlichen 
enossenschaft  ein  wichtiges  Charakteristikum:  die  über  das 
Bedür&is  des  nächsten  Moments  hinausreichende  Dauer  der 
Vereinigung.  Nicht  aus  einem  einzigen  bewufsten  Willensakt 
einer  Anzahl  von  Individuen  ist  die  Gilde  hervorg^angen ,  sie 
hat  sich  langsam  im  Laufe  der  Zeit  herausgebildet  als  ein  Pro- 
dukt gewohnheitsmäfsigen  Zusammenseins  auf  der  Handelsfahrt, 
als  der  letzte  Ausdruck  gemeinsamer  Lebensbedingungen. 

Die  Idee  einer  solchen  dauernden  Zusammenfassung  gleich- 
berechtigter Glieder  su  dem  gleichen  Zwecke  konnte  erst  auf 
dem  Boden  eines  ausgebildeten  ßerufsstandes ,  vor  allem  eines 
regen  Gemeingefühls,  Wurzel  schlagen.  An  den  periodischen 
Handelsfahrten  mochte  sich  wohl  beteiligen,  wer  gerade  etwas 
zu  handeln  hatte,  frei  oder  unfrei,  reich  und  arm. 

Einen  ganz  anderen  Aufschwung  mufsten  diese  Vereinigungen 
reisender  Kaufleute  nehmen,  neuen  Inhalt  und  neue  Zwecke  er- 
halten, zu  festen,  dauernden  Organisationen  führen,  als  im  Laufe 
des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts  das  Eaufleuterecht  als  Sonder- 
recht des  gemeinen  Kaufmanns  sich  entwickelte,  als  in  Märkten 
und  Städten  gesicherte  Centralpunkte  eines  intensiven  Handels  und 
Verkehrs  entstanden,  als  in  diesen  Städten  Kaufmannsgemeinden 
als  Wahrer  des  kaufmännischen  Rechtes,  das  mit  den  Markt-  und 
Landesgepflogenheiten  zum  Stadtreeht  verschmolz,  sich  bildeten. 
Erst  jetzt  lernte  man  sich  wirklich  kennen ,  erst  in  den  Städten 
konnte  sich  ein  wirklich  solidarisches  Interesse  der  gesamten 
Kaufinannschaft  herausbilden;  erst  hier  nahm  der  Handel  der 
dort  ansässigen  Kaufleute  bestimmte  Formen  an,  pafste  sich  den 
lokalen  Bedingungen  und  Vorzügen  der  Lage  an,  schuf  eine 
wirkliche  Standesgemeinschaft,  ein  Standesinteresse  aller  an  ihm 
beteiligten  Elemente. 

Was  lag  daher  näher,  als  dals  die  Kaufleute  in  einer  Stadt, 
die  durch  das  starke  Band  von  Sitte  und  Recht  aneinander  ge- 
kettet waren,  die  gemeinsame  Ziele  und  Interessen  hatten,  durch 
ein  genossenschaftliches  Band  und  genossenschaftlichen  Zwang 
dieser  Gemeinsamkeit  aller  Lebensbedingungen  auch  nach  aufsen 
und  innen,  deutlichen  Ausdruck  verliehen?  In  regelmäfsigen 
Versammlungen  bildete  man  Recht  und  Gericht  aus,  im  täglichen 
Verkehr  befestigte  sich  lokale  kaufmännische  Sitte,  in  genossen^ 
schaftlicher  Organisation  ordnete  man  Markt-  und  Verkehrswesen, 
im  genossenschaftlichen  Gericht  urteilte  man  über  die  Frevler  an 
Markt-  und  Kaufmannsrecht. 

So  sehen  wir  denn  die  Handelsgilden  zuerst  in  den  Gegenden 

11* 
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emporblühen ,  in  denen  der  Handel  zuerst  zur  Entfaltung,  die 
Städte  am  frühesten  zur  Macht  gelangen:  in  Flandern ,  Nord- 
frankreich und  am  Niederrhein.  Und  betrachten  wir  die  Gilde- 
statuten, die  uns  aus  diesen  Städten  erhalten  sind,  so  lassen  ge- 
rade sie  deutlich,  und  unter  ihnen  gerade  wieder  die  ältesten  am 
deutlichsten  erkennen,  dafs  die  Kaufmannsgilden  ursprünglich 
Organisationen  der  Kaufleute  zum  Schutze  des  über  Land  und 
See  gehenden  Handels  gewesen  sind.  Einige  Statuten  der  Gilde 
von  Valenciennes,  die  ich  des  Interesses  wegen  wörtlich  anführe, 
mögen  dafür  zum  Beweise  dienen. 

„Wer  ohne  die  vorgeschriebenen  Waffen  zum  Markt  geht, 
nämlich  ohne  Eisenkoller,  Bogen  mit  12  Pfeilen  oder  Pilen, 
von  dem  sollen  die  übrigen  12  d  fordern^.  Wenn  die  Brüder 
zusammen  aus  dieser  Stadt  ausziehen,  sollen  sie  bei  einander 
bleiben  überall  wo  es  nötig  ist;  sie  sollen  einander  helfen  und 
sich  ermahnen  im  Namen  der  Gilde  und  der  eine  dem  andern 
im  voraus  Treue  versprechen  flir  den  Fall,  dafs  er  seine  Hülfe 
braucht  -." 

„Und  falls  einer  seine  Waren  noch  nicht  abgesetzt  hat, 
soll  der  andere  einen  Tag  bei  ihm  bleiben,  aber  er  mufs  ihn 
zuvor  darum  ersuchen ;  und  wenn  dieser  es  dann  nicht  thut,  so 
wird  er  es  dem  büfsen,  der  ihn  darum  ersucht  hat,  und  au&er- 
dem  denen,  die  dann  bei  jenem  bleiben,  mit  4  s.  und  mit 
1 2  Pfennigen  an  die  Gilde  .  .  . ,  oder  aber  er  mufs  schwören, 
dafs  jener  ihn  nicht  ermahnt  hat,  und  der,  der  ihn  ermahnt 
haben  will,  mufs  scliwören,  dafs  er  jenen  mit  Recht  verklagt, 
dafs  aber  keiner  von  den  anderen  Brüdern  (als  Zeuge)  dabei 
zugegen  war"**. 

„Wenn  einer  der  Brüder  unterwegs  in  Gefangenschaft 
fferät,  oder  seine  Waren  ihm  weggenommen  werden,  sollen 
die  anderen  Brüder  zu  seiner  Loslösung  Geld  zusamraen- 
schiel'sen"  *. 


^  Quiconques  ira  au  markiet  sans  armure  ehest  assavoir  sans  cotte 
de  fier  ou  sans  arch  k  XII.  saiettes  et  piles  li  autre  prendreront  de  li  le 
valeur  de  XII  deniers. 

^  Apr^  che  que  li  frere  seront  issut  enssamble  de  eheste  ville  li 
uns  demeiiröche  ayoecq  li  autres  tout  partout  ou  besoins  sera  et  aidite 
li  uns  admonest^ehe  li  autre  en  nom  de  earitet  et  par  avant  promett^che 
se  foy  qu'il  a  besoing  de  H. 

^  £t  sc  aucuns  n'ait  encore  fait  se  marchandise  li  autres  demeur^che 
avoecq  li  un  i'onr,  mais  que  11  en  soit  requis  et  se  chois  ne  fait  u  il 
l'amendra  ä  cheli  qui  Tara  requis  et  k  chiaus,  qni  avoecq  ycheli  demo- 
rent  de  IV  s.  et  XII  d  a  la  carität  u  il  jurra  que  il  n'ara  point  est6  requis 
de  1^^  et  che  qui  Tara  admonestet  jurra  qae  il  a  vrai  clamäs,  mala  qu'il 
n'i  ait  eut  autres  Mres  pr^sens.  Die  ganze  Form  dieser  Prozesse  erinnert 
sehr  an  den  Prozefsgang  im  nordischen  Gilderecht,  wie  ihn  Pappenheim 
ausfuhrlich  geschildert  hat. 

^  Zum  Vergleich  mö^en  hier  noch  einige  analoge  Bestimmungen  aas 
anderen  Gildestatuteu  angeführt  sein : 

St.  Omer,  cca.  1100.  (Mem.  de  la  soci^t^  des  Antiq.  de  la  Morinie 
XVII  If.)    Siquis  mercator  manens  in  villa  nostra  vel  in  suburbiis  in  gildam 
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Entsprangen  die  dauernden  Associationen  reisender  Kauf- 
leute in  ihren  ersten  Anfingen  ^  nur  dem  Bedürfnis  genosscn- 
schafdichen  Schutzes  in  den  Gefahren  einer  wafFenstarrenden 
Zeit'^,  so  war  esnatürlich,  dafs  jene  Genossenschaften  bei  diesen 

noBtram  intrare  noluerit  et  pergens  alicubi  deturbatus  iuerit  vel  suas  res 
amiseiit  vel  ad  duellum  fiierit  provocatus,  omniDO  Dostro  carebit  auxilio. 

Berwick,  cca.  1284.  (Grofs  I227ft.)  Statuimus  etiam  quod  si  auis 
burgensiam  hanc  fraternitatem  nostrorum  contumaciter  neglexerit  nullus 
connratrum  nostrorum  ei  consilium  vel  auxilium,  verbo  vel  facto,  infra 
burgutn  vel  extra  ministrabit  aut  si  super  periculo  vitae  et  membrorum 
placitus  fuerit  aut  in  aliquo  onere  terreno  incurrerit 

Zu  Deventer  wird  1300  (Hans.  Ukb.  I  ISSi))  mit  der  Strafe  von 
1  sh.  bedroht,  wer  seinen  Bruder  auf  dem  Zuge  zum  Jahrmarkt  in  der 
Not  verläfst.  —  V^l.  auch  die  ausführlichen  Statuten  der  Schiffergilde  zu 
Deventer.     Hans.  Ukb.  H  Nr.  398. 

In  Bayonne  (Pardessus  coli,  des  lois  maritimes,  IV  383)  bezeichnen 
die  rectores  navium  et  nautae,  als  sie  1243  eine  societas  begründen,  als 
ihren  eigentlichen  Zweck  gemeinsame  Fahrten  und  gemeinsamen  Schutz 
auf  ihren  Handelsreisen  nach  Flandern,  Spanien,  dem  Golf  von  Biscaya  etc. 
und  sie  bedrohen  jeden ,  der  sich  einzutreten  weigert,  mit  „protervitas  et 
despectus.  Oui  nullus  sociorum  praebeat  auxilium  et  consilium  in  neces- 
sitatibus  navis  suae  quousque  societatem  sicut  alii  assecuravit  observare.** 

^  Die  ganze  Darstellung  des  Ursprunges  der  Kaufmannsgilden  stimmt 
mit  der  von  Lamprecht  (Hist.  Zeitschr.  Bd.  67  S.  399  ff.)  gegebenen  in 
den  wesentlichen  Punkten  überein.  Vielleicht  findet  Below  hier  einige 
seiner  Fragen  beantwortet,  die  er  mit  grofser  Emphase  (Ursprung  der  Stadt- 
verfassung S.  138)  an  Lamprecht  stellt,  z.  B.  die,  warum  wir  überhaupt 
keine  Urkunden  über  Gilden  auf  Zeit  besitzen :  derartige  temporäre  Ver- 
einigungen sind  überhaupt  nicht  urkundlich  fixiert  worden  —  ihrer  ganzen 
Natur  nach  war  das  unmöglich:  aber  spätere  Urkundenstellen  gestatten 
auch  hier  einen  Rückschluß  auf  frühere  Zeiten.  —  Dafs  ich  thatsächlich 
mit  manchem  anderen  Angrifft  Belows  ^cgen  Lamprecht  übereinstimme, 
darüber  vgl.  unten  in  §  3  passim;  über  die  Form  des  Angriffies  enhalte  ich 
mich  jeglichen  Urteiles. 

*  Die  gleiche  Ansicht  vertritt  schon  Fischer  (Geschichte  des  teutschen 
Handels.  178o.  I  331  f.);  ferner  Giry  (hist  de  St.  Omer  p.  276);  Pigeon- 
neau  (hist.  du  commerce  de  la  France  1  116)  und  neuerdings  wie  ge- 
sagt der  erst  nach  Abschlufs  dieser  Arbeit  erschienene  Aufsatz  von 
Lamprecht.  Die  ganzen  Ausführungen,  die  ich  gegeben,  sollen  nur 
das  eine  beweisen,  dafs  die  ursprünglichen  Ziele,  denen  kaufmännische 
Vereinigungen,  d.  h.  die  Genossenschaften,  wie  ich  sie  oben  definiert 
habe,  Genossenschaften,  die  speciell  kaufmännischen  resp.  Handelszwecken 
dienten,  Schutz  und  Förderung  der  Kaufleute  auf  ihren  Keisen  waren. 
Gewifs,  nicht  überall,  wo  wir  später  Kaufmannsgilden  finden,  werden 
diese  aus  derartigen  Anfängen  hervorgegangen  sein,  so  wenig,  wie 
späterhin  die  Existenz  städtischer  Verfassungsformen  an  einem  bestimm- 
ten Orte  nun  die  ganze  Entwicklung  voraussetzt,  die  ursprünglich 
diese  Verfassungsformen  ins  Leben  treten  liefs.  Schon  oben  nahe  ich 
darauf  hingewiesen,  dafs  auch  in  den  nordischen  Schutzgildestatuten 
manche  Bestimmungen  den  Interessen  des  Handels  dienen;  aber  für 
Schleswig  z.  B.  scheint  mir  Hasse  den  überzeugenden  Nachweis  ge- 
Äihrt  zu  haben  (Schleswiger  Stadtrecht  Kap.  V),  dafs  alle  diese  Bestim- 
mungen erst  später  hinzugefügt,  den  Hauptgrundsätzen  des  Stadtrechts 
entnommen  sind,  dafs  das  Stadtrecht  dem  GiTderecht  vorausgeht,  dafs  in 
den  ursprünglichen  Statuten  Interessen  des  Handels  nicht  hervortreten. 
Allerdings  trägt  auch  nach  ihm  (S.  92)  „die  früheste  städtische  Organisation 
notwendig  einen  Gildecharakter";  —  aber  blühendes  städtisches  Leben 
hat  erst  jene  kaufmännischen  Bestimmungen  nachträglich  eingefügt;  von 
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ersten  primitiven  Zielen  nicht  lange  stehen  bleiben  konnten.  Je 
mehr  der  Handel  unter  dem  Schutz  öffentlicher  Gewalten  an 
Sicherheit  gewann,  je  weitere  Kreise  er  zog,  je  mehr  infolge- 
dessen die  Interessen  des  Erwerbes  als  solchen,  eines  möglichst 
grolsen  Gewinns,  eines  möglichst  intensiven  Verkehrs  in  den 
Vordergrund  traten,  desto  mehr  mufsten  jene  ursprünglichen 
Ziele  der  Genossenschaft,  denen  jetzt  durch  andere  Institutionen 
Genüge  gethan  wurde,  zurücktreten  und  anderen  Zwecken  Platz 
machen,  die  den  neuen  Bedürfoissen,  wie  sie  ein  bereits  not- 
dürftig geschützter  Handel  mit  sich  brachte,  genügten.  Mit 
anderen  Worten:  an  die  Stelle  der  auf  Abwehr  von  Gefahren 
gerichteten,  mehr  negativen  Zwecke  traten  jetzt  die  posi- 
tiven Ansprüche  des  kauftnännischen  Berufs  gegenüber  den 
Hindernissen,  die  die  lokalen  Verhältnisse  der  freien  Ausübung 
desselben  in  den  Weg  stellten.  Es  galt,  die  mannigfachen  Zoll- 
schranken zu  durchbrechen,  die  sich  überall  dem  freien  Handel 
entgegenstellten;  es  galt  nun  seine  kaufmännischen  Sonderrechte 
zur  Erzielung  eines  möglichst  grofsen  Gewinns  nach  Kräften 
auszunutzen ;  es  galt  vor  allem  jetzt  auch  schon,  gegenüber  den 
lehnsherrlichen  Gewalten  *  einerseits ,  den  Konkurrenten  aus 
anderen  Städten  und  Ländern  andererseits,  den  Kampf  zu  flihren, 
sich  Privileg  auf  Privileg  zu  erringen,  die  Verhältnisse  klug  zu 
benutzen,  Politik  zu  treiben,  auch  in  der  Verfassung  der  einzdnen 
Städte  seine  Ziele  und  Interessen  zur  Geltung  zu  bringen. 

Erst  in  dieses  Stadium  der  Gilden  gewähren  uns  die  Ur* 
künden  einen  deutÜcheren  Einblick.  Autonome  Aufzeichnungen 
der  Gilderechte  besitzen  wir  aus  der  älteren  Zeit  verhältnismäl'sig 
wenige,  wenigstens  lag,  wie  Giry^  fein  bemerkt,  zu  derartigen 
Aufzeichnungen  für  die  Genossenschaft  solange  kein  Zwang  vor, 
als  dieselbe  einer  öffentlich  rechtlichen  Anerkennung  noch  nicht 
bedurfte.  Gerade  in  diesem  Umstände  scheint  mir  ein  wichtiger 
Unterschied  zwischen  dem  älteren  Gildewesen,  den  späteren  Organi- 
sationen der  Kaufmannsgilden  und  gewerblichen  Zünfte  zu  lieo;en. 
Im  Mittelpunkt  der  gesamten  zünftlerischen  Organisation  der 
späteren  Zeit  steht  die  Erlangung  des  Zunftzwanges^,  die  öffent- 
lich-rechtliche Verleihung  oder  Anerkennung  des  Monopol-  und 
Zwangsrechts  einer  Zunft  in  dem  von  ihren  Mitglieaem  be- 
triebenen Gewerbe  durch  die  öffentliche  Gewalt  in  der  Stadt 
Ohne  eine  solche  Anerkennung  mufste  der  Zunftzwang  —  wenn 
man  überhaupt  in  diesem  Falle  von  einem  solchen  reden  darf  — 


den  specifischen  Zwecken  kaufmännischen  Schatzes  ist  ursprünglich  nicht 
die  Kede. 

'  Dieses  Ziel  der  Kaufmannsgilden  hat  meiner  Meinung  nach  Pi- 
ff eonnean  etwas  zu  einseitig  in  den  Vordergrund  gestellt. 

«  St.  Omer  S.  276. 

^  Vgl.  zum  folgenden  die  Darstellungen  vor  allem  bei  SchÖnberg: 
Wirtschaftliche  Bedeutung  des  Zunftwesens  (Conrads  Jahrbb.  JX  1—6?; 
97-169).  '  •.  r-  T 
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ohne  eigentliche  Bedeutung  bleiben;  denn  welche  Mittel  standen 
der  Zunft,  solange  sie  nur  ein  privater  Verein,  kein  Glied  des 
öffentlichen  Körpers  war,  zu  Gebote,  durch  die  sie  den  Eintritt 
in  die  Zunft  erzwingen,  nichtzünftlerischen  Elementen  die  Aus- 
übung ihres  Gewerbes  verbieten  konnte?  Hie  und  da  hatte  wohl 
eine  Zunft,  die  über  gewisse  Realrechte  verfügte,  besonders  die 
Lebensmittelgewerbe  in  ihren  Mühlen,  Brau-  und  Backhäusern, 
derartige  Mittel  in  ihrem  Besitz;  aber  eine  eigentliche  Zwangs- 
gewalt vermochten  auch  diese  der  Zunft  nicht  an  die  Hand  zu 
geben.  Es  war  wohl  denkbar,  dafs  auch  ein  Nichtzünftler  sein 
Gewerbe  ohne  nennenswerte  Schädigung  in  der  Stadt  betreiben, 
dafs  er  den  polizeilichen  Geboten  der  Zunft  zuwider  handeln 
konnte.  Deshalb  mufste  die  Erlangung  öffentlicher  Anerkennung 
seitens  der  Zünfte  —  und  ähnlich  seitens  der  späteren  Handels- 

filden  —  von  vornherein  ein  geradezu  vitales  Interesse  für  die 
unft  sein,  deshalb  können  wir  aus  der  ersten  Verleihung  dieser 
Zwangsgewalt  (z.  B.  an  die  Bettziechenweber  1149  in  Köln) 
den  Schiurs  ziehen,  da(s  die  Zunft  vor  noch  nicht  allzu  langer 
Zeit  zuvor  als  private  Korporation  sich  konstituiert  hattet 

Die  alte  Organisation  der  kaufmännischen  Schutzgiiden  da- 
gegen beruhte  auf  ^anz  anderer  Grundlage.  Hier  lag  ein  Lebens- 
interesse des  Einzelnen  vor,  sich  der  Gilde  anzuschlielsen ;  hier 
ergab  sich  andererseits  die  Zwangsgewalt  der  Gilde  aus  der 
Macht  der  Verhältnisse  selbst,  nicht  aus  der  formalen  Anerkennung 
seitens  der  öffentlichen  Gewalt.  Der  einzelne  Kaufmann  mufste 
ihr  beitreten,  wollte  er  nicht  den  Gildegenossen  gegenüber  in 
einer  Weise  benachteiligt  sein,  die  ihm  die  Ausübung  seines 
Berufs  fast  zur  Unmöglichkeit  machte. 

Erst  in  einer  Zeit,  in  der  die  erstarkende  öffentliche  Gewalt, 
die  zimehmende  Sicherheit,  der  Schutz  der  städtischen  Obrigkeit 
den  Eintritt  in  die  Gilde  nicht  mehr  zur  Existenzbedingung  ftlr 
den  reisenden  Kauftnann  machte,  in  der  die  Gilde  als  Vertreterin 
der  Handelsinteressen  ihrer  Stadt  neben  der  Sicherung  und 
Förderung  derselben  auch  die  Aufsicht  über  den  ganzen  Ver- 
kehr oder  einzelne  Gebiete  desselben  als  ihr  Recht  bean- 
spruchte^, wurde  auch  ftlr  die  Gilde  die  öffentlich  rechtliche 
Anerkennung  zur  Notwendigkeit,  zur  Ijebensbedingung.  Hier 
also  konnte  die  Gilde  bereits  ein  langes  Leben  hinter  sich  haben, 
ehe  wir  von  ihr  urkundliche  Nachricht  erhalten,  ehe  sie  in  irgend 
eine  Beziehung  zu  der  öffentlichen  Gewalt  in  der  Stadt  tritt 

In  diesem  zweiten  Stadium  ihrer  Entwicklung  sehen  wir 
die  Gilden  vor  allem  in  den  früherblühten  Gemeinwesen  Flanderns 

1  Daher  kann  ich  auch  nur  bedingungsweise  den  Satz  Geerings 
(Basel  S.  13)  zugeben:  Von  einem  Amtszwanff  braucht  man  nicht  zu  reden. 
Die  Zugehörigkeit  zum  officium  war,  wie  heute  Staat  und  Gesellschaft, 
eine  jener  Machte,  die  über  dem  Dasein  und  der  freien  Wahl  des  Ein- 
zelnen beherrschend  stehen. 

«  Vgl.  unten  §  3. 
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und  Nordfrankreichs  uns  deutlich  entgegentreten.  Hier  bildeten 
die  „Grolskaufleute'^  den  weitaus  dominierenden  Teil  der 
städtischen  Bevölkerung,  hier  deckten  sich  ihre  Interessen  im 
wesentlichen  mit  denen  der  ganzen  Stadt,  hier  mochte  oft  zwischen 
ihren  Privilegien  und  denen,  die  die  Stadt  als  solche  ehielt, 
kaum  ein  Unterschied  in  den  Urkunden  gemacht  werden^. 

Auf  dem  Kontinent  sind  es  vor  allem  die  verständigen  und 
hochstrebenden  Fürsten  von  Flandern  aus  dem  elften  und  zwölften 
Jahrhundert,  die  hier  zugleich  im  eigenen  Interesse  —  sie  sicherten 
sich  dadurch  in  ihren  zahlreichen  Kämpfen  die  Hülfe  eines  mäch- 
tigen, fest  organisierten  Bürgertums  —  diesen  Tendenzen  der 
Kaufmannsgilde  kräftige  Unterstützung  zu  teil  werden  lassen. 
Es  ist  bezeichnend  daflir,  dafs  im  Jahre  1127  der  Graf  von 
Flandern  den  Bürgern  von  St.  Omer,  die  in  der  Gilde  waren, 
das  Versprechen  giebt,  sie  nicht  nur  in  den  Ländern,  die  er 
schon  besitze,  sondern  auch  in  allen,  die  er  noch  dazu  erobern 
werde,  vom  Zoll  und  anderen  Abgaben  befreien  zu  wollen^. 

Blicken  wir  von  hier  hinüber  nach  dem  nördlichen  und 
mittleren  Frankreich,  so  finden  wir  auch  hier  die  Gilden  der 
mächtigen  Kaufleute  hochentwickelt,  hier  aber  vor  allem  gewisse 
Zwecke  verfolgend,  die  in  Deutschland  erst  etwa  5  Jahrhunderte 
später  in  dem  Vordergründe  einer  ausgebildeten  städtischen  und 
territorialen  Wirtschaftspolitik  stehen.  Mehr  noch  als  anderswo 
sind  die  Gestaltungen  des  Handels  in  Frankreich  von  der  Rich- 
tung seiner  grofsen  Ströme  beherrscht;  mehr  als  irgendwo  hat 
hier  die  Sicherung  und  Regelung  des  Flufsverkehrs  im  Mittel- 
punkt der  Interessen  der  grofsen,  Export  und  Import  treibenden 
Kaufleute  gestanden.  Und  indem  überall  die  lehnsrechtliche 
Zersplitterung  des  Landes,  die  mannigfachen  Zollschranken  und 
Verkehrsabgaben,  die  Willkür  der  feudalen  Gewalten  an  den 
Ufern  der  Flüsse^  gerade  einem  gesicherten  regelmäfsigen  Handels- 
verkehr die  gröfsten  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legten,  mufste 
das  Bestreben  der  kaufmännischen  Genossenschaften  naturgemäüs 
darauf  gerichtet  sein,  die  Hindemisse,  die  sich  ihnen  auf  dieser 
ihrer  wichtigsten  Handelsstralse  in  den  Weg  stellten,  durch  die 
Macht  imd  den  Einflufs  ilirer  genossenschaftlichen  Organisation 
nach  Kräften  bei  Seite  zu  rifumen.  Dies  war  ihr  nächster 
Zweck;  aber  indem  sie  denselben  bald  mit  gröfserem,  bald  mit 
geringerem  Erfolge  durchzusetzen  vermochten,  schuf  die  neue 
wirtschaftliche  Basis,  die  sie  sich  so  errangen,  auch  neue  An- 
sprüche und  Tendenzen :  den  Verkehr  auf  dem  Flusse,  an  dessen 

^  Nicht  die  Gilde  als  solche  erhielt  diese  Privilegien,  sondern  der 
Kaufmannsstand;  sie  wurden  auch  Städten  zu  teil,  in  denen  keine  Spur 
einer  Kaufmannsgilde  sich  nachweisen  läfst.  Aber  wo  eine  solche  vor- 
handen war,  da  kamen  nur  ihren  Mitgliedern  alle  jene  Bestimmongen 
eigentlich  zu  gute.    Vgl.  oben  über  St.  Omer  und  Rouen. 

"  Giry,  St.  Omer  S.  372. 

8  Pigeonnoau  I  109ff. 
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Ufern  sie  wohBten^  nicht  nur  zu  leiten  und  zu  ordnen,  sondern 
in  ihrem  Sinne  und  Interesse  zu  leiten,  ihn  zu  beherrschen, 
zu  monopolisieren,  jeden  fremden  Kaufmann  von  demselben  ent- 
weder gänzlich  auszuschliefsen  oder  durch  Zoll  und  Stapelrechte, 
Einkaufs-  und  Verkaufsbeschränkungen  nach  Kräften  zu  be- 
lästigen. Schon  tritt  der  stadtwirtschaftliche  Egoismus  auch  hier 
deudich  hervor;  und  durch  die  Gilde  ihrer  Kaufleute  sucht  die 
Stadt  ihre  eigene  wirtschaftliche  und  politische  Macht  zu  heben. 
So  beginnt  die  Konkurrenz  der  mächtigen  Handelsstädte, 
die,  an  einem  Flusse,  an  derselben  Handelssti^alse  liegend,  den- 
selben Zielen  zustreben  und  notwendigerweise  in  einen  Konflikt 
der  Interessen  verwickelt  werden  mufsten.  Wir  haben  oben  ge- 
sehen, welch  heifser  Kampf  sich  zwei  Jahrhunderte  lang  zwischen 
den  beiden  Handelsemporien  Paris  und  Rouen  um  die  Be- 
herrschung des  Handels  auf  der  mittleren  und  unteren  Seine 
entsponnen  hat,  welche  Mittel  sie  anwandten,  um  ihr  Monopol 
gegenüber  der  rivalisierenden  Nachbarstadt  durchzusetzen,  wie 
sie  geschickt  jeden  politischen  Moment,  alle  die  Kämpfe  des 
Königtums  mit  aufständischen  Vasallen  und  Städten  benutzten, 
um  ihre  Interessen  gegenüber  den  Konkurrenten  zur  Geltung  zu 
brinjren.  Aber  während  hier  der  Kampf  mit  der  Vernichtung 
der  Privilegien  beider  Kompagnien  im  15.  Jahrhundert  ein  Ende 
fand,  hat  es  an  anderen  Plätzen  das  mächtig  erstarkte  Königtum 
durchzusetzen  vermocht,  dafs  derartige  rivalisierende  Handels- 
gesellschaften zu  einer  grofsen  Gesamtgilde  verschmolzen,  die 
nun  einheitlich  den  Handel  auf  dem  gesamten  Flusse  leitete 
und  ordnete,  die  fremden  Händler  von  demselben  ausschlofs. 
Die  marchands  de  vin  de  Bordeaux  —  es  war  die  führende 
Stadt,  nach  der  sie  sich  nannten  —  beherrschten  den  Handel  auf 
der  Garonne^  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  schliefsen  sich  die 
Kauiinannsgesellschaften  der  Picardie,  die  in  Orions,  Saumur, 
Angers  und  Nantes  ihren  Sitz  hatten  ^,  zu  einer  gro&en  commu- 
nautö  des  marchands  fr^uentant  la  rivi^re  de  Loire  et  fleuves 
descendant  en  icelle  zusammen.  Die  marchands  de  Teau  auf 
der  Somme  bilden  unter  gemeinsamer  polizeilicher  Leitung  eine 
grofse  Gesamtkorporation  mit  dem  Sitz  in  Amiens^.  Von  allen 
grofsen  Strömen  Frankreichs,  die  Handel  und  Verkehr  ihre 
Richtung  weisen,  scheint  es  nur  an  der  Rhone  zu  ähnlichen 
Organisationen,  zu  Genossenschaften  der  Kaufleute  in  den  einzelnen 
Städten  oder  gar  am  gesamten  Lauf  des  Stromes,  nicht  ge- 
kommen zu  sein*. 


*  Pigeonneau  1 114;  Michel,  Histoire  du  commerce  de  Bordeaux, 

'  Pigeonneau  I  114. 

»  Thierry,  doc.  inödits,  Bist,  de  l'Amieus  I  216. 

^  Pigeonneau  a.  a.  O.  In  anderen  Ländern  finden  sich  ähnliche 
Formen  der  Handelsgilden,  die  den  Handel  auf  einem  bestimmten  Ver- 
kehrswege zu  beherrschen  und  zu  monopolisieren  suchen,  erst  in  späterer 
Zeit;  meist  ist  nur  das  Stapelrecht  einzelner   Städte  zu  intensiver  Aus 
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Halten  wir  hier  zunächst  inne^  um  einen  Blick  auf  die  so- 
ciale Zusammensetzung  dieser  Gilden  und  ihre  Stellung  im  gesell- 
schaftlichen Organismus  der  Stadt  zu  werfen.  Man  hat  den 
kaufmännischen  Organisationen,  wie  wir  sie  bisher  betrachtet 
haben,  häufig  den  Namen  ^Grofskaufmannsgilden^  gegeben;  be- 
sonders Luchaire  hat  diesen  Gesichtspunkt  scharf  in  den  Vorder- 
grund gestellt*.  Für  die  Zeit  der  höchsten  Blüte  jener  franzö- 
sischen Gilden  im  elften  und  zwölften  Jahrhundert  entschieden 
mit  Recht,  nicht  aber  für  die  Zeit  ihrer  Entstehung.  Grofs-  und 
Hausierhandel  sind  in  der  damaligen  Zeit  noch  nirgends  ge- 
schieden. Der  Kaijtfmann,  der  mit  seiner  Ware  zu  den  grofsen 
Märkten  nach  der  Champagne  oder  nach  Flandern  zog,  besorg 
in  der  übrigen  Zeit  den  Kleinhandel,  mit  seiner  Ware  von  Ort 
zu  Ort  ziehend  ^.  Erst  der  gewaltige  Au&chwung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  den  das  mächtige  Aufstreben  der  Städte  zur 
Folge  hatte,  die  enge  Siedelung  mit  ihrer  weiter  ausgebildeten 
Arbeitsteilung,  ihrem  regeren  Austausch,  ihrem  intensiveren  täg- 
lichen Markt-  und  Handelsverkehr,  erst  diese  liefsen  auch  inner- 
halb des  homogenen  Eaufmannsstandes  die  erste  sociale  DifFeren- 
ziening  sich  ausbilden,  die  ihn  nach  der  wirtschaftlichen  Macht 
und  nach  der  Art  des  Handelsbetriebes,  wenigstens  in  den 
Städten  mit  rasch  vorwärts  eilender  Entwicklung,  in  zwei  grofse 
Gruppen  auseinander  spaltete:  die  reichen,  Grofshandel  treiben- 
den Grofekaufleute  und  die  ärmeren,  der  Handwerkerklasse  sich 
nähernden  Krämer.  Bedingt  und  befördert  aber  wurde  dieser 
Scheidungsprozefs  durch  einen  anderen,  wirtschafllich-socialen 
Umbildungsvorgang.  Gerade  damals  erhielten  die  grofsen  Kauf- 
leute reichen  Zuzug  aus  den  ländlichen  Grofsgrundbesitzern.  Di© 
Ausdehnung  kaufmännischen  Rechts  auf  immer  gröfsere  Kreise, 
die  Teilnahme  der  Ministerialen  am  städtischen  Leben,  die  Ein- 
bildung gelangt.  In  Utrecht  existiert  1251  eine  Hanse  der  Rheinkaafleute, 
die  den  Weinhandel  von  Köln  nach  den  Niederlanden  betreibt  und  ver- 
fügt: si  ipse  solns  (d.  h.  ein  Nichthansekaufmann)  eroerit  vinum  Colonie 
hoc  nullus  {ratnim  hanse  potabit  Trajecti  (Forschungen  zur  deutscheD 
Geschichte  IX  524);  die  Gilde  von  Mecheln  hat  das  Privileg,  jenseits  von 
Maas  und  Scheide  allein  Handel  treiben  zu  dürfen  und  es  wird  ihr  dies 
ausdrücklich  dadurch  gesichert,  dafs  jede  andere  Gilde  im  Bereich  des 
Herrn  von  Mecheln,  durch  die  jene  Schaden  erleiden  könnte,  verboten 
wird  (W auters  Hb.  comm.  p,  204;  Grofs  I  297:.  Ein  ähnliches  Vorrecht 
besitzen  die  Tuchkauf leute  m  Groningen  (Nitzsch,  Aufsatz  von  1880 
S.  402  ff). 

'  Hist.  des  communes  fran^.  p.  81 :  Les  marchands  et  il  faut  entendre 
par  \k  non  le  petit  commerce  local,  mais  le  haut  commerce,  celui-qui 
faisait  la  vente  en  gi*os,  qui   allait  de  foire  en  foire  pour  les  opämtions 

*de  vente  et  d*achat ont  du  pr&tiquer  de  tr^  Donne  heure  Tasso- 

ciation.  Auch  er  erkennt  als  ihre  Zwecke  Schutz  gegen  Gefahren  und 
£rlaneung  eines  Handelsmonopols  in  einer  bestimmten  Gebend  an. 

*  Dafs  die  mercatores  regalium  uibium  ursprünglich  m  Deutschland 
nur  Grofshändler  mit  bestimmten  Waren  (Wein ,  Salz,  Getreide)  gewesen 
sind,  schemt  mir  von  Nitzsch  (Ministerialität  und  Bürgertum  S.  180  f.) 
nicht  bewiesen  zu  sein. 
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siehung  lltndlicher  Gemeinden  in  die  städtische  Mauer  und  die 
dadurch  herbeigeführte  Umwandlung  der  dortigen  Orofsgrund- 
besitzer  aus  ländlichen  Ackerbauern  zu  städtischen  Kapitalisten,  — 
das  alles  stärkte  naturgemäfs  das  aristokratische  Element  in  der 
Kaufmannschaft  und  gab  ihm  das  Übergewicht  über  die  ärmeren 
Krämer  und  Kleinkaufleute.  Aus  der  Verschmelzung  vor  allem 
alt&eier  Grundbesitzer  mit  den  kaufmännischen  Gilden  ist  dann 
häufig  die  eigentliche  Aristokratie  der  Städte,  sind  die  Geschlechter 
hervorgegangen . 

Die  genossenschaftlichen  Tendenzen  der  Gilde,  die  ursprüng- 
lichen wirtschaftlichen  Zwecke  derselben  traten  dann  mehr  und 
mehr  zurück. 

Wenn  Nitzsch  hervorgehoben  hat,  dafs  gerade  in  Städten 
mit  rasch  vorwärts  eilender  Entwicklung  die  Gilde  ihre  ur- 
sprüngliche Form  nicht  lange  wahren  konnte,  so  wird  man  neben 
dem  wirtschaftlichen  doch  auch  dies  sociale  Moment  zur  Er- 
klärung mit  heranziehen  dürfen. 

Der  sociale  Entwicklungsvorgang  vollzog  sich  in  gleicher 
Weise,  ob  die  genossenschaftliche  Form  sich  erhielt,  ob  sie  zu 
Grunde  ging,  oder  ob  sie  nie  vorhanden  gewesen;  politische 
Herrschaft,  die  der  genossenschaftlichen  Organisation  weniger 
bedurfte,  die  den  strengen  socialen,  aristokratischen  Abschlufs 
zur  Folge  hatte,  sie  war  das  Ziel  der  durch  Handel  und  städtische 
Bodcnausnutzung  reich  gewordenen  Geschlechteraristokratie  ^ 

Noch  aber  sind  die  ständischen  Um-  und  Neubildungen,  die 
auch  in  der  Zusammensetzung  der  Gilde  ihren  Ausdruck  fanden, 
nicht  erschöpft;  im  Gegenteil  gilt  es,  noch  die  wichtigste  der- 
selben, die  Nitzsch  den  eigentlichen  Stoff  zu  seinen  Aufsätzen 
geliefert:  das  Aufkommen  eines  städtischen  Handwerkerstandes 
und  die  Auseinandersetzung,  die  zwischen  ihm  und  den  Kauf- 
mannsgilden  notwendig  wurde,  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen. 

In  der  Zeit,  da  in  Frankreich  und  einieen  flandrischen  Städten 
der  Kaufmannsstand  schon  mächtig  und  blühend  war,  da  er  in 
Deutschland  und  England  sich  emporzuarbeiten  begann,  safsen 
die  Handwerker  noch  meist  auf  Fronhöfen,  an  Pfalzen  und 
Klöstern ,  wo  sie  nicht  für  den  eigenen  Gewinn  und  auf  eigene 
Rechnung,  sondern  für  das  Kloster,  den  Grundherrn,  den  Pfalz- 
beamten arbeiteten,  wo  sie  nicht  Händler  und  Kaufleute  mit 
eigener  W^are  sein  konnten.  Der  freie  Marktverkehr  —  eine 
Errungenschaft  des  kaufmännischen  Sonderrechtes  —  kam  den 
eigentlichen  Gewerbetreibenden,  den  Handwerkern,  in  ihrer  grolsen 
Masse  noch  wenig  zu  gute.     Wohl  lebten   einzelne  Handwerker 

*  Die  mederläodiBchen  poortcrs  sind  wahrscheinlich  aus  einer  Ver- 
schmekuiig  der  aubfissigen  Grorsgnindbeaitzer  mit  den  in  den  Gilden 
genossenschaftlich  organisierten  Grofekaufleuten  entstanden.  Von  derartigen 
Gilden  haben  sich  allerdings  nur  undeutliche  Spuren  in  der  Erwähnung 
der  froedscappen,  der  minnemers  zu  Gent  etc   erhalten. 
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auch  in  der  Eaufmannsgemeinde  und  konnten  ihre  Waren  &ei 
im  täglichen  Marktverkehr  umsetzen^;  aber  sie  bildeten  noch 
keinen  besonderen  Stand  mit  bestimmten  Rechten  und  Ansprüchen, 
und  den  Mitteln,  diese  durchzusetzen.  Der  Umschwung  erfolgte 
im  elften  und  zwölften  Jahrhundert.  Die  rasche  Einwanderung 
gewerbUcher  Elemente  vom  Lande  nach  den  Städten,  wo  sie 
frei  nach  Eaufleuterecht  leben ,  ihre  Waren  auf  dem  städtischen 
Markt  auf  eigene  Rechnung  verkaufen,  für  den  Marktverkehr 
spekulativ  produzieren  konnten,  die  Bewegung,  die  dadurch  ins 
Leben  gerufen  wurde  und  auch  auf  die  in  den  Städten  ansässigen, 
wirtschaftlich  gebundenen  Handwerker  ihre  Rückwirkung  übte, 
die  auch  diese  heranrief  zur  Freiheit,  zum  städtischen  Leben,  sie 
zum  Händler  mit  eigener  Ware  machte^,  sie  unter  Stadtrecht 
und  Stadigericht  stellte^;  eine  Entwicklung,  die  eine  Solidarität 
der  Interessen  aller  gewerblichen  Kreise  ins  Leben  rief,  —  erst 


'  Vgl.  darttber  vor  allem  die  Bemerkangen  bei  G o  t  h  ein ,  Wirtschafts  • 
geschichte  des  Schwarz waldes  I  11  f.  und  189  ff*. 

2  Dies  ist  besonders  anschaulich  geschildert  von  Geering,  Basel 
S.  3  a. ;  ich  finde  nicht,  dafs  Gothein  ihn  nier  widerlegt  hat.  Denn  worauf 
es  hier  ankommt,  ist  nicht,  ob  die  Handwerker  rechtlich  als  frei  oder 
unfrei  gegolten  haben  —  wiederholt  ist  betont,  wie  wenig  diese  rechtlichen 
Unterschiede  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Stadt  bedeuten, 
sondern  ob  sie  zunächst  spekulativ  für  den  stadtischen  Markt  arbeiteten, 
oder  in  der  Entfaltung  ihrer  wirtschaftlichen  Kräfte  gebunden  tHr  die 
Bedtirfriisse  eines  Herrn  zu  produzieren  gezwuneren  waren  resp.  nur  mit 
geliefertem  Rohmaterial  arbeiteten;  d.  h.  mit  anderen  Worten,  die  gratia 
emendi  et  vendendi  nicht  besafsen. 

'  Dafür,  dafs  die  Handwerker  ausdrücklich  als  mercatores  bezeichnet 
werden,  finde  ich  allerdings  nur  wenige  Beispiele.  Einige  aus  Grofs 
seien  hier  angeführt 

I  107:  de  mercatoribns,  videlicet  piscatoribus,  factori- 
bus  pannorum,  tannatoribus 

II  85:  Item  burgenses  de  mercatoribus  mercirnonia  suspecta  extra 
mercatum  ementibus  non  permittunt  iusticiam  fieri,  ut  de  pelliparis 
et  aliis. 

II  175  u.  232:  insuper  concessimus  prefatis  burgensibus  nostris  (}Uod 
omnes  mercatores  tarn  Pannarii,  Verdones,  Pelliparii  et  Giro- 
tecarii  quam  alii  diversi,  qui  ex  empcione  et  vendicione  vivunt.  Unter 
„empcio"  und  „vendicio"  ist  hier  wohl  der  Einkauf  des  Hohmateriales  und 
der  Verkauf  des  fertigen  Produktes  gemeint 

II  6:  sutores  et  pannarii  et  omnes  alii  mercatores  fideles. 

W  a  u  t  er  s :  libert^  communales  preu ves  S.  2.  S  t.  T  r o  n  d :  holen- 
garii,  cervisiarii,  sutarii  et  qui  alias  huiusmodi  merces  vendunt 

Für  Deutschland  bietet  ein  Beispiel  das  Privileg  für  die  Filzmacher 
in  Mtthlhausen  (M  ühlhausener  Urkundenbuch  Nr.  77) :  q  u  i  b  u  s  d  a  m  c  i  v  i  - 
bus  opus  filtri  exercentibus  relaxavi  ut  ipsi  inter  se  utpote  alii 
mercatores  quandam  iacerent  unionem. 

Gengier,  cod.  iur.  mun.  S.  67:  Rudolph II.  verbietet  dem  Abt  und 
Konvent  zu  Auerbach,  „daz  sie  fürbaz  mere  kejn  lejthus,  schuster,  kremer, 
becker,  sever  oder  ander  kaufmannschaft  daselben  von  iren  Closter  nit 
enthalten  oder  gestatten,  daz  daz  ieman  tue^. 

Vgl.  auch  Muratori  Script  VI  1174:  pistores  et  alii  negotiatores,  qui 
portaverunt  exercitui  necessana. 
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diese  ganze  bedeutsame  und  folgenschwere  Entwicklungsreihe 
schuf  in  dem  neu  entstehenden  städtischen  Handwerkerstand  einen 
zweiten  mächtigen,  wirtschaftlich -socialen  Faktor,  mit  dem  sich 
die  Kaufleute  und  vor  allem  ihre  Organisationen,  die  Gilden, 
notwendigerweise  auseinandersetzen  mufsten.  Die  verschiedene 
Art,  in  der  diese  Auseinandersetzung  erfolgen  konnte  und  that- 
Bächlich  erfolgt  ist,  giebt  den  folgenden  Typen  der  Gilde  ihr 
eigentlich  charakteristisches  Gepräge. 

Am  einfachsten  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  naturgemäfs 
in  Frankreich.  Hier  hatten  sich  in  den  mächtigen  Städten  schon 
früh  jene  socialen  Scheidungen  vollzogen,  die  zur  Ausbildung 
eines  kaufmännischen,  Grofshandel  treibenden,  aristokratisch  ab- 
geschlossenen Patriciats  fUhrten ;  hier  waren  die  Gilden  den  Inter- 
essen dieses  Standes  nach  Form  und  Inhalt  angepafst;  hier  scheint 
der  Eintritt  der  Handwerker  in  dieselben  weder  irgendwo  that- 
sächlich  erfolgt,  noch  auch  nur  erstrebt  worden  zu  sein.  Der 
Grofshandel,  Export  und  Import  fremder  Manufakturen  —  das 
war  es,  was  die  Kaufleute  allein  erstrebten;  und  zu  einem  wirt- 
Bchaftlicheu  Interessenkonflikt  mit  den  unteren  Schichten  der  Be- 
völkerimg,  die  stets  in  Abhängigkeit  von  der  öffentlichen  Gewalt 
blieben,  ist  es  fast  nie  gekommen.  Es  waren  zwei  vollständig 
getrennte  Kreise,  deren  Interessen  nach  ganz  verschiedenen  Rich- 
tungen gingen  und  sich  kaum  berührten.  Die  späteren  Kämpfe 
der  unteren  Klassen  richten  sich  nicht  gegen  wirtschaftliche  Vor- 
rechte und  Monopole  der  Gilden,  sondern  gegen  den  Mifsbrauch 
der  politischen  Macht  durch  die  grofsen,  an  der  Spitze  der  Stadt- 
verwaltung stehenden  Kaufherrengeschlechter. 

En  ganz  anderes  Bild  bietet  die  Entwicklung  vor  allem 
in  England.  Wohl  war  Südengland  in  früheren  Zeiten  einmal 
das  Centrum  eines  Welthandelsverkehres  neben  Konstantinopel 
gewesen,  aber  die  Wirren  und  Kriege  vor  allem  des  zehnten 
und  des  beginnenden  elften  Jahrhunderts  hatten  es  gänzlich  aus 
dieser  Stellung  verdrängt  und  erst  das  starke,  besonnene  und 
energische  Regiment  der  ersten  Normannenkönige  hatte  dem 
Lande  wieder  bessere  Zeiten  gebracht;  der  Handel  insbesondere, 
aufs  neue  angeregt,  gelangte  bald  zur  alten  Blüte.  Politisch  bald 
straffer  geeint  als  fast  alle  anderen  Staaten  der  damaligen  Welt, 
durch  eine  einigermafsen  geordnete  Steuerverfassung  auch  zu 
centralistischer  Verwaltung  fähig,  zerföllt  das  Land  wirtschaftlich 
in   eine  Anzahl  excentrischer   Kreise,   die,   in   sich  vollkommen 

Femer  Gengier,  Deutsche  Stadtrechtsaltertttmer  S.  454:  qaicumque, 
vestrum  in  emendo  et  vendendo  opus  mercatorium  exercitant.  Dies  wird  dann 
näher  erklärt  durch rnercatores,  ne^otiatores,  opifices,  mechanicoa. 

In  Bromberg  werden  die  sutores  und  camefices  als  mercantcs  be- 
zeichnet (ibid.  p.  395). 

Bekannt  ist  die  schon  früher  citterte  Stelle  des  Allenshacher  Privi- 
legs, wo  ut  ipsi  sint  mercatores  nichts  anderes  bedeutet,  als  dafe  die  be- 
treifenden ihre  Waren  auf  dem  Markte  verkaufen  und  nach  Kaufmanns- 
recht leben  sollten. 
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geschlossen,  sich  schon  firüh  nach  aufsen  hin  scharf'  abschliefsen, 
eine  Stadtwirtschaftspolitik  durchfuhren,  wie  sie  in  Deutachland 
erst  im  vierzehnten  Jahrhundert  der  energischen  Leitung  der  Rats- 
behörden geglückt  ist.  Noch  hatte  sich  kein  Groi'shandelsstand 
entwickelt,  als  auch  schon  das  Handwerk  sich  mächtig  erhob; 
eine  scharfe  Scheidung  social  und  wirtschaftlich  verschieden  inter- 
essierter Kreise  wie  in  Frankreich  fand  hier  —  mit  Ausnahme 
des  viel  früher  entwickelten  London  —  keinen  Boden.  Möglich, 
dafs  Kaufleute  und  Handwerker  ursprünglich  getrennte  Assozia- 
tionen gebildet,  die  dann  —  wie  in  berwick  —  durch  einen  Akt 
öffenthcher  Verordnung  zu  einer  grofsen  Gesamtgilde  verschmolzen ; 
möglich,  dals  von  Anfang  an  Kaufleute  und  Handwerker  sich  in 
einer  Genossenschaft  zusammenfanden,  jedenfalls  finden  wir  überall 
jenseits  des  Kanals  geschlossene  städtische  Wirtschaftskörper ,  in 
denen  Kaufleute  und  Handwerker  zu  gemeinsamer  Wirtschafte- 
politik sich  vereinigen. 

In  Flandern  und  Schottland  scheint  die  Entwicklung  zunächst 
eine  ähnliche  gewesen  zu  sein.  Dafs  später  England  auf  der  einen, 
Schottland  und  Flandern  auf  der  anderen  Seite  einen  ganz  ver- 
schiedenen Gang  der  Entwicklung  zeigen,  davon  soll  später  noch 
die  Rede  sein. 

Wie  kommt  es  nun,  dafs  es  im  eigentlichen  Deutschland 
weder  zu  scharf  getrennten  genossenschaftlichen  Kreisen  kam, 
wie  in  Frankreich,  deren  wirtschafUiche  Interessen  nach  ganz  ver- 
schiedenen Seiten  gingen  und  daher  sich  nicht  berühren  konnten, 
noch  zu  einheitlichen  städtischen  Wirtschaftsorganisationen  wie  in 
England  und  Schottland? 

Was  Deutschland,  unter  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet, 
von  Frankreich  scheidet,  das  ist  die  im  allgemeinen  später  er- 
folgende Ausbildung  eines  aristokratischen  Kaufmannsstandes  ^ ; 
was  es  von  England  trennt,  das  ist  die  Schwäche  der  centrali- 
stischen  öffentlichen  Gewalt,  die  der  Stadt  als  selbständigem  Wirt- 
schaftskörper doch  ihren  Platz  anweist  in  der  Verwaltungsgliede- 
rung des  Gesamtreiches.  Nirgends  erhebt  sich  eine  öffenüiche 
Gewalt  über  den  socialen  Parteien  wie  in  England ;  überall  schon 
früh  ein  scharfer  Gegensatz  der  socialen  Bildungen,  der  oberen 
und  unteren  Schichten,  der  reichen  und  armen  Bevölkerung,  das 
politische  Leben  der  einzelnen  Städte  beherrscht  von  diesen  Spal- 
tungen und  Gegensätzen  in  der  gesellschaftlichen  Schichtung. 

Die  Kaufleute,  als  das  älteste  Element  der  städtischen  Be- 
völkerung, organisierten  sich  meist  zuerst  zur  Genossenschaft,  sie 


'  Ich  erinnere  an  die  geistvolle  Darstellung  Nitzschs  (deutsche  Ge- 
schichte II  5).  der  nachweist,  wie  bis  zum  elften  Jahrhundert  die  grofsen 
Welthandelsstrafsen  im  Viereck  Deutschland  umgingen,  wie  erst  damalB 
Deutschland  vor  allem  am  Niederrbein  mit  den»  Welthandel  Fühlung  ge- 
wann, wie  erst  damals  sich  der  Übergang  von  der  Natui*al-  zur  fteid- 
wirtschaft  vollziehen  konnte.  Vgl.  auch  Jastrow,  Welthandelsstrafsen 
S.  17  ff. 
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beheiTHchten  den  Marktverkehr ,  hatten  hie  und  da  öffentliche 
BefuCTisse  auch  über  Nichtmitglieder  errungen;  nicht  nur  mit 
fremaen  Waren  versorgten  sie  den  Markte  sondern  auch  die  Pro- 
dukte der  heimischen  Industrie  fanden  nur  durch  sie  auf  dem- 
selben Absatz.  Dann  erhoben  sich  die  Handwerker;  sie  forderten 
die  freie  gratia  emendi  et  vendendi,  sie  erhoben  den  Anspruch, 
das  Erzeugnis  ihrer  Hände  auf  dem  Markte  frei  verkaufen  zu 
dürfen y  im  Einkauf  unbeschränkt  zu  sein;  die  Kaufleutegilden, 
die  die  gratia  bis  jetzt  für  sich  allein  beansprucht,  sahen  eine 
Konkurrenz  sich  erwachsen,  deren  sie  sich  aui  irgend  eine  Weise 
erwehren  muisten.  Dies  konnte  nun  in  verschiedener  Weise  ge- 
schehen. Man  konnte  den  Handwerkern  die  eigene  gratia  zuge- 
stehen, indem  man  ihnen  den  Eintritt  in  die  GUde  gestattete,  sie 
so  unter  deren  Kontrolle  stellte  und  dadurch  die  Konkurrenz- 
regulierung auf  einen  gröfseren  Personenkreis  verteilte.  Die 
Voraussetzung  dazu  bildeten  kleine  Verhältnisse,  in  denen  ein 
energisches  Standesbewuistsein  des  Kaufmannsstandes  gegenüber 
dem  Handwerker  sich  nicht  ausgebildet  hatte,  in  denen  nicht 
von  vornherein  gi'ofse  sociale  Gegensätze  die  Bildung  einer  ein- 
heitlichen Korporation  unmöglich  machten  ^ ;  man  konnte  zweitens 
die  Zulassung  zur  gratia  von  der  Genehmigung  der  Gilde  ab- 
hängig machen;  man  konnte  den  Kampf  um  die  aUgemeine  gratia 
als  aussichtslos  aufgeben,  um  mit  um  so  gröfserer  Energie  und 
Heftigkeit  das  Monopol  einträglichen  Verkaufes  in  einem  be- 
stimmten Artikel  als  sein  Privileg  geltend  zu  machen.  An  vielen 
Orten  endlich  mochte  Handel  und  Handwerk  auch  hier  in  Deutsch- 
land von  vornherein  eine  parallele  Entwicklung  zeigen,  Kauf- 
leute und  Handwerker  zu  getrennten  Genossenschaften  sich  ver- 
einigen: in  Halberstadt  scheint  die  Innung  der  Schuster  schon 
früh  den  monopolistischen  Verkauf  ihrer  Produkte  sich  gesichert 
zu  haben  ^. 


^  Von  gröfseren  Städten  läfst  sich,  so  viel  ich  sehe,  auf  dem  Kon- 
tinent nnr  in  Groningen  eine  Vereinigung  der  gesamten  handeltreibenden 
Bürgerschaft  in  einer  grofsen  Genossenschaft  nachweisen.  Hier  bildet  die 
eünstiee  Lage  der  Stadt  als  Centrum  des  Handelsverkehrs  in  ganz  Fries- 
land, das  Stapelrecht,  das  sich  an  diese  günstige  Position  knüpfte  und  in 
der  Bestätigung  durch  die  mächtige  Hansa  seine  sichere  Stütze  fand,  in 
der  That  fUr  alle  Kreise  der  Bevölkerung  die  Basis  ihrer  wirtschaftlichen 
Existenz;  ein  Gegensatz  der  produktiven  und  der  verteilenden  Kräfte  im 
wichtigsten  Erwerbszweige  der  Stadt  konnte  sich  hier  nicht  herausbilden, 
da  hier  die  Brauerei  der  Tuchindustrie  mindestens  die  Wage  hielt.  Und 
die  rechtliche  Fixierung  der  Handelsmonopole  der  Gesamtstadt  konnte 
auch  dann  noch  fUr  alle  Kreise  der  BevölKerung  ihre  Geltung  behalten, 
als  sich  innerhalb  derselben  die  einzelnen  Gewerbe  iu  besonderen  Genossen- 
schaften organisiert  und  das  Monopol  errungen  hatten.  Einige  treffliche 
Bemerkungen  über  die  Verschiedenheit  der  Gilden  in  Deutechland  bei 
Liesegang,  Rees  S.  95;  Forschg,  zur  preuls.  Gesch.  HI  52  ff',  u.  368  ff. 

^  Ich  glaube,  dafs  dies  die  älteste  Handwerkerinnung  ist,  die  sich 
mit  einiger  Sicherheit  historisch  nachweisen  läfst;  denn  wenn  auch  im 
allgemeinen  auf  die  Ausdrücke  „aus  uralter  Zeit^'  etc.  in  mittelalterlichen 
Urkunden  nichts  zu  geben  ist,  so  konnten  die  Halberstädter  Schuster  dem 
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Aber  daran  mufs  man  vor  allem  festhalten,  dafs  daneben 
der  Grundsatz  mittelalterlicher  Stadtwirtschaftspolitik,  den  lo- 
kalen Markt  zu  beherrschen,  auch  in  Deutschland  von  den 
Kaufmannsgilden  energisch  verfochten  wurde,  dafs  neben  dem 
Gegensatz  gegen  die  Konkurrenz  innerhalb  der  eigenen  Stadt 
auch  die  Abschliefsung  gegen  fremde  Händler  die  Politik  der 
Kaufmannsgilden  von  Anfang  an  beherrscht  hat^ 

Darf  ich  die  Verschiedenheit  der  nationalen  Entwicklung 
unter  diesem  Gesichtspunkte  auf  einen  kurzen  Ausdruck  bringen, 
80  möchte  ich  sagen,  dafs  in  Frankreich  der  Handwerkerstand 
erst  zu  spät  emporkam,  stets  in  zu  grofser  Abhängigkeit  von  der 
öffentlichen  Gewalt  blieb,  um  den  Kaufleuten  gefährlich  werden 
zu  können,  dafs  hier  die  Konkurrenz  der  kaufmännischen  Ele- 
mente in  den  verschiedenen  Städten  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung seit  dem  elften  Jahrhundert  ihr  eigentlich  charakteri- 
stisches Gepräge  gab :  dafs  in  Eiigland  —  und  in  dieser  Hinsicht 
zeigen  einige  niederdeutsche  Kleinstädte  ein  ähnUches  Bild  — 
ein  scharfer  socialer  und  wirtschaftlicher  Gegensatz  nie  bestand, 
dals  dort  der  stadtwirtschaftliche  Egoismus  stark  genug  war,  die 
Reibungen  und  Zwistigkeiten ,  die  innerhalb  der  Stadt  zwischen 
den  Interessen  des  Handels  und  denen  des  Handwerkes  entstehen 
konnten,  niederzukämpfen  durch  das  Geftihl  solidarischen  Gegen- 
satzes gegen  fremde  Händler  und  Handwerker;  dafs  in  den 
meisten  deutschen  Städten  dagegen  zwar  auch  die  Abgeschlossen- 
heit des  städtischen  Wirtschaftsgebietes  als  Grundsatz  aller  Stadt- 
Eolitik  imd  auch  der  Gildepolitik  galt;  dals  aber  daneben  inner- 
alb  der  Städte  selbst  Reibungen  und  Gegensätze  der  verschie- 
denen wirtschaftlichen  Kräfte  sich  herausbildeten,  die  zu  Macht- 
kämpfen sich  auswuchsen  und  das  innere  Leben  der  deutschen 
Städte  während  des  ganzen  Mittelalters  beherrschten;  dafs  end- 
lich in  Flandern  und  Schottland  die  Entwicklung  anfangs  der 
englischen  glich,  dafs  dann  aber  innerhalb  der  Gilde  sich  sociale 
Zersetzungen  vollzogen,  die  den  Gegensatz  der  produktiven  und 
der  verteilenden  Wirtschaftskräfte  wie  in  Deutschland  zu  heftigen 
Kämpfen  ftihren  liefsen. 

Aus  dieser  Verschiedenheit  der  socialen  Zusammensetzung, 
der  Stellung  im  Wirtschaftsorganismus  der  Gesamtstadt  ergeben 
sich  nun  die  verschiedenen  privatwirtschaftlichen  Ziele  und  Be- 
strebungen der  Gilde  ganz  von  selbst. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Verhältnisse,  wie  sie  ihre  typische 


Bischof  doch  die  Privilegien  seiner  Amt8vorgänger  zur  Bestätigung  vor- 
legen. Ob  die  negotiatores  der  ersten  Üalberstädter  Urkunden  schon  eine 
Korporation  gebildet,  wird  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  entscheiden  lassen ; 
jedenfalls  glaube  ich,  dafs  sie  nicht  identisch  mit  den  cives  forenses  (Halb, 
ukb.  Nr.  IVX  deren  Privilegien  nach  ganz  anderer  Richtan^  gehen. 

1  Daher  z.  B.  das  Verbot  des  Wandschnittes  (aufser  zu  Eigengebraach) 
an  die,  vor  der  Mauer  der  eigentlichen  Stadt  gelegene  neue  „Damm- 
Stadt«  Hildesheim.    Hans.  Ukb.  1,  Nr.  1266. 
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Ausprägung;  in  den  englischen  Städten  gefunden  haben,  so  richtet 
die  Gilde  hier  ihre  wirtschaftlich  -  monopoHstischen  Bestrebungen 
als  offizielle  Vertreterin  städtischer  Wirtschaftspolitik  zugleich 
nach  zwei  Seiten.  Sie  kauft  das  Rohmaterial  im  grofsen,  um  es 
an  die  Handwerker  innerhalb  und  aufserhalb  der  Grilde  zu  über- 
mitteln; sie  vermittelt  den  Verkauf  des  fertigen  Fabrikats  an  die 
Konsumenten,  an  das  kaufende  PubUkum,  oder  der  Halbfabrikate 
an  Handwerker  zu  weiterer  Verarbeitung.  Der  Handwerker  also^ 
der  der  Gilde  nicht  angehörte,  war  einerseits  gezwungen,  das 
Rohmaterial  zu  den  von  der  Gilde  festgesetzten  Preisen  oder  auf 
dem  Markt  zu  einem  Preise  einzukaufen,  der  um  den  Betrag  des 
ZoUeF  denjenigen,  den  die  Gildemitglieder  zahlten,  überstieg,  — 
denn  diese  waren  ja  meist  vom  Zoll  befreit.  Er  hatte  andererseits 
—  mit  Ausnahme  der  freien  Markttage  —  nicht  die  Möglichkeit, 
seine  Fabrikate  direkt  an  das  Publikum  abzusetzen,  sondern 
mufste  sich  dazu  der  Vermittelung  der  Gilde  bedienen,  und  wo- 
fern die  öffentliche  Gewalt  nicht  in  seinem  Interesse  eintrat,  sich 
ihren  Bedingungen  und  häufig  auch  ihren  Preisen  unterwerfen. 

Für  den  Landmann  hatte  die  Gildeorganisation  als  solche 
nur  insofern  eine  Bedeutung,  als  sie  eines  der  verwaltenden  und 
ausftihrenden  Organe  der  stadtwirtschaftlichen  Politik  gegenüber 
dem  Lande  war;  ihm  konnte  es  gleichgültig  sein,  ob  er  —  wie 
in  England  —  durch  die  genossenschaftliche  Organisation  der 
Gilde  oder  —  wie  in  Deutschland  —  durch  die  herrschaftlichen 
Anordnungen  des  Rates  benachteiligt  wurde. 

Von  einer  Einschränkung  des  Landmannes  im  Verkauf  seiner 
Produkte  durch  die  Gilde  ist  in  Deutschland  wenig  zu  finden; 
hier  hat  von  vornherein  der  Rat,  als  der  eigentliche  Verfechter 
stadtwirtschaftlicher  Tendenzen,  die  Führung  übernommen. 

Wenn  in  Göttingen  den  städtischen  Krämern  der  Verkauf 
gewisser  landwirtschaftlicher  Produkte  vorbehalten  ist,  so  ver- 
danken sie  das  nicht  den  besonderen  Vorrechten,  die  die  Gilde 
geniefst,  —  auch  die  Krämer,  die  nicht  in  der  Gilde  sind,  haben 
die  gleichen  Rechte  —  sondern  ihrem  Beruf  als  Krämer  und 
der  arbeitsteiligen  Organisation  der  Handelszweige,  die  durch 
einen  Schied  des  Rates  in  der  Stadt  eingeftlhrt  ist^ 

Um  so  stärker  dagegen  tritt  —  es  hängt  das  aufs  engste  mit 
den  oben  angeführten  Momenten  ihrer  socialen  Zusammensetzung 
zusammen  —  die  monopolistische  Tendenz  der  Gilde  im  Verkauf 
gewisser  Industrieprodukte  hervor.  Sie  beansprucht  als  ihr  Recht 
den  eigentlichen  Detailhandel,  d.  h.  den  Handel,  der  die  Waren 
direkt  an  das  konsumierende  Publikum  umsetzt.  Aber  während 
sich  in  England  dies  Monopol  der  Gilde  fast  stets  auf  eine  ganze 
Anzahl  von  Waren,  oft  auf  fast  alle  Handelsartikel  des  täglichen 
Verkehre»  erstreckt,  sind  die  meisten  Gilden  in  den  nieder- 
deutschen und  in  vielen  flandrischen  Städten  nur  eine  Vereinigong 

1  Vgl.  oben  Kap.  II  §  9. 

Forschangen  (52)  XII 2.  —  Doren,  Kaufraannsgild^n.  12 
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der  groi'scn  Tuchkauf  leute.  Der  Gewandschnitt,  der  Detailhandel 
mit  Leinwand  und  Wollentuch,  ist  das  einzige  Trivileg,  das  sie 
g^enüber  den  Handwerkern,  oft  gegenüber  der  ganzen  Bevölke- 
rung als  ihr  Monopol  in  Anspruch  nehmen.  Daher  werden  mer- 
catores  und  pannicidae  so  on  in  den  Urkunden  niederdeutscher 
Städte  als  gleichbedeutende  Ausdrücke  gebraucht,  daher  bilden 
sie  das  eigentliche  kaufmännische  Patriziat  in  vielen  Städten. 

Der  Tuchhandel  stand  eben  auf  der  ganzen  Linie  der  nieder- 
deutschen Gildestädte,  von  Westfalen  bis  nach  Schlesien  und 
Preufsen,  von  Dortmund  bis  nach  Breslau  und  Danzig  im  Mittel- 
punkt des  Handelslebens  der  Städte,  und  während  wir  im  übrigen 
von  Verkaufsbeschränkungen  der  Handwerker  im  allgemeinen 
nur  wenig  wissen  —  die  Krämer  bandelten  meist  mit  Urprodukten 
oder  Importartikeln,  —  haben  die  Weber  fast  überall  einen  er- 
bitterten Kampf  um  Aufnahme  in  die  Gilde  oder  um  die  Be- 
rechtigung zum  Detailhandel,  auch  ohne  zur  Gilde  zu  gehören, 
führen  müssen.  Ja,  in  einzelnen  Städten  sind  die  Weber  selbst 
gegenüber  den  anderen  Bürgern  im  Gewandschnitt  noch  benach- 
teiligt, wie  z.  B.  in  Deventer*  den  Bürgern,  die  nicht  in  der 
Gilde  sind,  der  Detailhandel  mit  einer  Reihe  minderwertiger  Tuche 
erlaubt,  den  Webern  dagegen  nur  der  Engrosbandel  gestattet  ist. 
Die  Weber  sind  oft  nicht  viel  anders  als  in  der  Art  moder- 
ner Hausindustrie  arbeitende,  auf  Bestellung  der  Gilde  produzie- 
rende Lohnarbeiter;  an  die  Stelle  einer  Konkurrenzregulierung 
ist  geradezu  eine  Produktionsregulierung  durch  die  Gilde  ge- 
treten^. 


^  Hans.  Ukb.  I  1836..  In  Stendal  zahlen  die  Weber  doppeltes  £in- 
ti'ittsgeld,  in  Mecbeln  für  Übertretung  der  Gildeprivilegien  doppelte  Strafe. 

'  Am  deutlichsten  tritt  dies  in  einer  ganzen  Anzahl  flauariscber  und 
holländischer  Städte  hervor.  Durch  ein  »Statut  der  Middelburger  Gilde 
wird  jeder  bestraft,  quicumque  vioccatos  pannos  fierifecerit   In  Lewis 

feben  1248  der  yillicus,  scabini,  decaui,  ceterique  fratres  gulde  de  Lewis 
en  Meistern  und  Knechten  der  Weber  genaue  Vorschriften  über  den  Lohn, 
den  sie  tür  jedes  Stück  Tuch  zu  fordern  hätten  (Wauters  preuves  S.  265); 
und  ähnlich  erlassen  in  Biüssel  di  scepenen,  die  guldekene,  die  achte  van 
der  gülden  ende  gemeinlike  der  raet  van  der  stat  van  Bruessel,  ein  Statut 
über  die  Weber,  die  dort  allerduigs  nicht  in  solcher  Abhängigkeit  von 
der  Gilde  stehen  (di  meislers  seien  die  lakene  di  hen  thues  te  maken 
comen  doen  eerden  ende  maken  den  gheenen  die  sy  willen).  Dem  Amt 
van  den  volders,  Meistern  und  Knappen  wird  verboten,  Versammlungen 
zu  halten  sonder  der  gülden  knape.  —  Vgl.  auch  Hegel  S.  208  ff.  u.212 
Anm.  4  für  Mccheln:  Statuimus  insuper,  quod  custodes  (sc.  der  Tuchhäudler- 
ffilde)  qui  dicuntur  wardeers  prefate  gulde  custodiant  et  precaveant,  quod 
dicitur  warderen,  omnes  stantes  ad  pressoria  Mechliniensia;  ähnlich  in 
Löwen  ibid.  p.  204  ff. ;  in  St.  Trond  hat  der  Hansegraf,  comes  mercatorum, 
der  hier  Vorsteher  der  Kaufmannsgilde  ist,  die  Aufsicht  über  das  Tuch- 
gewerbe (regere  et  corrigere  officium  drapparie)  zusammen  mit  acht  Rat- 
männern,  ähnlich  wie  später  in  Valenciennes.  Hegel  II  222  ff.  —  Die 
bekannte  Cokerulle  in  \pem  1281  ist  im  wesentlichen  hervorgerufen  in- 
folge wii-tschaftlicher  Vergewaltigung  der  Weber  durch  die  ^ofsen  Tuch- 
kaufleute (Pi renne,  bist,  de  Diuant  p.  87);  in  Huj  erhoben  sich  die  Weber 
gegen  die  conservatores  drapariae  (ibid.  Anm.  2).     Häufig  ist  diese  Ab- 
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Für  die  Weber  handelte  es  sich  also  nicht  nur,  wie  für  die 
übrigen  Handwerker,  um  sociale  Anerkennung  und  Gleichberech- 
tigung, um  politisches  Recht  und  politische  Macht,  für  sie  stand 
ein  Faktor  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  auf  dem  Spiel,  der 
spekulative  Verkauf  der  eigenen  Ware,  der  allein  den  Antrieb 
zur  grölstmöglichen  Anstrengung  aller  Kräfte  giebt.  So  lange 
die  Gilde  die  Produktionsregulierung  im  Tuchgeschäft  durch  die 
Beherrschung  des  Detailverkaufes  in  ihrer  Hand  hatte,  so  lange 
wie  in  Göttingen  die  Weber  selbst  auf  fremden  Märkten  und 
Messen  sich  der  Vermittelung  der  Gilde  bedienen  mufsten,  so 
lange  sahen  sie  sich  auch  in  der  freien  Ausübung  ihres  Hand- 
werkes auf  das  drückendste  behindert  und  die  Lust  zu  emsiger 
Arbeit  mochte  ihnen  wohl  verloren  gehen  ^.  Und  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  konnte  es  auch  wenig  nützen,  wenn  ihnen 
der  Eintritt  in  die  Gilde  zwar  geöffiiet,  aber  von  den  Eintreten- 
deti  in  diesem  Falle  der  Verzicht  auf  das  Handwerk  gefordert 
wurde.  Es  handelte  sich  dann  ftir  die  E^inzelnen,  die  kapital- 
kräftig genug  waren,  um  das  hohe  Eintrittsgeld  zu  erschwingen, 
um  einen  Übertritt  aus  einer  Schicht  der  stiätischen  Gesellschaft 
in  die  andere:  dem  Handwerk  als  solchem  war  damit  wenig  ge- 
holfen *. 

Dazu  aber  kam  dann  noch  ein  anderes.  Die  reichen  Tuch- 
händler verdankten  ihren  Reichtum  zum  grofsen  Teil  dem  Import- 
und  Exporthandel,  dem  Warenaustausch  zwischen  West  und  Ost, 
der  Einftihr  der  berühmten  flandrischen  Fabrikate  und  ihrer 
Weiterführung  nach  den  Gebieten  östlich  von  Elbe  und  Oder. 
So  warfen  sie  eine  Menge  von  fremden  Fabrikaten  auf  den  Markt 


bän^keit  der  Weber  von  den  Tucbkaufleuten  nicht  nur  Folse  der  durch 
das  Gliderecht  der  Gewandschneider  bedingten  wh'tschaftlichen  Verhäit- 
niase,  sondern  bestimmter,  öffentlich-rechtlicher  Sonderverleihuneen.  Vgl. 
unten  §  3.  —  Wieweit  die  Weber  daneben  auch  auf  freie  Bestellung 
seitens  der  Kunden  arbeiteten,  die  dann  oft  den  Rohstoff  lieferten,  darüber 
wissen  wir  im  einzelnen  wenig.  Jedenfalls  aber  war  ihnen  eine  rein  spe- 
kulative Fabrikation  unmöglich  gemacht.  Wenn  in  Göttinnen  die  Gilde 
den  Korsenwerchten  Artikel  giebt,  so  ist  das  nicht,  wie  Nitzsch  meint, 
eine  Folge  der  ehemaligen  Zugehörigkeit  der  Kürschner  zur  Gilde,  son- 
dern des  thatsächlichen  wirtschaftlichen  Abhängigkeitsverhältnisses,  in  dem 
diese  Handwerker  zur  Gilde  standen. 

^  Ganz  besonders  interessant  ist  in  dieser  Beziehung  die  Geschichte 
der  Gilde  in  Brüssel.  Nach  einem  heftigen  Aufstande  aer  Zünfte  gegen 
die  Geschlechter  kommt  es  im  Jahre  1304  zu  einem  Schied  zu  Gunsten 
der  siegreichen  Aristokratie.  Die  Gilde  erhält  das  Recht,  Meth  und  Waid 
zu  messen,  Soda,  Alaun,  Brasilienholz ,  Wolle,  Getreide,  Butter  zu  ver- 
kaufen und  Verordnungen  über  die  gesamte  Tuchfabrikation  zu  erlassen. 
Scharlach  und  Kamlottkleider  zu  verfertigen,  ist  ihr  Privileg,  aber  die 
Fabrikation  aller  anderen  Stoffe  ist  ihr  verboten  und  der  Import  von 
Wolle  aus  England  und  anderswoher  steht  allen  frei.  (Henne  u.  W au- 
ters, bist,  de  Bruzelles  p.  85). 

*  So  wurde  z.  B.  in  Neuruppin  (Riedel,  cod.  dipl.  Brandenburg.  I 
4,  288)  an  einige  Weber  (quibusdam  nostiis  civibus  de  opere  textorum) 
unter  gewissen  Beschränkungen  die  Erlaubnis  zum  Gewandschnitt  ver- 
liehen: sie  hiefsen  dann  textores  pannicidae. 

12* 
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und  die  einheimische  Produktion  hatte  dadurch  stets  um  so  melir 
zu  leiden,  je  mehr  sie  selbst  die  Fabrikation  feinerer  Stoffe^  die 
das  eigentliche  Objekt  des  Grofehandels  von  Flandern  her  bil- 
deten, betrieb.  Mochten  daher  auch  die  Weber  in  manchen 
Städten  den  Detail  verkauf  der  selbstfabrizierten  Ware  als  ihr 
Recht  sich  erringen,  so  blieb  den  Kaufleuten  immer  noch  Macht 
genug,  um  poUtisch  und  social  den  Webern  wie  den  übrigen 
Handwerkern  gegenüber  eine  mehr  oder  minder  abgeschlossene 
aristokratische  Standesorganisation  zu  bilden;  nur  dafs  sie  dann 
diese  Vorzüge  nicht  mehr  eigentlich  ihrer  genossenschaftlichen  Or- 
^nisation  in  der  Gilde  mit  den  Vorrechten,  die  gerade  diese 
mnen  zu  Teil  werden  liefs,  zu  verdanken  hatten  ^ 

Neben  dem  Tuchhandel  ist  es  auf  dem  Kontinent  eigentlich 
nur  noch  der  Weinhandel ^,  seltener  noch  die  Bierbrauerei,  die 
wir  häufiger  als  monopolistisches  Vorrecht  der  Kaufmannsgüden 
erwähnt  finden ;  doch  ist  gerade  die  Ausübung  und  Durchführung 
dieser  Mono]X)lrechte  seltener  zum  Stützpunkt  ihrer  wirtschaft- 
lichen Macht  geworden.  Indem  die  Gildekaufleute  selbst  auf 
die  Ausübung  derselben  verzichteten,  überliefsen  sie  es  jedem, 
der  ihnen  eine  bestimmte  Abgabe  dafiir  zahlte;  sie  gingen  über 
zur  rein  geldwirtschaftlichen,  kapitalistischen  Verwertung  ihrer 
wirtschaftlichen  Privilegien. 

Wir  haben  gesehen,  wie  in  Paris  und  Köln  die  Weinbrüder- 
schaften  Genossenschaften  aller  derjenigen  sind,  die  auf  diese 
Weise  das  Recht  des  W^einzapfs  von  der  Gilde  erworben  haben. 

Überhaupt  darf  man  es,  wenigstens  für  die  gröfseren  Städte, 
als  einen  t7pi:chen  Zug  der  Entwicklung  bezeichnen,  dafs  die 
eigendich  wirtschaftlichen,  auf  Förderung  und  Ordnung  eines 
einträglichen  Handels  gerichteten  Ziele  der  Kaufmannsgilde,  ihre 
Tendenz,  den  Handel  durch  Monopole  zu  beherrschen,  im  Laufe 
der  Zeit  mehr  und  mehr  zurücktritt  vor  dem  Streben,  im  ge- 
samten öfientlichen  Leben  der  Stadt  die  erste  Rolle  zu  spielen, 
das  Heft  in  die  Hände  zu  bekommen. 


^  Die  Geschichte  der  niederdeutschen  Gewandschneidergilden  ist  im 
einzelnen  noch  immer  nicht  aufgeklärt.  Die  Schwierigkdt  liegt  auch 
hier  vor  allem  darin,  dafs  wir  aus  der  ältesten  Zeit  so  wenig  Urkunden 
besitzen.  Auf  kolonialem  Boden,  wo  Freiheit  der  gesamten  Stadtbevölke- 
rung fast  überall  von  vornherein  gegeben  war,  wo  mit  der  Städtegrundung 
die  Handwerker  sofort  der  Hörigkeit  entwuchsen,  mochten  wohl  anfangs, 
so  l^^e  scharfe  sociale  Gegensätze  noch  nicht  sich  herausgebildet  hatten, 
die  Weber  hier  und  da  freien  Gewandschnitt  haben  oder  mit  den  Ge- 
wandschneidern  und  Kauf leuten  in  einer  Gilde  vereinigi;  sein ;  manchmal 
—  wie  z.  B.  in  Perleber^  —  haben  sich  dann  wohl  audi  die  Weber  vor 
den  Gewandschneidern  korporativ  organisiert.  Im  allgemeinen  aber  be- 
herrscht, soweit  wir  auf  urkundlich  gesichertem  Boden  stehen,  ein  scharfer 
Gegensatz  der  Gewandschneidcrkanfleute  und  der  Weber  das  wirtschaft- 
liche und  sociale  Leben  vor  allem  der  märkischen  Städte.  Weitere  Auf- 
klärungen dUifen  wir  von  den  angekündigten  ferneren  MnsEeiforschungea 
Liesegangs  über  märkische  Stüdt^  erwarten. 

a  Z.  B.  in  Utrecht  Vgl.  Hegel  H  294 ff.;  die  dortige  GUde  scheint 
Weinhandel  und  Gewandschnitt  getrieben  zu  haben,    ibid.  p.  297. 
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Dazu  aber  bedurfte  sie  vor  allem  der  einheitlichen  socialen 
Grundlage;  wir  sehen  gerade  um  diese  Zeit  in  den  flandrischen 
nnd  schottischen  Gesamtgilden,  ja  sogar  in  vielen  Gilden  der 
niederdeutschen  Kleinstädte  mannigfache  sociale  Schiebungen 
sich  vollziehen,  deren  Resultat  dann  fast  überall  ein  Ausscheiden 
der  plebejischen  Elemente,  ein  aristokratischer  Abschlufe  der  in 
der  Gilde  zurückbleibenden  Gro&kaufleute  gewesen  ist.  Dafs 
in  England  sich  derartige  sociale  Impulse  innerhalb  der  Gilde 
kaum  bemerkbar  machen,  kann  nicht  Wunder  nehmen.  Auch 
wenn  .keine  starke  königliche  Gewalt  sociale  Beibungen  inner- 
halb der  Städte  hätte  niederkämpfen  können,  der  energische,  in 
der  Gilde  ausgeprägte  stadtwirtschaftliche  Egoismus  war,  wie  wir 
sahen,  stark  genug,  alle  Reibungen  und  Zwistigkeiten  zu  tiber- 
winden. Eine  Umbildung  der  Gilde  zur  eigentlichen  Behörden- 
organisation war  dort  unmöglich  und  unnötig.  Von  Anfang  an 
war  die  Gilde  hier  Organ  der  städtischen  Wirtschaftspolitik;  sie 
bildete  nur  den  grofsen  Rahmen,  innerhalb  dessen  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  gesamten  handeltreibenden  Bürgerschaft 
durch  genossenschaftliche  Regelung  ihre  Befriedigung  fanden. 
Eben  weil  aber  ein  starkes  monarchisches  Regiment  über  dem 
Ganzen  waltete  und  auch  die  einzelnen  halbautonomen  Sonder- 
bildungen seinen  Zwecken  einordnete,  eben  deshalb  mochte  die 
Anteilnahme  an  der  politischen  Macht  für  die  unteren,  aufserhalb  der 
Gilde  stehenden  Klassen  nicht  als  wirtschaftliche  Existenzbedingung 
erscheinen. 

Gerade  darin  scheint  mir  aber  der  Hauptgrund  daftir 
zu  liegen,  dafs  in  Schottland  die  Entwickelung  notwendigerweise 
einen  anderen  Verlauf  nehmen  mufste.  Dort,  in  England,  poli- 
tische Centralisation  und  wirtschaftliche  Decentralisation ,  eine 
einheitliche  Verwaltung,  die  aber  der  einzelnen  Stadt  fast  gänz- 
liche Freiheit  in  der  Durchführung  ihrer  wirtschaftlich-egoistischen 
Ziele  liefs;  hier,  in  Schottland,  neben  den  politischen  Centralisa- 
tionsversuchen  auch  eine  einheitliche  Gesetzgebung  in  wirtschaft- 
lichen Dingen,  die  den  stadtwirtschaitlichen  Egoismus  nie  zu 
solcher  Energie  kommen  liefS;  um  die  sozialen  Spaltungen  in  den 
einzelnen  Städten  zu  überwinden  ^.  Es  sind  rein  socisJe  Impulse 
neben  wirtschaftlichen  Bestrebungen,  die  hier  diese  Reibungen 
herbeifiihren. 

Während  einerseits  oft  dem  Handwerk  der  freie  Einkauf 
seines  Rohmaterials  sowie  der  freie  Verkauf  seiner  Produkte  ver- 
boten wird^,  tritt  der  sociale  Abschlufs  der  Gilde  als  aristokra- 
tischer Korporation  mit  standesgemäfsen  Neigungen  und  Beschäf- 

1  Schon  unter  Wilhelm  dem  Löwen  (1165-1211)  findet  sich  ein  Ge- 
setz ffir  alle  Kanflente :  quod  mercatores  regni  habeant  gildam  suam  mer- 
oatoriam  et  ita  gaudeant  in  paco  cum  übertäte  emendi  et  vendendi  ubique 
ilitra  limites  libertatum  bUTgorum.  Grofs  i  207.  Dafs  ee  in  Schottland 
im  Gegensatz  zu  England  häufig  zu  Städtebündniescn  kam,  mag  auch 
damit  zusammenhängen. 

2  Grofs  1  215,  bes.  Anm.  1. 
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tigungen  deutlich  in  der  statutarischen  Bestimmung  für  alle 
schottischen  Gilden  hervor,  dafs  der  Handwerker,  will  er  Gilden- 
mitglied sein,  sein  Handwerk  zwar  nicht  niederlegen  mufs,  aber 
nur  mehr  durch  seine  Knechte  ausüben  lassen  darf^ 

Es  ist  ein  Entwickelungsprozefs,  der  notwendig  zu  einer 
inneren  Zersetzung  der  Gilde  führen  mufete. 

Am  deutlichsten  lassen  sich  die  Spuren  eines  solchen  soci- 
alen Gährungsprozesses  innerhalb  der  Gilde  —  sieht  man  von 
den  niedersächsischen  Kleinstädten  ab,  in  denen  Nitzsch  den 
Vorgang  ausführlich  geschildert  hat  —  in  einigen  holländischen 
und  flandrischen  Städten  verfolgen.  An  dem  Beispiel  von  St. 
Oraer  versuchte  ich  zu  zeigen,  wie  dort  schon  vernältnismäfsig 
früh  entsprechend  der  vorgeschrittenen  Entwicklung  der  Stadt 
sich  innernalb  der  Gilde  soicale  Gegensätze  bildeten,  die  die  Ge- 
nossenschaft in  dem  bewegten  politischen  Leben  der  Stadt  von 
innen  auseinandersprengten.  Eine  Finanzaristokratie,  die,  in  der 
Hanse  vereinigt,  den  Grofshandel  monopolisiert,  tritt  dem  in 
Zünften  organisierten  Handwerk  scharf  gegenüber  und  schliefst 
sich  schroflf  gegen  dasselbe  ab. 

In  einem  Statut,  das  sich  die  Gilde  von  Middelburg  im 
Jahre  1271  bestätigen  läfst,  sehen  wir  gleichsam  die  Anstrengungen 
vor  uns,  die  die  Gilde  machte,  um  sich  eine  einheitliche  aristo- 
kratische Grundlage  zu  geben,  alle  störenden,  plebejischen  Ele- 
mente aus  ihrer  Mitte  zu  entfernen.  Da  werden  nicht  nur  im 
allgemeinen  alle  mechanischen  Kimstfertigkeiten  von  der  Gilde 
ausgeschlossen,  sondern  auch  gewisse  niedere  kaufmännische  Ele- 
mente, alle  die  Krämer  und  Höker,  jeder,  der  mit  alten  Klei- 
dern ex  consuetudine  handelt;  von  den  Brauern  nur  die,  die 
nicht  brauen  lassen,  sondern  selbst  brauen  etc.  Es  ist  ein 
Dokument,  das  uns  einen  Einblick  in  die  Fülle  städtischen 
Wirtschaftslebens  der  damaligen  Zeit  thun  läfst  wie  kaum  ein 
anderes^. 


'  NuIluB  #DCtor  vel  carnifcx  vel  sutor  potest  esse  in  gilda  merca- 
toria  nisi  abiaret  facere  officium  suum  mann  propria  sed  per  servientes 
8U0S  sub  se. 

'  Abgedruckt  Hans.  Ukb.  I  Nr.  694:  In  hac  ergo  nullos  earam  ar- 
tinm,  que  mechanice  dicuntnr,  esse  conceditur  officialis,  ut  sunt  füllo, 
sutor  calciatonim,  pellifex,  tinctor,  textor,  faber,  carpentarius,  piscium  car- 
niumque  vonditor  vel  ille  qui  pisces  sive  cames  assat  vel  coquit  venales- 
illi  etiam  qui  caseum,  batyruin,  adipem  vel  unguentem  aut  sepem  vel 
hiis  similia  venalia  haben  t,  ab  hac  fratemitate  romoventur,  mercator  etiam^ 
qui  volgo  mercenarius  dicitur,  sartor  vel  sutor  vestium,  conductivus  bra- 
xator,  qui  in  propria  persona  brazat  vel  proprio  collo  in  domum  suam 
vel  ex  ea  aquam  portavit,  auriga,  nauta  qui  scuteman  dicitur,  venditor 
vetemm  vestium  ex  consuetudine,  percussor  lane,  caldariorum  compositor 
vel  emendator  simili  modo  a  dicta  fratemitate  excluduntur.  Qnicumque 
eciam  huie  confratemitati  adiungere  se  voluerit  nee  spoelen  nee  sceren 
debet  nee  barbam  alicnius  pro  pretio  ut  barbitonsor  conductivus  rädere. 
Nullus  eciam  mcrcatorum  confratemitatis  debet  naves  inferius  quam  ad 
instrumentum ,  quod  scamnnm  mali  dicitur,  frangere  nee  eciam  proprio 
collo   ligna  ad  sepem  baiulare;  nullus   qnoque  ex  dictis  fratribus  debet 
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Vielleicht  ist  in  Köln  der  Vorgang  ein  ähnlicher  gewesen; 
uns  mangelt  die  geschichtliche  Kunde.  In  den  meisten  Fällen 
aber  fand  sich  die  abgeschlossene  Handelsaristokratie  nun  nach 
diesem  inneren  Reinigungsprozefs  auf  derselben  Stufe,  die  die 
französischen  Grofskaufmannsgilden,  wie  wir  oben  sahen,  von  An- 
fang an  eingenommen  hatten.  Der  Übergang  zur  öffentlich-recht- 
lichen Behördeno^anisation  war  dann  oft  nur  eine  Frage  der  Zeit. 

Die  weitere  Entwickelung  kann  uns  hier  nicht  bächäftigen  \ 
sie  gehört  ganz  der  socialen  und  politischen  Geschichte  der  Stadt 
im  allgemeinen,  nicht  der  Genossenschaft  als  solcher  an.  Sociale 
Klassenverschiebungen,  das  Verschmelzen  niedersinkender  und 
aufsteigender,  vergangenheits-  und  zukunftsreicher  Volksschichten 
zu  neuen  Standesbildungen,  oft  auch  zu  neuen  Genossenschaften, 
bildet  eine  der  interessantesten  Partien  der  socialen  Geschichte 
einer  mittelalterlichen  Stadt.  Denn  wo  die  genossenschaftlichen 
Formen  in  diesem  Entwickelungsprozefs  sich  nicht  gänzlich  ver- 
loren, wo  der  Übergang  aus  einer  Organisation  des  Kaufmanns- 
standes als  solchen  zur  Geschlechteraristokratie  der  Stadt,  die 
des  genossenschaftlichen  Zusammenhalts  nicht  mehr  bedurfte,  sich 
nicht  vollzog,  wo  endlich  die  privatwirtschaftlichen  Tendenzen 
nicht  gänzlich  verloren  gingen  und  die  Umbildung  zur  Behörden- 
organisation rein  öffentlichen  Rechts  nicht  gelang,  da  verblafste 
das  innere  Leben  der  Genossenschaft  vollständig,  ihre  Bedeutung 
flir  die  wirtschaftliche  Organisation  der  Stadt  schwand  mehr  und 
mehr;  sie  verschwand  aus  dem  öffentlichen  Leben,  zog  sich  in 
sich  selbst  zurück  und  konnte  dann  allerdings  als  rein  privater 
Verein  oft  die  Stürme  der  folgenden  Jahrhunderte  überstehend 

ligna  pro  condnctiva  mercede  incidere  vel  secare,  iusnper  nee  oves  ton- 
dere  nee  lanam  manutenus  ad  forum  vendere  nee  pisces  cuiQsqnam  generis 
per  mflnum  ad  forum  vendere  poterunt.  Molendinarius  vero  et  illi,  qui 
poma  vel  pira  vel  alterius  cuiusquam  eeneris  fruetus  in  foro  vendunt,  modo 
excluduntur  supradicto  ....  Gewils  ein  mannigfaltiges  Bild  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  einer  damaligen  Stadt,  der  weit^ediehencn  Arbeits- 
teilung in  Handel  und  Handwerk,  der  soicalen  Klassifizierung  der  Berufe. 
Die  aristokratischen  Tendenzen  der  Gilde  treten  in  dem  Verbot  unstandcs- 

femäfser  Beschäftigungen  an  ihre  Mitglieder  —  freihändiger  Verkauf  von 
isch  und  Wolle  etc.  —  deutlich  erkennbar  hervor.  Andererseits  aber 
scheint  mir  auch  diese  Urkunde  einen  Beweis  zu  liefei-n  dafür,  dafs  damals 
nicht  alle  Handwerker  Mitglieder  der  Innung  gewesen  sein  können.  Denn 
da  das  Statut  sich  ausdrücklich  als  autonome  Aufzeichnung  des  geltenden 
Oilderechtes  zu  erkennen  giebt  — -  hec  igitur,  que  .  .  .  mercatores  .  .  . 
statuemnt,  heifst  es  in  der  Einleitung  —  so  hätten  damit  alle  die  Klassen, 
die  aus  der  Gilde  ausgeschlossen  werden,  sich  selbst  von  den  Gilderechten, 
die  sie  bisher  genossen,  Gewandschnitt  und  Weinschank,  audgeschlossen  1 
Ein  solcher  Beschlufs  konnte  nur  gefafst  werden  von  einer  Majorität  ari- 
stokratischer Kautleute,  die  durch  einen  Reinigungsprozefs  die  Gilde  von 
den  demokratischen  Elementen  säuberten. 

*  Als  solcher  ist  sie,  wie  ich  oben  vor  allem  an  dem  Beispiel  von 
Göttingen  zu  zeigen  versuchte,  eine  Rentenversicherangsgesellscbaft;  sie 
verliert  die  einheitlich  sociale  (Tfundlage  und  wenn  sie  z.  B.  in  Lemgo 
(]S^itz8ch.  Aufs,  n  374)  neben  den  Kanfleuten  Handwerker,  Tagelöhner, 
Arzte,  Geistliche  umschlofs,  so  waren  das  eben  Rentenempfönger.   Denn,  wie 
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Aber  im  allgemeiDen  geht  die  in^irtschaftliche  und  sociale 
Entwiekelimg  zu  Ende  des  Mittelalters  über  die  Gilde  als  Ge- 
nossenschaft des  Kaufmannsstandes  einfach  hinweg.  Mit  der 
Ausbildung  der  Ratsverfassung  trat  die  Teilnahme  an  der  poli- 
tischen Macht  in  den  Mittelpunkt  der  Bestrebungen  aller  Stände 
und  Klassen  der  Stadt  Ich  werde  im  Folgenden  zu  zeigen 
haben,  wie  der  Rat  fast  tiberall  die  Gilde  ans  ihren  öffentlich- 
rechtlichen Funktionen y  wo  sie  solche  besessen,  verdrängt  hat. 
Für  Deutschland  beginnt  erst  mit  dem  Aufkommen  der  Rats- 
verfassung die  eigentliche  Blütezeit  der  für  das  Mittelalter 
charakteristischen  wirtschaftlichen  Stadtpolitik.  Schon  das  allein 
mufste  die  Gilde,  auch  wo  sie  jene  socialen  Umbildungen  nicht 
hatfe  durchmachen  müssen,  aus  ihrer  beherrschenden  Stellung 
im  Wirtschaftsleben  der  Stadt  verdrängen.  Im  Kampfe  mit  den 
unteren  Ständen  sinkt  sie  dann  oft  herab  zu  einer  Zunft  neben 
anderen  Zünften,  social  wohl  noch  etwas  höher  stehend,  aber  oft 
herabgezogen  in  die  Interessensphäre  der  Zünfte,  die  sie  früher 
bekämpft,  und  mit  ihnen  gegen  die  Übermacht  des  Rats  sich  auf- 
lehnend^. Häufig  verschmelzen  dann  die  Gewandschneider  und 
Kaufmannsgilden  mit  den  social  höher  stehenden,  meist  den 
ältesten  Zünften  zu  einer  neuen  lebenskräftigen  Aristokratie,  der 
dann  die  niederen  Zünfte  und  die  *  langsam  aus  dem  „vierten 
Stande",  dem  unzünftlerischen  Proletariat,  emportauchenden  Neu- 
bildungen nun  wieder  ihrerseits  gegenübertreten. 

So  mannigfach  diese  Entwickelungen  auf  dem  Kontinent  und 
in  Schottland  sind  —  sie  lassen  sich  kaum  in  einen  Rahmen 
fassen  —  so  verhältnismäfsig  einfach  vollzog  sich  der  Umbildungs- 

Srozels  in  Eiigland^.  Von  socialen  Kämpfen  blieben  die  eng- 
schen  Städte  befreit  und  doch  bedeutet  im  aUgemeinen  das 
Ende  des  Mittelalters  auch  das  P]nde  der  Bedeutung  der  eng- 
lischen Handclsgilden.  Den  wirtschaftlichen  Veränderungen,  der 
beginnenden  Neuzeit,  der  veränderten  Stellung  im  Welthandel 
einerseits,  der  politischen  Entwickelung  der  einzelnen  Städte 
andererseits,  hat  endlich  auch  die  englische  Gilde  keinen  Wider- 
stand mehr  entgegen  zu  setzen  vermocht.  Sie  lebte  und  gedieh, 
so  lange  der  stadtwirtschaftliche  Egoismus  dem  wirtschaftlichen 
Leben  in  EIngland  seinen  eigentlichen  Charakter  gab.  Aber 
schon  im  15.  Jahrhimdert  begann  sich  die  Kauftnanns^lde  in 
den  gröfseren  Städten  als  zu  schwerikUig  und  unfbrmig  zu  er- 
weisen. Mit  dem  Aufkommen  einer  blühenden  Industrie,  mit 
dem  Anwachsen  kapitalistischen  Reichtums  brach  sie  auseinander 


Nitzsch  selbst  sagt,  vermochte  die  Gilde  dort  ihre  Privilegien  den  ttbrisen 
Bevölkerangsklassen  gegenüber  nie  durchzusetzen  und  der  Eintritt  in  die- 
selbe konnte  also  aus  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  erfolgt  sein. 

^  Vgl.  oben  Kap.  II  und  neuerdings  Lieseffan^,  Zur  Verfoasanes- 
geschichte  von  Perleoerg  (2^itschrift  für  preufs.  Geschichte  1891,  Bd.  IV, 
vor  allem  S.  101  ff.) 

'  Das  folgende  im  wesentlichen  nach  Grofs,  Kap.  VII— FX. 
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in  eine  Reihe  von  einzelnen  gewerblichen  und  kaufinännisohen 
Korporationen,  die  nun  adbständig  die  Leitung  ihrer  Angelegen- 
heiten in  die  Hand  nahmen,  während  zugleich  an  Stelle  der 
Oilde  ein  Stadtrat,  wie  auf  dem  Kontinent,  an  die  Spitze  der 
Stadt  trat.  Die  neue  Welt  wurde  entdeckt;  England  begann 
den  Kampf  um  den  Weithandel  zunächst  gegen  die  deutsche 
Hansa,  der  stadtwirtschaftliche  E^goismus  tritt  zurück.  Die  staat- 
liche Wirtschaftspolitik  fand  in  Heinrich  VIH.  und  Elisabeth 
mächtige  Förderer.  Neue,  freiere,  moderne  kaufmännische  Ge- 
nossenschaften auf  kapitalistischer  Grundlage  beginnen  sich  des 
grofsen  internationalen  Handels  zu  bemächtigen ;  sie  nehmen  den 
Kampf  mit  der  deutschen  Hansa  auf  und  ftlhren  ihn,  gestützt 
auf  ihre  günstige  wirtschaftliche  Position,  siegreich  gegenüber  der 
älteren  Rivalin  zu  Ende.  Neben  London  werden  Liverpool 
und  Manchester  die  bedeutendsten  Handelsstädte,  die  alle  drei 
keine  Gilde  gekannt  haben. 

Und  so  dürfen  wir  wohl  sa^en :  Überall  hatte  sich  mit  Beginn 
der  neuen  Zeit  die  Gilde  überlebt;  sie  mulste  früher  absterben 
als  die  Zunft,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  der  Handel 
von  vornherein  freiere  Formen  haben  mufs  als  das  Handwerk. 
Der  Kaufmann  vor  allem  bedarf  der  BVeiheit,  der  Möglichkeit 
freier  Bethätigung  seiner  wirtschaftlichen  Strafte.  Sittiiche  Normen 
mögen  ihn  wohl  binden ,  nicht  aber  rechtliche  Beschränkungen 
durch  genossenschaftlichen  Zwang. 

W^o  also  der  Handel  gröfsere  Formen  annimmt,  hinaus  auf 
den  Weltmarkt  drängt,  da  wird  er  sich  ganz  von  selbst  seiner 
Fesseln  entledigen.  Die  gi*ölste  That  des  deutschen  Handelsgeistes 
im  Mittelalter,  die  Erscheinung  der  deutschen  Hansa,  ist  nicht  aus 
den  Gilden,  wie  wir  sie  geschildert,  hervorgegangen.  Die  gro&en 
Fortschritte  im  Handelsleben  der  Nation  werden  immer  zunächst 
eine  solche  wirtschaftliche  Aktionsfreiheit  für  den  Einzelnen  fordern 
müssen,  genossenschaftliche  Bindung  wird  die  Basis  ruhigen,  ste- 
tigen Weiterschreitens  sein\ 

Aber  innerhalb  des  engeren  Rahmens,  in  dem  sich  der  mittel- 
alterliche Handel  im  allgemeinen  bewegte,  nimmt  die  Gilde  eine 
hervorragende  Stellung  ein.  Hervorgegangen  aus  dem  Bedürfnis 
des  reisenden  Kaufmanns  nach  Schutz  seiner  Person  und  seiner 
Habe,  hat  sie  dann  in  den  Städten  die  Interessen  der  handelnden 
Bevölkerung  mit  Energie  und  Geschick  verfochten. 

Man  mag  über  die  Berechtigung  der  mittelalterlichen  „Kirch- 
turmspolitik**  denken  wie  man  wiU,  jedenfalls  darf  man  nicht 
vei^gessen,  dafs  zu  freier  Konkurrenz  kein  Raum  war,  dafs  die 
hemmenden  Gewalten  überall  vorhanden,  dafs  sich  alles  in  be- 
stimmten Formen  bewegte  imd  an  der  Stelle  der  heutigen  freieren 


1  Ganz  ähnliche  Bemerkungen  macht  Lamprecht  (Hist.  Zeitschr. 
Bd.  67,  S.  40  ff.)  über  -socialistische"  und  „individnalistiBche''  Zeiten  der 
wirtschaftlichen  Entwickelung. 
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Sitte  das  zwingende  Recht  engerer  und  weiterer  Kreise  stand. 
Mit  der  sentimentalen  Betrachtung,  die  Grofs  anstellt ,  dais  die 
Gilde  jede  Konkurrenz  hemmte  und  freie  Spekulation  zur  Un- 
möglichkeit machte,  wird  man  der  Bedeutung  der  Gilde  nicht 
gerecht  werden  können.  Der  mittelalterliche  Kaufmann  in  einer 
kleinen  »Stadt  hatte  gar  nicht  das  Bedürfnis  freier  Spekulation; 
ihm  war  es  um  einen  ruhigen,  aber  gesicherten  Erwerb,  um  Be- 
herrschung des  lokalen  Marktes,  zu  thun.  Und  dafs  die  Gilde 
hier  ihm  alles  bot,  dessen  er  bedurfte,  das  zeigt  die  Zähigkeit, 
mit  der  sich  die  Gilde,  vor  allem  in  England,  erhalten  hat^. 
Dem  Starken  und  Klugen  war  fiwt  iede  Gelegenheit  genommen, 
seine  wirtschaftliche  und  physische  Überlegenheit  dem  Schwachen 
und  Ungewandten  gegenüber  zur  Geltung  zu  bringen.  E>  durfte 
und  konnte  nicht  billiger  kaufen  als  die  anderen,  und  wenn  er 
einen  besonders  günstigen  Kauf  gethan,  dann  hatte  nicht  nur  er, 
sondern  die  gesamte  Genossenschaft  den  Nutzen  davon.  Es  war 
eine  Organisation,  gut  fUr  den  mittelmäfsigen  Durchschnitt,  nicht 
flkr  den  kräftigen,  energischen  Geist,  der  in  kühnem  Wagen  der 
Civilisation  ihre  Bahnen  weist.  Dafs  die  Gilde  nach  innen  aus- 
gleichend, ordnend  wirkte,  das  teilt  sie  mit  allen  mittelalterUchen 
Genossenschaften  ebenso,  wie,  dafs  sie  nach  au&en  mit  brutalem 
Egoismus  vorging;  und  wo  sie  sich  anderen  stärkeren  Kräften 
mit  den  gleichen  egoistischen  Tendenzen  gegenüber  fand,  mufste 
sie  natürlich  zu  Grunde  gehen. 

Wo  aber  auch  in  späterer  Zeit,  als  die  hemmenden  Schranken 
mehr  und  mehr  fielen,  der  Handel  sich  dieser  Form  der  starren 
Gebundenheit  nicht  zu  entwinden  vermochte,  während  ringsherum 
die  freigewordenen  wirtschaftlichen  Kräfte  einen  neuen  Aufschwung 
herbeiführten,  da  war  Starrheit,  Verknöcherung,  Ertötung  jeder 
Bewegung  das  letzte  Resultat. 

*  Wenn  der  Bischof  von  Ljun  diese  Stadt wirtschaft8i)olitik  1809 
als  den  Interessen  des  Handels  schädlich  verdammt,  so  ist  er  hierzu  nicht, 
wie  Grofs  meint,  durch  einen  Anflug  moderner  Erkenntnis,  sondern  durch 
die  einfache  Erwägune  bewogen  worden,  dafs  eine  derartige  Politik  seinen 
unmittelbaren  Untertnanen  in  Stadt  und  Land  schädlich  sei.  Vgl.  die 
Stelle  bei  Grofs  II  155:  ut  omnes  ordinaciones  et  statula  Gvldamm,  vel 
eciam  ipsius  communitatis  si  que  fuerint,  per  quas  vel  que  libertas  ven- 
dendi  et  emendi  in  dicta  vilia  Lenn  fuerit  impedita,  quominus  Combur- 
genses  ville  predicte  poBsint  libere  mercandisare  vel  extranei  quicumque 

STD  estoueriis  propriis  necessaria  sibi  emere,  ut  in  molis  vel  aliis  mercan- 
isis  quibuscumque,  ad  dampnum  tam  Communitatis  ipsius  quam  tocius 
patrie  adiacentis,  amodo  et  ex  nunc  revocentur  et  annuilentur,  nee  talia 
faciant  in  futurum.  Im  weiteren  Wortlaut  der  Urkunde  heifst  es  dann 
einmal,  dafs  solch  eine  Gilde  und  deren  Statuten  contra  legem  mercato- 
riam  seien. 
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§3, 

Stellung  der  Gilden  im  öffentlichen  Leben  der  Stadt,  ihr 
Einflnfs  anf  Verfassung  nnd  Verwaltung  derselben. 

Die  Bedeutung  der  Kaufinannsgilden  für  die  Entwickelung 
mittelalterlicher  Städteverfassung  ist  durch  die  neueren  For- 
schungen in  ein  viel  helleres  Licht  gerückt  worden,  als  die  Rolle, 
die  sie  im  wirtschaftlichen  und  socialen  Leben  der  Stadt 
gespielt  hat.  Hier  haben  in  der  That  die  Forschungen  von 
Nitzsch,  Frensdorf,  Hoeniger,  Liesegang,  Below^  und  anderen 
für  Deutschland,  von  Wauters,  Vanderkindere,  Ceuleneer  etc. 
fiir  Flandern  und  Holland,  von  Gneist  und  Grofs  für  England, 
von  Luchaire  und  Giry  für  Frankreich  die  früheren  über- 
triebenen Vorstellungen  eines  Wilda,  Brentano,  Gierke,  Thierry 
definitiv  beseitigt  und  eine  vollständig  neue  Auffassung  der 
gegebenen  Verhältnisse  herbeigeführt. 

Die  ältere  Forschung  hatte,  stolz  auf  das  neue  Princip,  das 
man  in  der  Idee  der  freien  Einungen  gefunden  hatte,  in  der 
Stadtverfassung  in  Frankreich  und  Deutschland,  in  den  flan- 
drischen Ländern  und  in  England  weiter  nichts  gesehen  als  eine 
Evolution  der  im  Gildewesen  vorhandenen  Keime;  ihre  äufseren 
Verfassungsformen  waren  denen  nachgebildet,  die  in  der  Organi- 
sation der  Gilde  zu  Tage  traten;  der  Ealdermann  oder  Gilde- 
vorsteher ward  der  Bürgermeister,  die  Gildemitglieder  selbst 
die  eigentlichen  Bürger  der  Stadt*. 

Wie  weit  das  Princip  der  freien,  gewillkürten  Personen- 
vereinigungen als  solches  bei  dem  Entstehen  freier  Stadtver- 
fassungen im  allgemeinen  eine  Rolle  gespielt  hat,  das  zu  be- 
urteilen, liegt  nicht  in  meiner  Aufgabe.  Nur  inwieweit  die 
Kaufmannsgilde  als  ein  eben  durch  den  Gedanken  der  freien 
Einung  ins  Leben  gerufenes  Institut,  als  eine  schon  bestehende, 
rechtlich  fixierte  Organisation  einen  Einflufs  auf  Entstehung 
oder  Fortbildung  der  Stadt  Verfassung  ausgeübt  hat,  soll  im 
Folgenden  einer  kurzen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

Ich    habe  oben^  zu  zeigen  versucht,  dafs  die  Entstehung 

'  Dieser  wird  sich  vielleicht  bedanken,  in  der  Gesellschaft  von 
Leuten  genannt  zu  werden,  die  er  gern  aus  der  wissenschaftlichen  Welt 
bannen  möchte;  indes  gehört  er  unter  dem  aufgestellten  Gesichtspunkt 
in  diese  Reihe. 

■  Vgl.  z.  ß.  Gierke  I  310:  Wir  haben  schon  oben  darauf  hin- 
gewiesen, dafs  Recht  und  Verfassung  der  Städte  sich  durchaus  auf 
Grund  der  altgermanischen  Genossenschaft  entwickelten,  nachdem  die- 
selbe durch  Aufnahme  des  Princips  der  gewillkürten  Einung  bereichert 
und  modifiziert  war Durch  Aufnahme  des  Princips  und  der  Ein- 
richtungen der  Gilde  ist  überall  der  Bürgerverband  erst  zu  dem  ge- 
worden, was  ihn  vom  ländlichen  Markt-  und  Gerichtsverband  unter- 
schied. 

8  Kapitel  II  §  4. 
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der  mittelalterlichen  Stadt,  soweit  sie  Markt-  und  Handelsort 
ist^  zurückzuführen  ist  auf  die  Entstehung  einer  Kaufmanns- 
gemeinde  an  einem  Marktorte,  auf  die  Ausdehnung  kaufmänni- 
schen Rechts  auf  immer  weitere  Kreise  der  Bevölkerung,  die 
dadurch  erst  am  städtischen  Leben  teilnehmen,  zu  eigentlichen 
Bürgern  werden.  Zweierlei,  was  ich  schon  wiederholt  zu  be- 
tonen Gelegenheit  hatte,  mufs  man  dabei  vor  allem  im  Auge 
behalten :  oft  ist  nur,  wer  am  kaufmännischen  Leben  teilnimmt, 
in  diesen  Städten  vollberechtigter  Bürger  und  steht  als  solcher 
unter  städtischem  Gericht  ^  und  nur  wer  Bürger  ist,  hat  vollen 
Teil  an  städtischen  Rechten,  geniefst  vor  allem  die  uneinge- 
schränkte libertas  emendi  et  vendendi,  hat  aber  andererseits 
die  vollen  städtischen  Lasten,  vor  allem  die  Steuerlasten,  zu 
tragen*.  Es  ist  eine  Tendenz,  die  durchgehends  und  in  allen 
Ländern  das  städtische  Leben  während  des  Mittelalters  be- 
herrscht, oft  von  anderen  durchkreuzt  und  zurückgedrängt^, 
aber  im  allgemeinen  doch  während  des  ganzen  Mittelalters 
in  voller  Geltung*.  Erst  indem  die  Handwerkerkorporationen 
die  v^oUe  gratia  vendendi  et  emendi  erlangen,  werden  sie  an- 
erkannte Träger  öffentlichen  Rechts,  Glieder  des  städtischen 
Verfassungsorganismus. 

Erst  von  dieser  festen  Grundlage  aus  wird  man  meiner 
Meinung  nach  die  Bedeutung  des  städtischen  Verfassungslebens 
richtig  beurteilen  können.  Sehr  richtig  hat  Below*  hervor- 
gehoben, dafs  die  Gilde  nicht  den  äufseren  Rahmen  für  die 
Entw^ickelung    einer  Stadt   hergegeben   haben   könne,    da  sie 


1  Daneben  ist  bekanntlich  auch  der  Besitz  von  Haus  und  Hof 
häufig  mafsgebend  fär  die  Erlan^ing  des  Bürgerrechts.  Vgl.  Below, 
Stadtgemeinde  S.  52;  Bücher,  Bevölkerung  von  Frankfurt  S.  334  ff.; 
vor  allem  Gothein  passim. 

*  Das  Institut  der  Pfahlbürger  stammt  bekanntlich  erst  aus  spa- 
terer Zeit,  als  die  Städte  ihre  Macht  gegenüber  den  Fürsten  durch  alle 
Mittel  zu  stärken  suchten. 

"  So  suchte  man  in  Frankreich  öfters  die  Konkurrenz  der  handel- 
treibenden Klostcrleute  sich  vom  Leibe  zu  halten  dadurch,  dafs  man 
ihnen  das  Bürgerrecht  verweigerte.  Luchaire,  Hist.  des  communes 
franQaises  p.  59  f. 

*  Vgl.  die  Beispiele  S.  35  Anm.  8.  In  Strafsburg  werden  1122 
die  Leibeigenen  des  Domkapitels  von  den  städtischen  Steuern  befreit, 
aber  zugleich  vom  Öffentlichen  Recht  der  Stadt  getrennt  (Gothein, 
Wirtschaftsgeschichte  S.  311),  d.  h.  vom  freien  Marktverkehr  etc.  aus- 
geschlossen. In  Bamberg  sind  1275  (G engler,  Cod.  inr.  mun.  110)  die 
m  den  Immunitäten  wohnenden  Hausgenossen  qui  nee  cambiunt  nee  in 
moneta  cudunt  nee  mutuant  in  mensis  numulariorum ,  d.  h.  wenn  sie 
keine  Geldgeschäfte  treiben,  steuerfrei.  In  Worms  (Wormser  Urkunden- 
bucb  I  No.  S9)  sind  1182  diejenigen  von  der  städtischen  Steuer  befreit, 
qui  fratribus  et  ecclesiae  cottiaie  in  propria  persona  deserviunt  nee 
nercimoniifi  operam  dant  nee  foro  rerum  venalium  student  nee  pro 
supterfugio  nostre  collecte  obsequio  fratrum  se  applicant.  Vgl.  oWn 
a.  a.  0. 

^  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde  S.  55. 
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nachweislich  auch  auswärtige  Mitglieder  umschlossen  habe. 
Aber  indem  er  andererseits  zwar  die  „grofse  Bedeutung"  des 
mittelalterlichen  Gildewesens  hervorhebt,  diese  Bedeutung  aber 
offenbar  auf  ganz  anderen  Gebieten  sucht,  als  in  der  Ent- 
wickelung  der  Stadtverfassung,  f&llt  er  entschieden  ins  andere 
Extrem,  die  Einwirkung  der  Kaufmannsgilde  auf  die  Aus- 
bildung der  städtischen  Verfassung  zu  gering  zu  schätzen. 

Die  Kaufmannsgilden  waren  in  ihren  ersten  Anfängen 
Vereinigungen  reisender  Kaufleute,  die  vielleicht  oft  aus  weit 
auseinander  gelegenen  Orten  zur  gemeinsamen  Handelsfahrt  sich 
zusammenfanden.  Das  städtische  Leben  nahm  seinen  Ausgang 
von  der  Ansiedelung  einer  Kaufmannsgemeinde  an  einem 
bestimmten  Orte,  deren  Aufgabe  nicht  die  genossenschaftliche 
Sicherung  des  über  Land  und  See  gehenden  Handels  war, 
sondern  die  Überwachung  des  lokalen  Marktverkehrs,  das 
Urteilen  im  kaufmännisclien  Gericht  über  Marktfrevel  bildeten. 
Die  Gilde  als  solche  hatte  keine  besondere  Stellung  im  Rechts- 
leben des  Volkes,  ihre  Existenz  konnte  nicht  der  Anlafs  werden 
zur  Exemption  eines  städtischen  Gerichtsbezirks,  der  die  Stadt 
als  rechtlichen  BegriflF  vom  Lande  trennt.  In  keinem  Lande 
hat  die  Gilde  ein  essentielles  Moment  städtischen  Wesens  und 
städtischer  Verfassung  gebildet,  in  keinem  gehört  sie  zum  recht- 
lichen Begriff  der  Stadt,  wie  etwa  ein  gesonderter  Gerichts- 
bozirk  und  später  die  Leitung  durch  einen  mehr  oder  minder 
autonomen  Stadtrat;  nirgends  ist  sie,  wie  Grofs  sagt,  „mit  der 
Stadt  identisch" ;  vielmehr  läfst  sich  wohl  sagen,  dafs  in  vielen 
Städten  die  BLaufmannsgilde  einen  mehr  oder  minder  grofsen 
Einflufs  auf  die  Entwicklung  der  städtischen  Verfassungs- 
institution gewonnen  hat,  dafs  aber,  auch  wo  sie  nicht  existierte, 
die  EntWickelung  oft  denselben  Verlauf  genommen,  zu  denselben 
Resultaten  geführt  hat. 

Mit  Recht  hat  daher  Liesegang  ^  betont,  dafs  der  Fehler 
der  bisherigen  Forschung  zum  groiSen  Teil  darin  gelegen  hat, 
dafs  man  sich  die  ältesten  Verhältnisse  als  zu  konform  vor- 
stellt. Vom  wirtschaftlichen  und  socialen  Leben  gilt  das  in 
gleicher  Weise,  wie  von  der  Ausbildung  der  städtischen  Ver- 
fassungsinstitutionen. Die  Neuentstehung  städtischer  Wirt- 
schaftsorganisation und  Verfassungsformen  bildet  einen  der 
wichtigsten  Wendepunkte  der  inneren  Geschichte  Deutschlands 
im  Mittelalter.  An  die  Stelle  rein  agrarischer  Wlrtschafts-, 
Rechts-  und  Gesellschaftsformen  trat  die  Arbeitsteilung  zwischen 
Ackerbau,  Handel  und  Handwerk,  an  die  Stelle  und  neben 
extensive  Naturalwirtschaft  eine  Überschufsproduktion  und 
geld wirtschaftliche  Verwendung  und  Verwertung  derselben  an 
tJentralpunkten ,  den  Städten;  der  Gegensatz  von  Stadt  und 
Land  beherrscht  das  wirtschaftliche  Leben  der  folgenden  Jahr- 

*   Verfassungsgeschichte  von  Rees  S.  45. 
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hunderte;  die  politischen  Kämpfe  der  Ftirstemnacht  und  der 
Städte  im  14.  und  15.  Jahundert  nahen  hier  eine  ihrer  kräftigsten 
Wurzeln ;  es  sind  nicht  zum  wenigsten  wirtschaftliche  Interessen- 
kämpfe, Kämpfe  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Wirt- 
schaftspolitik gewesen. 

Der  Übergang  von  der  ländlichen  Agrarverfassung  des 
ersten  Jahrtausends  deutscher  Geschichte  zu  der  Periode 
intensiverer  Stadtwirtschaft  vollzog  sich  nicht  überall  in  gleicher 
Weise.  Das  Land  war  verteilt,  verteilt  auch  die  öffentlich- 
rechtlichen  Befugnisse,  Verwaltung  und  Verfassung  aus  dem 
Agrarleben  der  Nation  herausgewachsen,  ihm  angepafst,  seinen 
Zwecken  und  Interessen  dienend.  Das  Marktwesen  diente 
meist  nur  dem  Umsatz  agrarischer  Produkte;  es  waren  die 
grofsen  Gewalten  der  damaligen  Zeit,  das  Königtum  mit  seinen 
Beamten,  den  Grafen,  deren  Rechte  dann  seit  Otto  I  meist  an 
die  Bischöfe  übergingen,  die  Klöster,  die  Grofsgrundherrschaften, 
die  den  Markt  organisierten  und  leiteten,  die  eine  einigermafsen 
geordnete  Verwaltung  durchführten  und  die  polizeiUche  Auf- 
sicht handhabten  ^  Daneben  blieben  auch  den  mehr  oder 
minder  unabhängigen  ßauerschafts-  und  Marktgemeinden  noch 
oft  Befugnisse  in  Handel  und  Wandel*. 

Dann  kam  die  Zeit,  in  der  kaufmännisches,  aufstrebendes 
Leben  zur  Vermehrung  der  Märkte  nach  Zeit  und  Ort,  zur 
gröfseren  Vervollkommnung  der  Markteinrichtungen  führte; 
Handelsinteressen,  die  Notwendigkeit  geordneten,  gesicherten 
Tauschverkehrs,  persönlich  enggeknüpfter  Beziehungen  führten 
zur  dichten  Siedelung  in  Städten  hinter  Mauer  und  Graben 
unter  dem  Schutz  erhöhten  Friedens  und  oft  verschärften,  stets 
aber  minder  starren  Rechts.  Die  Umwandlung,  die  dadurch 
im  öffentlichen  Leben  herbeigeführt  wuinie,  kam  vor  allem 
zwei  Bevölkerungsklassen  zu  gute:  den  Inhabern  der  Markt- 
privilegien, den  Herren  des  Marktes,  also  vor  allem  den 
Bischöfen  auf  der  einen  Seite,  dem  neu  sich  bildenden  Kauf- 
mannsstande andererseits.  Und  sobald  dieser  sich  —  zuerst 
auf  seinen  Reisen  —  eine  feste  genossenschaftliche  Organisation 
gegeben  hatte,  mufste  es  sein  natürliches  Bestreben  sein,  auch 
die  Ordnung  und  Leitung  des  Marktverkehrs,  den  Central- 
und  Angelpunkt  des  gesamten  städtischen  Wirtschaftslebens 
in  seine  Hand  zu  bekommen,  die  Marktpolizei  durch  selbster- 
wählte Beamte  ausüben  zu  lassen,  im  genossenschaftlichen 
Gericht  über  Marktfrevel  zu  urteilen  und  Strafen  zu  ver- 
hängen. 

'  Darauf  weist  vor  allem  Schmoller  hin:  Strafsburger  Tucher- 
und  AVobcrzunft  S.  377  ff. 

^  Einseitig  hat  das  A'or  allem  B  e  1  o  w  hervorgehoben.  Stadt- 
gcmeiudc  §  1. 
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Während  also  von  unten  diese  kauftnänni sehen  Genossen- 
schaften —  oft  auch  nur  Gemeinden  —  gleichsam  nach  oben 
drängten,  aus  der  privatwirtschaftlichen  und  privat  rechtlichen 
Sphäre  heraustauchten  und  einen  öffentlich-rechtlich  aner- 
kannten Einflufs  auch  über  Nichtmitglieder  im  Wirtschaftsleben 
zu  erlangen  strebten,  gelang  es  den  geistlichen  und  weltlichen 
Gewalten,  gestützt  auf  ihre  ältere  Erfahrung,  auf  romanische 
Traditionen  im  Markt-  und  Mtinzwesen,  mit  ihrem  mannigfach 
in  klösterlicher  Zucht  und  Lehre,  in  verwaltendem  Dienst  ge- 
schulten Beamtenpersonal,  gefördert  endlich  auch  durch  christ- 
liche Anschauungen  über  Gut  und  Böse,  Recht  und  Unrecht 
im  Wirtschaftsleben,  die  Organisation  und  Verwaltung  des 
Marktes,  die  Polizei  über  Meinkauf,  falsches  Mafs  und  Gewicht 
in  ihre  Hand  zu  bekommen*.  Wir  haben  das  grofsartigste 
Beispiel  einer  solchen  geistlichen  Ministerialverwaltung  in  der 
Regierung  Burckhards  von  Worms  vor  uns^;  wir  sehen,  wie 
in  Dinant  nach  1070  der  Graf  mit  Hülfe  der  ministerialischen 
Schöffen,  die  zugleich  seine  Münzer  sind,  sie  durchführt.  Er 
ordnet  den  lokalen  Handel,  ihm  fliefsen  die  Zölle  zu,  die  Ab- 
gaben für  den  Verkauf  von  Wein,  Metall  und  Salbe ;  die  Schiffe 
zahlen  ihm  eine  Quaigebühr-,  wer  Brot  im  Fenster  auslegt, 
hat  ihm  Abgaben  zu  zahlen;  die  Hefe  zu  verkaufen,  hat  er 
das  Monopol?. 

So  stiefsen  denn  die  Gewalten  der  alten  Zeit  und  die  Mächte 
der  neuen  notwendigerweise  an  vielen  Punkten  aufeinander: 
die  alten,  gestützt  vor  allem  auf  ihre  ältere  Erfahrung,  ihren 
weiteren  Blick,  ihr  geschultes  Personal,  auf  ihre  feste  Position 
und  ihren  ausgedehnten  Besitz ,  ihr  von'  der  höchsten  Gewalt 
im  Reiche  delegiertes  und  anerkanntes  Amt;  die  Jungen  gleich- 
sam im  Vollgefühl  ihrer  schwellenden  Kraft  als  die  Mächte 
der  kommenden  Zeit,  der  sich  entwickelnden  Geldwirtschaft, 
auf  Reisen  ihre  kaufmännische  Erfahrung  mehr  und  mehr  er- 
weiternd. Mögen  sie  immer  von  den  altgeschulten  Ministerialen- 
beamten viel  gelernt  haben,  an  der  Ausbildung  der  eigentlich 
städtischen   Rechtsformen   haben  sie  den  Hauptanteil  gehabt*. 

Und  gerade  in  diesem  Bestreben  mufste  ihnen  ihre  Organi- 
sation in  der  Gilde  festen  Halt  und  sichere  Stütze  bieten.  Wir 
vermögen  die  Kämpfe  dieser  aufstrebenden  Kaufmannsorgani- 
sationen mit  den  Mächten  des  Bestehenden,  vor  allem  mit  der 
weltlichen    und    geistlichen    Herrschaftsgewalt    in    der    Stadt 

'  Vgl.  Schmoller  a.  a.  0. 

^  Nitzsch,  Ministerialität  und  Bürgertum  passim :  Koehne,  Ent- 
stehung der  Stadt  Verfassung  in  Mainz,  Worms,  Speyer. 

'  F  i  r  e  n  n  e ,  Histoire  Je  la  Constitution  de  Dinant  p.  8  ff. ;  W  a  i  t  z , 
Verfassungsgeschichte  VII  420. 

*  Vgl.  die  Ausföhrungen  bei  Lamp recht.  Historische  Zeitschr. 
LXVII404f. 
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nirgends  mehr  in  ihren  einzelnen  Phasen  zu  verfolgen;  aber 
manches  mag  uns  doch  einen  Einblick  gewähren  in  die  Art, 
wie  die  Entwickelung  friedlich  oder  feindlich  verlaufen  ist, 
wie  diese  Kaufmannsorganisationen  die  herrschenden  Gewalten 
teils  verdrängten,  teils  ihres  Anhanges  beraubten,  indem  sie 
dieselben  in  ihre  Interessen  und  Kreise  hineinzogen  ^.  Je 
schwächer  die  herrschaftliche  Macht  sich  erwies,  die  ihnen  auf 
diesem  Wege  entgegentrat,  desto  eher  mufste  es  ihnen  natürlich  ge- 
lingen, sich  Befugnisse  im  Marktverkehr  zu  erwerben,  desto  weiter 
und  umfassender  mufsten  die  sein,  die  sie  sich  erwarben.  Wir 
sehen,  wie  in  Köln^,  in  Andernach^  die  Kaufleute  die  alten 
Schöffen  verdrängen,  wie  sie  die  Schöffen  stuhle  aus  ihrer  Mitte 
besetzen;  sobald  Dinant  sich  im  11.  Jahrhundert  aus  einer 
alten  villa,  aus  dem  Sitz  eines  Marktes,  zur  eigentlichen  Stadt 
mit  Mauer  und  Graben,  mit  regem  Handel  und  Gewerbefleifs 
umbildet,  werden  die  Schöffen  nicht  mehr  aus  den  Reihen  der 
Ministerialen,  sondern  aus  denen  der  reichen  Kaufherren,  der 
burgensns,  besetzt*.  Nur  das  ,,Recht  der  Stadt  Dinant**  wird 
mafsgebend  flir  die  Rechtsprechung. 

Mit  beinahe  ehrfurchtsvollem  Schaudern  berichtet  der 
Mönch  Alpert,  der  aus  der  Stille  klösterlicher  Zurückgezogen- 
heit die  Welt  betrachtet,  von  jenem  wagemutigen  Völkchen 
der  Thieler  Gilde,  das  alles  nach  eigenem  Willen  thut  und 
dann  behauptet,  dafür  Brief  und  Urkunde  vom  Kaiser  zu  haben, 
das  sogar  nicht  den  kirchlichen  Anschauungen  und  Geboten 
über  Vertrag,  Meineid  und  Zeugenbeweis  sich  fügen  will*. 

In  diesem  Kampf  gegen  genossenschaftliche  und  herrschaft- 
liche Gewalten  älteröt  Zeit,  gegen  Grafen  und  Bischöfe,  gegen 
Grundherren  und  Beamte,  hat  nun,  so  viel  ich  sehe,  die  Kaufmann- 
schaft vermöge  ihrer  Gildeorganisation  doch  nur  in  seltenen 
Fällen  etwas  erreicht  Erst  im  13.  Jahrhundert  in  einer  Zeit,  da 
die  Gildeorganisation  schon  fast  überall  im  Sinken  begriffen  war 
oder  wenigstens  nur  noch  anderen  Zwecken  diente,  ist  hier  der 
Sieg  den  städtischen  Räten  beschieden  gewesen.  Was  die 
Gilde  erreichte,  die  Befugnisse,  die  sie  hier  und  dort  in  Leitung 
und  Ordnung  des  Handels-  und  Marktverkehrs  zu  erringen 
wufste,  hat  sie  vor  allem  dem  Umstände  zu  verdanken,  dafs 
sie  über  die  meisten  Kapital-  und  Geldkräfte  verfügte,  dafs 
sie  die  eigentliche  Repräsentantin  der  kommenden  Geldwirt- 
schaft war.  Denn  daran,  dafs  sie  im  Besitz  derartiger  Be- 
fugnisse später  thatsächlich  gewesen  ist,  darüber  kann  nach 
den  urkundlichen  Zeugnissen,  die  uns  darüber  zu  Gebote 
stehen,    kein   Zweifel   sein.     Woher  dieate   „Kompetenz^    der 

»  Vgl.  oben  S.  85.    Gothein  I  184  f. 

2  Höniger,  Westdeutsche  Zeitschrift  II  240. 

'  Höniger,  Der  rottilus  der  Stadt  Andernach. 

*  Pirenne,  Hist.  de  Dinant  p.  19 ff. 

»  Alpertus,  Mon.  Mett.  M.  G.  S.  S.  IV  718. 
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Gilde  stammte,  das  zu  erforschen,  scheint  mir  nicht  von  so 
grofser  Bedeutung  zu  sein,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  ihre  Befugnisse  oft  nicht  einfach  von  einer  Institution 
älterer  Zeit  auf  sie  übergegangen,  sondern  usurpatorisch  er- 
worben oder  ihrem  Inhalte  nach  gänzlich  neu  aus  den  ge- 
änderten wirtschaftlich-socialen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
entsprungen  waren.  Nicht  überall  hat  die  Kirche  das  älteste 
Kaufhaus  abgegeben:  wo  der  Handel  plötzlich  und  rapid  sicli 
steigerte,  da  baute  wohl  die  Handelsgilde  sich  selbst  ihr  Kauf- 
haus, und  der  Besitz  desselben  brachte  es  natürlich  mit  sich, 
dafs  sie  die  Aufsicht  über  den  Verkehr,  der  sich  innerhalb 
desselben  vollzog,  für  sich  in  Anspruch  nahm. 

In  St.  Omer  baut  sie  ihre  Gildehalle  auf  dem  Boden  des 
Grafen  von  Flandern  und  zinst  ihm  dafür,  bis  ihr  1157  der 
Platz  zu  erblichem  Eigentum  überlassen  wird\ 

Wir  haben  gesehen,  wie  die  Gilde  in  Göttingen  durch 
Lehnstibertragung  in  den  Besitz  der  Hanse  gelangt,  die  vor 
allem  die  Verfügung  über  die  städtische  Wage  erteilte;  in 
Köln  ist  die  Domwage  später  im  Besitz  der  Richerzeche,  der 
Nachfolgerin  der  alten  Gilde.  Dafs  die  Befugnisse,  die  ur- 
sprünglich der  Bauerschaft  zustanden,  von  dieser  zunächst 
wahrscheinlich  an  die  kaufmännische  Gilde  überlassen  wurden, 
und  dann  erst,  als  diese  aus  dem  städtischen  Verfassungsleben 
verschwand,  an  Rat  und  Bürgermeister  übergingen,  dafür  scheint 
nach  den  Untersuchungen  Liesegangs  das  kleine  nieder- 
rheinische  Rees  ein  Beispiel  zu  liefern  ^.  In  dem  kleinen  west- 
fklischen  Landstädtchen  Menden  kontrolliert  die  Gilde  Mafs 
und  Gewicht  während  des  ganzen  Mittelalters,  und  selbst  die 
aufkommende  Ratsverfassung  vermochte  sie  hier  nichtiaiis 
dieser  Stellung  zu  verdrängen®.  In  England  und  Frank  eich 
läfst  sich  an  vielen  Punkten  deutlich  verfolgen,  wie  zwischen 
der  alten  öffentlichen  oder  Gemeindegewalt  und  der  neuen  aus 
der  privatrechtlichen  Sphäre  emporgekommenen  Kaufmanns- 
gilde gleichsam  ein  Kompromifs  geschlossen  wird.  Wie  wir 
oben*  gesehen,  stehen  Mafse  und  Gewichte  in  Paris  zwar 
unter  polizeilicher  Aufsicht  der  Gilde,    aber   sie  müssen    den 


*  Giry,  St.  Omer  p.  378.  Ego  Theoclericus  ....  consensu  uxoris 
meae  ....  terram,  in  qua  Gildalha  apud  Sanctum  Andomanim  in  foro 
sita  est  burgensibus  eiusdem  villae  hereditario  iure  possidendam  et  ad 
omnem  mercaturam  in  eo  exercendam  tradidi. 

2  Liesogang,  Verfassungsgeschichte  von  Rees  S.  44. 

»  Die  Darstellung  bei  Lamprecht  (Hist.  Zeitschr.  LX VII  400  ff.) 
scheint  mir  zu  allffemein  gehalten  und  doshalb  anfeclitbar  zu  sein.  Als 
allgemeine  Re^el  läfst  sich  die  Ausübung  öffentlich-rechtlicher  Funk- 
tionen, die  Leitung  des  Marktverkehrs  etc.  für  Deutschland  am  aller- 
wenigsten beweisen!  Hier  ist  der  energische  Protest  Belows  (Ursprung 
der  ötadtverfassung  S.  138  ff.)  ganz  am  Platze. 

*  Vgl.  S.  70. 

Fonchangen  (52)  XII  2.  —  Doron,  KaafDiannFgilden.  13 
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königlichen  Stempel  tragen;  in  Totnes^  in  England  werden 
zwar  Mafse  und  Gewichte  von  den  Gildemeistern  geprüft,  aber 
im  Beisein  des  stadtherrlichen  Seneschalls,  des  Stadtpräfekten 
u.  s.  w.,  und  in  deren  Gericht  wurden  die  Vergehungen  be- 
straft, und  ebenso  sorgt  die  Gilde  in  Andover^  daflir,  dafs 
Mafse  und  Gewichte  den  königlichen  Stempel  tragen. 

Hier  wie  dort  erscheint  die  Gilde  gleichsam  als  Dienerin 
des  königlichen  Willens.  Die  politischen  Zustände  Deutschlands 
machten  eine  Entwickelung  der  Gilde  in  der  gleichen  Richtung 
von  vornherein  zur  Unmöglichkeit. 

Die  ganzen  privatwirtschaftlichen  Tendenzen  der  Gilde, 
wie  ich  sie  im  vorigen  Kapitel  darzustellen  versuchte,  mufsten 
naturgemäfs  dazu  führen,  dafs  die  Gilde,  wo  sie  sich  öffentlich- 
rechtliche  Befugnisse  im  Marktleben  errungen  hatte,  auch  auf 
die  Preisregulierung  in  der  Stadt  Einflufs  zu  gewinnen  suchte. 
Und  thatsächlich  ist  es  in  einigen  belgischen  Städten  den 
organisierten  Gewand  schneidern  gelungen,  den  gänzlich  von 
ihnen  abhängigen  Webern  —  zu  einer  Zeit,  als  bereits  eine 
Ratsbehörde  in  der  Stadt  bestand  —  Vorschriften  über  den 
Preis  jedes  Stückes  Tuch  zu  machen,  denen  sich  auch  nicht 
zur  Gilde  gehörige  Käufer  unbedingt  unterwerfen  mufsten. 

Und  wenn  in  England  zu  wiederholten  Malen  erwähnt 
wird,  dafs  der  Verkäufer  auf  dem  Markte  sich  den  von  einem 
Gildebruder  angebotenen  Preis,  sobald  dieser  den  Fufs  auf  die 
Waren  gesetzt  hat,  gefallen  lassen  müsse,  so  zeigt  das  am 
besten  die  Stellung,  die  die  Gilde  im  öffentlichen  Leben  einer 
englischen  Stadt  eingenommen  hat^.  Der  ausgeprägte  stadt- 
wirtschaftliche Charakter  der  Gilde,    ihre  Funktionen  als  der 


*  Grofs  II  237  ff.:  Qiiociens  necesse  fuerit  ad  scrutinium  facere 
pro  mensuris  poiideribus  et  ulniB  capiendis  et  probandis  Senoscallus 
....  seu  ....  oalliv^us  asriumptis  secum  preposito  ville  et  cachepollo 
mandabit  senescallos  de  Gilda  predicta  vel  duos  alios  burgcnses  de 
discretioribus  de  eadem,  si  ipsi  senescalli  non  potiierint  interesse,  et  ad 
aulam  Gilde  conveiiiant  et  deindc  incnsuras  predictas  cum  ponderiluis 
et  ulnio  per  totain  villam  capiaut  et  ad  dictam  aulam  differri  faeient  et 
ibi,  proat  decet,  per  standarda  in  custodia  dictorum  senescallorum  gilde 
existentia  ibidem  probabuiit.  £t  si  defectum  vel  falsitatem  in  aliquam 
invenerint,  tradatur  illa  mensura  seu  pondus  vol  ulna  sie  pro  falsopro- 
bata  in  custodiam  prepositi  prodicti  usque  proximam  curiam  dicti  Wil- 
helm! ....  et  ibi  (fampnetur. 

2  Grofs  II  295:  Consideratum  est  quod  omnes  busseli,  lagene  viui 
et  servisie  et  omnes  alie  Meusure  sigillantur  cum  signo  domini  Regis  in 
Ebdomada  Pasche  ad  ultimum  ....  In  Carlisle  scheint  die  Gilde  die 
Kontrolle  der  Mafse  gepachtet  zu  haben.  Grofs  II  38:  Firma  men- 
surarum  valet  etc. 

8  Grofs  II  52:  Quod  si  ....  umis  de  gilda  predicta  posuerit 
pedom  suum  suuer  rem  ipsam  et  apposuerit  pretium  pro  quo  eam  vo- 
luerit  emere,  nullus  alius  quam  ille  qui  fuerit  de  aocietate  predicta  au- 
debit  rem  illam  emere  .  .  , .  nee  ille,  cuius  res  illa  fu't  audebit  rem  illam 
vendere  alii  c^uam  uni  qui  fuerit  de  societate  predicta,  nee  pro  maiori 
precio,  quam  lUe  qui  fuerit  de  societate  predicta  pretendebat. 
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Vertreterin  aller  Verkehrsinteressen    der  Bürger  liefs  sie  hier 
nicht    nur   als    egoistische  Verfechterin   rein    privatwirtschaft- 
licher Tendenzen,    sondern  vor  allem   auch    als  Beschützerin, 
ja  als   Versorgerin    der  Konsumenten    erscheinen   im  Bereich 
desjenigen  Wirtschaftsbezirks,  den  sie  durch  ihr  Monopol  be- 
herrschte.    Daher    erteilt    sie    in  Leicester  1265   den  Webern 
die  Erlaubnis,  auch  nachts  zu  arbeiten,  giebt  ihnen  Preistaxen 
und  verbietet  ihnen,   Bestellungen   aus  anderen  Städten   anzu- 
nehmen, weil  sie  genug  für  die  Bürger  von  Leicester  zu  thun 
hätten  * ;  daher  befiehlt  sie  in  Andover,  dafs  erst  die  Stadt  und 
das  umgebende  Land  mit  Lebensmitteln  versorgt  sein  müssen, 
ehe  fremde  Kaufleute  zugelassen  werden,  und  verbietet  ihnen 
im  allgemeinen,   den  Markt   vor  einer  bestimmten  Stunde  zu 
besuchen*;    sie    kontrolliert  die    Ware    der    dortigen  Weber 
durch  den  Zwang,  öflTentlich  vor  dem  Gildebearaten  und  nicht 
zu  Hause  zu  verkaufen^ ;  sie  sorgt  dafür,  dafs  Bier  und  Wein 
secundum  ordinacionem,  d.  h.  in  geaichten  Gefilfsen  verkauft 
werden,  und  setzt  den  Preis  für  jede  Sorte  fest;  sie  verlangt, 
dafs    kein   Stück    Vieh    unter    mehrere   Fleischbänke   verteilt 
werden  soll  —  wahrscheinlich,  um  dem  Publikum  die  Möglich- 
keit zu  geben,  sich  das  Gewünschte  gleich  an  einer  Fleisch- 
bank auszusuchen*;    aber  andererseits   verordnet  sie  auch  im 
Jahre  1316  wahrscheinlich  infolge  einer  Hungersnot,  dafs  auch 
die  fremden  Fleischer   an  jedem  beliebigen  Tage   der  Woche 
ihre  Waren  in  der   Stadt   feilbieten   dürfen,    wenn   sie   dafür 
nur    die   festgesetzte  Gebühr   zahlen*.     So  kümmert  sie  sich 
gerade  in  dieser  Stadt  wie  kaum  in    einer  anderen    um   gute, 
reichliche  und  billige  Versorgung  der  Bürger  mit  allem,    was 
zum  Leben  nötig  ist.     Und  gerade   hier  hat   die  Gilde   bis  in 
unser  Jahrhundert  alle  Stürme    überstanden,   gerade   hier  er- 
wies sie  sich  kräftig  und  elastisch  genug,    auch  den  Anforde- 


^     >  örofs  II  164. 

'  Ibidem  II  291:  Item  nulliis  regratarius  emet  gallinas,  ova,  ca- 
pones,  aucas,  pullos,  carnes,  pisces  donec  probi  homines  de  villa  et  de 
patria  emerunt.    Vgl.  auch  oben  S.  426. 

8  Ibidem:  Quod  nullus  fullator  neque  textor  de  cetero  vendant 
pannos  in  domibus  sui-j  aut  alibi  in  Custodia  eorundem,  nisi  producant 
venditores  et  emptores  coram  Ballivis. 

*  Z.  B  II  309:  ....  vadiat  Communitati  cmendas  pro  eo  quod  ven- 
didit  ceruisiam  contra  ordinacionem;  vgl.  S.  304:  provisum  est  ....  ne 
aliqua  braciatrix  vendat  amodo  Seruisiam  nisi  })er  Mensuras  sigilla- 
tas  de  communi  sigillo,  ferner  ibid.  II  290:  Dicunt  quod  quamvis 
plures  emunt  animalia  plura  vel  unum  animal,  veudatur  super  unum 
Btallum  et  non  supev  plures  stallos  (Vgl.  z.  B.  die  Begründung  einer 
ähnlichen  Bestimmung  in  Osnabrück  [Philippi,  Osnabrücker  Grilde- 
urkunden  No.  41  ]) 

^  Ibidem  II  309:  Quod  quilibet  Carnifex  extraneus  veniat  quolibet 
die  in  septimana  et  vendat  Merces  suas  de  cetero  in  villa  de  Andevere, 
et  quod  emant  et  mactant  in  eadem  villa  pro  voluntate  sua.  Ita  quod 
faciant  Ballivis  Libertatis  de  Andeuere  consuetudinem  prout  decet. 
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rungen  einer  neuen  Zeit  Gentige  zu  thun,  indem  sie  sich 
später  nach  verwaltungstechnischen  Gesichtspunkten  in  drei 
Gruppen  teilte,  zu  deren  jeder  etwa  20  verschiedene  Gewerbe 
gehörten. 

Hier  in  England  ist  die  Gilde  also  schon  in  den  ersten 
Zeiten,  in  denen  sie  uns  überhaupt  en^egentritt ,  als  Korpo- 
ration eine,  manchmal  die  einzige,  wirtschaftliche  Verwaltungs- 
behörde der  Stadt.  An  anderen  Punkten  ist  es  ihr  wenigstens 
gelungen,  sich  aus  einer  privatrechtlichen  Organisation  später 
zum  leitenden  Organ  der  Stadt  umzubilden.  Ich  versuchte 
oben,  diesen  Umwandlungsprozefs ,  soweit  wir  ihn  verfolgen 
können,  an  dem  Beispiel  von  Paris  in  seinen  einzelnen  Phasen 
zu  schildern  ^ ;  aus  inr  heraus  hat  sich  der  städtische  Rat  in 
der  Hauptstadt  Frankreichs  entwickelt;  er  erscheint  als  ein 
Ausschufs  der  Gesamtgilde.  Und  gerade  hier  gelang  es  ihr, 
eine  arbeitsgeteilte  Verkehrsordnung,  eine  Leitung  und  Regelung 
des  gesamten  lokalen  Handels  durchzuführen,  wie  das  Mittel- 
alter vielleicht  —  abgesehen  von  den  grofsen  italienischen  Handels- 
emporien  —  nichts  Gleiches  aufzuweisen  hat.  Kaufinännische 
Einsicht,  unternehmender  Handelsgeist,  unterstützt  von  einem 
mächtigen  Königtum,  getragen  von  der  Gunst  der  gesamten 
Bürgerschaft  —  diesen  Faktoren,  die  sich  sonst  eben  nicht  zu- 
sammenfanden,  hat  Paris  seinen  grofsen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung schon  während  des  Mittelalters  zu  danken.  Und  wie  die 
Gilde  hier  den  gesamten  Handelsverkehr  der  Stadt  leitet  und 
ordnet,  so  haben  in  Valenciennes  ihre  Beamten  die  Aufsicht  über 
die  gesamte  Tuchproduktion,  den  Haupterwerbszweig  der  Stadt, 
und  alle  Zünfte,  die  sich  damit  befassen,  stehen  unter  ihrer 
obrigkeitlichen  Kontrolle  *. 

Wie  selten  scheint  indessen  der  Gilde  diese  Umbildung 
zur  Behördenorganisation  gelungen  zu  sein !  Möglich,  dafs  der 
Ratsverfassung  hier  und  dort  eine  Polizeiverwaltung  durch 
die  Gilde  vorangegangen  ist;  aber  indem  die  Gilde  bei  der 
Umbildung  zur  Ratsbehörde  ihren  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter fast  überall  verlor,  ist  uns  jede  Möglichkeit  genommen, 
aus  den  Gestaltungen  der  Ratsperiode  auf  die  früheren  Zustände 
Schlüsse  zu  ziehen. 

Und  so  wird  es  auch  wohl  vergebens  sein,  hier  für  die 
Bedeutung  der  Gilde  in  der  Entwicklung  städtischer  Ver- 
fassungsformen, ähnlich  wie  bei  der  Betrachtung  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  socialen  Bedeutung,  gewisse  typische  Ent- 
wicklungsreihen finden  zu  wollen.  Eben  weil  die  Gilde  nur 
unter  gewissen  günstigen  lokalen  Verhältnissen  überhaupt 
öffentlich-rechtliche  Bedeutung  gewinnen  konnte,  eben  deshalb 
kann  sie  als  wesentlich  für  die  mittelalterliche  Stadtverfassung 


1  Vgl.  oben  S.  68  ff. 
«  Vgl.  oben  S.  65  f. 
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nicht  betrachtet  werden.  Wenn  es  im  allgemeinen  der  Grang 
mittelalterlicher  Stadtgeschichte  ist,  dafs  die  Städte  sich  eine 
mehr  oder  minder  grofse  Freiheit  und  Autonomie  erringen, 
und  dafs  sie  dieser  in  einer  anfangs  aristokratischen,  dann 
mehr  und  mehr  demokratisierten  Verfassung  Ausdruck  geben, 
80  ist  das  Vorhandensein  einer  Gilde  nirgends  ein  eigentlich 
bedingendes  Moment  einer  auf  diesem  Wege  vorwärtsschreiten- 
den Entwicklung  gewesen.  Nicht  der  Inhalt,  das  eigentliche  Wesen 
dieser  städtischen  Verfassungen,  die  Kompetenz  ihrer  leiten- 
den Organe  findet  sich,  wie  man  wohl  angenommen,  schon  in 
nuce  in  der  Gildeverfassung  und  der  Gildekompetenz  enthalten, 
aber  die  Gilde  hat  einerseits  oft  das  formale  Vorbild  für  die 
äufsere  Organisation  der  städtischen  Verfassungen  abgegeben; 
sie  hat  andererseits  oft  einen  Teil  wenigstens  der  Befugnisse 
ausgeübt,  die  später  überall  auf  Rat  und  Bürgermeister  über- 
gegangen sind;  sie  hat  endlich  häufig  die  Elemente  in  sich 
vereinigt,  die  als  die  mächtigsten  und  einflufsreichsten  der 
Stadt  an  der  Spitze  der  freiheitlichen  Bewegung  der  Bürger- 
schaft diese  ihrer  neuen  Verfassung,  ihrer  Selbstverwaltung 
entgegenzuführen  berufen  waren. 

Nicht  darauf,  dafs  sich  überall  in  Deutschland  und  Frank- 
reich ein  städtischer  Rat  bildet,  hat  die  Gilde  Einfiufs  gehabt, 
aber  in  der  Art,  wie  dieser  Rat  sich  in  den  einzelnen  Städten 
zusammensetzt,  spiegelt  sich  das  Machtverhältnis  wieder,  in 
dem  die  Gilde  als  Vertreterin  des  Kaufinannsstandes  zu  den 
tlbrigen  socialen  Gruppen  und  deren  Organisationen  in  der 
Stadt  steht;  nicht  dals  in  Nordfrankreich  und  Flandern  fast 
überall  freie,  geschworene,  korporative  städtische  Gemeinwesen, 
die  communitates ,  sich  gebilaet  haben,  das  verdanken  diese 
Städte  ihren  Kaufmannsgilden  als  solchen;  aber  gerade  hier 
kann  man  Gierkes  Satz  ^  gelten  lassen,  dafs  die  alte  Gemeinde 
das  neue  Prinzip  der  freien  Einung  in  sich  aufnahm  und  aus 
der  Verschmelzung  und  Durchdringung  beider  Rechtsbegriflte 
der  neue  Begriff  der  commune  hervorging.  Dies  Prinzip  der 
Einung  war  es,  das  schon  lange  vor  dem  Entstehen  der  com- 
mune, der  freien,  beschworenen  Stadtverfassung,  die  Gilden 
ins  Leben  gerufen  hatte;  und  der  Geist,  der  in  diesen  Gilden 
lebendig  war  und  wirkte,  das  Bedürfnis  des  Grofskaufmanns 
nach  Freiheit  und  Schutz,  die  grofee  Konzentration  von  Reich- 
tum und  Macht  in  den  lokalen  Vereinigungen  der  Grofskauf- 
leute  haben  jenen  Bewegungen  Kraft  und  Schwung  verliehen 
und  sie  fast  überall  rasch  zum  Ziele  geführt.  Nirgends  in 
England  wird  man  Gilde  und  Stadt  mit  einander  identifizieren 
können:  aber  die  kaufmännische  Interessenvertretung,  die  wir 
in  der  Gildeorganisation  vor  uns  haben,  verfocht  die  wirt- 
schaftlichen Ziele  der  Stadt  nach  aufsen  hin  und  hatte  oft  vor 


*  Genossenschaftsrecht  S.  220,  251  f. 
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dem  Tribunal  der  Stadt  Rechenschaft  abzulegen^;  ihre  Be- 
amten als  die  tüchtigsten  und  erfahrensten  Kaufleute  der  Stadt 
traten  oft  an  die  Spitze  des  Gemeinwesens,  und  erst  eine 
spätere  Zeit,  die  —  vor  allem  in  Schottland  —  wieder  den 
privatrechtlichen  Charakter  der  Gilde  mehr  und  mehr  in  den 
Vordergrund  treten  liefs,  eine  Zeit,  in  der  die  mächtig  an- 
gewachsenen unteren  Klassen,  die  an  den  wirtschaftlichen  Pri- 
vilegien der  Stadt  nicht  teil  hatten,  denen  der  Abschlufs  der 
oberen  Schichten  das  Aufsteigen  in  diese  Bevölkerungskreise 
fast  zur  Unmöglichkeit  machte,  in  der  Gilde  den  Druck  einer 
trotz  ihres  grofsen  Umfanges  aristokratischen  Korporation 
schwer  empfanden  — ,  erst  eine  solche  Zeit  hat  in  Scnottland 
den  Kampt  um  die  Leitung  der  Stadt  auch  hier  fiir  die  unteren 
Klassen  zur  Bedingung  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  gemacht. 

Hatte  die  Gilde  in  Deutschland  im  Kampfe  mit  den 
Mächten  des  Bestehenden  aus  älterer  Zeit  die  neue  Macht  des 
aufkommenden  Kaufmannsstandes,  dessen  Ansprüche  und  Be- 
dürfnisse, verfochten,  so  hatte  sie  nun  ihrerseits  sich  wieder 
zu  verteidigen,  ihre  Machtstellung  zu  wahren  gegenüber  den 
neuen  Gestaltungen,  die  im  12.  und  13.  Jahrhundert  empor- 
kamen, nach  unten  ihre  wirtschaftlichen  Privilegien  gegen  die 
aufkommenden  Handwerkerklassen,  nach  oben  ihre  Ver- 
waltungsbefugnisse gegenüber  den  städtischen  Räten. 

Es  kann  hier  natürlich  nicht  meine  Aufgabe  sein,  auf  die 
Kontroversen  über  Entstehungsart  der  Ratsverfassung,  über 
ihre  Fortentwicklung,  über  die  Herleitung  und  Weiterbildung 
ihrer  Kompetenzen  mich  einzulassen ;  im  allgemeinen  wird  man 
wohl  Gothein  darin  zustimmen  können,  dafs,  „wenn  irgend 
eine  Institution,  nachdem  sie  nur  einmal  feste  Gestalt  ge- 
wonnen hatte,  überall  ein  einheitliches  Gepräge  trägt,  es  der 
Rat  ist,"  dafs,  „wenn  bei  irgend  einer  ganz  verschiedenen 
Ansätze  und  Ausgangspunkte  anzunehmen  seien,"  dies  eben- 
falls der  Rat  sei^. 

Wir  sahen,  wie  selten  es  der  Gilde  gelungen  ist,  sich  zur 
Ratsbehörde  umzubilden.  In  Paris  liegt  der  Prozefs  in  allen 
Einzelheiten  vor  uns,  in  Köln  ist  die  Richerzeche  gleichsam 
eine  Station  auf  dem  Wege,  der  aber  dann  nicht  weiter  ver- 
folgt werden  kann. 

Wie  im  allgemeinen  in  Deutschland  die  Entwicklung  einen 
andern  Verlauf  genommen  hat,  wodurch  es  hier  der  Gilde  in 
den  meisten  Fällen  nicht  gelang,  sich  zur  Ratsbehörde  umzu- 
bilden, wie  im  Gegenteil  der  Rat  oft  neben  ihr,  im  Gegensatz 
zu  ihr,  emporkam,  wie  verschieden  sich  dann  das  Verhältnis 
von  Rat  und  Gilde  je  nach  den  lokalen  Bedingungen  gestalten 
konnte,  das  hat  Nitzsch  für  einige  niederdeutsche  Kleinstädte 


*  Siehe  die  ausführlichen  Erörterungen  bei  Grofs  I  Kap.  V  u.  VI. 
2  Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  S.  15. 
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in  meisterhafter  Weise  geschildert.  Das  Entscheidende  war, 
dafs  in  der  Gilde  in  späterer  Zeit  die  privatwirtschaftlichen 
Tendenzen  im  Wirtschaftsleben,  ihre  aristokratischen  im  socia- 
len Leben  mehr  und  mehr  hervortreten,  dafs  die  neben  ihr  ent- 
stehenden Handwerkergenossenschaften  in  ihr  nur  eine  egoistische 
Vertreterin  ihrer  eigenen  Interessen  sehen  mufsten.  Ihre  Eigen- 
schaft als  einziger  wirklich  kapitalkräftiger  Macht  der  Stadt,  als 
erster  Organisationsform  einer  mehr  und  mehr  fortschreitenden 
Geldwirtschaft,  ihre  Fähigkeit,  aus  einem  angesammelten  Mo- 
biliar- und  Immobiliar-Kapital  Renten  und  Präbenden  ihren 
Mitgliedern  zu  gewähren,  das  alles  bewirkte  ein  Gegengewicht 
gegen  die  öffentlich-rechtlichen  Funktionen  der  Gilde,  wo  sie 
sich  solche  errungen,  das  um  so  drückender  dem  aufserhalb 
der  Gilde  stehenden  Teil  der  Stadtbevölkerung  sich  fühlbar 
machen  mufste,  je  mehr  derselbe  sich  seiner  ökonomischen 
Macht  bewufst  wurde  und  derselben  auch  politische  Geltung 
zu  verschaffen  suchte. 

Auf  jeden  Fall  war  gegenüber  der  polizeilichen  Markt- 
verwaltung durch  die  Gilde  die  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
emporkommende  Ratsverfassung  schon  ein  gewaltiger  Fort- 
schritt. In  dem  Rat  verschmolzen  gleichsam  die  älteren  Prin- 
zipien der  vorstädtischen  Zeit,  die  an  römische  Einrichtungen 
anknüpfenden,  durch  christliche  Ideen  beherrschten  Grund- 
sätze der  Verwaltungsorganisation  in  Markt  und  Wirtschaft 
mit  dem  neu  gefundenen  Rechte  des  eigentlich  kaufmännischen 
Lebens,  mit  dem,  was  eigentlich  das  Wesen  der  Gildeorgani- 
sation ausmachte.  In  der  ganzen  Art  seiner  Verwaltungs- 
organisation knüpfte  der  Rat  an  die  älteren  Marktordnungen  an, 
aber  der  stadtwirtschaftliche  Egoismus,  der  in  den  Tendenzen 
der  Gilde  seine  erste  Ausbildung  erhalten,  gelangte  erst  unter 
der  Leitung  der  städtischen  Räte  zu  voller  Blüte.  So  war  das 
Wohl  der  Stadt  als  eines  Ganzen,  als  einheitlichen  Wirtschafts- 
körpers, das  eigentliche  Ziel  der  Ratspolitik,  nicht  mehr  in  glei- 
chem Mafse  mit  den  privatwirtschaftlichen  Standes-  und  Cliquen- 
Interessen  verknüpft;  das  Gefühl  einer  gröfseren  Verantwort- 
lichkeit gegenüber  dem  Ganzen  trat  notwendig  an  deren  Stelle. 

Gewifs,  auch  in  dieser  Politik  macht  sich  die  sociale 
Zusammensetzung  des  Rats  deutlich  bemerkbar.  Es  war  na- 
türlich, dafs  er  fast  überall  aus  den  reichen,  grundbesitzen- 
den Kaufleuten  mit  ihrem  weiteren,  mehr  aufs  Ganze  ge- 
richteten Blick,  ihrer  gröfseren  Bildung  und  Erfahrung,  ihrer 
besseren  Welt-  und  Menschenkenntnis  sich  in  seiner  ersten  Zeit 
rekrutierte ,  dafs ,  wo  er  anfangs  aus  oder  von  den  einzelnen 
genossenschaftlichen  Organisationen  gewählt  wurde,  die  Gilden 
der  Kaufleute  sich  einen  erblichen  Anspruch  oder  wenigstens 
das  Recht,  die  meisten  Ratsstellen  zu  besetzen ,  zu  wahren 
wufsten. 

Wir  sahen,  wie  in  Dortmund  die  Reinholdsgilde  erst  lang- 
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sam  von  den  Handwerkergildtsn  verdrängt  wird  ^ ;  in  Beauvais; 
dem  bekannten  Vorbild  für  so  viele  äandrische  und  nord- 
französische  Städte,  werden  noch  100  Jahre  nach  der  Ein- 
führung des  städtischen  Rats  von  den  13  Ratsmitgliedem  allein 
7  von  der  Kauftnannsgilde,  die  6  anderen  von  den  21  übrigen 
Korporationen  der  Stadt  ^  gewählt. 

In  Lille  wird  1235  bestimmt,  dafs  12  neugewählte  Schöffen 
18  Geschworene  zuziehen  sollten,  5  aus  der  Gilde,  8  aus  der 
übrigen  Bürgerschaft". 

In  Schottland  hat  die  Gilde  überall  ihren  Anspruch  auf 
Besetzung  der  Ratsstellen  gegen  die  Handwerkergilden  oft 
jahrhundertelang  zu  verteidigen*. 

Und  doch  lag,  wie  gesagt,  selbst  in  dieser  ersten  Rats- 
behörde von  durchaus  aristokratischem  Charakter  für  die 
Handwerkerklassen  vor  allem  der  eine  Vorteil,  dafs  innerhalb 
derselben  und  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  privatwirtschaft- 
lich-egoistische Tendenzen  eine  weit  geringere  Rolle  spielten,  als 
in  einer  ursprünglich  zu  rein  privatwirtschaftlichen  Zielen  or- 
ganisierten, erst  später  mit  öflFentlich-rechtlichen  Befugnissen 
ausgerüsteten  Genossenschaft.  Es  war  eine  wirkliche  Behörden- 
organisation, wie  ehemals  die  stadtherrlichen  Beamten,  nur  jetzt 
ganz  von  bürgerlichen  Interessen  und  Bestrebungen  geleitet.  So  fiel 
dem  Rate  denn  die  Ordnung  des  wirtschaftlichen  Lebens,  die  Ver- 
kehrs- und  Marktpolizei  fast  überall  zu;  er  ordnete  Mafs  und  Ge- 
wicht, bestrafte  Fälschung  und  Meinkauf,  beaufsichtigte  Gilden 
und  Zünfte,  die  von  ihm  ihr  Recht  erhielten,  meist  allmählich 
gänzlich  von  ihm  abhängig  wurden  und  nur  ein  geringeres  Mafs 
wirtschaftlicher  Selbstverwaltung  behielten.  Nur  in  kleineren 
Orten,  unter  engen  beschränkten  Verhältnissen  mochte  die  hier 
nicht  allzugrofse,  darum  nicht  so  sehrschwerfkllige  Kaufmannsgilde . 
noch  einen  oder  den  andern  Zweig  der  Marktpolizei  in  ihren 
Händen  behalten;  sie  ordnete  in  Menden  Mals  und  Gewicht 
trotz  des  städtischen  Rats^;  die  Göttinger  Korsen werschten 
müssen  von  ihr  ihr  Recht  empfangen  • ;  sie  bildet  in  Valenciennes 
die  oberste  Verwaltungsbehörde  für  das  gesamte  Tucherhand- 
werk ^.  Gerade  die  scharfsinnigsten  und  glänzendsten  Aus- 
führungen Nitzschs  gelten  dem  Nachweise,  in  welcher  Weise 
sich  im  Laufe  der  Zeit  die  Auseinandersetzung  zwischen  Gilde 
und  Rat  in  den  einzelnen  Städten  vollzog,  wie  die  Gilde  bald 
alle  ihre  Befugnisse  an  den  Rat  verliert,  vom  Rat  gänzlifth 
„erdrückt  wird",  bald  sich   unter   oder  neben  demselben  eine 


>  Vgl.  oben  III  Abteilung  1  §  6. 

■  Luchaire,  Los  communes  fran^aises  p.  154. 

»  Warnkönig  II,  2  S.  162;  Hegel  II  170. 

*  Grofs  I  App.  D.  §  3  p.  213 ff. 

»  Nitzsch,  Zweiter  Aufsatz  S.  378 ff. 

•  Nitzsch,  ebenda  S.  390. 
■^  Vgl.  oben  S.  66  f. 
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selbständige  Stellung  und  weitgehende  Kompetenzen  zu  wah- 
ren weifs. 

Im  allgemeinen  aber,  vor  allem  in  den  gröfseren  Städten, 
bedeutet,  wie  das  Aufkommen  selbständiger  Handwerkerzünfte 
den  Untergang  der  Gilde  als  wirtschaftlich  und  social  mafs- 
gebender  Organisation,  so  das  Aufkommen  der  Ratsverfassung 
das  Ende  ihrer  Bedeutung  in  Verwaltung  und  Verfassung  der 
Stadt.  Die  genossenschaftliche  Organisation  der  Kaufinann- 
scbaft  war  recht  eigentlich  ein  Kampfmittel  gewesen,  eine  Waffe 
im  Kampfe  mit  den  hemmenden  Gewalten  des  freien  Handels- 
verkehrs, eine  Waffe  auch  im  Kampfe  gegen  die  führenden 
und  herrschenden  Mächte  aus  älterer  Zeit.  Jetzt  war  der 
Kampf  von  den  städtischen  Bürgerschaften  siegreich  durch- 
geführt; neue  Klassen  tauchten  aus  Unfreiheit  und  Unselb- 
ständigkeit empor. 

So  mufste  die  Gilde  selbst  ihre  Vorrechte  gegen  die 
Mächte  der  neuen  Zeit  verteidigen  und  ist  im  Kampfe  gegen 
dieselben  erlegen.  In  den  Bäten  schuf  sich  die  Bürgerschaft 
als  einheitliche  Interessengemeinschaft,  als  nolitischer  Einzel- 
körper eine  organische,  dem  Ganzen  dienenae  Vertretung. 
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Tabelle  I. 
Herkimftsaiigabeii  der  Gildeliste. 

Regierungsbezirk  Köln  Regierungsbez.  Düsseldorf 


1  0 

Name  des  Ortes 

Qualität 

P4  o 

• 

Birsmich 

Haus 

1 

Bonn 

Stadt 

1 

Friesheim 

Dorf 

1 

Lechenich 

Flecken 

1 

Manheim 

Dorf 

1 

Neunkirchen 

Dorf 

1 

Paphendorf 

Dorf 

1 

Sechthem 

Dorf 

i 

Siegburg 
Wipperturt 

Stadt 
Stadt 

4 
2 

Westhoven 

Dorf 

1 

Zuendorf 

Dorf 

2 

17 

Regierungsbezirk  Aachen 


Name  des  Ortes 

Qualität 

ig 

Aldenhoven 

Aachen 

JuUch 

Linnich 

Teveren 

Dorf 
Stadt 
Stadt 
Dorf 
Dorf 

1 
2 
2 

1 
1 

7 

Name  des  Ortes 


Cleve 

Duisburg 

Monheim 

Pollen 

Schmitthausen 


Regierungsbezirk  Koblenz 


Name  des  Ortes 

Qualität 

ig 
^  g 

Andernach 

Bacherach 

Boppard 

Homgen 

Remagen 

Valendar 

Stadt 
Stadt 
Stadt 
Dorf 
Stadt 
Stadt 

1 
3 
2 

1 
2 

1 

10 

Regierungsbezirk  Trier 


Name  des  Ortes 

Qualität 

ig 

Herlen 

Trier 

de  Mosella 

Dorf 
Stadt 

1 
1 

2 
4~ 
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Westfalen 


Name  des  Ortes 

Qualität 

Vohren 

Welle 

de  Westfalia 

Dorf 
Stadt 

1 
1 

2 

4 

Süd- u.  Westdeutschland 


Übriges 
Norddeutschland 


Name  des  Ortes 

Qualität 

Eschwege 
Goslar 
Göttinnen 
Hilde  sueim 
Saxones 

Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 

1 

2 

1 
1 
6 

12 


•  B 

Name  des  Ortes 

Qualität   ä  d 

SU  o 

Aschaffenburg 

Stadt        1 

Diedenhofen 

Stadt    :    1 

Freiburg 

Stadt        1 

Mainz 

Stadt 

2 

Speyer 

Stadt 

1 

Suevi 

— 

4 

Ulm 

Stadt 

1 

Worms 

Stadt 

1 

12 

Andere 
europäische  Länder 


Name  des  Ortes  j  Qualität  |  a>  a 


Basel 

Stadt 

i   3 

Frenchisse 



1 

Scot . . . 



i  1 

Valenciennes 

Stadt 

1 

Verdun 

Stadt 

1 

Zürich 

Stadt 

1   2 

9 

Belgien  und  Holland 


Name  des  Ortes 


Dinant 

Vierdingen 

HuUidun  (?) 

Ypem 

Lüttich 

Löwen 

Mastricht 

Romani 

Roeremont 

Staveren 

Utrecht 

Tongern 


Qualität  ;  <ö  a 


Stadt 
Dorf 

? 
Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 

Stadt 
Stadt 
Stadt 
Stadt 


17 


Resultate. 

Von  96  Personen  stammen  aus: 
Regierungsbezirk  Köln  17  =  18  Vo 
der  Rheinprovinz  42  =  44  ®/o. 

Von  76  Personen  stammen  aus: 
Städten  55  =  72  «/o 
Dörfern  21  -=  28  ^'o. 
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Herkanftsbezeichnangen 
in  den  Listen  der  Kölner  Weinbrnderschaft. 

T.    Deutschland. 

A.     Rheinprovinz, 
a)  Kgbz.  Köln. 
Kreis  Köln 


Name  des  Ortes 


Ob    O 


Baldenberg 

Braa  weile? 

Brühl 

Kalk 

Köln 

Dänsweiler 

An  der  Dannen 

Deutz 

Glenel 

Langel 

Loevenich 

Merheim 

Niehl 

Ossendorf 

Poulheim 

Riehl 

Roggendorf 

Stotzheim 

Stommeln 

Sülz 

Sürth 

Snnnersdorf 

Troisdorf 

Am  Felde 

Wedersdorf 


Dorf 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Dorf 

Hof 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Rotten 

Dorf 


.31 


Kreis  Berj 

jheim 

Name  des  Ortes 

Qualität 

^i 
^g 

Bedburg 

Dorf 

1 

Bergheim 

Flecken 

1 

Blatzheim 

Dorf 

1 

Kerpel 

Flecken 

1 

Kaster 

Dorf 

2 

Glesch 

Dorf 

2 

Heppendorf 
Hüc  lelhofen 

Dorf 

1 

Dorf 

1 

Ichendorf 

Dorf 

1 

Lach 

Dorf 

1 

Pfaffendorf 

Dorf 

1 

13 

Kreis  Bonn 


■ 

•  S 

Name  des  Ortes 

Qualität 

Boruheim 

Dorf 

Bonn 

Stadt 

Kardorf 

Dorf 

Keldeuich 

Dorf 

Küdinghofen 

Dorf 

Duisdorf 

Dorf 

Muffendorf 

Dorf 

Rheindorf 

Dorf 

8 
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Kreis  Euskirchen 


Name  des  Ortes 


Euskirchen 

Gymmenich 

Lechenich 

Merzenich 

Pingsheim 

Rovenich 

Friesheim 

Wichterich 


Qualität 


•^     OD 


Stadt 

1 

Dorf 

4 

Stadt 

1 

Dorf 

2 

Dorf 

1 

Dorf 

1 

Dorf 

1 

Dorf 

2 

13 


xn  2. 

Kreis  Siegburg 


Name  des  Ortes 

Qualität 

Blankenberg 

Dorf 

Dollendorf 

Dorf 

Eich 

Hof 

Geressen 

Dorf 

Hillisheim 

Dorf 

Menden 

Dorf 

Pleia 

Dorf 

Siegburg 

Stadt 

3 

10 

Kreis  Mühlheim 


.'    T^ 

Name  des  Ortes 

Qualität 

Bensberg 

Dorf 

1 

Dünne 

Dorf 

1 

Herl 

Dorf 

2 

Holz 

Hof 

1 

Hülsen 

Dorf 

1 

Mühlheim 

Stadt 

3 

Odenthal 

Dorf 

2 

Paffrath 

Dorf 

1 

Reif 

Hof 

1 

Scherve 

Dorf 

1 

Zündorf 

Dorf 

1 

15 


Kreis   Rheinbach 


Name  des  Ortes 


I  '  ^ 
Qualität    o  fl 


Meckenheim 
Stotzheim 


Flecken 
Dorf 


Kreis  Waldbröl 


Name  des  Ortes 

Qualität 

Dom 
Eich 
Rheine 

Dorf 

Hof 

Weiler 

2 
2 

1 

5 

Kreis  Wipperfürth 


I  '  § 
Name  des  Ortes     Qualität   «  a 

I  ^  s 


Wipperfürth 


Stalt     ,    1 
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b)  Bgbz.  Düsseldorf 


Amstcl 

Bari 

Broich 

Kaldenhauscn 

Kaikar 

Kempen 

Kettwich 

Kuckhof 

Kullen 

Am  Danz 

Droeven 

Elsen 

Emmerich 

Essen 

Gladbach 

Graven 

Hielden 

Heissen 

Höxhöfe 

Hochstaden 

Jüchen 

Leichlingen 

Loewenberg 

Zur  Lilie 

Lingen 

Linne 

Lützenkirchen 

Lolkum 

Mühlheim 

Nettesheim 

Norrenberg 

Neufs 

Oever 

Otboj 

Pilzhausen 

Ratingen 

Rees 

Romerskirchen 

Sandkaul 

Schüren 

Turn 

Wupperfeld 

Wanheim 

Wallrat 

Wittkopf 

Werden 

Wcrmelskirchen 

Wersten 

Wesel 

Wevel 

Weingart 


Rgbz.  Dusseidorf 
Forsoliungen  (52)  XII 


Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Stadt 

Dorf 

Hof 

Hof 

Hof 

Hof 

Dorf 

Stadt 

Stadt 

Stadt 

Hof 

Dorf 

Dorf 

Hof 

Schlofs 

Flecken 

Dorf 

Hof 

Gut 

Dorf 

Flecken 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Hof 

Stadt 

Dorf 

Stadt 

Stadt 

Dorf 

Gut 

Hof 

Weiler 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Haus 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Stadt 

Hof 

Hof 


c)  Rgbz.  K 

[)blenz 

Name  des  Ortes 

Qualität 

Andernach 

Stadt 

Bacherach 

Stadt 

Breitbach 

Dorf 

Brohl 

Dorf 

Dettich 

Dorf 

Hirtzenach 

Dorf 

Linz 

Stadt 

Nassen 

Weiler 

Seyen 
Winningen 

Dorf 

Flecken 

Rgbz.  Coblenz 

10 

d)  Rgbz.  A 

a  c  h  e  n 

Name  des  Ortes 

Qualität 

^8 

Aachen 

Stadt 

8 

Birkendorf 

Dorf 

Düren 

Stadt 

Erkelenz 

Stadt 

Ertzelbach 

Dorf 

Gilsdorf 

Dorf 

Gevenich 

Dorf 

Grotenrath 

Dorf 

Güsten 

Dorf 

Jülich 

Stadt 

Heimbach 

Dorf 

Heinsberg 

Stadt 

Lommerich 

Gut 

Marienberg 

Dorf 

Nideggen 

Dorf 

Norvenich 

Dorf 

Rördorf 

Dorf 

Schieiden 

Stadt 

Zweibrüggen 

Dorf 

Üfs  (?) 

Dorf 

Vlatten 

Dorf 

Freienberg 

Dorf 

Wassenberg 

Dorf 

Wichterich 

Dorf 

Wissersheim 

Dorf 

Weifsw  eiler 

Dorf 

Rficbz.  Aachen 

37 

e)  Rgbz. 


Trier 


Name  des  Ortes 


Qualität 


Mander.^cheid 
Ottweiler 
Polich 
Sehndorf 


Dorf 
Stadt 
Dorf 
Dorf 


69  Rgbz.  Trier 

2.  —  Doren,  Kanftnannsgilden. 


14 
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B.     P 

rovinz    Westfalen 

Name  des  Ortes 

Regierungsbezirk 

Qualität 

Personen 

Altena 

Arnsberg 

Stadt 

1 

Brilon 

Arnsberg 

Stadt 

1 

Kuckelheim 

Arnsberg 

Dorf 

2 

Geseke 

Arnsberg 

Dorf 

2 

In  der  Hellen 

Arnsberg 

Haus 

1 

Herne 

Arnsberg 

Dorf 

1 

Linhof 

Arnsberg 

Hof 

1 

Porta  (?) 

Minden 

— 

1 

Recklinghausen 

Münster 

Stadt 

1 

Rhode 

Arnsberg 

Dorf 

1 

Siegen 

Arnsberg 

Stadt 

1 

Unna 

Arnsberg 

Stadt 

1 

Wehe 

Arnsberg 

Dorf 

1 

Wessing 

Münster 

Dorf 

1 

Prov.  Westfalen 

16 

C.     übriges  Norddeutschland 


Name  des  Ortes 


Gebiet 


Qualität 


Personen 


Kardorf 

Köni^shofen 

Groesaorf 

Guntersdorf 

Lahnstein 

Oestorf 

Ratzeburg 

Stelle 

Ürzel 

Westerburg 


Rgbz.  Wiesbaden 
Rgbz.  Wiesbaden 

Holstein 
Rgbz.  Wiesbaden 
Rgbz.  Wiesbaden 

Waldeck 
Lauenbur^ 

Friesland 

Rgbz.  Kassel 

Rgbz.  Wiesbaden 


Dorf 

Dorf 

Dorf 

Dorf 

Flecken 

Dorf 

Stadt 

Dorf 

Dorf 

Flecken 


Übriges  Norddeutschland  1       10 

D.     Süd-   und   Westdeutschland 


Name  des  Ortes 

Gebiet 

Qualität 

Personen 

Aichcn 

Baiern 

Dorf 

Annerod 

Hessen 

Dorf 

Eggonsheim  (?) 

Baden 

Dorf 

Gentz 

Baiem 

Dorf 

Metz 

Lothringen 

Stadt 

Mühlstein  (?) 

Baden 

Dorf              1 

Putzhofen  (?) 

Baiem 

Dorf              1 

Speyer 

Pfalz 

Stadt             1 

Süd-  und  We8td( 

jutschland 

8 
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n.  Andere  Länder. 


Name  des  Ortes 

Gebiet 

Qualität 

Personen 

Assat  (?) 

Frankreich 

Stadt 

Bommel 

Holland 

Stadt 

Dinant 

Belgien 

Stadt 

Gennep 
Mecheln           1 

Niederlande 

Stadt 

Belgien 

Stadt 

Utrecht           ' 

Niederlande 

Stadt 

Vianden 

Luxemburg 
Niederlande 

Stadt 

Zütphen 

Stadt 

Andere  Lander 

8 

Nicht   festzulegen 

waren  folgende  (Orte)  Bezeichnungen: 

de  Cibra,  de   Bryske  (Brügge  ?),  de  Capside,   de  Coneburg,  de  Kriech- 

portzen,    de  insula  Cesaris,    de  lynreke,   van  der  loi^h,    de  Monticnlo, 

de  nemore,  de  Onsheim,  vanme  Rotarde,  de  tum,  de  Vamich. 


Resultate. 


Gebiete 

Anzahl 
der  Personen 

Prozentsätze 

Regierungsbezirk  Köln 

98 

37,50/0 

Rheinprovinz 

Westphaien 

Übriges  Norddeutschland 

Süd-  und  Westdeutschland 

Andere  Länder 

219 
16 
10 

8 
8 

840/0 
6  0/0 
40/0 
30/0 
30/0 

Summa 

261 

1000/0 

Städte     7S  =  26,5  »/» 
Dörfer  189  =  73,5  »/o. 
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Tabelle  III. 


Vergleichende  Tabellen  der  städtischen  und  ländlichen 
Herkunftsorte 


1. 

2. 

3. 
4. 
5. 
6. 


in  der  Gildeliste  aus  dem  12.  Jahrhundert, 
in  den  Schreinskarten  der  Martins-  und  der  Laurenz- 
pfarre (Honig er,  Schreinakarten  I), 
in  2  Bürgerlisten  aus  dem  12.  Jahrhundert, 
in  der  Aufnahmeliste  der  Weinbrüderschaft  1356 — 1371, 
in  der  Bürgeraufnahmeliste  1356 — 1371, 
in  der  Bürgeraufnahmeliste  1356—1479. 

Prozentsätze 


a 

=2  £ 

Urkunde 

2^ 

3  0  tJ 

OS   .« 

cö^5 

Ul 

Gildeliste 

55 

21 

Schreinskarten 

199 

121 

Bürgerlisten 

127 

54 

Weinbrüderschaft 

1356-1871 

73 

188 

Bürgeraufuahme 
1356-1371 

185 

337 

Bürgeraufnahme 
1356—1479 

813 

1360 

g 

^  fl 

Urkunde 

CO 

aus 
länd 
Orte 

Gildeliste 

72  »/o 

280/0 

Schreinskarten 

62,5  «/o 

37,50/0 

Bürgerlisten 

70«>/9 

300/0 

Weinbrüderschaft 

1:356-1371 

26,5  «/o 

73,50/0 

Bürgeraufhahme 
1356—1371 

35,50/0 

64,50/0 

Bürgeraufuahme 

1356-1479 

38«>/o 

620/0 
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Vier  Urkunden  zur  Geschichte  der  Kasseler 
Kaufmannsgilde. 


Digitized  by 


Google 
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I. 

ürkimde  Landgraf  Heinrichs  (IL)  vom  6.  Mai  1337. 

Gedruckt  bei  Kuchenbecker,  Anal.  hass.  IV  1276.    Aus- 
zug daraus  bei  Gengier,  Cod.  iur.  mun.  p.  469. 

Heinrich   bestätigt    die    Kasseler    Innungen. 

§  1- 

Nos  Henricus  Dei  gratia  terre  Hassie  Lantgravius  nostro 
et  haeredum  nostrorum  nomine  Recognoscimus  in  his  scriptis 
publice  profitendo:  Quod  fideles  et  dilectos  nostros  veteris  et 
novi  ex  alia  parte  Fulde  oppidorum  nostrorum  Cassel^  sub 
gratiis  et  libertatibus  quibuscumque  quoad  fraternitates  et  uni- 
ones  eorum,  quae  Einunge  vulgariter  dicuntur,  hactenus  per 
eos  habitas  et  servatas  in  antea,  constanter  et  generöse  volu- 
mus  conservare  praemissas  confraternitates  prout  ab  ipsis  ser- 
vate  sunt  ratificantes  et  tenore  praesentium  easdem  Hberaliter 
approbantes. 

§2. 

Sic  quod  deinceps  nuUi  res  aliquas  dictas  confraternitates 
seu  uniones  respicientes  seu  tangentes  in  dictis  oppidis  aliqua- 
liter  emere  aut  vendere  licebit,  nisi  prius  praememorata  vide- 
licet  fi^temitate  seu  unione  sibi  comparata  et  prout  hoc  moris 
exstitit,  a  dictis  nostris  oppidanis,  qui  super  eo  iuxta  rei  ven- 
dibilis  statum  requirendi  sunt,  debite  ac  legitime  acquisita. 

§  3. 

Per  approbationem  tamen  praemissam  oppidanis  nostris 
lanüicium  in  praescriptis  nostris  oppidis  exercentibus  in  gratia 
eorum  nuper  ipsis  a  nobis  concessa  praeiudicium  gravari  nolu- 
mus  quovis  modo.    Nam  literas   nostras  desuper  confectas   et 

{)er  nos  ipsis  traditas   in   omni  earum  rigore  et  robore  invio- 
abiliter  volumus  observari. 

§4. 

Dantes  ipsis  in  evidentiam  praemissorum  has  nostras  prae- 
sentes  literas  super  eo  nostro  sigillo  firmiter  communitas. 

D.  1337.   In  die  beati  loannis  apostoli  ante  portam  catinam. 
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IL 
Statuten  der  Gewandschneidermnang  yom  Jahre  1402. 

Gedruckt   bei   Fincke,    Beschreibimg    der   Stadt   Kassel. 
Beilage  VII  No.  22.     Auszug  bei  Gengier  S.  472. 

Wir  Hermann,  von  Gotes  Gnaden  Lantgrave  zu  Hessen, 
Bekennen  vor  uns  unde  unße  erbin  uffentlichin  in  dussem 
Brive,  daz  wir  unsim  lieben  getruwen  unßern  burgim  den 
gewantsnydem  unde  Kouff luden,  die  in  der  ynnunge  sin  zu 
Kassel  begnadigt  habin  unde  begnadigen  eyner  Innunge  unde 
bruderschaff  in  aller  maße  als  hernach  geschrebin  sted. 


Zum  ersten  wer  in  der  ynnunge  sin  sal  ader  wel,  der  sal 
sin  eyn  bidderbe  man,  sine  ern  wole  beward  han  unde  eyn 
recht  Ekind  sin  und  sal  nymandes  eygen  sin. 

§2. 

Ouch  wer  in  der  ynnunge  sin  wel  unde  koufen  sal  unde  kan 
er  eyn  hantwergk,  daz  sal  er  von  stund  verloben  sweren  unde 
nidderlegen,  die  wile  er  sich  der  ynnunge  unde  gilde  gebraichen 
wel,  usgenummen  agkerlude  und  muntzer. 

§8. 

Wer  auch  den  gewandsnid  unde  Kouffgilden  haid,  der 
ensal  keynen  gesellen  mit  gene  haben  zu  deme  snidde  er  enhabe 
auch  den  gewandsnid  und  gilde. 

§4. 

Wers  auch  daz  eyne  oder  tzwene  eynen  kouff  kouffeten, 
der  da  in  der  gilde  weren  von  gewande  ader  von  lynenwande 
und  quemen  eyner  ader  tzwene  dazu,  die  ouch  dieselbe  gilde 
hetten,  die  mochten  den  kouff  midde  behalten. 

§5. 

Ouch  ensal  nymand  keyn  gewand  sniden  uff  fiyhen 
Jahrmargkeden  uncl  Kirmißen  er  enhabe  dan  den  snid  unde 
ynunge  darheimen,  da  er  gesessen  ist,  usgescheiden  die  Wullen- 
weber  uß  unsern  Stoßen,  die  zu  den  tziten  snyden  mögen  unde 
anders  nicht;  wer  daz  virbreche  unde  man  daz  in  warheide 
finde,  der  sal  virfallen  mit  czehin  phun^en  hessischer  Pfenige 
uns  tzweyteil  unde  den  gewandsnydern  ein  driteil. 

§6- 
Unde   auch  ensal  inder  wochen  vortme  nymand  keyn  ge- 
wand sniden  er  enhabe  die  vorgenante  ynnunge  als  vor  ynde 
nach  geschrebin  sted. 
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§7. 

Ouch  ensal  keyn  lynenweber  keyn  lynenwand  verkauflFen 
gesten  ader  anders  ymand  in  Eassell,  die  da  uß  andern  stetin 
und  Sloßen  sind,  Sie  enhabin  sie  dan  erste  geboden  den 
Kouffluden,  die  in  der  Innunge  sin,  ab  sie  die  kouffin  wulden. 

Unde  sollin  auch  keyn  lynenwand  snyden  mögen  inkeine 
wiz  dan  uflF  frihen  Jahrmargkeden :  welch  lynenweber  daz  vir- 
breche,  der  sulde  unßer.und  unßer  erbin  gnade  darumb  er- 
werbin. 

§8. 

Ouch  wer  den  vorgenanten  Gewandsnid  unde  Innunge 
habin  sal,  der  sal  darumb  gebin  18  guede  gülden  ader  wer 
davor  als  zu  Cassell  genge  unde  geneme  ist  und  Ir  deme 
Qildemyster  eyn  stobichen  wins  unde  tzwey  phund  wasses  zu 
iren  lichten  unde  uns  unde  unßem  erbin  eyn  nalb  forteil  wins ; 
daz  vorgerurte  Gelt  gelt  sal  uns  unde  unßern  erbin  tzweyteil 
unde  den  gewandsnidem  dritteil. 

§9. 

Ouch  welch  gewandsnyder  die  aylde  haide  unde  abe  gehit 
von  dodeswegen,  des  eldiste  son  sal  die  gilde  losen  unde  kauffin 
mit  anderhalbin  gülden  ader  werunge  davor  als  zu  Cassell  genge 
unde  geneme  ist  unde  uns  unde  unßem  erbin  eyn  halb  forteil 
wyns,  iglichen  gyldenmeister  eyn  stobichen  wins  unde  tzwey 
pnund  waßes  zu  irem  lichte. 

§  10. 

Unde  welcher  in  der  gilde  ist  und  keyne  libeserben  had 
unde  abe  gehit  von  todes  wegen,  des  ehliche  husfrauwe  sal 
die  vorgenante  gilde  halb  habin  von  irs  Huswirtes  wegen  unde 
waz  sie  tochter  haid,  die  sollin  auch  die  gilde  halb  habin  unde 
damit  vererbit  sin  unde  daz  ander  halbe  teil  kouffin. 

§  11. 

Ouch  mögen  die  gewandsnyder  en  selbis  zugetwange  gude 
gesetze  under  en  machen,  die  widder  uns  ader  unsern  erbin 
nicht  ensin  unde  von  den,  die  die  broche  brechen,  die  sal 
man  nemen,  die  sie  d»nn  darufF  setzen,  unde  sollin  des  von 
uns  macht  habin  unde  soliche  Broche  sollin  uns  und  unßern 
er!  ia  tzweyteil  unde  en  daz  dritteil. 

§   12. 

Ouch  wan  sie  virboddet  werden,  welche  zied  en  des  not 
ist,  under  eynander,  wer  dan  nicht  kommed,  der  sal  ver- 
brochin  haben  6  phenge,  die  sollin  gefallin  zu  iren  lichten.       r 
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§  13. 

Ouch  wan  sie  iren  Knecht  heißen  phenden  vor  ire  breche, 
welcher  die  phande  werte,  der  sal  nocn  eyns  also  vele  gebin, 
zu  den  voi^enanten  lichten. 

§  14. 

Ottch  sollen  sie  alle  Jar  gildemeister  kisen  tiffe  sendte 
Claus  abind,  die  dazu  setzin  sollen,  daz  alle  ding  deste  bafi 
gehalden  werden. 

§  15. 

Wers  ouch,  daz  eyner  koufmanne,  die  dusse  kouffgilde 
hette,  alse  vorgerürt  ist,  sine  frauwe  sterbe,  sine  kinde  oder 
er  selbis:  So  sullen  die  andern  koufflude  unde  ire  frauwen 
alletzuemale  zu  der  grufft  und  zu  deme  opper  komen;  wer 
des  nicht  enthede,  der  sulde  6  phenge  verbrocnen  han  zu  iren 
lichten. 

§  16. 

Ouch  ensal  nymand  keyn  gewand  snyden  dan  uff  frihen 
Jarraargkeden ,  die  der  gilde  nicht  enhan  nach  dem  als  vor- 
geschrebin  sted^,  wer  diz  verbreche  unde  nicht  enhilde,  des 
man  en  überkommen  künde,  der  sulde  darumb  virfallen  sin 
unde  verbrochin  habin  czehin  phund  uns  tzweyteil  unde  den 
kouffluden  eyn  dritteil  und  waz  broche  hirumb  verbrochen 
werden,  da  sal  man  umb  phenden,  als  digke  des  not  ist. 

§  17. 
Da  sal  unßer  Amptmann  wer  der  ist  zu  Kassel  zu  der 
tzit  zu  helffen  phenden  als  des  not  ist  und  mocht  man  des 
Amptmanns  nicnt  gehabin,  so  mogin  und  sollin  ire  gildemeister 
und  ire  gesellin  von  unßer  wegin  darumb  phenden  als  vor- 
geschrebin  sted. 

§  18. 

Ouch  ensoUin  die,  die  in  dusser  Innunge  sin  nicht  me  sin 
denn  60  imde  nicht  darüber. 

§  19. 

Ware  ouch  daz  eyner  ader  eyne  dusse  Innung  virbrechen 
und  nicht  enthilde  als  vorgerürt  ist,  der  ader  die  sulden  der 
Innunge  nicht  me  habin  unde  ir  recht  daranne  virwirgked  han. 

§  20. 

Wer  auch,  daz  sie  alle  dusae  Innunge  virbrechen:  so 
sulden   sie   alle  dusse  vorgenante  Innunge  virloren  hain  unde 

'  Vgl.  §  6.  n        \ 
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sulde  dusser  briflf  dan  auch  keyne  macht  han.  Ouch  ensal 
nymand  keyn  gewand  sniden  in  unßern  gerichte  zu  CasÄel 
anders  dan  als  vorgeschrebin  sted. 

§  21- 

Ouch  ensolHn  sie  virbaß  nie  nymande  in  die  Innunge 
nemen  ez  ensin  dann  mit  unßin  ader  unßer  erbin  wissen  unde 
willen. 

Dießes  tzu  Urkunde  han  wir  unßer  Ingesigel  an  dussen 
briff  lassen  hengken. 

Datum  a.  D.  MCCCC  secundo  sabbato  primo  post  festum 
omnium  sanctorum. 


III. 

Anf  hebnng  der  Kasseler  Innungen  1384. 

Hess.  Landesordnungen  I  4  No.  80. 

....  Ouch  so  sal  alle  Innunge  ufSn  unde  abgethan  sin 
dry  Jahr  umb  des  willen  daz  die  unßeren  Verstorbin  sin  in 
den  Steden  und  umb  eynes  gemeynen  nutzens  willen ;  daz  sich 
ander  lüden  in  de  Stade  wenden;  und  mag  auch  eyn  iglicher 
in  syme  huse  kouffin  und  verkouffin,  und  wan  die  dry  Jahr 
verlouffin  sin  so  raogin  Wir  widder  Innunge  gebin  und  tun 
nach  unßem  willen,  und  diewile  des  nicht  geschieht,  so  en 
sal  keyne  Innunge  sin  adir  keyn  hantvvergksmeister. 


IV. 
Weinanssehank  der  Gewandschneider  1583. 

Fincke,  Beilage  S.  17. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  Landgrave  zu  Hessen, 
Grave  zu  Katzenelnpogen,  Dietz,  Ziegenhain  unndt  Nidda  etc. 
Thuenn  kundt  hieran  bekennende ,  daz  wir  unsern  Liebenn 
getrewenn,  der  Hansengrebengilde  undt  Gewandschneidern 
allhie  zu  Cassell  uff  ihr  imdertheniges  bitliches  Ansuchenn 
ihrenn  altenn  hergebrachtenn  Gebrauch  des  Weinschanks  die 
wochenn  corporis  Christi  über  gnediglich  zugelassenn  unndt 
bestetigtt  habenn  und  thuenn  das  inn  unndt  mit  krafft  dieses 
brieffes,  also  unndt  dergestalt,  daß  ermelte  Hansengreben  uff 
Mitwochenn   vor   Corporis   Christi    nachmittag    umb    ein    Uhrr 
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ihrenn  eingekauftenn  Hansegrebenwein  zu  schenckenn  an- 
fangenn  undt  biß  ufF  Dienstags  corporis  Christi  umb  ein  Uhr 
darmit  uffhorenn  soUenn.  Doch  das  sie  unß  von  solchem 
Weinschank  die  Tranksteuer  treulich  unndt  gutlich  jedes 
Jahrs,  was  die  Ichtung  treggt,  gentzlich  betzahlenn  undt  es 
sonstenn  mit  diesem  Weinschank  uffrichtig  und  ehrlich  haltenn. 
Ohne  gevehrde. 

Zur  Uhrkunndt  under  unsern  hierauflf  getrucktenn  fürst- 
lichen Sekrett  undt  Handtzeichenn  gebenn  zu  Kassell  am 
Erstenn  May  anno  1583. 


Pieier'Bche  Hofbucbdruokerei.    StephAn  Geibel  &  Co.  in  Altenburg. 
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Vorwort. 


Dem  Herausgeber  der  „Staats-  und  socialwissenschaft- 
liehen  Forschungen",  Herrn  Professor  Schmoller,  bin  ich 
für  die  Veröflfentlichung  dieser  meiner  Abhandlung  in  deren 
Beihe  ganz  besonders  deshalb  zu  Dank  verpflichtet,  weil  meine 
Erörterungen,  die  hier  zunächst  gezogenen  Grenzen  über- 
schreitend, aus  dem  Bereiche  des  Privatrechts  vielfach  rein 
juristische  Streitpunkte  zur  Sprache  bringen,  die  freilich,  wie 
alles  Privatrecht  selbst,  in  ihrer  Bückwirkung  auf  das  eigent- 
lich socialpolitische  Gebiet  bedeutsam  genug  sein  möchten. 
Auch  trägt  meine  Arbeit  teilweise  eine  vielleicht  zu  schwere 
litterarische  Bflstung;  allein,  ganz  abgesehen  von  einer  gewissen 
Liebhaberei  meinerseits  in  diesem  Punkte,  konnte  es  auch 
wohl  angemessen  erscheinen,  die  das  zu  Besprechende  be- 
trefifenden  Stimmen  und  Urteile  in  annähernd  ausreichender 
Zahl  zusammenzustellen  und  des  unmittelbaren  Eindruckes 
wegen  zum  Teil  auch  wörtlich  wiederzugeben. 

Gas  sei,  26.  Februar  1893. 

Der  Verfasser. 
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§  1. 

Die  Bedeutong  einer  ,,80cialeii^^  Umgestaltung  unseres 
rrivatrechts, 

^Jara  ad  servandos,  non  ad  perdendoa  homines  nata  sunt." 
Leibniz,  Brief  an  Kestuer  vom  17.  März  1709. 

Die  Forderung  der  Umbildung  einer  Reihe  von  Sätzen 
unseres  heutigen  Privatrechts  im  sogenannten  socialen 
Sinne  pocht  je  länger  je  ungestümer  an  die  Pforte  der  Rechts- 
wissenschaft und  der  Gesetzgebung;  will  sich  die  privatrecht- 
liche Jurisprudenz  und  mit  ihr  der  Gesetzgeber  nicht  einer 
Vernachlässigung  der  Pflicht,  Vorausschau  über  die  Entwick- 
lung der  Dinge  zu  halten,  schuldig  machen  und  sich  mit 
Grund  dem  oft  gehörten  Vorwurfe  einer  allzu  grofsen  Be- 
harrung auf  veralteten  Grundlagen  aussetzen^,  so  werden  sie 
den  eifernden  SocialpoHtikern  Gehör  schenken  und,  bei 
etwaiger  Festhaltung  des  bisherigen  Standpunktes,  darüber 
wenigstens  Rede  und  Antwort  stehen  müssen. 

Finden  sich  doch  auch  bereits  in  den  Reihen  der  Juristen 
selbst  manche  mehr  oder  minder  entschiedene  Vertreter  dieser 
neuen  Richtung,  die  in  einer  Zeit  socialer  Wirren,  wie  es  die 
unserige  ist,  selbst  neben  den  grofsen  Aufgaben  des  Arbeiter- 
versicherungs-  und  -Schutzrechts,  das  ja  auch  das  Civilrecht 
mannigfach  berührt,  gewifs  eine  sorgfältige  Prüfung  ihrer 
Berechtigung  erwarten  darf,  und  weiter,  wo  diese  anerkannt 
werden  mufs,  eine  ungesäumte  und  nachdrückliche  Förde- 
rung erheischt. 

Eine  solche  Prüfung  soll  im  folgenden  versucht  und  auf 
Grund  ihres  Ergebnisses  für  einen  zwar  kleinen,  aber  be- 
sonders wichtigen  Teil  unseres  Privatrechts,  den  Wohnungs- 


*  Man  vergl.  darüber  Menger,  Der  Entwurf  eines  B.G.B.  und 
die  besitzlosen  Volksklassen,  S,  18.  30;  Meili,  Die  neuen  Aufgaben 
der  modernen  Jurisprudenz  in  den  Wiener  „Juristischen  Blfittem", 
Jahrg.  21,  Nr.  15  —  19,  S.  208;  Hartmann,  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis, 
Bd.  73,  S,  354;  auch  Baehr,  Jahrb.  f.  Dogmatik,  Bd.  XI,  S.  1,  und 
R.  v.  Jhering  Bd.  I,  S.  3  ebenda. 
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miet vertrag,  eine  Umbildung  im  „socialen  Sinne"  vor- 
geschlagen werden.  Zur  Einleitung  und  um  über  die  Ziele 
dieser  Bewegung  auf  dem  Privatrechtsgebiete  im  allgemeinen 
Klarheit  zu  gewinnen,  mag  es  sich  aber  empfehlen,  zunächst 
einige  ihrer  wichtigsten  Fürsprecher  mit  ihren  Urteilen  darüber 
anzuführen. 

Man  wird  nicht  fehlgreifen,  wenn  man  jene  Bestrebungen 
geschichtlich  an  die  Vorläufer  der  neueren  Socialisten  und 
die  ersten  Bekämpfer  der  „freien  Konkurrenz"  ^  Fichte, 
Sismondi  u.  a.  anknüpft,  obwohl  sie,  wie  der  Socialismus 
selbst,  sich  erst  allmählich  über  ihren  Sinn  und  Umfang  klar 
geworden  sind.  In  letzter  Zeit  ist  einer  ihrer  vornehmsten 
Vertreter  der  Berliner  Professor  Adolf  Wagner,  der  in 
seinem  Werke,  dem  „Lehrbuche  der  politischen  Ökonomie" 
(2.  Auflage  1879)^  ausflihrliche  Besprechungen  einer  solchen 
Umbildung  des  Privatrechts  widmete.  Von  einem  innigen 
Zusammenhange  zwischen^  Recht  und  Volkswirtschaft  aus- 
gehend, der  eine  „thunlichste"  Beachtung^  der  Forderungen 
und  Erfahrungen  der  letzteren  bei  Schaffung  der  Rechtsord- 
nung notwendig  mache,  bemerkt  Wagner  (S.  370),  dafs  in 
der  modernen  Welt  die  möglichste  Unumschränktheit  des  In- 
dividuums und  seines  Eigentums,  die  möglichste  Frei- 
heit des  Vertragsrechts  immer  umfassender  und  all- 
gemeiner auf  allen  einzelnen  Gebieten  im  Recht  zu  einer  nur 
zu  ausschliefslichen  Geltung  gekommen,  dafs  aber  ein  all- 
mählicher Umschwung  eingetreten  sei,  eine  neue  Richtung, 
welche  den  Kompromifs  zwischen  den  Grundsätzen  des  Indi- 
vidualismus und  des  Socialismus  wieder  mehr  zu  Gunsten  des 
Gemeinschaftsinteresses    verschiebe    (S.   371),    weil    die    freie 


*  W.  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft  I,  §  97  Anm.  9.  — 
Auf  dem  besonderen,  engeren  Grobiete  des  Eigentums,  von  dem  jetzt 
selbst  ein  römisch  -  rechtlicher  Jurist,  wie  R.  v.  Jhering  (Zweck  im 
Recht  I,  S.  519)  zugiebt,  dafs  die  Zeit  kommen  werde,  wo  es  eine  andere 
Gestalt  wie  heute  an  sich  trage,  machte  sich  jene  Bewegung  wohl  am 
ersten  geltend.  Man  denke  an  die  französischen  Socialisten  des  18.  Jahr- 
hunderts, besonders  Baboeuf,  Boissel  (Tübinger  Zeitschrift  für 
Staatswissenschaften  1891,  S.  207)  und  unseren  deutschen  Juristen 
Huffo,  der  im  2.  Bande  seines  Lehrbuches  eines  civilistischen  Kursus 
(3.  Aufl.  1809,  §  249  ff.)  einen  Vorläufer  der  ebengenannten  Meng  er- 
sehen Kritik  lieferte.  Und  doch  konnte  K.  v.  Savigny  in  .seiner  be- 
rühmten Schrift  über  den  ,^Beruf  unserer  Zeit  zur  Gesetzgebung**,  1816 
(S.47)  noch  sagen:  „Diejenigen  Gegenstände,  welche,  wie  das  Eigen- 
tum, im  nichtjuristischen  PubliEum  mit  Gleichgültigkeit  be- 
trachtet werden,  und  von  denen  selbst  Juristen  urteilen,  dafs  sie  ledig- 
lich der  juristischen  Technik  anheimfallen.** 

■  Die  dritte,  jetzt  angekündigte  Auflage  (2.  Teil  der  ersten 
Hauptabteilung:  „Volkswirtschaft  und  Recht")  steht  mir  noch  nicht  zur 
Vertugung. 

•  Gold  Schmidts  Einwurf  hiergegen  im  Handelsrecht,  8.  Aufl. 
S.  15  Anm.  11  a.  E.  halte  ich  für  nicht  berechtigt. 
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Konkurrenz  zu  einseitig  die  kräftigeren,  begabteren,  vielfach 
auch  die  gewissenlosen  Elemente  auf  Kosten  der  schwächeren 
begünstige  und  daher  zu  mehr  oder  weniger  schlimmen  Aus- 
beutungs-  und  monopolistischen  Herrschaftsverhältnissen  und 
zu  bedenklichen  Gegensätzen  der  ökonomischen  und  socialen 
Lage  und  der  ganzen  Interessen  zwischen  den  nichtbesitzenden 
und  besitzenden  Klassen  wenigstens  führen  könne  und  zum 
Teil  wirklich  führe  (S.  241).  Das  moderne  System  der  freien 
Konkurrenz  sei  daher  am  allerwenigsten  der  Abschlufs  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung ;  es  fordere  teils  eine  Korrektur, 
teils  eine  Ergänzung  aus  dem  Geiste  des  gemeinwirtschaft- 
lichen Systemes  heraus  (S.  251).  So  sei  denn  auch  anzu- 
erkennen, dafs  die  Rechtsinstitute  sich  änderten  und  sogar 
vorschwinden  könnten,  um  anderen  Platz  zu  machen,  wenn 
die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  das  bedingten;  das  müsse 
freilich  in  jedem  einzelnen  Falle  genau  untersucht  und  nicht 
nur,  nach  Art  der  Socialisten,  als  Folge  eines  absoluten  Prin- 
cipes  hingestellt  werden.  Die  Wissenschaft  dürfe  den  Beruf 
zur  Gesetzgebung  nicht  anzweifeln  oder  gar  den  Irrtum  be- 
gehen, als  ob  das  Werden  und  Wachsen  des  Rechts  sich  wie 
ein  Naturprozefs  statt  durch  menschliches  Thun  vollziehe 
(S.  352) ^ 

Diese  Betonung  der  Wandelbarkeit  des  Rechts^  und  der 
Pflicht  des  Gesetzgebers,  statt  starr  am  früher  Gebilligten  oder 
Überkommenen  festzuhalten,  den  wechselnden  Anforderungen 
des  Verkehrs  aufmerksam  zu  folgen,  sie  zu  schützen  oder 
durch  die  Macht  des  Gesetzes  zu  unterdrücken,  die  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  völlig  zutreffend  ist®,  findet  sich  auch 
noch  in  folgender  Stelle  ausgesprochen,  die  zugleich  auf  einen 
der  Hauptpunkte  dieser  Frage,  die  Vertragsfreiheit,  hinweist, 
welche  Wagner  als  eine  Folge  der  Rechtsordnung  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  der  Freiheit  des  Eigentums  bezeichnet 
(S.  221).  Jene  Worte  lauten  (S.  363):  „Die  persönliche  Frei- 
heit überhaupt  und  die  Vertragsfreiheit  speciell  mufs 
Inhalt,  Umfang  und  daher  auch  Beschränkung 
mit    nach    den    Bedürfnissen    der    Gesamtheit    er- 


*  VölHff  entsprechend  W.  Röscher  in  seiner  Vorrede  zu  Dank- 
wardts  nationalökonomisch-civilistischen  Studien  S.  IX,  und  sehr  nach- 
drücklich J.  G.  Fichte,  Sämmtliche  Werke,  Bd.  III  (Berlin  1845), 
S.  446. 

■  Vergl.  dazu  auch  R.  v.  J  he  ring,  Geist  d.  r.  R.  II,  S.  279,  und 
Zweck  im  Recht  I,  S.  430,  431,  437. 

•  Vorbehalte  könnte  man  gegen  Wagners  Standnunkt  durch 
schärfere  Betonung  des  Ethischen  machen,  wie  es  beispielsweise  Ar- 
nold in  seinen  Schriften  „Kultur  und  Rechtsleben"  (S.  121  ff.)  und 
-Recht  und  Wirtschaft  nach  geschichtlicher  Ansicht**  (S.  33  ff.)  gethan 
hat.  Ich  verweise  auch  auf  meine  hierher  gehörigen  Bemerkungen 
im  §  2. 

1* 
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halten.  Da  diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem  geschicht- 
lichen Wandel  unterliegen,  so  kann  die  Thätigkeit  des  Staates 
und  der  Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  auf 
die  Dauer  abgeschlossen  sein;  am  wenigsten  in  dem  Falle, 
wenn,  wie  bei  uns,  einseitige  Konsequenzen  atomistisch  -  indi- 
vidualistischer Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  ohne 
Rücksicht  auf  die  gesellschaftliche  Rückwirkung  im  geltenden 
Rechte  über  Gebühr  zur  Anerkennung  gelangt  sind." 

Für  eine  Heilung  unserer  gesellschaftlichen  Schäden  auch 
durch  Abänderung  des  Privatrechts  ist  aufser  Wagner  in 
der  soeben  dargestellten  nachdrücklichen  Weise  wenigstens 
gelegentlich  Professor  G.  Schmoll  er  in  der  treflflichen 
Schrift  (1875)*  „Einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der 
Volkswirtschaft"  eingetreten,  worin  er  (S.  77)  äufsert,  dafs 
wir  erst  am  Beginne  einer  neuen  Specialgesetzgebung  ständen, 
die  mancherlei  neues  Unrecht,  das  wie  üppiges  Kraut  jetzt 
aufschösse,  strafrechtlich  oder  civilrechtlich  fassen,  welche 
manches  Unrecht  verbieten  könne,  was  heute  noch  durch- 
schlüpfe. Schon  in  seinem  Aufsatze  „Die  sociale  Frage  und 
der  preufsische  Staat"  im  Aprilhefte  vom  Band  34  der  „Preufsi- 
schen  Jahrbücher"  war  er  diesem  Gedanken  näher  getreten. 
A.  F.  Schäffle,  zweifellos  einer  der  scharfdenkendsten  unter 
unseren  neueren  deutschen  Volkswirtschaftlem,  betont  dagegen 
in  seinem  Werkchen  „Die  Aussichtslosigkeit  der  Socialdemo- 
kratie"  (1885)^  ganz  besonders  die  Bedeutung  der  privat- 
rechtlichen  Seite  der  socialen  Frage;  denn  unsere  privat- 
wirtschaftliche Organisation  empfange  „ihre  grundlegende 
Ordnung  —  durch  die  Privatrechtsgesetzgebung,  durch  die 
Civileerichtsbarkeit  und  durch  die  Zwangsvollstreckung  privat- 
rechtlicher  Ansprüche.  Für  das  Schicksal  der  Arbeit  und  des 
Kapitals",  bemerkt  Schäffle  weiter  (S.  53),  „ist  daher  in 
erster  Linie  entscheidend  die  Art  der  Ausgestaltung  der  privat- 
rechtlichen Institute  des  Besitzes  und  des  Eigentums,  der 
Dienstmiete,  des  Darlehns,  des  Tausches  und  Kaufes,  der 
Schenkung,  des  Erbrechts,  ferner  die  Einrichtung  der  strei- 
tigen, der  freiwilligen  und  der  zwangsvollstreckenden  Civil- 
gerichtsbarkeit.  Die  positive  Socialpolitik  wird  daher  nicht 
vergessen  dürfen,  zu  fragen,  ob  nicht  auf  diesem  Boden, 
welchen  der  Socialismus  ganz  einbrechen  will, 
hauptsächlich  die  Reform   nötig   und  die  Fortbildung  möglich 


*  In  schöner  Zusammonfassunf;  finden  sich  deren  Gedanken  auch 
in  Schmoliers  Aufj^atze  „Die  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirtschaft" 
m  seinem  Jahrbuche  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Bd  V,  S.  19  ff.  Über 
die  ^Freiheit  der  Vertrage"  als  eins  Ideal  der  Adam  Smithschen 
Volkswirtschaftslehre  s.  dort  S.  48.  „Es  war  nicht  falsch;  aber  es  war 
nur  ein  Teil  des  Gerechten,  was  sie  forderte." 

«  Auch  sonst,  z.  B.  S.  92  der  Schrift  „Die  Inkorporation  des 
llypothekarkredites". 
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sei."  —  Und  in  Verfolgung  dieser  Gedankenreihe  behauptet 
ein  neuerer  Schriftsteller,  Professor  J.  Wolf  (Zürich)  sogar  \ 
dafs  es  sich  selbst  für  den  Socialismus  bei  der  socialen  Frage 
um  nichts  wie  um  Verwirklichung  eines  privatrechtlichen  An- 
spruchs handele;  dem  zustimmend  würde  man  dann  freilich 
auch  zu  dem  Paradoxon  gelangen  können,  und  findet  es  in 
der  That  bei  Rodbertus  angedeutet:  jene  ganze  Frage  sei 
in  der  rechtlichen  Lösung  der  „specificatio"  (Zuweisung  des 
Eigentums  am  Arbeitserzeugnisse)  und  des  „Gegenstandes  der 
Obligation"  (Vertragsfreiheit  oder  -Beschränkung)  beschlossen ! 
Ähnlich  wie  A.  Wagner,  wenn  auch  nicht  mit  gleichem 
Nachdrucke,  stellte  Maurus  1873  in  seinem  Werke  „Freiheit 
der  Volkswirtschaft"  (S.  217)  den  Satz  auf:  „Der  Staat  hat 
dafür,  dafs  er  das  Eigentum  garantiert,  —  auch  ein  Recht, 
dem  Privateigentum  alle  jene  Beschränkungen  im  Gebrauche 
und  in  der  Benutzung  aufzuerlegen,  welche  nötig  sind,  damit 
die  —  den  Interessen  Aller  entsprechende  Art  der  Benutzung 
erreicht  wird.** 

Zu  ähnlich  allgemein  lautendem  Ausspruche  gelangten 
auch  nur  die  beiden  zuerst  angeführten  Schriftsteller. 
J.  G.  Fichte  betont  in  seinem  „Geschlossenen  Handels- 
staate" (1800)  ^  dafs  ohne  Schliefsung  der  Erwerbszweige 
keinem  für  die  Fortdauer  seiner  Arbeit  und  seines  Brot- 
erwerbes Gewähr  geleistet  sei;  die  Menschen  wollten  aber 
durchaus  frei,  sein,  sich  gegenseitig  zu  Grunde  zu  richten. 
„Bei  der  völligen  Unsicherheit,  in  welcher  sie  sich  befinden, 
bevorteilen  und  berauben  sie,  —  zwar  nennt  man  es  nicht 
Raub,  sondern  Gewinn,  —  sie  bevorteilen  und  berauben  so 
lange  und  so  gut,  als  sie  es  können,  diejenigen,  welche  hin- 
wiederum sie  bevorteilen  und  berauben  werden,  sobald  sie 
die  Stärkeren  sind."  Diese  Stelle  wird  man  wohl  als  Aus- 
gangspunkt der  vielfachen  Bemerkungen  über  die  Geltung 
einer  Art  von  Faustrecht  in  unserer  Gesellschaftsordnung  be- 
trachten dürfen^.  Übrigens  findet  sich  bei  Fichte  auch  das 
schöne  Wort  (S.  409),  das  man  als  Wahrspruch  den  Unter- 
suchungen über  die  heutige  Wohnungsfrage  vorausschicken 
kötinte:    „Es   sollen   erst  alle   satt  werden   und   fest  wohnen. 


*  Socialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsordnung,  S.  573. 
«  a.  a.  0.  S.  458  u.  447. 

•  Ich  verweise  auf  G.  Schmoll  er,  Grundfragen,  S.  74.  K.  M a r  1  o , 
Allgemeine  Grundsätze  der  Volkswirtschaft  Ilf,  S.  60  („indirektes 
Faustrecht").  Nach  einer  Mitteilung  gelegentlich  der  Beratung  des 
preufsischen  Landtages  über  die  Wucherfrage  am  26.  November  1878 
soll  auch  die  Zeitung:  des  Deutschen  Beamtenvereins  geäufsert  haben, 
das  Faustrecht  des  Mittelalters  sei   in  der  Wucherfreiheit  wieder  auf- 

felebt.     Dafs  diesen  urteilen  von  gem&fsigter  Seite  weit  schärfere  aus 
em  Kreise  der  ausgesprochenen  Socialisten  an  die  Seite  gesetzt  werden 
könnten,  ist  allbekannt. 
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ehe  einer  seine  Wohnung  verziert;  erst  alle  bequem  und  warm 
gekleidet  sein,  ehe  einer  sich  prächtig  kleidet!"  Aus  Sis- 
mondi^  möchte  ich  nur  eine  bezeichnende  Äufserung  an- 
führen: „Ainsi,  la  tache  du  gouvernement,  comme  pro- 
tecteur  de  la  popuIation,  est^ de  mettre  partout  des  bornes 
au  sacrifice  que  chacun  pourrait  etre  r^duit  k  faire  de 
lui-meme;  pour  empecher  que  Thomme,  apres  avoir  travaillÄ 
dix  heures  par  jour,  ne  consente  ä  en  travailler  douze,  qua- 
torze,  seize  et  dix-huit"  u.  s.  w.  Die  Beschränkung  der  Ver- 
tragsfreiheit, um  regierungsseitig  der  Unterdrückung  eines 
Teiles  der  Bevölkerung  zu  steuern,  ist  von  Sismondi  also 
schon  klar  ins  Auge  gefafst. 

Von  den  Juristen,  die  erst  im  Anschlufs  an  die  sich  all- 
mählich von  der  sogenannten  Smithschen  Volkswirtschaftslehre 
abwendende  Nationalökonomie  dem  Probleme  einer  socialen 
Umbildung  unseres  Privatrechts  näher  traten,  ist  dann  dieser 
Punkt,  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit, 
schärfer  und  eingehender  formuliert.  In  erster  Linie  sind 
hier  der  Wiener  Rechtslehrer  A.  Menger  und  Professor 
Gierke  (Berlin)^  zu  nennen.  Ersterer  erblickt  im  all- 
gemeinen in  der  juristischen  Bearbeitung  des  Socialismus  die 
wichtigste  Aufgabe  der  heutigen  Rechtsphilosophie  und  er- 
wartet von  ihrer  richtigen  Lösung,  dafs  sich  dann  die  un- 
erläfslichen  Abänderungen  unserer  Rechtsordnung  im  Wege 
friedlicher  Reform  vollziehen  würden^;  in  seiner  oben  an- 
gegebenen Beurteilung  des  Entwurfes  zum  B.  G.  B.  erklärt 
er  die  sociale  Frage  geradezu  in  ihrer  Hauptsache  für  „ein 
Problem  der  Staatslehre  und  der  Rechtswissenschaft" 
und  tritt  dann  fiir  eine  durchgreifende  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  ein,  besonders  auch,  wie  sich  weiter  unten 
ergeben  wird,  bei  der  W^ohnungsmiete.  Dasselbe  ist  bei 
Gierke  der  Fall;  in  dem  angeführten  Vortrage  behandelt 
er  die  Frage  aus  allgemeineren  Gesichtspunkten,  beleuchtet 
sie  aber  in  jener  umfangreichen  Kritik  des  B.  G.  B.  in  zahl- 
reichen Einzelbemerkungen,  auch  bezüglich  des  Wohnungs- 
mietvertrages (a.  a.  O.  S.  232).  Jener  kleineren  Schrift  möchte 
ich  folgende  Sätze  entnehmen:  „Mehr  als  je  hat  heute  das 
Privatrecht  den  Beruf,  den  Schwachen  gegen  den  Starken, 
das  Wohl  der  Gesamtheit  gegen  die  Selbstsucht  der  Einzelnen 
zu  schützen.  —  Eine  Privatrechtsordnung,  die  ihres  socialen 
Berufes  eingedenk   ist,   wird   zugleich   auf  einen   materiellen 


^  Nouveaux  principes  de  reconomie  politique,  Huch  VII,  Ch.  8. 

2  Vergl.  dessen  Vortrag  „Die  «ooiale  Frage  im  Privatrecht" ;  seine 
Besprechung  des  Entwurfes  eines  B. G.B.  in  Schmollers  Jahrbuche 
für  Verwaltung  u.  s.  w.  Bd.  XII  u.  XIII,  S.  845,  858,  901  bezw.  190, 
232,  247,  266,  317,  930,  946  u.  s.  w.;  seine  Berichter-stattung  in  den 
Verhandlungen  des  kgl.  preufsischen  Landesökonomiekollegs,  1889. 

^  „Das  Reclit  auf  den  vollen  Arbeitsertrag",  1886,  Vorrede. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


XII  8.  7 

Schutz  der  durch  die  Vertragsfreiheit  gefährdeten  Gesellschafts- 
schichten, gegen  den  Druck  wirtschaftlicher  Übermacht  hin- 
arbeiten müssen**  (S.  29).  Gierke  beftirchtet  insbesondere 
vom  Schuldrechte,  welches  keine  höheren  Gesichtspunkte  als 
Verkehrsfreiheit  und  Verkehrssicherheit  kenne,  es  gäbe  den 
Geschäftsunerfahrenen  dem  geriebenen  Geschäftsmanne ,  den 
kleinen  Bürger  und  Bauern  dem  gröfseren  Unternehmer,  den 
Arbeiter  dem  Kapitalisten  wehrlos  in  die  Hand  (S.  31).  Zum 
Schlüsse  erklärt  er  mit  Nachdruck:  „Unser  Privatrecht  wird 
socialer  sein,  oder  es  wird  nicht  sein!** 

Wie  man  sieht  und  ja  auch  hinreichend  bekannt  ist,  ge- 
riet die  Erörterung  dieser  Fragen  unter  den  Juristen  mit  dem 
Erscheinen  des  Entwurfes  zum  B.  G.  B.  recht  in  Flufs,  be- 
sonders wohl  deshalb,  weil  man  gerade  in  ihm  *  ein  Eingehen 
auf  diese,  durch  die  deutsche  Arbeitergesetzgebung  der  acht- 
ziger Jahre  so  lebhaft  angespornten  socialen  Bestrebungen 
schmerzlichst  vermifste;  ja  im  Gegenteil  dort,  wie  Hart- 
mann  a.  a.  O.  wohl  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  sogar  ein 
Fortschreiten  auf  der  Bahn  des  sogenannten  Manchestertums 
vorfand,  das  die  längst  eingetretene  Wandlung  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Anschauungen  zu  übersehen  schien.  Freilich 
steht  ja  auch  noch,  wie  bereits  zu  Anfang  angedeutet,  der 
gröfsere  Teil  der  Rechtswissenschaft  bewufst  oder  unbewufst 
auf  dem  Standpunkte  der  Freihandelslehre  ^  und  erblickt  in 
unserer  heutigen,  ihr  im  wesentlichen  angepafsten  Rechtsord- 
nung die  wahre  Blüte  des  Privatrechts.  Es  ist  das  der  alte 
Irrtum  der  Naturrechtslehre,  der  nicht  genügend  be- 
rücksichtigt, dafs  es  sich  auch  jetzt  doch  nur  um  eine  ge- 
schichtliche Entwicklungsstufe  der  durch  wirtschaftliche 
Voraussetzungen  und  Strömungen  so  vielfach  bedingten  Rechts- 
ordnung handeln  kann,  die  sich  durch  eine  bessere  und  dem 
Gesamtwohl  zuträglichere  verdrängen  lassen  mufs.  Anderer- 
seits ist  aber  anzuerkennen,  dafs  doch  auch  in  der  juristi- 
schen Littoratur,  soweit  ich  sie  zu  überblicken  vermag,  schon 
vor  dem  Erscheinen  des  B.  G.  B.  ein  zum  Teil  recht  lebhafter 
Widerspruch  gegen  den  Grundsatz  des  „laissez  faire**  im 
Rechtsleben  und  gegen  den  der  allmächtigen  Vertragsfreiheit 
sich  geregt  hat 

Während  noch  mitten  im  Anschwellen  der  Freihandels- 
flut Goldschmidt  in  seinem  Gutachten  über  die  Wucher- 
frage  für  den    sechsten   deutschen  Juristentag  1865   (S.  271) 


^  Man  vergl.  nur  die  „Zusammenstellunff  der  Gutachten  über  das 
B.G.B."  durch  das  Reichsjustizamt,  Bd.  Vi,  S.  4  und  beispieisweiBe 
V.  Cuny  in  den  Reichs tagsverhandlungen  1887/88  Bd.  II,  S.  1370. 

2  Ich  halte  das  für  so  zweifellos,  dafs  ich  mir  einen  Nachweis 
dafür  glaube  ersparen  zu  können.  Vor  allem  gilt  meine  Behauptung 
für  die  die  Praxis  beherrschenden  wissenschaftlichen  Anschauungen. 
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den  Satz  aufstellte:  „Es  kann  überhaupt  nicht  als  Aufgabe 
des  Staates  erachtet  werden,  jede  Unsittlichkeit  zu  ahnden, 
vertragsfähige  Personen  gegen  Gefahren  derart  im  Verkehre 
zu  schützen";  und  in  der  Verhandlung  des  preufsischen  Ab- 
geordnetenhauses vom  18.  September  1866  der  Abgeordnete 
Dr.  John  unter  lebhaftem  Beifall  die  Rechtsordnung  der 
wirtschaftlichen  Strömung,  d.  h.  dem  damals  herrschenden 
Manchestertume,  mit  den  Worten  preisgab:  „Nicht  der  Jurist 
ist  im  Stande,  die  Volkswirtschaft  zu  zwingen,  sondern  die 
Volkswirtschaft  schreibt  die  Gesetze  vor^,  denen  der  Jurist 
bei    der   Formulierung    seiner    Gesetze    nachzukommen   ver- 

f)flichtet  ist",  —  schon  damals,  sage  ich,  hatte  der  unermüd- 
iche  Kämpfer  für  Wucherbeschränkung,  der  kürzlich  ver- 
storbene preufsische  Obertribunalsrat  Reichensperger  seine 
warnende  Stimme  erhoben.  In  eben  jener  Sitzung  äufserte 
er:  „Dieses  Princip  der  natürlichen  Freiheit  zur  aus- 
schliefs liehen  Norm  alles  Gewerbs-,  Verkehrs-  und  Rechts- 
lebens zu  machen,  und  ganz  besonders  auch  beim  Darlehns- 
vertrage,  das  ist  absolut  unzulässig."  Und  schon  sechs  Jahre 
früher,  in  einer  Schrift  gegen  die  Aufhebung  des  Wucher- 
verbotes, hatte  er  folgendes  gesagt:  „Die  Freiheit  des  Ver- 
trages ist  allerdings  die  Grundlage  des  Civilrechts;  allein 
diese  Freiheit  unterliegt,  wie  jede  andere,  der  allgemeinen, 
durch  die  sociale  Lebensordnung  gebotenen  Beschränkung, 
dafs  sie  nicht  in  Widerspruch  mit  den  Forderungen  des 
Rechts,  der  guten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnung  aus- 
geübt wird.  Soweit  diese  allgemeinen  und  höchsten  Güter  es 
erfordern,  darf  und  mufs  die  Freiheit  der  Einzelnen  und  ihrer 
Willensbestimmung  im  Interesse  der  Gesamtheit  beschränkt 
werden."  Also  auch  hier  schon,  neben  dem  Angriff  auf  die 
unbegrenzte  Vertragsfreiheit,  der  Hinweis  auf  die  Notwendig- 
keit einer  Prüfung  der  Privatrechtssätze  aus  „socialem"  Ge- 
sichtspunkte. 

Und  gerade  die  Wucherfrage  ist  es  denn  auch  gewesen^, 
welche,  wenn  auch  nicht  zuerst,  so  doch  weit  nachhaltiger, 
als  das  neue  Recht  des  Arbeitsvertrages,  den  Satz  von  der 
grundsätzlichen  Geltung  der  Vertragsfreiheit  ins  Wanken  ge- 


*  Arnold  schrieb  1865  in  der  erstgenannten  Schrift  S.  117:  „Der 
Gegenwart  liegt  da«  andere  Extrem  viel  naher,  wonach  Leben  und 
Verkehr  allein  daa  Bestimmende  und  das  Recht  nur  das  Bestimmte  sei. 
Das  wirtschaftliche  Leben  gehe  voran  und  das  Recht  müsse  folgen, 
wohl  oder  übel,  weil  es  mit  jenen  nicht  in  Widerspruch  geraten  dürfe." 
Zuletzt  kömmt  dies  Extrem  offenbar  darauf  hinaus,  die  Kechtsordnun^ 
sei  dazu  da,  um  möglichst  wenig  da  zu  sein! 

■  Das  zeigt  sich  auch  jetzt  wieder  in  der  später,  im  §  12  noch 
näher  zu  erwähnenden  Novelle  zum  Wuchergesetze,  in  deren  Begrün- 
dungen S.  6  die  „Fürsorge  des  Staates  für  die  Schwachen"  schon  als 
etwas  Selbstverständliches  vorausgesetzt  wird. 
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bracht  hat.  Aus  den  sehr  lehrreichen  Erörterungen  über  sie 
werde  ich  weiter  unten  noch  einiges  mitteilen  (§  12)  und  er- 
innere in  diesem  Zusammenhange  nur  noch  an  die  prächtigen 
Worte  R.  vonJherings  in  seinem  „Zweck  im  Rechte" 
(I,  S.  145.  146):  „Es  wird  erst  neuer  bitterer  Erfahrungen 
bedürfen,  bis  man  wieder  inne  wird,  welche  Gefahren  der  von 
allen  Fesseln  entbundene  individuelle  Egoismus  für  die  Ge- 
sellschaft in  seinem  Schofse  trägt,  und  warum  die  Vergangen- 
heit es  fUr  nötig  gehalten  hat,  ihm  einen  Zaum  anzulegen. 
Unbeschränkte  Verkehrsfreiheit  ist  ein  Freibrief  zur  Erpressung, 
ein  Jagdpafs  für  Räuber  und  Piraten,  mit  dem  Recht  der 
freien  Pürsch  auf  alle,  die  in  ihre  Hände  fallen."  Und  feierlichst 
erklärt  er  (S.  519):  „Alle  Rechte  des  Privatrechts,  wenn  sie 
auch  zunächst  nur  das  Individuum  zum  Zwecke  haben,  sind 
beeinflufst  und  gebunden  durch  die  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sellschaft;" und  in  Übereinstimmung  hiermit  finden  sich  bei 
ihm  über  die  Vertragsfreiheit  die  treffenden  Worte  (S.  147): 
„Es  giebt  in  meinen  Augen  keinen  verhängnisvolleren  Irr- 
tum, als  ob  der  Vertrag  als  solcher,  welches  immerhin  auch 
sein  Inhalt,  sofern  es  nur  kein  unmoralischer  sei,  Anspruch 
auf  Schutz  des  Gesetzes  habe.  —  Das  Interesse  der  Gesell- 
schaft —  ist  das,  was  nicht  blofs  dem  Einzelnen,  sondern  was 
Allen  pafst,  bei  dem  Alle  bestehen  können,  und  das  ist  — 
nichts  anderes  als  die  Gerechtigkeit.  Sie  steht  über 
der  Freiheit."  Und  die  Stimmen,  die  ihm  beitreten,  haben 
sich  in  jüngster  Zeit,  besonders,  wie  bereits  bemerkt,  nach 
Herausgabe  des  Entwurfes  zum  B.G.B.,  immer  vermehrt. 
Nicht  nur  wird  der  Zusammenhang  der  socialen  Frage  mit 
einer  zutreffenderen  Ausgestaltung  unseres  Privatrechts  auch 
juristischerseits  mehr  und  mehr  betont,  sondern  auch  der 
jetzigen  Vertragswillkür  gegenüber  zeigt  sich  allgemein  oder 
doch  auf  bestimmten  Gebieten  des  Civilrechts  eine  wachsende 
Abgeneigtheit.  Beispielsweise  ist  der  holländische  Kechts- 
lehrer  Molengraaff  schon  in  einer  zu  Utrecht  am  17.  April 
1885  gehaltenen  Universitätsrede  über  „het  Verkeersrecht  in 
Wetgeving  en  Wetenschap"  nachdrücklich  für  die  Einbe- 
ziehung der  „sociale  quaestie"  in  die  privatrechtlichen  Arbeiten 
und  Forschungen  eingetreten  (S.  25)  und  hat  gemeint,  dafs 
auch  der  Civiljurist,  der  darauf  Wert  lege,  dafs  die  Wissen- 
schaft die  Bannerträgerin  des  Fortschritts  sei,  Sorge  tragen 
müsse,  ihre  Merk-  und  Wahrzeichen  vorzuschieben,  ehe  die 
Flut  verlaufe.  Stehe  doch  auch  Rechtswissenschaft,  Volks- 
wirtschaftslehre und  Sociologie  im  innigsten  Zusanunenhange 
(S.  27). 

Wenn  sodann  L.  Seuffert  in  seiner  Geschichte  des 
obligatorischen  Vertragsrechts  (S.  167.  168),  —  und  vor  ihm 
schon  O.  von  Bülow  im  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  64  S.  93 
für  das  civilprozessualische   Gebiet,   —    von   einer    Reaktion 
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gegen  die  iuristische  Auflfassung  von  der  Allmacht  des  mensch- 
lichen Willens  auf  dem  Reehtsgebiete  und  gegen  die  „sub- 
jektivistische  Rechtsauflfassung"  sprechen  konnten,  so  war 
auch  das  schon  der  beginnende  Rückschlag  gegen  die  Lehren 
der  unbedingten  oder  allzuweit  ausgedehnten  Vertragsfreiheity 
wie  sie  jetzt  allgemein  oder  doch  in  Einzelpunkten  namentlich 
noch  von  folgenden  juristischen  Schriftstellern  bekämpft  wird  : 
J.  Kohl  er  (Archiv  für  bürgerliches  Recht.  VI,  S.  188); 
Kreis  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  33  S.  481  AT.  (aus  1889); 
Mataja  (Schadensersatz  S.  38);  G.  Pfizer  (Wort  und  That 
S.  1 04) ;  Zeerleder  ( Schweizerische  Haftpflichtgesetz- 
gebung S.  136)  und  Jakobi  (Miete  und  Pacht  1889).  Letzterer 
fc teilt  beispielsweise  ausdrücklich  den  Satz  auf,  es  sei  eine 
wesentliche  Aufgabe  des  Rechts,  in  die  gesellschaftlichen 
Machtverhältnisse  Schranken  setzend  einzugreifen  und  im  In- 
teresse ausgleichender  Gerechtigkeit  der  Vergewaltigung  der 
bch wacheren  Partei  durch  Ungültigkeitserklärung  gewisser 
Abmachungen  entgegenzutreten  (S.  5  und  Anm.  9).  Und  dafs 
wirklich  der  Gedanke  einer  in  diesem  Sinne  „socialeren  Aus- 
gestaltung** unseres  Privatrechts  schon  vielfach  in  Juristen- 
kreisen Wurzel  gefafst  hat,  möge  man  noch  den  treflTlichen 
Bemerkungen  Professor  Gustav  Hartmanns  (Arch.  f.  civ. 
Pr.  a.  rt.  O.)  in  der  erwähnten  Abhandlung  entnehmen,  wo  er 
zugleich  die  Rechtswissenschaft  ausdrücklich  auf  das  Drohen 
der  socialen  Frage  hinweist  (S.  357);  oder  den  Äufserungen 
des  Giefsener  Rechtslehrers  Rein h.  Frank  in  seinem  Vor- 
trage „Naturrecht,  geschichtliches  Recht  und  sociales  Recht** 
(S.  30),  dafs  die  Rechtswissenschaft  das,  was  die  Gegenwart 
von  ihr  erwarten  dürfe,  nur  auf  dem  Wege  der  socialen 
Forschung  zu  erfüllen  vermöge;  endlich  aus  den  schon  er- 
wähnten Aufsätzen  von  Meili  in  den  Wiener  „Juristischen 
Blättern**  (a.  a.  O.  S.  197  und  208)  und  von  Ehrlich  (eben- 
da No.  9  ff.),  bei  dem  sich  u.  a.  die  Worte  finden :  „Was  uns 
not  thut,  das  ist  eine  einheitliche,  von  solchem  Geiste  ge- 
tragene bürgerliche  Gesetzgebung,  eine  Gesetzgebung,  die 
von  solchen  Grundgedanken  durchdrungen,  durchwirkt  und 
durchwebt  wird ;  nur  diese  könnte  auf  die  ganze  Gesellschaft 
umgestaltend  einwirken  und  eine  friedliche  Umwälzung  an- 
bahnen.** Während  an  diese  Forderung  die  freilich  etwas 
wunderliche  Eingabe  eines  Altonaers,  Namens  Bleicken^ 
erinnert,  der  nach  einem  Berichte  in  dem  oben  angegebenen 
Schmollerschen  Jahrbuche  (XVI,  S.  314)  bei  Behandlung 
der  Wohnungsfrage  den  Deutschen  Reichstag  ersuchte,  die 
Sinftihrung  des  B.  G.B.  bis  zur  Entscheidung  der  Volksmassen 
für  die  socialen  Juristen  und  die  dadurch  herbeigeführte  Nieder- 
lage der  individualistischen  auszusetzen,  erhebt  der  Basler 
Professor  Andreas  Heusler  seine  Stimme  dafür,  dafs  für 
die  „von  der  socialen  Frage  beherrschten  Gebiete  des  Privat- 
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rechts**  eine  Einzelgesetzgebung  einträte  ^.  Und  zwar  deshalb, 
weil  Einzelgesetze  viel  weniger  Gefahr  litten,  durch  die 
doktrinäre  Schablone  geschädigt  zu  werden,  und  ferner  deren 
unumgängliche  Abänderung  im  Laufe  der  Zeiten  weit  leichter 
zu  beschaffen  sei,  als  die  eines  kodifizierten  Privatrechts.  Es 
würde  diese  Ansicht  gerade  für  die  weiter  unten  vorzu- 
schlagende Änderung  einer  besonderen  gesetzlichen  Neuregelung 
des  Wohnungsmietrechts,  also  zunächst  ohne  Berücksichtigung 
anderer  der  Reform  bedürfenden  Rechtsinstitute  sprechen. 

Der  bereits  genannte  Dr.  Ehrlich  (Wien)  hatte  sich 
früher  schon  in  einem  Aufsatze  in  der  Zeitschrift  „Unsere 
Zeit**  ^  ähnlich  ausgesprochen ;  er  erklärte  hier  die  Vertrags- 
freiheit für  ein  „Corrolar**  des  unbeschränkten  Eigentums ;  die 
Pflicht  des  Besitzes  sei  es,  „sociale  Einschränkungen**  zu 
Gunsten  der  Gesamtheit  über  sich  ergehen  zu  lassen:  diese 
dürften  sich  aber  „nicht  in  blofse  Phrasen  auflösen,  sondern 
müfsten  in  den  einzelnen  Bestimmungen  des  geltenden,  positiven 
Rechts  einen  klaren,  unzweifelhaften  Ausdruck  erhalten.**  Und 
es  wird  sich  ihm  in  der  That  nicht  abstreiten  lassen,  dafs  die 
Phrase  auch  hier  ein  besonders  gefährlicher  Begleiter  der 
Socialpolitik  ist. 

Während  nun  die  Schrift  des  Münchener  Professors 
Ha  Hier  „Die  socialen  Probleme  und  das  Erbrecht**  und  der 
anregende  Aufsatz  von  Menzel  „Sociale  Gedanken  im  Berg- 
rechte^, auf  die  übrigens  schon  Maurus  a.  a.  O.  S.  221  hin- 
gewiesen hatte,  nichts  hier  einschlagendes  bieten,  und  dies 
selbstredend  bei  den  Schriften  der  Socialdemokraten  *,  z.  B. 
der  G.  von  Vollmars  über  den  Staatssocialismus,  gleicher 
Weise  der  Fall  ist,  so  finden  sich  noch  den  obigen  Forderungen 
entsprechende  Sätze  in  den  später  zu  erwähnenden  Schriften 
von  Ruprecht  und  Bücher*,  die  aber  besser  in  einem 
anderen  Zusammenhange  besprochen  werden.  Das  gleiche 
gilt  von  einigen  anderen  in  der  „Zusammenstellung  gutacht- 
licher Äufserungen  zum  Entwürfe  eines  B.  G.  B.**  Bd.  VI, 
S.  242  erwähnten  Äufserungen,  auf  die  ich,  —  abgesehen  von 
dem  dort  angeführten  Clefs,  Gerland  und  von  der  „Volks - 
Zeitung**,  —  weiter   unten    bei    der    Behandlung    einer    be- 


*  Kritische  Viertoijahrschrift  Bd.  32,  S.  186.  Man  vergl.  hiermit 
A.  Thun  in  der  preiifsischen  statistischen  Zeitschrift  1877  S.  60. 

2  1890,  lieft  VI,  S.  21  ff. 

»  In  Grünhuts  Zeitschrift  XVIII,  S.  481  ff. 

*  Eine  gewisse  Ausnahme  hat  Tu  tz au  er  gemacht,  als  er  in  der 
Reichstags  Verhandlung  vom  21.  Januar  1898  den  Unfug  der  „Berliner 
Mietverträge**  rügte.  An  eine  Verbesserung  unserer  Rechtsordnung 
kann  seine  Partei,  die  diese  überhaupt  verwirft,  eigentlich  nicht  denken-, 
8.  die  Schäfflesche  oben  citierte  Bemerkung. 

^  Ruprecht,  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in  London 
(1884),   und  Bücher,  Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Basel  (1891). 
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«onderen  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  im  Wohnungs- 
mietrechte  zurückkommen  werde.  Hinzuweisen  wäre  hier 
wohl  nur  noch  auf  die  Beschlüsse  des  Kgl.  preufsischen 
Landesökonomiekollegs  von  1889  (a.  a.  0.  S.  255  No.  l 
und  4),  denen  sich  der  westfälische  Bauernverein  an- 
geschlossen haben  soll.  Während  nämlich  der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  das  Problem  der  Vertragsfreiheit  bei 
seinen  Beratungen  über  das  B.  G.B.  nicht  behandelt  hat,  ist 
es  von  den  ausgezeichneten  Beratern  jenes  Kollegs  eingehend 
geprüft.  Freilich  sind  dabei  hanptsächlich  wohl  die  Ansichten 
Gierkes  zur  Geltung  gelangt;  er  war  Berichterstatter  (S.  219) 
und  hat  ziemlich  allein  die  Erörterung  im  Plenum  geliefert 
(S.  505).  Das  Kolleg  sprach  sich  dann  aus  für  eine  weitere 
Beschränkung  der  Vertragsfreiheit,  als  sie  der  Entwurf  zum 
B. G.B.  vorgesehen  habe,  und  für  Ausdehnung  des  Wucher- 
begriffes über  den  Darlehnsvertrag  hinaus. 

Wie  endlich  die  bisherige  Gesetzgebung  in  Deutschland 
sich  gegenüber  dem  Wechsel  der  Anschauungen  verhielt,  soll 
gleichfalls  weiter  unten  (§  2  zu  Anfang)  kurz  berührt  werden. 
Der  nur  ganz  allmähliche  Umschwung  gegen  die  Zeit  der 
sechziger  und  siebenziger  Jahre,  die  im  Interesse  einer  freiheit- 
licheren Verkehrsentwicklung  auch  noch  unter  den  weniger 
zahlreichen  Schranken  des  früheren  Rechts  glaubte  aufräumen 
zu  müssen,  spiegelt  sich  in  der  der  neuen  Richtung  gegen- 
über noch  ziemlich  zurückhaltenden  Begründung*  zur  deutschen 
Aktiennovelle  von  1884  wieder,  wenn  man  sie  beispielsweise 
mit  dem  Zugeständnisse  der  Motive  zum  Entwürfe  einer 
deutschen  Zwangsversteigerungsordnung  vergleicht  (1889,  S.  95), 
wo  gerade  für  das  civilrechtliche  Gebiet  gesagt  wird:  „Das 
Reich  mag  immerhin  die  Aufgabe  haben,  den  wirtschaftlich 
Schwachen  gegen  den  wirtschaftlich  Starken  zu  schützen." 
Denn  in  jener  Begründung  heifst  es  doch  noch,  dafs  das 
wirtschaftliche  Gebiet  sich  im  wesentlichen  der  Beeinflussung 
durch  den  Gesetzgeber  entziehe,  und  der  Gesetzgeber  nur 
dann  seine  Aufgabe  richtig  erfasse,  wenn  er  dem  Strome  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  nicht  den  natürlichen  Weg  ver- 
sperre u.  s.  w. ;  dafs  also  seine  Aufgabe  wesentlich  negativ  sei. 
Freilich  findet  sich  auch  schon  der  Satz  (S.  244) :  „Es  ist  die 
Pflicht  des  Staates,  durch  seine  Gesetzgebung  dem  Publikum 
in  der  Abwehr  gegen  Übervorteilung  und  Vergewaltigung 
nach  Möglichkeit  Schutz  zu  bieten."  Und  weiter:  „Wenn 
die  Gesetzgebung  dem  Kapitale  eine  Form  [in  der  Aktien- 
gesellschaft] verleiht,  durch  welche  es  mit  vereinigten  Kräften 
seine  Macht  frei  entfalten  kann,  so  hat  sie  auch  die  Pflicht, 
dieser  Macht  die   nötigen  Schranken    aufzuerlegen.      Freilich 


Verhandlungen  des  Deutschen  Reichstages  1884  Bd.  III,  S.  236  flF. 
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nur,  um  zu  verhindern,  dafs  das  Publikum  derselben  nicht 
zur  Beute  werde/  Aber  das  sind  doch  noch  recht  zaghafte 
Worte,  —  zumal  nach  dem  kurz  vorher  geglückten  Erlasse 
des  Wuchergesetzes  und  am  Vorabende  der  eigentlichen  social- 

Sjlitischen  Gesetzgebung,  die  neben  dem  letzteren  wohl  das 
auptgewicht  für  eine  verständige  Beschränkung  der  Vertrags- 
freiheit in  die  Wagschale  geworfen  hat;  —  und  ebenso  zag- 
haft angesichts  der  grofsartigen  Ausplünderung  des  Publikums 
durch  die  Aktienschwindler  der  siebenziger  Jahre  klingen  die 
Worte  S.  245  dort:  „Auf  dem  Gebiete  rein  materieller  Inter- 
essen, wo  Gewinnsucht  und  Leichtgläubigkeit  zusammentreffen, 
vermag  das  Gesetz  noch  weniger  als  die  Sitte  zu  helfen/  — 
„Gegen  Täuschung  und  Irrtum,  Illusion  und  Leichtsinn  mufs 
wesentlich  die  eigene  Sorgsamkeit  die  Beteiligten  sichern.  Das 
Gesetz  hat  dieser  nur  die  Wege  zu  öffnen  [?]  und  ihr  schützend 
zur  Seite  zu  stehen/*  —  Das  wäre  wohl  über  den  Stand  der 
Meinungen  hier  zu  sagen. 

Schaut  man  nun  aber  auf  diese  hoffentlich  nicht  allzu 
lückenhaften  Anführungen  aus  der  neueren  Litteratur  zurück ; 
beachtet  man  die  neuen  zahlreichen  Verkehrsbeschränkungen 
auch  nur  auf  öffentlichrechtlichem  Gebiete,  z.B.  die  des  Ar- 
beiterschutzgesetzes von  1891,  so  könnte  man  vielleicht  gar 
meinen,  dafs  man  in  unserer  socialpolitisch  durchwehten  Zeit 
mit  grundsätzlicher  Forderung  einer  Beschränkung  der  Vcr- 
tragsfreiheit  nur  offene  Thüren  einrennte.  Doch  das  ist  keines- 
wegs der  Fall;  wie  bereits  angedeutet,  so  sind  ihr,  zumal  in 
juristischen  Kreisen,  zahlreiche  Feinde  verblieben,  und  die 
Wucht  der  bisher  gewohnten  Anschauung  im  Civilrechte  steht 
ihr  fast  unerschüttert  gegenüber.  Das  alte  Dogma  der 
principiellen  Vertragsfreiheit,  so  durchlöchert  sie  teilweise  auch 
schon  im  praktischen  Rechtsverkehre  sein  mag,  lebt  in  den 
Lehrbüchern  weiter,  —  ein  Beispiel  davon  s.  im  §  9,  —  und 
verwirrt  die  Unkundigen  und  Lernenden,  denen  dann  das 
Leben  erst  wieder  die  Augen  öffnen  mufs.  Ähnlich  steht  es 
ja  mit  der  Lehre  von  der  „Unbeschränktheit  des  Eigentums'' 
(B.G.B.  §  848),  die  gleichfalls  so  leicht  zu  schiefen  Auf- 
fassungen verleitet  und,  beim  Grundeigen tume  wenigstens, 
seinem  thatsächlichen  Aussehen  wenig  entspricht*.    Aufserdem 


•  ^  Dafs  die  Aktiennovelle  in  die  Vertragsfreiheit  einbegriffen  hat, 
ist  zweifellos;  vergl.  Simon  in  Goldschmidta  Zeitschrift  Bd.  36 
8.  355.  —  Dr.  0.  Baehr  schliefst  seine  Besprechung  in  den  Jahrbüchern 
für  Dogmatik  Bd.  XXI,  S.  471  mit  den  Worten:  „Das  Gesetz  sollte  un- 
bedingt den  Grundsatz  aufstollen:  im  G  esc  häftsl  eben  mufs 
Wahrheit  herrschen!" 

*  Gegenüber  der  englischen  Auffassung  wird  dies  mit  Recht  von 
Pollock,  Recht  des  Grundbesitzes  in  England  (übersetzt  von 
E.  Schuster)  S.  IV  beklagt.  Vergl.  dazu  noch  Arnold,  Kultur  und 
Rechtsleben  S.  208  und  das   schöne  Wort  Fi  cht  es  (a.  a.  0.   S.  442): 
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ist  aber  auch  zu  beachten,  dafs  mit  dem  etwaigen  Zugeständ- 
nisse, die  Rechtsentwicklung  habe  sich  in  der  Richtung 
weiterer  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  zu  bewegen,  nur 
der  erste  Schritt  in  dieser  Sache  gethan  ist;  die  ganze 
und  grofse  Schwierigkeit  der  notwendigen  Einzeluntersuchung 
bleibt  dann  noch  übrig. 

Unter  den  juristischen  Gegnern  der  Richtung^  nenneich 
zunächst  Baron*  in  seinem  Aufsatze  über  „das  römische 
Vermögensrecht  und  die  sociale  Aufgabe",  der  sogar  mit  den 
Worten  schliefst,  das  Privatrecht  habe  keine  sociale  Aufgabe 
zu  verfolgen.  Er  verlangt  (S.  231)  „nicht  ein  von  dem  Tropfen 
socialen  Öles  durchsickertes  ungeheuer  weites,  sondern  ein  auf 
dem  Gedanken  der  socialen  Freiheit  beruhendes,  aber  mit  ge- 
wissen Grenzen  umschlossenes  Privatrecht,"  —  ein  Satz,  mit 
dem  freilich  im  praktischen  Leben  wohl  kaum  etwas  auszu- 
richten ist.  Auch  dann  nicht,  w^eun  hinzugefiigt  wird :  gi'und- 
sätzlich  kein  Re9ht  für  die  Schwachen,  sondern  für  die  Ge- 
sunden (S.  246),  oder :  „Es  ist  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers, 
das  Herz  des  Volkes  zu  belauschen  und  seinem  Schlage  im 
Gesetze  Ausdruck  zu  verleihen;  es  ist  das,  was  als  Aus- 
beutung empfunden  wird,  zu  kennzeichnen  und  zu  stigma- 
tisieren." —  Weit  einsichtiger,  als  dieser  Aufsatz,  der  eine 
Erwiderung  auf  den  Gierkeschen  Vortrag  sein  soll,  ist  die 
Abwehr  der  gegen  den  Entwurf  des  B.  G.  B.  erhobenen  Be- 
denken, durch  dessen  Mitverfasser,  den  Professor  Gottlieb 
Planck  (Göttingen),  einen  früheren  hannoverschen  Richter, 
die  er  im  Arch.  f.  civ.  Pr.  Bd.  75  S.  391  ff.  veröffentlicht  hat 
Sie  verdient  um  so  mehr  die  Beachtung,  als  in  ihr  mit  Meister- 
schaft der  eigentliche  Kernpunkt  der  Frage  des  „socialeren 
Privatrechts"  herausgeschält  und  zugleich  gezeigt  wird,  wie 
dies  Problem  überhaupt  anzugreifen  ist. 

Ich  mufs  jedoch,  bevor  ieh  auf  sie  eingehe,  auf  das  be- 
reits Gesagte  nochmals  zurückgreifen.     Während  anfangs  ganz 

„Ein  Eigeuthum  des  Bodons  tindct  nach  unserer  Theorie  gar  nicht 
statt.  —  Die  Erde  ist  des  Herrn;  des  Menschen  ist.nur  das  Vemiögen, 
sie  zweckmäfsig  anzubauen  und  zu  benutzen."  —  Über  obige  Behaup- 
tung s.  unter  vielen  Anderen  neuerdings  Bornhak,  Annalen  des 
Deutschen  Reiches  1891,  S.  220. 

1  Rosin  (Das  Recht  der  Arbeiterversicherune  T,  S.  142J  glaube 
ich  nach  seiner  Auseinandersetzung  S.  140  nicht  hierher  recnnen  zu 
müssen,  obwohl  sich  an  jener  Stelle  der  Satz  von  ihm  findet:  „Das 
geschilderte  Mifsverhältnils  zwischen  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung 
vermag  nun  das  Privatrecht  selbst,  da  es  sein  Grundprinzip  [„Gleichheit 
der  Personen**]  nicht  aufgeben  kann,  aus  sich  selbst  heraus  nicht  zu 
beseitigen."  Eher  gehört  schon  Born  hak  (an  eben  anjgegebenem  Orte 
S.  216)  hierher,  wenn  er  meint:  „Wie  weit  die  Korrektur  der  indivi- 
dualistit^chen  Rechtsordnung  durch  ein  Sozialrecht  möglich  ist,  kann 
noch  gar  nicht  abgesehen  werden." 

*  Hildebrand 8  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik 
XIX,  S.  225  ff. 
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allgemein  von  einer  „socialeren  Ausgestaltung  unseres  Privat- 
rechts" die  Rede  war,  wurde  in  den  zur  Orientierung  über 
dieses  Ziel  augeführten  Urteilen  verschiedener  Schriftsteller 
fast  nur  von  Beschränkung  der  Vertrags  fr  eiheit 
gesprochen.  Es  könnte  daher  scheinen,  als  ob,  gewisserniafsen 
unter  der  Hand,  eine  Vortauschung  der  Begriffe  stattgefunden 
hätte;  denn  allerdings  ist  die  letztere,  die  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit,  etwas  anderes,  nämlich  nur  ein  Teil  jener 
socialen  Umbildung.  Diese  umfafst,  wie  in  Wagners  und 
Ehrlichs  oben  angeführten  Worten  angedeutet  ist,  zweifellos 
auch  die  des  Eigentums  und  Erbrechts.  Trotzdem 
soll  in  der  That  die  folgende  Untersuchung  auf  das  Schuld- 
recht und  dessen  Grundlage,  —  Vertragsfreiheit  oder  -Ge- 
bundenheit, —  beschränkt  werden.  Nicht  allein,  weil  der 
Vorschlag  einer  (teilweisen)  Reform  des  Wohnungsmietver- 
trages das  schliefsliche  Ziel  dieser  Abhandlung  ist,  sondern 
auch,  weil  man  überhaupt  zweckmäfsiger  eine  gemeinsame 
Betrachtung  der  drei  verschiedenen  Rechtsgebiete  vermeidet. 
Man  mufs  hier  nämlich  das  Erbrecht,  obwohl  gerade  dieses 
ein  Haupttummelplatz  volkswirtschaftlicher  Neuerungsversuche 
ist,  beiseite  lassen,  weil  es  in  gewissem  Sinne  nur  eine  be- 
sondere Seite  des  Eigentumsrechts  ist;  und  dieses,  weil  seine 
Probleme,  —  teilweise  oder  gänzliche  Enteignung  zu  öffent- 
lichen Zwecken;  Belastung  mit  Abgaben  und  öffentlichen 
Pflichten;  Entziehung  oder  Anwendung  sonstiger  Zwangs - 
mafsregeln  bei  mifsbräuchlicher  Behandlung  (z.  B.  bei  Zu- 
sammenkauf zu  ungeheuren  Jagdgründen,  wodurch  das  Land 
entvölkert  wird)^,  —  im  wesentlichen  anders  geartet  sind, 
anders  angefafst  werden  müssen,  wie  eine  socialere  Ausgestaltung 
des  Schuldrechts.  Eine  solche  wird  je  nach  dem  betreffenden 
Gebiete  des  Privatrechts  einen  recht  verschiedenen  Charakter 
«eigen,  so  dafs  es  selbst  zweifelhaft  werden  mufs,  ob  die  ge- 
meinsame Bezeichnung  „socialere  Ausgestaltung"  für  alle  Fälle 
pafst.  Sehe  ich  recht,  so  bezieht  sie  sich  beim  Eigentums 
j(in  den  oben  angedeuteten  Richtungen)  wesentlich  auf  dan 
Verhältnis  zwischen  Eigentümern  und  Gesamtheit,  und  fällt 
gröfstenteils    in    das   Gebiet   des   öffentlichen  Rechts,    so   dafn 


1  Gierke,  Soziale  Frage  S.  19,  Anm.  12.  —  Die  hier  vorgenommene 
Trennung  der  verschiedenen  Grebiete  thut  natürlich  keinen  Abbrucli 
der  Richtigkeit  von  Aussprüchen,  wie  den  Schmollers  (Grundfragen 
S.  53):  „Das  Eigentumsrecht  —  der  Eckstein  des  ganzen  Privatrecht  h 
und  der  ganzen  Volkswirtschaft",  oder  dem  des  Grafen  Chorinsky 
in  dessen  trefflichem  Berichte  über  die  bäuerlichen  Verhältnisse  Salz- 
burgs, (in  Steins  „Bauerngut  und  Hufenrecht"  S.  79):  „Entscheidend 
für  den  Charakter  des  Privatrechts  ist  vor  allem  die  Auffassung  de^ 
Eigentumsbegriffes."  Man  wird  aber  trotz  ihrer  Wahrheit  kaum  geneigt 
sein,  z.B.  die  Frage  des  Rechts  auf  einen  angemessenen  Arbeitsertraga- 
anteil  auf  dem  Gebiete  des  Eigentums  (specihcatio  —  s.  o.)  zu  lösen  — ?! 
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aus  diesem  Grunde  schon  alle  diese  Fragen  hier,  aus  der 
Prüfung  einer  Socialreform  des  Privatrechts,  ganz  aus- 
scheiden würden.  Andererseits  läfst  sich  diese  Aufgabe  fUr 
das  Schuldrecht  auf  das  Verhältnis  der  Einzelpersonen  unter 
»ich  beschränken,  obwohl  sich  beide  Scheidungen,  jene  beim 
Eigentume  und  diese  hier,  begreiflicherweise  nicht  rein  durch- 
führen lassen.  Denn  die  sociale  Reform  könnte  dort  auch 
das  sogenannte  Nachbarrecht,  also  die  Beziehungen  zwischen 
Qrundstücksnachbarn,  ergreifen ;  und  hier,  wo  die  Allgemein- 
heit wenigstens  nicht  so  unmittelbar  an  der  zutreffenden 
Regelung  der  Rechte,  wie  beim  Grundeigentum,  interessiert 
ist,  kann  es  doch  auch  wieder  Rechtssätze  geben,  die,  obwohl 
zweifellos  privatrechtlich,  doch  gerade  das  öffentliche  Interesse 
unmittelbar  im  Auge  haben,  z.  B.  das  Verbot  im  S  168  der 
Konkursordnung,  des  Begünstigungsvertrages  neben  dem 
Z  wangs  vergleiche. 

Mag  das  nun  so  oder  so  liegen,  jedenfalls  soll  sich  die 
Erörterung  im  folgenden  nur  auf  die  socialere  Aus- 
gestaltung des  Schuldrechts  beziehen.  Dafs  diese  in 
Steigerung  der  Beschränkungen  der  Vertrags- 
freiheit bestehen  wird,  ist  schon  genügend  gesagt  und 
wird  sich  aus  der  jetzt  vorzunehmenden  Bestimmung  des 
Begriffes  „social"  des  näheren  ergeben.  Diese  Bestimmung 
macht  allerdings  keine  geringen  Schwierigkeiten ;  denn  „social" 
ist  unser  Privatrecht,  bezw.  Schuldrecht  doch  schon  an  und 
für  sich,  wie  beispielsweise  auch  von  dem  eifVigen  Social- 
poHtiker  Dr.  Fuld  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  35  S.  687 
ausdrücklich  zugegeben  wird^  —  social,  weil  es  ja  seinem 
eigentlichen  Begriffe  und  Zwecke  nach  eine  Gemeinschafts- 
ordnung der  durch  die  Vergesellschaftung  der  Menschen  ent- 
stehenden Lebens-  und  Verkehrsbeziehungen  der  Einzelnen 
sein  will;  weil  es  die  Beschränkung  ihrer  Eigenmacht  und 
natürlichen  Ungebundenheit  im  Allgemeininteresse,  die  „Siche- 
rung der  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  in  Form 
des  Zwanges"  (J  he  ring)  sein  soll,  —  ein  Gesichtspunkt,  der 
besonders  von  Maurus^  gut  herausgekehrt  ist.  Man  wird 
also  zunächst  zu  überlegen  haben,  ob  und  inwiefern  das 
Privatrecht,  bezw.  Schuldrecht  noch  „socialer"  werden  könne, 
ob  diese  Steigerung,  Komparation  des  Begriffes  überall  logisch 
und  möglich  ist. 


*  a.  a.  O.  S.  3.  Vergl.  dazu  auch  Stahl,  Rechtsphilosophie  II,  1 
6.  168;  Labaiid  in  GoldschmidtH  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
Bd.  23  8.  622  und  Staaterecht  Bd.  II  S.  338  (2.  Aufl.  1891).  Den  Wider- 
M)ruch  Gierkes  hiergegen  im  Seh  moller  sehen  Jahrbuche  Bd.  XIII 
S.  251  halte  ich  nicht  lür  berechtigt.  Es  ist  deshalb  auch  allein  zu- 
treffend, zu  sagen,  die  allgemeine  Vertragsfreiheit  „ignoriere"  die 
Ungleichheit  der  Menschen. 
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Das  ist  aber  nicht  zu  bezweifeln;  gerade  der  Begriff 
einer  solchen  Beschränkunff  erleidet  die  Verstärkung  sehr 
wohl,  und  da  die  „nattirlicne  Freiheit"  *  auf  dem  Gebiete  des 
Schuldrechts  als  Vertragsfreiheit  auftritt,  so  darf  man  die 
sociale  Umbildung  mit  den  oben  angeführten  Schriftstellern 
eben  auch  in  deren  Beschränkung  erblicken.  Nicht 
also  in  der  Aufstellung  von  Rechtssätzen,  wie  von  der  Un- 
gültigkeit unsittlicher  Verträge  oder  solchen,  die  dem  citierten 
§  168  der  Konkursordnung  ähnlich  sind,  aber  nicht  im  un- 
mittelbaren Interesse  der  Beteiligten  erlassen  werden;  oder 
gar  in  der  Schaffung  von  beliebigen  zweckmäfsigeren 
Rechtssätzen  ^ ,  gleichviel  welchen  Inhaltes.  So  wenigstens, 
wie  mir  scheinen  will,  wird  man  den  Begriff  der  socialeren 
Ausgestaltung  zunächst,  —  die  Bestimmung  etwaiger  weiteren 
Merkmale  vorbehalten,  —  für  das  Schuldrechtsgebiet  zu  be- 
grenzen, ihn  also  der  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
gleichzusetzen  haben.  Zu  seiner  Erklärung  wird  man  nicht 
auf  die  geschichtliche  Herkunft  des  Wortes  zurückgehen 
können,  da  diese  keinen  Aufschlufs  giebt,  mag  man  es  nun 
mit  H.  von  Treitschke^  unter  die  von  den  Regierungs- 
künsten Napoleons  III.  erfundenen  Schlagwörter  zählen 
oder  mit  Professor  J.  Wolf*  auf  den  „contrat  social"  Jean 
Jaques  Rousseaus  zurückzuführen  haben.  Auch  mit  den 
sonst  wohl  gebrauchten  Formulierungen,  das  Privatrecht  müsse 
weniger  „individualistisch"  oder  weniger  „gemeinschafts- 
feindlich" werden,  erreicht  man  jedenfalls  für  das  Schuldrecht 
um  nichts  mehr;  man  versteht  deshalb  doch  noch  nicht,  wie 
dann  daneben  sein  unverrückbarer  Grundzweck,  die  Rechte 
des  Einzelnen  gegen  die  Anderen  und  gegen  die  Gesamtheit 
zu  schützen,  gewahrt  bleiben  soll.  Und  selbst,  wenn  man 
unter  einem  „socialeren"  Privatrechte  ein  solches  verstände, 
das  an  die  Rechte  des  Einzelnen  mehr  Pflichten  gegen  die 
übrigen  davon  Berührten  (nicht  gegen  die  Gesamtheit  als 
solche !)  als  bisher  knüpfte,  so  wäre  das  Verständnis  der  Sache 
auch  noch  nicht  gefördert.  Denn  während  die  zweiseitigen 
Rechtsverhältnisse  allerdings  jetzt  schon  Rechte  und  Pflichten 
der  Parteien  in  sich  verbinden,  so  lassen  sie  sich  doch  bei 
den  anderen,  beispielsweise  beim  Darlehen,  mit  dem  besten 
Willen  untereinander  nicht  verknüpfen.  Durch  all  jene,  ob- 
wohl vielfach  versuchten  Formulierungen,  ist  also  nichts  ge- 
wonnen. 


»  B.G.ß.  §  705  und  Begründungen  desselben  II,  S.  726. 

■  Einen  Rechtssatz,  der  dem  Mieter  den  ihm  gemeinrechtlich 
fehlenden  Schutz  gegen  Dritte  giebt,  wird  man  nicht  socialrechtlich 
nennen  wollen  und  dürfen. 

3  Preufsiache  Jahrbücher  Bd.  34  S.  72.  Man  vergl.  auch  noch 
L    Rupprecht,  Justus  Moser,  S.  65. 

*  a.  a.  0.  S.  1. 
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Ganz  klar  wird  überall  die  Sache  erst,  —  und  dann  zu- 
gleich auch,  weshalb  und  zu  wessenGunsten  diese 
Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  eintreten  soll,  —  wenn  man 
dabei  die  Eigentümlichkeit  unserer  Wirtschaftsordnung  ins 
Auge  faliät.  Dies  scheint  mir  besonders  von  Planck  (a.  a.  O. 
S.  405 — 409)  wohl  beachtet  zu  sein;  ich  komme  deshalb  auf 
seine  Äufserung  zurück.  Sie  lautet,  in  Kürze  zusammengefafst, 
etwa  folgendermafsen  und  ergänzt  mir  in  erwünschter  Weise 
das  eben  von  mir  über  den  Begriflf  der  socialen  Umbildung 
Gesagte,  indem  sie  zugleich  dessen  weiter  noch  nötige  Be- 
grenzung vornimmt. 

Die  Worte  social,  socialpolitisch ,  socialrechtlich,  bemerkt 
Planck,  seien  Schlagwörter  verschiedenen  Sinnes.  Verstehe 
man  unter  socialer  Aufgabe  des  Rechts,  dafs  seine  Bestimmungen 
den  sittlichen,  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nissen des  Volkslebens  entsprächen,  so  meine  man  damit  etwas 
Selbstverständliches;  denn  das  Privatrecht  habe  gerade  den 
Zweck  und  nur  den  Zweck,  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
Menschen  zu  einander  in  einer,  jenen  Bedürfnissen  entr 
aprechenden  Weise  rechtlich  zu  ordnen.  Nui*  deshalb  träte 
der  Rechtsschutz  ein,  weil  das  Interesse  der  Gesamtheit,  die 
zwar  aus  allen  Einzelnen  gebildet  werde,  deren  Interesse  aber 
nicht  mit  allen  Einzelinteressen  zusammenfalle,  ihn  erfordere. 
Das  Wort  „social"  werde  aber  häufig  nicht  in  dieser  all- 
gemeinen Bedeutung  gebraucht,  sondern  von  bestimmten 
Interessentengruppen,  —  Agrariern,  Grofsindustriellen,  gewerb- 
lichen Arbeitern  u.  s.  w.  —  für  sich  in  Beschlag  genommen. 
Eine  bestimmte  sociale  Aufgabe  dieser  Art  habe  das  Privat- 
recht nicht;  bei  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden 
Interessen  sei  immer  die  dem  Wohle  des  Ganzen  am  besten 
entsprechende  Bestimmung  zu  wählen.  Daneben  sei  freilich 
die  Berechtigung  des  Gedankens  eines  privatrechtlichen 
Schutzes  der  Schwachen  gegen  die  wirtschaft- 
liche Übermacht  der  Starken  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen.  „Immer  handelt  es  sich  dabei  aber,"  so  fkhrt  Planck 
wörtlich  fort,  „um  einen  Gesichtspunkt,  der  nicht  für  sich 
allein,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  vielen  anderen,  ebenso 
berechtigten  Gesichtspunkten  in  Betracht  gezogen  werden 
darf.  Auch  die  Frage,  wer  der  Schwächere  und  wer  der 
Stärkere  ist,  läfst  sich  nicht  nach  allgemeinen  Kategorien 
entscheiden.  Die  wichtigsten  Faktoren  wirtschaftlicher  Macht 
und  Schwäche,  Reichtum  und  Armut,  lassen  sich  im  Privat- 
rechte überhaupt  nicht  als  Voraussetzungen  von  Rechtssätzen 
verwenden.  Eoensowenig  läfst  sich  allgemein  behaupten,  dafs 
der  Schuldner  gegenüber  dem  Gläubiger  der  Schwächere  sei. 
Es  wird  daher  immer  auf  eine  genaue  Prüfung 
der  einzelnen  Rechtsverhältnisse  ankommen,  be- 
sonders aber  darauf,  ob  sich  die  Voraussetzungen,  unter 
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welchen  ein  zum  Schutze  der  Schwachen  bestimmter  Rechts- 
satz  Anwendung  finden  soll,  sowie  der  Inhalt  dieses 
Rechtssatzes  selbst  so  bestimmen  lassen,  dafs 
dadurch  wenigstens  regelmäfsig  wirklich  nur 
der  Schwache  geschützt  wird,  und  nicht  daneben 
andere  schwerwiegende  Nachteile  für  die  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs eintreten". 

Folgendes  sei  zunächst  hier  noch  hinzugefügt. 

Unsere  jetzige  Wirtschaftsordnung  beruht  ihrem  Haupt- 
grundsatze nach  auf  dem  freien  Wettbewerbe,  der  Selbstsorge 
und  Selbstverantwortlichkeit  der  Einzelnen  und  damit  auf  dem 
sog.  „freien  Spiel  der  Kräfte".  Es  spiegelt  sich  das,  entr 
sprechend  dem  engen,  wechselwirkenden  Zusammenhange 
zwischen  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung,  auf  dem  Gebiete 
des  letzteren  in  der  freien  VerfügungsfUhigkeit  des  mündigen 
und  geistig  gesunden  Menschen  wieder.  Diese,  —  auch  auf 
dem  Gebiete  unseres  Civilprozesses  oder  doch  in  seiner  Hand- 
habung allzu  stark  betont,  —  gliedert  sich  für  das  Privatrecht 
in  die  unbeschränkte  Verfügung  über  das  Eigentum  (Ver- 
mögen) unter  Lebenden  und  auf  Todesfall  und  die  Vertrags- 
freiheit im  Schuldrechte,  —  letztere  teils  als  mittelbare 
Verfügung  über  das  Vermögen,  teils  als  solche  über  persön- 
liche Dienstleistungen. 

Es  ist  nun  zu  beachten,  dafs  unter  Obwalten  solch  recht- 
licher Unbeschränktheit  und  beim  Mangel  irgend  welchen 
Gegendrucks  von  Seiten  der  Rechtsordnung  der  Druck  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  „Angebot  und  Nachfrage"  beim 
Vertragsschlusse  im  allgemeinen  mafsgeblich  sind.  So 
triflft  denn  den  imsicher  Stehenden,  den  „wirtschaftlich 
Schwächeren"  der  Nachteil,  dafs  er  kraft  und  trotz  der 
Vertragsfreiheit  zu  schlimmen,  ungünstigen  und  ihm  völlig  uner- 
wünschten Vereinbarungen  bei  Lohn,  Miete,  Kaufgeld  u.  s.  w. 
gedrängt  werden  kann.  Und  das  ist  nun  eben  der  Mifsstand, 
gegen  den  die  von  den  socialen  Reformern  empfohlene  Be- 
schränkung der  Vertragsfreiheit  Abhülfe  schaffen  soll;  sie 
soll  die  eine  Partei  vor  der  durch  Rechtsgeschäfte,  also  unter 
vollkommener  Wahrung  der  Rechtsform  bemerkstelligten  Aus- 
beutung seitens  der  ihr  allgemein  oder  im  gegebenen 
Augenblicke  wenigstens  wirtschaftlich  überlegenen 
anderen  thunlichst  schützen. 

Die  Forderung  „socialen  Schutzes  im  Schuldrechte"  ent- 
hält also  auch  noch  für  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
eine  ganz  besondere  Mafsgabe;  giebt  ihr  eine  völlig  eigen- 
artige, eigentümliche  Richtung  und  Bestimmung  und  läfst  sich 
deshalb  um  so  weniger,  wie  ich  wiederholt  hervorheben 
möchte,  mit  den  sog.  socialen  Neuerungen  auf  dem  Felde  des 
Eigentumsrechtes,  etwa  der  bekannten  Bodenreformbewegung, 
über  deren  Stand  ich  kürzlich   im  Wiener  „Handelsmuseum" 
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(1892  Nr.  14  u.  15)  berichtet  habe,  auf  eine  Linie  stellen. 
Sie  zielt  nicht  auf  Sicherung  von  Personen  ab,  die  infolge 
ihres  Leichtsinns  (S.  C.  Macedonianum !)  oder  ihrer  Unerfahren- 
heit  (aus  Minderjährigkeit  oder  Schwachsinn)  durch  geistig 
Überlegene  geftlhrdet  sein  könnten.  Man  vergleiche  dafür 
beispielsweise  nur  das  preufsische  Gesetz  vom  if.  März  1857, 
bezw.  die  §§  bOl  und  302  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
mit  dem  deutschen  Wuchergesetze  von  1880  und  erinnere  sich 
des  vielfältigen  Schutzes  dieser  besonderen  Kategorie  von 
Menschen,  hauptsächlich  durch  Einrichtung  des  Vormund- 
schaftswesens, früher  durch  restitutio  in  integrum  und  ähnliches. 
Sie  zielt  auch  nicht,  woran  man  gewöhnlich  denkt,  auf  den 
Gegensatz  von  Reich  und  Arm  oder  auf  den  Schutz  der 
„unteren  Volksklassen"  oder  gar  nur  des  Bruchteils  der  Be- 
völkerung, den  die  ja  besonders  in  den  socialen  Kampf  ein- 
getretenen gewerblichen  Arbeiter  bilden;  sondern  sie  wen<Jet 
sich  ganz  allgemein  gegen  den  Mi  fsbrauch  der  wirt- 
schaftlichen Zwangslage  zur  Erzielung  un- 
gewöhnlich hohen  Gewinnes.  Sie  soll  also  beispiels- 
weise auch  dem  reichen  Gutsbesitzer  zu  gute  kommen,  wenn 
ihm  in  dringlicher  Erntezeit  die  Arbeiter  die  Erfüllung  ihrer 
vertragsmäfsigen  Pflichten  versagen.  Es  wäre  also  eine  ver- 
ächtliche Entstellung  der  Wahrheit,  wenn  man  die  Befür- 
wortung socialen  Schutzes  als  Demagogen  tum,  als  Liebäugeln 
mit  der  Begehrlichkeit  der  Menge  verschriee.  Er  soll  Hoch 
und  Niedrig  zu  teil  werden,  er  soll  unsere  Rechtsordnung 
von  einem  schwächlichen  Nachgeben  und  Zurückgehen  vor 
dem  wirtschaftlichen  Übergewichte  erlösen ;  und  wo  etwa  seine 
Forderung  dem  Erbarmen  mit  dem  Elende  entspringt,  wäre 
sie  nur  doppelt  zu  rühmen.  Man  bedarf  für  sie  übrigens 
auch  durchaus  nicht  des  Vorspanns,  sozusagen,  des  Idealismus  : 
nirgends  mehr  als  z.  B.  gerade  bei  der  Wohnungsfrage,  bei 
der  Beseitigung  ihrer  mannigfachen  „nuisancc«**  tritt  das 
ureigene  Interesse  der  wohlhabenderen  Kreise  unzweifelhaft 
zu  Tage. 

Der  sociale  Schutz  im  Schuldrecht  zielt  auch  nicht,  wie 
Planck  mit  Recht  hervorhebt,  auf  den  Gegensatz  von 
Schuldner  und  Gläubiger  und  zwar  zu  Gunsten  des  ersteren; 
schon  weil  er  undurchführbar  ist  und  obiges  Beispiel  solchen 
Gedanken  wohl  zur  Genüge  widerlegt,  —  ein  Punkt  übrigens, 
auf  den  ich  später  noch  zurückkommen  werde  (§  3). 

Schliefslich  ist  aber  allerdings  nicht  zu  verkennen,  dafs 
eine  völlige  und  scharfe  Trennung  der  Kategorien  der  geistig 
und  wirtschaftlich  „Schwachen"  nur  schulmäfsig,  jedoch  nicht, 
wie  überall  im  Leben  bei  solchen  Scheidungen,  so  auch  hier, 
praktisch  sich  streng  durchführen  läfst.  Der  wirtschaftlich 
Schwache  wird  regelmäfsig  auch  arm  sein,  und  der  Arme 
wiederum  meist   auch   der    geistig   Ungeschulte   und  Niedrig- 
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stehende.  Es  liegt  dies  eben  auf  demselben  Gebiete,  auf  dem 
man,  irrig  verallgemeinernd,  das  Verbrechen  lediglich 
aus  dem  Zwange  der  Armut  herzuleiten  versucht^. 

Vor  weiterem  wird  es  nun  noch  der  Verständigung  über 
verschiedene  einzelne  Punkte  bedürfen ;  dieser  sind  die  folgen- 
den Paragraphen  gewidmet. 


§2. 

Einzelne  Erwägungspunkte  zum  Vorhergehenden.  —  a)  Beruf 

und  Macht  der  Gesetzgebung  zu  socialrechtlichen  Mafsnahmen 

im  Schuldrechte. 

Das  System  der  Vertragsfreiheit  soll,  wie  sich  aus  dem 
bisher  Gesagten  ergiebt,  keineswegs  in  den  Bann  gethan,  son- 
dern nur  verbessert  werden;  durch  weitere  Beschränkungen 
im  socialen  Sinne  verschiebt  sich  ihre  längst  anerkannte  Grenz- 
linie^ nur  noch  etwas  mehr  zu  ihren  Ungunsten.  Die  Vertrags- 
freiheit galt  und  gilt  eben  auch  jetzt  nur  als  eine  Regel,  die 
zahlreiche  Ausnahmen  kennt.  So  ist  ihr  im  allgemeinen  nur 
das  Gebiet  des  sittlich  Unanstöfsigen  freigegeben,  und  in 
mannigfachen  Einzelftlllen  ist  ihr  freier  Lauf  durch  Form- 
vorschriften, wenn  auch  nicht  gehindert,  so  doch  gehemmt. 
Zu  solchen  Hemmungen  zählt  beispielsweise  der  Versuch  der 
neueren  badischen  Gesetzgebung,  den  durch  wirtschaftliche 
Unbesonnenheit  der  Landleute  herbeigeführten  unsinnigen 
Landankäufen  und  den  damit  für  sie  verknüpften  Übervortei- 
lungen dadurch  vorzubeugen,  dafs  innerhalb  der  nächsten 
fünf  Tage  nach  Abschlufs,  in  denen  „gewöhnlich  der  Katzen- 
jammer eintritt",  den  Käufern  ein  Rücktrittsrecht  gewährt 
wird^.  Die  Rückwirkung  der  eigentlichen  Fprmvorschriften 
auf  die  allgemeine  Vertragsfreiheit  ist  bekanntlich  viel  be- 
sprochen;   auch  A.   Wagner  erwähnt  sie  a.   a.  0.   S.  221. 


*  Vergl.  darüber  Fr.  von  Lifzt,  „Die  Zukunft  der  Rechtsstrafe" 
im  Socialpolitischen  Centralblatte  1892,  Nr.  38. 

*  So  spricht  sich  z.B.  Dil they  nach  einem  Citate  bei  Schmoller 
a.  a.  O.  S.  28  Anm.  24  aus..  Auch  Menzel,  Arch.  f.  bürgerl.  R.  I, 
S.  329  und   Anm.  8  dort.    Über  das  preufsische  A.L.R.  s.  u.  §  12. 

■  Freilich  „unter  Nichtachtung  des  angeblichen  Urrechts  eines 
jeden  Menschen  auf  Freiheit  seiner  Entschliefsungen",  wie  der  gute 
Kenner  unseres  wirtschaftlichen  Lebens,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr. 
H.  Thiel  (Berlin),  eelegentlich  sagte:  Veröffentlichungen  des  „Vereins 
für  Socialpolitik**  Bd.  28,  S.  54.  Jenes  badische  Gresetz,  dessen  Gedanke 
einigermaTsen  an  die,  etwaiger  Übereilung  steuernde  Vorschrift  einer 
doppelten  gerichtlichen  Erklärung  über  den  Austritt  aus  der  Kirchen- 
gemeinschaft im  preufsischen  Gesetze  vom  14.  Mai  1873  (§  2)  erinnert, 
ist  von  Thiel  a.  a.  0.  S.  51  erwähnt.  Der  Genannte  hat  auch  wert- 
volle Bemerkungen  in  der  Wohnungsfrage  geliefert ;  vergl.  z.  B.  a.  a.  0. 
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Schon  bei  den  italienischen  Juristen,  die  Seuffert  (a.  a.  O. 
S.  68.  76)  anführt,  z.  B.  bei  Bartholomäus  a  Saliceto  > 
wird  die  wirtschaftliche  Gefahr  der  Formlosigkeit  der  Rechts- 
geschäfte (des  „pactum  nudum")  berührt  Besonders  das 
A.L.R.^  und  jetzt  der  Entwurf  eines  B.  G.  B.  hat  dann  weiter 
deren  Erörterung  veranlafst.  Es  darf  beispielsweise  auf  die 
Verhandlungen  des  preufsischen  Landesökonomiekollegs 
von  1889  (a.  a.  O.  S.  128,  472  ff.)  verwiesen  werden.  Eine 
klassische  Darstellung  der  Vorteile  und  Nachteile  der  juristi- 
schen Form  hat  R.  von  Jhering  in  seinem  „Geiste  des 
römischen  Rechts"  Bd.  2  S.  455  gegeben. 

Bei  ihrer  Abwägung  gegeneinander  ist  jedenfalls  nicht 
zu  übersehen,  dafs  die  zum  Schutze  der  „wirtschaftlich 
Schwachen"  erfolgte  Anwendung  von  Formvorschriften  zwei- 
schneidig gerade  diese  schädigen  kann,  wenn  sie  ihre  Beobach- 
tung vom  Gegner  nicht  durchzusetzen  vermögen  und  sich  mit 
formlosen  und  dann  doch  eben  ungültigen  Versprechungen  ab- 
finden lassen  müssen.  Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  Punkte 
verbietet  sich  hier ;  auch  soll  ein  kurzer  geschichtlicher  Rück- 
blick auf  die  so  wichtige  Entwicklung  der  Klagbarkeit  des  „pac- 
tum nudum"  später  nachgeholt  werden.  Nur  in  betreff  des  in 
diesem  Zusammenhange  von  Seuffert,  Savigny  (Obli- 
gationenrecht II,  S.  219  Anm.  b),  von  der  Pfordten  (Ab- 
handlungen aus  dem  Pandektenrechte  S.  301)  und  G.  Hart- 
mann  (Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  77  S.  231)  angeführten 
Just  US  Moser'  mag  noch  bemerkt   sein,    dafs  man  seinen 


^  Dessen^  mir  allerdings  ziemlich  unverständliche  Worte  in  den 
Opera  omnia  I  Vol.  zu  c.  10  Cod.  de  pactis  II,  13  Nr.  9  lauten:  „Si 
tarnen  omnino  aliud  teneant  Canonistae  dicas  jus  civile  motum  fiii^se 
optima  ratione  ad  statucndum,  (][uod  ex  simplici  nudo  pacto  non  detur 
actio  videlicet  defectus  caufsae  in  pacto  non  adjectae  —  et  per  con- 
8e(|uen8  iudiscretio  caventis  sine  caufsa,  cui  fiiit  succurrendum ,  —  et 
quia  indiscreti  seu  non  expedienti  cautela  et  prudentia 
pleni  utiaue  maxime  et  plurimi  sunt  homincs  mechanici 
facilitcr  proiabuntur  in  talibus  cautionibus,  et  quandoque  per  jocum 
vel  solatium  undc  reperirentur  illaqueari  contra  mentcm  ipsorum,  et 
maxime  per  prudentiores  seu  astutiores  quibus  obligatio  esset  quaerenda, 
fuit  expediens  eis  succurri",  — .  Das  Oitat  ist  der  Frankfurter  Aus- 
gabe von  1615  entnommen;  die  freigelassenen  Stellen  sind  Verweisungen 
auf  das  corpus  juris. 

*  Eccius,  Handbuch  des  preufsischen  Privatrechts,  6.  Aufl.  Bd.  I 
S.  22.  —  Auch  die  hohen  Immobuiarvertragsgebühren  hat  man  als  einen 
Hemmschuh  einer  allzugrofsen  BewcglicliKeit  bei  den  Veräufserungen 
betrachtet:  Koscher,  Nationalök.  des  Ackerbaues  §  146  Anm.  8. 

^  Patriotische  Phantasien  Bd.  II  Nr.  24.  Es  ist  sehr  erfreulich  zu 
sehen,  dafs  die  Bedeutung  dieses  trefflichen  Mannes  jetzt  mehr  und 
mehr  anerkannt  wird;  man  vergl.  darüber  beispielsweise  das  oben- 
genannte Schriftchen  von  L.  Rupprecht.  Mosers  praktischer  Sinn 
nat  ihn  manchen  tiefen  Blick  in  das  Getriebe  unseres  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  thun  lassen ;  so  hat  er  bereits  (a.  a.  ().  V,  S.  60) 
das  erst  1883  von   der  preufsischen  Gesetzgebung  angenommene  oder 
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Scherz  über  die  Gefahren  eines  formlos-gültigen  Eheversprechens, 
unter  dem  sich  allerdings  ein  tiefer,  praktischer  Ernst  verbirgt, 
in  der  köstlichen  Schilderung  eines  entsprechenden  Erlebnisses 
von  Mr.  Pickwick  bei  B  o  z  wiederfindet.  Noch  wichtiger  frei- 
lich als  der  Hinweis  auf  Mosers  kerngesunde  Auffassung 
ist  es,  wenn  G.  Hartmann  auf  den  berühmten  Brief  Leib- 
nizens  an  Kestner^,  aus  Hannover  am  1.  Juli  1716  ge- 
schrieben, aufmerksam  macht.  Denn  dieser  spricht  gerade 
den  hier  einschlagenden  Gedanken  aus,  es  sei  eine  Haf- 
tung ex  nudo  pacto  eine  „nimia  poena  peccantis,  nimium 
praemium  ingeniosioris  vel  fortunatioris,  qui  alterius 
stultitia  vel  infortunio  in  rem  suam  uti  vellet".  Auch 
findet  sich  dort  die  später  noch  zu  verwertende  Bemerkung: 
„Hominem  verbis  suis  obligari,  cum  nuUa  subest  ratio  obli- 
gandi,  quod  Synallagma  appellant,  vel  ex  animo  donandi 
vel  ex  aeceptione^  nasci  debet:  neutrum  eousque  porrigendum 
est,  ut  in  magnum  promittentis  detrimentum  cedat." 

Neben  solch  blofse  Hemmungen  einer  allzu  raschen 
oder  durchschneidenden  Wirkung  der  allgemeinen  Vertrags- 
freiheit stellt  nun  aber  die  Rechtsordnung  von  jeher  und  selbst, 
wie  man  leicht  sieht,  zur  Zeit  der  gröfsten  Freihandelsblüte, 
eine  stattliche  Zahl  von  Verboten  bestimmter  Verträge ^, 
—  sei  es  allgemein  oder  bei  Abschlufs  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen oder  durch  gewisse  Personen ;  und  zwar  aus  Grün- 
den verschiedenartigster  Natur,  darunter  auch  solchen  von 
zweifellos  socialer  Richtung.  Es  kann  sich  deshalb  also,  wie 
bereits  angedeutet,  nur  um  ein  Weitervorgehen  in  diesen  Be- 
schränkungen bei  den  socialrechtlichen  Bestrebungen  handeln. 
Auch  ein  nur  kurzer  Überblick,   selbst  wenn  er  nicht  streng 


wieder  aufgenommene  sog.  -Deckungsprincip"  bei  der  Zwangsverstei- 
gerung dringend  empfohlen,  ö  a  v i  g  n  y  nat  ihn  seinerzeit  („Beruf"  u.  s.  w. 
S.  14)  neben  Hugo  gestellt  und  gesagt:  „Hohe Ehre  gebührt  auch  hierin 
dem  Andenken  Mosers,  der  mit  grofsartigem  Sinne  überall  die  Gre- 
schiehte  zu  deuten  suchte,  oft  auch  in  Beziehung  auf  das  bürgerliche 
Recht;  dafs  dieses  Beispiel  den  Juristen  gröfstenteils  unbemerkt  ge- 
blieben ist,  war  zu  erwarten,  da  er  nicht  zünftig  war  und  weder 
Vorlesungen  gehalten,  noch  Lehrbücher  geschrieben  hat."  —  Der  neue 
Aufsatz  von  Brezzo  über  die  Frage  der  Wirkung  der  Formvorschriften 
(in  den  Annali  dell'  Universiti  di  Perugia  11)  war  mir  nicht  zugänglich. 

1  Epistolae  Leibnitii,  edidit  Kortholtus,  Leipzig  1738,  Bd.  11,  S.  256. 
Auch  der  Brief  vom  17.  März  1709  (Bd.  III,  S.  237),  dem  der  dieser 
Abhandlung  vorangestellte  Lieblingsspruch  des  berühmten  Philosophen 
entnommen  ist,  spricht  über  die  „pacta  nuda".  Auch  bei  Hugo  a.a.O. 
§  323  ist  diese  Frage  behandelt. 

^  Dieses  Wort  erinnert  an  die  Lehre  der  Glossatoren  über  die 
Tragweite  der  laesio  enormis  und  knüpft  vielleicht  absichtlich  daran 
an.    Vergl.  auch  c.  6  X,  III,  17. 

^  Vergl.  M a n  d ry ,  Civilrechtlicher  Inhalt  der  Reichsgesetze,  2.  Aufl., 
S.  409.  Über  das  Veroot  bestimmter  Vereinbarungen  innerhalb  gewisser 
Verträge  s.  unten  §  9  („clauses  prohib^es"). 


Digitized  by  LjOOQ IC 


24  xn3. 

historisch  geordnet  ist  und  obendrein  aus  dem  später  über  das 
justinianeische  Recht  zu  Sagenden  ergänzt  werden  mufs,  zeigt  eine 
reichliche,  vielleicht  sogar  überraschende  Zahl  von  Beispielen  *. 
Zu  der  ersten  Art  der  Verbote  gehört  der  erwähnte  §  168  der 
Konkursordnung;  das  Verbot  des  Verzichts  auf  weitere  Ver- 
hypothezierung  oder  auf  Beantragung  der  Zwangsversteigerung 
(rreufs.  Eigentumsgesetz  §§  48  und  45);  das  Verbot  der 
„laesio  enormis"  und  der  Zinseszinsen;  der  Satz  „ne  ultra 
dimidium";  das  Verbot  des  „auctoratus"  und  des  vertrags- 
mäfsigen  Ausschlusses  des  receptum  cauponum;  die  lex 
Anastasiana"  u.  s.  w.  In  die  zweite  Klasse,  wo  der  Abschlufs 
von  Verträgen  nur  unter  gewissen  Verhältnissen  oder  Be- 
dingungen unwirksam  ist,  möchte  ich  das  deutsche  Gesetz  vom 
14.  Nov.  1867  (über  die  vertragsmäfsigen  Zinsen)  §  2  und 
das  Wuchergesetz  zählen  —  Ausbeutung  der  Notlage,  des 
Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  beim  Darlehnsgeschäfte  — , 
das  Verbot  der  Verfügung  über  ausstehenden  Lohn,  über  Ver- 
sicherungsforderungen (baierisches  Hagel  Versicherungs- 
gesetz Art.  10)  und  über  die  Renten  der  Arbeiterversiche- 
rungsgesetze; die  bereits  erwähnte  Aktiengesetznovelle  von 
1884;  das  äufserst  scharfe  preufsische  Gesetz  vom  17.  März 
1881  (§§  1,  3,  4,  7)  betreffend  das  Pfandleihgewerbe  in  Ver- 
bindung  mit  Nr.  12  des  §360  im  Str.G.B.  nach  der  Fassung 
von  1880  u.  s.  w.  Einer  Berücksichtigung  der  persönlichen 
Eieenschaften  oder  Stellung  des  Vertragsschliefsenden  sind 
endlich  die  Vorschriften  des  S.O.  Vellejanum  und  Macedo- 
nianum ;  das  Verbot  gänzlichen  Verzichtes  auf  demnächstigen 
Konkurrenzbetrieb  (s.  u.)  und  der  Forderungsabtretung  an 
einen  „potior"  ;  der  „datio  in  salutum"  an  Fabrikarbeiter  nach 
der  deutschen  Gewerbeordnung,  des  Haftpflichtgesetzes  u.  s.  w. 
entsprungen. 

Diese  Beispiele  lassen  sich  unzweifelhaft  noch  sehr  ver- 
mehren; auch  die  Beschränkungen  der  Zwangsvollstreckung 
zu  Gunsten  des  Schuldners  gehören  insofern  hierher,  als  der 
Vertragsfreiheit  in  diesem  Falle  nicht  dessen  unbedingte  Ver- 
antwortlichkeit bis  zum  letzten  Groschen  entspricht.  Wirt- 
schaftliche wie  sittliche  Erwägungen  haben  also  längst  und 
immer  wieder  die  Rechtsordnung  gezwungen,  sich  in  be- 
stimmten Fällen  mit  dem  Grundsatze   der  Vertragsfreiheit  in 


^  Kulemann,  Arbeiterschutz  (1893,  S.  62)  glaubt  beim  Dieust- 
vertrage  behaupten  zu  dürfen,  dafs  für  die  Praxis  der  Schwerpunkt  in 
dessen  Ausnanmen  von  der  Vertragsfreiheit  bereits  liege. 

*  Soweit  man  ein  solches  überall  annimmt  (vergl.  Entw.  eines 
B.6.B.  §  626  a.  E.)  und  nicht  unter  die  im  §  9  hier  unten  besprochenen 
Fälle  zahlt. 

«  Hartmann  a.  letztaugeg.  0.  Bd.  73  S.  Soi.  Knies,  Kredit  I, 
S.  246:  „Ein  bezeichnender  Beleg  für  das  scharfe  Ringen  römischer 
Kaiser  gegen  verschmitzte  Manipulationen  von  Gläubigern." 
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Widerspruch  zu  setzen;  und  es  ist  ebenso  verkehrt,  solches 
im  Interesse  einer  glatten  Theorie  in  den  Hintergrund  treten 
zu  lassen,  wie  es  bedauerlich  ist,  diese  bereits  längst  vorhan- 
dene Fürsorge  des  Rechts  in  Abrede  zu  nehmen  oder  für 
nichts  zu  achten.  Ebenso  wie  der  Socialismus  keineswegs 
eine  Erscheinung  der  Neuzeit  ist,  so  war  auch  früher  schon, 
wenngleich  unter  anderem  Namen,  die  Triebfeder  jener  Rechts- 
bestimmungen die  Bekämpfung  der  Grundsätze  des  schabloni- 
ßierenden  Manchestertums ,  die  heuchlerische  Gleichstellung 
ungleichartiger  Menschen  und  Dinge,  des  Wahnes,  dafs  auf 
dem  wirtschaftlichen  Ringplatze  die  Kräfte  Aller  gleich  seien, 
oder  doch  die  von  Unterdrückung  Bedrohten  keines  Rechts- 
schutzes bedürften.  Heuchlerisch  nenne  ich  sie,  weil  sie  in 
vielen  Fällen  ebenso  uneigennützig  sind,  wie  die  Propaganda 
des  Cobdenklubs  für  die  Handelsfreiheit  nichtenglischer  Län- 
der. Man  beachte  bei  Würdigung  jener  Behauptung  nur, 
dafs  von  solchem  Kampfe,  trotz  aller  ihrer  Mifsgriffe,  die  für- 
sorgliche Gesetzgebung  der  späteren  römischen  Kaiser  und 
das  Ringen  der  mittelalterlichen  Wirtschaftspolitik  nach  dem 
„justum  pretium"  ein  so  beredtes  Zeugnis  ablegt,  worauf  ich 
weiter  unten,  wenn  auch  nur  kurz,  zurückkommen  mufs.  In 
der  wissenschaftlichen  Welt  —  freilich  auch  sonst  wohl !  — 
herrscht  aber  eben  das  Bedürfnis,  von  Zeit  zu  Zeit  neue 
Schlagwörter  zu  erfinden,  hinter  denen  sich  dann  doch,  wie 
hier  beim  Worte  „social",  nicht  gerade  etwas  Neues  verbirgt, 
wobei  häufig  aber,  zumal  infolge  des  Gebrauches  der  leidigen 
Fremdwörter,  die  Klarheit  des  Begriffes  getrübt  wird.  Manch- 
mal mag  es.  ja  freilich  in  solchen  Dingen  nicht  geraten  sein, 
das  Kind  bei  richtigem  Namen  zu  nennen  und  einzugestehen, 
dafs  es  sich  bei  den  social  rechtlichen  Bestrebungen  um  eine 
ausgiebige  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  handele :  gegen 
eine  allgemein  den  städtischen  Gemeinden  zu  verleihende 
Grundenteignungsbefugnis  z.  B.,  wie  sie  jetzt  so  vielfach  ge- 
fordert wird,  möchte  sich  ein  Entrüstungssturm  der  Grund- 
besitzer und  ihres  Anhanges  erheben,  während  das  doch  so 
tief  einschneidende  und  aus  ganz  gleicher  Wurzel  stammende 
preufsische  „Baufluchtsliniengesetz"  von  1875  unangefochten 
und  sozusagen  unter  der  Hand  Bestandteil  unserer  Rechtsord- 
nung geworden  ist! 

Ich  würde  übrigens  glauben  müssen,  das  gezeichnete  Bild 
unvollständig  gelassen  zu  haben,  wenn  ich  nicht  auf  eine 
längst  vorhandene,  der  unverkennbar  „reaktionären"  Weiter- 
entwicklung unserer  Gewerbeordnung  von  1869  parallellaufende 
Gesetzgebung  hinwiese,  die,  fast  unbeachtet  ihrem  Grund- 
gedanken nach,  in  eigentümlicher  und  anscheinend  völlig 
moderner  Weise  neben  die  neueren  Beschränkungen  der  Ver- 
tragsfreiheit sich  stellt  und  sie  in  ihren  Wirkungen  für  ge- 
wisse  Fälle  vertritt.     Ich   denke  an   die   Reichsgesetze  vom 
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20.  Juli  1881,  betreffend  die  Zeichnung  der  Schankgeföfse, 
vom  16.  Juli  1884,  über  den  Feingehalt  der  Gold- und  Silber- 
waren, sowie  das  jetzt  erst  in  Kraft  gesetzte  vom  19.  Mai 
1891,  betreffend  Prüfung  der  Handfeuerwaffen  und  vornehm- 
lich das  wichtige  Nahrungsmittelftllschungsgesetz  von  1879. 
Obwohl  ihre  Bestimmungen  —  bis  auf  §  7  des  zweitgenannten 
Gesetzes^  —  nicht  unmittelbar  auf  privatrechtlichem  Gebiete 
liegen,  und  ihre  Rückwirkung  auf  dieses  zu  bestimmen  nicht 
gerade  leicht  sein  mag,  so  üben  sie  doch  mittelbar  auf  die 
Vertragsfreiheit  einen  unverkennbar  beschränkenden  Einflufs 
aus  und  dürfen  deshalb  in  diesem  Zusammenhange  erwähnt 
werden.  Denn  jene  tiberläfst  in  notwendiger  Folge  ihres 
Wesens  den  einzelnen  Vertragsschliefsenden  völlig  sich  selbst, 
seiner  eigenen  Gewandtheit,  Findigkeit,  Sachkenntnis  und  Auf- 
merksamkeit —  selbst  da,  wo  nicht  er,  wohl  aber  im  Gegen- 
satz zu  ihm  der  andere  Teil  in  der  Lage  ist,  sich  von  der 
Güte  oder  Mangelhaftigkeit  seiner  Leistung  zu  überzeugen^, 
z.  B.  der  Vermieter  bei  seinem  Hause ,  der  Handwerker  und 
Fabrikant  bei  seinen  Arbeitserzeugnissen.  Entgegen  diesem 
Preisgeben  des  vielfach  in  solcher  Lage  völlig  hülflosen  Publi- 
kums hat  der  Gesetzgeber  etwas  Neues  geschaffen.  Er  hat 
die  Gastwirte  bei  Strafe  verpflichtet,  durch  bestimmte  Zeichen 
an  den  Trinkgeßlfsen  deren  Inhalt  ausdrücklich  bekannt 
zu  geben,  und  daneben  jederzeit  zugängliche  KontroUmafse 
zu  führen.  Da  sie  für  jene  Angaben  bei  Meidung  der  Be- 
trugsstrafe aufkommen  müssen,  so  liegt  darin  eine  eigenartige, 
nicht  unerhebliche  Unterstützung  der  vertragsschliefsenden 
Gäste  bei  Bemessung  der  ihnen  werdenden  Gegenleistung. 
Auf  ein  gleiches  kommt,  wie  zum  Überflusse  dessen  §  7  zeigt, 
das  Reichsgesetz  von  1884  und  dasjenige  von  1891  hinaus, 
dessen  §  1  lautet:  „Handfeuerwaffea  dürfen  nur  dann  feil- 
gehalten oder  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  wenn  ihre 
Läufe  und  Verschlüsse  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
in   amtlichen    Prüfungsanstalten   geprüft    und   mit   Prüfungs- 


^  §  7  lautet:  «Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feinj^ehaltes 
haftet  der  Verkäufer  der  Ware."  Über  die  civilrechtliche  Seite  wäre 
noch  Eccius  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  151  Anm.  20  zu  vergleichen. 

»  „Potuit  ea  nota  habere":  fr.  1  §  2  de  aed.  ed.  XXI,  1.  Bücher 
a.  a,  0.  S.  350  wirft  unserem  heutigen  Obligationenrechte  vor,  dafs  es 
sich  die  naheliegende  Erw'ägung  nicht  zu  eigen  gemacht  habe,  der  Ver- 
mieter müsse  die  Wohnung  oeim  Vertragsabschlüsse  doch  kennen,  nicht 
aber  der  Mieter.  Dieser  Vorwurf  trifft  übrigens  für  .die  ältere  Juris- 
prudenz nicht  zu;  man  vergl.  beispielsweise  folgende  Äufserung  V o e t s 
(Comment.  ad  Fand.  üb.  18,  Tit.  5  Nr.  5):  „coiidonandum  magis  em- 
tori  —  circa  rei  emendae  verum  pretium  errantis,  quam  quidem  vendi- 
tori  dominium  habenti,  dum  quisaue  suarum  magis  quam  alienarum 
rerum  pretia  novisse  et  potest  et  debet."  Ebenso  Lauterbach  (Colleg. 
theor.  u.  pr.  ibidem  §  23)  u.  Perez  (Praelectiones  in  Codicem,  Buch  4, 
Titel  44  Nr.  6)  u.  A. 
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zeichen  versehen  sind."  Auch  hier  soll  also  der  Kauflustige 
nicht  erst  durch  eigenen  Schaden  sich  darüber  belehren  zu 
lassen  brauchen,  wo  ihm  eine  sichere  Ware  geliefert  wird; 
es  soll  ihm  eine  ausdrückliche,  urkundliche  Erklä- 
rung des  Verkäufers  darüber  behändigt  werden;  es  tritt, 
wenn  ein  Verkäufer  hier  und  in  den  vorigen  Fällen  überhaupt 
auf  das  betreffende  Verpflichtungsverhältnis  sich  einläfst,  dann 
ein  gewisser  Leistungszwang  für  ihn  ein,  zu  dessen  Um- 
fang er  sich  ausdrücklich  zu  bekennen  hat,  und  der  durch 
Parteiberedung ,  insbesondere  stillschweigenden  Verzicht  des 
Leistungsempfängers  nicht  abgeändert  werden  kann.  Weit 
wichtiger  noch  und  längst  als  Analogie  flir  die  neueren  Forde- 
rungen an  das  Wohnungsmietrecht  verwertet  ist  jedoch  das 
letztgenannte  Reichsgesetz,  das  ich  freilich,  um  nicht  allzu 
weitläuftig  zu  werden,  nur  kurz  berühren  darf.  Wie  das 
ädilitische  Edikt  die  Kundgebung  verborgener  Fehler  durch 
den  Satz:  „Qui  mancipia  vendunt,  certiores  faciant  em- 
tores,  quid  morbi  vitiique  cuique  sit,  quis  fugitivus  errove 
sit  noxave  solutus  non  sit,  eademque  omnia,  cum  ea  mancipia 
venibunt,  pal  am  recte  pronuntianto,"  dem  Verkäufer 
auferlegt,  und  nach  Eiben s  Zeugnis^  in  den  mittelalterlichen 
Rechtsquellen  dessen  Verpflichtung  häufiger  ausgesprochen 
ist,  seine  Käufer  über  Art  und  Güte  der  Waren  aufzuklären 
und  für  diese  Angaben  einzustehen,  so  halten  auch  jene  neuen 
Gesetze  einen  ähnlichen  Standpunkt  fest,  dafs  alles  gethan 
werden  müsse  —  wie  die  Begründung  des  letzterwähnten 
sagt  — ,  um  die  Kauflustigen  über  die  wirkliche  Beschaffen- 
heit der  Waren  aufzuklären.  Es  handelt  sich  dabei  offenbar 
um  ein  noch  schärferes  Anziehen  der  Haftung  aus  dem  ädi- 
litischen  Edikte,  wo  auch  die  blofse  Haftung  wegen  Arglist 
im  praktischen  Rechtsverkehre  nicht  ausreicht;  um  eine  ver- 
schärfte, unter  Strafe  gestellte  und  absolute  Pflicht  des  Ver- 
äufserers,  positiv,  durch  ausdrückliche  Gewährsübernahme  für 
Abwesenheit  von  Fehlern  der  feilgebotenen  Ware  zu  sorgen, 
wie  das  der  Gerechtigkeit  bei  Verteilung  der  Pflichten 
unter  den  Beteiligten  durchaus  entspricht.  Bei  den  Verhand- 
lungen über  das  Nahrungsmittclfklschungsgesetz  ist  freilich 
der  Gesichtspunkt  des  öffentlichen  Interesses  mehr  zur  Gel- 
tung gekommen;  der  andere  ist  aber  deshalb  nicht  weniger 
zutreffend,  wird  auch  von  Eiben  (a.  a.  O.  S.  93)  durchaus 
richtig  erkannt,  wenn  er  sagt:  „Bei  der  gröfsten  Vorsicht 
ist  es  den  Konsumenten  nicht  möglich,  sich  gegen  Täuschun- 
gen zu  schützen;  der  Satz  , Augen  offen,  Beutel  offen*  ist  nicht 
durchführbar."  Auf  die  Wohnungsmiete  angewandt  würde 
das  bedeuten:    Der  Vermieter  darf  es  nicht  allein  nicht  dar- 


1  Lehre  von  der  Warenfalschung  1881,  S.  47. 
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auf  ankommen  lassen,  ob  der  Mieter  die  Ungesundheit  der 
Räume  bemerkt,  oder  darf  ihm  gar  die  Niehtentdeckung  als 
„Fahrlässigkeit"  zur  Last  rechnen  (s.  u.),  sondern  er  soll 
überhaupt  keine  ungesunde  Wohnung  vermieten  —  bei  Mei- 
dung von  Strafe  und  Schadensersatz,  selbst  bei  einem  daiTun 
wissenden  Mieter  ^. 

Dafs  unsere  jetzigen  Auffassungen  mehr  und  mehr  dazu 
hinneigen,  statt  der  Regellosigkeit  des  Verkehrs  wichtige 
Interessen  der  Beteiligten  preiszugeben,  ähnlich  den  obigen 
Fällen  mit  bestimmten  (unverzichtbaren)  Vorschriften  ihnen 
dabei  zu  Hülfe  zu  kommen,  zeigt  mir  in  merkwürdiger  Weise 
der  Artikel  4  des  Entwurfes  der  schon  erwähnten  Novelle 
zum  Wuchergesetze,  welche  demjenigen,  der  „gewerbsmäfsig 
Geld  oder  Kreditgeschäfte  betreibt",  bei  Strafe  und 
Zinsverlust  zwingt,  dem  anderen  Teile  „für  iedes  Kalender- 
jahr binnen  drei  Monaten  nach  Schlufs  desselben  einen  voll- 
ständigen Rechnungsauszug  über  die  noch  schwebenden  Ge- 
schäfte mitzuteilen".  Ich  enthalte  mich  freilich  jedes  ein- 
gehenden Urteils  über  diesen  Vorschlag,  der  mit  Verhütung 
von  Wucher  nach  der  jetzigen  Fassung  überall  nichts  mehr 
zu  thun  hat,  und  bei  dem  in  der  That  das  Wort  „Kredit- 
geschäft" eine  allzu  unbestimmte  Fassung  hat.  Denn  unter 
jenen  Rechtssatz  fkllt  beispielsweise  auch  der  grofse  Haus- 
vermieter, der  zufällig  seine  Mietzinse  zum  1.  Mai  und  1.  No- 
vember einzuziehen  pflegt,  weil  am  1.  April,  drei  Monate  nach 
Beginn  des  Kalenderjahres,  das  letzte  „Geschäft",  die  kredi- 
tierte Mietschuld  *  für  1.  November  bis  1.  Mai,  noch  „schwebt** ; 
und  ebenso  der  kleine  Krämer,  der  über  die  den  Arbeitern 
kreditierten  Waren  völlig  ausreichender  Weise  ein  zu 
ihrer  Kontrolle  ihnen  immer  wieder  behändigtes  Kontobuch 
führt. 

Ein  Streit  über  den  Beruf  der  Gesetzgebung,  in  den 
wirtschaftlichen  Interessenkampf  durch  privatrechtliche 
Bestimmungen  einzugreifen,  scheint  nacn  all  diesen  Anfüh- 
rungen vom  geschichtlichen  Standpunkte  aus  nicht  wohl 
möglich;  aber  auch  nicht  vom  dogmatischen,  wenn  die 
Rechtsordnung  im  wesentlichen  nichts  anderes  ist,  wie  die 
staatliche  Regelung  der  Verkehrs-  und  Vermögensinteressen. 
Die  Lehren  von  der  sogenannten  „Nachtwächterstellung"  des 
Staates,  wie  sie  beispielsweise  W.  von  Humboldt*  in  seiner 
Jugendschrift  vertrat,    sind  ja  so   wie  so   längst  verworfen; 


^  In  dieser  Richtung  liefen  auch  die  Ausführungen  R.  v.  Jherings 
über  den  Lucca-Pistoja-Aktienstreit. 

*  Über  den  Kreditbegriff  s.  Knies  a.  a.  0.  I,  S.  35. 

'  Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grrenzen  der  Wirksamkeit  des 
Staates  zu  bestimmen  (Breslau  1851,  Auersche  Ausgabe),  z.  B.  S.  119 
(„schlechterdings  blofs  die  Erhaltung  der  Sicherheit  obliegt"),  131  u.  s.  w. 
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und  die  innige  Verquickung  von  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung, die  eben  nur  verschiedene  Seiten  derselben  Sache 
sind,  und  deren  wechselseitige  Bedingtheit  jedenfalls  auch  eine 
unmittelbare  Beeinflussung  des  Wirtschaftslebens  durch  Rechts- 
satzungen privatrechtlicher  Art  möglich  macht,  wird  selbst  auf 
juristischer  Seite  mehr  und  mehr  anerkannt.  Die  Zeugnisse 
dafür,  von  denen  ich  einige  in  der  Anmerkung  zusammen- 
stelle, haben  sich  gerade  in  jüngster  Zeit  gemehrt^.  Geblieben 
ist  nur  der  Streit  über  Art  und  Mafs  des  rechtlichen  Ein- 
greifens; und  hierbei  allerdings  steht  die  Jurisprudenz,  wie 
oben  schon  gesagt,  der  socialrechtlichen  Richtung  noch 
vielfach  fremd  oder  gar  feindselig  gegenüber.  —  Und  auch  das 
ist  neuerdings  wieder  von  verschiedenen  Seiten  betont,  dafs 
eine  Entscheidung  des  Gesetzgebers  zwischen  verschiedenen 
wirtschaftlichen   Strömungen    und    den   Wünschen    entgegen- 

fesetzter  Interessentengruppen  am  letzten  Ende  nur  aus  sitt- 
ichem  GesichtspunKte  erfolgen  könne,  so  besonders 
von  Arnold  und  nach  ihm  von  Köhler^,  wie  denn  über- 
haupt das  ethische  Moment,  dem  gerade  bei  Lösung  der 
Wohnungsfrage  grofse  Erheblichkeit  zukommt,  im  Rechte 
mehr  zur  Geltung  gelangt  ist,  entgegen  einer  Lehre,  die  nur 
die  wirtschaftliche  Nützlichkeit  als  „Zweck  im  Recht"  an- 
erkennen will,  und  sich  dadurch  der  nationalökonomischen 
Lehre  gleichstellt,  die,  an  Adam  Smith  und  Ricardo  an- 
knüpfend, jetzt  längst  mit  Erfolg  durch  Männer  wie  Sis- 
mondi,  Knies,  W.  Röscher,  E.  de  Laveleye  u.  A.  be- 
kämpft ist».  — 

1  Aufser  den  S.  10  Angeführten:  Arnold,  Recht  und  Wirt- 
schaft, 8.  80,  38,  35;  Kultur  und  Rechtaleben,  S.  56  ff.;  Endemann, 
Studien  I,  S.  1;  Deutsche  Grerichtszeitung  1864  Nr.  11  u.  12;  Handels- 
recht S.  9,  51;  Fitting  in  Goldschmidts  Zeitschrift  II,  S.  177; 
Gierke,  Tübinger  Zeitschrift  für  Staats  Wissenschaften,  Bd.  30  S.  163, 
und  im  Schmoilerschen  Jahrbuche  Bd.  XIII  S.  943;  R.  v.  Jhering, 
Zweck  im  Rechte  I,  S.  430—437;  Roesler,  Annalen  des  Deutschen 
Reiches  1872  S.  509;  Leonhard  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  25 
S.  180:  Goldschmidt  a.  a.  O.  S.  11,  18,  256  und  sonst,  und  in 
seiner  Schrift  „Rechtsstudium  und  Prüfungsordnung"  S.  256;  Frank 
a.  a.  0.  S.  28;  H.  A.  Post,  Aufgaben  einer  allgemeinen  Rechtswissen- 
schaft, S.  23;  Jakobi  in  Grün  hu  ts  Zeitschrift  Bd.  XVIE  S.  144; 
Grünberg,  Krit  Vierteljahrsschrift,  Bd.  31  S.  238;  Klöppel,  Staat 
und  Gesellschaft,  S,  2:^.  —  Aus  der  volkswirtschaftlichen  Litteratur 
nenne  ich  noch:  Wagner  a.  a.  0.  S.  408;  Schmoller  a.  a.  0.  S.  74 
und  86;  Knies  a.  a.  0.  I,  S.  150,  236;  H.  v.  Scheel  in  obengenannten 
Annalen  1877  S.  97  und  dessen  Citate  S.  108  Anm.  1. 

"  Arch.f.bürgerl.R.V,  S.  161,  162;  dazu  wäre  noch  R.  v.  J bering, 
Geist  des  röm.  Rechts  II,  S.  280  zu  vergleichen. 

»  Schmoller,  Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats-  und  Social- 
Wissenschaften,  S.  29;  Brentano,  Arbeiterversicherungszwang,  S.  12; 
F.  A.  Lange,  Arbeiterfrage,  S,  59;  dafs  die  obengenannten  Volks- 
wirt^chaftler  übrigens  mit  Unrecht  für  die  Einseitigkeiten  des  Man- 
chestertums  verantwortlich  gemacht  werden,   hat   Elster   in  Hilde- 
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Weit  zweifelhafter  mag  die  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem 
Erfolge  sein,  zumal  da,  wo  die  Rechtsordnung  gegenüber 
machtvollen  wirtschaftlichen  Erscheinungen  oder  gar  Strömungen 
bestimmte  Ziele  ihrerseits  erreichen  will.  Man  wird  sich  fragen, 
ob  man  denn  überhaupt  anders,  als  durch  Gebot*,  nämlich 
durch  Verbot  gewisser  Verträge,  wovon  hier  die  Rede  ist, 
einen  Schutz  der  „wirtschaftlich  Schwachen"  erzielen  könne; 
ob  denn  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  die  durch  wirt- 
schaftlichen Druck  hochgeschnellte  Schale  wirklich  niederzu- 
halten vermöge.  Und  weiter  wird  sich  die  Frage  erheben,  ob 
denn  andererseits  ein  wirklicher  Erfolg,  eine  thatsächliche 
Durchführung  der  betreffenden  Rechtsbestinunungen  nicht 
mit  allzu  grofsen  Nachteilen^  mit  der  Verneinung  des  eigent- 
lichen Zweckgedankens  unseres  Privatrechts  und  doch  unter 
Verfehlung  des  betreffenden  wirtschaftlichen  Zieles,  erkauft 
wird,  —  man  denke  nur  an  die  Verwüstungen,  die  das  Edikt 
Diokletians  (303  nach  Chr.)  über  die  Maximalpreise  der 
Waren,  und  der  gleiche  Versuch  des  französischen  Konvents 
1793  anrichtete^;  ob  die  Bewegungsfreiheit  auf  rechtlichem 
und  wirtschaftlichem  Gebiete  nicht  eine  allzu  starke  Einbufse 
erleide,  da  doch,  dem  innersten  Wesen  unserer  Rechts-  und 
Wirtschaftsordnung  entsprechend,  dem  Einzelnen  die  Wahrung 
seiner  Interessen  und  die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  der 
Hauptsache  nach  überlassen  bleiben  und  dadurch  erreicht 
werden  mufs,  dafs  der  Staat,  um  mit  Leibniz  zu  sprechen, 
von  der  „immensa  singulorum  cura"  befreit  wird. 

Diese  Punkte  sollen  hier  noch  einer  kurzen  Prüfung  unter- 
worfen werden. 

Die  Möglichkeit  eines  Erfolges,  einer  Einwirkung  auf 
das  Wirtschaftsleben  wird  nach  jenen  Beispielen,  nach  den 
weiter  unten  im  §  12  wiederzugebenden  Erfahrungen  bei  einigen 
wichtigen  Anwendungsfällen  von  Beschränkung  der  Vertrags- 
freiheit, sowie  überhaupt  nach  dem  früher  Erörterten  nicht 
zweifelhaft  sein  können.  Alle  oben  aufgezählten  Vertragsbe- 
schränkungen werden  nicht  ohne  Aussicht  auf  Wirksamkeit 
erlassen  und  nicht  ohne  solche  geblieben  sein;  die  Rcchtsge- 
schichte  kennt  auch,  abgesehen  von  den  mehr  explosionsartig 


brands  Jahrbüchern  für  Nationalök.  u.  Statist.  N.  F.  Bd.  14  S.  344 
dargethan.  —  Ich  verweise  auch  noch  auf  Goldschmidt,  Handelsrecht 
a.  a.  O.  S.  18  Anm.  6  und  Eck,  „Windscheid  und  Jhcriug"  S.  34  flf. 

'  Steuern  für  die  Armen  aufzubringen,  Versicherungsbeiträge  zu 
leisten  für  fremdes  Interesse  u.  s.  w.  Man  kann  auch  an  den  Zwang 
denken,  gewisse  Verträge  zu  schliefsen,   z.  B.  bei  Post  und  Eisenbahn. 

«  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  86  und  Anm.  126;  Menger,  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertraj^,  S.  88;  Reichensp erger  a.  a.  O.  S.  24: 
Hau  hold  im  „Tübinger  Morgenblatt"  1827  S.  275. 

'  Dr.  G.  MoUet,  Rechtsphilosophisches  aus  Leibnizens  un- 
gedruckten Schriften,  S.  10. 
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verlaufenden  Versuchen  Diokletians  und  des  französischen 
Konventes,  lehrreiche  Fälle  einer  tief  und  weit  in  das  ganze 
Volksleben  eingreifenden  Wirkung  privatrechtlicher  Normen, 
die,  —  worauf  es  ja  auch  gerade  bei  Verbesserung  der  Miet- 
wohnungsverhältnisse ankäme,  —  in  stetiger  und  nach- 
haltiger Entwicklung  zu  Tage  trat.  Das  zeigt  unter  an- 
derem die  Geschichte  des  deutschen  sogenannten  Anerbenrechts, 
das  ähnlich  wie  beim  englischen  Adel  die  nachgeborenen  Ge- 
schwister zu  Gunsten  des  ältesten  Gutsübernehmers  durch 
Kargheit  ihrer  Erbteile  zum  Übergang  in  städtische  Berufs- 
arten zwingt  und  femer  zwingen  wird;  das  zeigen  die  Mafs- 
nahmen  der  Terroristen  1793  in  Frankreich,  die  durch  den 
„partage  ögalitaire"  des  Nachlasses,  und  der  Engländer  1704, 
welche  in  der  den  Katholiken  Irlands  durch  die  „Penal  laws" 
aufgezwungenen  gleichen  Erbteilung  den  gröfseren  Grundbe- 
fiitzerstand  zu  Grunde  zu  richten  sich  bestrebten  und  dabei 
bekanntlich  nicht  ohne  Erfolg  blieben^.  Viel  hängt  hierbei 
freilich  von  der  inneren  Überzeugung  und  sittlichen  Gesund- 
heit des  Volkes  ab;  läuft  ein  Gesetz  dem  Volkssinn  und  der 
Volkssitte,  jenen  „ayQaTtTOi  vofioi*^,  von  denen  schon  Aristo- 
teles spricht,  zuwider,  oder  ist  die  Unsitte,  die  es  bekämpfen 
Boll,  gar  zu  tief  eingerissen,  so  ist  der  Widerstand  dagegen 
meist  unüberwindlich  oder  doch  erst  nach  langen  Zeiträumen 
zu  brechen;  offene  Verhöhnung  und  heimliche  Umgehungen 
-desselben  auf  den  wunderlichsten  Schleichwegen,  „(juae  toties 
repressae  miras  per  artes  oriuntur,"  von  denen  bei  den  rö- 
mischen Wuchergesetzen  Tacitus  in  seinem  berühmten  Ka- 
pitel 16  Buch  VI  der  Annalen  zu  berichten  weifs,  sind  dann 
an  der  Tagesordnung. 

Es  darf  also  der  Gesetzgebung  in  solchen  Dingen, 
ihren  privatrechtlichen  Bestimmungen  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  der  Erfolg  im  voraus  nicht  abgestritten  werden ;  und 
bestünde  er  auch  nur  in  dem  Eindruck,  den  die  blofse  Kund- 
gebung des  gesetzgeberischen  Willens,  dafs  etwas  verboten 
und  nichtig  sein  solle,  auf  die  Gemüter  der  Menschen  ausübt*. 
Das  macht  sich  auch  da  geltend,  wo  das  Gesetz  sein  Ziel  an 
sich,  die  völlige  Unterdrückung  eines  Mifsstandes,  nicht  er- 
reichen kann.  Das  Verbot,  übermäfsige  Zinsen  zu  nehmen 
oder  eine  ungesunde  Wohnimg  zu  vermieten,  hat  schon  an 
und  flir  sich,  so  zu  sagen  als  lex  imperfecta  Wert.    Es  bildet 


*  Le  Play,  R^forme  sociale,  Ch.  20  §  III;  Herkner,  Irische 
Agrarfrage  in  den  obenangeführten  Hildebrand  sehen  Jahrbüchern, 
N.  F.  Bd.  21  S.  461;  Fuld  im  SchmoUerschen  Jahrbuche  Bd.  XII, 
S.  999  ff.,  der  hier  von  einem  Rate  Napoleons  L  an  seinen  Bruder, 
den  König  von  Neapel,  berichtet,  durch  Einführung  des  Code  civil  die 
Familienvermögen  des  italienischen  Adels  zu  zertrümmern. 

*  Man  vergl.  hierüber  noch  die  guten  Bemerkungen  von  Leon- 
hard  a.  a.  O.  S.  182  und  „Lebensbedingung  der  Rechtspflege^  S.  27. 
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wenigstens  eine  Grenzlinie,  die  aus  Furcht  vor  der  öffentlichen 
Stimme  nur  mit  Besorgnis  übersehritten  wird  und  manchen 
Ängstlichen  zurückhält:  die  kahle  Weisheit,  die  das  leugnet, 
hat  nicht  genügend  den  Charakter  der  Menschen  beachtet. 
Vollauf  anerkannt  ist  dies  denn  auch  bei  den  Vorverhandlungen 
über  das  Wuchergesetz  im  Reichstage  und  bei  den  oben  an- 
geführten Beratungen  des  preufsischen  Landesökonomie- 
koUegs  (a.  a.  O.  S.  259,  494).  Ein  Schutz  der  wirtschaftlich 
Schwachen  durch  Verbot  gewisser  Verträge  oder  Vertrags- 
bestimmungen ist  durchaus  möglich,  und  ein  Erfolg  dabei 
immerhin  wahrscheinlich;  um  so  mehr  da,  wo  es,  wie  bei 
der  Wohnungsfrage,  nur  darauf  ankonunt,  die  Wirkung 
sonstiger  rein  wirtschaftlichen  Reformen  zu  unterstützen.  Ein 
Versuch  in  dieser  Richtung  kann  und  darf  nicht  von  der 
Hand  gewiesen  werden.  — 

Auch  der  Punkt,  dafs  der  Gesetzgeber  nach  der 
Eigenart  der  Rechtsvorschriften  von  vorneherein  nur  einen 
annähernden  Erfolg  zu  erwarten  hat,  darf  ihn  von 
der  Reform  nicht  abschrecken.  Ein  solcher  ist  allerdings  des- 
halb nur  zu  erwarten,  weil  das  Recht,  um  „Praktikabilität" 
oder  „formale  Realisierbarkeit",  wie  R.  von  Ihering^  sagt, 
zu  behalten,  gewisser  Durchschnittsmafse  bedarf,  die  dann 
bald  zu  lang,  bald  zu  kurz  für  den  einzelnen  Fall  sich  aus- 
weisen ;  grober  Gewichtsstücke  sozusagen,  die  die  Unterschiede 
nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  darstellen.  Es  kann  nicht 
für  jeden  Menschen  das  Mündigkeitsalter  nach  dessen  geistiger 
Entwicklung  bestimmt  werden,,  ebensowenig  wie  die  Schon- 
zeit für  jedes  einzelne  Tier  im  Walde-,  hier  mufs  die  Durch- 
schnittserfahrung nutzbar  und  dann  mafsgeblich  gemacht 
werden.  Und  wenn  beispielsweise  eine  Jagdordnung  das  Ab- 
schiefsen  von  Hauskatzen  erst  500  Schritt  von  den  Dorfge- 
höften gestattet  und  den  Jäger  bestrafen  läfst,  der  eine  wildernde 
Katze  499  Schritt  von  da  erlegt,  so  kann  das  im  Einzelfall 
hart  sein,  läfst  sich  aber  schwerlich  ändern.  Wo  freilich  die 
Sache  dem  sogenannten  freien  richterlichen  Ermessen  über- 
lassen bleiben  kann,  wird  manche  Schroffheit  ausgeglichen 
werden;  gewisse  formale  Schranken  sind  aber  häufig  uner- 
läfslich  und  dürfen,  wenn  sie  beispielsweise  auch  bei  den  unten 
{^  14)  für  das  Wohnungsmietrecht  zu  gebenden  Vorschlägen, 
—  in  dem  fllr  die  Gerichte  unbedingt  mafsgeblichen  Polizei- 
bescheide —  vorkommen,  nicht  schon  an  und  für  sich  ver- 
worfen werden.  Auch  der  sorgftlltigsten  Einzelbehandlung  der 
Fälle  sind  ihre  Grenzen  gewiesen!  Ich  erwähne  diesen  zwar 
nicht  sehr  wichtigen,  für  die  socialrechtliche  Reform  im  allge- 


«  „Geist  des  römischen  Hechts",  I  S.  51 ,  II  S.  H08  ff, ;  daneben 
auch  G.  Hartmanns  Mitteilung  in  seiner  Schrift  „Lcibniz  als  Jurist 
und  Rechtsphilosoph"  (1«92,  S.  103). 
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meinen  aber  unumgänglichen  Erwägungspunkt  besonders  auch 
deshalb,  weil  Schmoller  (a.  a.  O.  S.  66)  hierauf  Rücksicht 
nimmt  und  ein  Verkennen  desselben  gerade  dem  Socialismus 
zum  Vorwurfe  macht.  — 

Eine  besonders  sorgfältige  und  eingehende  Prüfung  er- 
fordert dagegen  die  zweite,  oben  angeregte  Frage,  ob  nicht 
etwa  durch  ein  allzu  scharfes  Vorgehen  des  Gesetzgebers  doch 
am  Ende  ein  wirklicher  Mifserfolg  erzielt  wird.  Jedenfalls  ist 
wohl  zu  beachten,  dafs  die  rechtliche  und  wirtschaftliche  Frei- 
heit, die  doch  an  und  flir  sich  immer  das  Bessere  und  Er- 
strebenswertere bleibt  ^,  nur  soweit  eingeengt  werden  darf,  dafs 
weder  die  Wesenheit  des  Privatrechts  in  Frage  gestellt  wird, 
noch  wirtschaftlich  die  Gegenwirkung  au  feineranderen 
Stelle  den  erreichten  Vorteil  wieder  aufhebt.  Auch  hier 
bietet  gerade  die  Wohnungsmietfrage  ein  sprechendes  Beispiel  ; 
der  Gesetzgeber,  der  an  die  Bewohnbarkeit  der  Mieträume 
allzu  hohe  Anforderungen  stellte,  machte  dadurch  offenbar  eine 
Menge  von  Mietern  (gegen  ihren  eigenen  Wunsch  und  Willen) 
sofort  obdachlos  und  damit  deren  Lage  ärger  denn  zuvor. 
Schon  Montesquieu  hat  in  seinem  Esprit  des  lois  aus  der 
Geschichte  der  römischen  Zinsgesetze  die  beherzigenswerte 
Wahrheit  entnommen:  „C'est  la  moderation  qui  gouverne  les 
hommes  et  non  pas  Texc^s!"  (Buch  XXII  c.  22).  An  eine 
gänzliche  Authebung  der  Vertragsfreiheit  wird  nun  freilich 
ohnehin  niemand  denken;  sie  bedeutete  die  Einführung  eines 
starren  Socialismus,  eines  völlig  und  bis  ins  einzelste  regle- 
mentierten Privatverkehrs.  Aber  selbst  auf  dem  weiten  Räume 
zwischen  den  beiden  Extremen,  einem  solchen  Socialismus  und 
der  Billigung  jeglicher  Vertragswillkür,  ist  nur  eine  vorsichtige 
Verschiebung  der  Grenzlinie  von  dieser  ab  jenem  zu  unge- 
filhrlich.  Eine  solche  Vorsicht  liegt  zunächst  schon  in  der 
verschiedentlich  betonten  Forderung  der  Schaffung  nur  ein- 
zelner Rechtsvorschriften  in  diesem  Sinne,  wodurch  dem 
allzuviel  wie  von  selbst  ein  Riegel  vorgeschoben  wird. 

Denn  das  Privatrecht  wird  auch  femer,  trotz  aller  social- 
rechtlichen  Bestrebungen,  zunächst  immer  die  Rechte  der  Ein- 
zelnen ins  Auge  zu  fassen  und  zu  sichern  haben,  obwohl  ja 
unter  vielen  ähnlich  lautenden  Urteilen  die  schönen  Schluls- 
worte  der  „Begründung  eines  Gewerbeordnungentwurfes"  für 
das  Frankfurter  Parlament  von  1848*  völlig  zutreffend  sind, 
wenn  sie  sagen:  „Die  vom  Irrtume  der  Zeit  fast  ausschliefslich 
bis  ins  kleinlichste  verfolgte  Rechtssicherung  des  Ein- 
zelnen kann  nicht  zum   Heile  der  Gesamtheit  flihren,  wenn 


'  Verel.  u.  A.  Seh  moller,  Grundfragen,  ^S.  52. 
*  Verhandlungen   der  deutschen  verfassungsgebenden   Reichsver- 
sammlung  II,  S.  945. 

Forsohimgen  (53)  XII  3.  —  Schneider.  3 
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nicht  gleichzeitig  auch  die  Pflichtenkreise  aller  Staats- 
glieder schärfer  bestimmt  werden,  damit  die  Freiheit  des  Ein- 
zelnen zur  sicheren  Grundlage  der  Ordnung  des  Ganzen  und 
des  Gesamtwohles  diene."  Für  die  jetzige  Zeit  darf  aber 
dabei  nicht  übersehen  werden,  dafs,  wie  früher  schon  ange- 
deutet wurde,  wohl  der  gröfste  Teil  dieser  Pflichten  auf  ö  f  f  en  t  - 
lichrechtlichem  Gebiete  liegt;  dafs  also,  wenn  das 
Privatrecht  als  solches  socialrechtlicher  ausgestaltet 
werden  soll,  so  zu  sagen,  eine  doppelte  Last,  doppelte  Be- 
schränkungen auf  die  von  ihm  verliehenen  Rechte  gebürdet 
würden.  Diese  Gefahr  ist  um  so  gröfser,  als  bei  der  in  der 
Theorie  üblichen  reinlichen  Scheidung  beider  Rechtsstoffe 
die  einen  oder  die  anderen  Beschränkungen  mehr  oder 
weniger  aus  den  Augen  verschwinden.  Man  denke  nur  an 
die  eine  gewisse  Art  des  Dienstmietvertrages  mitbeherrschenden 
Vorschriften  über  Versicherung,  Arbeiterschutz  (Gewerbeord- 
nung §  120 — 120  e)  u.  s.  w.,  die  unbedingt  zum  öffentlichen 
Rechte  gehören  und  doch  „zum  Teil  —  Korrektur  unseres 
ungenügenden  Civilrechts"  *  sind.  —  Diese  Trennung  beider 
Gebiete  ist,  —  man  gestatte  diese  kurze  Abschweifung  hier, 
—  überhaupt  mifslich.  Sie  ist  der  richtigen  Anschauung, 
selbst  bei  Rechtskundigen,  entschieden  hinderlich,  wie  man 
mit  P.  Holdheim  annehmen  darf,  der  sich  darüber  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaften  Bd.  XXX,  S.  247  ^ 
ausgesprochen  hat.  Auch  das  jetzige  Verlangen  nach  üniversi- 
tätsvorlesungen  über  „Arbeiterrecht"  und  nach  zusammen- 
fassenden Darstellungen  desselben,  wie  sie  Meili  (a.  a.  O. 
S.  209)  und  in  gewisser  Weise  auch  Reuling  (Gruchots 
Beiträge  Bd.  32  S.  757)  fordert,  liegt  in  der  Richtung  dieser 
Bedenken.  In  der  That,  erst  wenn  neben  die  kahlen  Sätze 
des  Privatrechts  über  Dienstmiete  die  unseres  öffentlichen 
Rechtes  betreffend  die  Gesinde-  und  Berufsarbeiterverhältnisse 
treten,  entsteht  ein  lebensvolles  Gesamtbild;  vereinzelt  und 
ohne  diese  natürliche  Beziehung  gelassen  sind  beide  „Dis- 
ciplinen"  unwillkürlichen  Verzerrungen  und  besonders  unser 
vielverleumdetes  Privatrecht  argen  Mifsdeutungen  ausge- 
setzt. Ein  „deutsches  Arbeiterrecht"  würde  doch,  trotz  seiner 
Lehre  von  den  Fabrikordnungen  nach  Mafsgabe  der  Gewerbe- 
ordnung, nie  den  Satz  des  Privatrechts  aufser  Acht  lassen 
dürfen,  dafs  die  Dienstmiete  unter  den  Grundsätzen  billigen 
richterlichen  Ermessens  (der  „bona  fides")  steht,  was  ja  ftir 
die  Auslegung  und  Anwendung  der  Fabrikordnungen  von  solch 
aufserordentlicher  Bedeutung  ist,  praktisch  aber  gern  vergessen 
wird.  Und  umgekehrt:  die  privatrechtliche  Darstellung  darf 
m.  A.  n.,  will  sie  sich  nicht  in  Vorbringung  praktisch  wert- 
loser oder  unrichtiger  Sätze  verlieren,  nicht  verschweigen,  dafs 

*  Mataja,  Schadensersatz,  S.  25. 

«  Auch  Bornhak  a.  a.  O.  S.  217  ff.  beklagt  das. 
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die  Vertragsfreiheit  beim  Arbei tsvertrage  mancherlei  Beschrän- 
kungen, —  bei  Kindern  und  Frauen,  bezüglich  der  Sonntags- 
arbeit u.  s.  w.  —  kraft  öffentlichrechtlicher  Bestimmung  unter- 
worfen ist,  oder  dafs  die  Rechte  des  Arbeitnehmers  durch 
solche  zum  Teil  wesentlich  erweitert  sind.  — 

In  der  Erfassung  und  Pesthaltung  der  eigentlichen  Be- 
deutung des  Privatrechts,  des  freien  Selbstbethätigungsgebietes 
der  einzelnen  Staatsbürger  wird  bei  der  Frage  nach  Vertrags- 
fireiheitsbeschränkungen  der  Gesetzgeber  eine  erste  Grenzlinie 
finden.  Die  zweite  ^  ist  dadurch  gezogen,  dafs  bei  solch  social- 
rechtlichen  Mafsnahmen  vor  allem  dem  unerwünschten  R  ü  c  k  - 
schlage  auf  wirtschaftlicher  Seite  vorzubeugen  ist. 
Es  wird  das  nur  durch  eine  vorsichtige  Erprobung,  durch 
langsames  und  behutsames  Vorgehen  mit  neuen  Rechtsvor- 
schriften möglich  sein ;  ihre  Tragweite  läfst  sich  nur  von  Fall 
zu  Fall  beurteilen.  Von  erheblichster  Wichtigkeit  ist  es  dabei 
aber,  gleichzeitig  mit  wirtschaftlichen  Mafsregeln  einzu- 
greifen, im  Wege  der  sogenannten  Präventivpolitik.  Denn 
wie  oben  von  einer  Unterstützung  der  privatrechtlichen  Be- 
stimmungen durch  eine  solche  die  Rede  war,  um  ihnen  über- 
all zur  Wirksamkeit  zu  verhelfen,  so  mufs  diese  auch  umge- 
kehrt dazu  dienen,  eine  schädliche  Rückwirkung  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  auszuschliefsen.  Praktischer  gesprochen  : 
neben  der  Bekämpfung  des  Wuchers  muls  filr  Erreichbarkeit 
guten  Kredites  gesorgt  werden;  neben  der  Verbesserung  des 
Wohnungsmietrechts  die  Fürsorge  für  wirkliches  Vorhanden- 
sein guter  Wohnungen  einhergehen.  Eine  Mafsregel  ohne  die 
andere  wird  nie  das  vorgesteckte  Ziel  erreichen;  die  Ver- 
schärfung der  Ansprüche,  die  die  Rechtsordnung  an  den  Ver- 
mieter erhebt,  läuft  in  ihrer  Vereinzelung  Gefahr,  ent- 
weder die  Wohnungsnot  durch  Obdachloswerden  vieler  Mieter 
zu  erhöhen,  oder  stillschweigend  bei  Seite  gedrückt  zu  werden. 

Mit  Recht  sind  daher  bei  der  sogenannten  Wohnungsfrage 
regelmäfsig  beide  Gesichtspunkte  verbunden  und  zusammen 
ins  Auge  gefafst. 

§  3- 
Fortsetzung.  —  b)  Herstellung  des  wirtschaftlichen  Gleich- 
gewichts der  Leistungen  unter  den  Parteien  und  die  Wahrung 
der  sog.  Verkehrssicherheit. 

Bei  Schaffung  socialrechtlicher  Vorschriften  auf  dem  Ge- 
biete des  Privatrechts,  beziehungsweise  des  Schuldrcchts,  also 

^  Jaristisch,  sowie  wirtschaftspolitisch  werden  diese  Grenzen  meines 
Erachtens  durch  Strafverfolgung  des  „Boykottierens"  als  groben  Uu- 
fu^s  (verffl.  Hacke,  Grober  Unfug,  S.  53)  und  durch  die  Annahme  der 
civilrechtnchen  Ungültigkeit  der  darauf  gerichteten  Vereinbarungen 
überschritten.  Ich  verweise  auch  noch  auf  Wiener  in  Gold- 
schmidts  Zeitschr.  f.  Handelsr.  Bd.  XL  S.  367. 
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beim  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  durch  Beschrän- 
kung der  Vertragsfreiheit,  erwächst  dem  Gesetzgeber  die  be- 
sondere Aufgabe,  das  Ideal  der  gleichabwägenden  Gerechtig- 
keit zu  wahren.  Man  kann  vielleicht  auch  sagen,  dafs  sie 
gerade  darin  besteht;  sie  bewahrt  zugleich  davor,  dafs  die  recht- 
lichen Mafsnahmen  nicht  in  eine  ungerechte  Benachteiligung 
des  gegenüberstehenden  Teiles  ausschlagen. 

Diese  Forderung,  von  Planck  a.  a.  O.  angedeutet  und 
von  R.  V.  J  he  ring  in  seinem  Werke  „Zweck  im  Rechte** 
I,  S.  354,  358  nachdrücklich  vertreten,  würde  darauf  hinaus- 
kommen, die  Vertragsfreiheit  der  Parteien  dahin  zu  beein- 
flussen, dafs  wenigstens  ein  annäherndes  Gleich- 
gewicht zwischen  ihren  vertragsmäfsigen  Lei- 
stungen und  Gegenleistungen  sich  ergiebt;  beispiels- 
weise also,  dafs  für  eine  unbrauchbare  Wohnung  ein  Mietzins 
rechtsgültig  nicht  versprochen  werden  könne.  Unser  heutiges 
Recht  steht  diesem  Gedanken  keineswegs  fern,  wie  sich  später 
aus  den  Ausfllhrungen  über  die  Bedeutung  der  „bona  hdes** 
in  Vertragsverhältnissen  und  die  daran  anschliefsenden  treff- 
lichen Darlegungen  G.  Hartmanns  zeigen  wird.  Er  ist 
z.  B.  auch  bei  der  Wandlungsklage  mit  ihrem  Grundsätze: 
Für  gutes  Geld  gute  Ware,  in  zutreffendster  Weise  von  den 
römischen  Juristen  verwirklicht,  —  freilich  ohne  dafs  sie  dazu 
tibergegangen  wären,  einem  entgegengesetzten  Vertragswillen 
Einhalt  zu  thun^ 

Unwillkürlich  wird  man  auch  jene  Forderung  mit  den 
Bestrebungen  der  neueren  Volkswirtschaftslehre  in  Verbin- 
dung zu  setzen  geneigt  sein.  Während  bekanntlich  die  ältere 
Theorie  alles  Gewicht  einseitig  auf  eine  gröfstmögliche 
Gütererzeugung  legte  und  es  dem  Einzelnen  selbst  Uber- 
liefs,  sich  seinen  Anteil  davon  zu  erobern,  tritt  die  jetzige 
nationalökonomische  Wissenschaft  daneben  und  nötigen- 
falls im  Widerspruche  mit  jenem  Bestreben  flir  eine 
annähernd  gleiclie  Verteilung  der  Güter  unter  den 
Staatsbürgern,  für  den  Gedanken  der  „balance  of  property" 
mit   ihrem   ganzen   Einflufs   ein*.     Die   Rechtsordnung  findet 


*  Ich  verweise  auf  mein  Gutachten  für  den  Deutschen  Landwirt- 
Bchaftsrat  betr.  Viehmängelrecht  in  dessen  Verhandlungen  von  1889  u. 
1890  S.  814.  Auch  Pufendorf»  De  jure  naturac  et  gentium  V,  cap.  III, 
§  2  und  Chambon,  Beiträge  zum  Obligationenrecht,  S.  151,  haben, 
wie  ich  nachträglich  sehe,  diesen  Gesichtspunkt  verwertet.  —  Wie 
wunderlich  solches  Gleichgewicht  beim  Darlehen  und  seinem  Zins  von 
Po t hier  mifsverstanden  wird,  s.  Knies  a.  a.  0.  I,  S.  347  Anm.  1. 
Man  mufs  das  Urteil  des  französischen  Juristen  freilich  in  der  Um- 
gebung der  Ansichten  Turgots  (Memoire  sur  les  prÖts  d'argent,  1769) 
und  Mirabeaus  (Philosophie  rurale,  eh.  6),  die  Koscher  in  seinem 
System  I,  S.  191  Anm.  10  anführt,  betrachten! 

*  Ich  berufe  mich  wegen  dieser  bekannten  That«ache  nur  auf 
Wagner  a.  a.  0.  S.  346;  Sismondi  a.  a.  O.  II,  eh.  8;  Rodbertus, 
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zur  Verfolgung  gleichen  Zieles  ihre  vornehmsten  Mittel  wohl 
im  Erbrechte  ^ ;  aber  nicht  minder  kann  sie  durch  ein  zweck- 
mäfsig  gestaltetes  Vertragsrecht  ihm  nahe  kommen.  Es  liegt 
übrigens  nicht  in  meiner  Absicht,  die  Entstehung,  Berechtigung 
und  Bedeutung  dieser  hauptsächlich  vom  sogenannten  Katheder- 
socialismus  getrafi;enen  Bewegung  hier  weiter  darzustellen; 
ich  will  nur  noch  bemerken,  dafs  ihr  Grundgedanke  nach 
Aristoteles'  Berichte  bis  ins  griechische  Altertum  hinauf- 
reicht und  sich  seitdem  nie  wieder  verloren  hat.  Er  findet 
sich  bei  den  Kirchenvätern  und  im  Mittelalter,  wenn  das 
schon  erwähnte  Justum  pretium"  gefordert  wird;  auch 
Luther*  hat  ihn  gebilligt,  und  jener  Ausdruck  „balance  of 
proper ty"  stammt,  soviel  ich  sehe",  von  Harrington,  der 
von  1611  bis  1677  lebte.  Der  Rechtifertigung  jenes  Gedankens 
ist  hauptsächlich  die  schon  mehrfach  erwähnte  ausgezeichnete 
Schrift  Schmollers  „Einige  Grundfragen  des  Rechts  und 
der  Volkswirtschaft"  gewidmet 

So  leicht  diese  Forderung  aufgestellt  ist,  so  schwer  wird 
aber  ihre  Verwirklichung  fallen;  jedenfalls  läfst  sich  ihr  Ziel 
nur  annähernd  erreichen.  Wollte  man  z.  B.  überall  nur  einen 
billigen  Preis,  das  Justum  pretium",  bei  und  trotz  der 
Parteiabmachungen  zulassen,  so  würde  man  bei  Voran s- 
bestimmung  das  ganze  Verkehrsleben  lahm  legen  oder  bei 
nachfolgender  (richterlicher)  Festsetzung  im  Streitfalle 
unter  den  Parteien  jede  Verkehrssicherheit  aufheben.  Das 
Ziel  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  kann  eben  niemals  das 
sein,  dafs  in  jedem  einzelnen  Falle,  ohne  Rücksicht  auf  die 
feste  Parteiberedung,  ein  wirtschaftlich  billiges  Ergebnis  her- 
gestellt, also  hauptsächlich  eine  Preisregulierung  zwischen 
den  Beteiligten  vorgenommen  würde.  Genügender  Überblick 
und  ein  sicheres,  wirklich  zutreffendes  Urteil  liefse  sich  dabei 


Briefe  I,  S.  100;  Knie^  a.  a.  0.  II,  S.  149;  Chamberlain  in  seinem 
Aufsatze  über  Wohnungsnot  in  der  Fortnightly  Review  vom  I.Dezember 
1883  S.  763;  Dr.  Rob.  Mayer,  Hand  wörterb.  der  Staats  Wissenschaften 
III,  S.  65. 

1  H.  V.  Scheel  a.  a.  0.  S.  97. 

■  Knies  a.  a.  0.  II,  S.  111.  Mehr  als  im  „Sermone  vom  Wucher** 
tritt  dies  in  Luthers  1524  erschienenem  „Traktat  vom  Kaufhandel 
und  Wucher**  hervor.  Einer  der  Sätze  lautet  hier  beispielsweise:  „Es 
soll  nicht  so  heifsen :  Ich  mag  meine  Waar  so  theur  geben  als  ich  kann 
oder  will;  sondern  also:  Ich  mag  meine  Waar  so  theur  geben  als  hh 
soll  oder  als  recht  und  billig  ist.^  Luther  erörtert  auch  die  Durch- 
führbarkeit dieses  Satzes. 

•  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft  I,  §  205  Anm.  7  und 
„Schlaraffia  politika"  S  127  ff.  Der  Ausdruck  findet  sich  beispielsweise 
S.  4,  5,  22  u.  273  des  Werkes  „The  Common- Wealth  of  Oceana"  (1656) ; 
als  eine  der  Hauptforderungen  einer  guten  Verfassung  wird  bezeichnet : 
„a  pcrpetual  Law  establishing  and  preserving  the  ballance  of  domi- 
nion."  Diese  „ballance"  (wie  Harrington  schreibt)  soll  sich  freilich 
hauptsächlich  beim  Grundbesitze  finden. 
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doch  nur  äufserst  selten  und  jedenfalls  nicht  rasch  genug  ge- 
winnen,  wenngleich  solche  Abschätzungen  beim  Mangel 
einer  Parteiberedung  allerdings  unter  Umständen  vorgenommen 
werden  müssen.  Ich  komme  auf  diese  Ermittlung  eines 
Justum  pretium"  übrigens  später  (§  7  und  §  8  a.  E.),  ins- 
besondere bei  Besprechung  der  sogenannten  laesio  enormis 
zurück  und  bemerke  hier  nur  noch,  dafs  das  Gesagte  ebenso 
Anwendung  findet  auf  die  sonstigen  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen der  Parteien,  abgesehen  vom  Preise:  auch  hier 
haben  bindende  Gesetzesvorschriften,  die  den  Parteiberedungen 
entgegentreten,  oder  richterliche  Eingriffe*  im  Interesse  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  ganz  gewifs  ihre  Gefahren,  — 
diese  freilich  weit  mehr  als  jene.  Es  ist  deshalb  anzuerkennen 
und  festzuhalten,  dals  die  Rechtsordnung  vor  einem  bestimmt 
zum  Ausdruck  gekommenen  Parteiwillen  gegenüber  der  Regel 
nach  Halt  zu  machen  hat  und  es  bei  dem  Versuche  bewenden 
lassen  mufs,  durch  einzelne  sorgsam  erwogene  Vorschriften 
bei  den  verschiedenen  Rechtsinstituten  die  wünschenswerte 
Ausgleichung  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  her- 
beizuführen. Auch  im  Interesse  der  „Praktikabilität'',  zur 
Vermeidung  unendlicher  Weitläufigkeiten  und  Schwierigkeiten 
ist  sie  gezwungen,  diesen  minder  dornigen  Weg  zu  wählen. 
Dafs  der  Rechtsverkehr  th unliebst  fester  und  über- 
sichtlicher Rechtssätze  bedarf,  ist  unbestreitbar*  und  wird 
besonders  wichtig  gegenüber  gewissen  Weltverbesserungs- 
gelüsten, die  am  liebsten  „im  Verwaltungswege"  den  privat- 
rechtlichen Verkehr  (und  sonstiges!)  reglementieren  möchten. 
Es  wäre  etwas  ungeheuerliches,  wenn  beispielsweise  das  Recht 
aus  einem  Wechsel  vom  richterlichen  Ermessen  beeinflufst 
werden  könnte.  Die  Rechtsordnung  mufs  die  Sicherheit  der 
wirtschaftlichen  Berechnung  gewährleisten,  —  darin  würde 
man  den  Begriff  der  sogenannten  Verkehrssicherheit  meines 
Erachtens  zu  finden  haben,  —  will  sie  nicht  selbst  die  Gefahr 
entsprechender  „Risikoprämien",  die  die  Unsicherheit,  z.  B. 
infolge  tief  eingreifenden  richterlichen  Ermessens  und  der  da- 
mit unvermeidlich  verbundenen  verschiedenen  Auffassungen 
der  Gerichte,  ausgleichen  sollen,  heraufbeschwören.  Daher 
u.  a.  der  im  modernen  Rechte  so  sehr  weit  ausgedehnte  Schutz 
des  „guten  Glaubens".    Mit  Planck  a.  a.  0.   ist  also  ganz 


^  Wo  das  Gesetz,  wie  Aristoteles  in  der  nikomacbischen  Ethik 
V,  14  sagt,  we^en  seiner  Allgemeinheit  das  Richtige  nicht  treffen  kann. 
Über  die  Stellung  des  Richters  olov  öCxairOv  ^fi^pvyryv  s.  dort  Ab- 
schnitt 7.  —  0.  V.  Bülow,  Arch.  f.  d.  civ.  Prax.,  Bd.  64  S.  16,  und 
Wach  ebenda  S.  204  Anm.  3. 

■  Die  „Sicherheit  des  soliden  Verkehrs"  hat  gerade  auch  beim 
Wohuungsmietrecht  Dr.  M  i  q  u  e  1 ,  der  jetzige  preufsischc  Finanzminister, 
in  den  VeröfFentlichungen  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  30  S.  XVT 
als  geboten  bezeichnet. 
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gewifs  zu  sagen,  dafs  es  bei  socialrechtlichen  Mafsnahmen 
auch  nach  dieser  Seite  hin  einer  sorgfkltigen  Prüfung  bedarf. 

Aber  trotz  aller  dieser  Zugeständnisse  ist  andererseits 
meiner  Ansicht  nach  ganz  entschieden  zu  betonen,  dafs  auch 
neben  der  vielgerühmten  Verkehrssicherheit,  die  im  Wechsel- 
und  Grundbuchrecht  wohl  ihren  höchsten  Gipfel  erstiegen  hat, 
gleichwertige  Rechtsgrundsfttze  bestehen,  mit  denen  sie 
sich  ihrerseits  abzufinden  hat.  Dahin  gehört  dann  eben  in 
erster  Linie  die  obige  Forderung,  dafs  die  Rechtsordnung  nie 
einer  krassen  Ungerechtigkeit,  die  die  ungezügelte 
Vertragsfreiheit  zu  schaffen  geneigt  ist,  Vorschub  leiste. 

Ich  glaube  überhaupt,  dafs  unsere  Zeit  diese  sogenannte 
Verkehrssicherheit  überschätzt.  Sie  darf  trotz  aller  ihrer  Vor- 
züge nicht  mit  zu  grofsen  Verlusten  und  Gefahren  für  das 
Kechtsleben  der  Unerfahreneren,  der  sogenannten  kleinen 
Leute  erkauft  werden.  Ich  will  über  die  Pflichten  der  Ge- 
setzgebung den  letzteren  gegenüber  mich  hier  nicht  weiter 
verbreiten  und  verweise  nur  auf  die  hierher  gehörigen  Citate 
in  meiner  Arbeit  über  das  Heimstätten  recht  ^ ;  aber  das  mag 
doch  gesagt  sein,  dafs  z.  B.  das  Hinwegschreiten  über  die 
lästigen  Verschiedenheiten  in  den  menschliehen  Verhältnissen, 
die  Vereinfachung  des  Rechts  durch  die  „Fiktion",  dafs  alle 
mündigen  Staatsbürger  den  Gefahren  der  Vertragsfreiheit  ohne 
Rücksicht  auf  Stand,  Bildung  und  wirtschaftliche  Lage  gleich- 
mäfsig  gewachsen  seien ;  die  daraus  sich  ergebende  unbedingte 
§elbstverantwortlichkeit  der  Parteien,  die,  obwohl  sie  in  ihrer 
Übertreibung  ganz  gewifs  auch  nur  eine  unbewufste  Folge 
manchesterlicher  Auffassung  ist,  besonders  im  CivilproEesse 
unter  dem  Namen  der  Verhandlungsmaxime  leider  allzu  sehr 
ihre  Pflege  gefunden  hat,  —  dafs  dies  alles  etwas  bestrickendes 
haben  und  durch  gleifsende  Logik  für  sich  einnehmen  mag: 
im  Grunde  bedeutet  es  aber  eine  Verarmung  und  Verküm- 
merung des  Rechts.  Es  mag  „systematisch"  sehr  bequem  und 
für  die  Verhältnisse  des  mit  Geldmacht  und  allen  Bildungs- 
mitteln ausgerüsteten,  durch  den  jederzeit  ihm  zugänglichen 
Rat  rechtskundiger  Anwälte  geschätzten  Grofsverkehr  sehr 
förderlich  sein,  —  als  durchgreifende  Regel  ist  es  gründlich 
verkehrt.  Der  Kampf  gegen  das  Manchestertum  in  der 
Juristerei,  dem  doch  auch  so  scharfsinnige  juristische 
Kenner,  wie  Dr.  O.  Baehr  beipflichten*,  hat,  wie  er  aus 
der  dunklen  Empfindung  des  Volkes,  dafs  etwas  in  diesen 
Dingen  nicht  in  Ordnung  sei,  hervorquoll,  manche  Phantasterei 
besonders  auf  dem  Gebiete  des  Agrariertums  zur  Erscheinung 
gebracht;  wer  sich  aber  die  Mühe  nimmt,  die  einzelnen  For- 


1  Schmollers  Jahrbuch  u.  s.  w.  1892  S.  76. 
■  Jahrbücher  für  Dogmatik,  Bd.  28  S.  tS41;    Reichsgerichtsurteile 
S.  118;  S.  V  der  Vorrede  zum  Gegenentwurfe  für  ein  B.G.B. 
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derungen  sorgfältigst  auf  ihren  guten  Kern  zu  prüfen  und 
das  Erreichbare  in  ihnen  an  den  Tag  zu  legen,  wird  schliefs- 
lieh  den  Kämpfern  sich  zugesellen  müssen,  mag  er  auch  das 
oft  von  ihnen  gehörte  Feldgeschrei:  „Weg  mit  dem  römi- 
schen Recht!"  als  gänzlich  unverständig  verwerfen.  Zur 
Bekräftigung  möchte  ich  hier  nur  noch  die  Worte  eines  so  an- 
erkannten und  ruhigen  Forschers,  wie  Professor  G.  Schmoller 
(a.  a.  0.  S.  81)  anführen.  Er  bemerkt,  dafs  zwar  der  Grofs- 
handel  mit  seiner  Öffentlichkeit  und  seinen  Geschäftssitten 
sich  gewisseimafsen  selbst  kontrolliere,  und  i^hrt  dann  fort: 
„Anders  ist  es  schon  im  Klein  verkehre,  wo  stets  ein  Laie 
einem  Sachverständigen  gegenübersteht;  anders  ist  es  auf  dem 
Arbeitsmarkte,  auf  all  den  Gebieten,  wo  ein  Reicher  einem 
Armen,  Einer,  der  warten  kann.  Einem,  der  Eile  hat,  ein 
Kluger  einem  Dummen,  ein  Starker  einem  Schwachen  gegen- 
übersteht. Da  fehlen  oftmals  die  feststehenden  Geschäftssitten, 
die  dem  Handel  die  feste  Basis  geben;  da  spielt  die  Not,  die 
Unkenntnis,  der  Leichsinn  mit.  Da  wirkt  der  Mechanismus 
steigender  oder  fallender  Gewinne  teilweise  gar  nicht,  teil- 
weise erst  bei  so  auffallend  übergrofsen  Vorteilen  auf  der 
einen  Seite,  dafs  das  römische  Recht,  im  Gefühle  hiergegen 
etwas  thun  zu  müssen,  zu  der  Theorie  der  laesio  enoi*mis^ 
griff,  das  mittelalterliche  Recht  ein  systematisches  Taxwesen 
für  unbedingt  notwendig  hielt" ;  una  über  letzteren  Punkt 
war  S.  76  gesagt :  „Das  mittelalterliche  Recht  und  die  Kirche 
haben  jahrhundertelang  sich  abgemüht,  den  Begriff  des  justum 
pretium,  der  Fälschung  kasuistisch  festzustellen.  Sie  haben 
ihr  Ziel  nicht  erreicht;  sie  haben  im  Detail  fortwährend  fehl- 
gegriffen, sie  haben  durch  Straf-  und  Privatrecht  erzwingen 
wollen,  was  erst  eine  höhere  Gesittung  erreichen  wird.  Aber 
vergeblich  war  der  Kampf  nicht.  Alle  unsere  heutigen  Ideen 
über  Rechtsgleichheit,  über  Ehre  der  Arbeit,  über  reellen 
Handel  beruhen  auf  diesem  Kampfe  der  christlichen  Ideen 
gegen  das  wirtschaftliche  Unrecht,  gegen  die 
Ausbeutung  und  Übervorteilung  des  Schwächeren." 


'  Es  ist  lehrreich  zu  beobachten,  wie  dies  Rechtsinstitut  trotz 
mancher  Feindseligkeit  des  Gesetzeebers  dagegen,  z.  B.  schon  in  dem 
das  gemeine  Recht  wesentlich  beschränkenden  A.  L.  R.  (Eccius,  a.a.O. 
II,  §  127  unter  B;  Dernburg,  Preufs  Privatrecht  II,  §  186  Nr.  2), 
im  Preufs.  Berggesetze  §  52,  Handelsgesetzbuche  Art.  286,  in  dem  Entw. 
eines  B.  G.B.  und  im  Zwangsvcrsteigorungsrechte  (A.L  R.  I,  11  §  343; 
hannov^ersches  Gesetz  vom  24.  Mai  1822  u.  s.  w.),  immer  wieder  auf- 
taucht, —  vergl.  §§  4,  7  und  12  dieser  Abhandlung.  —  sogar  im  Zwangs- 
versteigerungsverfahren nach  dem  österreichischen  Gesetze  vom  10.  Juni 
1887  §  18.  Um  das  Verbotsgesetz  der  laesio  enormis  für  den  freien 
Verkehr  anwendbar  zu  machen,  bedarf  es  allerdings  eines  sehr  sorg- 
fältigen Ausbaues;  man  sehe  nur  die  vielen  Zweifelspunkte  bei 
Eccius  a.  a.  0. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  3.  41 

Und  selbst  wenn  nun  die  Durchführung  von  Grundsätzen, 
die  dem  kleineren  Bedürfnisse  gerechter  werden,  mit  einer 
Vermehrung  der  Prozesse  verbunden  wäre,  —  was  übrigens 
nicht  ohne  weiteres  zugegeben  werden  kann,  —  so  würde 
der  sonst  zu  erhoffende  Vorteil  diesen  Schaden  reichlichst 
aufwiegen.  Die  „glatte  Abwicklung",  von  der  beispielsweise 
auch  wieder  die  Begründungen  zum  Entwürfe  einer  deutschen 
Zwangsversteigerungsordnung  reden  (S.  144),  ist  durchaus 
kein  unbedingtes  Ideal  unseres  Rechtsverkehrs.  Soweit  aber 
bei  der  Steigerung  der  Prozefszahl  und  der  gröfseren  Ver- 
wicklung der  der  Entscheidung  harrenden  Streitverhältnisse 
die  Behörden  in  Betracht  kämen,  so  wird  man  doch  sagen 
müssen,  dafs  diese  eben  des  Publikums  wegen  da  sind  und 
diesem  billigerweise  im  Kampfe  gegen  wirtschaftliche  Aus- 
beutung, entgegen  dem  bösen  Vorbilde  der  „Verhandlungs- 
maxime", thunlichste  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen 
haben,  —  selbstredend  mit  Wahrung  völliger  Unparteilichkeit, 
wie  das  die  englischen  und  nordamerikanischen  Richter  jetzt 
schon  üben.  Darüber  und  über  die  Wichtigkeit  des  „dis- 
positiven Rechts"  in  dieser  Richtung  später  noch  einiges. 

Endlich  würde  man  sich  hier  aber  noch  eines  wichtigen 
Punktes,  der  in  der  Forderung  ausgleichender  Gerechtigkeit 
enthalten  ist,  zu  erinnern  haben,  dafs  der  Gesetzgeber  näm- 
lich, in  Anbetracht  des  fortwährend  wechselnden  und  örtlich 
verschiedenen  Druckes  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  sich 
grundsätzlich  dahin  zu  entscheiden  habe,  beide^  Vertrags- 
schliefsenden  gleichmäfsig  durch  zweckdienliche  Rechts- 
bestimmungen gegen  wirtschaftliche  Ausbeutung  des  anderen, 
soweit  dies  überall  möglich  ist,  zu  schützen,  und  so  die  Sicher- 
heit des  einen  nicht  etwa  mit  Bedrückung  des  anderen  zu 
erkaufen.  Den  teilweisen  Verstols  hiergegen  bei  Verhandlung 
der  Wohnungsfrage  hat  meines  Erachtens  mit  Recht  der  später 
i;ioch  näher  zu  erwähnende  „Central verband  der  Haus-  und 
städtischen  Grundbesitzer  vereine  Deutschlands"  (Schriften  des- 
selben, I.  Bd.,  herausgegeben  von  Dr.  Wilh.  Straufs,  — 
S.  138,  204,  330)  gerügt;  er  erklärt  sich  allerdings  aus  der 
Lage  der  Sache  selbst,  die  ganz  gewifs  zur  Zeit  eine  Reform 


^  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft  I,  §  91.  So  neuerdings 
auch  Kulemann  a.  a.  0.  S.  61.  Oder  wollte  man  es  etwa  unter- 
nehmen, die  Wohnungsbesitzer  einer  absterbenden  Stadt  mit  be- 
sonderen Vorzugsrechten  gegen  die  ihnen  im  Zweifel  wirtschaftlich 
überlegenen  Mieter  auszustatten;  dagegen  umgekehrt  die  letzteren  in 
einem  aufstrebenden  Orte  mit  üblicher  vVohnungsnot  gegen  das  wirt- 
schaftliche Übergewicht  der  Hauseigentümer?  Dann  müfste  man 
schliefslich  wohl  gar  nach  Stadtteilen  und  Strafsen  unterscheiden,  und 
der  Zersplitterung,  Unsicherheit  und  vermutlich  auch  Willkür  wäre 
kein  Ende! 


Digitized  by  VjOOQ IC 


42  XII  3. 

nur  für  die  Mieter,  nicht  auch  die  Vermieter  erheischt^  und 
zugleich  die  Veranlassung  ist,  dafs  auch  hier  in  dem  folgenden 
nur  diese  eine  Seite  des  Mietrechtsverhältnisses  ins  Auge  ge- 
fafst  wird.  Damit  soll  aber  nach  dem  soeben  Gesagten  die 
Gleichberechtigung  der  Vermieter  nicht  im  mindesten  ver- 
kannt sein;  mit  gleicher  Sorgfalt  wie  die  Rechte  der  Mieter 
müssen  die  ihrigen,  beispielsweise  bei  dem  vielbesprochenen 
Zurückbehaltüngsrechte,  abgewogen  werden.  Dem  Gesetz- 
geber mufs  durchaus  der  böse  Vorwurf  erspart  bleiben,  auf 
fremde  Kosten,  nämlich  der  Vermieter,  gegen  die  Mieter  grofs- 
mütig  sein  zu  wollen.  Die  ganze  Verkehrtheit  solch  ein- 
seitigen Schutzes  tritt  noch  klarer  bei  einem  etwaigen  An- 
sinnen an  den  Gesetzgeber  hervor,  die  „Schuldner"  als  solche 
gegen  die  „harten"  Gläubiger  zu  schützen,  obwohl  in  der 
That  derartige  Versuche  der  Rechtsgeschichte  nicht  fremd 
sind.  Gegen  sie  hat  bekanntlich  K.  Knies  in  seinem  aus- 
gezeichneten Werke  (a.  a.  0.  I,  S.  225)  eine  kräftige  Ver- 
wahrung eingelegt;  Gesetzgebung  und  Recht  solle  mit  keiner 
Partei  „sympathisieren",  weder  mit  dem  Schuldner,  noch  mit 
dem  Gläubiger,  ebensowenig  als  mit  dem  „Käufer"  oder  mit 
dem  „Verkäufer",  (jerade  bei  solch  doppelseitigem  Rechts- 
verhältnisse, also  auch  bei  der  Miete,  würde  ein  derartiger 
Schutz  zur  Unmöglichkeit,  da  beide  Teile  Schuldner  und 
Gläubiger  sind ;  aber  auch  sonst  leidet  die  Forderung  an  einer 
gänzlich  unklaren  Verallgemeinerung,  so  dafs  sie  kaum  ala 
Schlagwort  für  Volksversammlungen  gut  genug  wäre.  Man 
vergegenwärtige  sich  nur,  welche  „Schuldner"  im  Rechts- 
verkehre auftreten,  z.  B.  die  grofsen  Bankhäuser,  Sparkassen 
und  sonstigen  öflfentlichen  Geldanstalten,  denen  Reich  und 
Arm  als  „Gläubiger"  gegenübertritt,  wo  jene  gewifs  nicht  der 
Schonung  und  fürsorglicher  Rechtssätze  bedürfen,  und  anderer- 
seits, wie  im  Versicherungsrechte  gerade  die  „Gläubiger" 
solche  vom  Gesetzgeber  erwarten  können,  um  den  bekannten 
Fallstricken  so  mancher  Versicherungsatzungen  zu  entgehen. 
All  das  bisher  in  den  §§  2  und  3  Erörterte  betrachte  ich 
übrigens,  wie  ich  doch  ausdrücklich  hervorheben  möchte,  nur 
als  Andeutungen,  als  blofse  Verweisung  auf  die  zahlreichen 
in  diesem  Zusammenhange  zu  beachtenden  Punkte,  die  von 
einer  erschöpfenden  Darlegung  weit  entfernt  ist  und  besonders 
nicht  alle  die  vielfachen  Schätze  heranziehen  kann,  die  aus 
der    einschlagenden   Litteratur    noch   zu    heben    wären.     Das 


*  Wenn  der  Verband  a.  a.  0.  S.  147  betont,  dafs  vielfach  die 
eigene  mifsliche  Lage  den  Hausbesitzer  hindere,  billigen  Anforderungen 
des  Mieters  gerecht  zu  werden,  so  ist  dagegen  allerdings  zu  sagen, 
dafs  kein  Grund  ersichtlich  ist,  dafs  jene  auf  Kosten  des  letzteren  aua 
einem  ertragsunfahigen  Gegenstände,  dem  hypothekarisch  überlasteten 
Hause,  noch  eine  Rente  zieiien  sollen! 
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Gesagte  soll  eben  nur  zu  einer  knappen  Übersicht  ausreichen 
und  vergegenwärtigen,  dafs  man  ein  „socialeres"  Privatrecht 
nicht  über  Kacht  schaffen  kann. 


§4. 

Fortsetzung.  —  c)  Rttckbliek  auf  die  Geltung  der  Vertrags- 
freihdt  im  römischen  und  neueren  Rechte. 

Zu  den  mannigfachen  bereits  angestellten  Erwägungen 
mufs  ich  schlieftlich  noch  einen  besonderen  Punkt  hinzuRigen. 
Ich  darfauch  hierbei  bemerken,  dafs  ich  ihn  nur  streife, 
da  eine  eingehende  Darlegung  weit  über  meine  Kräfte  ginge; 
dafs  ich  seine  Berücksichtigung  zur  allgemeinen  Orientierung 
aber  für  notwendig  halte,  obwohl  er  mit  dem  später  allein 
zu  erörternden  Wohnungsmietrecht  nicht  gerade  in  engem 
Zusammenhange  steht;  und  endlich  dafs  die  Berührung  auch 
dieses  Zweifels,  —  selbst  ohne  erschöpfende  Erledigung  des- 
selben, —  mir  insofern  wenigstens  von  Wert  zu  sein  scheint, 
als  dadurch  mehr  und  mehr,  wie  eben  schon  gesagt,  die  grofs- 
artigen  Schwierigkeiten  verdeutlicht  werden,  mit  denen  die 
socialrechtlichere  Ausgestaltung  des  Schuldrechts  zu  kämpfen 
hat,  während  der  Übereifer  der  Socialpolitiker  mit  ihnen 
spielen  zu  können  glaubt! 

Der  Einwand,  dessen  ich  hier  gedenken  möchte,  wäre  der : 
es  bedürfe  doch  wohl  kaum  einer  weiteren  Ein- 
schränkung der  Vertragsfreiheit,  seitdem  diese 
nach  Aufnahme  des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  also 
seit  Jahrhunderten,  gegolten  habe,  und  deshalb  die 
Schlufsfolgerung  gestattet  sei,  dafs  die  wirtschaftlichen  Schäden, 
die  man  ihr  jetzt  zuschiebe,  irrig  aus  ihr  abgeleitet  würden 
und  mit  der  Zeit  wieder  verschwänden  oder  durch  andere 
Mittel  zu  heilen  seien. 

Ich  will  hiergegen  nicht  geltend  machen,  dafs  es  doch 
erst  die  Rechtsentwicklung  in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
war,  welche  sich  zur  Beseitigung  einer  ganzen  Reihe  der  oben 
aufgezählten  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  berufen 
fühlte  und  Verkehrsfreiheit  als  höchstes  Ziel  des  Rechtslebens 
hinstellte.  Schon  dieses  würde  die  Berechtigung  jenes  Ein- 
wandes  zweifelhaft  machen;  durchschlagend  aber  möchte  erst 
die  Beachtung  folgender  Punkte  sein. 

Das  römische  Recht  hatte  allerdings  den  Grundsatz  der 
Vertragsfreiheit  und  hatte  ihn  in  gewisser  Weise  bis  zur 
äufsersten  Schärfe  durchgeführt^.     Allein    wie  bei  uns  Form- 

*  Man  vergl.  R.  v.  Jhering,  Geist  d.  r.  R.  II,  S.  455  und  zum 
folgenden  überhaupt  die  lehrreichen  Untersuchungen  von  L.  Seuffert 
a.  a.  0. 
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irorschriften  gewLssermaTsen  ihren  allzu  raschen  Lauf  hemmen, 
Bo  hatte  das  römische  Recht  selbst  in  der  Eigentümlichkeit 
seines  Vertragssystems  ähnliche  Schutz  wehren  gegen  einen 
Mifsbrauch  der  Vertragsfreiheit,  der  Vertragswillkiir  insofern, 
als  bekanntlich  nur  die  Klagbarkeit  bestimmter  Verträge  mit 
«inem  rechtlich  der  Hauptsache  nach  begrenzten  Inhalte  aner- 
kannt war,  z.  B.  bei  dem  Konsensualverträge  der  Miete  nur 
die  Gebrauchsüberlassung  gegen  Geld,  nicht  gegen  eine  andere 
Leistung  * ,  während ,  abgesehen  allerdings  wieder  von  dem 
sogenannten  „pactum  adjectum^  neben  einem  klagbaren 
Hauptvertrage,  die  darüber  hinausgehende  und  ferner  all- 
gemein die  formlose  Vereinbarung,  das  „pactum  nudum**, 
nur  eine  Einrede  begründete  und  selbst  die  Innominatreal- 
kontrakte  nicht  die  volle  rechtliche  Wirksamkeit  der  sonst 
zugelassenen  Verträge  erreichten,  —  worüber  das  Nähere 
natürlich  nicht  hierher  gehört.  „Unser  heutiges  Recht  hat 
[dagegen]  in  dem  Satze  nuda  pactio  parit  obligationem  — 
die  recbtschaffende  Privatwillkür  in  möglichst  hohem  Grade 
entfesselt*."  Legt  man  aber  auf  diesen  Punkt  weniger  Ge- 
wicht, zumal  deshalb,  weil  nach  römischem  Rechte  ja  aller- 
dings jedes  Versprechen  einer  Leistung  in  die  Form  der 
fast  unanfechtbaren  stipulatio  umgegossen  werden  konnte,  so 
ist  doch  aufserdem  zu  beachten,  dafs  in  Wahrheit  die  Ver- 
tragsfreiheit selbst  schon  von  der  Zeit  der  12  Tafeln 
herab  stets  erheblich  beschränkt  gewesen  ist;  dafs 
ihre  Grenzen  viel  umstritten  und  bald  mehr  bald  weniger 
vorgeschoben  waren;  dafs  endlich  der  vollen  Entwicklung 
ihrer  Gefahren  auch  Umstände  entgegentraten,  die  aufserhalb 
des  Rechts  lagen  —  die  Censur  (s.  u.)  und  der  Ersatz  ganzer 
Erwerbsklassen  im  Volke  durch  die  Sklavenarbeit.  Die 
rechtlichen  Beschränkungen  zeigten  sich  nicht  allein  in  der 
ununterbrochenen  Zinsverbots-  und  Zinstaxgesetzgebung  ^, 
deren  Vorschriften  vom  deutschen  Reichsgerichte  *  gelegentlich 
zu  den  „drückendsten  Beschränkungen  der  Vertrags- 
freiheit" gezählt  wurden,  sondern  schon  im  klassischen  rö- 
mischen Rechte,  insbesondere  aber  dem  der  Kaiserzeit  in 
einer  ganzen  Reihe  von  Schutzbestimmungen  gegen  Vertrags- 
willkür,  welche  bekanntlich  erst  unser  neuestes  Recht,  haupt- 


*  Darüber  Oberapp.-Gericht  Jena  in  Seufferts  Arch.  IV  Nr.  26 
und  L.  Seuffert  a.  a.  0.  S.  1. 

■  Hartmann,  Arch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  77  S.  183  und  ähnlich  L. 
Seuffert  a.  a.  0.  S.  3. 

'  Tacitus  a.  a.  0.;  W.  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft  I, 
§  190  ff.;  Ötobbe,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  III  §  190 :  Goldschmidt, 
Gutachten  für  den  VI.  Juristentag;  L.  v.  Stein,  Der  Wucher  und 
sein  Recht,  S.  3. 

*  Civilentscheidungen  Bd.  IV,  8.  53. 
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sächlich  das  Handelsrecht*,  zum  Teil  wieder  weggeschwemmt 
hat,  nnd  mit  denen  der  Entwurf  des  B.  G.  B.  noch  gründlicher 
brechen  will.  Und  selbst  wenn  man  den  praktischen  Wert 
solcher  Bestimmungen  für  den  Streitfall  vor  Gericht  nicht 
allzu  hoch  schätzen  dürfte,  so  wäre,  —  ich  wiederhole  es,  — 
nichts  verkehrter,  als  ihre  Wirksamkeit  deshalb  überhaupt 
zu  leugnen.  Denn  mit  Leonhard  (an  den  a.  0,  S.  182, 
bezw.  27)  hat  man  als  beste  Wirkung  der  Gesetze  d  i  e  aufser- 
halb  der  Gerichtsschranken  anzusehen,  wo  sie,  von  den  Ju- 
risten allerdings  meist  unbemerkt,  das  Leben  in  seinen  viel- 
fachen Gestaltungen  beeinflussen. 

Wie  übrigens  jetzt  über  die  Billigung  der  socialen  Be- 
strebungen im  Rechte  ein  grofser  Zwiespalt  im  Lager  der 
Gelehrten  besteht,  so  erstreckt  er  sich  auch  auf  die  Würdigung 
jener  „humanen**  Richtung,  die  man  besonders  im  späteren 
römischen  Rechte  findet :  es  möchte  deshalb  ein  etwas  näheres 
Eingehen  auf  diese,  gewissermafsen  zum  Spiegel  für  unsere 
Zeit,  erwünscht  sein.  Ich  stelle  folgende  Urteile  darüber 
zusammen. 

Während  Schmoller*  es  dem  Cäsarismus  nachrühmt, 
dafs  er  Hand  in  Hand  mit  dem  Christentum  eine  neue  Wirt- 
schaftsordnung angebahnt  habe,  in  der  die  frühere  barbarische 
Ausbeutung  des  Menschen  durch  den  Menschen  nicht  mehr 
möglich  war,  erblickt  Goldschmidt'  das  damalige  Handels- 
recht im  Kampfe  gegen  eine  laxe  Humanität,  die  aus  Furcht 
vor  der  kapitalistischen  Ausbeutung  dem  Verkehre  hinderlich 
geworden  sei;  und  zählt  dahin  eine  Reihe  von  Rechtssätzen, 
von  denen  ein  Teil  aber  „auf  der,  einem  ganz  anderen  Boden 
entsprungenen  christlichen  Anschauung**  beruht  habe  [?] 
und  „mehr  polizeilichen  Charakters**  gewesen  sei.  Ich  gebe 
diese  seine  Aufzählung  hier  ohne  weitere  Prüfung,  beson- 
ders auch  was  die  geschichtliche  Reihenfolge  der  Rechts- 
bestimmungen   anlangt,    wieder    und    füge    die    von   R.  von 


^  Zutreffend  hat  man  das  Handelsrecht  ein  „potenziertes  Volks- 
rechf  genannt  (0.  Baehr,  Anerkennung,  S.  297)^  bei  dem  es  nicht  ge^ 
länge,  durch  ^künetliche  Bauten'^  den  natürlichen  Lauf  des  näm- 
lichen Bechtsstromes  abzudämmen '^v  wie  anderswo;  ja  man  hat  seinen 
völligen  Sieg  über  das  gemeine  bürgerliche  Recht  vorher^esagt  (Gold- 
schmidt,  Handelsrecht  a.  a.  0.  S.  11).  Hoffentlich  wird  das  nicht 
wahr,  denn  „Eines  schickt  sich  nicht  für  Alle!"  Schon  Le  Plar,  dör 
eifrige  Vorkämpfer  für  ein  sachdienliches  Agrarrecht  in  Frankreich, 
rügte  (a.  a.  0.  eh.  20  §  III)  die  Fehler  der  „terribles  nivelleurs"  aller 
Zeiten,  die  sie  zumeist  ihren  rein  städtischen  Anschauungen  verdankten. 
Und  gegen  deren  Mafsgoblichkeit  ist  denn  auch  von  den  besten  Kennern 
unseres  Volkes  immer  und  immer  wieder  Einspruch  erhoben  (Fürst 
Bismarck,  W.  H.  Biehl,  v.  Helfferich,  Knies  u.  A.). 

»  Preufs.  Jahrb.  Bd.  33  S.  328  und  mit  ihm  Knies  a.  a,  0.  I, 
S.  236  und  Gierke,  Sociale  Frage,  S.  7. 

»  a.  a.  0.  I,  S.  17  und  85. 
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J Hering'  und  G.  Hartmann  weiter  benannten  ihnen  an. 
„Die  Absohwächung  der  stipulatio  debiti  durch  die  querela 
non  numeratae  pecuniae  und  das  Erfoi'dernis  der  expressa 
caussa  debendi ;  die  Beschränkungen  der  Cession,  insbesondere 
durch  die  sog.  lex  Anastasiana;  die  Anfechtbarkeit  wegen 
laesio  enormis;  die  Abschwächung  der  Bürgschaft-,  der 
Korrealobligation,  der  Rechte  des  Pfandgläubigers;  die  Er- 
weiterung der  privilegierten,  wie  der  gesetzlichen,  sogar  gene- 
rellen Pfandrechte  und  der  Konkursprivilegien;  die  Ver- 
längerung der  Ersitzungsfristen;  die  Herabsetzung  der 
gesetzlichen  Zinstaxe  —  verbunden  mit  verschärften  Be- 
schränkungen des  Zinsenlaufes  u.  a.  m.;  die  verfehlte  Ver- 
schmelzung des  strengen  receptum  argentariorum  mit  dem 
constitutum ;  endlich  ein  Prozefsrecht,  welches  gegen  böswillige 
oder  saumselige  Schuldner  sich  vöUie  unzureichend  erwies." 
R.  vonJhering  fügt  noch  hinzu :  die  Bestimmungen  gegen 
Überforderungen  der  Ärzte  und  die  der  Rechtsanwälte  und 
gegen  deren  pactum  de  quota  litis  et  palmarium;  ferner: 
„die  ungebührliche  Ausdehnung  des  Kompensationsrechts,  die 
datio  in  solutum,  sowie  das  Privileg  der  Kirchen  bei  der- 
selben, die  Beschränkung  der  Interessenklagen  bei  kontrakt- 
lichen Verhältnissen  auf  das  Doppelte,  —  die  Beschränkung 
der  Versicherungsprämie  beim  foenus  nauticum  auf  12  ^/o,  die 
dem  Erben  beim  beneficium  inventarii  eingeräumte  pascha- 
mäfsige  Stellung  in  Bezug  auf  die  Befriedigung  der  Gläu- 
biger" (a.  letztang.  O.  S.  86,  87).  G.  Hartmann«  macht 
aufserdem  auf  das  Recht  des  „restitutio  in  integrum"  und  des 
„beneficium  competentiae",  vor  allen  Dingen  aber  auf  die, 
nach  seiner  Ansicht  auch  schon  im  klassischen  römischen 
Rechte  obwaltende  Idee  ausgleichender  Gerechtigkeit 
aufmerksam,  die  in  der  Beurteilung  zahlreicher  Rechtsverhält- 
nisse „ex  fide  bona"  zu  Tage  trete. 

Der  Ansicht  Goldschmidts*  steht  die  R.  von  Jhe- 
rings  in  seinem  genannten  früheren  Werke  nahe,  wo  er  von 
der  „weichlichen  Schwäche  der  späteren  Zeit"  spricht  und  im 
Gegensatze  zu  solch  angeblicher  Humanität  als  Sorge  einer 
„kräftigeren  Zeit"  fordert,  „dafs  der  Gläubiger  zu  seinem 
Rechte  kommt,  selbst  wenn  der  Schuldner  darüber  zu  Grunde 
geht",  —  eine  Lehre,  die  Knies  a.  a.  0.  S.  225  lebhaft  ge- 
mifsbilligt  hat,  und  die  R.  von  Jhering  selbst  nach  den 
späteren,    oben  angeführten  Äufserungen  von  ihm  wohl  kaum 


1  Zweck  im  Rechte  I,  S.  145  und  Kampf  ums  Recht,  S.  87. 

«  a.  a.  O.  Bd.  73,  S.  346,  351,  361,  865. 

•  Auch  0.  Baehr  spricht  von  der  Schwäche  des  justinianeischen 
Zeitalters  und  Leonhard  in  seinem  citierten  Vortrage  von  „der  welt- 
bürgerlichen Mitleidspolitik  Justinians'^. 
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aufrecht  zu  halten  geneigt  gewesen  sein  mag^.  Ist  er  es 
doch  auch  gerade,  der  in  höchst  anschaulicher  und  tiber- 
zeugender Weise  in  seinem  „Geiste  des  römischen  Rechts" 
(II  S.  50)  dargelegt  hat,  dafs  die  Freiheit  des  älteren  rö- 
mischen Rechts,  in  dessen  Obligationen  rechte  sich  der  Ge- 
danke der  privatrechtlichen  Macht  und  Herrschaft  mit  äufserster 
SchroflFheit  und  Rücksichtslosigkeit  entfaltet  habe  (S.  144  dort), 
ihr  Gegengewicht  in  der  Censur  (und  im  Mittel- 
alter durch  die  geistlichen  Gerichte)  fand,  und 
dafs  „mit  dem  Fortfall  beider  Anstalten  das  Recht  —  sich  in 
sich  selbst  verändern  mufste  und  manche  von  den  Grundsätzen 
aufnehmen,  die  früher  durch  jene  Anstalten  zur  Anwendung 
gebracht  worden  waren". 

Während  andererseits  H.  von  Scheel  in  seinen  Auf- 
sätzen über  „die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  im  corpus 
^'uris  civilis"  ^  und  „Volkswirtschaftliche  Bemerkungen  zur 
leform  des  Erbrechts"  (a.  früher  a.  O.  S.  100)  im  klassischen 
römischen  Recht  und  dem  der  späteren  Kaiserzeit  eine  der- 
artige „Humanität"  anzuerkennen  überall  nicht  geneigt  scheint, 
lautet  das  Urteil  Gust.  Hartmanns,  um  auf  ihn  nochmals 
zu  kommen,  wieder  ganz  abweichend.  Er  rühmt  die  mafs- 
voUe  Besonnenheit  der  Alten,  die  Errichtung  von  Schutz- 
wehren „gegen  die  Einseitigkeit  des  summum  jus  und  gegen 
die  Omnipotenz  des  einmal  erklärten  subjektiven  Privat- 
willens", worin  die  alte  heidnische  Welt  der  jetzigen  ein  Vor- 
bild sein  solle;  und  stellt  vor  allem,  wie  bereits  soeben  an- 
gedeutet, das  wichtigste  Schutzmittel  der  „Äquität",  die  Aus- 
legung der  Rechtsgeschäfte  ex  fide  bona   in  ein  helles  Licht. 

Mit  der  Wiedergabe  dieser  seltsam  voneinander  ab- 
weichenden Ansichten  ist  zugleich  ein  kurzer  Überblick  über 
den  Stand  des  römischen  Rechts  gewonnen,  wie  es  in  dieser 
Hinsicht  durch  seine  Aufnahme  in  Deutschland  Geltung  ge- 
wann: als  Grundregel  die  Vertragsfreiheit,  aber  an  allen 
Ecken  und  Enden  Ausnahmen  und  Beschränkungen. 

Durch  neuere  Forschungen  ist  nun  erwiesen,  dafs  auch 
das  ältere  deutsche  Recht  vor  der  Rezeption  des  fremden  nur 
Formal-  und  Realverträge  kannte^,  also  insoweit  auch  der 
Vertragswillkür  entgegentrat;  und  dafs  erst  lange  nach  jener 
Zeit   die    „Verbindlichkeit    aller    obligatorischen   Verträge   — 


^  Auch  beiO.  Baehr  glaube  ich  eine  solche  Wandlung  annehmen 
zu  dürfen ;  es  scheint  mir  wenigstens  zwischen  seiner  Anschauung  über 
die  „künstlichen  Bauten"  der  Juristen  (s.  die  Anm.  oben)  una  dem 
später  zu  erwähnenden  §  345  seines  „Gegenentwurfes"  ein  erheblicher 
Unterschied  zu  bestehen.  In  betreff  des  alten  römischen  Rechts  lobt 
er  gelegentlich  das  obenenvähnte  Verbot  des  „duplum"  als  eine  An- 
wendung des  Satzes  „sit  modus  in  rebus!"  (Reichsgerichtsurteiles.  119). 

'2  Hildebrands  Jahrbücher  für  Nationalök.  VI,  1866,  S.  337. 

«  Seuffert  a.  a.  0.  8.  6. 
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unter  Einwirkung  kanonistischer  und  besonders  natur- 
rechtlicher Anschauungen  als  Gewohnheitsrecht"  zur 
Geltung  gelangte.    Diese   Entwicklung   kann    sogar   erst  im 

18.  Jahrhundert  als  abgeschlossen  angesehen  werden^. 
Obwohl  dann  damit  ein  Teil  der  Schranken,  die  bislang 

von  jedem  der  beiden  in  Eins  verschmelzenden  Rechtssystemen 
festgehalten  waren ^  fiel,  und  die  Tragweite  des  neuen  Satzes 
tlber  die  allgemeine  Klagbarkeit  immerhin  eine  „sehr  be- 
deutende" war*,  so  waren  es  doch,  bis  herab  auf  die  jtlngste 
Zeit,  —  und  darin  liegt  die  Hauptwiderlegung  obigen  Ein- 
wandes  —  eine  Reihe  anderer  Umstände,  deren  Einwirkung 
über  den  Mangel  genügender  civilrechtlicher  Gegen- 
gewichte gegen  den  Satz  von  der  allgemeinen  Vertragsfreiheit 
hinweghalf.  Ihre  Gefahren  konnten  im  allgemeinen  erst  mit 
deren  Verschwinden  sich  fühlbar  machen;  bis  dahin  galt  die 
allgemeine  Vertragsfreiheit  gewissermafsen  nur  theoretisch,  — 
]edenfalls  nur  in  dieser  Weise  für  weite  Teile  unseres  Volkes. 
"Was  konnte  beispielsweise  der  ländliche  Wucherer  dem  Bauern 
schaden ,  wenn  dessen  Gut  nur  mit  Genehmigung  des  Guts- 
herrn verpfändet  werden  konnte?  —  Jene  Umstände  aber^ 
die  einer  Übergefahr  aus  der  Vertragsfreiheit  entgegenwirkten, 
waren  vor  allem  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einer  weit 
geringeren  Kulturentwicklung-,  die  Schranken  des  Stände- 
und  Zunftwesens;  die  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  zum 
Vorteil  des  Lehns-  oder  Gutsherrn  und  der  Familie  •;  das 
stark  entwickelte  obrigkeitliche  Taxwesen,  in  dem  sich  das 
obenerwähnte  Streben  nach  einem  Justum  pretium"  wieder- 
spiegelte; die  zahlreichen  „Schauordnungen"*;  die  uns  kaum 
verständlichen  zahlreichen  Strafen  gegen  Vertragsbruch*  und 
die  strenge  Ahndung  der  „Fälschung",  z.  B.  C.  C.  C.  Art.  113; 
endlich  die  wirtschaftliche  Stütze  durch  die  zahlreichen  mittel- 
alterlichen Verbände  und  Stiftungen*.  Erst  nach  dem  all- 
mählichen Verschwinden  und  Verfallen  von  alle  dem,  nach 
der    ungeheuren    Umwälzung    um    die    W^ende    des    18.    und 

19.  Jahrhunderts,  die  durch  das  „freie  Spiel  der  Kräfte"  eine 
überaus  glänzende  Entwicklung  schuf,  traten  als  Folge  der 
freilich    längst   im   Grundsatze    vorhandenen   Vertragsfreiheit 


1  Seuffert  a.  a.  0.  S.  167,  138. 

■  Seuffert  a.  a.  0.  S.  3;  man  vergl.  auch  die  oben  citierte 
Aufserunff  Hartmanns. 

»  Waffner  a.  a.  0.  S.  412;  W.  Röscher,  System  der  Volks- 
wirtschaft 1,  §  97  und  in  der  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  III, 
S.  24^:  „Das  mittelalterliche  Zunftwesen  hatte  eine  Menge  von  Ein- 
richtungen getroffen,  um  jede  allzu  grofse  Vermögensun- 
gleichheit der  Gewerbtreibenden  zu  hindern.'* 

*  Eiben,  a.  a.  0.  S.  57. 

»  Sickel,  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  1876,  S.  16  ff.  181, 

•  Engel,  Pr.  statistische  Zeitschrift  1876,  S.  339;  Ratzinger, 
Die  Erhaltung  des  Bauernstandes,  S.  82. 
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schwere  Gefahren  für  die  Gesellschaft  zu  Tage.  Der  Ein- 
flufs  des  Dichterwerdens  der  Bevölkerung,  die  sich 
in  Deutschland  beispielsweise  seit  50  Jahren  etwa  verdoppelt 
hat,  das  riesenhafte  Anschwellen  der  gewerblichen  Aroeit 
und  der  Verkehrsmittel,  die  rast-  und  rücksichtlose  Erwerbswut 
begründeten,  wie  Schaf fle  in  seiner  „Quintessenz  des 
Socialismus"  sagt  (S.  2),  „einen  fundamentalen  Umschwung 
in  der  Organisation  des  socialen  Stoffwechsels,  eine  volks- 
wirtschaftliche Erscheinung,  die  aus  dem  Umsturz  des  klein- 
bürgerlichen Produktions-  und  Erwerbssystems  hervorwuchs," 
und  schwemmten,  wie  derselbe  geistvolle  und  höchst  sach- 
kundige Schriftsteller  ftir  das  Gebiet  des  Arbeiterschutzes 
ausdrücklich  glaubt  feststellen  zu  dürfen,  auch  die,  ähnlich 
der  römischen  Censur,  in  herkömmlicher,  wohlanstän- 
diger Anschauung  ruhenden  Schutzwehren  gegen 
wirtschaftliche  Ausbeutung  vielfach  hinweg:  „Sitte  und  Ge- 
wohnheit waren  nicht  mehr  im  stände,  der  Behandlung  des 
Arbeiters  als  eines  Zubehörs  zur  Maschine  und  der  Zerstörung 
seines  Familienlebens  zu  steuern^." 

Es  bedürfte  nun  allerdings  eines  tieferen  Eingehens  und 
Versenkens  in  die  Eigenart  dieser  so  sehr  gegensätzlichen 
Kulturstufen,  als  es  hier  möglich  ist,  um  sich  diese  weitgrei- 
fenden Unterschiede  und  das  jetzige  scharfe  und  durch  die 
Gesetzgebung  der  sechziger  Jahre  selbst  noch  verstärkte  Ein- 
setzen der  Wirkungen  der  Vertragsfreiheit  voll  zu  vergegen- 
wärtigen; aber  ich  will  deshalb  wenigstens  noch  auf  die  an- 
schauliche Charakteristik  hinweisen,  die  Gold  Schmidt  (a,  a. 
O.  S.  141)  von  jenen  vergangenen  Zeiten  gegeben  hat:  „Eine 
ganz  auf  der  Wohlfahrt  und  dem  Interesse  der  meist  engsten 
Gemeinschaft  nach  Verständnis  der  Zeit  gebaute  Gesetzge- 
bung und  administrative  Regelung  erstrebt  die  Aufrechter- 
haltung von  Treue  und  Redlichkeit  im  Verkehre  (Ordnung 
von  Mafs,  Gewicht  und  dergleichen);  die  Tüchtigkeit  der  Ge- 
werbserzeugnisse und  Waren  unter  strengster  Kontrolle  (Schau- 
einrichtungen und  dergleichen),  um  Ruf  und  so  Absatz  von 
Stadt  und  Innung  zu  wahren ;  den  Schutz  gegen  einheimische, 
wie  auswärtige  Ausbeutung,  ja  Konkurrenz;  die  angemessene 
Preisbildung,  sogar  durch  Preis-  und  Lohntaxen.     Es  beruht 


*  Tüb.  Zeitschr.  f.  Staatswissenschaften  Bd.  46,  S.  649.  In  der 
preufsischen  statistischen  Zeitschrift  1877  S.  90  ist  folgender  Regierungjs- 
bericht  vom  1.  Januar  1852  abgedruckt:  ,Für  die  grofse  Mehrheit, 
welche  in  der  Industrie  nur  das  Mittel  zu  ihrer  eigenen  Bereicherung 
oder  zu  ihrer  persönlichen  Subsistenz  sieht,  ohne  aus  ihr  zugleich 
dringende  Pflichten  für  ihre  Mitarbeiter  herzuleiten,  —  für  diese  gilt 
nur  der  Zwang  von  Seiten  der  Behörde,  ohne  welchen  überhaupt 
nach  dem  augenblicklichen  Stande  der  allgemeinen  Bildung  keine  nütz^ 
liehe  Einrichtung  in  der  grofsen  Ma«se  zur  Geltung  gebracht  werden 
kann.'^ 

Forschungen  (53)  XII  3.  —  Schneider.  4 
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so  nicht  nur  das  geistliche,  sondern  kaum  minder  das  welt- 
liche Verkehrsrecht  des  Mittelalters  nicht  auf  Freiheit, 
sondern  auf  Zwang  und  Kontrolle,  —  nach  der  An- 
schauung der  Berufs-  und  Standesgenossen." 

Allerseits  ist  nun  anerkannt,  dafs  die  Wohnungsfrage,  wie 
sie  als  Teil  der  socialen  Kote  im  folgenden  behandelt  werden 
soll,  mit  jener  Umwälzung,  insbesondere  der  steigenden  Volks- 
dichtigkeit im  engsten  Zusammenhange  steht.  Es  darf  daher 
nicht  Wunder  nehmen,  dafs  die  Wirkungen  der  Vertragsfrei- 
heit auch  bei  ihr  erst  in  dieser  neueren  Zeit  schädigend  zu 
Tage  getreten  sind:  ich  verweise  dafür  nur  auf  das  Urteil 
V.  A.  Hub  er  s*,  des  sogenannten  „Vaters  der  Wohnungsfrage**, 
und  eines  neueren,  im  wesentlichen  übrigens  nur  zusammen- 
stellenden Gelehrten,  nämlich  O.  Trüdingers*.  Wie  die 
Zeiten  sich  gegen  früher  geändert  haben,  wo  jetzt  bei  dem 
Hin-  und  Herfluten  aller  Teile  der  Bevölkerung  der  Woh- 
nungs  m  i  et  besitz  eine  weit  gröfsere  Bedeutung  im  Wirtschafts- 
leben gewonnen  hat,  als  früher,  zeigt  in  au^Uiger  Weise  die 
Bemerkung  bei  Sickel  (a.  a.  O.  S.  74),  dafs  er  unter  den 
zahllosen  Vertragsbruchstrafen  des  früheren  deutschen  Rechts 
keine  gegen  die  Vermieter  gerichtet  gefunden  habe.  — 

Ob  es  mir  gelungen  ist,  die  Gedankenreihe  darzulegen, 
welche  die  Bestrebungen  nach  einem  socialer  ausgestalteten 
Rechte  verfolgen  und  zu  verfolgen  haben,  mufs  ich,  im  leb- 
haften Gefühle  der  Unzulänglichkeit  meiner  Verteidigung  eines 
so  wichtigen  Problems  unserer  Rechtsentwicklung,  dahinge- 
stellt sein  lassen.  Meine  Worte  genügen  aber  wohl  als  Vor- 
bereitung und  Einführung  der  besonderen  Aufgabe,  die  ich 
mir  in  den  folgenden  Paragraphen  gesetzt  habe,  und  haben 
vielleicht  einigen  Wert  als  ein  Zeugnis  aus  der  Praxis,  wie 
überzeugt  man  hier  jene  Wünsche  teilen  kann,  wo  die  Mifs- 
stände,  die  sie  ins  Leben  riefen,  bisweilen  so  schmerzlich  nahe 
an  den  Richter  herantreten.  Nur  das  möchte  ich  noch  zur 
Abwehr  ungerechter  Vorwürfe  sagen,  die  so  häufig,  besonders 
aus  nicht  genügend  unterrichteten  Laienkreisen,  gegen  die 
juristischen  Praktiker  erhoben  werden,  dafs  s  i  e  es  doch  nicht 
sind,  in  deren  Hand  die  Änderung  unzuträglicher  und  unge- 
rechter Gesetze  gelegt  ist;  dafs  sie  dem  Zuge  der  Socialpolitik 
in  ihrem  Berufe  nicht  folgen  können,  vielmehr  ihr  schönster 
Schmuck  der  unentwegte  „Gehorsam  gegen  das  Gesetz"  ist, 
—  mag  es  von  oben  oder  von  unten  her  getadelt  werden. 
Aber  freilich  erscheinen  sie  mir  berufen,  aus  der  lebendigen 
Anschauung  der  Dinge  heraus  ihre  Stimme  zu   Gunsten   des 


*  „Wohnungsnot  der  kleinen  Leute",  S.  20. 
«  Arbeiterwohnungsfragc  1888,  S.  6  ff. 
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besseren  Neueren  zu  erheben  und  zu  betonen,  dafs  es  keine 
minder  bittere  Aufgabe  ist,  dem  Vermieter  einer  Spelunke  sein 
Sündengeld  durch  Rechtsspruch  zuerkennen  zu  müssen,  weil 
der  Mieter  ja  offenen  Auges  in  sie  hineingezogen  sei,  als  wie 
es  vor  dem  Erlasse  des  Wuchergesetzes  war,  dem  schnöden 
Wucherer  für  sein  „Recht"  den  Arm  der  Staatsgewalt  zu 
leihen. 

Aus  der  Anschauung  eines  Falles,  wo  der  Mieter  unge- 
sunder Räume  später  noch  wegen  Verletzung  des  Zurückbe- 
haltungsrechts nach  §  289  des  Str. G.B.  zu  bestrafen  war, 
ist  dieser  Aufsatz  erwachsen. 


§5. 

PrUfang  der  etwaigen  Htllfsniittel  des  Rechts  znr  Lösniig  der 

Aufgabe  beim  Wonnnngsmietrechte  ohne  Beschränkung  der 

Vertragsfreiheit.  —  1.  Darstellung  des  geltenden  Rechts. 

In  dem  vorhergehenden  war  es  als  Aufgabe  des  heutigen 
Gesetzgebers  hingestellt,  der  Vertragsfreiheit  durch  geeignete 
(privatrechtliche)  Rechtssätze  in  gewissem  Mafse  entgegenzu- 
treten und  dabei  schon  die  Bemerkung  gemacht,  dafs  das  jetzt 
geltende  Recht  dem  Gedanken  socialen  Schutzes  in  dem  ent- 
wickelten Sinne  keineswegs  fernstehe.  Je  mehr  man  vor  ge- 
wagten Versuchen  in  der  Gesetzgebung  zurückscheut;  je  lieber 
man  angesichts  der  Hochflut  neuer  Gesetze  in  unserer  Zeit 
am  Alten  wenigstens  im  Privatrechte  festhalten  möchte,  —  in 
richtiger  Erkenntnis  der  mephistophelischen  Natur  des 
viel  citierten  Ausspruches  über  „Gesetz  und  Rechte"  im  „Faust", 
—  um  so  näher  wird  die  Prüfung  liegen,  ob  nicht  die  bis- 
herigen rechtlichen  Handhaben,  ohne  Beschränkung  der  Ver- 
tragsfreiheit, jener  Aufgabe  genügen  möchten. 

Ich  gehe  hierauf  im  folgenden  ein  und  will  damit  zu- 
gleich der  besonderen  Untersuchung  der  Sache  bei  dem  einen 
Punkte  des  Schuldrechtes,  nämlich  beim  Wohnungsmietver- 
träge, näher  treten;  jene  Prüfung  wird  dadurch  auch  an  An- 
schaulichkeit gewinnen»  Ebenso  wie  es  nur  ein  einzelnes 
Stück  der  im  §  1  behandelten  Frage  ist,  wie  man  im  socialen 
Interesse  dem  Vermieten  unbrauchbarer  Woh- 
nungen civilrechtlich  entgegenzutreten  vermöge, 
so  ist  der  hiermit  bezeichnete  Reformpunkt  unseres  Wohnungs- 
mietrechts auch  nur  ein  Teil  der  vielen  sonstigen,  gerade  diesen 
Vertrag  anlangenden  Verbesserungsvorschläge,  zum  Beispiel 
betreffend  das  Zurückbehaltungsrecht  des  Vermieters,  die  Über- 
weisung der  Mietstreitigkeiten  an  Laiengerichte  u.  s.  w.,  —  ja 
sogar  nur  ein  ganz  kleiner  Teil  der  vielbesprochenen  Woh- 
nungsfrage überhaupt,  die  sich  ja,  ganz  abgesehen  von  der 
bau  technischen  Seite,  auch  auf  das  Eigen  b  ewoh  nen  unge- 
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sunder  Häuser  und  Stadtviertel,  das  Enteignungsrecht  der  Ge- 
meinden oder  des  Staates  bei  solchen,  —  die  „Bodenreform" 
beim  Häusergrundbesitze!  —  die  Kückwirkungen  der  Woh- 
nungsgesetzgebung auf  die  in  Deutschland  obligatorische  Ar- 
menpflege und  den  Zuzug  vom  Lande  ab  in  die  Städte;  die 
besondere,  an  sich  schon  wieder  aufserordentlich  umfangreiche 
Frage  der  Arbeiterwohnungen  und  die  Rechtsform  ihrer  Zu- 
weisung an  die  Bewohner*,  endlich  gar  auf  Pläne,  wie  die 
Stolpschen  Wohnungsgenossenschaften  oder  die  Gewährung  ^ 
eines  „Minimums  von  Nahrung  und  Wohnung"  erstreckt.  Man 
wird  aber  trotzdem  jenem  engbegrenzten  Einzelpunkte  in  diesem 
Wirrsal  von  schwierigen  und  schwierigsten  Problemen  seine 
erhebliche  Bedeutung  dann  nicht  absprechen,  wenn  man  weifs, 
dafs  die  Ausbeutung  durch  den  Wohnungswucher  —  Wucher 
im  nichttechnischen  Sinne  genommen,  —  zu  den  dunkelsten 
Gebieten  in  unseren  socialen  Zuständen  gehört  und  zu  den 
gefährlichsten  Folgen  für  das  Gemeinwesen  den  Anlafs  geben 
kann.  Man  wird  seine  Bedeutung  auch  dann  nicht  verkennen, 
wenn  man  hoffen  kann,  an  einem  auch  verhältnismäfsig  kleinen 
Teile  durch  eine  in  sich,  grundsätzlich  schon  gerechtfertigte 
Verbesserung  unseres  Privatrechts  einem  Übel  mitsteuem  zu 
helfen,  von  dessen  Vorhandensein  eine  kaum  noch  übersehbare 
Litteratur  und  zahlreiche  gewissenhaft  eindringende  Ermitt- 
lungen Zeugnis  ablegen,  sowie  die  allgemeinen  Klagen,  die 
kaum  weniger  laut,  als  wie  beim  D  i  e  n  s  t  mietvertrage,  er- 
schallen, —  einem  Übel,  das  Wilhelm  Röscher  neben  den 
„Ausartungen  der  Grofsindustrie  und  des  Börsentums  zu  den 
Hauptbrutstätten  socialistischcr  Irrtümer"  rechnet.  Das  hat 
auch,  wie  man  sich  erinnern  wird,  unter  anderem  in  den  be- 
kannten revolutionären  Reden  des  Tib.  Gracchus  und  des 
C  a  t  i  1  i  n  a  seine  Bestätigung  gefunden ;  S  a  1 1  u  s  t  läfst  diesen 
(cap.  20)  ausdrücklich  sagen:  „lllos  binas  aut  amplius  domos 
continuare,  nobis  larem  fa miliarem  nusquam  uUum  esse ?" 
Auch  finden  sich  weiter  dort  die  charakteristischen  Worte: 
„Legis  praesidium,  quod  iniquitas  praetoris  eripuit,  resti- 
tuatis;"  und  „publicam  miserorumcaussam  —  suscepi." 
Die  grofse  Gefahr  dieses  Übels  bestätigt  ferner  aus  engliscnen 
Verhältnissen  heraus,  die  freilich  schon  weit  eher,  als  bei  uns, 
und  in  sehr  viel  dringlicherer  Art  das  öffentliche  Interesse 
und  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  herausgefordert  haben, 
D 'Israeli  mit  den  Worten:  „The  man  who  feels  that  his 
house  is  a  den  of  misery  and  crime  immediately  assails    that 


^  Miete,  Eigentum,  durch  Abzahlung  zu  erwerbendes  Eigentum 
oder  Gesellschaftsanteil,  wie  im  „Agnetejpark"  bei  Delft! 

«  Dr.  Adler  im  Socialpolit.  Ccntralblatt  1892,  Nr.  38.  Das  Ver- 
hältnis zur  entsprechenden  Leistung  der  notwendigen  Armenpflege  ist 
hier  nicht  erörtert. 
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ßociety  of  which  he  believes  he  is  the  unjust  victim;"  und 
umgekehrt  wieder  die  merkwürdige  Erfahrung,  die  F.  Kalle 
in  seinem  Berichte  an  den  „Deutschen  Verein  für  Armenpflege" 
(VI,  S.  97)  aus  Manchester  mitteilt,  dafs  dort  nach  amtlicher 
Bekanntgebung  seinerzeit  die  Zahl  der  Verbrechen  nach  Ver- 
besserung der  Arbeiterwohnungen  um  die  Hälfte  zurückge- 
gangen seif. 

Eine  Übersicht  über  die,  wie  gesagt,  sehr  weitschichtige 
Litteratur  der  Wohnungsfrage  hier  zu  geben,  liegt  übrigens 
um  so  weniger  in  meiner  Absicht,  als  ich  auf  sie,  soweit  sie 
den  besonderen  Punkt  der  socialeren  Ausgestaltung  des  Miet^ 
Vertragsrechts  anlangt,  noch  später  zurückkommen  mufs.  Wer 
freilich  auch  nur  diesen  Teil  der  Wohnungsfrage  eindringender 
durchforschen  und  über  einschlagende  Keformvorschläge  ein 
Urteil  sich  bilden  will,  wird  ihres  Studiums  nicht  entraten 
können;  zur  ersteren  Orientierung  verweise  ich  deshalb  auf 
die  fortlaufenden  Nachrichten  in  der  Mainzer  „Concordia", 
im  „socialpolitischen  Centralblatte",  den  letzten  Bericht  K.  01- 
denbergs  im  Schmollers  chen  Jahrbuche  für  Verwaltung 
und  Gesetzgebung  1892  S.  310  ß.  und  das  Werkchen  von 
Dr.  Heinrich  Albrecht  „Die  Wohnungsnot  in  den  Grofs- 
städten";  in  dem  sich  auf  S.  87  die  Bemerkung  findet,  dafs 
eine  ziemlich  vollständige,  aber  nur  bis  1888  reichende  Littera- 
turzusanmienstellung  von  etwa  400  Nummern  in  der  Schrift 
von  Muller  et  Cacheux  „Les  habitations  ouvriferes  en  tous 
pays"  (Paris  1889)  gegeben  werde.  Übrigens  findet  sich  die 
Wohnungsfrage  auch  in  den  „Amtlichen  Mitteilungen  aus  den 
Jahresberichten  der  Fabrikinspektoren"  (zum  Beispiel  aus  dem 
Jahre  1891),  in  unseren  politischen  oder  wirtschaftlichen  Zeit- 
schriften, beispielsweise  den  „Preufsischen  Jahrbüchern",  den 
„Grenzboten",  der  „Deutschen  Rundschau"  u.  s.  w.  immer  von 
neuem  wieder  besprochen. 

Mit  dem  Hinweise  auf  diese  Hülfsquellen,  die  zahllosen 
Mafsnahmen  in  Gesetzen  und  Polizeiverordnungen  im  In-  und 
Auslande,  insbesondere  in  Grofsbritannien,  und  auf  die  später 
noch  näher  zu  berücksichtigenden  neusten  Pläne  der  Gesetz- 
gebung des  Grofsherzogtums  Hessens  und  des  Deutschen 
Reiches  auf  diesem  Gebiete  glaube  ich  zugleich  einer  näheren 
Darlegung  der  Reformb edürftigkeit  unserer Mietwohnungs- 


B  Marx,  Kapital  I,  S.  646  Anm.  115  führt  aus  einer  englischen 
Schrift:  Laing,  National.  Distress  1844  S.  150  folgende  Stelle  an: 
^Nirgend  wo  sind  so  offen  und  so  schamlos  die  Rechte  der  Person  dem 
Rechte  des  Eigentums  geopfert  worden,  als  in  den  Wohnunjjsverhält- 
nissen  der  arbeitenden  Klassen.  Jede  grofse  Stadt  ist  eine  Stätte  des 
Menschenopfers,  ein  Altar,  worauf  Tausende  jährlich  dem  Moloch  der 
Habsucht  geschlachtet  werden."  —  V.  A.  Hub  er  a.  a.  0.  S.  20:  „Die 
Wohnungsfrage  ist  eine  Kernfrage  der  ganzen  sog.  socialen  Frage, 
im  Guten  wie  im  Schlimmen." 
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Verhältnisse  meinerseits  überhoben  zu  sein  und  überlasse 
sie  dem  Volkswirtschaftler  vom  Fach,  da  ich  selber  die  ein- 
schlagenden Fragen  doch  wesentlich  nur  vom  juristischen 
Standpunkte  beurteilen  möchte  und  beurteilen  darf.  Ich  will 
hier  aeshalb  auch  nur  noch  eines,  übrigens  von  verschiedenen 
Seiten,  zum  Beispiel  von  V.  A.  H  u  b  e  r  *  bereits  gewürdigten 
und  zugleich  widerlegten  Einwandes  gedenken,  dem  man  auch 
sonst  bei  den  Verbesserungsbestrebungen  bezüglich  der  Lage 
der  unbemittelten  Klassen  häufig  begegnet.  Es  ist  die  an  sich 
unbestreitbare  Behauptung,  dafs  der  „Standard  of  life**  bei 
diesen  sich,  selbst  gegenüber  erst  jüngst  verflossenen  Zeiten, 
wesentlich  erhöht  habe;  so  im  allgemeinen  auch  in  den  Woh- 
nungsgelegenheiten. —  Allerdings  „im  allgemeinen",  das  heifst 
soweit  nicht  der  durch  die  Überfüllung  unserer  gröfseren  Städte 
hervorgerufene  Gegendruck  zur  Ausnutzung  selbst  des 
elendesten  Gelasses  gezwungen  hat.  Und  dann  hat  man 
noch,  um  eine  Parallele  zu  ziehen,  zu  erwägen,  dafs  man  doch 
auch  jetzt  dem  Geringen  nicht  mehr  zumutet,  „Eicheln  zu 
essen,"  obwohl  es  vieUeicht  in  altergrauester  Zeit  vom  ganzen 
Volke  geschah ;  und  wenn  die  Ansprüche  selbst  unserer  Grofs- 
väter  noch  unendlich  viel  bescheidener  bei  der  Wohnungswahl 
waren,  als  jetzt,  —  sie  mufsten  es,  zum  Teil  wenigstens, 
sein,  weil  nur  die  neuere  Kohlenheizung  die  jetzigen  hohen, 
lichten  Räume  im  Winter  zu  durchwärmen  vermag!  —  so  ist 
eben  mit  der  Steigerung  der  Wohlhäbigkeit  bei  den  teureren 
Wohnungen,  einem  natürlichen  Zuge  nach  Relativität  in  einer 
gesunden  Volkswirtschaft  folgend,  die  Anforderung  an  die 
billigeren  auch  gewachsen  und  darf  nicht,  soll  nicht  noch 
ärgere  Erbitterung  entstehen,  als  deshalb  schon  vorhanden  ist, 
mit  solch  „geschichtlichen"  Vergleichen  unterdrückt  werden, 
von  denen  niemand  satt  und  warm  wirdi  Es  darf  das  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  um  so  weniger  geschehen, 
als  unser  Gewissen,  sozusagen,  in  sanitäts  polizeilicher  Hin- 
sicht jetzt  weit  geschärfter  ist*  und  nicht  duldet,  dafs  der 
Arme  Einflüssen  hülflos  preisgegeben  wird,  die  man  klar  als 
gefährliche  erkannt  hat. 

Dies  führt  mich  wieder  darauf,  dafs  bei  der  Wohnungs- 
frage ganz  besonders  der  innige  Zusammenhang  des  Allgemein- 
wohls mit  der  Fürsorge  für  das  der  Einzelnen  und  das  öflfent- 
liche  Interesse  an  ihrer  aller  Wohlfahrt  deutlich  erkennbar  ist. 
Mit  Recht  haben  gerade  die  Engländer  diesen  sanitätspolizei- 
lichen Gesichtspunkt,  wie  aus  den  ausführlichen  Darlegungen 
Ruprechts  a.  a.  O.  deutlich  sich  ergiebt,  seit  ihrem  ersten 
Gesetze  von  1855,  the  Nuisances  Removal  and  Diseases   Pre- 

>  a.  a.  0.  S.  5. 

«  Dr.  Leuthold  in  den  Veröffentlichungen  des  Vereins  für 
Socialpolitik,  Bd.  30  S.  5. 
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vention  Act  (18. 19  Vict  c.  121)  und  damit  also  auch  den 
unmittelbaren  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  die  Folgen 
des  Wohnungselendes,  gegen  ansteckende  Krankheiten  und 
Seuchen,  ganz  besonders  ins  Auge  gefafst.  Es  ergiebt  sich 
eben  bei  genauerer  Betrachtung,  dafs  scharfe  Mafsregeln  zu 
Gunsten  der  Ärmeren,  also  des  gröfseren  Teiles  am  Volks- 
körper, auch  unmittelbar  nur  zum  Wohle  des  Ganzen  bei- 
tragen, in  ihnen  also  ein  gutes  Stück  wohlverstandenen  Egois- 
mus der  Bessergestellten  gefördert  wird.  Das  um  so  mehr, 
da,  wie  aus  der  Ralleschen  Mitteilung  sich  schliefsen  läfst, 
dieser  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  verwahrloste  Mitglieder 
durch  Wohnungsreformen  eine  vollständige  Parallele  der  Wir- 
kungen sogar  auf  sittlichem  Gebiete  aufweist.  Und  endlich, 
nicht  nur  das  grofse  Allgemeinwohl  kommt  in  Betracht, 
sondern  man  wird  auch  mit  Bücher  in  dessen  oben  angege- 
benem vortrefflichem  Werke  (S.  344)  gewifs  anerkennen  wollen, 
dafs  der  Schutz  des  kleineren  Kreises  der  Familie 
gleicher  Weise  Mafsregeln  gegen  ungesunde  oder  unbrauch- 
bare Wohnungen  fordert,  da  das  als  Mieter  nach  Civilrecht 
allein  in  Betracht  zu  ziehende  Familienhaupt  seine  Ange- 
hörigen absichtlich  oder  aus  Gleichgültigkeit  dem  Verderben 
in  solchen  preisgeben  kann,  ohne  dafs  diese  etwas  dagegen  zu 
thun  vermöchten,  weil  dem  vom  Vater  geschlossenen  „Ver- 
trage" genügt  ist.  Auch  hier  zeigt  sich  im  Systeme  der  unbe- 
dingten Vertragsfreiheit  ein  bedenklicher  Punkt,  der  bei  den 
späteren  Vorschlägen  im  §  14  noch  besonderer  Berücksichtigung 
bedarf.  Es  erinnert  mich  das  an  einen  anderen  Fall,  wo  unser 
individualistisch  zugespitztes  Recht,  —  im  Gegensatze  zu  den 
sogenannten  Exemtionsgesetzen  beispielsweise  von  Jowa  und 
Westvirginien,  —  die  Familie  schutzlos  iäfst  gegen  Pfändungen 
unentbehrlichen  Haus-  und  Wirtschaftsgeräts,  wenn  der  „Eigen- 
tümer", der  Familienvater  sich  nicht  dagegen  rührt;  hier  ge- 
bührte zweifellos  der  Frau  das  entsprechende  Beschwerde- 
recht! —  Was  aber  nochmals  zum  Schlüsse  jenen  mehr  dok- 
trinären Einwand  anlangt,  dafs  sich  unsere  Wohnungsverhält- 
nisse selbst  für  die  ärmeren  Volksschichten  doch  gegen  früher 
erheblich  verbessert  hätten,  und  weitere  Reformen  deshalb 
unnötig  wären,  so  genügt  es  wohl,  den  Bericht  im  November- 
hefte 1892  der  „Preufsischen  Jahrbücher"  oder  den  der  Fabrik- 
inspektoren a.  a.  O.  S.  117,  249  und  305  namhaft  zu  machen, 
oder  auch  nur  einen  einzigen  Polizeibericht  über  deutsche 
Wohnungsverhältnisse,  den  der  Bürgermeisterei  Worms   von 

1891  hier  anzuführen,  um  ihn  verstummen  zu  machen.  Er 
lautet  nach   Mitteilung   des   „SocialpoH tischen   Centralblattes" 

1892  S.  221 :  „Unter  Berücksichtigung  des  ümstandes,  dafs 
vierzehn  Prozent  aller  Wohnungen  als  feucht  und  un- 
gesund ermittelt  und  vier  Prozent  derselben  als  im 
hohen  Mafse  überfüllt  erscheinen,    mufs    man   zu    dem 
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Schlüsse  kommen,  dafs  gesetzliche  Mafsnahmen  unbedingt  ge- 
boten erscheinen,  um  hier  Abhülfe  zu  schaflFen."  —  „Es  darf 
wohl  kein  Anstand  genommen  werden  auszusprechen,  dafs  in 
keiner  Form  der  Wucher  die  Notlage  seiner  Opfer  so  scho- 
nungslos ausbeutet,  als  der  Wohnungswucher."  ^ 

Und  dabei  soll  es  zweifelhaft  sein,  ob  der  finanziellen 
Verwertung  solcher  Wohnräume  der  Gesetzgeber  aus  der  Er- 
wägung heraus,  dafs  man  früher  möglicher  Weise  sich  aller- 
seits bei  der  Benutzung  noch  schlimmerer  beruhigt  habe,  kalt- 
blütig und  nachsichtig  zusehen  solle?!  — 

Will  man  nun  wissen,  welche  Handhaben  das  jetzige  Recht 
zur  Bekämpfung  dieses  Mifsstandes  auf  civilrechtlichem  Ge- 
biete zur  Verfügung  gestellt  hat,  —  ich  komme  mit  dieser 
Frage  auf  den  Ausgangspunkt  dieses  Paragraphen  zurück,  — 
so  wird  man  sich  zunächst  dessen  Vorschriften  selbst  zu  ver- 
gegenwärtigen haben,  soweit  sie  das  Recht  des  Mieters  aus 
Mängeln  einer  Wohnung  zum  Gegenstande  haben.  Mit  er- 
schreckender Deutlichkeit  sind  sie  in  einem  durch  Seufferts 
Archiv  (Bd.  39  No.  297)  veröflFentlichten  Urteile  des  Oberlandes- 
gerichts zu  Hamburg  zum  Ausdruck  gekommen,  —  also  gerade 
in  der  Stadt,  die  jetzt  so  schwer  unter  der  Vernachlässigung 
des  Wohnungswesens  der  ärmeren  Klassen  zu  büfsen  gehabt 
hat.  Ich  entnehme  dem  Urteile  folgende  Sätze.  Der  Richter 
hat  „die  Verhältnisse  des  Lebens  und  Verkehrs  und  die  That- 
sache  zu  berücksichtigen,  dafs  zahlreiche  Wohnunge  n, 
in  welchen  gesundheitsschädliche  Einflüsse  sich 
geltend  machen,  und  welche  vom  ärztlichen  Standpunkte 
aus  besser  nicht  als  Wohnungen  verwertet  würden,  gleichwohl 
dazu  dienen  und  einen  Gegenstand  des  Mietverkehrs 
bilden,  welchem  der  rechtliche  Schutz  nicht  zu 
versagen  ist."  —  „Wenn  —  der  Mieter  eine  Sache  mietet, 
welche  von  vorneherein  mit  erkennbaren  Fehlern  behaftet 
war,  so  hat  er  sich  das  selbst  zuzuschreiben  und  kann  nicht 
die  Lieferung  einer  fehlerlosen  Sache  beanspruchen;  —  dabei 
kann  es  auch  keinen  Unterschied  machen,  ob  der  Mieter  den 
Fehler  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  wirklich  gekannt  hat, 
oder  ob  er  nur  Gelegenheit  hatte,  bei  ordnungsmäfsiger 
Prüfung  den  Fehler  zu  erkennen,  denn  es  ist  mit  Treu 
und  Glauben  nicht  vereinbar,    dafs   der  Mieter   unbe- 


'  leb  verweise  auch  noch  auf  folgerden,  durch  die  Zeitungen 
weiter  verbreiteten  Bericht  eines  Hamburger  StadtmissiouarB,  der  sich 
um  die  Wohmingsverhältnisse  der  jetzt  so  schwer  geprüften  Stadt 
Hamburg  eingehend  bekümmert  hat.  Er  sagt  wörtb'ch:  ^Man  sehe  sich 
nur  die  sog.  , Hinterkeller*  in  manchen  Strafsen  einmal  an!  In 
total  dunklem  Räume,  ein  Dutzend  Stufen  abwärts  —  und  dann  ein 
Gemach  fast  ganz  unter  der  Erde!  An  den  Wänden  dickes  Eis!  Ein 
solcher  Fleck  Erde,  den  kein  Sonnenstrahl  treffen  kann, 
kostet  120  Mark  Miete  jährlich!*^ 
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kümmert  um  die  erkennbare  Beschaffenheit  des  gemieteten 
Gegenstandes  den  Vertrag  eingeht  und  hinterher  sich  von  dem- 
selben lossagen  will,  weil  er  auf  Grund  einer  erst  nachträglich 
angestellten  Prüfung  den  Fehler  der  Sache  entdeckt  hat." 

Dafs  diese  Entscheidung  (bis  auf  einen  Punkt,  der  doch 
zweifelhaft  sein  kann ,  nämlich  die  Prüfungspflicht)  dem  jetzt 
in  den  meisten  Kulturstaaten  mafsgebenden  Rechte  (oder  doch 
wenigstens  seiner  gängigen  Auffassung)  entspricht,  wird  zu- 
gegeben werden  müssen,  obgleich  das  unbefangene  Rechts- 
gefühl wohl  fragen  dürfte,  weshalb  denn  nicht  zwischen  Miete 
«iner  beweglichen  Sache  und  einer  Wohnung,  die  das  Wohl- 
befinden des  Mieters  und  seiner  Familie  auf  längere  Zeit 
hinaus  bedinge,  unterschieden  werde;  weshalb  nicht  ebenso 
:swischen  einzelnen  Fehlern  und  gänzlicher  Unbrauchbarkeit 
wegen  Gesundheitsgefilhrlichkeit;  weshalb  dem  Mieter  eine 
solch  ängstliche  Beachtung  loyaler  Vertragserfüllung  zugemutet 
werde,  wo  sein  Gegner  sich  nicht  scheut,  Geld  für  eine  Woh- 
nung zu  fordern,  die  „besser"  nicht  vermietet  wird.  Die  Be- 
unruhigung des  Rechtsgefühles  durch  eine  solche  Anwendung 
der  Gesetze,  das  Zittern  und  Schwanken  dieser  Magnetnadel, 
im  Bilde  gesprochen,  sollte  immer  zeigen,  dafs  in  Wahrheit, 
trotz  aller  juristischen  Gründe,  eine  Störung  des  Rechts 
stattfindet! 

Ob  man  freilich  für  diese  „gemeine  Meinung"  das  rö- 
mische Recht  selbst  oder  auch  nur  die  Ansicht  von  Wind- 
scheid,  die  ja,  wie  man  scherzend  sagt,  fast  Gesetzeskraft 
bei  uns  hat,  anführen  darf,  ist  so  zweifelhaft,  dafs  ich  gleich 
näher  darauf  zurückkommen  mufs.  Die  Rechtssprechung 
der  gemeinrechtlichen  Bezirke  steht  dagegen,  wie  eben  schon 
im  allgemeinen  bemerkt  ist,  unbestreitbar  auf  dem  Stand- 
punkte des  Hamburger  Urteils  —  so  fest,  glaube  ich,  dafs 
selbst  der  Nachweis  eines  falschen  Ausgangspunktes  ihrer 
Auffassung  kaum  berücksichtigt  würde*).  So  sagt  auch  das 
Reichsgericht  in  einem  Urteile  in  Seufferts  Archiv,  Bd.  36 
Nr.  115:  „Der  Mieter,  welcher  mit  Kenntnis  der  fehler- 
haften Eigenschaften  des  Mietgegenstandes  den  Mietvertrag 
abgeschlossen  —  habe,  verzichte  dadurch  auf  die  Geltend- 
machung der  ihm  durch  jene  Mängel  dem  Vermieter  gegen- 
über erwachsenen  Rechte",  und  citiert  dazu,  wie  Weiske 
a.  a.  O.,  fr.  18,  §  6  de  damno  infecto  und  fr.  48,  §  4  de 
aedil.  edict,  obwohl  beide  Stellen  nicht  von  der  Miete 
sprechen,  und  die  sog.  ädilitischen  Rechtsmittel  für  diese 
nicht  gelten.    Auch  die  „Begründungen"  zum  Entwürfe  eines 


1  Seufferts  Arch.  Bd.  XVI,  Nr.  214  a.  E.  (Kassel);  Bd.  XXXV, 
Nr.  21  (oberster  Gerichtshof  für  Bayern);  Sintenis,  Gem.  Civilrecht 
1847  Bd.  II,  S.  666;  Weiskcs  Rechtslexikon  Bd.  VII,  S.  764; 
R.  V.  Jhering  in  seinen  Jahrbüchern  für  Dogm.  IV,  S.  14. 
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B.G.B.  Bd.  U,  S.  877  bestätigen  das  als  Satz  des  gemeinen 
Rechts.  Und  in  der  That,  er  erscheint  mir  als  eine  unver- 
meidliche Folge  der  rücksichtslosen  Vertragsfreiheit,  auch  so 
ein  „apex  juris"  *,  wenn  man  sie  dahin  tiberschätzt,  dafs  sie 
andere,  nicht  unwichtigere  Grundsätze  unseres  Vertragsrechts 
bis  zur  Unwirksamkeit  unterdrücken  darf. 

Jener  Satz  ist  dann  ferner  auch  flir  die  übrigen  Rechts- 
gebiete Deutschlands  als  in  Geltung  anzuerkennen;  wegen 
des  preufsischen  Rechts  verweise  ich  auf  Eccius  a.  a.  O. 
Bd.  I,  S.  511;  Dernburg,  Pr.  Privatrecht  n  §  168  Anm.23; 
Begründungen  des  B.  G.  B.  a.a.  O.;  auf  das  österreichische 
Gesetzbuch  11,  17  §  922u.  928;  wegen  des  bayerischen 
Rechts  auf  Arnold,  Mietwesen  nach  dem  bayerischen  Land- 
rechte,  IV.  Aufl.  1892,  S.  57,  der  hier  eine  ähnlich  scharfe 
Ansicht,  wie  das  Hamburger  Urteil,  vertritt  und  S.  24  sogar 
sagt,  es  stehe  beim  Abschlüsse  des  Mietvertrages  den  Be- 
teiiigten  frei,  „zu  bestimmen,  was  sie  wollen,  mögen  es  auch 
die  sonderbarsten,  für  den  einen  oder  anderen  Teil  lästigsten 
Bedingungen  sein;  nur  Vereinbarungen  gegen  Gesetz  und 
gute  Sitte  dürfen  nicht  getroffen  werden  — ."  Ferner  beziehe 
ich  mich  auf  A.  W engl  er,  Mietvertrag  nach  Kgl.  säch- 
sischem Rechte  1882,  der  sich  S.  59,  60,  185,  insbesondere 
Anm.  6,  mit  gröfster  Entschiedenheit  für  obigen  Satz  aus- 
spricht; sogar  im  Sinne  des  Hamburger  Urteils,  wonach  also 
auch  das  Rennenmüssen  dem  Mieter  verhängnisvoll  wer- 
den kann.  Auch  Wengler  lehrt  (S.  85)  ausdrücklich,  dafs 
der  Vennieter  zu  eignen  Gunsten  die  weitgehendsten  Be- 
schränkungen der  gesetzlichen  Befugnisse  des  Abmieters  in 
den  Vertrag  aufnehmen  dürfe,  obgleich  er  selbst  von  den 
bekannten  Übertreibungen  in  Berlin,  den  sog.  „Mausefallen- 
verträgen" sagt,  es  bedürfe  keiner  näheren  Darlegung,  dafs 
solche  Bestimmungen,  „Rigorositäten**,  fiir  kleinere  Verhält- 
nisse und  kleine  Städte  „unanwendbar**  [?!]  seien.  Über  das 
französische  Recht  giebt  Zachariä,  Ilandbuch  des  fran- 
zösischen Civilrechts  Bd.  II  (1886,  7.  Aufl.,  besorgt  vom 
Reichsgerichtsrate  Drever),  §  366  Anm.  4  Auskunft:  „Hat 
der  Mietsmann  die  Fehler  gekannt,  so  haftet  der  Vermieter 
nicht  mehr.  —  Der  Kenntnis  steht  aber  die  Notorietät  gleich.  — 
Für  notorische  Fehler  und  solche,  welche  sich  aus  der  Natur 
von  selbst  ergeben,  haftet  der  Vermieter  —  nicht**  u.  s.  w.  Und 
dies  alles,  obwohl  im  Code  civil  nicht  nur  Art.  1720  vorschreibt: 
„Le  bailleur  est  tenu  de  dölivrer  la  chose  en  bon  ^tat 
de  reparation  de  toute  esp^ce**,  sondern  Art.  1721:  „II  [le 
bailleur]  est  du  garantie  au  preneur  pour  tous  les  vices 
ou  d^fauts  de  la  chose  lou^e  qui  en  empechent  l'usage,  quand 


*  S.  das  Citat  im  §  7  zu  Anfang. 

Digitized  by  VjOOQ IC 


xn  3.  59 

meme  le  bailleur  ne  les  aurait  pas  connus  lors  du  bail"  (wo- 
zu noch  §  1719  Nr.  2  zu  vergleichen  ist)  —  Bestimmungen^ 
die  gleicherweise  das  A.L.R.  I,  21  §  272  und  das  Kgl. 
sächsische  Gesetzbuch  §  1221  Nr.  1  aufgenommen  haben; 
ebenso  Art.  1577  des  Codice  civile  del  regno  d'Italia  von 
1865,  der  folgendermafsen  lautet:  „II  conduttore  debb'essere 
garantito  per  tutti  quei  vizi  e  difetti  della  cosa  locata  che  ne 
impediscono  Tuso,  quantunaue  [obschon]  non  fossero  noti  al 
locatore  al  tempo  della  locazione".  In  Gemäfsheit  des 
Schweizer  Obligationenrechts  endlich  haftet,  nach  Heu- 
berger  (Sachmiete  nach  dem  Schweizer  Obligationenrechte 
1889  S.  50,  51),  der  Vermieter  nicht  für  Mängel,  welche  der 
Mieter  zur  Zeit  des  Abschlusses  kannte  oder  bei  Anwendung 
gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  kennen  mufste,  es  sei  denn  in 
letzterem  Falle,  dafs  jener  deren  Abwesenheit  zugesichert 
hätte.  Diese  Ausschliefsung  einer  Gewährleistungspflicht  des 
Vermieters  könne,  meint  Heuberger,  zu  grofsen  Härten 
führen.  Als  Beleg  dafür  braucht  man  allerdings  nur  die  von 
Bücher  (a.  a.  O.  S.  850)  nachdrücklich  gerügte  Ansicht  von 
Janggen  in  des  letzteren  „Darstellung  und  Kritik  des 
Schweizer  Obligationenrechts"  anzuführen,  wonach  bei  Mängeln, 
die  den  besser  gestellten  Mieter  zur  Auflösung  des  Vertrages 
berechtigen,  „stillschweigende  Übereinkunft"  anzunehmen  sei, 
sobald  sie  arme  Leute  trefien.  Wie  sich  dieser  Satz  erklärt, 
soll  im  folgenden  Paragraphen  dargethan  werden. 

§6. 

Fortsetzung.  — -  Insbesondere  der  stillschweigende  Verzicht 
auf  Mängel  der  Mietwohnung. 

Diese  ebenerwähnte  „stillschweigende  Übereinkunft",  solch 
ohne  Worte  ausgedrückte  Verpflichtung  des  Mieters, 
gewisse  Mängel  der  gemieteten  Wohnung  nicht  geltend  machen 
zu  wollen,  steht  der  ausdrücklich  übernommenen  an 
rechtlicher  Wirkung  gleich.  Vor  dem  Gesetze  ist  es  einerlei, 
ob  jemand  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Gut- 
heifsung,  d.h.  mit  Verzicht  auf  die  ihm  an  sich  zu  gewähr- 
leistende Brauchbarkeit  des  Mietgegenstandes,  eine  unbrauch- 
bare Wohnung  mietet.  Soll  derartigen  Mietverträgen  also 
ein  Riegel  vorgeschoben  werden,  so  ist  der  Verzicht  unter 
beiderlei  Gestalt  für  ungültig  zu  erklären. 

Trotz  dieser  juristischen  Gleichheit  ist  der  stillschweigende 
Verzicht  dem  Mieter  geftlhrlicher,  und  das  um  so  mehr,  da 
er  praktisch  wichtiger  ist.  Darüber  hier  noch  einige  Worte. 
Man  mufs  sich  folgende,  freilich  etwas  schwierige  Unter- 
schiede klar  machen,  die  vielfach  in  Theorie  und  Praxis  nicht 
ihre   genügende  Würdigung  finden,    nämlich,    dafs  sich   ein 
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Verzicht  des  Mieters  in  dieser  Richtung  auf  bekannte  und 
unbekannte  Mängel,  offensichtliche  und  unoffen- 
sichtliche beziehen  kann.  Das  sind  völlig  verschiedene 
BegriflFe;  jedes  Gesetz  ist  daher  sehr  sorgfältig  darauf  zu 
prüfen,  welchen  unter  ihnen  es  im  Auge  hat,  soll  man  nicht 
zu  schreienden  Ungerechtigkeiten  in  der  Rechtsprechung 
kommen. 

Ob  Mängel  „bekannt"  sind,  ist  lediglich  aus  der  Per- 
son des  Mieters  zu  bestimmen.  Es  kann  ein  offensichtlicher 
Mangel  einem  Unerfahrenen,  Blinden  oder  räumlich  Abwesen- 
den, der  z.  B.  nach  einem  Baurisse  eine  Wohnung  mietete, 
unbekannt  geblieben,  ein  nichtoffensichtlicher  durch  Anzeige 
des  Vermieters  oder  durch  einen  sonstigen,  vielleicht  nur  zu- 
f&Uigen  Umstand  dem  Mieter  bekannt  geworden  sein.  Er- 
fordert ein  Gesetz,  dafs  gewisse  Mängel,  um  rechtlich  Ein- 
flufs  auf  den  Sachverhalt  zu  gewinnen,  dem  Mieter  bekannt 
seien,  so  ist  ein  blofses  Kennenmüssen  nicht  ausreichend 
und  kann  immer  nur  soweit  in  Frage  kommen,  als  es  sich 
um  den  Nachweis  des  meist  allerdings  nur  mittelbar  zu 
erweisenden  Kennens  handelt.  Es  mufs  dann  aber  doch  das 
erwiesene  Kennenmüssen  bei  solcher  gesetzlichen  Anforderung 
oder  Voraussetzung,  die  auf  wirkliches  Kennen  geht,  den 
Richter  zu  dem  endlichen  Schlüsse  zwingen,  dafs  über  das 
Kennenmtissen  hinaus  auch  das  Kennen  thatsächlich  vorhan- 
den war.  Es  ist  dabei  denn  auch  einerlei,  ob  das  Übersehen 
der  Mängel  vielleicht  sogar  grobfahrlässig  war;  nur  soweit 
das  den  Schlufs  auf  wirkliches  Kennen  erlaubt,  ist  es  be- 
achtlich. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  das  Gesetz,  was  keines- 
wegs immer  der  Fall  ist  (s.  u.),  auch  an  „offensichtliche" 
Mängel  gewisse  Rechtswirkungen,  oder  Rechtsverwirkungen 
kann  ich  gleichsam  sagen,  knüpfen  will.  Es  fragt  sich  dann 
zunächst,  ob  damit  gemeint  sei :  für  jedermann  erkennbar  — 
für  den  Durchschnittsmenschen,  der  seine  Augen  aufmacht  — , 
oder  nur  für  einen  Sachkundigen,  oder  etwa  gar  auf  Grund 
einer  eingehenden  Untersuchung,  wie  sie  beispielsweise  im 
Handelsgesetzbuche  (Art.  347)  vom  Käufer  zugesandter  Ware 
erwartet  wird.  Je  nachdem  tritt  dann  die  betreflfende  Rechts- 
wirkung auch  gegen  den  Mieter  ein,  der  den  Mangel  that- 
sächlich nicht  gekannt  und  durch  Unterlassen  der  Prüfung 
ihn  kennen  zu  lernen  vermieden  hat. 

Es  ist  nun  ohne  weiteres  klar,  dafs  sich  jemand  der 
Rechte  aus  bekannten  oder  unbekannten  Mängeln  (wo 
die  „offensichtlichen"  für  ihn  also  möglicherweise  in  die  Reihe 
der  ersten  oder  der  zweiten  fallen)  durch  ausdrücklichen  Ver- 
zicht begeben  kann.  Dagegen  kann  er  stillschweigend  — 
durch    Unterlassung    eines   Vorbehalts,    einer  Rüge   z.  B.  — 
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begriffsmäfsig*  nur  auf  bekannte  Mängel  verzichten. 
Es  ist'hier  also  der  Umstand  von  Bedeutung,  dafs  das  Kennen- 
müssen  dem  Kennen  nicht  gleichsteht  (und  höchstens  beim 
Beweise  des  Kenneiis,  wie  eben  gesagt,  in  Betracht  kommen 
kann). 

Soweit  aber  offensichtliche  Mängel  dem  Mieter  ange- 
rechnet werden  („präjudizieren"),  kommt  ein  V  e r  z  i  c h  t  seiner- 
seits überhaupt  nicht  in  Frage;  die  Sache  stellt  sich  dann  viel- 
mehr umgekehrt  so,  dafs  der  Mieter  sich  ein  Recht  aus  solch 
offensichtlichem  Mangel  nur  durch  ausdrücklichen 
Vorbehalt  wahren,  bezw.  erwerben  kann.  Sonst  ist  es  eben 
„verwirkt".  Vor  Feststellung  einer  solchen  Verwirkung 
ist  dann  aber  genau  zu  prüfen,  in  welcher  der  eben  an- 
gegebenen drei  Richtungen  das  betreflFende  Gesetz  den  Be- 
griff der  „OflFensichtlichkeit"  sich  gedacht  hat  und  aufgefafst 
haben  will,  z.  B.  ob,  wie  das  angegebene  Hamburger  Urteil 
annimmt,  es  gemeinrechtlich  eine  Untersuchungspflicht  giebt, 
oder  wie  die  Schweizer  Vorschrift  zu  verstehen  ist,  die  von 
Mängeln  spricht,  welche  bei  „Anwendung  gewöhnlicher  Auf- 
merksamkeit" zu  entdecken  wären.  Mit  anderen  Worten,  ob 
als  oflfensichtlich  nur  die  bei  thatsächlich  geschehener 
Besichtigung  erkennbaren  —  und  zwar  dem  Laien  oder  dem 
Sachverständigen  erkennbaren  —  Mängel  gelten  sollen,  oder 
auch  die,  welche  sich  bei  einer  nur  möglichen,  aber 
gar  nicht  vorgenommenen  Prüfung  für  den  einen  oder  den 
anderen  ergeben  hätten.  In  beiden  Richtungen  wird  man  dann 
auch  von  einem  „Kennenmüssen"  des  Mieters  sprechen  und 
sprechen  dürfen,  und  nur  zu  beachten  haben,  dafs  das  „Müssen" 

i'e  nach  dem  einen  oder  anderen  Falle  sehr  verschieden  inhalt- 
ich  zu  beurteilen  ist. 

Ein  stillschweigender  Verzicht  —  das  wiederhole  ich  — 
kann  sich  im  Gegensatze  hierzu  immer  nur  auf  die  dem 
Mieter  wirklich  bekannten  Mängel  beziehen.  Trotzdem 
erwächst  hier  aus  dem  Beweisverfahren,  wo  aus  dem  regel- 
mäfsig  nur  nachweisbaren  Kennenmüssen  die  Kenntnis  selbst 
abgeleitet  werden  soll,  leicht  eine  grofse  Gefahr  fiir  den 
Mieter.  Die  Rechtshandhabung  darf  es  unbedingt  mit  diesem 
Schlüsse  nicht  allzu  leicht  nehmen,  und  hat  der  thatsächlichen 
Lage,  in  der  der  betreffende  Mieter  sich  befand,  sorgfältig 
Rechnung  zu  tragen.  Denn  die  Not  greift  blindlings  zu; 
der  Unerfahrene  und  Befangene  sieht  nicht,  was  dem  ge- 
wiegten Geschäftsmann e  oder  gar  dem  Kenner  ins  Auge  fällt. 
Es  gilt  nicht  allein,  sich  in  die  Auffassung  und  die  beschränkte 
Gedankenwelt  der  kleinen  Leute,  also  der  Mehrzahl  aller 
Mieter,  hineinzuversetzen,  sondern  auch  zu  beachten,  dafs  in 

'  Vergl  Laurent,  Principes  de  droit  civil,  3.  Aufl.,  Bd.  25 
Nr.  116;  Bd.  26  S.  19  u.  67. 
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vielen  Fällen  die  Gesundheitsgeßllirlichkeit  einer  Wohnung, 
zumal  für  den  Ungebildeten,  aufserordentlich  schwer  zu  er- 
kennen ist.  Denn  auf  fahrlässiges  Nichtsehen  kommt  es  hier, 
wie  oben  bemerkt,  überall  nicht  an. 

Aus  der  blofsen  Thatsache  des  Kennens  folgt 
aber  —  das  ist  weiter  zu  beachten  —  noch  keineswegs 
ein  stillschweigender  Verzicht  auf  die  Rechte,  die 
aus  den  betreffenden  (gekannten)  Umständen  etwa  erwachsen. 
Hier  ist  der  zweite  Punkt  —  auf  ihn  bezieht  sich  die  obige 
Äulaerung  Büchers  — ,  wo  in  der  Praxis  nicht  genug  vor 
allzu  rascher  Schlufsfolgerung  gewarnt  werden  kann.  Und 
zwar  um  so  eindringlicher,  je  verlockender  es  ist,  auf  solch 
kurzem  Wege  viel  Weitläuftigkeiten  und  Mühsal  im  Prozesse 
abzuschneiden,  und  dabei  noch  als  theoretischer  Stützpunkt 
und  Entschuldigungsgrund  die  grundsätzliche  Zulassung  form- 
loser und  willkürlicher  Vertragsbestimmungen  angerufen  wer- 
den darf^.  Mit  Recht  formuliert  daher  Eccius  a.  a.  O* 
Bd.  I,  S.  511  den  betreffenden  Rechtssatz  dahin:  „Ein  still- 
schweigender Verzicht  kann  in  der  unbedingten  Annahme 
der  Sache  gefunden  werden,  wenn  erhellt,  dafs  sie  geschehen 
ist,  obschon  der  Annehmende  den  Fehler  bemerkt  hat;**  und 
unter  Billigung  von  Dreyer  (a.  a.  O.  in  Zachariäs  Hand- 
buche) äufsert  sich  auch  Laurent  a.  a.  O.  dahin,  es  sei 
Thatfrage,  ob  die  blofse  Kenntnis  des  Mieters  den  Gewährs- 
anspruch ausschliefse ;  ein  Verzicht  werde  nicht  vermutet;  und 
Dreyer  fügt  hinzu,  Mieter  könne  auch  unterstellt  haben, 
dafs  der  Vermieter  dem  Fehler  abhelfe,  —  oder  auch,  meine 
ich,  dafs  der  Fehler  auf  zufklligen,  vorübergehenden  Umstän- 
den beruhe  u.  s.  w.  (z.  B.  feuchte  Wand  nach  einem  auf- 
fallend nassen  Sommer).  Es  kommt  hier  eben  alles  auf  die 
Lage  des  einzelnen  Falles  an.  Bei  diesem  im  Mietwesen 
wohl  besonders  wichtigen  Punkt  kann  man  sich  die  theo- 
retisch zwar  wertlose,  praktisch  aber  desto  brauchbarere, 
goldene  Regel  des  A.L.R.  Einl.  §  105,  es  werde  nicht  ver- 
mutet, dafs  jemand  sich  seiner  Rechte  habe  begeben  wollen, 
nicht  genug  vor  Augen  halten!  Man  nimmt  daher  beispiels- 
weise bei  einem,  für  den  Mieter  übrigens. besonders  wichtigen 
Punkte  mit  Recht  an,  dafs,  wer  in  der  Wohnung  zerbrochene 
Fenster,  wankende  Öfen,  zerrissene  Tapeten  vorfindet,  auch 
ohne  besonderen  Vorbehalt  die  Abstellung  solcher  Mängel,  die 
ordnungsmäfsige  Herstellung  vorhandener  Einrichtungen  er- 
warten und  verlangen  darf,  obwohl  ihm  im  übrigen  ein  still- 
schweigender Verzicht  auf  die  Mängel  der  Wohnung,  etwa 
deren  feucht-ungesunde  Bauart,  entgegengehalten  werden  kann. 


*  Auf  den  Wert  von  Formvorscbriften  für  Willenscrklftningen  in 
solchem  Falle  macht  auch  R.  v.  J  he  ring,  G.  d.  r.  R.  II,  S.  477  auf- 
merkaam. 
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Es  ist  daher  nur  zu  billigen,  dafs  Dr.  O.  B  a  e  h  r  in  seinem 
bekannten  Gegenentwurfe  zum  B.  G.B.  §  477  eine  ent- 
sprechende Pflicht  des  Vermieters  ausdrücklich  neben  die 
sonstigen  stellt,  und  wegen  des  BegriflFes  „ordnungsmäfsiger 
Zustand"  auf  die  Ortssitte  verweist.  Ohne  solch  ausdrück- 
liche Vorschrift,  die  zwischen  Mangelhaftigkeit  und  Verwahr- 
losung unterscheidet,  und  die  im  gemeinen  Rechte  allerdings 
wohl  enthalten  ist,  aber  nicht  genügend  betont  wird  *,  gelangt 
man  leicht  zudem  irrigen  Satze  Janggens,  der  oben  gertigt 
ist,  und  wirft  den  Umstand,  dafs  der  Mieter  eine  mangelhafte, 
z.  B.  eine  ungesunde  Wohnung  gemietet  habe,  mit  dem 
darin  noch  nicht  enthaltenen  Verzicht  auf  deren  ord- 
nungsmttfsige  Herstellung  zusammen.  Sehr  deutlich  kommt 
dieser  Unterschied  im  französischen  Rechte  zur  Geltung.  Es 
verpflichtet  nämlich  Art.  1720  des  Code  civil,  wie  oben  schon 
angeführt  ist,  den  Vermieter,  die  Mietsache  „en  bon  ötat  de 
r^paration  de  tout  espfece",  in  „Bau  und  Besserung" 
etwa,  zu  überliefern,  und  macht  ihn  daneben  im  Art.  1721 
flir  alle  Mängel  haftbar.  Ebenso  sagt  Baehr  (a.  a.  O,  S.  101) 
erläuternd  zu  seinem  §  477:  „Der  Vermieter  vermietet  die 
Wohnung  so  wie  sie  ist.  Bessere  Einrichtungen  braucht 
er  für  den  Mieter  nicht  zu  schaffen.  Wohl  aber  gehört  es 
sich,  dafs  die  vorhandenen  Einrichtungen  ordnungs- 
mäfsig  hergestellt  werden"  u.  s.  w.  Weiter  gehört  hierher 
die  trefi^liche  Bemerkung  Laurents,  der,  wie  oben  ange- 
deutet, diesen  „Verzichten"  überhaupt  nicht  sehr  geneigt  ist. 
Er  sagt  a.  a.  O.  Bd.  25  Nr.  108:  „On  n'(5couterait  donc  pas 
le  bailleur  s'il  pr^tendait  qu'il  a  lou6  la  chose  dans  Tötat  oü 
eile  se  trouvait  lorsque  le  preneur  l'a  vue,  et  que  celui-ci 
n'ayant  fait  aucune  röserve  est  cens^  avoir  lou6  la  chose  teile 

Jiu'elle  ^tait.  Le  preneur  r^pondrait  qu'il  n'est  pas  tenu  de 
aire  des  r^serves  pour  stipuler  un  droit  qu'il  tient  de  la  loi 
et  de  la  nature  du  contrat;  c'est  k  celui  qui  veut  se  sous- 
traire  ä  une  charge  r^sultant  de  la  nature  du  bail  a  faire  des 
r&erves,  et  il  reste  tenu  par  cela  seul  que  les  parties  n'ont 
pas  derogÄ  au  droit  commun."     Man  bemesse  also  nicht,  statt 

1  In  der  Windscheidschen  Darstellung  (a.  a.  0.  §  400  Nr.  1) 
müfste  man  sie  in  den  Worten  finden :  „Der  Vermieter  mufs  dem  Mieter 
den  Gebrauch  der  vermieteten  Sache  mit  ihren  Zubehörungen  ge- 
währen." Es  „haftet  der  Vermieter,  —  wenn  er  den  Fehler  —  ver- 
schwiegen hat;  ferner,  wenn  er  die  Abwesenheit  desselben  —  still- 
schweigend zugesagt  hat. "  Das  römische  Recht  selbst  spricht  sich 
hier  deutlicher  aus.  Man  vergl.  im  fr.  19  §  2  loc.  XIX,  2  cüe  Worte: 
—  „instructa  fiinibus;  si  minus,  dominum  instruere  ea  debere;  sed 
et  prelum  vitiatum  dominum  reficere  debere.  —  Haec  omnia  sie  sunt 
accipienda,  nisi  si  quid  aliud  specialiter  actum  sit."  Es  bezieht 
sich  diese  Stelle  offenbar  auch  auf  die  Pflichten  des  Vermieters  bei 
Übergabe  der  Mietsache,  nicht  nur  auf  deren  Erhaltung  in  brauch- 
barem Zustande. 
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auf  die  gesetzliche  Pflicht  des  Vermieters  zu  sehen,  die  Sache 
in  gutem  Zustande  zu  übergeben,  das  Recht  des  Mieters 
hierauf  nach  seinen  vermutlichen  „Ansprüchen"  auf  die  Art 
der  Instandsetzung  und  versündige  sich  nicht  gegen  die  ohne- 
hin schon  gedrückte  Lage  des  Armen  nach  dem  leider  im 
Leben  so  oft  wahr  gewordenen  Satze:  „Wer  da  hat,  dem 
wird  gegeben  werden;  von  dem  aber,  der  nicht  hat,  wird 
auch  das  genommen  werden,  das  er  hat  (Evang.  Lucä  19 
Vers  26). 

Dafs  hiernach  der  unmittelbar  in  die  Hand  des  Richters 
gelegte,  seiner  Pflichterfüllung  anvertraute  Schutz  des  wirt- 
schaftlich Schwachen  viel  zur  Förderung  wahrer  Gerechtig- 
keit beizutragen  vermag,  brauche  ich  also  wohl  nicht  mehr 
besonders  zu  betonen. 

Ich  bemerke  dagegen  noch  folgendes.  Jene  etwas  spitzi- 
gen Unterscheidungen,  die  man  kaum  anders  als  durch  selbst- 
hinzugefllgte  praktische  Beispiele  sich  wird  verdeutlichen 
können,  sind  nicht  nur  für  die  Rechtshandhabung  durchaus 
unerläfslich,  sondern  auch  notwendig,  um  sich  den  Umfang 
der  Rechte  des  Mieters  ganz  klar  vor  Augen  halten  zu 
können;  und  das  um  so  mehr,  als  die  juristische  Theorie  hier 
meines  Wissens  nicht  das  Nötige  bislang  an  die  Hand  ge- 
geben hat.  So  sind  auch  die  „Begründungen"  zu  dem  Ent- 
würfe eines  B.  G.B.,  wie  sich  sogleich  zeigen  soll,  m.  E. 
über  diese  Punkte  keineswegs  klar.  Die  praktischen  Folgen 
davon  sieht  man  aber  an  dem  schon  öfter  genannten  Ham- 
burger Urteile,  in  dem  plötzlich  sogar  eine  Untersuchungs- 
pflicht des  Mieters  auftaucht.  Denn  es  soll  nicht  allein  dar- 
auf ankommen ,  ob  der  Mieter  die  Fehler  wirklich  kannte, 
sondern  sogar  auf  den  Umstand,  ob  er  Gelegenheit  nicht  nur 
zur  Besichtigung,  sondern  selbst  zu  „ordnungsmäfsiger 
Prüfung"  hatte!  Das  gemeine  Recht  versagt  aber  nur  — 
wie  ich  hier  das  Folgende  zusammenfassend  im  voraus  be- 
merken will  —  die  Berücksichtigung  der  dem  Mieter  be- 
kannt gewordenen  Fehler  und  derjenigen,  die  auch  ihm  bei 
seiner  thatsächlich  vorgenommenen  Besichtigung  als  bekannt 
geworden  angesehen  werden  dürfen  (und  soweit  ein  Verzicht 
darauf  nach  Lage  der  Sache  anzunehmen  ist). 

Nachzutragen  wäre  hier  wohl  noch  die  Feststellung,  dafs 
die  Haftung  des  Vermieters  sich  nur  auf  die  zur  Zeit  des 
Abschlusses  der  Miete  vorhandenen  Fehler  bezieht;  mithin 
auch  die  Auseinandersetzungen  über  Verzichte  (und  Vor- 
behalte) seitens  des  Mieters  diesen  Augenblick  betreffen.  Eine 
nachträgliche  Billigung  der  fehlerhaften  Leistung  (aus- 
gesprochener oder  sonst  erkennbar  gewordener  Verzicht), 
z.  B.  bei  Übernahme  und  Beziehen  der  Wohnung  oder  auch 
noch  später,  ist  daneben  selbstredend  möglich  und  zu  berück- 
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sichtigen  ^ ;  eine  besondere  Unterscheidung  dieser  Fälle  scheint 
mir  für  das  folgende  aber  nicht  geboten  zu  sein. 

Ich  gehe  nunmehr  dazu  über,  die  soeben  gewonnenen 
Ergebnisse  auf  das  gemeine  Recht  (nach  der  herrschenden 
Praxis),  die  Vorschläge  des  „Dresdener  Entwurfes  eines 
deutschen  Obligationenrechts"  (1866)  und  die  Entwürfe 
eines  B.G.B.  für  Deutschland  anzuwenden,  um  die  be- 
treffende Rechtslage  nach  jedem  derselben  veranschaulichen 
zu  können. 

Den  hier  einschlagenden  Grundsatz  des  gemeinen 
Rechts  habe  ich  soeben  schon  zum  Ausdruck  gebracht; 
keinenfalls  darf  dem  Mieter  eine  Untersuchungspflicht  zu- 
gemutet werden,  so  dafs  er  z.  B.  eine  Reise  darum  zu  machen 
hätte.  Man  vergleiche  Sintenis  a.  a.  O.  und  die  Worte 
des  Reichsgerichts  in  dem  Urteile  bei  Seuffert,  Arch. 
Bd.  36  No.  115;  auch  die  Begründungen  zum  B.G.B.  II.  Bd. 
S.  377.  Soll  der  Beweis  des  Könnens  durch  Darlegung  des 
Kennenmüssens  erbracht  werden,  so  kommt  es  also  auch  hier 
nicht  auf  eine  mögliche,  —  schuldhaft  oder  fahrlässig  oder 
aus  einem  beliebigen  Grunde  verabsäumte  Prüfung,  —  sondern 
nur  auf  eine  wirklich  geschehene  Untersuchung  an.  Der  Satz 
des  ädilitischen  Ediktes  (Fr.  14,  §  10  h.  t.  „morbus,  qui 
Omnibus  potuit  apparere" ;  „vitia,  quae  quis  ignoravit  vel 
ignorare  potuit")  ist  eben  nicht  auf  den  Mieterwerb  über- 
tragen (Fr.  63  h.  t.)«. 

Ganz  auf  demselben  Standpunkte  beruht  die  vom  „Dres- 
dener Entwürfe"  in  Aussicht  genommene  Vorschrift.  Art  545 
lautet:  „Leidet  die  vermietete  Sache  an  einem  zur  Zeit  der 
Schliefsung  des  Vertrages  dem  Mieter  unbekannt  geblie- 
benen Mangel"  u.  s.  w.  Dem  widerspricht  auch,  soviel  ich 
sehe,  die  allgemeine  Vorschrift  über  „Gewährleistung  wegen 
Mängel  der  Sache"  in  Art.  174  nicht,  obwohl  es  hier  heilst: 
„Für  Mängel,  welche  der  Erwerber  zur  Zeit  der  Schliefsung 
des  Vertrages  gekannt  hat,  haftet  der  Veräufserer  nicht 
Für  Mängel,  welche  der  Erwerber  nicht  gekannt  hat,  aber 
bei   Anwendung   gewöhnlicher   Aufinerksamkeit   hätte    wahr- 


1  Vergl.  B.G.B.  §  386. —Die  Unterhaltungspflicht  des  Vermietere 
während  der  Dauer  der  Miete  hat  mit  dem  im  Texte  Gesagten  nicht 
berührt  werden  sollen. 

'  Ob  ich  Eccius  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  176  Anm.  52  fars  gemeine 
Eecht  als  Gegner  dieser  Ansicht  anzusehen  habe,  ist  mir  zweifelhaft; 
jedenfalls  verwechselt  aber  Burckhardt  in  seiner  Beurteilung  der 
Heubergerschen  Schrift  (Zeitschrift  för  schweizer  Recht  Bd.  31  S.  112) 
die  Beweis-  mit  der  Thatbestandsfrage,  wenn  er,  gleichfalls  fürs  ge- 
meine Recht,  die  Gewährleistung  für  Fehler  seitens  des  Vermieters  dann 
versagt,  wenn  sie  dem  Mieter  nur  infolge  grober  Fahrlässigkeit  un- 
bekannt geblieben  wären.  Quellenmäfsig  läfst  sich  das  meines  £rachtens 
nicht  recntfertigen.  Dieselbe  Ansicht  vertritt  übrigens  far  das  sächsische 
Recht  Wengler  a.  a.  0.  S.  185  Anm.  6. 

Forschungen  (58)  XII  8.  —  Schneider.  5   ^^  j 
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nehmen  müssen ,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  von  einem 
jeden,  oder,  sofern  der  Erwerber  Sachkenner  ist,  von  ihm 
wahrgenommen  werden  mufsten,  haftet"  u.  s.  w.  Denn  der 
einleitende  Artikel  dieses  Abschnitts,  Art.  172,  spricht  nur 
von  entgeltlichen  Veräufserungen  von  Sachen,  wohin  doch 
die  Wohnungsmiete  nicht  ohne  weiteres  zu  zählen  ist*,  und 
ein  ausdrücklicher  Hinweis  auf  diesen  Abschnitt  bei  den  Miet- 
bestimmungen, wie  ihn  §  507  des  B.G.B.  hat,  fehlt  hier. 

Eine  wirkliche,  allem  Anscheine  nach  allerdings  nur  sehr 
geringfügige  Verschärfung  zu  Ungunsten  des  Mieters,  also 
eine  Herabminderung  der  Gewährspflichten  des  Vermieters, 
kennt  dagegen  dieser  Entwurf  des  B.  G.B.  Der  nach  dem 
ebengenannten  §  507  fürs  Mietrecht  „entsprechend"  mafsgeb- 
liche  §  382  lautet  in  Absatz  2 :  „Wegen  eines  Mangels,  welcher 
dem  Erwerber  infolge  grober  Fahrlässigkeit  unbekannt 
geblieben  ist,  haftet  der  Veräufserer"  u.  s.  w.  Da  aber  die 
„Begründungen"  hierzu  (Bd.  II,  S.  226)  bemerken,  dafs  eine 
Vorschrift  über  eine  Untersuchungspflicht  und  über  die  Folgen 
der  Unterlassung  solcher  Untersuchung  nicht  erforderlich  sei  — 
es  „genüge"  §  382,  —  so  ist  wohl  der  Schlufs  berechtigt,  dafs 
die  Verabsäumung  der  Untersuchung  an  und  für 
sich  keine  grobe  Fahrlässigkeit  sei,  und  diese  nur 
soweit  angenommen  werden  solle,  als  und  wieweit  solche  that- 
sächlich  vorgenommen,  bezw.  ausgedehnt  wurde  und  dann 
grobes  Übersehen  nicht  vermiecl.  So  schadet,  um  ein  Beispiel 
aus  dem  Viehhandel  zu  wählen,  dem  Käufer,  der  eine  zu  er- 
werbende Milchkuh  besichtigt,  nicht  der  Umstand,  dafs 
er  sie  auch  durch  Probemelken  untersuchen  und  dabei  den 
Mangel  an  Milchergiebigkeit  hätte  feststellen  können.  Ist 
diese  Auffassung  des  §  882  richtig,  so  wäre  seine,  sehr  un- 
erhebliche Änderung  gegenüber  dem  gemeinen  Rechte  nur 
die,  dafs  hier  das  „Kennenmüssen"  (nach  geschehener  Be- 
sichtigung) dem  Kennen  gleichgestellt  ist,  während  dort  der 
Richter  vom  „Kennenmüssen"  noch  zur  Feststellung  des  wirk- 
lichen Könnens  hinüberschreiten  mufs.  Nach  §  382  genügt 
das  „Kennenmüssen",  also  auch  bei  thatsächlich  vorhandener 
Unbekanntschaft  (w.  in  Abs.  2  „unbekannt  geblieben"). 
Das  Beweismoment  ist  also  hier  wirklich  in  den  Thatbestand 
eingerückt  * ;  zu  wünschen  wäre  freilich,  dafs  angesichts  solch 
spitzer  Unterscheidungen  die  Vorschrift  im  §  382  bestimmter 
lautete  und  vor  allem  ihre  eigentliche  Absicht  nicht  zum  Teil 
aus   den    „Begründungen"   entnommen    zu  werden  brauchte! 


^  Eccius  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  174  Aum.  50:  „In  der  Miete  liegt 
eine  zeitweise  Veräufsening  des  Gebrauchsrechts." 

■  Einen  ähnlichen  Unterschied  behandelt  beispielsweise  Baehr 
(Jahrb.  für  Do^matik  II,  S.  309)  in  der  Lehre  vom  Irrtume  bei  der 
condictio  indebiti. 
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Auch  in  der  vorläufigen  Fassung,  die  die  jetzt  tagende  zweite 
Kommission  für  das  B.G.B.  dem  §  507  gegeben  hat,  wird 
diese  Unklarheit  nicht  vermieden;  er  lautet:  „Ist  dem  Mieter 
zur  Zeit  der  Schliefsung  des  Vertrages  ein  Mangel  der  ge- 
mieteten Sache  bekannt  gewesen  oder  infolge  grober  Fahr- 
lässigkeit unbekannt  geblieben"  u.  s.  w. 

Die  nach  dem  ersten  Entwürfe,  wie  bereits  bemerkt,  nur 
um  ein  geringes  ungünstiger  gemachte  Stellung  des  Mieters 
wird  freilich  dadurch  fast  wieder  ausgeglichen,  dafs  nach 
§  382  cit.  und  385  doch  die  Haftung  des  Vermieters  —  trotz 
grobfahrlässigen  Nichtkennens  seitens  des  Mieters  —  wieder 
eintritt,  „wenn  er  das  Nichtvorhandensein  des  Mangels  zu- 
gesichert, oder  wenn  er  denselben  gekannt  und  dem  Er- 
werber verschwiegen  hat".  Das  gemeine  Recht  bestimmt 
dies  bekanntlich  nur  bei  arglistigem  Verschweigen^  und 
dem  schliefst  sich  Dr.  O.  Baehr  a.  a.  O.  §  360,  Abs.  2  und 
§  361,  Abs.  2;  §  479,  Abs.  2  und  §  506  an.  Die  Verant^ 
wortung  fiir  das  Verschweigen  von  Fehlem  würde  also  zu 
Ungunsten  des  Vermieters  durch  den  Entwurf  zum  B.G.B. 
gesteigert  sein,  da  er  nicht  in  „böslicher  Absicht"  *  gehandelt 
zu  haben  braucht;  die  „Begründungen"  zu  §  382  (Bd.  II, 
S.  226)  scheinen  freilich  auch  ohne  solche  hier  „Dolus**  an- 
nehmen zu  wollen.  Praktisch  erheblich  ist  dieser  Punkt  aller- 
dings überall  nicht. 

Eine  sehr  erhebliche  Verschlechterung  der  Stellung  des 
Mieters  würde  freilich  gegenüber  dem  gemeinen  Recht  durch 
den  Entwurf  zum  B.  G.  B.  dann  anzunehmen  sein,  wenn  man 
sich  der  im  folgenden  zu  entwickelnden  Ansicht  über  den 
eigentlichen  Inhalt  des  ersteren,  unseres  gemeinen  Rechts,  an- 
sehliefst. Indem  ich  jetzt  zu  dieser  Erörterung  übergehe,  ver- 
folge ich  damit  zugleich  den  eigentlichen  Zweck  dieses  Ab- 
schnittes, nämlich  darzulegen,  welche  Mittel  das  bisherige 
Recht  für  den  Schutz  der  „wirtschaftlich  Schwachen**  bereits 
an  die  Hand  giebt. 

§7. 

2.    Die  auf  Grund  dieses  Rechtsbestandes  gegebenen  Httlfs- 
mittel:  die  Auslegung  „ex  bona  flde^'. 

In  erster  Linie  ist  hier  das  „Äquitätsprincip**  (Hart- 
mann),  die  wunderbare  Macht  der  Auslegung  „ex  bona  fide**, 
in  Betracht  zu  ziehen.  Es  war  schon  oben  bemerkt,  dafs 
unser  heutiges  Recht  dadurch  den  Grundsatz  des  wirtschaft- 
lichen Gleichgewichts   unter  den  Leistungen  zweier  Vertrags- 

^  Windscheid,  Pandekten,  §  400,  Text  zu  Note  9. 

2  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civibachen  Bd.  XXIII  S.  137. 
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schliefsenden  innerhalb  gewisser  Grenzen  zu  verwirk- 
lichen sucht,  und  früher  sowie  noch  zuletzt  angedeutet  ^  dafs 
dieser  Gedanke,  recht  entschieden  erfafst,  zu  erheb- 
lichen Zweifeln  an  der  Richtigkeit  der  jetzigen  Praxis  und 
ihrer  Annahme  führe,  der  Grundsatz  der  allgemeinen  Ver- 
tragsfreiheit sei  mächtiger  als  jener.  Für  den  Wohnungs- 
mietvertrag ist  folgendes  zu  erwägen. 

Dafs  bei  Kenntnis  der  Mängel  der  Mieter  der  ihm  sonst 
dadurch  erwachsenen  Rechte  allgemein  und  in  dem  soeben 
angegebenen  Umfange*  verlustig  gehe,  wie  durchweg  an- 
genommen wird,  steht  inWindscheids  Lehrbuche  zunächst 
nicht.  Es  heifst  dort  (§  400  Anm.  9):  „Kannte  der  Mieter 
den  Mangel,  so  hat  er  natürlich  keinen  Entschädigungs- 
anspruch.** Dazu  citiert  er  fr.  13  §  6  de  damno  inf.  39,  2, 
Sintenis  (die  obige  Stelle)  und  Mommsen  „Erörterungen** 
II,  S.  26,  und  hätte  R.  v.  Jhering  in  dessen  Jahrbüchern 
Bd.  IV,  S.  14  (über  die  „culpa  in  contrahendo**)  noch  hinzu- 
fügen können^.  Im  Texte  aber  heifst  es :  „Jedenfalls  bekommt 
der  Vermieter,  soweit  der  Gebrauch  der  Sache  durch  Fehler 
beeinträchtigt  wird,  kein  Mietgeld.**  Das  ist  sglbstredend, 
wieauch  Sintenis  und  Mommsen  berücksichtigen,  etwas 
ganz  anderes,  als  der  Entschädigungsanspruch  für  die 
durch  Mängel  der  Wohnung  entstandenen  Krankheiten  der 
Familie  und  des  Viehstandes,  für  Verderben  der  Möbeln,  für 
unnützig  aufgewandte  Umzugskosten  u.  s.  w. ;  es  ist  sehr  wohl 
denkbar,  dafs  das  Gesetz,  geradeso  wie  bei  der  actio  redhibi- 
toria  im  Vergleiche  zu  der  actio  emti  aufs  Interesse,  die  Ent- 
schädigung versagte,  den  Mieter  aber  wegen  ermangelnder 
Gegenleistung  zur  Einbehaltung  des  Mietzinses  für  befugt  er- 
klärte. In  der  That  spricht  das  citierte  Fr.  13  nur  von  dem 
drohenden  Schaden:  „De  illo  quaeritur,  an  inquilinis  suis 
dominus  aedium  cavere  possit;  et  Sabinus  ait,  inquilinis  non 
ess6  cavendum ;  aut  enim  ab  initio  vitiosas  aedes  conduxerunt, 
et  habent,  quod  sibi  imputent,  aut  in  Vitium  aedes  inciderunt, 
et  possunt  ex  conducto  experiri.** 

Dafs  der  Mieter  einer  unbrauchbaren  Sache,  wenn  er  darum 
gewufst  hat,  infolge  eines  „ausdrücklichen  oder  stillschwei- 
genden Verzichtes**  Mietgeld  zahlen  müsse,  läfst  sich  meines 
Wissens  aber  auch  aus  keiner  Stelle  des  römischen  Rechts 


1  Zwischen  Mangelhaftigkeit  und  V erwahrlosung ,  wie  im  §  6 
unterscheide  ich  hier  nicht 

>  „Das  Erfordernis  der  Unbekanntschaft  des  Käufers  mit  dem 
Mangel  —  wird  von  Modestin  ausdrücklich  (»nesciena*),  von  den  In- 
stitutionen mittelst  der  Worte  ,deceptum  non  esse*  deutlich  hervor- 
gehoben, und  würde  sich  übrigens  nach  allgemeinen  Grundsätzen  scIkw 
von  selbst  verstehen.^  Dies  würde  J  her  ine  also  auch  wohl  bei  dem 
Mietverträge  annehmen,  obgleich  Kauf  und  Miete  nicht  ohne  weiteres 

fleichzustellen  sind  (s.  u.).    I>ie  angedeuteten  Quellenstellen  sind  fr.  62 
1  XVIII,  1  und  §  5,  J.  ni,  23. 
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selbst  beweisen,  —  auch  nicht  aus  fr.  48,  §  4  de  aed.  edicto, 
das  das  Reichsgericht  dafür  verwertet,  da  dessen  Regel  nicht 
ohne  weiteres  auf  den  Mietvertrag  angewandt  werden  darf; 
man  vergleiche  darüber  nur  den  Gegensatz  von  fr.  6  §  4  de 
act.  emti  vend.  19,  1  („quod  et  in  locatis  dolus  praestandum") 
mit  dem  bereits  erwähnten  fr.  68  de  aed,  edicto  („non  simi- 
liter  locationes,  ut  venditiones,  fiunt")^. 

Der  Schwerpunkt  der  Sache  liegt,  wie  ich  wiederholt 
hervorhebe,  in  der  Beantwortung  der  Frage:  ist  die  sogenannte 
synallagmatische  Natur  des  Mietvertrages  und  das  Ge- 
wicht der  ihn  beherrschenden  Billigkeit  so  grofs,  dafs  trotz 
der  Vertragsfreiheit  (und  wo  eine  Schenkungsabsicht  aus- 
geschlossen ist)  kein  Entgelt  für  eine  unbrauchbare  Miet- 
sache vom  Mieter,  der  darum  wufste,  gültig  versprochen  und 
von  ihm  eingeklagt  werden  kann*?  Oder  wischt  die  all- 
mächtige Verfügungsfreiheit  der  Parteien  Jenen,  allein  ihrer 
gegenseitigen  Loyalität  entsprechenden  Hauptgrundsatz  der 
billigen  Ausgleichung  zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen 
aus?  Das  englische  Recht  hat,  auf  dem  römischen  sich  auf- 
bauend, die  erste  Frage  bejaht  und  damit  die  zweite  ver- 
neint; ich  komme  noch  näher  darauf  zurück.  Ob  das  römische 
Recht  selbst  schon  so  weit  gegangen  ist,  mag,  wie  ich  zugeben 
will,  bezweifelt  werden.  Unser  Seerecht  (H.G.B.  Art.  743)  ent- 
spricht hingegen  in  einer  wichtigen  Vorschrift  dem  englischen 
Satze,  dessen  Ausdehnung  namhafte  Schriftsteller  bereits  ge- 
fordert haben.  Und  last  not  least,  die  Rechtssprechung  des 
Reichsgerichts  hat  bei  einer  bestimmten  Vertragsart  Grund- 
sätze aufgestellt,  die  genau  in  derselben  Richtung  liegen. 

Über  den  Stand  der  Sache  im  römischen  Recht  zunächst 
noch  folgendes. 

Nicht  allein  hat  es  bisher  meines  Wissens  keine  genügende 
Beachtung  gefunden,  dafs  dem  Mieter,  der  sich  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  bei  „Kenntnis  der  Mängel  des  Mietgegen- 
standes" auf  dessen  Miete  einläfst,  lediglich  der  Verlust  eines 
etwaigen  Schadenersatzanspruches  aus  den  römischen  Rechts- 
quellen nachgewiesen  werden  kann,  sondern  es  hat  auch  die 
synallagmatische  Natur  der  zweiseitigen  Verträge,  deren  wi  r t- 


^  Auch  die  sonstigen  Stellen,  die  man  hier  anzuführen  pflegt, 
sprechen  nur  von  Schadensersatz.  So  ganz  ausdrücklich  die  in 
voriger  Anmerkung  nach  Jherings  Vorgange  citierten;  ferner  fr.  «64 
de  verb.  oblig.  45,  1:  fr.  1,  §  1  de  act.  emti  19,  1;  fr.  45  de  hered.  pet. 
5,  3  a.  E.  Soweit  icn  die  Behandlung  dieser  Frage  oder,  besser  gesagt, 
dieses  Unterschiedes  in  der  Litteratur  zu  übersehen  vermag,  ist  er 
allzu  stiefmütterlich  und  nicht  bis  ins  einzelne  hinein  erwogen. 

2  Gerade  das  römische  Becht,  zu  seiner  Ehre  sei  es  gesagt,  kennt 
noch  etwas  Besseres  als  die  starre  Eechtskonsequenz :  „de  bona  fide  — 
agitur,  cui  non  congruit,  de  apicibus  juris  disputare"  (Ulpianus, 
fr.  29  §  4  mand.  XVII,  1). 
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Schaft  liehe  Bedeutung  die  ältere  Lehre  so  vollkommen 
würdigte,  —  so  auch  Leibniz  nach  dem  obigen  Citate,  wäh- 
rend jetzt  G.  Hartmann^  (und  A.  Menger,  s.  u.)  das 
Verständnis  dafllr  erst  wieder  wecken  mufsten,  —  es  hat  ihre 
Eigenart  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  die  nötige  Wilrdigung 
gefunden.  Man  bleibt  bei  der  Begriffsbestimmung  in  Kellers 
Pandekten  §  243  stehen:  „Die  einander  entgegenstehenden 
Rechte  und  Pflichten  stehen  in  einer  genauen  inneren  Ver- 
bindung zu  einander,  kreuzen,  binden  und  bedingen  einander" ; 
auch  die  vielangeführte  Inauguraldissertation  von  0.  Kar- 
Iowa  „De  natura  atque  indole  avvaXXapicciog^  bietet  nichts 
hierher  gehöriges,  und  in  den  mannigfachen  Abhandlungen 
über  das  „periculum"  bei  gegenseitigen  Verträgen  oder  die 
„exceptio  non  adimpleti  contractus"  habe  ich  nichts  über 
diesen  Punkt  finden   können^.     Ek   ist  das   umso  aufiklliger, 


»  Vergl.  auch  Lor.  v.  Stein  a.  a.  0.  S.  47,  96  ff.  Dieser  Schrift- 
steller leitet  aus  dem  Satze,  dafs  „nach  den  höchsten  Gesetzen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  jede  Leistung  ohne  Gegenleistung  ein  Wider- 
spruch sei  und  eine  ethische  Unfreiheit  enthalte^,  den  Begriff  des 
Wuchers  oder  weni^tens  dessen  ,, wirtschaftliche  Grundlage^  ab  als 
eines  ^.Schuldversprechens,  dem  keine  oder  keine  entsprechende  Leistung 
des  Gläubigers  zu  Grunde^  liege,  womit,  wenn  sie  solches  für  gültig 
erkläre,  die  Bechtsordnung  mit  sich  selbst  in  Widerspruch  gerate ;  jede 
Obligation  müsse  eine  caussa,  eine  ^^rtschaftliche  Leistung^  als  Grund 
haben  (S.  98  u.  99).  —  Mit  diesem  Punkte  hängt  zweifellos  der  alte 
Streit  über  die  Bechtsgültigkeit  des  sog.  abstrakten  Vertrages  zusammen, 
d.  h.  des  von  seinem  wirtschaftlichen  Entstehungs-  oder  Beweggrunde 
rechtlich  losgelösten,  aber  deshalb  nicht  „grundlosen^  Versprechens. 
Da  er  im  römischen  Recht  unter  der  Form  der  stipulatio  und  des 
Litteralkontrakts  und  im  jetzigen  gemeinen  Rechte  Gültigkeit  hat 
(Windscheid  a.  a.  0.  §  318  Nr.  2;  B.G.B.  8  683  und  daneben 
Baehrs  Gegenentwurf  §  722)  und  ähnlich  der  Zahlung  als  endgül- 
tiger geschäftlicher  Abschlufs  Ton  Rechtsverhältnissen  für 
manche  Fälle  des  Rechtsverkehrs  (Wechsel ,  Kontokurrentsaldo)  unent- 
behrlich ist,  so  läfst  sich  insoweit  die  St  einsehe  Behauptung  aller- 
dings nicht  aufrecht  erhalten.  Denn  der  Mangel  eines  wirtschaftlichen 
Grundes,  einer  caussa,  wird  beim  abstrakten  V  ertrage  vom  Rechte  so- 
lange nicht  beachtet,  als  nicht  neben  seinem  Nachweise  derjenige  eines 
Irrtums  des  Versprechenden  dargethan  ist  Er  steht  der  Zahmng  in- 
soferne  gleich,  als  beide  nur  durch  die  „condictio  indebiti*'  oder  ^sine 
caussa^  angefochten  werden  können  (B.G.B.  §  684  Abs.  l\  Einem 
ähnlichen  Erwägungsgrunde  —  des  „quieta  non  movere^  —  ist  Satz  2 
des  später  noch  zu  erwähnenden  §  345  des  BaehrschenG^genentwurfes 
entsprungen.  —  Höchst  lehrreich  ist  es  nun  aber  zu  sehen,  dafs  ein 
grofses  deutsches  Rechtsgebiet,  das  des  A.L.R.,  wie  schon  oben  kurz 
eiwähnt  ist,  in  der  That  den  abstrakten  Vertrag  als  Regel  von  sich 
abweist  (Eccius  a.  a.  0.  I,  S.  348)  und,  damit  gleichlaufend,  eine  weit 
leichtere  Anfechtung  auch  von  Zahlungen  kennt  Vergl.  hierüber  noch 
Dernburff  a.  a.  0.  §  254  Nr.  3  und  <Se  Bemerkung  Baehrs  a.  a.  O. 
zu  ^ Titel  20''.  Eine  wirkliche  Feststellung,  auf  welchem  Rechtsgebiete 
es  in  dieser  Hinsicht  besser  bestellt  ist,  würde  sehr  interessant  sein. 

'  Beispielsweise  auch  nicht  in  den  Schriften  von  Birkmejer, 
die  Exceptionen  im  bonae  fidel  Judicium,  oder  Andrä,  die  Einrede  des 
nichterfüllten   Vertrages.     Auch   Kierulffs  Darlegung  (Theorie  des 
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als  nicht  nur  die  obenangefilhrten  Gesetze  die  Verpflichtuag 
des  Vermieters  zu  vollwertiger  Leistung  an  aie  Spitze 
ihrer  Vorschriften  stellen,  sondern  auch  bei  den  verschiedenen 
Schriftstellern  diese  teilweise  sehr  nachdrücklich  hervor- 
gehoben wird.  Ich  verweise  auf  Wächter,  Arch.  f.  d.  civ. 
Praxis  Bd.  15,  S.  203,  204;  Sintenis,  ebenda  Bd.  16, 
S.  279,  Anm.  9;  Mommsen  a.  a.  O.  S.  28;  Laurent 
a.  a.  O.  Bd.  25,  No.  107  und  115;  Fuchs  a.  a.  O.  Bd.  34, 
S.  401  (weniger  entschieden  und  mit  Vorbehalten);  endlich 
Reatz,  Zeitschr.  für  Civilrecht  und  Prozefs,  N.  F.  Bd.  15, 
S.  359.  Auch  mit  dem  Satze  bei  Windscheid  (a.  a.  O. 
§  321,  No.  1) :  „Keine  der  vertragsschliefsenden  Parteien  kann 
Erfüllung  der  Gegenseite  verlangen,  ohne  ihrerseits  ihre  Ver- 
bindlichkeit erfilllt  zu  haben^,  ist  über  das  wirtschaft- 
liche Gleichgewicht  ihrer  Leistungen  nichts  gesagt.  Denn 
auch  die  Partei  „erflillt"  ihre  Verbindlichkeit,  welche  ihrer 
dicht  an  Null  grenzenden,  aber  durch  gemeinsamen  Willen 
festgesetzten  Verpflichtung  nachkommt.  Und  wenn  nun  gar 
bei  Kauf  und  Miete  der  römische  Jurist  Pauli us  den  Satz 
ausspricht:  „Quemadmodum  in  emendo  et  vendendo  natura- 
liter  concessum  est,  quod  pluris  sit,  minoris  emere;  quod  mi- 
noris  sit,  pluris  vendere,  et  ita  invicem  se  circumscribere,  ita 
in  locationibus  quoque  et  conducttonibus  juris  est**  (fr.  22, 
§  3,  loc.  19,  2),  so  scheint  in  der  That,  entgegen  der  voraus- 
geschickten Aufstellung,  die  neuere  Rechtslehre  dem  römi- 
schen Rechte  vollauf  zu  entsprechen,  wenn  sie  den  alten 
Gedanken  jenes  Gleichgewichtes  völlig  beiseite  schiebt  und 
kein  Wort  darüber  mehr  verliert. 

Allein  dies  ist  eben  nur  Schein;  auch  jener  Satz  des 
Pandektenrechts  selbst  gehört  zu  den  allgemeinen,  nicht  immer 
ganz  richtigen  Regeln  im  corpus  juris.  Die  Sache  liegt  im 
römischen  Rechte  oder  doch  in  seiner  durch  Jahrhunderte 
hindurch  festgehaltenen  Handhabungsart  ganz  anders.  Das  er- 
giebt  sich  jedenfalls  aus  dem  Rechtsinstitute  der  sogenannten 
„laesio  enormis",  die  auch  dem  wissenden  Geschädigten 
zu  Htllfe  kommt  (Windscheid  a.  a.  O.  §  396,  Anm.  (5) 
und  die  „eine  sehr  allgemeine  Praxis",  wie  Windscheid 
bezeugt,  auf  alle  gegenseitigen  Verträge  von  ihrer  angeblichen 
ürsprungsstelle,  dem  Kaufvertrage,  aus  ausdehnt,  —  ein  Finger- 
zeig, dafs  das  gemeine  Recht  wenigstens  insoweit  gegenüber 
der  Vertrags  will  kür  der  Parteien  ein  Ausgleichungsrecht  be- 
ansprucht und  damit,  wie  beispielsweise  von  Vangerow  in 
seinen   Pandekten   (3.  Bd.,  §  611,  Anm.  unter  I  a.  E.)   aus- 


fem.  Oivilrechts  S.  24  Anm.)  bietet  nichts.  Nur  ^anz  entfernte  Hin- 
eutunffen  finden  sich  bei  Regeis  berger  und  bei  Gelbke,  Arch.  f. 
c.  Pr.,  Bd.  49  S.  202  und  Bd.  59  S.  387  und  Goldschmidt,  Zeitschr. 
für  Handelsr.,  Bd.  15  S.  621. 
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drücklich  anerkannt  „einem  fühlbaren  Bedürfnisse  des  prak- 
tischen Lebens  entgegenkommt". 

In  der  That  zeigt  sich  gerade  an  diesem,  schon  einmal 
in  §  3  von  mir  gestreiften,  eigentümlichen  Rechtsinstitute  nicht 
allein  das  Streben  der  Rechtsordnung  nach  ausgleichender 
Gerechtigkeit  im  Vertragsrechte,  zur  Vermeidung  einer  „mani- 
festa  iniquitas"  \  sondern  auch  die  Sprödigkeit  der  heute 
herrschenden  Rechtslehre  gegenüber  dem  ihm  innewohnenden 
grundlegenden  Gedanken  ganz  besonders  deutlich.  Wenn 
z.  B.  in  dem  jetzigen  gemeinrechtlichen  „standard-work"  von 
Windscheid  die  laesio  enormis  als  Anhängsel  des  Rechtes 
vom  Kaufverträge^  behandelt  und  ihre  Ausdehnung  durch 
die  Praxis  nur  zögernd  und  als  „singulär"  in  den  Winkel 
gestellt  wird,  so  ahnt  der  Leser  schwerlich,  welche  durch- 
greifende Rechtsidee,  —  erwachsen  aus  dem  innersten  Wesen 
des  römischen  Rechts  und  durch  die  Wirtschaftspolitik  des 
Mittelalters  neu  erstarkt  und  keineswegs  wieder  mit  ihr  ab- 
gestorben, —  in  ihr  und  in  der  ihr  durch  die  const  2  Cod. 
IV,  44,  das  Gesetz  des  Diokletian  und  Maximian  von 
285  n.  Chr.,  gegebenen,  allerdings  höchst  unvollkommenen 
Form  sich  verbirgt. 

Nur  mit  Mühe,  kann  man  sagen,  ist  es  in  Anschlufs  an 
die  ältere  Lehre,  die  offenbar  der  jetzigen  englischen  nahe- 
stand (s.  u.),  einigen  Juristen  vor  unserer  neuesten  Zeit  ge- 
lungen, den  eigentlich  treibenden  Gedanken  der  laesio  enormis 


*  Den  Gegensatz  dazu  stellt  fr.  23  loc.  XIX,  2  dar:  „Et  ideo  prao- 
textu  minoris  pensionis  locatione  facta,  si  nuUus  dolus  adversarii 
probari  possit,  resciudi  locatio  non  potest."  —  Chambon  a.  a.  O. 
S.  165. 

s  A.  a.  O.  §  396  a.  E.  u.  Anm.  2  dort  a.  E.  Ahnlich  Stobbe, 
Handbuch  des  deutsctien  Privatrechts  III,  §  185  Anm.  19.  Entach.  des 
Reichsgerichts  in  Civilsachen  X,  S.  128:  das  „auf  Billigkeit  beruhende 
aufs  erordentliche  Rechtsmittel"  der  laesio  enormis.  Diese  Irro- 
führung  durch  unrichtige  Systematik  läfst  sich  auch  nicht  etwa  damit 
entschuldigen,  dafs  das  römische  Recht  nur  einen  vereinzelten  Ansatz 
dieser  Lehre  biete;  denn  in  unseren  Pandektcn-Lehrbüchern  soll  doch 
eben  das  geltende  römische  (gemeinej  Recht  dargestellt  werden»  und 
in  ihm  ist  durch  langjährige  RechtHÜoung  ein  ganz  allgemeiner 
Rechtssatz  daraus  geworden.  Eine  richtige  Stellung  weist,  abgesehen 
von  Chambon,  der  laesio  enormis  meines  Wissens  nur  Schwappe 
(Das  römische  Privatrecht,  3.  Aufl.  1822  §  444),  Thibaut  (System  des 
Pandektenrechts,  §430)  und  nach  der  Angabe  von  Stobbe  auchRev- 
8 eher  (Württembergisches  Privatrecht)  an,  nämlich  unter  den  all- 
gemeinen Grundsätzen  des  Vortragsrechts :  aber  auch  bei  diesen  Schrift- 
stellern findet  sieh  keine  Ableitung  aus  dem  Wesen  der  „bonafides". —  Als 
einen  Hauptvertreter  der  Neueren  möchte  ich  noch  Sintenis  a.  a.  O.  II, 
H.  638  Anm.  218  („ein  so  singuläres  Recht"),  als  eine  Frucht  dieser 
modernen  Errungenschaft  die  meines  Wissens  neueste  Schrift  über 
diesen  Gegenstand:  Sandstein,  Inauguraldissertation,  1887,  über  die 
laesio  enormio  bezeichnen ;  sowie  die  frühere  Breslauer  Dissertation  von 
Göppert  (IHCnK     Ganz  anders  noch  die  Dedekindsche  von  1837. 
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festzuhalten,  —  dafs  die  Eigentümlichkeit  der  das  Vertrags- 
recht beherrschenden  bona  fides  die  Aufrechterhaltung  eines 
iinnähernden  Gleichgewichtes  unter  den  Leistungen  der  Parteien 
gebiete,  die  in  der  c.  2  nicht  sowohl  einen  Ausdruck  und  eine 
Anerkennung,  als  vielmehr  eine  schablonenhafte  Beschrän- 
kung gefunden  habe.  Zu  den  vor  G.  Hartmann  u.  s.  w. 
aufgetretenen  Verteidigern  dieser  Ansicht  zählt  vor  allem 
Chambon  in  seiner  trefflichen  Darstellung  a.  a.  O.  S.  140  ff.; 
dann  auch  Glück  (Pandektenkommentar  Bd.  XVII,  S.  121), 
der  zugleich  in  treffender  Weise  die  Auffassung  derjenigen, 
welche  einer  „Ausdehnung"  der  laesio  enormis  vom  Kauf- 
vertrage auf  alle  zweiseitigen  Verträge  abhold  sind,  mit  fol- 
genden Worten  kennzeichnet:  sie  leugneten  nicht,  „dafs  dem 
allgemeinen  Verkehre  die  Idee  einer  durchgängigen  Gleichheit 
als  letzter  Zweck  zu  Grunde  liege.  Aber  ihr  stehe  die  Idee 
der  Freiheit  zur  Seite,  auf  deren  Kosten  keine  Gleichheit  be- 
fördert werden  dürfe."  In  der  That  ist  es  dieser  Gesichts- 
punkt von  jeher  gewesen,  der  verbunden  mit  der  Sorge,  keine 
endlosen  Streitigkeiten  vor  Gericht  entstehen  zu  sehen,  seit 
Beginn  der  naturrechflichen  Lehre  gegen  den  in  der  laesio 
enormis  ausgesprochenen  Rechtsgrundsatz  unablässig  ^  ins  Feld 
geführt,  aber  auch  immer  wieder  zurückgewiesen  ist.  Eine 
eingehende  Geschichte  dieser  hin-  und  herwogenden  Meinungen 
lieferte  zweifellos  sehr  interessante  Ergebnisse  und  zeigte  ver- 
mutlich einen  vollständig  parallelen  Entwicklungsgang  zu  dem 
der  Zinsverbote  und  Zinsbeschränkungen  und  des  Klagbar- 
werdens von  „pactum  nudum"  (s.  o.  §  4).  So  wenig  eine 
solche  Darstellung  nun  in  diesem  Zusammenhange  versucht 
werden  dürfte,  so  möchte  es  doch  angezeigt  sein,  zur  Beleuch- 


1  Sehr  scharf  bekämpft  ihn  beispielsweise  Chr.  v.  Wolff,  Jus 
naturae,  §§  919,  929,  975;  Achenwall,  Jus  naturae,  Note  zu  §  249 
(„Exulat  in  jure  natnrali  principium  decidendi"  u.  s.  w.)  und  besonders 
Weber  in  seiner  „Lehre  von  der  natürlichen  Verbindlichkeit"  S.  116: 
„Römische  Imperatoren  gestatteten  dieses  indes  einst  in  heiliger  Einfalt 
dem  Verkäufer  einer  SacTie.  Zöee  man  nun  in  Fällen,  wo  der  wörtliche 
Gegenstand  dieses  Gesetzes  nicht  vorkömmt  fdic  c.  2  spricht  nämlich 
nur  vom  Verkaufe  eines  Grundstückes],  aas  Naturrecht  ein  wenig 
zu  Rate,  so  würde  eine  so  abgeschmackte  Vorschrift  sicher  nicht  exten- 
sive zur  Anwendung  kommen,  anstatt  dafs  sie  nun  als  allgemeines 
Princip  im  Systeme  des  bürgerlichen  Rechts  angenommen,  bei  alleu 
zweiseitigen  Verträgen  als  ein  Grund,  den  ganzen  Handel  anzufechten, 
verteidigt  und  eben  dadurch  eine  Sache,  die  so  sehr  relativisch  und  so 
schwierig  in  der  Anwendung  ist,  au  sich  aber  gar  keinen  Rechtsgrund 
für  sich  hat,  zu  einer  Quelle  der  kostbarsten  und  häufig  doch  vergeb- 
lichen Prozesse  gemacht  wird."  —  Das  Zusammenwirken  der  natur- 
rechtlichen Lehren  und  später  der  sog.  historischen  Rechtsschule  haben 
es  hier,  obwohl  ihnen  sonst  so  manches  Stück  des  prächtigen  „usus 
modernus  pandectarum"  zum  Opfer  fiel,  doch  nur  zu  einer  Verdunklung 
der  zähe  festgehaltenen  Praxis  bei  der  laesio  enormis  gebracht;  sie  ist 
doch  wenigstens  bei  Bestand  geblieben. 
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tung  der  Sache  aus  ihrer  überreichen  Litteratur  wenigstens 
einige  charakteristische  Äußerungen  einander  gegenüberzu- 
stellen. 

Zuvor  aber  noch  die  Bemerkung,  dafs  die  Gesetzgebung 
in  Deutschland,  wie  sich  aus  Stobbes  Angaben  a.a.O.  ent- 
nehmen läfst,  der  der  laesio  enormis  feindseligen  Lehrmeinung 
nur  langsam  gefolgt  ist;  einige  Citate  dafür  sind  oben  schon 
angegeben.  Anders  verfuhr  aber  bekanntlich  das  öster- 
reichische Gesetzbuchs  Es  lautet  sein  §  934:  „Hat  bei  zwei- 
seitig verbindlichen  Geschäften  ein  Teil  nicht  einmal  die 
Hälfte  dessen,  was  er  dem  anderen  gegeben  hat,  von  diesem 
an  dem  gemeinen  Werte  erhalten,  so  räumt  das  Gesetz  dem 
verletzten  Teile  das  Recht  ein,  die  Aufhebung  und  die  Her- 
stellung in  den  vorigen  Stand  zu  fordern.  Dem  anderen  Teile 
steht  aber  bevor,  das  Geschäft  dadurch  aufrecht  zu  erhalten, 
dafs  er  den  Abgang  bis  zum  gemeinen  Werte  zu  ersetzen  be- 
reit ist.  Das  Mifsverhältnis  des  Wertes  wird  nach  dem  Zeit- 
punkte des  geschlossenen  Geschäftes  bestimmt."  Nicht  un- 
interessant ist  die  Bemerkung  des  Kommentators  vonZeiller 
hierzu  (HI,  S.  144):  „Der  Grund  des  zugestandenen  Rechts- 
mittels ist  teils  der  Irrtum  und  die  Unwissenheit  des  Über- 
nehmers, der  in  die  Redlichkeit  und  Billigkeit  des  Übergebers 
vertrauet,  teils  die  Not  oder  Zwangslage,  in  der  bald  der  eine, 
bald  der  andere  Teil  sich  befindet,  teils  endlich,  wenn  in 
einem  Staate  ein  Wuchergesetz  über  das  entgeltliche  Dar- 
leihen besteht,  die  Analogie  und  die  Vorsicht,  dafs  der  Wucher 
nicht  durch  andere,  keiner  Einschränkung  unterliegende,  ent- 
geltliche Verträge  bemäntelt  werde"  ^. 


'  Über  das  preufsische  A.L.R.   s.  Eccius  a.  a.  0.  II,   §  127  B, 
S.  84  fF.  uud  etwa  auch  noch  Göppert  a.  a.  0. 

*  In  Anknüpfung  hieran  trage  ich  noch  eine  fast  vergessene  Be- 
handlung dieses  Gegenstandes  von  Gönner  in  dessen  Archiv  für  Ge- 
setzgebung und  Reform  II,  Nr.  XX  (1809)  nach.  Sie  hat  nämlich  ihr 
besonderes  Interesse  dadurch,  dafs  sie  mit  grofser  Sorgfalt  über  die 
Vorverhandlungen  zu  dem  hier  einschlagenaen  Art.  1674  u.  flg.  des 
Code  civil  berichtet,  bei  denen  B  er  Her  sich  auf  die  gleich  zu  er- 
wähnende Schrift  von  Thomasius  als  „un  ouvrage  fort  savant  d'un 
docteur  allemand'^  berief,  Staatsrat  Portal is  dagegen  den  charak- 
teristischen Einwurf  machte:  „Wenn  man  alle  Nullitäten  abschafft,  so 
felangt  man  allerdings  zu  einem  Frieden;  aber  zu  welchem?  Es  ist 
ie  Ruhe  des  Todes  und  die  Stille  der  Gräber;  auf  der  einen  Seite 
ungestrafte  Betrüger,  auf  der  anderen  schutzlose  Betrogene.  Das  grofse 
allgemeine  Interesse,  welches  zu  dem  Herzen  dringt,  ist,  verhindern» 
daß  ein  ehrlicher  Mann  betrogen  werde."  Napoleon  I.  sprach  sich 
schliefslich  sehr  nachdrücklich  für  Beibehaltung  des  Rechtsinstitutes 
der  laesio  enormis  aus;  denn  seine  Auf hebung  werde  nur  zum  Vorteile 
^:^: —     — :-x u    -•_i--_         /^  « _^iu_i.  _-i.ix_x     eju^n  der- 

Wuchers 

, ^' That  wie 

die  Anpreisung  eines  „socialeren"  Rechts! 
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Den  ablehnenden  Standpunkt,  der  überall  gefunden  wird, 
wo  eine  gewisse  satte  Behaglichkeit  auf  die  Gestaltung  des 
Rechtsverkehrs  Einflufs  ilbt,  und  der  kaufmännische  Speku- 
lationsgeist die  Oberhand  hat,  vertritt  u.  a.  H.  Grotius  in 
seinem  Werke  „De  jure  belli  ac  pacis"  (1625)  IE  c.  12  §  26 
und  „Florium  sparsio  ad  jus  Justin".  S.  356,  Er  sagt  sehr 
treffend,  dafs  das  „invicem  se  circumvenire"  —  „non  quidem 
fas  esse,  sed  ita  permitti,  ut  nullum  contra  proditum  sit  re- 
medium";  und  zwar  geschehe  das  „ad  praecidendas  contro- 
versias  infinitas  et  ob  incerta  rerum  pretia  inter  eos,  qui 
communem  judicem  non  habent,  inexplicabiles ,  quae  vitari 
non  poterant,  si  ob  inaequalitatem  a  pactis  discedere  licuisset*. 
Dieser  Gedanke  kehrt,  wie  bereits  gesagt,  immer  wieder,  z.  B. 
bei  Mynsinger,  Perez  u.  s,  w.,  wird  aber  auch  von  den 
Gegnern  in  seiner  Bedeutung  keineswegs  verkannt.  So  z.  B. 
von  Pufendorf  in  seinem  Buche  „De  jure  naturae  et  gen- 
tium V  cap.  in,  §  9".  Während  er  nämlich  im  §  1  den 
Grundsatz  vorausschickt:  „Habent  hoc  omnes  contractus 
onerosi,  —  ut  in  lUis  versari  debeat  aeaualitas  seu  ut  uterque 
tantumdem  nanciscatur",  bezeichnet  er  aie  laesio  enormis  nur 
als  den  positiv  rechtlichen  Ausdruck  dieses  Gedankens  und 
fiifft  hinzu:  —  „et  nititur  ea  potissimum  ratione,  quod  nulla 
tribunalia  sint  suffectura  expeaiendis  litibus,  si  ob  quamcunque 
minutam  laesionem  praetor  possit  adiri.  Et  quia  indoles  fori 
requirit,  ut,  qui  nolit  decipi,  oculos  aperiat".  Pufendorf 
citiert,  während  sonst  vielfach  auf  die  allgemeinen  Redens- 
arten Senecas  tlber  Preisbildung  (de  beneficiis  VI,  15)  Be- 
zug genommen  wird,  Cicero  De  ofißciis  3:  „Leges  civiles 
iniqua  tollunt,  quatemus  teneri  manu  possunt". 

Und  wiederum  sein  Gedanke,  dafs  die  inaequalitas  dem 
inneren  Wesen  des  Vertragsrechts  widerspreche,  tritt  in  den 
mannigfachsten  Umformungen  bei  den  sonstigen  Verteidigern 
des  Rechtsinstitutes  der  laesio  enormis  auf.  So  bei  Voet, 
Zoesius  (1664)  und  in  den  trefflichen  Darstellungen  von 
Lauterbach  (CoUegium  theor.  et  pract.  ad  Pand.,  zu  Buch  18 
Titel  5  §  3:  „ex  communi  aequitate  concessum,"  —  »Jura  con- 
trahentium  ex  natura  correlatorum  aequalia  esse  debent"), 
Samuel  v  on  Coccej  i  (Jus  civile  controv.,  zu  Buch  18  Titel5 
quaestio  II,  S.  876),  Noodt*  (Opera  onmia  11,  S.  821:  „certe 
non  ferat  bona  fides  nimiam  inaequalitatem  in  contractu")  und 
Brunnemann  (Comment  ad  Pand.  S.  486).  Dieser  führt 
sogar  ausdrücklich  den  Begriff  des  Synallagma  dafür  mit  den 
Worten  an:  „nee  non  in  aliis  contractibus,  in  quibus  ultro 
citroque  obligatio  vel  Synallagma  est,  locum  habet.  Est  enim 
generale  remedium  ad  omnes  actus  laedentes."    Auch  Dar i es 

^  Dieser  sagt  a.  a.  0.  auch  ausdrücklich :  „Primi  modum  (sie  mihi 
yidetur)  ad  certum  adduxere  Diocletianus  et  Maximianus." 
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(Institutiones  jurisprud.  univ.  1740  §§  235,  484,  485)  betont 
den  Grund  des  „pactum  bilaterale",  begnügt  sich  aber  sonst 
mit  oberflächlichen  Redensarten.  , 

Andererseits  ist  wieder  die  Aufserung  Hubers  in  seinen 
Praelectiones  jur.  Rom.  S.  987  bezeichnend:  „Videtur  eti&m, 
quo  minus  hujus  remedii  extensio  sit  favorabilis,  haec  ratio 
facere,  quod  usus  1.  2  populariter  non  magni  flat,  nee  viri 
prudentis,  ut  ad  eam  provocet,  esse  credatur.  Mercatores 
etiam,  si  id  agant,  deridiculo  se  praebent  ipsique  rustici  ut 
ineptum  et  puerile,  si  quis  hujus  oeneficii  querelam  instituat, 
increpant"  — .  Endlich  ist  noch  neben  der  Auflassung  der 
anderen  Naturrechtler  die  scharfe  Abweisung  zu  erwähnen, 
die  Thomasius  in  seiner  vielangeführten  Abhandlung  ,,de 
aequitate  cerebrina"  der  const.  2  zu  Teil  werden  liefs:  „Ast 
vereor,  ne  jus  humanum  pium  ejus  modi,  quäle  illud  esse  eon- 
tendunt,  ad  cerebrinam  solummodo  pertineat  aequitatem/ 

Merkwürdig  ist  es  auch,  dafs  Lassalle*  das  Wesen  der 
laesio  enormis  völlig  verkennt,  wenn  er  schreibt:  „Wie  oft 
daher  auch  Glossatoren  und  juristische  Schriftsteller,  die  ökono- 
mische Natur  der  Sache  mifskennend,  das  berühmte  Gesetz  — 
auch  auf  den  Käufer  auszudehnen  versuchten ,  so  sind  doch 
die  Gesetzgebungen  durch  ihren  praktischen  Takt  stets 
davor  bewahrt  worden."  — 

Mögen  diese  sehr  abgerissenen  Bemerkungen  und  An- 
führungen hier  genügen;  trotz  ihrer  Unvoilständigkeit  zeigen 
sie  doch  wohl,  dafs  die  älteren  Rechtslehrer,  auch  soweit  sie 
die  laesio  enormis  als  unzweckmäfsig  bekämpften,  klar  er- 
kannt hatten,  dafs  in  der  bona  fldes  des  Vertragsrechts  eine 
annähernde  wirtschaftliche  Gleichheit  der  Leistungen  gefordert 
wird,  und  dafs  die  Verletzung  „ultra  dimidium"  ein  Ausflufs 
dieses  Grundsatzes  oder  nur  gar  eine  schablonenmäfsige  Be- 
schränkung desselben  sei.  Es  hat  sich  ferner  zugleich  er- 
geben, dafs  die  aus  der  „bona  fldes"  quellende  besondere  Hülfe, 
die  durch  das  Verbot  der  laesio  enormis  auch  dem  wissen- 
den Geschädigten  zu  Teil  wird,  merkwürdiger  Weise  zwar 
gerade  sehr  nahe  an  die  hier  zu  stellenden  Forderungen  für 
das  Wohnungsmietrecht  herankommt,  da  eine  unbrauchbare 
Wohnung  ja  wertlos  ist,  und  ihr  Mieter  deshalb  immer 
„ultra  dimidium"  verletzt  ist;  dafs  aber  andererseits  die 
unausgctragene  Form  dieser  Rechtsvorschrift,  —  selbst  im 
österreichischen  Gesetzbuche,  —  nicht  das  Erforderliche  leistet, 
insbesondere  mit  einer  blofsen  Auflösung  des  Vertrages  dem 
Mieter  nicht  genügend  gedient  ist.  Endlich  möchte  auch  das 
dargethan  sein,  dafs  die  Anwendung  des  Begrifl^es  der  laesio 
enormis  auf  die  Miete  einer   unbrauchbaren   Wohnung   selbst 


'  System  der  erstorbenen  Rechte,  Ausgabe  von  L.  Bueber  1880, 
I,  S.  90  Anm. 
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in  einer  diesem  Rechtsinstitute  geneigten  Praxis  bei  der  Um- 
kehr der  neueren  Theorie  doch  wenig  Aussicht  auf  Erfolg 
haben  möchte,  hier  also  als  unzureichend  zur  Beseitigung 
der  Mifsstände  im  Wohnungsmietwesen  bei  Seite  gestellt 
werden  darf. 

Man  beachte  jedoch,  dafs  im  Vorhergehenden  die  laesio 
enormis  nur  als  ein  einzelner  Ausflufs  des  allgemeineren  We- 
sens der  das  Vertragsrecht  zum  erheblichsten  Teile  beherrschen- 
den bona  fides  behandelt  ist  und  an  ihm  zu  zeigen  versucht 
werden  sollte,  wie  verkehrt  es  ist,  dafs  sich  die  herrschende 
Lehre  dem  in  ihr  unbestritten  ausgeprägten  Gedanken 
eines  annähernd  festzuhaltenden  wirtschaftlichen  Gleichgewichts 
unter  Vertragsbeteiligten  so  fremd  gegenüberstellt.  Es  bleibt  also, 
—  trotz  des  bei  dieser  Untersuchung  über  eine  Verwendbarkeit 
der  eigentlichen  laesio  enormis  beim  Wohnungsmietverträge 
zugleich  mitfestgestellten  Fehlergebnisses,  —  weiter  zu  prüfen, 
ob  der  oben  aufgestellte  Satz,  dafs  die  Vermietung  einer  un- 
brauchbaren Wohnung  nach  richtig  verstandenem  rö- 
mischen Rechte  selbst  gegenüber  einem  wissenden  Mieter 
nie  zum  Bezüge  des  ausgemachten  Mietzinses  berechtige,  nicht 
aufserdem  (ohne  Zuhülfenahme  der  besonderen  Regeln  der 
laesio  enormis)  aus  der  synallagmatischen  Natur  des 
Mietvertrages  selbst  abgeleitet  werden  könne.  Das  soll  hier 
im  folgenden  nunmehr  geschehen,  obwohl  im  voraus  bemerkt 
werden  kann,  dafs  auch  hier  das  Ergebnis  für  eine  prak- 
tische Anwendung  nicht  für  ausreichend  gehalten  werden 
kann. 

Gerade  biim  Mietvertrage  liegt  ja  in  der  That  jene  Frage 
recht  nahe,  da  er  ganz  besonders  auf  das  „uti  frui  licere" 
des  Mieters  abgestellt  ist;  die  Überlassung  einer  unbrauch- 
baren Wohnung  also  als  ein  Widerspruch  in  sich  erscheint. 
Nicht  die  Sache  selbst,  wie  beim  Kaufe,  wird  überlassen,  son- 
dern Gebrauch  und  Nutzung;  zeigt  sich,  wie  bei  der  giftigen 
Waldweide  des  fr.  19  §  1  loc,  dafs  deren  Verwertung  nicht 
möglich  ist,  so  filUt,  ganz  abgesehen  von  irgend  welchem  Ver- 
schulden des  Vermieters,  dessen  Anspruch  auf  Mietgeld  weg. 
Denselben  Satz  spricht  fr.  33  1.  c.  mit  gröfster  Deutlichkeit 
aus;  desgleichen  sagt  für  den  Fall  der  Entwehrung,  der  mir  keine 
abweichende  Behandlung  zu  fordern  scheint,  fr.  9  pr.  1.  c. : 
„Si  q^uis  domum  bona  fide  emtam  —  locaverit  mihi,  isque 
sit  evictus sine  dolo  malo  culpaque,  Pomponius  ait,  nihilo- 
minus  cum  teneri  ex  conducto  ei,  qui  conduxit,  ut  ei  prae- 
stetur  frui,  q^uod  conduxit,  licere."  Einen  noch  besseren 
Fingerzeig,  wie  unverrückt  die  römischen  Juristen  das  Grund- 
princip  des  wirtschaftlichen  Gleichgewichts  im  Auge  hielten, 
giebt  ihre  Entscheidung  über  den  Fall,  wo  jemand  Weinfässer 
gemietet  hatte,  die  sich  beim  Einfällen  als  undicht  erwiesen, 
fr.  19  §  1  1.  c.  bestimmt:  „Si  quis  dolia  vitiosa  ignaruslo- 
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caverit,  deinde  vinum  effluxerit,  tenebitur  in  id,  quod  interest, 
nee  ignorantia  ejus  erit  excusata.*^  Den  Qrund  dieser 
Rechtsregel  wird  man  zutreffend  in  dem  Umstände  finden,  dafs, 
wie  auch  Baehr  in  seinem  „Gegenentwurfe"  §  859  Abs.  2S,  1 
vorschlägt,  solche  wesentlichen  Eigenschaften,  wie  zum  Bei- 
spiel Dichtigkeit  bei  Fässern,  als  stillschweigend  zugesagt  zu 
feiten  haben.  Aus  derartiger  stillschweigenden  Zusage,  deren 
luiässigkeit  an  und  für  sich,  je  nach  dem  einzelnen  Falle  auch 
Windscheid  (a.  a.  O.  §  400,  Text  vor  Anm.  9)  zugiebt,  — 
obwohl  sie  ohne  solch  näheren,  gesetzlich  bestimmten  In- 
halt wenig  praktischen  Wert  hat!  —  wird  die  Stelle,  fr.  19 §  1, 
auch  bei  Weiske  a.  a.  O.  S.  765  erklärt.  Ähnlich  entscheidet 
sich  das  österreichische  Gesetzbuch  11,  17,  §  922,  wo  es  heifst: 
-Wenn  jemand  eine  Sache  auf  eine  entgeltliche  Art  einem  an- 
deren überläfst,  so  leistet  er  Gewähr,  dafs  sie  die  aus- 
drücklich bedungenen  oder  gewöhnlich  dabei  vorausgesetzten 
Eigenschaften  habe,  und  dafs  sie  der  Natur  des  Ge- 
schäftes oder  der  getroffenen  Verabredung  ge- 
mäfs  benutzt  und  verwende  t  werden  könne."  Offen- 
bar in  der  Überzeugung,  dafs  der  Vermieter  sich  von  dem 
Zustande  des  Mietgegenstandes  leicht  überzeugen  könne  und 
ihn  regelmäfsig  auch  kenne,  stellen  sich  die  römischen  Juristen 
mit  feinem  Takte  und  zur  Ausgleichung  der  ungünstigeren 
Lage  des  Mieters  entschieden  auf  dessen  Seite.  In  welch  ge- 
zwungener Weise  aber  unsere  Rechtssprechung  diese  dem 
gesunden  Rechtsgefühle,  der  Erwägung  des  fr.  45  §  1  locati : 
„quasi  longe  sit  a  bona  fide  actum,  ut  quid  patiaris  detrimenti 
per  eam  rem,  quam  conduxisti,"  und  des  oben  erwähnten 
„potuit  ea  nota  nähere"  völlig  entsprechende  Regel  des  fr.  19 
§  1  cit.  weggedeutet  und  die  kluge  Fürsorge  des  römischen 
Rechts  geradezu  umgekehrt  hat,  zeigt  ein  Urteil  des  Ober- 
appellationsgerichts  zu  Lübeck  bei  S  e  u  f  f  e  r  t  (Arch.  VII,  No.  82), 
das  ich  hier  mitteilen  mufs.  Kläger  „hatten  einen  Boden  des 
grofsen  Speichers  der  Beklagten  gemietet  und  denselben  mit 
Waren  belegt,  als  plötzlich  der  Speicher  zusammenstürzte,  und 
sämmtliche  in  demselben  gelagerten  Waaren  verloren  gingen." 
Das  Gericht  sagt  hierüber  unter  Bezugnahme  auf  obiges  fr.  19 : 
man  kann  „in  der  Vermietung  von  Fässern  gewifs  weit  eher 
das  stillschweigende  Versprechen  der  Integrität  finden,  als  in 
der  Vermietung  von  Speichern.  Die  Fässer  werden  wegen 
der  leicht  entstehenden  Undichtigkeit  vor  jedem  Gebrauche 
untersucht;  aber  nicht  die  Warenspeicher.  Sind  die  Fässer 
undicht,  so  geht  durch  den  Gebrauch  alles  Eingeschüttete  so- 
fort verloren ;  bei  der  Fehlerhaftigkeit  der  Speicher  wird  man 
oft  vorher  gewarnt,  und  es  giebt  Mittel,  die  Ware  gegen  Be- 
schädigung zu  sichern.  Daher  läfst  sich  erwarten,  dafs  der 
Vermieter  von  Fässern  mit  Vorsicht  zu  Werke  gegangen  sein 
würde,  und  wenn  er   überhaupt  vermietet,   die  Integrität   zu 
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versprechen  kein  Bedenken  tragen  werde,  während  die  Über- 
tragung einer  solchen  Erwartung  auf  Speicher  keine  hinläng- 
lichen Gründe  für  sich  hat."  ^  Und  wie  dieses,  so  entspricht 
m.  A.  n.  ebensowenig  das  oben  bereits  angezogene  Urteil  des 
Oberappellationsgerichts  zu  Kassel  (Seuffert,  Arch.  Bd.  16 
No.  214)  wahrer  Gerechtigkeit,  da  es  dem  Mieter  eines  Stalles 
fllr  die  bei  dessen  Zusammensturze  erschlagenen  Pferde  nur 
dann  Schadensersatz  zubilligen  will,  wenn  „der  Vermieter  das 
Baugebrechen  —  und  seine  Bedeutung  für  die  Sicherheit  des 
Stalles  gekannt  habe,  während  dem  Kläger  eine  gleiche  Kennt- 
nis nicht  beigewohnt  habe."  Von  der  Entscheiaung  der  c.  1 
Cod.  IV,  65,  die  doch,  da  sie  nur  vis  major  berücksichtigt, 
an  diesem  Ergebnisse  hätte  zweifelhaft  machen  können,  ist 
dabei  nicht  die  Rede^.  Und  doch  sind  diese  Urteile  von 
Mommsen  (a.  a.  O.  IL  Bd.  1879  S.  30  Anm.  5)  mit  dem 
Grunde  gebilligt  worden,  dafs  es  sich  bei  der  Entscheidung 
über  die  Fässer  vermutlich  um  eine  besondere  „Handelsusance"* 


^  £s  ist  mir  geradezu  unverständlich,  wie  man  sich  auf  dieses 
Urteil,  bei  dem  man  fast  hinter  jeden  Satz  ein  Frage-  oder  Ausrufungs- 
zeichen setzen  möchte,  überhaupt  berufen  mag ! 

*  Jene  Stelle,  ein  Reskript  aes  Kaisers  Antoninus  aus  dem  Jahre 
213,  das  trotz  seiner  offenbar  recht  unglücklichen  Fassunj^  für  mich 
unwillkürlich  ein  Interesse  gewonnen  hat,  weil  schon  die  Glosse  eine 
dem  Rechtsgefühle  entsprechende  und  der  hier  verteidigten  Auffassung 
nahekommende  Rechtshandhabung  daran  angeknüpft  hat,  lautet  folgen- 
dermafsen;  ich  teile  sie  auch  in  dieser  nicht  specifisch  juristischen  Ab- 
handlung mit,  weil  sie  zugleich  einen  Einblick  in  die  Sicherheit  der 
Grundlagen  unseres  gemeinen  Rechts  gewährt:  „Dominus  horreorum 
pcriculum  vis  majoris  vel  effracturam  latronum  Conducton  praestare 
non  cogitur.  His  cessantibus,  si  quid  extrinsccus  ex  depositis  rebus 
illaesis  horreis  perierit,  damnum  depositarum  rerum  sarciri  debet", 
—  wenn  also  bei  Unversehrtbleiben  der  Scheuem  ein  sonstiger  Schade 
an  den  eingebrachten  Gegenständen  entsteht.  Dürfte  man  lesen  „illisis 
horreis*^,  d.  h.  durch  Zusammenbruch  der  Scheuern,  so  pafste 
das  Reskript  wörtlich  auf  die  obigen  Fälle.  Die  Glosse  hat  nun  wenif- 
stens  eine  Vermutung  für  die  Schuld  des  Vermieters  (und  damit 
thatsächlich ,  wegen  der  prozessualischen  Schwierigkeiten  des  Gegen- 
beweises, dessen  Haftung  abgesehen  vom  Falle  höherer  Gewalt)  aus 
dieser  Stelle  abgeleitet  (Accursius  und  Baldus).  Sehr  treffend  ist 
hier  die  an  fr.  I  §  2  de  aed.  ed.  XXI,  1  erinnernde  Bemerkung  Lau- 
rents a.  a.  O.  Bd.  25  Nr.  119:  „La  bonne  foi  n'exclut  pas  la  faute,  mais 
la  loi  cn  tient  compte  quand  il  s'agit  de  fixer  le  montant  des  dommages- 
int^röts,"  —  gewifs  eine  billigere  Behandlung  der  Sache,  als  sie  in 
jenen  Urteilen  zu  Tage  tritt!  Fr.  1  §  2  a.  a.  O.  lautet:  „Neque  enim 
mterest  emtoris,  cur  tallatur,  i^norantia  venditoris  an  calliditate!'^ 

'  Da  diese  dolia,  wie  Brissonius  sagt,  defodi  solita,  also  etwa 
wie  unsere  eingemauerten  Waschkessel  gewesen  sein  werden,  so  ist  es 
nicht  sehr  wahrscheinlich,  dafs  sich  bei  ihnen  und  gerade  allein  bei 
ihnen  ein  „Handelsgebrauch^  gebildet  habe.  —  Die  von  Momm- 
sen a.  a.  O.  für  durcnschlagend  erklärte  Stelle,  fr.  61  §  5  de  fiirtis 
XL VII,  2  könnte  dann  als  eine  bei  den  römischen  Juristen  nicht  durch- 
gedrungene Ansicht  (vergl.  fr.  6  §  4  de  act.  emti  XIX,  1)  angesehen 
werden.  Jedenfalls  ist  der  Grund  des  Africanus,  der  die  Haftung 
für  culpa  darnach  bestimmen  will,  „quorum  caussa  contrahatur^,  unzu- 
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gehandelt  habe;  eine  Haftung  des  Vermieters  auch 
gar  nur  bei  „dolus"  einträte. 

Beinahe  wird  man  hier  zu  dem  Spotte  verleitet,  dafs  dar- 
nach auf  die  Weine  mehr  Rücksicht  genommen  werden  solle, 
als  auf  die  Menschen  bei  der  Miete  ihrer  Wohnungsräume! 

Ich  will  hier  nun  nicht  weiter  auf  eine  Auslegung  der 
Quellen  eingehen,  mich  auch  nicht  auf  die  Analogie  des  fr.  34 
§  3  de  contr.  emtione  18,  1*  berufen;  aber  bei  solchem  Stande 
der  Sache  ist  doch  wohl  die  Frage  erlaubt,  ob  es  denn  wirk- 
lich, wenn  auf  der  einen  Seite  dem  um  die  Fehler  wissenden 
Mieter  nur  der  Schadensersatz  abgesprochen  wird,  auf 
der  anderen  Seite  der  Vermieter  ganz  unabhängig  von  seiner 
wirklichen  Kenntnis  um  die  Sache  oder  sonstigem  Verschulden, 
zur  Gewähr  ihres  Genusses  in  ihren  wesentlichen  Eigen- 
schaften verpflichtet  wird,  —  ob  es  wirklich,  sage  ich,  richtig 
ist,  mit  jener  Rechtsprechung  für  das  römische  Recht  anzu- 
nehmen, dafs  trotz  Nichtleistung  des  Vermieters  diesem  das 
Mietgeld  gebühre,  weil  der  Mieter  die  Unbrauchbarkeit  dea 
Mietgegenstandes  kannte. 

Ich  meinerseits  glaube,  aus  dem  Begriffe  der  „bona  fldes*' 
diese  von  unseren  Gerichten  täglich  bejahte  Frage  auf  das 
entschiedenste  verneinen  zu  dürfen,  und  meine,  dabei  Wind- 
scheid wenigstens,  wenn  man  aus  seiner  sehr  vorsichtigen 
Ausdrucksweise  a.  a.  0.  Schlüsse  ziehen  darf,  als  Bundesge- 
nossen zu  haben.  „Jedenfalls",  so  sagt  er  ja,  „bekommt 
der  Vennieter,  soweit  der  Gebrauch  der  Sache  durch  den 
Fehler  beeinträchtigt  wird,  kein  Mietgeld!"  Und  beim  Wissen 
des  Mieters  um  die  Mängel  zieht  er  ausdrücklich  nur  den 
Schlufs  auf  Wegfall  des  Schadensersatzes.  —  Man  sage  nur 
nicht,  der  Mieter  habe  ja  bewufster  Weise  für  nichts  sein  Geld 
versprochen  und  habe  in  einer  „unbrauchbaren"  Wohnung 
thatsächlich  gehaust,  also  selbst  den  Gegenbeweis  g^en 
diese  „Unbrauchbarkeit"*  geliefert;  wie  dieser Trugschlufs  in 
der  W^irklichkeit  des  Wohnungselendes,  beispielsweise  der 
Londoner  „Slums"  sich  ausnimmt,  bei  dem  „trafiGc  in  vice 
and  misery",  wie  Chamberlain  a.  a.  O.  schreibt,  mag  man 
aus  der  Wohnungslitteratur,  beispielsweise  dem  „bitter  cry  of 
outcast  London"  sich  selbst  ausmalen! 

Sollte  sich  der  Mieter,  frage  ich  nochmals,  der  ihm  durch 

treffend,  weil  Miete  und  Kauf  doch  immer  in  beider  Interesse 
abgeschlossen  werden;  und  deshalb  dürfte  diese  Entscheidung  niind er 
beachtlich  und  gegen  die  bessere  Beurteilung  des  Sachverhältnisses  im 
fr,  19  J  1  nicht  zu  verwerten  sein.  Doch  damit  genug  hiervon  an 
dieser  Stelle. 

*  8i  et  emtor  et  venditor  seit  furtivum  esse,  quod  venit,  a  neutr a 
parte  obligatio  contrahitur.^  Die  Parallele  des  Vermietens  einer 
unbrauchbaren  Wohnung  liegt  nahe! 

*  Ich  mufs  hier  allerdinfi|[s  bitten,  mir  die  nähere  Bestimmung  des 
Begriffes  der  „Unbrauchbarkeit"  vorerst  zu  erlassen.    S.  §  14  a.  A. 
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sinnreiche  und  wohlerwogene  Vorschriften  gesicherten  Rechte 
begeben,  den  schönen  Grundzug  des  synallagmatischen  Ver- 
trages zerstören  dürfen,  —  weil  er  ja  auch  sein  Geld  „ver- 
schenken" könne,  —  oder  soll  das  Parteibelieben,  wo  es  sich 
beim  Mieter  oflFenbar,  wie  Leibniz  sagt,  um  einen  „deceptus" 
in  irgend  einem  Sinne  handelt,  nicht  an  dem  vernünftigen  Er- 
messen des  Gesetzgebers  scheitern? 

Wenn  man  das  letztere  schon  aus  dem  römischen  Rechte 
zwar  nicht  unwiderleglich  nachweisen  kann,  aber  seiner  ganzen 
Anlage  nach  meines  Erachtens  unbedenklich  zu  entnehmen 
hat,  —  als  unvereinbar  mit  dem  höher  und  über  grenzenloser 
Vertragsfreiheit  stehenden  Gedanken  der  „bona  fides",  die 
diese  Verträge  beherrscht,  —  so  bietet  aus  dem  heutigen  Rechte 
der  bereits  erwähnte  Art.  743  unseres  Handelsgesetzbuches, 
das  den  während  der  Seegefahr,  an  sich  und  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  vollkommenen  rechtsgültig  zugesagten  Berge- 
lohn wegen  erheblichen  Übermafses  herabzusetzen  gestattet, 
—  jedenfalls  ein  sehr  wichtiges  und  unzweifelhaftes  Bei- 
spiel, wie  der  Gesetzgeber,  wenn  auch  unter  besonderen  Um- 
ständen, der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  sehr  nachdrücklich 
zum  Durchbruch  verhilft.  Es  ist  auch  schon  längst  in  diesem 
Sinne  ausgebeutet,  nämlich  von  Köhler^  und  als  „Ausläufer 
eines  Principes,  welches  im  Civilrecht  volle  Anerkennung  er- 
fordert", hingestellt,  und  zwar,  wie  man  aus  den  neueren,  zur 
Zeit  beim  Bundesrat  eingegangenen  Gesetzesvorschlägen  über 
Erweiterung  des  Wuchergesetzes  entnehmen  kann,  nicht  ohne 
Erfolg.  Daneben  mag  man  sich  noch  der  Worte  R.  von 
Jherings  erinnern 2,  wo  er  im  Einklang  mit  dem  oben  aus 
seinem  „Zweck  im  Rechte"  Mitgeteilten  sich  folgendermafsen 
äufsert:  „Das  objektive  Recht  setzt  der  Autonomie  der  Par- 
teien Grenzen.  Neben  solchen  Bestimmungen,  welche  sie  durch 
Vertrag  ausschliefsen  können,  giebt  es  auch  solche,  welche 
das  Recht  mit  gewissem  Vorbedachte,  um  der  Ausbeutung  der 
Abhängigkeit,  der  Notlage  der  einen  Partei  durch  die  andere, 
der  kontraktlichen  Erpressung  könnte  man  sagen,  vor- 
zubeugen, zu  den  absoluten  Normen  des  Vertrages  erhoben, 
hat.  Es  steht  den  Parteien  frei,  den  Vertrag  abzuschliefsen 
oder  nicht;  aber  wollen  sie  es  einmal,  so  mufs  es  in  dieser 
Gestalt  geschehen.  Es  sind  dies  Bestimmungen,  welche  das 
Gesetz  sozusagen  imobervormundschaftlichen  Interesse 
für  den  Verkehr  erlassen  hat,  um  sich  des  Schwachen  gegen 
den  Übermächtigen  anzunehmen."  Er  setzt  dann  noch  hinzu, 
wohin  „das  Princip  der  uneingeschränkten  Vertragsfreiheit" 
führe,  zeige  erschreckend  im  Eisenbahnwesen  das  Beispiel 
Englands.  — 

J  Im  25.  Bande  der  „Jahrbücher  für  Dogmatik"  (1887)  S.  17  ff. 
2  Ebenda  Bd.  23  S.  830. 


Forschungen  (58)  XII  3.  —  Schneider. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


82  xn  3. 

Nach  Mitteilung  dieser  aufserordentlich  gewichtigen  Ur- 
teile komme  ich  nunmehr  noch  kurz  auf  das  bereits  erwähnte 
englische  Recht,  das  eine  für  unsere  Verhältnisse  so  ganz  be- 
sonders lehrreiche  Entwicklung  genommen  hat,  folge  dabei 
i'edoch  lediglich  den  Worten  Gustav  Hartmanns ^,  da  mir 
eider  die  Quellen  selbst  nicht  zugänglich  sind,  und  füge  nur 
das  hinzu,  dafs  die  Stellung  der  „courts  of  equity",  von  denen 
diese  Rechtsbildung  ausging  und  in  „zahllosen  Fällen"  durch 
das  Haus  der  Lords  bestätigt  wurde,  keine  von  den  deutschen 
Gerichten  abweichende  Stellung  haben,  obwohl  sie  ^  ursprüng- 
lich gegründet  sind  „als  der  Hof  der  Kgl.  Gnade  ftir  das  Be- 
schützen der  Armen  und  Schwachen  und  zur  Abhülfe  der 
Unwirksamkeit  des  common  law".  Einer  Übertragung  ihrer 
Rechtshandhabung  in  die  Kreise  unserer  Rechtspflege  würde 
an  sich  nichts  engegenstehen.  Hartmann  berichtet  dar- 
über, dafs  sich  bei  jenen  Gerichten  der  von  Lord  Westbury 
formulierte  Satz  fest  eingebürgert  habe,  dafs  ein  Vertrag  ver- 
nichtet werden  könne,  wenn  die  Ungleichheit  der  beiderseiti- 
gen Leistungen  grofs  genug  erschiene,  um  den  Schlufs  zu 
rechtfertigen,  dafs  die  eine  Partei  entweder  nicht  recht 
verstanden  habe,  was  sie  zusagte,  oder  das  Opfer  der 
überlegenen  Durchtriebenheit  der  anderen  Partei  geworden 
sei.  Als  entscheidend  sei  dabei  immer  der  Umstand  der  Un- 
gleichheit der  Parteien  an  socialer  Stellung  oder  Intelligenz 
mitberücksichtigt.  Er  führt  (S.  216  Anm.  67)  aus  dem  Ju- 
risten Langdell  die  Worte  an:  „The  law  has  never  in 
theory  abandoned  the  principle  that  a  consideration  ^  must  bo 
commensurate  with  the  Obligation  which  is  given  in  excbango 
of  it;"  und  wenn  auch  in  den  gewöhnlichen  Fällen  das  Recht 
die  durch  die  Parteien  im  Vertrage  selbst  gesetzte  Gleichung 
zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  als  solche  achte,  so  sei 
doch,  wie  Langdell  sage,  „irgendwelche  Ungleichheit,  vor 
welcher  das  Gesetz  seine  Augen  nicht  verschiiefsen  könne, 
verhängnisvoll  für  die  Gültigkeit  des  Versprechens".  Mit 
warmen  Lobesworten  begleitet  Hartmann  diese  von  ihm 
genau  durchforschte  Praxis,  deren  völlige  Bewährung  er  ver- 
sichert, nicht  „ohne  einige  Anwandlung  von  Beschämung" 
beim  Vergleiche  mit  der  „harten,  einem  eisernen  jus  strictum 
zuneigenden  Richtung  unserer  neuesten  deutschen  Civil- 
gesetzgebung"  (S.  217).    Und   gerade  jene  betrachtet  er  als 


»  Arch.  f.  civ.  Praxis  Bd.  77  S.  183  ff. 

>  Nach  Selim,  Englische  Rechtspflege,  1886,  S.  7  und  £.  Schuster, 
Englische  Rechtspflege,  S.  IV,  S.  3,  9,  11  u.  12.  Letzterer  bemerkt, 
dau  nach  dem  Judicial  Act  von  1873  „in  allen  nicht  besonders  erwähnten 
Angelegenheiten  beim  Widerspruche  zwischen  den  Regeln  des  common 
law  mit  den  Regeln  der  equity  letztere  anzuwenden  ist." 

'  Etwa:  verständig  bemessener  Beweggrund,  vollkommen  in  dem 
oben  entwickelten  Sinne. 
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die  schöne  Blüte  des  alten  Gedankens^  „dafs  eine  ge- 
wisse Proportionalität  zwischen  dem  Empfangenen  und  der 
geschuldeten  Gegenleistung  ex  fide  bona  nicht  ganz  aufser 
Acht  gelassen  werden  dürfe**,  wie  er  sich*  schon  in  der 
klassischen  römischen  Jurisprudenz  Geltung  verschafft  habe. 

Das  wäre  hiemach  also  wohl  zweifellos,  dafs  mit  dem 
Gedanken  der  bona  fides,  und  wäre  es  auch  nur  in  seiner 
weiten  englischen  Ausdehnung,  ein  Schutz  der  wirtschaftlich 
Schwachen  ^,  besonders  auch  bei  Abschliefsung  der  Wohnungs- 
mietverträge, zu  erzielen  ist.  Die  Ableitung  des  Satzes,  dafs 
die  Mietzinszahlung  auch  für  den  wegfalle,  der  wissentlich  eine 
unbrauchbare  Wohnung  gemietet  hatte,  entspräche  also,  ganz 
abgesehen  von  der  vorher  versuchten  unmittelbaren  Dar- 
legung aus  den  Quellen,  durchaus  der  köstlichen  „aequitas"  des 
römischen  Rechts.  Es  ist  das  um  so  wichtiger,  als  darnach, 
selbst  ohne  Zuhülfenahme  des  besonderen  Grund- 
satzes der  laesio  enormis,  die  gesetzliche  Feststellung 
eines  solchen  Satzes,  wie  sie  weiter  unten  vorgeschlagen  wer- 
den soll,  nicht  als  abwegig  erscheint,  sondern  den  besten  Ge- 
danken des  bisherigen  Rechts  entspräche  oder  doch  nur  seine 
Weiterentwicklung  bedeute;  und  als  dadurch  von  vornherein 
klar  wäre,  wie  viel  von  dem  Einwände,  der  in  der  Wucher- 
frage so  viel  Unheil  anrichtet,  zu  halten  sei,  die  Vertrags- 
treue sei  unbedingt  zu  wahren:  es  giebt  eben  noch  einen 
höheren  Grundsatz  im  Rechte,  als  den  der  Vertragsfreiheit, 
die  sich  hier  in  das  Unschuldsgewand  des  Festhaltens  am 
gegebenen  Worte  zu  hüllen  versucht  —  das  ist  der  der  Ge- 
rechtigkeit, „sie  steht  über  der  Freiheit!** 

Ich  muis  es  nun  für  eine  sehr  bedeutsame  Thatsache 
halten,  dafs  das  deutsche  Reichsgericht  bei  einer  bestimmten 
Vertragsart,  bei  der  Feuerversicherung,  den  Anfang  damit 
gemacht  hat,  die  Grundsätze  der  „bona  fides**  selbst  gegen 
den  vereinbarten  Willen  der  Beteiligten  zur  Geltung  zu 
bringen.  Das  Reichsgericht  hat  meiner  Ansicht  nach  ganz 
unbestreitbar*  in  vielfmtigen  Enscheidungen  über  die  bekannten 
Verwirkungsklauseln  der  Feuerversicherungsverträge 
das  Recht  des  Eingriffs  in  die  vom  Standpunkte  der  bona 
fides  unhaltbaren  Parteiabmachungen  für  sich  in  Anspruch 
genommen  und  geübt.     Es  hat  die  Klauseln,    soweit  sie  dem 


»  Ebenda  Bd.  73,  S.  358;  auch  Jahrb.  f.  Dogmat.  Bd.  22,  S.  440, 443. 

■  Ich  möchte  noch  auf  die  Bemerkung  von  Eccius  a.  a.  0.  8.  Iß8 
§  31  a.  £.  hinweisen,  wo  er  von  der  exceptio  doli  generalis  sa^t,  „dafs 
sie  iedem  arglistigen  und  gewissenlosen  Ausbeuten  der  Um- 
stände'^  entgegentrete. 

*  Ich  oarf  bemerken,  dafs  das  Folgende,  wegen  des  besonderen 
Interesses  dieser  Sache  für  die  Versicherungsanstalten,  in  dem  Organe 
des  Verbandes  öffentlicher  Feuerversicherunffsanstalten  (Münster  in 
Westfalen)  auszugsweise  veröffentlicht  wurde  (Februar -Nummer  1893). 
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Wesen   dieses  auf  redlichem   Geschäftsgebahren    beruhenden 
Vertrages  widersprechen,  als  nicht  vorhanden,  pro  nihilo  be- 
handelt (fr.  14  de  condit.  28,  7:   „Conditiones,  —  quas  Prae^ 
tores  improbaverunt,  pro  non  scriptis  habentur"  !). 
Es  handelt  sich  hier  um  die  in  den  Civilentscheidungen  Bd.  I, 
S.  197;  X,  S.  161;  XVI,  S.  121;  XVHI,  S.  144,  XIX,  S.  134; 
XXVI,  S.  64  und  XXVIH,  S.  391  mitgeteilten  Urteile.    Unter 
ihnen  halten  allerdings  die  Entscheidungen  in  Bd.  XVIII  und 
XIX    an   dem   Standpunkte  einer   blofsen  Auslegung   des 
Vertrages  fest;  aber  schon  diese  verwirft  doch  „eine  Berufung 
auf  die  Vertragsbestimmung,  wenn   der  Versicherungsnehmer 
darzulegen  vermag,  dafs  —  nach  den  konkreten  Verhältnissen  — 
in  der  strikten  Anwendung   —   eine   unbillige   Härte  Hegen 
würde."     Damit  setzt  sich  aber  meines  Erachtens  der  Richter 
für   den  gegebenen   Fall  über   den   ganz   zweifellos   und   be- 
stimmt zum   Ausdruck   gekommenen  Vertragswillen  hinweg, 
mit  der  Begründung,    dafs  es  die  Beteiligten  für   diesen  Fall 
wohl  nicht  so  gemeint  hätten.     Weiter  geht  hierin  auch  schon 
das  Urteil  im  XIX.  Bande,  wo  es  heifst,  es  entspräche  einer 
ständigen   Rechtsprechung,    dafs    der  Versicherer  mit   einer 
den  Vertragsbedingungen  entnommenen  Einrede  nicht  gehört 
werden  solle,  wenn  deren  Geltendmachung   mit  den  im  Ver- 
sicherungswesen   ganz     besonders    beachtlichen    Grundsätzen 
der  Vertragstreue    und    der    Billigkeit    im   Widerspruch 
stehen    würde.      Und   keinen  Zweifel    über   die   Anwendung 
obigen  Gesichtspunktes   läfst  die   Entscheidung  des  I.  Civil- 
senats  vom  9.  Oktober  1882  Bd.  X,  S.  158:  hier  wird  in  un- 
mittelbarem Widerspruche  mit  den  Vertragsbedingungen  nicht 
deren  objektive  Verletzung  als  mafsgeblich  erachtet,  sondern 
eine  solche   nur  dann,    wenn   sie   vom  Versicherungsnehmer 
nicht  entschuldigt  werden  könne  (also  Verschiebung  der 
Beweislast,  wenn  man  will),  und  dem  hinzugefügt:  diesen 
allgemeinen  Grundsätzen  gegenüber  hat  die  besondere  Klausel 
der  Police  keine  selbständige  Bedeutung;"  ja  es  wird 
ausdrücklich  (S.  160)  „dabei  noch  der  allgemeine  Grund- 
satz —  dafs  von   einer  rigo ristischen  Auslegung  der  in  den 
Policen  enthaltenen  Verwirkungsklauseln  Abstand  genommen 
werden"  müsse,  betont,  dies  also  offenbar  neben  jenen  Ge- 
sichtspunkt gestellt.     Auch  läfst  sich   die  daran  angeknüpfte 
Entscneidung,  dafs  die  Vertragsbedingung,  der  Versicherungs- 
nehmer   müsse   in   bestimmten    Räumen  das   Rauchen   unter- 
sagen, erst  dann  als  verletzt  gelten  könne,   wenn   (abgesehen 
von  Arbeitern  und  Mahlgästen)  dieser  selbst,  der  Müller,  nicht 
blofs  wiederholt,  sondern    „einen  längeren  Zeitraum  hindurch 
gewohnheitsmäfsig  stets  oder  doch  regelmäfsig  geraucht"  habe, 
ganz  gewifs  nicht  mehr  als  „Auslegung"    der  Parteibere- • 
düng  i^chtfertigen.     Fast  macht  es  freilich  den  Eindruck,  als 
ob  sich   das  Reichsgericht  mit  seiner  Entscheidung   im   vor- 
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letzten  Bande  (XXVUI,  S.  891)  auf  diesen  Standpunkt  wieder 
zurückziehen  wolle,  wenn  es  dort  heifst,  es  „darf  nicht  über- 
sehen werden,  dafs  eine  sich  streng  an  den  Wortlaut  der 
Klausel  haltende  Handhabung  derselben  gegenüber  dem  Ver- 
sicherten unter  Umständen  zu  Härten  und  Unbilligkeiten 
ftihren  müfste,  welche  weder  als  von  dem  Versicherten,  noch 
als  von  einer  billig  denkenden  Gesellschaft  ge- 
wollt angesehen  werden  könnte".  Aber  wenn  hier 
auch  die  abweichende  „Handhabung"  der  Klausel  als  wahre 
Willensmeinung  der  Beteiligten  erklärt  wird,  so  ist  doch  eben 
das  „Billigdenken"  des  Versicherers  völlig  suppeditiert,  und 
jedenfalls  mit  dessen  Verhalten  vor  und  nach  dem  Prozesse 
im  schönsten  Widerspruche:  er  mufs  eben  nach  dem  Willen 
des  Gerichts  „billig"  gedacht  haben  und  wird  nicht  danach 
gefragt,  ob  er  es  wirklich  that!  Man  vergleiche  über  diesen 
Gegensatz  auch  noch  die  Entscheidung  in  Band  II  Nr.  32. 
Wenn  Ulpian  im  Fr.  4  pr.  de  periculo  XVHI,  6  sagt:  „Et 
intererit,  quid  actum  sit;  ego  autem  arbitror,  si  hoc  in  oc- 
culto  sit,  debere  dici"  etc.,  so  ist  bei  jenen  Klauseln  eben 
nichts  „in  occulto";  wo  kein  Zweifel  übrig  ist,  kann  eine 
^Auslegung"  nicht  mehr  Platz  greifen! 

Eine  ähnliche  Entwicklung  ^,  wenn  auch  ebenso  gewisser- 
mafsen  mit  zaghaftem  Vorschreiten,  scheint  mir  die  Recht- 
sprechung des  vormaligen  Reichsoberhandelsgerichts  genommen 
zu  haben;  ich  will  in  aller  Kürze  darauf  hinweisen.  In  den  Ur- 
teilen in  Bd.  n,  S.  184;  V,  S.  120  und  IX,  S.  387  der  von 
ihm  veröffentlichten  Entscheidungen  wird  zwar  auch  auf  die 
Vertragsauslegung  als  solche  Wert  gelegt;  immerhin 
heifst  es  aber  schon,  dafs  eine  rigoristische  und  lediglich  an 
an  dem  Wortlaute  klebende  Auslegung  „dem  vernünftigen 
Willen  redlicher  Paziszenten  gleichmäfsig  widersprechen"  würde. 
Das  Urteil  Bd.  XI,  S.  272  wendet  sich  sogar  in  sehr  be- 
stimmten Worten  dagegen,  dafs  eine  Auslegung  gegen  den 
Willen  des  Kontrahenten  platzgreife;  lehrreich  ist  es  jedoch 
zu  erfahren,  dafs  die  früheren  Urteile,  insbesondere  Bd.  II, 
S.  184  in  diesem  Sinne  „mifsverstanden"  seien.  Das  Urteil  vom 
4.  November  1874  in  Bd.  XIV,  S.  431  stellt  sich  aber  ganz 
offenbar  auf  einen  entgegengesetzten  Standpunkt,  denn  die 
W^orte,  die  sich  S.  433  finden,  lassen  sich  m.  E.  nicht  anders 
auffassen:  „die  Berufung  des  Beklagten  auf  die  gedachte 
Klausel  der  Bedingungen,  welche  vernünftiger-  und 
billigerweise  auf  Fälle  der  vorliegenden  Art  nicht  bezogen 
werden  darf,  widerstreitet  daher  um  so  mehr  der  bona  fides, 
als",  u.  8.  w.,  upd  sodann:   es  „steht  der  von  dem  Beklagten 


1  Wie  das  Reichsgericht  auch  noch  da»  O.L.Gericht  zu  Karlsruhe 
in  Goldschmidts  Zeitschrift  Bd.  35  S.  253  („die  bona  fides  gestattet 
nicht"). 
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vorgeschützten  Einrede  die  replica  doli  generalis  entgegen^. 
Man  vergleiche  das  zunächst  nur  in  seinem  Gegensatze  zu 
der  Feststellung,  die  Malfs^  in  Goldschmidts  Zeitschrift 
XIII,  S.  106  über  den  Stand  der  bisherigen  Rechtssprechung 
in  der  besonderen  Frage  trifft,  wie  die  Verwirkungsklausd 
bei  unterlassener  vertragsmäfsiger  Anzeige  zu  beurteilen  sei, 
nämlich,  „dafs  die  Folgen  der  verletzten  Anzeigepflicht  un- 
abhängig aintreten  vor  [von]  der  bona  fides  und  dem 
Verschulden  des  Versicherten,  sowie  von  jedem  ur- 
sächlichen Zusammenhang,  in  welchem  die  falsche  oder  unter- 
lassene Anzeige  mit  dem  sinistrum  steht",  —  ein  Grundsatz, 
nebenbei  bemerkt,  den  dieser  Schriftsteller  selbst  der  An- 
wendung einer  „zweifelhaften  Billigkeit"  (S.  55  ebendas.)  vor- 
zieht Ich  möchte  noch  erwähnen,  dafs  auch  Kafsneri 
Rechts-  und  Verwaltungsgrundsätze  in  Feuerversicherungs- 
angelegenheiten  1885,  S.  46,  noch  ein  sonst  nicht  veröffent- 
lichtes Urteil  des  Reichsgerichts  vom  4.  Dezember  1883  mit- 
teilt, wonach  die  unverschuldete  Pflichtversäumnis  die  Ver- 
wirkung  nicht  herbeiführen  solle,  und  dies  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  zu  prüfen  sei.  Das  gleiche  kommt  in  einem  Ur- 
teil des  Reichsoberhandelsgerichts  (Bd.  IV,  S.  64)  zu  klarem 
Ausdruck.  Unter  Bezugnahme  auf  Bd.  I,  S.  112  und  II, 
8.  183  heilst  es  hier :  „Aus  der  nackten  Thatsache  allein  läfst 
sich  in  keinem  Falle  (es  handelte  sich  um  Ablauf  der  sechs- 
monatigen Klagfrist)  unbedingt  und  ohne  weiteres  die  Aus- 
schliefsung  des  Klägers  mit  seinem  Ansprüche  auf  Entschä- 
digung folgern.  Vielmehr  entspricht  der  präsumtiven 
Intention  der  Paziszenten,  der  Billigkeit  und  der  bona 
fides  die  Annahme,  dafs  nur  eine  verschuldete  Ver- 
säumimg"  u.  s.  w.  Ich  verweise  endlich  noch  auf  die  Urteile 
Bd.  Vni,  S.  408  („unverschuldete  Versäumung")  und  X, 
S.  209  (hinreichende  Beaufsichtigung  und  Sorge  für  Abstel- 
lung). Dieses  letztere  bezieht  sich  auf  §  2100,  Teil  II,  Titel  8 
des  A.  L.  R.,  wo  es  heifst :  „die  Pflichten  des  Versicherers  und 
Versicherten  aus  dem  Kontrakte  sind  hauptsächlich  nach 
dem  Inhalte  desselben  zu  beurtheilen." 

Aus  der  Litteratur  setze  ich  noch  eine  zwar  ganas  ge- 
legentliche, aber  nach  dem  Gesagten  gewifs  zutreffende  Äufse- 
rung  J  a  k  o  b  i  B  (a.  a.  O.  S.  5  Anm.  9)  hierher :  „In  solchen  Fällen 
pflegt  der  Vergewaltigung  der  schwächeren  Partei  im  Interesse 
ausgleichender  Gerechtigkeit  entgegengetreten  zu  werden,  — 
seitens  der  Gerichtspraxis,  indem  sie  den  benachteiligten 
Kontrahenten   bei   der  Auslegung  drückender  Bestimmungen 


>  Daneben  etwa  auch  noch  Stobbe  a.  a.  O.  §  197  oder  Dr.  Em- 
miughaus  im  Handwörterbuch  der  Staats wissenscnaften  III,  S.  399. 
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und  bei  Verteilung  der  Beweislast  zu  Hülfe  kommt"*.  Der 
Aufsatz  von  Kreis  aus  dem  Jahre  1889  (s.  a.  a.  O.  S.  481) 
nimmt  auf  obige  Rechtssprechung  zwar  keinen  Bezug,  geht 
aber  offenbar  auch  davon  aus,  dafs  mit  blofser  „Auslegung** 
der  Verwirkungsklauseln  nichts  zu  machen  sei,  und  fordert 
gesetzliche  Mafsregeln  gegen  den  „erfahrungsmäfsigen  Mifs- 
brauch  der  Vertragstreiheit"  durch  die  Versicherungsanstalten. 

Wie  sich  die  Privat-Feuerversicherungsanstalten  zu  dieser 
Handhabung  des  Reichsgerichts  stellen,  läfst  sich  aus  der  un- 
ausgesetzten und  nicht  immer  mafsvoUen  BekämpAing  der 
Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  entnehmen,  welche  sich 
in  den  letzten  Jahrgängen  des  „Vereinsblattes  für  deutsches 
Versicherungswesen"  findet,  und  spiegelt  sich  auch  wohl  zweifellos 
in  der  1886  in  Anbequemung  an  die  reichsgesetzlichen  Grund- 
sätze vorgenommenen  Umarbeitung  der  „allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen" *  wider,  da  die  früheren  von  1875 
gerade  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Punkten  erheb- 
lich geändert  sind. 

Da  nun  meines  Wissens  jene  Eigentümlichkeit  der  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  in  der  juristischen  Litteratur 
noch  nicht  die  gebührende  Beachtung  gefuncl^n  hat®,  so  will 
ich  hier  noch  mit  einigen  Worten  auf  ihre  Beurteilung  in 
jener  Zeitschrift  eingehen.  Sein  juristischer  Kritiker  hat 
längst  klar  erkannt,  dafs  die  Rechtshandhabung  des  Reichs- 
gerichts über  eine  wirkliche  Vertragsauslegung  hinausgeht, 
obwohl  sie  selbst  dies  nicht  zugestehen  möchte;  und  nur  in- 
sofern scheint  mir  der  Kampf  dagegen  letzthin  um  so  heftiger 
geworden  zu  sein,  als  man  sich  seitens  der  Versicherungs- 
anstalten mehr  und  mehr  der  Tragweite  solcher  Praxis  be- 
wufst  wurde.  Ich  verweise  auf  folgende  Äufserungen,  die, 
als  Kritik  der  betreffenden  Entscheidungen  gedacht,  deren  ent- 
gegengesetzte Auffassung  zugleich  miterkennen  lassen.  Jahr- 
gang 1886,  S.  314:  „Jedenfalls  ist  der  Richter  nicht  berech- 
tigt, wenn  Policebedingungen  mit  klaren  Worten  die  Schuld- 
frage ausschliefsen,  dieselbe  hineinzutragen."  Ebenso  1888, 
S.  20.    Jahrgang  1887,  S.  157  meint  dagegen  wenigstens,  die 


^  Ähnliches  wird  für  Mietprozesse  von  der  Berliner  Gerichtspraxis 
bezeaet  in  den  Veröffentlichangen  des  „Vereins  für  Socialpolitik'^,  Bd.  31, 

«  Goldschmidts  Zeitschrift  Bd.  33  S.  55;  die  früheren  finden 
sich  Bd.  20  S.  538.  Darüber  auch  noch  im  gedachten  Vereinsblatte 
1887  (15.  Jahrgang)  S.  52.  Man  ver^l.  daneben  die  trefflichen  Vor- 
schläge Baehrs  in  seinem  Entwürfe  eines  Versicheningsgesetzes,  §§22 
bis  36,  69  und  die  Begnindung  dazu  (Arch.  f.  bürgerl.  Recht,  Bd.  VII, 
S.  8  ff.). 

•  Auch  bei  Eccins  a  a.  0.  IL  S.  417  oder  I,  §  43  beispielsweise 
nicht.  Desgleichen  bei  Lewis,  Lehrbuch  des  Versicherunedrechts 
(1889),  obwonl  die  Sache  hier  wenigstens  Erwähnung  gefunden  hat: 
S.  76,  154  Anm.  13,  S.  180  u.  275. 
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Ansicht  des  Gerichtshofes,  bei  nachgewiesener  Unmöglichkeit, 
die  betreffende  Frist  einzuhalten,  entfalle  das  vertragsmäfsig 
darauf  gesetzte  Präjudiz  (Entscheidungen  XVI,  S.  121),  sei 
zwar  unhaltbar,  doch  liefse  sich  hiertlber  vielleicht  eine  Ver- 
ständigung erzielen.  Und  Bd.  XIX  (Jahrg.  1891)  findet  sich 
S.  lOG  sogar  das  Zugeständnis,  es  sei  die  Reichsgerichtsent- 
scheidung vom  7.  Oktober  1890  (III.  Senat)  zutreffend,  dafs 
der  Versicherte  bei  falscher  Liquidierung  seines  Schadens  nur 
dann  seinen  Anspruch  verliere,  wenn  er  sie  absichtlich  oder  grob- 
fahrlässig falsch  aufgestellt  habe.  Andererseits  bezeugen  aber 
folgende  Sätze,  dafs  der  Gegner  nicht  nur  voll  gewürdigt,  sondern 
auch  entschieden  bekämpft  werden  solle.  Jahrgang  XV  (1887), 
S.  216:  „Solche  Annahmen  müssen  schon  der  sonst  so  häufig 
von  den  Gerichten  bei  Auslegung  der  Policebedingungen  ge- 
übten Interpretationsbasis  —  was  wohl  die  Interessenten  ver- 
nünftigerweise haben  vereinbaren  wollen  —  gegenüber 
unmöglich  sein,**  und  ebenda  der  Zusatz :  „Diese  Auffassung 
ist  zwar  auch  aus  den  oben  erörterten  Gründen  mit  den  über 
Willensauslegung  geltenden  Grundsätzen  unvereinbar;  aber 
sie  hat  wenigstens  das  für  sich,  dafs  sie  nicht  weiter  geht, 
als  durchaus  n^jjwendig  erschien,  um  den  Versicherten 
gegen  Chicane  zu  schützen**!  S.  279  dort  meint  in 
betreff  eines  Urteils  des  VI.  Senates  vom  11.  November  1886, 
dann  „höre  jedes  Vertragsrecht  auf*.  Recht  bezeichnend  sind 
die  Äufserungen  im  XVIII.  Jahrgange  (1890)  S.  111 :  „Es  ist 
doch  gewifs  unzulässig,  wenn  die  vertragsschliefsenden  Teile 
über  den  Sinn  des  Vertrages  einig  sind,  nach  einem  anderen 
Sinne  zu  suchen;**  und  S.  112:  „Jede  Rechtssicherheit  im 
Gebiete  der  Verträge  [ist]  gefährdet,  weil,  wenn  der  unzweifel- 
haft erklärte  Wille  der  Beteiligten  nicht  mehr  mafsgebend 
sein  soll  fUr  die  Bestimmung  des  Inhalts  der  Abrede,  es  über- 
haupt au  jedem  objektiven  Mafsstabe  für  diese  Bestimmung 
fehlt."  Als  Beleg  wird  hier  ein  Auslegungsbeispiel  vorgeführt, 
wonach  der  Richter,  wenn  er  überhaupt  „seine  Auf  fassung 
von  dem  Willen  —  an  die  Stelle  des  objektiv  erklärten 
setzt '^  (S.  115),  auch  aus  einer  Gerechtigkeit,  über  das  Land 
des  Nachbarn  mit  einer  Karre  zu  fahren,  unter  Umständen 
eine  solche  mit  Wagen  zu  fahren  herausdeuten  könne.  End- 
lich wird  im  Jahrgange  XIX  (1891)  dagegen  Verwahrung  ein- 
gelegt, dafs  „nicht  Rechtsgrundsätze,  sondern  richterliches 
Ermessen  ausschlaggebend  sein**  sollte  (S.  113);  und  be- 
merkt (S.  114):  „Nach  den  herrschenden  Grundsätzen  über 
Vertragsauslegungen  war  —  eine  thatsächliche  Peststellung 
dahin,  dafs  die  Parteien  die  entgegengesetzte  Absicht  gehabt 
hätten,  undenkbar"  und  enthalte  eine  „gänzliche  Verkennung 
der  Grundsätze  von  Treu  und  Glauben**.  S.  121,  bezüglich 
eines  Urteils  des  III.  Senats  vom  12.  Dezember  1890,  wo 
falsche  Angaben  im  Versicherungsantrage  auf  das  Verschulden 
des  ihn  vermittelnden  Agenten  zurückzuführen  waren,    heifst 
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es  sogar:  „Das  Exorbitante  in  der  Annahme  des  Reichs- 
gerichts liegt  vom  Standpunkte  der  herrschenden  Vertrags- 
theorie darin,  dafs  man  mit  der  vorbehaltlosen  Unterzeichnung 
einer  Erklärung  dieselbe  nur  soweit  zu  der  seinigen  macht, 
als  dieselbe  einem  günstig  ist."  S.  190  widerspricht  einer 
richterlichen  Auslegung,  wo  „der  Wortlaut  —  so  klar,  dafs 
er  für  einen  berechtigten  Zweifel  keinen  Raum  giebt" ;  und 
S.  191  erklärt  weiter:  „Jedenfalls  darf  man  nicht  soweit 
gehen,  Erklärungen  der  Beteiligten,  welche  über  die  Absicht 
der  letzteren  einen  Zweifel  nicht  aufkommen  lassen,  um  des- 
halb für  zweifelhaft  zu  erklären,  weil  sie  —  dem  Richter 
nicht  durchaus  zweckmäfsig  erscheinen,  wenn  man  dieselben 
so  versteht,  wie  sie  nach  dem  üblichen  Sprachgebrauche  zu 
verstehen  sind."  S.  196:  „Ist  es  zulässig,  einen  Willen  der 
Vertragsschliefsenden  im  direkten  Gegensatze  zu  dem  erklärten 
Willen  zu  konstruieren,  dann  herrscht  nicht  mehr  Ge- 
setz und  Recht,  sondern  richterliches  Ermessen, 
und  die  ganze  auf  das  bürgerliche  Gesetzbuch  verwandte  und 
zu  verwendende  Arbeit  wäre  durch  die  Kreierung  des  einen 
Paragraphen  erübrigt:  In  Zukunft  entscheidet  bei  Rechts- 
ßtreitigkeiten  das  richterliche  Ermessen." 

Was  das  Reichsgericht  gethan  und  im  Sinne  jener  Zeit- 
schrift gesündigt  hat,  dürfte  hiernach  wohl  kaum  zweifelhaft 
sein;  bemerkenswert  ist  es  nur  noch,  dafs  solche  „Auslegung" 
gelegentlich  auch  Beifall  findet,  wenn  (s.  Jahrgang  XIX, 
S.  319),  z.  B.  die  Formularfrage  nach  früherem  Brandschaden 
im  Sinne  des  §  2024  A.L.R.  II,  8*  als  dahingestellt  aus- 
gelegt wird,  der  Versicherungsnehmer  habe  auch  das  eigene 
Verschulden  in  betreflf  dieses  Brandes  anzeigen  müssen,  — 
was  bei  Mangel  einer  ausdrücklichen  Frage  doch  wohl  viel 
verlangt  ist. 

Um  übrigens  diese  letzten,  nur  lose  mit  meiner  eigent- 
lichen Erörterung  zusammenhängenden  Ausführungen  nicht 
noch  länger  auszuspinnen ,  gehe  ich  auf  eine  Würdigung  der 
sachlichen  Richtigkeit  in  den  betreflfenden  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  nicht  weiter  ein^,  glaube  aber  nochmals 
betonen  zu  dürfen,  dafs  man  in  ihnen  den  Beginn  einer  Fort- 
bildung des  Rechtes  zu  erblicken  hat,  wie  sie  einem  höchsten 

'  „Verschweigt  der  Versicherte  Umstände,  welche  nach  dem  ver- 
nünftigen Ermessen  der  Sachkundigen  auf  den  Entschlufs  des  Ver- 
sicherers, sich  auf  den  Vertrag  emzulassen,  hätten  Einflufs  haben 
können,  so  ist  die  Assekuranz  unverbindlich"  — .  Stobbe  a.  a.  0. 
III,  8.  359.  Der  Kritiker  des  Vereinsblattes  verlangt  ausdrücklich  die 
Anwendung  dieses  Satzes  auch  im  gemeinrechtlichen  Gebiete:  a.  a.  0. 
S.  322  unten.  —  Heft  1 — 3  aus  1892  haben  noch  eine  besondere  Ab- 
handlung über  die  rechtliche  Stellung  des  „Unteragenten". 

*  Gewisse  Beweisvergünstigungen  werden  den  Anstalten  zu  ihrer 
Sicherheit  notwendig  zugestanden  werden  müssen !  Einen  anderen  Aus- 
weg (genossenschaftliche  Schiedsgerichte)  schlägt  von  Langsdorff  in 
einem  Gutachten  für  den  Deutschen  Landw.-Rat  betr.  Viehversicherung 
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Gerichtshofe  wohl  ansteht.  Aber  es  ist  auch  eben  nur  ein 
Anfang,  eine  vereinzelte  Erscheinung,  die  im  Kampfe  gegen 
einen  besonders  hervorstechenden  Mifsstand  in  unserem  noch 
immer  der  reichsgesetzlichen  Regelung  harrenden  Versiche- 
rungsrecht noch  kaum  feste  Gestalt  gewonnen  hat.  Die  Ge- 
richte niederer  Ordnung,  die  sich  infolge  der  Bestimmung  im 
§  23  Nr.  2  der  Gerichtsverfassung  am  meisten  mit  Miet- 
streigkeiten  zu  befassen  haben,  finden  darin  für  eine  neue 
Rechtssprechung  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungsmietvertrages 
jedenfalls  noch  keinen  genügenden  Anhalt 

Wollte  man  aber  die  Handhabung  des  Grundsatzes  der 
bona  fides  allgemein  so  weit  ausdehnen,  dafs  nicht  blofs,  wie 
das  citierte  fr.  4  de  periculo  sagt,  „si  hoc  in  occulto  sit",  was 
die  Beteiligten  vereinbaren  wollten,  das  richterliche  Ermessen 
im  Sinne  einer  wirtschaftlich  annähernden  Gleichstellung  der 
beiderseitigen  Parteileistungen  eintritt,  so  müfste  man  aller- 
dings auch  die  Windscheid  sehe  *  Formel  für  die  Contractus 
bonae  fidei  abändern.  Denn  wenn  er  sagt,  sie  ständen  nicht 
unter  einer  alles  Einzelne  genau  normierenden  Regel,  und  in 
letzter  Linie  entscheide,  auf  Grundlage  der  Intention  des  Ge- 
schäftes, das  Ermessen  des  Richters  (a.  a.  O.  §  378  a.  A.  zum 
Beispiele),  so  würde  hinzuzufügen  sein,  dafs  dieses  bei  (erheb- 
lichem) Verstofse  gegen  die  bona  fides  auch  gegen  den  er- 
klärten Willen*  der  Beteiligten  einzugreifen  habe.  Eine 
derartig  ausgiebige  Anwendung  des  Grundsatzes,  so  unab- 
weisbar das  Wohnungsmietrecht,  ähnlich  dem  Versicherungs- 
vertrage, eine  Änderung  erheischt,  wird  sich  aber,  wie  auch 
G.  Hartmann  meint,  zunächst  nicht  erreichen  lassen,  und 
vor  der  Hand  jedenfalls  nicht  zu  einem  wünschenswerten  Er- 

ffebnisse  führen;   es  bleibt  deshalb  eine  ausdrückliche  gesetz- 
iche  Regelung  unvermeidlich. 

Dasjenige  nämlich,  was  immer  einer  solch  ausgedehnten 
Anwendung  der  Auslegung  ex  fide  bona  bei  uns  hinderlich 
sein  wird,  ist  der  unbegründete  Argwohn  gegen  richter- 
liche Willkür,  der  besonders  in  Deutschland  obzuwalten  scheint. 
Belege  dafür  sind  obige  Anführungen  aus  dem  Vereinsblatte 
für  Deutsches  Versicherungswesen ;  und  selbst  in  richterlichen 
Kreisen  haben  derartige  Besorgnisse  ihren  Ausdruck  ge- 
funden ®. 


1  Savigny,  System  des  röm.  Rechts,  Bd.  V,  Beilage  XIII,  Nr.  II 
sagt:  Es  wurde  „dem  urtheilenden  Richter  bei  der  bonae  fidei  actio 
eine  freiere  Macht  eingeräumt,  —  welche  —  bald  dem  Kläger,  bald 
dem  Beklagten  zum  Vortheile  gereichen  konnte.^ 

'  Ob  man  das  mit  Kahane  (vergl.  den  Bericht  im  Gentralblatt 
für  Rechtswissenschaft  XII,  S.  23)  ^Kontraktsreprobation"^  nennen  will 
oder  nicht,  thut  wohl  nicht  viel  zur  Sache. 

'  Z.  B.  bei  Römer  in  Goldschmidts  Zeitschrift,  Bd.  XX, 
S.  58,  54. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


Xn  3.  91 

Die  Bedenken  gegen  eine  etwa  daraus  hervorgehende  Un- 
sicherheit des  Rechts,  die  Gefahr,  dafs  sich  bei  der  Rechts- 
findung in  den  verwickelten  Verhältnissen  unseres  Kulturlebens 
der  Blick  des  Richters  ohne  Vorhandensein  fester  Rechtssätze 
trübte  und  abirrte,  und  dafs  in  Rückwirkung  davon  der  Rechts- 
verkehr mit  „Risikoprämien"  arbeiten  müfste,  ist  oben  schon 
berührt.  Auch  liegt  in  jenem  Argwohne  so  lange  etwas  Be- 
rechtigtes, als  nicht  der  Richterstand  im  Volke  eine  imbedingt 
geachtete  und  unantastbare  Stellung  einnimmt;  oder  so  lange 
man  das  Vertrauen  zu  ihm  durch  so  vielfach  wiederholten 
„Ausschlufs  des  Rechtsweges**  und  durch  die  Verdrängung 
von  fast  allen  Gebieten  des  öffentlieheu  Rechts,  also  durch 
eine  künstliche  Isolierung  schädigt.  Abgesehen  hiervon  aber 
müssen  derartige  Wünsche  nach  einer  thunlichsten  Hinten- 
anhaltung  des  richterlichen  Ermessens  im  Grunde  als  durch- 
aus verwerflich  bezeichnet  werden.  Ich  will  hier  allerdings 
keineswegs  alle  Gründe  hüben  und  drüben  besprechen,  auch 
nur  im  Vorübergehen  auf  die  hier  einschlagende  prächtige  Ab- 
handlung 0.  von  Bülows  „Gesetz  und  Richteramt**  hin- 
weisen; wohl  aber  möchte  ich,  zumal  für  nichtjuristische  Leser, 
an  einzelnen  Beispielen  zeigen,  dafs  auch  aufcivilrecht- 
lichem  Gebiete  eine  weitere  Ausdehnung  des  richterlichen 
Ermessens^  gegen  das  bisherige  Recht  keinen  nennenswerten 
Unterschied  hervorrufen  würde.  Die  Täuschung  darüber  liegt 
eigentlich  nur  dem  nahe,  der  sich  nicht  täglich  in  der  Rechts- 
handhabung bewegt  und  nicht  beachtet,  dafs  es  auch  hier 
viel  schwankende  Begrifife  giebt,  die  aber  deshalb  nicht  auf- 
hören, wirklich  vorhanden  zu  sein.  Man  erinnere  sich  doch 
nur  des  oben  bereits  besprochenen  Art  743  im  Handelsgesetz- 
buche; an  das  dem  Richter,  sogar  ohne  die  Möglichkeit  einer 
Nachprüfung  in  höherer  Instanz,  gegebene  Ermessen,  über  die 
Kostenverteilung  aus  „Veranlassung**  zur  Klage  (C. P.O.  §  89) 
zu  entscheiden;  an  die  sich  fast  ganz  nach  der  persönlichen  Auf- 
fassung des  Richters  färbenden  Urteile  darüber,  ob  etwas  gegen 
die  gute  Sitte  verstöfst  oder  nicht  (s.  u.  §  9),  —  ein  Gebiet,  das 


^  Ober  das  richterliche  Ermeasen  hat  in  anregender  und  lehrreicher 
Weise  Prof.  L.  Seuffert  in  einer  Griefaener  aEademischen  Festrede 
vom  l.  Juli  1880  gesprochen.  Ich  hoffe,  dafs  eine  wiederholte  Beleuch- 
tung dieses  in  unserem  Rechtsleben  so  hervorragend  wichtigen  Punktes, 
der  fast  bei  jedem  neuen  und  unbequemen  Gesetzentwurfe  den  belieb- 
testen Stoff  für  Einwurfe  dagegen  lietert,  daneben  nicht  ganz  überflüssig 
ist.  Man  verglfst  auch  hierzu  oft,  was  ich  früher  schon  einmal  in 
meiner  Abhandlung  über  ,, richterliche  Ermittlung  und  Feststellung 
des  Sachverhalts"  (iSSS)  hervorgehoben  habe,  dafs  gegen  richterliche 
„Willkür"  in  der  Öffentlichkeit  des  Verfahrens  und  der  Beobachtung 
durch  die  Presse  eine  Gewähr  geschaffen  ist,  von  der  man  freilich  in 
dem  einzelnen  (privatrechtlichen)  Gesetze  nichts  erblicken  kann.  — 
Vergl.  hierzu  auch  noch  Wach  im  Arch.  f.  d.  c.  Pr.  Bd.  64  S.  204 
Anm.  3. 
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§705  des  Entwurfes  eines  B.  G.  B.,  wie  dessen  „Begründungen" 
(II  S.  727)  bestätigen,  noch  sehr  erweitern  will,  insbesondere 
zu  Grünsten  der  Bekämpfung  des  sogenannten  unlauteren  Wett- 
bewerbes; an  die  Entwicklung  der  Rechtssprechung  auf  dem 
Gebiete  der  Gewerbefreiheit  gegenüber  dem  vertragsmäfsigen 
Verzichte  auf  einen  Konkurrenzerwerb.  Gerade  hier  verlohnt 
es  sich,  zur  Veranschaulichung  der  Unumgrenztheit  der  richter- 
lichen Entscheidung  einige  Beispiele  aus  der  reichen  Zahl  von 
Urteilen  in  Seufferts  Archiv  u.  s.  w.  auszuwählen. 

Während  das  Oberlandesgericht  zu  Kiel  (Seuffert  a.  a. 

0.  Bd.  42  No.  156)  den  Satz  aufstellt,  nur  solche  vertrags- 
mäfsigen Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  seien  un- 
erlaubt, die  in  zu  weit  gehendem  Mafse  die  freie  Bewegung 
des  Verpflichteten  hemmten  und  in  keiner  Weise  durch  da« 
vernünftige  Interesse  der  Kontrahenten  geboten  seien,  und  das 
bayerische  oberste  Landesgericht  (ebenda  Bd.  44  No.  13)  die 
Bildung  eines  Ringes  von  Gewerbegenossen  mit  Straffestsetzung 
gegen  den  Einzelnen  bei  Überschreitung  der  Maximalpro- 
duktionsgrenze  für  zulässig  erachtet,  hat  das  Reichsgericht  in 
dem  bekannten  Buchhändlerprozesse  (Civilentscheidungen 
Bd.  28  S.  238)  die  Geltendmachung  solchen  Ringes,  das  Boy- 
kottieren der  Schleuderfirmen,  —  so  darf  man  es  vielleicht 
kurz  ausdrücken,  —  für  unerlaubt  erklärt*.  An  ähnliches 
scheint  auch  das  Reichsoberhandelsgericht  (Entscheidungen 
Bd.  VII,  S.  419),  wenigstens  seinen  Gründen  nach,  gedacht 
Bu  haben,  wenn  es  unterscheidet  zwischen  „Benachteiligung 
des  Publikums  durch  Ausschlufs  bedrohlicher  Konkurrenz" 
und  „vorübergehender  Sicherung  der  eigenen  Geschäftslage", 
die  freilich  auch  monopolartig  aufs  Publikum  zurückwirken 
könne.  Wo  dies  der  Fall,  scheint  der  Gerichtshof  eine  Un- 
gültigkeit des  darauf  abzielenden  Vertrages  anzunehmen.  — 
Während  ferner  das  Oberappellationsgericht  zu  Rostock 
(Seuffert  a.  a.  O.  VII,  No.  18)  das  Versprechen  eines  aus- 
ländischen Braugehülfen,  nicht,  also  niemals  in  einer  anderen 
Brauerei  der  Stadt  seines  Dienstherrn  zu  arbeiten,  als  gültig 
annahm,  befand  das  Reichsgericht  (Civilentscheidungen  Bd.  I, 
S.  22),  dafs  die  Zusage,  kein  einschlagendes  Geschäft  in  Deutsch- 
land binnen  10  Jahren  zu  errichten,  aufrecht  zu  erhalten  sei, 
und  entschied  in  einem  anderen  Falle  (ebenda  II,  S.  120)  so- 
gar dahin,  dafs  durch  eine  solch  örtliche  oder  zeitliche  Be- 
grenzung der  vertragsmäfsigen  Beschränkung  für  den  Gewerbe- 
betrieb des  einen  zum  Vorteile  des  anderen  Kontrahenten  die 
Rechtsverbindlichkeit  solcher  Stipulation  keineswegs  bedingt 
sei,  wenigstens  so  lange  kein  öffentliches  Interesse  verletzt 
werde;    ob  sie  etwa    gegen  die  guten   Sitten   verstofse,    sei 

*  S.  die  Ba  ehr  sehe  Zusammenfassunff  in  den  „Grenzboten",  1892, 

1.  Vierteljahr.  Jetzt  auch  Urteil  des  O.L.Gerichts  Dresden  vom 
4.  Januar  1893  in  S.  Mayer  und  Müller  gegen  Verlagsbuchhändler 
Seemann  und  Gen.  r^^^/-rT/^ 
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wesentlich  konkrete  Frage.  Und  dieses,  obwohl  im  Urteile  bei 
Seuffert  (a.  a.  O.  Bd.  46,  No.  214)  vom  selben  Gerichte  ge- 
sagt wurde:  Konkurrenzverbote  „sind  in  Hinblick  auf  die  in 
denselben  liegende  Beschränkung  der  persönlichen  Handlungs- 
freiheit immer  eher  einschränkend  als  ausdehnend  zu  inter- 
pretieren und  nur  soweit  aufrecht  zu  erhalten,  als  die  Be- 
schränkung der  Freiheit  des  Handelns  ein  billiges  Mafs  nicht 
überschreitet." 

Das  Reichsoberhandelsgericht  (Entscheidungen  Bd.  XH, 
S.  29)  urteilte,  dafs  die  Verabredung,  vier  Jahre  nirgends 
ein  gleiches  Geschäft  zu  errichten,  gültig  sei;  desgleichen  ein 
Konkurrenzverzicht  auf  5  Jahre  „innerhalb  des  Zollvereins" 
(ebenda  VH,  S.  419)  oder  „auf  zehn  Meilen  im  Umkreise" 
(ebenda  XVI,  S.  160);  dagegen  sei  der  Vertrag  eines  Ulir- 
macherlehrlings,  sich  nie  als  Uhrmacher  besetzen  zu  dürfen, 
unwirksam  (ebenda  XXI,  S.  262),  mag  auch,  wie  hinzugesetzt 
wird  (S.  263),  „unter  Umständen  [?]  das  Versprechen  eines 
solchen,  innerhalb  gewisser,  nicht  zu  weiter  örtlicher  oder 
zeitlicher  Grenzen  sich  nicht  selbständig  niederzulassen,  als 
rechtlich  wirksam  anzuerkennen  sein."  Und  während  es  in 
der  bereits  erwähnten  Entscheidung  Bd.  VII,  S.  419  im  Ein- 
klänge hiermit  die  Zeitbeschränkung  von  fünf  Jahren  als 
wichtig  bezeichnete,  sagt  es  bei  Seuffert  (a.  a.  O.  Bd.  31, 
No.  217):  „Eine  gesetzlich  unstatthafte  Beschränkung  der  per- 
sönlichen oder  der  Gewerbefreiheit  würde  in  einer  solchen 
Bestimmung,  welche  nur  bezweckte,  eine  dem  Verklagten  nach- 
teilige Konkurrenz  der  Klägerin  zu  verhüten,  auch  dann  nicht 
zu  finden  sein,  wenn  sie  für  eine  bezüglich  des  Endpunktes 
unbeschränkte  Zeitdauer  verabredet  wäre."  Ich  erwähne 
schliefslich  noch,  dafs  das  Obertribunal  zu  Berlin  (ebenda 
Bd.  31,  No.  105)  den  Vertrag,  innerhalb  eines  gewissen  Be- 
zirkes ein  Gewerbe  nicht  auszuüben,  nach  der  „allgemeinen 
Vertragsfreiheit"  für  gültig  ansah,  und  dafs  das  Reichsgericht 
in  einem  dort  in  Bd.  35  No.  196  mitgeteilten  Urteile  sich  da- 
hin entschied,  die  Vereinbarung,  dem  Kläger  innerhalb  zehn 
Jahren  in  einer  gewissen  Ware  „nach  Belgien"  keine  Kon- 
kurrenz machen  zu  wollen,  sei  rechtswirksam.  * 

Wenn  ich  hier  schliefslich  noch  erinnere  an  die  jüngst 
vielbesprochene  Frage  der  civilrechtlichen  Wirkung  des  Ver- 
botes, in  fremden  Lotterien  zu  spielen,  oder  der  Hintertrei- 
bung des   Mitbietens    bei   öffentlichen   Versteigerungen,  ^    wo 


1  Hierzu  Köhler,  Ideale  im  Recht  (Arch.  f.  bürgerl.  Recht  V, 
S.  209). 

*  Seuffert  a.  a.  0.  Bd.  12  Nr.  16;  Bd.  17  Nr.  201;  Bd.  30 
Nr.  198,  201;  Bd.  33  Nr.  115;  Reuling  in  den  Jahrbüchern  für  Dog- 
matik  X,  S.  358  Anm.  4;  Stobbe  a.  a  0.  8  166  Anm.  19  a.  Ej  Ober- 
gericht zu  Luzem  im  Arch.  f.  bürgerl.  R.  Bd.  II  S.  243  und  Kohl  er 
ebenda  V,  S.  225,  226;  Thöl,  Handelsrecht,  §  252  a.  E.    WennErsterer 
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das  Gesetz  den  Richter  völlig  im  Stiche  läfst,  und  die  Beant- 
wortung dieser  Fragen  doch  im  Grunde  gänzlich  seinem  Er- 
messen^ bezw.  seiner  allgemeinen  Rechts-  (und  Wirtschafts-) 
Auffassung  anheimsteht  und  deshalb  so  verschieden  hier  und 
da  ausföUt;  oder  wenn  ich  auf  das  ausdrückliche  Anrufen  des 
„richterlichen  Ermäfsigungsrechts"  bei  übermäfsigen  Vertrags- 
strafen (Züricher  Gesetzbuch  §  970;  schweizer  Obligationen- 
recht §  182)  oder  beim  Wettvertrage  (Thöl,  Handelsrecht  II, 
§  3Q5  gegen  Ende)  hinweise,  so  hiefse  es  fiir  den  Kundigen, 
Eulen  nach  Athen  tragen,  wollte  ich  noch  weitere  Beispiele 
anführen.  Jedenfalls  kann  bei  solchem  Stande  der  Sache  die 
Ausdehnung  des  richterlichen  Ermessens,  wie  sie  nach  obigem 
das  englische  Recht  beliebt  hat,  —  die  Verweisung  „auf  unde- 
finierbare Gründe  der  aeauitas  ohne  irgend  eine  feste  Ent- 
scheidungsnorm" —  grundsätzlich  keinem  Bedenken  unter- 
liegen, wo  es,  um  mit  R.  von  Ihering*  oder  dem  Berichte 
des  preufsischen  Justizministers  über  den  Entwurt 
des  B.G.B.  (S.  137)  zu  sprechen,  „vom  Standpunkte  der  hö- 
heren Gerechtigkeit  gerechtfertigt  erscheint."  Denn  in  der 
That  unterliegt  jetzt  schon  dem  richterlichen  Ermessen,  ganz 
abzusehen  vom  'Strafrecht!  auch  auf  dem  Gebiete  des  Civil- 
rechts  eine  weit  gröfsere  Zahl  von  Punkten  wichtigster  Art, 
als  der  Laie  ahnt  und  der  Doktrinär  zugiebt.  Kohl  er  sagt* 
mit  Recht:  „Man  trage  sich  nicht  wieder  mit  dem  Einwände 
der  rechtlichen  Unsicherheit  oder  gar  Unmöglichkeit  der 
Schätzung,  —  wer  in  solchen  Fällen  nicht  abschätzen  kann, 
soll  nicht  Richter  sein.  Unsere  Richter,  welche  im  Seerechte 
solche  arbiträren  Schätzungen  vornehmen  können,  welche  bei 
Bemessung  der  Bufse  sich  auf  dem  weiten  Meere  der  psycho- 


1 


erklärt:  „Der  öffentlichen  Konkurrenz  im  Verkehre  entspricht  bei  der 
Zwangsversteigerung  die  Konkurrenz  der  Bietenden;  dais  eine  solche 
stattfinde,  liegt  im  Wesen  des  Versteigerungsinstitutes,  und  dieses  In- 
stitut entspricht  dem  öffentlichen  Bedürfnisse;  —  eine  Vereinbarung, 
bei  solcher  Steigerung  nicht  mitbieten  zu  wollen,  ist  nichtig,'*  so  ist 
das  doch  mit  I^euling  sehr  anzuzweifeln.  Wie  will  man  das  beispiels- 
weise aufrecht  erhalten,  wo  schon,  wie  bei  Erbteilun^sversteigerungen 
im  französischen  Baskcnlande,  die  gute  Sitte  das  Mitbieten  Fremder 
verbietet?  Sollte  ein  ausdrücklich  darauf  gerichteter  Vertrag  ungültig 
sein?  Vergl.  in  der  von  den  „Unions  de  la  paix  sociale^  heraus- 
gegebenen .Enquete  sur  T^tat  des  familles*^  den  Aufsatz  von  Etche- 
verry  S.  7Ö  unten. 

*■  Gäubahngutachten  S.  96:  „Unbestimmtheit  des  vom  Kichter  zur 
Anwendung  zu  Dringenden  Mafsstabes  oder  Gresichtspunktes  ist  kein 
Grund,  den  Mafsstab  oder  Gesichtspunkt,  wenn  er  sonst  durch  die 
Zwecke  des  Lebens  geboten  ist,  zurückzuweisen  und  ihn  durch  einen 
anderen  zu  ersetzen,  der  zwar  für  den  Richter  den  Vorzug  der  Be- 
stimmtheit voraus  hat,  diesen  Vorzue  aber  durch  Unbrauchbarkeit  für 
das  Leben  erkaufen  mufs.^  (AbdrucS  auch  in  den  Jahrb.  f.  Dosnnat. 
XVm.  S.  1.) 

^  In  den  Jahrbüchern  für  Dogm.  Bd.  XXV  S.  141,  daneben  auch 
„Ideale  im  Recht"  S.  263. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  3.  95 

logischen  Arithmetik  zurechtfinden  müssen,  werden  auch  dieses 
verstehen"!  —  Und  doch  wird  man  trotz  alledem  nicht  ver- 
kennen dürfen,  dafs  eine  feste  Rechtsbestimmung,  —  und  eine 
solche  ist,  wie  sich  später  zeigen  wird,  flir  die  Verbesserung 
des  Wohnungsmietvertrages  glücklicher  Weise  möglich,  —  immer 
willkommener  ist  und  deshalb  ausgenutzt  werden  mufs ;  eine  Un- 
gleichheit der  Rechtssprechung  und  ein  gewisses  Tasten  und 
Suchen,  bis  sichere  Grundsätze  gefunden  sind,  hat  sich  auch 
in  obigen  Beispielen  gezeigt  und  wird  wohl  nie  vermieden 
werden  können,  —  freilich  auch  nicht  völlig  bei  einer  doch  immer 
nur  annähernd  thunlichen  Regelung  durch  den  Gesetzgeber 
selbst.  Ich  wiederhole  also.  Wenn  das  bisherige  Rech%  wie 
es  die  herrschende  Auffassung  mit  Recht  oder  Unrecht  ver- 
steht, den  wissentlich  über  eine  unbrauchbare  Mietwohnimg 
abgeschlossenen  Vertrag  für  den  Mieter  als  rechtsverbindlich 
erklärt  und  dadurch  in  bedenklicher  Weise  den  tiefen  Schäden 
unseres  Wohnungswesens  Vorschub  leistet,  so  ist  es  doch  recht 
zweifelhaft,  ob  lediglich  eine  anderweitige  und  als  richtig  etwa 
befundene  Auslegung  des  betreffenden  Rechtssatzes  selbst  oder 
eine  stärkere  Betonung,  bezw.  Ausdehnung  der  richterlichen 
Entscheidungsgewalt  bei  dem  ex  fide  bona  zu  beurteilenden 
Mietvertrage,  so  sehr  sie  der  Natur  der  Sache  und  dem  Zuge 
der  Zeit*  entsprechen  mag,  einen  wohlthätigen  Wandel  zu 
schaffen  vermöchte.  Auch  G.  Hartmann*  erklärt,  wie  schon 
erwähnt,  dieses  Mittel  für  nicht  genügend,  socialer  ausgestaltete 
Privatrechtsverhältnisse  zu  erzielen;  jedenfalls  liefse  sich  bei 
seiner  alleinigen  Empfehlung  nur  ein  sehr  langsamer  und 
schon  deshalb  unzureichender  Umschwung  erhoffen. 

§  8. 

Fortsetcnng.  —  Die  Bekämpfong  der  Vertragswillkflr  aas 
dem  Gesichtspunkte  des  Wuchers. 

Wenn  man  aus  der  Eigenart  des  Mietvertrages  als  con- 
tractus  bonae  fidei  oder  auf  Grund  eines  besonderen  Rechts- 
satzes, wie  soeben  befürwortet  wurde,  nicht  zulassen  will,  dafs 
der  Vermieter  einer  unbrauchbaren  Wohnung  Anspruch  auf 
den  Mietzins  erhalte,  so  geschieht  das,  obwohl  bei  einem 
Bolchen  Thatbestande  die  besonderen  Merkmale  des  heutigen 
Wucherbegriffes  möglicher  Weise  völlig  fehlen.  Dieser  setzt 
bekanntlich,  nachdem  die  früheren  Zinsbeschränkungen  ge- 
fallen sind,  voraus,  dafs  sich  ein  Gläubiger  einen  an  und  nir 
sich  begründeten  Anspruch  auf  eine  Leistung  seines  Schuldners 
durch  Ausnutzung  der  Notlage,  des  Leichtsinnes  oder  der  Un- 


1  Bekker,  Ernst  und  Scherz  in  der  Jurisprudenz,  1892,  S.  87. 

2  Arcb.  f.  d.  civil.  Praxis  Bd.  73,  S.  353. 
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erfahrenheit  desselben  erworben  hat,  welche  in  einem  auf- 
fälligen wirtschaftlichen  Mifsverhältnisse  zu  der  eigenen 
steht.  Dieser  Wucherbegriff,  über  dessen  Einführung  in  die 
deutsche  und  österreichische  Gesetzgebung  nebst  den  neusten 
Bestrebungen  in  dieser  Richtung  weiter  unten,  im  §  12  noch 
einige  geschichtliche  Notizen  gegeben  werden  sollen,  ist  bis- 
lang nur  auf  den  Darlehnsvertrag  und  die  (darlehnsartige) 
Stundung  einer  Geldforderung  angewandt.  Es  besteht  aber 
eine  weitverbreitete  Meinung,  dafs  man  ihn,  gewissermafsen 
parallel  der  Geltung  der  sogenannten  laesio  enormis,  auf  alle 
gegenseitigen  Verträge  ausdehnen  solle,  vor  allem  auch  auf 
den  Wohnungsmietvertrag,  woran  insbesondere  Dr.  Miquel 
(a.  a.  O.  S.  XV  und  XVI)  und  A.  Menger  in  seiner  Kritik 
des  Entwurfes  zum  B.G.B.  (S.  150)  gedacht  habend  Nach 
dem  Vorgange  Hartmanns  (am  letztangegebenen  Orte 
S.  355),  der  die  Anerkennung  des  Wucherbegriffes  beim  Dar- 
lehen nur  als  dessen  historischen  Durchbruchspunkt  behandelt, 
hat  sich  dann  auch  Dr.  O.  Baehr  zur  Formulierung  seines 
schon  öfter  erwähnten  §  345  entschlossen;  er  lautet:  „Hat  je- 
mand bei  einem  gegenseitigen  Vertrage  unter  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahren heit  des  anderen 
Teils  sich  Vermögensvorteile  versprechen  lassen,  welche  nach 
den  Umständen  des  Falles  in  auffälligem  Mifsverhältnisse  zu 
der  von  ihm  gewährten  oder  versprochenen  Leistung  stehen, 
so  kann  der  dadurch  Verletzte  die  Aufhebung  des  Vertrages 
verlangen.  Der  Anspruch  bleibt  ausgeschlossen,  soweit  der 
Vertrag  von  dem  angeblich  Verletzten  bereits  erfüllt  ist"  Ob- 
wohl diese  Vorschrift  der  Schärfe  des  deutschen  Wucherge- 
setzes  noch  fernsteht,  ist  sein  Vorschlag  an  sich  schon  eine 
bedeutsame  Thatsache  flir  den  Stand  unserer  Rechtsentwicklung. 
Er  enthält  die  Einräumung,  dafs  unser  gemeines  ßecht  in 
einem  wichtigen  Punkte,  nämlich  in  der  Richtung  aus- 
gleichender Gerechtigkeit  einer  Ergänzung  Ibedarf^ 
und  zwar  wird  das  von  einem  Manne  zugegeben,  dem  man 
das  klarste  Urteil  und  zugleich  das  herzlichste  Wohlwollen 
fllr  die  wirklichen  Rechtsbedürfnisse  unseres  Volkes  nach- 
rühmendarf; der  trotz  seiner  bewunderungswürdigen  juristischen 
Schärfe,  seiner  unverhohlenen  Bewunderung  für  die  Feinheiten 
des  römischen  Rechts  und  seiner  unerbittlichen  Verfolgung 
alles  empfindsamen  socialpolitischen  Geredes  ein  erklärter 
Feind  jeder  formalistischen  Rechtspflege  und  des  vornehmlich 
in  ihr  sich  ausprägenden  Manchestertums  ist.  Mit  Baehrs 
Stimme  ist  für  diesen  Punkt  mehr  gewonnen,  als  mit  hundert 


^  Ich  verweise  noch  auf  die  in  §  7  bereits  mitgeteilten  Äufserungeu 
R.  V.  Jherings  und  Kohlers,  sowie  auf  Knies  a.  a.  0.  I,  S.  328 
und  die  Gregner  einer  rechtlichen  Verfolgung  des  Mietwuchers  Dr.  L  e  u  t- 
hold  a.  a.  O.  S.  38  und  Kalle  a.  a.  O.  S.  95. 
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der  landläufigen  Verurteilungen  des  „starrindividualistischen" 
Entwurfes  zum  B. G. B.  Jener  §  345.des  Baehr sehen  „Ge- 
gen entwurfes"  bezeichnet  nach  Erlafs  des  Wuchergesetzes  um 
so  gewisser  einen  zweiten  Wendepunkt  unserer  Rechtsent- 
wicklung, als  in  ihm  die  neue  Bewegung  auf  dem  Rechtsge- 
biete auch  einem  der  hervorragendsten  deutschen  Juristen  alt- 
liberaler Gesinnung  seinen  Beifall  abgezwungen  hat  Und 
wenn  nun  auch  der  Baehrsche  Gedanke  nach  meinem  spä- 
teren Vorschlage  beim  Wohnungsmietverträge  keine  unmittel- 
bare Verwendung  findet,  so  mufs  dies  alles  hier  doch  gesagt 
sein,  um  im  Einklänge  mit  dem  zu  Anfang  dieser  Abhandlung 
Ausgeflihrten  das  Bestreben,  fttr  ihn  socialere  Rechtssätze  auf- 
zusuchen, gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen. 

Was  nun  die  Verwertung  des  Wucherbegriflfes  zur  Be- 
kämpfung der  Mifsstände  des  Wohnungsmietrechts  anlangt, 
so  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Will  man  zur  Verfolgung  des  Mietwuchers  auf  civilrecht- 
lichem  Gebiete  dem  Baehrschen  Vorschlage  oder  auch 
einer  noch  schärferen  Ahndung  beipflichten,  so  ist  dagegen 
ja  nichts  zu  erinnern;  es  wird  aber  keine  ausreichende 
Wirkung  haben,  da  es  nur  Fälle  bestimmter  Art  trifi%,  die 
dem  eigentlichen  Wohnungselende  gegenüber  eine  verhältnis- 
mälsig  untergeordnete  Rolle  spielen.  Zwar  ist  es  die  all- 
gemeine Not-  oder  Zwangslage,  die  die  Unbemittelten  in  die 
schlechten  Wohnungen  treibt;  aber  die  Ausbeutung  dieses 
allgemeinen,  wirtschaftlichen  Druckes  wird  man  als  Wucher 
in  dem  bislang  festgestellten  Sinne  nicht  bezeichnen  können. 
Man  mag  sogar  so  weit  gehen,  zu  sagen,  dafs  beim  Mieten 
unbrauchbarer  Wohngelasse  regelmäfsig  die  Notlage,  der 
Leichtsinn  oder  die  Unerfahrenheit  des  einzelnen  Mieters  eine 
Rolle  spielen,  ja  den  Ausschlag  geben;  aber  es  ist  doch  zu 
erwägen,  dafs  diese  Voraussetzungen  des  Wuchers  vor  Ge- 
richt im  einzelnen  nachzuweisen  sind,  regelmäßig  wohl  schwer 
nachweisbar  sind,  und  dafs  hieran  dann  die  ganze  Absicht 
des  Gesetzgebers  scheitern  kann.  Man  mufs  hier  eben 
mit  schärferen  Waffen  kämpfen.  Man  darf  und  muls 
bei  der  im  entgeltlichen  Überlassen  einer  unbrauchbaren 
Wohnung  immer  liegenden  Unverhältnismäfsigkeit  der  dem 
Gläubiger  erworbenen  Leistung  von  den  weiteren  Erforder- 
nissen des  eigentlichen  Wuchers  absehen,  und  man  vermag 
das  um  so  eher  als  diese,  wie  bemerkt,  die  regelmäfsigen 
Begleiter  solcher  Mietverträge  sein  werdend  Ein 
solch  wunderlicher  und  doch  von  mancher  Seite  mit  dem 
kühlen  Tröste  des  „habeat  sibi!"  abgefertigter  Vertrag  wird 
fast  immer  von  Elend,  Not  und  Bedrängnis  diktiert  sein,  unter 

^  Bücher  a,  a.  0.  S.  350  „Zwangslage*^.  Jcli  darf  auch  auf  die 
Schlufsbemerkung  des  §  1  oben  verweisen. 

Forschungen  (53)  XII  8.  —  Schneider.  7       r^^^/^T/^ 
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Umständen  auch  von  Furcht  vor  §  361,  No.  8  Str.G.B.,  der 
den  säumigen  Obdachlosen  „nach  Verlust  des  bisherigen  Unter- 
kommens" mit  Strafe  bedroht.  Man  bleibt  deshalb  auch  mit 
solchem  Rechtssatze  der  Vorschrift  des  vielberufenen  fr.  25 
de  probat.  XXII,  3  noch  völlig  fem,  die  nicht  nur  dem  „fo- 
rensium  rerum  expers  vel  alias  simplicitate  gaudens",  sondern 
gar  dem  „desidiae  deditus"  einen  unbegründeten  Rechtsschutz 
zukommen  lassen  wollte! 

Will  man  aber  andererseits  über  den  Wucherbegriff 
hinaus  und  unter  Verneinung  eines  der  Hauptgrundsätze  des 
jetzigen  Rechts,  nämlich  der  Zulässigkeit  freier  Preisverein- 
barung gar  zu  einer  allgemeinen  obrigkeitlichen  Festsetzung 
der  Mietpreise  sich  entschliefsen ,  beziehungsweise  zu  deren 
gerichtlicher  Ermäfsigung  im  Streitfalle,  wie  beides  ja  auch 
schon  vorgeschlagen  ist,  so  würde  ich  dem  allerdings  in  keiner 
Weise  folgen  können.  Freilich  darf  man  sich  nicht  zur  Wider- 
legung auf  die  Unmöglichkeit  der  dann  nötigen  Abschätzung 
berufen;  denn  dieser  Aufgabe  müssen  sich  beispielsweise  die 
Gerichte  in  den  Fällen,  wo  ein  bestimmter  Mietpreis  nicht 
festgesetzt  war  ^,  auch  jetzt  schon  unterziehen  und  würden  sich 
nach  dem  Baehrschen  Vorschlage  in  dessen  §  345  unter 
den  hier  gegebenen  Voraussetzungen  jedenfalls  ebenso  zu 
unterziehen  haben.  Ebensowenig  dürfte  die  gröfsere  Verwick- 
lung und  Beschwerlichkeit  des  Prozefsverfahrens  für  die  Be- 
hörden und  für  die  Beteiligten  selbst  am  letzten  Ende  den 
Ausschlag  geben,  wenn  sich  mit  ihnen  ein  gesundes  volks- 
wirtschaftliches Ziel  erreichen  liefse.  Doch  das  dürfte  im  §  3 
oben  schon  genügend  erörtert  sein. 

Aber  selbst  wenn  nur  im  Streitfalle,  also  vor  Gericht, 
unter  Beiseiteschiebung  des  vereinbarten  Preises 
eine  amtliche  Abschätzung  auf  den  billigen  Mietpreis  statt- 
finden sollte,  so  würde  schon  diese  dann  nicht  mehr  ganz 
seltene  Mafsnahme  etwas  aufserordentlich  mifsliches  und  ver- 
mutlich für  alle  Teile  unbefriedigendes  haben.  Sehr  lehrreich 
und  besser  als  alle  langatmigen  Auseinandersetzungen  ist  in 
dieser  Richtung  ein  in  Seufferts  Archiv  (Bd.  XVI,  S.  404) 
mitgeteilter  Fall,  wo  man  zur  Ermittlung  eines  Versicherungs- 


'  Man  vergl.  darüber  S trüben,  Rechtliche  Bedenken  II,  S.  193; 
R.  V.  Holzschuher,  Theorie  und  Kasuistik  I,  S.  333,  III,  S.  13,  15, 
750;  Thon  in  Lindes  Zeitschrift  für  Civilrecht  u.  Prozefs  X,  S.  208 
Aum.  4,  S.  211;  Seufferts  Arch.  IV  Nr.  216  (Jena),  XXI  Nr.  46 
(Wolfenbüttel),  XXIV  Nr.  193  (München).  —  Bücher  a,  a.  O.  S.  354 
meint,  der  übliche  Mietzins  sei  kaum  schwerer  festzustellen  als  der 
übliche  Zinsfnfs,  —  was  denn  doch  wohl  bezweifelt  werden  möchte. 
Wegen  einer  derartigen  richterlichen  Bestimmungspflicht  verweise  ich 
noch  auf  fr.  6,  fr.  76,  80  pro  soc.  XVII,  2;  fr.  35,  fr.  86  pr.  mand. 
XVII,  1  und  jetzt  auch  Gewerbeordnung  §  115  für  den  etwaieeu  Streit- 
fall („Wohnung  und  Landnutzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet< 
und  Pachtpreiae"). 
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Schadens  nicht  zur  Abschätzung  der  geschädigten  Ware  durch 
die  mehr  oder  weniger  nach  Willkür  urteilenden  Sach- 
verständigen griff,  sondern  es  vorzog,  „sich  der  hie  und 
da  nicht  ganz  zu  vermeidenden  Verletzung  durch  die  bei 
Auktionen  vorkommenden  Zufälligkeiten  auszusetzen,  um  in 
allen  Fällen  wie  auf  Seite  des  Versicherten,  so  des  Assecura- 
teurs  das  Vertrauen  haben  zu  können,  dafs  jeder  subjek- 
tive Einflufs  entfernt  geblieben  sei"! 

Und  ferner  ist  dann  noch  in  diesem  Zusammenhange  zu 
bedenken,  dafs,  wo  es  doch  hauptsächlich  auf  Unterdrückung 
der  schlechten  Wohnungen  selbst  ankommen  mufs,  man  an 
diese  Aufgabe  besser  unmittelbar  herantritt.  Endlich  auch, 
dafs  eine  wirkliche  Verbesserung  auf  diesem  Gebiete  wohl 
nur  sehr  selten*  ohne  Preissteigerung  zu  ermöglichen  sein 
wird,  und  die  freie  Preisbildung,  gegen  die  das  oben  erwähnte 
Edikt  Diokletians   in  so  verhängnisvoller  Weise  verstiefs, 

g^wissermafsen  das  Ventil  zur  Ausgleichung  des  Druckes  der 
echtssätze  gegen  unbrauchbare  Wohnungen  bildet,  wie  sie 
die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  verlangt.  Gegen  tiber- 
mäfsige  Mietpreise   wird   der  Regel  nach  nur  eine  Präventiv- 

Solitik,  also  Mafsregeln  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  helfen; 
as  Gesetz  schafft  ebensowenig  ausreichende  Wohngelegenheit, 
wie  es  etwa  die  Armut  verbieten  kann;  und  mit  Zinstaxen 
hat  man  noch  nie  billiges  Geld  und  wird  vermutlich  auch  nie 
billige  Wohnungen^  schaffen.  Es  ist,  besonders  wegen  der 
sanitären  Interessen,  schon  sehr  viel  erreicht,  wenn  ein  wirt- 
schaftlicher Druck  nur  im  Geldpreise  zulässig  ist  und  sich 
nicht  unter  der  Leistung  unbrauchbarer  Räume  verbergen 
darf.  Besonders  wichtig  ist  dies  auch,  weil  jetzt  weit  leichter 
das  Eintretenmüssen  der  Zwan^sarmenpflege  zu  bestimmen 
ist,  die  sonst  den  Verarmten  auch  im  elendesten  Gelasse  noch 
sitzen  läfst.  Der  wirtschaftliche  Ringkampf  der  Parteien  mufs 
durchaus  auf  das  finanzielle  Gebiet  verlegt  werden ;  die  Über- 
legenheit des  Vermieters  darf  sich  nicht  in  einer  schlechten 
Leistung  seinerseits,  sondern  nur  in  der  gesteigerten  Gegen- 
forderung ausdrücken.  Ihr  Druck  mufs  auf  dem  Rechts- 
gebiete, wo  der  Vermieter  zu  einer  tauglichen  Leistung  ge- 
zwungen wird,  soweit  er  überhaupt  Wohnräume  vermieten 
will  (und  kann),  gewissermafsen  abgesperrt  und  auf  jenes 
hinübergeleitet  werden. 


*  Vom  Gregenteil  konnten  im  Frühjahr  1891  allerdings  die  Zeitungen 
aus  Frankfurt  (Main)  berichten,  —  infolge  der  Bemühungen  emer 
dortigen  Aktiengesellschaft  zur  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen. 

*  Dafs  dies  auch  ear  nicht  der  nächste  Zweck  der  Wohnungspolitik 
sein  könne,  ist  vielfach  anerkannt,  z.B.  von  Kalle  a.  a. O.  Vfi,  S.  45; 
Delbrück,  Preufs.  Jahrbücher,  Novemberheft  1891  S.  732. 

7* 
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Mit  einer  Mietzinstaxe  wird  sich  nichts,  mit  civilrecht- 
licher  Wucherverfolgung  zu  wenig  für  den  Wohnungsmiet- 
vertrag erreichen  lassen. 


§9. 

Fortsetzung.  —  Sonstige  Rechtsbehelfe,  insbesondere  die  Ge- 
schlossenheit der  Rechtsinstitute  und  das  Verbot  eines  Yer- 
stofses  gegen  die  guten  Sitten. 

Von  den  sonstigen  Handhaben,  mit  denen  man  vom  Boden 
des  jetzt  geltenden  Rechts  den  grofsen  Mifsständen  in  dem 
Mietwohnungswesen  abhelfen  könnte,  habe  ich  im  Vorüber- 
gehen schon  die  sorgfältige  Abwägung  und  Deutung  der  Vor- 
gänge beim  Vertragsabschlüsse  und  bei  der  Übernahme  der 
Wohnung,  insbesondere  der  zu  keinem  wörtlichen  Ausdrucke 
gelangenden,  und  die  Vermeidung  der  leidigen  „Kon- 
struktionswut"  *  als  sehr  erheblich  bezeichnet.  Einer  ein- 
gehenderen Behandlung  dieses  Punktes  sehe  ich  mich  hier 
um  so  mehr  tiberhoben,  als  ich  bereits  früher  in  meiner 
Schrift  „Ermittlung  und  Feststellung  des  Sachverhalts  im 
Civilprozesse"  die  fUr  den  wirklichen  Schutz  des  materiellen 
Rechts  so  durchschlagend  wichtige  Aufgabe  des  Gerichts  im 
allgemeinen  behandelt  habe.  Sie  bliebe  natürlich  dieselbe 
auch  bei  etwaiger  Abänderung  des  Mietrechts  im  socialen 
Sinne. 

Bezüglich  weiterer  Mittel  zu  dem  gedachten  Zwecke 
könnte  man  an  das  Verbot  der  sogenannten  Chikane  denken, 
wie  es  neben  der  Unzulässigkeit  der  Vereinbarungen  „gegen 
die  guten  Sitten"  beispielsweise  von  Gierke  (a.  a.  O.  S.  18 
und  29)  besonders  in  Vorschlag  gebracht  ist;  aber  das  eine 
wird  noch  weniger  Erfolg  haben,  als  das  andere. 

Mit  einem  allgemeinen  Chikaneverbote  ist,  wie  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  tiberhaupt  nichts  auszurichten;  das  be* 
stätigt  u.  a.  auch  R.  v.  J bering  in  seinen  Jahrbüchern 
Bd.  23,  S.  295  und  Rewoldt  in  seiner  Untersuchung  in 
Gruchots  Beiträgen  Bd.  24,  S.  702.  Statt  eines  solch  all- 
gemeinen Satzes,  der  höchstens  zu  Prozessen  anreizt,  die  an 
der  Schwierigkeit  des  Beweises  flir  den  Kläger  scheitern,  ist 
der  sorgfHltige  Ausbau  der  einzelnen  Rechtsinstitute,  mit 
wohlerwogener  Abmessung  und  Sicherung  der  gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten,  weit  mehr  anzustreben.  Zu  irgend- 
welcher wissenschaftlichen  Einigung  über  den  Inhalt  des 
Chikaneverbotes  ist  es  meines  Wissens  tiberall  nicht  gekom- 
men; die  Rechtssprechung  (Seufferts  Archiv  Bd.  31  Nr.  117 

*  Den  That«5achen  v^drd  das  Netz  der  juristischen  Begriffe  so  fest 
übergeworfen,  dafs  sie  sich  völlig  gefangen  und  wehrlos  sehen! 
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und  118;  Bd.  32  Nr.  204;  Bd.  35  Nr.  273;  Bd.  37  Nr.  292; 
Bd.  45  Nr.  167)  hat  sich  im  ganzen  auf  die  Verhinderung 
des  „Neidbaus**  beschränkt,  und  selbst  das  hat  Dr.  O.  Baehr 
in  seinem  „Gegenentwurfe**  zu  §  935  für  bedenklich  erklärt  ^ 
Auch  die  Verhandlungen  im  preufsischen  Landesökonomie- 
koUegium  (a.  a.  O.  S.  492)  haben  zu  keinem  greifbaren  Er- 
gebnisse geführt,  obwohl  der  Schmollersche  Antrag:  „Es 
bedarf  der  Aufnahme  von  Vorschriften  [in  das  B.  G.  B.]  wider 
die  mifsbräuchliche  Ausübung  der  Rechte  einschliefslich  des 
Eigentums  und  insbesondere  wider  die  Chikane  nach  dem 
Vorbilde  des  preufsischen  Landrechts",  mit  11  gegen  9  Stim- 
men angenommen  wurde. 

Was  dagegen  die  Feststellung  einzelner  wesentlichen, 
den  Zweck  gewisser  Rechtsinstitute  sichernden  Bestimmungen 
anlangt,  so  möchte  ich  noch  bemerken,  dafs  deren  oben  (§  4 
a.  A.)  berührte  Geschlossenheit  im  römischen  Rechte, 
welches  nur  eine  Reihe  „individualisierter"  *  Verpflichtungs- 
arten mit  ihren  gleichsam  in  Apothekerbüchsen,  wie  Baehr 
«ich  gesprächsweise  mir  gegenüber  einmal  ausdrückte,  ver- 
teilten Klagen,  mir  auch  jetzt  noch  nicht  ganz  verschwunden 
zu  sein  scheint,  obwohl  diese  eigentümliche  Schranke  der  alU 
gemeinen  Vertragsfreiheit  meines  Wissens  nicht  die  genügende 
Beachtung  gefunden  hat.  Nicht  zwar  so,  als  ob  man  bei  der 
Miete  beispielsweise  auch  jetzt  bestimmte  Thatbestandsmerk- 
male  nicht  verlangte;  vielmehr  insofern,  als  man,  sind  jene 
nicht  vorhanden,  mit  dem  fr.  80,  §  3  de  contr.  emtione  und 
der  oben  angeführten  Entscheidung  des  Oberappellations- 
gerichts zu  Jena  (Seufferts  Arch.  IV  Nr.  216)  unbedenk- 
lich und  flugs  ein  „aliud  genus  contractus"  auf  Grund  der 
ja  vorhandenen  allgemeinen  Vertragsfreiheit  annimmt  und  sich 
infolge  des  völligen  Selbstbestimmungsrechts  der  Parteien  so- 
gar vor  der  Aushülfe  nicht  scheut,  mittelst  „Konversion" 
Schenkung  als  unter  ihnen  vorgenommen  anzusehen,  um  ihnen 
nur  ja  nicht  das  beabsichtigte  oder  thatsächlich  bereits  ver- 
wirklichte wirtschaftliche  Ergebnis  zu  stören®.    Auch  die  Be- 


^  Man  vergl.  auch  noch  die  Reichsgerichtsentscheidung  Bd.  XVII, 
S.  406  unten.  Verstehe  ich  £ccius  a.  a.  0. 1,  S.  86  recht,  so  setzt  er 
das  Verbot  der  Chikane  und  der  Verträge,  die  gegen  die  Sittlichkeit 
verstofsen,  in  unmittelbare  Beziehung. 

»  Dernburg,  Pandekten  11,  S.  690;  R.  v.  Jhering,  Geist  II,  1 
§  33  (S.  206)  und  H,  2  S.  346  Anm.  507.  Auf  das  heutige  Recht  be- 
zieht sich  dagegen  die  bei  seiner  Bekämpfung  der  „Unübertragbarkeit" 
der  Eisenbahnrückfahrkarten  (in  den  Jahrbücnem  für  Dograatik  Bd.  23 
S.  329  ff.)  gethane  Äufserung  (S.  331):  „Der  Wille  der  Parteien  kann 
ein  Rechtsinstitut  nicht  zu  etwas  Anderem  machen,  als  was  es  einmal 
ist;  wer  ein  Inhaberpapier  ausgiebt,  mufs  sich  die  Konsequenzen  — 
gefallen  lassen.'^ 

'Windscheid  a.  a.  0.  §  405  gegen  Ende:  —  „so  liegt  nicht 
Gesellschaft  vor,  sondern  eine  unter  dem  Namen  der  Gesellschaft  ver- 
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gründungen  zu  dem  Entwürfe  des  B.G.B.  UI,  S.  2  stehen 
auf  diesem,  ich  möchte  sagen,  verschwommenen  Standpunkte; 
besonders  die  Annahme  einer  Schenkung,  die  unter  Umständen, 
z.  B.  beim  Versicherungsvertrage  in  solchem  Falle,  aller  Ver- 
nunft widersprechen  kann,  ist  für  diese,  ich  mufs  auch  hier 
sagen,  mancnesterliche  Auffassung  der  Parteiberedungen  be- 
zeichnend. Als  Rechtsregel  wird  damit  hingestellt,  was  denn 
doch  Sache  thatsächlicher  Auslegung*  ist,  wie  die 
hier  einschlagende  treflfende  Vorschrift  des  A.L.R.  I,  17,  §  245 
und  246  beweist,  wonach  die  sogenannte  societas  leonina  zwar 
auch  nach  den  Kegeln  von  der  Schenkung  zu  beurteilen  ist; 
„kann  aber  das  Abkommen  als  Schenkungsvertrag  nicht  be- 
stehen*, so  mufs  Gewinn  und  Verlust  —  nach  gesetzlichen 
Grundsätzen  verteilt  werden".  Jenes  aber  ist  eine  Übertrei- 
bung des  Bestrebens,  „Rechtsgeschäfte  möglichst  aufrechtzu- 
erhalten", das  vielleicht  durch  §  111  des  B.G.B.  demnächst 
auf  ein   richtigeres  Mafs  zurüc^efiihrt  wird;   die  Lehre  von 

steckte  Schenkung".  §  386  a.  E.:  „Für  den  Fall,  wo  Verkaufer  oder 
Käufer  von  ihrer  Willkür  einen  derartigen  Gebrauch  machen,  dafs  ihre 
Leistung  als  Äquivalent  der  Gegenleistung  ^ar  nicht  mehr  angesehen 
werden  kann,  Tist]  nicht  Kauf,  sondern  Schenkung  vorhanden/ 
A.  A.  ist  Chambon  a.  a.  O.  S.  158  und  schon  Pufendorf,  De  jure 
naturae  et  gentium  V,  cap.  III  §  8. 

^  Für  den  Fall  der  ,^onversion" 'so  durchaus  zutreffend  Köm  er 
im  Arch.  f.  d.  c.  Pr.  Bd.  36  S.  69. 

■  Nicht  etwa  wegen  Formmangel  ungültig  oder  als  Schenkung 
unter  Ehegatten  unwirksam  (fr.  32,  §  24  XXI\^  1),  sondern  weil  ver- 
nünftigerweise den  Beteiligten  keine  Schenkungsabsicht  untergeli^ 
werden  kann.  So  scheint  mir  wenigstens  auch  £cciu8  a.  a.0.  U, 
S.  370  Anm.  68  diese  Stelle  aufzufassen.  Ein  Beispiel  eines  solch 
tollen  Vertrages  hat  Seufferts  Archiv  Bd.  XIX  Nr.  100;  er  wurde 
vom  Obergerichte  Wolfenbüttel  für  nichtig  erklärt.  —  Im  französischen 
Rechte  (vergl.  Laurent  a.  a.  O.  S.  112,  298  und  ganz  besonders 
XXV,  Nr.  36)  spricht  man  von  „clauses  prohiböes",  die  teilweise,  beim 
cheptel,  gestrichen  werden  (Code  civU  Art.  181 IX  teilweise,  bei  der 
societas  leonina,  das  ganze  Gechäft  vernichten  (Art.  1855).  Laurent 
bemerkt  von  der  ersteren  Wirkung :  „Elle  veut  pr6munir  les  chepteliers 
contre  leur  ignorance  et  leur  mis6re!"  —  und  von  aer  letzteren: 
„Toutefois  il  7  a  uuq  limite  k  la  libert^  des  parties  contractants.^  — 
Ich  bedauere  lebhaft,  diese  allerdings  zunächst  nur  theoretisch  inter- 
essante Lehre  hier  nicht  eingehender  behandeln  zu  dürfen;  ihre  Über- 
tragung aus  dem  französischen  Rechte,  das  sie  klar  vor  Augen  zu  haben 
scheint,  dürfte  auch  für  unsere  juristische  Theorie  nicht  unfruchtbar 
sein,  besonders  deshalb,  weil,  wie  man  weifs,  selbst  solch  allgemeine 
Sätze,  wie  der  „von  der  unbedingten  Vertragsfreiheit,  soweit  ihr  nicht 
das  öffentliche  Interesse  oder  das  Gebot  der  l^ittlichkeit  entgegentritt,** 
durch  falsche  oder  ungenaue  Formulierung  arge  Schäden  in  der  Rechts- 
sprechung erzeugen  können.  Selbst  Laurent  vermeidet  diese  hier 
nicht  immer,  beispielsweise  Bd.  XXV  Nr.  429;  übrigens  ist  es  für  die 
vorliegende  Erörterung  interessant,  dafs  gerade  er  wieder  (Nr.  36  cit.) 
einen  Fall  mitteilen  kann,  in  dem  beim  Mietvertrage  eine  Klausel, 
die  den  Vermieter  von  jeglicher  Verbindlichkeit  entbinden  sollte,  unter 
Aufrechterhaltung  des  Vertrages  selbst  gerichtlich  als  ungültig  er- 
klärt sei. 
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der  sogenannten  „Konversion"  *  der  Rechtsgeschäfte  scheint 
eben  in  diesem  Punkte  einer  gewissen  berichtigenden  Ein- 
schränkung zu  bedürfen. 

Die  Rechtsordnung  schreibt  keineswegs  vor,  dafs  das 
eigentlich  von  den  Parteien  gewollte  Rechtsgeschäft,  bei  dem 
ein  Stück  der  Vereinbarung  gegen  eine  wesentliche  Vorschrift 
des  betreffenden  Rechtsinstituts  verstöfst,  gewissermafsen  durch 
alle  anderen  möglichen  Rechtsgeschäfte  hindurch  und  äufsersten- 
falls  auf  eine  Schenkung  zurückinterpretiert  und  so  aufrecht- 
erhalten werde,  sondern  sie  erklärt,  wie  fr.  29  §  2  XVII,  2 
bei  der  societas  leonina,  die  ganze  Vereinbarung  einfach  filr 
nichtig  oder  streicht,  wie  §  246,  I,  17  des  A.L.R.  oder 
etwa  die  §  626,  Abs.  5,  §  1167  und  767  des  B.G.B.  eben 
dieses  Stück  aus  der  Vereinbarung^,  hält  also  insoweit  mit 
anderen  Worten  an  der  Geschlossenheit  oder  Unveränderlich- 
keit  des  für  die  betreifende  Abmachung  mafsgebenden  Rechts- 
institutes fest.  Dafs  das  der  allgemeinen  Vertragsfreiheit  zum 
Abbruche  gereicht,  ist  wohl  zweifellos;  deckt  sich  aber  keines- 
wegs mit  der  überall  allein  aufgestellten  Regel,  dafs  gewisse 
Vereinbarungen  als  Verstöfse  gegen  die  Sittlichkeit  oder  das 
öffentliche  Interesse  nichtig  seien®.    Denn  das  hier  einwirkende 


1  Eccius  a.  a.  0.  I,  8.  199;  Unger,  Inhaberpapiere,  S.  90  ff.; 
Dernburg,  Fr.  Privatr.  I,  §  94  Anm.  3;  Windscheid  a.  a.  0.  §  82 
a.  E.;  Römer  a.  a.  O.  S.  66  ff.  Gälte,  abgesehen  von  verbotenen 
Rechtsgeschäften,  ohne  weiteres  jede  Partei  Vereinbarung ,  so  brauchte 
man,  wie  mir  scheinen  will,  nie  nach  einer  anderen  Rechtsform,  in  die 
die  gewählte  „konvertiert**  werden  könnte,  zu  suchen.  Denn  auf  deren 
Bezeichnung  durch  die  Beteiligten  kömmts  ganz  gewifs  am  Ende  nicht 
an;  sie  ist  nur  ein  Fingerzeig  für  jene  auslegende  Bestimmung. 

^  Nämlich  die  stillschweigende  Ausschiiefsung  der  Haftung  aus 
dem  „receptum  cauponum";  die  Verfallklausel  bei  der  Pfandbestellung 
an  beweglichen  Sachen;  der  vertragsmäfsige  Ausschlufs  der  Miteigen- 
tumsteilung über  30  Jahre  hinaus.  Auch  die  im  römischen  Rechte  sehr 
strenge  behandelten  Dotalverträge  gehören  zum  Teil  hierher,  z.  B.  der 
Verzicht  des  Ehemannes  auf  die  Früchte  des  Brautschatzes.  Wind- 
scheid  a.  a.  0.  §  506  Anm.  9  bemerkt  dazu:  „In  einer  solchen  Be- 
stimmung liegt  ein  Widerspruch  gegen  die  Erklärung,  dafs  der  Mann 
eine  Dos  haben  solle.  Bei  diesem  Widerspruche  wird  die  positive  [?] 
Erklärung  aufrecht  erhalten,  nicht  die  negative."  Man  würde  auch 
§  63,  Abs.  3  und  §  20  des  neuen,  §  39,  Abs.  3  des  alten  Genossen- 
schaftsgesetzes heranziehen  können;  allein  hier  wie  bei  allen  formellen 
Verträgen,  z.  B.  dem  Wechsel,  wirken  noch  besondere  Gründe  mit,  um 
jenen  Grundsatz  mafsgeblich  werden  zu  lassen.  Nur  zur  Erläuterung, 
nicht  zum  Beweise  darf  ich  deshalb  auf  die  Wechselordnungsnovellen 
4  und  5  und  die  gute  Abhandlung  von  Bever  in  Goldschmidts 
Zeitschrift,  Bd.  34  S.  1  ff.  hinweisen. 

»  Z.  B.  Windscheid  a.  a.  0.  §  314  Nr.  3;  Dreyer  a.  a.  0.  II, 
§  345,  auch  §  375  Anm.  3,  §  377  Anm.  4;  vorsichtiger  ist  schon  Stobbe 
a.  a.  0.  §  166  Nr.  IV.  Bei  Thöl,  Einleitung  ins  deutsche  Privatrecht, 
und  selbst  bei  Windscheid,  Zur  Lehre  des  Code  Napoleon  von  der 
Ungültigkeit  der  Rechtsgeschäfte  (1847),  wo  man  eine  derartige  Er- 
örterung erwarten  könnte,  findet  sich  nichts.  Aus  der  deutschen  juristi- 
schen Citteratur  weifs   ich,    da  Savignj,  System  §§  16  und  349  und 
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„öffentliche  Interesse**  ist  jedenfalls  nur  das  allgemeinere,  wie 
es  an  den  geordneten  Rechtsverhältnissen  überhaupt  besteht; 
auch  bewirkt  die  „Geschlossenheit",  wie  ich  sie  genannt  habe, 
nicht,  wie  jene  Regel,  die  Ungültigkeit  der  ganzen  Verein- 
barung in  jedem  Falle.  Man  mache  die  Probe  mit  dem  §  63 
des  Genossenschaftsgesetzes  oder  dem  §  20  dort.  Ein  (un- 
mittelbares) öffentliches  Interesse  daran,  dafs  man,  z.  B.  bei 
wohlthätigen  Zwecken,  nicht  bestimme,  das  Geschäftsguthaben 
(§71,  Abs.  2)  solle  nie  herausgefordert  werden  dürfen,  scheint 
mir  unerfindlich;  desgleichen,  weshalb  eine  Abrede  entgegen 
dem  §  20  (über  die  „zehn  Jahre**  hinaus)  etwa  „unsittlich" 
oder  „gegen  das  öffentliche  Interesse**  wäre,  da  hier  z.  B. 
gerade  die  Raiffeisenschen  Vereine  wegen  der  Sicherung 
des  idealen  Teiles  ihrer  Bestrebungen  diese  Ungültigkeit  leb- 
haft zu  beklagen  haben.  — 

Die  Anwendung  dieser  Auseinandersetzung  auf  den  Miet- 
vertrag ist  einfach.  Man  könnte  doch  meinen,  —  und  Pro- 
fessor Menger  hat  es  in  der  That  ausgesprochen  (s.  u.),  dafs 
die  Vereinbarung  auf  eine  unbrauchbare  Wohnung  bei 
ihm  ein  solcher  Umstand  wäre,  aus  dem  die  Rechtsordnung, 
wegen  Verstofses  gegen  den  vernünftigen  Zweck  und  Sinn 
dieses  Rechtsgeschäftes,  den  Vertrag  entweder  ganz  oder  doch 
in  Bezug  auf  die  Verpflichtung,  den  Mietzins  zu  leisten,  für 
ungültig  erklärte,  ebenso  wie  in  dem  Beispiele  Laurents, 
wo  der  Vermieter  vertragsmäfsig  jede  Verbindlichkeit  von 
sich  abzuschütteln  versuchte.  Diese  Sachbehandlung  würde 
übrigens  grofse  Ähnlichkeit  mit  der  oben  besprochenen  An- 
wendung einer  erweiterten  Auslegung  „ex  fide  bona"  und  der 
Reichsgerichtsrechtssprechung  bei  den  Versicherungsklauseln 
zeigen;  hier  wie  dort  wird  aber  der  herrschenden  Ansicht  das 
Zugeständnis,  dafs-  dies  der  wahre  Sinn  der  bestehenden  Ge- 
setze sei,  nicht  abzuringen  sein.  Der  Haupt  wert  obiger  Er- 
örterung lag  für  mich  deshalb  darin  zu  zeigen,  wie  die  wirk- 
liche ausdrückliche  Einfügung  eines  entsprechenden  Rechts- 
satzes in  das  Wohnungsmietrecht  auch  hier  wiederum  keines- 
wegs ein  „fremder  Tropfen  im  Blute"  wäre.  Aufserdem  ftlhrt 
sie  unmittelbar  zur  Prüfung  der  Frage  über,  ob  denn  nicht,  wie 
ja  Gierke  nach  dem  bereits  Bemerkten  will,  den  Mietver- 
trägen über  unbrauchbare  Wohnungen  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Verstofses  gegen  die  guten  Sitten  zu  Leibe  gegangen 
werden  kann. 

Aber  auch  diese  Frage  ist  zu  verneinen ;  es  ist  gar  nicht 
zu  erwarten,    dafs   eine  irgend  wie   allgemeinere   Praxis   sich 


Lassalle  a.  a.  O.  I,  §  7  ff .  kaum  hierher  gezogen  werden  daiften, 
nur  die  obige  Äufserung  R.  v.  J  he  rings  anzuführen,  auf  die  ich  für 
diesen  Zusammenhang  durch  die  Güte  eines  Freundes,  Professors 
Detmold  in  Göttingen,  aufmerksam  gemacht  bin. 
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dafür  gewinnen  liefse.  Sie  sähe  sich  nicht  nur  denselben 
Schwierigkeiten  gegenüber,  die  oben  bei  der  Unwirksamkeits- 
erklärung ex  fide  bona  dargestellt  sind,  sondern  noch  der  wei- 
teren, dafs  hier  die  Begriffsfeststellung,  —  wenn  ein  Vertrag 
„contra  bonos  mores"  sich  verfehlt,  —  so  ganz  besonders 
schwer  fUUt.  Mit  der  Formulierung  beispielsweise  im  §  106 
des  Entwurfes  zum  B.ö.  B.*  ist  herzlich  wenig  gewonnen. 
Keinenfalls  dürfte  übrigens  ein  solcher  Mietvertrag  für  beide 
Teile  als  unverbindlich  erklärt  werden,  sondern  nur  für  den 
Vermieter  (fr.  l  pr.  de  condict.  ob  turp.  XII,  5);  denn  sonst 
könnte  diese  Vorschrift  ihre  Spitze  auch  gegen  den  Mieter 
richten,  der  doch  vielleicht  aus  dem  Vertrage  seinerseits  zu 
fordern  hat.  Auch  kann  man  wohl  die  Frage  auf  werfen,  ob 
nicht,  wie  bei  allen  Bonaefidei- Verträgen,  so  auch  beim  Miet- 
vertrage die  Beurteilung  nach  dem  Billigkeitsmafsstabe  ^  zur 
Beseitigung  gewisser  Mifsstände  bereits  mehr  leistet,  als  die 
Verwerfung  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Unsittlichkeit,  m.  a. 
W.  die  Frage  nach  dem  Verhältnisse  dieser  beiden  Rechts- 
regeln unter  einander.  Die  Wirkung  der  Bemessung  ex  fide 
bona  würde  von  der  der  anderen  über  troffen,  wenn  man  an- 
nimmt, dafs  bei  ihr  die  richterliche  Entscheidung  vor  den 
wirklich  ausgesprochenen  Parteiberedungen  Halt  zu  machen 
habe,  also  zum  Beispiel  dann,  wenn  der  beiderseitige  Wille 
auf  Abschlufs  über  offensichtlich  ungesunde  Wohnräume  ging ; 
eine  derartige  Abmachung  liefse  sich  höchstens  als  unsittliche 
bezeichnen  und  beseitigen.  Die  Beurteilung  nach  bona  fides 
würde  aber  entschieden  weiter  greifen,  wenn  sie  sich  auf  die 
Abmessung  und  Herstellung  des  wirtschaftlichen  Gleichgewichts 
oder  wenigstens  dessen  annähernde  Wahrung  erstrecken  dürfte, 
da  dessen  Verletzung  doch  nicht  ohne  weiteres  und  in  jedem 
Falle  unsittlich  genannt  werden  kann. 

Und  in  dem  Zweifel,  ob  man  dieses  gerade  beim  Ver- 
mieten einer  unbrauchbaren  Wohnung  sagen  darf,  Hegt  die 
Ursache,  die  der  rechtlichen  Verwerfung  eines  solchen  Ver- 
trages aus  diesem  Gesichtspunkte  fast  völlig  den  Boden  ent- 
zieht, obwohl  für  sie  nach  dem  ersten  Eindrucke  und  besonders 
nach  Auffassung  der  Laien  aufserordentlich  viel  zu  sprechen 
scheint.  Auch  büfste  diese  Behandlung  der  Sache  dadurch 
noch  an  Wert  ein,  dafs  man  in  Fällen,  wo  der  Vermieter 
thatsächlich  die  Unbrauchbarkeit  selbst  nicht  gekannt  hat,  — 
trotz  der  strengen  Haftung,  die  doch  fr.  19,  §  1  loc.  auch  bei 


^  „Ein  Hechtsßeschäft ,  dessen  Inhalt  gegen  die  ^uten  Sitten  — 
verstöfst,  ist  nichtig.''  Baehr  formuliert  den  §  114  seines  Gregenent- 
Wurfes:  „Ein  Rechtsgeschäft,  das  —  der  Sittlichkeit  widerstreitet,  er- 
zeugt keine  Verbindrichkeit  zur  Erfüllung.'' 

■  Fr.  5  de  usuris  XXII,  1  sagt:  „Generaliter  observari  convenit, 
bonae  fidei  Judicium  non  recipere  praestationem,  quae  contra  bonos 
mores  desideretur." 
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unwissentlichem  Vermieten  verfügt  (vergl.  oben),  —  nicht 
wohl  von  einer  unsittlichen  Handlung  bei  ihm  sprechen 
kann.  Zur  Klarstellung  möchte  ich  hier  übrigens  noch  fol- 
gendes bemerken,  wenngleich  ohne  auf  Einzelheiten  der  im 
allgemeinen  viel  zu  wenig  durchgearbeiteten  Lehre  von  der 
Ungültigkeit  der  unsittlichen  Verträge  einzugehen,  die  denn 
gerade  auch  durch  diesen  Mangel  der  gefUrchteten  richter- 
lichen „Willkür"  in  der  That  Thür  und  Thor  öfhxet^ 

Die  Kultur-  und  Rechtsgeschichte  lehrt,  dafs  die  Grenze 
zwischen  Recht  und  Sittlichkeit  je  nach  Völkern  und  Zeiten 
hin-  und  herschwankt  und  wesentlich  sogar  durch  wirtschaft- 
liche Strömungen  mitbeeinflufst  wird.  So  gilt  dem  Freihandel 
der  Wucher  nicht  für  unsittlich ;  denn  Wucherverträge  können 
alsdann  aus  diesem  Grunde  nicht  angefochten  werden.  Ist  nun 
das  Recht  die  Summe  derjenigen  Regeln,  die  die  Gesellschaft 
zur  Sicherung  ihrer  Lebensbedingungen  in  Form  des  Zwanges 
aufstellt  (R.  von  Jhe ring),  oder,  wie  Baehr  (Rechtsstaat 
S.  4)  es  fafst,  derjenige  Teil  der  Gebote  des  Zusammenlebens, 
welchem  die  Bedeutung  gesteigerter  Notwendigkeit  und  der 
Anspruch  auf  äufsere  Erzwingbarkeit  zukommt,  so  ist  seine 
Herrschaft,  wie  jetzt  das  allgemeine  Urteil,  selbst  bei  Männern 
der  strengsten  Richtung  wie  Stahl^,  lautet,  von  der  Sitte 
völlig  unabhängig,  womit  es  übrigens  durchaus  verträglich  ist, 
dafs  der  Gesetzgeber  bei  der  Feststellung  von  Recht  und  Un- 
recht nicht  nur  den  Zweckmäfsigkeitserwägungen,  sondern  auch 
dem  Gebote  der  Sittlichkeit  Gehör  giebt.  Die  Rechtsordnung 
ist  also  vollkommen  in  der  Lage  und  vermag  ihre  Selbständig- 
keit gegenüber  der  Sittlichkeit  darin  zu  zeigen,  dafs  sie  Ver- 
hältnissen oder  Abmachungen  zwischen  zwei  Personen,  — zum 
Beispiel  eine  Ehe  unter  nahen  Verwandten  oder  ein  wucher- 
liches Zinsversprechen,  —  entgegen  den  sittlichen  Anschau- 
ungen ihres  eigenen  Volkes  oder  doch  weiter  Kreise  in  ihm 
Schutz  gewährt;  oder  umgekehrt,  moralisch  für  verbindlich 
erachtete  Verpflichtungen,  —  etwa  einen  formlosen  Vertrag 
oder  eine  Spielschuld,  —  nicht  als  rechtlich  bindend  anerkennt. 
Sie  wird  aber  im  allgemeinen  Rechtsvorgängen  oder  Rechts- 
verhältnissen, welche  an  und  fürsich  gegen  die  Sittlichkeit 
verstofsen  (pactum  de  hereditate  tertii  viventis)  oder  in  den 
meisten  Fällen  damit  in  Widerspruch  geraten  (Zinseszins- 

*  In  der  Zeitschrift  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
Jahrg.  III,  S.  26  wird  mitgeteilt,  dafs  verschiedene  Schiedsgerichte  ini 
Königreich  Sachsen  die  entgeltliche  Beschäftigung  von  Eltern  bei  ihren 
Kindern  als  gegen  die  guten  Sitten  erachtet  hätten!  —  Zugleich  ver- 
weise ich  auf  die  unten  in  §  12  mitzuteilende  Aufserung  des  Professors 
Dr.  Nasse. 

2  a.  a.  0.  II,  1  S.  170,  171.  Bei  Ad.  Wagner  a.  a.  O.  S.  221 
ündet  sich  die  gute  Bemerkung,  dafs  sich  das  Vertragsrecht  melir  und 
mehr  von  der  Einmischung  gewisser  Autoritäten  befreit  habe,  und  dafs 
deshalb  selten  noch  ein  pactum  turpe  angenommen  oder  ein  Vertrag 
wegen  seines  Inhalts  als  nichtig  angesehen  werde. 
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versprechen,  —  stillschweigend,  weil  wirtschaftlich  ungefähr- 
lich, bei  Sparkassen  u.  s.  w.  erlaubt^)  auch  ihrerseits  ver- 
werfen. Daneben  ist  aber  zu  beachten,  dafs  es  auch  solche 
Rechtsvorgänge  oder  Rechtsverhältnisse  giebt,  die  nur  aus- 
nahmsweise zu  unsittlichen  Zwecken  mifsbraucht  werden. 
Dann  ist  es  begreiflich,  dafs  der  Gesetzgeber  die  an  und  für 
sich,  vom  rechtlichen  Gesichtspunkte  aus  gültigen  Rechtsakte 
zur  Wahrung  der  Sittlichkeit  nicht  aufrecht  erhalten  wissen 
will.  Man  nehme  folgende  Beispiele:  Schenkungsver- 
sprechen an  jemanden,  der  dadurch  zur  Begehung  eines 
Mordes  bestimmt  werden  soll  (fr.  2  pr.  de  condict.  ob  turpem) ; 
Darlehen  an  einen  solchen  Schenker,  damit  er  Mittel  zur 
Erfüllung  des  Versprechens  habe ;  Maklergebühr  für  Vermitt- 
lung einer  Ehe*;  Vermieten  eines  verbotenen  Buches; 
Dienstmiete  einer  Dirne  (fr.  4,  §  2,  tit.  cit.);  Verkauf 
von  Gift  oder  verdorbenen  Lebensmitteln;  Kauf  einer 
richterlichen  Stimme  (fr.  2  §  2  ibid.);  Auslobung,  die 
jemand  durch  Strafanzeige  gegen  seinen  eigenen  Vater 
zu  gewinnen  sucht.  Der  Richter,  der  diese  ausnahms- 
weise eintretende  Ungültigkeit  auszusprechen  hat,  verläfst 
damit  also  das  eigentliche  Gebiet  des  Rechts  und  richtet 
nach  Vorschriften,  die  nirgends  greifbar  oder  geschrieben  sind, 
sondern  nur  in  der  allgemeinen  sittlichen  Auffassung  seines 
Volkes  leben;  innerhalb  der  Stände  und  Schichten  desselben 
oft  erheblich  von  einander  abweichen  und  in  jedem  Einzelnen, 
auch  im  Richter  selbst,  einen  verschiedenen  Wiederhall  finden. 
Wenn  Papinianindem  schönen  fr.  15  de  conditionibus  28,  7 
„quae  facta  laedunt  pietatem"  unter  die  Handlungen  „contra 
bonos  mores"  rechnet,  so  ist  jedenfalls  das  klar,  dafs  es  viele 
Pietätsverletzungen  giebt,  zum  Beispiel  gegenüber  fremder 
Religionsaufikssung,  die  aufserhalb  ganz  bestimmter  Kreise  gar 
nicht  empfunden  werden  und  gar  nicht  nachempfunden  werden 
können.  Der  Richter  wird  also  aus  verschiedeuen  Gründen 
geneigt  sein,  nur  in  dringenden  Fällen,  wo  sonst  ein  ganz  un- 
zweifelhafter Verstofs  gegen  die  Sittlichkeit  den  Schutz  des 
Rechtes  fHnde,  solche  Entscheidung  zu  treffen.  Zunächst  weil 
die  ungewohnte  Lage,  nicht  nach  Rechtsregeln  entscheiden  zu 
müssen,  was  sonst  seines  Amtes  ist,  eine  besondere  Behutsam- 
keit erfordert,  und  weil  jene  Unsicherheit  der  sittlichen  Vor- 
schriften und  das  leicht  entstehende  Übermals  einer  allzu 
subjektiven  Auffassung  seine  Entscheidung  zu  einer  doppelt 
verantwortlichen  macht^.    Sodann  weil  die  Rechtsordnung  selbst 

*  Stobbe  a.  a.  0.  §  190  Anm.  53;  Goldschmidt,  VL  Jurieten- 
tag,  S.  269;  Baehr,  Gegenentwurf,  §  338,  Abs.  4;  Preufs.  Landes- 
ökonomiekolleg  a.  a.  0.  S.  507  u.  899.  Abweichend  wunderlicher  Weise 
der  Entwurf  zum  B.G.B.  S  358,  Abs.  2. 

*  Vergl.  hierzu  noch  Kohl  er  im  Arch.  f.  bürgerl.  R.  V»  S.  166  und 
ein  weiteres  Beispiel  in  den  Civilentsch.  des  Reichsgerichts  XXIX,  S«  99. 

»  Drejer  a.  a.  0.  S.  461,  Note  8. 
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dieses  Ein-  und  Übergreifen  des  Sittlichkeitgebotes  offenbar 
nur  ausnahmsweise  will,  da  sie  sich  dabei  mit  dem  Grund- 
satze, dafs  das  Recht  seinen  Selbstzweck  in  sich  trage  und 
nicht  auf  den  Schutz  der  Sittlichkeit  als  solchen  ausgeht,  für 
diesen  Fall  in  Widerspruch  setzt.  Endlich  —  und  das  ist  die 
hervorragende  Schwierigkeit  praktischer  Art  bei  dieser 
Frage,  —  weil  es,  von  dem  Gesagten  ganz  abgesehen,  nicht 
leicht  zu  sagen  ist,  wann  man  vom  sittlichen  Standpunkte  aus 
annehmen  müsse,  dafs  in  den  an  sich  rechtsgültigen  Vertrag 
das  zerstörende  Element  der  Unsittlichkeit  wirklich  hineinge- 
tragen und  darin  als  vorhanden  anzusehen  sei.  Während  die 
dadurch  bewirkte  Ungültigkeit  in  den  meisten  obigen  Fällen 
allerdings  nicht  zweifelhaft  zu  sein  braucht,  so  ist  dagegen 
beispielsweise  der  Ver-  und  Ankauf  eines  Bordells  von  der 
Recntssprechung  sehr  verschieden  behandelt.  Während  ihn 
das  Oberappellationsgericht  zu  Lübeck  (nach  Ravitt,  Arch. 
t.  d.  civ.  Praxis  Bd.  58,  S.  66)  und  Dernburg  (Pandekten  ET, 
§  16)  fiir  gültig  erklärt  haben  würden,  hat  sich  der  Pariser  Kassa- 
tionshof, das  Oberlandesgericht  zu  Karlsruhe  *  und  jetzt  auch  das 
Reichsgericht  (Civilentsch.  29.  Bd.  S.  109)  dagegen  entschieden ; 
und  der  Appellhof  zu  Pau  und  das  Handelsgericht  zu  Montargis 
würden  dem  beigestimmt  haben  ^.  Das  Oberlandesgericht  zu 
Stuttgart  rSeuffertsArchiv46.  Bd.,  No.  178)  hat  den  Ankauf 
von  Mobilien  für  unsittlich  erklärt,  aus  deren  Erlös  ein  Ehe- 
mann die  Mittel  erzielen  wollte,  seine  Ehefrau  böswillig  zu 
verlassen,  wie  der  Käufer  wufste ;  und  Wind  scheid  (a.a.  O. 
§  314  No.  3)  nimmt  sogar  an,  dafs  ein  Vertrag  „wegen  der 
Verwerflichkeit  der  Gesinnung,  welche  sich  in  ihm  verrät," 
unsittlich  werden  könne.  Wäre  das  richtig,  was  man  mit 
Ravitt  a.  a.  O.  wohl  mit  Recht  bestreiten  mufs,  so  pafste 
das  allerdings  trefflich  auf  das  (gewerbsmäfsige)  Vermieten 
unbrauchbarer  Wohnungen,  aber  leider  auch  auf  viele,  viele 
andere  Verträge  unseres  heutigen  Verkehrs  ®,  die  niemand  der 
Ungültigkeit  aus  diesem  Grunde  preisgeben  würde.    Wenn  die 


1  Arch.  f.  bürgerl.  Recht  I,  S.  359. 

«  Cit.  Arch.  11,  8.  243  und  IV,  S.  178.  Man  vergl.  jetzt  auch 
noch  Kohl  er  a.  Ietztang.0.  S.  194,  202.  In  seinen  Straf entscheidungen 
hat  das  Reichsgericht  (XlX,  S.  190)  gelegentlich  eines  derartigen  Falles 
folgendes  gesagt:  „Nicht  der  »Zusammenhang*,  sondern  die  gesamte 
Suds  tanz  der  hier  verhandelten  Verträge  und  der  eigentliche 
Titel  der  hier  übertragenen  Forderungsrechte  verstofsen  gegen  Sitte 
und  Gesetz,  sind  nicht  nur  unsittlich  und  unerlaubt,  sondern  positiv 
gesetzwidrig  und  verbrecherisch." 

*  Man  vergl.  hier  eine  Bemerkung  aus  den  Begründungen  der 
obengenannten  Wuchergesetznovelle  S.  8:  Es  „würde  mit  der  Sicher- 
heit des  Verkehrs  kaum  vereinbar  sein,  jede  rücksichtslose  Ausnutzung 
günstiger  Umstände,  jede  Erzielung  ungewöhnlicher  Geschäftsgewinne, 
mag  sie  selbst  im  einzelnen  Falle  sittlich  verwerflich  erscheinen,  ohne 
weiteres  strafrechtlicher  Verfolgung  auszusetzen." 
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Rechtsordnung  ausnahmsweise  *  ihren  Schutz  versagt,  wo  dessen 
Gewährung  eine  Rechtshandlung  als  gültig  anerkennen  würde, 
die  der  Unsittlichkeit  Vorschub  geleistet  hat  oder  leisten  soll, 
so  spitzt  sich  dann  die  Frage  dahin  zu,  ob  diese  Förderung 
eine  unmittelbare  oder  auch  eine  nur  mittelbare  zu  sein  brauche. 
Und  hier  wird  man  sich  vergebens  nach  einem  Wegweiser 
umsehen,  wenn  man  ihn  nicht  mit  Dernburg  (a.  a.  0.),  wie 
es  dann  allerdings  das  allein  Richtige  ist,  im  juristischen  Takt- 
geftlhle  findet. 

Es  wird  keiner  weiteren  Auseinandersetzung  bedürfen, 
dafs  von  diesem  Punkte  aus  den  Mifsständen  des  Wohnungs- 
mietrechts nicht  abzuhelfen  ist. 


§  10. 

Schlufs.  —  Die  Beschaffung  eines  ausreichenden  dispositiven 

Rechts. 

Als  letztes  und  wirklich  brauchbares  Mittel,  den  gedach- 
ten Mifsständen  wenigstens  in  etwas  zu  begegnen,  das  zwar 
auch  eine  Änderung  der  Gesetze,  aber  ohne  einen  Bruch  mit 
der  Vertragsfreiheit  forderte,  ist  schon  im  Vorübergehen,  bei 
Mitteilung  des  Baehrschen  Vorschlages  im  §  477  seines 
„Gegenentwurfes",  erwähnt.  Es  ist  die  Schaffung  eines  guten 
dispositiven  Rechts,  das  wenigstens  da,  wo  die  Parteien  selbst 
Bestimmungen  zu  treffen  absichtlich  oder  unabsichtlich  ver- 
absäumten, ihnen  einen  erträglichen  Rechtszustand  und  ein 
annäherndes  Gleichgewicht  unter  ihren  gegenselten  Pflichten 
sichert.  Gegen  die  geriebenen  Vermieter,  die  mit  „Formularen" 
ihr  Gewerbe  treiben,  wird  das  freilich  nichts  nutzen,^  da  es 
eben  im  Begriffe  des  „dispositiven  Rechtes**  liegt,  anderwei- 
tigen (ausdrücklichen  oder  stillschweigenden)  Verabredungen 
der  Beteiligten  zu  weichen. 

Nun  .  besteht  freilich  in  Bezug  auf  die  Gesamtbrauch- 
barkeit einer  Wohnung,  wie  bereits  im  §  6  erwähnt,  im 
heutigen  Rechte  wohl  überall  eine,  der  entgegenstehenden 
Parteiabmaehung  nachgebende  Pflicht  des  Vermieters,  eine 
brauchbare  Wohnung  zu  gewähren^,  bezw.  die  Wohnung 
in  brauchbarem  oder  „zum  vertragsmäfsigen  Gebrauche  geeig- 

'  Das  ist  auch  die  Auffassung  von  Ravitt,  —  s.  S.  3  a.  a.  O.  — 
und,  wie  es  scheint,  von  Pfa  ff  S.  165  Anm.  11  seiner  Schrift :  ^In  fraudem 
legis  agere."  —  Über  die  Stellung  der  Richter  in  solchen  lallen  vergl. 
man  auch  noch  Baehr  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift  Bd.  31 
S.  314  und  Kohler  a.  a.  O.  S.  240. 

*  Man  vergl.  hier  die  entsprechenden,  später  mitzuteilenden  Vor- 
kommnisse in  Irland  (§  12). 

'  Fr.  19  §  2  in  f.  locati;  A.L.R.  I,  21  §  272;  österreichisches  Ge- 
setzbuch II,  25  §  1096;  Code  civil  §  1720;  B.G.B.  §  504  (auch  im 
zweiten  Entwürfe) ;  codice  civile  del  regno  dltalia,  Art.  1576  Abs.  1,  u.  s.  w. 
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neten  Zustande'^  zu  übergeben.  Es  umfafst  dies  dann  auch 
das  Recht  auf  eine  ordnungsmäfsige  Herstellung  der 
vorhandenen  Einrichtungen,  zum  Beispiel  der  zer- 
brochenen Fenster.  Allein  es  ist  nicht  nur  wichtig,  wie  oben 
wohl  schon  zur  Genüge  dargelegt  ist,  den  Unterschied  zwischen 
diesen  Punkten  fest  im  Auge  zu  behalten,  um  nicht  zu  der 
Sclilufsfolgerung  ,zu  gelangen,  dafs  in  dem  stillschweigenden 
Verzichte  auf  das  Recht  aus  den  Mängeln  auch  derjenige  auf 
eine  ordnungsmäfsige  Herstellung  im  obigen  Sinne  ohne  wei- 
teres enthalten  sei;  es  ist  vielmehr  auch  sehr  ratsam,  dies 
durch  einen  besonderen  Rechtssatz,  wie  im  Code  civil  oder 
nach  dem  Baehrschen  „Gegenentwurfe"  unzweideutig  zum 
Ausdruck  zu  bringen. 

Ich  lasse  jedoch  diesen  Punkt,  obwohl  ich  auf  den  mafs- 
gebenden  Unterschied  noch  einmal  zurückkommen  mufs,  im 
übrigen  auf  sich  beruhen,  da  die  Aufstellung  einer  solchen 
Vorschrift  aus  dem  Rahmen  meiner  späteren  Vorschläge  her- 
austritt, und  ihre  Wirkung  jedenfalls  nur  gering  sein  kann ; 
bemerke  vielmehr  über  die  praktische  Bedeutung  der  „dis- 
positiven"  Gesetzesbestimmungen ,  deren  juristische  be- 
kanntlich durch  O.  V.  ßülo  w  im  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  64, 
S.  1  ff.  trefflichst  dargelegt  ist,  nur  noch  folgendes. 

Ich  teile  die  Ansicht  des  Entwurfes  zum  B.  G.  B.  (Be- 
gründungen HI,  S.  180,  188,  264,  425,  429,  473  u.  s.  w.) 
keineswegs,  wenn  er  sich  „gegen  den  Standpunkt,  durch  be- 
sondere positive  Vorschriften  fllr  das  Interesse  der  Beteiligten 
in  der  zweckmäfsigen  Besorgung  ihrer  Geschäfte  einzutreten", 
ablehnend  verhalten  will.  Denn  das  Gesetz  wird  nicht  für 
Juristen  oder  gewandte  Geschäftsleute  allein  erlassen,  sondern 
auch  für  den  gemeinen  Mann,  der  geraden  Sinnes  und  regel- 
mäfsig  mit  erstaunlicher  Geschäftsunkenntnis  seine  Verträge 
schliefst  und  das  Vertrauen  hat  und  hegen  darf,  dafs  ihm  dann 
doch  das  Gesetz  zu  seinem  Rechte  verhilft  Ich  erinnere  hier 
noch  an  die  durchaus  zutreffende  Bemerkung  Thudichums*, 
die  „ablehn baren  Rechtssätze"  erfüllten  ihren  Zweck  „um  so 
besser,  je  mehr  sie  dem  entsprächen,  was  Überlegsame  Leute 
gewöhnlich  bestimmen  werden,  was  den  Bedürfnissen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  des  Verkehrs  am  besten  entspricht** ; 
und  daran,  dafs  ein  gutes  dispositives  Recht  gerade  in  der 
vorliegenden  Sache  auch  von  anderer  Seite  schon  gefordert  ist. 
So  von  Dr.  Straufs  a.  a.  O.  S.  211  und  Dr.  Miquel  in 
den  Schriften  des  Vereins  für  Armennflege  und  Wohlthätigkeit 
XI,  S.  58,  Anm.  1  (in  Bezug  auf  Kurze  Mietzins-Zahlungs- 
fristen). Um  ein  durchschlagendes  Mittel  handelt  es  sich  hier 
aber  deshalb  doch  nicht.  — 

Ein    wiederholter  Rückblick  auf  das   Ganze    zeigt,    dafs 

»  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  XXIU  S.  153. 
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man  nicht  allein  zur  Sicherheit  des  Verkehrs  *,  damit  Vermieter 
und  Mieter  thunlichst  bestimmt  wissen,  woran  sie  sind,  sondern 
ganz  gewifs  auch  zur  Erreichung  der  Absicht,  die  Vermietung 
unbrauchbarer  Wohnungen  zu  unterdrücken,  feste  Rechtssätze 
wünschen  und  dabei  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit 
mit  in  den  Kauf  nehmen  mufs.  Wie  das  geschehen  kann  und 
auszuführen  ist,  und  wie  das  civilrechtliche  Verbot  durch 
sonstige  Hülfsmittel  rechtlicher  Natur  unterstützt  zu  werden 
vermag,  davon  soll  nunmehr  im  folgenden  Paragraphen  ge- 
handelt werden. 

Ich  erinnere  zum  Schlüsse  und  zu  nochmaliger  Bekräfti- 
gung, dafs  gerade  ein  solcher  Schritt  unerläfslich  ist,  an  die 
vielfach  hervortretende  Abneigung  unserer  Rechtspflege,  ihrer- 
seits selbständig  das  Recht  fortzubilden^,  z.B.  auf  dem  Gebiete 
der  uns  sogar  fast  willkürlich  erscheinenden  Schadensersatz- 
bemessung der  französischen  Gerichte  und  der  französischen 
und  englischen  Rechtssprechung  über  den  „unlauteren  Wett- 
bewerb" (concurrence  deloyale,  unfair  competition).  Und 
doch  ist  gerade  die  letztere  äufserst  lehrreich,  insofern 
sie,  analog  dem  hier  Besprochenen,  den  Gefahren  des  freien 
Gewerbebetriebes  nach  Fallen  seiner  früheren  Schranken, 
wie  O.  Mayer  in  Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handels- 
recht Bd.  26  S.  365  ausdrücklich  bestätigt,  durch  eine  Art 
richterlichen  Ermäfsigungsrechts  zu  begegnen  bestrebt  ist,  sich 
also  der  oben  kurz  erwähnten  Richtung  des  englisch-amerika- 
nischen Rechts  betreffend  die  sogenannte  „consideration"  bei 
den  gegenseitigen  Verträgen  an  die  Seite  stellt^. 

§  11. 
Die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  beim  Wohnungs- 
mietverträge und  die  daneben  verwendbaren  unterstützenden 

Rechtsbehelfe. 

Dafs  nur  durch  einen  der  Abänderung  der  Parteien  ent- 
zogenen Rechtssatz,  der  ganz  besonders  auch  noch  gegen  Um- 
gehung zu  sichern  ist,  und  wie  er  bislang  im  Mietvertrags- 
rechte sich  nicht  vorfindet,  geholfen  werden  kann,  möchte 
durch  das  Vorhergehende  ,  so  hoffe  ich,  erwiesen  sein. 

Inwieweit  dem  Verbote,  unbrauchbare  Wohnräume  zu 
vermieten,  dann  noch  durch  strafrechtliche  Ahndung  seiner 
Übertretung  oder  auch  nur  durch   blofse  Polizeibufse  Nach- 

1  Planck  a.  a.  O.  Bd.  75  S.  391. 

*  Selbst  bei  §  69  Str.G.B.  mufste  der  Gesetzgeber  neubildend 
vorgehen ! 

'  Die  Beziehung  zum  „allgemeinen  Principe  der  bona  fides"  nimmt 
auch  Träger  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  36  S.  209  an.  Über  das 
Verhältnis  des  „unlauteren  Wettbewerbes"  zum  §  705  des  B.G.B.  siehe 
auch  die  kurze  Nachricht  im  Centralblatte  für  Itechtsw.  XII,  S.  144. 
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druck  zu  verleihen  sei,  übergehe  ich,  weil  diese  Frage  nicht 
in  den  Rahmen  dieser  Erörterung  fällt;  nur  diese  Art  des 
Verbotes  zu  wählen,  woran  z.  B.  der  Bergamtsdirektor 
Dr.  Leuthold  (a.  a.  O.  Bd.  30,  S.  38)  denkt,  genügt  wegen 
der  verschiedenen  Auffassungen  über  die  Rückwirkung  solcher 
Vorschriften  auf  das  civilrechtliche  Grebiet  keineswegs,  — 
und  um  ein  Vorgehen  auf  diesem  handelt  es  sich  ja  eben. 
Es  wird  ausreichen ,  für  diese  Behauptung  nur  auf  folgende 
Schriftsteller  zu  verweisen:  Eccius  a.  a.  O.  Bd.  I,  S.  151, 
besonders  auch  Anm.  20  dort;  Dr.  Fr.  Endemann,  Civil- 
rechtliche Wirkung  der  Verbotsgesetze  S.  107  ff.;  R.  von 
Jhering,  Geist  d.  r.  R.  11,  1  S.  144;  Kohler  am  letzt- 
angegebenen Orte  S.  231. 

Aber  auch  die  Tragweite  des  rein  civilrechdichen  Ver- 
botes kann  je  nach  dem  einzelnen  Falle  sehr  verschieden 
sein  ^ ;  es  ist  deshalb  auch  hier  nötig,  die  Folgen  im  einzelnen 
genau  festzustellen,  wobei  man  Gruppen  von  ihnen  durch  die 
Begriffe  „Nichtigkeit"  oder  „Anfechtoarkeit"  zusammenfassen 
mag,  wenn  diese  durch  ein  kodifizierendes  Gesetzbuch  fest- 
gestellt werden;  für  ein  Einzelgesetz  mag  es  geratener  sein, 
sie  möglichst  ausführlich  und  im  einzelnen,  unter  Vermeidung 
jener  Begriffe,  zu  bestimmen.  Ein  gleiches  gilt  auch  von  den 
Vorschriften,  die  einer  Umgehung  vorbeugen  sollen;  lassen 
sie  sich  auch  keineswegs  erschöpfend  ausfuhren,  so  kann 
doch  der  Gesetzgeber  dem  Richter  wenigstens  dadurch 
sehr  entgegenkommen,  dafs  er  den  wirtschaftlichen 
Zweck  seiner  Anordnung  selbst  deutlich  ausspricht  und  kund- 
giebt.  Ich  verweise  hierbei  noch  auf  die  Erörterungen  von 
Ende  mann  a.  a.  O.  S.  126  und  Baehr,  Reichsgerichts- 
urteile S.  157.  Und  dafs  endlich  solches  Verbot,  wofUr  ja 
auch  im  §  3  schon  verschiedene  Beispiele  gegeben  sind,  keines- 
wegs etwas  Neues  ist,  und  sich  in  mannigfaltiger  Ausgestal-" 
tung,  u.  a.  auch  in  teilweiser  Aufhebung  der  Vertrags- 
pflichten, zeigen  kann,  dafür  möge  noch  die  Besprechung  bei 
Endemann  a.a.O.  S.  77,  81  und  86;  Thudichum  a. a.  O. 
S.  150  Anm.  1  und  Mandry  a.  a.  O.  §  38  II  (der  2.  Aufl.) 
angezogen  sein. 

Ein  gutes  Vorbild  fUr  die  Fassung  solch  civilrechtlicher 
Bestimmung  bietet  Art.  3  des  deutschen  Wuchergesetzes  vom 
24.  Mai  1880*;  der  Vergleichung  wegen  teile  ich  ihn  hier 
wörtlich  mit,  ebenso  wie  ich  später,  in  §  12,  auf  die  höchst 
lehrreichen  Verhandlungen  über  dieses  Gesetz  zurückkommen 
werde.     Art  3  lautet:     „Verträge,    welche   gegen  die  Vor- 


*  Vergl.  zu  den  Citierten  noch  Baehr,  Krit.  Vierteljahrsschrift, 
Bd.  31  S.  314. 

*  Der  Wortlaut  der  entsprechenden  österreichischen  Bestimmungen 
findet  sich  weiter  unten. 
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Schriften  der  §§  302  a,  302  b  des  Str.G.B.  verstofsen,  sind 
ungültig.  —  Sämtliche  von  dem  Schuldner  oder  fUr  ihn 
geleisteten  Vennögensvorteile  (§  302a)  müssen  zurück- 
gewährt und  vom  Tage  des  Empfanges  an  verzinst  wer- 
den. Hierfür  sind  diejenigen,  welche  sich  des  Wuchers  schul- 
dig gemacht  haben,  solidarisch  verhaftet,  der  nach 
§  302c  des  Str.G.B.  Schuldige  jedoch  nur  in  Höhe  des  von 
ihm   oder    einem  Rechtsnachfolger   Empfangenen.     Die  Ver- 

5 flichtung  eines  Dritten,  welcher  sich  des  Wuchers  nicht  schul- 
ig  gemacht  hat,  bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Rechts.  —  Das  Recht  der  Rückforderung  ver  j  ähr  t 
in  fünf  Jahren  seit  dem  Tage,  an  welchem  die  Leistung 
erfolgt  ist  —  Der  Gläubiger  ist  berechtigt,  das  aus  dem  un- 
gültigen Vertrage  Geleistete  zurückzufordern-,  für  diesen  An- 
spruch haftet  die  für  die  vertragsmäfsige  Forderung  bestellte 
Sicherheit.  Die  weitergehenden  Rechte  des  Gläubigers,  welchem 
nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  die  Ungültig- 
keit des  Vertrages  nicht  entgegengesetzt  werden  kann,  werden 
nicht  berührt." 

Die  Übertragung  einzelner  von  diesen  Vorschriften,  so- 
wie überhaupt  weitere  Einzelheiten  beim  Wohnungsmietver- 
träge glaube  ich  dem  späteren  Versuche,  entsprechende  Rechts- 
sätze aufzustellen,  überlassen  zu  können,  und  bemerke  nur 
noch  folgendes.  Im  wesentlichen  wird  es  auf  eine  Durchfüh- 
rung des  Satzes  im  fr.  19  §  1  loc.  „pensionem  non  petes" 
ankommen;  der  Mietvertrag  über  eine  unbrauchbare  Wohnung 
bleibt  an  sich  bestehen,  —  zunächst,  wie  schon  oben  bemerkt 
ist,  zu  Gunsten  des  Mieters*;  aber  auch  des  Vermieters,  der 
die  Klage  auf  Räumung  und  auf  die  aus  dem  Vertragsverhält- 
nisse abfliefsenden  Entschädigungen,  z.  B.  wegen  nicht  ge- 
machter Anzeige  einer  Ausbesserungsnotwendigkeit  (Entw. 
eines  B.G.B.  §  519,  S.  2)  u.  s.  w.  behält  Daneben  würde 
man  noch  daran  denken  können,  dessen  eigene  Entschädi- 
gungspflicht nach  Analogie  derselben  beim  Vermieter  der 
„dolia  vitiosa"  (fr.  19  §  1  cit.),  also  hier  auch  bei  Wissen 
des  Mieters  um  die  Mangelhaftigkeit,  dahin  auszudehnen,  dafs 
er  diesem  für  die  Umzugskosten  aufzukommen  habe,  wie  dies 
u.  A.  von  Bücher  (a.  a.  O.  S.  352)  ausdrücklich  gefordert 
wird.  Es  ist  das  eine  Strafe  durchaus  berechtigter  Art  —  in 
Form  des  Schadensersatzes  — ,  weil  der  Vermieter  gegen  ein  Ver- 
bot des  Gesetzgebers  sich  verfehlt ;  und  wie  der  römische  Jurist 
a.  a.  O.  sagt,  „nee  ignorantia  ejus  erit  excusata",  da  man  er- 
warten kann,  dafs  er  sich  um  die  Wohnräume,  die  er  Anderen 
überläfst,  kümmert  oder  durch  seine  Beauftragten  für  deren 
ordnungsmäfsigen  Stand  sorgt;   man  immerhin  auch  vermuten 


^  Keine  Nichtigkeit :  Entsch.  des  Reichsoberhandelagerichts  Bd.  IX 
S.  366  (Bergelohn). 

Forschungen  (58)  XII  S.  —  Schneider.  8 
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darf,  dafs  er  darum  gewufst  habe,  selbst  wenn's  sich  nicht 
vor  Gericht  erweisen  liefse.  Das  Mittel  der  vorzeitigen  Ktin- 
digung,  das  das  Gesetz  vom  14.  November  1867  über  die 
vertragsmäfsigen  Zinsen  mit  glücklichem  Griffe  bereits  ver- 
wendet hat,  kann  dagegen  nicht  zur  Anwendung  gelangen, 
da  dem  Mieter  selbstredend  ein  Recht  auf  vorzeitiges  Ver- 
lassen der  unbrauchbaren  Wohnung  zustehen  muTs.  Wohl 
aber  wäre  zu  erwägen,  ob  man  nicht  das  Rückforderunfi;8recht 
auf  bereits  gezahlten  Mietzins  einer  öffentlichen  Wohlfahrts- 
kasse,  in  Anlehnung  an  A.L.R.  I,  16  §  173,  bezw.  I,  6  §  35 
oder  §  17  des  Nahrungsmittelftllschungsgesetzes,  bezw.  §  118 
der  Gewerbeordnung,  tiberweisen  wollte*;  ob  man  nicht 
die  strafenähnlich  wirkende  „Bufse**  zu  Gunsten  des  Mieters 
oder  seiner  Familie,  oder  noch  eine  besondere  „Verwirkung" 
irgend  welcher  Rechte  des  Vermieters  zur  Verschärfung  des 
civilrechtlichen  Verbotes  heranziehen  möchte;  und  ob  man 
die  etwaigen  Rechte  des  Mieters  zu  einer  actio  popularis  aus- 
gestalten sollte.  Darüber  noch  einige  wenige  Worte.  Eine 
Eigentumsver Wirkung^  an  dem  betreffenden  Wohnhause,  und 
nur  daran  könnte  doch  wohl  gedacht  werden,  soweit  der  Ver- 
mieter überhaupt  Eigentümer  und  nicht  nur  Aftermieter  ist, 
zu  Gunsten  des  Mieters  wäre  natürlich  völlig  unthunlich  und 
ungerechtfertigt;  zu  Gunsten  der  Gemeinde  oder  des  Staates 
kann  man  sie  aber  nicht  gut  mit  dem  Mietvertragsrecht  in 
Verbindung  bringen,  sondern  würde  sie  öffentlichrechtlichen 
Vorschriften  überlassen  müssen.  Die  Gewährung  eines  An- 
rechts auf  Bufse  oder  Privatstrafe ,  sei  es ,  dafs  diese  neben 
die  Schadensersatzforderung  treten,  oder  dafs  sie  diese  auf- 
saugen sollte,  ist  gewifs  ein  sehr  wirksames  Mittel,  das  Ver- 
bot eines  Gesetzes  durchzuführen.  Obwohl  hierfür  beim  Vor- 
wiegen strafrechtlicher  und  polizeilicher  Einwirkungen  in  un- 
serer Zeit  die  rechte  Empfinaung  verloren  gegangen  sein  mag, 
so  ist  die  Zulassung  eines  solchen  Rechts  doch  eine  aufser- 
ordentlich  wichtige  Ergänzung  unseres  Systems  bürgerlicher 
Rechte,  die  nach  zeitweiligem  Absterben  in  den  §§  188  und 
231  des  Str.  G.B.  und  im  Nachdruckgesetze  u.  s.  w.  wieder 
aufgeblüht  ist,  und  von  hier  aus  vielleicht  einer  weiteren  Ver- 
breitung  wieder   entgegensieht®.      Allein   in   Fällen,    wo   der 

1  Gegen  das  Verfallen  an  die  Staatskasse  Kohler  a.  a.  O.  S.  241. 
Eine  sehr  lehrreiche  Übersicht  über  diese  Mittel  giebt  die  Schrift  von 
A.  Themse n,  ,, Kriminalpolitische  Bekämpfun^smethoden^*  (1893). 

'  Das  interessante  Beispiel  einer  Verwirtung  der  eigenen  Ver- 
waltung, das  auch  hier  vielleicht  nicht  so  ganz  fem  läge,  hat  das 
preufsiscne  Gesetz  vom  9.  August  1867,  betr.  Salzabgabon  §  5  Abs.  2. 

8  Wächter,  Arch.  f.  d.  civ.  Prax.,  Bd.  23  S.  80  ff.;  Lehmann, 
Schutzlosigkeit  der  immateriellen  Lebensgüter,  S.  20;  Mataja  a.  a^.  O. 
S.  '^6.  —  Über  „Bufse"  statt  Schadensersatzes  vergl.  man  auch  noch 
Gewerbeordnung  §  124b  und  §  69  dos  preufs.  Feld-  und  Forstpolizei- 
gesetzes vom  1.  April  l^SO. 
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Mieter  auch  oflFenen  Auges  in  das  ihn  schädigende  Rechtsver- 
hältnis hineingetreten  sein  konnte,  scheint  eine  solche  Prämie 
—  so  müfste  man  es  wohl  nennen!  —  denn  doch  wenig  an- 
gebracht, und  könnte  ihn  wohl  gar  dazu  verlocken,  gerade 
„unbrauchbare"  Wohnungen  aufzusuchen.  Und  wenn  sich  ein 
derartiger  Mifsbrauch  bei  den  in  Aussicht  genommenen  Rechts- 
sätzen überall  nicht  gänzlich  wird  vermeiden  lassen,  so  mufs 
doch  alles  gethan  w^en^  ihn  leichtfertigen  Mietern  zu  ver- 
leiden. Ich  berühre  damit  zugleich  einen  anderen  Einwand, 
dafs  es  nämlich  die  Mieter  dieser  argen  und  ärgsten  Woh- 
nungshöhlen überhaupt  „nicht  wert"  seien,  dafs  die  Gesetz- 
gebung sich  ihrer  annähme,  obwohl  ich  allerdings  glaube,  dafs 
er,  selbst  wenn  er  zutreflFend  wäre,  aus  den  bereits  zahlreich 
angeführten  Gesichtspunkten  einer  gerecht  auszugestaltenden 
Rechtsordnung,  der  Sanitäts-  und  Sicherheitspolizei  u.  s.  w., 
und  ebenso  wie  bei  der  gesetzlichen  Bekämpfung  des  Dar- 
lehuswuchers  unbeachtet  bleiben  könnte.  Allein  er  ist  an  und 
für  sich  gar  nicht  einmal  zutreffend.  Denn  wenn  der  Gesetz- 
geber mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  das  Miet- 
unwesen verfolgt,  so  liegt  darin  zugleich  eine  ähnlich  wohl- 
thätige  Erziehung  und  Disciplinierung  der  Mieter,  wie  sie  die 
bekannte  OktaviaHill  in  London  mit  so  glänzenden  Er- 
folgen in  ihren  Privatverhältnissen  für  ihre  Wohnungsmieter 
durchgeführt  hat.  —  Was  endlich  die  Zulassung  einer  „actio 
popularis"  anlangt,  an  die  man  auch  bei  Verletzung  der 
Fabrikgesetze  gedacht  hat*,  und  die  nach  Ruprechts  Dar- 
stellung (a.  a.  O.  S.  14)  in  England  in  gewisser  Weise  ge- 
währt zu  sein  scheint,  so  ist  wohl  anzuerkennen,  dafs  sie  neben 
dem  uns  zur  Gewohnheit  gewordenen  Anrufen  der  Polizei 
und  ihres  Eingreifens  immer  noch  ihre  besonderen,  freilich 
oft  verkannten  Vorzüge  hat.  Sie  enthöbe  z.  B.  der  Prozefe- 
legitimation  und  gäbe  der  Ehefrau  oder  dem  Pfleger  der 
Kinder  des  Mieters  Rechte,  die  dieser  vielleicht  absichtlich 
verabsäumt ;  sie  könnte  die  abhängigen  oder  vor  den  schwarzen 
Listen  der  Hausbesitzer*  ängstlichen  Mieter  von  persönlichem 
Vorgehen  befreien  und  vor  der  Rache  des  Vermieters  be- 
wahren ;  sie  stellte  alle  wohlgesinnten  Leute ,  die  sich  der 
Sache  annehmen  wollten,  wie  dies  bei  den  später  noch  ein- 
mal zu  erwähnenden  „Sanitary  Aid  and  Dwelling  Committees" 
in  London  der  Fall  ist,  gewissermafsen  unvermerkt  und  auf 
das  einfachste  in  deren  Dienst.  Man  vergleiche  dazu  die 
schöne  Darstellung  in  R.  von  Jherings  „Kampf  ums  Recht" 
S.  58.  Allein  da  ja  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  das 
Einschreiten  der  Polizei-  und  Gesundheitsbehörden  auch  schon 
von  jedem  Beliebigen  veranlafst  werden  kann,  so  ergiebt  sich 


1  P.  Holdheim  a.  a.  O.  S.  264. 

2  Wie  in  Crefeld:  Schmollers  Jahrhueh  XVI,  S.  318. 
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doch  eben  auf  die  Frage,  was  denn  aufserdem  mit  ihrer  civil- 
rechtlichen  actio  popalaris  erreicht  werden  sollte,  die  Antwort, 
dafs  sie  unter  solchen  Umständen  fast  enbehrlich  ist.  — 

Nach  all  diesen  Vorerörterungen  glaube  ich,  an  einen 
eigenen  Vorschlag  und  Gesetzentwurf  herantreten  zu  dürfen; 
zu  weiterer  Veranschaulichung  möchte  ich  aber  noch  einiger 
Versuche  gerade  aus  der  jüngsten  Zeit  gedenken,  die  Vertrags- 
freiheit  zu  beschränken  (§  12),  und  sodann  eine  Übersicht 
über  den  Stand  der  bisherigen  Erörterungen  betreflFend  eine 
civilrechtliche  Verbesserung  des  Wohnungsmietwesens  daran 
schliefsen  (§  18).  Die  ausführliche  allgemeine  Begründung  in 
den  ersten  Abschnitten  und  die  Übersicht  über  die  civilrecht- 
lich  zur  Erreichung  des  Zweckes  in  Betracht  zu  ziehenden 
Mittel  schienen  mir  aber  unumgänglich,  um  zu  zeigen,  dafs 
alle  bisherigen  Formulierungsversuche  auf  diesem  Gebiete  — 
und  so  auch  der  Vorschlag  der  zweiten  Kommission  für  das 
B.  G.  B.  —  zu  dürftig  sind  und  praktisch  keinen  ausreichenden 
Erfolg  hoflfen  lassen.  In  dieser  meiner,  wohl  kaum  zu  schroff 
ausgesprochenen  Überzeugung  finde  ich  zugleich  einen  hoffent- 
lich nicht  ungerechtfertigten  Anlafs,  in  einer  flir  das  Wohl 
unseres  Volkes  so  sehr  bedeutsamen  Angelegenheit  einen  neuen, 
eingehend  begründeten  Versuch  auf  gesetzgeberischem  Gebiete, 
zugleich  unter  Benutzung  der  vielfHltigen  und  trefflichen  Vor- 
arbeiten, zu  unternehmen. 


§  12. 

Aus  der  Entstehungs-  und  Entwicklungsgeschichte  einiger 
wichtigen  neueren  Versuche,  die  Vertraffsfreiheit  in  erheb- 
licher Weise  zu  beschränken. 

Interessante  Parallelen  zu  dem  Ziele  und  Gange  der  eben 
dargestellten  Bestrebungen  auf  dem  besonderen  Gebiete  des 
Wohnungsmietrechts  und  lehrreiche  Belege  für  deren  Begrün- 
dung finden  sich  in  der  Entstehungs-  und  Entwicklungs- 
geschichte der  Bestimmungen  gegen  das  Trucksystem^  (Ge- 
werbeordnung §  115  — 119  b)  und  des  Wuchergesetzes  vom 
24.  Mai  1880.  Eine  Wiedergabe  ist  mir  hier  nur  allerdings 
in  kurzem  Abrisse  möglich;  aber  auch  ein  solcher  zeigt  in 
überraschender  Weise,  wie  Ansichten,  Mafsregeln  und  Schlag- 
wörter sich  bei  der  Wohnungsfrage  nur  wiederholen  und 
nichts  Neues  mehr  sind.  Bei  der  Geschichte  des  Wucher- 
gesetzes  sind    besonders    die   Verhandhingen    des   Deutschen 


^  Auf  deren  Vorbildlichkeit  für  Weiteren twickltmg  unaeres  Rechta- 
Systems  hat  schon  der  Abgeordnete  Dr.  Glaser  bei  den  Verhandlui)e^eii 
des  preufsischcn  Abgeordnetenhauses  1866  (I,  S.  388)  hingewiesen.  Ann- 
lich A.  Thun  in  der  preufs.  statistischen  Zeitschrift  1877,  S.  59. 
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Reichstages  von  1867  und  1880  bemerkenswert;  sie  sind  als 
unmittelbar  praktische  Erwägungen^  besonders  aber  als  Spiegel 
der  Auffassungen  in  urteilsfähigen  Kreisen  Deutschlands 
kulturhistorisch  von  unverkennbarem  Wert  —  übrigens  auch 
deshalb,  weil  sie  ein  getreues  Abbild  im  kleinen  in  den 
jetzigen  Wucherdebatten  im  Reichstage  gefunden  haben. 
Eine  hieran  anzuschliefsende  Übersicht  der  auf  ähnliche  Ziele 
hinsteuernden  irischen  Agrargesetzgebung  der  letzten  Zeit 
wird  hauptsächlich  die  praktischen  Sqjbwierigkeiten  zeigen, 
gesetzliche  Vorschriften  über  Beschränkung  von  Vertrags- 
freiheit wirklich  auch  zum  Vorteil  der  Schutzbedürftigen  durch- 
zusetzen. 

Was  zunächst  die  Bekämpfung  des  Trucksystems,  der 
Naturalauslöhnung  gewerblicher  Arbeiter  anlangt,  so  folge  ich 
hier  kurz  und  ohne  eigene  Zuthat,  nur  unter  Vergleichung 
mit  dem  oben  angegebenen  Aufsatze  von  Thun,  der  aus- 
führlichen und  treffenden  Darstellung,  die  ihr  kürzlich  Anton 
in  diesen  „Staats-  und  social wisssenschaftlichen  Forschungen^ 
{XI,  2)  gegeben  hat  (S.  136  ff.).  Er  berichtet  über  den  Gang 
der  preufsischen  Fabrikgesetzgebung  folgendes.  Die  Anregung 
des  rheinischen  Oberpräsidenten  von  Schuckmann  im 
Jahre  1831,  ein  unbedingtes  Verbot  des  Trucksystems  zu  er- 
lassen, fand  im  preufsischen  Ministerium  nur  Widerspruch. 
Der  Minister  des  Innern  und  der  Polizei  von  Brenn  meinte, 
es  widerspräche  dem  Grundsatze  einer  wohlverstandenen  Ge- 
werbefreiheit, sei  aber  auch  ganz  überflüssig.  Denn  entweder 
sei  dem  Arbeiter  die  Annahme  der  Waren  zur  Bedingung  ge- 
macht, oder  dies  sei  nicht  der  Fall.  Unter  letzterer  Voraus- 
setzung könne  er  ja  nach  den  bestehenden  Gesetzen  die  An- 
nahme weigern ;  im  ersteren  Falle  habe  er  sich  dagegen  über- 
legen müssen,  ob  er  solchen  Vertrag  eingehen  wollte.  Hier- 
gegen wandte  von  Schuckmann  ein,  dafs  man  zwar  in 
den  allermeisten  Fällen  einen  Ersatz  für  Schutz  gegen  die 
Gefahren  der  Gewerbefreiheit  in  der  Konkurrenz  finde,  und 
es  hier  dann  keiner  Vormundschaft  bedürfe;  wo  aber  keine 
solche  Konkurrenz  möglich  sei,  mithin  das  Gegengewicht  auf- 
höre zu  wirken,  das  doch  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  von 
selbst  und  ohne  sein  weiteres  Zuthun  die  Gleichgewichtslage 
herstelle,  müsse  sich  dieser  ins  Mittel  l^en.  Selbsthülfe  der 
Arbeiter  sei  dabei  unmöglich;  auch  fehle  es  bei  Eingehung 
solcher  Verträge  keineswegs  an  ihrer  Einsicht,  dafs  sie  ge- 
prellt werden  sollten,  noch  an  ihrer  Unzufriedenheit  darüber 
und  dem  Bedürfhisse,  die  Arbeitsstelle  mit  einer  anderen  zu 
vertauschen ;  aber  thatsächlich  seien  sie  eben  an  jene  und  die 
von  ihr  diktierten  Bedingungen  gebunden.  Übrigens,  so 
meinte  dieser  menschenfreundliche  Mann,  würden  die  Schwie- 
rigkeiten,  die  sich   der  Anwendung   eines  derartigen  gesetz- 
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liehen  Verbotes  entgegenstellen  möchten,  nicht  als  Grund 
gegen  dessen  Erlafs  verwertet  werden  dürfen. 

Bemerkenswert  ist  dabei,  dafs  bereits  das  A.  L.R.  II,  16 
§  213  fUr  die  allerdings  zunftmäfsig  organisierten  und  unter 
unmittelbarer  Staatsaufsicht  stehenden  Bergarbeiter  ein  solches 
Verbot  gegeben  hatte,  wie  es  sich  übrigens  auch  in  sächsisch- 
thüringischen Bergordnungen  aus  dem  Beginne  des  16.  Jahr- 
hunderts und  in  den  Gesetzen  der  Herzöge  von  Berg  und 
Pfalzgrafen  bei  Rhein  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert  für 
die  zunftmäfsig  gebundenen  Handwerker  vorfinden  soll*. 
Später  hielt  man  sie  mit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  für 
aufgehoben,  —  aus  ähnlichem  „IiTtume**,  wie  er  sich  hernach 
bei  Aufhebung  der  Zinsbeschränkungen  geltend  machte  (s.  u.). 

Die  beiden  Justizminister  von  Eamptz  und  von 
Mühler  hielten  an  dem  Standpunkte  der  preufsischen  Regie- 
rung gegenüber  den  Sc  huckmann  sehen  Gründen  fest; 
ersterer  &gte  noch  als  Grund  hinzu,  dafs  die  Mafsregel  leicht 
zu  umgehen  sei  und,  weil  es  keine  Lohntaxe  gebe,  dazu  füh- 
ren würde,  den  baren  Lohn  soweit  herabzusetzen,  dafs  der 
Arbeiter  nun  doch  nicht  mehr  erhalte,  als  bisher.  Trotz  aller 
der  sich  stets  wiederholenden  Klagen  blieb  die  Sache  deshalb 
auf  sich  beruhen;  auch  die  Befürwortung  einer  Petition  von 
1837  durch  den  westfälischen  Oberpräsidenten  von  Vincke 
blieb  erfolglos,  obwohl  dieser  darin  gesagt  hatte,  wenn 
irgendwo,  so  sei  es  gewifs  hier  die  heilige  Pflicht  der  Regie- 
rung, sich  der  Unterdrückten  anzunehmen  und  dem  Mi  fs- 
brauche der  Geldgewalt  zu  steuern.  Einer  weiteren  Petition 
von  1843  aus  den  Rheinlanden  erklärte  der  Landtagsabschied 
vom  30.  Dezember  sogar,  es  sei  sehr  zweifelhaft,  ob  auf  legis- 
lativem Wege  die  Absicht,  die  Fabrikarbeiter  gegen  Be- 
drückung der  Fabrikherren  zu  schützen,  erreicht  werden 
könne,  ohne  durch  zu  tiefes  Eingreifen  in  die  privatrechtlichen 
VerhJÜtnisse  der  —  Arbeiter*  diese  zu  gefährden;  man 
hoflfe  dagegen  auf  die  Wirkung  der  öffentlichen  Meinung. 

Auf  den  weiteren  Verlauf  der  Sache  bis  zum  Erlais  der 
Verordnung  vom  9.  Februar  1849  (§§  50 — 55)  kommt  es  wohl 
kaum  an ;  erst  hier  wurden  in  Ergänzung  der  Gewerbeordnung 
von  1845  Bestimmungen  getroffen,  wie  sie  nachher  das 
preufsische  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  (§§  10—15)  als  Vor- 
läufer  des  preufsischen  Berggesetzes  von  1865  und  dann  auch 
die  deutsche  Gewerbeordnung  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
stätigung annahm,  dafs  sie  sich  in  der  Praxis  bewährt 
hätten.     Bemerkenswert  ist  vielleicht  noch   die  Vorschrift  in 


'  Menzel  a.  a.  O.  S.  497;  W.  Röscher,  Nationalökonoinie  lU, 
S  153  Anm.  7. 

'  Diesen    Wortlaut    hat   Anton    entgegen  der   Thun sehen  Mit- 
teilung (S.  69)  festgestellt. 
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Abs.  3  des  §  75  jener  Verordnung  von  1849,  wonach  bei 
Verstofs  gegen  das  Truekverbot  jede  rechtskräftige  Verurtei- 
lung auf  Kosten  des  Verurteilten  „durch  das  Amtsblatt  und 
andere  öffentlichen  Blätter  derjenigen  Kreise,  in  welchen  der- 
selbe und  der  beteiligte  Arbeiter  ihren  Wohnsitz  haben",  be- 
kannt zu  machen  war,  —  was  bei  der  bekannten  Zugänglich- 
keit eines  Teiles  unserer  Presse,  sobald  es  sich  um  eine  Ver- 
urteilung wohlhabender  Personen  handelt,  z.  B.  von  Fabri- 
kanten bei  Verstöfsen  gegen  die  Arbeiterschutzbestimmungen, 
der  dann  üblichen  Unterdrückung  von  Berichten  darüber  vor- 
teilhaft entgegenwirken  könnte.  Eine  ähnliche  Vorschrift  hat 
bekanntlich  der  §  16  des  Nahrungsmittelfblschungsgesetzes 
von  1879. 

Es  ist  interessant  zu  sehen ,  dafs  nach  dem  letzten  Jahres- 
berichte der  Fabrikinspektoren  (1891  S.  118)  die  Verstöfse 
gegen  das  Truekverbot  jetzt  offenbar  zu  den  Seltenheiten  ge- 
hören; um  so  auffälliger  aber  ist  es,  dafs  die  guten  Lehren 
dieser  Entwicklung  so  rasch  an  den  Menschen  vorübergehen 
konnten,  und  immer  wieder  Gründe  selbst  gegen  ein  geringes 
Mals  civilrechtlichen  Schutzes  aufkommen,  das  man  den  wirt- 
schaftlich ungünstiger  gestellten  Volksklassen  zuwenden  möchte. 
Bedauerlich  ist  es  nicht  minder,  dafs  man  Vorschriften,  deren 
Güte  und  Brauchbarkeit  die  Weisheit  unserer  Vorfahren  längst 
gefunden  hatte,  aus  doktrinärem  Irrtume,  weil  sie  durch 
die  Gewerbefreiheit  „beseitigt"  seien,  zum  alten  Eisen  warf, 
alte  Erfahrungen  mit  syllogistischen  Gründen  wegdemonstrierte, 
wie  der  Abgeordnete  Reich ensp erger  bei  den  Reichstags- 
verhandlungen 1879  einmal  treffend  bemerkte.  Auch  das 
Wucherverbot  hatte  man  1867  beseitigt,  weil  man,  wie  der 
Abgeordnete  Dr.  Dreyer  in  der  Reichstagssitzung  vom 
8.  April  1880  zugab,  aus  „Rechtsirrtum"  annahm,  es  sei  mit 
Aufhebung  einer  Zinsschranke  unmöglich  geworden!  Ein 
ebensolcher  „Irrtum"  war  es  auch,  wenn  er  auch  von  weniger 
verhängnisvollen  Folgen  begleitet  war,  dafs  der  Abgeordnete 
Dr.  Braun  (Wiesbaden)  in  der  Sitzung  vom  10.  Oktober 
1867  die  „Seisachthie"  Solons  für  die  -—  Aufhebung  der  Zins- 
beschränkungen erklärte,  und  das,  was  deren  schroffstes  Gegen- 
stück war,  als  geschichtlichen  Beleg  für  seine  Freihandels- 
lehre verwertete. 

Dies  führt  mich  auf  die  bereits  erwähnten  Verhandlungen 
zu  dem  Zinseszinsengesetze  von  1867  und  dem  Wuchergesetze 
von  1880;  ich  stelle  aus  ihnen  folgende  Äufserungen  zusammen, 
die  mir  durch  ihre  naheliegende  Anwendbarkeit  auf  das  hier 
behandelte  Thema  um  so  bemerkenswerter  erscheinen,  als  der 
Freihandelssturm  Ende  der  sechziger  Jahre  bekanntlich  fast 
alle  civilrechtlichen  Beschränkungen  wirtschaftlicher  Art  hin- 
wegfegte, und  man  auch  1880  nur  mit  einem  gewissen  Zögern 
Schritte  in  entgegengesetzter  Richtung  wagte. 
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Der  Generalstaatsanwalt  von  Schwarze  führte  bei  den 
Verhandlungen  von  1867  (Bd.  I,  S.  331)  zunächst  gegen  die 
Wuchergesetze  aus,  dafs  ihm  wiederholte  Fälle  persönlich  be- 
kannt geworden  seien,  in  denen  die  Schuldner  auf  deren  Wir- 
kung spekulierten,  sich  sozusagen  freiwillig  bewuchern 
liefsen^  um  ihre  Gläubiger  schliefslich  zu  prellen.  Anderer- 
seits aber  müsse  man  beachten,  meinte  er,  dafs  es  entgegen 
dem  allgemeinen  Grundsatze  von  Angebot  und  Nachfrage 
eine  Menge  von  Fällen  im  kleinen  Verkehre  gäbe,  wo 
davon  nicht  die  Rede  sei,  dafs  der  Marktpreis,  die  Nachfrage 
und  das  Angebot  den  Zinsfufs  regele,  sondern  wo  auf  der 
einen  Seite  Not  und  Elend,  auf  der  anderen  Habsucht  und 
Herzlosigkeit  ihn  bestimme.  Der  Abgeordnete  Wagener 
betonte  (S.  336)  die  Gefahr  der  Übermacht  des  Kapitals  und 
seiner  Vereinigung  in  wenigen  Händen,  zumal,  wenn  daneben 
die  politische  Macht  durch  das  allgemeine  Wahlrecht  in  die 
Hand  der  Massen  gleite;  er  forderte  in  Anschlufs  an  einen 
Ausspruch  Friedrichs  des  Grofsen  als  eine  der  ersten 
Pflichten  des  Gesetzgebers  die  Sorge  für  den  armen 
Mann,  in  welchem  Punkte  ihm  der  socialistische  Vertreter 
Dr.  von  Schweitzer  (S.  344)  sehr  nachdrücklich  bei- 
stimmte. 

Was  jenes  Wort  Friedrichs  des  Grofsen  anlangt,  so 
habe  ich  allerdings  eine  völlig  entsprechende  Äufserung  auch 
mit  Hülfe  eines  genauen  Kenners  der  Werke  dieses  Fürsten 
(des  Professors  R.  Kos  er  in  Bonn)  in  dessen  Schriften  nicht 
ausfindig  machen  können;  aber  folgender  Satz  im  Bd.  IX 
(S.  24)  der  von  Preufs  in  Berlin  1848  herausgegebenen 
„Oeuvres  de  Fr^döric  le  Grand**  wird  die  Behauptung 
Wageners  veranlafst  haben.  „Les  lois  qui  regardent  les 
d^biteurs  sont  sans  contredit  Celles  qui  exigent  le  plus  de 
circonspection    et   de  prudence  de  la  part  de   ceux  qui   les 

Sublient  Si  ces  lois  favorisent  les  cröanciers,  la  condition 
es  d^biteurs  devient  trop  dure;  un  malheureux  hasard  peut 
ruiner  ä  jamais  leur  fortune.  Si,  au  contraire,  cette  loi  leur 
est  avantageuse,  eile  altere  la  confiance  publiaue,  en  iniirmant 
des  contrats  qui  sont  fond^  sur  la  bonne  loi.  Ce  juste 
milieu  qui,  en  maintenant  la  validitö  des  contrats,  n'op- 
prime  pas  les  d^biteurs  insolvables  me  parait  la 
pierre  philosophale  de  la  jurisprudenee."^  Allerdings  hat  der 
geistvolle  Herrscher  die  oben  schon  als  unzutreffend  gerügte 
Gegenüberstellung  von  „Schuldnern"  und  „Gläubigern"  bei 
diesem  Ausspruche  nicht  ferngehalten;  auch  geht  dieser  offen- 
bar längst  nicht  so  weit,  wie  Wagen  er  meinte;  aber  er  ist 
deshalb  nicht  minder  wichtig  und  atmet  entschieden  den  für- 
sorglich-landesväterlichen  Geist,  dem  später  das  Allgemeine 
Landrecht  entsprang,   dessen    „grofsartig  socialer  Zug"  *  und 

»  Oiorke  in  Schmoll  er»  Jafirbuch  a.  a.  0.  XIII,  S.  930. 
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dessen  Absicht,  „dafs  dem  wirtschaftlich  Schwachen  ein  mög- 
lichst weitgehender  —  Schutz  des  Staates  zur  Seite  stehe"  *, 
noch  kürzlich  rühmend  hervorgehoben  werden  konnte.  Der 
Abgeordnete  Lasker  hat  bekanntlich  sogar  geglaubt,  von 
dem  „Mifs trauen  gegen  jeden  Darlehnsgeber"  sprechen  zu 
dürfen,  von  dem  das  preufsische  Landrecht  zum  eigenen  Nach- 
teil ausgegangen  sei^. 

-Aus   den  Aktenstücken   und  den  Beratungen  der  gesetz- 

?;ebenden  Körperschaften  über  die  Wucherfrage  teile  ich  noch 
olgendes  mit. 

In  dem  Berichte  der  XII.  Reichstagskommission  von 
1879^,  wie  nicht  minder  in  der  ihr  vorherlaufenden  Beratung* 
wurde  ganz  besonders  das  ethische  Moment  beim  Ein- 
schreiten gegen  die  Ausbeutung  und  die  Pflicht  des  Gesetz- 
gebers betont,  gegen  ein  Gebahren  vorzugehen,  welches,  wie 
der  Wucher,  der  öffentlichen  Moral  in  solchem  Mafse 
widerspräche.  Auch  wurde,  in  Übereinstimmung  mit  der 
Regierungsbeeründung^  die  unerträgliche  Lage  des 
Richters,  dem  Wucher  Arm  und  Schutz  des  Staates  zu 
leihen,  sowie  weiter  der  Gesichtspunkt  erwogen,  dafs  man  den 
Schutz  des  „kleinen  Mannes"  gegen  den  Mifsbrauch 
der  Freiheit  nicht  aul'ser  acht  lassen  dürfe.  Es  wurde 
dabei  auch  auf  die  Kündigungsbefugnis  nach  dem  Bundes- 
gesetze vom  14.  November  1867  hingewiesen,  das  bekanntlich 
dem  Vorbilde  eines  sardinischen  Gesetzes  vom  15.  Januar  1857, 
eines   sächsischen   Gesetzes   vom   24.  Oktober   1864   und    der 

Sreufsischen  Verordnung  vom  12.  Mai  1866  gefolgt  war,  und 
azu  bemerkt,  dafs  sich  diese  Vorschrift  nicht  bewährt  habe. 
Sie  habe  nicht  den  erwarteten  Erfolg  gehabt,  da  beinahe  nie- 
mals von  ihr  Gebrauch  gemacht  sei.  Dies  hat  bekanntlich 
den  Entwurf  eines  B.G.B.  §  358*,  freilich  unter  lebhaftem 
Widerspruche  Baehrs  und  anderer  veranlafst,  diese  Vorschrift 
„mit  der  Absicht,  sie  in  Wegfall  zu  bringen",  zu  übergehen. 
Darüber  hier  noch  einige  Worte  als  Einschaltung,  da  dieses 
Schicksal  einer  „socialen  Rechtsvorschrift**  nicht  unbelehrend  ist. 
Ich  finde  allerdings  auch  keinen  Grund,  von  jener  Rechts- 
regel, nachdem  sie  einmal  Bestandteil  unseres  Recnts  geworden 


1  Eccius  a.  a.  0.  I,  S.  22. 

2  Reichstagsverhandlungen  1880  Bd.  IT,  S.  1224. 

»  Bd.  VI,  S.  1597  ff.    (Auch  Bd.  III  aus  1880  S.  379  ff.) 

*  Bd.  I  aus  1879  S.  740  (Reichensperger),  S.  753  (Freund), 
S.  758  (Dreyer),  S.  765  (Freiherr  v.  Marschall). 

^  Bd.  fll  aus  1880  S.  374.  Man  vergl.  dazu  noch  W.  Röscher, 
System  der  Volkswirtschaft  I,  §  194  a.  A.,  und  K oh  1er,  „Ideale  im 
Recht",  a.  a.  O.  S.  186  und  die  jetzige  Begründung  der  Wuchergesetz- 
novelle. 

•  Begründungen  II,  S.  196;  Planck  a.  a.  O,  S.  409;  Baehrs 
Gegenentwurf  §  388. 
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ist,  wieder  abzusehen  •,  sie  steuert  jedenfalls  neben  dem  sonst 
wohl,  d.  h.  gegen  tibermäfsige  Zinshöhe  ausreichenden  Wucher- 
gesetze von  1880,  der  unsinnigen  Vertragsfreiheit,  unkündbare 
oder  langlaufende  Schulden  mit  einer  Verzinsung  über  6®/o 
einzugehen.  Allein  es  ist  zu  erwägen,  dafs  hypothekarisch 
eingetragene  Lasten  nach  Landesgesetz,  z.  B.  dem  preufsischen 
Gesetze  vom  2.  März  1850  §  91,  fast  überall  in  Deutschland 
schon  bei  Erstreckung  über  30  Jahre  hinaus  unzulässig  sind  ^^ 
und  dafs  von  persönlichen  Schulden,  die  doch  selten  über  ein 
Menschenalter  hinausbestehen,  sich  sozusagen  „verkrümeln" 
und  beim  Erbfalle  (durch  Ablehnung  der  Erbschaft  oder  An- 
tritt unter  der  Rechtswohlthat  des  NachlalJsverzeichnisses) 
leicht  untergehen,  eine  wirkliche  Gefahr  kaum  droht.  Das 
Wuchergesetz  wird,  wie  bereits  angedeutet,  zur  Abwendung 
der  schlimmsten  solcher  Fälle,  d.  h.  unter  den  weiteren  Vor- 
aussetzungen wirklichen  Wuchers,  vollkommen  genügen  und 
ist  wegen  der  dann  möglichen  gänzlichenZinsabstofsung 
ftir  den  Schuldner  auch  viel  verlockender.  Es  ist  ferner  zu 
beachten,  dafs  der  Wucher  ja  gerade  die  kurzen  Rückzahlungs- 
fristen liebt,  oft  ganz  ohne  Kündigung,  auf  jederzeitige  Rück- 
forderung u.  8.  w.  giebt,  um  die  Schlinge  dann  desto  rascher 
zuziehen  zu  können.  Das  Gesetz  von  1867  ist  aufscrdem  zu 
lahm,  weil  der  von  ihm  gewährte  Vorteil  der  Kündigung  doch 
nur  dann  Sinn  hat,  wenn  der  Schuldner  das  Geld  nebst  Zinsen 
anderswo  aufnehmen  kann.  Entweder  wird  das  nun  nur 
der  Fall  sein  unter  gleichschweren  Bedingungen,  —  dann 
kann  er  ja  beim  alten  Gläubiger  bleiben;  oder  er  ist  dazu 
tiberall  nicht  mehr  im  stände,  —  dann  braucht  er  ja  auch 
nicht  mehr  zu  kündigen.  Denn  da  hört  seine  Schuld  über- 
haupt auf,  nach  dem  bekannten  Verse  in  den  Epigrammen 
Marti  als,  11.  Buch  Nr.  3:  „Debet  enira,  si  quis  solvere, 
Sexte,  potest!**  Auch  Goldschmidt  in  seinem  schon  ge- 
nannten Gutachten  fUr  den  VI.  Juristenta^  erklärt  sich  aus 
ähnlichen  Gründen  gegen  diese  „wohlwollende  Bevormundung** 
und  erwähnt,  dafs  man  1865  in  Belgien  ein  entsprechendes 
Gesetz  abgelehnt  habe.  Da  nun  aber  dieses  Beispiel  nach 
Zeit  und  Ort  seiner  Entstehung  nicht  gerade  überzeugend 
wirkt,  so  wird  man  sich,  in  Übereinstimmung  mit  dem  preufsi- 
schen  Justizminister  und   dem   preufsischen  Landesökonomie- 


'  Art.  70  Nr.  3  des  Einfuhrungsgesetzentwurfes  zum  B.  G.  B.; 
Motive  III,  S.  573  und  mein  Gutachten  über  Kentengut  und  Renten- 
princip,  dem  Deutschen  Landwirtschaftsrate  erstattet ;  abgedruckt  auch 
in  dem  Arch.  f.  d.  civ.  Praxis  Bd.  76  S.  377  ff.  —  Die  -iMzulässigkeit« 
bedeutet,  dafs  die  Kündigung  vertraesmäfsig  „nur  wänrend  eines  be- 
Htimmten  Zeitraumes,  welcher  30  Jahre  nicht  übersteigen  darf,  aus- 
geschlossen^ werden  kann:  §  91  cit.,  Abs.  4. 
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koUeg^,  jedenfalls  für  die  Abschaffung  dieses  Rechts- 
satzes auszusprechen  nicht  veranlafst  sehen. 

Die  natürlichen  Heilmittel  der  ökonomischen  Ent- 
wicklung hätten  sich  auf  dem  Felde  des  Wuchers  als  un- 
zulänglich erwiesen,  fährt  der  Bericht  der  XII.  Reichstags- 
kommission fort  (a.  a.  O.  S.  1600),  und  wenn  auch  die 
völlige  Beseitigung  der  Mifsstände  nicht  zu  er- 
warten sei,  so  könne  das  der  Forderung,  den  Mifsbrauch 
der  Zinsfreiheit  unter  Festhaltung  ihres  Grundsatzes  selbst 
zu  unterdrücken,  keinen  Abbruch  thun.  Auch  meinte  die 
Kommission,  dafs  die  damaligen  Hülfs mittel  des  Civil- 
rechts  keinen  genügenden  Schutz  gewähren  könnten.  Ihrer 
Ansicht  schlofs  sich  die  Reichsregierung  im  wesentlichen  an; 
der  Vertreter  des  Reichsjustizamtes,  Dr.  von  Schelling, 
erklärte  in  der  Sitzung  vom  8.  April  1880^,  dafs  die  Ver- 
tragsfreiheit unberührt  bleiben  und  nur  ihrem  Mifsbrauch e 
entgegengetreten  werden  solle.  Not,  Unerfahrenheit  und 
Leichtsinn  sei  der  Punkt,  wo  der  Hebel  an  die  bestehende 
Gesetzgebung  angesetzt  werden  müsse,  und  schon  das  Schliefsen 
der  Kluft  zwischen  Volksgewissen  und  Gesetzbuch,  sowie  die 
Zurückdrängiing  des  Wucners  in  Kreise,  die  selbst  einen  Zu- 
sammenstofs  mit  dem  Strafgesetzbuche  nicht  scheuten,  müsse 
man  als  Gewinn  betrachten. 

Der  Abgeordnete  Graf  von  Bismarck  und  der  bereits 
mehrfach  genannte  unermüdliche  Bekämpfer  des  Wuchers, 
Obertribunalsrat  a.D.  Reichensperger,  traten  diesen  Ge- 
sichtspunkten bei.  Letzterer  erklärte  es  wiederholt^  für  ein 
Mifsurteil,  dafs  die  Justiz  der  Aufdeckung  des 
Wuchers  nicht  gewachsen  sein  sollte.  Vor  allem  aber 
sei  es  erfreulich,  dafs  das  Princip  der  Gerechtigkeit 
jetzt  wieder  hochgehalten  werden  solle.  Von  dieser  Wirkung 
des  „sittlichen  Bannes"  unter  dem  Volke  sprach  auch  der 
Abgeordnete  Schulze-Delitzsch  (S.  570),  der  freilich 
sonst  den  Weg  der  Selbstsorge  und  Selbsthülfe  dem  des 
Strafgesetzes  und  des  Anrufens  der  Polizei  vorziehen  wollte, 
auch  eine  Verschärfung  des  Wuchers  selbst  durch  die 
Verschärfung  seiner  Bestrafung  befürchtete*.  Von 
Kleist-Retzow  forderte  (S.  573),  dafs  das  Gesetz  dem 
Mifsbrauche  wirtschaftlicher  Übermacht  entgegen- 
trete,  und  auch  auf  dem  Gebiete  des  Civilrechts   dem 

>  a.  a.  O.  S.  68  bezw.  S.  257.  Eine  Beurteilung  des  Gesetzes 
durch  den  obenerwähnten  Abgeordneten  Professor  Dr.  Grlaser  (Berlin) 
siehe  snäter 

«  Verhkndhingen  Bd.  I  S.  562  ff.  Zu  vergl.  Lor.  v.  Stein  a.  a.  O. 
S.  36  u.  37. 

8  S.  566  a.  a.  0.  und  Beratuncen  1879  Bd.  I,  S.  743. 

*  Beratungen  1880  Bd.  II,  S.  1214.  Vergl.  dazu  W.  Rosclier  am 
letztang.  0.  §  192  Anm.  7  u.  8. 
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Rechtsbewufstseiii  entsprochen  werde.  Dals  der  staatliche 
Schutz  des  Wuchers  den  Socialismus  aufstacheln  müsse,  hatte 
er  schon  bei  der  ersten  Beratung  (1879,  I.  Bd.,  S.  750)  her- 
vorgehoben. Die  Annahme  einer  „turpis  caussa*'  allein  ge- 
nüge nicht. 

Dieser  letztere  Punkt  fand  auch  in  der  schon  genannten 
Regierungsbegründung*  seine  nähere  Beleuchtung.  Die  civil- 
recntliche  Regelung  sei  bedeutsam  und  durchaus  wünschens- 
wert. Zwai'  sei  allen  Rechtssystemen  der  Grundsatz  gemein- 
sam, dafs  unerlaubte,  gegen  ein  Strafgesetz  verstofsende  Hand- 
lungen keine  Rechte  für  die  Handelnden  begründeten;  aber 
es  herrschten  in  dessen  Durchführung  nicht  unerhebliche  Ab- 
weichungen, und  jedenfalls  sei  hier  Raum  für  erhebliche  Be- 
denkon. Insbesondere  seien  in  der  französischen  Rechts- 
wissenschaft erheblich  von  einander  sich  unterscheidende  Auf- 
fassungen vertreten.  Da  keinenfalls  die  civilrechtlichen  Sätze 
gegen  den  Wucher  zu  einer  Bereicherung  des  Schuldners 
nihren  dürften,  so  wurde  auch  der  Einziehung  strafrechtlich 
verbotener  Gewinne  durch  den  Fiskus  nach  preufsischem 
Rechte  gedacht  (A.L.R.  I,  16,  §  172  und  173),  wofür  übrigens 
der  Abgeordnete  von  Kleist-Retzow  in  der  zweiten  Be- 
ratung ausdrücklich  eintrat  (Bd.  H  aus  1880,  S.  845). 

In  dieser  letzteren  (S.  827  ff.)  betonte  der  Berichterstatter 
Abgeordneter  Freiherr  von  Marschall  die  Notwendigkeit 
eines  weiten  richterlichen  Ermessens,  und  zwar  so 
sehr,  dafs  der  Abgeordnete  Graf  von  Bismar  ck  meinte  (S.  829), 
der  Gesetzgeber  solle  wohl  zu  Gunsten  der  Unumschränkt- 
heit des  Richters  abdanken ;  und  das,  obwohl  der  Abgeordnete 
Dr.  Dreyer  bei  der  ersten  Beratung  gleichfalls  schon  diese 
Notwendigkeit  ins  Licht  gesetzt  hatte*.  Der  Abgeordnete 
Pfafferot  erklärte  (S.  831),  Wucherer  und  Bewucherter 
„seien  meist  beide  einander  wert",  während  Lasker  seiner- 
seits bemängelte,  dafs  das  Gesetz  sich  nur  gegen  den  Dar- 
lehnswucher  richten  solle,  und  das  System  des  preufsischen 
Rechts  bespöttelte,  wonach  „alles,  was  in  Sünden  geboren  ist, 
demjenigen  geleistet  werden  mufs,  dessen  Magen  so  sündhafte 
Dinge  vertragen  kann,  nämlich  dem  Fiskus".  Die  Bestim- 
mungen der  civilrechtlichen  Folgen  des  Wucherverbotes  gaben 
übrigens  zu  den  verschiedenartigsten  Bedenken  Anlafs,  die 
aber  den  Vorteil  boten,  die  Gültigkeit,  bezw.  Ungültigkeit  der 
erwucherten  Forderung  in  dritter  Hand  klarzustellen 
(S.  840,  844,  853),  Die  gänzliche  Unverzinslichkeit,  die  aller- 
dings von  faulen  Schuldnern  ausgenutzt  werden  könne,  solle 
f^ewissermafsen  „in  odio  furum"  festgesetzt  werden,  was  frei- 
ich  nicht  ohne  Widerspruch  blieb  (S.  1221  —  Abg.  Witte). 


»  Bd.  m  aus  1880  S.  375. 
2  Bd.  I  aus  1879  S.  758. 
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Allgemeine  Bemerkungen  hatte  hierüber  schon  bei  der  ersten 
Beratung*  der  Abgeordnete  Dr.  Dreyer  gemacht.  Er  be- 
merkte, dafs  bereits  J.  St.  M  i  1 1  *  auf  die  erheblichen  Schwierig- 
keiten hingewiesen  habe,  die  eine  gegen  den  Wucher  sich 
richtende  Ausgestaltung  des  Straf-  und  Civilrechts  bereite; 
besonders  sei  das  auch  bei  der  Beratung  über  das  einschlagende 
französische  Gesetz  von  1850  hervorgetreten.  Es  früge  sich, 
wie  man  verhüten  solle,  dafs,  wenn  man  auf  einer  Seite  dem 
Gläubiger  zu  Leibe  gehe,  auf  der  anderen  Seite  dem  bös- 
willigen Schuldner  die  Gelegenheit  eröffne,  das  Strafgesetz 
und  die  Staatsanwaltschaft  dazu  zu  mifsbrauchen ,  um  sich 
durch  Chikane  seiner  Verbindlichkeit  zu  entziehen.  In  Frank- 
reich habe  man  deshalb  erwogen,  ob  man  nicht  geradezu  be- 
stimmen solle,  dafs,  wer  ein  Strafurteil  veranlafst  habe,  damit 
auf  civilrechtliche  Hülfe  Verzicht  leiste.  —  Der  Grundsatz, 
mit  dem  man  brechen  müsse,  sei  der,  dafs  Verträge  zu  halten 
seien.  Abgesehen  von  der  Anfechtung  wegen  Irrtums  und 
Zwanges  biete  sich  aber  die,  auch  von  österreichischen  Juristen 
verwertete  Analogie  der  laesio  enormis  dar,  und  das 
französische  Recht  biete  im  Art.  484  des  Code  civil  ein  treff- 
liches Vorbild®. 

In  der  dritten  Beratung  (Bd.  II,  S.  1212)  betonte  der 
Abgeordnete  Marcard  nochmals  die  ethische  Bedeutung  der 
Wucherbestrafung  und  der  an  sie  geknüpften  civilrechtHchen 
Folgen  (S.  1216),  und  während  der  Abgeordnete  Witte 
(Schweidnitz)  in  diesem  Punkte  mit  dem  Rechte  der  „un- 
erlaubten Handlungen"  glaubte  auskommen  zu  können 
(S.  1219  ff.),  erklärte  Abgeordneter  Kiefer  ein  Wuchergesetz 
ohne  civilrechtliche  Bestimmungen  für  „verfehlt,  zwecklos 
und  lückenhaft"  (S.  1222)  *,  hielt  auch  die  Ausscheidung  einer 
sachlich  gerechtfertigten  Zinsvergütung,  statt  der  gänzlichen 
ün verzinslichkeit  der  Wucherforderung,  für  praktisch  un- 
thunlich. 


»  Bd.  I  aus  1879  S.  758  u.  759.  Über  Vertraffsfreiheit  und  die 
Unverbrüchlichkeit  der  Verträge  verbreitet  sich  in  diesem  Zusammen- 
hange auch  L.  v.  Stein  a.  a.  O.  S.  24. 

*  Vermutlich  ist  die  in  Roschers  System  I,  §  193  Anm.  6  ab- 
gedruckte Stelle  der  pPrinciples"  (V,  eh.  10,  2)  gemeint:  „Thus  re- 
warding  men  for  obtaining  the  property  of  others  by  false  promises,  and 
then  not  only  refusing  i)ayment,  but  invoking  legal  penalties  on  those, 
whe  havc  helped  them  in  their  need." 

*  Abs.  2  desselben,  von  dem  „mineur  non  emancip^^  handelnd, 
lautet:  „A  l'6gard  des  obligations  qu'il  aurait  contract^es  par  voie 
d^achats  ou  autrement,  elles  seront  reductibles  en  cas  d'excös:  les  tri- 
bunaux  prendront,  k  ce  sulet,  en  consid^ration  la  fortune  du  mineur, 
la  bonne  ou  mauvaise  fei  des  personnes  qui  auront  contractu  avec  lui, 
Tutilit^  ou  rinutilit6  des  d^penses.''  —  Also  §  301  u.  302  unseres  Straf- 
gesetzbuches auf  civilrechtlichem  Gebiete. 

*  Ebenso  nachdrücklich  tritt  Lorenz  v.  Stein  a.  a.  O.  S.  195 
dafür  ein. 
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Vielleicht  interessiert  es,  in  diesem  Zusammenhange  den 
Wortlaut  von  §  8  und  9  des  österreichischen  Wuchergesetzes 
vom  28.  Mai  1881  mitgeteilt  ^  zu  sehen,  welcher  dem  §  2  des 
zunächst  nur  für  Galizien,  Lodomirien,  Krakau  und  die 
Bukowina  erlassenen  Gesetzes  vom  19.  Juli  1877  nachgebildet 
ist.  §  8  lautet:  „Der  Strafrichter  hat  das  Geschäft,  wegen 
dessen  die  Verurteilung  erfolgt,  als  nichtig  zu  erklären,  und, 
wenn  die  Ergebnisse  des  Strafverfahrens  ausreichen,  zu  er- 
kennen, dafs  das  von  dem  Kreditgeber  und  Kreditnehmer 
gegenseitig  Geleistete  samt  gesetzlichen  Zinsen  vom  Tage  der 
Leistung  an  zurückzuerstatten  ist.  Ergiebt  sich  aus  der  Be- 
rechnung der  gegenseitig  zurückerstatteten  Beträge  ein  Mehr- 
anspruch für  den  Kreditgeber,  so  haftet  hierfür  die  für  die 
vertragsmäfsige  Forderung  erworbene  Sicherstellung.  Reichen 
die  Ergebnisse  des  Strafverfahrens  zur  Fällung  des  Erkennt- 
nisses über  die  Rechtsfolgen  der  Vernichtung  des  Geschäftes 
nicht  aus,  so  erfolgt  unter  Aufrechterhaltung  der  erworbenen 
Sichei*stellung  die  Verweisung  auf  den  Civilrechtsweg,  welcher 
in  diesem  Falle  sowohl  dem  Privatbeteiligten  als  dem  An- 
geklagten oflFensteht"  —  Und  weiter  §  9:  „Im  Falle  der  Ver- 
weisung auf  den  Civilrechtsweg,  sowie  wenn  der  Privat- 
beteiligte auf  Grund  des  §  372  der  Str.  Pr.  O.  den  Civilrechts- 
weg betritt,  hat  der  Civilrichter  über  die  Rechtsfolgen  der 
Vernichtung  des  Geschäftes  gleichfalls  nach  den  im  §  8  fest- 
gestellten Grundsätzen  zu  entscheiden.^ 

Aus  dem  weiteren  Verlaufe  der  oben  mitgeteilten  Ver- 
handlung möchte  ich  schliefslich  nur  noch  zwei  Äufserungen 
des  Abgeordneten  Professors  Dr.  Beseler  (S.  1228  und  1229) 
erwähnen,  die  die  mit  der  Wucherfrage  eng  zusammen- 
hängende Beschränkung  der  allgemeinen  Wechselfkhigkeit  be- 
trafen. Beseler  erklärte:  „Ich  bin  an  und  für  sich  nicht  der 
Meinung,  dafs  man  sich  scheuen  soll,  allgemeine  Rechte  zu 
beschränken,  wenn  das  Bedürfnis  nachgewiesen  ist.  Ich  bin 
kein  Bewunderer  der  allgemeinen  Fremeitsrechte  ohne  das 
notwendige  Mals  ihrer  Beschränkung  nach  dem  Bedürfnisse; 
aber  allerdings  das  verlange  ich,  wenn  eine  Beschränkung 
des  allgemeinen  Rechts  stattfinden  soll,  dann  mufs  das  Be- 
dürfnis dafür  auf  das  Bestimmteste  und  Unwiderleglichste 
nachgewiesen  werden.**  Und  sodann :  „Ein  Antrag  dieser  Art 
[auf  Aufhebung  der  allgemeinen  Wechselfäliigkeit]  scheint 
mir   eingegeben  zu  sein  von  dem  gewifs  humanen  Bestreben, 


1  Sonstiges  gesetzliches  Material  bict(>t  jetzt  die  Regrüudung  zur 
Wuchcrgesetznovelle.  —  Im  §  1  des  österreichischen  Gesetzes  und. dann 
später  nochmals  in  dem  neuesten  Zwangs  Vollstreckungsgesetze  Öster- 
reichs vom  10.  Juni  1887  g  18  (Aufhebung  einer  Zwangsversteigerung 
wegen  laosio  enormis)  ist  der  Begriff  des  „wirtschaftlichen  Ver- 
derbens" in  die  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  eingeführt. 
Vergl.  darüber  Stoinbach,  I)a.s  Gesetz  vom  10.  Juni  1887,  S.  84  ff. 
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durch  Bevormundung  das  Volk  wider  seinen 
Willen  glücklich  zu  machen.  Dagegen  habe  ich  mich 
erhoben  und  mit  gutem  Mute  die  Freiheit  und  das  ge- 
meine Recht  vertreten." 

Weit  mehr  in  dem  Sinne  und  der  Richtung  dieser  Be- 
merkungen, als  in  dem  des  übrigen  Teiles  der  Reichstags- 
beratungen bewegen  sich  die  diesen  kurz  vorherlaufenden 
Verhandlungen  des  preufsischen  Landtages  über  das  Wucher- 
unwesen*; der  manchesterliche  Standpuunkt  hatte  hier  auf- 
feUigerweise  noch  weit  entschiedener  die  Oberhand.  Sie 
knüpften  an  eine  Interpellation  des  Abgeordneten  Freiherrn 
von  Schorlemer  an,  der  in  seiner  Rede  viel  interessantes 
thatsäcliliches  Material  bot,  auch  die  wucherfeindlichen  Be- 
strebungen der  Raiffeisenschen  und  Schulzeschen 
Genossenschaften  beleuchtete  und  sich  darauf  berief,  dafs  man 
durch  Bestrafung  des  Wuchers  dem  Rechtsgefühle  der  Leute 
entgegenkommen  und  dem  Wucherer  den  Schutz  der  Rechts- 
ordnung versagen  müsse. 

Bemerkenswert  waren  besonders  die  Äufserungen  der 
Abgeordneten  von  Meyer  (Arnswalde)  und  Professor  Dr. 
Nasse  (Bonn).  Ersterer  sagte  (S.  37):  „Ich  meinte,  es  müsse 
der  Charakter  der  ganzen  Gesetzgebung  sein,  die  Schwachen 
gegen  die  Starken  zu  schützen.  Indessen  habe  ich  mich  über- 
zeugt, dafs  das  wohl  eine  veraltete  Anschauung  aus  dem  stän- 
dischen Polizeistaat  war,  in  dem  ich  aufgewachsen  bin,  und 
dessen  Traditionen  noch  heute  zu  hegen  ich  mir  als  einen 
besonderen  Vorzug  anrechne."  Nachdem  er  sodann  an  die 
„schmachvolle  Verpflichtung  des  Richters,  dem  Wucherer  beim 
Fellabziehen  zu  helfen",  erinnert  hatte,  setzte  er  hinzu:  „Wenn 
diese  Gesetze  [der  Freihandelsrichtung]  die  Socialdemokratie 
nicht  erzeugt  haben,  so  haben  sie  sie  doch  grofs  gesäugt." 
Und  der  gefeierte  Volkswirtschaftslehrer  Dr.  Nasse  bekannte 
(S.  52):  „Ich  und  meine  Freunde,  wir  freuen  uns,  dafs  die 
Richtung  der  neueren  Gesetzgebung  mehr  dahin  geht,  den 
Schwachen  gegen  den  Kräftigen  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
zu  schützen  und  ihn  zu  stärken  durch  staatliche  Hülfe."  Von 
Zinsbeschränkungen,  im  Gegensatze  zum  eigentlichen  \^'ucher- 
begriffe  könne  aber  deshalb  doch  keine  Rede  sein.  Über  den 
Gesichtspunkt  der  Unerlaubtheit  wegen  Verstofses  gegen  die, 
guten  Sitten  sprach  er  sich,  freilich  wohl  mit  Verkennung  der 
wesentlich  negativen  Seite  dieses  Rechtssatzes  (s.  o.), 
folgendermafsen  aus:  „Dem  freien  Ermessen  des  Richters 
können  wir  doch  unmöglich  überlassen,  zu  entscheiden,  ob  ein 
Geschäft  moralisch   verwerflich    ist   oder   niclit-,   wir  würden 

'  Verliandhuigoii  1878/79  Bd.  I,  S.  30  ff.  —  Auch  in  die  He- 
ratungen der  ersten  badischen  Kammer  warf  die  Bewej^ung  ihre  Wollen-, 
vergl.  die  Sitzung  vom  31.  Januar  1879. 
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dadurch  der  reinsten  Willkür  der  richterlichen  Entscheidung 
Thtir  und  Thor  öffnen  und  in  der  That  einer  Willkür  der 
allerbedenklichsten  Art;  denn  es  kann  keine  schlimmeren 
Tyrannen  geben,  als  die,  welche  sittliche  Gebote,  die  ihrer 
Natur  nach  nicht  erzwungen  werden  können,  hinsichtlich 
deren  eine  scharfe  Grenze  des  Erlaubten  und  Unerlaubten, 
eine  objektive  Grenze  nicht  zu  ziehen  ist,  —  wenn  eine  solche 
Handlungsweise   erzwungen   werden   soll  durch  Strafgesetze." 

Zu  schroffem  Widerspruch  erhob  sich  gegen  die  damaligen 
Bestrebungen,  den  Wucher  gesetzlich  einzudämmen,  auch  ein 
Teil  der  sog.  „öffentlichen  Meinung"  in  den  tonangebenden 
liberalen  Blättern,  von  denen  der  Interpellant  bei  der  zweiten 
Beratung  (Bd.  I,  S.  641)  eine  interessante  Blutenlese  vorlegte; 
sie  wurden  beispielsweise  von  der  „Kölnischen  Zeitung"  als 
„leichtfertige  Volksaufwiegelei"  bezeichnet.  In  merkwürdiger 
Verblendung  wurde  eben  damals  noch  bekämpft,  was  wir  jetzt 
als  erfreulichen  und  gesicherten  Besitz  unserer  Rechtsordnung 
einverleibt  haben!  Der  Abgeordnete  Lasker  warf  derzeit 
das  Wort  „Hospitalanschauung"  in  die  Debatte,  was 
vielleicht  besser  als  manches  andere  die  Gegensätze  in  den 
Strömungen  von  damals  und  heute  kennzeichnet ;  und  der  Ab- 
geordnete Dr.  Meyer  (Breslau)  brach  daftlr  mit  folgenden 
Worten  eine  Lanze  (S.  3ü):  „Ich  behaiipte,  dafs  die  Gesetz- 
gebung in  erster  Linie  die  Pflicht  hat,  für  das  Bedürfnis  der 
ordentlichen,  tüchtigen  und  vorwärtsstrebenden  Leute  zu  sor- 
gen;" zugeben  wolle  er,  dafs  man,  „wenn  man  Zeit  und 
Gelegenheit  hat,  —  auch  flir  den  Schutz,  für  die  Bevor- 
mundung solcher  Leute  [die  nicht  einmal  geeignet  sind,  ihr 
Bedürfnis  selbst  zu  beurteilen]  etwas  zu  thun"  habe.  Der 
schon  mehrfach  genannte  Abgeordnete  Reichensperger 
machte  dagegen  auf  den  wunderlichen  Widerspruch  im  da- 
maligen Rechtsleben  aufmerksam  (S.  657  a.  a.  O.),  wonach 
ein  Notar,  der  wucherliche  Verträge  aufnahm,  discipliniert 
wurde,  während  der  Wucherer  frei  ausging,  und  bemerkte: 
„Die  Not,  der  Leichtsinn,  die  Unerfahrenheit  [sind]  das  Ve- 
hikel, mit  dem  sie  [die  Ausgebeuteten]  vor  den  Triumphwagen 
des  Wucherers  gespannt  werden!" 

Übrigens  hatten  bereits  im  Jahre  1866  diese  Fragen  das 
preufsische  Abgeordnetenhaus  bewegt;  es  galt  damals,  wie 
mansagte^,  den  „Grundbesitz  von  denFes sein  derWucher-«^ 
gesetzgebung  zu  emancipieren".  Diese  Äufserung  ist, 
wie  die  oben  aus  den  Reichsgerichtsentscheidungen  (IV,  S.  53) 
mitgeteilte,  allerdings  weniger  ungeheuerlich,  wenn  man  sich 
vergegenwärtigt,  dafs  man  damals  den  Wucher  freigab  und 
die  Zinsfreiheit  meinte.  Eine  der  derzeitigen  Bemerkungen 
des  Abgeordneten   Dr.  John  ist  oben  schon  wiedergegeben; 

«  Bd.  I  der  Anlagen  aus  1866  S.  296. 
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seine  warnende  Stimme  erhob  damals  nur  der  Abgeordnete 
Reichensperger,  der,  unter  Hinweis  auf  den  ßechts- 
satz  von  der  laesio  enormis,  die  gleichfalls  früher  be- 
reits mitgeteilten  Worte  sprach^.  Nur  zögernd  trat  ihm  der 
Abgeordnete  Professor  Dr.  Glaser  (Berlin)  bei  (S.388);  ich 
will  seine  Aufserungen  hier  noch  anflihren,  weil  sie  sich  zu- 
gleich auf  das  oben  besprochene  Bundesgesetz  von  1867  be- 
ziehen. Er  bemerkte,  der  Wucher  bestehe  noch  trotz  Auf- 
hebung der  Zinsbeschränkungen  fort;  denn  es  sei  „auf  diese 
Weise  gar  kein  Mittel  mehr  vorhanden,  um  demjenigen,  der 
sich  in  Notverhältnissen  befindet  oder  in  Unkenntnis,  auf  irgend 
eine  Weise  einen  Schutz  gegen  Bedrückung  zu  gewähren.  — 
Das  Einzige,  was  sie  [die  Rechtsordnung]  in  dieser  Beziehung 
vorkehrt,  dafs  nämlich  ein  solches  Kapital  gekündigt  und  zu- 
rückgezahlt werden  kann  binnen  einer  gewissen  Zeit,  ist  eine 
ganz  unzulängliche  Hülfe,  weil  es  sich  bei  solchen  Darlehen 
gar  nicht  einmal  um  langdauernde  Kontrakte,  sondern  um 
kurze  Kontrakte  handelt,  und  durch  diese  die  Not  und  die 
Unwissenheit  ausgebeutet  ist,  ehe  auf  diesem  Wege  Hülfe  ge- 
schaffen werden  kann."  Das  Naturgesetz  des  Angebots  und 
der  Nachfrage  müsse  sich  den  „höheren  Zwecken  der  Sittlich- 
keit unterordnen".  —  Aber  solche  Stimmen  verhallten  damals 
ungehört ;  erst  13  Jahre  mufsten  darüber  hingehen ,  um  über 
den  begangenen  „Irrtum"  aufzuklären,  und  die  Lehrzeit  scheint 
auch  jetzt  noch  nicht  vorüber,  denn  in  der  Praxis  erregt  der 
Wucherbegriff  immer  noch  eine  gewisse  Unbehaglichkeit;  man 
steht  ihm  zum  Teil  noch  fremd  und  spröde  gegenüber,  und 
das  hindert  selbstredend  am  meisten  seine  kräftige  Durchfüh- 
rung im  Rechtsleben  ^.  Mit  anderen  Worten,  die  manchester- 
liche Lehre  hat  sich  noch  lange  nicht  in  der  Jurisprudenz 
ausgelebt;  ja,  sie  droht  im  Entwürfe  des  B.Gr.B.,  wenigstens 
nach  manchen  Richtungen  hin,  sich  zu  neuer  Kraft  aufzuraffen. 
Um  so  freudiger  ist  deshalb  der  augenblickliche  Versuch 
der  Reichsregierung  zu  begrüfsen,  durch  einen  dem  Reichs- 
tage am  23.  Dezember  1892  vorgelegten  „Entwurf  eines  Gre- 
setzes,  betreffend  Ergänzung  der  Bestinmiungen  über  den 
Wucher",  auf  jener  seit  dem  Jahre  1880  wiedereingeschlagenen 
Bahn  weiter  vorwärts  zu  schreiten®.     Freilich  kann   ich    hier 


1  S.  385  und  386  Bd.  I  der  Verhandlungen  von  1866. 

'  Statistisches  bieten  die  Begründungen  der  Wuchergesetznovelle. 
Ebenso  die  Mitteilungen  vom  Kommissar  des  Reicbsjustizamtes, 
Dr.  Hagens,  zu  den  Reichsta^sverhandlungen  1887/88,  Anlagen,  Bd.  4 
S.  720 ;  und  selbstredend  die  wichtigen  Veröffentlichungen  des  ^Vereins 
far  Socialpolitik",  Bd.  35.  Die  Schrift  von  L.  Caro,  Der  Wucher, 
konnte  ich  noch  nicht  berücksichtigen. 

*  Pf  äff  a.  a,  O.  S.  162  Anm.  2  bezeichnet  dies  als  Anfang  der 
heute  vielfach  besprochenen  ,,socialistischen  Idee",  überall  dort  Wucher 
anzunehmen,  wo  kein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Leistung  und  Gegen- 
leistung bestehe. 
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nur  ganz  kurz  mich  darüber  aussprechen,  da  nach  dem  im 
§  8  Auseinandergesetzten  die  juristische  Inaugriffnalime  des 
Wuchers  mit  der  Frage  einer  socialeren  Regelung  des  Woh- 
nungsmietvertrages keinen  unmittelbaren  Zusammenhang  hat. 

Im  wesentlichen  soll  die  Neuerung  in  der  Ausdehnung 
des  Begriffes  vom  stratbaren  Wucher  auf  Rechtsgeschäfte 
„anderer  als  der  in  §  302  a  [Str.G.  B.]  bezeichneten  Art"  be- 
stehen für  den  Fall,  dafs  die  Ausbeutung  gewerbs-  oder  ge- 
wohnheitsmäfsig  erfolgt.  Sie  enthält  also  insofern  eine  Ab- 
schwächung  des  Baehr  sehen  Vorschlages ,  knüpft  aber  dann 
an  den  betreffenden  Thatbestand  die  weit  schärferen  Folgen 
des  bisherigen  Wuchergesetzes.  Denn  es  liege,  heifst  es  S.  7 
der  Begründungen ,  „in  der  Natur  des  Wuchers,  der  an  be- 
stimmte juristische  Formen  nicht  gebunden  ist,  dafs  er,  aus 
dem  einen  Gebiet  verbannt,  sich  alsbald  eines  anderen 
bemächtigt**.  Eine  wirksame  Abhülfe  könne  deshalb  nur  von 
der  Erstreckung  des  Wucherbegriffes  auf  Rechtsgeschäfte  jeg- 
licher Art  erhofft  werden.  Aus  diesen  Begründungen  ist  be- 
sonders noch  der  Inhalt  einer  Eingabe  des  „Vereins  gegen 
den  Wucher  im  Saargebiet"  bemerkenswert,  über  den  der 
Reichstag  im  Jahre  1888  bereits  verhandelt  hat.  Und  sehr 
treffend  sind  die  a.  a.  O.  von  den  Begründungen  an  diese 
Eingabe  angeknüpften  Worte,  die  ich,  weil  sie  wieder  die  innere 
Beziehung  aller  hier  und  bei  der  Wohnungsfrage  auftauchen- 
den rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Zweifelspunkte  ins  Licht 
setzen,  im  folgenden  wiedergeben  möchte.  „Man  wird  sieh 
allerdings  nicht  der  Hoffnung  hingeben  dürfen,  dafs  durch 
solche  oder  ähnliche  gesetzliche  Vorschriften  der  Wucher  in 
seiner  Wurzel  getroffen  werden  könnte.  Im  allgemeinen  er- 
scheint der  Wucher  als  eine  Folge  bereits  vorhandener  wirt- 
schaftlicher Gebrechen:  Notstände  in  den  Erwerbs-  und  Ab- 
satzverhältnissen, Zwerggüterwirtschaft,  Mangel  an  gesundem 
Kredit  auch  ohne  Vorhandensein  eines  wirklichen  Notstandes, 
Hang  der  Bevölkerung  zu  übermäfsigen  Ausgaben,  fehlende 
Thatkraft  und  Intelligenz  bereiten  in  der  Regel  den  Boden 
vor,  auf  welchem  der  Wucher  gedeiht.  Insoweit  wird  die 
wirksamste  Bekämpfung  des  Übels  in  der  thunlichen  Beseiti- 
gung jener  Mifsstände  zu  erblicken  sein,  und  diese  mufs  in 
erster  Linie  erhofft  werden  von  der  weiteren  Entwicklung 
der  privaten,  insbesondere  der  Vereins-  und  genossenschaft- 
lichen Thätigkeit,  von  der  Förderung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  der  Hebung  der  Gesittung  und  Bildung  in  den 
von  Wucher  heimgesuchten  Gegenden.  Wenn  indessen  diese 
Aufgaben  im  allgemeinen  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung liegen,  so  wird  diese  gleichwohl  darauf  Bedacht 
nehmen  müssen,  zur  Erreichung  jener  Ziele  auch  ihrerseits 
wenigstens  mitzuwirken."   — 

Der  Vollständigkeit  halber  mag  hier  noch  erwähnt  sein, 
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daCs  auch  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  ^  in  seiner  Plenar- 
Versammlung  von  1889  sich  mit  der  Ausdehnung  des  Wucher- 
gesetzes in  der  Richtung  des  sog.  Grundstückswuchers 
befafst  hat;  aus  ihr  scheint  mir  die  Bemerkung  des  jetzigen 
Reichsgerichtspräsidenten  von  Öhlschläger  mitteilenswert 
(Jahrgang  XIII,  S.  618).  Er  sagte  u.  a.:  „Bei  derartigen 
Kuren  besteht  immer  eine  gewisse  Gefahr,  dafs  man  den  Herd 
der  Krankheit  auf  einen  anderen  Punkt  verlegt;  man  giebt 
eine  Medizin,  die  bezüglich  der  zu  beseitigenden  Krankheit 
vielleicht  wirkt,  die  aber  demnächst  an  einer  anderen  Stelle 
eine  vielleicht  noch  schlimmere  Krankheit  hervorruft.  Dieser 
Gefahr  ist  auch  der  vorliegenden  Frage  gegenüber  der  Gesetz- 
geber ausgesetzt."  Der  Redner,  damals  noch  Staatssekretär 
des  Reichsjustizamtes,  fügte  dann  eine  Warnung  hinzu,  die 
bei  den  derzeit  gestellten  Anträgen  ganz  besonders  angezeigt 
war,  nämlich  (S.  619),  in  dieser  Angelegenheit  nicht  zu  sehr 
ins  einzelne  zu  gehen,  weil  dann  nur  specielle  Formen  des 
Wuchers  getroffen  würden,  und  hierdurch  „in  einem  halben 
Jahre  das  Gesetz  vollständig  wirkungslos"  werde,  denn  als- 
bald bilde  sich  der  Wucher  andere  Formen.  Auch  meint 
von  Öhlschläger,  man  werde,  wie  im  landesüblichen  Zius- 
fufse  beim  Darlehnswucher,  einen  ähnlichen  Mafsstab  auch 
„linden  können  bei  lästigen  Verträgen  über  Sachen,  die  einen 
Marktpreis  haben;  wollte  man  aber  die  Straf bestimmung 
ausdehnen  auf  alle  onerosen  Verträge  ohne  Ausnahme,  so 
könnte  man  mit  der  Wahl  des  Mafsstabes  leicht  in  eine  Sack- 
gasse geraten ,  wenn  man  nicht  auch  den  legitimen  Verkehr 
stören  und  in  die  Gefahr  einer  Bestrafung  bringen"  wolle. 
Einer  der  besten  Kenner  unserer  agrarischen  Verhältnisse, 
Landesdirektor  von  Hammerstein  in  Hannover,  bemerkte 
dann  noch  im  Laufe  der  Verhandlung,  dafs  der  Grundstücks- 
wucher nur  ein  Erzeugnis  ungesunder  Grundbesitzverhältnisse 
sei ;  mit  ihrer  Heilung  werde  auch  jener  wieder  verschwinden. 
Dafs  die  jetzigen  Wucherverhandlungen  im  Reichstage 
auf  eine  Eingabe  des  „Vereins  gegen  Wucher  im  Saargebiete" 
zurückgehen,  ist  bereits  bemerkt.  Der  Verein  machte  damals 
geltend*,  dafs  seine  an  sich  allerdings  erfolgreiche  Thätigkeit, 
die  wirtschaftliche  Selbsthülfe  auf  die  Dauer,  zumal  wenn  die 
erste  Begeisterung  nachlassen  sollte,  ohne  gesetzliche  Be- 
kämpfung des  Wuchers  beim  Cessions-  und  Viehtauschhandel 
und  bei  der  Viehleihe  nicht  ausreiche;  und  dafs  der  ge- 
werbsmäfsige  Grundstückshandel,  da  ihm  das  eigentliche  Ele- 


^  Vergl.  auch  noch  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  preu- 
fsischen  Landesökonomiekollegiums  von  1889  S.  899  und  an  den  dort 
angegebenen  Stellen.    Berichterstatter  war  Prof.  G-ierke. 

■  Verhandlungen  des  Reichstags  1887/88,  Anlagen,  Bd.  IV,  Akten- 
stück 172,  S.  725. 


Digitized^y'GoOgle 


132  XII  3. 

ment  des  Handelsbegriffes,  die  ortsverändernde  Vermitt- 
lung, fehle,  überhaupt  wirtschaftlieh  und  rechtlich  ungerecht- 
fertigt sei  (S.  727).  Man  vermisse  beim  Cessionshandel  das 
Verbot  der  lex  Anastasiana,  obwohl  sich  nicht  verkennen 
lasse,  dafs  es  manches  Bedenkliche  habe.  Es  finden  sich 
weiter  in  jener  Eingabe  zwei  charakteristische  Bemerkungen, 
von  denen  die  erste  wie  für  das  Mieterelend,  den  sog.  Miet- 
wucher in  gröfseren  Orten,  geschrieben  zu  sein  scheint: 
„Schlechte  Witze  über  den  ,dümmsten  Bauer'  sind  billig  flir 
jenen,  der  die  ganze  trostlose  Lage  dieser  Armen,  ihre  künst- 
lich und  planmäfsig  herbeigeführte  wirtschaftliche  Sklaverei 
nicht  kennt"  (S.  726).  Und  weiter  die  gewifs  nicht  ohne 
weiteres  abzuweisende  Frage:  „Wenn  einmal  der  Grundsatz, 
dafs  bei  Verträgen  die  Preisbestimmung  für  Angebot  und 
Nachfrage  nur  durch  das  freie  Walten  des  Parteiwillens  er- 
folgt, beim  Darlehnsvertrage  aus  höheren  Gründen  und  zum 
Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  gegen  die  wirtschaftlich 
Starken  eingeschränkt  ist,  was  hindert  denn  daran,  bei  allen 
anderen  belastenden  Verträgen  aus  denselben  höheren  Grün- 
den eine  gleiche  Beschränkung  eintreten  zu  lassen?" 

Auch  die  damalige  XII.  Kommission  meinte  in  ihrem  Be- 
richte (S.  721  a.  a.  O.),  dafs  es  gewifs  nicht  unmöglich  sei, 
die  Thatsache  des  „Mifsverhältnisses  der  Leistungen '^  festzu- 
stellen, und  dafs  die  Sache  ebenso  wie  beim  Betrüge  liege. 
Die  Merkmale  der  Ausbeutung  erschöpften  sich  aber  keines- 
wegs schon  in  diesem  Mifsverhältnisse ,  „vielmehr  müsse  die- 
selbe aufserdem  aus  gewissen  begleitenden  Umständen  erkannt 
werden.  Schliefslich  komme  es  vor  allem  darauf  an ,  auf 
die  wucherische  Gesellschaft  einen  heilsamen 
Druck  auszuüben;  im  übrigen  könne  man  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  ruhig  dem  freien  Ermessen  des  Richters 
überlassen,  selbst  wenn  es  diesem,  wie  auch  bei  anderen  Ver- 
gehen, z.  B.  bei  der  Beleidigung,  einen  sehr  weiten  Spielraum 
gewährte".  Bei  der  Verhandlung  im  Reichstage  selbst,  am 
8.  März  1888^,  betonte  der  Abgeordnete  Schrader  dann 
wieder  als  „aufserordentlich  bedenklich"  das  „diskretionäre 
Ermessen  der  Gerichte" ;  die  Gesetzgebung  werde  hier  über- 
haupt nur  ein  sehr  beschränktes  Feld  finden.  — 

Mag  man  nun  zu  all  diesen  zahlreichen  Erwägungen  des 
Für  und  Wider  stehen  wie  man  will,  —  immer  wird  man  aus 
dem  Geiste  der  Bestimmungen,  die  im  Gesetze  vom  24.  Mai 
1880  längst  Rechtens  geworden  sind,  auch  den  Mafsnahmen 
'geneigt  sein,  welche,  wenn  auch  in  abweichender  Form  der 
Verwirklichung,  die  MifsbrSuche  im  Wohnungsmietwesen  ein- 
zudämmen dienen  sollen.     Und   eben   weil   die   verschiedenen. 


1  Verhandlungen  1887/88  Bd.  II,  S.  1367. 
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bei  ihnen  in  Betracht  zu  ziehenden  Erwägungspunkte  fast 
vollständig  in  der  Vorgeschichte  und  Entwicklung  des  Wucher- 
gesetzes wiederkehren  und  vorkommen,  so  wird  auch  dieser 
Abschnitt  meiner  Darlegung  nicht  allzu  abwegig  erscheinen.  — 

Auch  aufserhalb  Deutschlands  haben  wirtschaftliche  Er- 
wägungen zu  gesetzgeberischen  Mafsnahmen  geführt^  der 
grundsätzlich  festgehaltenen  Vertragsfreiheit  einige  wichtige 
Beschränkungen  aufzuzwingen.  Es  ist  das  gerade  auch  im 
Miet-  oder  Pachtrechte  geschehen  und  darf  deshalb  wohl  in 
diesem  Zusammenhange  erwähnt  werden,  obgleich  ich  hier 
der  Hauptsache  nach  keine  eigenen  Forschungen  angestellt 
habe. 

Auf  die  von  A.  von  Miaskowski  in  seinem  Schrift- 
chen ^jProblem  der  Grundbesitzverteilung"  erwähnten  Bestim- 
mungen für  die  baltischen  Provinzen  Rufslands,  insbesondere 
flir  Livland  im  Gresetze  vom  17.  Juli  1865,  gehe  ich  hier  nicht 
ein,  bemerke  nur,  dafs  darnach  die  Grofsgrundbesitzer  ihre 
„Gesinde"  (Bauernpachtgüter),  wenn  überhaupt,  dann  nur 
auf  6  oder  12  Jahre  in  Pacht  geben  dürfen,  und  dem  ab- 
ziehenden Pächter,  der  von  dem  Vorhandsrecht  bei  neuer  Ver- 
pachtung oder  bei  Verkauf  keinen  Gebrauch  gemacht  hat, 
eine  bestimmte  Entschädigung,  insbesondere  einen  Anteil  an 
dem  etwa  höheren  neuen  Pachtzinse  als  Entgelt  für  die  ge- 
Btiegene  Grundrente  auszuzahlen  haben.  Weit  wichtiger  und 
lehrreicher  sind  die  bereits  erwähnten  irischen  Landgesetze 
seit  1870,  zumal  sie  manche  Mafsregel  enthalten,  an  die  man 
auch  bei  uns  zur  besseren  Sicherstellung  des  Wohnungs- 
mieters gegen  willkürliche  Kündigung^  u.  s.  w.  denken  könnte. 
Da  ich  hier  aber  nur  einen  kurzen  Überblick  geben  kann,  so 
verweise  ich  wenigstens  auf  die  von  mir  dazu  benutzte  Litte- 
ratur.  An  der  Spitze  steht  der  schon  erwähnte  treffliche  Auf- 
satz von  G.  Herkner  über  die  „irische  Agrarfrage"  in  den 
Hildebrand  sehen  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie,  N.  F. 
Bd.  21.  Neben  ihn  stellen  sich  Lor.  von  Stein  „Drei 
Fragen  des  Grundbesitzes"  1881  S.  145;  L.  von  Ompteda 
in  den  „Preufsischen  Jahrbüchern"  (1881)  Bd.  47  S.  242  und 
861 ;  Lady  Blennerhasset  in  der  „Deutschen  Rundschau" , 
Februar  1885,  S.  221;  W.  Röscher  in  seinem  neuesten 
Werke  „Politik"  S.  585.  Besonders  wichtig  sind  die  Berichte 
der  irischen  Landkommission,  zunächst  der  von  1887,  wäh- 
rend die  aus  den  folgenden  Jahren  nur  ^statistische  Angaben 
haben.  Der  Bericht  von  1887  stützt  sich  dagegen  auf  eine 
Untersuchung  der  Wirkungen  der  Landgesetze  durch  Be- 
fragung von   nicht  weniger   als  305  Zeugen;  zwei  Mitglieder 


^  Gegen  die  unproduktiven  Umzugskosten  und  die  Erziehung  der 
Mieter  zu  einer  Art  von  Vagabunden!  —  W.  Röscher,  Nationalökon. 
ni,  §  7  zu  Anm.  5;  Trüdinger  a.  a.  O.  S.  10. 
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der  Kommission,  Th.  Knipe  und  der  Earl  of  Milltown, 
haben  ein  von  der  günstigeren  Auffassung  der  Mehrheit  ab* 
weichendes  Gutachten  dazu  erstattet  Mancherlei  willkommene 
Aufklärung  über  jene  Wirkungen  findet  man  auch  noch  in 
den  sich  an  den  grö&eren  Leserkreis  wendenden  Schriften 
von  H.  N.  Bodyke  (1887),  in  den  Artikeln  der  „Times* 
vom  11.  Oktober  bis  8.  November  1888  (als  Sonderabdruck  mit 
dem  Titel  „A  Series  of  letters  on  Lord  Ashbourne's  Act)  und 
dem  Werkchen  des  Amerikaners  G.  Pellew  „In  Castle  and 
cabin  (1889).  Trotz  der  sonstigen  offenbar  geradezu  massen- 
haften Tageslitteratur  ist  es  jedoch  für  Deutsche  recht  schwer, 
ein  klares  Bild  zu  gewinnen.  Jene  ist  uns  ja  schwer  zu- 
gänglich; die  englischen  Gesetze  aber  bieten  aem  Verständ- 
nisse durch  ihre  eigentümliche  Form  und  die  nicht  immer 
kenntlichen  Voraussetzungen,  die  ihre  Unterlagen  bilden, 
manche  Schwierigkeiten;  sodann,  was  wohl  das  wichtigste  ist, 
in  England  selbst  herrschen  über  die  einschlagenden  Punkte, 
zumal  infolge  des  erbitterten  politischen  Streites,  die  ver- 
worrensten und  widersprechendsten  Ansichten.  Und  doch 
w^ird  man  Meitzen  in  seiner  Besprechung  der  irischen  Agrar- 
frage (Schmollers  Jahrbuch  V,  S.  698)  Recht  geben  können, 
dafs  dort  inmierhin  nur  Gedanken  ausgeftlhrt  werden  sollen, 
die  gegenüber  den  seit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhundert» 
durchgeführten  Grundentlastungsgesetzen  aller  Staaten  des 
europäischen  Festlandes  zurückhaltend  und  gemäfsigt  er- 
scheinen müssen.  —  Schon  1850  wurden,  in  dunkler  Erinne- 
rung an  die  von  den  englischen  Eroberem  unterdrückten 
Eigentumsrechte  der  Pächter,  von  diesen  die  berühmten  „8  F* 
—  die  fixity  of  tenure,  fair  rent  and  free  sale  —  gefordert; 
dem  Pächter,  der  seinen  Verpflichtungen  voll  nachkommt, 
solle  keine  Kündigung  und  Vertreibung  drohen,  die  Pacht- 
rente solle  billig  sein  und  nicht  durch  ungezügelten  Wett- 
bewerb bestimmt  werden,  keine  „competition-"  oder  „com- 
mercial  rent"  sein,  das  Pachtrecht  solle  endlich  unter  gewissen 
Voraussetzungen  veräufsert  werden  dürfen.  Dies  entsprach 
im  wesentlichen  dem  sog.  „Ulsterbrauche**.  Während  nun 
der  Landlord  and  Tenant  Law  Amendment  Act  (Ireland)  von 
1860  im  völligen  Gegensatze  hierzu,  und  deshalb  auch  vom 
irischen  Volke  gänzlich  unverstanden  dem  Gedanken  derVer- 
tragsfireiheit,  des  „free  trade**  Raum  gab,  sah  man  sich  bereits 
10  Jahre  später  genötigt,  durch  den  Act  to  amend  the  Law 
relating  to  the  Occupation  and  Owership  of  Land  in  Ireland 
vom  1.  August  1870  (33  und  34  Vict  c.  46)  die  Befugnis  der 
Landeigentümer,  einem  Pächter  willkürlich  zu  kündigen,  auch 
wenn  er  sich  keinen  Verstofs  gegen  seine  Pflichten  hatte  zu 
Schulden  kommen  lassen,  dadurch  wenigstens  zu  erschweren, 
dafs  man  dem  letzteren  fbr  diese  „disturbance**  eine  im  ein- 
zelnen genau  abgestufte  Entschädigung  zubilligte,  ihm  aufser- 
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dem  Vergütung  für  die  von  ihm  während  der  letzten  20  Jahre 
gemachten  Verbesserungen,  sowie  für  beide  Ansprüche  ein 
Zurückbehaltungsrecht  am  Pachtgute  gewährte.  In  Bezug 
auf  solche  Verbesserungen  kam  man  dabei  dem  Pächter  durch 
die  in  sectio  5  und  6  des  Gesetzes  festgestellte,  ganz  eigen- 
tümlich gefafste  Rechtsvermutung  zu  Hülfe.  Aufserdem  waren 
noch  folgende,  zum  Teil  recht  seltsame  Bestimmungen  ge- 
troffen, denen  es  denn  auch  zu  verdanken  ist,  dafs  dies  dem 
Ulsterbrauche  Nordirlands  sich  wirklich  annähernde  Gesetz 
einen  völligen  Mifserfolg  hatte.  Der  Meliorationsanspruch 
sollte  nämlich  zunächst  bei  Pachtverträgen  von  mehr  als 
31  Jahren  Länge  wegfallen;  hierdurch  wollte  man  die  Grund - 
berren  zur  Abschliefsung  solcher  langen  Verträge  verlocken. 
Allein  diese  Berechnung  erwies  sich  als  falsch,  das  Ergebnis 
war  gerade  entgegengesetzt.  Denn  die  Pächter  selbst  ver- 
liefsen  sich  lieber  von  Jahr  zu  Jahr  auf  Erneuerung  oder 
Nichtkündigung  ihrer  Pacht,  und  hofften  bei  etwaiger  Been- 
digung auf  jene  beiden  Entschädigungssummen.  Und  die  Aus- 
sicht auf  diese  hinwiederum,  dieser  ökonomische  Rückhalt, 
steigerte  die  Kreditfähigkeit  der  Pächter  und  ermöglichte  und 
bewirkte  bei  ihnen  die  Eingehung  unverhältnismäfsig  vieler  neuen 
Schulden!  —  Sodann  konnte  auf  jenen  Meliorationsanspruch 
bei  Pachtung  von  mindestens  150  i^  Grundsteuereinschätzung 
verzichtet  werden;  auch  diese  Bestimmung  schlug  zum 
Nachteile  der  Pächter  aus.  Die  Grundherrn  begannen  näm- 
lich, ihre  Ländereien  zu  mindestens  solcher  Gröfse  zusammen- 
zulegen, und  bald  erschien  denn  auch  dieser  Verzicht  —  in 
den  gedruckten  Normalbedingungen.  —  Ich  übergehe 
hier  die  krausen  und  gewifs  nicht  sehr  zweckmäfsigen  Bestim- 
mungen über  die  Entschädigungsberechnung  bei  der  „distur- 
bance"  und  ihr  verzwicktes  Verhältnis  zu  der  Meliorations- 
vergütung; ebenso  die  zur  Ankaufserleichterung  ins  Gesetz 
aufgenommenen  sog.  „Bright  clauses^;  mufs  dagegen  aber 
noch  hinzufügen,  dafs  dieses  auch  insofern  seinen  Zweck  ver- 
fehlte, als  es  dem  reichen  Verpächter  gegenüber,  der  sich 
um  die  Entschädigungspflicht  nicht  zu  kümmern  brauchte, 
und  auch  in  dem  Falle,  wo  der  neue  Pächter  diese  über- 
nahm, die  „fixity  of  tenure"  nicht  gewährte ;  dafs  es  sich  end- 
lich der  Hauptsache  nach  auch  nur  auf  die  damals  im  Be- 
sitze befindlichen  Pächter  bezog  und  künftigen  Willkürlich- 
keiten nicht  ausreichend  vorbeugte.  Trotzdem  glaubt  H  e  r  k  - 
ner  das  Gesetz  als  eine  „grofse  That**  und  als  das  „erste  ehr- 
liche Reformwerk  nach  einer  durch  Jahrhunderte  hindurch 
verfolgten  Politik  der  Beraubung  und  Ausnutzung"  bezeichnen 
zu  können. 

Einen  weiteren  Schritt  zur  Begünstigung  der  Pächter  ver- 
suchte man  durch  den  Land  law  Act  1881  (44  und  45  Vict. 
eh.  49)    und    seine    erweiternden    Nachträge   in    der   zweiten 
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Hälfte  der  achtziger  Jahre.  Herkner  (a.  a.  O.  S.  486)  sieht 
in  ihm  einen  vollständigen  Bruch  mit  dem  Grundsatze  der 
wirtschaftlichen  Freiheit,  „eine  That,  deren  Tragv^'eite  sich 
kaum  auf  Irland  allein  beschränken  dürfte",  und  ein  so  guter 
Kenner  der  Volkswirtschaft,  wie  Schäffle,  stimmt  ihm  in 
der  Charakteristik  dieses  „Schnittes  in  die  Manchestertheorie" 
bei  und  meint  von  der  „abstrakten,  absoluten  Freiheitstheorie", 
dafs  sie  „nirgends  auch  nur  für  ein  Menschenalter  Stich  ge- 
halten" habe*.  Im  wesentlichen  handelt  es  sich  um  folgende 
Bestimmungen.  Verlangt  der  Grundeigentümer  von  seinem 
Pächter  für  die  Zukunft  Erhöhung  des  Pachtzinses  und  geht  dieser 
darauf  ein,  so  gilt  die  Pacht  auf  15  Jahre;  aber  letzterer 
mufs  pünktlich  zahlen,  darf  nicht  deteriorieren ,  nicht  after- 
verpacnten,  teilen  und  keine  neuen  Gebäude  errichten.  Läfst 
er  sich  nicht  dazu  herbei,  so  erhält  er  entweder  eine  nach 
einem  verbesserten  Mafsstabe  zu  berechnende  Störungs- 
entschädigung, oder  er  verkauft  sein  Pachtrecht  an  einen 
neuen  Pächter  und  wird  dadurch  entschädigt.  In  allen  Fällen 
endlich  ist  der  Pächter  berechtigt,  die  Festsetzung  eines  „fair 
rent"  vor  dem  dafür  bestimmten  Gerichtshofe  zu  beantragen; 
hiemach  wird  die  Pacht,  bei  Erfüllung  der  Pflichten  seiner- 
seits, gleichfalls  auf  15  Jahre  unkündbar. 

Der  englische  Gesetzgeber  hat  also  sogar  das  Wagnis 
einer  obrigkeitlichen  Preisfestsetzung  unternommen,  freilich 
unter  Bedrängnissen,  die  für  die  Ruhe  und  Sicherheit  des 
Landes  das  Schlimmste  befürchten  liefsen.  Bis  August  1886 
hatten  nicht  weniger  als  176800  Pächter  eine  Pachtzins- 
ermäfsigung  von  durchschnittlich  18  Prozent  bei  der  Gerichts- 
behörde erzielt,  und  nach  dem  Gesamtberichte  der  Königlichen 
Kommission  von  1887  sollten  sich  diese  Festsetzungen  im 
Principe  vollkommen  bewährt  haben.  Immerhin  wurden  aber 
doch  schon  in  ihr  selbst  und  unter  den  abgehörten  Auskunfts- 
personen abweichende  Stimmen  laut.  Und  als  nun  gar  von 
1886  ab  die  richterlichen  Zinsermäfsigungen  auf  40  ^/o  ge- 
steigert werden  mufsten  und  die  Feststellung  des  Pachtzinses 
auf  15  Jahre  sich  wirtschaftlich  als  völlig  undurchführbar  er- 
wies, brach  die  „no-rent" -Bewegung  sich  in  einer  immer  all- 
gemeiner werdenden  Pachtzinsverweigerung  Raum  und  konnte 
im  Oktober  1886  der  sog.  „Plan  of  campaign"  von  Di  Hon 
entworfen  werden.  Ja,  selbst  nach  dem  den  Land  an  kauf 
wesentlich  erleichternden  Gesetze  Lord  Ashboumes,  „The 
Purchase  of  Land  (Ireland)  Act"  von  1885,  das,  wo  alles  in 
Irland  auf  wirkliche  Übereignung  des  Landes  an  die 
Pächter  hindränfft*,  die  Pachtzinsgesetze  anscheinend  in  den 
Hintergrund  stellte,  —  selbst  nach  diesem  Gesetze  mufs  Eng- 

^  Korporativer  Hülfskasseuzwang  S.  113* 
«  Meitzen  a.  a.  O.  S.  699. 
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land  es  erleben,  dafs  irische  Volksfiihrer,  wie  z.  B.  Cony- 
beare,  im  September  1887  zu  Westport  den  Pächtern  von 
Ankäufen  abrieten,  da  ihnen  das  „irische  Parlament",  das 
völlig  verwirklichte  „Homerule",  in  Bälde  das  Land  doch 
umsonst  zuteilen  würde.  Und  eine  wirkliche  Beruhigung 
der  Verhältnisse  ist  in  den  letzten  Jahren,  den  Zeitungsnach- 
richten zufolge,  gewifs  immer  noch  nicht  eingetreten:  die 
sociale  Reform  scheint  in  der  politisch- revolutionären  all- 
mählich untergehen  zu  sollen« 

Möge  zum  Schlüsse  hierzu  noch  eine  allgemeinere  Be- 
merkung gestattet  sein.  Bei  den  Verhandlungen  des  „Vereins 
fiir  Socialpolitik"  tlber  die  Wohnungsfrage  hat  Raffalovich 
(Paris)  behauptet^,  dafs  ihr  ein  Vergleich  mit  der  irischen 
Agrarentwicklung  allzufem  liege.  Meines  Erachtens  mit  Un- 
recht, obwohl  Deutschland  trotz  schwerer  socialer  Anfech- 
tungen einer  solch  bösen  Zukunft  hoffentlich  nicht  entgegen- 
zusehen braucht.  Aber  die  Notwendigkeit  einer  auf  verwandten 
Gebieten  liegenden  Reform  kann  auch  bei  uns  nicht  bestritten 
werden;  und  auch  darüber  ist  man  sich  einig,  dafs  diese 
jedenfalls  das  civilrechtliche  Gebiet  mitzutreffen  haben.  Mag 
deshalb  auch  bei  Prüfung  der  gesetzgeberischen  Mafsnahmen 
Englands  für  deutsche  Juristen  manches  Dunkle,  manche 
Unklarheit  über  Sinn  und  Tragweite  der  neuen  Vorschriften 
in  röchdicher  Hinsicht  übrig  bleiben;  mögen  diese  auch  auf 
etwas  andere  Punkte  des  Mietrechts,  wie  der  von  mir  be- 
sonders behandelte,  abzielen,  —  nämlich  der  Hauptsache  nach 
auf  die  Beschränkung  des  Kündigungsrechts  und  die  Pest- 
setzung eines  angemessenen  Pachtzinses,  so  bleibt  doch  dies 
Beispiel,  wie  ich  meine,  ganz  besonders  lehrreich.  Man  beachte 
nur,  wie  rasch  die  Wege  zur  Umgehung  der  Gesetze  gefunden 
waren;  wie  der  Eigennutz  oder  gar  die  erbittertste  Gegner- 
schaft der  Besitzenden  und  des  Geldbeutels  manche  der  Re- 
formen einfach  vereitelten  oder  zum  geraden  Gegenteile  für 
die  Pächter  ausschlagen  liefsen.  Man  beachte  die  zum  Teil 
auch  in  England  zugegebenen  Fehler  des  Reformwerks,  be- 
sonders insofern,  als  die  Zulassung  des  Grundsatzes  der  „fair 
rents"  eine  unerschöpfliche  Quelle  von  Streit  und  Ungewifs- 
heit,  von  Aufsässigkeit  und  Unruhe  wurde,  da  man  nur  auf 
ein  neueres,  noch  günstigeres  Gesetz  oder  eine  wiederholte 
Herabminderung  der  Pachtgelder  wartete,  und  darüber  jede 
Verbesserung  von  Grund  und  Boden  unterblieb.  Man  beachte 
endlich,  besonders  im  Hinblick  auf  alle  etwaigen  Vorschläge 
bei  uns,  die  Mietpreise  obrigkeitlich  festzusetzen,  wie  doch  in 
Irland  das  Auffinden  eines  wirklichen  „fair  rent"  thatsächlich 
trotz  der  entgegengesetzten  Äufserungen  der  kgl.  Kommission 


1  Bd.  31  S.  41. 
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als  gescheitert  anzusehen  ist^  wenn  man  bis  £nde  1885  die 
Pachtsummen  um  18  ®/o,  dann  aber  um  30 — 40  ®/o  herabsetzen 
und  jene  früher  regulierten  auf  den  anfänglichen  Ansätzen 
belassen  mufste;  nur  eine  jährlich  veränderliche,  dann  aber 
aus  anderen  Grründen  gänzlich  unthunliche  Berechnung  würde 
da  helfen  können. 

Eine  civilrechtliche  Reform,  so  sehr  sie  zur  Wahrung  des 
Gerechtigkeitsideals  diensam  ist,  wird  im  allgemeinen  dann 
erst  Frucht  bringen,  wenn  die  den  Mifsstand  tragenden 
gegnerischen  Kräfte  wirtschaftlich  und  sittlich  über- 
wunden sind;  die  Rechtssätze  aber,  die  die  Verbesserung  in 
sich  tragen  sollen,  bedtlrfen  der  allersorgfkltigsten  Vorprüfung 
und  Auswahl! 


§  13. 

Der  Stand  der  Erörterungen  and  Vorschläge,  die  Verbesserung 
des  Wohnnngsmietwesens  auf  civilrechtlichem  Gebiete  betr. 

Teils  wegen  des  soeben,  am  Ende  des  §  12  angegebenen 
Grundes,  teils  wegen  der  schon  öfter  gerügten*,  in  weiten, 
besonders  auch  politischen  Kreisen  verbreiteten  Gleichgültig- 
keit gegen  das  bürgerliche  Recht;  sodann  auch  wegen  des 
mangelnden  Verständnisses  dafür  zumal  in  betreff  seiner 
Weiterentwicklung  im  socialen  Sinne  kann  es  kaum  Wunder 
nehmen,  dafs  bei  den  bisherigen  Erörterungen  und  Vor- 
schlägen in  der  Wohnungsfrage  die  civilrechtliche  Seite  eine 
verhiütnismäfsig  untergeordnete  Rolle  spielt.  Man  erinnere 
sich  zur  Erklärung  dieses  Umstandes  auch  noch  daran,  dafs 
die  Verbesserung  des  Wohnungsmietrechts  nur  eineuBruch- 
teil  jener  Frage  ausmacht,  die  freilich  auch  als  solcher,  — 
neben  all  den  einschlagenden  bautechnischen,  sanitären,  polizei- 
lichen oder  gar  strafrechtlichen  Punkten,  —  noch  wichtig 
genug  und  beachtenswert  bleibt,  da  es  sich  bei  ihr  um  den 
ärmsten  und  deshalb  schutzbedürftigsten  Teil  unseres  Volkes 
handelt,  der  auf  Wohnungsmiete  statt  eigentümlichen  Besitz 
angewiesen  ist. 

Die  neueren  Forderungen  einer  zweckmäfsigen  Wohnungs- 
politik haben  daher  auch  nur  ausnahmsweise  zu  wirklichen 
Gesetzesvorschlägen  in  dieser  besonderen  Richtung  geführt; 
meist  werden  die  civilrechtlichen  Mafsnahmen  nur  mit  einem 
allgemeinen  Wunsche  gestreift,  und  selbst  die  deutschen  Ver- 
eine, die  sonst  der  Wohnungsfrage  mit  soviel  Geschick  und 
Einsicht  nahegetreten  sind,   haben   diese  Seite  mehr  in   den 


*  Z.  B.  von  Prof.  Leonhard  in  Marburg,   Gruchots  Beiträge 
Bd.  25  S.  180. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  3.  139 

Hintergrund  geschoben ;  ja,  es  hat  ihr  sogar  nicht  an  erklärten 
Gegnern  gefehlt. 

Folgendes  ist  llber  den  Stand  der  civilrechtlichen  Reform 
zu  sagen: 

Am  bedeutendsten  sind  die  Verhandlungen  des  deutschen 
„Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege",  die  des  bereit» 
öfter  erwähnten,  für  unser  öffentliches  Leben  so  wichtig  ge- 
wordenen ^Vereins  für  Socialpolitik"  und  die  des  deutschen 
„Vereins  für  öffentliche  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,"  — 
sämtlich  aus  der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre,  Dci  denen 
übrigens  zum  Teil  dieselben  Männer  als  Mitberater  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  eine  hervorragende  Rolle  spielten. 
Ich  erwähne  nur  den  jetzigen  preufsischen  Finanzminister 
Dr.  Miquel  und  den  Frankfurter  Stadtrat  Dr.  Fl  es  eh. 
Neben  jene  drei  Vereine  stellt  sich,  in  der  ausgesprochenen 
Absicht*,  der  Einseitigkeit  der  Behandlung  vom  Mieterstand- 

E unkte  zu  steuern,  der  1889  gegründete  „Centralverband  der 
[aus-  und  städtischen  Grundbesitzervereine  Deutschlands". 
An  sonstigen  Gesellschaften  und  Vereinigungen  sind  zu  nennen, 
nach  näherer  Angabe  bei  Dr.  Straufs*,  die  „Wanderver- 
sammlung deutscher  Volkswirte",  die  sich  bereits  um  1864 
mit  der  Wohnungsfrage  befafste;  der  „preufsische  Central- 
verband  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Ellassen"  (mit  Beschrän- 
kung auf  die  Arbeiter  Wohnungsfrage) ;  der  katholische  Ver- 
band „Arbeiterwohl",  der  1888  „gesetzliche  Bestimmungen  — 
zum  Schutze  der  Mieter  gegen  Ausbeutung  durch  die  Ver- 
mieter" und  die  Errichtung  von  Wohnungsinspektionen®  for- 
derte; endlich  der  „evangelisch -sociale  Kongrefs",  der  sich 
1890  mit  der  Wohnungsfrage  beschäftigte,  und  die  Berliner 
„Centralstelle  flir  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen",  die  jetzt 
in  Berlin  eine  auch  schon  in  anderen  Städten,  wie  z.  B. 
Braunschweig,  geplante  Wohnungsenquete  ins  Werk  setzen 
will.  Selbst  im  Reichstage  ist  die  Wonnungsfrage  wiederholt 
angeregt,  vor  allem  in  einer  sehr  gehaltreichen  Rede  Dr.  M  i  - 
quels  am  20.  Januar  1888*,  die  mit  den  Worten  schlofs: 
„Aber  auch  sonst  [abgesehen  von  der  Beseitigung  des  Zu- 
rückbehaltungsrechts über  die  Pfltndungszulässigkeit  hinaus] 
wird  es  sehr  an  der  Zeit  sein,  den  Mietvertrag  zu  ändern, 
der,  von  den  alten  römischen  Anschauungen  ausgehend,  dem 
Vermieter  über  den  Mieter  eine  solche  Überlegenheit  giebt, 
dafs,  wenn  Sie  die  vielfache  sociale  Schwäche  des  Mieters 
gegen  den  Vermieter  daneben  noch  berücksichtigen,  ein  Grad 


'  Vergl.  Dr.  Straufs  a.  a.  O.  S.  138,  330. 
»  a.  a.  O.  S.  58,  76,  171,  177. 

'  £nde  1891  verlautete,  dafs  man  in  Berlin  auch  regierangBseitig 
daran  dächte. 

*  Verhandlungen  1887—88,  Bd.  I,  S.  387. 
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der  Abhängigkeit  herauskömmt,  der  jedenfalls  durch  die  Ge- 
setzgebung nicht  begünstigt  werden  darf,  wenn  er  social  nicht 
verhindert  werden  kann.  (Sehr  richtig!)  Eine  Reform  des 
Mietvertrages,  —  ich  will  hier  nicht  auf  Details  weiter  ein- 
gehen, —  wäre  bei  Erlafs  eines  solchen  Gesetzes  [nämlich 
eines  Wohnpolizeigesetzes]  in  ernste  Erwägung  zu  nehmen." 
Interessant  ist  bei  dieser  Äufserung  die  Vorführung  eines 
bislang  von  mir  nur  flüchtig  gestreiften  Grundes  für  eine  Re- 
form, nämlich  der,  auch  ohne  irgendwelche  „sociale  Schwäche" 
des  Mieters  durch  den  Mietvertrag  bewirkten  Abhängigkeit 
desselben.  Diese  Seite  der  Sache  hat  übrigens  auch,  wie  es 
scheint,  das  römische  Recht  nicht  völlig  verkannt,  wenn  es 
z.  B.,  ganz  abgesehen  von  der  Behandlung  des  Vertrages  ex 
fide  bona,  den  Vermieter  und  nicht  den  Mieter  nach 
fr.  39  de  pactis  II,  14  unter  Unklarheiten  des  Vertrages  leiden 
liefs:  „Veteribus  placet,  pactionem  obscuram  vel  ambiguam 
venditori  et  qui  locavit  nocere,  in  quo r um  fuit  potestate 
legem  apertius  conscribere"  ^  Vielleicht  berücksichtigte  man 
hierbei  aber  auch  nur,  dafs  die  Verpflichtung  des  Mieters  an 
sich  in  der  That  nur  einfach  in  Geldzahlen  besteht;  und  dafs 
der  Vermieter  deshalb,  wenn  er  mehr  haben  will,  dafür  zu 
sorgen  hat,  dafs  das  gehörig  zum  Ausdruck  komme.  Es  mag 
deshalb  doch  zutreffend  sein,  dafe  C.  Chr.  Burckhardt  in 
seiner  Schrift  „Zur  Geschichte  der  locatio  conductio"^  die  dem 
Mieter  ungünstige  Ausgestaltung  des  römischen  Mietvertrags- 
rechts bei  Wohnungen  geschichtlich  aus  der  unsachgemäfsen 
Übertragung  der  bei  der  Mobilienmiete  ausgebildeten  Grund- 
sätze auf  die  doch  offenbar  andersartige  Immobiliarmiete  (und 
aus  der  gedrückten  socialen  Stellung  des  Immobiliarmieters) 
glaubt  erklären  und  ableiten  zu  können.  — 

Ich  übergehe  die  Verhandlungen  des  an  der  Spitze  der 
Aufzählung  genannten  „Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege", weil  dessen  Vorschläge  in  demjenigen  „für  Armen- 
pflege" u.  8.  w.  nochmals  einer  eingehenden  Besprechung 
unterzogen  sind.  Auch  aus  den  Beratungen  des  „Vereins  fU.r 
Socialpolitik"  ®  brauchen  nur  einzelne  Äulserungen  der  Bericht- 
erstatter und  Redner  hervorgehoben  zu  werden;  in  seinen 
Versammlungen  wird  nämlich  nicht  abgestimmt,  sondern  man 
läfst  es  bei  der  Schlufsübersicht  des  Vorsitzenden  über  die 
zur  Sprache  gekommenen  Ansichten   von   hüben   und  drüben 


1  Franc.  Duarenus,  „De  pactis"  c.  6  in  fine  sagt  dazu:  „Luce 
clarius  apparet,  veteres  juris  auctbres  hac  in  re  empton  ac  Conducton 
magis  quam  venditori  aut  locatori  favere  voluisse." 

*  Ich  habe  mir  diese  Schrift  selbst  trotz  Nachfrage  auf  ver- 
schiedenen Universitätsbibliotheken  nicht  verschaffen  können  und  citiere 
sie  deshalb  nach  der  Rümel  in  sehen  Inhaltsangabe  in  der  „Kritischen 
Vierteljahrsschrift". 

8  Veröffentlichungen  Bd.  30,  31  u.  33. 
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bewenden.  Hierin  wurde  dann  allerdings,  in  der  Herbst- 
eitzang  1886,  vom  damaligen  Vorsitzenden  Geheimrat  Dr. 
E.  Nasse  (Bonn)*  festgestellt,  dafs  mehrfach  die  Einschrän- 
kung der  Freiheit  des  Mietvertrages  nach  Analogie  der  Arbeits- 
gesetzgebung verlangt,  und  der  civilrechtliche  Inhalt  desselben 
als  reformbedürftig  bezeichnet  sei. 

Ich  berücksichtige  deshalb  häuptsächlich  die  Verhand- 
lungen des  dritten  Vereins,  des  „flir  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit,"  und  selbstredend  hier  auch  diese  nur,  soweit  in 
ihnen,  wie  es  hauptsächlich  durch  die  Bemühungen  des  ge- 
nannten Dr.  Fl e seh  geschah,  der  civilrechtliche  Punkt  ins 
Auge  gefafst  wurde.  Sie  verdienen  in  der  That  eine  be- 
sondere Beachtung,  auch  von  Seiten  der  Juristen,  und  zwar 
deshalb,  weil  in  ihnen  versucht  ist,  einen  eingehenderen  Gre- 
setzentwurf  aufzustellen. 

Die  Berichte  für  die  Herbstversammlung  zu  Karlsruhe 
(Heft  VH)  finden  sich  im  VI.  Hefte  und  sind  vom  Reichstags- 
abgeordneten Fr.  Kalle  und  dem  Stadtrate  Dr.  Flesch  er- 
stattet. Ersterer  nimmt  Bezug  auf  seinen  Aufsatz  in  Nr.  29 
der  „Gegenwart"  vom  16.  Juli  1887  (Bd.  32),  worin  er,  unter 
Hinweis  auf  Art.  IV  Nr.  15  der  Reichs  Verfassung  wegen  der 
zum  Teil  angezweifelten  Zuständigkeit  des  Reiches,  eine  reichs- 
gesetzliche Ordnung  der  baulichen  Gesundheitspolizei  mit  nicht 
nur  berechtigender,  sondern  auch  verpflichtender  Kraft  für 
die  ausführenden  Behörden  auf  Grund  einer  1880  vom  Pro- 
fessor Baumeister  entworfenen  „Normalbauordnung"  ge- 
fordert hatte.  Er  hatte  dort  auch  die  Bestellung  unabhängiger 
Wohnungsinspektoren  verlangt  und  dazu  weiter  bemerkt: 
„Verbilligen  kann  die  Gesetzgebung  die  Wohnungen  der  kleinen 
Leute  nicht;  —  aber  sie  kann  verhindern,  dafs  Räume  als 
Wohnungen  hergestellt  und  benutzt  werden,  welche  überhaupt 
und  für  den  Zweck,  für  den  sie  verwandt  werden,  ungenügend 
sind,  und  deshalb  ihre  Bewohner  physisch  und  sittlich  ge- 
fährden und  mit  letzteren  auch  die  übrige  ortsansässige  Be- 
völkerung, ja  in  letzter  Reihe  die  Gesamtheit  der  staatlichen 
Gesellschaft."  Dagegen  wollte  er  damals  die  Regelung  der 
civilrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Mieter  und  Vermieter, 
obwohl  er  deren  „hohe  social  politische  Bedeutung"  anerkennt, 
aus  praktischen  Gründen,  um  rascher  zum  Ziele  zu  kommen, 
einstweilen  beiseite  stellen.  In  seine  späteren  Vorschläge,  bei 
denen  er  vor  allem  die  Beseitigung  der  sog.  „Schmutz- 
konkurrenz" schlechter  Wohnungen  ins  Auge  fafst,  hat  er 
nach  französischem  Vorbilde  ein  polizeiliches  „Verbot  des 
weiteren  Vermietens"  von  Wohnräumen,  die  von  den  Sani- 
tätsbehörden für   ungeeignet  und  verbesserungsfUhig  erklärt 


'  Der  oben  angeführte  Abgeordnete  ist  dieselbe  Person  mit  diesem. 
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sind,  aufgenommen  und  empfiehlt  zugleich  den  Erlafs  einzelner 
gesetzlicher  Bestimmungen,  welche  thatsächlich  hervortreten- 
den Mifsbräuchen  im  Mietwesen  abhelfen  sollen;  so  z.  B. 
wünscht  er  dem  Mieter  das  Recht  zu  geben,  unter  gewissen 
Umständen  wegen  einer  vom  Vermieter  verschuldeten  Un- 
gesundheit  der  Wohnung  diese  ohne  Kündigung  verlassen  zu 
dürfen.  Kalle  erklärt  sich,  wie  übrigens  schon  erwähnt, 
andererseits  gegen  ein  Wohnungswuchergesetz,  und  zwar 
wegen  der  Unmöglichkeit,  hier  den  Wucherbegrifi^  in  einer 
für  die  Rechtssprechung  brauchbaren  Weise  festzustellen;  die 
Neigung  vieler  numanen  Richter,  den  ihnen  schwächer  Schei- 
nenden beizustehen,  schrecke  und  gefährde  auch  den  redlichen 
Vermieter  und  würde  das  Wohnungsangebot  möglicherweise 
bedenklich  herabmindern.  Auch  hier  känipfe  man  besser,  wie 
bereits  Schmoller  in  seinem  „Mahnruf  in  der  Wohnungs- 
frage"* erklärte,  mit  vorbeugenden  Mafsregeln.  Kalle 
gelangt  dann  mit  seinem  Mitberichterstatter  Dr.  Flesch  zu 
dem  Schlüsse,  eine  zweckentsprechende  Entwicklung  der  Ge- 
setzgebung im  Reiche  auch  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts 
zu  wünschen. 

Der  Stadtrat  Dr.  Flesch  ist  nicht  nur  in  diesem  Vereine 
und  dem  „für  Socialpolitik'',  sondern  auch  bei  mannigfachen 
anderen  Gelegenheiten  ftir  Hebung  der  Wohnungsnot,  beson- 
ders auch  durch  civilrechtliche  Mafsnahmen,  unverdrossen  und 
nachdrücklich  eingetreten.  Ich  verweise  noch  auf  die  Schriften 
des  „freien  deutschen  Hochstifts"  und  einen  Vortrag,  den  er 
am  30.  September  1889  zu  Dresden  im  allgemeinen  dortigen 
Mietbewohnervereine  gehalten  hat;  will  aber  diese  seine  sämt- 
lichen Kundgebungen  hier  in  Eins  wiederzugeben  versuchen. 

Dr.  Flesch   leugnet,   dafs   bei  der  Wohnungsmiete  An- 

fjebot  und  Nachfrage  in  hinreichender  Weise  die  wirtschaft- 
iche  Stellung  beider  Vertragsbeteiligten  auszugleichen  ver- 
möge, was  gerade  hier,  wo  es  sich  um  ein  Vertragsverhältnis 
von  gewisser  Dauer  handele,  zur  Ausbeutung  des  Minder- 
starken, des  Mieters,  flihre.  Der  Vermieter  dürfe  sich  auf 
die  Vertragsfreiheit  nicht  berufen,  wenn  er  ungesunde  Woh- 
nungen vermiete,  wie  ja  auch  der  Verkauf  ungesunder  Lebens- 
mittel mit  Strafe  belegt  sei,  —  ein  Gesichtspunkt,  der,  wie 
schon  früher  von  mir  bemerkt,  wiederholt  und  auch  von 
anderer  Seite  bei  diesen  Erörterungen  geltend  gemacht  ist 
Die  Wohnfrage  sei  zugleich  Lohnfrage,  —  eine  Ansicht,  bei- 
läufig bemerkt,  die  als  nur  teilweise  zutreffend  im  übrigen 
diesem  Schriftsteller  mit  Lebhaftigkeit  und,  wie  mir  scheinen 
will,  mit  Recht  bestritten  wird.  Es  müsse  daher  auch,  meint 
Dr.  Flesch,  wie  beim  Arbeits  vertrage,  der  Mietvertrag  duivh 


'  Dessen  Jnhrbiich  für  GesotzgebuD^  u.  s.  w.,  Bd.  XI. 
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civilrechtliche  Vorschriften  verbessert  werden,  —  was  man 
freilich  auch  bei  der  eben  angegebenen  abweichenden  Auf- 
fassung eifrigst  vertreten  kann.  Neben  anderen,  Prozefs  und 
Zwangsvollstreckung  betreffenden  und  deshalb  hier  nicht  weiter 
zu  berücksichtigenden  Forderungen  stellt  dann  Dr.  Flesch 
die  auf,  die  „Ungültigkeit  und  Unklagbarkeit  civilrechtlicher 
Forderungen  auszusprechen,  die  aus  gesetzlich  verbotenem 
Mietvertrage  herrühren,**  und  diesen  insoweit  also  der  freien 
Vereinbarung  zu  entziehen.  Übrigens  sei  es  Sache  der  Fach- 
juristen, derartige  Vorschläge  „in  ein,  in  allen  Einzelheiten 
der  jetzigen  Rechtslage  und  der  gesetzgeberischen  Kunst  ent- 

S)rechendes  Gewand  zu  hüllen."  Trotz  allen  Eifers  für  die 
esserstellung  des  Mieters  vertritt  Dr.  Flesch  aber  durchaus 
den  Standpunkt,  dafs  das  Gesetz  diesen  keineswegs  vor  dem 
Vermieter  begünstigen  dürfe.  So  besonders  Heft  VI,  S.  156 
der  Schriften  des  „Vereins  für  Armenpflege**  u.  s.  w. 

In  der  Versammlung  des  letztgenannten  Vereins  zu  Karls- 
yihe  kam  es  nur  zu  sehr  allgemein  gehaltenen  Beschlüssen 
(Heft  VH,  S.  128);  die  Hauptsache  war  die  Niedersetzung 
einer  Kommission  zur  weiteren  Untersuchung  der  einschlagen- 
den Fragen.  Nachdem  hierüber  (Heft  IX,  S.  62)  in  der 
Jahresversammlung  1889  zu  Kassel  durch  den  Amtsrichter 
Dr.  Aschrott  ein  vorläufiger  Bericht  erstattet  war,  folgen 
im  XI.  Hefte  die  Berichte  der  Kommission  und  ihre  Vor- 
schläge (S.  XXII  u.  f.).  Bemerkenswert  ist  deren  Ansicht 
(S.  52),  dafs  es  rätlich  sei,  die  vom  bestehenden  Rechte  an- 
erkannte Willensfreiheit  der  Parteien  beim  Wohnungsmietver- 
träge zu  beschränken.  Mafsgebend  war  dabei  die  Erwägung, 
„dafs  der  Mietvertrag  mehr  als  irgend  ein  anderer  Vertrag, 
dem  einen  Teil,  —  dem  Vermieter,  —  zwar  nicht  das  Recht, 
aber  die  thatsächliche  Macht  giebt,  die  gesamten  Verhältnisse 
des  Mieters  zu  beeinflussen.  —  Er  schafi^t,  wie  der  Arbeits- 
vertrag, ein  dauerndes,  zuständliches  Verhältnis ;  aber  er  dehnt 
seine  Wirkungen  nicht  nur  auf  die  Kontrahenten  selbst  aus, 
sondern  vor  allem  und  ara  meisten  auf  die  unselbstän- 
digen Angehörigen  des  Mieters,  die  unter  den  schäd- 
lichen, oft  im  voraus  gar  nicht  erkennbaren  Wirkungen  des 
Aufenthalts  in  einem  bestimmten  Hause  viel  mehr  leiden  als 
der  Familien  vorstand  selbst.**  Man  schlofs  sich  dann  im  wesent- 
lichen einem  Entwürfe  reichsgesetzlicher  Vorschriften  zum 
Schutze  des  gesunden  Wohnens  an,  welcher  im  Auftrage  des 
obengenannten  „Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege** 
hauptsächlich  durch  Dr.  Miquel  und  Professor  Baumeister 
ausgearbeitet  und  dem  Reichskanzler  damals  bereits  eingereicht 
war.  Dieser  ist  auch  a.  a.  O.  S.  62  abgedruckt,  enthält  aber 
unter  seinen  „Mindestanforderungen**  keine  civilrechtlichen 
Bestimmungen.  Doch  sollen  nach  seinem  §  11  Räume,  welche 
durch    Verstöfse    gegen    die    aufgestellten    Vorschriften    oder 
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„sonstwie  durch  ihren  baulichen  Zustand  gesundheitswidrig 
sind,"  in  einem  näher  anzuordnenden  Verfahren  für  „unbrauch- 
bar zum  längeren  Aufenthalte  von  Menschen  erklärt  werden" 
können,  und  den  Gemeinden  wegen  derartig  unbenutzbarer 
ganzer  Häusergruppen  oder  Ortsbezirke  das  Enteignungsrecht 
verliehen  werden.  Daneben  hatte  die  Unterkommission  des 
„Vereins  für  Armenpflege"  u.  s.  w.  noch  folgenden  hierher 
gehörigen  Vorschlag  gemacht.  Es  solle  eine  polizeiliche  An- 
meldung und  Besichtigung  neuerrichteter  Wohnräume  erfolgen 
und  dagegen  eine  Bescheinigung  über  die  Zulässigkeit  und 
Art  ihrer  Benutzung  erteilt  werden;  diese  sei  bei  Abschlufs 
iedes  Miet-  oder  sonstigen  Vertrages  auf  Über- 
lassung von  Wohnräumen  dem  Mieter  u.  s.  w.  abschrift- 
lich zu  tibergeben  und  dessen  schriftliches  Anerkenntnis  dar- 
über zu  beschaffen.  Verträge,  die  hiergegen  verstiefsen,  sollten 
nichtig  sein  und  weder  vom  Vermieter  gegen  den 
Mieter,  noch  u  m  g  e  k  e  h  r  t  klagbar  geltend  gemacht  werden 
können ;  Leistungen  daraufhin  gölten  als  Zahlung  einer  Nicl^- 
schuld,  und  alles  dies  solle  durch  Vertrag  nicht  abgeändert 
werden  können.  Ferner  sei  eine  Beaufsichtigung  der  Räume 
„minder  bemittelter  Personen,"  die  näher  bestimmt  werden 
sollen,  betreffend  die  Erhaltung  des  vorschriftsmäfsigen  Standes 
und  der  zulässigen  Benutzung,  wie  in  England,  anzuordnen, 
das  Ergebnis  in  ein  Revisionsbuch  einzutragen,  das  auch  dem 
Mieter  zugänglich  sein  solle,  dessen  Rechte  sich  dann,  aus  den 
bei  der  Besichtigung  bemerkten  Mängeln  nämlich,  „nach  den 
allgemeinen  Vorschriften"  (?)  zu  bestimmen  hätten  (S.  66  u. 
67  a.  a.  O.).  Während  aber  schon  der  Berichterstatter 
Dr.  Flesch  selbst  zweifelt  (S.  77),  dafs  diese  Vorschriften 
für  eine  Durchführung  wohnungsgesetzlicher  Mafsregeln  ge- 
nügten, hat  die  Gesamtkommission  es  gerade  hier  bei  einem 
ganz  farblosen  Beschlüsse  bewenden  lassen,  man  erachte,  im 
Anschlufs  an  ein  Gesetz  zum  Schutze  des  gesunden  Wohnens, 
eine  gesetzliche  Regelung  darüber  für  erforderlich,  in  welcher 
Weise  die  Innehaltung  der  gegebenen  Bestimmungen  unter 
möglichst  geringer  Belästigung  der  Grundeigentümer  und 
Mieter  in  ausreichender  Weise  kontrolliert  werden  solle.  In 
der  Jahresversammlung  zu  Frankfurt  im  September  1890 
wurde  über  beide  Vorschläge  nicht  abgestimmt  (Heft  XIII,. 
S.  137),  sondern  nur  ein  allgemeiner  Beschlufs  dahin  gefafst, 
dafs  neben  den  Mafsregeln  zur  Vermehrung  des  Angebotes 
„insbesondere  ein  Eintreten  für  günstigere  Ordnung  der  Miet- 
verhältnisse der  kleinen  Leute"  sich  empföhle.  In  der  Ver- 
handlung hatte,  wie  ich  noch  erwähnen  möchte,  der  Berliner 
Stadtsyndikus  Eberty  die  Wohnungsfrage  als  ein  „uferloses 
Meer  von  Gesetzgebungs-  und  anderen  Fragen"  bezeichnet; 
und  der  Oberbürgermeister  Westerburg  bemerkt,  dafs 
schon  einige  Punkte  daraus  so  schwerwiegend  seien,  dafs  allein 
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vom  juristischen  Standpunkte  aus  dicke  Bücher  darüber  ge- 
schrieben werden  müfsten.  Auch  hatte  ersterer,  Eberty, 
mitgeteilt,  dafs  nach  Erlafs  der  letzten  für  Berlin  ergangenen 
Baupolizeiordnung  die  Wohnungsnot  durch  Verteuerung  der 
kleinen  Wohnungen  gestiegen  sei,  und  bemerkt,  er  seinerseits 
halte  mehr  von  Umbildung  durch  Sitte  und  Volksgewöhnung, 
als  durch  gesetzlichen  Zwang.  Nach  Zeitungsnachrichten 
dauert  dies  schlimme  Verhältnis  jetzt  noch  fort,  obwohl  zur 
Zeit,  Herbst  1892,  gegen  40000  Wohnungen  mittlerer  Güte 
in  Berlin  leerstehen  sollen;  bei  ihnen  würden  also  die  Ver- 
mieter die  Notleidenden  und  Schutzbedürftigen  sein. 

In  Anschlufs  hieran  und  wohl  als  nächstes  Ergebnis  jener 
Verhandlungen,  das  zugleich  die  Umbildung  unseres  Woh- 
nungsmietrechts in  die  unmittelbarste  Wirklichkeit  setzt,  ist 
der  Entwurf  der  zweiten  Reichskommission  für  das 
B.G.B.  zu  erwähnen.  Der  §  529  a  der  vorläufigen  Zusammen- 
stellung der  Beschlüsse,  der  im  §  530  a.  E.  einen  hier  nicht 
interessierenden  Nachtrag  erhält,  lautet:  „Ist  eine  Wohnung 
Gegenstand  des  Mietvertrags,  und  leidet  sie  an  einem  Mangdj 
der  eine  erhebliche  (oder:  naheliegende)  Gefahr  für  die  Ge- 
sundheit der  Bewohner  begründet,  so  kann  der  Mieter  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  für  die  Zukunft  von  dem 
Vertrage  zurücktreten,  auch  wenn  er  den  Mangel  zur  Zeit 
des  Vertragsachlusses  gekannt  hat,  oder  die  Haftung  des  Ver- 
mieters durch  Vertrag  ausgeschlossen  ist." 

Es  ist  jedenfalls  sehr  dankenswert,  dafs  die  Kommission 
diesen  Schritt  zur  socialen  Ausgestaltung  unseres  Privatrechts 
wagt  und  befürwortet;  sie  kommt  damit,  wie  auch  durch 
sonstige  Vorschläge  (über  das  Zinsenrecht  und  die  Vertrags- 
strafe), entschieden  dem  Zuge  der  Zeit  entgegen.  Dem  Vor- 
wurfe, dafs  die  Rechtsordnung  ein  „indirektes  Faustrecht" 
begünstige,  und  der  Gesetzgeber  der  Not  des  wirtschaftlich 
weniger  kamp£Pähigen  Teiles  unseres  Volkes  teilnahmslos  zu- 
schaue, wird  damit  die  Spitze  abgebrochen.  Zugleich  gewinnt 
die  Kritik  jetzt  einen  bestimmten  Anhalt,  an  den  anknüpfend 
sie  weiterzuarbeiten  vermag;  dafs  aber  ihr  Spruch  dem  Vor- 
schlage des  Entwurfes  günstig  fallen  müsse,  glaube  ich  be- 
zweifeln zu  dürfen ,  und  will  das  hier  in  aller  Kürze  begrün- 
den. §  529  a  unterscheidet  nicht  oder  wenigstens  nicht  deut- 
lich genug  zwischen  Mängeln,  die  nur  die  Gesundheit  der 
augenblicklichen  Bewohner  bedrohen ,  und  solchen ,  die  jeden 
Mieter  treffen.  Ist  z.  B.  ein  zu  geringer  Raumgehalt,  be- 
rechnet auf  die  zeitige  oder  die  etwa  durch  eine  Zwillings- 
geburt steigende  Kopfzahl  der  mietenden  Familie,  ein  solcher 
Mangel?  Oder  das  Fehlen  des  Sonnenlichts  für  den  lungen- 
kranken Mieter?  Was  soll  „naheliegend"  heiüsen?  Unter 
„Gefahr"  mufs  doch  immer  auch  die  nur  erst  drohende  Ge- 
fahr   verstanden    werden,   so   dafs   das  eingeklammerte  Wort 
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überflüssig  und  deshalb  leicht  irreleitend  ist.  Der  Ikitwurf 
giebt  femer  dem  Mieter  nicht  genug  Rechte,  z.  B.  auf 
Schadensersatz  (s.  u.),  und  setzt  sich  dadurch  selbst  der 
Wirkungslosigkeit  aus;  andererseits  geht  er  angesichts  der 
nun  einmal  noch  bestehenden  Wohnungsmifsstände  zu  weit, 
indem  er  allgemein  und  ohne  die  etwaige  Voraussetzung  poli- 
zeilicher Beanstandung  der  Wohnung  das  Bücktrittsrecht  giebt 
und  von  der  durchaus  notwendigen,  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  unumgänglichen  Rücksicht  auf  allm&h- 
liehe  Besserung  der  Verhältnisse  absieht.  Andererseits  mufs 
die  Vorschrift  auf  jede  entgeltliche  Überlassung  einer  Woh- 
nung ausgedehnt  werden.  Endlich  überläfst  es  §  529a  der 
jedesmaligen  richterlichen  Feststellung  im  Civilpro- 
zesse,  ob  die  Wohnung  ungesund  sei,  und  bürdet  damit 
dem  armen,  rechts-  und  geschäftsunkundigen  Teile  der  Be- 
völkerung eine  unerträgliche  Last  auf.  Würde  dagegen  diese 
Feststellung  im  polizeilichen  Wege  getroffen,  so  stände  zu  er- 
warten, dafs  überhaupt  dadurch  ein  wirklicher,  weiterer  Pro- 
zefs  erspart  wird,  una  dafs  alsdann  auch  die,  meines  Erachtens 
freilich  an  sich  schon  unbegründete^  BefUrchtung  jeden  falls 
keinen  Raum  gewinnen  könnte,  durch  die  Vorschrift  des 
§  529  a  steigere  sich  in  unerfreulicher  Weise  die  Zahl  der 
leidigen  Rechtsstreitigkeiten.  Auch  bietet,  um  das  noch  zu 
erwähnen,  die  polizeiliche  Feststellung  die  gröfsere  Wahrschein- 
lichkeit einer  gleichmäfsigen  Handhabung  der  gesund- 
heitlichen und  baulichen  Vorschriften  und  gestattet  ein  mit 
Besserung  der  Verhältnisse  allmählich  strafferes  Anziehen  der 
letzteren;  anders,  als  wenn  der  Richter  im  Prozesse,  vielleicht 
selbst  ohne  Erfahrung  über  die  örtliche  Sachlage,  hin  und  wie- 
der sich  Sachverständige  wählt,  oder  gar  nach  §  369  Abs.  4  der 
Reichscivilprozefsordnung  an  die  Einigung  der  Parteien  über 
bestimmte  Personen  sich  gebunden  sieht.  Auch  wird  sich  bei 
den  Polizeibehörden  leichter  als  bei  dem  Einzelrichter  der 
Amtsgerichte,  dem  das  Mietverfahren  nach  §  28  Nr.  2  der 
deutschen  Gerichtsverfassung  gröfstenteils  zugewiesen  ist,  eine 
gewisse  sichere  Überlieferung  in  der  Behandlung  des  Woh- 
nungswesens bilden. 

Ein  interessantes  Vergleichungsstück  zu  dem  §  529  a 
bietet  ein  Gesetzentwurf  der  grofsherzoglich  hessischen  Regie- 
rung über  die  „polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Mietwohnungen 
und  Schlafstellen,^  der  im  April  1892  der  Zweiten  Kammer  zur 
Beratung  vorgelegt  ist,  —  in  der  Voraussicht,  wie  die  Be- 
gründungen sagen,  dafs  man  sich  von  Reichs  wegen  mit  dieser 
Angelegenheit  vor  der  Hand  nicht  beschäftigen  werde,  und  in 
Erwägung,  dafs  zwar  die  Wohnungsverhältnisse  nur  zu  einem 


>  Ob  das   bei  Billigung    des   §  529  a   wirklich   geschehen    würde, 
lasse  ich  dahingestellt. 
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nicht  sehr  erheblichen  Bruchteile  den  Anforderungen  nicht 
genügen,  immerhin  aber  eine  Abhülfe  je  früher  je  besser  ge- 
boten erscheine.  Dieser  Entwurf  regelt  zunächst  die  poli- 
zeiliche Seite  der  Sache  durch  Bestellung  von  Wohnungs- 
inspektoren, Pflicht  zur  Anzeige  von  neuhergerichteten  Woh- 
nungen und  von  Veränderung  ihrer  Bewohner,  und  giebt  der 
Behörde  das  Recht,  innerhalb  zweier  Wochen,  vom  Tage  jener 
Anzeige  an,  „das  Vermieten  der  Wohnung  wegen  Gesundheits- 
schädlichkeit derselben  entweder  ganz  zu  untersagen,  oder  von 
der  vorgängigen  Beseitigung  bestimmter,  die  Gesundheit  ge- 
filhrdender  Ursachen  abhängig  zu  machen".  Des  weiteren 
kann  durch  Polizeiverordnung  für  Mietwohnungen  ein 
Mindestmafs  an  Luftraum  vorgeschrieben  werden;  bei  Ver- 
stofs  dagegen  durch  überzählige  Belegung  der  Räume  tritt 
Geldstrafe  ein.  Ähnliches  gilt  von  Schlafstellen.  Beschwerde- 
recht gegen  die  polizeilichen  Verfügungen  ist  gewährt.  Strafen 
sind  auch  bei  Übertretung  der  bau-  und  gesundheitspolizei- 
lichen Vorschriften  verhängt,  mit  dem  Zusätze,  dafs  die  Polizei- 
behörde die  sofortige  Ausweisung  der  in  die  Wohnung,  bezw. 
die  Schlafstellen  aufgenommenen  Personen  verfügen  könne. 
Auf  dieser  Grundlage  soll  dann  noch  folgendes  bestimmt 
werden:  .Hat  die  polizeiliche  Ausweisung  stattgefunden,  so 
hat  der  Vermieter  dem  Mieter,  auch  wenn  der  Letztere  von 
der  versagten  Erlaubnis  zum  Vermieten  der  Wohnung  Kennt- 
nis hatte,  überdies  den  dem  Letzteren  durch  die  Ausweisung 
erwachsenen  Schaden  zu  ersetzen.  **  Es  sei  dies,  flLgen  die 
Begründungen  hinzu,  ,^wohl  nur  eine  logische  Rechtsfolge  und 
rechtfertige  sich  aufserdem  dadurch,  dafs  die  Mieter  sich  oft- 
mals in  Notlage  befänden,  und  dafs  dem  polizeilichen  Verbot 
auf  jede  zulässige  Weise  Nachdruck  verscnafft  werden  müsse. 
Über  etwaige  Rückgewähr  des  bis  dahin  aufgelaufenen  Miet- 
zinses wird  nichts  gesagt;  vielleicht  sieht  man  diesen  Punkt 
durch  Art.  1131  und  1188  des  Code  civil  („cause  illicite")  für 
erledigt  an.  Bei  übermäfsiger  Belegung  soll  zwar  auch  Aus- 
weisung erfolgen  können,  dann  aber  so,  dafs  thunlichst  dem 
Mieter  kein  Schaden  erwächst;  jedenfalls  triflH;  den  Vermieter 
hier  keinerlei  Entschädigungspflicht.  Die  Motive  erwähnen 
rühmend  die  Thätigkeit  des  „Vereins  für  Socialpolitik* ;  er- 
warten, dafs  nach  Beseitigung  der  Schmutzkonkurrenz  die 
durchaus  rentable  Errichtung  guter  kleiner  Mietwohnungen 
neuen  Aufschwung  nehmen,  irgend  eine  erhebliche  Verteuerung 
aber  nicht  eintreten  werde.  Sie  bemerken  wörtlich :  „Die  An- 
wendung eines  gewissen  Zwanges^  gegen   das   Verbleiben   in 

^  Für  einen  solchen  Zwang,  f&r  die  .notwendige  Beschränkung 
der  Einzelrechte  ffesenüber  dem  Gesamtwonle",  hat  sich  neuerdings 
auch  Prof.  Finkein  du  re  (Bonn)  im  Handwörterbuch  für  Staats  Wissen- 
schaften ausgesprochen  (ßd.  III,  Art.  „Gresundheitspflege'^).    Ähnjjch  die 
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gesundheitsschädlichen  Räumen  erscheint  —  teils  in  öffent- 
lichem Interesse,  teils  aus  dem  Grunde  gerechtfertigt,  weil  nur 
.  dann  eine  Besserung  der  Zustände  durch  Erbauung  gesunder 
Wohnungen  für  die  weniger  Bemittelten  erreicht  werden  kann.** 
Eine  ständige  Kontrolle  der  Mieträume  soll  nur  für  Woh- 
nungen mit  weniger  als  vier  Bäumen  (einschl.  der  Küche) 
und  zunächst  nur  in  Orten  von  5000  Einwohnern  mui  mehr 
eingeführt  werden,  dort  übrigens  auch  unbedingt  lür  Dach- 
und  Kellerwohnungen  gelten :  sie  kann  durch  Polizei  Verordnung 
auf  kleinere  Ortschaften  erstreckt  werden.  Jene  Grenze, 
höchstens  drei  Eäume,  sei  zwar,  wie  in  den  Begründungen 
gesagt  ist,  gewissermafsen  willkürlich;  aber  im  allgemeinen 
könne  man  doch  annehmen,  dafs  die  Mehrzahl  der  Wohnungen, 
welche  so  klein  seien,  von  einer  Bevölkerungsklasse  bewohnt 
werde,  die  genügende  Kenntnis  über  die  aus  dem  Bewohnen 
ungesunder  Räume  drohenden  Nachteile  meist  nicht  besitze 
und  in  knappen  Einkommenverhältnissen  sich  befinde,  und 
dafs  die  Gefahr  ihrer  Ausbeutung  durch  gewissenlose  W^oh- 
nungsvermieter  bestehe.  Sehr  glücklich  ist  der  Hinweis  auf 
den  §  120  der  Gewerbeordnung,  der  den  Gewerbeunternehmer 
zu  Vorkehrungen  für  die  Sicherheit  und  Gesundheit  der  von 
ihm  im  Betriebe  beschäftigten  Personen  verpflichtet:  so  könne 
man  auch  ein  gleiches  dem  gewerbsmäfsigen  Vermieter  zu- 
muten. — 

Ich  möchte  nunmehr  noch  einzelne  Stimmen  erwähnen, 
welche,  abgesehen  von  den  allgemeineren  Erörterungen  über 
Beschränkung  der  Vertragsfreiheit,  gerade  auf  diesem  besonders 
wichtigen  Teilgebiete  derselben  sich  haben  vernehmen  lassen. 
Einige  davon  führt  auch  die  „Zusammenstellung  gutachtlicher 
Äufserungen"  über  den  Entwurf  des  B.G.B.  durch  das  Reichs: 
Justizamt  (1890)  an  ^;  ich  nenne  darnach  „Deutsches  Tageblatt" 
vom  23.  März  1888,  „Berliner  Zeitung"  vom  7.  Juni  1888, 
„Nationalzeitung"  vom  27.  September  und  16.  Oktober  1888, 
„Schlesische  Zeitung"  vom  27.  August  1890  und  „Kölnische 
Zeitung"  vom  19,  Juli  1890.  Diese  beiden  stimmen,  nach  An- 
gabe des  Reichsjustizamtes,  im  wesentlichen  mit  der  unten  zu 
erwähnenden  Meinung  A.  Mengers  überein;  die  „Kölnische 
Zeitung"  bemerkte,  man  verlange  mit  Recht,  dafs  bei  gesund- 
heitsschädlichen Wohnungen  der  Mieter  vom  Vertrage  zurück- 
treten oder  ihn  auflösen  dürfe.  Des.  weiteren  sind  dort 
noch  Äufserungen  des  bekannten  Schriftstellers  Rechtsanwalts 
Dr.  Fuld  und  des  Professors  von  Bar  (Göttingen),  —  die 
des   letzteren  aus  der  „Nation"  vom  5.  April  1890   —   ange- 


Schlufßworte  der  .obenangeführten  T hu n sehen  Arbeit  mit  dem  dort 
mitgeteilten  interessapten  G-utachten  der  Regierungsbehörde  zu  Minden 
vom  1.  Januar  1852  (s.  o.  §  4). 

1  Bd.  II,  S.  240,  ferner  Bd.  VI,  S.  378, ' 
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führt,  die  ich  der  Vollständigkeit  wegen  mit  den  übrigen  zu- 
sammenstellen möchte,  obgleich  ich  sie  selbst  nicht  habe  ver- 
gleichen können.  Dr.  Puld,  heifst  es  a.a.O.,  beklage  es 
vom  socialen  Standpunkte,  dafs  der  Wohnungsmietvertrag  nicht 
sorgftlltiger  geregelt,  und  dem  Mieter  ebenso  ein  gröfserer 
Schutz  gegen  den  Vermieter  gewährt  worden  sei,  wie  dies  zu 
Gunsten  des  Arbeitsnehmers  gegenüber  dem  Arbeitgeber  be- 
reits geschehen.  Von  Bars  Ansicht  sei  folgende:  „Theoretisch 
lasse  sich  wohl  der  schöne  Satz  aufstellen,  dafs  es  ein  Urrecht 
jedes  Menschen  sei,  nicht  in  Räumen  zu  wohnen,  welche  irgend 
die  Gesundheit  ge&hrdeten;  und  man  könne  aus  diesem  Satze 
nach  dem  Vorbilde  eines  berühmten  Socialpolitikers  auf  Grund 
der  Wissenschaft  der  Hygiene  eine  ganze  Reihe  von  For- 
derungen ableiten,  welche  ohne  weiteres  vom  Vermieter  einer 
Wohnung  zu  erfüllen  wären.  Es  frage  sich  aber  nur,  wer 
solche  Musterwohnungen  für  schlechte  Mieter  erbauen  oder 
gar  erst  noch  mit  grofsen  Kosten  die  jenen  Anforderungen 
nicht  entsprechenden  Wohnungen  niederreifsen  wolle.  Das 
Civilrecht  werde  daher  auch  hier  —  bescheiden  sein  müssen, 
wenn  es  sich  nicht  in  Utopien  verlieren  wolle.  Ein  Satz  aber, 
etwa  dahin  gehend,  dafs  eine  offenbar  stark  ungesunde  Woh- 
nung jederzeit  ohne  Zahlung  einer  Vergütung  für  die  Zu- 
kunft verlassen  werden  dürfe,  wenn  der  Vermieter  dem  Mangel 
nach  geschehener  Aufforderung  nicht  binnen  angemessener 
Frist  abgeholfen  habe,  könne  allerdings  in  das  Gesetzbuch 
aufgenommen  werden  und  würde  gegen  den  sogenannten  Woh- 
nungswucher einige  Abhülfe  gewähren,  falls  ein  Verzicht  auf 
jene  Befugnis  des  Mieters  für  ungültig  erklärt  würde." 

Ich  erwähne  dann  noch  den  gleichfalls  vom  Reichsjustiz- 
amte angeführten  Generalsekretär  Stöckel  (Insterburg)  mit 
seinem  Berichte  für  den  Deutschen  Landwirtschaftsrat*.  Er 
spricht  zwar  nur  über  den  von  ihm  lebhaft  bekämpften  Satz 
„  ICauf  bricht  Miete"  ;  aber  seine  Bemerkungen,  dafs  in  gröfseren 
Städten  die  Gestaltung  des  Mietrechts  eine  einschneidende  Be- 
deutung für  die  gesamte,  zum  gröfsten  Teile  ja  nicht  aus 
Grundeigentümern  bestehende  Bevölkerung  habe;  dafs  nie  zu- 

Segeben  werden  dürfe,  dafs  bei  der  Formierung  des  Rechts 
as  Wohl  und  Wehe  der  Familie  von  den  Interessen  des  Ka- 
pitales abhängig  gemacht  werde;  endlich,  dafs  es  bedenklich 
erscheine,  das  ganze  Mietrecht  für  menschliche  Wohnungen 
und  für  sonstige  Räume  übereinstimmend  auszubilden,  —  diese 
Bemerkungen,  meine  ich,  haben  auch  in  dem  Zusammenhange 
hier  auf  Beachtung  Anspruch. 

Sehr  nachdrücklich  für  Verbesserung  unseres  Wohnungs- 
mietrechts hat  sich  der  eifrige  Fürsprecher  einer  socialen  Re- 


1889,  S.  289  (XVII.  Plenarversammlung). 
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form  des  Privatrechts,  der  Berliner  Professor  Adolf  Wagner 
erklärt  (a.  a.  O.  S.  770),  —  im  Zusammenhange  n[iit  seinen 
obigen  Darlegungen  über  den  „notwendigen  Kompromiüs 
zwischen  dem  Individualismus  und  Socialismus  im  Verkehrs- 
rechte"  (S.  369,  371  dort).  Er  sagt:  „Namentlich  ist  die 
Vertragsfreiheit  in  Bezug  auf  das  Mietverhältnis  zu 
beschränken,  d.  h.  die  Willkür  der  Parteien  darf  den  Inhalt 
des  Vertrages  nicht  in  dem  weiten  Umfange,  wie  bisher,  ent- 
scheiden, weil  die  Gleichheit  der  Kontrahenten  und  daher 
die  Freiheit  wenigstens  des  Einen  von  ihnen  eine  Fiktion 
ist,  welche  mit  der  ökonomischen  Stellung  und  Funktion  des 
städtischen  Grund-  und  Hauseigentums  im  Widerspruche 
steht/ 

Auch  Dr.  Miquel  hat,  abgesehen  von  der  oben  er- 
wähnten Reichstagsrede,  verschiedentlich  das  Bedürfnis  einer 
Verbesserung  unseres  Wohnungsmietrechts  anerkannt;  er  ist 
sogar,  wie  erwähnt,  dem  Erlasse  von  Bestimmungen  gegen  den 
sogenannten  Mietwucher  geneigt.  Zu  der  hier  besprochenen 
Frage  bemerkt  er:  „Das  Gesetz*  müfste  den  zulässigen 
Inhalt  des  Mietvertrages  positiv  und  negativ  näher  charak- 
terisieren und,  ohne  die  civilrechtliche  Materie  erschöpfen 
zu  wollen,  durch  Gebot  und  Verbot  den  Mieter  gegen  allzu- 
schwere  Benachteiligung  zu  schützen  suchen.  —  Dem  Mieter 
mufs  weiter  das  Recht  gegeben  werden,  im  Falle  einer  durch 
das  Verschulden  des  Eigentümers  herbeigeführten  Verwahr- 
losung der  Wohnung  mit  schädlichen  Folgen  für  die  Gesund- 
heit der  Bewohner  auf  Grund  des  Ausspruches  der  Gemeinde- 
organe die  Wohnung  ohne  weitere  Entschädigung  des  Eigen^ 
tümers  und  in  besonderen  Fällen  gegen  Rückgewähr  des  seit 
dem  letzten  Zahlungstermin  bezahlten  Mietbetrages  zu  ver- 
lassen. In  letzterer  Beziehung  können  die  Erfahrungen  einiger 
schweizer  Kantone  zum  Vorbilde  dienen." 

Zu  diesen  gehört,  soweit  ich  habe  feststellen  können,  der 
Kanton  Genf. 

In  dem  bereits  genannten  Werke  von  Trüdinger  findet 
sich  S.  171  nur  die  sehr  allgemeine  Bemerkung,  dafs  sich  das- 
erforderliche  Reichswohnungsgesetz  auch  auf  die  civilrecht- 
liche Seite  des  Mietvertrages  zu  erstrecken  habe.  Im  übrigen 
und  im  Anschlufs  an  obige  Worte  Miquels  citiert  er  nur 
die  Äuferungen  von  Dr.  Flesch  aus  dessen  Berichte  für  den 
„Verein  flir  Socialpolitik"  (Bd.  30,  S.  85),  wo  es  heifst:  „Der 
Vermieter  mufs  wissen,  dafs  er  sich  strafbar  macht,  und 
die  Verträge  nichtig  und  unklagbar  sind,  durch  welche  er 
sein  Haus  in  einer  nicht  nur  die  betreffenden  Mieter,  sondern 
auch    das   öflFentliche  Interesse  verletzenden  Weise   ausnützt. 


^  D.  h.,  nach  dem  Zusammenhange,  das  zunächst  in  Aussicht  zu 
nehmende  Einzelge^etz ;   nicht  etwa  die  GeRetzgebung  im  allgemeinen. 
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Der  Mieter  mufs  wissen,  dafs  er  sich  strafbar  macht,  wenn 
er  den  gemieteten  Raum  entgegen  dem  Inhalt  des  Miet- 
vertrages in  einer  anderen  Weise  als  zum  Wohnen,  namentlich 
zu  unerlaubter  Aftermiete  benutzt."  Nachdrücklich  wird  von 
beiden,  Trüdinger  wie  Fl e seh,  auf  die  bereits  öfter  er- 
wähnte Analogie  des  Arbeitsmietvertrages  hingewiesen. 

Auch  die  Zeitschrift  „Concordia"  sagt  in  ihrer  Nummer 
vom  15.  Januar  1892,  dafs  die  civilrechtlichen  Vorschläge, 
insbesondere  die  Dr.  Miquels,  von  grofser  socialpolitischer 
Bedeutung  seien,  wenn  sie  sich  auch  nicht  im  ersten  Anlaufe, 
sondern  nur  von  Stufe  zu  Stufe  durchsetzen  liefsen. 

Ein  hierher  gehöriges  Urteil  eines  neueren  juristischen 
Schriftstellers  über  „Miete  und  Pacht"  (1889jf,  nämlich 
Jakobis,  habe  ich  schon  erwähnt.  Auch  Gierke  hat  in 
seiner  Kritik  des  Entwurfes  zum  B.  G.  B.  (a.  a.  O.  XIII.  Bd. 
S.  232)  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  gerade  beim 
Wohnungsmietverträge  gefordert.  Sehr  nahe  steht  endlich 
solchen  Vorschlägen  Bücher  in  seinem  obengenannten  Werke. 
Er  verlangt  (S.  852),  dafs  nur  solche  Räume  den  Gegenstand 
des  Mietvertrages  sollten  bilden  können,  welche  auch  objektiv 
zu  Wohnzwecken  verwendbar  seien;  und  dafs  Verträge,  die 
im  Widerspruche  mit  den  Bestimmungen  des  Wohnungsgesetzes 
stünden,  civilrechtlich  ungültig  wären ^.  Abgesehen  von  der 
Forderung  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  des  Vermieters 
bei  Überlassung  gesundheitschädlicher  Räume  will  auch  er 
dem  Mieter  bei  Austreibung  durch  die  Sanitätsbehörde  Schaden- 
ersatz durch  den  Vermieter  zusprechen. 

Einer  der  eifrigsten  Vorkämpfer  auf  diesem  Gebiete  ist 
zweifellos  der  Wiener  Professor  Anton  Menger*  in  seiner 
berühmten  Schrift  „Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen 
Volksklassen".  Er  kommt  mit  seinem  Vorschlage  ziemlich 
nahe  an  eine  wirkliche  Gesetzesformulierung  heran  und  erhofft 
von  ihr  eine  „viel  nachhaltigere  Verbesserung"  der  vorhandenen 
Mifsstände,  als  von  allen  Mafsregeln  der  Bau-  und  Gesund- 
heitspolizei. Er  verdient  im  übrigen  wörtlich  hier  angeführt 
zu  werden  (S.  186  u.  187).  „Mit  voller  Wucht  fällt  der  Rechts- 
satz, dafs  der  Vermieter  auch  zu  Wohnungszwecken  völlig 
untaugliche  Räume  vermieten  kann,  auf  die  besitzlosen  Volks- 
klassen, weil  diese  sich  bei  dem  Mieten  ihrer  Wohnungen 
regelmäfsig  in    einer  Zwangslage   befinden  und  deshalb  auch 


1  Ebenda  S.  344:  „Es  darf  ferner  nicht  geduldet  werden,  dafs  der 
Einzelne  aus  Gewinnsucht  Leben,  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  die 
edelsten  Güter  des  Familienlebens  seiner  ärmeren  Mitmenschen  ge- 
fährdet. Der  freie  Mietvertrag  wiegt  nicht  schwerer  als  der  freie 
Arbeitsvertrag  oder  der  freie  Darlehns vertrag." 

*  Das  Keichsiustizamt  a.  a.  0.  S.  378  citiert  auch  die  Ansicht 
Jakobis  in  der  Grunhut  sehen  Zeitschrift  (Bd.  18  S.  285):  hier  findet 
sich  aber  nur  ein  Bericht  über  Meng  er. 
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oflFenbar  gesundheitsschädliche  Wohnungen  mit  vollem  Bewufst- 
sein  übernehmen.  Man  kann  mit  gutem  Grunde  behaupten, 
dafs  die  oft  scheufslichen  Wohnungszustände  unserer  ärmeren 
Volksklassen  hauptsächlich  durch  den  mangelhaften  Rechts- 
zustand herbeigeführt  werden.  Und  doch  sollte  man  glauben, 
dafs  selbst  vom  juristischen  Standpunkt  aus  nur  solche  Räume 
den  Gegenstand  des  Mietvertrages  bilden  können,  welche  auch 
objektiv  zu  Wohnungszwecken  verwendbar  sind. —  Demgemäfs 
mtifste  der  Vermieter  für  haftbar  erklärt  werden,  wenn  er 
vorsätzlich,  aus  Fahrlässigkeit  oder  aus  Eigennutz  —  eine 
Wohnung  vermietet,  welche  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe 
der  Dinge  durch  ihre  Beschaffenheit  dajs  Leben,  den  Körper, 
die  Gesundheit  und  die  Arbeitskraft  des  Mieters  oder  seiner 
Angehörigen  gefährdet,  und  wenn  infolge  der  Beschaffenheit 
der  Wohnung  eine  solche  Verletzung  wirklich  eingetreten 
ist[?].  Wie  beim  Lohnvertrage  müfste  der  Richter  die  Höhe 
der  vom  Vermieter  zu  leistenden  Entschädigung  auch  ohne 
Nachweis  eines  Vermögensschadens  nach  freiem  Ermessen  be- 
stimmen, nnd  eine  diese  Entschädigungspflicht  ausschliefsende 
Vereinbarung  der  Beteiligten  der  rechtlichen  Wirkung  ent- 
behren." — 

Richtet  man  den  Blick  aufs  Ausland,  insbesondere  nach 
England  und  Frankreich,  so  findet  man  in  den  aufserordent- 
lich  zahlreichen  englischen  Gesetzen,  die  sich  seit  1855,  man 
kann  fast  sagen,  eines  über  das  andere  drängen,  ohne  aber 
den  vollen  von  ihnen  erwarteten  Erfolg  zu  erzielen,  keine 
civilrechtlichen  Vorschriften,  wie  Ruprecht  a.  a.  O.  bestätigt. 
Auch  scheint  die  obenerwähnte  Anwendung  der  sogenannten 
„consideration"  mit  der  Wohnungsfrage  nicht  in  Verbindung 
gebracht  zu  sein.  Ebensowenig  finden  sich  civilrechtliche 
Mafsnahmen  in  dem  bereits  angeführten  vortrefflichen  Auf- 
satze des  Parlamentariers  und  Ministers  Chamberlain  vor- 
geschlagen. Höchst  bemerkenswert  ist  dagegen  aus  den  eng- 
lischen Verhältnissen,  dafs  nach  verschiedenen  bei  Ruprecht 
(a.  a.  O.  S.  14,  17,  21  u.  23)  näher  angegebenen  Gesetzen  jede 
in  dem  betreffenden  Bezirke,  wo  eine  gemeinschäduche 
„nuisance"  durch  Baulichkeiten  veranlafst  ist,  wohnende 
Person,  einerlei  ob  dadurch  betroffen  oder  nicht,  Klage,  nach 
Art  einer  actio  popularis,  auf  Beseitigung  der  „nuisance"  er- 
heben darf.  Ferner,  dafs  dort  eine  Wohnungsinspektion,  also 
neben  der  Thätigkeit  der  „Fabrikinspektoren",  bereits  gesetz- 
lich ins  Leben  gerufen  ist,  —  wenn  auch  nur  bei  Wohnungen 
niederer  Art  (unter  einem  bestimmten  Steuersatze)  —  wie  sie 
der  „Verein  für  Armenpflege"  u.  s.  w.  gewünscht  hat,  und  wie 
sie  im  Grofsherzogtum  Hessen  vor  der  Thür  zu  stehen  scheint. 
Beachtung  verdient  endlich,  dafs  sich  in  London  die  bereits 
erwähnten  Gesellschaften  gebildet  haben,  mit  dem  aus- 
gesprochenen   Zwecke,    einen    „beharrlichen,    unausgesetzten 
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und  einheitlichen  Druck  auf  die  Behörden"  in  der  Wohnungs- 
angelegenheit und  der  Durchführung  der  stockenden,  obwohl 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Mafsnahmen  auszuüben,  sie  aber 
auch  dabei  zu  unterstützen.  V.  A.  H  u  b  e  r  (a.  a.  O.)  erwähnt 
diese  „Sanitary  Aid  and  Dwelling  Committees"  bereits  1857. 
Ihre  Entstehung  zeugt  von  einer  merkwürdigen  Unbefangen- 
heit gegenüber  den  Behörden  und  von  dem  Sinne,  der  in 
England  zeitweilig  in  die  „heiligen  Rechte  des  Eigentümers", 
wie  Chamberlain  sagt,  oder  in  die  noch  heiligeren  volks- 
wirtschaftlichen Glaubenssätze^,  möchte  ich  hinzusetzen,  ein- 
greift. Nach  einstimmigem  Urteil  haben  freilich  die  englischen 
Behörden  solche  „Unterstützung"  verdient;  die  Gründe  dafür 
kann  man  bei  Chamberlain  a.  a.  O.  S.  766,  Ruprecht 
S.  44,  46,  69,  80  und  Anderen*  verzeichnet  finden.  Bei 
deutschen  Behörden  wäre  das  ein  Ding  der  Unmöglichkeit! 
Auch  in  Prankreich  ist  man,  trotz  aller  Bestrebungen  und 
trotz  der  bis  in  die  fünfziger  Jahre  zurückreichenden  gesetz- 
lichen Mafsnahraen,  nicht  zur  Aufstellung  civilrechtlich  wir- 
kender Vorschriften  übergegangen.  Über  das  einschlagende 
Gesetz  von  1850  und  die  Verordnung  vom  25.  Oktober  1883, 
betr.  die  sog.  „gamis"  (ausgestattete  Wohnzimmer),  bemerkte 
Raffalovich,  der  Pariser  Berichterstatter  filr  den  „Verein 
ftlr  Socialpolitik"  (a.  a.  O.  Bd.  31  S.  6  u.  22),  dafs,  wenn  in- 
folge polizeilicher  Schliefsung  einer  Wohnung  die  Auflösung 
des  Mietvertrages  eintrete,  dies  keinerlei  Schadensersatzanspruch 
des  Mieters  gegen  den  Vermieter  begründe.  Auch  Ana  toi  e 
Langlois  gelangt  in  einem  erwähnenswerten  Aufsatze  im 
Pariser  „Correspondant"  vom  25.  Dezember  1885  nur  zu  der 
Forderung  eines  polizeilichen  Verbotes  ungesunder  Woh- 
nungen; von  einer  Anwendbarkeit  des  Art.  1133  des  Code 
civil  ist  auch  bei  ihm  nicht  die  Rede.  Raffalovich  (a.  a.  O. 
S.  41)  verwahrt  sich  sogar  gegen  die  Heranziehung  des  Civil- 
rechts;  detin  man  dürfe  nicht  vergessen,  dafs  jeder  Eingriff 
in  die  Vertragsfreiheit  in  sich  selbst  die  Aussaat  zur  Strafe 
trage.  Diese  Ansicht  wird  übrigens  nur  die  in  Frankreich 
auch  bei  den  tüchtigsten  volkswirtschaftlichen  Rennern,  z.  B. 
bei  Claudio  Jannet,  sehr  hervortretende  Abneigung  gegen 
socialpolitische  Mafsregeln  oder  doch  gegen  jeden  erheblicheren 
Eingriff  des  Staates  in  wirtschaftliche  Verhältnisse  wieder- 
«piegeln.  — 

'  Zumal  wenn  sie  ein  bequemes  Schutzmittel  für  eigene  Habsucht 
sind.  Ein  ergötzliches  Beispiel  bei  R.  Hessen,  PreuFs.  Jahrbücher 
1891,  Juniheft  S.  638  in  dem  Beschlüsse  der  Berliner  Stadtverordneten 
in  der  Wohnungsfrage. 

2  Deutsche  Rundschau,  Dezember  1884  und  Januar  1885  (Professor 
G.  M.  Aßher);  Dezember  1890  (Dr.  H.  Albrecht);  auch  Dr.  Asch- 
rott  in  Schmollers  Jahrbuche  1885,  S.  865.  Neuere  Nachrichten» 
z.  B.  über  Glasgow,  lauten  jedoch  günstiger:  Socialpolit.  Centralblatt 
vom  12.  September  1892. 
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Gegen  eine  gesetzliche  Neuregelung  des  Wohnungsmiet- 
rechts haben  sich  tLbrigens  auch  in  Deutschland  eine  Reihe 
gewichtiger  Stimmen  ausgesprochen ;  ich  nenne  davon  folgende. 

Der  bekannte  Statistiker  Engel  erklärte  schon  Anfang 
der  siebziger  Jahre  in  seiner  Schrift  über  die  „moderne 
Wohnungsnot"  (S.  37):  dafs  die  Gesetzgebung  „mit  Erfolg 
dem  zuweilen  haarsträubenden  Inhalte  der  Mietkontrakte 
dadurch  werde  entgegentreten  können,  dafs  sie  die  aus  solchen 
Kontrakten  entstandenen  Forderungen  der  gewerbsmäfsigen 
Wohnungsvermieter  an  den  Mieter  für  nicht  einklagbar  er- 
klärt, erscheint  uns  ebenso  zweifelhaft;,  als  wir  uns  nicht  ver- 
hehlen, dafs  jener  Feudalismus  [der  Vermieter]  dadurch  nicht 
gebrochen  werden,  sondern  auf  einer  anderen  Seite  ebenso 
häfslich  zum  Vorschein  kommen  würde". 

In  einem  in  den  „Grenzboten"  (1886,  11,  S.  509)  ohne 
Namen  erschienenen  Aufsatze  äufsert  sich  Dr.  O.  Baehr 
freilich  zu  Gunsten  des  Wegfalls  vom  Zurückbehaltungsrecht 
an  den  unpfändbaren  Sachen;  setzt  dann  aber  hinzu:  „Andere 
Abänderungen  in  dem  Rechte  des  Mietvertrages  zu  treffen, 
halten  wir  für  bedenklich.  Es  mag  ja  sein,  dafs  öfters  Ver- 
mieter ihre  Verpflichtungen  gegen  die  Mieter  gröblich 
hintansetzen.  Aber  die  Sache  ist  schwer  kontrollierbar.  Und 
welche  über  das  bestehende  Mafs  hinausgehende  Mittel  der 
Abhülfe  lassen  sich  dafür  denken?  Namentlich  können  wir 
dem  von  Miquel  angeregten  Gedanken,  die  Ausbedingung 
eines  übermäfsigen  Mietzinses  nach  Analogie  des  Geldwuchers 
zu  behandeln,  nicht  beistimmen."  Inwieweit  dieser  geschätzte 
Jurist  übrigens  jetzt  von  dieser  Ansicht  mit  Aufstellung  des 
§  345  in  seinem  „Gegenentwurfe"  abgewichen  ist,  habe  ich 
oben  bereits  dargethan.  Er  begründet  dann  an  gedachter 
Stelle  des  weiteren  seine  Auffassung  und  berührt  die  Gefithr- 
lichkeit  polizeilicher  Mafsnahmen  bei  ungesunden  Wohnungen 
wegen  des  unvermeidlich  bei  den  Behörden  eintretenden 
Wechsels  der  Anschauungen  in  diesem  Punkte,  sowie  ferner 
die  Unmöglichkeit,  eine  Belegungskontrolle  über  die  einzelnen 
Wohnräume,  beispielsweise  bei  dem  stetigen  Ab-  und  Zugange 
in  den  Familien,  durchzuführen. 

Auch  Dr.  Straufs  (a.a.O.  S.  210)  und  zwei  Bericht- 
erstatter des  „Vereins  für  Socialpolitik",  Stadtrat  Dietrich 
und  Bergamtsdirektor  Dr.  Leu t hold  (Bd.  31  S.  117;  Bd.  30 
S.  38)  versprechen  sich  nicht  viel  von  civilrechtlichen  Neue- 
rungen. 

Der  letztere  hat,  wie  im  §  11  z.  A.  bereits  bemerkt,  den 
Hauptwert    auf    eine    ausgiebige   polizeiliche*    Regelung    des 


1  Anscheinend  derselben  Ansicht  ist  unser  berühmter  Volkswirt- 
schaftsichrer W.  Röscher;  selbst  in  seinem  neuesten  Werke  (S.  581) 
erwähnt  er  die  civilrechtiiche  Regelung  nicht,  obwohl  gerade  er  doch 
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Mietwesens  gelegt,  zu  der  man  bekanntlich  auch  schon  zu 
römischer  Zeit  griff,  wie  Zenos  c.  12  Cod.  VIQ,  10  zeigte 
Eine  Übersicht  über  die  jetzt  bestehenden  Polizeiverordnungen, 
die  übrigens  als  veraltet  ihren  Zweck  zum  Teil  nicht  mehr 
erfüllen,  giebt  Leuthold  in  den  „Annalen  des  Deutschen 
Reiches"  1879  S.  809  ff.  Jedenfalls  hat  man  dadurch  in  der 
Praxis  längst  die  Bedenken  gegen  Unthunlichkeit  derartiger 
polizeilicher  Eingriffe  in  das  Wohnuneseigentum  überwunden 
und  widerlegt,  ebenso  wie  in  England,  wo  man  sogar  noch 
über  das  Zuwenig  klagt.  Und  der  deutschen  Verwaltung  in 
Stadt  und  Staat  wird  man  im  groisen  und  ganzen  das  Zeug- 
nis nicht  versagen  dürfen,  dafs  sie  die  ihr  verliehenen  Befug- 
nisse, soweit  möglich,  auch  wirklich  braucht;  und  dafs  sie 
das  mafsvoll  und  unparteiisch  thut;  etwaige  Härten  oder  Ver- 
sehen aber  in  dem  wohlgeordneten  Instanzenzuge  ihre  Aus- 
gleichung finden.  Dies  ist  um  so  wichtiger,  als  ich,  wie 
schon  oben  in  den  Bemerkungen  zum  §  529a  des  B.  G.  B.  an- 
gedeutet, die  polizeiliche  Regelung  als  die  unerläfsliche 
Grundlage  aller  civilrechtlichen  Vorschriften  über  unbrauch- 
bare Wohnungen  betrachte.  Es  ist  das  femer  um  deswillen 
sehr  belangreich,  weil  jene  schon  die  Probe  bestanden  hat, 
und  man  deshalb  mit  den  civilrechtlichen  Vorschlägen,  soweit 
sie  eng  damit  verknüpft  werden,  keinen  Sprung  ins  Dunkle 
wagt.  Für  diese  Erprobung  möchte  ich  hier  noch  den  Jahres- 
bericht des  grofsherzoglich  badischen  Ministeriums  des 
Innern  für  1884—1888  über  die  Wirksamkeit  der  bekannten 
Verordnung  vom  27.  Juni  1874,  die  Sicherung  der  öffentlichen 
Gesundheit  und  Reinlichkeit  betreffend,  im  Auszuge  mitteilen. 
Die  Bestimmungen  selbst  sind  den  in  Hessen  vorgeschlagenen 
sehr  ähnlich;  so  lautet  beispielsweise  der  Schlufssatz  des  §  12 
dort:  „Sind  die  Mifsstände  eine  Folge  der  Handlungen  und 
Unterlassungen  des  Eigentümers,  so  wird  der  Bezirksrat  nach 
Mafsgabe  der  bestehenden  polizeilichen  Vorschriften  bestimmen, 
in  welcher  Weise  und  in  welchen  Fristen  dieser  für  Abhilfe 
zu  sorgen  hat  Wird  der  Auflage  nicht  entsprochen,  oder 
rühren  Mifsstände  nicht  von  dem  Eigentümer  her,  oder  ist 
eine  Abhilfe  nicht  thunlich,  so  kann  der  Bezirksrat  die  weitere 
Vermietung  zu  Wohnungen  untersagen."  In  jenem  Berichte 
heifst  es,  dafs  ein  erfolgreiches  Zusammenwirken  seitens  der 
staatlichen  und  der  Ortsbehörden  in  Mannheim  1888  statt- 
gefunden  habe   und   in  Heidelberg  und  Pforzheim  in  Angriff 


auch  von  dem  „WohnuDgsfeudalismus'^  spricht  (Nationalök.  III,  §  7). 
Über  den  bereits  vorhandenen  Umfane  der  polizeilichen  Befugnisse 
äufsem  sich  Leuthold  und  Dr.  Fiesen  im  31.  Bande  der  Veröffent- 
lichungen des  Vereins  für  Socialpolitik,  S.  21  und  84. 

'  Man  vergleiche  darüber  Dirksen  in  den   „Abhandlungen  der 
Kgl.  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Berlin",  1844,  S.  81. 
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genommen  sei.  „In  einer  Reihe  von  Fällen  muTste  auch  die 
Räumung  und  Untersagung  der  Benutzung  einzelner  oder 
sämtlicher  Mietwohnungen  eines  Stockwerkes  oder  eines  ganzen 
GebAudes  als  allein  zweckdienliche  und  gebotene  Mafsregel 
aufgegeben  werden,  —  es  waren  dies  44  Wohnungen  mit  eben- 
soviel Haushaltungen  und  153  Bewohnern;  —  teilweise  auch 
eine  erhebliche  Verminderung  in  der  Belegung  der  einzelnen 
Wohnräume.  Die  Durchführung  dieser  polizeilichen  Mafs- 
nahmen  begegnete  keinen  Schwierigkeiten;  meist  wurde  den 
mafsvoUen  und  begründeten  Anforderungen  der  Behörden  von 
denHausbesitzern,  die  zugleich  auch  demDrucke 
der  öffentlichen  Meinung  hierbei  nachgaben,  ohne 
weiteres  Folge  geleistet  (u.  a.  wurden  sechs  Wohngebäude 
freiwillig  abgebrochen);  die  in  einigen  wenigen  Fällen  er- 
hobene Beschwerde  konnte  als  begründet  nicht  erachtet 
werden.  Mit  dem  Vollzuge  der  ergangeneu  Auflagen  dürfte 
nun  eine  Abhilfe  hinsichtlich  der  gröfsten  Mifs- 
stände  geschaffen  worden  sein;  die  Fortsetzung  der  sanitäts- 
polizeilichen Untersuchungen  ist  jedoch  vorbehalten."  Wenn 
den  polizeilichen  Mafsnahmen  in  einem  so  vortrefflich  ver- 
walteten Lande  wie  Baden  ein  solches  Zeugnis  ausgestellt 
werden  kann,  so  wird  es  kaum  einem  Bedenken  unterliegen 
dürfen,  dafs  man  sie  mit  Fug  und  Recht  zum  Ausgangspunkte 
der  einschlagenden  nrivatrechtlichen  Vorschriften  machen  kann, 
wie  ich  das  im  folgenden  versucht  habe;  es  sprechen  dafür 
ja  auch  sehr  eindringlich  die  oben  bereits  entwickelten  Gründe. 
Hier  füge  ich  nur  noch  hinzu,  dafs  es  jedenfalls  kein  Ab- 
schieben unbequemer  Geschäfte  ist,  wenn  der  Richter  die 
Polizeivermittlung  und  -Verfügung  seinem  etwaigen  späteren 
Urteile  zu  Grunde  legen  soll. 


§  14. 

Zasanunenstellang  der  leitenden  Gesichtspunkte  und  eigener 
GesetzesYorsehlag.  —  Schlafs. 

Zur  Rechtfertigung  und  Beleuchtung  des  im  folgenden 
gemachten  Versuches,  einen  Gesetzentwurf  zur  Verbesserung 
der  Mietrechtssätze  in  der  einen  angegebenen  Richtung  aufzu- 
stellen, führe  ich  die  nach  den  bisherigen  Erörterungen  dafür 
mafsgeblichen  Gesichtspunkte  nochmals  zu  kurzem  Überblicke 
hier  vor. 

Der  Gesetzentwurf  beabsichtigt,  das  Wohnungsmietrecht 
in  Anerkennung  der  Besonderheit  der  Immobiliarmiete  und 
aus  dringendsten  wirtschaftlichen  und  gesundheitlichen  Be- 
dürfnissen heraus  w^enigstens  in  einem  Hauptpunkte  ab- 
zuändern und  zu  verbessern,  läfst  also  das  bisherige  und 
sonstige  Recht  seinerseits  und  zunächst  unberührt.    Er  könnte, 
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wie  der  besprochene  §  529  a  der  zweiten  Kommission  für  das 
B.G.B.  als  ein  erweiterter  Anhang  ziim  §  529  des  letzteren 
aufgefafst  werden  und  beschränkt  sich  der  Hauptsache  nach 
darauf,  den  Fall  civilrechtlich  zu  regeln,  dafs  Mieträume, 
die  zum  Wohnen  von  Menschen  bestimmt  sind, 
sich  aus  gesundheitlichen  Rücksichten  als  un- 
brauchbar erweisen. 

Er  nimmt  also  Abstand  davon,  eine  dem  §  477  im 
B  a  e  h  r  sehen  „  Gegenentwurfe  "  entsprechende  Bestimmung 
über  ordnungsmäfsige  (Wieder-)  Herstellung  der  Miet- 
räume, durch  Instandsetzen  ihr  er  vorhanden  enBestand- 
teile,  der  Fenster,  Öfen  u.  s.  w.  mitaufzustellen,  obwohl  sie 
im  §  10  oben  als  passende  Ergänzung  unseres  Rechtes  em- 
pfohlen war.  Desgleichen  von  einer  Vorschrift  über  das  Ge- 
genstück dazu,  die  notwendige  (erste)  Ausstattungeiner 
Wohnung,  die  sie  erst  durch  Beschaffung  ihrer  „wesent- 
lichen Bestandteile"  zu  einer  solchen  macht.  Denn  die 
schlimmsten  unter  diesen  beiden  Fällen,  —  auf  deren  Be- 
kämpfung es  zunächst  nur  ankommen  kann,  —  gehen  doch 
in  eine  Unbrauchbarkeit  wegen  Gesundheitsge- 
fährlichkeit von  selbst  über.  Bei  gänzlicher  Verwahr- 
losung, wo  zum  Beispiel  alle  Fenster  zertrümmert,  die  Öfen 
wankend  und  die  Abtrittswände  durchlässig  geworden  sind, 
ist  solche  zweifellos  vorhanden  und  würde  ein  Einschreiten 
der  Polizeibehörde  bewirken;  ebenso  aber  auch  bei  mangel- 
hafter Ausstattung,  wo  etwa  ein  Rohbau  noch  nicht  trocken 
geworden  wäre  oder  noch  keine  Thüren  und  Fenster  erhalten 
hätte,  oder  wo  sich  jemand  beikommen  liefse,  eine  Erdhöhle 
oder  zur  Winterszeit  einen  offenen,  fensterlosen  Schuppen  zum 
Aufenthalte  von  Menschen  zu  vermieten*.  Die  „wesentlichen 
Bestandteile"  könnten  ja  sogar  so  sehr  fehlen,  dafs  man  zweifeln 
möchte,  ob  man  es  überhaupt  noch  mit  einer  „Wohnung"  zu 
thun  hätte. 

Dafs  man  vom  civilrechtlichen  Standpunkte  nur  den 
ärgsten  MifsbrauchsfUUen  zu  Leibe  geht,  oder  wenigstens  zu- 
nächst sich  damit  bescheidet,  wird  gewifs  zu  billigen  sein,  — 
auch  aus  dem  hier  ganz  besonders  anwendbaren  Gedanken 
Chateaubriands  heraus:  „En  politique  la  premifere  loi  est 
de  vouloir  le  possible!"  Das  oben  so  vielfach  hervorgehobene 
Ziel  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  ist  damit  keineswegs 
aus  dem  Auge  gelassen;  denn  auch  für  sie  kann  es  sich  im 
Rechtsverkehre  nur  um  Ausschliefsung  der  schlimmsten  Unge- 
rechtigkeiten handeln.     Und  dazu  gehört  in  erster  Linie  die 


^  Man  wende  nicht  ein,  das  käme  nicht  vor.  Vergl.  dagegen  die 
oben  citierten  Berichte  der  deutschen  Fabrikinapektoren  S.  117  (auch 
S.  805).  Ich  erinnere  beispielsweise  auch  an  die  Verschlage  über  Vieh^ 
stallen,  in  denen  auf  dem  Lande  die  Pferdeknechte  zu  hausen  pflegen. 
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Gesundheitsgefährlichkeit  der  vermieteten  Räumlich- 
keiten; Unbrauchbarkeit  aus  sonstigem  Grunde  spielt  daneben 
eine  verhältnismäfsig  untergeordnete  Rolle  ^. 

Wenn  dann  übrigens,  wie's  im  folgenden  geschieht,  die 
Erklärung  der  Polizeibehörde  über  die  „Unbrauchbarkeit''  die 
mafsgebliche  Grundlage  der  civilrechtlichen  Ansprüche  werden 
soll,  eine  solche  aber  nicht  nur  aus  gesundheitlichen,  sondern 
auch  sonstigen  Gründen  des  öffentlichenWohles  ergehen 
kann,  so  ist  damit  eine  unvermerkte  Erweiterung  des  Begriffes 
der  Unbrauchbarkeit,  über  die  blofse  Gesundheitsgefkhrlich- 
keit  hinaus,  zum  Vorteile  der  Mieter  gewonnen.  Denn  jene 
Erklärung  kann  beispielsweise  auch  aus  feuerpolizeilichen  oder 
sittlichen  Rücksicnten  erfolgen,  —  so  bei  dem  regelmäfsig 
mit  hierher  gezogenen  Falle  allzu  starker  Belegung  der  Wohn- 
räume, die  vielleicht  der  Gesundheit  der  Bewohner  noch  nicht 
einmal  Eintrag  thut.  So  würden  denn  auch  diese  Mifsstände, 
wenn  man  an  Stelle  von  „unbrauchbaren*'  Wohnungen  von 
solchen  spricht,  die  „polizeilich  zum  Bewohnen  für  ungeeignet 
oder  noch  nicht  geeignet  erklärt'^  sind,  unter  die  civilrecht- 
liehe  Bekämpfung  fallen  und  deren  Wirkungskreis  erweitem. 

Die  nähere  Gestaltung  des  Polizeirechtes  selbst,  insbe- 
sondere auch  mit  seinen  Rechtsmitteln  gegen  die  Bescheide 
der  Ortsbehörden,  und  die  des  etwa  daneben  noch  tretenden 
Strafrechts  bleibt  fUr  mich  hier  selbstredend  aufser  Betracht; 
also  auch  beispielsweise  der  Punkt,  ob  man  in  Nachahmung 
des  §  75  Abs.  3  der  Preufsischen  Gewerbeverordnung  vom 
Februar  1849  und  des  Nahrungsmittelfillschungsgesetzes  zu  dem 
Mittel  der  Veröffentlichung  von  Namen  solcher  Personen 
schreiten  solle,  denen  das  Vermieten  ungesunder  Wohnungen 
nachgewiesen  ist,  um  dadurch  den  „Druck  der  öffentlichen 
Meinung*'  zu  verstärken,  von  dem  in  dem  badischen  Berichte 
die  Rede  war.  Ferner  auch  die  Frage,  wie  weit  man  das 
Beobachtungsrecht  der  Behörden  und  deren  entsprechende 
Pflicht  auf  bessere  Wohnungen  auszudehnen  habe. 

Die  polizeiliche  Verfügung,  wie  sie  im  einzelnen  Fall  auf 
Grund  der  Gesetze  oder  Verordnungen  ergeht,  soll,  wie  gesagt, 
die  mafsgebliche  Grundlage  der  richterlichen  Entscheidung 
bilden.  Dies  deshalb,  weil  sie  gleichmäfsiger  wirken  und  all- 
mählich verschärft  und  den  örtlichen  Verhältnissen,  zum  Bei- 
spiel dem  aufserordentlichen  Unterschiede  von  Stadt  und  Land, 
besser  sich  anpassend  eingreifen  kann.    Sie  vermeidet  dadurch, 


^  Dafs  abgesehen  von  den  beiden  obigen  Punkten  auch  sonstige 
Fälle  von  Unbranchbarkeit  möglich  sind,  bedarf  kaum  der  Erwähnung. 
Man  denke  an  eine  dumpfe,  sonnenlose  Lsf  e  der  sonst  gut  hergerichteteu 
Zimmer,  an  deren  Bevölkerung  durch  Wanzen  oder  Ratten,  an  eine 
durch  besondere  Verhältnisse  verurs^achte  Feuchtigkeit  der  Wände  u.  ».  w. 
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wovor  ja  von  allen  Seiten  mit  Recht  gewarnt  wird  *,  durch 
Überstürzung  die  Not  zu  steigern.  Femer  deshalb,  weil  sie 
auf  besseren,  von  Amtswegen  erfolgenden  Ermittlungen  fufst, 
mit  denen  das  Stück-  und  Flickwerk  des  unter  der  Verhand- 
lungsmaxime erlahmenden  Civilprozesses  den  Vergleich  nicht 
aushält.  Endlich  aus  dem  doppelten  Grunde,  weil  sie  wegen 
der  dann  oflfen  vorliegenden  Rechtsfolge  einen  weiteren  Rechts- 
streit der  Parteien  thatsächlich  überflüssig  macht;  andererseits 
aber,  soweit  ein  solcher  zwischen  dem  Vermieter  einerseits 
und  dem  Mieter  oder  der  Hülfskasse  (s.  u.)  andererseits  nicht 
vermieden  wird,  als  Beweisgrundlage  in  beiden  dienen  kann. 

Es  ist  für  das  daran  anknüpfende  Civilrecht  übrigens 
vorausgesetzt,  dafs  die  Erklärung  der  Polizei,  eine  Wohnung 
sei  ungeeignet,  unter  Umständen  erst  ergeht,  wenn  dem  Ver- 
mieter eine  billige  Frist  gesetzt  war,  die  Übelstände  zu  be- 
seitigen, soweit  dies  nach  der  Lage  der  Sache  möglich  ist*. 
Um  den  Vermieter  sodann  vor  Ersatz  auch  eines  solchen 
Schadens  zu  bewahren,  gegen  dessen  Entstehung  er  in  Wirk- 
lichkeit machtlos  war,  zum  Beispiel  bei  Feuchtigkeit  und  Mau- 
errissen infolge  einer  Überschwemmung,  mttfste  die  polizeiliche 
Untersuchung  sich  auch  hierauf  erstrecken  und  zu  einer  Er- 
klärung darüber  führen,  die  dem  Richter  den  Sachverhalt  klar 
legte.  Die  Ersatzpflicht  tritt  natürlich  dann  wieder  ein,  wo 
trotz  polizeilich  gewährter  Frist  einem  solchen  Mangel  nicht 
abgeholfen  wird. 

Mufs  die  polizeiliche  Erklärung  in  dieser  Weise  zur  Vor- 
aussetzung der  besonderen  Ansprüche  bei  Miete  einer  der- 
artigen Wohnung  gemacht  werden,  so  entspricht  es  anderer- 
seits dem  Gerechtigkeitsideale,  auch  wirklich  entsprechende 
civilrechtliche  Ansprüche  an  sie  anzuknüpfen;  ja,  es  erscheint 
durchaus  geboten,  durch  das  bürgerliche  Recht  mit  allen  seinen 
Mitteln  die  Wirksamkeit  der  Polizeibehörden  zu  unterstützen. 
Es  ist  geraten,  auch  der  Familie  des  Mieters  die  betreffenden 
Rechte  zu  geben,  um  Zweifel  über  die  Bestellung  eines  Pflegers 
und  jedenfalls  die  Umständlichkeiten  einer  solchen  zu  um- 
gehen; die  Ehefrau  soll  also,  wo  der  Mann,  der  eigentliche 
Mieter,  abwesend  oder  saumselig  ist,  aktiv  und  passiv  zur 
Wahrung  jener  Rechte  berufen  sein.  Es  ist  ferner  geboten, 
den  in  solchen  Fällen  doch  nur  gewissermafsen  erwucherten 
Mietzins,  soweit  er  bereits  gezahlt  ist,    einer  örtlichen   Hülfs- 


*  Trüclinger  a.  a.  O.  S.  163;  VeröflFentlichungen  des  „Vereins 
für  Socialpolitiie  Bd.  30  S.  XV  (Dr.  Miquel)  und  S.  20  (LeutholdJ. 
Ich  erinnere  anW.  Roschers  Wort  (Nationalökon.  II,  S.  502):  „On 
erreicht  der  Gesetzgeber  nicht  blofs  verhältnismäfsig,  sondern  selbst 
absolut  mehr,  wenn  er  weniger  beansprucht." 

'  Damit  wäre  der  durchaus  billigen  Forderung  des  Centralhaus- 
besitzervereins  (S.  298  a.  a.  O.)  Genüge  geschehen.  Über  das  jetzige 
Kecht  vergl.  Seufferts  Arch.  Bd.  47  S.  38  (O.L.G.  Kassel). 
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kasse  zu  überweisen,  da  die  Gemeindeverwaltungen  durch 
straffes  Anziehen  der  baupolizeih'chen  Vorschriften  manche 
Kosten  sich  aufbürden  werden,  und  der  Mieter  selbst  in  vielen 
Fällen  des  Rückempfangs  nicht  wert  ist.  So  wird  auch  am 
besten  der  etwaigen  Ausnutzung  dieser  Rechte  durch  speku- 
lative Mieter  vorgebeugt,  der  freilich  die  auch  von  Amtswegen, 
nicht  blofs  auf  Anzeige  erfolgende  polizeiliche  Ausweisung  schon 
an  und  für  sich  den  nötigen  Riegel  vorschiebt. 

Das  Gesetz  mufs  thunlichst  gegen  Umgehungen  gesichert 
werden  und  auf  alle  entgeltlichen  Überlassungen  einer  Woh- 
nung anwendbar  sein^;  auf  erhebliche  Mängel,  die  nicht  zu 
der  polizeilichen  Erklärung  geführt  haben,  kann  sich  der 
Mieter,  da  hier  das  bisherige  Recht  selbst  in  seiner  herge- 
brachten Auffassung  keinen  allzu  grofsen  Schaden  mehr  mit 
sich  bringen  wird,  dann  nur  bei  Unkenntnis  berufen. 

Es  mufs  in  scharfen  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Ver- 
mieters, —  beispielsweise  durch  kurze  Zahlungsfristen  und 
rasche  Räumung,  die  Geheimmittel  Oktavia  Hills!  —  und 
einer  Reihe  weiterer  Vorschriften,  zum  Beispiel  über  das  viel- 
umstrittene Zurückbehaltungsrecht  des  Vermieters  u.  s.  w.  seine 
Ergänzung  finden.  Besonaere  Verjährungsvorschriften,  wie 
im  Wuchergesetze,  scheinen  mir  nicht  erforderlich  zu  sein;  da- 
gegen wäre,  in  dessen  Nachahmung,  vielleicht  eine  Vorschrift 
über  solidarische  Mithaft  des  Vermieters  und  des  Wohnungs- 
vermittlers und  der  Erben  beider  angezeigt,  die  der  Strafhatur 
des  Ersatzanspruches  einen  erwünschten  Nachdruck   verliehe. 

Die  kräftige  Handhabung  der  Wohnungspolizei  dient 
wesentlich  zur  Hebung  der  allgemeinen  Sittlichkeit  und  Ge- 
sundheit ;  sie  wird,  soweit  überall  eine  Verteuerung  der  kleinen 
Wohnungen,  auf  die  es  hier  allein  ankommt,  eintreten  sollte^ 
durch  solche,  aber  auch  ohne  sie  infolge  Beseitigung  der 
„Schmutzkonkurrenz"  das  Privatkapital  zum  Neubau  u.  s.  w. 
anlocken,  sodafs  dieses  besser  den  sonstigen  Bestrebungen, 
das  Wohnungsbedürfnis  zu  decken,  entgegenzukommen  vermag. 
Werden  die  Wohnungsverhältnisse  durch  scharf  wirkende  Ge- 
setze gebessert,  so  tritt  auch  eine  allmähliche  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes  ein  *,  —  insofern,  aber  auch  nur  insofern  ist  die 
„Wohnfrage  zugleich  Lohnfrage".  Sie  ist  es  nicht,  wie 
Dr.    Miquel   treffend   in    der    14.   Herbstversammlung    des 

'  Statt  einer  besonderen  Rechtfertigung  dieser  Behauptung  wird 
es  ^cnü^ou,  auf  die  Äufserungen  folgender  Schriftsteller  zu  verweisen: 
Lei  st,  Sicherung  von  Forderungen,  S.  90  Anm.  111;  Baehr,  Reichs- 

ferichtsurtheile,  S.  59-,  Kohl  er,  Jahrb.  f.  Dogm.,  Bd.  XVI  S.  154; 
larthclmes,  Das  Handeln  in  fraudem  legis,  S.  16.  Sich  möglichst 
klar  über  die  ratio  legis  und  ihren  Umfang  auszusprechen ,  wird  auch 
jetzt  noch,  nach  den  eingehenden  Darlegungen  Pfaffs  in  dessen  er- 
wähnter Schrift  zu  empfehlen  sein! 

2  Schftffle,  Aussichtslosigkeit  der  Socialdcmokratie^  S.  77. 
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„Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege"  zu  Frank- 
fvLTt  (Main)  ausführte,  weil  sich  häufig  auch  für  reichliches 
Geld  keine  guten  Wohnungen  mieten  lassen.  Eine  solche 
Rückwirkung  mufs  aber  eintreten,  weil  ,,alle  obligatorischen 
Forderungen,  die  an  bestimmte  Gesellschaftsklassen  allgemein 
gestellt  werden,  die  Tendenz  haben,  den  Lohn  dieser  Klassen 
zu  erhöhen" ;  und  man  darf  dies  auch  nicht  damit  widerlegen 
wollen,  dafs  etwa  die  gesetzliche  Vorschrift,  jeder  Arbeiter 
solle  täglich  seinen  Braten  essen,  allerdings  solchefl  Erfolg 
nicht  haben  würde.  Denn  ihre  Durchführung  liefse  sich 
nicht  beaufsichtigen  und  würde  dadurch  unmöglich. 

Eine  scharfe  Wohnungspolizei,  die  vom  Civil-  und  nötigen- 
falls auch  vom  Strafrecht  unterstützt  wird,  wirkt  zugleich  als 
Gegendruck  gegen  den  bedenklichen  Zuzug  in  unsere  gröfseren 
Städte.  Denn  nach  §  1  No.  1  des  deutschen  Freizttgigkeits- 
gesetzes  hat  jeder  Reichsangehörige  nur  dann  ein  Recht,  sich 
an  jedem  Orte  aufzuhalten  oder  niederzulassen,  wenn  er  dort 
eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  sich  zu  ver- 
schaffen imstande  ist. 

Der  Gesetzgeber  darf  übrigens,  um  dem  Wohnungselend 
gründlich  zu  steuern,  selbst  vor  Enteignungen  von 
Grundbesitz  nicht  zurückschrecken.  Dagegen  wäre,  im 
Vertrauen  auf  die  straffe  Handhabung  der  polizeilichen  Be- 
fugnisse und  auf  die  so  unendlich  vielen,  von  der  Wohnungs- 
litteratur  sorgfältig  registrierten  Verbesserungsbestrebungen 
des  Staates,  der  Gemeinden,  der  gemeinnützigen  Gesellschaften 
und  einzelner  Personen  anf  wirtschaftlichem  Gebiete  zunächst 
doch  wohl  noch  abzuwarten,  ob  man  zu  Radikalmafsregeln, 
wie  sie  beispielsweise  Dr.  Stolp  in  seiner  Schrift:  „Die 
Lösung  der  Wohnungsfrage  unter  Beseitigung  des  Hausherren- 
tums und  der  Mietsunterthänigkeit"  u.  s.  w.  verteidigt,  oder 
zu  allgemeiner  Grundenteignung  übergehen  soll,  an  welche 
u.  A.  Adolf  Samter  („Das  Eigentum"  S.  439)  gedacht  zu 
haben  scheint.  Dieser  Schriftsteller  will  dem  Staate  das  Eigen- 
tum zuweisen,  damit  er,  nachdem  sich  die  Privatwirtschaft  bei 
Lösung  der  Wohnungsfrage  bankerott  erklärt  hat,  durch  Her- 
stellung geeigneter  Wohnungen  eingreife.  Selbst  zu  einer 
teilweisen  Zwangsenteignung  ^,  etwa  im  unmittelbaren  Um- 
kreise der  gröfseren  Städte,  wie  sie  so  vielfach,  z.  B.  von 
F.  A.  Lange  und  noch  kürzlich  in  den  „preufsischen  Jahr- 
büchern" von  D  u  1 1 0  und  Delbrück  vertreten  ist  (November- 
heft 1891)  und  zum  Zwecke  der  Arbeiteransiedlung  in  England 


1  Der  vom  Oberbürgermeister  A  dickes  in  Frankfurt  (Main)  Ende 
1892  dem  preufsischen  Herrenhause  eingereichte  Gesetzentwurf  betr.  die 
Erleichterang  von  Stadterweiterungen,  —  eine  eigentümliche  Verbindung 
der  Grundsätze  des  Baufluchtlinien-  und  des  eigentlichen  Enteignungs- 
gesetzes, —  gehört  hier  kaum  noch  her. 

Forsohungen  (58)  XII  8.  -  Schneider.  Hr^^^/^T/^ 
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seit  1887  bereits  Gesetz  ist  (Allotment  Act)^,  —  selbst  zu 
dieser  brauchte  man  vermutlich  vor  der  Hand  noch  nicht 
zu  greifen.  Hat  doch  auch,  wie  man  wohl  mit  Röscher^ 
immer  wieder  anerkennen  wird,  die  Freiheit  des  Ver- 
kehrs gerade  auf  hoher  Kulturstufe  die  Vermutung  für 
sich!  — 

Je  wichtiger  und  schwieriger  aber  die  Lösung  aller  der 
in  der  Wohnungsfrage  steckenden  Aufgaben  ist,  also  auch  der 
einer  befriedigenden  Ausgestaltung  des  einschlagenden  Privat- 
rechts ,  das  hier  wohl  in  ganz  besonders  enger  Verknüpfung 
mit  wirtschaftlichen  Einflüssen  steht,  um  so  nachsichtiger 
dürfte  mein  Versuch  beurteilt  werden,  iener  Lösung  mit  aus- 
führlichen Vorschriften  noch  etwas  näher  zu  treten,  als  dies 
bislang  der  Fall  gewesen  ist  Die  folgenden  8  Artikel  werden 
nunmehr  auch  nur  gams  kurzer  Erläuterung  bedürfen;  ich 
gebe  dabei  zugleich  der  Hofihung  Ausdruck,  dafs  sie  wenigstens 
zu  einer  Nachprüfung  des  jetzt  tiir  das  B.  G.  B.  vorgeschlagenen 
§  529a  Veranlassung  geben  möchten.  Eine  möglichst  vielseitige 
und  unter  verschiedenem  Gesichtspunkte  an  einen  Gesetz- 
entwurf herantretende  Kritik  ist  ja  doch  gewifs  erwünscht 
und  fast  allein  geeignet,  ihm  eine  zutreffende  Form  und  einen 
wahrhaft  gedeiluichen  Inhalt  zu  verschaffen;  in  diesem  Sinne 
ist  auch  das  Verhältnis  der  folgenden  Formulierung  zu  jenem 
§  529a  gedacht 

Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  das  Mietwohnnnj^srecht. 

Art.  1.  Wohnungsmietverträge  über  Räume,  welche 
dieOrtspolizeibehörde  durch  Bescheid  noch 
nicht  für  geeignet  oder  für  ungeeignet  zum 
Bewohnen  erklärt  hat,  sind  zu  Gunsten  des 
Mieters  nach  Mafsgabe  folgender  Vorschrif- 
ten ungültig. 

Falls   der  Polizeibescheid  nur  eine  teil- 
weise  Unzulässigkeit  ausspricht,   oder  zum 
Teil  geeignete,  zum  Teil  noch  nicht  zur  Be- 
nutzung zugelasseneRäume  vermietet  waren, 
tritt  dieselbe  Rechtsfolge  nurdann  ein,  wenn 
eine  polizeiliche  Räumung  wegen  zu  starker 
Belegung  erfolgt. 
Ob  die  Wohnung  als  Neubau   noch  nicht  zu  mensch- 
licher Benutzung  zugelassen  ist  oder  nachträglich  ftir  un- 
zulässig dazu  durch  die  Behörde  erklärt  wird,  ist  gleichwertig. 
Die  Befugnis   der  Polizei   zu   beiden  wird  vorausgesetzt;  der 


'  Der  „Sinalt  Holdings  Act"  von  1892  betr.  Grundstücke  von 
40  Ar — 20  ha  ist  dagegen  den  preufsisclien  Rentengutsgesetzen  nach- 
gebildet. 

»  Nationalökonomik  Bd.  III  S.  Ö8  und  I,  S  97  a.  E. 
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Mangel  der  Zulassung  oder  der  Unzulässigkeitsbescheid  soll 
für  den  Richter  genügend  und  mafsgeblich  sein.  Ein  Ein- 
gehen auf  den  Grund  des  letzteren  (Gefährdung  der  Gesund- 
heit oder  Sittlichkeit,  Feuergefährlichkeit  u.  s.  w.)  ist  deshalb 
ausgeschlossen;  eine  Prüfung  der  örtlichen  und  instanzlichen 
Zuständigkeit  der  Polizei  zu  solchem  Bescheide  selbstredend 
nicht.  Da  deren  Verfügung  auch  zunächst  dahin  gehen  kann, 
dafs  dem  Vermieter  die  Beseitigung  der  Mängel*,  soweit  sie 
möglich  ist,  binnen  bestimmter  Frist  aufgegeben  wird;  so 
entstehen  diese  besonderen  Rechte  des  Mieters  dadurch  noch 
nicht.  —  Der  Vermieter  selbst  behält  überall  nur  sein  Kün- 
digungsrecht, was  in  dem  Falle  von  Bedeutung  wird,  wo  sich 
die  Behörde  gezwungen  sieht,  von  dem  Ausweisungsrecht 
gegen  den  Mieter  zur  Zeit  wegen  Mangels  eines  anderweitigen 
Unterkommens  für  diesen  noch  keinen  Gebrauch  zu  machen, 
und  der  Mieter  selbst  aus  gleichem  Grunde  nicht  alsbald  ab- 
zieht. Die  Verfügung  der  Polizei  kann  von  Amts  wegen,  wo 
alle  oder  doch  eine  bestimmte  Kategorie  von  Wohnungen  unter 
Aufsicht  steht;  auf  Anzeige  irgend  einer  Person  (des  Haus- 
arztes oder  einer  Krankenpflegerin),  durch  den  Mieter  selbst 
oder  durch  den  Prozefsrichter  (Art.  8)  veranlafst  werden. 

Was  Absatz  2  anlangt,  so  ist  auf  Art.  5  zu  verweisen. 
Trifft  die  hier  verlangte  Voraussetzung  nicht  zu,  so  bleibt 
eben  noch  eine  genügende  Wohnung  übrig;  das  Mietverhältnis 
kann  deshalb  nach  dem  sonstigen  Rechte  beurteilt  wei*den. 

Art.  2.  Der  Mieter  darf  beim  Mangel  eines  Zu- 
lässigkeitsbescheides  oder  nach  Erlafs  eines 
Unzulässigkeitsbescheides  jederzeit  ohne 
Kündigung  abziehen,  auch  wenn  polizei- 
licherseits  nicht  die  sofortige  Räumung  ver- 
langt wäre,  jedoch  unbeschadet  der  Vor- 
schrift des  Art  1,  Abs.  2. 

Den  laufenden  und  rückständigen  Miet- 
zins kann  der  Vermieter  vom  Mieter  oder 
seinen  Bürgen  nicht  einfordern,  auch  nicht 
durch  Wechsel  oder  eine  ähnliche  Rechts- 
form; kann  ihn  auch  nicht  gegen  denMieter 
oder  dessenBürgen  aufrechnen.  DasGleiche 
gilt  wegen  seiner  sonstigen  Forderungen 
aus  dem  Mietvertrage  einschliefslich  ver- 
abredeter Vertragsstrafen. 

Der  Vermieter  hat  dem  Mieter,  abgesehen 
von  seiner  sonst  begründeten  Schadens- 
ersatzpflicht,   die    Kosten    des   Abzuges    zu 


>  Über  das  jetzige  Recht  vergl.  man  fr.  19  §  2  loc  („reficere  de- 
bere")  und  Seufferts  Arch.  Bd.  47  S.  38  (O.L.G.  Kassel). 
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ersetzen.      Hierzu     gehört    auch    der    Über- 
schufs   einer  etwa  höheren  Miete   in  dessen 
neuer  Wohnung^   vorausgesetzt,    dafs   diese 
nach  richterlichemErmessen  den  bisherigen 
Verhältnissen  desMieters  entspricht.  Dieser 
Überschufs    kann    nur    bis    danin   gefordert 
werden,     wo     der    Vermieter    die     Räumung 
seiner  Wohnung  kraft  Kündigung  hätte  ver- 
langen können. 
Der   Mieter  kann    nicht   nur   die   Mieträume   im   Stiche 
lassen,  sondern  abziehen,  ohne  das  etwaige  Zurückbehaltungs- 
recht des  Vermieters  fürchten  zu  müssen,  —  das  ist  der  Sinn 
dieser  Vorschrift.     Absatz  2   schliefst  selbstverständlich  Ver- 
pflichtungen  aus   Schädigung,   für  die    der  Mieter  auch  ohne 
Vertrag  haftet,   nicht  aus,  z.  B.  aus  vorsätzlicher  Sachbeschä- 
digung (Str.G.B.  §  303).     Da  sie  aber   nicht  mit  dem  Ver- 
trage im  Zusammenhang  stehen,  also  auch  nicht  mit  der  Ver- 
tragsklage  (nach   römischer  Ausdrucksweise)   eingefordert 
werden  können,   so  hat  trotzdem  hierfür  der  Vermieter  kein 
Zurückbehaltungsrecht.    Näheres  über  die  Art  und  Weise  der 
Geltendmachung  der  Rechte  des  Mieters  gegen  Wechsel  u.  s.  w. 
braucht  hier  nicht  gesagt  zu  werden;  ich  verweise  auf  Art.  3 
des  Wuchergesetzes  ^.    Das   nötige  zu   Abs.  3   ist  bereits  be- 
merkt; auch  die  Mietentschädigung  wird  man  dem  Abziehenden 
zubilligen  müssen,   um  dem  Mifsbrauche  der  Vermietung  un- 
geeigneter Wohnungen  gründlichst  zu  steuern.    Natürlich  wird 
sie   zeitlich,   wie   geschehen,   zu  beschränken  sein.    Vertrags- 
strafen  müssen   selbstredend   der  Ungültigkeit  des  Hauptver- 
trages   unterliegen,    um    nicht    einen    bequemen   Umweg    zur 
Umgebung  des  Gesetzes  zu  bieten. 

Art.  3.  Alles  bereits  aus  dem  Mietvertrage 
innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  von  dem 
Mieter  oder  für  ihn  aus  dem  Mietvertrage 
Geleistete  verfällt  der  Rückforderung  zum 
fünffachen  Betrage  an  eine  durch  örtliche 
Verordnung  zu  bestimmende  Hülfskasse; 
jedoch  bei mUnzulässigkeitsbescheide  nicht 
über  dieZeit,  rückwärts  gerechnet,  hinaus, 
für  die  der  Vermieter  nach  weisen  kann,  dafs 
der  polizeilich  beanstandete  Zustand  noch 
nicht  vorhanden  war. 

Die  früheren  Vermieter  (vor  Beginn  des 
polizeilichen  Verfahrens)  haften  fürdasvou 
ihnen    Empfangene    nicht.     Neben   dem  Ver- 


'  Wegen  des  in  Abs.  2  erwähnten   Bürgen  a.  RegierungHbegrün- 
düng  zum  Wuohergeaetze :  Verh.  d.  Keichstages  lÖHO,  Bd.  IlT,  S.  377. 
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mieter  haftet  dagegen  der  Vermittler  des 
Vertragsabschlusses  als  Gesamtschuldner 
auf  denselben  Betrag;  ebenso  haften  als  Ge- 
samtschuldner die  Erben  des  Vermieters 
oder  des  Vermittlers.  Zahlung  des  einen 
Haftenden  befreiet  die  übrigen. 
Auch  das  mittelbar^  durch  Hingabe  an  Zahlungsstatt  oder 
auf  Wechsel  u.  s.  w.,  an  und  von  Dritten  Geleistete  kann 
zurückgefordert  werden;  an  Stelle  der  Verzinsung  (Art.  3 
Abs.  2  des  Wuchergesetzes),  deren  Berechnung  bei  Unsicher- 
heit des  Anfangstages  Schwierigkeiten  machen  könnte,  soll  die 
empfindliche  Vervielfältigung  des  geschuldeten  Betrages  treten. 
Weshalb  die  je  nach  den  örtlichen  Wünschen  zu  bestimmende 
Hülfs-,  Armen-  oder  ünterstützungskasse  als  Gläubigerin,  ent- 
sprechend dem  §  118  der  Gewerbeordnung,  eintreten  soll,  ist 
früher  schon  begründet.  Ihr  Recht  soll  auch  in  keiner  Weise 
von  den  Entschliefsungen  des  Mieters,  der  sich  vielleicht  vor 
der  Rache  seines  Vermieters  oder  der  schwarzen  Liste  der 
Hausherren  fürchtet,  abhängig  sein;  die  Polizeibehörde  wird 
ihr  deshalb  immer  eine  Benachrichtigung  über  ihren  Bescheid 
betr.  Unzulässigkeit  zugehen  lassen  müssen.  Die  Zeit  be- 
rechnet sich,  bei  ermangelndem  Zulässigkeitsbescheide ,  vom 
Tage  der  Anspruchserhebung  an  (das  ist  als  selbstverständlich 
im  Art.  3  nicht  weiter  zum  Ausdrucke  gebracht) ;  im  anderen 
Falle,  beim  Unzulässigkeitsbescheide ,  nach  dem  Tage  dieses 
Bescheides,  bezw.  (Abs.  2)  des  begonnenen  polizeilichen  Ver- 
fahrens (um  Veräufserungen  der  „res  litigiosa"  insoweit  keine 
Wirkung  zu  geben).  Eine  feste  Grenze  von  zwei  Jahren  wird 
wünschenswert  sein,  um  nicht  ungerecht  zu  werden.  Ebenso 
ist  ein  entgegengesetzter  Beweis  des  Vermieters  zuzulassen. 
Mietverhältnisse  mit  früheren  Mietern  und  Vermietern,  soweit 
diese  letzteren  nicht  etwa  erst  nach  Beginn  des  polizeilichen 
Untersuchungsverfahrens  ihren  Besitz  aufgegeben  haben,  sollen 
keinenfalls  aufgestört  werden.  Das  ergiebt  sich  als  zutreffend 
wohl  von  selbst  und  dürfte  in  Abs.  1  und  2  mit  genügender 
Deutlichkeit  ausgedrückt  sein.  Je  schärfer  und  häufiger 
übrigens  die  polizeiliche  Wohnungsbeaufsichtigung  eintritt,  um 
so  weniger  wird  es  auf  diese  notwendigerweise  etwas  ver- 
wickeiteren Bestimmungen  ankommen.  Zweckmäfsig  richtet 
die  Bestimmung  ihre  Spitze  auch  gegen  die  Wohnungsmakler, 
deren  Hände  bei  der  Vermittlung  nicht  sauber  zu  bleiben 
pflegen.  Die  Haftung  nach  Gesamtschuld  verhängt  allerdings 
ein  sehr  scharfes  Gericht  über  die  Schuldigen;  sie  soll  aber 
ja  eben  auch  die  Besserung  der  Wohnungen  mit  durchdrücken 
helfen.  Im  Interesse  einer  Wohlfahrtskasse  vermindert  sie  bei 
Erben  die  Schwierigkeit  der  Einzelverfolgung;  bei  den  Ver- 
mittlern findet  sie  ein  Vorbild  im  §  125  der  Gewerbeordnung. 
(Vergl.  Thomsen  a.  a.  O.  S.  29,  112,  169.) 
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Art.  4.     Ergiebt  sich  aus  dem  Polizeibescheide, 
dafs   der  Vermieter  trotz   eröfster   Sorgfalt 
denEintritt  der  Unbrauchbarkeit  nicht  ab- 
wenden  konnte,   so   hat   der   Mieter   nur   das 
Recht     sofortigen     Abzuges     und    der    Ein- 
behaltung   des    Mietzinses    von     dem    Zeit- 
punkte   der    Eröffnung    des    Bescheides    an 
ihn  bis  zur  Räumung. 
Hierdurch   werden   die   Fälle  des   sog.    „casus"  und   der 
„höheren    Gewalt"    berücksichtigt.      Es   erscheint   ungerecht, 
wollte  man  den  Vermieter  bei  deren  Eintreten  mit  solch  harten 
Strafen   treffen,  —   selbst  dann,   wenn   er   dem  polizeilichen 
Gebote  der  Ausbesserung  der  Räume,   soweit  solche  möglich 
geblieben  ist,  nicht  nachkäme.    Nur  braucht  im  letzteren  Falle 
der  Mieter  flir   die   betreffende  Zeit  selbstredend  nichts   zu 
zahlen.     Dafs  diese  Feststellung  auch  durch  die  Polizei  und 
zwar  nur  durch   sie  erfolgen  soll,   wird  aus   dem  über  da» 
Verhältnis  ihres  Bescheides  zu  dem  etwaigen  Prozesse  Gesagten 
hinreichend    erklärlich    sein;    eine    Trennung    beider    Unter- 
suchungen  würde   die   Sache    höchst    überflüssig   verwickeln. 
Der  Schlufssatz  des  Artikels  bringt  zum  Ausdrucke,  dafs  der 
Vermieter  kein  Recht  auf  Räumung   infolge  des  Bescheide» 
gegen  den  Mieter  erlangt  (s.  die  Begründung  zu  Art.  1). 

Art.  5.  Erfolgt  eine  polizeiliche  Räumung 
wegen  zu  starker  Belegung  der  vermieteten 
Räume,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Art.  1, 
Abs.  2,  so  treten  die  besonderen  Rechts- 
folgen der  Art  2  und  3  nicht  ein. 

Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Unbrauchbarkeit  der 
Wohnung  an  sich,  sondern  um  eine  polizeilich  unzulässige  Be- 
nutzung; diese  ist,  obwohl  sie,  wie  früher  schon  bemerkt, 
regelmäfsig  in  diesem  Zusammenhange  mit  abgehandelt  t^ii*d, 
jedenfalls  anders  anzufassen  als  der  Fall  des  Artikels  1.  Es 
ist  möglich,  dafs  der  Vermieter  zuviel  Personen  aufnahm; 
aber  auch,  dafs  die  Familie  des  Mieters  sich  vermehrte,  oder 
Gäste,  Aftermieter,  Schlafburschen  in  sie  eintraten.  Im  letzten 
Falle  liegt  ein  Verstofs  des  Vermieters  gegen  die  Polizei- 
vorschriften nur  dann  vor,  wenn  er  nach  Bekanntwerden  mit 
diesen  Umständen  nicht  kündigt  oder  die  Entfernung  der 
überzähligen  Personen  verlangt.  Es  wird  hier  deshalb  ge- 
nügen, nur  polizeiliche  Mafsregeln  wirken  zu  lassen.  Wenn 
die  Belegungszahl  feststeht  und  der  Vermieter  bei  Polizei- 
strafe angehalten  wird,  jede  neue  Beziehung  der  Wohnung 
alsbald  und  im  voraus  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen, 
diese  aufserdem  eine  ständige  Kontrolle  übt,  so  verhindert  da» 
wohl  alle  UnzuträgHchkeiten.  Überzählige  Personen  werden 
nicht  einziehen    und    nicht   zahlen;    bei   Zahlung    im    voran» 
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könnte  diese,  wo  die  Polizei  das  Einziehen  hindert,  nach  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen  zurückgefordert  werden.  Dieser 
Paragraph  hat  also  nur  die  Bedeutung,  einer  Anwendung  der 
Art.  2  und  3  auf  diesen,  meist  als  gleich  behandelten  Fall 
vorzubeugen.  Auch  in  Rücksicht  auf  die  oft  nur  ganz 
vorübergehenden  Mifsstände  einer  allzustarken  Belegung 
der  Wohnung  empfiehlt  sich  höchstens  ein  polizeilicher 
Eingriff*. 

Art.  6.  Was  vom  Wohnungsmietverträge  be- 
stimmt ist,  gilt  auch  für  jede  anderweitige 
Überlassung  von  Räumen  zum  Wohnen 
gegen  Entgelt. 

Auf  die   in  den  §§  2  und   3  angeordneten 
Rechtsfolgen    kann    der   Mieter   weder    aus- 
drücklich noch  stillschweigend  verzichten. 
Auf  die  gewählte  Rechtsform  kann   es   nicht  ankommen, 
wo  ein  bestimmter  wirtschaftlicher  Zweck,  die  Unterdrückung 
ungesunder    oder  sonst  polizeilich  unzulässiger    Wohnungen, 
gesichert  werden   soll.     Bei   unentgeltlicher  Überlassung  von 
Wohnräumen,  —  oder   richtiger  von  Räumen,   die  von  den 
Beteiligten  zum  Wohnen  bestimmt  sind,   mögen   sie  auch 
noch   80   wenig  wie   Wohnräume   aussehen,    —   braucht  dies 
besondere  Recht    nicht    platzzugreifen.     Dafür  genügen    die 

Solizeilichen  Mafsregeln,  wie  bei  Art.  5.     Hierher  zählen  auch 
ie   häufigen   Fälle,    wo   an  Arbeiter,    z.   B.   die   lippeschen 
Ziegelstreicher  *,  neben  dem  Barlohn  Wohnung  gewänrt  wird. 

Art.  7.     Die  Rechte  des  Mieters  aus  Art  2  kann, 
solange  der  Ehemann   im   Prozesse  zu   Pro- 
tokoll des  Gerichts  nicht  widerspricht,  auch 
die   Ehefrau   für  sich   und   ihre  Kinder  gel- 
tend machen. 
Sie   soll  also  auf  Aufhebung  der  etwa  vorgenommenen 
Zurückbehaltung  der  eingebrachten  Möbeln   (ohne   Rücksicht 
darauf,  wem  deren  Eigentum  zusteht)  und  auf  den  betreffenden 
Schadensersatz  klagen  dürfen;  ebenso  aber  auch  befugt  sein, 
im  Mahnverfahren  oder  in  einem  gegen  den  Mann  als  Mieter 
aus    den    ungültigen    Forderungen    erhobenen    Prozesse    die 
Rechte  des  Art  2   gegen   den  Vermieter  oder  seine  Rechts- 
nachfolger geltend   zu  machen.     Praktisch  ist  diese  vielleicht 
nicht  ganz  einwandsfreie  Stellvertretung  durchaus  wünschens- 
wert; man  vergleiche  dazu  nur  das  obige  Citat  aus  den  nord- 
amerikanischen   Gesetzen.     Jedoch   mufs    der   flhemann    als 
eigentlich    Berechtigter     und    Haupt    der    Familie    jederzeit 


1  Veröffeiitlicliuu;:eii  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  31  S.  122. 
'  Cit.  Fabrikinspektoreobericht  S.  117. 
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Widerspruch  erheben  können;  die  Vertretung  gebührt  der 
Frau  eben  nur  fiir  die  Fälle  seiner  Abwesenheit  oder  Saum- 
seligkeit, wo  er  sich  um  das  Wohlergehen  seiner  Familie  nicht 
kümmert.  Die  betr.  Form  wird  zur  Erschwerung  des  Wider- 
spruches gefordert  werden  müssen;  formloser  oder  gar  still- 
schweigender Widerspruch  des  Mannes  (z.  B.  durch  teilweise 
Zahlung,  während  die  Frau  den  Prozefs  führt)  würde  leicht 
zur  Vereitlung  des  Gesetzes  und  zu  thatsächlichem  Ver- 
zichte mittelst  unterbleibender  prozessualischer  Verteidigung 
(durch  den  Mann)  führen.  Ich  bemerke  dazu  noch,  dafs  aller- 
dings Klagansprüche,  die  nach  ihrer  eigenen  Darstellung 
Rechte  aus  einem  ungültigen  Vertrage  geltend  machen,  von 
Amtswegen  abzuweisen  sind;  dafs  aber,  wo  sie  verschleiert 
und  z.  B.  unter  Wechselform  erhoben  werden,  nach  der  Natur 
unseres  Prozefsverfahrens  nur  durch  den  selbstthätigen  Wider- 
spruch des  Berechtigten  entkräftet  werden  können.  Eine  Um* 
gehung  des  Art.  6,  Abs.  2  im  Prozefswege  ist  deshalb 
nicht  auszuschliefsen ;  Näheres  gehört  wohl  kaum  hierher. 
Auch  auf  juristische  Einfügung  dieses  „Widerspruches  in  das 
Prozefssystem"  glaube  ich  hier  nicht  näher  eingehen  zu  sollen. 

Art.  8.  Wenn  in  einem  Prozesse  behauptet 
wird,  dafs  die  vermieteten  Räume,  bezüg- 
lich deren  ein  Anspruch  erhoben  wird,  den 
polizeilichen  Vorschriften  über  Zulässig- 
keit  des  Bewohnens  nicht  entsprechen,  so 
kann  das  Gericht  je  nach  Lage  der  Sache 
das  Verfahren  einstweilen  aussetzen  und 
unter  Übersendung  der  Akten  an  die  zu- 
ständige Polizeibehörde  dieser  die  Fest- 
stellung der  Unzulässigkeit  anheimgeben. 
Nach  Beendigung  ihres  Verfahrens  hat  Letz- 
tere die  Akten  unter  Mitteilung  des  Er- 
gebnisses zurückzuschicken.  Die  Parteien 
sind  hiervon,  zur  Stellung  etwaiger  An- 
träge auf  Fortsetzung  des  Prozesses,  zu  be- 
nachrichtigen. 

Die  Ablehnung  der  Unzulässigkeitser- 
klärung  bindet  das  Gericht  bei  Entscheidung 
über  die  sonstigen  Rechte  des  Mieters,  die 
für  ihn  neben  den  ihm  aus  Art.  2  erwachsen- 
den bestehen,  nicht. 

War  die  Benutzung  der  betreffenden  Räume  noch  nicht 
erlaubt,  so  genügt  es,  diese  einfache  Thatsache  innerhalb  des 
Prozefsverfahrens  festzustellen  und  eine  Polizeibescheinigung 
durch  den  Mieter  beibringen  zu  lassen,  bezw.  nach  Lage  der 
Sache  von  Amtswegen  einzuziehen.  Auch  in  dem  anderen 
Falle   der   Unbrauchbarkeit  kann   übrigens  das   Gericht  Ver- 
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anlassüng  haben,  auf  die  polizeiliche  VorentscheiduDg  nicht 
zurückzugreifen,  beispielsweise  wenn  das  Haus,  um  das  es  sich 
handelt,  inzwischen  abgebrannt  wäre,  oder  das  Vorbringen  der 
Partei  gänzlich  unglaubhaft  erscheint.  Das  rechtfertigt  sich 
^umsomenr,  als  ja  auch  diese  selbst  die  Polizeibehörde  anzu- 
gehen in  der  Lage  ist.  Da  der  Anspruch  des  Vennieters  auch 
als  Aufrechnungseinrede  geltend  gemacht  sein  könnte,  so  ist 
darnach  obige  Fassung  gewählt.  Die  Fortsetzung  des  Pro- 
zesses soll  nur  auf  Antrag  erfolgen,  da  je  nach  dem  Ergebnis 
des  Polizeiverfahrens  eine  solche  vielfach  überflüssig  sein  wird. 
Absatz  2  drückt  den  schon  zu  Art.  1  erläuterten  Grundsatz 
aus,  dafs  ohne  polizeiliche  Unzulässigkeitserklärung  selbst  der 
gerichtliche  Nachweis  der  Unbrauchbarkeit  einer  Wohnung 
nie  zu  den  im  Art  2  und  8  festgesetzten  Folgen  führen  soll 
und  die  Begünstigung  des  Art.  6  und  7  nicht  geniefst;  dem 
sonstigen  Rechte,  z.  B.  bei  Vorhandensein  heimlicher  er- 
heblicher Fehler,  geschieht  dadurch  selbstredend  kein  Ab- 
bruch. —  Wird  der  Unzulässigkeitsbescheid  im  Prozesse  vor- 
gelegt, so  bleibt  selbstredend  rar  diesen  Artikel  8  kein  Raum. 


Ich  komme  zum  Schlüsse ;  es  ist  allerdings  nur  noch  wenig 
zu  sagen. 

Mag  man  in  der  angegebenen  oder  in  anderer  Weise  den 
Versuch  machen,  von  Rechtswegen  einer  Ausbeutung  des 
Wohnungsmieters  durch  den  ihm  wirtschaftlich  überlegenen 
Vermieter  entgegenzutreten,  —  unternommen  werden  mufs  er, 
unternommen  im  eigensten  Interesse  unserer  Staats-  und  Ge- 
sellschaftsordnung. Die  drohenden  Zeichen  der  Zeit  trügen 
nicht!  Das  „erste  Aufleuchten  des  Selbstbewuistseins  der 
Armut",  um  W.  H.  Riehls  treffende  Worte  zu  brauchen,  ist 
längst  vorüber. 

Man  teile  dabei  weder  die  Hoffiiimgslosigkeit  Büchers^, 
noch  lasse  man  sich  durch  solchen  Spott,  wie  ihn  beispiels- 
weise die  „Times"'  bei  Besprechung  der  irischen  Agrargesetz- 
gebung über  die  ältere  preufsische  ausgegossen  haben  ^,  in 
der  fürsorglichen  Gesetzgebung  irre  machen,  mag  man 
dann  auch  von  ihr  nicht  viel,  geschweige  denn  alles  erwarten 
dürfen. 


*  a.  a.  0.  S.  356:  „Trotzdem  wird  das  Verlangen  einer  socialen 
WohnungBgesetzgebung  wohl  am  meisten  an&^efochten  werden.  Aber 
es  ist  unabweisbar,  und  solange  es  nicht  erfüllt  wird,  können  Dar- 
stellungen, wie  die  vorliegende,  wenn  sie  mit  ehrlichem  und  aufrich- 
tigem binne  abfi^efafst  sind,  nur  mit  dem  Ausdrucke  tiefster  Hoffnungs- 
losigkeit schließen." 

*  a.  a.  O.  S.  98:  That  .grandmotherly  legislation  is  exceedingly 
objectionable.  It  is  imposeible  to  make  people  prosperous  bv  Act  of 
Parliament,  and  the  prmci^le  of  the  survivaf  of  the  nttest  will  assert 
itself  in  spite  of  all  restrictions." 

11** 
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Vor  allem  mufs  der  Gesetzgeber  den  ihm  jetzt  so  häufig 
entgegengeschleuderten  Vorwurf  entkräften,  dafs  sich  das  po- 
sitive Recht  „von  jeher  mit  der  Macht  koaliert"  habe;  und 
seines  Amtes  in  der  Hofi&iung  warten,  allmählich  auf  einer 
höheren  Gesittungsstufe  die  Fesseln  des  Rechts  entbehren  zu 
können,  alßo  das  Ziel  zu  erreichen,  welches  Schmoller  in 
so  schöner  Weise  wieder  und  wieder  als  Endpunkt  unserer 
Kulturentwicklung  gezeichnet  hat^. 

Niemals  aber  darf  man  hier,  wie  im  socialen  Kampfe 
überhaupt  lässig  und  müde  werden,  weil  die  Schwierigkeiten, 
das  Ziel  zu  erreichen,  sich  allzuhoch  türmten  oder  gar  unab- 
wendbar erschienen;  hier  gilt  gewifs  das  schöne  Wort  aus 
Shakespeares  Heinrich  IV.: 

„Are  these  things,  then,  necessities? 
Then  let  us  meet  them  like  necessities!" 


Einige  Grundfragen  S.  26,  41,  73. 


Pierer'ache  Hofbuchdruckerei.    Stephan  Oeibel  &  Co.  in  Altenburg. 
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Vorwort. 


Meiner  Untersuchung  habe  ich  enge  Grenzen  gezogen; 
sie  soll  nur  im  Anschlufs  an  das  archivalisehe  Material  die 
Entwicklung  des  Gesinderechtes  und  die  Lage  der  dienenden 
Klassen  im  Kgr.  Sachsen  schildern.  Die  Gesindeordnungen  in 
der  Lausitz  hat  Knothe  in  einer  Arbeit :  die  Stellung  der  Guts- 
unterthanen  in  der  Oberlausitz  zu  ihren  Gutsherrschaften 
(Neues  Lausitzisches  Magazin  Bd.  LXL  S.  159  und  Separat- 
abdruck. Dresden  1885),  behandelt;  ich  habe  deshalb  ge- 
glaubt, mich  blofs  auf  die  sogenannten  Erblande  beschränken 
zu  dürfen.  Auf  die  Landwirtschaft  habe  ich  mehr,  als  mir 
lieb  war,  eingehen  müssen,  aber  sie  giebt  den  Rahmen  ab, 
innerhalb  dessen  sich  die  Kämpfe  um  den  Gesindezwangs- 
dienst abspielen.  Alle  mit  „loc."  angeführten  Aktenstücke 
befinden  sich  im  Hauptstaatsarchiv  zu  Dresden. 
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auf  den  Landtagen  von  1609  und  1612  S.  50,  Hausindustrie 
S.  50.  Versuche  sie  einzuschränken,  Verbot  des  Klöppeins  und 
Spinnens  1608  S.  51.  Hausgenossenordnungen  S.  51.  Ungehorsam 
und  Vertragsbruch  des  Gesindes  S.  52.  Der  Leipziger  luit  ^egen 
die  Gesindemäkelei  1616  S.  53.  Klassifizierung  des  Gesindes 
nach  den  Kleiderordnungen  S.  54.  Gesindelohn-  und  Taxordnung 
von  1612  und  1623  S.  54.  Vergleich  der  Lohnsätze  von  1482  mit 
denen  von  1623  S.  56.  Gleitende  Lohnskala  der  Stadt  Dresden 
1625  S.  56. 

Erster  Teil. 

Die  Gesindeordnongeii  ron  1651  und  1661  nnd  die'Einftthrnng:  des 
Gesindezwangsdienstes« 

I.  Kapitel:    Wirtschaftliche  Lage  Sachsens  nach  dem  SOJ&hrigen 
Kriege. 

Wirkung  des  Krieges  S.  61.  Überschätzung  seiner  wirtschaft- 
lichen Nachteile  S.  62.  Vergleich  der  Schocksteuerkataater  von 
1628  und  1646  S.  63.  Trank-  und  Landsteuer,  ständische  Steuern, 
(^leitseinnahmen  vor  und  nach  dem  Kriege  S.  64.  Vergleich  der 
Mannschaftsrollen  von  1608  und  1659,  una  Bevölkerungsab-  und 
zunähme  vor  und  nach  dem  Kriege  S.  66.  Lage  der  Landwirt- 
schaft S.  66.  Kipper-  und  Wipperzeit  S.  66.  Lage  der  Land- 
arbeiter nach  dem  Kriege  S.  68.  Berichte  der  Schösser  1661  über 
die  gestiegenen  Forderungen  des  Gesindes  aus  dem  Voigtlande 
S.  68,  dem  Erzgebirge  S.  69,  dem  Leipziger  Kreise  S.  69,  dem 
Kurkreise  S.  70.  Höhe  der  Gesindelöhne  im  Vergleich  zu  den 
Gehältern  der  Beamten  S.  71.  Tabelle  über  die  6etreidepreise 
von  1622—1661  in  Dresden  und  Leipzig  S.  71.  Krisis  der  Land- 
wirtschaft und  Forderungen  der  Ritterschaft  S.  72.  Politische 
Stellung  der  Ritterschaft  S.  72.  Ihr  steuerfreier  Besitz  1622.S.  73. 
Tabelle  über  den  Besitz  der  Ritterschaft,  Städte  und  Ämter 
nach  den  Steuerkatastern  S.  74.  Die  Steuerfreiheit  der  Ritter- 
schaft und  das  Donativgeld  S.  74.  Wirtschaftspolitik  der  Regierung 
nach  dem  Kriege  S.  75.    Getreideeinfuhrverbot  von  1657  S.  76. 
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IL  Kapitel:    Gesindeordnnn;  Ton  1651. 

Denkschrift  des  Kanzlers  vom  3.  Februar  1651  über  die  Gesinde- 
verhältnisse und  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  einer  neuen 
Gesindeordnung  S.  77.  Entscheid  des  Kurfürsten  S.  79.  Erster 
Entwurf  S.  79.  Die  brandenburgischen  Gesindeordnungen  S.  80. 
Einführung  des  Gesindezwangsdienates  S.  81.  Zusätze  zum  Ent- 
wurf S.  81.  Billigung  des  Kurfürsten  und  Erlafs  der  Ordnung 
S.  81.  Ihre  Bedeutung,  Zweck  und  Inhalt  S.  82.  Der  Gesinde- 
vertrag S.  88.  Der  Gesindezwangsdienst  und  der  Arbeitszwang 
für  müfsiges  Gesinde  S.  84.  Die  Lohnordnung  S.  85.  Würdigung 
der  Ordnung  S.  89.  Juristische  Konstruktion  des  Gesindezwangs- 
dienstes S.  o9.    Müfsige  Knechte,  Bettelei  und  Vagabondage  S.  91. 

III.  Kapitel:    Anfkiahnie  der  Geslndeordniuig  Yon  1651« 

Die  Lage  der  dienenden  Klassen  unter  der  neuen  Ordnung  S.  92. 
Widerstand  des  Gesindes;  es  kündigt  ohne  Unterschied  seinen 
alten  Dienst  auf;  Bericht  und  Vorschläge  der  Geheimen  Räte 
1651  S.  93.  Patent  an  die  Schösser  vom  II.  Dezember  1651  S.  94. 
Gesindelöhne  nach  1651  S.  94.  Widerstand  der  Dorfgemeinden 
gegen  den  Gesindezwangsdienst  S.  95.  Stellung  der  Gerichtshöfe 
m  Gutsprozessen  S.  95.  Befehl  an  dieselben,  der  Gesindeordnung 
keinen  Eintrag  zu  thun  S.  95.  Verbot  an  das  Konsistorium,  in 
Gesindesachen  zu  erkennen  S.  96.  Bedeutung  der  ausschliefs- 
Uchen  Rechtssprechung  durch  die  Verwaltungsbehörden  S.  97. 
Erweiterungen  des  Zwangsdienstes  S.  99.  Klage  einiger  Städte 
über  Übergriffe  der  Rittergutsbesitzer  und  kurfürstbcher  Ent- 
scheid darauf  S.  99.  Ausschufstag  von  1653  S.  100.  Denkschrift 
der  Geheimen  Räte  über  den  Gesindezwangsdienst  vom  1.  Juli 
1653  S.  100. 

IV.  Kapitel:    Beichsgesindepolltik    und    ihre    Bück  Wirkung    anf 

Sachsen« 

Rundschreiben  Johann  Georgs  I.  1651  an  deutsche  Fürsten 
über  die  Auslieferung  von  Gesinde  S.  102.  Antworten  S.  102. 
Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Markgrafen  von  Brandenburg 
1651  über  Erlafs  gemeinsamer  Gesindeordnungen  S.  103.  Inhalt 
der  in  den  Jahren  1651—53  erlassenen  deutschen  Gesindeord- 
nungen S.  103.  Gesindepolitik  des  Niedersächsischen  und  Frän- 
kischen Kreises  1650—51  S.  104.  Reichsabschied  von  1654  S.  105. 
Kreisabschied  des  Obersächsischen  Kreises  1654  S.  106.  Kreis- 
abschied des  Niedersächsischen  Kreises  1654  S.  106.  Rückwir- 
kung auf  Sachsen  S.  106.  Einsetzung  von  Kommissionen  in 
Sachsen  zur  Untersuchung  über  die  Gesindeverhältnisse  und  zur 
Aufstellung  einer  neuen  Taxordnung  1656  S.  107.  Beschlufs  der 
Kreiskommission  in  Leipzig  S.  108.  Beschlufs  des  Konventtages 
in  Borna  S.  109,  und  der  Kreiskommission  in  Dresden  S.  109. 
Tod  Johann  Georg  I.;  sein  Nachfolger,  dessen  Stellung  zu  den 
Ständen  S.  109.    Auf  dem  Landtage  von  1657  beantragt  die  Re- 

fierung  die  Revision  der  Gesindeordnung  S.  110.  Beschwerden 
er  Ritterschaft.,  und  der  Städte  über  das  Gesinde  S.  111.  Be- 
richte aus  den  Ämtern  über  das  Gesinde  1657  S.  112.  Höhe  des 
Gesindelohns  1657  S.  113. 

V.  Kapitel:    Geslndeordnnng  Yon  1661« 

Arbeiten  des  Ausschusses  zur  Erörterung  der  Gravamina  und 
zweifelhaften  Rechtsfalle  1657  —  1660  S.  114.  Seine  Erinne- 
rungen zur  Gesindeordnung  1658  S.  115.  Streit  im  Ausschusse 
über  die  Beibehaltung  des  Gesindezwangsdienstes  S.  115.  Ent- 
wurf zu  einer  neuen  Gesindeordnung  1660  S.  116.  Landtag  von 
1660—61  S.  116.  Forderungen  der  Ritterschaft  S.  116.  Eingabe 
der  Städte  gegen  den  Gesindezwangsdienst  vom  29.  Dezember 
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1660  S.  117.  Entgegnung  der  Bittorschaft  vom  19.  Januar  1661 
8.  118.  Eingabe  der  Universität  Wittenberg  gegen  den  Gesinde- 
zwangsdienst  vom  23.  Januar  1661  S.  120.  Erwiderung  der 
Ritterschaft  vom  11.  Februar  1661  S.  121.  Weitere  Eingaben 
von  den  Ständen  S.  121.  Antrag  der  Ritterschaft  auf  Ausdeh- 
nung der  Baufronen  8.  128,  und  auf  Ver^-eis  der  Gutsprozes-^^e 
an  die  Hofregierun^  S.  124.  Landtagsbeschhifs  1661  S.  125.  Er- 
lafs  der  neuen  Gesindeordnung  vom  22.  Juni  1661  S.  126.  Inhalt 
dieser  Ordnung  S.  126.    Baufronen  S.  128.    Rückblick  S.  128. 

Zweiter  Teil. 

Die  Gesindeordmingeii  Ton  17859  1769  und  1835  und  die  Anfhebong 

des  GeslndezwangHdieiistes. 

I.  Kapitel:     Gesindepolitik  unter   August  dem  Starken  und  die 

Geslndeordnnng  Ton  1785. 

Bedeutung  der  Erbregister  und  (»utsrecesse  fiir  das  bäuerliche 
Recht  S.  133.  Erweiterungen  des  GesindezwangsdieiistcH  S.  135. 
Wündsches  Memoriale  oeconomicum  1669  und  die  landwirtschaft- 
liche Litteratur  S.  187.  Wirtschaftspolitik  August  d<»s  Starken 
S.  139.  Bevölkerung«-,  Gesinde-  und  Lohnstatistik  1699—1706 
S.  140.  Anträge  der  Stände  von  1699  —  1722  auf  Abänderung  der 
Gesindeordnung  S.  145.  Kopfsteuer  auf  das  Gesinde  S.  145. 
Entwurf  des  Leipziger  Rats  zu  einer  Gcsindeordnung  1714 
S.  145.  Verhandlungen  des  Landtages  1722  S.  146.  Neuer  Ent- 
wurf zu  einer  Gesindeordnung  1728  S.  148.  Kritik  der  Stände 
und  Umarbeitung  des  Entwurfc's  S.  148.  Landtag  UM  S.  149. 
Erlafs  der  Gesindeordnung  vom  16.  Juli  1735  S.  150,  ihr  Inhalt 
S.  150. 

II.  Kapitel:    GeslndeYerhältnlssc  nach  dem  7Jährigen  Kriege  und 

dl«  Geslndeordiiungen  von  1769. 

Regierung  Friedrich  Augusts  II  S.  152.  Gesindel! tteratur  S.  154. 
Bestrebungen  zur  Hebung  der  unteren  Volksklasaen  S.  155.  Tax- 
ordnung des  Maurer-  und  Zimmererlohnes  1754  S.  156.  Anschlag 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Maurergesellen  in  Dresden 
1764  S.  156.  Lohn  des  Gesindes  nach  dem  7jährigen  Kriege  S.  157. 
Antrag  der  Merseburger  Stiftsregierung  den  Ge^^indezwangslohn 
zu  erhöhen  1761  S.  158.  Anträge  der  Kitterschaft  auf  den  Land- 
tagen 1763  und  1766  S.  158.  Mandat  vom  6.  November  1766 
führt  4jährigen  landwirtschaftlichen  Zwangsdienst  ein  S.  160. 
Tendenz  dieses  Gesetzes  S.  161.  Gesindeordnung  vom  16.  No- 
vember 1769  S.  164,  ihr  Inhalt  S.  164. 

III.  Kapitel:    Die  Landirirtsehaft  naeh  dem  7Jftlirigen  Kriege  und 

der  Banernaufstand  Yon  1790« 

Lage  der  Landwirtschaft  S.  167.  Amtliche  Untersuchung  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Bauern  1769  S.  170.  Steuerbelastung 
der  Bauern  S.  172.  Haushaltungsbudget  eines  Tagelöhners  1769 
S  173.  Verschuldung  S.  173.  Reformbestrebungen:  Schubart 
von  Kleefeld  und  Leske  S.  174.  Ökonomische  Gesellschaft  S.  174. 
Thätigkeit  der  Regierung  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  S.  175. 
Rübenanbau  durch  Fröner  S.  176.  Bauernaufstand  von  1790 
S.  177.  Niederwerfung  und  Bericht  der  Kommission  über  die 
Ursachen  des  Aufstanaes  S.  178.  Versuche  das  Prozefs verfahren 
zu  beschleunigen  S.  181.  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfes 
über  Rechtsgrundsätze  in  Fron-  und  Dienstsachen  1790  S.  181. 
Scheitern  der  Reform  S.  183. 

IV.  Kapitel:    Gesindepolitik  gegen  Ausgang  des  18«  Jahrhunderts 

und  Entwfirfe  zn  einer  nenen  Geslndeordnnng  1799— 1810« 

Die  Ritterschaft  beantragt  eine  Taxe  für  weibliche  Lohnarbeit 
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1776  S.  185.  Von  Laiigenaus  Vortrag  1780  S.  185  Antrag  der 
Ritterschaft  auf  Erweiterung  der  landwirtschaftlichen  Dienst- 
pflicht 1781  S.  186.  Umfrage  in  den  Kreisen  deswegen  S.  186. 
Untersuchung  über  den  Lmin  und  die  Arbeitszeit  der  Maurer, 
Zimmerer  und  Tagelöhnerinnen  1788  S.  187.  Getreidepreise  in 
Dresden  und  Zwickau  S.  188.  Steigen  der  Güterpreise  S.  189. 
Möller  über  den  Gesindemangel  1799  S.  189.  Gesindelitteratur 
S.  189.  Antrag  der  Stande  1799  auf  Umarbeitung  der  Gesinde- 
ordnung S.  190.  Vorschlage  der  Kreis-  und  Amtsiiauptlcute  zu 
einer  neuen  Ordnung  S.  190.  Entwurf  zu  einer  Gesindeordnung 
1804  S.   198.     Verhandlungen   mit   den    Standen    1^05   und    1811 

5.  195.     Gesindeämt(>r  in  Leipzig  1803  und  Dresden  1818  S.  196. 

V.  Kapitel:    Reform  der  bäuerlichen  YerliHItntsse. 

Vorbedingung  zu  einer  Refonn  S.  197.  Antrag  der  Ritterschaft 
1818  S.  198.  Klage  über  die  mangelhafte  Rechtsspr(M.hiing  S.  198. 
Aufr=arbeitung  eines  Gesetzes  über  Rechtsgrundsatze  in  Hut-  und 
Triftsachen  S.  200,  in  Fron-  und  Dienstsachen  S.  208.  Unter- 
suchung über  die  Höhe  des  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Hand- 
werkerlohnes 1824  S.  204. 

VI.  Kapitel:     Gcsindeordiiiiiig  von  1835  und  die  Aurhebnug   des 

Gesindezwungsdtenstes. 

König  Anton  S.  211.  Hntungsmandat  vom  4.  Oktober  1828  S.  212. 
Rechtsgrundsätze  in  Fron-  und  Dienstsachen  S.  218.  Lindenaus 
Separatgutachten  S.  214.  Inhalt  der  Rechtsgrundsätze  S.  215. 
Kinderdienstzwang  S.  215.     Aufhebung  der  G(;sindelohntaxe  am 

6.  Juli  1881  S.  216.  Gesetz  über  Ablösungen  und  Gemeinheits- 
teilungen vom  17.  März  1882,  und  Aufhebung  des  Gesinde- 
zwangsdienstes S.  216.  Erörterungen  über  den  Wegfall  der 
landwirtschaftlichen  Dienstpflicht  S.  217,  und  das  Gesetz  vom 
15.  Juni  1838  S.  219.  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Gesinde- 
attestatbücher, Kritik  des  Geheimen  Rats  S.  219.  Entwurf  zu 
einer  Gesindeordnung  S.  220.  Verhandlungen  darüber  in  den 
beiden  Kammern  S.  222.  Erlafs  der  Gesindeordnung  am  10.  Ja- 
nuar 1885  S.  228.    Rückblick  224. 

Rückblick. 

Gesindepolitik  der  Rittergutsbesitzer  S.  225.  Staatliche  Gesetz- 
gebung vom  15. — 18.  Jahniundert  S.  225.  Stellung  des  Gesindes 
m  der  Gegenwart  S.  227. 

Beilage:    Kurfürst  Ernst's  Gesiudeausschreiben  von  1466  S.  229. 
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Einleitung. 

Entwicklung  des  sächsischen  Gesinderechts  bis  zum 
30jährigen  Kriege. 


Foncbnncen  (M)  XU  4.  -  Wnttke.  1 
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Erstes  Kapitel. 

Gesinderecht  im  15.  Jahrhundert. 


Die  sociale  Frage  beherrscht  in  unserer  Zeit  das  Tages- 
interesse; mehr  und  mehr  tritt  sie  in  den  Vordergrund  der 
politischen  Diskussion,  und  immer  weitere  Kreise  fangen  an, 
sich  mit  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  zu  beschäftigen. 
Schlagworte  wie  Normalarbeitstag,  ehernes  Lohngesetz  u.  s.  w. 
schrecken  so  manchen,  der  in  behaglicher  Beschaidichkeit 
dahinlebt,  auf,  und  in  banger  Sorge  vor  der  Zukunft  fragt 
er:  wie  war  es  früher,  wie  soll  das  werden? 

Den  Schleier  der  Zukunft  zu  lüften,  ist  der  Wissenschaft 
nicht  gegeben,  wohl  aber  vermag  sie  das  Dunkel,  welches 
über  der  Vergangenheit  lagert,  zu  lichten. 

Aufgabe  der  Wirtschaftsgeschichte  ist  es,  besonders  die 
Lage  der  Arbeiter  in  früheren  Jahrhunderten  zu  erforschen 
und  ihre  Bestrebungen  zu  schildern. 

Seit  dem  Mittelalter  hat  sich  das  Arbeiterrecht  und  der 
Arbeitsvertrag  innerhalb  einzelner  Berufskreise  entwickelt, 
nur  das  Gesinderecht  macht  davon  eine  Ausnahme.  Seit  dem 
15.  Jahrhundert  greift  hier  der  Staat  unmittelbar  ein,  stellt 
Gesindeordnungen  auf  und  regelt  die  Beziehungen  des  Ge- 
sindes zu  der  Dienstherrschaft.  Unter  stetiger  Einwirkung 
der  staatlichen  Gesetzgebung  bildete  sich  dann  das  Gesinde- 
recht von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  fort.  Es  ist  von  In- 
teresse nachzuspüren,  welche  Gründe  den  Staat  zu  seinem  Ein- 
greifen bestimmten,  und  welche  Folge  für  das  Gesinde  das 
staatliche  Gesinderecht  hatte. 

Zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern  haben  die  dienen- 
den Klassen,  das  Gesinde  und  die  Dienstboten,  eine  besondere 
Stellung  in  dem  Arbeiterstande  eingenommen.  Denn  nicht 
ein  Geschlecht  bildet  ausschliefslich  den  Gesindestand-,  Knechte 
und  Mägde  finden  sich  fast  in  gleicher  Zahl  in  ihm  vertreten, 
und  nicht  aus  einer  Bevölkerungsschicht  stammt  das  G^sinde^ 
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Von  dem  Kinde  des  Klleinbürgers  in  der  Stadt  bis  zum 
Armenkinde  der  Gemeinde,  sie  alle  suchen  einen  Dienst  auf, 
doch  nur  wenige  werden  alt  und  grau  am  fremden  Herde, 
die  meisten  dienen  nur  während  ihrer  Jugend,  um  später, 
sei  es  eine  eigne  Haushaltung  sich  zu  gründen,  sei  es  in  den 
Beruf  der  Eltern  überzutreten.  So  bildet  die  Dienstzeit  blofs 
eine  Durchgangsstufe  zur  späteren  Selbständigkeit;  darum 
fehlt  dem  Gesindestande  eine  Reihe  Merkmale,  die  sonst  einen 
Stand  zu  kennzeichnen  pflegen. 

Von  der  guten  und  pflichtgemäfsen  Arbeit  eines  Dienst- 
boten hängt  oftmals  das  Wohlergehen  einer  Dienstherrschaft 
ab.  Kann  der  Landwirt  durch  nachlässige  Wartung  seines 
Viehs  grofsen  Schaden  erleiden,  so  wird  der  Frieden  eines 
Hauses  durch  störrige  und  widerwillige  Dienstboten  gestört; 
die  gröfste  Verantwortung  aber  legen  wir  in  die  Hände  der- 

i'enigen  Dienstleute,  denen  wir  die  Pflege  und  Obhut  unserer 
ünder  anvertrauen;  ihr  versittlichender  oder  unmoralischer 
Einflufs  auf  die  jungen  Seelen  ist  oft  für  deren  ganzes  Leben 
bestimmend. 

In  allen  Kreisen  des  Volkes  ist  die  Gesindefrage  ein  viel- 
besprochenes Thema.  Klagt  das  Gesinde  über  geringe  persön- 
liche Freiheit  bei  schlechter  Behandlung  und  mäfsiger  Kost, 
80  beschwert  sich  die  Dienstherrschaft  über  hohe  Lohnforde- 
rungen bei  doch  mangelhaften  Leistungen,  über  die  Neigung, 
vor  Ablauf  der  vertragsmäfsigen  Dienstzeit  aus  dem  Dienst 
zu  laufen,  wie  über  die  steigende  Schwierigkeit,  für  landwirt- 
schaftliche Arbeiten  überhaupt  noch  Gesinde  zu  bekommen. 

Innerhalb  der  Dienstherrschaften  machte  sich  in  Deutsch- 
land in  den  letzten  Jahren  eine  Bewegung  geltend,  die  auf 
gesetzgeberischem  Wege  eine  Abhülfe  ihrer  Beschwerden  zu 
erreichen  versuchte.  Da  ist  es  vielleicht  zeitgemäfs,  an  der 
Hand  der  Vergangenheit  zu  zeigen,  was  an  diesen  Klagen 
alt,  was  neu  ist;  denn  nur  so  vermögen  wir  zu  erkennen,  ob 
in  der  Gegenwart  die  La^e  der  dienenden  Klassen  sich  gegen 
früher  geändert  hat,  ob  die  Forderungen,  welche  das  Gesinde 
jetzt  erhebt,  erst  durch  die  socialen  Strömungen  unserer 
Zeit  hervorgerufen  wurden,  und  anderseits  vermögen  wir  erst 
dann  zu  prüfen,  ob  die  von  den  Arbeitgebern  betonten 
Mängel  des  heutigen  Gesindewesens  in  ursächlichem  Zusammen- 
hang mit  der  Entwicklung  der  modernen  Wirtschaft  stehen, 
oder  ob  sie  auch  in  früheren  Jahrhunderten  unter  anderen 
Wirtschaftsformen  bestanden  haben. 

In  der  folgenden  Untersuchung  wollen  wir  den  Versuch 
wagen,  die  Lage  des  Gesindestandes  in  Kursachsen  während 
mehrerer  Jahrhunderte  zu  schildern.  Unsere  Arbeit  ftihrt 
uns  nicht  zur  Gegenwart.  Wir  berühren  absichtlich  nicht  die 
Tagesfragen.  Der  Socialpolitiker  der  Gegenwart  bedarf  dessen 
auch  nicht,  mit  den  Bestrebungen  der  Parteien,   ihren  Forde- 
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rungen  und  Hoffnungen  ist  er  befreundet,  aber  der  Blick  in 
die  Vergangenheit  pflegt  ihm  zu  fehlen,  unsere  Arbeit  denken 
wir  uns  als  ein  Hülfsmittel,  um  das  Heute  von  dem  Gestern 
zu  trennen,  um  in  dem  Flufs  der  Bewegung  die  seit  alters 
treibenden  Kräfte  blofszulegen. 

Unsere  Untersuchung  beschränkt  sich  auf  die  Lage  der 
dienenden  Klassen  in  Kursachsen,  und  gründet  sich  auf  das 
erhaltene  archivalische  Material ;  ihr  sind  deshalb  enge  Grenzen 
gezogen.  Wir  glauben  jedoch ,  dafs  die  Kräfte,  welche  dem 
sächsischen  Gesinderechte  seine  charakteristischen  Formen 
aufprägten,  da(s  die  Ursachen,  welche  die  Lage  des  sächsischen 
Gesindes  verbesserten  oder  verschlechterten,  sich  nicht  wesent- 
lich von  den  sonst  in  Deutschland  wirkenden  unterscheiden, 
m.  a.  W.,  —  dafs  in  den  Grundzügen  der  sächsischen  Gesinde- 
geschichte sich  die  allgemeine  deutsche  wiederspiegelt. 

Das  Wort  Gesinde  war  im  Mittelalter  vieldeutig;  nicht 
nur  den  landwirtschaftlichen  Arbeiter  auf  dem  Gutshof,  den 
Dienstboten  in  dem  bürgerlichen  Haushalt,  auch  den  Gesellen, 
der  beim  Meister  arbeitete,  rechnete  man  zum  Gesinde.  Seit 
dem  Ausgange  des  Mittelalters  hat  sich  der  Begriff  des  Ge- 
sindes mehr  und  mehr  eingeengt;  bis  in  das  vorige  Jahr- 
hundert zählte  man  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Gesinde- 
ordnungen den  Verwalter  eines  Gutshofes,  den  Vogt  auf  einem 
Vorwerke  noch  zu  dem  Gesinde;  neuerdings  aber  pflegen  wir 
einen  Gutsinspektor,  jemand,  der  Arbeitern  vorgesetzt  ist  und 
sie  beaufsichtigt,  nicht  mehr  zum  Gesinde  zu  rechnen;  wir 
beschränken  uns  darauf,  unter  Gesindediensten  nur  persönliche, 
in  häuslicher  Gemeinschaft  geleistete  Dienste  zu  verstehen. 
Auch  nennt  sich  unser  Gesinde  lieber  Dienstbote,  und  die 
Bedeutung  des  Wortes  „Gesinde"  ist  fast  zu  einem  Schimpf- 
wort herabgesunken. 

Im  Mittelalter  nahm  das  Gesinde  nicht  die  unterste  Stufe 
auf  der  socialen  Leiter  ein;  der  Hörige  und  Leibeigne  stand 
tiefer,  denn  nur  ein  Mann,  der  „freihe  zu  dienen"  war,  konnte 
tiber  seine  Arbeitskraft  verfügen  und  sich  in  fremde  Dienste 
begeben.  Und  auch  später  bleibt  dies  Verhältnis  bestehen. 
Freilich  heifst  es  bei  Luther  in  einer  aufderKoburg —  1530 
—  gehaltenen  Predigt:  „Knecht-  und  Magdstand  achte  ich 
für  den  geringsten  Stand  ^",  aber  Luther  urteilt  überhaupt, 
wie  wir  später  zeigen  werden,  sehr  hart  über  das  Gesinde. 
Die  sächsischen  Kleiderordnungen  ergeben  ein  anderes  Bild. 
Sowohl  in  der  thüringischen  Landesordnung  von  1446,  als 
auch  in  der  kursächsischen  von  1482  sind  die  für  die  Bauern 
und  für  die  Bäuerin  auf  dem  Lande  getroffenen  Bestimmungen 


^  Buchwald,  Georg,  Was  Doktor  Luther  sagt.    I.    Vom  Hans« 
gesinde  oder  Martin  Luthers  Dienstbotenspiegel.     Bannen  o.  J.  S.  16L 
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über  den  Kleiderluxus  auch  fiir  die  Knechte  und  Mägde 
gültig.  In  den  StÄdten  wurden  —  nach  der  Landesordnung 
von  1482  —  Mägde,  Handwerksknechte ,  Frauen  und  Jung- 
frauen, welche  dienen,  den  gemeinen  Bürgerfrauen  in  der 
Kleidung  gleichgestellt.  Wenn  der  Bauer  wie  sein  Knecht, 
die  niedere  Bürgersfrau  wie  ihre  Magd  gekleidet  ging,  so  be- 
weist dies,  dafs  damals  die  socialen  Unterschiede  zwischen 
diesen  Ständen  nicht  erheblich  waren. 

In  einem  Arbeitsvertrage  pflegen  Arbeitgeber  und  -nehmer 
die  Bedingungen,  unter  denen  die  Arbeit  und  ihr  Gegenwert 
zu  leisten  ist,  zu  regeln.  Der  Gesindevertrag  nimmt  jedoch 
eine  besondere  Stellung  ein;  er  enthält  einen  den  üblichen 
Formen  des  Arbeitsvertrages  fremden  Bestandteil,  nämlich 
einen  Unterwerfungsvertrag  des  Gesindes  unter  die  Haus- 
gewalt des  Dienstherm.  Dieser  Unterwerfungsvertrag  ist  der 
Zielpunkt  vieler  Angriffe  in  der  Gegenwart;  man  erachtet  es 
von  Seiten  einer  Partei  flir  zeitgemäfs,  diese  —  wie  man 
meint  —  patriarchalische  Form  des  Gesindevertrages  zu  be- 
seitigen. Diese  Bestrebungen  werden  durch  den  modernen 
Entwicklungsgang,  welcher  zu  einer  Zersetzung  der  Haus- 
gewalt geführt  hat,  unterstützt.  Das  Ansehn  des  Hauses  ist 
gesunken,  die  enge  Verbindung  aller  Familienmitglieder  hat 
sich  gelockert,  und  die  väterliche  Gewalt  mit  ihrer  Härte  und 
Unbiegsamkeit  hat  sich  gegen  frühere  Jahrhunderte  abge- 
schwächt. Unter  diesen  zerstörenden  Einflüssen  wird  es 
schwer  fallen,  den  Unterwerfungsvertrag  des  Gesindes,  der  in 
unsere  Zeit  aus  einer  vergangenen  Rechtsperiode  hereinragt, 
noch  beizubehalten. 

Für  das  Mittelalter  hatte  ein  derartiger  Vertrag  nichts 
auffälliges,  er  fügte  sich  organisch  in  das  herrschende  Rechts- 
system ein.  Auf  Unterwerfiings-  und  Schutzverträgen  beruhte 
die  Staatsverfassung.  Man  begab  sich  in  das  Mundium  je- 
mandes —  se  in  alterius  potestatem  commendare  — ,  man  er- 
hielt dafür  Schutz  und  Schirm  nach  aufsen,  dagegen  unter- 
warf man  sich  der  Herrschi^ft  nach  innen  und  verpflichtete 
sich  zu  Treue  und  Gehorsam.  Derartige  Abhängigkeitsver- 
hältnisse finden  sich  im  Mittelalter  unter  den  mannigfaltigsten 
Formen.  Im  Mundium  des  Königs  stand  der  Vasall  und  der 
Freigelassene,  der  Geistliche  und  die  Witwe.  Mit  der  Zeit 
sind  die  verschiedenartigen  Formen  von  Unterwerfungsver- 
trägen abgestorben  und  nur  allein  im  Gesindevertrage  hat  sich 
ein  Bestandteil  dieser  Schutzverhältnisse  noch  erhalten. 

Wenn   wir  vom  Sachsenspiegel*   absehen,    liegt   uns   in 


*  Über  die  ältere  Zeit  vergleiche:  Hertz,  Gustav,  Die  Rechts- 
verhältnisse des  freien  Gresindes  nach  den  deutschen  Rechtsquellen  des 
Mittelalters.    Breslau  1879. 
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Sachsen  aus  dem  Mittelalter  nur  eine  —  städtische  —  Gesinde- 
Ordnung  vor.  Sie  ist  im  Freiberger  Stadtrecht'  enthalten* 
Da  heiJ^t  es:  „hat  ein  man  eesinde,  iz  si  knecht  oder  mait, 
di  in  sinem  brote  sin,  he  habe  si  gemietet  oder  ungemiettit, 
di  heizen  sin  gewalt,  also  daz  he  vor  si  klagen  imde  antwerten 
mac,  ab  he  wil".  Und  wie  er  die  Handlungen  seines  Gesindes 
vor  Gericht  verantworten  und  vertreten  mufste,  so  stand  ihm 
entsprechend  auch  eine  Strafgewalt  über  dasselbe  zu:  „hat 
ein  man  gesinde  gemietit,  iz  si  knecht  oder  mait,  die  mac 
he  wol  zuchtigen,  ab  si  iz  verdinen,  mit  werten,  mit  slahene 
unde  mit  roufene   ane  blutrunst,    unde  darf  in  nich  eine  ant- 

werte  darunune  geben,  wen  si  sine  gemiette  boten  sin 

Iz  aber,  daz  ein  blutrunst  da  ist,  he  bewise  iz  oder  bewise  iz 
nicht,  he  muz  im  (dem  Gesinde)  in  antwerten". 

Das  körperliche  Züchtigungsrecht,  welches  im  Freiberger 
Stadtrecht  als  Ausflufs  der  Hausgewalt  den  Dienstherrschaften 
eingeräumt  war,  finden  wir  in  der  späteren  Zeit  bis  in  das 
18.  Jahrhundert  nicht  mehr  in  den  Gesindeordnungen,  erst 
dann  lebt  es  in  der  Gesetzgebung  wieder  auf. 

Während  des  Mittelalters  blieb  die  Regelung  des  Gesinde- 
rechtes den  Rechtsbtichem  und  den  Stadtrechten  überlassen^ 
erst  am  Ausgang  desselben  greift  die  staatliche  Gesetzgebung 
ein.  Ihr  kam  es  nicht  darauf  an,  das  Gewohnheitsrecht  staat- 
lich anzuerkennen,  sondern  sie  verfolgte  wirtschaftspolitische 
Ziele.  Eine  Betrachtung  der  einzelnen  Gesetze  soll  dies  be- 
weisen. 

Die  älteste  sächsisch-thüringische  Landesordnung*  wurdö 
1446  zu  Weifsensee  von  Herzog  Wilhelm  HI.  mit  seinen 
Ständen  aufgerichtet.  Sie  enthält  ein  wirres  Gemisch  von 
Einzelgesetzen;  ohne  eine  innere  Anordnung  wird  in  loser 
Aufeinanderfolge  von  Appellationen  und  Evokationen  an 
ausländische  Gerichte,  von  Hochzeits-  und  Kleiderordnungen 
u.  s.  w.  gehandelt.  Sie  ist  das  Vorbild  für  die  späteren 
Landes-  und  Polizeiordnungen  geworden. 

Diese  Landesordnung  enthält  mehrfache  Bestimmungen 
aus  dem  Gesinderechte,  in  denen  das  Recht  anders  für  das 
Gesinde,  anders  für  die  Dienstherrschaft  lautet;  z.  B. :  ffeht 
das  Gesinde  wider  den  Willen  seiner  Herrschaft  aus  dem 
Dienst,  so  verliert  es  seinen  ganzen  Lohn;  ist  dagegen  dem 
Dienstherm  sein  Gesinde  „nicht  eben",  so  kann  er  es  sofort 
entlassen,  und  mufs  es  nur  nach  der  geleisteten  Dienstzeit 
entlohnen. 

Auf  den  Vertragsbruch  des  Gesindes  deutet  eine  andere 
Stelle  hin:  niemand  soll  des  andern  gemietetes  Gesinde  auf- 

^  Codex  Sazon.  Dipl.  Abteilung  2.  III.  £d.  Urknndenbuch  der 
Stadt  Freiberg.    Herausgegeben  von  H.  Ermisch.    S.  147. 

'  Müller,  Reichstagstheater  unter  Maximilian  I.  Vorstellung  8, 
S.  86. 
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nehiüeii;  noch  dem  ersten  Mieter  vorenthalten;  sondern  sobald 
er  darum  ersucht  wird,  es  anverhindert  ziehen  lassen. 

Den  eigentlichen  Grund,  weshalb  sich  die  Landesordnung 
mit  Gesindefragen  beschäftigt,  erblicken  wir  in  der  Stellung- 
nahme des  Gesetzgebers  zu  der  Wanderarbeit  Die  Ordnung 
fiüirt  aus,  dafs  in  dem  Lande  übel  gearbeitet,  die  Arbeiten 
unredlich  bestellt  und  gröblich  verabsäumt  würden.  Eine 
grofse  Menge  lediger  Gesellen  ging,  um  der  Arbeit  willen, 
aus  dem  Lande  und  verblieb  zur  rechten  Arbeitszeit  aus- 
wärts; erst  wenn  die  beste  Arbeit  geschehen,  kehrte  sie 
in  das  Land  zurück.  Niemand  bekäme  zur  rechten  Zeit 
Tagelöhner  und  Arbeiter,  dadurch  werde  „disen  unsem  Landen 
unsprechlichen  grossin  Schaden  gefbget  und  Unrad  bracht''. 
Um  dem  abzuhelfen,  erläfst  sie  ein  Auswanderungsverbot  fiir 
alle,  welche  „um  der  Arbeit  willen^  aus  dem  Lande  wandern 
wollen.  Wer  dies  Verbot  bräche,  soll  für  einen  „Landes- 
ächter*'  gehalten  und  nicht  mehr  in  das  Land  hereingelassen 
werden,  er  soll  es  meiden  und  räumen.  Ein  Jeder  kann  sich 
an  seinem  Leib  und  Gut  halten  und  damit  verfahren  ,,als 
sich  mit  Echtem  billig  geboret".  Wer  einen  Landesächter 
wissentlich  beherbeige,  solle  in  eine  Strafe  von  1  Mark 
Silber  verfallen. 

Wenige  Jahre  später  —  1452  —  erliefs  Wilhelm  HI.  eine 
nur  für  Thüringen  gültige  Landesordnung*;  sie  war  nicht  mit 
den  Ständen  vereinbart  worden.  Anlafs  dazu  hatten  die 
Predigten  des  italienischen  EVanciskanermönches  Eapistrano 
gegeben.  Der  Ton  dieser  Landesordnung  ist  auch  mehr  der 
einer  Predigt,  als  einer  gesetzlichen  Vernigung.  Den  Sonn- 
tag soll  man  feiern,  in  der  Woche  nicht  müfsig  gehen;  das 
Kartenspiel  und  das  leidige  Zutrinken  wird  verboten. 

An  die  Amtleute,  Mannen  und  Räte  ergeht  der  Befehl, 
in  den  Städten,  Pflegen,  Tabernen  keine  „kündigen  Knechte 
und  Müssiggänger"  mehr  zu  leiden.  Wer  im  Lande  mit 
Arbeit  und  Diensten  sich  förmlich  nähren  wolle,  dem  sei  dies 
EU  gestatten,  wer  aber  sich  zu  arbeiten  weigere  und  die  Lande 
dann  nicht  räumen  wolle,  den  solle  man  mit  Strafen  zwingen 
zu  arbeiten  oder  auszuwandern. 

Dies  Gebot,  kündige  Knechte  und  Müfsiggänger  nicht  zu 
dulden,  steht  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  Auswande- 
rungsverbot von  1446.  Tagelöhner  und  Arbeiter,  die  im 
Frühling  auswanderten  und  im  Herbst  mit  ihren  Ersparnissen 
zurückkehrten,  um  von  diesen  während  des  Winters  zu  leben, 
nannte  man  „müssige  Knechte**.  So  war  stets  der  Sprach- 
gebrauch der  sächsischen  Gesetze.  Suchte  die  Landesoranung 
von    1446   das   Aufsuchen   eines  fremden   Arbeitsmarktes    zu 


^  Schöttgen  und  Kreysig,  Diplomataria  et  scriptores   histor. 
Germ.  Bd.  I.    S.  527. 
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verbieten,  so  fügte  diesem  Verbote  die  Landesordnung  von 
1452  einen  Arbeitszwang  hinzu. 

Dem  Mangel  an  Gesinde  wurde  durch  diese  Landesord- 
nungen nicht  abgeholfen.  Wenige  Jahre  später,  1466,  wurde 
vom  Kurfürsten  Ernst  ein  Ausschreiben  erlassen.  Und  diesmal 
werden  nicht  wie  frtlher  im  Rahmen  allgemeiner  Tagesfragen 
auch  die  Gesindeverhältnisse  berührt,  sondern  diese  Verord- 
nung befafst  sich  ausschliefslich  mit  ihrer  Regelung.  Aber 
auch  hier  tritt  der  rein  juristische  Inhalt  des  Gesetzes  gegen 
den  wirtschaffcspolitischen  zurück.  Diese  erste  kursächsische 
Gesindeordnung*  ist  unseres  Wissens  überhaupt  noch  nicht 
veröffentlicht  worden,  ihr  Inhalt  ist  kurz  folgender: 

Von  arm  und  reich,  geistlich  und  weltlich,  seien  bei  den 
Fürsten  Wilhelm  und  Ernst  unzählige  Klagen  über  das  Dienst- 
gesinde, Knechte  wie  Mägde,  erhoben  worden.  Den  Landes- 
nirsten  gebühre  es  nicht  länger  zuzusehen,  wie  ihre  Unter- 
thanen  vom  Gesinde  unbillig  beschwert  und  belastet  würden. 
Sie  bestimmen  deshalb,  dafs  kein  Dienstknecht  oder  Magd  — 
in  dem  Lande  geboren,  erzogen  und  frei  zu  dienen  —  ohne 
Vorwissen  ihres  natürlichen  Erbherm  oder  des  Amtmannes 
(—  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  väterlichen  und  mütter- 
lichen Erbteils  — )  zur  Erntezeit  in  fremde  Lande  laufe  oder 
dort  diene. 

Bei  dem  Gesinde  herrsche  die  unbillige  Gewohnheit,  dafs 
es,  wenn  es  seine  Zeit  ausgedient  habe,  und  frei  sei,  sich 
wieder  zu  vermieten,  einige  Zeit  über  müfsig  liegen  bleibe. 
Werde  Gesinde  in  den  Städten  oder  auf  dem  Lande  8  Tage 
nach  Ablauf  seiner  letzten  Dienstzeit  unvermietet  angetroffen, 
so  solle  es  bestraft  und  gezwungen  werden,  nach  den  vom 
Gesetz  erlassenen  Lohnsätzen  einen  Dienst  anzunehmen. 

Dem  Ausschreiben  war  eine  Taxordnung  des  Gesindelohnes 
angefügt,  damit  das  Gesinde  für  einen  billigen  und  möglichst 
bequemen  Lohn  diene,  Dienstherrschaften,  welche  diese 
Lohnsätze  überschritten,  sollten  ohne  alle  Gnade  in  Strafe 
genommen  werden. 

Die  Absicht  des  Gesetzgebers  ging  also  dahin,  einmal 
durch  eine  Erschwerung  der  Auswanderung  und  durch  einen 
Arbeitszwang  ftlr  das  dienstlose  Gesinde,  das  Angebot  von  Ar- 
beitskräften auf  dem  inländischen  Markt  zu  vermehren,  und 
sodann  durch  eine  Taxordnung  den  Lohn  des  Gesindes  zu 
mindern. 

Wie  dieses  Ausschreiben  im  Lande  aufgenommen  wurde, 
können  wir  leider  nicht  berichten ;  schwerlich  war  der  Erfolg 
der  Mafsregel  ein  durchgreifender,  und  die  Ansprüche  der 
Arbeitgeber  wurden  durch  dies  Gesetz  kaum  befriedigt.     In 


^  H.  St  A.  Dresden,  Wittenberg.  Archiv  §  Gesetzgebungssachen; 
vgl.  die  Beilage. 
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der  grofsen  Landesordnung  des  Kurftlrsten  Emsts  und  des 
Herzog  Albrechts  vom  Jahre  1482,  versucht  die  Regierung 
noch  einmal,  eine  umfassende  Ordnung  des  Gesinderechtes 
aufzustellen. 

Diese  Landesordnung  *  beklagt  die  Beschwerung,  welche 
die  Praelaten  und  die  Ritterschaft,  die  Städter  und  der  Land- 
man  durch  die  übertriebenen  Lohnforderungen  des  Gesindes, 
der  Werkleute   und  des  gemeinen  Handarbeiters  erlitten. 

An  den  gestiegenen  Löhnen  seien  zum  Teil  die  Dienst- 
herrschaften selbst  schuld,  denn  ein  jeder  bestrebe  sich,  durch 
höheren  Lohn  und  bessere  Kost  dem  anderen  sein  Gesinde 
auszumieten. 

Damit  nun  ein  jeder  wisse,  was  er  an  Lohn  und  Kost 
zu  geben  und  zu  fordern  habe,  und  damit  allenthalben  im 
Lande  die  Arbeitsbedingungen  gleichartig  seien,  wird  in  diesem 
Gesetz  eine  Lohn-  und  Kostordnung  erlassen. 

Ferner  setzt  die  Landesordnune  zu  Gunsten  der  Land- 
wirtschaft die  Dienstzeit  auf  ein  volles  Jahr  fest.  Dem  Ge- 
sinde befiehlt  sie,  sich  nicht  eher  zu  vermieten  als  bis  es  zu- 
vor seiner  alten  Herrschaft  den  Dienst  aufgesagt  habe.  Zur 
Verhütung  des  Vertragsbruches  des  Gesindes  verbietet  sie  den 
Dienstherrschaften,  im  Dienste  stehendes  Gesinde  bei  sich  auf- 
zunehmen, oder  es  dem  ersten  Mieter  vorzuenthalten. 

Die  Strafen,  welche  die  Landesordnung  flir  die  Über- 
tretung ihrer  Gebote  auswirft,  sind  sehr  hoch.  So  wird  das 
Gesinde,  welches  sich  vor  Aufkündigung  seines  alten  Dientes 
neu  vermietet,  mit  dem  Verluste  eines  Jahreslohnes  bestraft; 
oder,  es  mufs  der  Arbeitgeber,  welcher  die  Sätze  der  Tax- 
ordnung überschreitet,  für  jeden  zuviel  gezahlten  Groschen 
einen  Gulden  Strafe  zahlen.  —  Man  scheint  nach  den  Er- 
fahrungen, die  man  bei  dem  Gesindeausschreiben  von  1466 
gemacht  hatte,  einen  energischen  Widerstand  des  Gesindes 
gegen  die  Sätze  der  Taxordnung  befUrchtet  zu  haben.  Das 
Gesetz  greift  hier  zu  aufserordentlichen  Mafsnahmen:  wer 
sich  weigere,  um  den  gedachten  Lohn  zu  dienen,  und  deshalb 
aus  dem  Dienst  laufe,  solle  im  Lande  weder  Sicherung  noch 
Geleit  haben,  sondern  mit  schweren  Strafen  angehalten  werden, 
in  den  Dienst  seines  alten  Herren  zurückzukehren. 

Wie  wir  gezeigt  haben,  hatte  die  thüringische  Landes- 
ordnung von  1446  das  Aufsuchen  eines  ausländischen  Arbeits- 
marktes bei  hoher  Strafe  verboten;  das  Ausschreiben  von 
1466  gestattete  zwar  wieder  die  Auswanderung,  knüpfte  aber 
erschwerende  Bedingungen  daran;  auf  diesem  W^e  geht  die 
Landesordnung  von  1482  einen  Schritt  weiter;  sie  läfst  auch 
die  erschwerenden  Bedingungen  fallen  und  giebt  die  Aus- 
wanderung ganz  frei.    Dagegen  wurde  der  Arbeitszwang,  den 

^  Codex  Augusteus.  Herausgegeben  von  Lünig.  Leipzig  1724^ 
£d.  1.    S.  I. 
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wir  aus  der  thüringischen  Landesordnung  von  1452  kennen, 
beibehalten:  wer  zum  Dienste  geschickt  war,  aber  sich  inner- 
halb 12  Tage  nach  Austritt  aus  dem  alten  Dienste  nicht  wieder 
vermietet  hatte,  sollte  mit  dem  Verlust  eines  Jahreslohns  ge- 
straft werden. 

Zur  Verstärkung  dieses  Gebotes  erging  gleichzeitig  mit 
der  Landesordnung  an  die  Räte  in  den  Städten  eine  An- 
weisung „Gesind  in  die  Dienst  zu  zwingen".  Diese  Verord- 
nung fand  sich,  freilich  ohne  Datum  und  Unterschrift,  in  den 
Akten  *,  aber  sie  steht  auf  demselben  Blatte,  welches  das  Be- 
gleitschreiben,  mit  dem  die  Landesordnung  den  Amtleuten 
tibersajidt  wurde,  enthält.  Nach  dieser  Anweisung  pflegte  das 
Gesinde,  welches  „itzt  uff  Weynachten  ausgedint  und  flirder 
dinen  muss",  eine  Zeit  lang  nach  Weihnachten  müfsig  umzu- 
gehen. Leute,  die  Gesinde  brauchten,  wurden  dadurch  in 
ihrer  Nahrung  zu  Schaden  gebracht.  Den  Räten  wurde  des- 
halb befohlen,  in  ihren  Städten  „ein  fleissig  aufsehen  zu  haben". 
Welchen  Kjiecht  und  Magd,  die  zum  Dienst  geschickt  wären, 
sie  nach  dem  heiligen  Dreikönigstag  unvermietet  fanden,  die 
sollten  sie  „zu  unsem  banden"  nehmen  und  an  Leib  und 
Gut  strafen.  Damit  ein  jeder  sich  darnach  zu  richten  wisse, 
sollten  sie  diese  Verordnung  auf  dem  Markte  und  vor  der 
Kirche  ausrufen  lassen. 

Die  Taxordnungen,  welche  das  Ausschreiben  von  1466 
imd  die  Landesordnung  von  1482  enthalten,  darf  man  nicht 
allein  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen  Minderung 
des  sonst  im  freien  Verkehr  erzielten  Gesindelohnes  betrachten, 
sondern  die  Regierung  wollte  auch  gleichzeitig  neue  Währ 
rungen  in  den  Verkehr  einfiihren.  In  den  Jahren  von  1444 
bis  1482  sind  nicht  weniger  als  achtmal  in  Rursachsen  neue 
Mtlnzsorten  eingeführt,  alte  verrufen,  der  Miinzfufs  geändert 
worden.  Dieser  beständige  Wechsel,  diese  rasche  Aufeinander- 
folge von  Münzreformationen  brachte  in  Handel  und  Wandel 
allenthalben  Verwirrung.  Und  wenn  selbst  heute  einem  Ge- 
lehrten es  schwer  filUt,  sich  in  den  verschiedenen  Währungen 
und  Geldsorten  jener  Zeitperiode  zurechtzufinden,  wieviel 
schwieriger  mufs  es  erst  einem  einfachen  Bürger  und  Bauern 
gewesen  sein.  Die  Taxordnung  nun  erleichterte  das  Um- 
rechnen der  Preise  aus  der  alten  in  die  neue  Währung. 
So  folgte  auf  die  Münzreformation  vom  4.  April  1465  die 
Gesindelohnordnung  von  1466,  und  auf  die  Münzreformation 
vom  18.  Januar  1482  die  Landesordnung  von  1482.  Die 
staatliche  Preisfestsetzung  diente  als  ein  Gegengewicht  flir 
die  Schwankungen  der  Preise,  welche  die  wechselvolle  Münz- 
politik verursachte.    Also  nicht  auf  einer  besonders  gegen  das 


1  Loc  7997  Ritterdienste,  Türkenstener ,  Landtagssachen,   Münz- 
und  Polizeisachen  1473—1482.    Bl.  157. 
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Gesinde  gerichteten  Härte  der  Regierung  beruhen  die  Gesinde- 
lohntaxen, und  nicht  auf  ihre  alleinige  Festsetzung  beschränkt 
sich  die  staatliche  Gesetzgebung. 

Das  Ausschreiben  von  1466  gab  in  dreifacher  Weise:  in 
rheinischen  Goldgulden,  in  der  „neuesten  Währe"  und  in 
alten  Schocks  der  vorgeschlagnen  Münze  die  Gesindelöhne 
an.  Die  Münzreformation  von  1482  führte  als  Nebenwährung 
Groschen,  Pfennig  und  Heller  ein.  In  Silbergroschen  sollten 
alle  gerichtlichen  Zahlungen  und  staatlichen  Abgaben  geleistet, 
dagegen  die  neueingefUhrten  Groschen,  Pfennig  und  Heller 
im  Kauf  und  Verkauf  und  bei  Löhnen  gezahlt  werden. 

Fragen  wir,  ob  und  inwieweit  der  Staat  in  der  Taxord- 
nung die  Gesindelöhne  unter  die  verkehrsüblichen  herab- 
gesetzt hat,  so  giebt  uns  die  in  der  Landesordnung  von  1482 
festgesetzte  Wertbeziehung  der  alten  und  neuen  Währung  einen 
Anhalt  zur  Beurteilung.  Die  Regierung  bestimmte,  dafs 
durchgängig  2  neue  Groschen  gleich  1  Silbergroschen  gelten 
sollten,  für  die  Gesindelöhne  macht  sie  eine  Ausnahme 
von  dieser  Regel;  bei  der  Umrechnung  der  alten  Gesinde- 
löhne in  die  neue  Währung  sollten  3  neue  Groschen  gleich 
2  Silbergroschen  gelten.  Dies  bedeutet  allein  eine  Lohnmin- 
derung von  25  ®/o ! 

Für  einige  landwirtschaftliche  Gesindeberufe  setzt  die 
Landesordnung  bestimmte  Lohnsätze  fest;  sie  sind  niedriger 
als  die  im  Ausschreiben  von  1466  ausgeworfenen  Löhne. 


Gesindeaus- 

Löhne 

oder  Silber- 

Bchreiben 
von  1466 

Landesordnung 
von  1482 

in  rheinischen 
Goldgulden 

groschen 

1466           1482 

1466     1     1482 

Schirrmeister 

Schirrmeister 

8         !      6 

160 

120 

Ackerknecht 

Grofsknecht 

6                5 

120 

100 

Pflugtreiber 

Pflugtreiber 

4 

4 

80 

80 

Schweinetreiber 

— 

5 

— 

100 

— 

Kuhhirt 

— 

2 



40 

— 

Schweinehirt 

Schweinehirt 

IV2 

IV4 

30 

25 

Käsemutter 

Käsemutter 

3 

2Vs 

60 

50 

— 

Grofsmagd 

— 

2 

— 

40 

andre  Magd 

andre  Magd 

2«/a 

l»/4 

50 

35 

— 

Kuhmagd 

— 

IV4 

— 

30 

Ob  diese  Lohnsätze  erheblich  von  den  im  Lande  üblichen 
abwichen,  läfst  sich  bei  dem  Mangel  von  anderweitigen  An- 
gaben von  Gesindelöhnen  schwer  bestimmen.  Falke  hat  in. 
einem   Beitrag   zur  geschichtlichen    Statistik  der  Preise    im 
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Königreich  Sachsen*  von  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts einige  Gesindelöhne  mitgeteilt,  sie  sind  aber  so  wider- 
spruchsvoll —  z.  B.  auf  Schlofs  Dohna  erhält  ein  Koch  3  Gld. 
18  gr.,  dagegen  im  Amt  Dresden  ein  Hauskoch  6  Gld.,  eine 
Köchin  sogar  7  Gld.  4  gr.^  —  dafs  wir  nicht  wagen,  daraus 
Schlüsse  zu  ziehen^. 

Einen  weiteren  Aufschlufs  über  die  Lage  des  Gesinde- 
standes gewährt  uns  die  Kostordnung;  sie  regelt  ausführlich 
die  Kost  der  Werkleute,  als  der  Polirer,  Steinmetzen,  Maurer, 
Tischler,  Zimmerleute,  Mäher,  die  Gerste,  Hafer  oder  Gras 
hauen;  etwas  geringer  war  die  Kost  des  Gesindes;  es  wurde 
in  der  Kost  den  Handreichem  und  anderen  gemeinen  Ar- 
beitern gleichgestellt.  Aus  den  Lohnsätzen  der  Landesordnung 
ergiebt  sich,  dafs  man  auf  Beköstigung  des  Gesindes  und  der 
Handreicher  wöchentlich  7  gr.,  auf  die  der  Werkleute  9  gr. 
rechnete.  Letzteren  sollten  zum  Mittags-  und  Abendmahl  vier 
Essen  gereicht  werden ;  zu  Mittag  an  Fleischtagen :  eine  Suppe, 
zweierlei  Fleisch,  ein  Gemüse;  am  Freitag  oder  an  anderen 
Tagen,  da  man  kein  Fleisch  ifst:  eine  Suppe,  ein  Essen 
grüner  oder  dürrer  Fische,  zwei  Zugemüse;  an  Tagen,  da 
man  fasten  muls,  ein  Essen  mehr,  nämlich:  eine  Suppe, 
zweierlei  Fisch,  zwei  Zugemüse;  zu  den  Zwischenessen,  als 
Frühstück  und  Vesper,  gab  es  Brot  und  Käse;  über  den  Tag 
Kofent,  d.  h.  einfaches  Bier,  zu  trinken.  Dies  ist  eine  sehr 
kräftige  Speisung,  und  wenn  die  des  Gesindes  auch  etwas  geringer 
war,  so  ist  letztere  immer  noch  viel  besser  als  die  in  späteren 
Jahrhunderten  übliche.  Von  der  kräftigen  Kost  kann  man 
trotz  der  gesetzlichen  Lohnminderung,  immerhin  auf  einen 
hohen  Gesindelohn  zurückschliefsen ;  denn  Lohn  und  Kost  des 
Gesindes  stehen  in  Wechselbeziehung,  bei  niedrigen  Löhnen 
pflegt  auch  die  Kost  stets  minderwertig  zu  sein. 

Einen  weiteren  Aufschlufs  über  die  Lage  des  Gesinde- 
standes geben  uns  die  Kleiderordnungen.  Die  sociale  Gleich- 
stellung des  Gesindes  mit  den  Bauern  auf  dem  Lande  oder 
mit  dem  Kleinbürger  in  den  Städten  haben  wir  schon  er- 
wähnt. Der  Luxus  in  Kleidern,  den  das  Gesinde  getrieben 
hat,  mufs  ein  bedeutender  gewesen  sein.    Die  Landesordnung 


1  Uildebrands  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
Bd.  Xn.    S.  364,  390. 

*  Auf  Schlofs  Dohna  erhält  eine  Viehmagd  3  Gld.  12—16  gr.,  ein 
Kuhhirt  1  Gld.  10  gr.;  im  Amt  Dresden  ein  Vieh-  und  Kellerjunge 
6  Gld.  6  gr.,  ein  Schwein ehiit  4  Gld. 

"  Nach  einer  freundlichen  Mitteilung  yon  Dr.  L.  Schmidt  wurden 
im  Erlöster  Nimpschen  bei  Grimma  an  Gesindelöhnen  im  Anfang  des 
15.  Jahrhundert  gezahlt:  Vogt  3  ^^  (Schock),  Schirrmeister:  Ober- 
3V2  /?^  Mittel-  2  40  /?«  gr.,  Unter-  2  ß^  20  gr.  Enke:  Ober-  2  /? <>  48  gr., 
Mittel-  2  /?«,  Unter-  1  i^  40  gr.  Maid  1  /-'^S  ffr.  Käsemutter  35  gr.  (?). 
Magd  1  ß^  10  gr.  Kuhhirt  1  ß^  u.  s.  w.  (Weimar.  Archiv.  Repert 
O.  o.  p.  792.    N.  617). 
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von  1446  verbietet  dem  Gesinde,  ihre  Kleider  mit  silbernem 
Geschmeide  zu  besetzen,  und  der  Rat  der  Stadt  Leipzig  unter- 
sagt in  der  Willkür  und  Polizeiordnung  ^  von  1463  den  Dienst- 
boten, seidne  Gewände  zu  tragen  und  sich  mit  Perlenbändem 
und  Korallen  zu  schmücken.  In  welch  übertriebener  Weise 
dem  Kleiderluxus  gefröhnt  wurde  ^  zeigt  femer  die  Landes- 
ordnung von  1482.  Sie  bestimmte,  dals  ein  Herr  oder  Edel- 
mann einem  ehrbaren  Knecht  oder  einem  Stallknecht  kein 
höheres  Kleidungsdeputat  das  Jahr  über  geben  dürfe  als  7h'» 
resp.  6  rhein.  Goldgulden.  Dies  Kleidergeld  steht  in  keinem 
Verhältnis  zum  Arbeitslohn;  ein  Schirrmeister,  welcher  die 
niederen  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zu  beaufsichtigen  hatte, 
erhielt  einen  Jahreslohn  von  nur  6  rhein.  Goldgulden,  also 
ebensoviel   wie  das  Kleidergeld  für  einen  Stallknecht  betrug. 

Für  den  Erlafs  dieser  Kleiderordnungen  war  aber  auch 
ein  wirtschaftspolitisches  Moment  mitbestimmend.  Man  suchte 
nicht  allein  den  Luxus  einzuschränken,  sondern  auch 
den  Absatz  der  heimischen  Industrie  zu  heben.  So  gebot  die 
Landesordnung  von  1446  den  Bauern  und  ihren  Weibern, 
den  Dienstknechten  und  den  Mägden,  kein  anderes  Kleid  zu 
tragen  „dann  datz  in  unsern  Landin  gemacht  ist*'.  Dem 
Gesinde  wurde  es  noch  ausdrücklich  eingeschärft,  sich  nur 
in  „einländisch  Gewand **  zu  kleiden.  Bemerkenswert  ist,  dals 
diese  Bestimmungen  nur  für  die  ländliche  Bevölkerung  Gel- 
tung hatten. 

Diese  im  allgemeinen  günstige  Lage  des  Gesindes  liefs 
sich  der  Staat  bei  der  Besteuerung  nicht  entgehen.  Sa 
mufsten  1451  Dienstboten  auf  dem  Lande,  welche  um  Geld 
dienten,  von  jedem  Schock  (60  Groschen)  ihres  Lohnes  3  Gr. 
gleich  5  ®/o  steuern.  Die  Kopf-  Gewerbe-  und  Vermögens- 
steuer von  1481*  besteuerte  die  Dienstboten,  Arbeiter  und 
Tagelöhner  sogar  unverhältnismäfsig  hoch;  während  jeder, 
der  über  12  Jahr  alt  ein    Vermögen  von  100  Gulden  besafs, 

1  Gr.,  wer  ein  Vermögen  an  beweglichen  und  unbeweglichen 
Gütern  von  1000  Gulden  besafs,  1  Gld.  gab,  mufste  das  Ge- 
sinde von  einem    Schock   (zu  40   Gr.)    seines   Einkommens, 

2  Gr.,  gleich  5  ®/o  steuern.  Die  Steuer  führte  der  Arbeit- 
geber ab,  daftLr  hatte  er  das  Recht,  am  Lohn  den  Steuer- 
betrag abzuziehen.  Auch  die  Türkensteuer  von  1488  brachte 
keine  Ermäfsigung  der  Steuersätze.  Das  Gesinde  mufste  5  ^/o 
seines  Lohnes  steuern,  während  im  übrigen  die  Steuer  nur 
2  ^/o  des  Einkommens  erhob. 

Mit  der  Landesordnung  von  1482  war  auf  längere  Zeit 
die  Gesetzgebung  in  Gesindesachen  zum  Stillstand  gekommen  ; 


*  Codex.  Dipl.  Saxon.  2.  Abteil.  8.  Bd.    Urkundenbuch  der  Stadt 
Leipzig  S.  294  Nr.  365. 


■  Codex  Augusteus.    Bd.  II,  S. 
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die  Landesordnimg  von  1502  behielt  den  alten  Rechtszustand 
bei,  erst  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  werden  neue 
Rechtssätze  aufgestellt. 

Blicken  wir  zurück,  so  sehen  wir,  dafs  die  Gesichtspunkte, 
von  denen  der  Staat  bei  seiner  Gesetzgebung  in  Gesinde- 
fragen ausging,  nicht  auf  dem  juristischen  Gebiete  lagen ;  es 
handelte  sich  nicht  etwa  darum,  das  staatliche  Gesinderecht 
an  Stelle  des  städtischen  zu  setzen,  oder  schwebende  streitige 
Rechtsfragen  zu  erledigen;  der  Staat  verfolgte  ausgesprochen 
wirtschaftspolitische  Ziele,  er  suchte  dem  Mangel  an  Gesinde 
durch  Bescnränkung  der  Auswanderung  und  durch  Einführung 
eines  Arbeitszwanges  abzuhelfen  und  durch  die  Taxordnungen 
den  Lohn  des  Gesindes  zu  ermäfsigen.  Alles  weist  darauf 
hin,  dafs  der  Staat  die  Interessen  der  landwirtschaftlichen 
Arbeitgeber  zu  befriedigen  strebte.  Ftlr  das  landwirtschaft- 
liche Gesinde  —  Schirrmeister,  Enke,  Hirt  —  werden  allein 
feste  Lohnsätze  eingeftlhrt,  und  die  Erschwerung  der  Ab- 
wanderung richtet  sich  in  erster  Linie  gegen  den  Abflufs  land- 
wirtschaftlicher Kräfte  während  der  Erntezeit  in  das  Ausland. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Gesetzgebung  im  16.  Jahrhundert 


Die  geistigen  Bewegungen,  die  um  die  Wende  des  16. 
Jahrhunderts  das  deutsche  Volk  bis  in  seinen  tiefsten  Grund 
aufwühlten,  haben  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  eingreifende 
Veränderungen  bewirkt.  Wohl  standen  während  der  Refor- 
mation religiöse  Bestrebungen  und  Interessen  im  Vordergrund, 
aber  sie  waren  eng  mit  materiellen  verknüpft,  ja  oftmals  gaben 
sie  für  jene  nur  den  Deckmantel  her.  Und  ferner  lehrt  die 
Erfahrung,  welch'  tiefgreifenden  Einflufs  auf  das  Erwerbsleben 
das  Dogma  und  der  religiöse  Sinn  eines  Volkes  ausüben. 
Die  Begriffe  hoch  und  niedrig,  arm  und  reich,  werden  von  den 
kirchlichen  Lehren  beeinflulst,  und  anders  entwickeln  sich 
Kunst  und  Sitte  in  den  katholischen  als  in  den  protestantischen 
Ländern.  Durch  die  Reformation  sind  nicht  nur  die  geistigen 
Bestrebungen  in  Deutschland,  sondern  auch  die  materielle  Fort- 
entwicklung in  neue  Bahnen  gelenkt  worden.  Leider  hat  die 
geschichtliche  Forschung  sich  den  bewegenden  Ideen  in  der 
Reformationszeit  ausschliefslich  zugewandt  und  zu  wenig  den 
Einflufs  dieser  auf  die  sociale  Gestaltung  des  Volkes  gewürdigt. 

Im  deutschen  Bauernstände  gährte  es  damals,  und  in  ein^ 
zelnen  erfolglosen  Aufständen  machte  sich  die  grofse  Erregung, 
welche  alle  Kreise  ergriffen  hatte,  Luft.  Auch  in  Sachsen  gab 
es  Unruhen.  In  den  Städten  suchte  der  gemeine  Bürger  den 
Druck,  welchen  das  Patriciat  ausübte,  zu  brechen  und  Anteil 
an  der  städtischen  Verwaltung  zu  gewinnen:  auf  dem  Lande 
weigerten  sich  die  Bauern,  Herrendienste  zu  leisten  und  Zinsen 
zu  zahlen,  und  in  den  Bergwerken  verlangten  die  Arbeiter 
das  Wahlrecht  zu  Arbeiterausschüssen,  denen  die  Verwaltung 
der  Knappschaftskasse  zustände,  und  mit  denen  die  Unternehmer 
über  Lohn  und  Arbeitszeit  verhandeln  sollten.  Sehr  mit  Unrecht 
fafst  man  diese  verschiedenartigen  Bestrebungen  unter  einem 
Namen,  dem  des  Bauernkrieges,   zusammen.    Der  energische 
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Widerstand,  den  die  Regierang  und  die  herrschenden  Parteien 
leisteten,  hinderte  die  Ausbreitung  dieser  Bewegung  und  führte 
nach  ihrer  Vereinzelung  auf  nur  einige  Gegenden  bald  zur 
völligen  Niederwerfung  des  Aufstandes.  Dadurch  gerieten  aber 
die  unteren  Klassen  in  eine  drückendere  Lage,  und  auch  bei 
dem  Gesinde  macht  sich  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  der 
Rückschlag  geltend. 

Ehe  wir  die  Gesetzgebung  des  16.  Jahrhunderts  betrachten, 
wird  es  notwendig  sein,  auf  die  Stellung  der  Geistlichkeit  und 
besonders  auf  die  Luthers  zu  dem  Gesindestande  näher  einzu- 
gehen. Bei  dem  mächtigen  Einflüsse,  welchen  der  Reformator 
auf  das  Denken  der  gebildeten  Klassen  ausgeübt  hat,  müssen 
wir  jedem  seiner  Aussprüche  eine  grofse  Bedeutung  beimessen. 
In  die  stets  erhobenen  Klagen,  dafs  das  Gesinde  und  die 
Arbeitsleute  untreu,  ungehorsam,  ungezogen  seien,  stimmte  er 
ein ;  er  nannte  das  Gesinde  eine  Plage  von  Gott  \  Ausführlich 
spricht  er  sich  in  seiner  Auslegung  über  etliche  Kapitel  des 
5.  Buches  Moses  (1529)  aus.  Da  heifst  es^:  im  türkischen 
Reiche  ging  es  mit  dem  Dienstgesinde  also  zu:  wenn  eine 
Magd  nicht  gehorchen  wolle,  so  verkaufe  man  sie  um  drei 
Groschen.  Der  Käufer  schlage  sie,  wie  man  auf  eine  Kuh 
oder  Esel  schlage;  sei  mit  der  Peitsche  hinter  ihr  her,  wenn 
sie  nicht  thuen  wolle,  was  sie  solle.  So  werde  allenthalben 
ein  strenges  Regiment  gehalten  und  geschehe  ein  besseres 
Aufsehen  als  bei  den  Christen.  —  Ein  jeder  von  dem  türkischen 
Dienstgesinde  habe  ein  Abgemessenes  an  Speise,  Trank  und 
Arbeit.  Und  verbringe  es  seinen  Dienst  nicht,  wie  es  solle, 
so  sei  der  Herr  bald  da  mit  Ruten  und  Peitschen;  helfe  das 
nicht,  so  schlage  er  mit  dem  Schwerte  drein,  das  Messer  folge 
bald  darnach  und  haue  ihm  den  Kopf  ab.  Bei  uns  dagegen 
habe  ein  Arbeiter  oder  das  Gesinde,  wenn  es  einen  Tag  oder 
zwei  verabsäume,  oder  wenn  es  seinem  Herrn  sonst  ungehor- 
sam und  ungetreu  sei,  kein  Gewissen  darüber,  sondern  meine, 
es  thue  recht.  Darum  wäre  jetzt  niemand  Vater  und  Mutter 
oder  der  Obrigkeit  gehorsam.  Darum  müsse  ein  solch  türkisches 
Regiment  folgen  und  uns  in  Trümmer  zerschmettern.  Eine 
solche  Herrschaft  gehöre  in  die  Welt,  dafs  man  den  Leuten 
zuspreche,  gleichwie  der  Türke  es  thue. 

Diese  Worte  Luthers  waren  besonders  flir  das  Verhalten 
der  protestantischen  Geistlichkeit  bei  den  Kämpfen  der 
dienenden  Klassen,  sei  es  flir  Verbesserung  ihrer  Lage,  sei 
es  gegen  Bedrückung  der  Arbeitgeber,  bedeutungsvoll.  Noch 
im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  erschien  von  dem  Dresdener 
Prediger  Peter  Glaser  der  Gesind  Teufel,  „darinnen  acht  stücke 


1  Sermon  von  guten  Werken;  mit  Zuschrift  an  Herzoe  Johann  zu 
Sachsen.   29.  März  1520.  £rlanger  Ausgabe.  Bd.  20.   S.  273. 
«  Ebenda.  Bd.  26.   S.  298. 
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gehandelt  werden  von  des  Gesindes  untrew"  (Frankfurt  a.  M. 
1556,  64  S).  Glaser  schrieb  dies  Traktätchen,  wie  es  in  der 
Widmung  heifst:  dieweil  ihr  Junckern  auf  dem  Land  mit  vilem 
Gesinde  hauszhalten  müsset  und  diesz  Teufelswerk  teglich  mit 
eurem  grossen  Schaden  erfahret,  dass  E.  G.  wüste  wie  sie 
sich  dargegen  verhalten  solte  und  solch  Büchlein  irem  Gesinde 
des  Abends  bey  der  Arbeyt  flirlesen  lassen  könte."  Das  erste 
Kapitel  handelt  davon:  ,,wie  der  Teuffei  das  Gesinde  pfleget 
zuhindem  unnd  abzuhalten,  das  sie  sich  zu  Dienste  gar  nicht 
begeben  sollen/  Denn  der  Teufel  rede  dem  Gesinde  von  der 
Lieblichkeit  und  Süfsigkeit  des  Müfsigganges  und  der  Frei- 
heit vor,  und  wie  köstlich  es  sei,  niemandem  unterthan  zu 
sein.  „Und  leiden  etliche  dameben  und  desshalben  grossen 
hunger  unnd  kummer,  wollen  lieber  daheym  travge  Brot  essen 
und  faulheyt  treiben  und  frey  sein,  denn  andern  dienen  und 
essens  genugsam  und  vollauf  haben."  —  Das  Streben  nach 
Selbständigkeit  stellt  Glaser  dem  Müfsiggang  gleich;  auf  Grund 
zahlreicher  Bibelstellen  führt  er  den  Nachweis,  dafs  der  Mensch 
arbeiten,  d.  h.  als  Dienstbote  sich  vermieten  müsse.  Von  der 
weltlichen  Obrigkeit  fordert  er,  dafs  sie  die  Eltern,  welche 
ihre  Kinder  im  eignen  Haushalte  nicht  bedürfen,  antreiben 
und  ermahnen  solle,  die  Kinder  in  einen  Dienst  zu  schicken ; 
armen  Eltern  solle  man  nicht  eher  Almosen  aus  dem  gemeinen 
Kasten  geben. 

In  den  weiteren  Kapiteln  heilst  es  u.  a.,  dafs  der  Teufel 
das  Gesinde  antreibe,  lieber  bei  gottlosen  als  gottseligen  Herren 
einen  Dienst  zu  suchen,  oder  bei  einer  Herrschaft  nicht  aus- 
zuhalten und  alle  halben  Jahre  den  Dienst  zu  wechseln.  — 
Glaser  schreibt  klar  und  frisch;  aus  dem  Altertume  und  der 
Bibel  führt  er  eine  Menge  von  Beispielen  an,  unbekümmert 
ob  sie  seine  Behauptungen  stützen  oaer  nicht;  auf  das  Nach- 
denken seiner  Leser  rechnet  er  nicht.  Er  will  aus  den  christ- 
lichen Lehren  die  Berechtigung  aller  Anforderungen  der  Dienst- 
herrschaften an  das  Gesinde  nachweisen  und  ausschliefslich  vom 
Arbeitgeberstandpunkte  beleuchtet  er  das  Gesindeverhältnis; 
in  dieser  einseitigen  Auffassung  wurde  er  das  Vorbild  für  eine 
Reihe  von  bis  in  die  Gegenwart  von  Theologen  abgefafsten 
Gesindetraktätchen. 

Im  ersten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts  machten  sich  in 
der  deutschen  Reichsgesetzgebung  Bestrebungen  geltend,  die 
bald  zu  einer  Umgestaltung  des  Gesinderechtes  führten.  Auf 
dem  Reichstag  zu  Augsburg  wurde  1580  eine  Ordnung  und 
Reformation  guter  Polizei  im  heiligen  römischen  Reich  erlassen. 
Ein  eigner  Titel  dieses  Gesetzes  handelt  „von  reysigen  Knechten 
und  Dienstbotten".  In  der  Ordnung  wird  über  den  Vertrags- 
bruch des  Gesindes  geklagt;  einer  dinge  dem  anderen  sein 
Gesinde  ab,  und  das  Gesinde  gehe  mutwillig  aus  dem  Dienste, 
Um  den  Vertragsbruch  einzuschränken,  wird  ein  neuer  Rechts- 
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Batz  eingeführt.  Niemand  darf  eines  anderen  reisigen  Knecht 
und  Dienstboten  eher  in  Dienst  nehmen,  als  bis  dieser  zuvor 
eine  Urkunde  oder  ein  Pafsport  vorgezeigt  habe,  dafs  er  von 
seinem  Herrn  und  Edelmann  ehrlich  und  mit  dessen  Willen 
abgeschieden  sei. 

Den  einzelnen  Ortsobrigkeiten  im  Reiche  wurde  anbe- 
fohlen, Gesindeordnungen  zu  erlassen,  damit  das  Gesinde  nicht 
ferner  nach  eigenem  Gefallen  aus  dem  Dienste  laufe,  oder 
nach  eignem  Willen  und  Ungehorsam  handeln  könne. 

Weiter  heifst  es  in  der  Ordnung,  dafs  der  Lohn  der  Dienst- 
boten in  wenig  Jahren  hoch  gestiegen  sei;  Tagelöhner  und 
Arbeiter  seien  überhaupt  nicht  zu  bekommen,  wenn  man  sie 
nicht  nach  ihrem  Gefallen  entlohne.  —  Von  einer  Lohntax- 
ordnung für  das  ganze  Reich  sieht  das  Gesetz  ab,  denn  Tage- 
lohn und  Münze  seien  sich  nicht  in  allen  Ländern  gleich, 
jedoch  sollen  die  Ortsobrigkeiten  Taxen  aufstellen.  Wahr- 
scheinlich sollten  sich  diese  Satzungen  nur  auf  den  Geldlohn 
erstrecken,  denn  erst  später,  in  der  Reichs-Polizei-Ordnung 
von  1577  werden  die  Ortsobrigkeiten  aufgefordert,  Satzungen 
„mit  Essen,  Trinken  und  andere  Belohnung*'  zu  machen. 

Die  bald  darnach  erlassene  Reichs-Polizei-Ordnung  von 
1548  ändert  nichts  und  fligt  nur  eine,  dem  Gesinde  günstige 
Bestimmung  hinzu.  Nach  der  Augsburger  R.  P.  O.  v.  1580 
lag  es  in  der  Hand  der  Dienstherrschaft  wenn  sie  sich  weigerte, 
dem  Gesinde  eine  Urkunde  auszustellen,  es  zu  zwingen,  im 
Dienste  auszuharren.  Dagegen  sucht  das  Gesetz  das  Gesinde 
zu  schützen ;  es  bestimmt  jetzt,  dafs  die  Ortsobrigkeit,  wenn 
die  Herrschaft  auf  zweimaliges  Ansuchen  des  Knechtes  sich 
weigere,  den  Abschied  zu  geben,  ein  Einsehen  haben  und 
Bach  gethaner  Erkundigung  dem  Dienstboten  eine  Urkunde 
ausstellen  solle. 

Die  Einführung  eines  Abgangszeugnisses  in  das  Gesinde- 
recht war  ein  Schritt  weiter  auf  dem  Wege  zur  Stärkung  der 
Rechte  der  Dienstherrschaften.  Denn  nicht  allein  war  damit 
in  gerechtfertigter  Weise  ein  Mittel  zur  Abwehr  des  stets  zu 
verurteilenden  Vertragsbruches  des  Gesindes  gegeben,  sondern 
die  Urkunde  diente  auch  als  Zeugnis  filr  das  Wohlverhalten 
und  die  Brauchbarkeit  des  Gesindes.  Fortan  unterschied  sich 
in  diesem  wichtigen  Punkte  das  Gesinde  von  den  Tagelöhnern 
und  allen  übrigen  Lohnarbeitern. 

Zunächst  war  die  Reichs-Polizei-Ordnung  in  den  Städten 
und  Flecken  schwer  in  Gang  zu  bringen ;  nach  den  beim  Reiche 
eingelaufenen  Berichten  wichen  die  Lohntaxordnungen  für 
Arbeiter,  Tagelöhner  und  Gesinde  in  den  Städten  innerhalb 
der  nächsten  Nachbarschaft  oft  erheblich  von  einander  ab.  Um 
diese  Mifsstände  zu  beseitigen,  strebt  der  Reichsabschied  von 
1551  eine  gleichmäfsige  Taxordnung  fär  ganz  Deutschland  an 
und  verlangt,  dafs  sich  die  Ortsobrigkeiten  zu  einer  derartigen 
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Satzung  vereinigen.  Zu  dieser  folgenschweren  Mafsregel  ist 
es  im  16.  Jahrhundert  nicht  gekommen,  erst  nach  dem  dreifsig- 
jährigen  Kriege  gelang  es,  wie  wir  im  weiteren  Verlaufe  dieser 
Untersuchung  sehen  werden,  innerhalb  einiger  Kreise  gemein- 
same Lohntaxen  aufzustellen. 

Erst  18  Jahre  nach  dem  Erlafs  der  ersten  Reichs-Polizei- 
Ordnung  von  1530  kam  es  zu  Verhandlungen  über  das  Gesinde 
auf  den  sächsischen  Landtagen.  Die  Proposition,  mit  der 
Herzog  Moritz  den  grofsen  Ausschufstag  1543  eröflFnete,  er- 
wähnt auch  die  Gesindenot  und  die  täglich  einlaufenden  Klagen 
über  ungehorsames  Gesinde.    Die  Stände  bemerkten  dazu  ^ : 

1'edermann  wolle  jetzt  betteln  gehen,  und  doch  sei  an  Dienst- 
)oten  Mangel.  Man  solle  nicht  dulden,  dafs  öffentlich  gebettelt 
werde  5  die  Landbettelei  sei  ganz  abzuschaffen.  Die  gemeine 
Spende  solle  auf  dem  Lande  und  in  den  Städten  nur  an 
dürftige  arme  Leute ,  die  wohlbekannt  und  gut  Zeugnis  geben 
könnten,  verabreicht  werden,  dagegen  solle  man  Müfsiggängem 
und  alle  diejenigen,  die  sich  durch  Bettelei  ernährten  und  nicht 
arbeiten  wollten,  hinwegtreiben.  Auf  Hausgenossen  und  Miet- 
linge sei  gut  Achtung  zu  geben.  Ein  Dienstbote,  der  aufser- 
halb  der  gewöhnlichen  Kündigungszeit  oder  ohne  genügsame 
Ursache  einen  Dienst  suche,  solle  von  niemand  angenommen, 
er  auch  nicht  eher  gelitten  werden,  als  bis  er  von  seinem  letzten 
Dienstherrn  einen  Pafsport  bringe,  dafs  er  mit  dessen  Willen 
abgeschieden  sei. 

Diese  von  den  Ständen  im  Ausschusse  vorgetragenen 
Wünsche  billigte  die  Regierung ;  noch  in  demselben  Jahre  er- 
liefs  sie  eine  „Neue  Landes-Ordnung"  (Cod.  Aug.  L  S.  14), 
die  letzte,  welche  diesen  Namen  trug.  Darin  wird  u.  a.  ge- 
handelt erstlich  von  den  ungehorsamen  Dienstboten,  zweiten^ 
von  den  Handwerksleuten  in  den  Städten,  drittens  von  den 
Tagelöhnern.  Diese  Ordnung  weist  die  Räte  in  den  Städten 
an,  Anschläge  über  Warenpreise  und  Lohnforderungen  der 
Handwerker  und  Tagelöhner  aufzustellen;  jedoch  spricht  sie 
nicht  von  einer  Gesindelohntaxe.  Im  Anschlufs  an  die  Reichs- 
Polizei-Ordnung  und  die  ständischen  Anträge  befiehlt  sie,  dafs 
Dienstherrschaften  dem  Gesinde  ein  Abgangszeugnis  (Kund- 
schaft, Pafsport,  Absagebrief,  Urkunde,  Abzugsorief)  auszustellen 
haben.  Mit  Recht  macht  sie  femer  das  Vertragsbrüchige  Ge- 
sinde fUr  den  Schaden,  welchen  der  Dienstherr  aus  dem  Vertrags- 
bruch erlitten  hat,  haftbar;  auch  der  Mieter  von  Vertrags- 
brüchigem Gesinde  soll  mit  20  fl.  bestraft  werden. 

In  weiser  Voraussicht  enthält  schon  diese  Ordnung  die 
erst  1551  in  der  Reichs-Polizei-Ordnung  für  das  Gesinde  auf- 
genommene Schutzbestimmung  über  das  Recht  der  Obrigkeit, 

^  Loc.  9353.  Handlung  mit  dem  grofsen  AusschuA  am  Tage 
Marcelli  d.  16.  Jan.   Dresden  1543.    Bl.  12.  17b.  22b. 
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in  besonderen  Fällen  anstatt  der  Dienstherrschaft  das  Abgangs« 
Zeugnis  auszustellen. 

Zur  Beschränkung  der  Bettelei  und  zur  Abhülfe  des  Qe- 
sindemangels  wird  verordnet,  dafs,  wer  arbeiten  und  dienen 
könne,  sich  aber  dazu  weigere,  aus  dem  Lande  zu  verweisen 
sei.  Überhaupt  solle  niemandem  irgendwo  der  Aufenthalt  ge- 
stattet werden,  er  sei  denn  von  der  Obrigkeit  „eingeschrieben 
und  angenommen". 

Um  die  Bestimmungen  der  Landesordnung  auszuführen, 
erliefs  noch  i.  J.  1543  der  Rat  der  Stadt  Dresden  eine  Hand- 
werks-Ordnung*. Diese  setzte  den  Taglohn  eines  gemeinen 
Arbeiters  auf  18  Pfg.,  den  eines  Tagarbeiters  im  Sommer  auf 
1  gr.  (mit  Kost),  im  Winter  auf  9  Pfg.  (mit  Kost)  fest.  Wer  zu 
diesen  Lohnsätzen  in  der  Stadt  nicht  arbeiten  wollte,  sollte 
gefänglich  eingezogen  und  aus  der  Stadt  verwiesen  werden. 
Gleichzeitig  befahl  der  Rat,  ein  Verzeichnis  aller  Tagelöhner 
anzulegen.  In  diesem  sollte  stehen,  in  welcher  Herberge  ein 
Tagelöhner  wohnte,  wie  lange  er  in  der  Stadt  war,  von  wo- 
her er  käme,  was  sein  Behelff  sei,  wieviel  Kinder  er  habe 
und  wo  er  sich  verehelicht  habe.  Hinsichtlich  des  Gesindes 
begnügt  sich  die  Handwerks  -  Ordnung  mit  einem  Hinweis 
auf  die  betr.  Titel  der  Neuen  Landes-Ordnung.  Leider  haben 
sich  derartige  Tagelöhnerverzeichnisse  in  dem  Dresdener  Rats- 
archiv nicht  erhsJten. 

Mit  dieser  Gesetzgebung  fand  das  Gesinderecht  nicht  seinen 
Abschlufs.  Auf  dem  Landtage  zu  Leipzig  1547  stellten  die 
Stände  neue  Anträge.  Die  Ritterschaft  bat,  dafs  „auch  das 
übermäfsige  Gesindelohn,  dadurch  E.  kf.  Gn.  Lande  jährlich 
um  eine  hohe  treffliche  Summe  Geldes  mehr  denn  vor  Alters 
her  beschwert,  auf  trägliche  Wege  gerichtet"  werden  möchte. 
Die  „Unschicklichkeit"  der  reisigen  Knechte  möge  man  „ab- 
wenden" und  verordnen,  dafs  kein  Dienstgesinde  ohne  Absage- 
brief angenommen  werden  dürfe,  „denn  ohne  das  wird  — 
wegen  Mangel  an  der  Knechte  Gehorsam  —  E.  kf.  Gn.  Ritter- 
dienste (von  einer  Ritterschaft)  stattlich  nicht  mögen  geleistet 
werden"  * . 

Auf  die  Forderung  der  Stände,  eine  Gesindelohntaxe  auf- 
zustellen, ging  jedoch  die  Regierung  nicht  ein.  In  dem  1550 
ergangenen  Ausschreiben  „Kurf.  Moritzens  und  Herrn  Augusti, 
die  Polizei,  Justiz  und  anderen  Arti ekeln  belangend",  (Cod. 
Aug.  I.  S.  27,  35)  handelt  wohl  ein  eigner  Titel  vom  Gesinde- 
lohn und  Mutwillen  des  Gesindes.  Darin  erklären  die  Fürsten, 
dafs  sie  nicht  abgeneigt  gewesen  wären,  die  alte  Landesordnung 
von  1482  mit  ihrer  Lohntaxe  zu  erneuern,  aber  doch  gefunden 

1  Dresdner  Ratsarchiv  C.  XVI.  52h.  Allerlei  der  Stadt  Dresden 
Ordnungen,  Statuta,  Geboth  u.  Verboth  1490—1578.    S.  23.  35b.  36. 

*  Falke,  Zur  Geschichte  d.  sächsischen  Landstände :  Mitt.  d.  kgl. 
Sachs.  Altert.  Ver.    1872.   Hft.  22,    S.  87. 
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hätten,  den  Klagen  über  hohe  Gresindelöhne  werde  dadurch 
nicht  abgeholfen.  Anderseits  suchen  sie  jedoch  das  Ausmieten 
des  Gesindes,  welches  nach  damaliger  Auffassung  vorzugsweise 
die  hohen  Löhne  und  die  beständige  Lohnsteigerung  ver^ 
schuldete,  zu  bestrafen.  Niemand  sollte  einem  anderen  sein 
Gesinde  „abprakticiren"  und  durch  das  Versprechen  einea 
gröfseren  als  sonst  üblichen  Lohnes  bewegen,  aus  dem  Dienste 
zu  treten.  Wer  Gesinde,  so  lange  es  in  Dienst  und  Brot  stand 
und  noch  „unenturlaubt**  war,  mietete,  sollte  als  Adliger  20  fl., 
als  Bürger  10  fl.,  als  Bauer  so  viel  wie  ein  Jahreslohn  des 
gemieteten  Dienstboten  betrug,  Strafe  zahlen.  Im  übrigen 
wiederholt  das  Ausschreiben  die  in  den  älteren  Landes- 
ordnungen enthaltenen  Rechtsvorschriften. 

Die  Einführung  eines  Gesindeabgangszeugnisses  stiefs  auf 
Schwierigkeiten  im  Lande.  Beiläufig  bemerkt,  setzte  die  Re- 
gierung dabei  voraus,  dafa  auch  jeder  Dienstherr  schreiben 
konnte.  Ob  dies  bei  den  Bauern  zutraf,  ist  doch  sehr  frag- 
lich. Jedenfalls  bürgerte  sich  das  Abgangszeugnis  nicht  ein, 
denn  auf  dem  nächsten  Landtag  1555  erneuerten  die  Stände 
bei  Erörterung  der  Landesgebrechen  ihre  Forderung*,  bei 
Strafe  keinen  Dienstboten,  ehe  er  von  seiner  vorigen  Herr- 
schaft oder  dem  Gerichte  eine  schriftliche  Kundschaft  seines 
Verhaltens  vorgezeigt  habe,  zu  mieten. 

Kurfürst  August  erliefe  daraufhin  am  1.  Oktober  1555 
ein  darauf  bezügliches  Ausschreiben  (Cod.  Aug.  L  S.  44)^ 
welches,  wie  es  scheint,  erfolgreich  war;  wenigstens  bringen 
auf  den  nächsten  Landtagen  die  Stände  in  diesem  Punkte  keine 
Etagen  mehr  vor. 

In  Kursachsen  begannen  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
die  Warenpreise  und  Löhne  zusteigen;  welchen  Anteil  daran 
die  mit  der  Entdeckung  von  Amerika  verbundene  Goldzufuhr 
nach  Europa  hatte,  müssen  wir  dahingestellt  lassen.  Aber  nicht 
der  Geldlohn  des  Gesindes  steigt,  sondern  es  fordert  Natural- 
zulagen.  Auf  dem  Landtage  von  1565  fUhrte  die  Ritterschaft 
aus :  wenn  sich  jetzt  ein  Dienstbote  vermiete,  dränge  er  seinen 
Lohnherrn  dahin,  dafs  dieser  einem  jeden  noch  über  den  Geld- 
lohn etliche  Felder  „Hafer  oder  Getraide  säen  müsse**.  Mit 
demselben  Getreide  „wucherten**  sie  die  Bauersleute  aus,  so  dafs 
die  Bauern  deswegen  in  grofse  Armut  gerieten.  Und  werde 
„also  insgemein  grofse  Untreue,  Muthwillen  und  Unfleifs  bei 
dem  Gesinde  vermerkt***. 

Befremdlich  ist  es,  wie  ein  Dienstbote  seinen  Dienstherm 
pauswuchern**  konnte;  auf  dem  Landtage  von  1576  wiederholt 
ledoch  die  Ritterschaft  noch  einmal  diese  Behauptung.  Da 
neifet  es,  „dafs  Gesinde  verkaufe  das  ihm  ausgesäete  Getraide 

^  Loc  9850.    Landtgebrechen  a.  d.  J.  1555  u.  1588. 

*  Loc  9856.    Landtags-Handlung  zu  Torgau.   1565.   Bl.  74b. 
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und  mit  dem  erworbenen  Gelde  oftmals  die  Bauern  selbst  aus- 
wuchert und  endlich  gar  um  die  Güter  bringet.  Welchen  Un- 
rath  die  von  der  Ritterschaft  bei  ihren  Unterthanen  gerne 
abschaffen  wollen"  ^. 

Nachdem  nun  auf  zwei  Landtagen  diese  Beschwerde  vor- 
gebracht worden  war,  gab  KurÄrst  August  die  Zusage, 
ein  Ausschreiben  in  die  Ämter  zu  erlassen,  in  dem  ver- 
ordnet werde,  dafs  sich  ein  Dienstbote  „an  einem  geordneten 
Lohn  an  Gelde  begnügen  lassen  solle".  Wahrscheinlich  ist  aber 
dieser  Befehl  nicht  ergangen,  denn  erst  nachdem  auf  dem  Land- 
tage von  1582  die  Stände  zum  dritten  Mal  geklagt  hatten, 
wurde  am  8.  Mai  1583  in  einem  Ausschreiben  (wie  es  auf 
der  Landschaft  bei  der  zu  Torgau  gehaltenen  Landtag  Bitten 
und  Bedenken  in  etlichen  Artikuln,  Polizei  und  Justitien,  ge- 
halten werden  soll.  Cod.  Aug.  L  S.  138)  auch  das  Verbot 
aufgenommen,  den  Dienstboten  Getreide  auszusäen.  Denn 
dadurch  werde  das  Gesinde,  wie  es  darin  heifst,  verwöhnt, 
sehe  mehr  auf  das  Seinige  als  auf  die  Arbeit,  treibe  unter  dem 
Schein,  als  ob  sie  mit  ihrem  Getreide  hantirten,  gefilhrliche 
Partirei  und  entzöge  den  armen  Leuten  die  Nahrung,  davon 
sie  selbst  ihr  Weib  und  Kind  erhalten  sollten. 

Mit  diesem  Ausschreiben  fand  die  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Gesindewesens  im  16.  Jahrhundert  ihren  Abschlufs. 
Sie  zeigt  sich  den  Bestrebungen  des  Gesindes  günstiger  als 
die  des  vorangegangenen  und  folgenden  Jahrhunderts.  Das 
Auswandern  des  Gesindes  wird  nicht  beschränkt,  der  Versuch, 
eine  Gesindelohntaxe  aufzustellen,  wohl  gemacht,  aber  nicht 
durchgeführt ;  so  bleibt  allein  als  folgenschwere  Neuerung  die  Ein- 
führung des  Abgangszeugnisses  in  das  Gesinderecht  bestehen. 


1  Loc.  9357.  Ausschreiben  der  Landtage  zu  Torgau  1576,    1582. 
Bl.  135b. 
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Drittes  Kapitel. 

Verwaltung  und  Landwirtschaft  unter  Moritz -August* 


In  Sachsen  ist  man  immer  darauf  stolz  gewesen,  dafs  der 
Bauernstand  nie  so  gedrückt  und  geknechtet  wurde,  wie  in 
den  Nachbarländern,  der  Lausitz  und  der  Mark  Brandenburg. 
Wenn  die  Erbunterthänigkeit  und  die  Fronen  nicht  so  schwer 
als  in  diesen  Ländern  auf  dem  sächsischen  Bauern  lasteten,  so 
hat  an  diesem  günstigeren  Entwicklungsgange  vornehmlich 
die  Verwaltungspolitik  des  Kurfürsten  Moritz,  die  in  ihrer  Be- 
deutung bislang  nicht  genug  gewürdigt  worden  ist,  hervor- 
ragenden Anteil.  Was  man  in  anderen  Landen  erst  im 
18.  Jahrhundert  versuchte:  in  Urbarien  die  Dienstleistungen 
der  Pflichtigen  Bauern  aufzuzeichnen,  um  sie  so  vor  un- 
gemessenen Fronen  und  willkürlichem  Drucke  zu  schützen, 
ward  in  Kursachsen  schon  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
angebahnt.  In  den  Amts-  und  Erbbüchern  wurden  genaue 
Verzeichnisse  alles  landwirtschaftlich  Bemerkenswerten  an- 
gelegt. Die  Aufstellung  dieser  Amtsbücher  ist  das  bedeu- 
tendste, was  die  sächsische  Verwaltung  unter  Kurfürst  Moritz 
geleistet  hat.  Die  älteren  Amtsbücher,  von  denen  sich  eine 
Reihe  aus  den  ersten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts  er- 
halten hat  —  so  aus  den  Ämtern  Lieben werda  von  1505, 
Seyda  1506,  Sangerhausen  1513,  Wittenberg  1513,  Oschatz 
1516,  Langensalza  1516,  Leifsnig  1516,  Radeberg  1517, 
Delitzsch  1518  —  waren  unter  rein  fiskalischen  Gesichts- 
punkten angelegt  worden;  es  handelt  sich  in  ihnen  um  ein 
Verzeichnis  der  ins  Amt  zu  leistenden  Zinsen  und  Dienste. 
Einige  Amtsbücher  gehen  aber  schon  über  diesen  engen 
Rahmen  hinaus.  Die  Instruktion,  nach  welcher  das  Erbbuch 
des  Amtes  Leifsnig*  1516   aufzurichten  war,   ordnet  an,   dafs 


*  H.  St.  A.  Finanz- Archiv  Rep.  47  Amt  Leifsnitr,  Nr.  4,  5.    Loc. 
37  986. 
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nicht  nur  alle  Städte  und  Dörfer,  weiche  ins  Amt  gehören, 
mit  ihren  ins  Amt  pflichtigen  Diensten  an  Zinsen,  Geschofs 
u.  s.  w.  aufgezählt,  sondern  auch  alle  Amtspersonen  und  die 
Geistlichkeit  verzeichnet  werden  sollen.  Und  die  Überschrift 
des  Erbbuches  des  Amtes  Radeberg  *  von  1517  lautet:  „Erb- 
buch über  alles  Einkommen  der  Zinse  auf  Michaelis  der 
Städte  und  Dörfer  des  Amtes  Radeberg  mit  Getreidezins  und 
anderem  —  und  was  jederman  zu  dienen  verpflichtet,  also 
eigentlich  verschrieben  1517". 

Auf  dieser  Grundlage  hat  Kurfürst  Moritz  fortgebaut; 
unter  ihm  traten  fiskalische  Interessen  mehr  und  mehr  in  den 
Hintergrund;  in  den  Erbbüchern  wird  jetzt  versucht,  ein 
genaues  statistisches  Gemälde  eines  Amtes  zu  geben.  Dies 
ging  nicht  ohne  den  Widerstand  der  Grundherren  ab.  Auf 
dem  Landtage  von  1550  beschwerte  sich  die  Ritterschaft,  dafs 
ohne  ihr  Vorwissen  im  Lande  Amtsbücher  aufgerichtet  wür- 
den, und  auf  dem  Landtage  von  1553  wiederholten  sie  ihre 
Klage  mit  der  Bitte,  die  Amtsbücher  zu  kassieren.  Kurfürst 
Moritz  liefs  sich  dadurch  in  seinen  Zielen  nicht  beirren,  und 
sein  Bruder,  Kurfürst  August,  setzte  mit  gleicher  Beharrlich- 
keit diese  Verwaltungspolitik  fort;  den  Ständen  erklärte  er 
auf  dem  Ausschufstage  1555,  dafs  die  neuen  Amtsbücher 
durchaus  notwendig  seien,  und  ein  Jahr  später  gab  er  eine 
Instruktion  zur  Anlegung  von  Amtsbüchern.  —  Die  meisten 
Aratsbücher  stammen  aus  den  Jahren  1540 — 1560;  in  ver- 
hältnismäfsig  kurzer  Zeit  war  für  jedes  Amt  ein  Erbbuch  an- 
gelegt worden. 

Die  Amtsbücher  enthielten  den  augenblicklichen  Zustand 
des  Amtes;  sollten  sie  ihren  Wert  beibehalten,  so  mufsten  sie 
von  Zeit  zu  Zeit  revidiert  werden.  Derartige  Umarbeitungen 
fanden,  wenn  auch  vereinzelt,  unter  Christian  I.  und  II.  und 
Johann  Georg  I.  bis  in  den  Anfang  des  30jährigen  Krieges 
statt.  Am  Ausgange  dieses  Krieges  entschied  sich  der  Sieg 
der  ständischen  Partei ;  die  fürstliche  Gewalt  erhielt  sich  nicht 
auf  der  früheren  Höhe.  Ständische  Ansprüche  hatten  jetzt 
eher  als  in  der  Epoche  Moritz-August's  Aussicht  auf  Verwirk- 
lichung. Zu  einer  Fortführung  der  Amtsbücher  kam  es  nicht 
mehr;  privater  Willkür  wurde  wieder  ein  gröfserer  Spielraum 
eingeräumt. 

Die  Einteilung  der  Amtsbücher,  wie  sie  um  die  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  angelegt  wurden,  war  kurz  folgende: 

I.  Was  ein  Amt  an  Lafsgütern,  und  sonst  an  eigen- 
tümlichen Gütern,  Vorwerksfeldern  u.  s.  w.  besitzt  (dabei 
Beschreibung  der  Vorwerke,  was  darauf  an  Korn,  Hafer, 
Leinen    gewonnen   werden  kann  u.  s.  w. ;   nachfolgender  Art 


*  H.  St.  A.  Finanz-Archiv  Rep.  47,  Amt  Radeberg,  Nr.  4.    Loc 
88055. 
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werden  solche  Vorwerksfelder  beschickt;  Zahl  der  Milchkühe, 
Schweine  u.  s.  w.).  —  Wiesenwachs  des  Amtes.  —  Schäfereien, 
wie  jede  bestellt,  und  was  fUr  Nutzen  sie  geben  können  und 
sollen,  Zahl  der  gehaltenen  Schafe.  —  Grenzen  des  Amtes.  — 
Mahl-  und  Brotmühlen  und  ihre  Nutzung.  —  Teiche  und 
fliefsende  Bäche,  ihren  Nutz  und  Gelegenheit.  —  Wälder, 
wo  sie  liegen,  was  sie  für  Holz  haben,  wie  grofs  sie  sind, 
wie  teuer  jedes  Ortes  ein  Stammholz.  —  Mühlsteine,  wo  sie 
liegen,  wer  sie  besitzt,  und  was  sie  samt  den  Quadersteinen 
für  Nutzen  bringen. 

n.  Gemeine  Amtsanlagen.  —  Gleitsordnung  und  Wege- 
pfennig —  steigendes  und  fallendes  Einkommen.  —  Ver- 
zeichnis der  erblichen  Gefiille.  —  Ritterdienste  und  Heerfahrts- 
wagen und  -dienste.  —  Lehenpferde  und  -geschirr,  wer  die 
halten  mufs,  wie  viel  Knechte  zu  jedem  Wagen  gehören.  — 
Jagdgeld  und  Jagdschiede.  —  Registratur  über  Gutswechsel 
und  Käufe.  —  Pacht  und  Pachtverschreibungen.  —  Hufen- 
recesse.  —  Verordnungen  über  Führung  der  Amtsbücher. 

III.  Pfarrlehen,  wie  viel  es  im  Amte  giebt,  wer  ein 
jedes  zu  verleihen,  wie  viel  Dörfer  dazu  geschlagen,  was  flir 
ein  Einkommen  ein  jedes  hat,  —  Inventarium  und  Be- 
hausung. —  Kirchendiener  —  was  die  Kirche  an  Vorrat  und 
Einkommen  besitzt,  was  sie  ausgeliehen  hat. 

IV.  Dingstücke  und  Landgerichtsstücke  im  Amt  — 
Gerichtsbufse ;  was  der  Amtmann,  Schreiber  erhält  für  das 
Schreiben  einer  Klage,  was  der  Richter  nimmt,  was  der 
Lehensritter  zu  thuen  schuldig  ist 

V.  Aufzählung  aller  Städte,  Flecken  und  Dörfer  im 
Amt  Bei  jedem  Dorfe  wird  angeführt  die  Anzahl  der  „be- 
sessenen** Männer  (Mannschaft),  der  Anspänner,  Eingebäude 
u.  s.  w.,  welchem  Lehen  sie  zinsbar;  Zahl  der  Hufen; 
wem  die  Folge,  Steuer,  Ober-  und  Erbgericht  zustehen.  — 
Dingstuhl,  Richteramt,  Dienste  des  Richters.  —  Abschriften 
der  Lehnsbriefe.  —  Woran  jedes  Dorf  grenzt  und  wohin  es 
pfarrt.  —  Frondienste  bei  Vorwerken,  Pferdefronen,  Getreide-, 
Holz-,  Strohfuhren.  —  Gftrtnerdienste.  —  Was  ein  jedes  Dorf 
Geschofs  an  Geld,  Getreide  und  andern  zinsbaren  Stücken  ins 
Amt  an  Erbgesessene  und  an  Zinsen  zu  geben  pflichtig  ist  — 
Wie  es  mit  Bau-,  Jagd-,  Landdiensten  gehalten  wird.  — 
Hufenhafer  —  Handdienste  der  Hausgenossen. 

VI.  Auf  diese  allgemeine  Aufzählung,  was  das  Dorf  zu 
leisten  u.  s.  w.  hat,  folgt  ein  Namensverzeichnis  aller  Fami- 
lienhäupter im  Dorfe^  mit  der  Angabe ,  wer  ein  Freigut, 
Erbgut,  Lehngut  besitzt,  wer  mit  Haus  und  Hof  ins  Amt 
lehen  müsse.  —  Hufenzahl  eines  jeden  Bauern  —  ob  er  mit 
dem  Pfluge  oder  zu  Fufse  dient,  —  was  er  an  Fronen, 
Diensten,  Handarbeiten,  Pferdefronen  zu  leisten  —  an  SchoCs. 
Erbzinsen  von  Acker,  Wiesen,  Haus  und  Garten  zu  zahlen  — 
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an  Zinsstücken  von  Weizen,  Korn,  Hafer,  Hanfkorn,  Möhren, 
Flachs,  Hennen,  Eier,  Honig,    Wachs  u.  s.  w,  zu  liefern  hat. 

Wir  haben  den  Inhalt  der  Amtsbücher  deshalb  so  aus- 
führlich aufgezählt,  weil  wir  wünschen,  dafs  sich  die  Forschung 
diesem  bisher  vernachlässigten  Material  zuwende,  welches  sich 
unter  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  verwerten  läfst. 
In  den  Amtsbüchern  ist  uns  ein  statistisches,  landwirtschaft- 
liches und  kulturelles  Bild  des  damaligen  Zustandes  der 
Landbevölkerung  überliefert.  Ein  grofser  Fleifs  steckt  in 
diesen  genauen  Aufzeichnungen. 

Aufser  diesen  Amtsbüchern  legten  Kurfürst  August  und 
Christian  I.  und  IL  Verzeichnisse^  der  Dorfschaften  in  den 
Ämtern  an.  Sie  sind  nicht  so  ausführlich  wie  die  Amtsbücher 
gehalten,  denn  sie  geben  nur  die  Zahl  der  Dörfer,  der  be- 
sessenen Männer  und  der  Hausgenossen  an,  und  haben  deshalb 
auch  mehr  rein  statistischen  Wert,  Aus  ihnen  läfst  sich  ein 
Bild  der  socialen  Grruppierung  der  bäuerlichen  Klassen  auf 
dem  Lande  gewinnen. 

Versuchen  wir,  auf  Grund  dieses  gesamten  Materials  einen 
Blick  auf  die  sociale  Lage  des  Bauernstandes  zu  werfen. 

Von  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  einzelnen 
Stände  in  Kursachsen  war  die  verwaltungsrechtliche  Einteilung 
der  Unterthanen  in  mittelbare  und  unmittelbare.  Erstere 
standen  unter  der  vollen  Patrimonialgerichtsbarkeit  der  kanzlei- 
schriftsässigen  Ritterschaft;  letztere,  welche  man  weiter  in 
Amtsunterthanen  und  in  Unterthanen  der  amtssässigen  Ritter- 
schaft trennte,  standen  unter  der  direkten  Verwaltung  der 
Ämter.  Danach  unterschied  man  ferner  schriftsässige  Dörfer, 
Amtsdörfer  und  amtssässige  Dörfer.  Sodann  gab  es  in  der 
Verwaltungssprache  vermengte  und  un vermengte  Dörfer; 
letztere  waren  Dörfer,  welche  mit  „Lehn-,  Erb-,  Obergericht, 
samt  Folge,  Steuer  und  aller  Botmäfsigkeit  ohne  Mittel"  ins 
Amt  gehörten,  erstere  dagegen  Dörfer,  in  denen  das  Amt 
nur  einen  Teil  dieser  Gerechtsame  besafs. 

Alle  Reformen,  welche  die  Regierung,  sei  es  zur  Hebung 
der  Lage  des  Bauernstandes,  sei  es  zur  Verbesserung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  unternahm,  gelangten  ohne 
gröfsere  Schwierigkeit  bei  den  Amtsunterthanen  zur  Durch- 
führung, scheiterten  aber  oftmals  bei  den  mittelbaren  Unter- 
thanen an  dem  Widerstände  der  kanzleischriftsässigen 
Kitterschaft;. 

Innerhalb  der  Dörfer  unterschied  man  die  Angesessenen 
und  die   Mietlinge,    oder   die  Hufner,   Gärtner  (Häusler)  und 


*  Vgl.  u  a.  Loc.  9770.  Verzeichnis  des  Amtes  Stolpen  Zu-  und 
Eingehörige  1588.  Loc  9769.  Verzeichnis  de»  Amtes  Meifsen  Dorf- 
schaften und  Eingehöriffe  1593.  Loc  9770.  Verzeichnis  des  Amtes 
Nossen  Dorfschaften  und  Eingehörige  1599  u.  s.  w. 
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Hausgenossen.  Wie  viel  von  jeder  dieser  Klassen  in  einem 
Dorfe  sich  befanden,  liefse  sich  nur  durch  eine  eigens  des- 
wegen geführte  Untersuchung  feststellen.  Wir  können  nur 
einige  wenige  Zahlen  anführen  : 


Hufher 

oder 
Pferdner 

Hinter- 
sesser 

Gärtner 

Häusler 

HauB- 
genossen 

in  24  Amtsdörfern  des 
Amtes  Liebenwerda 
vor  Ausbruch  des 
30jährigen    Krieges 

in  allen  Amtsdörfern 
des  Amtes  Dresden 
1625 

in  61  Dörfern  des 
Amtes  Colditz  1626 

317 

1044 
306 

475 

144 

211 
93 

9 

266 
179 

238 

Im  Amt  Stolpen  kamen  auf  ein  Dorf  durchschnittlich 
18  angesessene  Mann  (1588),  im  Amt  Nossen  18^/a  Mann 
(1599)*,  dagegen  im  Amt  Meifsen  9V8  Mann  (1593),  im  Amt 
Colditz  17  Mann  (161G). 

Vielleicht  gehen  wir  nicht  fehl,  wenn  wir  annehmen, 
dafs,  vom  Erzgebirge  abgesehen ,  die  Zahl  der  Hausgenossen 
auf  den  Dörfern  eine  geringe,  dagegen  die  Zahl  der  Gärtner 
und  Häusler  im  Verhältnis  zu  der  der  Vollbauern  eine  hohe 
war.  Übrigens  schwankt  der  Sprachgebrauch  vielfach ;  unter 
Gärtner  werden  nicht  ausschlielslich  Halb-  und  Viertelhufner, 
sondern  oftmals  auch  unangesessene  Leute  verstanden. 

Die  weitgehende  Aufteilung  des  Grundbesitzes  in  den 
Dörfern  war  von  Rückwirkung  auf  den  Gesindestand.  Die 
Söhne  und  Töchter  von  den  Gärtnern,  Häuslern  und  Haus- 
genossen nahmen  vorwiegend  Gesindedienste;  wo  deshalb  der 
bäuerliche  Kleinbesitzerstand  zahlreich  vertreten  war,  gab  es 
stets  auch  viele  landwirtschaftliche  Dienstsuchende. 

Die  Leistungen  der  Bauern  an  den  Landesherrn  bestan- 
den in  erster  Linie,  —  wenn  wir  von  den  Hoffuhren  und  den 
bei  Reisen  des  Hofes  geforderten  Diensten  absehen,  —  in 
Geldzahlungen,  einmal  im  Erbzins  vom  Gute,  dem  Schock- 
gelde,  dem  Hufenzins  (auch  Hufenhafer),  und  sodann  in  den 
landesherrlichen  und  Reichssteuern,  erst  in  zweiter  Linie 
kommen  die  Naturall ieferungen  in  die  Ämter  und  die  persön- 
lichen Dienstleistungen;   unter  letzteren   war  wohl  der   Heer- 


^  Das  Amt  Nossen  zählte  1599  in  85  Dörfern  1539  besessene  Mann 
543   Hausgenossen.    Loc.  9770.     Verzeichnis  des  Amtes   Nossen. 
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dienst  der  beschwerlichste;  die  Pferdner  (Anspännigen)  eines 
Dorfes  waren  gemeinsam  zur  Stellung  der  Heerfahrtswagen 
verpflichtet. 

Auch  die  Jagddienste  waren  für  die  Unterthanen  in 
Gegenden,  in  denen  die  Kurfürsten  häufig  jagten ,  oft  recht 
drückend;  selten  wurden  die  Leistungen  den  Gemeinden  auf- 
erlegt, meist  pflegte  in  den  Amtsbüchern  aufgezeichnet  zu 
werden,  was  jeder  einzelne  Dorfinsasse,  vom  Hufner  bis  zu 
dem  Häusler  herab,  für  besondere  Dienste  bei  Jagden  zu 
leisten  habe. 

Die  Verpflichtung,  Baufuhren  zu  stellen,  wurde  den  Ge- 
meinden auferlegt,  welche  bis  zur  Aufhebung  dieser  Dienst- 
barkeit deswegen  zahllose  Prozesse  geführt  haben.  Be- 
sonders die  von  den  Erbgerichtsherren  eingeforderten  Bau- 
fuhren bildeten  eine  Quelle  ergiebigen  Streites. 

Um  einseitige  Bedrückung  von  Seiten  der  Gutsherren, 
anderseits  aber  auch  um  keine  willkürlichen  Befreiungen 
von  den  Baufuhren  seitens  der  Gemeinden  zu  gestatten,  hatte 
schon  Kurfürst  August  in  der  Konstitution  von  1572  die  schwe- 
benden juristischen  Streitpunkte  durch  eine  neue  Gesetzgebung, 
in  einem  den  Gemeinden  günstigen  Sinne  zu  erledigen  ge- 
sucht. Da  wir  bei  der  Besprechung  der  Verhandlungen  des 
Landtages  1661  auf  die  Baumhren  zurückkommen,  wollen  wir 
hier  diesen  Punkt  nicht  weiter  erörtern. 

Die  Frondienste,  welche  den  Bauern  oblagen,  waren  die 
in  Deutschland  üblichen.  Die  Amtsbücher  und  die  Erbregister 
einzelner  Rittergüter  zeichnen  zuerst  auf,  was  jeder  einzelne 
Fronpflichtige  zu  leisten  hat,  danach  stellen  sie  summarisch 
zusammen,  was  das  ganze  Dorf  an  Spann-  und  Handdiensten 
dem  Gutsherrn  oder  dem  Vorwerk  zu  leisten  schuldig  ist. 
Jeder  war  verpflichtet,  bei  der  Fronarbeit  alles  Arbeitszeug, 
Pflug,  Sichel,  Sense  u.  s.  w.,  mitzubringen.  Die  Arbeitszeit 
war  geregelt,  sie  begann  mit  Sonnenaufgang  und  endete  mit 
Sonnenuntergang;  mittags  gab  es  eine  Ruhepause  von  zwei 
Stunden.  Selten  erhielten  die  Fröner  für  inre  Arbeit  eine 
Geldentschädigung,  meist  pflegte  man  ihnen  nur  die  Kost  zu 
reichen,  auf  deren  genaue  Aufzeichnung  viel  Sorgfalt  in  den 
Erbregistern  gelegt  wurde.  Sie  richtete  sich  nach  der  Zeit  und 
Art  der  Frönerarbeit.  Auf  einem  Rittergut  (Berthelsdorf 
1585)  fanden  wir  die  Frönerkost  nach  16  verschiedenen 
Arten  von  Frondiensten  abgestuft.  Die  Frönerkost  bestand 
vorwiegend  nur  in  einer  Mahlzeit,  die  zu  Mittag  gereicht 
wurde;  es  gab  dann  Suppe,  Fleisch  und  ein  Zugemüse,  oder 
Suppe,  kein  Fleisch,  aber  zwei  Zugemüse,  dann  wurde  Butter- 
milch und  Kofentbier  zum  Trinken  gereicht. 

Von  grofeer  Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  aller  bäuer- 
lichen Verhältnisse  ist  die  Frage,  ob  die  Frondienste  gemes- 
sene   oder    ungemessene   sind.      Denn    der    Druck    auf   die 
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Pflichtigen  konnte  durch  die  ungemessenen  Dienste  leichter 
als  durch  die  gemessenen  gesteigert  werden;  bei  ihnen  liegt 
es  in  der  Hand  des  Gutsherrn^  ob  er  seine  Bauern  mehr  oder 
weniger  zu  den  Diensten  heranziehen  will ;  bei  den  gemessenen 
Fronen  dagegen  sind  Rechte  und  Verbindlichkeiten  auf  beiden 
Seiten  festgesetzt,  und  ÜbergriflFe  können  eher  abgewehrt 
werden. 

Jede  Aufzeichnung  der  Fronen  bildet  eine  Gewähr  flir 
die  Beständigkeit  des  einmal  herrschenden  Zustandes.  Der 
persönlichen  Willkür  einzelner  wird  eine  Schranke  gesetzt; 
keiner  kann  sich  den  Fronen  entziehen,  und  jeder  Erweite- 
rung alter,  Aufbürdung  neuer  Dienste  ist  ein  Riegel  vor- 
geschoben. Deshalb  wirkten  die  Amtsbücher  für  die  land- 
wirtschaftlichen Dienstverhältnisse  so  segensreich.  Aber  nicht 
in  ihnen  allein  pflegte  man  die  Dienste  aufzuzeichnen  und  die 
Beziehungen  des  Bauern  zum  Grundherrn  zu  regeln ;  von  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ab  hat  sich  eine  Reihe  von 
Erbregistern  einzelner  Rittergüter  erhalten.  Sie  wurden  bei 
Rittergutsverkäufen  oder  -Verpachtungen  aufgestellt  und  waren 
genau  nach  dem  Vorbild  der  Amtsbücher  eingerichtet.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  hier,  dafs  sie  zu  ihrer  rechtlichen 
Gültigkeit  die  Genehmigung  der  Regierung  bedurften;  will- 
kürlich konnte  keine  Gutsherrschaft  ihren  Unterthanen  neue 
Dienste  aufbürden.  Sehr  zahlreich  sind  diese  Erbregister 
freilich  nicht;  aus  den  Jahren  1529—1593  gelang  es  uns,  29 
Rittergutserbregister  im  Archiv  aufzufinden;  doch  glauben 
wir,  dafs  durch  eine  systematische  Nachforschung  diese  Zahl 
sich  vermehren  liefse.  Nach  einem  bei  der  R^erung  ge- 
ftlhrten  Verzeichnis  wurden  allein  von  1610  bis  1626  34  Erb- 
register zur  Genehmigung  eingesandt^. 

Überblicken  wir  das  in  den  Amtsbüchem  und  Erb- 
registern der  Rittergüter  enthaltene  Material,  so  ergiebt  sich 
das  erfreuliche  Resultat,  dafs  alle  Frondienste  fast  durch- 
gängig gemessene  waren.  Nur  allein  von  den  Amtsunter- 
thanen  des  Amtes  Lichtenwalda  (Erbbuch  von  1562)  heilst  es: 
sie  haben  so  oft  und  wann  sie  erfordert  werden  mit  Pferden, 
Wagen,  Pflügen  und  Händen  zu  dienen  und  haben  keine 
Satzung,  Im  Amte  Dresden  gab  es  —  nach  dem  Erbbuch 
von  1547  —  in  einigen  Dörfern  gleichfalls  keine  gesetzten 
Amtsdienste;  „wann  man  sie  braucht,  müssen  sie  wie  andere 
(um  das  Amtstagelohn)  helfen." 

Anderseits  war  man  schon  damals  bestrebt,  die  Fronen 
in  ein  Dienstgeld  umzuwandeln.  Im  Amt  Nauenhof  (Erb- 
buch von   1548)  und    Rittergut   Sachsendorf  (Erbzinsregister 


*  Loc.  30793.  Verzeichnis  von  Erbregistern  und  Vertr&gen,  so 
zwischen  Gerichtsherm  und  Unterthanen  der  Dienste  halber  von  1611 
bis  1737  aufgerichtet  und  zur  Konfirmation  eingesendet. 
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von  1587)  waren  schon  alle  Fronen  und  Dienste  in  Geld  ab- 
gelöst, und  im  Erbbuch  ^  des  Amtes  Voigtsberg  (1580)  heifst 
es:  „Was  die  Dorfschaften  fUr  Dienste  geleistet,  davon  hat 
man  keine  Nachrichtung,  es  sollen  aber  den  Leuten  solche 
Dienste  bei  Herzog  Johann  Friedrichs  Zeiten  in  Geld  ver- 
wandelt worden  sein."  Rittergutsbesitzer  schlössen  mit  ihren 
erbpflichtigen  Unterthanen  Verträge  über  die  Ablösung  der 
Dienste  in  Geld  ab.  In  einem  derartigen  aus  dem  Jahre 
1587  erhaltenen  Vertrag*  werden  die  Frondienste  zuerst 
genau  aufgezählt,  dann  folgt  die  Angabe  über  die  Höhe  des 
dafür  zu  zahlenden  Dienstgeldes.  Dabei  rechnete  man  die 
Fronarbeit  eines  besessenen  Mannes  zu  einem  jährlichen  Rein- 
gewinn von  4  fl. 

Allen  voran  aber  ging  in  der  Ablösung  der  Staat.  In 
den  ersten  Jahren  der  Regierung  Kurfürst  Augusts  wurden 
gegen  Geld  die  Jagd-,  Post-,  Küchen-,  Kellerfuhren  in 
den  Ämtern  abgelöst.  Doch  behielt  sich  der  Kurfürst  stets  vor, 
an  Stelle  des  Dienstgeldes  die  Naturalleistung  einfordern  zu 
können.  Gegen  Ende  seiner  Regierung  kam  das  Ablösungs- 
werk ins  Stocken,  erst  unter  Christian  fl.  und  Johann  Georg  I. 
wurde  es  wieder  aufgenommen.  Besonders  unter  letzterem 
wurden  bis  in  die  Zeiten  des  30jährigen  Krieges  hinein  in 
grofsartiger  Weise  die  Ablösungen  fortgesetzt.  Eine  eigene 
Kommission  unter  dem  Kammerrat  Döring,  dem  Vertrauten 
Johann  Georgs  I.,  bereiste  das  Land  und  stellte  sogenannte 
Hufengeldrecesse  auf,  in  denen  sich  die  Bauern  gegen  Be- 
freiung von  Amtsdiensten  zu  einer  jährlichen  Rente  von 
2 — 8  fl,  für  jede  Hufe  ihres  Gutes  verpflichteten.  Die  Ein- 
nahmen bei  der  Rentkammer  betrugen  an  sogenanntem 
Hufengeld : 

1619:  70933  fl.,  1621:  110139  fl.,  1623:  124632  fl., 

1620:  93056    „    1622:  116600    „. 

Die  eigentlichen  Frondienste  wurden  ausschliefslich  von 
den  Bauern  und  Gärtnern  (Häuslern)  verrichtet  Eine  be- 
sondere Stellung  nehmen  die  Erbdrescher  ein.  Um  dem 
Arbeitermangel  in  der  Erntezeit  abzuhelfen,  liefs  Kurfürst 
August  auf  seinen  Vorwerken  Drescherhäuschen  bauen  und 
gegen  die  Verpflichtung,  eine  Reihe  von  Tagen  in  der  Ernte- 
zeit zu  arbeiten,  vermieten.  Sein  Beispiel  fand  Nachahmung 
auf  den  Rittergütern;  man  suchte  dadurch  den  aufserordent- 
lichen  Bedarf  an  Arbeitskräften  in  der  Erntezeit  zu  befrie- 
digen.   Die  Zahl  solcher  Drescherhäuschen   scheint  nicht  ge- 


*  H.  St.  Arch.  Finanz-Arch.  Rep.  47  Amt  Planen  Nr.  9.  Loc 
38051.  Verzeichnis  der  Vorwerksdienste  und  Frongelder  im  Amte 
Plauen,  Voigtßberg  nnd  Zeitz. 

«  H.  St.  Arch.  Finanz-Arch.  Rep.  47.  Amt  Hain  Nr.  5.  Loc.  37956. 
Erbregister  des  Ritterguts  Ealckreutn  und  dazu  gehörigen  Dorfschaften 
Ton  Georg  von  Kommerstadten  übergeben  1587. 
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ring  gewesen  zu  sein:  im  Erbbuch  des  Amtes  Colditz  (1626) 
werden  in  45  Dörfern  nicht  weniger  als  43  Drescbgärtner 
angeführt. 

Da  die  Frondienste  nicht  zur  Besorgung  aller  landwirt- 
schaftlichen Arbeit  ausreichten,  suchte  man  auf  den  Ritter- 
gütern und  den  Vorwerken,  mit  den  Unterthanen  Accordsätze 
für  die  freie  Arbeit  zu  vereinbaren.  In  den  Erbregistem 
werden  dann  die  dafür  vereinbarten  Lohnsätze  aufgezeichnet. 
Zum  Beispiel  bekam  im  Amt  Lichtenwalda  (1562)  ein  Mäher 
(in  Gras,  Korn,  Gerste,  Hafer  und  Grummet)  2  Gr.  (ohne 
Kost),  ein  Grasbinder,  Ableger,  Nachleger,  Zuträger  1  Gr., 
ein  Recher,  Anleger,  Ablader  10  Pfg. ;  gemeine  Arbeit  in  der 
Haushaltung  wurde  von  Walpurgis  bis  Michaelis  mit  15  Pfg., 
während  des  übrigen  Jahres  mit  1  Gr.  bezahlt.  In  den 
Ämtern  gab  es  Amtstagelöhne,  über  ihre  Höhe  können  wir 
nichts  berichten. 

Wenn  wir  uns  jetzt  zum  Betrieb  der  Landwirtschaft  in 
der  Epoche  Moritz-Augusts  wenden,  werden  wir  unsere  Dar- 
stellung an  die  Regierungsthätigkeit  Kurfürst  Augusts  an- 
knüpfen müssen.  Mit  Recht  wird  Kurfürst  August  äs  Volks- 
wirt gepriesen,  wohl  kein  Gebiet  des  staatlichen  Lebens  giebt 
es,  das  sich  seiner  fruchtbringenden  Thätigkeit  entzogen  hat; 
dennoch  glauben  wir,  dafs  seine  Bedeutung  über-,  die  seines 
Bruders  Moritz  unterschätzt  wird.  Bislang  hat  sich  die  wirt- 
schaftsgeschichtliche Forschung  allzu  einseitig  dem  Kurfürst 
August  zugewandt,  und  die  Verwaltungspolitik  von  Kurfürst 
Moritz  vernachlässigt.  Auf  ihre  Ergebnisse  sind  wir  in  Er- 
mangelung eigener  Studien  angewiesen*. 

Damals  schon  besafs  die  Naturalwirtschaft  in  Sachsen 
keine  ausschlaggebende  Stellung  mehr,  und  wahrscheinlich 
war  vor  allen  anderen  deutschen  Territorien  die  Geldwirt- 
schaft verhältnismäfsig  am  weitesten  entwickelt.  Immerhin 
fand  der  gröfste  Teil  der  Bevölkerung  seinen  Beruf  und 
seinen  Unterhalt  in  der  Landwirtschaft.  Und  von  ihrem  Ge- 
deihen hingen  in  erster  Linie  auch  die  Staatseinnahmen  ab; 
denn  die  Rentkammereinnahmen,  deren  gröfster  Teil  aus  den 
Domänen,  oder  aus  der  Besteuerung  der  Landwirtschaft 
flössen,  bildeten  die  Haupteinnahmequelle  des  Staates. 

Handel  und  Gewerbe  beanspruchten  noch  nicht  die  mafs- 
gebende  Stellung,  welche  sie  in  den  späteren  Jahrhunderten 
einnehmen  sollten,  und  auch  die  Bergwerke  mit  ihrem  Silber- 
abbau, so  sehr  auch  die  Kurfürsten  ihnen  stets  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuwandten,  waren  doch  nicht  von  so  hervorragender 
Bedeutung  für  die  Wirtschaft,  als  man  geneigt  ist  ihnen  zu- 
zuschreiben. 


1  Falke,  J.  Die  Geschichte  des  Kurfürsten  Auffust  von  Sachsen 
in  volkswirtschaftlicher  Beziehung.  Leipzig  1868.  Böhme,  O.  Ent- 
wicklung der  Landwirtschaft  auf  den  königl.  sächsischen  Domänen. 
Berlin  1890.  ^  t 
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Kurfürst  Moritz  bedurl'te  zur  Durchflihrung  seiner  that- 
kräftigen  Politik  aufserordentlicher  Geldmittel;  von  Landtag 
zu  Landtag  mufsten  die  Stände  die  Erhebung  neuer  Steuern 
bewilligen.  Sein  Nachfolger  entsagte  wohl  den  kriegerischen 
Plänen,  suchte  aber  die  Bewilligung  der  neu  aufgelegten 
Steuern  bei  den  Ständen  durchzusetzen.  Da  es  ihm  gelang, 
den  Widerstand  der  Landschaft  zu  brechen,  so  sah  er  sich 
bald  in  den  Stand  gesetzt,  mit  den  Überschüssen  aus  den 
Staatseinnahmen  eine  erfolgreiche  innere  Politik  zu  betreiben. 

Er  richtete  sein  Augenmerk  auf  den  Ankauf  von  grofsen 
Rittergütern  und  Herrschaften.  Bis  zum  Jahre  156t  hat  er 
dafür  allein  705000  fl.  ausgegeben*.  Es  ist  noch  nicht  gcr 
ntigend  klargestellt,  welche  Gesichtspunkte  ihn  dabei  leiteten; 
auf  die  Bildung  einer  grofsen  Hausmacht  im  Lande  kann 
sein  Absehen  allein  nicht  gerichtet  gewesen  sein.  Unter  dem 
Widerstände  der  Landschaft  setzten  seine  Nachfolger  diese 
Politik  fort.  Nur  während  der  Vormundschaft  Christians  H. 
gelang  es  den  Ständen,  in  dem  Landtagsrevers  von  1604  dem 
Kurfürsten  das  Versprechen  abzuringen,  ferner  keine  eigen- 
mächtigen Erwerbungen  von  Gütern  vorzunehmen.  Johann 
Georg  I.  setzte  sich  aber  über  diesen  Revers  hinweg  und  fuhr 
mit  Gutsankäufen  fort,  bis  die  finanziellen  Wirren  des 
30jährigen  Krieges  dieser  Politik  ein  Ende  bereiteten.  In 
den  Jahren  von  1590 — 1626  sind  nicht  weniger  als  4  Städte 
und  108  Dörfer  von  den  Kurfürsten  angekauft  worden. 

Während  die  beiden  Christiane  und  Johann  Georg  L 
nur  auf  eine  Vermehrung  ihres  Grundbesitzes  ausgingen, 
verfolgte  Kurftlrst  August  bei  den  Erwerbungen  bestimmte 
socialpolitische  Ziele.  Nach  den  eingehenden  Untersuchungen 
von  Falke  hat  Kurfürst  August  in  der  ersten  Periode  seiner 
Regierung  die  erworbenen  Güter  wieder  veräufsert.  Einkauf 
und  Verkauf  gingen  bei  ihm  Hand  in  Hand.  Jedoch  mit  einem 
wichtigen  Unterschied.  Er  kaufte  grofse  Herrschaften  an, 
um  sie  dann  in  einzelne  Teile  zu  zerlegen;  die  Dörfer,  welche 
zu  den  Gütern  gehörten,  verkaufte  er  öfters  an  städtische 
Gemeinden,  selten  an  Adlige,  am  meisten  aber  an  bäuerliche 
Gemeinden.  Die  Vorwerke  verkaufte  er  dagegen  fast  nie  im 
Ganzen ;  er  zerteilte  sie  zunächst  in  einzelne  Hufen,  die  meist 
zu  16 — 21  Haushaltungen  genügten  und  veräufserte  diese  dann 
an  Bauern.  Auch  kam  es  vor,  dafs  er  den  ganzen  Grund- 
besitz einem  Unternehmer  mit  der  Bedingung,  ein  Dorf  zu 
gründen,  übergab. 

Es  kam  ihm  also  darauf  an,  den  bäuerlichen  Besitz  zu 
stärken  und  zu  vermehren,  die  Zahl  der  Rittergüter  aber 
zu  beschränken.  Die  gleiche  Fürsorge  fbr  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes  zeigte  sich  auch  in  einem  am  1.  Mai  1563  in 

^  Falke  a.  a.  O.  8.  76. 

Forschungen  (54)  Xll  4.  -  Wuttke.  3 
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die  Ämter  ergangenen  Verbote,  Erbgüter  ohne  kurfürstliche 
Genehmigung  an  Adlige  oder  Bürgerliche  auszuleihen  (Cod. 
Aug.  n.  S.  1365).  Das  Verbot  ward  damit  begründet,  dafs 
die  Zahl  der  Mannschaften  (Haushaltungen)  in  den  Ämtern 
nicht  gemindert  weiden  dürfte.  Christian  IL  hat  am  1.  Mai 
1609  in  gleichem  Sinne  nochmals  ein  Ausschreiben  in  die 
Ämter  ergehen  lassen.  In  Sachsen  ist  also  das  Rittergut  nicht 
auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes  angewachsen  ^. 

Von  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  ab  änderte  der  Kur- 
fürst seine  Wirtschaftspolitik.  Von  der  Aufteilung  und  Ver- 
pachtung der  Domänen  ging  er  zur  Selbstverwaltung  über, 
Naturalzinsen  wurden  auch  jetzt  noch  in  Geldzinsen  um- 
gewandelt, aber  die  Frondienste  wurden  beibehalten,  ja  wo  es 
ging,  stärker  herangezogen.  Durch  planmäfsige  Verbesserung 
der  Landwirtschaft  suchte  man  den  ReinertrÄg  der  kurfürst- 
lichen Vorwerke  zu  heben.  Die  Landwirtschaft  auf  den 
Domänen  wurde  musterhaft  betrieben  und  diente  als  anregendes 
Vorbild  den  Landwirten. 

Über  die  Grundsätze,  nach  denen  Kurfürst  August  bei 
der  Bewirtschaftung  der  Vorwerke  verfuhr,  sind  wir  durch 
zwei  Schriften  unterrichtet.  Nach  einer  unbewiesenen  Tra- 
dition hat  der  Hofineister  der  kurfürstlichen  Gemahlin  Anna, 
Abraham  von  Thumshim,  welchem  die  Verwaltung  der  Do- 
mänen unterstellt  war,  im  Auftrage  des  Kurfürsten  eine  In- 
struktion für  die  Verwaltung  eines  Vorwerkes  ausgearbeitet. 
Leider  hat  sich  bis  jetzt  noch  kein  Exemplar  dieser  früher  in 
vielen  Abschriften  in  Sachsen  verbreiteten  Instruktion  auffin- 
den lassen.  Unter  dem  Titel:  „oeconomia  oder  nothwendiger 
Unterricht  und  anleitung  wie  eine  gantze  Hausshaltung  am 
nützlichsten  und  besten  kan  angestellet  werden",  gab  Kaspar 
Jugel  aus  Grimma  1617  die  Thumshirnsche  Instruktion  nach 
„des  seligen  edelen  Herrn  Autoris  autographo"  mit  Zusätzen 
heraus.  Jugel  hat  jedoch  den  ursprünglichen  Text  verändert 
und  umgestellt. 

Eine  weit  bessere  Quelle  als  die  Thumshim- Jugelsche 
Arbeit  giebt  eine  weder  von  Falke  noch  von  Böhme  benutzte 
Handschrift  der  königlichen  Bibliothek  zu  Dresden:  Instruk- 
tion für  einen  Vorwerksverwalter*  ab.  Diese  Handschrift  — 
ein  Folioband  von  367  Blättern  —  ist  wahrscheinlich  um  das 
Jahr  1569  abgefafst  worden;  dafür  spricht,  dafs  der  Kalender, 
den  sie  enthält,  auf  dies   Jahr  lautet.     In   ihr  liegt  uns   das 

1  Eine  Matriciil  von  1670  (H.  St.  Arch.  Bibliothek  X.  84.  »fatricul. 
Über  die  in  Churf.  Sachsen  befindlichen  Schriftsassen  in  den  Ämtern) 
eutlialt  ein  Verzeichnis  aller  Grundbesitzer  und  ihres  Besitzes  Im 
Lande.  Dabei  wird  bemerkt,  wo  ein  Adliger  auf  einem  Bauerngute 
wohnt;  nur  vereinzelt  kommt  dies  vor. 

*  Hdsch.  R.  5  m;  ein  Exemplar  befindet  sich  auch  im  Weimar. 
Staatsarchiv. 
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erste  umfassende,  in  deutscher  Sprache  abgefafste  Lehrbuch 
der  Landwirtschaft  vor;  Heresbach:  Rei  rusticae,  libri  quattuor 
erschien  in  lateinischer  Sprache  1570,  Johann  Colers  Oecono- 
mia  oder  Hausbuch  in  deutscher  Sprache  gar  erst  1593. 

Die  Thumshirn-Jugelsche  Oeconomia  behandelt  die  Lehren 
der  Landwirtschaft  ganz  allgemein,  die  Dresdner  Handschrift 
geht  dagegen  von  der  Bewirtschaftung  des  kurfürstlichen 
Kammergutes  Ostra  bei  Dresden  aus.  Die  Einteilung  des 
StoflFes  ist, in  beiden  Arbeiten  die  gleiche,  überhaupt  lassen 
sich  viel  Ähnlichkeiten  zwischen  beiden  Werken  nachweisen, 
zunächst  ist  es  aber  noch  zweifelhaft,  ob  uns  in  der  Dresdner 
Handschrift  die  Originalarbeit  von  Thumshirn  vorliegt. 

Während  nach  den  landläufigen  Vorstellungen  im  16.  Jahr- 
hundert noch  durchgängig  in  der  Landwirtschaft  die  Drei- 
felderwirtschaft herrschte,  sehen  wir,  dafs  man  auf  den  kur- 
fürstlichen Vorwerken  mit  diesem  System  schon  gebrochen 
hatte.  In  der  Handschrift  (S.  87)  heifst  es:  „Der  Acker  wird 
um  Dresden  nach  folgender  Gestalt  besäet;  ist  ein  Acker  geil, 
so  besäe  ihn  das  erste  Jahr  mit  Gerste,  das  andere  mit 
Weitzen,  das  dritte,  vierte  und  fünfte  Jahr  mit  Korn,  das 
sechste  mit  Hafer,  das  siebente  liegt  er  wiederum  brach;  das 
ist  aber  von  guten  feisten  Ackern,  die  in  guter  Arth  liegen, 
gemeldet." 

Diese  Fruchtfolge  stimmt  nicht  mit  der  auf  dem  kur- 
fürstlichen Vorwerk  Hohnstein  von  1569—1573  befolgten 
überein.  Dort  gab  es  eine  Fünffelderwirtschaft:  Brache, 
Korn,  Korn,  Hafer,  Erbsen  oder  Wicken^. 

Auf  die  Hebung  der  Viehzucht  hat  Kurfürst  August 
grofsen  Wert  gelegt.  Bei  der  dichten  Bevölkerung  waren 
die  Fleischpreise  hoch  und  das  Land  bedurfte  der  Einfuhr 
von  Schlachtvieh,  —  meist  „polnischer"  Ochsen.  In  der  In- 
struktion für  einen  Vorwerksverwalter  werden  genaue  Be- 
rechnungen und  Anschläge  aufgestellt,  was  eine  Kuh  koste, 
was  an  Milch,  Käse  u.  s.  w.  eingenommen  werden  könne. 
Dort  finden  sich  auch  Berechnungen  über  die  Ausgaben  und 
Einnahmen  einer  Schäferei  von  1200  Schafen;  die  Einnahmen 
aus  der  Verwertung  aller  Schafprodukte  werden  genau  an- 
gegeben; es  wird  aufgezählt,  was  ein  Schäfer  zu  leisten  hat 
und  was  er  jährlich  als  Deputat  erhält.  Im  übrigen  müssen 
wir,  was  die  Viehzucht  betriflft,  auf  die  Arbeiten  von  Falke 
und  Böhme  verweisen^. 

Die  Instruktion  für  einen  Vorwerksverwalter  zerfällt  in 
drei  Abschnitte;  der  eine  handelt  vom  Ackerbau,  der  andere 


1  Böhme  a.  a.  0.  S.  62.    Falke  a.  a.  0.  S.  61. 

■  Diesen  Arbeiten  ist  nachzutragen:  H.  A.  F.  F(ischer),  Gut- 
herziges Schreiben  ....  den  Ackerbau  und  die  Viehzucht  zu  des 
theuersten  Churf.  Augusti  Zeiten.  Chemnitz  1764. 
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von  der  Viehzucht  und  der  dritte  von  der  „Haushaltung  zum 
Forwergen." 

Letzterer  Abschnitt  ist  besonders  beachtenswert.  Danach 
lag  die  eigentliche  landwirtschaftliche  Arbeit,  das  Bestellen 
der  Acker,  das  Säen  und  Ernten  den  Frönern  ob;  daneben 
gab  es  aber  noch  Tagelöhnerarbeit;  ein  eigenes  Kapitel  han- 
delt davon:    „wann  man  die  Äcker  um  Geld  arbeiten  lasset." 

Verantwortlich  für  den  ganzen  Betrieb  eines  Vorwerkes 
war  der  Befehlshaber,  oder  der  Vorwerksverwalter.  Über 
seine  Bestellung  und  wie  ein  Haushalter  sich  zu  seinem  Amte 
bei  Bestellung  der  Vorwerke  halten  soll,  handelt  die  Instruk- 
tion ausführlich.  Besonders  wird  hervorgehoben,  wie  er  mit 
dem  Gesinde  umzugehen  habe.  Böses  zänkisches  Gesinde  soll 
er  nicht  dulden,  die  fleifsigen  loben,  die  bösen  mit  Witz 
strafen.  Jeden  Abend  möge  er  anordnen,  was  das  Gesinde 
am  andern  Morgen  arbeiten  müsse.  Den  Lohn  soll  er  den 
Knechten  und  Mägden  richtig  bezahlen  und  darauf  sehen^ 
dafs  sie  ihre  Notdurft  haben,  und  nicht  über  Essen  und 
Trinken  klagen,  denn  dies  bringe  Abfall  und  Nachteil; 
das  Gesinde  solle  nicht  zärtliche,  sondern  gemeine,  grobe 
Speisen  erhalten.  Wenn  es  regne  oder  schneie,  oder  bei 
Nacht  werde  ein  verständiger  Hausvater  nie  seinem  Gesinde 
befehlen,  im  Felde  zu  arbeiten,  es  erfordere  denn  die  hohe 
Notdurft. 

Thumshirn-Jugel  stellte  drei  Regeln  auf,  die  man  bei  Mie- 
tung von  Gesinde  zu  beachten  habe:  erstlich  soll  man  nur 
bekanntes  Gesinde,  das  etwas  zu  verlieren  hat  und  angesessen 
ist,  mieten,  sich  aber  vor  fremden  und  unbekannten 
hüten,  —  zweitens  solle  man  nicht  zugleich  zwei  oder  drei 
Brüder  oder  Schwestern  mieten  und  drittens  solle  man  sich 
vor  alten  Knechten  und  Mägden  hüten :  sie  seien  zwar  hurtig 
an  der  Schüssel,  aber  bei  der  Arbeit  ganz  lafs  und  träge, 
auch  wohl  gar  beifsig. 

Diese  drei  Mietsregeln  werden  in  der  Hausväterlitteratur 
noch  oftmals  wiederholt. 

Im  übrigen  h^en  Thumshirn-Jugel  eine  dem  Gesinde  wohl- 
wollende Gesinnung.  So  sollen  Herren  und  Frauen  dem  Ge- 
sinde gebührliche  Kost,  Trank  und  bequemes  Lager  ver- 
schaffen und  hierinnen  keinen  Vorteil  suchen  noch  gebrauchen. 
Vor  allem  soll  auf  des  Gesindes  Gesundheit  Acht  genommen 
und  daran  nichts  verwahrlost  werden.  Dagegen  heifst  es  aber 
auch  von  dem  Gesinde:  es  habe  die  Oberhand  in  der  Welt 
und  es  werde  wohl  nicht  besser  werden,  als  bis  der  gerechte 
Gott  ihnen  selbstens  ins  Spiel  greifen  und  ihren  Frevel  steuern 
werde.  Sie  seien  gewohnt,  grofsen  Lohn  bei  wenig  Arbeit 
zu  nehmen,  und  liefsen  sich  weniger  als  ein  wildes  Pferd 
zwingen. 

Die  Instruktion  zählt  in  einzelnen  Kapiteln  (eines  Vogtes 
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Amt,  einer  Käaemutter  Amt  u.  a.  w.)  die  Pflichten  des  Ge- 
sindes auf.  Der  Vogt,  welcher  zu  dem  Gesinde  zählte,  mufste 
über  alles,  was  in  der  Haushaltung  eingenommen  oder  aus- 
gegeben wurde,  genaue  Rechnung  führen  und  alle  seine  An- 
gaben mit  Zetteln  oder  Kerbhölzern  belegen;  er  war  der 
Vorgesetzte  des  männlichen  Gesindes,  während  die  Eäsemutter 
die  Aufsicht  über  die  Mägde  führte.  Sie  hatte  um  8  Uhr 
früh  aufzustehen  und  die  Mägde  zu  wecken,  damit  das  Vieh 
beizeiten  gefüttert  werde,  dann  hatte  sie  den  Mägden  eine 
warme  Suppe  zu  kochen.  Am  Schlufs  jeder  Woche  mufste 
sie  über  die  Einnahmen  aus  der  Rind-  und  Federviehzucht 
Rechenschaft  ablegen. 

Die  Instruktion  stellt  ferner  eine  Speiseordnung  tür  das 
Gesinde  auf.  Etliche  hielten  wohl  den  Brauch,  d&h  sie  dem 
Gesinde  ihr  abgeteiltes  Brot  wöchentlich  geben;  einem  Haus- 
wirt sei  solches  wegen  der  schimpflichen  Nachrede  und  auch 
wegen  des  Widerwillens,  den  das  Gesinde  deswegen  schöpfe, 
bedenklich.  Auch  werde  gleichwohl  dadurch  allerlei  Abzug, 
Betrug  und  Vorteil  von  dem  Gesinde  gesucht,  indem  sie  ihr 
Brot  ersparen,  es  heimlich  verkaufen  oder  es  sonst  „ver- 
partieren". 

Die  Speiseordnung  war  folgende :  An  den  Fleischtagen  — 
Sonntag,  Dienstag,  Donnerstag,  gab  es  zu  Mittag  eine  Suppe, 
ein  Essen  Fleisch,  ein  Essen  Zugemüse.  Als  Ersatz  rar 
Fleisch  galten  Eierspeisen,  Hering,  Stockfisch,  Halbfisch, 
Grünfisch.  An  allen  übrigen  Tagen  der  Woche  gab  es  zu 
Mittag  zwei  Essen,  abwechselnd  Erbsen  oder  Hirse  mit  Rüben 
oder  Kraut.  Zum  Frühstück  gab  es  eine  warme  Konvent- 
suppe und  ein  paar  Frönerbrote,  „deren  vier  auf  eine  Zeile 
gehen"  und  im  Sommer  Käse,  im  Winter  einen  Hering.  Zur 
Vesperzeit  gab  es  ein  paar  FrOnerbrote  und  Hering.  —  Das 
Abendbrot  war  warm  und  bestand  aus  zwei  Zugemüsen,  das  eine 
von  Haidegrütze  oder  Hafergrütze,  Gerste,  Graupen,  das 
zweite  von  Möhren,  gebackenem  Obste,  welke  oder  weifse 
Rüben.     Zu  den  Mahlzeiten  wurden  Molken  und  Buttermilch 

Betrunken,  aufserdem  aber  „pflegt  man  dem  Gesinde  über 
'isch  und  Mahl  Konvent  (ein  leichtes  Bier)  genugsam  zu 
geben."  An  Sonntagen  wurde  flir  die  Woche  Hering  und 
Käse  ausgegeben. 

Nach  Gelegenheit  der  Zeit  waren  die  Zugemtlse  mit 
grünem  Kraut,  Obst,  Schwämmen  zu  vermehren  und  zu  ver- 
bessern. An  hohen  Festtagen  gab  es  ^etwas  besseres" :  Bra- 
ten, Kuchen,  Fladen  und  „ziemlich"  Bier.  „Da  ein  Hauswirt 
sein  Gesinde  besser  traktieren  will,  das  stehet  in  eines  jeden 
Wohlgefallen." 

Der  Vogt  hatte  das  Gesinde  vor  der  Mahlzeit  zum  Gebet 
anzuhalten  und  mufste  mit  ihm  an  einem  Tische  essen. 
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Auf  dem  Kammergut  Lohmen*  wurden  1590  pro  Kopf 
des  Gesindes  wöchentlich  VI2  Pfd.  Fleisch  verbraucht,  und 
die  Haushaltungskosten  beliefen  sich  für  jede  Gesindeperson 
auf  30  fl.  jährlich. 

Aus  alledem  dürfte  hervorgehen,  dafs  die  Kost  des  Ge- 
sindes auf  den  Domänen  reichlich  und  gut  war.  Die  Wahl 
der  Speisen  ist  vorzüglich,  Fleisch  giebt  es  zur  Genüge,  und 
die  stärkemehlhaltigen  Gerichte  nehmen  mit  Recht  den  be- 
vorzugten Platz  in  der  Kostordnung  ein. 

Schliefslich  giebt  die  Instruktion  an,  welchen  Lohn  der 
Verwalter  dem  Gesinde  zahlen  soll.  Für  den  ersten  Vogt 
werden  jährlich  15  fl.  ausgeworfen  (Landesordnung  von  1482 
stellt  den  Lohn  eines  Schirrmeisters  auf  6  fl.  fest),  für  den 
zweiten  Vogt  gleichfalls  15  fl.  (1482  Grofsknecht  5  fl.),  fUr 
die  Käsemutter  6  fl.  (1482  2^/2  fl.),  für  Kuh-  und  Ochsenhirt 
und  für  die  Viehmagd  4  fl.  (1482  IV2— 2  fl.).  Die  Löhne 
waren  also  im  16.  Jahrhundert  in  Sachsen  sehr  gestiegen, 
und  das  Gesinde  konnte  bei  der  guten  Kost  und  den  hohen. 
Löhnen  reichliches  Auskommen  finden. 


1  Vgl.  Böhme  a.  a.  0.  S.  154. 
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Viertes  Kapitel. 

Lage  des  Gresindes  vor  Ausbruch  des 
30jährigen  Krieges. 


In  der  Entwicklung  des  modernen  Staates  machen  sich 
zwei  gegensätzliche  Bestrebungen  geltend;  die  eine  will  den 
Staat  loslösen  von  aller  privatwirtschaftlichen  Erwerbsthätig- 
keit,  die  andere  dagegen  sucht  nicht  nur  an  dem  historisch 
überkommenen  Wirtschaftsgebiete  des  Staates  festzuhalten,  son- 
dern es  zu  erweitern,  und  dem  Staate  Aufgaben  zuzuweisen, 
welche  bislang  der  Privatwirtschaft  zufielen.  Beide  Richtungen 
sind  einseitig.  Ein  Staat,  welcher  in  einigen  Zweigen  mit  den 
Privatwirtschaften  konkurriert,  wird  durch  seine  eigenen  Er- 
fahrungen besser  über  Fortgang  und  Stillstand  von  Handel 
und  Gewerbe,  über  das  Gedeihen  der  Landwirtschaft  unter- 
richtet sein,  als  wenn  er  sich  allein  auf  die  Steuererträgnisse, 
auf  Berichte  und  Enqueten  bei  einer  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  verlassen  mufs.  Ist  ein  Staat  dagegen 
durch  mannigfaltigen  Eigenbetrieb  eng  mit  privatwirtschaft- 
lichen Interessen  verknüpft,  beherrscht  er  durcn  eigene  Thätig- 
keit  ein  grofses  Gebiet  der  Produktion,  so  ist  er  der  Gefahr 
ausgesetzt,  nicht  über  den  wirtschaftlichen  Parteien  zu  stehen, 
nicht  das  Zünglein  an  der  socialen  Wage  zu  bilden,  sondern 
im  Verfolgen  von  seinen  privatwirtschaftlichen  Zielen  eine 
der  Parteien  einseitig  zu  begünstigen  und  in  seiner  Gesetz- 
gebung seinen  eigenen  Nutzen  wahrzunehmen. 

Der  Staat  des  16.  Jahrhunderts  war  der  gröfste  Grund- 
besitzer im  Lande;  sein  Vorteil  verband  sich  mit  dem  der  Grund- 
herren, und  die  Bestrebungen  der  Kitterschaft,  sich  etwa 
auf  Kosten  ihrer  pflichtigen  Unterthanen  einen  Gewinn  zu 
verschaffen,  scheiterten  nicht  immer  an  dem  Widerstände  der 
Regierungen, 

Wir  können  von  diesem  Jahrhundert  eine  rein  staatliche 
Wirtschaftspolitik,  in  welcher  der  Mächtige  und  Schwache,  der 
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Reiche  und  Arme  allein  als  Unterthanen  galten,  nicht  er- 
warten. Um  80  höher  mufsten  wir  die^von  Kurfürst  August 
für  den  Schutz  und  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  aus- 
geübte Thätigkeit  veranschlagen.  Aber  nicht  immer  richtec 
sich  der  Kurfürst  nach  dem  Oesamtinteresse  des  Volkes;  ge- 
legentlich fühlt  er  sich  als  Rittergutsbesitzer  und  sucht  durch 
staatliche  Mafsnahmen  sich  beim  Betrieb  seiner  Landwirt- 
schaft gewisse  Vorteile  zu  sichern.  Auch  diese  andere  Seite 
seiner  Wirksamkeit  müssen  wir  berücksichtigen. 

Um  die  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  sehen  wir,  wie  in 
einigen  deutschen  Staaten  der  Gesindezwangsdienst  auf  den 
Rittergütern  erst  eingeführt  wird,  oder,  wo  er  schon  bestand, 
an  Ausdehnung  gewinnt. 

In  Deutschland  finden  wir  den  Gesindezwangsdienst  in 
zwei  Formen  verbreitet;  als  Vormiete:  jedes  Unterthanenkind, 
welches  in  einen  Dienst  treten  will,  hat  seine  Dienste  zuerst 
dem  Gerichtsherrn  anzubieten;  und  als  Dienstzwang  im 
engeren  Sinne:  jedes  Unterthanenkind ,  welches  überhaupt 
körperlich  zu  dienen  fähig  ist,  mufs  dem  Gerichtsherrn  auf 
sein  Ansuchen  während  einer  gewissen  Zeit  Gesindedienste, 
oft  uüentgeltlich,  leisten. 

Der  Gesindezwangsdienst  findet  sich  nur  auf  dem  Lande. 

Wie  stand  es  nun  mit  dem  Gesindezwangsdienst  in  Kur- 
sachsen ?  Die  Durchsicht  von  27  Erb-  und  Amtsbüchern  aus 
den  Jahren  1516 — 1590  und  von  29  Erbregistern  ^  über  Ritter- 
gutsdörfer aus  den  Jahren  1529 — 1593  ergab,  dafs  in  keinem 
dieser  Bücher,  welche  die  Dienste  der  Unterthanen  aufzeich- 
neten, der  Gesindezwangsdienst  bis  auf  zwei  Ausnahmen  er- 
wähnt wird. 

Die  Ausnahmen  sind  folgende.  Erstlich  heilst  es  im 
Erbbuch  des  Amtes  Lichten walda  (1562):  „Sonderbare  Dienst- 
barkeit: alle  Einwohner  des  Dorfes,  auch  alle  anderen  des 
Amtes  Lichtenwalda  besessene  Unterthanen  sind  nach  altem 
Herkommen  schuldig,  ihre  Kinder  auf  Schlofs  Lichtenwalda 
und  desselben  zugehörigen  Vorwerken,  wann  man  deren  be- 
gehrt und  bedürftig,  dienen  zu  lassen.  Und  mufs  ihnen 
solches  14  Tage  vor  Weihnachten  angekündigt  werden  und 
ob  die  Eltern  ihre  Kinder  gleich  selbstens  bedürftig,  so  ent- 
schuldigt sie  dasselbe  doch  nicht.  Und  werden  auf  solchen 
Fall  zu  Lohn  gegeben  und  die  Kost,  sonsten  kein  ein* 
geschnette."  Daneben  steht  eine  Taxe,  nach  welcher  die  Löhne 
unter  die  Sätze  der  Taxordnung  von  1482  stehen,  also  niedriger 
sind  wie  die  auf  den  Kammergütern  gezahlten. 

Zweitens   enthält   das  Erbregister  über   die  Dorfschaften 


^  Sämtliche  dieser  Amtsbüchcr  und  Erbregister  sind  im  H.  St.  A. 
aufbewahrt;  ihre  Aufzfthlung  würde  hier  eu  weit  fuhren. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


xn  4.  41 

Erlau  und  Franken  (1574)  die  Bestimmung:  „Gesinde,  Knechte 
und  Mägde  müssen  sie  (die  Unterthanen)  der  Herrschaft  an- 
bieten und  vor  andern  derselben  dienen  lassen." 

Dafür,  dafs  es  einige  wenige  Rittergüter  gab,  denen,  viel- 
leicht aus  früheren  Jahrhunderten,  das  Recht  auf  den  Gesinde- 
zwangsdienst zustand,  ergeben  sich  noch  andere  Anhaltepunkte. 
So  hatte  der  Rittergutsbesitzer  Hans  von  Teuschwitz,  welchen 
„seine  Unterthanen  Töchter  und  Kinder,  wann  er  dieselben 
bedarf  und  begehrt  vor  andern  zu  dienen  schuldig**  waren, 
mit  seinen  Dienstmägden  „ein  gewaltsam  ehrlos  und  unchrist- 
lich Leben  geübet  und  gebrauchet".  Kurfürst  August  liefs 
sich  darüber  persönlich  Bericht  erstatten  und  entschied  dann, 
in  einem  Schreiben  an  den  Schösser  zu  Dresden  (1556),  dafs, 
weil  von  Teuschwitz  seine  Freiheit  und  das  Herkommen  mifs- 
braucht  habe,  er  desselben  verlustig  gehen  solle,  und  dafs  der 
Schösser  mit  Ernst  ihm  zu  untersagen  habe,  hinfürder  seine 
Unterthanen  Töchter  in  seine  Dienste  mit  Gewalt  zu  nehmen 
und  zu  zwingend 

Auf  Grund  des  angeführten  Materials  wagen  wir  zu  be- 
haupten, dafs  der  Gesindezwangsdienst  in  Kursachsen  als  or- 
ganisches Rechtsinstitut  nicht  bestand,  wohl  aber  vereinzelt, 
äIs  Ausnahme,  auf  einigen  Rittergütern  vorkam. 

Dieser  Rechtszustand  wurde  durch  die  von  Kurfttrst 
August  auf  seinen  Vorwerken  befolgte  Gesindelohnpolitik 
erschüttert.  Wir  haben  betont,  dafs  die  Fortschritte,  welche 
in  der  Landwirtschaft  auf  den  Domänen  gemacht  wurden, 
dem  ganzen  Lande  zu  Gute  kamen ;  jetzt,  wo  es  sich  um  die 
nachteiligen  Beziehungen  des  Kammergutes  zu  seinen  Pflich- 
tigen Dörfern  handelte,  dürfen  wir  andererseits  den  Einflufs, 
welcher  alle  jene  Bestimmungen,  die  der  Kurfiirst  auf  seinen 
Vorwerken,  das  Gesinde  betreffend,  erliefs,  auf  die  Gesinde- 
verhältnisse überhaupt  ausübten,   nicht  unterschätzen. 

Erst  als  um  die  Mitte  der  60er  Jahre  der  Kurfürst  zur 
Selbstbewirtschaftung  der  Domänen  überging,  und  er  auf 
Schwierigkeiten  stiefs,  die  Vorwerke  hinreichend  mit  Arbeits- 
personal zu  versehen,  begann  er  in  die  Gesindeverhältnisse 
einzugreifen. 

In  einem  Schreiben^  —  vom  29.  August  1568  —  an  den 
Schösser  in  Chemnitz,  beklagte  sich  der  Kurfiirst  über  den 
Ungehorsam  des  Vorwerksgesindes  und  der  Fronleute,  die 
aich  geweigert  hatten,  zur  rechten  Zeit  sich  zur  Arbeit  ein- 
zustellen   oder    den    Dienst   auf   den   Vorwerken    zu   leisten. 


1  Copial  273.  S.  219.  Der  Kurfürst  verlangte  ttberdies,  dafs  von 
Teuschwitz  mit  den  geschwängerten  Dirnen  sich  vertrage  und  ihm 
gebührende  Abbitte  leiste. 

*  Loc.  37875.  Die  Frondienste  der  Cliemnitzer  Amtsunterthanen 
auf  hiesigem  Vorwerk.    Bd.  I.   Bl.  9. 
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DiiBs  veranlafste  den  Kurfürsten  zu  einem  aufserordentlichen 
Schritte;  er  übertrug  die  Amtsgewalt  des  Schössers  auf  den 
—  meist  adligen  —  Befehlshaber  der  Vorwerke.  Freilich  nur 
insoweit  als  es  das  Gesinde,  die  Fronleute  und  Arbeiter  in 
der  Bestellung  der  Haushaltung  und  des  Vorwerks  betraf, 
sollte  der  Befehlshaber  „die  Botmässigkeit  Hülf,  Zwang  und 
Straf"  haben.  Der  Schösser  mufste  ihm  „dienstliche  ^te 
Handreichung"  leisten,  und  der  Landknecht  hatte  unweiger- 
lich auf  seinen  Befehl  „mit  Einziehung  der  Ungehorsamen, 
Verwahrung  derselben,  Geboth  und  Verboth"  Folge  zu  leisten. 
Dies  bedeutete  einen  schwerwiegenden  Eingriff  in  die  Gerichts- 
verfassung und  gab  dem  Befehlshaber  fast  unumschränkte  Ge- 
walt über  seine  Untergebenen. 

Und  noch  in  demselben  Jahre  flihrte  er  den  Gesinde- 
zwangsdienst auf  den  Vorwerken  ein.  Am  6.  September  1568 
erging  folgender  Befehl  sowohl  an  den  Schösser  in  Chemnitz, 
als  auch  an  den  Schösser  in  Dresden  wegen  des  Kammer- 
gutes Ostra:  „die  hochgeborne  Fürstin,  unsere  freundlich 
herzgeliebte  Gemahl,  ist  zu  Bestellung  der  von  uns  ein- 
geräumten ^  Vorwerke,  Knechte  und  Mägde  bedürftig.  Darum 
befehlen  Wir  Dir,  Du  wollest  allen  unsern  Amtsunterthanen, 
sobalde  nach  Empfangung  dieses  unsers  Befehlich,  auflegen, 
dafs  sie  förder  keine  Söhne  noch  Töchter,  so  sich 
sonstens  zu  Dienste  begeben,  verraiethen  sollen, 
sie  haben  sich  denn  erstlichen  bei  Ihr.  Liebden 
oder  derselben  Befohlichhaber  angeben.  Dich  auch 
erkunden,  zu  welcher  Zeit  solche  Dienstboten  in  solchem 
unsern  Amt  gewöhnlich  angenommen  und  ausgedienet  und 
fleissigen,  da  gleich  ihre  Dienstzeit  itzigen  Michaelis  nicht 
aus,  dass  sich  doch  je  etliche  vor  Michaelis  nächstkünftig  bei 
ihrer  Lbd.  oder  deren  Befehlhaber  zu  Dienste  anbieten  möge, 
damit  ihre  Lbd.  derselben  Nothdurft  und  gut  fleissige  treu 
Gesinde  um  gewöhnliche  Belohnung  erlangen  mögen.  Hieran 
geschieht  Unsere  Meinung."^  Wenige  Jahre  später  (1571) 
wurde  dieser  Befehl  wiederholt®. 

Fragen  wir  uns,  wie  es  kam,  dafs  ohne  jede  weitere 
rechtliche  Begründung  der  Kurfürst  den  Amtsunterthanen  den 
Gesindezwangsdienst  auferlegte,  so  müssen  wir  auf  die  Natur 
der  Amtsunterthanendienste    näher    eingehen.     Freilich    volle 

'  Nach  von  Weber,  Anna  Kurfürstin  von  Sachsen,  Leipzig  1865, 
S.  143,  übernahm  die  Kurfurstin  erst  1577  oder  1578  die  Verwaltung 
der  gesamten  kurfürstlichen  Vorwerke;  gegen  das  Gesinde  zeigte  sie 
sich  nart. 

«  H.  St.  A.  Fin.  Ar.  Rep.  47.  Amt  Chemnitz  Nr.  13,  Loc.  87875. 
Die  Frondienste  der  Chemnitzer  Amtsunterthanen  Bd.  I,  1564,  Bl.  10, 11, 
H.  St.  A.  Fin.  Ar.  Rep.  47.  Amt  Dresden  Nr.  160,  Loc.  37903,  Acta 
Commissionis.  Die  zum  Vorwerk  Ostra  benötigten  Knechte  und  Mägde. 
1568,  Bl.  1. 

•  1670  verbot  er  den  Amtsunterthanen  zu  Bitterfeld,  Gesinde  zu 
mieten,  ehe  seine  Vorwerke  damit  versehen  wären.  Falke  a.  a.  0.  8. 93. 
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Klarheit  Hefse  sich  bei  diesen  verwickelten  Verhältnissen  nur 
dann  schaffen,  wenn  wir,  was  nicht  angeht,  die  Entwicklung 
dieser  Dienste  bis  in  das  13.  Jahrhundert  zurückverfolgen 
könnten. 

Nach  altem  Herkommen  waren  die  Amtsunterthanen  zu 
einer  Reihe  von  teils  staatsrechtlichen,  teils  priyatrechtlichen 
Diensten  in  das  Amt  verpflichtet.  Sie  mufsten  Vorspann- 
dienste leisten,  Holz-  und  Baufuhren  für  das  Amt  ausfdhren 
u.  dgl.  m.  Aus  diesen  einzelnen  Dienstverpflichtungen  lei- 
teten, wie  es  scheint,  die  Kurfürsten  ein  allgemeines  Recht 
ab,  wann  und  wo  es  ihnen  beliebte,  die  Amtsunterthanen  zu 
irgend  welchen  Arbeiten  heranzuziehen.  Mehrfach  wurde  dies 
Recht  in  Anspruch  genommen  bei  Schlofs-  und  Festungs- 
bauten; nie  hätte  man  durch  freiwilliges  Angebot  die  genü- 
gende Zahl  von  technisch  geschulten  Kräften  erhalten.  Be- 
durfte man  deshalb  gröfserer  Arbeiterscharen,  so  forderten  die 
Kurfürsten  zuerst  von  den  Schössem  Verzeichnisse^  der  in 
den  Ämtern  wohnenden  Maurer,  Steinmetzen,  Zimmerleute, 
Tagelöhner  ein,  um  dann  diese,  wie  es  mehrmals  heifst:  auf 
Grund  des  „Hofzuges"  zu  den  Arbeiten  einzuziehen.  Den 
Arbeitern  wurde  der  ortsübliche  Tagelohn  zugesichert.  Es 
finden  sich  auch  Beispiele,  dafs  die  Kurfürsten  zu  Gunsten 
eines  Dritten  über  die  Amtsunterthanen  verfügten.  So  befahl 
einmal  Kurfürst  August  dem  Schösser  in  Meifsen,  dafs  er  den 
Amtsunterthanen  und  Hausgenossen,  die  um  Lohn  zu  arbeiten 
pflegten,  auferlege,  dem  Fischmeister  bei  Erweiterung  eines 
Teiches  um  den  gebührlichen  Lohn  zu  arbeiten. 

In  allen  diesen  Fällen  übte  die  Regierung  wohl  einen 
Zwang  auf  die  Amtsunterthanen  aus,  sicherte  aber  gleich- 
zeitig den  Arbeitern  den  gebräuchlichen  Lohn  zu.  In  nichts 
unterschied  sich  ursprünglich  hiervon  der  Gesindezwangs- 
dienst, wie  wir  ihn  zunächst  vom  Kurfürst  August  1568  auf 
den  Domänen  eingefiihrt  sehen.  Bald  jedoch  sollte  dies  Recht 
eine  andere  Gestalt  annehmen,  ausarten  und  als  furchtbarer 
Druck  auf  der  ländlichen  Arbeiterbe völkerung  lasten. 

Über  die  nächsten  Stufen  seiner  Entwicklung  stehen  uns 
nur  dürftige  Nachrichten  zu  Gebote-,  verhältnismäfsig  das 
meiste  Material*  findet  sich  in  den  Verwaltungsakten  des 
Kammergutes  Ostra  bei  Dresden;   an   der  Hand  dieses  Mate- 


*  Vgl.  Loc.  85241.  Verzeichnis  der  Maurer,  Zimmerleute,  Stein- 
metzen 1570. 

«  Rep.  47.  Amt  Hohnstein  Nr.  73.  Loc.  37966.  Die  aus  dem  Amt 
Hohnstein  im  Vorwerk  Ostra  alljährlich  zu  stellenden  Dienstknechte 
betreff.  1602  sq.  Rep.  47,  Amt  Dresden  Nr.  160,  Loc.  37903.  Acta  Com- 
missionis.  Die  zum  Vorwerk  Ostra  benötigten  Knechte  und  Mägde -betr» 
1568  sq.  Vgl.  auch  Eulitz,  E.  Schlofs  Waldheim.  Waldheim  lö89;  dort 
ähnliche  Versuche  auf  S.  24  geschildert. 
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rials  wollen  wir  versuchen,  die  Ausbildung  des  Gesinde- 
zwangsdienstes in  den  nächsten  Jahrzehnten  zu  verfolgen. 

Aus  der  Vereinigung  mehrerer  von  Kurfürst  Moritz  (1549) 
und  Kurfürst  August  erkauften  Gtlter  entstand  das  Kammer- 
gut Ostra*;  dem  Hofe  diente  es  als  Ktichengut  Die  Kur- 
flirsten  wandten  immer  eine  besondere  Sorgfalt  auf  die  Ver- 
waltung dieses  Gutes.  Die  aus  dem  Jahre  1569  stammende 
Instruktion  für  einen  Vorwerksverwalter  haben  wir  schon 
kennen  gelernt.  Aus  einem  Berichte  des  Rats  zu  Dresden  — 
19.  Juli  1613  —  wissen  wir,  dafs  die  zu  Vorwerk  Ostra  ge- 
hörigen Dörfer  ursprünglich  wohl  zu  Frondiensten,  nicht  aber 
zur  Stellung  von  Gesinde  verpflichtet  waren. 

Dies  änderte  sich  mit  dem  schon  erwähnten  Schreiben 
Kurfürst  Augusts  an  den  Schösser  (6.  Sept.  1568).  Mit  der 
allgemein  gehaltenen  Aufforderung  an  die  Gutsunterthanen, 
ihre  Kinder  zuerst  auf  dem  Gutshofe  zum  Gesindedienst  an- 
zubieten, scheint  man  sich  nicht  begnügt  zu  haben.  Der  Kur- 
fürst griff  zu  anderen  wirksameren  Mafsnahmen.  Er  befahl 
jetzt  den  Amtsunterthanen,  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Gesinde  für  das  Kammergut  Ostra  zu  stellen.  Den  Amts- 
unterthanen in  den  Ämtern  Radeberg  und  Hohnstein  wurde 
die  Stellung  von  Dienstknechten  zu  den  Ochsengeschirren, 
denen  im  Amte  Stolpen  die  von  Viehmägden  auferlegt. 

In  den  Jahren  1592 — 1602  war  Ostra  Witwensitz  und 
schied  während  dieser  Zeit  aus  der  kurfürstlichen  Verwaltung 
aus.  Mit  dem  Anfall  des  Gutes  an  die  Kammer  setzte  Kur- 
fürst Christian  II.  die  Politik,  sich  durch  Zwang  aus  den 
Ämtern  das  in  Ostra  benötigte  Gesinde  zu  verschaffen,  fort. 
Schon  am  4.  März  1602  erliefs  er  einen  dahin  zielenden 
Kammerbefehl  an  den  Schösser  in  Stolpen.  Damit  werden 
eine  Reihe  von  Verhandlungen  mit  den  Ämtern  eingeleitet,  in 
denen  die  Kammerverwaltung  versucht,  von  der  Stellung 
von  Dienstknechten  nach  Ostra  die  Amtsunterthanen  der 
Ämter  Radeberg  und  Moritzburg  zu  entlasten,  dagegen  die  der 
Ämter  Stolpen,  Lohmen  und  Hohnstein  zu  belasten.  Aufßlllig 
ist,  dafs  wänrend  Kurfürst  August  ohne  weiteres  durch  den 
Schösser  den  Amtsunterthanen  die  Stellung  von  Gesinde  auf- 
erlegte, jetzt  die  Schösser  erst  in  Unterhandlungen  mit  den 
Amtsunterthanen  treten  und  dafs  diese  sich  nicht  eher  ver- 
pflichten als  bis  ihnen  zugesichert  wird,  nach  sieben  Jahren 
werde  die  „Beschwerung"  auf  ein  anderes  Amt  gelegt  werden. 

Ein  Ziel  war  erreicht:  das  Kammergut  Ostra  konnte 
fortan  leicht  und  bequem  seinen  Bedarf  an  Gesinde  decken; 
aber  für  das  gestellte  Gesinde  mufste  der  „gebräuchliche"  Loha 
gezahlt  werden.    Auch  diesen  auf  die  Ämter  abzuwälzen  und 


1  Das  jetzt  zur  Pachtung  gehörige  Areal  beträgt  764  Acker. 
Böhme,  a.  a.  0.,  8.  IL 
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die  Arbeit  des  Gesindes  ebenso  unentgeltlich  zu  haben  wie  die 
der  Fronleute,  war  nun  das  Streben  der  Gutsverwaltung.  Die 
erste  Nachricht  davon  findet  sich  in  einem  Befehle  —  vom 
28.  Januar  1607  —  an  den  Schösser  in  Radeberg.  Es  wird 
da  dem  Schösser  aufgetragen,  alle  diensttüchtigen  und  unver- 
ehelichten Knechte  —  also  auch  alle  solche,  die  bereits  in 
Stellung  standen!  —  zusammenzuberufen  und,  nachdem  der 
Ostraer  Vorwerksvogt  sich  die  genügende  Anzahl  von  Ochsen- 
treibern und  Ackerknechten  ausgesucht  habe,  mit  dem  ange- 
mieteten Gesinde  den  Lohn  zu  vereinbaren,  damit  dann  später 
in  der  Höhe  des  festgesetzten  Lohnes  eine  Anlage  auf  die 
Dresdener  Amtsunterthanen,  „wie  bisher  gebräuchlich  gewesen", 
gelegt  werden  könne. 

So  „gebräuchlich",  wie  hier  behauptet,  war  diese  Anlage 
denn  doch  nicht.  Als  sie  ausgeschrieben  wurde,  kam  es  zu 
einem  erregten  Schriftwechsel  zwischen  dem  Schösser  und  den 
von  ihr  betroffenen  Dorfschaften.  Diese  wiesen  daraufhin,  dafs 
seit  40  Jahren  noch  nie  von  ihnen  durch  eine  Anlage  die  Be- 
zahlung der  Löhne  der  in  Ostra  gehaltenen  Knechte  gefordert 
worden  wäre.  Sie  wären  schon  verpflichtet,  im  Frühling  und 
Herbst  für  Ostra  Tagelöhner  zu  stellen,  die  vom  Vorwerk  nur 
2  gr.  erhielten,  denen  aber  ihre  Gemeinden  aufserdem  tätlich 
2  gr.  zuschiefsen  müfsten.  Der  Schösser  führte  zur  Begründung 
der  neuen  Anlage  weder  das  Herkommen  noch  sonst  einen 
Rechtsgrund  an;  er  berief  sich  darauf,  dafs  in  Ostra  die 
Ochsen  knechte  nur  den  Lohn  „.wie  vor  alters  geordnet"  er- 
hielten; der  Gesindelohn  stiege  von  Jahr  zu  Jahr  und  die 
Differenz  zwischen  den  in  Ostra  gezahlten  und  im  Amte  üb- 
lichen Lohn  betrüge  jetzt  jährlich  6  fl. ;  es  wäre  billig,  dafs 
diejenigen  Dorfschaften,  welche  kein  Gesinde  stellen  müfsten, 
wenigstens  diese  Zulage  von  6  fl.  fUr  jeden  Knecht  durch  eine 
Anlage  aufbrächten. 

Die  Verhandlungen  über  diese  Anlage  zogen  sich  mehrere 
Jahre  hin,  denn  der  Rat  der  Stadt  Dresden  reichte,  in  Wahr- 
nehmung der  Interessen  seiner  Untergebenen,  mehrere  —  am 
19.  Juli  1613  und  2.  März  1620  —  Beschwerden  dagegen 
bei  der  Regierung  ein.  Aber  alles  half  nichts ;  der  Kurfürst 
entschied  zu  Ungunsten  der  Dorfgemeinden,  und  die  Anlage 
wurde  beibehalten. 

Der  Bedarf  an  Dienstkräften  auf  Ostra  steigerte  sich  in 
den  nächsten  Jahren ;  1602  hatte  der  Verwalter  7 — 8  Knechte 
verlangt,  1607  schon  12—14,  1614  gar  22.  Auch  während  des 
SO  jährigen  Krieges  liels  die  Nachfrage  nicht  nach;  in  den 
Jahren  1620,  1634,  1053  werden  wegen  der  Stellung  von 
Knechten  mit  einzelnen  Gemeinden  weitere  Abkommen  ge- 
troffen. Nach  Ausgang  des  Krieges,  1659,  verlangte  mit  einem 
Male  die  Gutsverwaltung,  dafs  den  Ämtern  36  Dienstmägde 
zu  stellen  auferlegt  werde.   Auch  dies  bewilligte  die  Regierung. 
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Wieviel  Knechte  und  Mägde  innerhalb  eines  Amtes  der 
Ostraer  Vogt  sich  aussuchen  durfte,  war  in  den  Verträgen 
mit  den  Amtsunterthanen  festgesetzt^.  Auch  auf  anderen  kur- 
fürstlichen Vorwerken  scheint  es  üblich  gewesen  zu  sein,  durch 
Verteilung  der  Gesindestellung  auf  den  Ämtern  den  Bedarf 
an  Arbeitskräften  für  die  Vorwerke  zu  decken.  Aus  Chemnitz 
wird  berichtet,  dafs  man,  damit  die  Bauersleute  nicht  über 
Gebühr  beschwert  und  des  Gesindes  auf  einmal  entblöfst 
würden,  das  Amt  in  sechs  Teile  abgrenzte.  Jedes  Jahr  wurde 
nur  aus  einem  Teile  das  benötigte  Gesinde  genommen*. 

Blicken  wir  auf  die  Entwicklung,  wie  sie  bis  zum  An- 
fang des  30jährigen  Krieges  verläuft,  zurück,  so  sehen  wir, 
wie  allmählich  aus  der  allgemeinen  Unterthanenpflicht  der 
Amtssassen  sich  der  Gesindezwangsdienst  entwickelt.  Die 
Stellung  des  Staates  als  Grofsgrundbesitzer  war  hier  mafs- 
gebend;  der  Mangel  an  Gesinde  und  der  Vorzug,  den  man 
den  Ortsangesessenen  einräumte,  brachten  es  mit  sich,  dafs 
das,  was  erst  vorübergehend  eingeführt  wurde,  dauernd  bei- 
behalten werden  sollte. 

Die  Amtsunterthanen  hatten  aber  nicht  nur  das  ßlr  die 
Vorwerke  nötige  Gesinde  aufzubringen,  sondern  sie  mufsten 
auch  durch  eine  Anlage  einen  Teil  zu  dem  Gesindelohne 
beisteuern. 

Diese  Gesindepolitik,  einmal  den  Bedarf  an  Gesinde  durch 
eine  Zwangsverpflichtung  der  Unterthanen  zu  decken,  ander- 
seits in  einer  Zeit,  in  welcher  die  Preise  aller  Waren  beständig 
stiegen,  jede  Erhöhung  des  Lohnes  zu  verweigern  und  am 
„Herkommen"  festzuhalten,  bildete  das  Vorbild  fUr  die  Be- 
strebungen der  Rittergutsbesitzer.  Auch  sie  wollten  durch 
Einführung  des  Zwangsdienstes  bei  ihren  Unterthanenkindem 
sich  von  Angebot  und  Nachfrage  unabhängig  stellen-,  femer 
lag  es  in  ihrem  Interesse,  jedes  Steigen  des  Lohnes  zu  ver- 
hindern und  ihn  immer  möglichst  niedrig  zu  halten. 

So  beginnen  denn  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  die 
Stände  bei  der  Regierung  um  Einführung  des  Gesindezwangs- 
dienstes einzukommen.  Zu  einem  wahren  Petitionssturm  kam 
es  auf  dem  Landtage  von  1609.  Über  40  Beschwerden®  das 
Gesinde  betreffend,  zum  Teil  recht  umfangreiche,  liefen  aus 
allen  Teilen  des  Landes  ein.  Da  wurde  die  Regierung  ange- 
gangen, zu  verordnen,  dafs  alle  Adelsunterthanen,  die  ums  Geld 
mitrferden  und  der  Hand  arbeiteten,  ihren  Lehns-  und  Erbherrn 


^  1614  stellten  die  Ämter  Radeberg  5  Knechte,  Dresden  6,  Pirna  4, 
Hohnstein  4,  Moritzburff  3. 

*  Fin.  Reo.  47.  Eoc.  37875.  Frondienste  der  Chemnitzer  Amts- 
unterthanen. nd.  II,  Bl.  11.  Bericht  des  Vorwerkspächters  vom  12. 
Dez.  1659. 

'  Loc.  9362.  Extrakte  der  Gravamina  auf  dem  Landtage  zu  Torirau. 
1609.    Bd.  I,  Bl.  111-176!! 
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„vor  Fremden"  um  Belohnung  zu  arbeiten  verpflichtet  wären. 
Andere  wieder  verlangten  nur,  dafs  diejenigen  Unterthanen 
und  deren  Kinder,  welche  Wolle  spinnen  und  krempeln 
könnten,  auch  angehalten  würden,  ihren  Erbherm  den  Flachs 
und  den  Hanf  zu  verarbeiten.  Einige  ersuchten  den  Kur- 
fürsten, ihnen  die  Erbgerichte  „auf  ein  gewisses  Mafs  und  um 
einen  leidlichen  Abtrag"  zu  verpachten  und  einzuräumen. 
Ihr  Gesuch  begründeten  sie  damit,  dafs  das  Gesinde  zu  neuen 
Berufsarten  greife,  die  Unterthanenkinder  bei  ihnen  nicht 
dienen  wollten  und  ein  Gesindezwang  ihnen  fehle.  Von  einer 
Pachtung  der  Gerichte  aber  hofften  sie,  dafs  dann  ein  jegliches 
von  ihnen  seine  häusliche  Nahrung  mit  besserer  Ruhe  und 
Bequemlichkeit  betreiben  könne.  Ganz  allgemein  wurde  das 
Verlangen  gestellt,  in  einer  Gesindelohn taxe  die  gestiegenen 
Gesindelöhne  herabzusetzen.  Und  schliefslich  wagten  sich  auch 
einige  beherzt  mit  ihren  Wünschen  heraus  und  verlangten  den 
Gesindezwangsdienst:  falls  die  Unterthanen  und  Lehnsleute 
ihre  Kinder  als  Knechte  und  Mägde  vermieten  wollten,  sollten 
sie  die  Dienste  ihrer  Kinder  zuerst  ihren  Erbherren  anbieten. 

Als  ein  Jahr  später  (1610)  in  Leipzig  der  Entwurf  einer 
neuen  Polizeiordnung  von  einem  Ständeausschufs  beraten  wurde, 
beantragten  die  Vertreter  der  Ritterschaft  die  Aufnahme 
folgender  Bestimmung  in  die  Polizeiordnung:  Unterthanen- 
kinder, es  seien  Söhne  oder  Töchter,  möchten  an  den  Orten, 
wo  solches  Herkommen  bestehe,  ihrem  Erbheri'n  oder  ihrer 
Erbfrau  um  den  gebräuchlichen  Lohn  vor  andern  dienen  ^. 

Nicht  alle  Rittergutsbesitzer  waren  geduldig  und  hofften, 
dafs  auf  dem  Landtage  die  Regierung  ihre  Wünsche  erfüllen 
und  den  Gesindezwangsdienst  einführen  werde;  viele  ver- 
suchten, auf  eigne  Faust  dies  Recht  sich  bei  ihren  Gutsunter- 
thanen  anzumafsen. 

Dies  ging  nicht  ohne  Übergriffe  ab,  und  bald  begann  sich 
im  Lande  eine  Opposition  gegen  die  Ansprüche  der  Ritter- 
schaft zu  regen.  Die  Städte  beklagten  sich  auf  dem  Landtage 
von  1609^,  dafs  der  Adel  es  wage,  die  Kinder  seiner  Unter- 
thanen, die  in  den  Städten  Dienst  genommen  hätten,  auf  das 
Land  abzufordern,  und  dafs  er,  falls  diese  nicht  bereitwillig 
ihrem  Rufe  Folge  leisteten,  dann  die  Eltern  mit  Geßlnmis 
und  anderen  Strafen  zwänge,  ihre  Kinder  aus  den  städtischen 
Diensten  zu  nehmen.  Ein  solches  Verfahren  sei  der  Landes- 
ordnung und  den  allgemeinen  geschriebenen  Rechten  zuwider. 
Vielleicht  möchten  einige  Adlige  befugt  sein,  zu  verlangen, 
dafs  ihre  Unterthanenkinder  ihnen  zuerst  ihre  Dienste  anböten, 

1  Loc.  9996.  Kleider-  und  Polizeiordnungen  1595—1629  (Citat  aus 
dem  von  den  Deputierten  zur  Beratscliagung  des  Defensionswerkes  und 
der  Polizeiordnung  erforderten  Bedenken  vom  12.  Juni  1610). 

2  Loc.  9362.  Extrakte  der  Gravamina  auf  dem  Landti^e  zu  Torgau 
1609.    Bd.  I,  Bl.  136. 
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aber  nie  könne  ein  solches  Recht  dahin  verstanden  werden, 
dafsUnterthanenkinder,  die  schon  eth'che  Jahren  in  den  Städten 
im  Dienst  gestanden  hätten,  mit  einem  Male  aus  dem  Dienst 
auf  das  Land  abberufen  werden  könnten. 

Auf  diese  von  den  verschiedensten  Seiten  vorgetragenen 
Beschwerden  und  Forderungen  gab  die  Regierung  zunächst 
keine  Antwort.  Es  verstrichen  einige  Jahre.  Unterdessen 
hatte  die  Regierung  die  Beschwerden  der  Städte  allein  zur 
Begutachtung  einer  Ständedeputation  vorgelegt.  Diese  er- 
achtete die  Klagen  der  Städte  für  berechtigt  und  fand  es  un- 
billig, dafs  Gerichtsherren,  wenn  ihnen  der  Gesindezwangsdienst 
zustehe,  auch  das  Recht  haben  sollten,  ihre  Unterthanenkinder 
während  der  Mietszeit  aus  den  Städten  aufs  Land  zurückzu- 
fordern. Die  Regierung  schlofs  sich  diesem  Entscheid  an,  aber 
sie  fügte  in  ihrer  „Resolution  und  Erledigung  der  Gebrechen" 
vom  22.  April  1612  einen  im  Interesse  der  Rittergutsbesitzer 
liegenden  Zusatz  bei :  „sonstens  aber,  da  es  beständiglich  her- 
bracht und  der  Zwang  mit  Gesinde  nicht  verneint  werden 
kan,  wird  der  Gerichtsherr  auf  solchen  Fall  einem  Fremden 
in  der  gewöhnlichen  Miethszeit  billich  vorgezogen"  (Cod.  Aug. 
Bd.  I,  S.  167). 

Die  Entscheidung  der  Regierung  liel,  den  eigentlichen 
Kernpunkt  vermeidend,  ausweichend  aus;  sie  konnte  weder 
die  weitgreifenden  Wünsche  der  Ritterschaft  befriedigen,  noch 
den  von  den  Städten  erhobenen  Klagen  abhelfen.  In  dieser  Re- 
solution war,  was  beachtenswert  ist,  zum  ersten  Male  von  seiten 
der  Regierung  vom  Zwange  des  Gesindes  gesprochen  worden. 

Trotz  alles  Bemühens  der  Ritterschaft  galt  aber  auch  noch 
kurz  vor  dem  30jährigen  Kriege  der  Gesindezwangsdienst 
nicht  als  ein  dem  Kittergute  zustehendes  Recht;  nur  auf  ganz 
wenigen  Rittergütern  war  der  Zwang  beständig  hergebracht. 
Um  Gewifsheit  zu  erlangen,  in  welchem  Umfang  der  Zwangs- 
dienst sich  schon  eingebürgert  hatte,  haben  wir  11  Erbregister 
über  Rittergüter  und  den  dazu  gehörigen  Dörfern,  die  in  den 
Jahren  1602 — 1644  aufeerichtet  wurden,  durchgesehen:  nur 
auf  einem  Gute,  dem  Kittergut  Sachsenburg,  findet  sich  die 
Vormiete;  da  heilst  es  im  Erbregister:  „wann  auch  die  Leute 
in  allen  diesen  zugehörigen  Dörfern  Kinder  haben,  so  zum  dienen 
tüchtig  sind,  sie  dieselben  zuförderst  gegen  die  Sachsenburg 
in  die  Herrschaftsdienste  abfolgen   zu   lassen  schuldig  sind". 

Zu  einem  etwas  anderen  Ergebnisse  gelangen  wir,  wenn 
wir  die  ans  diesem  Zeiträume  erhaltenen  fünf  Amtsbücher 
(1610 — 1628)  und  drei  weitere  Verzeichnisse  über  die  Dienste 
der  Amtsunterthanen  (1616 — 1644)  durchsehen.  Da  finden 
sich  mehrere  Beispiele  von  Gesindezwangsdiensten;  er  ist 
verzeichnet  in  des  Amts  Nauensorga  Erbbuch  (1610  u.  1625), 
in  dem  Erbregister  über  das  Amt  Frankenburg  und  dazu  ge- 
hörigen Dörfern  (1610)  und  schliefslieh  in  dem  Erbbuche  de« 
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Amtes  Lausznitz  (1628).  Letzteres  Erbbach  enthält  eine  Ab- 
weichung von  der  gebräuchlichen  Form.  Die  Unterthanen 
sind  verpflichtet,  ihre  Kinder  „wozu  man  sie  gebrauchen  kann" 
ein  Jahr  lang  gegen  Lohn  und  Kost  bei  ihrer  Obrigkeit  dienen 
zu  lassen. 

So  hatte  also  die  seit  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  lebhaft 
betriebene  Agitation  der  Grundbesitzer  um  Einführung  des 
Gesindezwangsdienstes  keinen  nennenswerten  Erfolg  aufzu- 
weisen. Die  Regierung,  obgleich  sie  auf  ihren  Domänen  den 
Unterthanen  den  Dienstzwang  auferlegte,  weigerte  sich  doch, 
ihn  als  ein  Recht  des  Rittergutes  anzuerkennen.  Ihre  Stellung 
gestaltete  sich  aber  immer  schwieriger,  und  es  war  nur  eine 
Frage  der  Zeit,  wie  lange  sie  noch  den  Forderungen  der 
Ritterschaft  widerstreben  werde.  Noch  einmal  lenkten  die 
Wirren  des  30jährigen  Krieges  die  Blicke  von  diesen  inneren 
Fragen  ab ;  nachdem  aber  der  Frieden  gesichert  und  Ruhe  in 
das  schwer  geprüfte  Land  eingekehrt  war,  liefs  sich  die  Ent- 
scheidung nicht  länger  hinausschieben.  Wie  sie  ausfiel,  was 
für  Kämpfe  ihr  folgen  sollten,  werden  wir  in  ausfiihrlicher 
Weise  im  folgenden  Abschnitt  darzustellen  versuchen;  es  er- 
übrigt uns  noch,  in  wenigen  Worten  der  Lage  des  Gesinde- 
standes vor  Ausbruch   des   SOiährigen  Krieges   zu  gedenken. 

Während  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  scheint 
auf  dem-  Lande  die  Nachfrage  nach  Gesindekräften  leidlich 
durch  das  Angebot  gedeckt  worden  zu  sein.  Im  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  dagegen  änderte  sich  dies  Verhältnis.  Auf 
dem  Lande  wie  in  den  Städten  wurde  über  Mangel  an  Ge- 
sinde und  besonders  über  den  Vertragsbruch  der  ßienstboten 
geklagt;  schliefslich  stieg  die  Gesindenot  so,  dafs  sie  zu  einer 
Kalamität  für  die  Landwirtschaft  auszuarten  drohte.  Die  Ur- 
sachen waren  mannigfaltiger  Art. 

Zunächst  hatte  sich  der  landwirtschaftliche  Betrieb,  ge- 
fördert durch  die  Anregungen  Kurflirst  Augusts,  immer 
intensiver  gestaltet.  Wir  besprachen  schon  den  steigenden 
Bedarf  an  Gesindekräften  auf  Vorwerk  Ostra  (1602  noch  7—8 
Knechte,  1616  schon  22).  Ein  Vergleich  zweier  Erbregister 
über  das  im  Freibergischen  Amt  belegene  Dorf  Grofsvoigts- 
berg  aus  den  Jahren  1587  und  1625  ergiebt  ferner,  dafs  im 
ersteren  Jahre  die  Gemeinde  zu  185,  im  letzteren  zu  161 
Frontagen  verpflichtet  war. 

Mit  Recht  durften  sich  die  Landwirte  über  den  Abflufs 
ländlicher  Arbeitskräfte  in  die  Städte  beschweren.  Fast  ein 
Drittel  der  Gesamtbevölkerung  lebte  in  den  Städten,  und  der 
steigende  Wohlstand  ermöglichte  es  vielen,  sich  eigne  Dienst- 
boten zu  halten.  Damals  mehr  als  heute  galt  eine  zahlreiche 
Dienerschaft  für  einen  Beweis  grofsen  Reichtums;  aber  auch 
der  Minderbemittelte,  der  Kleinbürger  und  Handwerksmann 
pflegte,  wenn  es  irgend  anging,  sich  wenigstens  einen  Dienst- 

Powchnngen  (54)  XH  4.  —  Wutüie.  ^  (^  ] 
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boten  zu  halten.  Wir  machen  uns  heute  kaum  eine  Vor- 
stellung;  wie  allgemein  verbreitet  diese  Sitte  war.  Als  am  16. 
Dezember  1603  in  Dresden  Kurfürst  Christian  II.  eine  Zählung 
der  ortsanwesenden  Bevölkerung  anordnete^,  um  das  Be- 
dürfnis für  eine  Verproviantierung  der  Festung  festzustellen^ 
wurden  in  der  Stadt  7829  Einwohner  —  2336  Männer,  2901 
Weiber,  2592  Kinder  —  ermittelt;  gezählt  wurden  1110  Dienst- 
mädchen, sie  machten  also  14  **/o  der  städtischen  Bevölkerung 
aus,  dagegen  nur  noch  5^/o  nach  der  Berufszählung  von  1882*. 

Nach  den  von  den  Ständen  auf  den  Landtagen  1609  und 
1612  vorgebrachten  Klagen  zu  urteilen,  rührte  in  erster  Linie 
der  allseitig  empfundene  Qesindemangel  von  dem  Abströmen 
ländlicher  Arbeitskräfte  in  neue  Industriezweige  her.  Das 
Aufkommen  und  Ausbreiten  einer  Hausindustrie  hatte  dem 
Gesindestande  neue  Mittel  und  Wege  des  Fortkommens  er- 
öffnet, und  es  bot  sich  Knechten  und  Mägden  die  Aussicht, 
wenn  auch  in  kümmerlicher  Weise,  so  doch  in  unabhängiger 
Stellung  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen. 

In  dem  Amte  Dresden  weigerte  sich  das  Gesinde  ferner, 
um  einen  „billigen"  Lohn  zu  dienen.  Es  kaufte  „auf  Schein", 
wie  man  im  Amte  klagte,  ein  Plätzchen,  um  dann  das  Holz, 
welches  zu  Reifen  verarbeitet  wurde,  den  Adligen  und  den 
Rittergutsunterthanen  zu  stehlen.  In  den  Ämtern  Döbeln  und 
Leifsnig  zogen  die  vermögenderen  Bauern  in  die  Städte;  die 
ärmeren  verspannen  selbsterzeugten  Flachs  oder  Wolle  und 
„legten"  sich  auf  allerlei  Handarbeiten. 

Der  Hauptsitz  der  Hausindustrie  war  im  Erzgebirge,  hier 
gewann  sie  die  gröfste  Ausdehnung,  und  auf  ihrer  Grund^ge 
entwickelte  sich  im  nächsten  Jahrhundert  der  moderne  Fabrik- 
betrieb. Es  wird  uns  in  den  Beschwerdeschriften  der  Stände 
geschildert,  wie  das  Gesinde  keinen  Dienst  mehr  annahm, 
sondern  allein  sich  bei  einem  Bauern  als  Hausgenosse  ein- 
mietete. Schotten-,  Borten-  und  Zwimhändler  wanderten  durch 
das  Land  und  hielten  mit  hohen  Löhnen  Knechte  und  M%de 
zum  Klöppeln,  Spinnen,  Zwirnen  an;  das  Weibsvolk  wirkte 
Borten,  machte  Hauben  und  klöppelte  fleifsig.  —  Der  Verdienst 


*  Kicliter  O.  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Dresden.  1885. 
S.  195.  —  Im  Jahre  1689  fand  nochmals  eine  Zählung  statt.  Dresdner 
Ratsarchiv:  G.  VI,  4.  Verzeichnis  was  an  frembden  und  einheimischen 
Mannes-  und  Weibespersonen,  Söhnen,  Töchtern,  Gesinde,  Hausge- 
nossen in  jedem  Hause  izo  zu  befinden  gewesen.  Dies  Verzeichnis  ent- 
hält nur  die  Liste  über  den  zweiten  Stadtteil.  Das  Alter  der  Dienst- 
boten ist  angegeben ;  sie  stehen  durchBchnittlich  im  Alter  v.  18 — 22  Jahren. 

■  Die  berechnete  mittlere  Bevölkerung  ergab  am  1.  Juli  1882 
228527  Einwohner,  gezählt  wurden  am  5.  Juni  1882  12105  weibliche 
Dienende. 
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war  grofs ;  mancher  Hausgenosse,  hiefs  es,  besäfse  eine  gröfsere 
Barschaft,  als  man  bei  einem  Bauern  fUnde^ 

Dieses  plötzliche,  fast  sprunghafte  Auftreten  einer  sich 
über  das  ganze  Land  verbreitenden  Hausindustrie  ist  sehr  be- 
achtenswert. Leider  aber  können  wir  uns  auf  die  weiteren 
Fragen,  nach  dem  Ursprünge,  der  Verbreitung  und  den  Absatz- 
gebieten dieser  Hausindustrie  nicht  einlassen. 

Der  Regierung  war  vor  den  Landtagsverhandlungen  von 
1609  und  1612  der  Zusammenhang,  welcher  zwischen  der 
Ausbreitung  der  Hausindustrie  auf  dem  Lande  und  dem  Ge- 
fiindemangel  bestand,  nicht  entgangen.  Sie  erliefs  schon  1608 
an  die  Amtshauptleute  im  erzgebirgischen  Kreise  den  Befehl  ^, 
das  Spitzenklöppeln  zu  verbieten,  „weil  die  Hauswirthe  an 
Gesina  und  Tagelöhnern  grofsen  Mangel  spüren".  Wer  irgend 
körperlich  dienstttichtig  wäre,  dem  solle  das  Klöppeln  unter- 
sagt werden;  wem  es  gestattet  werde,  der  solle  m  das  Amt 
ein  Schutzgeld  —  jährlich  6  gr.  für  eine  Person  oder  2  gr. 
6  Pfg.  für  60  St.  Zwirn  —  zahlen. 

Wie  wir  sehen,  „legte  sich  das  Gesinde  in  die  Häuser", 
um  als  Hausgenossen  sich  den  neuen  Erwerbsarten  zuzuwenden. 
Man  liefs  es  deshalb  bei  einem  Verbote  des  Spitzenklöppelns 
nicht  bewenden,  sondern  schenkte  auch  den  Hausgenossen  be^ 
sondere  Beachtung.  Schon  im  Jahre  1603  erging  ein  Verbot 
an  die  „gemeinen  Leute",  nicht  mehr  wie  bisher  in  einem 
kleinen  Häuschen  3 — 4  „Paar  Volks"  als  Hausgenossen  auf- 
zunehmen. In  Amtsstädten  und  Dörfern  dürfe  man  nicht  mehr 
als  einen  Hausgenossen  in  einem  Hause  dulden  (Cod.  Aug. 
Bd.  I,  S.  165).  Damit  scheint  man  aber  nicht  durchgekommen 
zu  sein,  denn  1612  wurde  jedem  Unterthan  gestattet,  „ein 
Paar  Hausgenossen"  in  seinem  Hause  zu  halten,  jedoch  mit 
einer  Erschwerung;  diese  mufsten,  um  aufgenommen  zu  werden, 
einen  Abzugsbrief  oder  Kundschaft  ihrer  letzten  Herrschaft 
vorweisen  können  (Cod.  Aug.  Bd.  I,  S.  190).  Aufserdem  ward 
auf  alle  Hausgenossen  eine  besondere  Steuer  gelegt. 

Auch  die  Verwaltungen  der  gröfseren  Städte  schlössen 
sich  dieser  Bewegung  an.  Sie  suchten  durch  den  Erlafs  von 
„Hausgenossen-Ordnungen"  das  Eindringen  einer  proletarischen 
ländlichen  Bevölkerung  von  sich  abzuwehren.  Typisch  für 
diese  Bestrebungen  ist   die   Hausgenossenordnung   der   Stadt 

*  Loc  9362.  Extrakte  der  Gravamina  auf  dem  Landtage  zu  Torgau. 
1609.  Bd.  I,  Bl.  111—176  (!);  hervorzuheben  sind  die  Beschwerden 
der  Dresdner  Amtssassen,  der  Ritterschaft  im  Amt  Borna,  Döbeln 
und  Leifsnie,  der  Amtssassen  in  Wolkenstein  (allein  20  Folioseiten  lang) 
und  in  Fremerg,  die  Eingabe  der  Bergstädte. 

Loc.  9363.  Drittes  Buch  Lanatagssachen  1612  worinnen  die 
Gravamina.  Bl.  96,  Klagen  über  Wollkammen  und  Spinnen  u.  Bl.  74 
bis  80  passatim. 

*  Weber  v.  K.:  Aus  vier  Jahrhunderten.  Leipzig  1861.  N.  F. 
Bd.  L    S.  384. 
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Delitzsch^.  Das  Recht  der  Niederlassung  als  Hausgenosse 
war  an  die  Erfüllung  einer  Reihe  drückender  Polizeivorschriften 
gebunden.  Man  niufste  dem  Bürgermeister  angeloben,  sich 
des  Rates  Gebot  und  Verbot  zu  unterwerfen,  bei  den  Bürgera 
„auf  ihr  Begehren  um  einen  billigen  Lohn"  zu  arbeiten.  Man 
mufste  sich  verpflichten,  auf  aes  Rats  Wiesen  Heu  und 
Grummet  unentgeltlich  zu  machen  und  den  Markt,  so  oft  es 
nötig  wäre,  zu  kehren  u.  s.  w. 

Das,  was  man  bezweckte,  wurde  doch  durch  alle  diese 
Verordnungen,  so  beschwerlich  sie  auch  dem  Einzelnen  fallen 
mochten,  nicht  erreicht.  Die  Hausindustrie  gewann  mehr  und 
mehr  an  Boden  und  entzog  dauernd  der  Landwirtschaft  die 
besten  Arbeitskräfte. 

Man  kann  häufig  beobachten,  dafs  Arbeiter,  wenn  bei 
gtlnstiger  Konjektur  des  Arbeitsmarktes  ihre  Forderungen  ihnen 
leicht  bewilligt  werden,  die  Gunst  der  Verhältnisse  nicht  zu 
einer  allgemeinen  Verbesserung  ihrer  socialen  Lage  benutzen, 
sondern  aafs  sie  vielmehr  ihren  gestiegenen  Lohn  verschwenden^ 
die  Arbeit  schlecht  und  verdrossen  leisten  und  sich  gegen  ihre 
Arbeitgeber  widerwillig  und  unbotmäfsig  erweisen. 

Dies  finden  wir  bestätigt  in  den  auf  den  Landtagen  vor- 
gebrachten Beschwerden;  auf  das  Benehmen  des  Gesindes 
hatte  die  vermehrte  Arbeitsgelegenheit  und  der  höhere  Lohn 
nicht  vorteilhaft  eingewirkt.  Es  wird  uns  als  aufgeblasen  und 
hochmütig,  als  frech  und  mutwillig  geschildert;  die  Arbeiten 
verrichte  es  „untreulich",  und  sein  Ungehorsam  nehme  so  zu, 
dafs  „dadurch  viele  Hauswirte  ihrer  Nahrung  überdrüssig 
werden".  Als  ein  Zeichen  des  gelockerten  patriarchalischen 
Verhältnisses  zwischen  Gutsherren  und  Gutsunterthanen  müssen 
wir  es  auffassen,  dafs  Unterthanenkinder,  welche  einen  Dienst 
suchten,  sich  geradezu  bei  ihrer  Gutsherrschaft  in  Dienst  zu 
treten  weigerten ;  ia  wir  hören  sogar,  dafs  auf  einigen  Ritter- 
gütern überhaupt  kein  Gesinde  mehr  zu  bekommen  war  und 
dafs  der  Ackerbau  und  alle  Arbeiten  allein  mit  Tagelöhnern 
bestellt  werden  mufsten*. 

In  Zeiten  wirtschaftlichen  Aufschwungs  pflegen  sich  die 
Fälle  des  Vertragsbruches  von  Seiten  des  Gesindes  zu  mehren. 
Die  Hoffnung,  schnell  ein  neues  Unterkommen  zu  finden,  der 
Anreiz,  der  fUr  jeden  Menschen  in  der  Veränderung  seiner 
Verhältnisse  liegt,  verleiten  viele  bei  dem  geringfügigsten  An- 
lasse, ihren  übemonunenen  Pflichten  sich  zu  entziehen  und  aus 
ihrer  Stellung  zu  laufen.  Alle  Versuche,  welche  die  Gesetz- 
gebung des  16.  Jahrhunderts  gemacht  hatte,  um  den  Vertrags- 


^  Lehmann,  Chronik  der  Stadt  Delitzsch.  Herausgegeben  von 
Schulze  Delitzsch,  1852.    S.  91. 

*  Beschwerdepunkt  der  Amtssagseu  im  ^mte  Schweinitz,  des  Adels 
im  Amte  Liebenwerda,  der  Ritterschaft  der  Amter  Döbeln  und  Leifsnig. 
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bruch  einzuschränken^  erwiesen  sich  als  nutzlos.  Überall  im 
Lande  klagte  man,  dafs  das  Gesinde  ohne  Ursache  den  Dienst 
verlasse;  mancher  ehrliche  Mann  und  Hauswirt  müsse  3 — 4 
Dienstboten  in  einem  Jahre  annehmen  und  erlitte  deswegen 
grofsen  Schaden^. 

Nie  wäre  der  Vertragsbruch  des  Gesindes  in  gröfserem 
Umfange  möglich  gewesen,  und  nie  hätte  er  sich  als  unaus- 
rottbare Krankheit  einnisten  können,  wenn  nicht  die  Dienst- 
herrschaften dem  Gesinde  htilfreiche  Hand  geboten  hätten, 
denn,  wie  ganz  richtig  auf  dem  Landtage  bemerkt  wurde: 
„sobald  ein  Dienstbote  seinem  Herrn  entläuft,  wird  er  von 
einem  anderen  aufgenommen  und  der  Dienstbote  in  seinem 
Muthwillen  bestärkt".  Jede  Dienstherrschaft,  welche  bewufst 
einen  Vertragsbrüchigen  Dienstboten  mietete,  war  in  gewissem 
Sinne  am  Vertragsbruche  beteiligt.  Die  Einführung  des  Ab- 
gangszeugnisses konnte  nur  dann  die  Neigungen  des  Gesindes, 
einen  Dienst  leichtfertig  aufzugeben,  beschränken,  wenn  die 
Dienstherrschaften  kein  Gesinde  ohne  ein  Abgangszeugnis  in 
ihren  Dienst  nahmen.  Das  Gesuch  der  Stände  auf  den  Land- 
tagen um  Aufnahme  verschärfter  Bestimmungen  gegen  den 
Vertragsbruch  und  um  Erlafs  einer  Polizeiordnung,  fand  bei 
der  Regierung  kein  Entgegenkommen.  Ein  Erfolg  wäre  auch 
nur  dann  zu  erzielen  gewesen,  wenn  man  nicht  nur  auf  das 
Mieten  von  Vertragsbrüchigem  Gesinde  Strafen  gesetzt,  sondern 
sie  auch  eingezogen  hätte. 

Eins  dürfen  wir  nicht  vergessen,  auf  den  Landtagen  führten 
nur  die  Arbeitgeber  das  Wort ;  was  das  Gesinde  dachte,  hören 
wir  nicht;  aber  die  Klagen,  welche  die  Stände  beständig  vor- 
bringen, gewähren  uns  doch  bei  der  nötigen  Kritik  einen  Ein- 
blick in  die  Gesindeverhältnisse.  Niemals  aber  verstieg  man 
sich  auf  den  Landtagen  zu  einer  solchen,  von  Dünkel  und  An- 
mafsung  strotzenden  Sprache,  wie  sie  in  einer  Verordnung 
vom  6.  August  1616  die  reiche  Kaufmannsstadt  Leipzig  führte. 
Der  Rat  beklagte  sich  über  die  Gesindemäkler.  Sie  verhetzten 
das  Gesinde  so,  dafs  es  alle  Vierteljahre,  ja  alle  Monate  seinen 
Dienst  wechsle  und  keine  Strafe  seines  Ünfleifses  von  Herren 
und  Frauen  leiden  wolle.  Gegen  Ende  der  Dienstzeit  müfsten 
die  Dienstherrschaften  das  Gesinde  bitten,  im  Dienst  zu  bleiben 
und  sich  vor  ihren  Dienstboten  gleichsam  demütigen,  da  es 
doch  Sache  des  Gesindes  sei,  „solches  zu  thuen  und  ihren 
Herren  und  Frauen  die  Ehre  anzulegen  gebühret,  ob  sie  in 
demselben  Dienst  länger  geduldet  werden  könnten"  ^. 

^  U.  a.  Beschwerde  der  Amtssassen  der  Ämter  Beizig,  Schweinitz, 
Liebenwerda,  Torgau,  Salza,  Weifsensee,  der  Ritterschaft  m  den  Ämtern 
Salza,  Weifsensee,  Schweinitz,  Langensalza. 

*  Leipziger  Ratsarchiv  LXIL  G.  3.  Projekt  zu  einer  Gesinde- 
ordnung.   1714. 
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In  den  zahlreichen  Eleiderordnungen  *,  die  um  die  Wende 
des  17.  Jahrhunderts  in  Sachsen  erlassen  wurden,  wird  dem 
Gesinde  verboten,  seidene  Kleider,  goldne  Borten  u.  dergl. 
zu  tragen.  Sie  sollten  sich  ausschliefslich  mit  gemeinem  Land- 
tuch  bekleiden.  Bei  Klassifizierung  der  Stände  werden  sie 
nicht  mehr  dem  gemeinen  Bürger  und  den  Gesellen  gleich- 
gestellt, sondern  sie  bilden  mit  den  Tagelöhnern  einen  eignen^ 
den  untersten  Stand. 

Nach  alle  dem  zu  urteilen  war  die  Lage  des  Gesindes  eine 
günstige,  auch  war  der  Arbeitslohn  gestiegen.  Leider  findea 
sich  in  den  Gravamina  der  Stände  keine  Zahlen  angegeben. 
Man  spricht  nur  davon,  dafs  das  Gesinde  unbilliges  fordere 
und  mit  Lohn  nicht  „zu  ersättigen"  sei.  Nicht  nur  die  Ver- 
treter der  ländlichen  Interessen,  die  Ritterschaft,  auch  die 
Städte  stellten  Anträge  auf  den  Erlafs  einer  Lohntaxordnung. 
Der  bald  nach  Schluß  des  Landtages  1609  zusanmienberufene 
ständische  Ausschufs,  welcher  in  Leipzig  1610  den  Entwurf 
einer  Defensions-  und  Polizeiordnung  oeraten  sollte,  begnügte 
sich  nicht,  von  der  Regierung  Mafsregeln  gegen  das  Steigen 
der  Löhne  zu  verlangen,  er  machte  auch  positive  Vorschläge'» 
Nach  ihm  sollten  in  den  Ämtern  aus  kurfürstlichen  Beamten 
und  ortsangesessenen  Adligen  Kommissionen  gebildet  werden^ 
die  dann  „nach  Gelegenheit  der  jetzigen  Zeiten"  ein  Gewisses, 
was  man  dem  Gesinde  und  den  Tagelöhnern  auf  dem  Lande 
an  Lohn  zu  geben  habe,  festsetzen  müfsten.  In  den  Städten 
sollten  gleichzeitig  örtliche  Lohntaxen  erlassen  werden. 

Nach  längerer  Beratung  wurde  am  23.  April  1612  eine 
Polizei-  und  Kleiderordnung  erlassen  (Cod.  Aug.  Bd.  I,  S.  1452). 
Die  Vorschläge  des  Leipziger  ständischen  Ausschusses  waren 
beachtet  worden;  es  wurde  einmal  den  Räten  in  den  Städten 
anbefohlen,  in  jeder  Stadt  nicht  nur  für  die  Handwerksleute, 
sondern  auch  für  das  Gesinde  und  die  Tagelöhner  Lohntaxen 
aufzustellen  und  jeden,  Herrn  oder  Knecht,  der  dawider  handle, 
in  Strafe  zu  nehmen,  und  sodann  sollte  in  jedem  Amte  eine 
Kommission  vom  Hauptmann  und  Schösser  und  je  zwei  Schrift- 
und  Amtssassen  gebildet  werden,  die  dann  eine  Lohnordnung 
festsetze.  Die  Regierung  behielt  sich  die  Genehmigung 
jeder  in  den  Ämtern  und  Städten  erlassenen  Lohntaxe  vor. 
Von  einer  allgemeinen  das  ganze  Land  umfassenden  einheit- 
lichen Festsetzung  der  Arbeitslöhne  sah  man  ab. 

Das  Steigen  der  Löhne  seit  dem  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts ist  in  erster  Linie  auf  den  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Aufschwung,  welcher  durch  die  vorsorgende  Thätigkeit 
Kurfürst  Augusts  vorbereitet  wurde,  zurückzuRlhren.  Nach 
dem   Erlafs   der  Polizeiordnung  von   1612   bewirkten  andere 


*  Loc  9996.    Kleider-  und  Polizeiordnungen  1595—1629. 
8  Loc.  9996.   ebd. 
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Faktoren  ein  weiteres  und  schnelleres  Anziehen  der  Löhne, 
welche  die  Durchführung  der  Taxordnung  vereitelten.  Der 
Reichsthaler  begann  in  rapider  Weise  zu  steigen,  der  Geld- 
markt wurde  von  minderwertiger  Scheidemünze  überflutet, 
eine  allgemeine  Unsicherheit  im  Handel  und  Wandel  griff 
Platz,  und  für  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  wurden 
unerschwingliche  Preise  gefordert.  Schliefslich  endete  die 
Kipper-  und  Wipperzeit  mit  einem  furchtbaren  Zusammenbruch 
des  Geldmarktes. 

Der  Wendepunkt  trat  mit  den  erregten  Landtagsverhand- 
lungen von  1622  ein.  Die  Regierung  stellte  die  Prägung  von 
Usualmünzen  ein  und  entzog  dem  Verkehre,  so  gut  es  ging, 
die  umlaufenden  fremden  Scheidemünzen.  Nachdrücklich  hatten 
die  Stände  betont,  dafs  neben  einer  Reform  des  Münzwesens 
auch  eine  Regulierung  der  Preise  erforderlich  sei.  Die  Re- 
gierung folgte  den  gegebenen  Anregungen.  Von  dem  1612 
aufgestellten  Princip,  zur  Grundlage  einer  Taxordnung  die 
Ämter  als  wirtschaftliche  Einheit  zu  nehmen,  ging  man  dies- 
mal ab;  man  beschlofs  dagegen,  innerhalb  der  Kreise  Taxen 
für  die  Arbeitslöhne  aufzustellen. 

Ein  Ausschreiben  vom  9.  Juni  1623  befahl  in  jedem  Kreise 
die  Errichtung  einer  aus  Adligen,  Beamten  und  Stadträten 
gebildeten  Kommission,  welche  innerhalb  vier  Wochen  ^eine 
absonderliche  Taxordnung  aller  Sachen,  von  Getreide,  Viktualien, 
Waren,  Löhnen,  Zehrungen  in  den  Herbergen  u.  s.  w.  sowohl 
auf  dem  Lande  als  in  den  Städten"  aufzeichnen  solle  ^.  Trotz 
der  bewegten  Zeit  liefen  die  aus  den  Kreisen  eingeforderten 
Kommissionsberichte  so  pünktlich  ein,  dafs  schon  am  31.  Juli 
1623  ein  „Müntz-Mandat  und  angefügte  Tax-Ordnung"  (Cod. 
Aug.  Bd.  II,  S.  783)  veröffentlicht  werden  konnte.  Die  für 
den  Kurkreis  ernannte  Kommission  beschränkte  sich  nicht 
darauf,  eine  Taxe  der  Gesindelöhne  einzusenden;  sie  fügte 
vielmehr  ihrem  Berichte  einen  Antrag  bei,  der  dahin  ging: 
Gesinde,  welches  halsstarrig  wäre,  nicht  arbeiten  wolle,  oder 
nur  zu  den  von  ihm  geforderten  Löhnen,  solle  das  erste  Mal 
mit  Gefängnis  bestraft,  das  zweite  Mal  aber  aus  der  Gemeinde 
ausgestofsen  und  ausgemustert  werden  *.  Die  Regierung  hat 
diesen  Zusatz  gestrichen. 

Schwer  hält  es,  einen  Anhaltspunkt  zur  Beurteilung  der 
Frage,  inwieweit  die  gesetzten  Löhne  der  Taxordnung  unter 
den  marktgängigen  gingen,  zu  gewinnen.     Ein  Vergleich  der 


1  H.  St.  Arch.  Amtsgericht  Dresden  91.  General-Taxordnung  in 
allem  und  jeder  Sache  in  Grofsenhayn  1623  enthält  die  im  Meifsner 
Kreis  geführten  Verhandlungen  (Protokolle)  der  Kreiskommiseion. 

iSchter,  Beitrag  zur  Geschichte  der  Münzfälschung  zu  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts.  Prgr.  Chemnitz  1871,  enthält  Auszüge  aus  der  Erz- 
gehirgischen  Kreiskommission. 

2  Loc.  30405.    Gesinde-  und  Tagelöhnerordnung  1651. 
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Gesindelöhne  im  Meifsnerkreise  mit  den  in  der  Landesordnung 
von  1482  gesetzten  ergiebt  folgendes: 

Schimneister  Grrofsknecbt  oder  £nck6 

Geldlohn,  in  Schff.  Roggen  Geldlohn,  in  Schff.  Roggen 

1482   6rh.  gld.           36  V2  5  rh.  gld.         ^    32 

1623    15-18  gld.       3-4  7-8  gld.         iVa-l«/* 

Eäsemutter  Grofsmagd 

Geldlohn,  in  SchflF.  Roggen  Geldlohn,  in  Schff.  Roggen 

1482    2V2  rh.  gld.          16  5  rh.  gld.                13 

1623   6-7  gld.        IV4— IV2  5-6  gld.             1-1 V* 

Besonderen  Wert  beansprucht  diese  Vergleichung  nicht, 
denn  im  Sommer  1623  standen  die  Getreidepreise  auf  einer 
ganz  abnormalen  Höhe. 

Der  Zeitpunkt  zu  einer  allgemeinen  Preisregulierung  war 
sehr  schlecht  gewählt.  Die  Krisis  auf  dem  Geldmarkte  wurde 
auch  in  den  nächsten  Jahren  nicht  überwunden,  und  zudem 
begannen  die  kriegerischen  Verwicklungen  im  Handel  sich 
fühlbar  zu  machen.  Niemand  kehrte  sich  an  die  staatliche 
Taxe,  und  bald  sah  die  Regierung  ab,  ihre  Innehaltung  zu 
fordern.  Aber  der  Gedanke,  von  oben  herab  die  Preiswin-en 
zu  schlichten,  war  zu  verlockend,  und  während  die  Regierung 
ihre  Ordnung  fallen  liefs,  knüpfte  sie  mit  den  städtischen  Ver- 
waltungen Verhandlungen  an,  und  forderte  diese  auf,  neue 
Taxen  zu  errichten.  Ein  Erfolg  begleitete  auch  diese  Mafs- 
nahmen  nicht.  Als  ein  Kuriosum  aber  mag  Erwähnung  finden, 
dafc  infolge  der  obrigkeitlichen  Anregungen  der  Rat  zu 
Dresden  eine  gleitende  *  Skala  für  die  Löhne  der  Handwerker 
und  Tagelöhner  aufstellte  (1625).     Sie  lautete: 

Wann  der  Schff.  Korn  gilt  40  Gr.,  50  Gr.,  60  Gr.,  70  Gr.,  80  Gr., 
erhalten  Tagelöhner,  Gras-  oder  Getreidehauer, 
Futterschneider  4  Gr.  6  Pfg.  —  5  Gr.  —  5  Gr. 
6  Pfg.  -  6  Gr.  —  6  Gr.  6  Pfg., 
Kornschneider  4  Gr.  —  4  Gr.  ö  Pfg.  —  5  Gr.  — 
5  Gr.  6  Pfg.  —  6  Gr., 

Getreidedrescher  oder  Drescher  3  Gr.  6  Pfg.  — 
4  Gr.  —  4  Gr.  6  Pfg.  —  5  Gr.  —  5  Gr.  6  Pfg., 
Handarbeiter  2  Gr.  9  Pfg.  —  3  Gr.  —  3  Gr. 
3  Pfg.  -  3  Gr.  6  Pfg.  3  Gr.  9  Pfg. 

Dies  war  wohl  der  erste  Versuch  in  Sachsen,  die  Löhne 
nach  steigenden  und  fallenden  Getreidepreisen  zu  bestimmen ; 
später  ist  er  u.  W.  nicht  wieder  unternommen  worden. 

1  Dresdner  Ratsarchiv.  CXVIII.  193.  g.  Acta  Commissionis.  Die 
Taxordnung  des  Getreides,  der  Handwerker  und  Tagarbeiter.  1625.  — 
Für  Steinmetzen  und  Zimmerleute  ist  gleichfalls  eine  gleitende  Skala 
des  Lohnes  auf>;estellt  worden. 
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Während  des  SOjährigen  Krieges  traten  vor  der  allge- 
meinen Not  und  Drangsal  die  Gesindefragen  zurück.  Gleich 
nach  Beendigung  des  Krieges  wurde  die  erste  umfassende  Ge- 
sindeordnung erlassen.  Auf  Grund  welcher  Parteibildungen 
dies  Gesetz  entstand,  wie  es  ausfiel  und  welche  Aufnahme  es 
im  Lande  fand,  wollen  wir  nun  besprechen. 
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Erster  Teil. 

Die  Gesindeordnungen  von  1651  und  1661  und  die 
EinfUlirung  des  Gesindezwangsdienstes. 
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Erstes  Kapitel. 

WirtschafUiche  Lage  Sachsens  nach  dem  30jährigen 

Kriege* 


Erst  zwei  Jahre  nach  dem  westftllischen  Friedensschlüsse, 
am  22.  Juni  1650,  wurde  in  Kursachsen  ein  allgemeines 
Friedens-  und  Dankfest  abgehalten.  Die  Spuren  des  gewaltigen 
Kampfes  waren  im  Lande  noch  nicht  getilgt.  Am  meisten 
hatten  die  Städte  gelitten;  in  den  Vorstädten  waren  fast  alle 
Häuser  verwüstet  und  zerstört,  und  innerhalb  der  Ringmauern 
drängte  sich  auf  engen  Raum  eine  verarmte  Bevölkerung  zu- 
sammen; Handel  und  Wandel  stockte.  Auf  dem  Lande  waren 
die  Dörfer  verödet,  teils  waren  die  Bauern  in  die  Städte  ge- 
flüchtet, teils  hatte  sie  der  Krieg  in  alle  Winde  versprengt; 
nur  allmählich  kehrten  sie  in  ihre  Heimat  zurück,  um  den 
verlassenen  Hof  zu  besiedeln,  den  verwüsteten  aufzubauen. 
Nur  langsam  begann  die  erwerbende  und  schaffende  Thätigkeit 
des  Volkes  zu  erwachen.  In  kürzerer  Frist  aber,  als  man 
heute  zu  glauben  scheint,  war  die  alte  Bevölkerungszahl  er- 
reicht, wenn  nicht  überschritten  und  bewegte  sich  der  Verkehr 
in  den  alten  Gleisen. 

Von  tieferer  und  bleibenderer  Wirkung  als  die  äufseren 
sichtbaren  Spuren  des  Krieges  war  die  von  ihm  verursachte 
Veränderung  in  dem  Denken  und  Empfinden  des  Volkes.  Die 
Kriegsfurie  hatte  nicht  blofs  die  Brandfackel  in  das  Bürger- 
haus geschleudert  und  Verwüstung  ins  Land  getragen,  sie 
hatte  an  der  alten  seit  Jahrhunderten  ausgebauten  staatlichen 
Ordnung,  an  der  Gliederung  der  Gesellschaft  gertlttelt  und  ge- 
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rüttelt,  bis  sie  schliefslich  zerbröckelte  und  neue  Gebilde  ge- 
waltsam aus  den  Fugen  brachen. 

Der  deutsche  ständische  Staat  des  Mittelalters  besaCs  ein 
aufserordentlich  festes  Geflige;  nur  innerhalb  grofser  Zeit- 
räume vollzogen  sich  Veränderungen  in  der  Stellung  der  wirt- 
schaftlichen Klassen,  und  nur  von  Jahrhunderten  zu  Jahr- 
hunderten traten  in  der  Landwirtschaft,  bei  gleichbleibender 
Technik,  sociale  Verschiebungen  ein.  Diese  festgefügte  Gesell- 
schaftsordnung hatte  jetzt  der  30  jährige  Krieg  ins  Wanken  ge- 
bracht. Der  Druck,  welcher  auf  einzelnen  Volksklassen  lastete, 
war  zeitweise  gewichen ;  energisch  suchte  ein  jeder  Stand  bei 
der  Neuordnung  seine  Interessen  geltend  zu  machen  und  bei 
der  sich  bildenden  neuen  wirtschaftlichen  Gruppierung  seine 
Lage  zu  verbessern.  In  wenigen  Jahren  werden  harte  sociale 
Kämpfe  ausgefochten  und  die  Grundlage  zur  späteren  Ent- 
wicklung gelegt. 

Gerade  der  Klasse,  welche  tief  unten  auf  der  socialen 
Stufenleiter  stand,  dem  Gesindestande  und  den  landwirtschaft- 
lichen Tagelöhnern,  gelang  es,  während  des  30jährigen  Krieges 
wohl  eine  bessere  Stellung  zu  erringen,  aber  nicht  in  ihr  sich 
zu  behaupten.  Dem  vereinten  Anstürme  der  Grundbesitzer- 
partei und  der  Regierung  mufsten  sie  unterliegen;  die  er- 
rungenen Vorteile  ging  ihr  nicht  nur  verloren,  sondern 
sie  kam  sogar  nach  dem  30jährigen  Kriege  in  eine  ge- 
drücktere und  abhängigere  Lage. 

Wir  haben  schon  gegen  Ende  des  letzten  Kapitels  die 
Faktoren  berührt,  welche  den  Gesindemangel  auf  dem  Lande 
verursachten,  und  haben  ferner  die  vergeblichen  Bemühungen, 
die  sich  die  Ritterschaft  um  Erlangimg  des  Rechts  auf  den 
Gesindezwangsdienst  ihrer  Unterthanen  gab,  erwähnt.  Nach 
dem  30jährigen  Kriege  nahm  bei  Erlafs  einer  neuen  Ge- 
sindeordnung die  Regierung  den  Antrag  der  Ritterschaft 
auf  und  führte  den  Gesindezwangsdienst  in  Kursachsen  ein. 
Danach  entstand  im  Lande  ein  erbitterter  Kampf  zwischen  der 
ländlichen  Arbeiterpartei  und  den  Grundherren;  diesen,  der 
sich  innerhalb  eines  Jahrzehntes  (1650 — 1661)  abspielte,  zu 
schildern,  wird  nun  unsere  Aufgabe  sein,  zuvor  aber  wollen 
wir  einen  Überblick  über  die  wirtschaftliche  Lage  und  die 
Stellung  der  einzelnen  Parteien  voranstellen. 

Die  wirtschaftlichen  Nachteile  des  30jährigen  Krieges 
werden  heute  noch  vielfach  überschätzt.  Es  ist  eine  Über- 
treibung, wenn  man  den  Niedergang  Deutschlands,  den  Ver- 
lust seiner  handelspolitischen  Stellung  den  Folgen  dieses  Krieges 
zuschreibt.  Zeitgenössische  Berichte  lieben  es,  bei  besonderen 
Schäden  zu  verweilen,  einzelne  Greuel  auszumalen  und  für 
den  Mangel  an  eignem  sittlichen  Halt  und  Unternehmungs- 
geist, welcher  das  17.  Jahrhundert  charakterisiert,  schlechthin 
diesen  Krieg  verantwortlich  zu  machen.     Wir  wollen  freilich 
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nicht  leugnen,  dafs  er  zu  einer  furchtbaren  Schädigung  Deutsch- 
lands führte;  aber  das  wäre  die  Folge  eines  jeden  Krieges 
gewesen:  mufste  doch  an  und  für  sich  ein  Krieg  in  früheren 
Jahrhunderten  verderblicher  als  in  der  Gegenwart  auf  die  Kultur 
einwirken;  denn  damals  liefs  der  Mangel  an  Kapital  die 
verwüsteten  Gegenden  nur  langsam  sich  erholen,  jetet  strömt 
das  Kapital  zusammen  und  hüft  in  wenig  Jahren  das  Zer- 
störte wieder  aufbauen. 

Um  ein  ungefähres  Bild  der  wirtschaftlichen  Lage  Sachsens 
nach  dem  Kriege  zu  gewinnen ,  wollen  wir  nicht  die  von  den 
Ständen  auf  den  Landtagen  vorgebrachten  Klagen,  noch  die 
Schilderung  städtischer  Chronisten  anführen,  sondern  einen  an- 
deren, etwas  trockneren  Weg  einschlagen  So  weit  es  mögUch 
war,  haben  wir  aus  Steuerquittungen  und  MannschaftsroUen 
Zahlen  ausgezogen,  auf  Grund  deren  wir  unsere  Schilderung 
versuchen  wollend 

Die  Landsteuer  war  ein  Gemisch  von  Vermögens-,  Ein- 
kommen- und  Grundsteuer;  die  sum  Teil  durch  Selbsteinschätzung 
ermittelten  Steuersätze  wurden  in  einem  Kataster,  dem  sogenannten 
Schockkataster  eingetragen.  'Eia  Vergleich  des  im  Jahre  1628 
und  des  im  Jahre  1646  revidierten  Schockkatasters  ergiebt  einen 
zififermälsi^en  Anhalt  zur  Schätzung  des  Schadens,  welchen  das 
Land  info%e  des  Krieges  erUtten  hatte. 

Steuerschocke       Steuerschocke      Steuer  schocke 


von  1628 
von  1646 

in  den 
Amtern 
3  013  534 
2  677  956 

in  den 
Städten 
2677  774 
2036  391 

bei  der 
Ritterschaft 

1829  836 
1  720  946 

Abgang  335  578  641383  108  890 

Daraus  ergiebt  sich,  dafs  das  Land  (Ämter  und  Ritterschaft) 
weniger  als  die  Städte  unter  dem  Kriege  geUtten  hatte. 

Während  des  Krieges  war  es  zu  einer  vöUigen  Erschöpfung 
der  Steuerkraft  gekommen,  aber  kaum  war  der  Frieden  ge- 
sichert und  Ruhe  in  das  Land  gekehrt,  als  sie  sieh  in  über- 
raschend schneller  Weise  erholte;  dies  zeigen  sowohl  die  Ein- 
nahmen aus  der  indirekten  Steuer,  der  Tranksteuer,  als  auch 
der  direkten  Steuer,  der  Landsteuer.  Zu  einer  besseren  Wür- 
digung fügen  wir  die  Einnahme  aus  diesen  Steuern  vor  dem 
Krie;Te  bei. 


^  Alle  in  diesem  Kapitel  angeführten  Zahlen  aus  der  Bevölkerun^s-, 
Steuer-  und  Münzstatistik  sind  einer  später  zu  veröffentlichenden, 
archivalischen  Untersuchung  über  die  Steuerpolitik  Kursachsens  im 
30jährigen  Kriege  entnommen. 
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Tranksteuereinnahme  * 

vor  dem  Eri^e  nach  dem  Kriege 

1601/02  143  046  Gld.  1652  187226  Gld. 

1602/03  207  872     -  1653  184  900  - 

1603/04  209137     -  1654  224  551  - 

1604/05  215  432     -  1655  239 168  - 

1605/06  355  086     -  1656  371 120  - 

1606/07  373 163     -  1657  241 905  - 

1607/08  376  813     -  1658  242  233  - 

1608/09  387  330     -  1659  235  072  - 

Landsteaeramiahme ' 

vor  dem  Eri^;e  nach  dem  Eri^;e 

1601/02  182  787  Gld.  1652  149  416  Gld. 

1602/03  178  721     -  1653  198  620     - 

1603/04  174481     -  1654  294  885     - 

1604/05  217  289     -  1655  213450     - 

1605  06  246184     -  1656  390  982     - 

1606/07  231 904     -  1657  177  254     - 

1607/08  247  459     -  1658  273  723     - 

1608/09  236  956     -  1659  232  456     - 

Dazu  ist  zu  bemerken,  daTs  in  dem  Zeiträume  ron  1602/09 
die  Land-  und  Tranksteuer  &8t  die  einzigen  Steuern  bildeten^ 
während  nach  1652  noch  eine  Bdhe  von  neuen  Steuern  hinzu- 
traten, welche  den  Aufschwung  einer  Steuer  nur  hemmen 
konnten.  Vergleichen  wir  die  Belastung  der  Bevölkenmg  durch 
Steuern,  so  ergiebt  sich  folgendes  Bild. 

Gesamteinnahme  an  ständischen  Steuern 


vor  dem  Kri^e 

nach  dem  Eri^e 

1601/02  334  793  Gld. 

1652 

649600  Gld 

1602/03  395  968     - 

1653 

722  940     - 

1603/04  392993     - 

1654  1464252     - 

1604/05  443  473     - 

1655 

678  382     - 

1605/06  608  246     - 

1656 

893  964     - 

1606/07  610  506     - 

1657 

697 110     - 

1607/08  635  600     - 

1658 

846  409     - 

1608/09  628  849     - 

1659 

822  889     - 

Diese  Zahlen  beweisen,  wie  schnell,  trotz  des  höheren  Steuer- 
druckes, die  wirtschaftliche  Spannkraft  des  Volkes  nach  dem 
Kriege  sich  hob.  Auch  der  Verkehr  scheint  bald  in  die  alten 
Bahnen  eingelenkt  zu  haben ;  hier  stehen  uns  leider  nur  Q^eits- 
einnahmen  zur  Verfügung. 

^  Den  Diedriffsten  Stand  während  des  Krieges  erreichte  die  Trank- 
steuer 1643  mit  57001  Gld.  Einnahme.  Sehr  rasch  sind  dann  die  Ein- 
nahmen gestiegen  1644  99308  Gld.,  1645  94  645  Gld.,  1646  104306  Gld^ 
1647  151615  Gld.,  1648  152  757  Gld.,  1649  148  904  Gld. 

«  Die  Landsteiier  brachte  1647  nur  86657  Gld.  (?)ein:  1648  50204  Gld.,. 
1649  82166  Gld.,  1650  153  910  Gld.,  1651  180047  Gld. 
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Nach  den  ReDtkammeraoBweisen  betrugen  die  Geleits- 
einnahmen 


vor  dem  Kriege 
1600/01  14  631  Gld. 
1601/02  12  871  - 
1602/03  14  206  - 
1603/04  13  558  - 
1604/05  13  986  - 
1605/06  14  486     - 


nach  dem  Kriege 

1661  39  706  Gld. 

1662  39  692     - 

1663  37  104     - 

1664  36  206     - 

1665  37  627     - 

1666  34401     . 


ZaUreich  sind  die  Klagen  der  Zeitgenossen  über  die  durch 
den  Ejrieg  verursachte  Volksabnahme.  Nach  ihrer  Schilderung 
soll  das  platte  Land  ganz  verödet  gewesen  und  nur  allmählich 
wieder  bevölkert  worden  sein.  In  die  Sachlichkeit  ihrer  Dar- 
stellung mischt  sich  aber  ihre  Tendenz  ein,  ftir  Volksvermehrung  zu 
schwärmen,  welche  gegen  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  in  Deutsch- 
land aufkam.  Ohne  historische  Kenntnisse  neigen  sie  dazu,  die 
Zustände  vor  dem  Kriege  in  rosigem  Lichte  darzustellen,  um  dann 
in  um  so  schwärzeren  Farben  die  spätere  Verwüstung  auszu- 
malen. Ein  zuverlässiges  statistisches  Material  aus  diesem  Jahr- 
hundert beizubringen,  hält  sehr  schwer.  Dennoch  glauben  wir 
in  einem  Vergleiche  der  Mannschaftsrollen  von  1608  und  1659 
einen  Anhalt  gefunden  zu  haben,  um  zu  zeigen,  dafs  wenigstens 
in  den  Ämtern,  d.  h.  auf  dem  Lande,  ein  Jahrzehnt  nach  dem 
Kriege  die  Bevölkerung  ihre  alte,  im  Anfange  des  Jahrhunderts 
besessene  Höhe  erreicht,  ja  überschritten  hatte. 

Gezählte  Mannschaft  im  Kurfürstentum  Sachsen 


1659 
1608 


„in  15 
Amtern 

des 

Meissn. 

Kreises. 

18  016 

10  089 


..in  10 

Ämtern 

des  Erz- 

gebirg. 

Kreises 

13422 

7  267 


..in  10. 
Amtern 
des  Kur- 
kreises 

7917 
3986 


..in  9 
Ämtern 
des  Leip- 
ziger 
Kreises 

6952 

4623 


Summa 


46317 
25965 


folglich  mehr  1659      7  927 


6155 


3841 


2329 


20352 


Von  einer  Verwüstung  ganzer  Dörfer,  wie  sie  uns  aus  an- 
deren Teilen  Deutschlands  berichtet  wird,  kann  in  Sachsen  nicht 
die  Rede  sein.  Einzelne  Ämter  hatten  freilich  sehr  gelitten  und 
konnten  sich  auch  nach  dem  Eoiege  nur  langsam  erholen,  so 
war  z.  B.  die  Mannschaftszahl  im  Amt  Chemnitz  von  913  (1608) 
auf  167  (1659)  gesunken;  im  Amt  Lichten walda  von  419  (1608) 
auf  888  (1659);  im  Amt  Pirna  von  876  (1608)  auf  54  (1659). 
Derartige  Beispiele,  mit  Vorliebe  angeführt,  könnte  man  durch 
Auszüge  aus  den  Landtagsakten,  dem  Sammelpunkt  aller  stän- 
dischen Beschwerden,  vermehren;  doch  läfst  sich  aus  einzelnen 
Zahlen,  wenn  eine  zusammenfassende  Gruppierung  fehlt,  nur 
ein  einseitiges  Bild  gewinnen. 

Forschuinren  (54)  XII  4.  —  Wuttke.  5         ^^^^^T^ 
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Genauer  über  alle  einschlägigen  Fragen  würden  wir  unter- 
richtet sein,  wenn  in  den  Akten  die  Ergebnisse  einer  1670  an- 
befohlenen statistischen  Elrhebung  sich  hätten  finden  lassen.  Da- 
mals wurde  in  den  Dörfern  eine  Zählung  aller  Mannschaft,  als 
Anspänner,  Gärtner,  Häusler,  und  ihrer  Steuerkraft  —  wie  hoch 
sie  beschockt  waren  und  in  den  Hufen  lagen  —  angeordnet  und 
die  Frage  gestellt:  ob,  und  wieviel  neue  Häuser  in  den  Dörfern 
seit  1630  erbaut  worden  wären*. 

Über  die  Lage  der  Landwirtschaft  nach  dem  Kriege  steht 
uns  wenig  Material  zu  Gebote.  Sie  scheint  sich  aber  schnell 
von  den  Folgen  des  Krieges  erholt  zu  haben;  wenigstens  auf 
den  kurfürstlichen  Kammergütem  Lohmen  und  Ostra  erreichten 
die  Roh-  und  Reinerträgnisse,  nachdem  sie  1652  am  niedrigsten 
gewesen  waren,  schon  im  Jahre  1662  ihren  alten,  vor  dem 
Kriege  innegehabten  Stand  wieder^. 

Schon  an  anderer  Stelle  ist  hervorgehoben  worden,  welchen 
Einflufs  die  Kipper-  und  Wipperzeit  (1618 — 1623)  an  der  Preis- 
steigerung gehabt  hatte,  wie  der  Staat  auf  Drängen  der  Stände 
zu  einer  allgemeinen  PreisreguUerung  schritt  und  eine  Taxe 
des  Gesinde-  und  Tagelohnes  au&teUte;  auch  nach  dem  SOjfth- 
rigen  Kriege  hatte  der  deutsche  Geldmarkt  die  verderblichen 
Folgen  dieser  grofsen  Geldkrisis  noch  nicht  überwunden.  In 
Kursachsen  war  von  1620  bis  Sommer  1623  unterwertiges  Gdd, 
sogenannte  Interims-  oder  Usualmünze  ausgeprägt  worden. 
Nicht  weniger  als  13  692 192  Gld.  an  Usualmünze  liefen  damals 
um.  Nachdem  man  einmal  den  begangenen  wirtschaftlichen 
Fehler  eingesehen  hatte,  ging  man  mit  rücksichtsloser  Energie 
daran,  alle  Usualmünze  einzuziehen,  und  sie  in  vollwertige 
Münzsorten  umzuprägen.  In  kurzer  Zeit,  unter  grofsen  Verlusten 
der  Staatskassen  (die  Steuer  allein  erUtt  im  Jahre  1623  einen 
Verlust  von  835  731  Gld.),  gelang  es,  die  Usualmünze  aus  dem 
Verkehr  zu  ziehen,  aber  der  erschöpfte  Staat  war  nicht  mehr 
imstande,  einen  Ersatz  durch  reichliche  Ausprägung  von  voll- 
wertiger Münze  zu  bieten;  von  Jahr  zu  Jahr  liels  der  Umfang 
der  Prägung  in  der  kurftlrstlichen  Münze  nach.  In  20  Jahren  von 
1630-1650  kamen  für  2  444  815  TUr.  Silbermünzen  in  den 
Verkehr;  eine  geringe  Zahl,  wenn  man  erwägt,  dals  in  dem 
gleichlangen  Zeiträume  von  158;:$~1603  an  5  965  264  Thhr.  ge- 
prägt worden  waren ^.  Dies  schädigte  den  Verkehr  sehr; 
Mangel  an  Scheidemünze  war  schon  vor  der  Kipper-  und  Wipper- 
zeit in  Sachsen  eingetreten;  dann  war  die  TJsualmünze  &st 
ausschliefslich  in   „leichten  Sorten^  ausgeprägt  worden,   um  das 


1  Loc.  11381  Acta.  Die  Eiuschickung  einer  Specifikation  der 
vollen  Dorfschaften  —  zur  Verfertigung  einer  neuen  ^rte.  Kreisamt 
Leipzig  1670. 

*  Böhme,   Entwicklung  der  sächsischen  Landwirtschaft.    8.  1S4. 

«  Unter  Kurfürst  August  in  20  Jahren  8  437  078  Thlr. 
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steigende  Bedürfnis  nach  Scheidemünze  zu  befriedigen.  Und  als 
nach  Eünaiehung  des  Interimsgeldes  der  Staat  wieder  zur  Aus- 
prägung von  vorwiegend  „groben  Sorten"  überging,  mangelte 
es  nach  dem  Kriege  wieder  allenthalben  an  Kleingeld;  am 
meisten  wurden  davon  die  sogenannten  Detailpreise  betroffen  und 
ihre  Steigerung  ist  zum  Teil  darauf  zurückzuftlhren. 

Traf  dieser  Übelstand  mehr  die  kleinen  Leute  und  den 
Mittelstand,  so  litt  der  Grundbesitzerstand  unter  dem  Mangel  an 
Kapital,  dessen  er  zur  Inbetriebsetzung  seiner  Wirtschaft  bedurfte. 
Wer  in  Sachsen  bares  Geld  besafs,  wufste  es  nicht  sicherer  an- 
zulegen, als  dafs  er  es  gegen  3 — 6  ^/o  in  eine  der  Staatskassen 
(Steuer,  Rentkammer,  Amt)  einzahlte;  beUebig  zu  jeder  Markt- 
zeit konnte  er  dann  sein  Geld  zurückfordern.  Bei  der  geringen 
Ausbildung  des  Privatkredits  mufsten  die  Staatskassen  die  Stelle 
der  heutigen  grofsen  Banken  und  Sparkassen  vertreten.  In  den 
ersten  Zeiten  des  Krieges,  von  1618 — 1630,  machte  man  sich 
in  Sachsen  diesen  Kredit  ftlr  die  Kriegsftlhrung  dienstbar;  Agenten 
nahmen  auf  den  Leipziger  Märkten  und  auswärts  grgfse  Summen 
gegen  längere  Fristen  auf^;  später,  als  der  Notstand  stieg,  griff 
die  Regierung  zu  Zwangsanleihen.  Viel  Kapital  wurde  so  dem 
Erwerbsleben  entzogen.  Je  mehr  aber  der  Staat  in  die  Wirren 
des  30jährigen  Krieges  hineingedrängt  wurde,  desto  schwerer 
fiel  es  ihm,  seinen  wachsenden  Verpflichtungen  nachzukommen; 
die  aufgenommenen  Gelder  konnten  bald  nicht  mehr  pünktlich 
zurückgezahlt  werden,  später  stockten  sogar  die  Zinszahlungen  ^. 
Erst  nach  dem  Kriege  verstand  sich  der  Staat  unter  erheblicher 
Kürzung  des  Nominalwertes^  zu  einer  Rückzahlung  der  einge- 
liehenen Kapitalien.  Am  meisten  wurde  davon  die  Ritterschaft 
betroffen,  welche  jederzeit,  bereitwilliger  als  die  Kaufmannschaft;, 
dem  Staate  ihr  Geld  anvertraute,  und  nach  dem  Ausweise  des 
Steuerschuldbuches  grofte  Summen*  ausstehen  hatte.  In  um- 
fassender Weise  hat  sie  so  indirekt  zu  den  Kosten  des  Krieges 
beigesteuert. 

Nach    dem    Kriege    gestalteten    sich    die    Verhältnisse    der 


*  Nach  den  Steuerquittungon  nahm  die  Steuer  auf  in  21  Jahren 
von  1588—1609  1776365  Gld.,  in  19  Jahren  von  1609—1628  8324014  Gld., 
in  24  Jahren  von  1628—1652  1929450  Gld.;  fast  gleichhohe  Beträge 
hatten  die  Rcntkammer  und  das  Krie^zahlamt  aufgenommen. 

"  An  Zinsen  (und  Jagd-,  Leib-  und  Stipendiatengelder)  restierte  die 
Steuer  1652  mit  6852695  Gld. 

*  Beispielsweise  wurde  ein  von  Hans  Eisern  in  Nürnberg,  Michaelis 
1622,  in  die  Steuer  eingeliehenes  Kapital  von  100000  fränkischen  Gld. 
von  dem  Obersteuerkollegium  1679  auf  10884  meifsnische  Gld.  reduziert. 

*  So  hatten  Joachim  von  Loss  181475  Gld.,  Georg  von  Werther 
96190  Gld.,  Sebastian  von  Kötteritz  53714  Gld.,  Dittrich  von  Starschedel 
45904  Gld.,  Ehrenjfried  von  Pölnitz  37333  Gld.,  die  Herren  von  Schön- 
borg 37000  Gld.,  Vitzthum  von  Eckstädt  35750  Thlr.,  von  Schlieben 
30(W0  Gld.,  von  Pflug  27000  Gld.  u.  s.  w.  in  der  Steuer  auf  einmal 
stehen. 
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Landarbeiter  günstig;  der  Krieg  hatte  den  Tagelöhnern,  die  stets 
arm  gewesen  waren,  nichts  nehmen  können.  Niemand  wehrte 
es  jetzt  dem  Häusler,  wenn  er  mehr  Vieh,  als  es  früher  die 
Donordnung  zugelassen  hatte,  auf  die  Weide  trieb,  oder  wenn 
er  vom  Bauer  gegen  den  halben  Ertrag  Felder  erpachtete,  um 
auf  ihnen  Lein  und  Flachs  auszusäen,  das  er  dann  im  Winter 
mit  seinen  Kindern  verspann.  Immer  mehr  breitete  sich  auf 
dem  Lande  die  Hausindustrie  aus.  Sonst  hatten  Häusler  und 
Hausgenossen,  zum  Teil  auch  Gärtner,  die  den  eigentlichen  Tage- 
löhnerstand bildeten,  ihre  Kinder  auf  dem  Lande  an  den  Ghits- 
herm  oder  Bauern  vermietet,  jetzt  ernährte  ein  Tagelöhner  seine 
Familie  mit  Spinnen,  Klöppeln,  Stricken,  und  seine  Kinder 
konnte  er  in  aer  eignen  Wirtschaft  besser  verwerten,  als  wenn 
er  sie  in  die  Fremde  als  Knechte  und  Mägde  ziehen  liels. 
Anderseits  gelang  es  manch  einem  in  den  Städten,  die  nach  dem 
Kriege  den  Zuzug  vom  Lande  gerne  sahen,  festen  Fufs  zu 
fassen  und  sich  zu  einer  freien  und  unabhängigen  Stellung  em- 
porzuarbeiten, und  das  war  ja  die  Sehnsucht  und  der  Wunsch 
aller  Landarl^eiter ,  die  Bande,  welche  sie  auf  dem  Lande  in 
Abhängigkeiten  hielten,  zu  lösen,  frei  zu  werden  und  unabhängig 
auf  eignen  Füfsen  zu  stehen.  Bei  dem  Drucke,  unter  welchem 
sie  lebten,  erschien  ihnen  jede  Verändening  ihrer  Stellung  als 
eine  Verbesserung. 

Bis  in  die  Gegenwart  hin  reicht  das  Streben  der  säch- 
sischen Landbevölkerung,  nach  den  Städten  zu  ziehen,  und  dort 
in  der  Industrie  einen  oft  ärmlichen,  stets  unsichem  Erwerb  zu 
suchen.  Denn  die  Industrie  gewährt  ihnen  die  Bewegungsfreiheit, 
die  sie  erstreben,  die  Landwirtschaft  aber  verlangt  den  vollen 
Dienst  des  ganzen  Menschen,  mit  Leib  und  Seele  zu  jeder 
Tageszeit,  zu  jeder  Stunde. 

So  lagen  die  Verhältnisse  nach  dem  Kriege,  als  die  Ritter- 
gutsbesitzer wie  die  Bauern  zum  Betrieb  ihrer  Landwirtschaft, 
zum  Wiederanbau  ihrer  Grüter,  zum  Aufbau  ihrer  Höfe  und 
Scheunen  gerade  ein  besonders  zahlreiches  Arbeiterpersonal  be- 
durften, aber  nur  schwer  und  zu  hohem  Lohne  bekommen 
konnten.  Aus  allen  Gegenden  des  Landes  liefen  Klagen  der 
Landwirte  bei  der  Regierung  ein,  bis  diese  sich  entschlofs,  von 
den  Schössem  Berichte  einzufordern,  die,  zum  Teil  erhalten,  ein 
anschauliches  Bild  der  Lage  des  Gesindestandes  gebend 

Aus  dem  Voigtlande  berichtete  —  Voigtsberg  am  13.  Ja- 
nuar 1651  —  der  Schösser  Dr.  Johannes  Flösse  über  die 
„Steigerung  des  Lohnes^.  Ein  Schirrmeister  sollte  nach  der 
Taxordnung  von  1623  bekommen  10  Gld.*   erhielt  aber  18  bis 

*  Loc.  30405.  Gesinde -Tagelöhner-  und  Polizeiordnung.  1651. 
Nr.  28.  Dem  Berichte  sind  als  Beilagen  die  Eingaben  von  Adligen 
beigegeben. 

*  Heute  ungefähr  12  l'hir.  20  Gr.  Zu  bestimmen  wie  viel  das 
damalige   Geld  heute  wohl  wert  wäre,  fallt  sehr  schwer.    Nach  den 
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20  Gld.  oder  Thlr.,  ein  Stallknecht  oder  Encke  sollte  bekommen 
7  Gld.,  erhielt  aber  10— -16  Gld.,  eine  Magd  sollte  bekommen 
3  Gld.  3  Gr.,  erhielt  aber  6  Thk.  bis  10  Gld.  Allein  im  letzten 
Jahre  war  der  Lohn  eines  Mittelknechtes  von  IP/2  Gld.  auf 
17*/2  Gld.  gestiegen.  Aufser  dem  Geldlohn  gestattete  man  noch 
dem  Gesinde,  ftlr  sich  Getreide  zu  säen.  Mancher  blieb  sogar 
ohne  Gesinde,  welches  in  Kleidung  übertrieb  und  sich  besser  als 
die  Dienstherrschaft  hielt.  Erstlich  sollte  daran  Schuld  gewesen 
sein,  dafs  viel  Gesinde  seinen  Dienst  aufkündij^e  und  fortzog, 
weil  Bauemknechte  erzählten,  wie  es  auf  der  Wanderschaft  im 
Magdeburgischen  viel  zu  erwerben  und  zu  verdienen  gäbe; 
zweitens  fingen  manche  an,  auf  den  Dörfern  Kramerei  zu  treiben 
und  den  Bürgern  das  Brot  vor  dem  Mund  wegzunehmen,  oder 
sie  gaben  vor,  dafs  ihre  Eltern,  Brüder,  Schwestern  sie  unum- 
gänglich brauchten;  drittens  behauptete  viel  Gesinde,  es  woUe 
zuerst  etwas  spinnen  oder  sonst  etwas  arbeiten,  später  wäre  es 
noch  immer  Zeit  sich  zu  verdingen,  und  schliefslich  liefen  viele 
in  andere  Fürstentümer,  um  zu  dreschen,  oder  sie  legten  sich 
auf  das  Wollspinnen  und  Klöppeln,  —  so  ohne  das  dem  Lande 
hochschädlich  —  und  was  dergleichen  Dinge  mehr  wären. 

Über  die  Zustände  im  Erzgebirge  berichtete  —  Zwickau  am 
26.  Januar  1651^  —  der  Schösser  Johann  Phillip  Romanus.  Im 
Amte  wäre  fast  ein  tägliches  Anlaufen  von  Bürgern  und  Bauern 
betreffs  des  Gesindes.  Die  Unterthanen  beschwerten  sich  zum 
höchsten  über  die  Dienstboten  und  Tagelöhner,  nicht  allein 
könne  man  die  Lohnforderungen  des  Gesindes  nicht  erßillen,  sondern 
auch  wegen  der  wohlfeilen  Zeit  sei  fast  gar  kein  Gesinde  mehr 
zu  erlangen.  Es  lege  sich  fast  jedweder  Dienstbote  auf  das 
wollene  Garn-  und  das  Plachsspinnen,  und  weder  Knecht  noch 
Magd  begehre  mehr  sich  zu  verdingen.  Mancher  Bauer  müsse 
seme  Felder  liegen  lassen.  Ein  Knecht  verlange  jetzt  24 — 25 
Thaler,  eine  Magd  14—15  Gulden.  Ein  Tagelöhner  in  Zwickau 
habe  im  vergangenen  Sommer  auf  dem  Lande  täglich  9 — 10 
Groschen  und  mehr  verdient.  Bei  so  hohen  Löhnen  könne  ein 
Hauswirt  nicht  auskommen,  er  müsse  über  sein  Vermögen  geben, 
wenn  er  nicht  sehen  wolle  wie  sein  Getreide  verderbe.  Der  Bericht 
schlofs  mit  dem  Gesuch,  ein  Verbot  gegen  das  übermäfsig  be- 
triebene Spinnen  zu  erlassen,  und  mit  Ernst  das  junge,  müfsige 
Volk  zur  Arbeit  anzuhalten. 

Im  Leipziger  Kreise  reichten  die  Amtssassen  vom  Adel 

Mitteilungen  des  Vereins  für  Münz-,  Wappen-  und  Siegelkunde  in 
Dresden,  Heft  11  S.  68,  ist  ein  kursächsischer  Thaler  (zu  24  Gr.)  von 
1572  heute  =  1  Thlr.  16  Ngr.  7  Pfg.  wert;  danach  ein  Gulden  (zu 
21  Gr.)  =  1  Thlr.  10  Ngr.  8  Pfg.  Nach  der  Zinnaischen  Münzreform  von 
1667  war  1  Thlr.  (zu  24  Gr.)  =  1  Thlr.  10  Ngr.  1  Gld.  (zu  21  Gr.)  = 
1  Thlr.  5  Ngr.  Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dafs  nach  dem  SOiährigen 
Kriege  der  Gulden  zwischen  diesen  beiden  Werten  schwankte  und 
etwa  =  1  Thlr.  3  Ngr.  war. 

1  Loc.  30405  ebenda  Nr.  28. 
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beim  Kurftlrsten  eine  Eingabe  ein  —  Rocfalitz  am  1.  März  1651  ^  — , 
in  dieser  heilst  es:  jetzt  nach  den  Kriegszeiten  schätzeten  die 
Dienstboten  ihre  Herren,  wie  sie  gewollt,  mit  dem  Lohne;  auch 
die  Herren  übersetzten  sich  einander.  Im  Amte  werde  kein 
einziger  Bauer  gefunden,  der  seinem  Gesinde,  Knechten  und 
Mägden,  nicht  neben  dem  Lohne  ein  ergiebiges  an  Leinwand 
geben  und  ihm  1 — 3  Viertel  und  mehr  Scheifel  Lein  jährlich 
säen  müsse.  Daher  es  denn  komme,  dafs  wenn  ein  Gesinde 
ein  Jahr  ^edienet  und  ein  Stück  Qeld  und  Flachs  erlanget  habe, 
es  das  andere  Jahr  zu  Hause  ziehe,  sich  auf  die  faule  Seite  lege, 
bei  der  Ernte  Zeit  in  anderer  Herren  Länder  laufe,  gegen 
Winter  aber  wiederkomme  und  des  Spinnens  abwarte.  Sie  baten 
um  eine  Verfügung  gegen  die  faulen  Hausgenossen,  damit  diese 
angehalten  würden,  entweder  —  zur  Aufiienmung  Sr.  KurfUrstl. 
Durchlaucht  Interesse  —  sich  der  wüsten  Güter  anzunehmen, 
oder  sich  zu  vermieten.  Hernach  aber  möge  ihnen  ein  gewisser 
und  erträglicher  Lohn  gesetzt  werden. 

Nicht  viel  anders  sah  es  in  den  anderen  Kreisen  aus.  So 
berichtete  aus  dem  Kurkreise  der  Schösser  Benedictus  Straus  ^  — 
Wittenberg  am  15.  März  1651  — ,  dafs,  während  ein  Schirrmeister 
in  der  Auen  vor  dem  Kriege  bei  freiem  Essen,  Kost  und  Lager 
14—15  Gld.  bekommen  hab^,  er  jetzt  26  Thlr.  erhalte^  au&erdem 
dürfe  er  noch  2  Scheffel  Gerste,  äie  er  selbst  gebe,  aussäen ;  ein 
Mittelknecht  erhalte  jetzt  19  Thlr.  statt  vormals  9—10  Gld. 
Jenseits  der  Elbe,  auf  dem  Flemming,  sei  der  Geldlohn  eines 
Knechtes  von  12—13  Gld.  auf  25  Gld.  gestiegen;  eine  Macd, 
die  früher  4  Gld.  an  Geld,  zur  Leinwand  3  Gld.  10  Gr.  6  Pfg., 
zu  einem  Schleier  6  Gh*. ,  zur  Seife  6  Gr.  bekam ,  erhalte  jetzt 
8  Gld.  an  Geld,  4  Gld.  12  Gr.  flir  Leinwand,  zur  Seife  6  Gr. 
Ein  Tagelöhner,  der  früher  im  Sommer  5  Gr.,  im  Winter  3'/« 
bis  4  Gr.  ohne  Kost  verdiente,  sei  jetzt  mit  7 — 8  Gr.  in  der 
Sommerzeit  und  mit  6  Gr.  in  der  Winterzeit  nicht  mehr  asu- 
frieden.  Die  meisten  Arbeiter  wollten  gamicht  nach  dem  Tage- 
lohne, sondern  nur  nach  dem  Gedinge  (Accord)  arbeiten, 
welches  sie  dergestalt  anzuschlagen  Wülsten,  dafs  sie  ihren  Lohn 
besonders  in  Zeiten,  da  die  Arbeit  nötig,  noch  auf  ein  höheres 
brächten.  Ob  und  inwieweit  es  möglich  wäie  diese  Steigenins 
herunterzusetzen,  sei  schwer  zu  sagen.  Denn  in  dieser  Gegend 
habe  der  Krieg  und  die  Pest  die  Ijcute,  jung  und  alt,  hinweg- 
geräumet,  und  gebe  es  daher  nur  sehr  wenig  Gesinde,  welches 
sich,  wenn  man  ihnen  nicht  nach  ihrem  Willen  den  Lohn  setze, 
entweder  ins  Magdeburgische  Erzstift,  ins  Anhaltische  oder  ins 
Brandenburgische  Land  begebe.  Die  Landwirtschaft  aber  er- 
fordere, dafs  der  Wirt  Gesinde  halte,  denn  ohne  dasselbe  könne 
der  Unterthan  seine  Äcker  nicht  beschicken,  noch  die  schuldigen 
Dienste  zu  den  Vorwerken  im  Amte  leisten,  auch  die  Bestellung 


1  Loc.  80405  ebenda  Nr.  28. 

2  Loc.  30405  cit.  S.  26. 
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der  Wol&ji^  und  die  Re^riening  der  schadhaften  Eibdämme 
nicht  verrichten.  Wer  kein  Qesinde  erlangen  könne,  müsse 
selbst  die  Dienste  leisten  und  das  Seinise  zu  Hause  liegen  lassen. 
Es  kftme  auch  vor,  dafs  Knechte  sich  eleiclizeitig  an  zwei  Herren 
▼ermieteten  und  nur  zu  demjenigen,  der  ihnen  am  meisten  be- 
willige, zögen.  Femer  müsse  der  Hauswirt,  der  kein  Qesinde 
halte,  den  Tagelöhnern  bewilligen,  was  sie  begehren,  wenn  er  sein 
Getreide  ab-  und  in  die  Scheunen  gebracht  wissen  wolle,  sonst  liefen 
die  Tagelöhner  wie  das  Diensigesinde  in  die  benachbarten  Orte. 

Wie  diese  Berichte  zeigen,  hatten  sich  innerhalb  kurzer 
Zeit  die  Gesindelöhne  yerdoppelt  und  eine  Höhe  erreicht,  die 
nicht  im  Verhältnis  zu  den  Besoldungen  der  Beamten  stand. 
Wenn  ein  Tagelöhner  nach  den  amtlichen  Angaben  1651  im 
Kurkreis  jährlich  (bei  300  Arbeitstagen)  100  Gld.  verdienen 
konnte,  so  bekam  dagegen  ein  Appdlationsrat  durchschnittlich 
nur  das  doppelte  (200  Gld.),  ein  Oberkonsistorialrat  das  drei- 
fache (300  Gld.  1663). 

Die  steigenden  Löhne  fielen  aber  gerade  in  eine  Zeit  mit 
sinkenden  Getreidepreisen.  Mne  Beihe  der  reichsten  Ernten 
folgte  nach  dem  Kri^e;  es  schien,  als  ob  die  Natur  das,  was 
Menschengeist  gefrevelt  hatte,  wieder  gut  machen  woUe.  Das 
Fallen  der  Preise  mögen  einige  Zahlen  beweisen,  z.  B. : 

in  Dresden^ 

zehnjährige  Durchschnittspreise  nach  den  Mittelmarktpreisen 

Weizen  Korn 

1622—1631  4  Thh".    0,60  Gr.  4  TUr.    0,19  Gr. 

1632—1641  3      -      13,00    -  2      -        7,32    - 

1642—1651  2      -       4,97    -  1      -      14,72    - 

1652—1661  1      -      17,65    -  1      -        5,09    - 

Gerste  Hafer 

1622—1631  3  Thh".  15,70  Gr.  1  Thh-.  18,04  Gr. 

1632—1641  2      -        5,04    -  1      -       3,72    - 

1642—1651  1      -       4,05     -  —    -      16,27    - 

1652-1661  1      -        1,01     -  -     -      14,25    - 

in  Leipzig^ 
zehnjährige  Durchschnitts-  und  Verhältnispreise 

Weizen  Roggen 

1624-1630  13,52  Rmark  8,70  Rmark 

1630—1640  13,72       -  9,36      - 

1640—1650  10,42  6,07      - 

1650-1660    6,66       -  5,11      - 


^  Vgl.  Mitteilungen  des  statistischen  Vereins  ffir  das  Königreich 
Sachsen  1831.  1.  Lieferung;  in  Ermangelung  eines  besseren  Zahlen- 
materials! 

*  Dittmann,  0.,  Die  Getreidepreise  in  der  Stadt  Leipzig  im  17., 
18.  und  19.  Jahrhundert.    Leipzig  1889. 
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Die  Landwirtschaft  wurde  sowohl  durch  diesen  andauernden 
Preisfall  aller  landwirtschaftlichen  Produkte,  als  durch  die 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  in  eine  besorgniserregende  Krxsis 
yerwickelt.  Galt  es  doch  nicht  nur  das  Gut  zu  bewirtschaften, 
auch  das  während  des  Krieges  verloren  gegangene  Betriebs- 
material  mufste  ergänzt ,  wüste  Äcker  wieder  angebaut  werden. 
Was  der  Grundbesitzer  einst  an  barem  Kapital  besessen  und 
in  den  Kriegsnöten  vorgeschossen  hatte ,  war  schwer  und  nur 
unter  Verlust  zu  erhalten.  Jetzt  nach  dem  Kriege,  der  ihnen 
so  grofse  Opfer  auferlegt  hatte,  mufsten  sie  auch  diesen  letzten 
Rückhalt  heranziehen,  um  die  Kosten  ihrer  Wirtschaft  zu  decken ; 
vergeblich  hatten  sie  nach  Beendigung  desselben  den  Anbruch 
einer  besseren  Zeit  erhoffi;. 

Wollte  der  Staat  in  dieser  Bedrängnis  der  Landwirtschaft 
helfen,  so  lagen  ihm  nach  den  damaligen  wirtschaftlichen  An- 
schauungen nur  zwei  Wege  offen :  erstlich  Verbot  aller  Getreide- 
einftihr  zur  Hebung  der  Getreidepreise  und  Zwangsmittel  gegen 
die  Landarbeiter  und  das  Gesinde,  um  einerseits  durch  Taxen  den 
gestiegenen  Lohn  herabzusetzen,  anderseits  durch  Verbote  von 
städtischen  Berufen  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
zu  vermehren. 

Beide  Mittel  wurden  von  der  Ritterschaft  des  Landes,  in 
deren  Händen  die  politische  Vertretung  des  Grundbesitzes  stand, 
bei  der  Regierung  beantragt.  Ihr  Einflufs  war  infolge  der  stän- 
dischen Verfassung  und  der  während  des  Krieges  befolgten 
Steuerpolitik  gestiegen  und  jetzt  war  sie  die  politisch  mächtigste 
Partei  im  Lande,  während  das  Ansehn  der  Städte  immer  mehr  sank. 

Nach  der  sächsischen  ständischen  Verfassung  fand  die  Ritter- 
schaft ihre  politische  Organisation  in  der  sogenannten  zweiten 
Bank  der  Landschaft,  die  dritte  wurde  von  den  Vertretern  der 
Städte  gebildet;  während  die  erste  aus  dem  hohen  Adel  und 
den  Abgeordneten  der  beiden  Landesuniversitäten  bestand.  Das 
Schwergewicht  der  politischen  Verhandlungen  auf  den  Land-^ 
tagen  lag  in  der  zweiten  und  dritten  Bank.  Jeder  kanzlei-' 
schriftsässige  adlige  Rittergutsbesitzer  war  berechtigtes  Mitglied  der 
zweiten  Bank;  die  bürgerlichen  durften  nicht  persömich  er- 
scheinen, jedoch  einen  adligen  Stellvertreter  ernennen;  die  amt- 
sässigen  Gutsbesitzer  wählten  in  die  zweite  Bank  nur  eine  be- 
schränkte Anzahl  von  Abgeordneten.  In  dieser  Bank  war  daher 
allein  der  Grolsgrundbesitzerstand  vertreten. 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  war  es  der  Ritterschaft  mehr  und 
mehr  gelungen,  die  Steuern  von  sich  abzuwälzen,  und  sich  das 
Ansehen,  das  die  Landschaft  sich  durch  das  Recht,  Steuern 
zu  bewilligen,  erworben  hatte,  dienstbar  zu  machen.  Der 
Reichtum  der  Adligen  war,  wie  wir  schon  an  einigen  Beispielen 
gezeigt  haben,   ein  sehr  grofser^;   trotzdem   waren  die  kanzlei- 

1  Z.  B.  waren  damals  die  Herren  von  Schönberg  mit  nicht  weniger 
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schriftsässigen  Kittergüter,  d.  h.  die  mit  Ritterpferden  verdienten 
Lehnsgüter y  von  der  Landsteuer,  —  der  grofsen  allgemeinen 
direkten  Steuer  —  befreit.  Nur  gele^ntlich  zahlte  die  Bitterschaft 
aus  besonderem  Wohlwollen  dem  Kurfürsten  ein  Präsentgeld. 
Bei  einem  solchen  Anlasse,  auf  dem  Landtage  1622,  liefs  die 
Bitterschaft  ihre  steuerfreien  Güter  durch  eine  eigne  Kommission 
katastrieren ,  um  nach  deren  Ergebnissen  eine  Verteilung  des 
bewilligten  Präsentgeldes  vorzun^men.  Von  diesem  Kataster 
hat  sich  nur  eine  im  18.  Jahrhundert  genommene  Abschrift 
erhalten;  danach  betrug  der  Gesamtwert  des  steuerfreien 
Besitzes  der  schriftsässigen  Bitterschaft  in  den  sieben  Kreisen 
1622  21405762  Gulden  ^  Das  Schockkataster  ft&r  den  übrigen 
im  Lande  versteuerten  Besitz  betrug  1622  (1628  zum  Funda- 
mentalkataster erhoben)  20621074  Gxdden.  Der  steuerfreie 
Besitz  überwog  also  den  versteuerten.  Um  einen  Begriff 
von  der  wirtschaftlichen  Machtstellung  des  Adels  im  Lande  zu 
erhalten^  müssen  wir  zu  dem  steuerfreien  Besitze,  den  in  dem 
Schockkataster  noch  enthaltenen  nichtsteuerfreien  der  Gutsherrn 
und  ihrer  Unterthanen  hinzuzählen.  Entsprechend  der  Einteilung 
des  Landes  in  schriftsässige  Bitterschaft  und  Städte,  mit  mittel^ 
baren  Unterthanen,  und  Ämter  mit  unmittelbaren  Unterthanen, 
zerfiel  auch  das  Kataster  in  drei  Teile;  aus  den  Ämtern  haben 
wir  dann  noch  den  versteuerten  Besitz  der  amtsässigen  Güter 
mit  ihren  Unterthanen  auszuscheiden,  um  einen  Überblick  zu 
gewinnen.    Danach  ergiebt  sich  folgendes  Bild^: 

Siehe  Tabelle  S.  74. 

Dagegen  war  der  übrige  versteuerte  Besitz  an  Schocken 
geschätzt  worden  auf: 

Siehe  Tabelle  S.  74. 

Man  behauptete  freiUch,  dais  die  Bitterschaft  steuerfrei  sein 
müsse,  weil  sie  die  Bitterdienste  zu  leisten  habe.  Während  des 
Krieges  kam  es  indes  nur  zweimal  zu  einem  Au%ebote  der 
Mannschaften  —  welche  übrigens  die  Städte  wie  die  Bitterschaft 
zu  stellen  hatten  — ;  die  ins  Feld  geschickten  Defensioner  er- 
wiesen sich  als  kriegsuntüchtig,  und  an  ihrer  Stelle  mufste  fast 
der  ganze  Krieg  mit  Söldnertruppen  gefuhrt  werden,  zu  deren 
Unterhaltung  die  Steuerkraft  des  Landes  auf  das  äulserste  an- 
gespannt wurde.  Die  schriftsässige  Bitterschaft  trug  auf  Grund 
ihres  steuerfreien  Besitzes  verhältnismäfsig  am  wenigsten  zu  den 


als  61  Rittergütern  angesessen,  die  von  Bünau  mit  40,  die  von  Ber- 
lepsch,  von  Carlowitz,  von  Miltitz  je  mit  20 — 23  Gütern. 

»  1  Gulden  =  21  Gr. 

»  1  Schock  =  .(50  Gr.  Leider  ist  bei  dem  Kataster  von  1622/28 
eine  Trennung  der  Ämterschocke  von  Amt^unterthanen  und  Amtssassen 
nicht  durchgeführt,  wir  müfsen  deshalb  das  Kataster  von  1647  unserer 
Berechnung  zu  Grunde  legen;  im  Leipziger  Kreise  ist  die  Schockzahl 
der  Städte  so  niedrig,  weil  die  Stadt  Leipzig  fehlt. 
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Katastierter  Besitz  der 

Ritterschaft  und  ihrer 

Unterthanen 


£ 

s 
Schock 


II 

H 
Schock 


^  2 
S  M 

Schock 


Schock 


Schock 


Schock' Schock 


Steuerfreies  schrifts&ssves  lUtter- 
8chaftsffnt,  Kataster  1622    .    .     . 

Versteaenes  schrifteftssiges  Ritter- 
gut und  ihrer  unterthanen,  Ka- 
taster 1647 

Versteuertes  amts&ssiges  Bittergut 
und  ihrer  Unterthanen,  Kataster 
1647 


Summe 


771 610 
74180 
25827 


2505960 


871 067 


25588 


1451817 
475710 
134902 


580565 

220604 

98447 


1370068  484281 
84331 
94447!  22182 


378245 
108982 


2980858 


2061929 


859616 


1 808  740  590  744  487  227 


Katastierter  Besitz  der 
Bürger  und  Bauern 

1 
1 

U1 

P 

1  s 

ll 

li 

bei  den  Aratsuuterthanen,  Kataster 
1647           

281067 
255095 

482932 
287  404 

528320 
563999 

562  854 
451863 

355237 
201625 

80  709  161 963 

hei  den  sehriftsftssigen  St&dten,  Ka- 
taster 1647 

1 

71468   67  606 

Summe 

536162 

T70886 

1092319 

1014217 

556862152177 

1 

229661 

Kriegslasten  bei;  ja  als  selbst  der  Staat  seine  Zahlungen  ein- 
stellen mufste^  und  die  Steuer  wegen  Erscböpfting  des  Landes 
kaum  nennenswerte  Beiträge  brachte,  wagte  es  die  Regi^ung 
nicht,  den  steuerfreien  Besitz  der  Ritterschaft  wirksam  zu  den 
Lasten  heranzuziehen.  Nur  einen  ganz  ungenügenden  Elrsatz 
bot  die  Selbstbesteuenmg  der  Ritterschaft  in  Form  des  Donativs- 
oder  Präsentgeldes.  So  hat  die  Ritterschaft  von  ihren  21  Mill. 
Gulden  steuerfreien  Besitzes  in  25  Jahren,  1609 — 1634,  nur 
600000  Gulden  als  Präsentgeld  beigesteuert,  d.  h.  ungefthr  3  »/o 
ihres  katastrierten  Vermögens,  während  das  übrige  Land  von 
seinen  20  Mill.  Gld.  9816845  Gld.  steuerte,  also  fest  50  »/o  des 
katastrierten  Vermögens! 

Diese  Steuerpolitik  hatte  die  Macht  des  Adels  noch  wesent- 
lich gesteigert ;  Städte  und  Ämter  mufsten  vorwi^end  die  Staats- 
lasten tragen.  In  der  Landschaft  wurde  gegen  Ausgang  des 
Ej-ieges  die  Ritterschaft  immer  anmafsender,  afie  neu  aufgelegten 
Steuern  wufste  sie  von  sich  abzuwälzen,  so  die  Fleischsteuer 
von  1628,  die  Landaccise  von  1640,  die  Gewerbesteuer  (Qoa- 
tember)  von  1645. 

Alles  dies  wird  unsere  Behauptung,  dafs  der  Adel  nach  dem 
Kriege  nicht  nur  die  politisch  mäcntigste  Partei,  sondern  auch  die 
wirtschaftlich  stärkste  Klasse  im  Lande  geworden  war,  bekräf- 
tigen.   Die   Chancen   in   dem   Kiimpfe,   welchen   die   ländliche 
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Arbeiterpartei  gegen  den  Grundbesitz  ftlhrte,  waren  ungleich 
verteilt.  Es  war  vorauszusehen,  dafs  die  Grundbesitzer,  in  ihren 
Lebensinteressen  durch  das  Steigen  der  Löhne,  das  Fallen  der 
Preise  berührt,  ihren  ganzen  Einflufs  und  ihre  ganze  Macht 
daran  setzen  würden,  den  Staat  zu  einer  ihnen  günstigen  Stellungs- 
nahme  und  PoUtik  zu  beeinflussen. 

Nun  vollzog  sich  gerade  nach  dem  Kriege  in  den  wirt- 
schaftlichen Anschauungen  der  kursächsischen  Regierung  ein  den 
Arbeiterklassen  ungünstiger  Umschwung,  und  die  Bitterschaft 
fand  für  ihre  Forderungen  einen  günstigen  Boden;  der  ländliche 
Arbeiterstand  verlor  dagegen  in  dem  Kampfe  gegen  die  Grund- 
herren an  der  Begierung  eine  Stütze.  Die  ältere  sächsische  Wirt- 
schaftspolitik war  gerichtet  gewesen  auf  Schaffung  von  Handels- 
und Industriemittdpunkten  in  den  Städten-  durch  Bindung  des 
Verkehrs  an  ein  fest  vorgeschriebenes  Strafsennetz ,  femer  auf 
Hebung  der  Zünfte  wie  des  Handwerkerstandes;  auf  dem  platten 
liande  dagegen  auf  Regelung  der  gutsherrlich -bäuerlichen 
Rechtsverhältnisse,  unter  steter  Stärkung  der  Regierungsgewalt 
und  Beschränkung  der  Ritterschaft,  und  schlieMch  auf  eine  sehr 
zu  Gunsten  der  Städte  berechnete  Trennung  von  Stadt  und 
Land  nach  städtischen  und  ländUchen  Gewerben. 

Nach  dem  Kriege  machten  sich  entgegengesetzte  Bestrebungen 
geltend,  und  neue  volkswirtschaftUche  Ideen  bewirkten  einen 
allmählichen  Umschwung  in  der  WirtschaftspoUtik.  Die  erstar- 
kende B^ürstengewalt  suchte  durch  Ein-  und  Übergriffe  die 
städtische  Autonomie  zu  beschränken ;  mit  dem  Einströmen  einer 
vagabondierenden  Bevölkerung  war  in  die  Städte  ein  neues  zer- 
setzendes Element  gekommen,  dessen  Selshaftigmachung  durch 
kurfürstliche  Verordnungen,  welche  den  Erwerb  des  Bürger- 
rechtes erleichterten^,  angestrebt  wurde.  In  den  Zünften  hatte 
schon  die  Reformation  die  religiösen   Bande,    welche   ihre  Mit- 

fUeder  untereinander  verknüpfte,  gelockert;  jetzt  verlieh  der  Staat 
en  brotsuchenden  Söldnern,  einem  allgemein  verachteten  Stande, 
das  Meisterrecht  in  den  Innungen,  oder  minderte  wenigstens  die 
strengen  Au&ahmebestimmungen  ^  und  untergrub  damit  das 
StandesbewuGstsein  des  Handwerkerstandes.  Ging  auch  Sachsen 
nicht  so  weit  wie  Brandenburg,  welches  beim  Reiche  den  Antrag 
auf  Aufhebung  der  Zunftverfassung  stellte,  so  begünstigte  man 
doch  das  Aufkommen  einer  neuen  Gewerbeverfassung  an  Stelle 
der  alten. 


^  Mandat:  Beamte  und  Rate  sollen  keinem  so  sich  niederlassen 
will,  das  Bürgerrecht  verweiffem.  4.  October  1650.  Cod.  August  11. 
8.  15. 

*  Befehl:  Soldaten  so  Handwerke  gelemet,  sollen  von  den  In- 
nungen auf-  und  angenommen,  mit  denen  sonst  gewöhnlichen  Wander- 
Jahren,  sowohl  kostbaren  Meister-Stücken  und  anderen  Spesen,  ihres 
Unvermögens  wegen,  verschonet  werden.  14.  Februar  1651.  Cod. 
August  I.    S.  1522. 
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Steuer-  und  Handelspolitik  trugen  dazu  bei,  das  Land  vor 
den  Städten  zu  b^nstigen.  In  der  Verwaltung  wurden,  nachdem 
seit  dem  Sturze  Crells  unter  Christian  11.  die  sogenannte  Dok- 
torenpartei besiegt  worden  war,  alle  wichtigeren  und  höheren 
Staatsämter  nur  mit  Adligen  besetzt,  die,  selbst  meist  Grund- 
besitzer, die  Bestrebungen  der  Ritterschaft  teilten ;  dagegen  wurde 
das  bürgerliche  Element,  in  städtischen  Anschauungen  befangen, 
immermehr  zurückgedrängt  und  von  hohen  Stellungen  aus- 
geschlossen. 

Alle  diese  Umstände  bewirkten  auf  Seite  der  Regierung  ein 
Eingehen  auf  die  Forderungen  der  Ritterschaft.  Man  zeigte  sich 
geneigt,  sowohl  Mafsregeln  gegen  den  Gesindestand  zu  ergreifen, 
als  auch  durch  Sperrung  der  Getreideeinfuhr  den  Getreidepreis 
zu  heben. 

In  einem  Ausschreiben:  Verbot  der  Einfuhr  fremden  Qte- 
treides  und  Malzes,  vom  26.  Juni  1656^,  heilst  es:  Gott  habe 
in  den  abgewichenen  Jahren  diese  Lande  jedesmal  mit  Getreide 
ziemlich  gesegnet,  und  doch  kämen  ganz  beschwerliche  Klagen 
von  unterschiedenen  Orten  ein,  dafs  aus  den  benachbarten  Landen 
Getreide  und  Malz  haufenweise  zum  Verkauf  eingeführt,  dagegen 
bares  Geld  ausgeflihrt  werde.  Das  im  Lande  erbaute  Getreide 
werde  ganz  unwert  gemacht,  und  die  inwohnenden  Unterthanen 
und  Hauswirte,  denen  der  Anbau  —  zumal  bei  dem  bisherigen 
grofsen  Mangel  und  bei  den  übermäfsigen  Löhnen  und  anderem  — 
ein  grofses  koste,  und  überm  Halse  liegen  bleibe,  könnten  um 
etlicher  weniger  Leute  Eigennutz  und  Gewinnst  willen  das 
Wenigste  erlösen  und  zu  keinen  Geldmitteln  gelangen,  um  die 
GefkUe,  Steuern  uud  andere  Schulden  abzutragen  und  zu  be- 
zahlen, welches  zu  ihrem,  ja  des  ganzen  Landes  grofsen  Verlust, 
merklichen  Abbruch  und  Schmälerung  gereiche. 

Auf  dem  Landtage  von  1657^  kam  dieses  Ausschreiben  zur 
Sprache  und  bildete  einen  Streitpunkt  in  den  Verhandlungen  der 
Ritterschaft  mit  den  Städten;  letztere  verlangten  vei^eblich  un- 
beschränkte Einfuhr.  Eirst  als  im  Sommer  1661  Teuerung  ein- 
trat, hob  die  Regierung  das  Einfuhrverbot  auf  und  beschränkte 
dagegen  die  AusKihr^. 

Dauerte  es  hier  mehrere  Jahre,  ehe  die  Ritterschaft  ihre 
Forderungen  durchsetzte,  so  zeigte  sich  in  der  Gesindefrage  die 
Regierung  entgegenkommender.  Welche  Verhandlungen  den 
f>lals  einer  neuen  Gesindeordnung  vorausgingen,  wie  diese  be- 
schaffen war,  wollen  wir  nun  eingehender  betrachten. 

1  Codex  Augusteus.    I.  Bd.  S.  1554. 

2  Vgl.  Falke,  Die  Steuerverhandluneen  des  Kurfürsten  Johann 
Georg  II.  mit  den  Landständen  1656—1660  in  Mitteil,  des  sächsischen 
Altertumsvereins.    Heft  25  S.  89,  100. 

»  Codex  Augusteus.    I.  Bd.  S.  1614. 
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Zweites  Kapitel. 

(Tesiüdeordnung  von  1651. 


Am  8.  Februar  1651  reichten  Kanzler  und  Geheimräte  — 
gezeichnet  Heinrich  von  Priesen,  Anton  Weck  —  beim  Kur- 
nirsten  ein  umfangreiches  Schriftstück  ein,  betitelt:  Bedenken 
über  die  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnung*.  Sie 
klagten,  dafs  neben  anderen  unzähligen  Übeln  auch  allenthalben 
gute  Polizei,  Sitten  und  Ehrbarkeit  in  Verachtung  gesetzt,  da- 
gegen aber  schändliche  Unordnung,  Üppigkeit,  Hoffiirt,  Schwel- 
gerei, Übervorteilung  des  Nächsten,  insonderheit  die  zum  merk- 
lichen Verderb  des  Hauswirtes  von  Gesinde,  Tagelöhnern,  Hand- 
werksleuten erzwungene  Steigerung  des  Lohnes,  ohne  Scheu  ver- 
übet, und  in  vollem  Schwung  erhalten  werde. 

Das  Gesinde  zeige  dabei  viel  Mutwillen,  es  erweise  sich 
gegen  seine  Herren  ganz  ungehorsamlich  und  trotzig,  spränge 
öfters  um  geringer  Ursachen  halber  aus  seinen  versprochenen 
Diensten.  Ledige  Personen,  welche  der  Hauswirt  bei  der  Be- 
stellung des  Ackerbaues  und  anderer  häuslichen  Arbeit  nicht 
entbehren  könne,  weigerten  sich  Dienste  anzunehmen;  diejenigen 
aber,   welche  sich  endlich  vermietet  hätten,  forderten   und  er- 

E reisten  einen  unbülig  hohen  Lohn,  sodals  —  bei  dem  jetzige 
fnwert  des  Getreides  —  der  notleidende  Hauswirt  kaum  soviel 
als  er  zur  Kost  und  Gesindelohn  bedürftig  habe,  mit  Angst  und 
und  Mühe  zu  erübrigen  vermöge^. 

Dieses  strafbare  Beginnen  rühre  einerseits  daher,  dals  das 
Gesinde  seinem  freien  Willen  nachlebe,  und  sowohl  zu  Hause, 
als  auch  über  Land  zur  Kramerei  und  anderen  Bewerbsmitteb^ 

»  Loc.  9991.    Polizeisachen  betr.  1623—1695. 
"  Diese  Einleitung  ward  fast  wörtlich  in  die  Gesindeordnung  von 
1651  hinübergenommen;  vgl.  Cod.  Aug.  I  S.  1523. 
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die  sonstens  den  Städten  zuständig,  greife,  oder  auch  die  an- 
deren willigen  Dienstboten  verhetze;  anderseits  dals  die  EUius- 
wirte  unter  Versprechung  eines  hohen  Lohnes  das  Gesinde 
einander  abspenstig  machten.  Deshalb  könne  vieler  Orten  der 
Ackerbau,  als  das  Kleinod  eines  Landes^  nicht  zum  Nutz,  am 
allerwenigsten  aber  die  wüsten  Güter  zum  Anbau  gebracht 
werden. 

In  der  Denkschrift  schlug  dann  der  Kanzler  zur  Abhülfe 
dieses  Notstandes  dem  KurfUrsten  vor,  entweder  die  Polizei- 
ordnung völlig  umzuarbeiten  oder  sie  nur  zu  revidieren.  Einst- 
weilen aber  solle  man  durch  ein  öffentliches  Ausschreiben  und 
eine  scharfe  Verordnung  die  fiüheren  Verbote  gegen  die  Lohn- 
steigerung der  Tagelöhner  und  Dienstboten^  darüber  die  meisten 
Klagen  einliefen,  wiederholen  und  femer  in  einer  filr  dies  Jahr 
erlassenen  Taxordnung  alle  Dienstknechte-  und  Mägdelöhne  — 
an  Geld,  Stiefeln,  Schuhen,  Leinwand,  —  heruntersetzen,  auch 
g^en  die  dienstlosen  Knechte  und  Mägde,  welche  ohne  erheb- 
Sche  Ursache  zu  Hause  lägen  und  allerhand  ihnen  nicht  zu- 
stehende Kramerei  trieben,  mit  nachdrücklichen  Klauseln  und 
Satzungen  sich  erklären. 

Als  leitende  Gesichtspunkte  fUr  eine  Ordnung  machte  der 
Kanzler  geltend: 

1)  Abschaffung  der  zur  Ungebühr  angemafsten  Hantierungen; 

2)  Einführung  einer  monatlichen  Steuer  für  das  dienstlose 
Gesinde,  etwa  zu  4,  5,  6  Gr.,  oder  nach  Gelegenheit  eine  andere 
Strafe; 

3)  Erlafs  eines  Verbotes,  aus  dem  Lande  ohne  Vorwissen 
der  Obrigkeit  zu  wandern,  und  eines  Gebotes,  zum  Besten  des 
gemeinen  Wesens  darinnen  zu  bleiben  und  zu  dienen; 

4)  und  exemplarische  Bestrafong  eines  oder  des  anderen 
Übertreters  des  Auswanderungsverbotes. 

Die  beiden  letzteren  Punkte  suchte  der  Kanzler  wie  folgt 
zu  begründen:  nach  VeröffentUchung  der  Ordnung  wäre  zu  be- 
sorgen, dals  die  freien  ledigen  Dienstboten,  —  die,  obgleich  sie 
eingebome  Landeskinder  seien,  gamichts  oder  nur  weniges  an 
liegenden  Gründen  zu  verlieren  hätten,  —  sich  wohl  ganz  und  gar 
in  die  benachbarten  Lande  wenden  und  dort  bei  dem  jetzigen 
Mangel  an  Leuten  willigst  au&enommen  und  geheget  werden 
möchten.  Da  dies  den  kursäcnsischen  Laaden  einen  greisen 
Abgang  an  Unterthanen  verursachen  könnte,  wäre  es  dienlich, 
wenn  der  Kurfürst  sich  mit  den  benachbarten  Staaten  ins  Ein- 
vernehmen setze  und  diese  zu  einer  gleichmälsigen  Verfassung 
in  ihrem  Lande  bewege.  Auch  möchte  sonst  das  mutwillige, 
ungetreue  Gesinde  desto  mehr  Gel^enheit  haben,  an  anderen 
Orten  Unterschleif  zu  suchen,  oder  in  seinem  bösen  Vorhaben 
zu  verharren. 

Es  war  viel,  was  der  Kanzler  zu  Gunsten  der  Ritterschaft 
auf  einmal  vom  Kurfürsten  begehrte:    Einschränkung  der  Haus- 
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Industrie  und  Arbeitszwang  für  „müfsiges''  Gesinde,  Aufhebung 
der  Freizügigkeit  und  gesetzliche  Minderung  des  freien  Lohnes, 
und  schlieMchy  weil  er  den  sächsischen  Staat  allein  nicht  für 
mächtig  genug  hielt,  mit  einem  solchen  hohen  Druck  den  Ge- 
sindestand zu  belasten,  ein  Abkommen  mit  den  Nachbarstaaten 
über  gemeinsame  Malkregeln  gegen  das  Gesinde. 

Der  Kurfürst  beantwortete  am  20.  Februar  1651  die  Eingabe 
seines  Kanzlers  dahin:  „wie  nun  frdlich  mit  allem  Ejmst  und 
Eifer  darauf  zu  trachten  sein  will,  auf  was  Mass  den  eingerissenen 
vielfältigen  Unordnungen  abzuhelfen.  Also  ist  Uns  nicht  zu- 
wider, daCs  die  Polizei-Ordnung  durch  gewisse  Personen  revi- 
dieret und  bis  auf  Unsere  Ratification  nach  gegenwärtigen  Zustand 
eingerichtet  werde.  Ihr  wollet  solches  dem  Hofrath  Christian 
von  Loss  und  Dr.  Nicolaua  Pfretscher  auftragen,  welche  den 
Aufsatz  coUegialiter  erwägen  mögen  und  Uns  nebst  eurem  Gut- 
achten zur  Resolution  ehesten  einschicken".  —  Femer  heilit  es, 
dafs  die  beiden  Räte  einstweilen  ein  Ausschreiben  entwerfen 
sollten,  welches  auf  die  Landes-,  Polizei-  und  anderen  Ordnun^n 
begründet  wäre.  Darin  sollten  sie  wider  die  dienstlosen  Knecäte 
und  Mägde  nachdrückUch  dausulieren  und  eines  und  das  andere 
aus  der  kurbrandenburgischen  Bauern-  und  Gesindeordnung  mit 
hineinrücken ;  vor  allen  Dingen  aber  ihre  Ansehn  darauf  richten : 
durch  was  für  ein  Ekpediens  das  Gesinde,  welches  man  auch 
um  übermäfsigen  Lohn  jetziger  Zeit  nicht  wohl  erlangen  könne, 
dem  Lande  erhalten  und  zu  den  Diensten  angetrieben  werden 
möchte.  —  Schiiefslich  schrieb  der  Kurfürst  noch:  „was  die 
Kommunikation  mit  den  benachtbarten  Kur-  und  Fürsten  betrifft, 
so  lassen  Wir  Uns  dieselbe  gleichfalls  gefallen  und  wollen  er- 
warten, was  ihr  deshalben,  wie  auch  wegen  der  Handwerksleuten 
und  Tagelöhner,  aufeetzen  und  Uns  überschicken  werdet*." 

Es  ist  beachtenswert,  dafs  in  diesem  Schriftenwechsel 
zwischen  Kurfürst  und  Kanzler,  es  sich  allein  um  Mafsnahmen 
gegen  das  dienstlose  und  müfsige  Gesinde,  nicht  aber  um  irgend 
eine  Verpflichtung  der  Unterthanenkinder  zu  einem  Zwangsdienste 
handelte. 

Die  beiden  Hofräte,  von  Loss  und  Dr.  Pfretscher,  entledi^n 
sich  sehr  bald  ihres  Auftrages;  schon  am  3.  März  1651  reichten 
sie  den  Entwurf  zu  einer  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerker- 
ordnung ^  ein.  Ehe  dieser  zur  Genehmigung  an  den  Kurfürsten 
ging,  nahmen  die  Geheimen  Räte  einige  geringfügige  —  meist 
sprachliche  —  Korrekturen  vor. 

Dem  Entwürfe  fehlte  eine  Taxordnung,  und  dies  verzögerte 
die  Publikation  bis  in  den  Mai. 

Die   Hofräte    waren  angewiesen   worden,   bei  ihrer  Ausar- 


1  Loc.  30405,  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnnug  1651 
bis  28.  Mai  1652.    Bd.  I  S.  5  (Original). 
»  Loc.  9991.    Polizeisachen  1623/1695. 
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beitung  die  kurbrandenburgischen  QeBindeordnungen  zu  Rate  su 
ziehen;  als  Unterlage  haben  ihnen  dabei  wohl  gedient: 

1)  renovirte  Qesinde-,  Hirten-  und  Schäfer-Ordnung;  der- 
gleichen auch  hierbevor  Anno  1620  und  1621  publicirt,  1635. 

2)  Friedrich  Wilhelmi  Pawer,  Gesinde-,  Hirten-  und  Schäfer- 
Ordnung  der  Chur-  und  Mark  Brandenburg  1645;  fiir  die  neu- 
märkischen Kreise  1646  wiederholt^. 

In  Brandenburg  hatte  die  Entwicklung  des  Rechtsverhält- 
nisses zwischen  Outsherm  und  Bauern^  schon  im  16.  Jahrhun- 
dert einen  für  den  Bauer  sehr  ungtlnstigen  Verlauf  genommen. 
Auf  dem  Landtage  von  1484,  war  eine  Taxordnung  des  Gesinde- 
lohnes, also  £5urt  gleichzeitig  mit  der  sächsischen  erlassen  worden ; 
und  wenige  Jahre  später  wurde  in  dem  Landtagsabschied  von 
1518  der  Gesindezwangsdienst  eingeführt;  zunächst,  wie  es 
scheint,  ohne  Zeitbestimmung,  denn  erst  die  Gesindeordnung  für 
die  Mittel-,  Ucker-  und  Neumark  „  beschränkt **  ihn  auf  3.  Jahre. 

Vergleicht  man  den  sächsischen  Entwurf  mit  seinen  bran- 
denburgischen Vorbildern,  so  zeigt  sich,  dals  er  von  ihnen  im 
allgemeinen  nur  gering  beeinflufst  war.  Die  brandenburgischen 
Gesetze  enthielten  eine  Reihe  von  Vorschriften,  wie  z.  B.:  vom 
Weglaufen  der  Bauern,  von  den  MtQlem  und  ihren  übermäCrigen 
Motzen  und  Mahlgelde,  von  denen  die  ihre  eignen  Acker  li^en 
lassen  und  fremde  um  den  Eiin&ll  säen,  femer  Hirten-  und 
Schäferordnungen,  welche  in  der  sächsischen  Ordnung  nicht  auf- 
genommen wurden ;  in  dieser  herrschte  das  Bestreben  vor,  keine 
hohen  Strafen  auszuwerfen,  übertriebene  Härten  zu  vermeiden  ^ ; 
aber  in  der  wichtigsten  Frage,  der  des  GesindezwangsdiensteB« 
schlofs  sie  sich  eng  an  die  brandenburgischen  Ordnungen  an. 

Es  war  der  dritte  Abschnitt  des  Entwurfes,  welcher  von 
den  Unterthanenkinderdiensten  handelte;  die  kurfürstlichen  Hof- 
räte beantragten:  Unterthanenkinder  sind  „auf  Bekehren  ihrer 
Herrschaft  drei  Jahre  zu  dienen  gezwungen^,  daneben  steht 
am  Rande  des  Entwurfes  „oder  indefinite^.  Die  fSn- 
ftlhrung  des  Gesindezwangsdienstes  biUigten,  wie  vorauszusehen 
war,  die  Geheimen  Räte,  aber  ihn  auf  drei  Jahre  oder  indefinito 
auszudehnen,  erschien  ihnen  zu  hart;  sie  durchstrichen  deshalb 
diese  beiden  Stellen  und  schränkten  den  Zwangsdienst  auf  zwei 
Jahre  ein. 


«  Corp.  Conet.  March.  V.  Teil,  3.  Abteil.,  1.  Kap.  Nr.  IX,  S.  2a. 
Nr.  XII,  S.  55. 

■  Grossmann,  Fr.,  Über  die  ^utsherrlich-b&uerlichen  Rechtsver- 
hältnisse in  der  Mark  vom  16. — 18.  Jahrhundert.    Leipzig  1890. 

*  So  sollten  in  Brandenburg  Eheleute,  welche  auf  ei^er  Hand 
und  zur  Miete  safsen,  gegen  Empfang  von  Essen  und  Trinken  ihrer 
Obrigkeit  zwei  Tage  dienen  —  una  ferner,  Eheleute  und  ihre  Rinder, 
die  zur  Erntezeit  auf  Arbeit  gingen,  sollten  für  ein  Vierteljahr  nicht 
mehr  Lohn  bekommen,  als  sonst  einem  Knechte  oder  einer  Magd  for 
ein  halbes  Jahr  an  Geld  gegeben  wurde. 
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Ehe  aber  der  Entwurf  veröffentlicht  wurde,  trat  noch  eine 
weitere  Verschlechterung  ein.  In  einem  Schreiben  ^  vom  4.  April 
1651  meldeten  die  Hofrate,  sie  wären  „erinnert"  worden:  ob 
nicht  die  tJnterthanen- Kinder,  —  welche  bereits  erwachsen  und 
doch  ohne  Dienst  umhergingen,  oder  sich,  wenn  es  zum  höchsten 
komme,  zum  Dreschen  gebrauchen  liefsen  — ,  anzuhalten  wären, 
ihrem  Erbherrn  da«  Dreschen  um  den  jeglichen  Orts  gewöhn- 
lichen Scheffel  oder  um  das  gesatzte  Tagelohn  zu  verrichten. 
Die  Hofräte  erachteten  es  für  ihre  Schuldigkeit,  dem  Eurftlrsten 
dies  zu  hinterbringen  und  seine  Resolution  einzuholen. 

Da  für  jeden  Kreis  eine  besondere  Lohntaxe  aufgestellt 
werden  sollte  und  die  Berichte  dazu  aus  den  Ämtern  nur  lang- 
sam einkamen,  verzögerte  sich  die  Publikation  der  Ordnung; 
erst  am  23.  Mai  1651  ^  genehmigte  der  Kurfürst  den  Entwurf. 
Er  schrieb:  „Wiewohl  Wir  Uns  nun  an  einem  Theile  etlicher 
Massen  besorgen,  es  dürfe  unter  dem  Qesind  und  Handwerks- 
gesellen, sonderlich  an  den  Landgrenzen  ein  Aufstand  er- 
reget und  ihnen  Anlass  gegeben  werden,  sich  an  andere  Örter 
zu  wenden,  dadurch  dann  dem  Landmann  noch  mehr  Unge- 
legenheit  zuwachsen  möchte;  so  erfordert  doch  am  andern  Theil 
die  sehr  unumgängliche  Nothdurft,  dass  über  gute  Ordnung, 
Polizei,  Zucht  und  Ehrbarkeit  gehalten,  dem  eigenwilligen,  un- 
gehorsamen frechen  Gesindel  so  viel  nur  immer  möglichen  ge- 
steuert und  dem  Ackerbau  neben  dem  häuslichen  Wesen  mit 
Gott  und  der  Zeit  in  etwas  wieder  aufgeholfen  werde/ 

„Lassen  Uns  demnach  berührten  Aufsatz,  samt  denjenigen, 
was  ihr  der  Drescher  halber  in  erwähntem  Postscripto  erinnert, 
allerdings  gefallen.  Mit  gnädigsten  Begehren  ihr  wollet  ihn, 
wenn  der  Punct  wegen  der  Drescher  dareingebracht  ist,  mit 
ehisten  zum  Druck  befördern,  durchs  ganze  Land  mit  ernsten 
Befehlich  publiciren  und  um  mehrer  Autorität  willen  von  den 
Kanzeln  auf  eine  gewisse  Zeit  und  zwar  noch  vor  der  Emdte 
öffentlich  ablesen  lassen;  deswegen  Wir  dann  auch  an  Unser 
Oberconsistorium  zu  rescribiren  wissen  wollen." 

„Was  sonsten  das  Lohn  auf  dies  dahr  betrifft,  da  stehen 
Wir  an,  ob  sich  dasselbe,  weil  die  meiste  Arbeit  nunmehr  aufm 
Felde  angehet,  werde  ändern  lassen;  achten  vielmehr  für 
rathsam,  dass  es  bei  solchem  Lohn,  wie  sich  ein  Jeder  mit 
seinem  Gesindel  verglichen,  wofern  es  nicht  allzuhoch  und  über- 
mässig ist,  dieses  Jahr  gelassen  und  in  diesem  Passu  die  Ord- 
nung mit  Unserer  Geheimen  Räte  Vorwissen  in  etwas  gemildect 
werde.     Daran  geschieht  unsere  Meinung.^ 

Mit  der  die   sächsische  Verwaltung  damals  auszeichnenden 


'  Loc.   30405.      Gesinde-,    Tagelöhner-    und  Handwerkerordnunff. 
1651.    Bd.  I. 
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Schnelligkeit  wurde  schon  am  nächsten  Tage,  am  24.  Mai,  das 
Gesetz  als  „Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerksordnung" 
(Cod.  August.  I.     S.  1523)  erlassen. 

Die  Ordnung  war  also  ohne  eine  Besprechung  mit  den 
Ständen  veröffentlicht  worden;  wenn  die  Regierung  von  einer 
Beratung  in  der  Landschaft  abgesehen  hatte,  so  glaubte  sie 
sicherlich  im  Sinne  dieser  Körperschaft  zu  handeln,  war  sie  doch 
erst  auf  Betreiben  der  Ritterschaft  dieser  Aufgabe  näher  getreten ; 
daffi  sie  sich  in  dieser  Annahme  irrte,  zeigten  die  späteren 
Landtagsverhandlungen . 

Nur  wenige  Monate  (20.  Februar  bis  24.  Mai  1651)  waren 
von  der  kurfürstlichen  Genehmigung  zur  Ausarbeitung  einer 
Gesindeordnung  bis  zur  Publikation  des  Gesetzes  in  stiller  Ver- 
waltungsthiitigkeit  verflossen,  und  als  jetzt  das  Gesetz  an  die 
Öffentlichkeit  trat,  da  zeigte  es  dem  IJaude,  dafs  der  Staat  in 
der  Gesindefrage  zu  Gunsten  der  Dienstherrschaften  eingetreten 
war.  Auf  eine  rasche,  glatte  Durchftihrung  des  Gesetzes  rech- 
nete freilich  selbst  die  Regierung  nicht;  spricht  doch  sogar  der 
Kurftirst  davon,  dafs  an  den  Grenzen  ein  Aufstand  erregt  werden 
könnte,  aber  wohl  keiner  seiner  Räte  wird  geahnt  haoen,  dafs 
es  zehnjähriger  Kämpfe  bedurfte,  ehe  die  Bestrebungen  der  Ar- 
beiter niedergekämpn  und  das  Gesetz  nicht  nur  ein-,  sondern 
auch  durchgeführt  worden  war. 

Zum  ersten  Male  war  in  dieser  Gesindeordnung  von  1651 
der  Versuch  gemacht  worden  das,  was  sich  an  gesinderechtlichen 
Vorschriften  in  Landesordnungen,  Mandaten,  Ausschreiben  u.  s.  w. 
zerstreut  vorfand,  in  eine  einheitliche,  systematische  Darstellung 
zusammenzufassen.  Die  Ordnung  bildete  nicht  einen  Teil  ein«: 
Landes-  oder  Polizeiordnung,  sondern  war  wie  das  Gesindeaus- 
schreiben von  1466  ein  selbständiges  Gesetz.  Schon  dieser  eine 
Umstand  verleiht  ihr  eine  hohe  Bedeutung;  sie  bildete  die 
Grundlage  für  die  späteren  Gesindeordnungen. 

Der  Gesetzgeber  fafste  seine  Aufgabe  eigenartig  auf;  ab- 
weichend  von  unserer  Zeit,  suchte  er  nicht  nur  gesetzliche  Vor- 
schriften zu  erlassen,  die  Korm  aufzustellen,  sondern  gleichzeitig 
wollte  er  seine  Mafsregeln  erklären,  eine  Begründung  der  Norm 
geben.  In  den  Vordergrund  stellte  er  den  Zweck,  welchen  das 
Sesetz  erfüllen  sollte;  die  Mittel,  welche  er  dazu  wählte,  er- 
schienen ihm  als  durch  die  Umstände  gebotene,  als  nebensäch- 
liche; dem  Gesinde  hielt  er  eine  vermahnende  Strafpredigt«  und 
schliefslich  sprach  er  die  Erwartungen  und  Hoffiiungen,  die  er 
an  den  'ErltAk  des  Gesetzes  knüpfte,  in  breiter  Weise  aus.  Das 
Gesetz  ist  noch  vom  Geiste  der  früheren  Gesetzgebung,  welcher 
die  Augusteische  Zeit  so  auszeichnete,  durchweht,  gegen  die 
spätere  Gesetzgebung  ragt  es  durch  die  Reinheit  der  Sprache, 
durch  kurzen  und  bestimmten  Ausdruck,  durch  das  Vermeiden 
aller  schwülstigen  Sätze  vorteilhaft  hervor. 
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Wir  können  bei  unserer  Betrachtung  die  Geßindeordnung 
in  drei  Abschnitte  zerlegen:  in  einen  ersten,  welcher  die  juri- 
stische Konstruktion  des  Gesindevertrages  behandelt;  in  einen 
zweiten,  welcher  einen  Arbeitszwang  für  Landarbeiter  einflihrt; 
in  einen  dritten,   welcher  eine  Taxe  des  Oesindelohnes  festsetzt. 

Der  erste  Abschnitt  enthält  das  eigentliche  Gesinderecht. 
Das  Gesetz  bewegt  sich  hier  auf  dem  Kechtsboden,  den  das 
15.  und  16.  Jahrhundert  geschafien  hatte;  ungebührliche  Härten 
machen  sich  im  Vergleich  zu  der  späteren  Rechtsentwicklung 
nicht  geltend. 

Als  gewöhnliche  Mietzeit  galt  ein  Jahr;  wer  sich  nur  für 
eine  kürzere  Zeit  vermieten  wollte,  sollte  auch  nur  einen  ver- 
hältnismäfsigen  Teil  des  Jahreslohnes  erhalten.  Welcher  Dienst- 
bote  seinen  Dienst  nicht  ein  Vierteljahr  vor  Ablauf  der  Mietzdt 
aufkündigte,  willigte  stillschweigend  in  die  Fortdauer  desselben  ein. 
Befremdlich  klingt  es,  wenn  das  Gesinde  bei  der  Aufkündigung 
des  Dienstvertrages  anzeigen  mufste  „wohin  es  sich  zu  ver- 
mieten gemeinet ^,  und  wenn  es  niemandem  gestattet  wurde, 
Gesinde  zu  mieten,  ehe  es  von  der  alten  Herrschaft  Urlaub  ge- 
nommen hatte.  Die  Herrschaft  mufste  jede  Kündigung  an- 
nehmen und  konnte  das  Gesinde  nicht  zwingen,  weiter  zu 
dienen,  aufser  „wo  nicht  ein  anderes  hergebracht  war'*.  Beim 
Dienstaustritt  war  die  Herrschaft  verpflichtet,  dem  Dienstboten 
ein  Zeugnis  auszustellen  mit  ,,  ausdrücklicher  Benennung  seines 
Übel-  oder  Wohlverhaltens" ;  sie  durfte  dies  nicht  verweigern, 
noch  das  Gesinde  damit  „zur  Ungebühr  aufhalten". 

Das  sogenannte  Abspenstigmachen  war  den  Herrschaften,  das 
gleichzeitige  Vermieten  an  mehrere  Herrschaften  dem  Gesinde 
verboten;  glaubte  ein  Dienstbote  infolge  Verhaltens  der  Herr- 
schaft das  Recht  zu  haben,  den  Dienstvertrag  einseitig  aufzuheben, 
so  sollte  er  nicht  sein  eigner  Richter  sein,  sondern  die  Obrigkeit 
um  Dienstentlassung  ersuchen. 

Ein  eigner  Titel  handelt  „von  denen  entlauffenen  Dienst- 
boten". Einem  solchen  sollte  fieifsig  nachgeforscht  werden,  „an 
allen  Orten  auch  in  anderen  Landen";  nachdem  man  ihn 
ins  Amt  eingebracht  hatte,  sollte  man  ihn  auf  etliche  Wochen 
ins  Geftlngnis  stecken  oder  in  Eisen  schliefsen,  ja  „zum 
Exempel"  in  die  Festungen  überfilhren  und  ein  Jahr  bei 
Wasser  und  Brot  halten.  Wer  ihm  Vorschub  geleistet  hatte, 
sollte  mit  Geld  oder  Gefängnis,  welche  HeiTschaft  ihn  in 
Diensten  nahm,  mit  20  gld.  bestraft  werden. 

Von  grofser  Tragweite  war  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit. 
Den  Unterthanen,  Bürgern  und  Bauern,  wie  auch  deren  OLindern 
wurde  es  verboten,  ohne  Vorwissen  und  Willen  ihrer  Obrigkeit, 
aus  dem  Lande  zu  wandern  oder  sich  in  andere  Gerichte  zu 
wenden.  Die  Obrigkeit  sollte  einen  jeden,  wenn  er  nicht  er- 
hebliche Gründe  beizubringen  vermöchte,  anhalten,  im  Lande 
zu  bleiben  und  dort  zu  dienen. 
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Der  zweite  Abschnitt  des  Gesetzes  behandelt  in  den  Titeln 
„von  dienstlosem  Gesinde,  Haus-Genossen  undMüssiggängern*'  und 
„von  derer  Unterthanen  Kinder-Diensten"  die  Frage,  wie  auf  ge- 
setzlichem Wege  ftir  die  Landwirtschaft  ausreichendes  und  bilhges 
Arbeitspersond  beschaflft  werden  könne.  Auf  zwei  Wegen 
sucht  der  Gesetzgeber  sein  Ziel  zu  erreichen,  einmal  indem  er 
den  Gesindezwangsdienst  für  die  Unterthanen  der  Erb-  und 
Gerichtsherren  einfuhrt  und  sodann  indem  er  gewissen  Ständen 
gebietet,  ausschliefslich  landwirtschaftliche  Arbeiten  zu  betreiben. 

Das  Gesetz  unterscheidet  zwei  Klassen  von  Unterthauen- 
kindem;  erstlich  das  eigentliche  Gesinde,  d.  h.  solche,  die  bei  „der 
Bauer-  und  Feldarbeit  beständig  verharren",  von  ihren  Elitern 
in  der  Haushaltung  nicht  gebraucht  wurden  und  gesonnen  waren 
in  einen  Dienst  zu  treten;  und  zweitens  die  Tagelöhner, 
d.  h.  solche,  die  nicht  dienen  wollten,  sondern  nur  um  den 
Tagelohn  zu  arbeiten  und  zu  dreschen  pflegten. 

Der  Zwangsdienst  erstreckte  sich  ausschlieCslich  über  das 
Gesinde.  Unterthanenkinder  sollten  sich  nicht  eher  „Fremden" 
vermieten,  ehe  sie  sich  ihrem  Gerichtsherm  — ,  unter  dessen 
Herrschaft  sie  geboren  und  erzogen  waren  —  zum  Dienst  an- 
geboten und  auf  dessen  Begehren  zwei  Jahre  lang  um  den  ge- 
setzlichen Lohn  gedient  hatten.  Das  Gesetz  begründete  dieses 
Recht  der  Gutsherrschaften  damit:  es  zeige  sich  eine  Wider- 
spenstigkeit der  Unterthanen  gegen  ihre  Obern,  sie  weigerten 
sich,  ihre  Kinder  bei  ihren  Erbherren  dienen  zu  lassen;  dies 
sei  ganz  ungebührlich  und  nichts  anders  als  ein  angemafster 
Mutwille. 

Ein  weiterer  Zwang  wurde  gegen  die  Gutstagelöhner  ein- 
geführt —  es  war  dies  die  Stelle,  welche  die  Hofräte  auf  „er- 
innern" hinzugefügt  hatten.  Das  Gesetz  verpflichtete  jeden 
Unterthanen,  welcher  nicht  dienen  wollte,  seinem  Erbhenn  „die 
Arbeit  und  das  Dreschen"  um  den  ortsgewöhnlichen  Scheffel 
oder  Lohn  zu  verrichten. 

Von  allen  diesen  Verpflichtungen  wurde  ein  Gutsunterthan 
nur  dann  befreit,  wenn  auf  sein  Anerbieten  hin  der  Gutsherr 
sich  innerhalb  vierzehn  Tagen  über  Annahme  oder  Absage  nicht 
erklärt  hatte ;  es  stand  ihm  danach  frei,  sich  zu  vermieten,  wo  es 
ihm  beliebte. 

Eine  Minderung  des  Gesindezwanges  trat  ein,  wenn  ein 
Dienstbote  sich  verehelichte,  oder  seine  Eltern  ihn  aus  irgend 
einem  erheblichen  Grunde  in  ihrer  Haushaltung  bedurften,  oder 
er  etwa  glaubte,  durch  „ehrliche  zulässige  Mittel"  —  aber  nicht 
im  Lohne !  —  seine  Lage  verbessern  zu  können.  In  diesen  Fällen 
sollte  er,  wenn  er  schon  ein  Jahr  ausgedient  oder  einen  tüchtigen 
Stellvertreter  gestellt  hatte,  nicht  verpflichtet  sein,  ein  zweites 
Jahr  zu  dienen. 

Das  Gesetz  stellte  Zwangsmafsregeln  in  Aussicht,  falls  die 
Unterthanenkinder  auf  ihrer  „zu  Unrecht  gefafsten  Meinung  hals- 
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starriger  Weise"  verharren,  ihrer  Obrigkeit  die  Dienste  und  Arbeit 
entziehen  und  sich  unabgemeidet  an  anderen  Orten  vermieten 
wollten.  Für  das  laufende  Jahr  sollte  dieser  Abschnitt  des  Gesetzes 
nur  zum  Teil  in  Kraft  treten;  wer  sich  schon  vermietet  hatte, 
sollte  bis  an  das  Ehde  des  Jahres  in  seinem  Dienste  verbleiben. 

Die  Unterthanenkinder  bildeten  nur  einen  Teil  der  Land- 
arbeiter; das  Gesetz  versuchte  aber  den  ganzen  Stand  in  Ab- 
hängigkeit zu  bringen.  Dazu  wurden  den  Ortsobrigkeiten  weit- 
gehende Rechte  eingeräumt  und  ihnen  neue  Aufgaben  gestellt. 
Sie  sollten  der  Landwirtschaft  billige  Arbeitskräfte  verschaffen, 
die  Hausindustrie  einschränken,  die  althergebrachte  Trennung 
von  städtischem  und  ländlichem  Gewerbebetrieb  auch  gegen  die 
Bestrebungen  einer  neuen  Zeit  auirecht  erhalten. 

So  waren  von  Amtswegen  Bürger-  und  Bauersleute, 
die  eine  „müssige  Handthierung"  betrieben  oder  ums  Tagelohn 
arbeiteten,  zu  Emtearbeiten  um  den  gesetzten  Tagelohn  anzu- 
halten. Knechten,  die  zu  tiause  oder  über  Land  der  Kramerei 
und  anderen  Bewerbshändeln  nachgingen,  um  als  eigne  Herren 
dienstfrei  und  ungebunden  zu  leben,  desgleichen  Mägden,  die 
zu  Hause  safsen,  um  Wolle  zu  spinnen,  zu  klöppeln,  um  Strümpfe 
zu  stricken  und  dergl.  mehr,  war  jeder  Gewerbebetrieb  bei  10 
Thlr.  Strafe  verboten,  sie  sollten  dagegen  zur  Arbeit  und  zu 
einem  Eintritt  in  einen  Dienst  gezwungen  werden.  Schlielslich 
sollten  alle  diejenigen,  welche  die  meiste  Zeit  auf  der  Bären- 
haut lagen  oder  mit  Müfsiggang  zubrachten  und  nur  zur  Heu-, 
Getreide-  und  Erntezeit  auf  Arbeit  gingen,  zur  Arbeit  und  Dienst- 
annahme fleifsig  ermahnt,  bis  aber  solches  geschehen,  mit  einer 
monatlichen  Steuer  von  6 — 10  gr.  ^  belegt  werden. 

Zur  besseren  Durchführung  dieser  Mafsregeln  wurde  der 
Obrigkeit  und  den  Gerichtsherren  anbefohlen,  in  Stadt  und  Land, 
von  Haus  zu  Haus,  bei  jedem  Hauswirt  „Erkundigungen^ 
( —  was  fiir  Leute  sich  bei  ihnen,  d.  h.  dem  Hauswirte  aufhauten, 
welche  Nahrung  ein  jeder  treibe  — )  vierteljährlich  einzuziehen 
und  an  die  Regierung  ein  Verzeichnis  der  eingegangenen  „Steuern" 
monatlich  einzusenden. 

Der  dritte  Abschnitt  des  Gesetzes  behandelt  in  dem  Titel  VI 
„vom  Gesinde-Lohn"  und  Titel  VII  „vom  Lohn  derer  Tagelöhner 
und  Bothen"  den  Lohnbezug  und  die  Lohnhöhe. 

Wenige  Jahre  vorher,  auf  dem  Ausschufstage  1647^,  hatte 
die  Ritterschaft  unter  dem  Hinweis  auf  die  „wohlfeilen  Zeiten" 
bei  der  Regierung  den  Erlafs  einer  Taxordnung  beantragt;  die 
Städte  wandten  dagegen  ein:   die  armen  Leute  wären  mit  der 


'  In  der  Denkschrift  vom  3.  Februar  1651  hatte  der  Kanzler  nur 
4—6  gr.  beantragt. 

*  Loc.  9415.  Der  Abgeordneten  der  Städte  Erinnerungen  zu  den 
Gravamina  der  Ritterschaft  1647. 
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Landsteuer,  der  Accise,  dem  Fleißchpfennig,  der  von  der  Ritter- 
schaft vorgeschlagenen  Kapitations-  und  Gewerbesteuer  beschwert^ 
„so  siehet  man  nicht  wie  die  Armuth  weiter  eingeschränkt  werdea 
könne^.  Die  Regierung  sah  damals  von  dem  Erlafs  einer  Tax- 
ordnung ab,  jetzt  aber  führte  sie  nicht  nur  diese  ein,  sondern 
setzte  auch  die  Löhne  erheblich  herab. 

Weil  allein  ein  Geldlohn  gesetzlich  sich  genau  bestimmen 
liefs,  wurden  alle  Naturalbezüge,  welche  das  Gesinde  aufser  seinem 
Geldlohne  zu  beziehen  pflegte,  verboten  und  nur  ein  reiner  Geld- 
lohn zugelassen.  Auch  wäre  es  sonst  den  Dienstboten  möglich 
fewesen,  sich  bei  der  Herrschaft  aufser  dem  gesetzten  Lohne  in 
eliebiger  Höhe  Naturalbezüge  auszubedingen  und  auf  diesem 
Wege  die  Lohntaxen  zu  umgehen. 

Das  Gesetz  verbot  alle  Jahrmarkts-,  Christ-  und  Neujahrs- 
geschenke, wie  überhaupt  jede  Verehrung  über  den  gesetzten 
Lohn  und  wiederholte  die  seit  dem  16.  Jahrhundert  erlassenen 
Verbote:  dem  Gesinde  Getreide  zu  säen  und  Vieh  aufzuziehen. 
Zur  Begründung  dieser  Verbote  fUhrte  das  Gesetz  an:  das  Ge- 
sinde sehe  mehr  auf  das  Seinige  als  auf  die  Arbeit,  treibe  unter 
dem  Schein,  als  ob  es  mit  seinem  Getreide  handle,  „gef^rliche 
Parthierung^  und  entziehe  dem  Hausvater  zur  Ungebühr  einen 
Teil  seiner  Nahrung. 

Nur  in  bestimmten  Fällen  liefs  das  Gesetz  einige  wenige 
„Accidentien^ ,  wie  Schuhe,  Stiefeln,  Leinwand,  zu,  so  fbr  das 
weibliche  Gesinde  im  Voigtländischen  und  Neustädter  Kreis  * ;  wo 
es  gebräuchlich  war,  dem  Gesinde  davon  mehr  zu  geben,  sollte 
der  Geldlohn  entsprechend  gekürzt  werden.  Die  Taxe  gab  dann 
den  Maximallohn  an ;  einen  geringeren  Lohn  durften  Herren  und 
Knechte  vereinbaren;  mehr  zu  geben  war  bei  20  Thlr.,  mehr  zu 
nehmen  bei  Verlust  des  Lohnes,  GeiHngnis  und  anderen  Strafen 
verboten. 

Als  Vorbild  hatte  dem  Gesetzgeber  die  Taxordnung  von 
1623  gedient;  wie  dort  waren  auch  hier  die  Lohnsätze  je  nach 
den  sieben  Kreisen  aufgestellt  und  abgestuft  worden ;  die  ebenso 
wichtige  Unterscheidung  von  Stadt  und  Land  fehlte  jedoch.  Ver- 
mutlich galt  das  Gesetz  vorwiegend  auf  dem  Lande  und  in  den 
kleineren  Landstädtchen  als  Amtstaxe,  während  es  den  gröfseren 
Städten  unbenommen  war,  eigne,  den  Verhältnissen  entsprechende 
Taxen  aufzustellen. 

Das  Gesetz  bezeichnete  die  Lohntaxe  als  «billig  und  recht". 
Man  kann  dem  schwerlich  beistimmen;  denn  nicht  nur  enthidt 
die   Lohntaxe  niedrigere  Sätze,   als  die  Ordnung  von    1623', 

^  Eine  weitere  Ausnahme  bildeten  die  reifsigen  Knechte,  sie  be- 
zogen stets  Naturalbezüge. 

>  Die  Lohnsätze  von  1623  sind  1651  beibehalten  für  männliches 
und  weibliches  Gesinde  im  Kurkreis  und  Neustädter  Kreis:  für  weib- 
liches im  Leipziger  und  Voigtländer  Kreis;  meistens  sind  sie  1651  nie- 
driger; im  Thüringer  Kreise  bekam  1623  ein  Knecht  von  Haue  aus  25 
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Bondem  sie  ging  sogar  um  50— 60^/o  unter  die  Löhne,  von 
denen  die  Schösser  1651  berichtet  hatten,  herab. 

Durchgängig  am  niedrigsten  stehen  die  Löhne  im  Voigtlande, 
am  höchsten  im  Leipziger  Kreise,  auch  ist  der  Lohn  des  männ- 
lichen Qesindes  gröfseren  Schwankungen  als  der  des  weiblichen  * 
unterworfen. 

Einen  wichtigen  Einblick  in  die  Gliederung  des  Qesinde- 
standes  gewährt  die  Taxordnung,  wenn  sie  die  verschiedenen, 
nach  den  Gehältern  abgestuften  landwirtschaftlichen  Berufsarten 
des  Gesindes  aufzählt. 

Es  finden  sich  da  unter  dem  Gesinde: 

der  Verwalter  oder  Schreiber  (er  empfilngt  den  höchsten 
Lohnsatz,  25—30  gld.). 
„   reissige  Knecht  (im    Voigtland    20  gld.,    in    allen 

übrigen  Kreisen  30  gld.). 
„   Voigt  (10—16  gld.),   der  Hofmeister  (10—13  gld.) 
und  der  Ober-Schirrmeister  (der  sein  eigen  Waflfen 
und  das  Geschirr  oder  die  Geräte  selbst  machen  oder 
ausrichten  kann)  11 — 16  gld. 
dann  als  Landarbeiter  im  engeren  Sinne: 

der  Schirrmeister  (Ober-,  Mittel-,  Unter-,  Ochsen-,)  8  bis 
16  cid. 
„   Encke  (Ober-,  Mittel-,  Unter-,)   5—12  gld. 
„    Knecht  (Mittel-,   Fuhr-,   Futter-,   Hand-,   von  Haus 
aus,   so  das  Futter  schneiden,   Hopfenarbeiten,   das 
Gras  hauet  und  die  Hofarbeiten  verrichtet), 
„   Junge   (starker,   schwacher,   Füll-,   Stall-,    Acker-, 

Pflugtreiber), 
„   Hirt  (Kuh-,  Ochsen-,  Pferde-,  Schweine-,  Sau-,  Gänse-), 
schliefslich  der  Futterschneider  (5—6  gld.),  der  Thorwächter 
(7  gld.)  und  der  Kutscher  (12— 15'/2  dd.). 

Von  dem  weiblichen  Gesinde  erhalten  den  höchsten  Lohn 
die  Ausgeberin  (9—10  gld.),  die  Kinderfrau  oder  -Wärterin 
(4—9  gld.),  die  Käsemutter  (nachdem  sie  viel  Vieh  zu  warten 
hat,  4—8  gld.),  die  Köchin  (4—8  gld.)  und  die  Zofe  und 
Schliefserin  (5—7  gld.) 

Gld.,  1651  20  Gld.;  ein  Junge,  der  täglich  aufwartet,  1623  20  Gld., 
1651  15—18  Gld.  und  ein  Paar  Stiefel:  im  Meifsener  Kreise  bekam  ein 
Fülljunge  1623  5  Gld,,  1651  3-4  Gld.;  eina  Köchin  1623  5—9  Gld., 
1651  5 — 7.  Nur  vereinzelt  findet  sich  eine  Lohnerhöhung,  so  im  Voigt- 
länder und  Erzgebirgi sehen  Kreise,  ein  Kutscher  bekam  1623  10 — 12  GIo., 
1651  13— 15V2  Gld. 

^   im  Voigtländer  Kreis:  im  Leipziger  Kreis: 

eine  Kinderwärterin       4—  6      Gld.  7—  9  Gld. 

-  Käsemutter  4—  6         -  7—  8     - 

-  Köchin  4—  5         -  6—  8     - 

-  Zofe,  Schliefserin    5—  6         -  6—  7     - 

-  Grofsmagd  3—  3Va     -  6—  7     - 

-  Vofft  10—12         -  15-16     - 

ein  Kuhhirt  erhält  2  Gld.  6  gr.  im  Erzgebirgischen  Kreis  und  6—7  Gld. 
im  Leipziger  Kreis. 
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Als  weibliches  Gesinde  wird  noch  an^fUhrt: 

Die  Magd  (Grofs-,  Mittel-,  Klein-,  Haus-,  Kinder-,  Vieh-, 
Kuh-,  Gänse-),  und  das  Mägdlein  (Kinder-,  Kuh-,  Gänse-). 

Wie  dieser  Überblick  zeigt,  beschränkt  sich  die  Taxordnun^ 
auf  das  landwirtschaftliche  Gesinde^  während  das  städtische  und 
die  Luxusbediensteten  (Lakai,  Haiduck),  welche  in  den  Gesinde- 
Ordnungen  des  18.  Jahrhunderts  eine  grofse  Rolle  spielen,  ganz« 
lieh  fehlen.  Oft  findet  sich  bei  den  Lohnsätzen  eine  Bemerkung, 
wie  z.  B.  der  Vogt,  wann  er  fleifsig  ist;  ein  Verwalter,  so  in 
der  Haushaltung  zu  gebrauchen ;  eine  Köchin,  darnach  sie  kochen 
kann  und  viel  zu  thuen  hat.  —  Die  Taxordnung  sollte  nicht  im 
Sommer  1651,  weil  schon  ein  halbes  Dienstjahr  verflossen  war, 
sondern  erst  mit  Anfang   des  nächsten  Jahres   in  Kraft   treten. 

Der  Lohn  der  Tagelöhner  und  Boten  war  gleichfalls  niedriger, 
als  die  entsprechenden  Sätze  der  Taxordnung  von  1623  festge- 
setzt worden ;  dagegen  hatte  man  an  der  Einteilung  in  Tages-  und 
Accordarbeit  festgehalten.  Auffisillenderweise  überwiegt  die  Aceord- 
arbeit  schon  die  Tagesarbeit ;  innerhalb  der  Kreise  herrschte  eine 
grölsere  Abweichung  in  den  Lohnsätzen,  als  bei  den  Gesinde- 
löhnen. Frauen,  die  um  Tagelohn  arbeiteten,  werden  nur  zwei- 
mal —  Kurkreis  und  Leipziger  Kreis ^  —  erwähnt;  ihr  Lohn 
war  um  ein  Drittel  bis  um  die  Hälfte  niedriger,  als  der  eines 
männlichen  Tagelöhners.  Das  Gesetz  bestimmte  ferner  den  Lohn 
von  Boten,  Tagelöhnern,  Handarbeitern,  Getreide-,  Gersten-, 
Haferrechnern,  Getreide-,  Gras-,  Grummet-,  Holzhauern,  Futter- 
sclmeidern,  Mähern  und  Medern,  Dreschern,  Abladern,  Bansern, 
Langern,  Bindern,  Säemännem,  Komschnittern,  Holzschlägem. 
Die  Löhne  waren  nach  den  Jahreszeiten  und  ob  mit  oder  ohne 
Kost  unterschieden.  Die  Accordarbeit  war  mannigfaltig,  es 
handelte  sich  um  das  Säen  wie  um  das  Schneiden,  Abhauen, 
Binden,  Dreschen  von  Korn,  Weizen,  Gerste,  Hafer,  und  um  das 
Ijegen,  Spalten,  Schneiden  von  Flöfs-  und  Forstholz.  Auffallend 
ist  es,  dafs,  obgleich  die  landwirtschaftHche  Arbeit  in  allen  Teilen 
des  Landes  sich  gleich  war,  doch  fast  in  jedem  Kreis  die  Löhne 
besonderer  DiensÜeistungen  angeführt  wurden;  es  ergeben  sich 
deshalb  nur  wenige  Vergleichspunkte.  Den  niedrigsten  Tagelohn 
bezog  ein  Grummeiarbeiter  im  Voigtl.  und  Neust.  Kr.  (mit  Kost 
7—9  Pfg.,  ohne  Kost  16—18  Pfg.),  den  höchsten  ein  Korn-  und 
Getreidehauer  im  Meissn.  Kr.  (im  Sommer  ohne  Kost  4—5  Gr.). 
Innerhalb  der  Kreise  zeigen  der  Voigtl.  und  Neust.  Kr.  die  niedrigsten, 
der  Meissn.  und  Leipz.  Kr.  die  höchsten  Löhne  (ein  Drescher 
2  Gr.  bis  3  Gr.  6  Pfg.);  der  Tagesverdienst  stellte  sich  durch- 
schnittlich mit  der  Kost  auf  1  Gr.  6  Pfg.  bis  2  Gr.,  ohne  Kost 
auf  3  Gr.  bis  3  Gr.  6  Pfg. 

Der  Vni.  Titel  der  Ordnung  handelte  vom  Lohn  der  Hand- 


1  Im  Sommer  mit  Kost  9  Pfg.  bis  1  Gr.,  ohne  Kost  1  Gr.  9  Pfg. 
.bis  2  Gr.,  im  Winter  mit  Kost  8—9  Pfg.,  ohne  Kost  1  Gr.  6  Pfg. 
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Werksleute  und  ihrer  Satzung.  Das  Gesetz  erliefs  keine  Lohn- 
sätze, sondern  verwies  auf  die  Taxordnung  von  1623,  deren 
Revision  anbefohlen  wäre.  Hervorgehoben  wurde,  dafs  die  Hand- 
werksleute nur  im  „Gedinge"  arbeiten  wollten  und  sich  weigerten, 
um  einen  festen  Tagelohn  zu  dienen.  Der  Bauherr  sollte  aber 
allein  entscheiden,  ob  er  einen  Arbeiter  ins  Geding  oder  zum 
Tagelohn  annehmen  wolle,  denn  mancher  Bauherr  wäre  im  An- 
schlage unerfahren  und  werde  dann  bei  Gedingarbeit  unbilHger- 
weise  gesteigert  und  übervorteilt.  Die  Ortsobrigkeiten  sollten  auf 
Innehaltung  der  Taxen,  besonders  hei  Fleischern  und  Bäckern, 
fleifsig  Acht  geben  und  mit  Geld-  und  Gefängnisstrafen,  ja  mit 
Niederlegung  des  Handwerks,  Einziehung  der  Zünfte,  gegen  die 
Schuldigen  vorgehen.  —  Dies  ist  in  Kürze  der  Inhalt  der  Ge- 
sindeordnung. 

Betrachten  wir  nun  die  Bedeutung  dieses  Gesetzes;  in 
seiner  Einleitung  betont  es,  dafs  bei  jetzigem  Landeszustande 
darauf  zu  sehen  wäre,  wie  die  wüsten  Güter  zum  Anbau 
gebracht  und  mit  Leuten  besetzt  werden  könnten.  Mit  dieser 
ausgesprochenen  Absicht  steht  in  Widerspruch  die  Bestimmung, 
welche  herrenlosem  Gesinde  verbietet,  fremde  Äcker  um  die 
Hälfte  des  Rohertrages  zu  pachten;  gerade  diese  den  Anbau 
des  Landes  verhindernde  Malsregel  zeigt  deutlich  den  wahren 
Cliarakter  des  Gesetzes,  es  sollte  allein  der  Landwirtschaft  billige 
und  genügende  Arbeitskräfte  zuführen.  Darüber  können  auch 
die  schönen  Worte  der  Einleitung:  es  wäre  bei  den  wohlfeilen 
Zeiten  und  dem  hohen  Lohne  zu  besorgen,  dafs  der  Unter- 
stand über  die  erduldete  Kriegslast  in  gröfsere  Armut  gerate, 
ja  die  Ob  er  stände  männiglich  mitbetroffen  und  also  das  ganze 
"Vaterland  hoch  benachteiligt  werde,  nicht  hinweg  täuschen.  Denn 
wohl  erkannte  der  Gesetzgeber  die  Härte  seiner  Mafsregeln  und 
den  Druck,  welchen  er  auf  die  dienenden  Klassen  ausüben  wollte ; 
offen  sprach  er  aus :  es  stände  zu  befürchten,  das  Gesinde  werde 
mit  allen  Vorteilen  und  Ränken  diese  zum  allgemeinen  Besten 
erlassene  Ordnung  zu  durchlöchern  versuchen  und  lieber,  ehe 
es  sich  dieser  guten  und  billigen  Regel  unterwürfe,  das  Vater- 
land verlassen  und  in  anderer  Herren  Gebiete  laufen. 

Vergleicht  man  diese  Gesindeordnung  mit  den  beiden  im 
18.  Jahrhundert  erlassenen,  so  zeigt  sich,  dafs  in  ihr  das  Ver- 
hältnis zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  auf  einer  rein  juristischen, 
in  den  späteren  dagegen  auf  einer  mehr  patriarchalischen  Basis 
aufgebaut  ist.  Die  philosophische  Gesetzgebung  des  18.  Jahr- 
hunderts suchte,  wie  wir  später  sehen  werden,  für  das  Gesinde 
wie  6Xr  die  Dienstherrschaft  gewisse  Schranken  zu  setzen. 

Nach  dem  Wortlaute  der  Gesindeordnung  —  Unterthanen- 
kinder  dürfen  nicht  eher,  als  bis  sie  zwei  Jahre  um  den  gesetzten 
Lohn  bei  ihren  Erb-  und  Gerichtsherren  gedient  haben,  sich  bei 
Fremden  vermieten  —  kann  man  die  Tragweite  des  Gesetzes 
nicht  ahnen.    Es  schien,  als  ob  den  Gutsherren  ein  blofses  Vor- 

Digitized  by  VjOOQ IC 


90  XII  4. 

zugsrecht  eingeräumt  würde.  In  Wirklichkeit  lastete  das  Gesets 
in  der  drückendsten  Weise  auf  den  unteren  Klassen.  War 
es  schon  an  und  ftir  sich  für  die  Unterthanenkinder  hart,  sich 
einem  Zwange  zu  unterwerfen  und  dem  Gutsherrn  ohne  eine  an- 

femessene  und  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  begründete 
Intschädigung  ihre  Arbeitskraft  zur  Verftkgung  zu  stellen  ^  so 
wurde  ihnen  auch  ihr  späteres  Fortkommen  in  jeder  Weise  er- 
schwert. Das  Gesetz  hatte  einen  bedenklichen  Mangel;  keine 
Zeit  war  vorgeschrieben,  innerhalb  welcher  der  zweijährige  Zwangs- 
dienst  abgeleistet  werden  mufste;  es  stand  dem  Gutsherrn  un- 
umschränkt die  Wahl  zu,  wann  er  die  von  den  Unterthanen- 
kindem  angebotenen  Dienste  annehmen  wollte.    W^ar  er  schon  mit 

fenügenden  Arbeitskräften  versehen,  so  lehnte  er  jetzt  die 
Neuste  ab,  um  sie  später  bei  mangelnden  Arbeitskräften  ein* 
zufordem.  Hatte  ein  Bauersohn  seine  Dienste  seinem  Gerichtsherm 
vergeblich  angeboten  und  war  dann  in  die  Fremde  gegangen^ 
um  dort  ein  Unterkommen  zu  suchen,  so  konnte  er  nun  erwarten, 
jedes  Jahr  von  dem  Gerichtsherm  in  seine  Heimat  zurückgefordert 
zu  werden.  Zahllos  sind  in  späterer  Zeit  die  Fälle,  in  denen 
von  den  Städten  Klage  geführt  wird,  dafs  ein  Knecht,  der  mit 
Einwilligung  seines  Gutsnerm  in  die  Stadt  zog  und  sich  dort 
zu  einer  besseren  Lebensstellung  emporarbeitete,  nun  auf  einmal, 
weil  es  gerade  jetzt  seinem  Gutsherrn  beliebte,  zur  Leistung 
seiner  Zwangsjahre  auf  das  Rittergut  verlangt  wurde.  Unter  einem 
so  andauernden  Drucke  und  so  hemmenaen  Verhältnissen  ver- 
mochte kein  Dienstbote  eine  gesicherte  Zukunft  zu  erringen. 

In  einer  verdienstvollen  Studie  weist  Grofsmann  *  fiir  Branden- 
burg nach,  dafs  man  bisher  den  Einflufs  römischer  Jurisprudenz 
und  Systematik  auf  die  Verschlechterung  der  gutsherrlich-bäuer- 
lichen Rechtsverhältnisse  überschätzt  habe.  Im  Prindp  kann 
man  ihm  beistimmen.  Denn  die  Kräfte,  die  um  die  Vorherr- 
schaft ran^n,  bedienten  sich  des  römischen  Rechtes  nur  als  eines 
HülfsmitteTs  in  ihrem  Kampfe,  in  diesem  aber  konnte  es  der  einen 
Partei  bisweilen  wesentlich  zum  Vorteile  gereichen.  So  kleidete 
man  auch  in  Sachsen  den  Gesindezwangsaienst  in  ein  unschein- 
bares juristisches  Gewand,  um  ihn  desto  eher  annehmbar  zu 
machen.  Das  römische  Vorkaufsrecht  (jus  protimiseos)  bestimmt, 
dafs  jemand,  wenn  er  verkaufen  will,  einer  bestimmten  Person 
die  Vorhand  lassen  mufs,  vorausgesetzt  dafs  dieselbe  gleiche  Be- 
dingungen bietet^  wie  ein  dritter  Kauflustiger  geboten  hat.  Es 
ist  als  ein  Forderungsrecht  nicht  mit  dem  dingUch  wirkenden 
deutschen   Näher-   oder   Retraktrecht    zu    verwechseln*.     Diese 


*  Grofsmann,  Fr.,  Über  die  gutsherrlich-bäuerlichen  Rechtsver- 
hältnisse in  der  Mark  Brandenburg  vom  16.— 18.  Jahrhundert  Leipzig 
1890. 

'?  Vergl.  Windscheid,   Pandekten.     IL  Bd.   §388«.;    Stobbe, 
Deutsches  Privatrecht.    II.  Bd.  §  87-91. 
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römische  Konstruktion  wurde  auf  den  Dienstrertrag  des  Gesindes 
übertragen ,  was  nach  der  späteren  Theorie,  da(s  man  Arbeit  wie 
Ware  kaufe,  ganz  folgerichtig  war,  damals  aber  eine  schwere 
Schädigung  des  Gesindes  bedeutete. 

Die  Gesindeordnung  führte  aber  nicht  nur  einen  zweijährigen 
Zwangsdienst  für  die  Gutsunterthanen  ein,  sondern  sie  suchte 
gleichzeitig  einen  allgemeinen  Arbeitszwang  für  die  in  der  Land- 
wirtschaft arbeitenden  Klassen  aufzustellen. 

Man  darf  nicht  etwa  glauben,  dafs  es  sich  dabei  um  ein 
Verbot  der  Vagabondage  handelte.  Wohl  waren  die  sog.  herren- 
losen Knechte  und  die  abgedankten  Söldner,  die  sich  oftmals 
zusammenscharten,  um  das  platte  Land  zu  brandschatzen,  nach 
dem  Kriege  zu  einer  grofsen  Landplage  geworden,  und  beständig 
mufste  die  sächsische  Gesetzgebung  gegen  diesen  Krebsschaden 
ankämpfen;  aus  dem  Verbote  der  Bettelei  und  des  lasterhaften 
Müfsigganges  folgte  in  den  Mandaten  naturgemäfs  das  Gebot, 
Arbeit  zu  suchen  und  sich  sein  Brot  zu  verdienen.  Anders  die 
Gesindeordnung :  sie  suchte  die  Berufswahl  und  die  Freizügigkeit 
der  Landarbeiter  zu  Gunsten  der  Landwirte  zu  beschränken,  denn 
unter  dienstlosem  und  müfsigem  Gesinde  verstand  sie  alle  Knechte 
und  Mägde  auf  dem  Lande,  welche  in  der  Wirtschaft  ihrer  Eltem 
arbeiteten  oder  sonstwie  ein  Fortkommen  fanden.  Diese  konnten 
nicht  als  „mtifsig"  der  Armenpflege  zur  Last  fallen.  Was  die 
Ordnung  jedoch   bezweckte,   hat  sie  selbst  bezeichnend  ausge- 

Sprochen:  alle  diejenigen,  welche  zur  Feldarbeit  beschieden, 
ürfen  sich  keine  Handtierung  anmafsen,  sondern  müssen  allein 
landwirtschaftliche  Arbeiten  verrichten.  Also  der  Geburtsstand 
sollte  für  die  spätere  Lebensstellung  entscheiden! 
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Drittes  Kapitel. 

Aufnahme  der  Gesindeordnung  von  1651. 


Die  Gesindeordnung  von  1651  belastete  offenbar  dm 
Klassen  vorwiegend,  erstlich  den  Gesindestand,  sein  Lohn  war 
um  50 — 70  ®.  0  gekürzt  worden,  zweitens  die  sogenannten  Unter- 
thanenkinder,  sie  wurden  zum  Zwangsdienst  bei  ihren  Gerichts- 
herren verpflichtet ,  und  drittens  die  auf  dem  Lande  lebenden 
Arbeiterklassen,  sie  wurden  zur  Annahme  ausschliefslich  land- 
wirtschaftlicher Arbeiten  gezwungen  und  ihnen  wurde  die  Aus- 
sicht, in  anderen  Berufen  sich  etwas  zu  verdienen,  benommen. 

Es  war  klar,  ein  Gesetz,  welches  mit  einem  Schlage  die 
weitgehenden  Forderungen  der  Ritterschaft  befriedigte  und  ihnen 
so  grofse  Vorrechte  einräumte,  mufste  auf  einen  nachhaltigen 
Widerstand  bei  den  benachteiligten  Arbeiterklassen  stofsen;  so- 
wohl die  Aufnahme  der  Gesindeordnung  als  ihre  fernere  Durch- 
führung mufste  zu  heftigen  Klassenkämpfen  führen:  diese  wollen 
wir  nun  auf  Grund  des  erhaltenen  archivalischen  Materials  näher 
betrachten.  Leider  zeigt  dieses  einen  bedauerlichen  Mangel, 
denn  in  ihm  finden  sich  -  ganz  abgesehen  davon,  dafs  in  den 
Akten  nur  die  Herrschenden  zu  Worte  zu  kommen  pflegen  — 
gar  keine  Anhaltepunkte,  wie  etwa  das  Verbot  der  Hausindustrie 
gewirkt  hat  und  mwieweit  der  Zwang  zur  Annahme  von  land- 
wirtschaftlicher Arbeit  durchgeführt  wurde.  Diese  Lücke  Iftfet 
sich  nur  durch  Vermutungen  ausfüllen,  und  die  unsere  seht  dahin, 
dafs  die  R^erung  es  weder  mit  dem  Verbote  noch  mit  dem 
Zwange  ernst  nahm  und  auf  die  Durchführung  dieser  Bestim- 
mungen der  Gesindeordnung  bald  verzichtete. 

Der  Zwangsdienst  der  Unterthanenkinder  lastete  als  eine 
Verpflichtung  auf  den  Dorfgemeinden;  dieser  Körperschaft 
mufste  es  anscheinend  leichter  als  dem  unorganisierten,  im 
Lande  zerstreut  lebenden  Gesinde  fallen,  Widerstand  gegen  die 
Gesindeordnung  zu  leisten.  Man  konnte  im  voraus  prophezeien, 
dafs   die  Regierung   die  Bestimmungen  der  Taxordnung  leichter 
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fegen  das  Gesinde,  als  den  Zwangsdienst  gegen  die  Gemeinden 
urchsetzen  werde.  Und  doch  sollte  der  Ausgang  des  Kampfes 
schliefslich  das  Gegenteil  beweisen;  die  Dorfgemeinden  unter- 
lagen in  der  Verteidigung  ihrer  Interessen  eher  gegen  die  Grund- 
herren, als  der  Qesindestand  sich  den  Lohnsätzen  der  Taxord- 
nung unterwarf. 

Die  Regierung  hatte,  obgleich  die  Sätze  der  Taxordnung 
erst  von  Neujahr  1652  ab  gelten  sollten,  doch  schon  im  Früh- 
ling 1651  die  Gesindeordnung  veröflFentlicht,  offenbar  in  der 
Absicht,  dafs  die  Dienstherrschaften  bef  Zeiten  die  ihnen  ge-  • 
gewährten  neuen  Rechte  kennen  lernen  und  das  Gesinde  im 
voraus  wissen  sollte,  daJb  es  für  das  kommende  Dienstjahr  seine 
Lohnforderungen  ermä&igen  müsse.  Das  Gesinde  flihlte  sich 
deshalb  im  Sommer  1651  von  der  neuen  Ordnung  noch  wenig 
berührt,  galten  doch  die  alten  vereinbarten  Löhne  noch  fort. 
Nun  pflegte  es  auf  dem  Lande  zu  Neujahr  seinen  Dienst  zu  wech- 
seln, aber  schon  ein  Vierteljahr  vorher  den  alten  aufzukündigen, 
um  in  der  Zwischenzeit  sich  einen  neuen  zu  suchen.  Deshalb 
trat  erst  im  Herbste  die  Frage  an  das  Gesinde  heran,  ob  es  den 
Kampf  mit  der  staatlichen  Gesetzgebung  aufnehmen  oder  sich 
den  Lohnsätzen  unterwerfen  solle.  Für  das  Machtgefühl,  welches 
nach  dem  30jährigen  Kriege  in  den  Arbeiterklassen  pulsierte, 
ist  es  bezeichnend,  dafs  das  Gesinde  beschlofs,  in  den  Kampf 
einzutreten. 

Als  die  Zeit  der  Kündigung  im  Herbste  herangekommen 
war,  sagte  fast  gleichzeitig  im  ganzen  Lande  das  Gesinde  seinen 
Dienst  auf.  Die  Bedeutung  dieses  Schrittes  wurde  den  Dienst- 
herrschaften erst  klar,  als  Knecht  wie  Magd  sich  weigerten,  zu 
Neujahr  wieder  in  eine  Stellung  zu  treten.  Über  diesen  Aus- 
stand des  Gesindes  meldeten  am  12.  November  1651  die  Geheimen 
Räte  an  den  Kurfiirst  folgendes^:  nach  den  eingegangenen 
Berichten  begnügten  sich  die  Handwerker  und  Dienstboten  nicht 
mit  den  gesetzlichen  Lohnsätzen,  besonders  die  Maurer  und 
Zimmerer  führen  fort,  ihren  Lohn  zu  steigern,  und  leider  werde 
in  den  Städten  ihnen  alles  nachgesehen.  Die  Dienstboten 
in  ihrer  Widersinnigkeit  sollen  an  den  meisten 
Orten  ohne  Unterschied  aufgekündigt  haben,  und 
vor  Weihnachten  wolle  kein  Knecht  oder  Magd  sich  erklären, 
ob  er  oder  sie  wieder  dienen  wolle.  Die  Hauswirte  auf  dem 
Lande  wären  mit  Gesinde  ganz  unversehen  und  ungewifs, 
ob  auch  später  noch  jemand  um  den  in  der  Gesindeordnung 
gesetzten  Lohn  zum  Dienen  sich  bewegen  lassen  werde.  Nach- 
dem das  Gesinde  seit  etlichen  Jahren  starken  Lohn  empfengen 
habe  und  nicht  ohne  Vorrat  sei,  liefse  es  sich  jetzt  ungescheut 
vernehmen  und  sei  in  der  Meinung  begriffen,  sich  nicht  eher  zu 
Diensten  zu  bequemen,   als  bis  der  Hauswirt   sie  darum  vorher 

^  Loc.  30405  Gesinde-Tagelöhner-  und  Polizeiordnung  1651.  Nr.  62. 
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genugsam  ersucht  und  sie  denselben  gezwungen  hätten,  den 
Lohn  nach  ihrem  Willen  zu  erhöhen. 

Dies  sei  der  kurfürstlichen  Intention  ganz  zuwider.  Denn 
dadurch  erwüchse  den  Hauswirten  anstatt  einer  erhofften  Suble- 
▼ation  ein  unüberwindlicher  Schade;  ihrer  viele  würden  in 
gänzliche  Desperation  gesetzt  und  veranlafst  werden,  die  ange- 
&ngene  Wirtschaft  —  nicht  ohne  grolsen  Landesverderb  und 
Abgang  —  liegen  zu  lassen. 

Um  diesem  Vorgehen  des  Gesindes  vorzubauen,  beantragten 
die  Geheimen  Bäte  beim  KurfUrsten  einmal  den  E>lafs  eines 
scharfen  Patentes  mit  unnachlässigen  Strafen  gegen  die  Übelthäter 
und  sodann  eine  Auslegung  des  zweiten  Kapitels  der  Geainde- 
ordnung  für  dieses  Jahr,  welche  lauten  sollte:  derjenige  Haus- 
wirt, welcher  bei  allem  Fleilse  kein  Gesinde  erlangen  kann,  ist 
befugt,  —  ungeachtet  der  bisherigen  Loskündigung  —  sein 
altes,  bei  ihm  noch  dienendes  Gesinde,  um  den  in  der  Gesinde- 
ordnung bestimmten  Lohn,  noch  ein  Jahr  lang  zu  behalten. 
Diese  Mittel,  meinten  sie,  wären  der  Billigkeit  gemäls  und  die 
Dienstboten  könnten  sich  mit  Fug  nicht  darüber  beschweren. 
Ein  solches  Patent  könne  hoffentlich  dem  geängstigten  Hauswirt 
in  seinen  grolsen  Sorgen  merklich  zu  statten  kommen,  der 
widerspenstigen  Dienstboten  Bosheit  und  geldgieriges  Beginnen 
hindern  und  die  Gesindeordnung  in  Observanz  erhalten. 

Der  Kurfürst  billigte  den  Vorschlag  seiner  Geheimen  Räte 
und  erliefs  kurz  vor  Weihnachten  —  am  11.  Dezember  1651  — 
ein  offnes  Patent'  an  alle  Schösser  im  KurfUrstentum.  Darin 
wiederholt  er  zunächst  die  von  den  Geheimen  Räten  vorge- 
brachten Klaffen  gegen  das  Gesinde  und  sodann  befiehlt  er  den 
Beamten,  sich  auf  den  Dörfern  zu  erkundigen,  welche  Dienst- 
boten ihren  Dienst  aufgekündigt  hätten  und  sich  weigerten^ 
anderwärts  zu  vermieten.  Er  erteilt  der  Dienstherrschaft  das 
Recht,  wenn  sie  es  begehrte,  ihre  Dienstboten  ge^en  den  ge- 
setzten Lohn  im  Dienst  zu  behalten,  und  er  weist  cUe  Beamten 
an,  Gesinde,  welches  die  Aufkündigung  nicht  zur  rechten  Zeit 
gethan  hätte  oder  dienstlos  lebte,  zum  Dienen  anzuhalten  und 
im  Falle  halsstarriger  unbilliger  Verweigerung  es  mit  Steuern 
und  schärferen  Zwangsmitteln  zum  Gehorsam  zu  bringen. 

Wenn  diese  Mafsregeln  EIrfolg  hatten,  so  war  er  nur  vor- 
übergehender Natur,  denn  wenige  Jahre  später,  aus  welcher 
Zeit  uns  erst  wieder  Angaben  über  Löhne  vorliegen,  berichten 
kurfürstliche  Kommissare,  dafs  die  Gesindelöhne  nicht  nur  die 
Sätze  der  Taxordnung  von  1651  überschritten,  sondern  sogar 
höher  standen,  als  im  Frühling  1651  die  Schösser  gemeldet 
hatten.      Also   zunächst   war   das    Gesinde   in   seinem    Kampfe 


*  Loc.  30405.  Gesiude-Taffelöhner-  und  Polizeiordnung  1651.  Nr.  69 
und  Dresdner  Ratsarchiv  C.  XVII.  17.  Dieiistzwang,  Gresinde-  und 
Tagolübnerordnung. 
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gegen  die  Taxordnung  siegreich  gewesen  und  hatte  sogar  eine 
weitere  Lohnerhöhung  errungen. 

Viel  schwieriger  und  verwickelter  gestalteten  sich  auf  den 
Rittergütern  die  Verhältnisse  bei  der  £&fUhrung  des  Gesinde- 
zwangsdienstes. Nicht  in  einer  geschlossenen  Front ,  wie  das 
Gesinde,  kämpfte  der  Bauernstand  dagegen  an,  sondern  sein 
Widerstand  löste  sich  in  unzähligen  Prozessen  auf,  die  in  den 
nächsten  Jahren  zwischen  Gutsherrschaft  und  Gutsunterthanen 
geführt  wurden.  In  allen  Teilen  des  Landes  weigerten  sich 
auch  femer  die  Bauern  und  Tagelöhner,  ihre  Kinder  beim  Guts- 
herrn dienen  zu  lassen,  und,  um  die  Gesindeordnung  zu  um- 
gehen, behielten  sie  jetzt  ihre  Kinder  lieber  in  der  eignen  Wirt- 
schaft, anstatt  sie  als  Knechte  und  Mägde  in  die  Fremde  zu 
Bchicken.  So  konnte  der  Gutsherr  von  seinem  Recht  auf  Vor- 
miete keinen  Gebrauch  machen,  und  nun  suchte  er  auf  ge- 
waltsame Weise  sich  die  Dienste  seiner  Unterthanenkinder  zu 
verschaffen:  er  pfändete  den  Bauern  Vieh  ab,  schrieb  willkür- 
liche Geldstrafen  aus,  ja  einige  gingen  soweit,  ihre  „störrigen^ 
Bauern  oder  deren  Kinder  in  das  Ge&nmis  zu  stecken.  In  allen 
'diesen  Fällen  klagte  nicht  etwa  der  verletzte  Bauer,  sondern  die 
ganze  Dorfgemeinde  trat  für  ihn  ein  und  führte  in  eigner  An- 
_gelegenheit  den  P/ozefs  gegen  die  Übergriffe  ihres  Erb-  und 
Gerichtsherm.  In  den  ersten  Jahren  nach  Erlafs  der  Gesinde- 
ordnung machte  die  klagende  Gemeinde  den  Prozels  bei  der 
ordentlichen  Gerichtsbarkeit  anhängig,  später  wurde  ihr,  zum 
dauernden  Nachteil  fUr  die  dienenden  Klassen,  dieser  W^eg  ab- 
geschnitten und  sie  auf  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  an- 
gewiesen. 

In  den  Gutsprozessen  wie  in  allen  Gesindefragen  neigten 
die  Gerichtshöfe  —  Oberho%ericht,  Hofgericht,  Schöppenstuhl  zu 
Leipzig  u.  s.  w.  —  dazu,  in  ihren  Zwischen-,  Informations-  und 
Enaurteilen  zu  Gunsten  der  dienenden  Klassen  zu  erkennen, 
denn  entweder  legten  sie  ihren  Erkenntnissen  überhaupt  nicht  die 
neue  Gesindeordnung  zu  Grunde,  oder  sie  suchten  wenigstens 
deren  Härten  zu  mildem.  Sie  erklärten  geradezu  —  Infor- 
mationsurteil der  Leipziger  Schoppen  vom  November  1651  ^  — 
dafs  es  der  Obrigkeit,  d.  h.  der  Gutsobrigkeit,  nicht  gezieme, 
jemanden  zum  Dienste  zu  zwingen.  Wenn  diese  Rechtsprechung 
angedauert  hätte,  wäre  nie  und  nimmer  die  Gesindeordnung  im 
Lande  durchgesetzt  worden,  es  mufste  deshalb  vor  allem  der 
Regierung  daran  liegen,  hier  einzugreifen.  Noch  im  Dezember 
1651  erliefe  die  Landesregierung  ein  Schreiben  an  das  Oberhof- 
gericht in  Leipzig,    in  welchem  sie  begehrte,  dafs  der  Gerichts- 


^  Loc.  30405.  Gesinde  -  Tagelöhner-  und  Polizeiordnunjß.  1651. 
Bd.  I.  Ein  Erkenntnis  der  Leipziger  Juristenfakultät  vom  26.  Januar 
1653  ist  gegen  jede  Erweiterung  des  Zwancsdienstes  und  meint,  er 
dürfe    nur   strikte  interpretiert  werden;  ebcnaa  Bd.  11,  8.  164. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


96  XII  4. 

hof  die  Gesindeordniing  beobachte,  ihr  keinen  Einhalt 
thue  und  eine  gegen  einen  Gutsbesitzer  erlassene  Pönal- 
inhibition,  welche  den  äufseren  Anlafs  zu  diesem  Schreiben  ge- 
geben hatte,  als  der  Gesindeordnung  zuwider  aufhebe.  Gleich- 
zeitig wiesen  sie  das  Oberhofgericht  an,  in  erheblichen  Fällen ^ 
die  Gesindeordnung  betreffend,  ihnen  ungesäumt  zu  be- 
richten. Kn  fast  gleichlautender  Befehl  erging  noch  Ende  De- 
zember 1651  an  das  Hofgericht  in  Wittenberg  ^ 

Damit  war  die  Rechtsprechung  der  Gerichtshöfe  unterbunden^ 
die  Entscheidung  lag  von  nun  ab  in  den  Händen  der  Verwal- 
tungsbehörden. 

In  einigen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  Eheversprechen 
und  dergleichen  handelte,  konnten  die  Prozesse  anstatt  bei  den 
Gerichtshöfen  auch  bei  den  Konsistorien  gefiihrt  werden.  Auch 
hier  zeigen  die  Konsistorien  in  Gesindeprozessen  eine  dem  Ge- 
sinde günstigere  Auslegung  der  Gesindeordnung,  als  sie  bei  der 
Landesregierung  beliebt  war.  So  kam  im  Herbst  1651  der 
Fall  vor,  dafs  ein  Rittergutsbesitzer  eine  Dienstmagd,  welche 
sich  verlobt  hatte  und  nun  den  Dienst  verlassen  wollte,  nicht 
abziehen  liefs.  Die  Magd  beschwerte  sich  beim  Oberkonsistorium, 
und  dies  entschied:  der  Gutsbesitzer  habe  die  Magd  sofort  zu 
entlassen  und  sei  übrigens  in  Strafe  zu  nehmen.  Auf  eingel^^ 
Appellation  warf  aber  die  Landesregierung  dies  Urteil  um  und 
erkannte  das  Gegenteil:  der  Gutsbesitzer  sei  mit  jeder  Strafe 
zu  verschonen,  die  Magd  habe  weiter  zu  dienen  oder  eine  Stell- 
vertreterin zu  stellen  ^.  In  einem  anderen  Falle  hatte  der  Stifts- 
kanzler in  Würzen  einen  Bauerknecht  gemietet,  welcher  sich 
später  weigerte,  den  Dienst  anzutreten,  weil  er  sich  im  Pfarr- 
hause verlobt  habe  und  bald  sich  verheiraten  wolle.  Daraufhin 
liefs  der  Kanzler  den  Knecht  in  Ketten  und  Banden  anschliefsen, 
ihn  aus  einem  Gerichte  ins  andere  überführen,  um  ihn  schliefs- 
lieh  nach  vier  Wochen  Haft  in  einem  Diebesgefkngnis  ganz  aus 
seinen  Gerichten  auszuweisen.  Auch  hier  trat  das  angerufene 
Konsistorium  in  Leipzig  sehr  zu  Gunsten  des  Knechtes  ein:  der 
Kanzler  habe  ihn  sofort  freizugeben,  und  der  Knecht  brauche 
keinen  Stellvertreter  zu  steUen.  Der  Kanzler  appellierte  da- 
gegen an  die  Landesregierung,  und  diese  entschied  in  einer 
Resolution,  „um  die  Weitläufigkeiten  abzuschneiden",  dafs  der 
Kanzler  in  allen  Stücken  Recht  gehabt  habe^.  Es  muDste  des- 
halb auch  diese  Quelle  der  Rechtsprechung  verstopft  werden, 
und  noch  im  Sommer  1651  richtete  die  Laiidesregierung  einen 
Befehl  an  das  Oberkonsistorium:    „und  da  bei  euch  inskünftige 


'  Loc.   30405.     Gesinde  -  Tagelöhner-  und  Poh'zeiordnung.     1651. 
Bd.  r,   S.  81  (vom  17.  und  27.  Dezember  1651). 

«  Loc.  30405.     Ebenda.    Bd.  I 

*  Loc.  30405.    Gesinde-Tagelöhner-  und  Polizeiordnung.    1652  bis. 
1653.    Bd.  11,  S.  28  und  48. 
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dergleichen  Sachen  anhängig  gemacht  werden,    dieselben  an  des 
Orts  weltliche  Obrigkeit  zu  remittieren"  \ 

W^ährend  allgemein  angenommen  wird,  dafs  die  Trennung 
von  Verwaltung  und  Justiz  sich  erst  im  Laufe  des  letzten  Jahr- 
hunderts entwickelt  habe,  findet  sich  in  Sachsen  Verwaltung 
und  Justiz  bereits  vor  dem  30jährigen  Kriege  geschieden,  erst 
nach  diesem  tritt  eine  Vermischung  dieser  Behöraen  ein.  Denn 
bald  beanspruchte  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  nicht  nur  die 
Gesindeprozesse,  sondern  noch  eine  Ileihe  anderer  Materien  für  ihre 
Rechtsprechung.  Dies  bedeutete  eine  Verschlechterung  der  Rechts- 
pflege. In  den  Gerichtshöfen  wurde  auf  strenge  G^etzlichkeit  und 
Unparteilichkeit  gehalten,  irgend  welchen  Strömungen  und  Wün- 
schen, die  am  Hofe  herrschten,  war  man  nicht  zugänglich,  und 
die  meisten  Richter  standen  ganz  aufserhalb  der  Kreise  der 
Rittergutsbesitzer;  sie  bewahrten  sich  in  Gutsprozessen  einen 
nicht  durch  parteiische  Voreingenommenheit  getrübten  Blick. 
Anders  lagen  die  Verhältnisse  in  der  Verwaltung.  Fühlten  sich  die 
Bauern  durch  eine  Neuerung  der  Gutsherrschaft  gedrückt,  oder 
wurden  dem  Gerichtsherm  die  schuldigen  Dienste  versagt,  so 
wandten  sich  die  klagei'ührenden  Parteien  zunächst  an  den  Amt- 
mann oder  Schösser  und  suchten  bei  ihm  Entscheidung  der 
streitigen  Fragen.  Falls  man  sich  bei  dieser  nicht  benuiigte, 
sondern  an  die  Landesregierung  dagegen  appellierte,  so  forderte 
diese  Behörde  vom  Amtmann  einmd  die  Klagschriften  der  Guts* 
herrschaften  oder  Gemeinden  ein  und  sodann  verlangte  sie  von 
ihm  einen  ausführlichen  Bericht  über  die  Sachlage.  Auf  diesen 
Letzteren  pflegte  die  Landesregierung  in  erster  Linie  ihren  Ent- 
scheid zu  begründen.  Die  Vollstreckung  des  Urteils  oder  der 
zwischen  den  streitenden  Parteien  angebahnte  Sühnversuch  wurde 
wieder  dem  Amtmann  übertragen.  In  allen  Gutsprozessen,  zu 
denen  auch  die  Gesindezwangsdienstprozesse  gehörten,  waren  fhr 
den  Ausgang  die  socialen  Anschauungen,  die  diese  Beamten- 
klasse hegte,  sehr  mafsgebend.  Durailiest  man  die  aus  den 
Jahren  nach  1651  stammenden  zahllosen  Prozefsakten  ^,  so  ereiebt 
sich,  dafs  die  Berichte  der  Amtsleute  oder  Schösser  fast  ausnanms- 
los  parteiisch  geülrbt  sind;  aus  ihnen  allen  spricht  eine  den 
Bestrebungen  des  Arbeiterstandes  feindliche  Gesinnung.  Das 
mochte  einerseits  daher  kommen,  dafs  die  Verwaltung  nach  dem 
Kriege  jedenfalls  viel  Mühe  und  Arbeit  hatte,  Ruhe  und  Ord- 
nung herzustellen  und  die  verwilderten  unteren  Volksklassen  in 
Zucht  zu  halten,  aber  anderseits  betrieben  auch  die  meisten 
Schösser  neben  ihrem  Amte  die  Landwirtschaft  und  hatten  selbst 
unter  dem  Gesindemangel  und  den  gestiegenen  Löhnen  zu  leiden. 

^  Loc.  80405«  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Polizeiordnung.  Bd.  lU 
1652—1653.    S.  48.  .i 

'  Loc.  12686.  Ausländische  Copial,  1651  u.s.w.  Fü r  jedes  Jahr  ein  his^ 
zwei  Aktenbände,  jeder  fast  ausscnliefslich  mit  Gutsprozessen  ange.^llt, 

Forschungen  (54)  XII  4.  -  Wnttke.  7  .'      •• 
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So  hören  wir  von  Klagen,  dafs  Schösser  ihre  obrigkeitliche 
Stellung  dazu  benutzten,  um  Dienste  und  Fronen  zum  eignen 
Vorteile  zu  erheben*. 

f.3  Die  principiell  wichtigen  Fragen  wurden  jedoch  in  der 
Landesregierung  entschieden;  die  Geheimen  Räte  und  Hoiräte, 
welche  in  dieser  Behörde  thätig  waren,  stammten  fast  ausscbliefs- 
lich  aus  den  angesehensten  adligen  Familien  des  Landes  und 
in  den  meisten  Fragen  teilten  sie  die  socialen  Anschauungen  der 
Ritterschaft.  Von  zweien  von  ihnen  wissen  wir  näheres.  Christian 
von  Lols,  dem  die  Ausarbeitung  der  Gesindeordnung  übertragen 
worden  war,  scheint  eine  sehr  arbeiterfeindliche  Gesinnung  ge- 
hegt zu  haben,  denn  nach  den  Angaben  des  Rats  zu  Dresden 
(1652)*  war  er  der  Einzige  in  der  Stadt  gewesen,  welcher  sich 
über  das  Gesinde  beim  Magistrat  beschwert  hatte.  Heinrich 
von  Taube,  ein  vertrauter  Rat  des  Kurfürsten,  Hofmarschall  und 
Amtshauptraann,  erwirkte  —  als  ihm  auf  seinem  Gute  Pichem 
Gesinde  mangelte  —  einen  kurfürstlichen  Befehl  (vom  31.  Oktober 
1651)  an  den  Schösser  Fischer  in  Eilenburg,  in  welchem  diesem 
aufgetragen  wurde,  Knechte  und  Mägde,  „welche  und  soviel  unser 
Hofmarschall  deren  bedürfen  wird",  zur  Dienstleistung  auf  dem 
Rittergute  zu  „vermögen"^. 

Unter  diesen  Umständen  waren  die  Aussichten  der  Dorf- 
gemeinden, einen. Erfolg  ihrer  Bestrebungen  zu  erzielen,  wenig 
hoffnungsreich.  Überall  standen  bei  der  Landesregierung  in 
erster  I^nie  die  Interessen  der  Gutsherrschaften  *,  und  so  mächtig 
war  der  Einflufs,  den  diese  Partei  am  Hofe  ausübte,  dafs  ihr 
Ansprüche,  die  ihr  nach  der  Gesindeordnung  garnicht  zustanden, 
von    dieser    Behörde    bewilligt    wurden.      Dies    zeigt    sich    am 

A  U.  a.  Klage  der  Stadt  Schliebon,  1653.  vergl.  Loc.  9417.  Der 
Städte  Gravamina  1655  übergeben.    Bl.  44,  Nr.  22. 

2  Dresdner  Ratsarchiv.  C.  XVIII.  193  k.  Unterth.- Bericht  in 
Polizeisachen,  die  fTesindeordnung  betreffend.     1652. 

8  Loc.  9991.    Polizeisachen.     1623—1695. 

*  Die  Anschauungen  dieser  Kreise  mag  folgender  Fall  zeigen. 
Die  Gemeinde  zu  Pretschendorf  klagte  (Januar  165^)  gegen  ihren  Guts- 
herrn, Hans  Adolph  von  Hartitzsch:  niemals  sei  von  innen  ein  Zwangs- 
dienst begehrt  worden;  in  ihrem  Recefs  stände  ausdrücklich:  nach 
altem  Dorfgebrauche  solle  niemand  in  der  Gemeinde  dem  Erbherm 
weder  zu  dienen,  noch  Handarbeit  zu  leisten  verpflichtet  sein.  Die 
Einführung  eines  Zwangsdienstes  bedeute  den  Rum  des  Dorfes  und 
ihren  Untergang.  Hartitzsch  entgegnete:  die  Gesindeordnung  sei  zum 
gemeinen  Besten  da,   es   müsse   daher  —  obgleich  ein  und  der  andere 

Srivato  dadurch  etwas  Schaden  empfinden  möchte  —  der  gemeine 
[utzen  (d.  h.  sein  Interesse)  dem  Privatschaden  (d.  h.  der  Ge- 
meinde) billig  vorgezogen  werden.  Die  Regierung  entschied  zu  Gunsten 
von  Hartitzsch  und  untersagte  dem  Advokaten  der  Gemeinde,  femer 
die  Gutsunterthanen  gegen  inre  Obrigkeiten  zu  verhetzen.  Loc.  30405. 
Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnung  von  1651.  Bd.  L,  S.  103, 
105.  Die  Glieder  der  Familie  von  Hartitzsch  lagen  mehrfach  in  Pro- 
zessen mit  ihren  Gutsunterthanen,  so  Moritz  Heinrich  von  Hartitzsch 
zu  Ebersbach,  Moritz  Albrecht  von  Hartitzsch  zu  Weifsenbom  und 
Georg  Ernst  von  Hartitzsch  zu  Hausdorf. 
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schär&ten  in  einem  kurfUrstlichen  Befehle  an  die  Schösser ,  in 
welchem  diesen  aufgetragen  wurde ,  zu  Gunsten  der  Ritterguts- 
besitzer den  Gesindezwangsdienst  auch  auf  die  Amtsunterthanen, 
die  nur  unter  der  kurfürstlichen  Obrigkeit  standen  und  keinen 
Erb-  und  Gerichtsherrn  kannten,  auszudehnen  (an  den  Schösser 
in  Augustusburg  am  31,  Dezember  1653^,  an  den  in  Torgau 
am  31.  Januar  1654^).  Und  als  die  Gemeinde  zu  Voigtsberg 
sich  beschwerte,  dafs  ihr  Gerichtsherr  die  Unterthanenkinder 
auch  nach  den  zwei  Zwangsdienstjahren  nicht  aus  seinen  Diensten 
entlassen  wolle,  erhielt  sie  von  der  Landesregierung  den  Be- 
scheid: ihre  Kinder  hätten  bei  dem  Gutsherrn  weiter  zu  dienen 
(3.  Januar  1656)3. 

Je  mehr  aber  der  Zwangsdienst  auf  dem  Lande  durch- 
geführt wurde,  desto  weitere  Kreise  fühlten  die  schädliche  Wir- 
kung dieser  Einrichtung.  In  den  Städten  begann  sich  eine 
Opposition  gegen  die  Übergriife  der  Gerichtsherren  und  gegen  den 
Zwangsdienst  zu  regen,  und  zahlreiche  Klagen  liefen  von  ihnen 
bei  der  Landesregierung  ein.  Hervorzuheben  sind  zwei  Be- 
schwerden der  Städte  Zwickau  und  Mittweida,  weil  der  darauf 
erfolgte  kurfürstliche    Bescheid  von  principieller  Bedeutung  war. 

Der  Rat  zu  Zwickau  beklagte  sich  (24.  Februar  1652)^, 
dafs  die  Gerichtsherren  das  Gesinde  aufserhalb  ihrer  Erbgerichte 
nicht  dienen  liefsen  und  dafs  sie  solche,  welche  unter  ihrem  Ge- 
richte wohl  geboren  wären,  jetzt  aber  in  der  Stadt  in  bürger- 
lichen Diensten  ständen,  allein  der  ^Geburt  wegen''  auf  das  Land 
zurückforderten.  All  dies  brächte  dem  Handwerkerstande  grofsen 
Schaden,  besonders  den  Tuchmachern,  welche  auch  Vieh-  und 
Ackerbau  trieben  und  viel  Gesinde  brauchten. 

Darauf  entschied  der  Kurfürst:  der  Dienstzwang  sei  nur 
zu  Gunsten  des  Gerichtsherm  gemeint,  darüber  hinaus  stände  es 
dem  Gesinde  frei,  sich  nach  Belieben  zu  vermieten.  Diejenigen, 
welche  nicht  mehr  unter  dem  Gerichtsherm  wohnten  und  daselbst 
nichts  eigentümliches  an  liegenden  Gütern  hinter- 
liefsen,  auch  nichts  mehr  unter  selbigen  Gerichten  zu  fordern 
hätten,  möchten  gleichergestalt  die  Freiheit  haben,  sich  in  seinem 
Lande  ihrem  Gefallen  nach  in  Dienste  zu  begeben  (22.  Alärz 
1652).  Wenige  Jahre  später  auf  dem  Landtage  von  1660  bis 
1661  sollte  es  gerade  wegen  dieser  Fragen  zwischen  Ritterschaft 
und  Städten  zu  einem  heftigen  Streite  kommen. 

Die  Stadt  Mittweida  erhielt  auf  ihre  Beschwerde  eine  Ant- 
wort, deren  Wortlaut  vom  Kanzler  und  sieben  kurftlrstlichen 
Räten  in  gemeinsamer  Beratung  festgesetzt  worden  war.  Der 
Kurftlrst  erklärte,  dafs,  wenn  der  Gerichtsherr  „von  dem  ange- 
botenen  Gesinde  die  Notdurft  erkieset"    habe,   es  den  übrigen 

*  L.OC.  12686.    Ausländisch  Copial.     1653.    S.  182. 
s  Loc.  12686.    Ausländisch  Copial.    1654.    S.  27. 

«  Loc.  12686.    Ausländisch  Copial.    1655--1656.    S.  25,  40. 

*  Loc.  30405.  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkerordnung  voa 
1651.    Bd.  L,  S.  127,  129.  ««    ^  T 
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Dienstboten  freistehe,  sich  beliebig  in  den  Städten  oder  Dörfern 
zu  vermieten;  desgleichen  verneinte  er  den  Dienstzwang  aut 
,,diejenigen,  so  dem  Gerichtsherrn  wegen  nichts  mehreres  als  der 
Geburt  zugethan"  —  als  „der  natürlichen  und  dieser 
Lande  hergebrachten  Freiheit  entgegen"  —  auszu- 
dehnen ;  schlielslich  entschied  er,  dafs  die  zwei  Zwangsjahre  nach 
einander  abzudienen  wären  und  aus  „Schuldigkeit"^  ein  Dienst- 
bote nicht  weiter  zu  dienen  habe  (1652)*. 

Langsam  und  allmählich  unter  fortgesetztem  staatlichem 
Drucke  begann  sich  der  Zwangsdienst  im  Lande  einzubürgern, 
allein  den  Widerstand  der  Dienstboten  gegen  die  Sätze  der  Tax- 
ordnung hatte  die  Regierung  nicht  überwinden  können,  und  sa 
wenig  wurde  dieser  Teil  der  Gesindeordnung  beobachtet,  dafs  auf 
dem  Auschufstage  von  1653,  als  zum  erstenmal  die  neue  Ord- 
nung zur  Sprache  kam,  die  Ritterschaft  aller  Kreise^  um  „Er- 
neuerung" der  Gesindeordnung  und  um  Publikation 
einer  Taxordnung  bitten  konnte.  Die  Städte  dagegen 
beantragten  eine  allgemeine  Revision  der  Gesindeordnung  mit 
Zuziehung  der  Landstände,  weil  dieses  Gesetz  „der  ange- 
bornen  deutschen  Libertät  zuwider,  von  etlichen 
vom  Adel  allzuhoch  gespannet  und  daraus  fast 
eine  Leibeigenschaft  erzwungen  werden  solle, 
indem  sie  (die  Adligen)  ihre  Unterthanen  auch  mitten  in  deo 
Diensten  abfordern,  mit  Geßtngnis  belegen,  bis  sie  in  ihre 
Dienste  treten,  und  hernach  wohl  gar  einem  anderen  wieder  über- 
lassen, hergegen  der  Bürger  und  Bauersmann  kein  Gesinde  er- 
langen;   sondern  das  Seinige  unbestellet  li^en  lassen  müsse"*. 

In  Sachsen  bestand  fiir  Kanzler  und  Geheimräte  die  Ver- 
pflichtung, über  die  auf  dem  Landtage  ergangenen  „Gravamina*^ 
der  Stände  dem  Kurftlrsten  Bericht  zu  erstatten.  In  einer  am 
1.  Juli  1653  eingereichten  Denkschrift  führten  die  Räte  aas: 
der  Zwangsdienst,  über  welchen  sich  die  Städte  am  meisten 
beschwerten,  bestände  zu  Recht  —  in  einer  längeren  juristiscben 
Ausführung^   wurde   dies  begründet.     Mifsbräuche   hätten  sich 

*  Loc.  30405.  Gosinde-,  Tagelöhner-  und  Handwcrkerordnung 
voif  1651.  Bd.  L,  S.  111.  Loc.  15024.  Erörterung  der  Gravamina  und 
zweifelhaften  Fälle.     1651—1661.    S.  224. 

'  Loc.  9416.  Gravamina,  so  die  Ritterschaft  1653  übergeben. 
S.  241. 

»  Loc.  9415.    Ausschufstag.    1653.    Bd.  I.,  8.  358. 

^  Obwohl  niemand  den  contractus  empt.  et  locat.  wider  seinen 
Willen  zu  schliefsen  oder  einzugehen  gezwungen  wäre  und  der 
Zwangsdienst  die  Gefahr  mit  sich  brächte»  dafs  die  Gerichtsherren  ihre 
Gewalt  mifsbrauchten  und  dafs  die  vom  Adel  ihre  Unterthanen kin der 
ans  den  Städten  abforderten ,  so  sei  doch  dagegen  zu  bedenken,  dafs 
gleichwohl  das  vinculum  sacramenti,  kraft  dessen  die  Unterthanen kinder 
ihrem  Gerichtsherm  ad  oboedientiam  absque  servitia  verbunden,  wie 
auch  die  schuldige  Reverenz  und  Ehrerbietung  es  erfordere,  dafs  sie 
dem  Herrn  vor  einem  Fremden  —  um  den  in  der  Ordnung  gesetzten 
Jjohn   concurrentibus   scilicet  modo  dictis  requisitis  vel  siutem  etiam 
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eingeschlichen,  doch  hätten  sie  niemals  zugelassen,  dafs  das  Ge- 
sinde wider  die  Ordnung  beschwert  w^e,  trotzdem  sei  es 
dahin  gekommen,  dafs  keine  Ordnung  und  kein  Gesetz  mehr 
gelte,  sondern  ein  jeder,  insonderheit  der  gemeine  Pöbel  nach 
seinem  Gefallen  lebe  ^  darum  hielten  sie  das  Begehren  der  Stände, 
die  Tax-,  Kleider-  und  gemeine  Polizeiordnung  zu  erneuern,  für 
■christlich,  löblich  und  billig. 

Zu  einer  neuen  revidierten  Qesindeordnung  sollte  es  in  den 
nächsten  Jahren  aber  nicht  kommen.  Der  Kegierung  lag  es 
weniger  an  der  Taxordnung,  als  an  der  Einfuhrung  des  zwei- 
jährigen Gesindezwangsdienstes  auf  dem  Lande. 

Blicken  wir  auf  die  ersten  Jahre  nach  Erlals  der  Gesinde- 
ordnung zurück,  so  müssen  wir  sagen,  dafs  die  allgemeinen 
Verhältnisse  fllr  das  Gesinde  nicht  ungünstig  lagen.  Die  Re- 
gierung mufste  auf  wichtige  Bestimmungen  des  neuen  Gesinde- 
rechtes verzichten;  dagegen  hatte  sich  die  wirtschaftliche  Lage 
-des  Gesindes  nicht  verschlechtert^,  es  konnte  an  seinen  alten 
Lohnforderimgen  festhalten.  Und  den  Dorfgemeinden  war  in 
den  Städten  ein  neuer  und  mächtiger  Bundes^nosse  gegen  das 
neue  Recht  des  Zwangsdienstes  erwachsen.  AUes  deutete  darauf 
hin,  dais  die  Ritterschaft  ihre  Ansprüche,  wenn  auch  nicht 
fallen  lassen,  so  doch  werde  ermäfsigen  müssen. 

Und  doch  mufsten  die  dienenden  Klassen  schlieisUch  nach 
jahrelangem  vergeblichem  Kngen  nachgeben.  Die  Ursachen 
ihrer  endgültigen  Niederlage  haben  wir  aber  nicht  in  den  wirt- 
schaftlichen Zuständen  Sachsens,  sondern  in  der  alkemeinen 
Lage  Deutschlands  zu  suchen,  diese  müssen  wir  deshalb  etwas 
näher  ins  Auge  fassen. 

honestatis  ratione  —  dienen  sollen.  Dies  sei  den  Rechten  und  der 
Billigkeit  nicht  ungemäfs;  denn  gleichwie  dem  Glaubiger  das  ins  proti- 
miseos  in  bonis  debitoris  zustehe,  wie  vielmehr  sei  dieses  in  elocatione 
operarum  dem  domino  emphjteuseos,  welcher  mehr  Recht  als  ein 
Gläubiger  habe,  zu  eigen.  Die  landesfurstliche  Obrigkeit  sei  gar  wohl 
befugt,  dergleichen  Satzungen  aus  vernünftigen  Ursachen  zu  publizieren 
und  die  Übertreter  zu  bestrafen.  Loc.  9415.  Ausschufstag.  1653. 
Bd.  I.    S.  353. 

1  Auch  nicht  die  der  Gärtner  und  Kleinbürffer.  Auf  dem  Aus- 
schufstage  1653  beschwerte  sich  unter  anderen  aie  Stadt  Schlieben: 
es  entstände  viel  Zank  und  Unfiig  daher,  dafs  die  Pfahlbürger  vor  den 
Thoren  einerseits  Schweine,  Rinder,  Pferde,  ja  auch  wohl  gar  Zugvieh 
sich  bei  dem  Kriegswesen  zugelegt  hätten,  und  dadurch  den 
Hüfnem  grofsen  Schaden  zufügten,  andererseits  mit  den  Gärtnern  auf 
den  Döriem  ziemlich  die  wüsten  Acker  angriffen  und  also  offen  den 
Hüftiem  die  Tagelöhner  vorm  Maule  wegnähmen  und  ihnen  ihre  Nahrung 
entzögen.  Um  die  Erntezeit  und  nach  Weihnachten  zöge  das  Gesinde 
in  grofsen  Haufen  durch  die  Stadt  in  das  Anhaltische  Land.  Loc. 
9417.  Der  Städte  Gravamina  1655  übergeben.  S.  44,  Nr.  5,  6,  12.  — 
Die  Ritterschaft  aus  dem  Amte  Borna  klagte,  dafs  die  Gärtner,  Hinter- 
sassen oder  Halbhü&er  sich  Geschirr  hielten  und  anspannten.  Loc. 
9416.    Gravamina,  so  die  Ritterschaft  1653  übergeben,  S.  241. 
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Viertes  Kapitel. 

Reichsgesindepolitik  und  ihre  Rückwirkung  auf 
Sachsen. 


Schon  in  der  Denkschrift  vom  3.  Februar  1651  hatte  der 
Kanzler  darauf  hingewiesen;  dafs  zur  Aufrechthaltung  der  Ge- 
sindeordnung  es  sehr  zuträglich  wäre,  wenn  der  Kurflirst  dies 
Werk  den  benachbarten  Fürsten  mitteile  und  sie  veranlasse,  eine 
gleichmäfsige  Verfassung  in  ihren  Ländern  zu  erlassen. 

Diesen  Weg  hat  man  beschritten  und  ist  auf  ihm  ans  Ziel 
gelangt. 

Noch  im  Sommer  1651  erliefs  der  Kurfiirst  Johann  Georg  I. 
ein  Rundschreiben  an  einige  befreundete  Fürsten,  in  dem  er  „zu 
mehrer  Erhebung  der  leider  sehr  gefallenen  Polizei'^  sie  ersuch te, 
allen  denjenigen  Ungehorsamen,  welche  sich  der  kursächsischen 
Gesindeordnung  entzögen  und  in  ihren  Landen  Unterschleif 
suchten,  auf  gebührliches  Angeben  keinen  Aufenthalt  zu  geben, 
sondern  sie  zurückzuweisen  und  zu  verabfolgen.  Er  erbot  sich 
den  Fürsten,  gleichmäfsiges  Recht  in  seinen  Landen  zu  gestatten^. 

In  den  Antworten^,  welche  noch  im  I^aufe  des  Sommers 
1651  einliefen,   wurde  darauf  hingewiesen,  dafe  man  mit  Vor- 

»  Loc.  30405.  Gesinde-Tagelöhner  u.  s.  w.  1651,  Bd.  L 
*  Der  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg  erwiderte 
unter  dem  3.  August  1651:  „also  haben  wir  unsern  Regierungen  in  gn. 
Befehl  aufgegeben  dieses  in  gute  Acht  zu  nehmen  und  wann  einige 
Widerspänstige  aus  Ew.  Lbd.  Lande  in  unsere  Lande  sich  einschleichen 
wollten,  denselben  solches  nicht  zu  gestatten,  sondern  sie  wieder  zurück- 
zutreiben oder  auf  beschehenes  Anhalten  abfolgen  lassen '^. 

Erhalten  sind  ferner  die  Antworten  von  Christian,  Markgraf  zu 
Brandenburg-Culmbach  (3.  Juli  1651 :  „und  sind  erbietig  im  Fall  einige 
Verbrecher  aus  den  Landen  in  unserem  Fürsten thum  zu  oetreten,  denen- 
selben  auf  erlangte  Nachricht  den  geringsten  Unterschleif  nicht  zu  ver- 
statten"),  von  "Wilhelm,  Herzog  zu  Sachsen- Weimar  (30.  Juli  1651,  „und 
werden  verfugen,  damit  die  Verbrecher,  welche  etwa  aus  unseren  in 
E.  Lbd.  gn.  Lande  entwichen  und  Unterschleif  suchen  möchten,  nicht 
geheget,  sondern  wieder  zurückgewiesen  werden  mögen.   Welches  wir 
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bereitungen  zur  Pablikation  von  neuen  ^  Gesindeordnangen  be- 
schäfdgt  sei  und  den  Wünschen  des  Kurfllrsten  gerne  nachkommen 
werde. 

Von  einer  Wirkung  dieses  Schriftenwechsels  war  in  Sachsen 
zunächst  wenig  zu  spüren,  im  Gegenteil  verschlechterten  sich  die 
Zustände;  im  Herbst  kündigte,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Ge- 
sinde überall  seinen  alten  Dienst  auf  und  weigerte  sich,  einen 
neuen  einzugehen.  Die  Stimmung  der  Regierung  war  gegen  Aus- 
gang des  Jahres  1651  sehr  hofihungslos,  und  am  8.  Dezember 
1651  schrieb  der  Kurfürst  an  den  Markgraf  Christian  von  Branden- 
burg: „der  Muth willen  und  die  Widersätzlichkeit  bei  unseren 
Unterthanen  wachset  und  immer  mehr  zu-  als  abnimmt,  indem 
sie  verspüren,  dass  in  der  Nachbarschaft  Unserer  Lande  der- 
gleichen Ordnungen  nicht  vorhanden.  Und  zu  besorgen,  dass  im 
Falle  nicht  eine  durchgehende  Gleichheit  aufs  eheste 
erfolget,  die  Ungehorsamen  in  ihrer  Bosheit  verharren  und  Uns 
dieses  gemeinnützige  auch  auf  Veranlassung  anderer  Stände 
angetretene  Werk  allein  zu  behaupten  schwer  fallen  dürfte"  ^ 

Diese  von  Sachsen  ausgehenden  Bestrebungen  fanden  williges 
Entgegenkommen.  In  ganz  Deutschland  scheint  nach  dem  Aus- 
gange des  30  jährigen  Krieges  —  eingehendere  Untersuchungen  ^ 
fehlen  uns  —  der  Gesindestand  sich  in  günstiger  wirtschaftlicher 
Lage  befunden  und  dagegen  der  Grundbesitzerstand  seinen  ganzen 
politischen  Einflufs  aufgeboten  zu  haben,  um  seine  auf  Lohntaxen 
und  Gesindezwangsdienste  gerichteten  Forderungen  durchzusetzen. 
In  fast  allen  Staaten  des  alten  Reiches  suchte  die  Gesetzgebung 
um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  durch  Erlafs  von  neuen 
Gesindeordnungen  die  Bestrebungen  des  Gesindes  zu  bekämpfen. 

Die  Gesindeordnungen  ^,   welche  in   den  Jahren  1651/53  in 


ebenmässig  zu  beobachten  eingedenkt  sein  wollen")  von  Anna  Sophia, 
Äbtissin  zu  Quedlinburg  (20.  Juli  1651,  will  eine  hülfreiche  Hand  zu 
bieten  nicht  unterlassen.)  von  den  Fürsten  von  Anhalt  (11.  Juli..  1651, 
wir  haben  darauf  ein  wachsames  Auge  geschlagen  und  in  alle  Amter 
Kescripte  ausgelassen")  von  den  Herren  von  Keuss  und  Plauen  (30.  Juli 
1651),  von  August,  Administrator  von  Magdeburg  (8.  Juli  1651).  Loc. 
30405.    Gesinde-,  Tagelöhner-,  Handwerker-Ordnung.    1651.    Bd.  I. 

1  Loc.  30405.  Gesinde-Tacelöhner-Polizei-Ordn.  1651.  Bd.I.  Nr.  70. 

*  Erdmannsdörffer,  Deutsche  Geschichte  vom  westfälischen 
Frieden  bis  zum  Kegierungsantritt  Friedrichs  des  Grofsen.  Berlin  1888. 
S.  106. 

Gotheiu,  Die  oberrheinischen  Lande  vor  und  nach  dem 
30jährigen  Kriege.  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins.  N.  F.  I.  Bd. 
1886.    S.  28. 

Inama- Sternegg,  Die  volkswirtschaftl.  Folgen  des  30jährigen 
Krieges  für  Deutschland.  Raumers  Histor.  Taschenbuch.  4  F.  5.  Jahrg. 
1864.    S.20. 

8  Tax-Ordnung  wegen  des  Gesindes,  Tagelöhner-  und  Handwerker- 
Ordnung.    Jena,  22.  Jufi  1651. 

Neu  revidirte  Pawr-Gesinde-,  Hirten-,  Schäffer-  und  Müller-Ordnung 
in  der  Chur-  und  Mark  Brandenburg.    22.  Nov.  1651. 
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den  Sachsen  angrenzenden  Ländern  erlassen  worden  sind,  zeigen 
ein  übereinstimmendes  Bild,  und  es  treten  in  ihnen  die  gleichen 
Kräfte  in  Bewegung,  die  wir  schon  kennen  gelernt  haben.  Da 
heilst  es  u.  a.,  der  Lohn  des  Gesindes  sei  so  gestiegen,  dafs  da- 
durch die  Haushaltung,  fast  mehr  als  bei  gewährten  Kriegs- 
lauften  geschehen,  niedergedrückt  und  geschwächt  w^de 
(Hof).  Die  Kossäthen  legten  sich  Pferde  und  Vieh  zu,  bearbeiteten 
den  Acker  selbst  und  brächten  auch  andere  Äcker  unter  den 
Pflug,  80  daft  mancher  von  ihnen  6 — 8  Stück  an  Pferden,  Ochsen 
und  Kühen  zum  Anspannen  habe  und  dafs  er  noch  10—12  Stück 
Rindvieh  und  ein  ttbermäl'siges  an  Federvieh  zur  Weide  treibe 
(Anhalt).  Ganz  allgemein  ist  die  Klage,  das  Gesinde  bestelle 
wüste  Äcker,  die  M^de  sticken,  spinnen,  weben,  klöppeln  und 
wären  schwer  zu  bewegen,  in  einen  Dienst  zu  treten ;  sie  wollten 
sich  „bei  einem  freien  eignen  willigen  Leben  nähren"  (Anhalt), 
und  die  Unterthanenkinder  zögen  es  vor,  lieber  in  der  Fremde 
als  bei  ihrer  Gutsherrschaft  zu  dienen.  Fast  durchgängig  griff 
man  zu  denselben  Mafsregeln  gegen  das  Gesinde,  welche  die 
sächsische  Ordnung  angewandt  hatte:  Geldsteuem  und  landwirt- 
schaftlichen Arbeitszwang  ftir  alle  diejenigen,  welche  „ohne  Be- 
ruf" waren-,  zweijährigen  Gesindezwangsdienst  flir  die  Unter- 
thanenkinder —  nur  in  Brandenburg  dreijährig  — ;  Minderung 
des  Lohnes  durch  Taxen,  Visitationen  durch  Ortsobrigkeiten 
u.  s.  w. 

Diese  Gesindeordnungen  erftlUten  wohl  den  Wunsch  des 
Kurftirsten  von  Sachsen,  dafs  in  seiner  Nachbarschaft  dergleichen 
Ordnungen  erlassen  werden  möchten;  ehe  es  aber  zwischen  den 
Territorien  zu  geraeinsam  vereinbarten  Ordnungen  kam,  verflofs 
trotz  guten  Willens  auf  allen  Seiten  noch  eine  geraume  Zeit. 

Bevor  noch  Kursachsen  versucht  hatte,  eine  territoriale  Ver- 
ständi^ng  über  das  Gesinderecht  herbeizufuhren,  war  man  schon 
in  Süd-  und  Norddeutschland  diesen  Fragen  näher  getreten.  Die 
Träger  einer  dem  Gesindestande  feindhchen  Wirtschaftspolitik 
waren  hier  die  Kreise.  Von  ihnen  gingen  die  ersten  Maisnahmen 
gegen  das  Gesinde  aus,  und  ihr  gemeinsames  Voi^hen  hat 
schlielslich  der  Grundbesitzerpartei  den  Sieg  gebracht.  Heute, 
wo  man  auf  alles,  was  mit  der  Verfassung  und  Verwaltung  des 
alten  deutschen  Reichs  zusammenhängt,  mit  Verachtung  herab- 
zublicken  pflegt,  unterschätzt  man  auch  die  Bedeutung,  welche 
die  alte  Kreis  Verfassung  im  16.  imd  17.  Jahrhundert  gehabt  hat 

So  weit  uns  bekannt,  hat  zuerst  der  Niedersächsische 
Kreis  Mafsregeln   gegen   das  Gesinde  ergriffen;   er  fafste  den 

Bauer-,  Gesinde-,  Handwerker-  und  erneuerte  Sch&ffer-Ordnung. 
Magdeburg,  6.  Juli  1652. 

Neu  revidirte  Tax-Ordnune  u.  s.  w.  —  Cliristian  Markgraf  zu 
Brandenburg  der  Handwerker,  Ehehalter  und  gemeinen  Tagelöhner, 
u.  8.  w.  Hof.  1652. 


sonstcns 


Ordnung  wegen  des  Gresindes,  der  Tagelöhner,  Boten,  Trescher  und 
ens  zu  halten,  der  Fürsten  zu  Anhalt.    Cötheu  1653. 
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Beschluß  (Abschied  vom  18.  September  1650),  jährlich  in  den 
Städten  und  auf  dem  Lande  eine  gemeine  Visitation  von  jedem 
Ortsgericht  anstellen  zu  lassen,  in  der  jeder  Hauswirt  nach  seinem 
Gesinde  und  dessen  Kundschaft  oder  Verhalten  befragt  werden 
sollte.  Und  im  Juni  1651  erachtete  man  es  beim  Mnkischen 
Ereiskonvent  für  eine  unumgängliche  Notdurft,  wegen  des  Ge- 
sindes eine  durchgehende  Verordnung  abzufassen,  diese  im  Ent- 
wurf den  benachbarten  Staaten  mitzuteilen,  um  sich  über  die 
wichtigsten  Punkte  mit  ihnen  zu  vergleichen  \  Auch  im  schwäbi- 
schen Kreise  wurde  ein  ähnlicher  Beschlufs  gefa&t. 

Trotz  dieser  Versuche,  eine  Verständigung  unter  einander 
zu  erzielen,  und  des  Entgegenkommens^,  welches  sie  in  den  Terri- 
torien fanden,  war  docQ  bei  der  Schwerfälligkeit  des  Verkehrs 
und  den  mannigfaltigen  Aufgaben,  welche  gerade  nach  dem  Aus- 
gange des  30jährigen  Krieges  der  Verwaltung  der  Einzelstaaten 
gestellt  waren,  der  fernere  Verlauf  dieser  Angelegenheit  ein  über- 
aus langsamer;  ja  in  den  nächsten  Jahren  schien  sie  fast  ganz 
einzuschlummern.  Erst  als  auf  dem  Reichstage  in  Regensburg 
1654  die  Sprache  wieder  hierauf  gelenkt  wurde,  kam  die  Sache 
in  einen  schnelleren  Flufs.  Nach  dein  Reichsabschied  vom  27. 
Mai  1654  sollte  jeder  Kreis  sich  überlegen,  was  er  wegen  guter 
Polizei  für  ratsam  erachte  zu  verordnen  und  seine  Beschlüsse 
dann  der  Reichsdeputation  in  Frankfurt  a.  M.  mitteilen. 

Auf  Grund  dieses  Reichsabschiedes  beschlofs  man  auf  dem 
Kreistage  des  Obersächsischen  Kreises  zu  Leipzig  (28.  November 
1654*),  ein  Projekt  zu  einer  Reichspolizeiordnung  auszuarbeiten, 


1  Auf  Grund  dieses  Kreisbeschlussos  schrieb  am  22.  Juni  1651 
Melchior  Otto,  Bischof  von  Bamberg,  an  den  Kurfürsten  von  Sachsen, 
ob  er  zur  Einführung  guter  gedeihlicher  Ordnung  mit  dem  fränkischen 
Kreise  —  zur  Vermitthing  einer  Einförmlichkeit  —  correspondiren  und 
gleiche  Anstalt  treffen  wolle.  Der  Kurfürst  erwiderte  unter  Über- 
sendung seiner  Gesindeordnung:  er  hoffe  seine  Ordnung  werde  dem 
fränkischen  Kreise  mehr  forderlich  als  nachteilig  sein  (28.  Juni  1651). 
Loc.  30405.    Gesinde-,  Tagelöhner-,  Handwerker-Ordnung.    1651.  Bd.  L 

5.  27. 

*  In  dem  kurbrandenburgischen  Patent  wegen  des  übel  discipli- 
nierten  Gesindes  vom  27.  Nov.  1651  heifst  es:  die  1645  ausgegangene 
Ordnung  sei  nach  Anleitung  anderer  benachbarter  Chur-  und  Fürsten 
ausgelassenen  und  publicirten  ebenmässigen  Ordnungen  zu  renoviren 
und  in  einem  und  anderen  zu  verbessern. 

■  Innerhalb  zweier  Monate  sollte  das  Projekt  zu  einer  Reichs- 
Exekutions-Ordnung  ausgearbeitet  werden,  aber  erst  am  10.  April  1655 
stellten  die  kursächsischeu  Räte  den  Entwurf  fertig  und  übersandten 
ihn  den  einzelnen  Kreisständen  zur  Begutachtung;  er  fand  bei  ihnen 
grofse  Anerkennung,  es  vergingen  aber  sieben  Jahre,  ehe  es  zu  einer 
gemeinsamen  Beratung  kam  (April  1662).  Loc.  7881.  Die  Obersächsische 
Orevss-Defensions-Venassung  und  Exekutions-Ordnung  1654/1666  ent- 
hält S.  283—294  den  Entwurf,  S.  182  die  Monita  der  Stände,  S.  204 
das  Protokoll  der  Verhandlungen  —  vgl.  auch  den  Kreisabschied  vom 

6.  Oktober  1656  (von  Errichtung  einer  Polizei-Ordnung)  und  den  vom 
21.  April  1662  (die  zu  verbessernde  Reichs-Polizei-Oranung  und  Exe- 
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einstweilen  aber  sollte  jeder  Kreisstand   in  seinem  Gebiete  auf 

fute  Ordnung  und  Disciplin  halten  und  fümehmlich  bei  nam- 
after  Strafe  verbieten,  „dafs  keines  andern  Standes  und  Nach- 
barn wie  auch  Gerichtsherrn  insgemein  eingesessene  Unterthanen, 
oder  deroselben  Gesinde  ohne  Vorzeigung  b^laubi^n  Abschiedes 
ihres  Übel-  oder  Wohlverhaltens  halber  auf-  und  angenommen, 
viel  weniger  ein  solcher  heimlicherweise  verlaufener  Unterthan 
oder  Gesinde  gehauset  und  geduldet  werde.  Und  damit  nicht 
etwa  die  Unterthanen  und  das  Gesinde  in  andere  Kreise  weglaufen 
möchten,  ist  vor  gut  befunden  worden,  an  die  nahe  angesessenen 
Kreise  zu  schreiben  und  zu  ersuchen^  dafs  kein  Fremder  ange- 
regtermafsen  aufgenommen,  sondern  auf  eines  und  des  anderen 
Ansuchens  seiner  Obrigkeit  und  Herrn  wiederum  unweigerlich 
abgefolget  werden  solle,  dergleichen  man  sich  gegen  andere  Kreise 
auch  erbieten  thäte"  (Kreisabschied  ^). 

Wenige  Wochen  nach  der  Tagung  des  Obersächsischen 
Kreiskonvents  fafste  der  Niedersächsische  Kreistag  (Kreisabschied 
vom  4.  Dezember  1654)  einen  fast  gleich  lautenden  Beschluls. 
Hier  ging  man  weiter,  man  begnUgte  sich  nicht,  auf  den  Erlafs 
etwaiger  Polizeiordnungen  gegen  das  Gesinde  in  dem  Kreise  zu 
hoffen,  man  stellte  vielmehr  als  Grundlage  fUr  die  Kreisstände 
eine  Gesindeordnung  auf,  deren  Geist  um  vieles  dem  Gesinde- 
stande feindseliger  2  war  als  die  gleichzeitige  sächsische  Gesetz- 
gebung. Den  benachbarten  Kreisen  wollte  man  „um  Erhaltung 
guter  Harmonie"  diese  Ordnung  mitteilen. 

Mit  diesen  gemeinsamen  Kreisbeschlüssen  war  in  den  wichtig- 
sten Fragen  Übereinstimmung  erzielt  und  das,  was  der  Kurfürst 
von  Sachsen  wünschte:  „eine  durchgehende  Gleichheit"  vollends 
erreicht  worden.  Jetzt  konnte  jeder  deutsche  Gliedstaat  noch  so 
strenge  und  harte  Verordnungen  gegen  den  Gesindestand  erlassen, 
er  war  versichert,  dafs  er  die  Unterstützung  seiner  Nachbarstaaten 
fand  und  dafs  niemand  sich  durch  Auswanderung  der  einheimischen 
Gesindegesetzgebung  entziehen  konnte. 

Mit  dieser  Gesindepolitik  der  Kreise  war  der  Sieg  der  Grund- 
besitzerpartei endgültig  entschieden ;  es  war  nur  noch  eine  Frage 
der  Zeit,  wie  lange  es  dauern  würde,  bis  auch  innerhalb  der 
Territorien  das  neue  Gesinderecht  durchgeftihrt  war. 

Erst  jetzt,   im  Jahre  1656,   nachdem   man  des   Beistandes 


cutionB-Ordnung)  in  Mos  er 's,  Fr.  C,  Des  Obersächsischen  Kreises 
Abschiede.    Jena.  1752.    S.  358,  374. 

»  Moser,   ebd.    S.  347. 

*  Man  ging  so  weit,  Eheleute,  die  nicht  gehindert  waren,  sei  es 
wegen  Alters,  sei  es  wegen  Krankheit,  einen  Dienst  anzunehmen,  und 
die  keine  eigne  Arbeit  oder  Äcker  zu  bestellen  hatten,  zu  zwingen  — 
ohne  Rücksicht  auf  Trennung  der  Ehesatten  —  in  einen  landwirtschaft- 
lichen Dienst  zu  treten.  Loc.  7881.  D.  Obersächsischen  Creyss  Defen- 
sions-Verfassung  und  Executions-Polizei-Ordnung.  1654 '62.  S.  52,  54,  74. 
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der  Nachbarstaaten  versichert  war,  begann  die  Regierung,  dem 
Antrage  der  Stände  vom  Ausschufstage  1653  her  auf  Erlafe  einer 
neuen  Gesindeordnung  näher  zu  treten.  Damals  hatte  die  Ritter- 
schaft schärfere  Bestimmungen  gegen  das  Gesinde,  die  Städte 
Aufhebung  des  Zwangsdienstes  gewünscht.  Während  man  aber 
lö51  die  Ausarbeitung  einer  Gesindeorduung  einigen  kurfürst- 
lichen Räten  übertragen  hatte,  um  dann  sofort  das  Gesetz  zu 
veröflFentlichen,  schlug  man  jetzt  einen  anderen  Weg  ein :  zunächst 
suchte  man  durch  Kreiskommissionen  positives  Material  för  eine 
Revision  zu  gewinnen  und  die  Stimmung  im  Lande  näher  kennen 
zu  lernen. 

Derartige  Kreiskommissionen  oder  -Ausschüsse  hatten  sich 
in  den  Stürmen  des  30jährigen  Krieges  bewährt.  Wenn  die 
Zeit  mangelte,  einen  Landtag  einzuberufen,  oder  es  sich  um  ört- 
liche Angelegenheiten  handelte,  war  innerhalb  eines  Kreises  aus 
den  angesehensten  Schrift-  und  Amtssassen,  den  Räten  aus  den 
Städten  u.  s.  w.  ein  Ausschufs  gebildet  worden,  der  über  die 
Erhebungen  von  Kontributionen  für  das  Militär,  über  die  Ein- 
quartierung der  Soldaten  u.  s.  w.  zu  beraten  und  zu  beschliefsen 
hatte. 

Am  14.  Juli  1656  ergingen  zwei  kurflirstliche  Befehle,  zu- 
nächst an  die  Räte  Christian  von  Lofs  und  Hans  Georg  von 
Osterhausen,  später  an  die  Kreishauptleute.  In  dem  einen  dieser 
Schreiben  heifst  es :  die  Erfahrung  zeige,  dafs  die  Gesindeordnung 
sowohl  vielfältig  überschritten,  als  auch  beträchtlich  hintenan- 
gesetzt werde  und  an  etlichen  Orten  noch  niemals  zur 
Observanz  gebracht  worden  wäre.  Die  Räte  sollten 
Kreisausschüsse  bilden  und  diese  dann  ausfragen,  warum  man 
der  publizierten  Verfassung  sich  bisher  nicht  genau  bezeigt  hätte ; 
ob  sie  eines  und  das  andere  dabei  etwa  erinnern  oder  ob  sie 
einen  nachdrücklicheren  modus  exequendi  im  Kreise  vorschlagen 
könnten.  Ferner  sollte  in  den  Kreisen  fleifsige  Nachfrage  nach 
nnbegüterten  Personen  —  Hausgenossen,  Einkömmlingen,  herren- 
losem Gesinde,  Mannes-  und  W  eibespersonen.  Verehelichten  und 
Unverehelichten  —  gehalten  und  nachgeforscht  werden,  ob  Kinder, 
die  ihre  voigtbaren  Jahre  erreicht  hätten,  noch  bei  ihren  Eltern 
wohnten,  was  eines  jeden  sein  Gewerbe  wäre ,  an  welchem  Orte 
sie  der  Handarbeit  nachgingen.  Binnen  zwei  Monaten  wären 
die  eingegangenen  Berichte  bei  Strafe  an  die  Landesregierung 
einzusenden. 

Um  das  Land  eher  in  Anbau  zu  bringen  und  die  Zahl 
seiner  Unterthanen  zu  vermehren,  sollten  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Gerichtsherren  auf  dem  Lande  und  die  Beamten  angewiesen 
werden,  bei  10  Thir.  Strafe  darauf  zu  halten,  da£s  alle  diejenigen 
Personen,  welche  auswärts  um  den  Tagelohn  arbeiteten,  allein  in 
dem  kursächsischen  Lande  arbeiteten  und  dem  Hauswirt  das 
Seinige  um  den  geordneten  Lohn  einbrächten  und  ausdräschen. 
Jedesmal   wenn  die  Arbeiter   nach   der  Ernte   wieder   in   ihre 
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Heimat  kämen,  sollten  sie  ihrem  Gerichtsherm  einen  Schein  vor- 
legen, wo  sie  während  der  Zeit  ihrer  Abwesenheit  gearbeitet 
hätten;  wegen  der  Dienstboten  solle  eine  ähnliche  Verordnung 
erlassen  wmlen. 

Schliefslich  sollten  die  Beamten  bei  Sti'afe  von  zwei  guten 
Schocken  die  Unterthanen  in  die  benachbarten  Lande  nach  Hand- 
arbeit nicht  laufen  lassen. 

Das  zweite  Schreiben  betraf  die  Aufstellung  einer  neuen  Tax- 
ordnung. Darin  wird  geklagt,  dafs  einerseits  die  Hauswirte  bei 
diesen  wohlfeilen  Zeiten  fast  nicht  mehr  fortkommen  imd  ihre 
Bedürfnisse  bezahlen  könnten,  anderseits  das  Dienstgesinde,  die 
Tagelöhner  und  die  Handwerker  sich  beschwerten,  wie  sie  alles, 
was  sie  zu  ihrer  Kleidung  brauchten,  au&  teuerste  bezahlen 
müfsten.  Die  kurftirstlichen  Räte  sollten  deshalb  in  jedem  Kreise 
Beamte,  Räte  in  Städten,  christliche  und  billige  Handels-  und 
Handwerksleute  zu  einer  Revision  der  Taxordnung  von  1623 
einberufen;  falls  die  Ritterschaft  wünsche,  dabei  vertreten  zu 
sein,  so  wäre  dies  ihr  auf  ihre  Kosten  unb^onunen.  Diese  Ver- 
sammlung solle  dann  den  Wert  aller  Waren  und  Belohnungen 
nach  jetziger  Zeit  Beschaffenheit  feststellen,  damit  die  neue  Tax- 
Ordnung  nach  Gelegenheit  des  Einkaufs  der  Victualien 
geändert  werden  könne. 

Auf  Antrag  von  Lofs  wurde  die  Einberufung  dieser  Kreis- 
ausschüsse  auf  den  Herbst  verschoben.  Leider  ünden  sich  im 
Archiv  nur  die  Akten  über  die  im  Leipziger  und  Meifsner  Kreise 
geführten  Verhandlungen  vor. 

In  Leipzig*  tagte  der  Kreisausschuls  im  November  1656. 
Zu  einem  Ergebnis  kam  es  auf  ihm  nicht,  denn  obgldch  die  Ver- 
handlungen in  Leipzig  geführt  wurden,  fehlte  doch  jede  Ver- 
tretung dieser  Stadt.  Das  liefsen  die  Abgeordneten  der  kleineren 
Landstädtchen  sich  gesagt  sein ;  sie  erklärten,  wenn  Leipzig  nicht 
das  Seinige  dabei  thäte,  vermöchten  sie  nichts  zur  EffeKtuierung 
der  Gesindeordnung  zu  thun.  Die  Regierung  reichte  einen  Ekit- 
wurf  ein,  wie  es  bei  Innungen  zwischen  Obrigkeiten  und  Unter- 
thanen in  Gesindesachen  zu  halten  sei;  zu  einer  Beratung  des- 
selben kam  es  nicht;  man  setzte  vielmehr  bald  die  V^handlung 
aus  und  erliefs  an  sämtliche  Amtsbezirke  des  Leipziger  Kreiaes 
ein  Patent,  in  welchem  man,  „weil  bei  der  Konferenz  nichts 
Hauptsächliches  zu  beschlielsen  gewesen*^  wäre,  erklärte,  zunächst 
sollten  Konventtage  und  dann  schliefslich  in  Leipzig  eine  General- 
konvocation  abgeJbalten  werden. 


^  Loc.  9996.  Die  wegen  der  Handwerker,  Tagelöhner  und  Gesinde 
zu  revidirende  Taxordnung  —  im  Leipziger  Kreise  1656. 

S.  1.  Verzeichnis  derer  Herren  von  Ritterschaft,  Städten  und  Be- 
amten, so  sich  in  Leipzig  eingefunden. 

S.  7.  Registratur  über  die  Zusammenkunft.  S.  16.  Patent  an  sämt- 
liche Amtsbezirke  des  Leipziger  Kreises  vom  26.  September  1656. 

S.  27.    Registratur  über  den  Konventtag  in  Borna. 
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Von  diesen  Konventtagen  hat  sich  nur  eine  Registratur  über 
den  in  Borna  vom  15.  Oktober  1656  stattgefundenen  noch  er- 
halten. Dort  beklagte  sich  der  Adel  über  den  Mangel  an  Tage- 
löhnern und  Dienstboten^  der  daher  rühre,  dafs  die  ledigen  Per- 
sonen in  die  „grofsen"  Städte  zögen,  in  den  angrenzenden  LÄndern 
ein  höherer  Lohn  gezahlt  werde  und  sich  die  Hintersassen  oder 
Gärtner  unterständen,  2 — 3  Stück  Vieh  zu  halten,  mit  denen  sie 
ihre  Feldgüter  bestellten  und  „anderen  Leuten  ums  Lohn"  (d.  h. 
durch  Fuhren)  arbeiteten. 

Im  Meifsner  Kreise  beriet  der  Kreisausschufs  ^  imter  dem 
Vorsitze  vonLofs  und  Osterhausen  in  Dresden  am  2.  Oktober  1656: 
anwesend  waren  16  Herren  von  der  Ritterschaft,  8  Schösser  una 
8  Städte.  Auch  hier  scheiterten  die  Verhandlungen  an  der  Ein- 
sprache der  Städte.  In  einer  Eingabe  vom  3.  Oktober  1656  er- 
klärten die  Abgeordneten  der  8  Städte:  sie  wären  ohne  jede  In- 
struktion, und  da  viele  Städte  des  Kreises  nicht  vertreten  wären, 
gebühre  es  ihnen  allein  nicht,  Beschlüsse  zu  fassen.  Die  Adligen 
und  Schösser  baten  dagegen  um  eine  Abschrift  der  kurftirstlichen 
Reskripte  vom  14.  Juli  1656  und  versprachen,  ihre  Amtssassen 
ins  Amt  zu  citieren,  mit  ihnen  notdürftige  Unterredung  zu  pflegen 
und  dann  einen  Bericht  an  die  Regierung  abzufassen  oder  sich 
persönlich  wieder  einzustellen. 

Nur  sehr  langsam  gingen  die  Berichte  aus  den  Ämtern  ein; 
aus  dem  Jahre  1656  liegt  uns  nur  einer ^  vor,  mehrere  liefen 
erst  im  Sommer  1657  ein.  Die  ganze  Angelegenheit  geriet  ins 
Stocken,  denn  wenige  Tage  nach  der  Dresdner  Versammlung 
—  am  8.  Oktober  1656  —  war  Johann  Georg  I.  gestorben. 
Sein  Nachfolger  in  der  Kurwürde,  Johann  Georg  IL,  teilte  wohl 
die  Ansichten  seines  Vaters  über  die  Revision  der  Gesinde- 
ordnung, und  liefs  schon  am  24.  November  1656  an  die  Geh. 
Räte  einen  Befehl  ergehen:  sie  sollten  den  Fortgang  der  Expe- 
dition betreiben.  Aber  trotzdem  wurden  weitere  Kreisausschüsse 
nicht  mehr  einberufen. 

Der  neue  Kurfürst  war  noch  mehr  als  sein  Vater  geneigt, 
die  Ansprüche  des  Adels  zu  erftkllen.  Es  fehlte  ihm  die  Energie 
des  Grol'sen  Kurftkrsten  von  Brandenburg,  der  die  ständische  Macht 
brach  und  ein  absolutes  Fürstentum  schuf;  er  wollte  nicht  über 


1  Loc.304(y3.  Acta.  Gesinde- u.  Taxordnung  1656.  S.20.  Protokoll 
der  ycrsammlung.  S.  34.  Eingabe  von  den  Städten  vom  3.  Oktober. 
S.  39.   Kurf.  Betehl  vom  24.  November. 

*  Vom  Verwalter  der  Domäne  Lohmen;  in  ihm  heifst  es:  weder 
Gesinde  noch  Tagelöhner  wären  um  den  gebührenden  Lohn  und  Kost 
zu  haben,  ja  sie  begehrten,  um  das  ,,£s6en"  allein  nicht  zu  arbeiten, 
sondern  sie  wollten  alles  mit  bar  Gela  bezahlt  haben,  auch  verlangten 
sie  die  Arbeit  im  Verdinge  (d.  h.  Accord).  Ein  Häusler  oder  ein  Tage- 
löhner habe  es  weit  besser  als  einer,  der  ein  grofs  Gut  habe  und  es 
mit  Gesinde  bestellen  müsse,  denn  mancher  Tagelöhner  könnte  es 
wöchentlich  auf  mehr  als  IVa  Scheffel  Korn  bringen.    Loc.  cit.  S.  28. 
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den  Parteien  stehen  und  sie  seinen  Zwecken  dienstbar  machen.  Wie 
er  sich  seine  Stellung  als  Fürst  dachte,  darüber  hat  er  einmal 
in  einem  Schreiben  an  seinen  Vertrauten,  den  Geh.  Rat  von 
MihitZ;  sich  dahin  ausgesprochen:  „werde  im  übrigen  in  allem 
einer  getreuen  Landschaft  alles  zu  Willen  sein,  was  ich  nur 
thuen  kann,  damit  sie  sehen  sollen,  dafs  sie  nicht  einen  Herrn, 
sondern  einen  Edelmanns  Freund  haben  sollen  am  jetzigen 
Kurfürsten"  (19.  März  1670^).  Unter  seiner  Regierung  haben 
die  Stände  an  Macht  gewonnen,  und  ihr  Einflufs  ist  gestiegen, 
der  der  Krone  dagegen  gesunken. 

Eine  der  ersten  Regierungsmafsregeln  des  Kurfürsten  war 
es,  einen  allgemeinen  Landtag  einzuberufen,  der  dann  vom 
8.  Februar  bis  15.  Juni  1657  tagte.  In  dem  Vordergrund  des 
politischen  Interesses  stand  das  Testament  des  verstorbenen  Kur- 
fürsten mit  seiner  Teilung  der  Lande  unter  die  vier  Söhne,  aber 
auch  der  Revision  der  Gesindeordnung  wurde  schon  in  der  ersten 
Anrede  des  Kurfürsten  an  die  Stände  —  9,  Februar  1657  — 
gedacht;  es  heifst^  da:  „alldieweil  aber  an  einem  Theil  bei  dem 
herannahenden  Ende  der  Welt  in  der  meisten  Menschenherzen 
die  Widerspänstigkeit  und  Ungehorsam  solchen  Wachsthum  ge- 
nommen, dafs  alle  heilsame  Gebot,  Ordnung  und  Befehl  zu 
übersteigen  für  ein  geringschätziges  und  zulässiges  Werk  gehalten 
werden  will  —  anderntheils  aber  die  Veränderung  der  Zeiten 
und  an  unterschiedenen  Orten  sich  herfürgethanen  mancherlei  Um- 
stände und  Beschaffenheiten  gleichsam  ein  Hinderniss  und  Anstoss 
in  Weg  geleget.  Daher  Unser  hochgeehrter  Herr  Vater  noch  kurz 
vor  dero  hochseligen  Absterben  bewogen  worden  ihrer  getr.  Land- 
schaft Gutachten  und  Meinung  zu  erfordern,  wie  bei  einem  und 
dem  andern  Kreise  nach  befundenen  Umständen  diesem  Unwesen 
zu  remediren  auch  wie  fem  vorige  Anordnung  zu  verändern,  zu 
vermindern,  oder  zu  verbessern  sei".  Die  Landschaft  möge  er- 
wägen, inwieweit  die  Polizeiordnung  von  1612  und  die  Gesinde- 
ordnung von  1651  nach  der  jetzigen  Zeit  Beschafienheit  und 
Umständen  einzurichten  seien  und  durch  was  für  nachdrückliche 
Mittel  dieselben  zur  gebührender  Observanz  zu  bringen  wären*. 

In  ihrer  Antwort  —  vom  28.  Februar  1657  —  erachteten 
die  Stände  diesen  Vorschlag  für  billig.    Bei  der  Gesindeordnung 


1  Loc.  4399.   Die  Accise  auf  dem  Landtage  1640  bewilligt  S.  305. 

»  Loc.  9370.    Erstes  Buch,  Landtagssachen.    1657.    8.  60. 

'  Kurz  vor  Eröflüiung  des  Landtages  am  24.  Jan.  1657  sollte  noch 
im  Meifsner  Kreise  ein  Patent  an  die  kurfürstlichen  Kommissarien,  von 
Lofs,  von  Osterhausen  und  den  Rat  zu  Dresden  ergehen,  in  welchem 
auf  den  Kreisbeschlufs  vom  3.  Okt.  1656  hingewiesen  und  baldige  Ein- 
sendung der  Berichte  von  den  Schössem  eingefordert  wurde.  Es  blieb 
aber  wegen  „einbrechenden  Landtag"  liegen,  und  erst  auf  Betreibeji 
der  Stände  wurde  es  am  20.  Mai  1657  erlassen.  Loc.  30403.  Acta.  Gk- 
Binde-  und  Taxordnung.  1656.  S.  37,  vgl.  auch  S.  41  (Verzeichnis  der 
Schrift-  und  Amtssassen,  denen  das  Patent  insinuirt  worden,  24.  Juli  1657\ 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  4.  111 

sei  es  höchste  Nothdurft,  dafs  sich  der  Kurfürst  vor  allen  Dingen 
mit  den  benachtbarten  Fürsten  und  Herren  zu  gleicher  Observanz 
solcher  Constitution  vereinige,  denn  sonstens  werde  das  ledige 
Volk,  welches  man  in  Sachsen  anstrenge,  nach  auswärts  ent- 
weichen und  man  die  Gesindeordnuug  in  keinen  Schwang  bringen. 
Die  ganze  Angelegenheit  Hesse  sich  fiiglicher  durch  Deputirte, 
als  in  Gegenwart  der  versammelten  anwesenden  Stände,  die  sonst 
an  anderen  Verrichtungen  verhindert  würden,  behandeln. 

Auf  den  Antrag  der  Landschaft,  zunächst  durch  eine  Rom- 
mission eine  Revision  der  Gesindeordnung  vorzunehmen,  ging 
der  Kurfürst  ein;  von  einer  Verhandlung  innerhalb  der  Land- 
schaft sah  er  ab. 

£in  ständischer  Landtag  unterscheidet  sieh  in  einem  Punkte 
wesentlich  von  unseren  heutigen  Parlamenten.  Jetzt  spielen  in 
den  Verhandlungen  der  Kammern  die  Petitionen  eine  unter- 
geordnete Rolle.  Früher  hatten  die  von  den  Ständen  eingereichten 
,,Gravamina"  eine  hohe  Bedeutung;  sie  vertraten  gleichsam  die 
Presse  und  spiegeln  die  öffentliche  Meinung  wieder.  Die  Ritter- 
schaft und  die  Städte,  aber  auch  die  Kauf  leute  und  die  Handwerker, 
welche  nicht  in  der  Landschaft  vertreten  waren,  reichten  Be- 
schwerden ein.  Diese  erstreckten  sich  über  alle  Gebiete,  auf  Religion 
und  Rechtspflege,  auf  Verwaltung  und  Polizei.  Die  Regierung 
pHegte  jede  Beschwerde  einzeln  zu  beantworten ;  dies  ging  freilich 
oft  nicht  so  schnell,  wie  die  Stände  wünschten.  Lagen  besonders 
wichtige  Gravamina  vor,  so  bildete  man  aus  kurftlrstlichen  Räten 
und  Ständedeputierten  einen  Ausschuls,  dessen  alleinige  Aufgabe 
die  „Erledigung  der  Gravamina"  war.  Öfters  sind  die  hier  ge- 
fafsten  Beschlüsse  später  gedruckt  worden. 

Die  Stimmung  des  Landes  mufste  sich  bei  einem  in  alle 
Verhältnisse  so  tief  eingreifenden  Gesetze,  wie  es  die  neue  Ge- 
sindeordnung  war,  in  den  von  den  Ständen  eingereichten  Be- 
schwerden wiederspiegeln.  Die  Städte  waren  mit  einem  ausführ- 
lichen Bedenken  gegen  den  Dienstzwang  vertreten  (vom  19.  Febr. 
1657).  Die  gesamte  Ritterschaft  des  Landes  wie  auch  einzelne 
Adjige  aus  den  Ämtern  reichten  Beschwerden  über  die  Handhabung 
der  Gesindeordnung  in  den  Städten  und  über  die  Unbotmäfsigkeit 
des  Gesindes  ein^. 

Gemeinsam  war  allen  diesen  Eingaben  die  Klage,   der  Ge- 


1  Loc.  9370.  Ander  Buch  Landtagssachen  1657.  S.  137  Beschwerde 
der  zum  allgemeinen  Landtage  erforderten  Ritterschaft  über  die  Städte, 
vom  28.  Mai  1657. 

Loc.  9372.  Gravamina  der  Ritterschaft  A®.  1657  beim  Landtage 
übergeben.  S.  39.  Kla^e  der  Ritterschaft  des  Thüringer  Kreises  und  des 
amtsässigen  Adels  in  Weifsensee.  S.  74.  der  Ritterschaft  des  Meifsner 
Kreises.  S.  80.  der  Ritterschaft  über  Dresdnischer  Haide  gelegen. 
S.  109.  der  Amtsassen  unter  dem  Amte  Stolpen  gehörig.  S.  112. 
sämtliche  Ritterschaft  des  Erzgebirg.  Kreises.  S.  1§0.  der  eesamten 
Ritterschaft  des  Leipziger  Kreises.  S.  188.  der  Ritterschaft  in  den 
Ämtern  Amshaugk  und  Ziegenrück. 
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sindeordnuDg  werde  „seithero  schlecht  oder  garnicht  nachgelebet", 
das  Gesinde  sei  unbändig,  wolle  ganz  frei  sein,  viele  liefen  zur 
Sommerzeit  in  die  Niederlande  und  kehrten  im  Herbste  mit  einem 
Erwerbe  von  20  und  mehr  Thalern  zurück,  um  während  des 
Winters  zu  spinnen  und  zu  wirken.  Häusler  und  Gärtner  hielten 
sich  zwei  und  mehr  Kühe  und  trieben  so  viel  Landwirtschaft,  dafs 
sie  nicht  nur  ihre  Kinder  in  der  eignen  Wirtschaft  brauchten, 
sondern  noch  Knechte  dazu  mieteten. 

Die  Ritterschaft  verlangte,  dafs  in  den  Städten  niemand  ohne 
Kundschaft  angenommen  werde,  dafs  die  Amtsschösser  ledigen 
Leuten  keinen  Urlaub,  während  der  Sommermonate  in  das  Nieder- 
land zu  gehen,  erteilten  und  dafs  dem  herrenlosen  Gesinde  durch 
kompellierende  Zwangsmittel  billig  der  Zügel  genauer  zu  fassen 
wäre.  Sie  meinten,  oals  den  Advokaten  nicht  gestattet  werden 
solle,  über  die  publizierte  Gesindeordnung  unnötigen  Zank  und 
Disputation  zu  erregen.  Und  schliefslich  ersuchten  sie  den  Kur- 
fbrsten  um  einen  Erlafs  an  das  Oberkonsistorium,  in  welchem 
verordnet  werde,  dafs  alle  Personen,  welche  sich  verehelichen 
wollten,  nicht  ohne  „Vorwissen^  ihres  Gerichtsherm  aufgeboten 
werden  dürften.  Denn  einmal  wisse  der  Erbherr  oftmals  etwas, 
das  die  Elhe  hindern  könne  und  das  dem  Pfarrer  verborgen  ge- 
blieben sei,  und  dann  würde  es  den  „Umläufem''  Furcht  dnjagen, 
wenn  sie  gewahr  würden,  dafe  sie  sich  bei  ihrer  Verehelichung 
wiederum  bd  ihren  Gerichtsherren  anmelden  müfsten. 

Im  Sommer  kam  dann  aus  dem  Meifsner  Kreise  eine 
Reihe  von  Berichten^  ein.  Sie  wiederholen  ähnliche  Klagen. 
Bemerkenswert  ist  eine  £}ingabe,  „von  etlichen  Schriftsässigen  vom 
Adel  des  Meüsnischen  Kreises  aufgesetzt  und  eingeschickt* 
(24.  Juli  1657).  Darin  heilst  es:  da  der  Preis  aller  l&äcfaen  ge- 
stiegen, der  des  Getreides,  welches  doch  mehrenteils  die  nretia 
anderer  Dinge  bestimme,  gesunken  sei,  wäre  es  billig,  die  Preise 
nach  den  Feldfrüchten  zu  regulieren  und  pro  ftindamento  als 
Norm  zu  setzen.  In  jedem  Kreise  solle  eine  besondere  Taxe 
ftlr  die  Feldfrüchte  aufgestellt  werden.  Als  Taxe  ftlr  den 
Meifsner  Kreis  wurde  von  ihnen  voigeschlagen:  den  Scheffel 
Korn  zu  1  Qld.  9  Gr.,  d.  h.  30  Gr.  —  (der  Preis  schwankte 
in  Dresden  vom  Mai  bis  November  1657  von  16 — 20  Gr.)  — , 
femer  Gerste  zu   1  Gld.   (in  Dresden   15—18  Gr.),   Hafer  zu 


1  Loc.  30408.  Acta.  Gesinde-  und  Taxordnunff  1656.  S.  88.  Be- 
richt des  Schössers  Ziegenbald  und  des  Rats  zu  Kadeberg,  2.  Juli 
1657.  S.  94.  des  Burgermeisters  und  Rats  zu  Neustadt,  8.  Juli.  S.  102. 
des  Bürgermeisters  und  Rats  zu  Sebnitz,  9.  Juli.  S.  103.  Amt  Hohen- 
stein  und  Lehmen,  Verzeichnis  derer  sich  darinnen  aufhaltenden  Haus- 
genossen und  herrenlosen  Gesinde,  17.  Juli.  S.  88.  Bericht  des  Schdssers 
aus  dem  Amte  Grillenburg  und  Verzeichnis  des  Gesinde  in  den  Dörfern, 
18.  Juli.  S.  91.  Eingabe  des  Wolf  Heinrich  von  Schleinitz  vom  14.  JulL 
S.  115.  unvorgreifliches  Bedenken  —  von  etlichen  Schriftsässigen, 
24.  Juli. 
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20  Gr.  6  Pfg.  (in  Dresden  8 — 17  Gr.)  auszusetzend  Femer 
verlangten  sie:  jährlich  mitten  in  der  Dienstzeit  solle  die  Obrig- 
keit bei  Herren  und  Dienstboten  nach  dem  Lohne  nachforschen, 
und  diejenigen,  welche  die  Taxordnung  überschritten  hätten, 
ohne  Scheu  bestrafen. 

Auch  betonten  sie,  dafs  ihre  verpflichteten  ünterthanen  für 
die  Erbhen*en  nicht  arbeiten  wollten,  wozu  diese  doch  das  natür- 
liche Recht  verbände,  sondern  schwere  kostbare  Rechtfertigungen 
mit  ihrer  Obrigkeit  anfingen.  Die  Regierung  möge  dies  ändern, 
und  den  ungehorsamen  Ünterthanen  weder  eine  Rechtfertigung 
noch  das  Nehmen  eines  Advokaten  gestatten,  vielmehr  sie  zu 
schuldigem  Gehorsam  anhalten.  Advokaten,  welche  in  solchen  An- 
gelegenheiten dienten,  sollten  mit  Strafen  belegt  werden. 

In  den  Beschwerdeschriften  der  Ritterschaft  und  in  den 
Berichten  aus  den  Ämtern  finden  sich  einige  Angaben  über  Ge- 
sindelöhne. Darnach  wurde  im  Frühling  1657  im  Leipziger 
Kreise  unter  anderem  einem  Schirrmeister  36  Gld.  jährlich  ge- 
zahlt und  zwei  Scannen  Bier  täglich  gegeben  (die  Taxordnung 
von  1651  bestimmte  15—16  Gld.),  einem  Encken  24  Gld.  (nach 
der  Taxordnung  7—12  Gld.),  einer  grofsen  Magd  11  Gld.  (nach 
der  Taxordnung  6 — 7  Gld.);  ein  Häusler  verlangte  5  Gr. 
Rieberlohn  täglich  u.  s.  w.  Diese  Zahlen  beweisen,  data  die 
Gesindelöhne  sich  noch  immer  in  steigender  Tendenz  bewegten  ^. 

Sechs  Jahre  waren  seit  Erlafs  der  Gesindeordnung  von  1651 
verflossen,  und  in  dieser  Zeit  war  die  Regierung  einen  wichtigen 
Schritt  weiter  gekommen.  In  aUen  Mafsregeln,  die  sie  jetzt  gegen 
die  dienenden  Klassen  ergreifen  würde,  war  sie  des  Beistandes  der 
Nachbarstaaten  sicher,  und  ein  dichtes  Netz  von  Gesindeord- 
nungen, denen  zum  Teil  die  sächsische  als  Vorbild  gedient  hatte, 
umgab  das  sächsische  Land.  Durch  den  Ausschufstag  von  1653 
und  den  Landtag  von  1657  war  sie  über  die  Stimmung  der 
leitenden  Klassen  wohl  unterrichtet,  und  die  zahlreichen  Berichte, 
welche  aus  allen  Teilen  des  Landes  eingegangen  waren,  hatten 
ihr  wertvolles  Material  zu  einer  Revision  der  alten  Ordnung  ge- 
geben. In  welchem  Sinne  sie  diese  durchführen  würde,  konnte 
nach  dem  Vorangegangenen  nicht  zweifelhaft  sein,  trotzdem 
kam  es  nun  erst  zum  erbittertsten  Kampfe. 


1  Für  Weizen  wurde  2  Gld.,  d.  h.  42  Gr.  beantragt  Nach  Hunger, 
Denkwürdigkeiten  zur  Finanzgeschichte  von  Sachsen,  Lpz.1790,  wurden 
für  Weizen  in  Dresden  2ö— 40  gr.  gezahlt. 

»  In  kleinen  Landstädtchen  scheint  man  damals  den  Versuch  ge- 
macht zu  haben,  eigne  städtische  Taxen  aufzustellen.  So  hat  sich  in 
den  Akten  eine  vom  Eat  zu  Radeberg  am  8.  Juli  1657  erlassene  Tax- 
ordnung erhalten  (Loc.  30405,  Gesinde-  und  Taxordnung  1656,  S.  84). 
Vor  Erlafs  derselben  hatte  man  Handwerker  und  Tagelöhner  vorgefordert, 
Handlung  mit  ihnen  gepflogen  und  ihre  Weiterungen  registriert.  Die 
Lohnsätze  waren  um  ein  geringes  höher  als  die  der  Ordnung  von  1651 
bemessen. 
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Fünftes  Kapitel. 

(resindeordnuag  von  1661. 


Politische  Verwicklungen  liefsen  im  Sommer  1657  die  Re- 
visionsarbeit für  die  Gesindeordnung  ruhen,  erst  im  Herbst  dachte 
man  daran  ernstlich  ans  Werk  zu  gehen.  Am  10.  November  1657 
richtete  der  Kurfürst,  Johann  Georg  IL,  ein  Schreiben  an  den 
engeren  Äusschui's  der  Landschaft,  in  welchem  er  sie  ersuchte 
Deputierte  zu  ernennen,  um  die  Beschlüsse  des  letzten  Land- 
tages auszuführen.  Diese  sollten,  vereint  mit  seinen  Räten,  erst- 
lich die  Polizeiordnung  „übersehen",  zweitens  eine  Revision  der 
Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Taxordnung  vornehmen  und  drittens 
eine  Decision  der  zweifelhaften  Fälle,  über  welche  in  kurfürst- 
lichen Kollegien  gesprochen  worden,  f^len^. 

Am  3.  Dezember  1657  trat  dieser  Ausschufs  „zur  Erörte- 
rung der  Gravamina  und  zweifelhaften  FäUe^,  wie  er  snäter 
genannt  wurde,  zusammen ;  seine  Mitglieder  waren  Hans  Friearich 
von  Burkersroda,  Dr.  NicoU  Pfretscher,  Dr.  Burchard  Berlichin^, 
Gurt  Loser,  Heinrich  Hildebrand  von  Einsiedel,  Dr.  Christopn 
Pincker,  Carl  Friedrich  Heymann;  alles  Männer  in  angesehenen 
und  hervorragenden  Stellungen,  deren  Namen  uns  in  dieser  Zeit 
oft  begegnen.  Der  Ausschufs  hat  mit  kurzen  Unterbrechungen 
drei  Jahre,  bis  zur  Eröffnung  des  Landtages  Dezember  1660, 
getagt. 

Die  Aufgaben,  welche  dieser  Ausschufs  lösen  sollte,  waren 
sehr  umfassend.  In  erster  Linie  standen  die  sogen.  „Zweifel- 
haften  Fälle".  Kurfürst  August  war  es  in  seiner  Konstitution 
von  1572  geglückt,  die  Gegensätze  zwischen  deutschem  und 
römischem  Recht  auszugleichen  und  eine  einheitliche  Recht- 
sprechung im  Lande  herzustellen ;  ein  Werk,  welches  sich  dauern- 
der Anerkennung  erfreut.    Jetzt  wollte  man  diesen  Weg  wieder 

*  Loc.  15024.  Erörterung  der  Gravamina  und  der  zweifelhaften 
Fälle  1651—1661,  ingl.  Revidierung  der  Polizei-,  Kleider-,  Handwerk-, 
Oesindeordnung  und  der  Taxordnung.    S.  31. 
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beschreiten  und  den  Versuch  machen,  in  einigen  wesentlichen 
Punkten  eine  Übereinstimmung  in  der  Spruchpraxis  der  Gerichts- 
höfe herbeizuführen.  Die  „Decisiones  elect.  Sax.  oder  Erledigung 
derer  zweifelhaften  RechtsfäUe^  ^  von  diesem  Ausschusse  bearbeitet 
und  auf  dem  Landtage  1660/61  angenommen,  haben  später  nicht 
das  Ansehen  genossen,  welches  dem  Augusteischen  Reformwerke 
zu  Teil  wurde,  immerhin  aber  bleiben  sie  als  die  bedeutendste 
gesetzgeberische  That  Sachsens  im  17.  Jahrhundert  bestehen. 

Für  uns  jedoch  kommt  nicht  diese  gro&e  Arbeit  des  Aus- 
schusses, sondern  die  Revision  der  Gesindeordnung  in  Betracht. 
Nach  nur  wenigen  Tagen  Beratung  reichten  die  Deputierten  beim 
KurfUrst  eine  „Erinnerung  zur  Revision  der  Polizei-,  Gesinde- 
und  Taxordnung**  ein  (10.  Dezember  1057*).  Darin  beklagten 
sie  sich  unter  anderm,  dafs  die  Bedenken^  über  die  Gesindeord- 
nung, welche  man  von  den  Kreisen  eingefordert  habe,  noch  nicht 
alle  eingetroffen  wären  und  ihnen  deshalb  Unterlagen  gefehlt 
hätten;  sie  baten  an  die  Kreiskommissarien  erneut  verschärfte 
Befehle  ergehen  zu  lassen ,  einstweilen  wollten  sie  die  Beratung 
über  eine  allgemeine  Taxordnun^:  aussetzen.  Im  übrigen  schien 
es  ihnen  nötig,  gewisse  Fiscals,  welche  wieder  Subfiscals  hätten^ 
anzustellen;  diese  sollten  über  die  Observanz  der  Gesinde-,  Tax-, 
Tagelöhner-  und  Polizeiordnung  genaue  Aufsicht  führen  und  als 
Besoldung  einen  Anteil  an  den  verwirkten  Strafen  bekommen.  — 
Schliefslich  vertagte  sich  der  Ausschufs  bis  zum  6.  März  1658. 

Der  Kurfürst  entschied  sich  wenige  Tage  später  (14.  De- 
zember). Der  Vorschlag  mit  den  Fiscalen  war  ihm  genehm,  er 
versprach  das  Fiscalamt  wieder  mit  einer  geeigneten  Person  zu 
besetzen  und  verlangte,  dafs  sie  mit  der  Revision  der  Taxord- 
nung fortfuhren,  er  werde  unterdessen  durch  Befehle  an  die 
Kreiskommissarien  die  fehlenden  Berichte  beschaffen. 

Gleich  bei  diesen  ersten  Verhandlungen  trennten  sich  auch 
die  Wege  der  Ritterschaft  und  der  Städte.  Die  Vertreter  der 
Städte  Leipzig  und   Dresden  reichten    am  14.  Dezember  1657 


1  Codex  Augusteus  I.  Bd.  S.  294. 

«  Loc.  15024  a.a.O.  S.  57.  60. 

*  An  den  Rat  von  Dresden  erging  am  10.  November  1657  ein  kur- 
fürstlicher Befehl,  bis  zum  1.  Dezemoer  einen  Bericht  über  die  Gesinde- 
ordnung einzusenden.  Am  26.  November  fand  deswegen  eine  Rats- 
sitzung statt;  nach  dem  erhaltenen  Sitzungsprotokoll  fand  man  das 
grüfste  Hindernis,  die  Gesindeordnung  in  der  Stadt  in  Effekt  zu  bringen 
darin,  dafs  der  gesetzte  Lohn  „hiesigem  Zustande  nach**  zu  gering  oe- 
messen  wäre,  viele  hohe  und  andere  Personen  hätten  sich  vernehmen 
lassen,  man  habe  es  ihnen  nicht  vorzuschreiben,  wie  sie  es  mit  ihrem  Ge- 
sinde halten  oder  was  sie  ihnen  an  Lohn  ^eben  sollten;  es  stünde  in 
dem  Willen  eines  jeglichen,  ob  er  einem  seinem  Verdienste  nach  etwas 
schenken  wolle.  Der  Dienstzwang  sei  der  deutschen  Freiheit  zuwider. 
Am  10.  Dezember  ging  dann  ein  Bericht  in  ähnlichen  Ausführungen 
an  den  KurlFursten  ab.  Dresdner  Ratsarchiv  C.  XVIII  1931.  Unterth. 
Bericht  und  Gutachten  die  Gesinde-  und  Taxordnung  1657  betr. 
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beim  Kurflirsten  eine  Bittschrift  ein ;  am  folgenden  Tage  die  kur- 
fllrstlichen  Räte  und  die  Deputierten  der  Ritterschaft  ^  Der  Streit 
drehte  sich  um  den  Zwangsdienst  der  Unterthanenkinder.  Die 
Städte  behaupteten,  der  Zwangsdienst  sei  früher  bei  den  ünterthanen 
nicht  weiter  als  das  unleugbare  Herkommen  und  die  klaren  Erb- 
register  mit  sich  brächten,  gestattet  gewesen ;  sie  baten  den  Kur- 
fürsten sie  „damit  nicht  zu  tibereilen,  sondern  diesen  Punkt  bis 
zur  künftigen  Zusammenkunft  in  suspenso^  zu  lassen.  Die  übrigen 
Deputierten  erwähnten  nur  kurz  ihre  abweichende  Stellung;  sie 
hätten  ihrer  Arbeit  die  Polizeiordnung  von  1612  zu  Grunde  ge- 
legt; fUr  zuträglich  erachteten  sie  es,  wenn  auch  „die  Reichs- 
und Obersächsischen  Kreis-  wie  auch  andere  Ordnungen  nach 
gegenwärtigem  Zustand  mitbertihrt  würden". 

Über  den  weiteren  Verlauf  der  Verhandlungen  dieses  Aus- 
schusses während  der  nächsten  Jahre  sind  wir  nicht  unterrichtet ; 
im  Sommer  1660  scheint  man  den  Entwurf  zu  einer  Polizei- 
und  Gesindeordnung  fertiggestellt  zu  haben,  denn  um  diese  Zeit 
wurde  er  an  die  sächsischen  Nebenlinien  zur  Be^tachtung  über- 
sandt.  Die  „Erinnerungen"  der  ftirstlichen  Brüder  zur  Gesinde- 
ordnung haben  sich  noch  erhalten  (3.  Oktober  1660).  Die  von 
ihnen  gemachten  Ausstellungen  sind  geringfügiger  Natur  ^. 

Somit  hatte  der  Ent^^^rf  alle  Instanzen  durchlaufen  und 
konnte  nun  dem  Landtage,  welcher  auf  den  11.  Dezember  1600 
einberufen  war,  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  Jetzt  mufste 
es  sich  entscheiden,  ob  die  Ritterschaft  noch  einmal  ihre  Forde- 
rung auf  gesetzliche  Einführung  des  Zwangsdienstes  durchsetzen 
werde.  Die  Gegensätze  spitzten  sich  immer  mehr  und  mehr  sa 
einer  Machtfrage  zwischen  Land  und  Stadt  zu.  Die  Vertreter 
der  Städte  fühlten  sich  berufen,  die  Interessen  der  Unterthanen- 
kinder wahrzunehmen. 

Die  Ritterschaft  hatte,  trotz  dei*  langen  Dauer  des  Kampfes, 
ihre  Ansprüche  nicht  ermäfsigt,  sondern  gesteigert;  sie  forderte 
erstlich  strenge  Durchfuhrung  der  Grundsätze  der  Gesindeord- 
nung von  1651,  also  Beibehaltung  des  Zwangsdienstes  und  Auf- 
stellung einer  neuen  Taxordnung,  zweitens  die  sogen,  renuneiatio 
hereditatis  d.  h.  der  Verzicht  eines  Ünterthanen  auf  seine  väter- 
liche Erbschaft  sollte  ihn  nicht  vom  Gesindezwangsdienst  befreien 


*  Loc.  15024.  Erörterung  der  Gravamina  und  zweifelhaften  Fftlle 
1651.   S.  62.  73. 

*  Loc.  15024.  Erörterung  der  Gravamina  und  zweifelhaften  Fälle 
1651.  S.  151.  155.  Sie  verlangten,  dafs  zu  vitae  genus  der  Unterthanen- 
kinder eine  Erläuterung  gegeben  werde:  ob  ein  Bauerssohn,  der  ein 
eignes  Haus  annehme,  wie  einige  Gerichtsherren  meinten,  noch  zum 
Dienst  gezwungen  werden  könne.  Sie  erwähnten  ein  Synodaldekret,  nach 
welchem  Pfarrkinder  ihrem  Pfarrherrn  nebst  ihrem  Erbger  ich  tshcrm 
^or  anderen  arbeiten''  sollten.  Etliche  Kate  hätten  folpich  gleiches 
Recht  mit  den  Gerichtsherren  und  wollten  die  Arbeit  geteilt  wissen ;  wie 
es  darin  zu  halten  sei,  solle  im  Gesetze  erklärt  werden.  —  In  der 
Gesindeordnung  fanden  diese  „Erinnerungen*^  keine  Beachtung. 
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können,  drittens  Ausschlufs  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  und 
Ersatz  derselben  durch  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  allen 
Prozessen,  welche  zwischen  Gutsherrschaft  imd  Gutsunterthanen 
geführt  würden,  viertens  Ausdehnung  der  Baufuhren  auf  alle  im 
Besitze  des  Qerichtsherm  befindlichen  Gebäude  und  Vorwerke. 

Über  diese  Forderungen  entstand  auf  dem  Landtage  ein 
äufserst  heftiger  und  leidenschaftlicher  Kampf,  der  schlierslich 
mit  einem  teilweisen  Siege  der  Ritterschaft  endete. 

Bei  der  EröflEhung  des  Landtages  —  Proposition  vom  12.  No- 
vember 1660^  —  wies  der  Kurfürst  kurz  darauf  hin,  dafs  er 
nach  dem  Beschlüsse  des  letzten  Landtages  eine  gemischte  Depu- 
tation zur  Erledigung  der  Gravamina,  Polizei-  und  Gesinde - 
Ordnung  u.  s.  w.  einberufen  habe;  die  in  diesem  Ausschusse  ge- 
fafsten  Beschlüsse  wolle  er  baldigst  bestätigen.  In  ihrer  Er- 
wiederung klagte  die  Landschaft  —  19.  November  1660  —  seit 
1646  dränge  sie  nun  auf  eine  schnelle  Erledigung  der  Gravamina 
und  noch  immer  stände  diese  aus;  sie  bat  den  Kurfiirsten  die 
Beschlüsse  des  Ausschusses  sofort  zu  veröffentUchen. 

Unterdessen  wollten  aber  die  Vertreter  der  Städte  noch  einen 
Versuch  machen,  den  KurfUrsten  umzustimmen  und  die  Aufhebung 
des  Gesindezwangsdienstes  durchzusetzen.  Was  sie  seit  dem  Aus- 
schulstage  1653  gegen  den  Dienstzwang  vorgebracht  hatten,  fafsten 
sie  jetzt  in  einer  ausführlichen  Denkschrift  vom  29.  Dezember  1660 
zusammen.  Sie  führten  aus:  der  Dienstzwang  laufe  wider  die 
natürlichen  und  in  den  sächsischen  Landen  hergebrachten  Frei- 
heiten; die  Unterthanen  wären  seit  unvordenkUchen  Zeiten  im 
Besitz  dieser  Freiheit  gewesen,  und  die  kurfürstlichen  Vorfahren 
hätten  es  niemanden,  der  nicht  durch  Erbregister  u.  s.  w.  ein  Recht 
auf  den  Zwangsdienst  zu  beweisen  vermochte,  gestattet,  wider 
diese  Freiheit  zu  handeln.  Ja,  die  Appellationsgerichte  hätten  in 
Fällen,  in  denen  der  Zwangsdienst  einigen  Unterthanen  ange- 
drungen worden  wäre,  auf  Aufhebung  desselben  erkannt. 

Durch  die  „Generaleinführung  des  in  diesem  Lande  nie  er- 
hörten Dienstzwanges"  würden  die  Städte  und  Bürger  benach- 
teiligt, denn  stets  müfsten  sie  gewärtig  sein,  dafs  einer  vom  Adel 
nach  seinem  Gefallen  ihre  Knechte,  Mägde  und  Handwerks- 
gesellen auf  sein  Gut  zurückfordere. 

Unter  den  Bauemkindern  sei  manch  guter  Kopf,  der 
Dienstzwang  schneide  ihnen  alle  Gelegenheiten,  sich  fortzubilden 
gänzlich  ab  und  unterdrücke  das  Gute,  was  daher  zu  hoffen 
sei.  Schon  jetzt  mifsbrauchten  einige  Gerichtsherm  den  ange- 
mafsten  Dienstzwang  so,  dafs  man  mit  den  armen  Unterthanen 
Mitleid  haben  müsse;  öfters  würden  Eltern,  wenn  sie  ihre 
Kinder  während  der  Dienstzeit  von  der  städtischen  Dienstherr- 
schaft nicht  entlassen  bekommen  könnten,  übel  behandelt  und 


*  Loc.  15  024.    Erörterung  der  Gravamina  und  zweifelhaften  Fälle 
1651.    S.  159.  161. 
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BOgar  in  das  Gefkngnis  geworfen.     Auch  zwängen  Beamte  mit 
Gewalt  die  Amtsunterthanenkinder  zu  ihren  Privatdiensten. 

Die  Rechtslehrer  wären  wohl  dafür ,  dafs  die  Unterthanen- 
kinder  ihrem  Gerichts-  und  Erbherm  vor  Fremden  dienten,  aber 
nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  ihnen  freiwillig  dienen 
wollten,  und  gleichen  Lohn,  Kost  u.  s.  w.  als  sie  anderwärts  er- 
langten, erhielten. 

In  dem  Entwurf  der  neuen  Gesindeordnung  werde  dar 
Dienstzwang  so  „hoch  gespannt^,  dafs  ein  Unterthan  sich  selbst 
imter  Verzicht  auf  sein  väteriiches  und  mütterliches  Erbteil  davon 
nicht  beireien  könnte. 

Schliefslich  baten  sie  den  Kurfürsten,  weil  der  Zwang  nir- 
gends fundiert  sei  und  den  armen  Unterthanen  „unerhört"  auf- 
gebürdet werden  solle,  diese  neue  und  harte  Dienstbarkeit  nicht 
weiter  als  sie  durch  untadelhafte  &bregister  bescheinigt  sei,  ein- 
zuführen *. 

Der  Kurfürst  übermittelte  diese  Eingabe  der  Städte  zur  Be- 
antwortung der  Ritterschaft.  Deren  Entgegnung  (19.  Januar 
1661)  war,  im  Gegensatz  zu  den  rein  sachlichen  Ausführungen 
der  Städte ,  in  einem  gereizten  Tone  abgefafst,  der  sich  später 
noch  zu  einer  in  den  ständischen  Verhandlungen  Kursachsens 
ungewöhnlichen  Schärfe  steigerte.  Da  heifst  es:  die  Ritterschaft 
habe  sich  nie  bekümmert,  wie  die  Räte  in  Städten  mit  ihren 
untergebenen*  Bürgern  und  deren  Kindern  umgingen,  deshalb 
könnten  sie  nicht  begreifen,  auf  Grund  welcher  Anreizung  und 
Beftignis  die  Städte  sich  unterstehen  könnten  ihrem  Gehorsam 
die  ihnen  verliehenen  Erbunterthanen  zu  entziehen  und  unauf- 
gefordert den  jetziger  Zeit  bekannten  Frevel,  Mutwillen  und  alles 
Üble  nach  sich  ziehenden  Müfsiggang  des  jungen  boshaften 
Volkes  zu  begünstigen;  den  Unterthanen  werde  dadurch  nur 
Anlafs  zu  noch  gröfserer  Widerspenstigkeit  gegen  ihre  vorgesetzte 
Obrigkeit  gegeben. 

Der  Gesindezwang  wäre  ihnen  als  eine  Fruchtniefung  ihrer 
Jurisdiktion  billig  zu  gönnen ;  denn  sie  hätten  wegen  ihrer  Unter- 
thanen viel  Mühe  und  Sorge  zu  tragen ;  ohne  Zuthun  und  Nach- 
frage der  Städte  müfsten  sie  Waisen  und  unerzogene  Kinder  er- 
nähren, und  erziehen  lassen,  den  Mutwillen  der  Bösen  steuern,  die 
Frommen  schützen  und  in  Sterbens-  und  Fehdenszeiten  sich  ihrer 
Unterthanen  mit  schweren  Unkosten  und  Gefahren  annehmen. 

In  dem  gesetzten,  aber  von  ihnen  nicht  zugestandenen  FaUe, 
dafs  der  Dienstzwang  im  Lande  bisher  nicht  gebräuchlich  ge- 
wesen wäre,  so  stände  es  doch  dem  Kurfürsten  frei,  mit  Zuziehung^ 
einer  getreuen  Landschaft  Änderungen  zu  treffen  und  neue  Ver- 
ordnungen zu  erlassen,  die  dem  bedrängten  Adel  und  Landmann 
zu  statten  kämen.    Niemand  habe  ein  einziges  wahres  Interesse 


*  Loc.  15024.    Erörterung  der  Gravamina  und  zweifelhaften  F&lle- 
1651  S.  169. 
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gegen  den  Dienstzvvang  vorzubringen  vermocht;  erstlich  die  Guts- 
unterthanen  nicht,  weil  sie  ihre  Kinder  in  der  eignen  Wirt- 
schaft nicht  gebrauchten  und  sie  ohnedies  bei  anderen  um  das 
Lohn  dienen  liefsen  und  dann  wäre  es  ftir  sie  auch  vorteilhafter, 
wenn  ihre  Kinder  bei  ihrer  Obrigkeit  dienten,  denn  dort  hätten 
diese  bessere  Aufsicht  und  Zucht  als  in  der  BVemde;  zweitens 
die  Unter thanenkin der  nicht,  weil  sie  den  in  der  Gesinde- 
ordnung gesetzten  Lohn  sowohl  von  ihrer  Obrigkeit  ids  auch 
von  Fremden  gezahlt  bekämen  und  mehr  dürften  sie  bei  Strafe 
nicht  fordern. 

Den  Städten  könne  das  Recht  nicht  zugestanden  werden, 
dem  Lande  und  den  Dorfschaften  die  eingehörigen  Ackerleute 
zu  entziehen.  Bei  dem  jetzigen  Zustande  des  Landes  und  dem 
fühlbaren  Mangel  an  Arbeitern  sei  es  wohl  zu  erwägen,  ob  man 
mehr  auf  Wiederanbau  des  Landes  oder  auf  Vermehrung  der 
Handwerksleute  sehen  solle ;  denn  die  Handwerker  pfl^ten,  wenn 
sie  etwas  erlernt  hätten,  in  die  Fremde  zu  wandern,  die  Ackers- 
leute aber  blieben  im  Lande  und,  wenn  es  an  ihnen  mangle, 
könne  man  sie  aus  anderen  Orten  nicht  bekommen.  Die  Ritter- 
schaft wünsche  nicht  ihre  Unterthanenkinder ,  wenn  diese  ein 
ehrlich  Handwerk  zunftgemäfs  erlernen  wollten,  daran  zu  ver- 
hindern, sie  verlange  aber,  dafs  ein  jeder  in  einem  -Handwerke 
nur  mit  einem  Geburtsbrief  und  ihrem  Vorwissen  aufgenommen 
werde. 

Der  Städte  unziemender  Vorteil  wäre  allein  dies :  sie  kauften 
immer  mehr  Bauemhütten  aus  und  legten  neue  Vorwerke  an, 
jeder  gemeine  Bürger,  der  nur  etliche  Scheffel  Feld  habe,  halte 
sich  ein  eignes  Geschirr;  aus  all  diesen  Ursachen  brauchten 
die  Städte  mehr  Gesinde  als  zu  den  bürgerlichen  Nahrungen 
nötig  wäre  und  deshalb  wollten  sie  auch  die  Unterthanenkinder 
mit  hohen  verbotenen  Löhnen  an  sich  ziehen. 

Aus  diesen  wie  einigen  anderen,  weniger  erheblichen  Gründen 
beantragte  die  Ritterschaft  beim  Kurfürsten,  die  Eingabe  der  Ver- 
treter der  Städte  zurückzuweisen  und  den  Entwurf  der  Gesinde- 
ordnung  in  der  alten  Fassung  zu  genehmigend 

Während  so  in  umfangreichen  Streitschriften  jede  der  poli- 
tischen Parteien  ihre  Grünoe  für  und  wider  den  Dienstzwang 
feltend  machte  und  ihre  Interessen  in  den  Vordergrund  stellte, 
onnten  diejenigen,  um  deren  Wohl  und  Wehe  es  sich  handelte, 
ihr  Wort  nicht  in  die  Wagschale  le^en.  Auch  die  Geistlichkeit, 
deren  Aufgabe  es  im  Staate  sein  soll,  den  Schwachen  und  Be- 
drängten beizustehen,  den  Starken  vor  dem  Milsbrauche  seiner 
Stärke  zu  warnen,  fand  kein  Wort  zu  Gunsten  des  Gesinde- 
standes, teilnahmslos  schaute  sie  dem  Kampfe  und  der  fort- 
schreitenden Bedrückung  der  ländlichen  Arbeiterklasse  zu,  aber 


*  Loc.  15024.    Erörterung  der  Gravamina  und  zweifelhaften  Fälle 
1651  S.  196. 
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an  den  Vorteilen,  welche  der  Grundbesitzerstand  fUr  sich  er- 
strebte, suchte  sie  teilzunehmen:  ein  Synodaldekret  erklärte,  dafs 
die  Pfarrkinder  ihrem  Pfarrer  nebst  ihrem  Gerichtsherrn  vor 
andern  dienen  sollten  (vgl.  S.  116  Note  2). 

Da  trat  ein  unerwarteter  Ftlrsprecher  des  Gesindestandes 
auf.  Die  Vertreter  nicht  der  religiösen,  sondern  der  geistigen 
Interessen  des  Volkes,  die  Universitäten  Leipzig  und  Wittenberg, 
ergriffen  das  Wort.  In  einer  Eingabe  der  Universität  Witten- 
berg vom  23.  Januar  1661 ,  die  sich  allein  noch  erhalten  hat, 
wurde  ausgeführt:  der  Ritterschaft  Gedanken  gingen  dahin,  den 
intendierten  allgemeinen  Dienstzwang  auch  auf  diejenigen  Per- 
sonen, die  ihrer  Eltern  Verlassenschaft  gänzlich  renuncieret  und 
sowohl  domicilium  als  forum  mutieret  haben,  zu  erstrecken.  Dies 
sei  in  effectu  vor  nichts  anderes  als  eine  Leibeigenschaft  und 
eine  Dienstbarkeit,  welche  die  Person  aller  Orten  afficiere, 
zu  halten.  Dergleichen  Servitut  sei  aber  in  diesen 
kursächsischen  Landen  nie  erhöret  noch  einge- 
führet  worden,  vielmehr  stehe  solches  alles  der  angebornen 
deutschen  Freiheit  der  libertati  et  aequitati  natural!  und  dem 
iuri  migrandi  entgegen.  Auch  sei  zu  befiirchten,  dafs  nicht 
allein  zwischem  dem  Adel  auf  dem  Lande  und  der  Bürgerschaft 
in  den  Städten  allerhand  Unordnungen,  Mifsverständnisse  und 
Streitigkeiten  vorfallen,  sondern  auch,  dafs  solcher  Zwang  dem 
gemeinen  Wesen  selbst  zu  nicht  geringen  Nachteil  gereichen 
werde.  Kein  Bauemsohn  werde  sich  künftig  zum  studieren 
wenden  oder  von  seinen  Eltern  dazu  angehalten  werden  und 
einige  Di^nität  aspirieren  können.  Dadurch  dann  viele  herrliche 
Ingenien  den  Kirchen,  Schulordnungen,  Fundationen  zuwider  dem 
bono  publice  aber  zum  Schaden,  entzogen  und  unterdrückt  werden 
würden.  Wer  aber  etwas  gelernt  habe,  werde  sich  lieber  in 
anderen  Ländern  niederlassen,  aus  denen  er  nicht  avociret  werden 
könne. 

Es  werde  mit  dem  Dienstzwang  und  den  Baufronen  viel 
Seufzen,  Thränen  und  Strafen  auf  das  Land  gelegt  werden.  Die 
Unterthanen  würden  endlich  aus  Ungeduld  und  Desperation  das 
Ihrige  mit  dem  Rücken  ansehen,  Fremde  aber,  die  etwa  meinten 
sich  in  diesem  Lande  niederzulassen  und  anzubauen,  sich  ab- 
schrecken lassen.  Nicht  minder  dürfte  den  anderen  Ständen  und 
in  Summa  dem  ganzen  gemeinem  Wesen  dadurch  ein  Grofses 
zugezogen  werden,  dafs  ohne  Zweifel,  wenn  dieser  Stand  durch 
übermäfsige  Fronen  und  Dienstzwaug  allzusehr  beschwert  und 
verderbt  werden  sollte,  dies  ohne  Kränkung  der  anderen  Stände 
nicht  abgehen  werde,  weil  auf  diesen  wiewohl  niedrigsten 
jedoch  meisten  Stande  —  wie  bei  den  Politicis  unstreitig 
sei  —  das  Fundament  der  anderen  Stände  beruhe. 

Der  Kurftlrst  möge  deshalb  die  armen  Unterthanen  wider 
das  Herkommen  und  die  Gebühr  nicht  beschweren,   die  Unter- 
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thanen  wie  die  spätere  Posterität  werde  ihn  jederzeit  hoch  rühmen 
und  erheben^. 

Die  Ritterschaft,  welcher  auch  diese  Eingabe  zu  einer  Er- 
widerung  übergeben  wurde,  fand  (3.  Febr.  1661),  dafs  die  Uni- 
versität Wittenberg  ganz  „unnötigerweise"  gegen  sie  aufgetreten 
sei.  Entgegen  der  Universität  „undienliches  Einstreuens"  be- 
gehrten sie  nur  die  Dienste  von  Kindern,  welche  um  Lohn  dienten 
und  von  ihren  Eltern  in  der  Haushaltung  nicht  gebraucht  würden  *, 
vom  Studieren  wollten  sie  niemand  abhalten.  Sie  wunderten  sich, 
aus  was  für  Ursachen  und  Befiignissen  ohne  Erfordern  des  Kur- 
fürsten die  Universität  sich  unterstände,  die  klaren  Landesordnungen 
nach  ihrem  Gefallen  zu  glossieren  und  restringieren,  zumal  das 
corpus  universitatis  an  und  für  sich  selbst  kein  wahres  Interesse 
hieran  haben  könne.  Die  Eingabe  rühre  aber  wohl  von  etlichen 
Professoren  her,  die  unter  den  Ämtern  und  unter  dem  Adel 
Bauergüter  erkauft  hätten  und  ihren  Gewohnheiten  nach  auch  in 
Patrimonialgütern  ganz  frei  sein  wollten.  Sie  ersuchten  den  Kur- 
fürsten um  Erlals  eines  Mandats  an  die  Rechtskollegien,  in  welchem 
diesen  anbefohlen  werde,  sich  „bei  zweifelhaften  Verstände"  der 
Landesordnungen,  Constitutionen,  Decisionen  und  anderer  säch- 
sischen Rechte  des  eigenmächtigen  Erklärens  und  Deutens  zu 
enthalten.  Dann  möge  der  KurfUrst  mit  Zuziehung  einer  ge- 
treuen Landschaft  das  Gebührliche  anordnen  und  verfllgen.  Femer 
baten  sie ,  die  Gesindeordnung  unversäumt  zu  publizieren ,  um 
die  hierauf  mit  seufzendem  Verlangen  wartenden  treuen  Unter- 
thanen  zu  erfreuen  und  zu  erquicken^. 

Diese  scharfe  Entgegnung  konnte  nicht  unerwidert  bleiben; 
schon  am  11.  Febr.  1661  wiesen  die  Abgeordneten  der  Uni- 
versitäten Leipzig  und  Wittenberg  den  Vorwurf,  sich  unberufen 
in  fremde  Angelegenheiten  eingemengt  zu  haben,  zurück.  Sie 
behaupteten  ebensoviel  Macht  wie  die  anderen  Herren  und  Land- 
stände  zu  besitzen,  „eben  darum  werden  Landtage  angestellet, 
dafs  ein  Jeder  sich  um  den  gemeinen  Nutz  bekümmere,  damit 
was  das  Land  in  allen  Ständen  beschwert  und  drücket,  bei  Zeit 
abgeschafFet,  hergegen  was  dem  gemeinen  Nutzen  zuträglich,  be- 
fördert werden  möchte."  Die  Universität  Wittenberg  liefs  die 
erhobenen  Beschuldigungen  nicht  auf  sich  beruhen,  und  suchte 
in  einer  umfangreichen  Eingabe  vom  14.  März  1661  zunächst 
den  Nachweis  zu  fUhren,  dafs  sie  nicht  aus  niedrigen  Motiven, 
wie  ihr  die  Ritterschaft  vorwerfe,  den  Dienstzwang  bekämpfe. 
Keiner  der  jetzigen  Professoren  besäfse  ein  Bauergut,  der  Uni- 
versität aber,  die  acht  Güter  besitze,  werde  der  Dienstzwang  und 
die  Baufuhren  von  Nutzen  sein.  Ihre  Erinnerungen  seien  aus 
„keiner  anderen  Brunnquelle  als  der  schuldigen  Beobachtung  ihrer 


*  Loc.  15024.   Erörterung  der  Gravamina  u.  zweifelhaften  Fälle 
1651  S.  202. 

2  Loc.  15024.  a.  a.  0.  S.  227. 
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Pflicht,  damit  sie  Gott,  dem  Kurfiirsten,  der  vernunftmäfsigen 
Billigkeit  und  dem  Vaterlande  verbunden  wSren,  hergeflossen". 
Wenn  auch  der  Dienstzwang  und  die  Bauftihren  nicht  der  Uni- 
versität Wittenberg,  sondern  der  armen  ünterthanen  eigne  Sache 
sei,  so  folge  daraus  doch  keineswegs,  dafs  es  der  Universität 
nicht  gezieme,  ihre  Gedanken  aus  Devotion  gegen  den  Kurflirsten 
und  aus  Mitleiden  gegen  das  arme  Volk  bei  dem  jetzigen  allge- 
meinen Landtage  vorzustellen.  Die  Ritterschaft  könne  um  so 
weniger  dagegen  einwenden,  da  sie  nur  ihre  eignen  Sachen  zu 
befördern  meine. 

Sie  mifsgönnten  dem  Gerich tsherm  nicht  die  Fruchtniefsung 
seiner  Jurisdiction,  aber  sie  möchten  zwischen  dieser  und  einem 
Servitut  an  der  Person  unterscheiden.  Die  Ünterthanen  würden 
freiwillig  und  gerne  ihre  Kinder  bei  ihrer  Obrigkeit  dienen  lassen, 
wenn  diese  die  gleichen  Bedingungen  wie  die  Fremden  an  Lohn^ 
Kost  u.  s.  w.  stellen  wollten,  jetzt  aber  müfsten  sie  besorgen,  dafs 
ihnen  ihre  Freiwilligkeit  zu  einer  Dienstbarkeit,  oder  wie  sie  es 
nennen :  neuen  Gerechtigkeit,  angerechnet  werden  möge.  So  sei 
z.  B.  zu  befürchten,  dafs,  wenn  sie  ihre  Kinder  um  den  gewöhn- 
lich gesetzten  Lohn  dienen  liefsen,  dieser  Lohnsatz  ihnen  in 
hundert  Jahren,  wenn  sich  die  pretia  rerum  längst  geändert 
hätten,  als  ein  Recht  und  neue  Schuldigkeit  aufgebürdet  würde. 

Falls  der  Kurfürst  aber  dennoch  darauf  bestehe,  den  Dienst- 
zwang beizubehalten,  so  möge  er  wenigstens  den  Ünterthanen- 
kindem  nicht  verwehren,  durch  Verzicht  auf  die  väterliche  und 
mütterliche  Erbschaft  sich  des  Zwanges  zu  entbrechen.  Denn 
in  diesem  Lande  werde  der  Besitz  und  die  Innehabung  eines 
Gutes  für  das  Fundament  aller  und  jeder  Dienste,  die  die  Ünter- 
thanen zu  leisten  schuldig  sind,  gehalten;  indem  man  vermute, 
die  Ünterthanen  hätten  sich  anfangs  gegen  Empfang  von  Grund 
und  Boden  dem  Erbherrn  zu  dergleichen  Diensten  verbunden, 
daher  sie  auch  für  ihre  Person  als  freie  Leute  zu  achten 
seien  und  auch  in  den  alten  &bregistem  mit  diesen  Namen  be- 
zeichnet würden.  Falls  nun  durch  die  renunciatio  hereditatis 
der  Dienstzwang  nicht  aufgehoben  werde,  so  könnte  kein  anderer 
Grund  dafür  angegeben  werden,  als  der,  dafs  der  Unterthan 
von  Geburt  an  nicht  frei  gewesen  wäre.  Dies  sei  aber  für  nichts 
anderes  als  eine  wahre  Leibeigenschaft  zu  halten,  die  dieser 
Lande  hergebrachten  Freiheit  und  der  ordentlichen  Billigkeit 
zuwider  sei. 

Und  wenn  die  Ritterschaft  verlange,  dafs  sie  den  Unter- 
thanenkindern  die  Erlaubnis  zum  Handwerke  und  zur  Aufdingung 
zu  geben  habe  und  wenn  sie  die  Bedingung  stelle,  dafs  nur  der- 

{'enige,  welcher  zum  Studium  geschickt  sei,  dazu  zugelassen  werden 
Lönne,  so  bedeute  dies,  dafs  sie  sich  die  Entscheidung  vorbehalte, 
ob  ein  Unterthanenkind  studieren  oder  ein  Handwerk  erlernen 
dürfe. 

Aus  allen  diesen  Gründen  erschiene  es  ihnen  angemessen,  erst- 
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lieh  den  Dienstzwang  überhaupt  nicht  einzuführen, 
oder  wenigstens  auf  diejenigen  Orte,  wo  er  bereits  bestehe ,  zu 
beschränken,  zweitens  den  Unterthanenkindem  in  der  Gesinde- 
ordnung ebenmäfsige  Bedingungen  an  Lohn,  Kost  u.  s.  w.  bei 
ihrer  Obrigkeit  zu  sichern  und  drittens  die  renunciatio  hereditatis 
beizubehalten  ^ 

Mit  diesen  zwischen  den  Ständen  gewechselten  Streitschriften 
waren  im  wesentlichen  die  Fragen,  welche  hier  in  Betracht  kamen, 
erschöpfend  klargestellt.  Die  Vertreter  der  Städte  beruhigten 
sich  aoer  nicht  dabei,  sie  reichten  auch  nachdem  der  Landtag 
schon  auseinandergegangen  war,  bis  kurz  vor  Veröffentlichung 
der  Gesindeordnung  beim  Kurfürsten  immer  wieder  Eingaben^ 
ein,  in  denen  sie  jedoch  keine  neuen  Gesichtspunkte  geltend 
machten. 

Von  Bedeutung  war  ein  Zwischenfall,  der  lebhafte  Erregung 
hervorrief  Die  Ritterschaft,  nicht  zufrieden  gestellt  mit  der  Bei- 
behaltung des  Dienstzwanges  im  Entwurf  der  neuen  Gesinde- 
ordnung, suchte  noch  auf  anderen  Wegen  gesetzliche  Bevor- 
zugungen zu  erlangen.  Dem  Ausschusse  zur  Erörterung  der 
Gravamina  war  ein  von  Regierung  und  Landschaft  vereinbartes 
Verzeichnis  von  sog.  zweifelhaften  Rechts&Uen  zur  Entscheidung 
überwiesen  worden ;  nur  auf  diese  bestimmten  Rechtsßllle  bezog 
sich  die  Instruktion  der  ständischen  Deputierten.  Die  Arbeit  des 
Ausschusses  war  schon  zum  Abschlufs  gebracht,  als  die  Deputierten 
der  Ritterschaft  „über  die  allbereit  erörterten  noch  etliche  casus 
darzubrachten,  welche  denen  Deputirten  (der  Städte)  nicht  com- 
municiret  gewesen  und  solche  einzurücken  begehrten."  (Klage 
der  städtischen  Abgeordneten^).  Erst  suchten  die  Deputierten  der 
Ritterschaft  für  diese  Rechtsßllle  die  Zustimmung  des  engeren 
und  weiteren  ständischen  Landschaftsausschusses  zu  gewinnen, 
als  dieser  sich  aber  weigerte,  reichten  sie  „vielleicht  aus  Ver- 
sehen** ihre  Anträge  nicht  im  eignen  Namen,  sondern  in  dem 
„einer  getr.  Landschaft"  beim  Ausschusse  ein. 

Darin  verlangte  die  Ritterschaft  erstens:  die  Unterthanen 
sollen  schuldig  sein,  nicht  allein  die  Rittersitze,  wie  sie  jetzt  auf 
den  Rittergütern  wären,  oder  vor  Einäscherung  und  Verwüstung 
gestanden  hätten,  sondern  auch  die  auf  Rittergütern  gelegenen 
Vorwerke,  Schäfereien,  Mahl-  und  Schneidemühlen 
auch  Hofreuthen  —  sie  mögen  unter  einem  Dache  mit  dem 
Rittergute  oder  davon  abgesondert  sein  —  mit  Pferd-  und  BUind- 
diensten  zu  fronen  und  dagegen  mit  einem  widrigen  Herkommen, 


^  Loc  15024.  Erörterung  der  Gravamina  u.  zweifelhaften  Fälle 
1651  S.  231  -240.    Eingabe  vom  11.  Febr.  S.  254—261  vom  14.  Mftrz. 

■  Loc.  15024.  cit.  S.  217.  Abgeordnete  der  Städte  welche  unter 
denen  vom  Adel  Güter  haben.  20.  Jan.  S.  225  neue  gravamina  der  Stadt 
Dresden.  29.  Jan.  S.  263.  Rat  zu  Dresden.  19.  Juni  S.  280  vom  3.  Juli. 

8  Loc.  15024.  cit.  S.  217. 
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es  sei  denn  durch  klare  Verträge  in  continenti  zu  bescheinigen, 
nicht  gehört  werden, 

zweitens:  in  Klagefkllen  wegen  ttbermäfsiger  Beschwerung 
der  ünterthanen  gegen  ihre  Obrigkeiten  soll  der  Prozefs  unmittel- 
bar an  die  Hofregierung  (Landesregierung)  gelangen  und  von 
anderen  Gerichten  dahin  überwiesen  werdend 

Der  zweite  Antrag  bezweckte  die  rechtliche  Anerkennung 
der  seit  den  letzten  Jahren  thatsächlich  befolgten  Praxis,  alle 
derartige  Prozesse  zwischen  Gutsherrschaft  und  Gutsunterthanen 
durch  die  Landesregierung  entscheiden  zu  lassen.  In  verhältnis- 
mäfsig  kurzer  Zeit  scheint  sich  dies  Verfahren  bereits  derartig 
eingebürgert  zu  haben,  dafs  die  Vertreter  der  Städte  sich  nicht 
veranlalst  fanden  auf  diese  Frage  näher  einzugehen;  nur  die  Uni- 
versität Wittenberg  in  ihrer  Eingabe  vom  23.  Jan.  1661  kam 
auch  auf  diesen  Punkt  zu  sprechen.  Sie  meinte,  wenn  die 
„armen  Leute^  sich  immediate  an  die  Regierung  statt  an  die 
kurfürstlichen  Gerichte,  die  ihnen  näher  liegen,  wenden  sollten, 
so  würden  sie  wegen  ihrer  grofsen  Armut  lieber  Unrecht  über 
sich  ergehen  lassen  und  sich  keiner  Hülfe  getrösten,  als  dafs  sie 
die  Klage  erhöben.  Das  war  es  nun  freilich,  was  gerade  die 
Ritterschaft  beabsichtigte. 

Dagegen  sollte  der  erste  Antrag  gröfseren  Staub  aufwirbeln. 
Schon  Kurfürst  August  hatte  in  einem  Ausschreiben  vom  1.  Okt. 
1555  und  in  der  Konstitution  von  1572^  sich  gegen  jede  Aus- 
dehnung der  Baufronen  erklärt. 


1  Loc.  15014.  cit.  S.  202. 

2  Etliche  Articul  auf  der  Landschaft  Rath  und  Bedenken  in  Sacheu 
Polizei  und  anderes  anlangend  zur  Abwehr  der  Landesgebrechen  155-5 
(Cod.  Aug.  I.  Bd.  S.63).  Darin  heifat  es,  dafs  wegen  der  Baufuhren  zwischen 
Erbherren  und  ünterthanen  viellrrungen  vorkämen.  Nach  eingegangenen 
Berichten  wären  von  der  Regierung  Herzog  Grcorg's  bis  zu  der  Kur- 
fürst Moritz'  die  Ünterthanen  verpflichtet  gewesen,  ßaufuhren  zu  den 
Gebäuden  der  Rittergüter  zu  leisten.  Deswegen  sollten  die  Ünter- 
thanen auch  ferner  Baufuhren  zu  leisten  schuldig  sein;  jedoch  wo  mau 
sich  betreffs  der  Baufuhren  in  Weisungen  und  Verträgen  verglic'.ien 
habe,  oder  werde,  da  solle  auf  Ansuchen  die  Regierung  oder  ihre  Kom- 
mißsarien  —  nach  Gelegenheit  der  Gebäude,  der  Leute  Anzahl  und 
Vermögen  —  solche  Baufuhren  vergleichen,  entscheiden  und  mäfsiffea. 
und  in  der  Konstitution  von  1572  Reifst  es  in  der  Dec.  LH.  von  Bau- 
fronen (Cod.  Aug.  I.  Bd.  S.  204):  Schöpijenstühle  sollen  auf  Gewohnheiten, 
Verträge,  Abschiede  erkennen,  in  denjenigen  Fällen  aber,  in  denen  eine 
Erklärung  betr.  Moderation,  Verordnung  der  Lieferungen  u.  s.  w.  nötig 
sind,  sollen  die  Gerichte  die  Rechtsf&lle  an  die  Regierung  übersenden, 
„damit  Wir  Inhalts  der  Landes-Ordnung  darüber  Weisung  thuen  lassen.** 

Der  Wortlaut  dieser  Verordnung  ist  unbestimmt  und  vieldeutig,  ihr 
Sinn  ging  aber  dahin :  Baufuhren  sollen  ermäfsigt  werden.  So  fafste 
die  Praxis  sie  auf.  Übrigens  hatte  schon  früher  in  einer  Klagsache  des 
Dr.  Pistoris  1557  und  von  Hirschfeld  1560  der  Kurfürst  entschieden: 
Fronen,  welche  ihrer  Natur  nach  „odiös"  seien,  sind  nicht  zu  extendiereu. 
Dieser  Ausspruch,  wie  ein  uns  unbekanntes  Specialreskript  des  Kur- 
fürsten vom  J.  1560,  werden  angeführt  in  der  Eingabe  der  Universität 
Wittenberg  vom  23.  Jan.  1661. 
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Und  stets  hatten  dann  die  Gerichte  auf  Beschränkung  der 
Baufuhren  erkannt,  es  lag  deshalb  auch  hier  kein  sog.  zweifel- 
hafter Fall  vor.  Dennoch  versuchte  die  Ritterschaft  dies  zu  be- 
haupten und  bei  der  ihr  politisch  günstigen  Lage  die  Erflillung 
alter  Wünsche  durchzusetzen;  gerade  jetzt  nach  dem  verderb- 
lichen Kriege  konnte  eine  Ausdehnung  der  Baufuhren  den  Wert 
dieser  Gerechtigkeit  steigern. 

Auf  dem  Landtage  waren  die  Verteidiger  des  bestehenden 
Rechtszustandes  in  erster  Linie  die  Vertreter  der  Städte;  die  Uni- 
versität Wittenberg  ist  dann  nicht  weniger  als  dreimal  —  am 
20.  Jan.,  11.  Febr.,  U.März  1661  —  auf  diese  Streitfrage  ein- 
gegangen und  auch  der  Rat  zu  Dresden  reichte  am  19.  Juni 
und  3.  Juli  1661  nach  Schluls  des  Landtages  noch  eine  Ent- 
gegnung beim  Kurfürsten  ein.  Alle  diese  Eingaben  betonten, 
dafs  von  einer  zweifelhaften  Rechtsfrage  nicht  die  Rede  sein 
könne ;  jeder  Zweifel  sei  durch  die  Gesetzgebung  Kurfürst  Augusts 
gehoben  worden;  und  die  Rechtsprechung  habe  nie  geschwankt. 
Die  Städte  machten  noch  besonders  geltend,  dafs  die  Ritterschaft 
ohne  gemeinsame  Erörterung  diese  „Decision"  eingereicht  habe, 
über  deren  Richtigkeit  die  Meinungen  selbst  unter  der  Ritterschaft 
auseinander  gingen,  denn  ihrer  viele  wären  der  Ansicht,  wolle 
man  den  armen  Unterthan  nicht  an  den  Rand  des  Verderbens 
und  in  Verzweiflung  bringen,  dürfe  man  ihn  nicht  weiter  be- 
lasten. 

Alle  diese  Erörterungen  der  Stände  über  Dienstzwang,  renun- 
ciatio  hereditatis,  zweifelhafte  Rechtsfälle  lagen  aufserhalb  des 
Rahmens  der  eigentlichen  Landtagsverhandlungen  und  wurden 
nur  nebenher  geführt.  Den  Schwerpunkt  der  ständischen  Be- 
ratungen bildete  die  Trennung  der  sächsischen  Stammlande  unter 
die  vier  Söhne  Johann  Georgs  J.,  die  Abgrenzung  der  kurfürst- 
lichen und  fürstlichen  Gewalt,  die  Verteilung  der  Schulden  auf 
die  einzelnen  Landesteile,  die  durchzuführende  Trennung  der 
Rentkammer-  und  Obersteuereinnahme  u.  s.  w. ,  Vorlagen  von 
höchster  politischer  Bedeutung,  hinter  denen  alle  anderen  Fragen 
mehr  oder  minder  in  den  Hintergrund  treten  mufsten. 

Mehrfach  ersuchten  die  Stände  in  gemeinsamen  Eingaben 
der  Ritterschaft  und  Städte  den  Kurflirsten  um  baldigen  Erlafs 
der  Polizei-  und  Gesindeordnung  (19.  November  1660,  15.  und  26. 
März  1661).  Ohne  Erfolg.  Bei  dem  scharfen  Gegensatze,  der 
zwischen  den  beiden  greisen  politischen  Parteien  des  Landes 
in  diesen  Fragen  bestand,  hing  alles  von  der  Entscheidung  des 
Kurfürsten  ab.  Von  Natur  unschlüssig,  zögerte  er;  vielleicht 
war  er  auch  während  des  Landtages  von  anderen  wichtigeren 
Vorlagen  ganz  in  Anspruch  genommen,  schliefslich  liefs  er  den 
Landtag  (9.  April  1661^)  schliefsen,  ohne  seine  Genehmigung 
zu  den  Gesetzentwürfen  erteilt  zu  haben. 


^  Der   Land  tagsabschied    beklagt,    dafs    die   Unterdrückung  der 
lieben  Armut  noch  nie  so  hoch  wie  jetzt  gestiegen  sei. 
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EiTst  im  Sommer  1661  (am  22.  Juni)  erfolgte  die  VeröflFent- 
lichung  der  Polizei-,  Hochzeit-,  Kleider-,  Gesinde-,  Tagelöhner- 
und Handwerker-Ordnung  und  gleichzeitig  die  „Erledigung  derer 
1653  und  1657  bei  gehaltenen  Landeszusammenkünften  von  der 

Landschaft    übergebenen  Gebrechen,   wie  auch  Dedsioneä 

zweifelhafter  Rechtsfälle"  (sog.  Decisiones  Electoralis  Saxonicae)^. 

Die  Gesindeordnung  stand  auf  der  Grundlage  der  voran- 
gegangenen Ordnung  von  1651.  Der  Zwangdienst  war  bei- 
behalten! Dafs  die  kurfllrstUche  Entscheidung  so  fallen  würde, 
war  zu  erwarten  gewesen ;  ganz  abgesehen  von  dem  überwiegenden 

Solitischen  Einflufs  der  Ritterschaft  auf  die  Regierung,  glaubte 
er  Kurfürst  an  den  von  seinem  Vater  aufgestellten  Grundsätzen 
festhalten  zu  müssen;  dagegen  hatte  er  die  zweite  Forderung 
der  Ritterschaft:  der  Verzicht  auf  die  väterliche  und  mütterliche 
Erbschaft  hebt  die  Verpflichtung  zum  Zwangdienst  nicht  auf, 
abgelehnt.  Hier  war  also  der  Einspruch  der  Städte  und  Uni- 
versitäten berücksichtigt  worden. 

Trotzdem  bedeutet  diese  neue  Gesindeordnung  eine  weitere 
Verschlechterung  der  Lage  der  Gutsunterthanen.  Wir  kennen 
die  Anträge  der  Ritterschaft  auf  Beschränkung  des  ordentlichen 
Rechtsweges.  Ihre  Bestrebungen  fanden  nicht  genau  in  dieser 
Form  im  Gesetze  Anerkennung,  es  enthielt  aber  eme  Abänderung 
des  Prozefsverfahrens ,  welches  flir  die  Gestaltung  des  Rechts- 
verhältnisses zwischen  Gutsherrn  und  Unterthan  von  grofser  Be- 
deutung war. 

Nach  der  Gesindeordnung  war  in  Streitigkeiten  wegen  Zwangs- 
dienst u.  B.  w.  bei  der  Regierung  und  aUen  anderen  Gerichten 
kein  Prozefs,  sondern  nur  summarisches  Verhör,  bei 
welchem  die  Obrigkeit  wie  die  Unterthanen  zur  genauen  Obser- 
vanz der  Ordnung  zu  bescheiden  waren,  gestattet  (Kap.  IH  von 
der  Unterth.  Kinderdiensten).  Wie  überhaupt  in  allen  Rechts- 
fragen der  Gesindeordnung  keine  ordentlichen  noch  sonst 
weitläufigen  Prozesse  im  geringsten  zugelassen  waren; 
die  Parteien  sollten  auf  genugsam  gehaltenes  Verhör  und  bei- 
gebrachte Bescheinigung  ohne  ferneren  Au&chub  verabschiedet 
werden  ^. 

Die  sächsische  juristische  Praxis  erklärte  darauf  hin:  in 
Gesindestreitigkeiten  ist  das  possessorium  summariissimum  anzu- 
wenden. Nach  den  Theoretikern^  sollte  das  poss.  summar.  nur 
demjenigen  einen  provisorischen  Schutz  im  Besitz  gewähren, 
welcner  die  letzte  ruhige  Besitzhandlung  bescheinigen  konnte. 
Es  setzte  also  einen  zweiten  Rechtsstreit  um  Schutz  im  Eigen- 

*  Die  Polizeiordnung  Cod.  Aug.  I.  Bd.  S.  1562.  Die  Erledigung  der 
Gebrechen  ebenda  S.196,  sie  zerfallen  in  Consistorial-,  Justitien-,  Kammer- 
und  Bentsachen ;  die  Decisiones.  ebenda  S.  294. 

^  Vffl.  Schlufs  der  Gesindeordnung,  daselbst  auch  die  Ausnahmen 
aufgezählt. 

»  Windscheid,  Pandekten  I.  §  159.  2.  Stobbe,  Deutsches  Privat - 
recht  II.  Bd.  §  77.  8. 
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tum  voraus.  Nach  der  Gesindeordnung  war  aber  nur  das  poss. 
summar.  gestattet,  jeder  weitere  Prozefs  verboten;  danach  war 
erstens  das  poss.  summar.  nicht  mehr  auf  Besitzstörungen  be< 
schränkt  una  zweitens  verlieh  es  nicht  provisorischen  sondern 
end^tigen  Schutz;  es  war  völlig  seiner  Natur  entkleidet  worden. 
In  dieser  Umwandlung  lag  eine  grofse  Gefahr  flir  den  bäuer- 
lichen Stand.  Auf  dieser  Seite  lag  nicht  die  schnellere  Beweglich- 
keit, das  wirksamere  Hervorheben  der  entscheidenden  Momente^, 
welches  den  Erfolg  in  den  summarischen  Prozessen  bedingte.  Der 
beste  Kenner  aller  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  Sachsens  im  vori- 
gen Jahrhundert,  der  Advokat  Hauschild  ^,  meint,  dals  das  posses- 
sorium summariissimum  bewirkt  habe ,  dafs  die  Herren  mehr 
Zwang  gegen  ihre  Bauern  erlangt  hätten.  Jedenfalls  trägt  an  dem 
steigenden  Druck,  welcher  während  des  18.  Jahrhunderts  auf 
den  unteren  Klassen  lastete,  das  Prozeßverfahren  mit  schuld. 

Wähi-end  das  Gesinde  noch  1651  durch  Austritt  aus  dem 
Lande  dem  Drucke  der  Gesindeordnung  sich  entziehen  konnte, 
war  ihm  jetzt  dieser  Ausweg  abgeschnitten  worden.  Das  Gesetz 
betont  ganz  ausdrücklich,  dafs  Gesinde,  welches  sich  in  anderer 
Herren  Gebiete  begebe,  daselbst  die  gleichen  Ordnungen  finden 
werde,  denn  man  habe  sich  mit  dem  ganzen  obersächsischen 
Kreis  und  auch  mit  den  benachbarten  Ständen  verglichen  (T.  4. 
von  den  entlaufenen  Dienstboten.  §  3).  Und  allen  Obrigkeiten 
wurde  es  eingeschärft,  den  benachbarten  Staaten  auf  gebührhches 
Anrufen  alle  möghchen  beförderlichen  Handbietungen  gegen  deren 
ausgetretenes  Gesinde  wiederum  zu  erweisen.  Von  welcher  Be- 
deutung dieses  Abkommen  der  Staaten  war,  haben  wir  schon 
bemerkt. 

Auch  eine  neue  Taxordnung  enthielt  die  Gesindeordnung. 
Die  Löhne  waren  noch  immer  um  ein  ganz  bedeutendes  niedriger 
angesetzt,  als  die  uns  in  den  Beschwerden,  Eingaben  u.  s.  w.  be- 
richteten, aber  etwas  höher  als  in  der  Taxoranung  von  1651 
standen  sie;  z.  B.: 

Meifsner  Kreis         1651  1661 

ein  Encke  7-8   Gld.  8—9  Gld. 

eine  Köchin  4—7      -  6— 8      - 

-  Hausmagd  4 — 5^2  -  5 — 6 

-  Gro&mi^  4—5      -  5 — 6 

-  Mittelmagd  3—4      -  4—5^/2  - 

Neu  war  die  Taxordnung  für  Zimmerleute,  Maurer,  Ziegel- 
decker  und  Steinsetzer;  für  Fleischer  sollte  auch  ferner  noch  die 


^  Den  Advokaten  und  Prokuratoren  wurde  gleichzeitig  untersagt, 
die  Unterthanen  gegen  ihre  Obrigkeit  zu  -verhetzen".  Erledigung  der 
Gebrechen.  1661.  p.  33.  34.    Cod.  Aug.  L  Bd.  S.  220. 

^  Juristische  Abhandlungen  von  Bauern-  u.  Frondiensten.  Leipzig 
1771.  S.  13. 
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Taxordnung  von  1623  gelten.  Die  Löhne  der  Handwerker 
schwankten  innerhalb  der  Kreise  nur  unerheblich ;  ein  Handwerks- 
meister bekam  im  Sommer  wöchentlich  1  Qld.  3  Gr.  (=  24  Gr.) 
bis  1  Gld.  9  Gr.  (=  30  Gr.) ;  ein  Geselle  1  Gld.  bis  1  Gld.  8  Gr.,  ein 
Handlanger  oder  Junge  15  bis  18  Gr.;  im  Winter  etwas  weniger. 
Die  Arbeitszeit  war  im  Sommer  von  morgens  4  Uhr  bis  abends 
6  Uhr  festgesetzt 

Die  kurfürstliche  Entscheidung  die  Baufuhren  betreffend  er- 
folgte in  der  33.  Decision  der  zweifelhaften  RechtsfäUe.  Er 
selbst  schrieb  am  24.  August  1661  an  seine  Brtlder:  am  jüngsten 
Landtage  wären  allerhand  zweifelhafte  Meinungen  in  den  Ge- 
richten und  sonst  über  die  Konstitution  der  Baufronen  von  1572 
entstanden.  Er  hätte  sich,  damit  den  in  den  Kriegsseiten  dnge- 
äscherten  und  sonst  ruinierten  Rittergütern  in  etwas  wieder  auf- 
geholfen werde,  zu  einer  allgemeinen  Konstitution  bewegen  lassen. 
Nachdem  aber  die  Städte  sich  beschwerten,  habe  er,  um  aller 
Verwirrung  und  Zank  abzuhelfen  und  um  die  von  den  Vorfahren 
erlassene  Ordnung  nach  ihrem  rechten  deutlichen  Verstand  zu 
erklären,  sich  mit  den  Räten  und  Landschaftsdeputierten  ver- 
glichen und  anbefohlen,  die  Konstitution  in  die  casus  dubios  ein- 
zuarbeiten und  zu  publizieren^. 

Der  Kurfürst  suchte  zwischen  den  Ansprüchen  der  Ritter- 
schaft und  den  Einsprüchen  der  Städte  und  Universitäten  einen 
Mittelweg  einzuschlagen;  so  heifst  es  in  der  33.  Decision:  die 
Unterthanen  haben  zu  denen  von  Alters  her  befindlichen  Ge- 
bäuden der  Rittergüter  Baufronen  zu  leisten,  nicht  jedoch  zu 
den  Vorwerksgebäuden  und  Hofreuthen,  die  nicht  auf  dem  Grand 
und  Boden  der  Ritter-  oder  Lehngüter  liegen^. 

Mit  diesen  Ergebnissen  des  Landtages  °  von  1660/61  war 
der  Kampf  zwischen  Grundherren  und  Landarbeitern  endgültig 
zu  Gunsten  ersterer  entschieden.  Die  Gutsunterthanen  mulsten 
sich  dem  zweijährigen  Zwangsdienst,  die  Dienstboten  der  Tax- 
ordnung unterwerfen.  Dem  wirtschaftlichen  Aufschwung  der 
dienenden  Klassen  nach  dem  dreifsigjährigen  Kriege  folgte  der 
Rückschlag,  der  sie  in  wirtBchaftucher  und  rechtlicher  Be- 
ziehung in  eine  gröfsere  Abhängigkeit  von  den  herrschenden 
Ständen  bringen  sollte,  als  sie  in  frtmeren  Jahrhunderten  gewesen 
waren. 


1 


1  Loc.  15024.  Erörterung  der  Gravamina  .  .  .  S.  292. 

*  Ein  wenige  Monate  später  —  am  27.  Novbr.  1661  —  erlassenes 
Reskript  sucht  die  Frage:  ob  unter  den  Baufuhren  auch  die  Schutt- 
und  Grundfuhren  mit  mbegri£Pen  seien,  in  einer  für  die  Belasteten 
ungünstigen  Weise  zu  entscheiden.    Cod.  Aug.  L  Bd.  S.  389.  1139. 

*  Mehrere  Wünsche  der  Ritterschaft  wurden  befriedigt  in  den 
Erledigungen  der  Gebrechen  1661,  so  wurde  den  Holbhüfnem  das 
Viebhalten  zum  Teil  ganz  verboten,  ebenso  den  Pfahlbürgern.  Cod. 
Aug.  I.  Bd.  S.  72.  97. 
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j  Der  allgemeine  Arbeitszwang  gegen  das   „herrenlose"  Ge- 

^  Binde  ist  nie  so  durchgeführt  worden,  wie  das  Gesetz  wünschte. 

^  Denn  nach  dem  Kriege  waren  die  Zeiten  unwiederbringlich  vor- 

bei, in  denen  der  Staat,  trotz  aller  Versuche  und  Anstrengungen, 
^  das  Gleichgewicht  zwischen  Stadt  und  Land,  zwischen  den  ein- 

I  zelnen  Ständen  durch  Verordnungen  und  Gesetze  erhalten  konnte. 

Die  Schranken,  welche  stfidtischen  und  ländlichen  Handel  und 
Gewerbe  trennten,  fielen  mehr  und  mehr  zusammen.  Und  auf 
dem  Lande  breitete  sich,  trotz  aller  gegenteiliger  Strömungen, 
die  Hausindustrie  mächtig  aus,  um  den  Grund  zu  der  späteren 
gewerblichen  Blüte  Sach^s  zu  legen. 


Forschungen  (54)  XII  4.  —  Wuttke.  9 
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Zweiter  Teil. 

Die  Gesindeordnungen  von  1735,  1769  und  1835  und 
die  Aufhebung  des  Gesindezwangsdienstes. 
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Erstes  Kapitel. 

Gesindepolitik  unter  August  dem  Starken  und  die 
(resindeordnung  von  1735. 


Nach  den  erregten  Kämpfen  um  die  Einfilhrung  des  Gesinde- 
zwangsdienstes 1651 — 1661  macht  sich  eine  gewisse  Abspannung 
geltend.  £s  vergehen  74  Jahre,  ehe  wieder  eine  Gesindeordnung 
(1735)  erlassen  wird.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes,  des  längsten, 
welcher  zwischen  zwei  Gesindeordnungen  liegt,  bleibt  sich  die 
Lage  des  Gesindestandes  scheinbar  gleich,  denn  einmal  fUgt  sich 
das  Gesinde  in  das  neue  Recht  und  dann  schweigt  die  Gesetz- 
gebung fast  vollständig.  Überdies  ist  die  Litteratur  nach  dem 
30jährigen  Kriege  dürftig  und  das  erhaltene  archivalische  Material 
mangelhaft. 

Aber  blickt  man  näher  zu,  so  sieht  man,  wie  die  Gesinde- 
verhältnisse sich  verschlechtem,  freilich  kaum  nachweisbar  für 
einzelne  Jahre.  Und  dies  geht  ganz  natürlich  zu.  In  socialen 
Kämpfen  giebt  es  weder  Waffenstillstand  noch  Frieden;  die 
wirtschaftlich  stärkere  Partei  wird  sich  nie  mit  dem  in  der  Ge- 
setzgebung errungenen  Sieg  zufrieden  geben;  bei  der  Ausübung 
ihrer  gesetzlichen  Rechte  sucht  sie  neue  Vorteile  von  den  Unter- 
legenen zu  ^winnen. 

Über  das  gesetzlich  anerkannte  Recht  auf  Vormiete  der 
Unterthanenkinder,  wie  es  in  der  Gesindeordnung  von  1661  steht, 
geht  jetzt  die  Ritterschaft  hinaus  und  strebt  ein  unbeschränktes 
Recht  auf  den  Zwangsdienst  ihrer  Untergebenen  an.  Dies  ge- 
staltet sich  praktisch  so.  Der  Gxitsherr  tritt  mit  seinen  Unter- 
thanen  zusammen  und  schliefst  mit  ihnen  einen  Vertrag  über 
Fronen,  Dienste  u.  s.  w.  ab.  In  dem  Erbr^ister  oder  Guts- 
recels  werden  auch  die  Bestimmungen  der  Gesindeordnungen 
über  die  Unterthanenkinderdienste   angenommene     Aber  wie, 

*■  Benutzt  wurden:  Loc.  12380.  Recefsbuch  des  Oberhofgerichts 
1.  Bd.  1650—1676,  2.  Bd.  1676-1712.  —  Loc.  12385.  Recefs-  und  Urtheils- 
buch  l.Bd.  1713— 1738, 2. Bd.  1738— 1761.  — Aus  Finanz- Archiv Repert. 47: 
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verBtflmmelt,  mit  erschwerenden  Zusätzen.  Je  geschicktere  Unter- 
händler der  Gutsbesitzer  benutzt,  je  besser  er  seinen  Vorteil  wahr- 
zunehmen weifs,  um  so  drückender  gestalten  sich  die  Verhältnisse 
seiner  Bauern. 

In  übertriebener  Weise  giebt  man  heute  noch  ausschlieblich 
dem  römischen  Rechte  Schuld  an  der  Verschlechterung  der  bäuer- 
lichen Lage  während  des  18.  Jahrhunderts,  aber  man  überschätzt 
seinen  Einflufs ;  viel  nachteiliger  haben  diese  E!rbregister  und  Guts- 
recesse  auf  das  bäuerliche  Recht  eingewirkt.  In  der  Epoche  Moritz- 
August  erwies  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  die  staatliche  Auf- 
zeichnung aller  Dienste  in  den  Amtsbüohem  als  segensreich  ftir 
die  Landbevölkerung,  die  Gutsrecesse  und  Verträge  dagegen  mit 
ihren  privaten  Aufiseichnungen  der  Dienste  lieferten  den  Bauer 
der  gutsherrlichen  Willkür  aus.  Vergleicht  man  mehrere  EIrb- 
register  eines  Rittergutes  miteinander,  so  kann  man  verfolgen, 
wie  von  Register  zu  Register  die  Belastung  der  Bauern  steigt, 
die  Dienste  anwachsen.  Auf  dem  Eammergute  Lohmen  nahmen 
die  Arbeitstage  der  Fröner  und  Pflichtigen  in  folgender  Weise  zu: 


Spannarbeit: 

Handarbeit : 

1590 

910  Tage 

2461  Tage 

1650 

1004      - 

8024      - 

1720 

1326      - 

3463      -     » 

E}in  anderes  Moment  kam  noch  dazu,  um  die  Bedeutung- 
der  Erbregister  zu  heben.  Nach  der  Überzeugung  aller  Rechts- 
lehrer des  18.  Jahrhunderts  hatte  der  Staat  woU  das  Recht,  seine 
denen  Gesetze  zu  ändern  und  zu  verbessern,  nicht  aber  recht- 
lidie  Bestimmungen,  welche  die  Erbregister  enthielten.  Was  in 
diesen  stand,  war  gleichsam  durch  das  Herkommen  geheiligtes 
unantastbares  Recht  geworden.  Bis  zur  Ablösung  der  Diensta 
zieht  sich  dieser  Gedanke  durch  die  sächsische  Kechtsentwick- 
hmg^.     Man  unterschied  bald  zweierlei  Gesindezwangsdienste: 

Loc  88049.  firbregister  über  das  Rittergut  Schmiedeberg  1^6,  Amt  Pirna 
No.  64.  —  Loc  38 117.  Erbbuch  des  Amteß  Planitz  1662,  Amt  Zwickau 
No.  4.  —  Loc.  38011.  Frohn-  oder  Erbregister  wegen  des  Vorwerks-  od. 
Ritterguts  Nauenhof  ....  Amt  Moritzburg  No.  26  (Recefs  vom  9.  Nov. 
1659).  —  Loc  37938.  Das  Vorwerk  Fürstenhoff  i.  pcto.  ans  dem  Amte 
Nossen  dahin  geschlagenen  Dienste  1671.  Amt  Freiberg  No.  8  (im  Reeefo 
1640  noch  keine  Zwangsdienste  erwähnt).  —  Loc  87933.  Erbregister  über 
die  zum  kurf.  Vorwerk  FürstenhoBP  geschlagenen  Erbzinsen  und  Dienste 
von  etlichen  Dorfschaften  der  Amter  Freibei^  und  Nossen  1660/61  a:uf- 
geriehtet.  Freibere  No.  12».  —  Loc  9690.  Die  Unterdumen  m  Keysel- 
witz  und  Leipnitz  habende  BeschwerongHerm  Johann  Geoorg  von  Scalei* 
nitz  wegen  des  mit  Gewalt  suchenden  Dienstzwangs  ihrer  Kinder  betr. 
167172  und  ein  zweiter  Band:  Eanzleiakten  Hans  Greorg  von  Schleinits 
gegen  die  Gemeinden  zu  Leipnitz  und  Keyseiwitz  i.  pcto.  Gesinde- 
zwangsdienst 1672. 

^  Böhme  a.  a.  O.  S.  158. 

'  1817  nfinnt  noch  das  Geh.  Oonsüio  die  Erbregister  die  ez»te  Quelle,, 
welche  den  Bestimmungen  der  Gesindeordnnng  vx)rangehe.  Loe.  652T 
die  neu  ^läuterte  und  verbesserte  Gesindeordnung  Bd.  HI  S.  18. 
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einmal  die  sogen.  Vormiete,  veränderlich  nach  den  Vorschriften 
der  Gesindeordnungen;  und  sodann  den  Dienstzwang  im  engeren 
Sinne  auf  Erbregistern,  Recessen  und  Verträgen  beruhend,  ein 
starres  unbeu^mes  Recht  der  Gutsbesitzer.  Man  vergals,  dals 
die  Gesindeomnung  von  1651  die  gemeinsame  Quelle  war. 

Selbst  wenn  der  Gerichtsherr,  ohne  jede  Absicht  einer  Be- 
drückung, einfach  die  Bestimmungen  der  Glesindeordnung  in  das 
Erbregister  übernahm,  schädigte  er  seine  Gutsunterthanen  schwer. 
Im  Erbregister  des  Rittergutes  Grofs-Sedlitz  ^,  1672  aufgerichtet, 
heifst  es  z.  B.:  die  Unterthanenkinder  haben  nach  den  Sätzen 
der  Lohntaxe  von  1651  zu  dienen.  Als  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Sätze  der  Lohntaxe  erhöht  wurden,  bUeb  fUr  diese 
Gutsunterthanen  die  in  das  Erbregister  übergegangene  Taxe  von 
1651  bestehen,  unangreifbar  ftlr  die  Gesetzgebung.  Im  Laufe 
der  Untersuchung  wird  sich  zeigen,  wie  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  in  den  Erbregistem  festgehaltenen  Lohnsätze  aus 
dem  17.  Jahrhundert  zu  einer  starken  Ausnutzung  der  Land- 
arbeiter führten. 

Zumeist  aber  kam  es  dem  Rittergutsbesitzer  bei  Aufrichtung 
eines  Erbregisters  nur  darauf  an,  sein  Recht  auf  den  Zwangsdienst 
noch  zu  erweitern. 

Betrachten  wir  einige  dieser  Fälle. 

Am  beachtenswertesten  ist  hier  die  Einfuhrung  des  Reserve- 
zwangsdienstes durch  die  Gutsrecesse.  Diese  Form  des 
Zwangsdienstes  findet  sich  erst  vereinzelt  auf  wenigen  Gütern 
vor,  war  aber  schon  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  über 
das  ^anze  Land  verbreitet.  Der  Gerichtsherr  nahm  über  die 
erforderliche  Zahl  von  Zwangsgesinde  noch  sog.  Reservegesinde 
an;  dieses  war  verpflichtet,  in  dem  Falle,  dafs  eines  von  dem 
Zwangsgesinde  erkrankte  oder  den  Dienst  verlassen  mufste,  als 
Stellvertreter  einzuspringen;  es  erhielt  weder  Lohn,  noch  wurde 
ihm  die  Wartezeit  aiu  seine  zwei  Jahre  Zwangsdienst  angerechnet; 
gezwungen  mufste  es  zu  Hause  bleiben  und  konnte  auswärtige 
Dienste  nicht  annehmen.  Gegenüber  dieser  Belastung  des  Ge- 
sindes war  der  Vorteil  des  Gutsherrn,  über  eine  stets  gleiche 
Anzahl  von  Arbeitskräften  zu  verftigen,  doch  gering! 

Femer  pflegte  nach  dem  Herkommen  das  Gesinde  zwei 
Jahre  hintereinander  beim  Gutsherrn  zu  dienen,  um  dann  gänz- 
lich vom  Zwangsdienst  frei  zu  sein.  Eine  Erschwerung  für  das 
Fortkommen  des  Gesindes  bildete  es  nun,  wenn  nach  einigen 
Erbregistem  die  Zwangsjahre  unregelmäfsig  angefordert  wurden; 
z.  B.  diente  nach  dem  Erbregister  ^  des  Dorfes  Heidenau  das 
Zwangsgesinde  ein  Jahr  ab,  war  dann  auf  drei  Jahre  vom  Zwangs- 
dienste frei,  um  danach  wieder  einbemfen  zu  werden  und  so  fort. 


1  Loc.  38046.    Erbregister  des  Rittergutes  Grofs-Sedlitz  und  der 
dazugehörigen  Unterthanen  1672.    (Fin.-Arch.  Repert.  47,  Amt  Pirna  5). 
«  Vgl.  Loc.  38046.    Erbregister  des  Rittergutes  Grofs-Sedlitz. 
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Die  Begriffe  verwirren  sich  bald  so,  dafs  der  Zwangsdienst 
der  Gesindeordnung  nicht  mehr  als  ein  aus  der  Vormiete  ab- 
geleitetes, sondern  als  reines  Zwangsrecht  des  Gutsbesitzers  er- 
scheint, und  ihm  räumte  jetzt  ein  richterliches  Erkenntnis  von 
1686^  nach  Ablauf  der  zwei  Zwangsjahre  noch  ein  weiteres 
Recht  auf  Vormiete  ein,  freilich  unter  der  Voraussetzung,  dafs 
das  Gesinde  den  Lohn,  welchen  ein  Fremder  anbot,  auch  von 
ihm  erhalte.  Damit  war  die  Freiheit  des  Gesindes  ganz  wesent- 
lich eingeschränkt;  aber  auch  hier  zeigt  sich,  da&  das,  was 
juristisch  hübsch  ausgeklügelt  scheint,  im  Leben  nicht  immer 
durchführbar  ist.  Versuchte  auch  ein  harter,  rücksichtsloser  Guts- 
besitzer den  ihm  durch  die  Rechtsprechung  verliehenen  Vorteil 
wahrzunehmen,  so  würde  er  davon  keinen  grofsen  Nutzen  ge- 
habt haben,  denn  ein  widerwillig  dienendes  Gesinde  findet  auf 
die  Dauer  genug  Gelegenheit,  der  Herrschaft  Schaden  zuzuftigen 
und  ihr  Ärgernis  zu  bereiten.  In  den  meisten  Fällen  wird  es 
im  eignen  Interesse  des  Gutsbesitzers  gelegen  haben,  nach  Ab- 
lauf der  Zwangsjahre  das  Gesinde  auf  Verlangen  aus  dem  Dienste 
zu  entlassen.  In  der  späteren  Litteratur  wird  dies  Recht  nie 
erwähnt. 

Nur  die  wohlhabenden  Bauern  verstanden  es,  ihre  Kinder 
den  Zwangsdiensten  zu  entziehen :  durch  Geldzahlungen  wulsten 
sie  die  Gutsbesitzer  oder  deren  Pächter  und  die  Vorwerksleute  zu 
bewegen,  ihre  Kinder  als  untüchtig  vom  Dienst  zurückzuweisen 
und  das  Gesinde  aus  den  Kind^*n  der  ärmeren  Gutsunterthanen 
zu  wählen.  Dadurch  wurden  die  wirtschaftlich  Schwächeren  in 
verstärkter  Weise  zum  Zwangsdienst  herangezogen.  Viel  Klagen 
werden  darüber  geführt,  doch  finden  wir  nicht,  dafs  die  Regie- 
rung diese  Übelstände  zu  beseitigen  versuchte.  Bei  ihr  herrscnte 
überhaupt  noch  in  bedenklicher  Weise  das  eigne  gutsherrliche 
Interesse  vor.  Als  auf  dem  kurfürstlichen  Vorwerk  Sayda  der 
Sohn  eines  Lehnrichters,  entgegen  der  Gesindeordnung,  zum 
Zwangsdienst  herangezogen  wurde  und  der  Vater  beim  Hof- 
gericht in  Wittenberg  Einsprache  erhob,  wandte  sich  die  Landes- 
regierung —  am  11.  Februar  1664  —  an  den  Gerichtshof,  um 
ihm  das  Urteil  vorzuschreiben,  weil  sie  „diese  und  dergleichen 
Fälle  auch,  so  unser  eignes  Interesse  concemiren,  in  Zweifel  oder 
Disputat  ziehen  zu  lassen,  keineswegs  gemeinet*^  wären.  Den- 
noch schien  das  Hofgericht  anders  urteilen  zu  wollen  —  ein  ener- 


1 


*  Kling  er,  Joh.  Gottl,  Sammlungen  zum  Dorf-  und  Bauern- 
rechte. 3  Teile.  Leipzig  1749/53.  Bd.  I  No.  130.  (Informationsurteil  der 
Leipziger  Schoppen).  Klingers  Sammlung  enthält  für  die  bäuerlichen 
Verliältnisse  in  Kursachsen  sehr  viel  Material.  Gabckes,  Ludw.  Fr., 
Grundsätze  des  Dorf-  und  Bauernrechtes,  Halle  1780,  nennt  Weber  in 
seinem  Handbuch  der  ökonomischen  Litteratur  mit  Recht  einen  Auszug 
aus  Klinger.  Neuerdings  hat  Haun,  Fr.  J.,  nochmals  einen  Auszug 
aus  Klinger  geliefert,  sein  Buch  fuhrt  den  irreleitenden  Titel:  Bauer 
und  Gutsherr  in  Kursachsen,  Schilderung  der  ländlichen  Wirtschaft  und 
Verfassung  im  17.  und  18.  Jahrhundert.     Strafsburg  1892. 
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gischer  Befehl  der  Landesregierung  vom  19.  März  1664  suchte 
diese  Selbständigkeit  zu  verweisen.  y,Dieweil  aber  dieses  eine 
Vorwerkshaushaltangssache,  so  einzig  und  allein  unser  Kammer- 
interesse concemirt,  auch  da  es  ihr,  wie  ihr  daAir  haltet,  eine 
Polizeisache  wäre,  hättet  ihr  doch  selbiges  anhero  remittiren  sollen» 
Und  demnach  man  de^  tüchtigen  Gesindes  bei  unserm  Vorwerk 
Sayda  länger  nicht  entbehren  ...  als  begehren  wir  gn.  hiermit 
nochmals  befehlend,  ihr  wollet  nunmehr  die  Verfügung  thuen, 
dafs  er  seinen  ältesten  Sohn  alsobald  gesteile"  ^ 

Gegen  alle  Übergriffe  der  Rittergutsbesitzer  verhielten  sich 
die  Dorfgemeinden  und  das  Gesinde  mehr  passiv.  Nur  selten 
stöfst  man  in  den  Akten  noch  auf  einen  Gesindeprozefs ;  nach 
den  heftigen  Kämpfen  von  1651 — 1661  war  der  \^  iderstand  ge- 
brochen. Wird  die  Lage  des  Gesindestandes  immer  bedrängter, 
so  gelingt  es  ihm  doch  wenigstens  einen  Sieg  zu  erringen,  äuTser- 
lich  unscheinbar,  sachlich  aber,  wie  sich  später  zeigen  sollte,  von 
grofsen  Folgen.  Es  bildete  sich  nämlich  fUr  das  Zwangsgesinde 
ein  gewisser  Kreis  von  Dienstverpflichtungen  aus;  sie  sind  nicht 
mehr  schuldig,  jede  Art  von  Arbeit  zu  verrichten;  im  Gegensatz 
dazu  wird  das  freie  Gesinde  meist  zu  allen  Arten  von  häuslichen 
und  landwirtschaftlichen  Diensten  gemietet.  \A'ie  sich  diese  Unter- 
scheidung zwischen  den  freien  und  den  Zwangsdiensten  heraus 
gebildet  hat,  ist  im  einzelnen  nicht  nachweisbar.  Gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  aber  ist  der  Wert  der  Zwangsdienste  durch 
diese  Beschränkungen  schon  so  sehr  verringert,  dais  man  ge- 
neigt ist,  den  Lohn  des  Zwangsgesindes  gegen  dessen  Verzicht 
auf  dieses  Vorrecht  zu  erhöhen. 

Die  landwirtschaftliche  Litteratur  bietet  für  die  Beurteilung 
der  Gesindeverhältnisse  wenig  Ausbeute.  Gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts (1675)  wird  Jugel  Thumshirn  noch  einmal  aufgelegt.  An 
die  Verwalter  und  Pächter,  die  schon  damals  in  Sachsen  die 
Rittergüter  zu  bewirtschaften  pflegten,  wendet  sich  ein  beachtens- 
wertes Buch,  Wündsches  Memoriale  oeconomicum  politico-practi- 
cum  1669*.  In  dem  krausen,  wirren  Stil  des  Verfassers  dieses 
Handbuchs  flbr  Verwalter  spiegelt  sich  die  Verwilderung  unserer 
Sprache  wieder,  wie  sie  nach  dem  30jährigen  Kriege  eingerissen 
war.  Jugel  schrieb  klar,  jedem  Landmann  verständlidi ;  Wündsche 
versammelt  dagegen  alle  olympischen  Götter  und  zieht  mit  den 
Haaren  die  Helden  des  Altertums  heran,  um  mit  ihren  Aus- 
sprüchen landwirtschaftliche  Regeln  zu  bekräftigen.   Jedoch  nicht 

»  Pin.-Arch.  Rep.  47  General.  125.  Loc.  37848.  Die  vom  Hofgericht 
"Wittenberg  sich  angemafste  Cognition  wegen  des  Zwangs^esindes  beim 
Vorwerg  Saj-da  1664.  Sehr  interessant  auch  der  Prozeß  in  Loc.  37  886. 
Streitigen  Dienstzwang  weg.  des  Vorwergks  Ebersbach  betr.  1674.  Fin.- 
Arch.  Kep.  47  Amt  Colditz  7. 

•Wündsche,  Job.  Wilh.,  Memoriale  oeconomicum  politico-practi- 
cum.  Das  ist  kurtze,  doch  nützliche  und  ausführliche  Uuterrichtung  eines 
haushaltischen  Beamten  u.  Hoff  bedienten,  wie  er  sich  in  seinem  Amte 
dem  Stylo  chur-  u.  fürstl.  Ämter  gemäfs  . . .  verhalten  soll.   Leipzig  1669. 
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die  technische  Seite  der  Landwirtschaft,  das  Beackern  und  Be- 
stellen der  Felder,  die  Viehzucht  u.  s.  w.  interessiert  Wündsche ; 
der  Schwerpunkt  seiner  Ausfllhrunaen  liegt  in  seiner  Anweisung 
zu  einer  landwirtschaftlichen  Buchftmrung.  Die  guten  Traditionen 
der  Epoche  Moritz- August  werden  hier  fortgesetzt.  Damals  hatte 
man  auf  eine  genaue  Buchführung  grofsen  Wert  gelegt;  auf 
diesem  Gebiete  hat  sich  die  Landwirtschaft  fruchtbar  weiter  ent- 
wickelt. Der  eine  Teil  der  Arbeit  Wtindsches  —  arithmetico- 
practicum  —  enthält  (auf  180  Seiten)  Formulare  zur  Buchführung, 
Saatregister,  Sommer-  und  Winterernteverzeichnisse,  Tabellen  flir 
Geldeinnahmen  und  ausgaben  u.  s.  w.  Vorzüglich  gearbeitet  ist 
die  Anweisung,  wie  man  die  einzelnen  Register  zu  halten  habe. 

Der  zweite  Teil  des  Buches  behandelt  die  Pflichten  eines 
Gutsverwalters;  hier  wird,  im  Gegensatze  zu  der  modernen  Rich- 
tung landwirtschaftlicher  Werke,  ein  breiter  Raum  der  Behand- 
lung des  Gutsarbeiters  uud  des  Gesindes  eingeräumt.  Allent- 
halben spricht  sich  eine  wohlwollende  Gesinnung  für  das  Gesinde 
aus.  Der  Verwalter  wird  ermahnt,  das  Gesinde  gut  zu  behan- 
deln; den  frommen  Knecht  soll  er  loben  und  ihm  seine  Treue 
anrechnen,  den  ungetreuen  aber  strafen  und  bei  Zeiten  entlassen. 
Den  Lohn  soll  er  gebtihrend  auszahlen  und  mit  den  Elnechten 
nicht  poltern,  damit  sie  Um  nicht  für  einen  Tyrannen  halten; 
auch  sie  nicht  allzusehr  beschweren,  sondern  bedenken,  dais  seine 
Knechte  auch  Menschen  seien  und  nicht  Kamele,  Pferde  oder 
Klefanten.  Auch  soll  er,  wenn  sein  Gesinde  erkranke,  es  nicht 
vor  die  Thür  stofsen;  denn  es  sei  gewifs,  dafs  Herrschaften,  die 
ihre  Dienstboten  in  solchen  Nöten  verliefsen,  wenig  menschliche 
Liebe,  Treue  und  Aufrichtigkeit  besäfsen  und  auch  nicht  wert 
wären,  treue  Dienstboten  zu  haben.  Vor  dem  häufigen  Wechsel 
mit  Gesinde  wird  gewarnt;  ein  neuer  Bedienter  sei  wie  ein  neuer 
Wein  oder  Freund,  man  solle  ihn  alt  worden  lassen,  er  werde 
einem  dann  je  länger  je  besser  gefallen. 

Trotzdem  der  SOjährige  Krieg  vorangegangen  war,  zeigt 
erfreulicherweise  der  Speisezettel,  den  Wündsche  aufstellt, 
keinen  wesentlichen  Unterschied  von  der  im  16.  Jahrhundert 
auf  den  kurfürstlichen  Domänen  üblichen  Speisung  des  Gesindes. 
Nach  Wündsche  soll  das  Gesinde  erhalten :  dreimal  in  der  Woche 
zu  Mittag  Suppe  mit  Fleisch  und  einem  Zugemüse  (Sonntags 
Klöfse,  Wochentags  Sülskraut,  Rüben,  Möhren)  mit  Bier:  an  den 
übrigen  Wochentagen:  Suppe  und  zwei  Zugemüsen  (Erbsen  mit 
Sauerkraut,  Süfskraut  mit  Rüben,  Möhren,  Linsen,  Graupen^ 
Wassermus)  ohne  Bier.  Das  Abendbrot  soll  warm  sein:  Bier- 
Bunpe  nebst  Hirsengemüse  und  gewölktes  Obst,  oder  Biersuppe, 
Muchmus  und  gebackene  Birnen,  oder  Wassermus  mit  sauren 
Linsen  oder  Möhren;  an  manchen  Orten  gebe  man,  schreibt  er, 
dem  Gesinde  aufserdem  täglich  ein  Pfund  Brot  und  zwei  Hofkfise^. 

*  Nach  dem   Erbregister  des  Rittergutes  Grofs-Sedlitz   1672  (vgl. 
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Die  übrige  Litteratur*:  Das  sächsische  Land-,  Haas-  und 
Wirthschaflsbuch.  Leipzig  1704;  Der  sorgfältige  Haus wirthschafts- 
Verwalter.  Leipzig  1725  (der  erste  Teil  dieses  Buch  handelt  von 
einer  Instruktion  mr  einen  adligen  Verwalter,  Amtmann,  Wirt- 
schaftsschreiber, und  von  der  entdeckten  Gruft  allerhand  Praktiken^ 
deren  sich  mehrstens  Diener,  Beamte  zu  gebrauchen  pflegen); 
Das  sächsisch  und  brandenburgische  Land-  und  Hauswirtnschafts- 
buch  von  F.  P.  F.  P.  a.  E.  K.,  Leipzig  1730,  und  von  Rohrs  Voll- 
ständiges  Haushaltungs-Recht,  Leipzig  1717/34,  2  Teile,  behan- 
deln alle  eingehend  die  Stellung  der  Herrschaft  zu  Gesinde  und 
Tagelöhnern,  bringen  aber  nichts  neues. 

Nach  dem  Landtage  von  1660  61  hatten  die  Stände  zu- 
nächst in  Gesindesachen  keine  neuen  Anträge  gestellt;  in  der 
innerpolitischen  Entwicklung  Sachsens  trat  Stillstand  ein  ^.  Johann 
Georg  III.  (August  1680  bis  September  1691)  richtete  sein  Augen- 
merk vornehmlich  auf  die  Errichtung  eines  stehenden  Heeres; 
alle  anderen  Fragen  traten  ihm  vor  dieser  einen  Aufgabe  zurück ; 
erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  mit  der  Landschaft,  sogar 
unter  Nichtbeachtung  ständischer  Beschlüsse,  erreichte  er  sein 
Ziel.  Der  vermehrte  Finanzbedarf  wurde  durch  Einführung  von 
Importen  und  verstärkte  Erhebung  der  alten  Steuern  gedeckt. 
Im  übrigen  vollzogen  sich  während  seiner  Regierung  in  der  Ver- 
waltung keine  nennenswerten  Veränderungen.  Als  aber  sein 
zweiter  Sohn,  Friedrich  August,  später  als  König  von  Polen 
August  der  Starke  genannt,  zur  Regierung  kam  (September  1694), 
änderte  sich  dies.  So  sehr  auch  seine  Politik,  die  Verauickung 
deutscher  mit  polnischen  Interessen,  von  der  Geschichtsschreibung 
angefeindet  werden  mag,  der  Wirtschaftshistoriker  mufs  seine  auf 
die  Hebung  der  Landeswohlfahrt  gerichteten  Bestrebungen   an- 


Citat  S.  135)  betrag  die  Frönerkost  in  der  Erntezeit:  Morgens  Suppe, 
ein  Brei  und  Brot.  Mittags  Milch  oder  Biersuppe,  Fleiscn  (täglich!) 
und  Zugemüse.  Vesper  Biermärthe ,  Käse  und  Brot.  Abends  Milch 
oder  Biersuppe  und  zwei  Zugemüse.  Sonst  gab  es  während  des  ganzen 
Jahres:  Morgens  Käse  und  Brot,  Mittags  Suppe  und  zwei  Zugemüse, 
Vesper  Käse  und  Brot,  Abends  Gebrocktes  und  zwei  Zugemüse. 

1  Die  ältere  juristische  besteht  in:  Stryck,  Sam.,  Diss.  de  iure 
domesticorum.  Vratisl.  1672.  Harprecht,  F.  Chr.,  Diss.  de  iuribus 
domesticorum.  Tübingen  1685.  (Urteil  der  Leipziger  Schoppen  von  1633). 
von  Berg  er,  Chr.  H.,  Decisiones  summi  provocationum  Senat.  Elect. 
Saxon.  Decision.  XIV.  Dresden  1720.  Hauschild,  J.  L.,  Diss.  de  iure 
protimiseos  et  retractus  circa  servitia  operas  liberorum  subditorum  in 
Elect  Sax.  dominii  competente.    Erfurt  1726. 

*  Von  Johann  Georg  II.  wurde  kurz  vor  seinem  Tode  am  10.  Juni  1680 
ein  Mandat:  dafs  in  der  inficirten  Stadt  Dresden  die  Zufuhr  der  Vik- 
tualien  nicht  abgeschnitten,  noch  das  Gesinde  abspenstig  gemacht  werden 
soll  (Cod.  Aug.  I.  Bd.  S.  1662)  erlassen.  Vgl.  in  Loc  30408  Mandat  und 
Ausschreiben  VVegen  der  von  einigen  vom  Adel  sowohl  theils  Beamten 
und  Räthen  in  Städten  i.  d.  Residenz  Festung  Dresden  verbotene  Zufuhr, 
wie  auch  wegen  Avocirung  des  Gesindes.  Dresden  1680.  —  Wegen  der 
Pest  floh  das  Gesinde  aus  Dresden  resp.  wurde  in  seine  Heimat  ab- 
gefordert; dagegen  richtete  sich  das  Verbot. 
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erkennen.  Am  fruchtbarsten  erscheint  darin  das  erste  Jahrzehnt 
seiner  Regierung;  durch  das  Generalrevisionskollegium  beschneidet 
er  die  gröbsten  Auswüchse  der  städtischen  Selbstverwaltung, 
durch  eine  Steuerrevision  bereitet  er  eine  Umbildung  der  direkten 
Steuern  vor,  um  dann  die  Generalkonsumtionsaccise  einzuführen. 
Besondere  Pflege  widmet  er  der  Hebung  des  Gewerbefleilses; 
es  gelingt  ihm,  unterstützt  durch  eine  vorsichtige  Handelspolitik, 
die  1728  zu  einem  für  Sachsen  günstigen  Handelsvertrag  mit 
Preulsen  iUhrte,  Leipzig  zur  ersten  Mefsstadt  Deutschlands  zu 
erheben.  Es  würde  uns  zu  weit  führen ,  auf  die  Umgestaltung 
der  Behörden,  den  Ausbau  der  Verwaltung,  auf  die  Ziele  seiner 
Wirtschaftspolitik  näher  einzugehen.  Aber  eine  Seite  seiner 
Thätigkeit  müssen  wir  doch  näher  betrachten. 

Er  erkannte,  dafs  die  Grundlage  jeder  zielbewufsten  inneren 
Politik  eine  gute  Statistik  bilden  müsse.  Kaum  einen  Monat  an 
der  Regierung,  am  19.  Oktober  1694,  erteilte  er  den  Beamten  den 
Befehl,  ein  „Generale"  auszufertigen.  Ein  jedes  Amt  sollte  genau 
seine  Einnahmen  an  Gefällen  und  Steuern,  seine  Ausgaben  an  Be- 
soldung der  Amtsdiener,  der  Geistlichkeit  u.  s.  w.  angeben  und 
ein  Verzeichnis  der  Schrift-  und  Amtssassen  in  den  Städten  auf- 
stellen. Aus  dem  Jahre  1697  stammt  dann  eine  Tabelle,  die 
von  ungefähr  100  Städten  die  Zahl  der  Häuser,  Bürger,  Gewerb- 
treibenden,  die  Höhe  der  Besteuerung  u.  s.  w.  angiebt.  Der 
König  scheint  jedoch  von  diesen  ersten  Ergebnissen  seiner  Be- 
strebungen niclit  recht  befriedigt  worden  zu  sein ;  in  den  nächsten 
Jahren  setzt  er  seine  Versuche,  zu  einer  umfassenden  Bevölke- 
rungs-  und  Steuerstatistik  zu  gelangen,  fort  und  läfst  sich  durch 
den  Widerstand  der  Stände  und  Beamten  nicht  beirren.  In  den 
Jahren  1697—1709  werden  eine  Reihe  verschiedener  statistischer 
Erhebungen  angeordnet;  leider  hat  sich  von  den  Ergebnissen 
nur  der  geringste  Teil  erhalten  und  auch  dieser  liegt  als  Roh- 
material da  und  bedarf  erst  einer  tabellarischen  Zusammenstellung. 

So  mangelhaft  auch  dies  Material  ist,  so  gewährt  es  doch  zur 
Beurteilung  der  Gesindeverhältnisse  einige  wenige  Anhaltspunkte  ^ 

Den  besten  Überblick  gewährt  folgende  Mannschafllszählung 

aus    dem   Jahre    1706:  Anzahl  dw       als  angesess^e     als  Hana-       als  le4i«e 

Mannschaft:         Hauswirte:        genossen:        Banchen: 

Kurkreis 10  530  6  934  759           2837 

Thür.  Kreis  u.  Sachs.  Mansfeld     10  241  6  290  7:38            1586 

Leipzig.  Kreis  u.  Stift  Würzen    216:34  13  545  3  587            4544 

Erzgebirg-Kreis 32  525  19  909  5  700            7110 

Meif^ner  Kreis 25  922  14  392  3  498            3696 

A'ogtländischer  Kreis     .     ._. 4  836  3  251 5S1 749^ 

105  688  64  321  14813  20522« 

^  Die  folgenden  Zahlen  entnehme  ich  einer  archivalischen  Unter- 
suchung über  die  amtliche  Statistik  Kursachsens  unter  August  dem 
Starken,  die  ich  später  einmal  zu  veröflFentlichen  gedenke. 

■  In  der  Tabelle,  welche  am  24.  April  1706  dem  König  zuffiug, 
fehlt  der  Neustädter  Kreis ;  die  drei  letzten  Posten  ergeben  6  032  Mann 
weniger  als  der  erste;  es  wird  dies  damit  begründet,  dafs  man  Soldaten, 
Lahme  und  Prefshafte  hier  weggelassen  habe. 
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Überraschend  scharf  hebt  sich  in  dieser  Tabelle  die  in- 
dustrielle Bedeutung  des  Erzgebirges  ab;  auf  circa  20  000  An- 
gesessene kommen  13  000  Unansässige  (Hausgenossen  und  ledige 
Burschen);  in  den  landwirtschafttidben  Gegenden  —  Kurkreis, 
Thüringer  Kreis,  Vogtländischer  Kreis  —  kommen  dagegen  auf 
1 8  500  Angesessene  nur  6000  Unansässige.  Der  spätere  Charakter 
des  Landes  tritt  in  dieser  Trennung  je  eines  industriellen  und 
landwirtschaftlichen  Mittelpunktes  scharf  ausgeprägt  hervor.  Auf- 
fällig ist  es  auch,  eine  wie  grofse  ausschliefslich  auf  den  Ertrag 
ihrer  Handarbeit  angewiesene  Bevölkerung  Sachsen  schon  da- 
mals besafs. 

Hinsichtlich  des  Gesindes  ergicbt  sich  aus  diesen  Zahlen, 
dals  ein  Mangel  an  Arbeitskräften  nicht  vorhanden  gewesen  sein 
kann.  Hausgenossen  und  ledige  Burschen  machen  mehr  als  ein 
Drittel   der  Mannschaften   aus;    die  Kinder   der  Hausgenossen 

g'ifgen   aber  meistens  in  den   Gesindestand   über,   und  von  den 
urschen  wird  auch  der  gröfsere  Teil  aus  Knechten  und  Dienst- 
boten bestanden  haben. 

Die  Tabelle  umfafst  die  städtische  wie  ländliche  Bevölkerung, 
die  unter  einem  einseitigen  militärischen  Gesichtspunkte  aufgezeich- 
net wurde.  Einen  Blick  in  die  städtischen  Verhältnisse  dagegen 
gewährt  die  Statistik  von  1697.  Aus  d#r  Zählung  von  99  Städten 
entnehmen  wir  folgende  Angaben: 

bewohnte  Gebäude 25  014, 

sefshafte  Bürger 23  100, 

unangesessene  Bürger    ....  7  769, 

gesamte  Bevölkerung  der  Städte  151  898. 

Es  kamen  danach  6  Personen  (Kinder  unter  12  Jahren 
wurden  nicht  gezählt)  auf  ein  bewohntes  Haus;  die  Zahl  der 
unangesessenen  Bürger  ist  eine  sehr  hohe. 

Für  die  Landbevölkerung  fehlt  eine  umfassende  Statistik; 
nur  fiir  einzelne  Ämter  können  wir  aus  dem  Jahre  1701  genauere 
Angaben  mitteilen;  das  Gesinde  pflegte  besonders  mitgezählt  zu 
werden. 

Im  Amt  Lauterstein  (und  Stadt  Zöblitz)  im  Erzgebirg- 
Kreis  gab  es  737  Haushaltungen  mit  678  Männern,  693  Frauen, 
1659  Kindern,  aufserdem  70  Licdige  (Männer  und  Frauen)  und 
169  Gesinde.  Die  Haushaltungen  bestanden  aus  Bauern,  Gärt- 
nern, Häuslern  und  Hausgenossen. 

Im  Amt  Schwarzenberg  im  Erzgebirg-Kreis  gab  es  erstlich 
in  sechs  Städten :  1 075  Bürger,  958  Hausgenossen,  1111  Weiber, 
474  Söhne,  862  Töchter,  136  Gesinde  als  Knechte  und  Gesellen, 
122  Mägde.  Das  männliche  Gesinde  erhielt  einen  Lohn  von 
durchschnittlich  4  Thlr.  4  Gr.,  das  weibliche  Gesinde  von  durch- 
schnittlich 4  Thlr.  20  Gr. ;  zweitens  in  achtzehn  Dörfern  an  Mann- 
schaften: 758  Bauern,  941  Häusler,  1242  Hausgenossen^  1970 
Weiber,  1019  Söhne,  1296  Töchter,  74  Knechte,  123  Mägde. 
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Das'  männliche  Gesinde  erhielt  einen  Lohn  von  durchschnittlich 

9  Thh*.,  das  weibliche  Gesinde  von  durchschnittlich  5  Thlr.  12  Gtr. 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  war  mit  der  Bevölkerungsstatistik 
von  1700/1701  (angeordnet  12.  August  1699)  auch  eine  Er- 
hebung über  den  Gesindelohn  verknüpft. 

Wohl  die  erste  amtliche  Lohnstatistik  in  Deutschland! 

Schon  Kurfürst  August  hatte  anbefohlen,  fllr  die  Vorwerke 
und  Domänen  genaue  Verzeichnisse  des  gezahlten  Gesindelohns 
zu  fuhren;  ein  staatlicher  Gesichtspunkt  macht  sich  dabei  nicht 
geltend,  es  handelte  sich  nur  um  den  Wirtschaftsbetrieb  der 
Domänen.  Dies  läfst  sich  von  dem  Befehl  August  des  Starken 
nicht  sagen;  der  Lohn  des  Gesindes  im  ganzen  Lande,  Städten 
wie  Dörfern,  wird  aufgezeichnet.  Leider  ist  es  bis  ietzt  nicht  ge- 
lungen, die  Verhandlungen,  welche  der  statistischen  Erhebung  voran- 
gingen, in  den  Akten  aufzufinden ;  die  Beweggründe,  welche  zu* 
Lokistatistik  führten,  lassen  sich  deshalb  einstweilen  nicht  klarstellen. 

Das  statistische  Rohmaterial  füllt  mehrere  Aktenbände ;  zahl- 
reiche interessante  Ergebnisse  Uelsen  sich  durch  die  Verarbeitung 
fewinnen.  Leider  femt  jede  einheitliche  Zusammenstellung ;  des- 
alb können  wir  nur  einige  Auszüge  aus  den  einzelnen  von 
Ämtern,  Städten  tmd  Rittergütern  eingereichten  Tabellen  mit- 
teilen, um  mittelst  einiger  Frohen  ein,  freilich  sehr  mangelhaftes, 
Bild  der  Lage  des  Gesindes  zu  liefern. 

Die  Stadt  Frankenberg  im  Erzgebirge  zählt  erstlich  unter 
den  Angesessenen  682  Einwohner,  nämlich  286  Wirte,  232  Weiber, 
77  Söhne,  87  Töchter;  von  diesen  werden  55  Knechte  mit  einem 
durchschnittlichen  Jahreslohn  von  3  Thlr.  12  Gr.  und  114  Mägde 
mit  einem  Lohn  von  2  Thlr.  4^2  Gr.  gehalten;  zweitens  unter 
den  Hausgenossen  304  Einwohner,  nämlich  166  Hausgenossen, 
138  Weiber,  11  Söhne,  8  Töchter;  von  diesen  werden  9  Knechte 
zu  1  TUr.  9  Gr.  und  19  Mägde  zu  1  Thh-.  gehalten. 

Die  Zahl  der  Dienstboten  ist  hier  aufEklSg  hoch;  auf  412 
Wirte  und  Hausgenossen  kommen  197  Knechte  nnd  Mägde;  der 
weibliche  Lohn  ist  niedriger  als  der  männliche;  gröfser  ist  aber 
die  Lohndifferenz  zwischen  dem  Gesinde  der  Ansässigen  und  dem 
der  Hausgenossen;  der  Knecht,  welcher  bei  einem  Hausgenossen 
dient,  hat  einen  niedrigeren  Lohn  als  die  Magd  eines  Ansässigen ! 
Dies  erlaubt  einen  Rückschlufs  auf  die  traurige  Lage  der  Haus- 

fnossen;  die  geringe  Kinderzahl  weist  darauf  hin,  dafs  ihre 
inder  schon  in  jungen  Jahren  aufserhalb  des  Hauses  dem  Er 
werb  nachgehen  mulsten;  in  wenigen  Städten  ist  es  ihnen  über- 
haupt möglich  Gesinde  zu  halten,  z.  B.  in  Altenberg  im  Erz- 
gebirge: aort  wurden  unter  den  Angesessenen  547  Einwohner 
(einschliefslich  Kinder  unter  12  Jahren)  gezählt,  von  ihnen  wurden 
IG  Knechte  zu  je  8  Tht.  7  Gr.  und  42  Mägde  zu  je  4  Thlr. 

10  Gr.  gehalten;  die  112  Hausgenossen  (Männer  und  Fraaen, 
Kinder  fehlen  gänzlich!)  hielten  kein  Gesinde.  Auch  aus  anderen 
Gegenden  Sachsens  lassen  sich  hierftlr  Beispiele  anftlhren. 
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Die  Stadt  Dippoldiswslde  im  Meifsner  Kreise  zählte  540  An- 
gesessene (241  Wirte,  240  Frauen,  19  Söhne,  40  Töchter)  mit 
16  Knechten  und  Gesellen,  je  zu  4  Thlr.  Lohn  und  46  Mägden 
je  zu  3  Thlr.  5  Gr. ;  Hausgenossen  giebt  es  nur  37  (22  Männer, 
15  Weiber  und  nur  1  Kind)  ohne  Dienstboten. 

Die  Stadt  Niemegk  im  Kurkreise  zählte  382  Angesessene 
(160  Wirte,  143  Weiber,  27  Söhne  und  52  Töchter)  mit  89 
Knechten  je  zu  8  Thh-.  9  Gr.  und  21  Mägden  je  zu  3  Thlr. 
23  Gr.,  aulserdem  63  Hausgenossen  (18  Männer,  43  Weiber, 
kein  Sohn,  2  Töchter)  ohne  Dienstboten. 

Das  Gesagte  wird  genügen,  um  zu  beweisen,  wie  schwankend 
der  Lohn  des  Gesindes  in  den  Städten  ist,  der  des  männlichen 
(bei  den  Angesessenen)  steigt  von  3  Thlr.  12  Gr.  auf  9  Thlr«; 
in  manchen  Städten  ist  er  fast  doppelt  so  hoch  als  der  des  weib- 
blichen, um  in  anderen  ihm  gleichzustehen,  ja  darunter  zu  gehen. 
Schuld  daran  mag  sein,  dafs  die  Angaben  Air  die  weiblichen 
Löhne  ausschliershch  sich  auf  die  Mägde  beziehen,  während  zu 
den  Löhnen  der  Knechte  auch  die  der  Gesellen  u.  s.  w.  hinzu- 
gerechnet wurden.  Was  nun  die  Ämter  betrifft,  so  haben  wir 
schon  die  Tabellen  von  zweien  im  Ergebirg- Kreise  gelegenen 
angeflihrt  (Lauterstein  und  Schwarzenberg) ;  zwei  weitere  mögen 
noch  folgen. 

Amt  Schlieben  im  Kiurkreis  zählte  in  sämtlichen  Amtsdörfem 
802  Wirte  mit  267  Weibern,  125  Söhnen  und  93  Töchtern;  ge- 
halten wurden  65  Knechte  je  zu  5  Thlr.  8  Gr.  und  54  Mägde 
je  zu  2  Thlr.  15  Otr, ;  Hausgenossen  gab  es  in  diesem  landwirt- 
schaftlichen Bezirke  nur  sehr  wenige  und  diese  waren  wohl  Aus- 
zügler, nämUch  9  (2  Männer  und  7  Frauen,  keine  Söhne  und 
Töchter  noch  Gesinde). 

Amt  Dippoldiswalde  im  Meifsner  Kreis  zählte  in  28  Dörfern 
421  Hufher,  46  Gärtner,  38  Häusler  (mit  835  Weibern,  155  Söh- 
nen, 159  Töchtern)  mit  81  Knechten  je  zu  5  Thlr.  10  Gr.  und 
149  Mä^en  je  zu  3  Thlr.;  Hausgenossen  gab  es  75  Männer, 
122  Weiber  mit  3  Söhnen,  1  Tochter,  1  Dienstboten.  Für  weitere 
28  Dörfer  sind  nur  die  Zahlen  der  Anspänner  (514),  Gärtner  (104) 
und  Häusler  (244)  erhalten. 

Die  Tabellen  der  Rittergüter  würden  bei  entsprechender 
Durcharbeitung  reiches  Material  zur  Beurteilung  der  landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  geben ;  sie  pflegen  folgende  Rubriken  zu 
enthalten:  Name  —  ist  angesessen  mit  —  Handwerk  oderHand- 
tierung  —  Feld  nach  Hufen,  Scheffeln  Aussaat  —  Garten  — 
Wiesen  —  Weinberg  —  Holzung  —  hatte  volle  Schocke  — 
gangbare  Schocke  —  giebt  zu  jedem  Quatember  —  Hat  ein 
Weib  —  Söhne  so  über  12  Jahre  alt  und  an  seinem  Brod  — 
Töchter  über  12  Jahre  alt,  so  an  seinem  Tische  —  Knechte  — 
derra  Lohn  —  Mägde  —  deren  Lohn  —  Hat  aufs  Gut 
noch  zu  bezahlen  —  Hausgenossen  —  ihre  Hand- 
tierung  —  hat  ein  Weib  —  Söhne  über   12  Jahre  alt,   so  an 
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seinem  Tische  —  Töchter  desgl.  —  Knechte  —  deren  Lohn  — 
Mägde  —  deren  Lohn. 

Das  Dienstpersonal  auf  den  Rittergütern  ist  zahlreich;  die 
Löhne  sind  groi^en  Schwankungen  unterworfen.   Es  bekommt  ein 

Hausverwalter 10—40  Thlr. 

Koch 30  Tht. 

Hofmeister 13  Thlr.  —  22  Gld. 

Vogt 15—20  Thb. 

Gerichtsverwalter 10  Gld. 

Schirrmeister 10—20  Gld. 

Grofsknecht  flir  Pferde  und  Ochsen  12—16  Gld. 

Encke  (Grols-,  Klein-)    ....  10—13^/2  Gld. 

Mittelknecht 4—6  Thhr. 

Kleinknecht 2-4  Thh-. 

eine  Köchin,  Ausgeberin,  Zofe     .  6 — 10  Gld. 

eine  Käsemutter 8  Gld. 

eine  Magd  (Grofs-,  Haus-)  .     .     .  5 — 8  Gld. 
Es  giebt  Winzer,   Schaf  knechte ,   Lakaien,  Förster,   Reit- 
knechte u.  8.  w. 

Auf  den  Dörfern  findet  sich  keine  so  weitgehende  Arbeits- 
gliederung; die  Knechte  werden  nur  als  erster,  zweiter,  dritter 
unterschieden ;  die  Mägde  ebenso.  Wo  nur  ein  bis  zwei  Knechte 
gehalten  werden,  pflegt  der  erste  9 — 10  Gld.,  der  zweite  3 — 4  Gld. 
zu  bekommen;  giebt  es  mehr  Knechte,  so  erhält  der  erste  12  Thlr. 
—  18  Gld.,  der  zweite  11  Thlr.  —  15  Gld.,  der  dritte  10—14  Gld., 
der  vierte  5—9  Gld. 

Erheblich  niedriger  sind  die  Löhne  der  Mägde  auf  den 
Dörfern;  meist  erhält  die  erste  Magd  4V8  Gld.,  die  zweite 
2 — 3  Gld. ;  wo  mehrere  Mägde  gehalten  werden,  erhält  die  erste 
Magd  7—9  Gld.,  die  zweite  6—8  Gld.,  die  diitte  2»/2— 3^/a  Gld. 

Die  Aufzeichnungen  fertigte  auf  den  Rittergütern  der  Be- 
sitzer, auf  den  Dörfern  der  Dorfvorsteher  aus.  Durchblättert 
man  die  Akten,  so  ist  es  auffällig,  wie  wenig  Gesinde  im  Erz- 
gebirge auf  den  Dörfern,  wie  zahlreich  es  dagegen  im  Kur-, 
Leipziger,  Meifsner  Kreis  gehalten  wurde. 

Das  Ergebnis,  welches  die  Gesindelohnstatistik  von  1701 
lieferte,  war  leider  ein  fUr  das  Gesinde  sehr  trauriges.  Als  1601 
die  Taxordnun^  aufgestellt  wurde,  waren  die  Getreidepreise  schon 
mehrere  Jahre  lang  gefallen  und  hatten  einen  sehr  niearigen  Stand 
erreicht;  gegen  iSide  des  17.  Jahrhunderts  änderte  sich  dies,  die 
Getreidepreise  begannen  zu  steigen,  um  bald  einen  hohen  Stand 
zu  behaupten  und  den  Gutsbesitzern  reichliche  Einnahmen  zu 
bringen.  Aber  der  Gesindelohn  stieg  nicht  mit.  Der  wirtschaft- 
liche Druck,  welcher  auf  den  unteren  Klassen  lastete,  war  so 
gewaltig ,  dafs  das  Gesinde,  nicht  einmal  die  Sätze  der  Ordnung 
von  1661  innehalten  konnte;  die  Löhne  der  Mittel-  und  Klein- 
knechte  auf  den  Rittergütern   fielen  sogar   bedeutend  unter  die 
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Taxe,  nur  bei  den  Hausverwaltern  hatte  eine  Lohnsteigerung 
stattgefunden.  Anders  schaute  es  auf  den  Dörfern  aus;  hier 
wurde  wenigstens  die  Taxordnung  von  1661  innegehalten  und 
die  Löhne  hatten  sich  nicht  verscflechtert. 

Ein  weiterer  Beweis,  wie  sehr  die  Widerstandskraft  der 
niederen  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  gebrochen  war. 

Im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts*  begannen  die  Ritterguts- 
besitzer wieder  Anträge  auf  Abänderung  der  Qesindeordnung  zu 
stellen.  Nachdem  die  Stände  am  27.  Oktober  1699  ein  Be- 
denken über  die  Gesindeordnung  eingereicht  hatten,  auf  das 
jedoch  die  Regierung  nicht  einging,  brachte  die  Ritterschaft  in 
den  Gravamina  auf  den  Land  und  Ausschufstagen  von  1712, 
1715,  1716,  1718  ihre  Beschwerden  vor.  Sie  gipfelten  in  den 
bekannten  Klagen  über  üble  Auflührung  und  hohe  Lohnforde- 
rungen des  Gesindes  und  über  mangelhafte  Durchführung  der 
Gesindeordnung  seitens  der  Behörden. 

Die  Regierung  hielt  sich  dem  allen  gegenüber  ablehnend, 
nur  über  die  verlangte  Besteuerung  des  Gesindes  kam  es  zwischen 
ihr  und  der  Landschaft  in  den  Jahren  1700 — 1708  zu  einem 
Streite;  sie  forderte  die  Bewilligung  einer  Kopfsteuer,  die  alle 
diejenigen,  welche  von  der  Quatembersteuer  befreit  waren,  und 
also  auch  das  Lohngesinde,  zahlen  sollten.  Die  Stände  waren 
sowohl  gegen  eine  Kopfsteuer  im  allgemeinen,  als  gegen  eine 
Besteuerung  des  Gesindes  im  besondem.  Mehrere  Jaiire  zogen 
sich  die  Verhandlungen  hin,  ohne  dafs  die  Regierung  ihren  An- 
trag durchzusetzen  vermochte. 

Mit  den  schwedischen  Siegen  und  der  Besetzung  Sachsens 
(17001 707)  kam  viel  herumstreifendes  Volk  ins  Land,  das  die 
Sicherheit  gefährdete  und  den  Landmann  schädigte.  Energisch 
suchte  man  mit  dieser  Sippe  au&uräumen;  ftir  das  ganze  Land 
wurden  General  Visitationen  angeordnet  und  alles  aufgegriffene 
liederliche  Gesindel  über  die  Grenze  abgeschoben.  In  mehreren 
Ausschreiben  wurde  den  Räten  in  den  Städten  anbefohlen,  die 
Häuser  fleiisig  zu  visitieren  und  jeden,  der  keinen  Unterhalt 
nachweisen  könne,  als  Müfsiggänger  aus  der  Stadt  zu  weisen. 

Nach  der  Ansicht  des  Leipziger  Rates  war  aber  an  alledem 
die  Eigenwilligkeit  der  Dienstboten   allein   schuld^   denn  sobald 


'  Benutzt  wurden  u.  a.  folgende  Akten:  Loc.  9991.  Polizeisachen 
1700—1720.  Loc.  9991.  Extracte  in  Polizeisachen  1692.  Loc.  5661.  Re- 
vision der  alten  Polizeiordnung  1721—1766.  Loc.  8890.  Spann-  und 
andere  Frohndienst-  auch  Zwangsdicnst-Differenzien  und  Beschwerden 
Bd.  I  1704—1725,  Bd.  II  1722—1727.  Loc.  16302.  Entwerfung  einer 
allgemeinen  Land-,  Dorf-  und  Wirtschaftsordnung  1726.  Loc.  30411. 
Die  neue  Gesindeordnung  von  1735.  Loc.  6527.  Den  zu  publicirendeu 
Anschlag,  wie  es  mit  Annehmung  der  Laquais  und  Bedienten  zu  halten^ 
ingl.  die  Revidirung  der  alten  und  Publicirung  einer  neuen  Gesinde 
Ordnung  1726 — 1735.  Loc.  1409.  Generalvisitation  zur  Aufhebung  des 
liederliclien  Gesindes  durch  die  Miliz  angeordnet,  3  Bde.,  1737.  1741.  — 
Dresdner  Ratsarchiv.   C.  XVIII  22.    Die  neue  Gesindeordnung  von  1735» 
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das  Gesinde  einen  Dienst  verlassen  habe,  ergebe  es  sich  sünd- 
licher und  unordendicher  Nahrung;  dergleichen  Volk  verfiele  in 
allerhand  Wollüste^  als  Fressen,  Saufen^  Huren  oder  auch  unglück- 
lichen Heiraten,  vei'konsumiere  gar  bald  den  vorher  verdienten 
Lohn,  gerate  in  Not  und  Armut  und  greife,  weil  es  sich  der 
Arbeit  schäme,  zu  verbotenen  Mitteln  ^ 

Um  die  „Eigenwilligkeit  des  Gesindes  ein  wenig  zu  koercieren 
und  ihrer  Freiheit  engere  Schranken  zu  setzen^,  wurde  vom 
Leipziger  Rat  1714  der  Entwurf  zu  einer  Gesindeordnung  auf- 
gestellt, nach  welcher  die  Dienstboten  nicht  nur  während  ihrer 
Dienstzeit,  sondern  auch  vor  wie  nach  derselben  sich  zu  richten 
hatten.  In  diesem  Entwürfe  vertritt  der  Rat  ausschliefslich  die 
Interessen  der  Dienstherrschaften,  an  Härte  gegen  das  Gesinde 
läfst  er  es  nicht  fehlen,  er  übertrifft  in  diesem  Punkte  sogar  die 
Rittergutsbesitzer.  Das  Gesinde  soll  durch  eine  Ratsdeputation 
überwacht  werden,  welche  alle  Dienststreitigkeiten  entscheidet 
Als  Strafmittel  giebt  es  Gefängnis  und  Zuchthaus.  Von  der 
Deputation  sollen  die  Dienstboten  die  Erlaubnis  zur  Heirat  ein- 
holen, damit  man  den  unbedachtsamen  Heiraten  einigermafsen 
Einhalt  thun  könne.  Da  ferner  oftmals  eine  Magd,  wenn  sie 
bei  ihrer  Herrschaft  etwas  Nähen,  Stricken,  Kochen  u.  s.  w.  ge- 
lernt habe,  auf  den  Gedanken  komme,  ihr  eigner  Herr  sein  zu 
wollen  und  ihr  Brot  selber  zu  verdienen,  so  sollte  die  Deputation 
ohne  erhebliche  Ursachen  den  Dienstleuten  derartiges  zu  lehren 
nicht  gestatten,  denn  es  müsse  ,,ein  Dienstbote  angehalten  werden, 
immer  weiter  fort  zu  dienen,  bis  er  etwa  durch  eine  ehrliche 
Heirat  versorgt  sei.** 

Wenige  Jahre  später  kam  es  auf  dem  Landtage  von  1722 
«u  wichtigen  Verhandlungen.  Die  Regierung  beantragte  bei 
den  Ständen  eine  Revision  der  Polizeiordnung.  Der  Gedanke, 
eine  neue  Gesindeordnung  zu  erlassen,  lag  ihr  dabei  fem;  es 
handelte  sich  für  sie  ausschliefslich  darum,  den  überhandnehmen- 
den Luxus  einzuschränken.  Die  Stände  aber  liefsen  sich  diese 
günstige  Gelegenheit  nicht  entgehen,  und  anstatt  sich  weitläufig 
über  den  Luxus  zu  äufsem,  reichten  sie  eine  ausführliche  Kritik 
der  Gesindeordnung  ein. 

Nach  dieser  hatte  der  Rittergutsbesitzer  nur  das  Recht  der  Vor- 
miete, und  alle  diejenigen  Unterthanenkinder,  welche  im  Hause 
der  Eltern  verblieben  oder  sich  irgend  einem  Berufe,  nur  nicht 
dem  Gesindestande,  zuwandten,  waren  vom  Zwangsdienste  frei. 
Nach  Ansicht  der  Stände  war  diese  Bestimmung  schuld  an  dem 
über  alle  Kreise  verbreiteten  Mangel  an  Gesinde;  denn  erstlich 
wollten  sich  jetzt  viele  überhaupt  nicht  als  Gesinde  vermieten 
um  sich  so  dem  Zwangsdienste  zu  entziehen,  und  zweitens 
suchten  die  Eltern  ihre  Kinder  in  der  eignen  Wirtschaft  zu  be- 


*   Leipziger   Ratsarchiv    LXII  G.  3.     Projekt  zu  einer  Gesinde- 
ordnung  1T14. 
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halten.  Die  Folgen  wären  leicht  ersichtlich.  Die  Unterthanen- 
kinder  würden  zu  keiner  ordentlichen  und  beständigen  Arbeit  zu 
Hause  angehalten  und  gewöhnten  sich  das  FauUenzen  an,  den 
Eltern  aber  schwinde  ihr  Wohlstand  hin;  milsrate  einmal  die 
Ernte  oder  trete  Teurung  ein,  so  gerieten  sie  gleich  in  Armut 
und  legten  sich  dann  aufs  Betteln  und  Stehlen. 

Zur  Abhülfe  schlug  die  Landschaft  vor,  dafs  man  es  nicht 
in  die  Willkür  der  ünterthanenkinder  stellen  dtlrfe,  welchen 
Beruf  sie  erwählen  wollten,  vielmehr  müfsten  alle,  welche  aus 
dem  Bauernstände  stammten,  ob  sie  dienen  wollten  oder  nicht, 
ohne  Unterschied  verpflichtet  sein,  ihrer  Gutsherrschsft  zwei  Jahre 
zu  dienen. 

Ferner  verlangten  die  Stände  Verstaatlichung  der  Gesinde- 
mäkelei, gesetzliche  Feststellung  des  Mietsgeldes  und  sofortige 
Auslieferung  von  entlaufenem  Gesinde,  wenn  es  in  die  Bergwerke 
oder  „gar  unter  die  Miliz"  gegangen  wäre,  an  die  ansuchende 
Dienstherrschaft. 

Wird  hier  überall  einseitig  der  Standpunkt  des  Arbeitgebers 
betont,  so  erfordert  es  auch  die  Billigkeit,  diejenigen  Stellen  aus 
der  ständischen  Denkschrift  hervorzuheben,  in  denen  des  Gesindes 
wohlwollend  gedacht  wird.  So  verlangt  die  Landschaft,  dafs  in 
einer  neuen  Gesindeordnung  den  Dienstherren  bei  Strafe  unter- 
sagt werde,  unbarmherzig  und  allzustreng  das  Gesinde  zu  be- 
handeln, ihm  ohne  erhebliche  Ursachen  den  Lohn  vorzuenthalten 
oder  diesen  durch  unbegründete  Prätensionen  zu  kürzen.  Die 
Ordnung  solle  die  Dienstherrschaften  anweisen,  ihre  Dienstboten 
als  Mitmenschen  zu  achten,  ihnen  nicht  über  Gebühr  Arbeit 
aufzulegen  oder  sie  unbarmherzig  zu  traktieren  und  zu  schlageUi 
sondern  sie  am  Sonntag  zum  Kii*chgange  und  Gottesdienste  anzu- 
halten, an  Wochentagen  aber  zur  Leistung  ihrer  Arbeit  mit 
Glimpf  anzustellen  ^ 

Die  kurftlrstliche  Resolution  auf  dieses  umfängliche  Gut- 
achten der  Landschaft  fiel  sehr  kurz  aus.  Von  den  Riagen  der 
Stände,  dafs  das  Gesinde,  um  sich  dem  Dienstzwange  zu  ent- 
ziehen, in  die  Bergwerke  ginge,  sei  bei  der  Landesregierung 
nichts  bekannt.  Die  Gesindeordnung  liefse  sich  zur  Zeit  nicht 
streng  innehalten,  denn  klage  die  Herrschaft  über  das  üble  Ver- 
halten des  Gesindes,  seinen  Ungehorsam  wie  sein  boshaftes  Be- 
tragen, so  beschwere  sich  anderseits  das  Gesinde,  dafs  es  mit 
dem  gesetzlichen  Lohne  nicht  mehr  auskommen  könne  und  dais 
es  bei  den  Dienstherrschaften  öfters  bei  schlechter  Kost  mit  aller- 
hand Zwang  hart  gehalten  werde;  es  scheine  nötig,  den  Mifs- 
ständen,  welche  auf  beiden  Seiten  lägen,  abzuhelfen  und  eine 
Revision  der  Gesindeordnung  vorzunehmen. 

Die  Landesregierung,  welche  einen  neuen  Entwurf  einer 
Gesindeordnung  ausarbeiten  sollte,  beeilte  sich  nicht  damit;  erst 


1  Loc.  6527.    Den  zu  publicirenden  Anschlag  u.  s.  w.  S.   1   und 
Loc.  5661.     Die  Revision  der  alten  Polizeiordnung  u.  s.  w. 
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nach  eechs  Jahren  kam  sie  ihrem  Auftrag  nach.  Den  Ständen 
wurde  durch  Dekret  vom  8.  März  1728  der  Entwurf  zur  Be- 
gutachtung überwiesen.  Sie  wählten  eine  Kommission,  welche 
fleifsig  arbeitete  und  schon  am  7.  Mai  ihre  „Erinnerungen"  bei 
der  Regierung  einreichte. 

Wieder  verlangten  die  Stände  schwerwiegende  Verände- 
rungen am  Entwürfe  und  nicht  etwa  zu  Gunsten  der  dienenden 
Klasse. 

Die  Ehre  der  Dienstherrschaft  sollte  mit  einem  anderen 
Mafsstabe  als  die  ihres  Gesindes  gemessen  werden.  Wurde  eine 
Herrschaft  von  ihrem  Dienstboten  wegen  einer  wörtlichen  Be- 
leidigung oder  wegen  körperlicher  Mifshandlung  verklagt,  so 
sollte  sie  in  geringfügigen  Fällen  überhaupt  nicht  vor  Gericht 
gefordert  werden,  bei  wichtigeren  Anlässen  sich  dagegen  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen  können.  Bei  einer  Ver- 
urteilung sei  von  einer  Ehrenerklärung  oder  Abbitte  der  Herr- 
schaft vor  dem  Gesinde  abzusehen  und  nur  in  äufsersten  Fällen 
durch  einen  Bevollmächtigten  diese  zuzulassen.  Der  Ricliter  habe 
überhaupt,  wenn  er  die  Dienstherrschaft  bestrafen  müsse ,  einen 
Unterschied  zwischen  Personen  von  Kondition,  gemeinen  Bürgern, 
Hand  Werksleuten  und  Bauern  zu  machen. 

Und  nicht  genug  damit,  sie  beantragten  jetzt  auch  die  Ein- 
ftihrung  des  körperlichen  Züchtigungsrechtes,  nachdem  dieses  seit 
dem  Mittelalter  in  Fortfall  gekommen  war^ 

In  einem  Punkte  jedoch  milderten  die  Stände  wieder  die 
Bestimmungen  des  Entwurfes.  Schon  früher,  in  einem  Mandate 
vom  21.  März  1718,  war  anbefohlen  worden,  „müssiges"  Gesinde 
der  Miliz  zu  überweisen.  Nach  dem  Regierungsentwurfe  hatten 
die  Ortsobrigkeiten  das  Recht,  ihre  Unterthanen,  wenn  diese  dienst- 
los waren  und  nicht  sogleich  einen  neuen  Dienst  annehmen 
wollten,  wider  deren  Willen  in  die  Miliz  oder  in  ein  Zuchthaus 
zu  bringen.  Dies  schien  den  Ständen  zu  weitgehend.  Ein  der- 
artiges Recht  trat,  ihrer  Ansicht  nach,  der  libertas  naturalis  zu 
nahe,  war  auch  sonst  unzweckmäfsig,  weil  bei  der  Miliz  nicht  zu 
jeder  Jahreszeit  Männer  und  im  Zuclithaus  zu  Waldheim  Weiber 
angenommen  werden  könnten;  auch  beflirchteten  sie,  dafs  ee 
Anlafs  zu  zahlreichen  Excessen  geben  werde. 

Noch  an  manchen  anderen  Stellen  wurde  der  Entwiurf  von 
ihnen  geändert  z.  B.  durch  Umwandlung  aller  Geld-  in  Freiheits- 
strafen ;  sie  verlangten  auch  eine  Lohntaxe,  die  nur  für  das  „wirt- 
schaftHche"  Gebinde  gelte,  damit  alles  übrige  Gesinde,  als  Ver- 


*  Auf  eine  BeRchwerde  der  Amtsunterthanen  über  den  Vorwerks- 
pächter in  Chemnitz  erging  am  8.  August  1682  ein  kurfürstlicher  Be» 
fehl  an  den  Schösser,  er  solle  dem  Pächter  sein  Benehmen  ernstlich  ver- 
weisen und  ihm  bei  einer  namhaften  Strafe  andeuten,  dafs  er  hin- 
fiihro  das  Gesinde  und  die  Fröner  mit  Schlägen  zu  verschonen,  an 
denselben  auch  keine  Gewalt  oder  Ungebühr  auszuüben  habe.  Loc.  37b75. 
frohndienste  der  Kemnitzer  Amts-Unterthanen,  11.  Bd.  1630  Bl.  20. 
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Walter,  Gärtner,  Koch,  Läufer,  Kutscher  u.  s.  w.  allein  nach 
Wissenschaft  und  Dienst  belohnt  würden  ^ 

Noch  einmal  ging  der  Entwurf  zur  Umarbeitung  nach  den 
ständischen  Erinnerungen  an  die  Landesregierung  zurück,  um 
hier  erst  nach  drei  Jahren  neu  bearbeitet  beim  König  eingereicht 
zu  werden  2.  Den  Entwurf  begleitete  diesmal  ein  Bericht  der 
Landesregierung,  welcher  die  Entscheidung  des  Königs  anrief. 
Innerhalb  der  Landesregierung  waren  die  Meinungen  über  den 
Antrag  der  Landschaft  geteilt.  Es  handelte  sich  um  die 
freie  Berufswahl  der  Unterthanenkinder ;  ob  man  die  Eltern 
zwingen  könne,  die  Söhne  ausschliefslich  zur  Feld-  und  Haus- 
arbeit zu  erziehen,  die  Töchter  nur  in  einen  Dienst  zu  schicken, 
oder  ob  sie  ihre  Söhne  auch  in  die  Lehre  (Handwerk,  Studium) 
geben,  ihre  Töchter  zum  Spinnen,  Klöppeln,  Strohflechten  an- 
stellen dürften.  Die  einen  behaupteten:  die  Unterthanen  seien 
keine  Leibeigene,  sondern  freie  Leute;  schränke  man  die  Frei- 
heit der  Berufswahl  ein,  werde  Handel  und  Manufaktur  grol'sen 
Schaden  erleiden.  Dagegen  erwiderten  die  andern :  die  Neigung 
zur  Gemächlichkeit  und  der  Abscheu  gegen  schwere  Arbeit  sei 
im  Bauernstände  im  Wachsen  begriffen,  fast  alle  Bauemsöhne 
wünschten  nach  den  Städten  zu  ziehen  oder  im  Dorfe  Hand- 
tierungen  zu  treiben,  viele  verblieben  bei  der  Miliz  im  Dienste, 
dadurch  würden  der  Landwirtschaft  die  nötigen  Arbeitskräfte 
entzogen;  mit  Recht  bezeichne  die  alte  Gesindeordnung  den 
Ackerbau  als  das  vornehmste  Kleinod  des  Landes,  jetzt  müsse 
man  im  Interesse  der  Landwirtschaft  suchen,  die  Bauemsöhne 
im  Stande  ihrer  Eltern  zu  erhalten. 

Im  Entwürfe  war  wegen  dieser  Meinungsverschiedenheiten 
zunächst  der  alte  Rechtszustand  betbehalten;  ftir  ihn  entschied 
sich  der  König,  auch  den  Vermittlungsvorschlag,  in  Gegenden, 
wo  starker  Ackerbau  betrieben  werde,  einen  derartigen  Zwang 
einzuführen,  lehnte  er  ab.  Abermak  wurde  der  Entwurf  den 
Ständen  vorgelegt,  die  sich  nicht  beeilten ;  erst  nach  drei  Jahren, 
am  24.  Juli  1734,  kam  es  zur  Begutachtung,  diesmal  aber  be- 
teiligten sich  nicht  nur  die  Ritterschaft  und  die  Städte,  sondern 
auch  die  Grafen  und  Herren  mit  einer  Eingabe^. 

Eb  würde  hier  zu  weit  führen,  jeden  einzelnen  Punkt  der 
ständischen  Schrift  zu  besprechen.  Eine  Forderung  mufs  jedoch 
hervorgehoben  werden,  weil  sie  beweisen  soll,  dal's  stets,  wenn 
der  Entwurf  an  die  Stände  zurückging,  neue  Anträge  gestellt 
wurden.    Nach  den  Angaben   der  Stände  pflegte  vid  Gesinde 


*  Loc.  6527.    Den  zu  publicirenden  Anschlag Bl.  41—68 

oder  Loc.  30411.    Die  neue  Gesindeordnung 

*  Protokolle  aus  der  Landesregierung,  in  Loc.  80411.  Die  neue 
Gesindeordnung  .  . . .  ;  ebenda  der  Bericht  der  Landesregierung  vom 
30.  September  1731. 

*  Loc.  6527.     Den  zu  publicirenden  Anschlag Bl.  139  und 

Loc.  30411.    Die  neue  Gesindeordnung  .... 
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imd  Tagelöhner  während  der  Sommerzeit  auswärts  zu  arbeiten, 
um  im  Winter  zurückzukehren  und  dann  ihrer  Heimatsgemeinde 
zur  Last  zu  fallen ;  denn  nach  sächsischem  Rechte  war  jede  Dorf- 
gemeinde verpflichtet,  ihre  ortsangesessenen  Armen  zu  unteiiialten. 
Die  Stände  verlangten  eine  Abänderung  dieses  Armenrechtes  in 
dem  Sinne,  dafs  allein  diejenige  Gemeinde  zur  Armenunteiv 
Stützung  verpflichtet  sein  sollte,  in  welcher  der  Htdfsbedürfdge 
die  längste  z^eit  im  Jahre  gearbeitet  habe.  Der  Antrag  fand 
nicht  den  Beifall  der  Landesregierung,  ihrer  Ansicht  nach  war 
den  armen  Familien  jede  Gelegenheit  zum  Erwerb  zu  gönnen; 
auch  schiene  es  fiir  den  Staat  vorteilhaft,  dafs  manch  ein  harter 
Thaler,  im  Magdeburgischen  erworben,  in  das  Land  gebracht 
werde. 

So  war  man  endlich,  nachdem  die  Landesregierung  noch 
einmal,  nun  zum  viertenmale,  den  Entwurf  umgearbeitet  hatte, 
soweit  gekommen,  dafs  der  Kurfürst ^  am  16.  Juli  1735,  sdne 
Genehmigung  zur  Publikation  erteilen  konnte;  von  1722 — 1735 
hatten  die  Verhandlungen  gedauert. 

Die  „neue  Gesindeordnung"  (Cod.  Aug.  I  Forts.  I.  Bd.  S.  624) 
war,  wie  die  Gesindeordnung  von  1651,  ein  selbständiges  Gesetz 
und  bildete  nicht  den  Teil  einer  allgemeinen  Polizeiordnung. 
Trotzdem  der  Inhalt  nicht  reicher  als  der  der  letzten  Ordnung 
war,  so  betrug  doch  der  UmfEing  fast  ein  Drittel  mehr.  Schula 
daran  trug  die  Entartung  der  deutschen  Sprache;  man  konnte 
nicht  mehr  kurz,  klar  und  bestimmt  schreiben,  überall  ein  lanrar 
Periodenbau  und  eine  Unzahl  von  Fremdwörtern  (z.  B.  c^u- 
dieren,  mentionieren,  falsarius  u.  s.  w.).  Jährlich  sollte  die  Ord- 
nung einmal  dem  Gesinde  von  der  Kanzel  vorgelesen  werden; 
es  ist  nicht  verständlich  wie  ein  Dienstbote  beim  Hören  das 
Gesetz  verstehen  konnte. 

Die  Einteilung  des  Stoffes  war  jetzt  anders.  Neu  hinzu- 
gekommen war  ein  Titel,  der  von  der  Schuldigkeit  des  GeBindes 
handelte.  Es  wurde  aber  nicht  allein  das  Grinde  ^,  sondern 
auch  die  Dienstherrschaft  an  ihre  Pflichten  ermahnt.  Letztere 
sollte  das  Gesinde  als  ihre  Mitmenschen  betrachten  und  daran 
denken,  dafs  sie  einst  vor  Gott,  dem  allgemeinen  Herrn  und 
Riditer,  über  ihr  Betragen  Rede  und  Antwort  stehen  mttlste. 

Die  Anträge  der  Stände  hatten  eine  weitgehende  Berttek- 
sichtigung  erfahren;  so  die  Abstufang  der  Ehre  nach  den  ein- 
zehien  Ständen,  das  Becht  auf  Züchtigung  des  Gesindes,  das 
Verbot  der  Gesindemäkelei  und  die  Einftlhrung  eines  von  der 
Obrigkdt  geleiteten  Arbeitsnachweises  flir  das  Gesinde. 


1  Das  Gesinde  soll  gehorsam  xmd  treu  sein,  bei  allen  Gelegen- 
heiten der  Herrschaft  Schaden  verhüten,  dagegen  deren  Nutzen  be- 
fördern;  bei  Übertretungen  der  Ordnung  solT  es  sich  nicht  mit  Uifr- 
wissenheit  des  Gesetzes  entschuldigen;  vor  Lastern  und  Freveln  wird 
es  gewarnt. 
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Was  die  Erweiterung  des  Gesindezwangsdienstes  betrifft,  so 
waren  die  Forderungen  der  Ritterschaft  nicht  voll  befriedigt  worden. 
Nur  wenn  Eltern  ihre  Kinder  in  der  eignen  Haushiutung  zur 
Wirtschaftsftihrung  nicht  bedurften,  waren  sie  verpflichtet,  ihre 
Kinder  beim  Gerichtsherrn  dienen  zu  lassen;  nicht  der  Umfang 
der  Wirtschaft,  noch  die  Zahl  der  Kinder  sollte  hierüber  ent- 
scheiden, sondern  in  streitigen  Fällen  eine  Würdigung  aller  Um- 
stände eintreten.  Diese  „Würdigung"  lag  aber  in  erster  Linie 
dem  Ortsgerichte,  d.  h.  dem  Patrimonialgerichte  des  die  Zwangs- 
dienste fordernden  Gerichtsherm,  ob.  Damit  wurde  die  juristische 
Fiktion,  dafs  beim  Zwangsdienste  der  Gerichtsherr  nur  von 
einem  Rechte  auf  Vormiete  Gebrauch  mache,  beseitigt. 

Als  G^engewicht  zu  dieser  Erweiterung  des  Zwangsdienstes 
führte  das  Gesetz  auch  einige  Schutzmafsregeln  zu  Gunsten  des 
Zwangsgesindes  ein.  Der  Gutsherr  durfte  nicht  in  unbeschränkter 
Zahl  Zwangsgesinde  annehmen,  sondern  nur  soviel  als  er  zur 
Führung  seiner  Haushaltung  nötig  hatte.  Von  dem  Gesinde 
sollte  er  keine  „ungebührlichen"  Vorteile  suchen,  z.  B.  An- 
nahme von  Geld  gegen  Verzicht  auf  die  Zwangsdienste. 

Die  Ordnung  fafste  den  Begriff*  des  „müssigen"  Gesindes 
sehr  weit;  dazu  wurden  auch  alle  diejenigen,  die  „bei  Heu-  und 
Emdtezeit  die  Hauswirte  mit  unbilligen  Forderungen  übersetzten**, 
oder  „die  von  Bauer-  und  Feldarbeit  herkamen  und  sich  dagegen 
auf  andere  Handtierungen,  als  Kramerei,  WoUkrempeln  u.  s.  w.  leg- 
ten", gerechnet.  Alle  diese  Personen  waren  anzuhalten  in  einen 
Dienst  zu  treten  oder  mit  einem  Gulden  monatlich  zu  bestrafen. 

Die  Gesindeordnung  zeigte  eine  erhebliche  Verschlechterung 
der  rechtlichen  Stellung  des  Gesindes,  trotzdem  der  Gfesetz^eber 
zum  ersten  Male  in  anerkennenswerter  Weise  auch  die  Dienst- 
herrschaften auf  ihre  Pflichten  hingewiesen  hatte. 

Beigeftigt  ist  der  Ordnung  eine  Taxe  des  Gesindelohns.  Die 
Sätze  waren  etwas  höher  als  1661  festgesetzt,  im  Vergleich  zu 
den*  gestiegenen  Getreidepreisen  aber  niedriger  als  damals. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Zweites  Kapitel. 

Gesindeverhältnisse  nach  dem  7jährigeii  Kriege 
und  die  Gesindeordnung  von  1769. 


Die  Regierung  Friedrich  Auffusts  II.  (1733—1763)  um&fst 
eine  der  traurigsten  Perioden  sädosischer  Geschichte.  Während 
in  Preufsen  der  gröfste  Monarch  des  18.  Jahrhunderts  auf  dem 
Throne  safs,  dessen  ganzes  Leben  hingebungsvoll  der  Entwicklung 
seines  Volkes  und  Staates  gewidmel  war,  herrschte  in  Sachsen, 
oder  richtiger  gesagt,  wurde  von  seinen  Günstlingen  beherrscht 
ein  Fürst,  der  nur  künstlerische  Neigungen  mit  Verständnis 
pflegte.  Auf  fast  allen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  trat  Er- 
starrung  und  Erschlaffung  ein ;  die  politische  Machtstellung  Sach- 
sens in  Deutschland  sank  und  die  materielle  Entwicklung  der 
Volkskräfte  wurde  gehemmt.  In  der  Aus-  und  Fortbildung  des 
Verwaltungsrechts,  in  der  zeitgemäfsen  Umbildung  der  Justiz- 
gesetze, in  der  Entwicklung  der  Industrie  erreichten,  ja  über- 
flügelten sogar  die  Nachbiurstaaten  Sachsen.  Es  begann  eine 
Zeit  des  Nied^angs  und  der  Verknöcherung. 

In  Friedrich  d.  Gr.  erwuchs  Sachsen  ein  Todfeind,  der  es 
in  jeder  Weise  in  seiner  Entwicklung  zu  schädigen  suchte.  Gleich 
nach  seinem  Regierungsantritt  begann  der  Handelskrieg  zwischen 
beiden  Staaten;  willkürlich  legte  Friedrich  d.  Gr.  die  Bestim- 
mungen des  Handelsvertrages  von  1728  aus,  der  Sachsen  das 
kommerdelle  Übergewicht  gesichert  hatte.  Das  Ziel  seiner  Handels- 
politik war,  Preufsen  unabhängig  vom  Bezüge  sächsischer  Waren 
zu  stellen.  Verbote  einzelner  Warengattungen  illhrten  schliefs- 
lieh  zum  vollständigem  Bruche  der  Handelsbeziehungen,  zum 
grofsen  und  nicht  ersetzbaren  Verlust  fUr  Sachsen,  ohne  jedoch 
Preufsen  all  die  erhofften  Vorteile  zu  bringen. 

Und  wie  schädigte  gar  erst  der  7jährige  Krieg  Sachsens 
Wohlstand!  Während  der  langen  Dauer  dieses  Ejieges  war  es 
bald  in  Feindes-,  bald  in  Freundeshand.  Noch  zur  Zeit  des  30- 
jährigen  Krieges  hatte  man   allein  danach  gestrebt,  den  Gegner 
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in  der  Feldschlacht  zu  besiegen,  den  Unterhalt  des  Heeres  durch 
Requisition  im  feindlichen  Land  zu  bestreiten.  Friedrich  d.  Gr. 
befolgte  bei  der  Besetzung  der  sächsischen  Lande  eine  wesent- 
lich andere  Politik;  er  war  kein  einseitig  gebildeter  Soldat,  es 
genügte  ihm  nicht,  seinen  Qegner  miHtärisch  zu  yemichten,  er 
wollte  auch  seinen  wirtschaftlichen  Wohlstand  schädigen,  um  ihn 
dadurch  der  Mittel  zu  jeder  aktiven  Politik  zu  berauben.  Den 
Truppen,  welche  das  Land  besetzten^  folgten  preufsische  Ver- 
waltungsbeamte, die  in  rücksichtslosester  Weise  —  man  denke 
nur  an  die  Ephraimiten  —  alle  Kräfte  und  Hülfsmittel  Sachsens 
in  den  Dienst  ihres  Herrn  stellten.  Damals  erlitt  Sachsen  uner- 
mefslichen  Schaden  an  seinem  Volkswohlstande,  gröfseren  und 
dauernderen  als  während  des  30jährigen  Krieges. 

Kaum  war  der  Friede  zu  Hubertusburg  geschlossen,  als  der 
König  von  Warschau  zurückkehrte  und  eine  Restaurations- 
kommission (12.  April  1763)  niedersetzte.  Im  Lande  begrüfste 
man  diese  als  den  Anfang  einer  Umkehr  in  der  Wirtschafts- 
politik, in  demselben  Jahre  aber  starb  der  König  und  seinem 
l^achfolger,  Friedrich  August  III.,  fiel  die  schwere  Aufgabe  zu, 
die  Wunden,  welche  der  Krieg  dem  Lande  geschlagen  hatte,  zu 
heilen. 

Während  dieses  Zeitraumes  (1735—1763)  war  von  den 
Ständen  auf  den  Landtagen  nie  die  Sprache  auf  die  Gesinde- 
verhältnisse ^  gekommen;  erst  nachdem  der  schwere  militärische 
wie  politische  Druck,  der  auf  dem  Lande  lastete,  gewichen  war, 
wanaten  sich  die  ständischen  Verhandlungen  wieder  der  Gesinde- 
ft*age  zu.  Schwieg  auch  die  Gesetzgebung  in  dieser  Periode,  so 
traten  doch  sonstige  Bestrebungen,  die  Lage  des  Gesindestandes 
zu  heben,  hervor,  und  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  fing  man 
an,  in  Zeitschriften  ^  auch  dem  Gesinde  seine  Auftnerksamkeit  zu 
schenken. 

Die  Frage,  ob  es  vorteilhaft  ftlr  ein  Rittergut  sei,  die  Dienste 
des  Zwanssgesindes  in  ein  Dienstgeld  umzuwandeln,  wurde  er- 
wogen und  bejaht.  Ein  ungenannter  Verfasser  suchte  die  Vor- 
teile des  Zwangsgesindes  oder  des  freien  Gesindes  gegeneinander 
abzuwägen.  Für  den  Dienst  der  Unterthanenkinder  spreche, 
ftihrte  er  aus,  dafs  der  Gerichtsherr  sie  willkürlich  strafen  könne, 
dals  die  EUtem  erkranktes  übernehmen  müssen,   dafs  man   bei 


*  Die  Kopfsteuer  von  1747  und  1749,  die  Personensteuer  von  1763 
und  1767  besteuerte  auch  das  Gesinde  (1767  einen  Knecht  mit  Zwangs- 
lohn mit  4  gr.,  ohne  Zwangslohn  mit  12  gr.;  einen  Ochsenjungen  mit 
Zwangslohn  mit  1  gr.,  ohne  Zwangslohn  mit  2  gr.  u.  s.  w.). 

*  Vorschlag  für  das  Beste  der  Herrschaften  und  Dienstboten.  Leipzig 
1744.  Zincken's  Teipz.  ökon.  Sammlungen  Bd.  IX.  S.  710.  X.  690.  933. 
XL  510.  XII.  834  (Von  d.  wirtschaftl.  Mifsbrauch  des  Guts  der  Dienste 
u.  Frohnen).  XVI.  1  (Vorschlag  f.  d.  gemeine  Beste). — Der  Eremit.  Leipzig 
1769.  Bd.  XII.  S.  288.  Wittenberger  Wochenblatt  1769.  S.  9.  Soll  der 
Bauer  auf  Reisen  gehen.  1770.  S.^59.  Von  der  Gesindem&kelei.  S.  341. 
349.    Von  der  Rohigkeit  des  Gesindes.  S.  1.  vgl.  1778.  S.  121.  132. 
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diesen  sich  in  Fällen  von  Bosheit  und  Nachlässigkeit  des  Zwangs- 
gesindes „erholen''  könne;  dagegen  spreche  dir  das  freie  Gesinde, 
dafs  man  von  ihm  „unermüdete  Dienste"^  abfordern  könne,  dsfs 
man  keinen  Zuspruch  der  Eltern  und  etwaige  Verschleppung  von 
Viktualien  zu  befürchten  habe  und  nicht  der  flinrede  begegne, 
die  Arbeit  dürfe  nur  nach  altem  Herkommen  verlangt  weraen  ^. 

Auch  in  der  Litteratur  werden  die  allbekannten  Klagen 
wiederholt:  es  herrsche  Mangel  an  Gesinde,  dasselbe  zöge  eine 
freie  Lebensart  dem  Dienste  vor,  es  sei  träge  und  verdrossen. 
Sonderbar  klingt  es,  wenn  man  liest,  dafs  (im  Eurkreis?)  Leute 
auf  dem  Lande,  selbst  Prediger  und  Superintendenten,  10 — 20 
Mädchen  zum  Spinnen  als  Arbeiterinnen  annahmen.  Die  Mädchen 
erhielten  zur  Aroeit  eine  geheizte  Stube  und  Spinngeld ,  konnten 
im  übrigen  aber  leben,  essen  und  trinken  wie  sie  wollten^. 

Psychologisch  interessant  ist  es  zu  beobachten,  wie  der 
Drang,  etwas  besseres  zu  bedeuten,  unter  den  dienenden  ELlasseo 
zunahm ;  that  es  die  Sache  nicht,  so  doch  wenigstens  der  Name. 
So  verlangten  jetzt  die  Dienstmädchen  Jungfer  (Hausjnngfer, 
Nähejungfer,  Haushälterin,  Ja  sogar  Kammerjungfer "*)  genannt  su 
werden.  Diese  „selbstgeniachten  Jungfern"  verstanden  nicht 
einmal  Strümpfe  zu  flicken,  Lappen  auszuwaschen  und  dergleichen 
mehr  und  doch  gaben  so  viele  Hausfrauen  ihren  Mädchen  diesen 
Titel,  weil  sie  glaubten,  damit  ein  vornehmeres  Ansehen  su  er- 
halten. Das  SdbstgefÜhl  der  Dienstboten  steigerte  sich  so  sehr, 
dafs  viele,  wie  berichtet  wird,  lieber  sich  mit  einem  geringeren 
Lohn  begnügten,  wenn  sie  nur  nicht  mit  einer  Küpe,  oder  einem 
Korbe  auf  dem  Rücken  ausgehen  muisten  ^. 

Dafs  unter  diesen  Umständen  die  Kleiderordnung  von  1750  \ 
welche  sich  vorzugsweise  gegen  die  dienenden  weiblichen  Erlassen 
richtete,  bei  den  Dienstmädchen  auf  heftigen  Widerstand  stiefs, 
braucht  kaum  einer  näheren  Begründung. 

Unsere  Darstellung  hat  ims  nur  immer  gezeigt,  wie  die  Lage 
des  Gesindes  sich  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  verschlech- 
terte. Auch  die  sociale  Gesetzgebung  des  XVIII.  Jahrfaunderta 
sucht  das  Gesinde  innerhalb  künstlich  errichteter  Schranken  zu 
halten  und  doch  fUUt  gerade  um  diese  Zeit  ein  Lichtstrahl  auf 
die  unteren  Klassen,  der  ihnen  eine  bessere  Zukunft  veriiieb. 

Die  gebildeten  und  besitzenden  Kreise  dachten  nicht  aua- 
schliefslich  daran,  den  Arbeitslohn  immer  mehr  herabzudrücken^ 


1  Zinckens  leipz.  ökoD.  Sammlung.  1751.  St.  83.  S.  944. 

2  Zinckens  leipz.  ökon.  Sammlung.  1761.  Bd.  XV.  S.  116.  (Von  der 
erofsen  Gesindenotn  des  Landmanns,  des  Handwerksmanns  und  anderer 
Gesindeherrschaften  in  Städten.) 

*  Zinckens  leipz.  ökon.  Sammlungen.  III.  Bd.  909.  Von  neuen  Ge- 
sindemifsbräuchen.  eb.  Bd.  X.  S.  667.  703.  Ausführliche  Instruktion  für 
Kammer  Jungfer  nnd  Mademoiselles  oder  Kinderfrau  leins. 

^  dod.  Aug.  I.  Fort.  Bd.  I.  S.  750;  nur  den  Dienstmädchen,  Aa«> 
geberinnen,  Köchinnen  und  jungen  Mägden  wurde  schlechterdings  anbe- 
fohlen, inländische  Waren  zu  tragen. 
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es  traten  auch  hochherzige  Männer  auf,  die  ihre  Thatkraft  und 
ihr  Vermögen  daransetzten,  Bildung  in  den  unteren  Schichten 
des  Volkes  zu  verbreiten,  um  auf  diesem  Wege  die  beklagten 
Mängel:  Trägheit  und  Liederlichkeit,  zu  überwinden  imd  den 
Gesindestand  sittlich  zu  heben. 

Baron  von  Hohenthal,  Kreishauptmann  des  Kurkreises,  er- 
richtete (um  1756^)  zu  Wittenberg  eine  ökonomisch-mechanische 
Kunst-  und  Gewerbeschide ,  später  Realschule  genannt,  in  der 
zumeist  Waisen-  und  Armenkindem  Unterricht  erteilt  wurde. 
Er  selbst  betonte,  dafs  er  von  dieser  Schule  eine  Hebung  der 
unteren  Klasse  erwarte^. 

Neue  Vorschläge  für  zu  errichtende  Gesindeschulen  tauchten 
jetzt. in  der  Litteratur^  auf  und  in  immer  weitere  Kreise  drang 
die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  Schul* 
Unterrichts.  Die  Landschaft  selbst  stellte  1763  den  Antrag  auf 
ElinfUhrung  der  Schulpflicht  und  1760  wurde  dieser  wirklich  auch 
von  der  Regierung  emgeftlhrt*.  Vom  5.  bis  zum  14.  Jahre, 
ausgenommen  vier  Wochen  in  der  Erntezeit,  mulsten  die  Kinder 
während  des  ganzen  Jahres  die  Schule  besuchen.  Die  Obrigkeit 
hatte  darauf  zu  halten,  dafs  Dienstherrschaften  gemietete  Kinder 
unter  14  Jahren  im  Winter  täglich  zwei  Stunden  auf  eigne  Kosten 
in  die  Schule  schickten. 

Der  Zwang,  welchen  der  Staat  in  diesem  Falle  ausübte, 
war  von  segensreichen  Folgen  begleitet. 

Die  kriegerischen  Unruhen  des  7  jährigen  Krieges  und  die 
zerrütteten  Münzverhältnisse  bewirkten  eine  allgemeine  Steigerung 
des  Arbeitslohnes.  Die  leitenden  Kreise  der  R^erung  gingen 
damals  noch  von  der  Ansicht  aus,  dafs  durch  Herabsetzung  des 
gestiegenen  Lohnes  und  der  Preise  der  Lebensmittel  und  Hand- 
werkswaren am  schnellsten  die  alte  wirtschaftliche  Blüte  ¥rieder 
zu  gewinnen  sei.  Kaum  war  der  Frieden  zu  Hubertusburg  ge- 
schlossen worden,  so  erging  schon  an  den  Rat  zu  Dresden  der 
Befehl:  „die  in  einer  der  Billigkdt  und  dem  neuen  Münzfulse 
gemäfsen  Proportion  zu  bestimmenden  Preise,  derer  Feilschaften, 
Handwerks-  und  Arbeitslöhne"  festzusetzen  (vom  30.  Mai  1763. 
Cod.  Aug.  L  Fort  L  Bd.  S.  860). 

*  1752  war  in  Dresden  für  die  kurf.  sftchs.  Stallbediensten,  Kutschern, 
Vorreutem,  Knechten  eine  Invaliden-,  Wittwen-  u.  Waisenkasse  (Brühl 
wurde  als  Stifter  besungen)  errichtet  worden. 

«  Zinckens  leipz.  ökon.  Sammlungen.  Bd.  Xu.  S.  713.  718.  AU 
ein  unermüdlicher  Vorkämpfer  far  bäuerliche  Freiheit  verdient  hervor- 
gehoben zu  werden,  der  schon  früher  erwähnte  Dresdner  Advokat  Joh. 
Leo.  Hauschild  (f  1794);  auf  seine  Bedeutung  kann  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden,  vgl.  seine  Jurist.  Abh.  von  Bauern-  und  Frohn- 
diensten.  Dresden-Leipzig  1771  (mit  Biographie)  und  daselbst  besonders 
den  „kurzen  Anweis  zur  besten  Ab^sung  von  rechtlichen  Klagen  der 
Bauern  wider  ihre  Gerichtsherrschaften  in  Dienst-Sachen^. 

*  Vgl.  u.  a.  Kurzer  Abrifs  von  höchst  nötigen  Gesindeschulen. 
Schrebers  Sammlungen.  Halle  1762.  9.  Tl.  S.  86. 

*  Cod.  Aug.  I.  Fort.  I.  Bd.  S.  247 
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Der  Regierung  lag  es  aber  nicht  daran  allein  eine  allgemeine 
Preisminderung  der  Löhne  *  u.  s.  w.  durchzusetzen ,  sie  verfolgte 
mit  diesem  Befehle  auch  den  Nebenzweck,  besonders  die  Arbeits- 
löhne der  Maurer  und  Zimmerer  herabzusetzen,  um  den  Wieder- 
aufbau der  Residenzstadt  zu  beschleunigen  =^. 

Ein  historischer  Rückblick  zeigt  uns,  dafs  schon  seit  dem 
Ausgange  des  Mittelalters,  meist  gleichzeitig  mit  dem  Erlafs  von 
OesindeTohntaxen ,  die  Löhne,  wie  die  Arbeitszeit  der  Maurer 
und  Zimmerer  gesetzlich  geregelt  wurden;  so  in  der  Landes- 
ordnung von  1482,  im  Mtinzmandat  und  Taxordnung  von  1623, 
in  der  Polizei-  und  Gesindeordnung  von  1661. 

Der  Rat  zu  Dresden  beeilte  sich  nicht  dem  erhaltenen  Be- 
fehl nachzukommen;  erst  nachdem  die  Regierung  in  scharfem 
Tone  ihn  wiederholte,  liels  er  sich  herbei,  eine  allgemeine  Drä- 
nung: Taxe  von  den  nötigsten  Lebensbedürfnissen  auch  Hand- 
werks- und  Arbeitslöhnen  am  13.  Febr.  1764  zu  erlassen. 
Von  einem  Widerstände  gegen  die  Sätze  dieser  Ordnung  war 
in  den  nächsten  Jahren  nichts  zu  hören ;  allein  das  Maurer-  und 
Zimmerhandwerk  kämpfte  in  Eingaben  und  Beschwerden  da- 
gegen an.  Sie  waren  aber  auch  durch  die  Herabsetzung  ihrer 
Löhne  in  Dresden  hart  betroffen  worden.  Vor  Erlafs  der  Tax- 
ordnung bekamen  sie  im  Sommer  9  Gr ,  im  Winter  8  Gr.  täg- 
lich, diese  verringerte  ihren  Lohn  um  täglich  2  Groschen!  Auf 
beiden  Handwerken  lastete  aber  aufserdem  noch  die  Verpflich- 
tung, jährlich  4 — 8  Wochen  —  sog.  Hofezug  —  gegen  einen 
täglichen  Lohn  von  nur  4  Groschen  flir  den  Hof  zu  arbeiten. 
Zuerst  war  der  Dresdner  Rat  nicht  geneigt,  die  Löhne  wiedör 
zu  erhöhen;  später  änderte  er  seine  Meinung.  Die  Ursachen 
dieses  Wechsels  veranlafste  eine  vom  städtischen  Baumeister  ver- 
fertigte Aufstellung  über  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Maurei'- 
und  Zimmergesellen.  Danach  brauchte  ein  Geselle  in  Dresden 
wöchentlich  zu  seinem  Lebensunterhalte  1  Thlr.  6  Gr.  3  Pfg., 
sein  Lohn,    ohne  den  Meistergroschen,    betrug  1  Thlr.  12  Gr.; 


*  Benutzt  wurden:  Loc.  13026.  Die  Regulirung  des  Münzwesens 
ingl.  der  Waren  u.  Viktuaiien.  1763.  Loc.  30548.  Die  nach  beendigtem 
7jährigen  Kriege  geschehene  Münzreduktion  erfolgte  Bestimmung  des 
Arbeitslohnes  aer  Maurer  und  Zimmerleute.  3  Bde.  1764 — 1818.  Loc. 
14357.  Die  in  Antrag  gekommene  Fixirung  des  Tagelohns  f.  Weibs- 
personen ingl.  f.  Maurer  und  Zimmerer.  17»9 — 1800.  Loc.  30548.  Die 
von  verschiedenen  Landes  Versammlungen  von  den  Ständen  angetragene 
Bestimmung  des  Tagelohnes  von  Weiospersonen.  Loc.  30410.  Die  Er- 
böhung  des  Gesindelohns  bei  der  dermaligen  Teuerung.  1761.  —  Dresdner 
Ratsarchiv:  C.  XXIV.  71.  Die  anbefohlene  Regulirung  der  Taxen  von 
d.  nötigsten  Lebensbedürfnissen,  auch  Handwerker-  U.Arbeitslöhne.  1764. 
C.  XXIV.  80.  Verz.  der  auf  höchsten  Befehl  regulierten  Taxen  u.  s.  w.  1764. 
C.  XXIV.  79.  CoUectio  der  von  den  Ober-  u.  Beiältesten  der  Innungen 
u.  Handwerkern  eingereichten  Anzeigen  vom  Preis  ihrer  Waren  u. 
Arbeitslöhnen.  1755—1764. 

■  Befehl  die  Arbeitslöhne  der  Maurer,  Zimmerer  u.  Handlanger 
betr.  28.  April  1764.  Cod.  Aug.  L  Fort.  L  Bd.  S.  878. 
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er  behielt  folglich  über  die  notdürftigste  Zehrung  5  Gr.  9  Pfg., 
wofür  er  das  Werkzeug  anschaffen,  Frau  und  Kinder  ernähren, 
Steuern,  Abgaben  und  Hauszins  entrichten,  für  sich  und  die 
Seinen  Kleidung  anschaffen  und  ausbessern  sollte.  „Wolle  daher 
ein  Geselle  die  Seinigen  nicht  Noth  leiden  lassen ,  so  müsse  er 
sich  die  ganze  Woche  mit  Wassey  und  Brot  begnügen.  Dies 
gäbe  keine  Kräfte  und  der  Bauherr  empfinde  dies  nachher  bei 
der  Arbeit"  ^ 

Wir  haben  die  Dresdner  Verhältnisse  etwas  ausführlicher 
geschildert,  weil  sich  in  den  anderen  sächsischen  Städten  genau 
dieselben  Vorgänge  abspielten.  Immer  wurde  vorzugsweise  der 
Lohn  der  Maurer  und  Zimmerer  herabgesetzt  und  stets  suchten 
diese  sich  dagegen  in  längeren  Eingaben  zu  wehren. 

Was  nun  die  Gesindeverhältnisse  betrifft,  so  treten  nach  dem 
7  jährigen  Kriege  dieselben  Erscheinungen  auf,  welche  wir  nach 
dem  30jährigen  Kriege  beobachten  konnten;  besonders  über  die 
Höhe  des  Gesindelohnes  klagten  die  Dienstherrschaften.  Vor 
dem  Kriege,  heifst  es,  habe  ein  Knecht  1(5 — 20  Gld.  bekommen, 
jetzt  verlange  er  40—50  Gld.;  eine  Magd  10 — 12  Gld.,  jetzt 
20—30  Gld.  Der  Mangel  an  Gesinde  sei  so  grofs,  daCs  ein 
Hauswirt  fast  nicht  im  stände  wäre,  seine  Wirtschaft  und  den 
Feldbau  „hauswirtschaftlich"  fortzuführen;  die  Felder  müfsten 
unordentlich  bestellt,  oder  sogar  unbesät  liegen  bleiben.  Dabei 
herrsche  kein  Mangel  an  für  den  Dienst  tauglichen  Personen, 
aber  aus  unverantwortlichem  Eigennutze  wolle  jeder  bei  den 
wohlfeilen  Preisen  des  Getreides  und  der  Viktualien  nicht  um 
den  Tagelohn,  viel  weniger  um  einen  Jahreslohn  arbeiten,  sondern 
lieber  zu  Hause  niüfsig  aufliegen  und  irgend  eine  häusliche 
Arbeit  betreiben.  Die  Dienstherrschaften  beherrsche  die  Furcht, 
dafs  das  Gesinde  keine  Dienste  bei  derjenigen  Herrschaft  an- 
nehme, welche  die  Bestimmungen  der  Gesindeordnung  beachtet 
wissen  wollte.  Die  auf  den  Dörfern  durchgängig  zur  Gewohnheit 
werdende  bürgerliche  Tracht  veranlasse  dem  Gesinde  mehr  Aus- 
gaben als  die  Bauernkleidung  2. 


*  Loc.  30548.  Die  nach  beendigtem   Kriege  u.  s.«  w.   I.  Bd.  S.  52. 
Bericht  des  Rats  zu  Dresden  vom  18.  Mai  1764. 

'^  Vgl.  Eingabe  von  Rittergutsbesitzern  im  Amtsbezirk  Borna  vom 
8.  März  1764 ;  Eingabe  verschiedener  Einwohner  der  im  Kreisamt  Dresden 
gelegenen  Dorfschaften  v.  J.  1768  in  Loc.  6527.  Die  von  d.  Ständen  .  .  . 
zur  Besserung  .  .  .  I.  Bd.  S.  12.  81.  Desgl.  Landtagsverhandlungen 
pass.  Es  wurden  benutzt:  Loc.  2351.  Die  neu  erläuterte  und  verbesserte 
Gesindeordnung.  1763.  Loc.  6521.  Die  von  den  Ständen  zur  Verbesserung 
der  1735  publicirten  Gesindeordnung  gemachten  Vorschläge.  3  Bde. 
1763/69.  Loc.  6550.  Mandat  wegen  Bauemsöhne,  2  Jahr  bei  Gerichts- 
herrn u.  2  Jahr  bei  einem  Bauer  als  Knecht  zu  dienen.  1766.  Loc.  6551 
Die  von  Ständen,  von  Ritterschaft  und  Städten  beim  Landtag  1766  ange 
brachten  Gravamina  in  Justiz  11.  Polizei.  1769  Loc.  30934.  Gesindeordnung. 
IV.  Bd.  1767—1805.  Finanz-Arch.  Rep.  47.  Amt  Stolpen  32.  Loc.  380^. 
Errichtung  eines  neuen  Erbbuchs  auch  Erbzinsbuchs  u.  Dienstregister 
im  Amt  Stolpen.  1753.    Desgl.  Amt  Stolpen  53.   Loc.  38084.  Renterey- 
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Danach  war  es  dem  freien  Gesinde  gelungen,  sein  Lohn- 
einkommen zu  verbessern,  das  Zwangsgesinde  aber  blieb  an  die 
in  E}rbregistern  festgesetzten  Lohnsätze  gebunden.  Die  Re^crung 
des  Stiftes  Merseburg  £a.nd,  dafs  der  Zwangslohn  dem  Gesinde 
zu  „wehe**  thue  und  sie  beantragte  —  9.  Nov.  1761  —  in 
Dresden  eine  gesetzliche  Erhöhung  des  Zwangslohnes,  um  ihn 
mehr  in  Übereinstimmung  mit  den  allseitig  gestiegenen  Preisen 
zu  bringen.  Die  Landesregierung  erklärte  sich  jedoch  in  einem 
längeren  Gutachten  an  das  geh.  Consüium  (vom  18.  Dezbr.  17C1) 
gegen  jede  Erhöhung-  des  Zwangsgesindelohnes.  Diese  würde, 
meinte  man,  unter  dem  Gesinde  eine  allgemeine  Bewegung  ver- 
anlassen, auch  könnten  die  Rittergüter  nicht  bestehen,  wenn  der 
Ackerbau  nicht  durch  die  Erbunterthanen  bestellt,  die  Haus- 
haltung von  deren  Kindern  besorgt  werde.  Ausschlaggeb^id 
war  aber  der  Gedanke  der  Unantastbarkeit  der  Erbregister.  Die 
Verpflichtung  des  Erbgesindes  beruhe  vielfach,  wurde  von  der 
Landesregierung  ausgeführt,  auf  Herkommen  und  den  Erbregistem, 
„daher  mul's  auch  das  Zwangsgesinde  mit  dem  hergebrachten 
wenigen  Lohn  sich  begnügen  lassen,  ohne  Absicht,  ob  es  zur 
Erlangung  des  nötigen  Bedürfnisses  .an  Kleidern  und  Wäsche 
damit  auskommen  könne  oder  nicht.*"  Der  Zwangsdienst  sei 
mit  der  ursprünglichen  Rittergutsverfassung  eingeführt  worden 
und  jetzt  stehe  dies  Recht  dem  Rittergute  als  ein  jus  quaesitum 
zu;  unter  keinerlei  Vorwand  könnten  die  Unterthanenkinder  eine 
Erhöhung  verlangen,  sie  blieben  vielmehr  verbunden,  die  durch 
die  Zeitumstände  sich  vergröfsernde  Last  zu  tragen,  „wie  die 
Pferde-  und  Handfröhner  die  schuldigen  Dienste  olme  Entgelt 
leisten  müfsten,  wenn  gleich  das  Futter  und  Brot  noch  so  teuer 
sei**  ^.  Auf  diesen  Bericht  hin  lehnte  der  König  die  vom  Stift 
Merseburg  befürwortete  Erhöhung  des  Zwangsgesindelohnes  ab. 

Auf  den  Landtagen  von  17t53  und  1766  trat  dann  wieder 
die  Gesindefrage  in  den  Vordergrund  der  ständischen  Verhand- 
lungen imd  die  Ritterschaft  reichte  umfangreiche  Gutachten  über 
die  Verbesserung  der  Gesindeordnung  von  1735  ein.  Und  aber- 
mals stellte  sie  die  Forderung,  welche  sie  schon  1722  erhoben 
hatte,  auf:  jedes  Kind  eines  Bauern  solle  —  ohne  es  „seiner 
natürlichen  Freiheit  zu  berauben**  —  bei  der  Landwirtschaft 
erhalten  bleiben;  jede  Veränderung  seines  Standes,  sei  es  durch 
Erlernung  seines  Handwerks,  sei  es  durch  Verdingung  als  Dienst- 
bote in  den  Städten,  oder  als  Arbeiter  in  den  Fabriken,  ihm 
verboten  werden. 


Acten.  Die  von  den  Amtsunterthanen  zu  8tolpen  u.  Ostra  zum  Vor- 
werk Rennersdorf  zu  leistenden  Dienste  und  Auslesune  des  Gesindes. 
1753.  Desgl.  Amt  Hohnstein  79.  Loc.  37  968.  Die  streitigen  Dienste  bei 
Vorwerk  Hohnstein.  1750.  Loc.  6192.  Verschiedene  aus  sämmtl.  Greisen 
des  Churf.  weg.  des  Nahrungszustandes  der  Unterthanen  ergangeneu 
Nachrichten.  1769. 

1  Loc.  30410.  Die  Erhöhung  des  Gesindeloluis.  1761. 
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Im  einzelnen  dachte  sich  dies  die  Ritterschaft  folgender- 
mafsen  :  um  zimächst  das  Abströmen  ländlicher  Arbeitskräfte  in 
•die  Fabriken  und  in  die  Hausindustrie  zu  verhindern ,  sollten 
Söhne  und  Töchter  der  Bauern  nicht  eher,  als  nachdem  sie  vier 
Jahre  auf  dem  Lande  als  Dienstboten  oder  Tagelöhner  gedient 
und  einen  Geburtsbrief  ausgestellt  erhalten  hätten,  zu  den  Woll- 
und  Leinenmanufakturen  zugelassen  werden;  die  Aufnahme  in 
gewissen  Betrieben  (z.  B.  Tuchmacherei,  Zeugweberei)  sollte  nur 
in  gewissen  Ausnahmefällen  gestattet  werden.  Ferner  sollte  die 
Autdingung  in  einem  Handwerke  nur  unter  der  Bedingung,  dafs 
der  Nachsuchende  bereits  vier  Jahre  in  der  Landwirtschaft  ge- 
dient und  das  17.  Lebensjahr  bereits  tiberschritten  hätte,  erfolgen 
dürfen.  Hier  leitete  die  Ritterschaft  wohl  der  Gedanke,  dals 
die  Innungen  einen  Bauernburschen  von  17  Jahren  als  Lehrling 
nicht  mehr  annehmen  würden. 

Dann  sollte  der  Staat  die  Freizügigkeit  beschränken.  Die 
Erfahrung  lehre,  wie  die  Ritterschaft  behauptete,  dafs  die  Wander- 
arbeiter ihre  beste  Kraft  im  Auslande  zusetzten  und  als  Krüppel 
und  ungesund  zurückkehrten;  „zu  dem  Ende  (sollte  die  Obrig- 
keit) alle  diejenigen,  von  welchen  sie  dergleichen  Vorhaben  ent- 
decken, oder  auch  nur  zu  vermuten  Grund  habe,  imvorzüglich 
vor  sich  fordern  und  ermahnen  im  Lande  zu  bleiben  .  .  .  wie 
überhaupt  nach  der  Ritterschaft  Dafürhalten,  das  in  dem  Dorfe 
eingebome  Gesinde  sich  ohne  vorheriges  Anmelden  bei  der  Ge- 
richtsobrigkeit .  .  .  nicht  wegziehen,  viel  weniger  am  zweiten 
Orte  ohne  Attest  in  Dienst  oder  sonst  aufgenommen"  werden  solle. 

Damit  sind  die  Forderungen  der  Ritterschaft  nicht  erschöpft. 
Sie  verlangte,  dafs  alle  angesessenen  Erbgerichtsunterthanen  und 
ihre  Kinder  auch  nach  geleistetem  Zwangsdienste,  vorzüglich 
ihi'em  Erbherm  als  Tagelöhner  oder  als  Gesinde  zu  arbeiten  ver- 
pflichtet werden  sollten ;  weder  die  „blofse"  Heirat,  noch  der  Betrieb 
eines  Handwerkes  oder  Geschäftes,  welches  wie  Wollkämmen, 
-spinnen,  Korb-  und  Strohflechten  in  müfsigen  Stunden  ver- 
richtet werden  könnte,  sollte  das  Vorrecht  des  Gerichtsherm  be- 
jschränken. 

Mit  der  Rechtspflege,  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe, 
4er  Verhetzung  des  Gesindes  durch  „ungewisse"  Advokaten,  be- 
zeigte die  Ritterschaft  ihre  Unzufriedenheit.  Sie  erklärte  es  für 
erwünscht,  wenn  die  zwischen  den  Gutsobrigkeiten  und  ihren 
Unterthanen  schwebenden  Rechts8ti*eitigkeiten ,  anstatt  durch  die 
kostspieligen  Vorbeschiede  der  Landesregierung,  in  Güte  durch 
die  Kreis-  und  Amtshauptleute ,  oder  durch  die  benach- 
barten Rittergutsbesitzer  beigelegt  würden. 

Schliefslich  ersuchten  sie  die  Regierung,  mit  den  Grenz- 
.Btaaten  ein  Abkommen  über  eine  gemeinsame  Regelung  des 
«Gesindelohns  zu  treffen,   einstweilen  aber  den  Gesindelohn  um 
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^'6  ZU  erhöhen  und  eine  Taxe  des  Tagelohnes  gleichzeitig  aufzu- 
stellen/   Der  Zwangsgesindelohn  wäre  keinenfalls   zu  erhöhend 

Noch  nie  waren  von  der  Ritterschaft  so  weitgehende  For- 
derungen gestellt  worden.  Welch  andauernde  Kämpfe  waren  auf 
dem  Landtage  1660/61,  als  die  Ritterschaft  den  Zwangsdienst 
forderte,  ausgefochten  worden!  Nach  Schlufs  des  Landtages 
reichten  damals  noch  die  Vertreter  der  Städte  und  Universitäten 
Immediateingaben  beim  Kurfürsten  ein,  in  denen  sie  die  Freiheit 
des  Bauerstandes  warm  verfochten.  Wie  hatten  sich  aber  inner- 
halb  100  Jahre  die  Lage  der  socialen  Parteien  verschoben.  Jetzt 
auf  den  Landtagen  von  1763  und  1766,  wo  es  sich  um  Abwehr 
eines  viel  schwerer  wiegenden  Angriffes  der  Ritterschait  handelte; 
bemerkten  nur  einmal  ganz  beiläufig  die  Vertreter  der  Städte^ 
dafs,  wenn  Bauernkindem  der  Zutritt  zu  den  Wollmanufakturen 
u.  s.  w.  veboten  werde,  die  Fabriken  schwer  darunter  leiden 
würden,  auch  schiene  ihnen  ein  derartiges  Verbot  mit  der  natür- 
lichen Freiheit  nicht  gut  vereinbar. 

Nur  die  Staatsregierung  stellte  sich  nicht  auf  den  Stand- 
punkt einer  Klassenvertretung ;  mit  klaren,  dürren  Worten  sagte 
sie  in  ihrem  Berichte:  die  Ritterschaft  wolle  nichts  anderes  als 
einen  auf  Leibeigenschaft  hinauslaufenden  Zwang  über  die  Unter- 
thanen  ausüben  und  sie  ihrer  —  durch  die  gemeinen  Rechte 
und  öffentlichen  Landesgesetze  verbürgten  —  natürlichen  Frei- 
heit entsetzen.  Das  Wohl  der  Gutsunterthanen  verlange  auch 
Berücksichtigung.  Meist  müfsten  diese  sich  kümmerlich  ernähren, 
um  die  landesherrlichen  Abgaben  zu  entrichten.  Hindere  man 
sie  am  Erwerbe,  so  würden  sie  bald  ihre  verschuldeten  Häuser 
und  Grundstücke  verlassen  und  in  andere  Länder  ziehen.  Der 
Endzweck  der  Gesindeordnung  sei  nicht  darauf  gerichtet,  den 
einseitigen  Interessen  der  Erb-  und  Gerichtsherren  zu  dienen, 
sondern  das  Gesinde  bei  der  Landarbeit  zu  erhalten,  damit  es 
heirate,  die  wüsten  Güter  annehme  und  das  Land  bevölkere^. 
Von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend,  kam  die  Landesregierung 
in  längerer  Ausführung  —  ihr  Bericht^  ist  60  Folioseiten  lang 
—  dazu,  fast  alle  Forderungen  der  Ritterschaft  abzulehnen. 

Und  doch  willigte  auf  dem  Landtage  von  176B  die  Re- 
gierung in  eine  Revision  der  Gesindeordnung ;  gleichzeitig  schärfte 
sie  in  einem  General-Befehle  vom  31.  März  1764^  die  genaue 
Beobachtung  der  alten  Gesindeordnung  ein  und  wies  die  Obrig- 
keiten an,  das  müfsige  Gesinde  mit  Strafen  zur  Annahme  von 
landwirtschaftlichen  Diensten  zu  zwingen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  ging  die  Regierung  nach  den 
Landtagsverhandlungen  von  1766;  ein  Mandat  vom  6.  Nov.  1766 


*  Eingaben  der  Stände  vom  25.  Okt.  1763,  17.  Juli  1766.  Loc  6527. 
Die  von  den  Ständen  ...  I.  Bd.  Bl.  37.  40.  56. 

«  Vom  28.  Juli  1769.  Loc.  6527.  Die  von  den  Ständen .  . .  Bd.  I.  Bl.  50. 
»  Cod.  Aug.  I.  Fort.  I.  Bd.  S.  874. 
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führte  die  vierjährige  Zwangsarbeit  fUr  landwirtschaftliches  Ge- 
sinde ein.  Damit  hatte  die  Ritterschaft  das  seit  1722  angestrebte 
Ziel  erreicht,  nnd  ein  neuer  überaus  harter  Druck  war  auf  die 
unteren  Klassen  gelegt  worden.  Wenn  auch  in  erster  Linie  die 
Machtstellung  und  der  politische  Einflufs  der  Grundbesitzer  alle 
widerstrebenden  Strömungen  überwand  und  die  Regierung  beein- 
flufste,  so  waren  doch  auch  bei  Erlals  des  Mandates  noch  andere, 
aUgemeine.  wirtschaftspolitische  Erwägungen  mafsgebend.  Diese 
werden  klarer  hervortreten,  wenn  wir  kurz  die  Stellung,  welche 
die  Regierung  gegen  den  Dorfhandel  und  das  Hausieren  ein- 
nahm, betrachten. 

Wie  man  im  Anfange  des  17.  Jahrh.  durch  Verbote  die 
Ausbreitung  der  Hausindustrie,  freilich  vergeblich,  zu  beschränken 
versuchte,  so  seit  dem  des  18.  Jahrh.  den  Hausierhandel  und 
die  auf  dem  Lande  betriebene  Kramerei.  Auf  einzelne  seit  1719  ^ 
erlassene  Mandate  u.  s.  w.  erfolgte  nach  dem  7  jährigen  Kriege 
ein  gröfseres  planvolles  Vorgehen. 

Am  2.  Dez.  1763  erging  der  Befehl  *  an  das  General- Accis- 
Kollegium,  die  Dorfaccisordnung  zu  revidieren  und  den  einge- 
rissenen starken  Dorf  handel,  den  Ordnungen  gemäfs,  in  die  Städte 
zu  verweisen.  Das  Kollegium  wies  in  einer  längeren  Entgegnung 
darauf  hin,  was  alles  seit  vielen  Jahren  von  ihnen  in  dieser  Sache 
vergeblich  geschehen  sei ;  aber  in  Wahrheit  fehlte  diesem  Kollegium 
der  rechte  Ernst.  Wie  das  Geh.  FinanzkoUegium  erblickte  es 
in  jeder  Erweiterung  des  Handels  einen  Vorteil  flir  das  Land, 
in  jeder  Einschränkung  einen  Nachteil;  beide  Kollegien  suchten 
innerhalb  der  Regierung  oft  in  recht  einseitigem  Ressortinteresse, 
die  Bedürfnisse  des  Handels  und  des  Gewerbes  zu  befriedigen, 
während  die  Landesregierung  die  Landwirtschaft  vertrat.  Zwischen 
diesen  Kollegien  herrschte  deshalb  viel  Zank  und  Streit. 

Gleich  nach  dem  7jährigen  Kriege  wurde  eine  ganze  Reihe 
von  Verordnungen  und  BefeÜen  erlassen,  welche  das  Hausieren 
verboten,  so  am  16.  April  1764  (wider  das  Hausieren  mit  aus- 
ländischein ZwiUich  u.  s.  w.),  am  12.  Dez.  1764  (das  unbefugte 
Hausieren  mit  Strumpfwaren),  am  3.  Juni  1765  (unzulässiges 
Hausieren  und  Handeln  mit  leinenen  Waren)  ^,  vgl.  femer  die  Be- 


*  Vgl.  General  v.  10.  Juli  1719;  Mandat  vom  15.  Sept.  1750  (wider 
das  Hausiren  in  Städten  u.  auf  d.  Lande  nebst  Erläuterung  vom 
10.  Juni  1751);  General  v.  28.  Juni  1751  (es  gestattete  den  Erzgeb.  Unter- 
tlianen  das  Herumtragen  von  Spitzen,  kurzer  Ware),  u.  General  vom 
2.  Jan.  1754.  —  Desgl.  Loc.  2345.  Die  Einschränkung  des  Dorf  handeis 
und  der  Handwerker  auf  dem  Lande.  4  Bde.  1764/1804.  Loc.  1427.  Die 
Einschränkung  des  Dorfhandels  und  der  Handwerker  auf  dem  Lande. 
1766.  Loc.  11090.  Das  Hausiren  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande, 
ingl.  liederliches  (Gesinde.  1750/1805. 

2  Loc.  2344.  Einschränkung  des  Dorfhandels.  Bd.  I.  S.  2. 

3  Cod.  Aug.  L  Forts.  I.  Bd.  S.  878.  892.  900. 
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fehle  vom  29,  Juni  1765,  vom  13.  Sept.  1765  \  Das  wich- 
tigste Gesetz  aber  ist  das  Mandat  vom  28.  Jan.  1769^:  wegen 
Einschränkung  des  Dorf  handeis  und  der  Handwerker  auf  dem 
Lande.  Die  Tendenz  dieses  Gesetzes  ist  in  der  Einleitung  klar 
ausgesprochen.  Um  den  Verfall  der  städtischen  Nahrung  zu 
verhüten,  wird  Handel  und  Gewerbe  in  die  Städte  verwiesen 
und  die  Zahl  der  auf  dem  Lande  zu  duldenden  Handwerker 
bestimmt  Gleichzeitig  soll  die  ländliche  Bevölkerung  keine 
bürgerlichen  Gewerbe  auf  den  Dörfern  treiben,  um  zu  ihrer 
ursprünglichen  Bestimmung:  der  Arbeit  in  der  Landwirtschaft, 
zurückgebracht  zu  werden.  So  hoffte  man  den  Mangel  an  Ge- 
sinde und  Tagelöhnern  zu  beseitigen,  die  Landwirtschaft  in  einen 
besseren  Anbau  zu  bringen  und  überhaupt  für  Stadt  und  Land 
ein  alle  Teile  befriedigendes  Verhältnis  herzustellen. 

Im  übrigen  bestimmte  das  Mandat,  dafs  in  jedem  Dorfe 
nur  eine  Person  Kramerei  treiben  dürfe ;  es  schränkte  den  Hand- 
werksbetrieb sehr  ein  und  verbot  die  Errichtung  von  Manu- 
fakturen und  Fabriken  ohne  besondere  Konzessionen  auf  dem 
Lande.  Die  Durchführung  dieser  Bestimmungen  wurde  nicht 
dem  den  Handel  begünstigenden  PinanzkoUegium ,  sondern  der 
agrarische  Interessen  verfolgenden   Landesregierung  übertragen. 

Dieselben  Grundgedanken  finden  sich  wieder  in  dem  Man- 
dat von  1766^.  Es  bestimmte,  dafs  jeder,  der  vom  Bauern- 
stände abstamme,  nach  vollendetem  14.  Lebensjahre  —  nicht 
eher,  weil  sonst  die  Eltern  die  Kinder  leicht  dem  notwendigen 
Schulunterricht  entziehen  könnten  —  vier  Jahre  in  Sachsen  in 
der  Landwirtschaft  dienen  müsse.  Zwei  Jahre  davon  hatte  der 
Unterthan  „vorzüglich**  bei  der  Gerichtsobrigkeit  abzudienen. 
Die  Obrigkeiten  wurden  ermahnt,  sich  gegen  „das  zum  Dienst 
gezwungene  Gesinde**  der  Billigkeit  gemäfs  zu  bezeigen  und  alle 
ungebührlichen  Härten  zu  vermeiden.  Als  Motiv  zu  dem  Gesetz 
ftthrte  das  Mandat  an :  die  Wohlfart  der  sächsischen  Lande  durch 
möglichste  Begünstigung  des  Ackerbaues  zu  fördern,  den  Land- 
wirten tüchtige  Knechte  zu  verschaffen  und  die  aus  dem  Bauei*n- 
Stande  herkommenden  Personen  in  der  Landwirtschaft  zu  er- 
halten. 

Der  bekannte  sächsische  Kameralist,  Professor  Rössig  in 
Leipzig,  meinte,  dieses  Mandat  gebe  einen  neuen  Beweis  von  der 
gesetzgebenden  Klugheit  Sachsens  in  Polizeisachen,  es  bestätige 
den  Ruhm,  wie  weit  man  von  Strenge  in  der  Regierung  entfernt 


1  Cod.  Aug.  I.  Fort.  L  Bd.  S.  902.  904. 

ä  Desgl.  S.  942. 

8  Mit  Erläuterung  vom  31.  März  1767.  (Cod.  Aug.  1.  Fort.  I.  Bd. 
S.  948.)  Am  31.  Juli  1766  war  der  Landesregierung  der  Auftrag  zur 
Abfassung  des  Mandates  zugegangen ,  am  10.  Nov.  konnte  schon  die 
Publikation  erfolgen. 
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sei;  diese  sanfte  Art  zu  herrschen  sei  das  Band,  welches  den 
Unterthan  an  das  Land  fessele^. 

In  der  Praxis  zeigte  sich  bald,  dafs  dies  Mandat  eine  Lücke 
besafs  und  leicht  umgangen  werden  konnte.  Alle  diejeni^^en, 
welche  schweren  körperlichen  Anstrengungen  nicht  gewachsen 
waren,  konnte  die  Landesregierung  von  den  vier  Dienstjahren 
lossprechen  Zu  dem  Dispensationsgesuche  hatte  der  Bittsteller 
ein  ärztliches  Zeugnis,  ein  Priesterzeugnis  u.  s.  w.  beizubringen; 
die  Kosten  hierfür  waren  hoch  und  betrugen  über  2^2  Thlr.; 
da  auch  zur  Abfassung  eines  Gesuches  ein  Advokat  hinzugezogen 
werden  mufste,  war  ärmeren  Bauern  dieser  Weg  meist  abge- 
schnitten. Ein  Übelatand,  der  in  späteren  Verhandlungen  oft 
hervorgehoben  wurde.  Auch  pflegten  Gerichtsherm  oder  deren 
Pächter,  nach  den  Angaben  des  hervorragenden  sächsischen 
Staatsrechtslehrers  von  Römer,  auf  die  zwei  Dienstjahre  zu  verzichten 
imd  gegen  Bezahlung  ein  Zeugnis  auszustellen,  dafs  der  Betreffende 
wirklich  bei  ihnen  gedient  habe:  „so  viel  mufs  man  überhaupt 
gestehen,  dafs  der  Bauernstand  in  Absicht  der  ledigen  und  unan- 
sässigen Personen,  durch  den  Dienstzwang  sehr  gedrückt  wird"  ^. 

Dann  aber  förderte  das  Mandat  die  Ausbreitung  der  Fabriken 
auf  Kosten  des  Handwerks.  In  eine  Fabrik  oder  Manufaktur 
konnte  jeder  ungehindert  eintreten ;  nur  wer  als  Lehrling  in  eine 
Innung  aufgenommen  werden  wollte,  mufste  vorher  die  vier 
Jahre  dienen.  Doch  in  denjenigen  Gegenden  Sachsens,  wo  es 
keine  Fabriken  gab,  litt  der  Bauernsohn  unter  der  vollen  Strenge 
des  Gesetzes. 

Das  Mandat  bedeutete  einen  der  schwersten  Eingriffe  in  die 
persönliche  Freiheit  des  Bauern  und  Tagelöhners.  Es  beschränkte 
die  freie  Wahl  von  an  und  für  sich  erlaubten  Gewerben  Nur 
wenn  es  der  Wohlfart  des  Staates  gedient  hätt«,  wäre  es  be- 
rechtigt imd  entschuldbar  gewesen.  Wie  die  Folge  zeigte,  nützte 
es  den  Gutsbesitzern  wenig  Vmd  verhinderte  das  Heranbilden 
eines  Stammes  tüclitiger  Handwerker;  es  vermehrte  aber  durch  den 
Zuzug  von  Arbeitern  in  die  Fabriken  die  proletarierhafte  Be- 
völkerung auf  dem  Lande  und  verstärkte  schliefslich  den  schweren 
Druck,  der  auf  den  unteren  landwirtschaftlichen  Klassen  lastete. 

So  leicht  es  nun  ist,  über  dieses  Mandat  ein  absprechendes 
Urteil  zu  filllen,  man  mufs  trotzdem  anerkennen,  dafs  es  der 
erste  gröfsere  Versuch  war,  ein  Problem  zu  lösen,  vor  dem 
unsere  Vorväter  ebenso  ratlos  dastanden,  wie  wir  heute. 

Dem  landwirtschaftlichen  Beruf  haftet  vor  allen  anderen  eine 
Eigentümlichkeit  an :  nur  wer  von  Kindesbeinen  an  auf  dem  Lande 
gelebt  hat,  besitzt  die  Fähigkeit  ein  Landwirt  zu  werden;    man 

*  Rössig  K.  G.  Versuch  einer  pragmatischen  Geschichte  der 
Ökonomie-,  Polizei-  und  Kameralwi^senschaften  seit  dem  XVI.  Jahrh. 
Leipz.  1781.  I.  Tl.  S.  67. 

'  Römer,  Staatsrecht  und  Statistik  des  Kurf.  Sachsen.  Leipz.  1792. 
3.  Tl.  S.  194.  Note  a. 
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mufs  gleichsam  in  die  Landwirtschaft  hineingeboren  werden; 
anders  in  allen  übrigen  Erwerbsarten;  hier  können  wir  ohne 
Nachteil  einen  ständigen  Wechsel  des  Berufes  vom  Vater  zum 
Sohne  beobachten.  Die  Landwirtschaft  nimmt  nicht  anderwärts 
losgelöste  Kräfte  in  sich  auf;  kein  Übergang  aus  einem  anderen 
Berufe  zu  ihr  findet  statt;  die  Kräfte,  welche  sie  bedarf,  müssen 
folglich  auch  von  ihr  erzeugt  werden.  So  lange  die  Landwirt- 
schaft das  ausBchlaggebende  Oewerbe  war,  konnte  sie  ohne  Nach- 
teil ihre  überschüssigen  Kräfte  anderen  Berufen  abgeben;  aber 
mit  dem  Aufblühen  der  Industrie,  mit  der  Entwicklung  moderner 
Wirtschaftsformen,  wurden  auch  der  Landwirtschaft  die  ihr 
nötigen  Kräfte  entzogen.  Da  sie  nur  in  sich  selbst  Ersatz  ihrer 
Kräfte  finden  konnte,  galt  es  das  Problem  zu  lösen,  die  in  der 
Landwirtschaft  Geborenen  und  Erzogenen  bei  ihr  zu  erhalten. 

Der  Gedanke,  von  dem  das  Mandat  ausginge  war  ein  sanz 
richtiger.  Wer  bis  zu  seinem  19.  Lebensjahre  ausschliefslich  in 
der  Landwirtschaft  arbeitet,  hat  die  notwendigen  Kräfte  und 
auch  meist  die  Neigung  ftir  diesen  Beruf  gewonnen;  seltener 
wird  er  noch  zum  Gewerbe  und  zur  Industrie  über^hen;  der 
Weg  dagegen,  den  das  Mandat  einschlug,  um  dieses  Ziel  zu  er- 
reichen, mufste  zu  einer  Schwächung  des  Staatskörpers  ftihren 
und  schliefslich  scheitern. 

E3s  bedurfte  noch  längerer  Verhandlungen  nach  Schlufe  des 
Landtages  1763^  bis  endlich  am  16.  Nov.  1769  die  „neu  erläuterte 
und  verbesserte  Gesindeordnung"  veröfientlicht  wurde  (Cod.  Aug. 
I.  Fort.  I.  Bd.  S.  968).  In  der  Hauptsache  ist  sie  nur  eine 
redaktionelle  Umarbeitung  der  Ordnung  von  1735;  die  Strafen 
gegen  müfsiges  Gesinde  werden  verschärft,  das  Verbot  aUer  Ge- 
sindemäkelei auft*echt  erhalten.  Wichtig  sind  die  weitjfc^henden 
Bestimmungen  über  die  Minderung  der  bürgerlichen  Ehre  des 
Gesindes  und  seiner  Beschränkung  in  der  Prozefsfilhrung.  Der 
Richter  soll  das  Gesinde,  wenn  es  seine  Herrschaft  verklagt,  ab- 
weisen, nur  wenn  das  Korrektionsrecht  überschritten  erscheint, 
darf  er  einschreiten,  jedoch  nicht  zu  sofortiger  Vernehmung, 
sondern  zuerst  soll  er  bei  der  Dienstherrschaft  Erkundigung  ein- 
ziehen. Ergiebt  sich  daraus,  dafs  eine  Untersuchung  angezeigt 
wäre,  so  hat  der  Richter  bei  Herrschaften  von  distinguiertem  Stande 
Bericht  an  die  Landesregierung  zu  erstatten  und  deren  fernere 
Weisung  abzuwarten.  Wurde  ungerechtfertigter  Weise  dem  Ge- 
sinde der  Vorwurf  eines  infamierenden  Verbrechens  gemacht,  so 
durfte  nicht  auf  Abbitte  oder  Ehrenerklärung  erkannt  werden; 
das  Gesinde  mufste  sich  ^mit  einem  blofsen,  auch  allenfaUs 
aufs  ergerichtlichen  Erkenntnis  über  seine  Unschuld"  be- 
gnügen. In  Irrungen,  die  zwischen  Gutsherrschaften  und  ihren 
Unterthanen  über  Erbregister,  Recesse,  Verträge  entstanden,  wfu* 
kein  Prozefs  gestattet;  nach  „vorgängiger  Cognition"  sollte  so- 
fort entschieden  werden.     Advokaten,    die  das   Gesinde  in    der 
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Führung   seiner   Rechtsansprüche    hätten    unterstützen  können, 
wurden  verwarnt,  in  Gesindesachen  Prozesse  zu  führen. 

Dagegen  waren  die  Forderungen  der  Ritterschaft  auf  weitere 
Ausdehnung  des  Zwangsdienstes  nicht  bewilligt  worden,  und  die 
Beschränkungen  der  letzten  Ordnung,  wie  dafs  kein  Gerichtsherr 
mehr  Zwangsgesinde,  als  er  in  seiner  Haushaltung  brauche, 
halten  dürfe,  wurden  beibehalten. 

Ein  eigner,  neu  hinzugekommener  Titel  handelte  vom  die- 
bischen Gesinde.  Im  Laufe  der  Jahrhunderte  hatten  die  An- 
sichten, ob  ein  Hausdiebstahl  härter  oder  milder  zu  beurteilen 
sei,  geschwankt  Bis  in  das  16.  Jahrh.  herrschte  in  Sachsen 
die  mildere  Auffassung  vor.  Die  Konstitution  Kurfürst  Augusts 
von  1572  —  T.  28  von  dem  Diebstahl  der  Hausgenossen  —  hob 
jeden  Unterschied  zwischen  einem  gewöhnlichen  und  einem  Haus- 
diebstahl auf.  Es  scheint  aber,  als  ob  die  Gerichtshöfe  „allerlei 
Interpretationen  und  Observationen"  daran  geknüpft  hätten,  denn 
ein  Mandat  von  1719  —  wegen  geschwinder  Exequirung  wider 
die  Diebe  und  Räuber  —  will  wieder  den  gemeinen  Hausdieb- 
stahl  nach  dem  buchstäblichen  Inhalt  der  Konstitution  bestraft 
wissen  ^.  Hierin  folgt  die  Gesindeordnung.  Die  Strafe  war  eine 
sehr  hohe.  Gesinde,  das  auf  einmal,  oder  auch  nach  und  nach 
Sachen  über  12  Thlr.  an  Wert  gestohlen  hatte,  sollte  gehängt 
werden. 

AufiUUig  berührt  es,  wenn  man  eingedenk  der  Verbote  im 
16.  Jahrh.  jetzt  liest,  dafs  Leinsäen  ftir  das  weibliche  Gesinde 
gestattet  sei.  Ein  weiterer  Beweis,  wie  zähe  das  Gesinde  auch 
unter  einer  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  und  unter  dem 
Drucke  der  Gesetzgebung  an  einmal  errungenen  Vorteilen  fest- 
zuhalten wufste.  —  Die  Gesindeordnung  ermahnt  femer  die  Herr- 
schaften, dem  Gesinde  den  sauer  verdienten  Lohn  aus  unge- 
gründeten Ursachen  nicht  vorzuenthalten,  oder  ihn  gar  zu  ent- 
ziehen; sie  sollen  sich  billig  und  christlich  gegen  das  Gesinde 
betragen. 

Aufser  einer  Taxordnung  ftir  den  Gesindelohn,  enthält  die 
Ordnung  auch  eine  Taxe  des  Tage-  und  Botenlohns,  eine  Taxe 
für  Tagelöhnerinnen  fehlt.  Die  Geldlöhne  sind  etwas  höher  als 
1735  angesetzt;  im  Vergleich  zu  den  Roggenpreisen  haben  sie 
aber  den  niedrigsten  Stand  erreicht. 


1  Cod.  Aug.  I.  Bd.  S.  1900,  vgl.  femer  Reskript  vom  18.  Jan. 
1721:  die  Remission  und  Restitution  des  geringen  u.  Hausdiebstahls 
betr.  Cod.  Aug.  I.  Fort.  I.  Bd.  S.  1937  und  desgl.  v.  7.  Juni  1721  eb. 
S.  1945,  auch  die  Erläuterung  v.  26.  April  1720:  wie  es  im  Sprechen  zu 
halten,  wenn  ein  Hausdieb  vor  der  Inquisition  das  factum  gestehet, 
auch  poenitiret  und  restituiret  eb.    S.  19a9. 
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Gesindelöhne  im  Meifsner  Kreis. 


Gesinde- 

Vogt 

Schirrmeister 

Grofsknecht 

ordnung 

Gld.    Seh.  Rogg. 

Gld.     Seh.  Rogg. 

Gld.     Sch.Rogg. 

1661 

12—16         9-12 

14—16     10»/2-i2 

10-12    6«/8-9 

1735 

12—18         5—7 

14—16       5Va-6 

12—14        5-5» 'f 

1769 

12-23     4J/2-58/4 

16-20           4-5 

16-18        4-4V« 

Gesinde- 

Mittelknecht 

Käsemutter 

Grofsmagd 
Gld.     Sch.Rosg. 

ordnung 

Gld.      Seh.  Rogg. 

Gld.      Seh.  Rogg. 

1661 

8-9          6-6^6 

5-_6       3V3-4V8 

5-6      3V8— 4'/t 

1735 

8-12     3'/4-5 

8-9       3V4-3^'»   . 

7—9       2»/4-5V2 

1769 

12-15         3-3'/4 

9-11     2^'4-2«/4 

9-11     2V4-2»/4> 

Aus  den  wenn  auch  nicht  zahlreichen  Lohnangaben  in  den 
Akten  und  in  der  Litteratur  ergiebt  sich,  dafs  die  Lohntaxe  den 
auf  dem  Lande  gezahlten  Löhnen  entsprach.  Dies  gilt  ohne 
Ausnahme  für  die  weiblichen  Oesindelöhne;  höhere  Gesindelöhne 
kommen  nur  im  Leipziger  Kreis  und  der  Lommatzscher  Pflege  vor. 

Von  Ordnung  zu  Ordnung  hat  sich  der  Druck,  den  die  Gesetz- 
gebung ausübte,  verschärft;  das  Mandat  von  1766  und  die  G^ 
Sindeordnung  von  1709  bezeichnen  den  Höhepunkt  dieser  Be- 
wegung. Zu  keiner  Zeit  hat  der  Gesindelohn  im  Verhältnis  zu 
den  Getreidepreisen  so  niedrig  gestanden,  und  obgleich  die  Guts- 
besitzer bei  gestiegenen  Getreidepreisen  nur  die  alten  Löhne  zu 
bezahlen  hatten,  fahren  sie  doch  fort,  über  die  Höhe  des  Ge- 
sindelohnes zu  klagen  und  vom  Staate  Lohntaxen  zur  Hebung 
der  Landwirtschaft  und  des  Ackerbaues  ferner  zu  verlangen. 

Bis  1835  hat  diese  Gesetzgebung  gegolten.  Ein  langer 
Zeitraum,  innerhalb  dessen  sich  ein  völliger  Umschwung  in  den 
wirtschaftKchen  Verhältnissen  und  politischen  Ideen  vollzog. 
Unsere  Aufgabe  wird  nun  sein,  zu  zeigen,  welche  Kräfte  diesen 
Umschwung  bewirkten. 

^  Die  Gesindeordnung  von  1661  führt  an:  Schirrmeister,  der  kein 
Geschirr  machen  kann  (Grofsknecht)  und  Encke  (Kleinknecht);  die  Um- 
rechnung nach  dem  Durchschnittsroggenpreis  von  1651—1661,  von 
1732—1741,  von  1762—1771  in  Dresden. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Landwirtschaft  nach  dem  7jährigen  Kriege  und 
der  Bauernaufstand  von  1790. 


Der  Verlauf  unserer  Untersuchung  hat  gezeigt,  welche  innigen 
Wechselbeziehungen  zwischen  dem  Gesinde  und  der  Landwirt- 
schaft bestehen;  auch  die  fernere  Entwicklung  —  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  —  bestätigt 
diesen  Zusammenhang.  Die  grofse  landwirtschaftliche  Reform- 
bewegung,  die  schliefslich  zu  einer  völligen  Umgestaltung  der 
Landwirtschaft  führte,  änderte  auch  die  Lage  des  Gesindes;  ihr 
ist  in  erster  Linie  die  Hebung  des  Gesindestandes  zuzuschreiben. 

Es  wird  deshalb  notwendig  sein,  ohne  doch  eine  erschöpfende 
Darstellung  der  agrarischen  Bewegungen  zu  geben,  in  Kürze  die 
Lage  der  Landwirtschaft  wie  die  Bestrebungen,  die  in  ihrem 
Kreise  sich  geltend  machten,  zu  betrachten. 

Bis  in  den  7  jährigen  Krieg  hinein  reichte  die  Hausväter- 
litteratur;  kaum  kann  man  bei  ihr  von  einem  Fortschreiten  der 
Landwirtschaft  sprechen .  In  den  fruchtbaren  Nied  erungen  Sachsens 
war  durchgängig  die  Dreifelderwirtschaft  mit  ihrer  Dreiteilung 
der  Felder  in  Brache,  Winterkorn  und  Sommerkom  gebräuchlich. 
Ein  kleiner  Teil  der  Brache  wurde  mit  Möhren,  Wicken,  Erbsen 
u.  s.  w.  besömmert,  nur  so  viel  als  man  f)ir  den  eignen  Haus- 
halt bedurfte.  In  den  gebirgigeren  Gegenden,  vorzugsweise  im 
Erzgebirge,  wurde  noch  eine  halbwilde  Feldgraswirtschaft  be- 
trieben mit  drei  Korn-  und  achtzehn  Weidejahren,  oder  es  folgten 
Korn,  Lein  und  Korn,  drei  Jahre  Hafer  mit  einmaliger  Düngung 
auf  fünf  Weidejahre;  es  kam  auch  vor,  dals  man  das  Feld  12, 
16,  so^ar  20  Jahre  ruhen  und  sich  berasen  liefe.  Die  alte  exten- 
sive WirtBchafisweise  herrschte  noch  durchaus  im  Lande.  Auf 
den  kursächsischen  Domänen,  welche  doch  als  Mustergüter  gelten 
konnten,  sanken  Roh-  und  Reinerträgnisse  beständig  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts;  die  Düngerproduktion  erreichte 
ihren  niedrigsten  Stand. 
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Es  schien,  als  ob  es  aus  dieser  trostlosen  Lage  keine  Be- 
freiung gebe.  Ein  intelligenter  Rittergutsbesitzerstand,  der  mit 
höherer  Bildung  und  weiterem  Blick  als  der  geknechtete  Bauer 
sein  Gut  zu  bewirtschaften  vermochte,  war  im  Schwinden  be- 
griffen. Der  Adel  drängte  sich  in  die  Gvil-  und  Militärstellen 
und  fand  an  der  Landwirtschaft  kein  Vergnügen.  Die  gröfseren 
Güter  wurden  verpachtet;  meist  waren  die  Pächter  die  Söhne 
von  Bauern;  eine  höhere  Bildung  besafsen  sie  nicht,  doch  pflegten 
sie  die  Gutsunterthanen  tyrannisch  zu  behandeln  und  die  Fronen 
in  drückendster  Weise  einzufordern;  auf  eine  Verbesserung  der 
Landwirtschaft  aber  waren  sie  nicht  bedacht^. 

So  verharrte  die  Landwirtschaft  in  den  veralteten  Formen 
des  Flurzwanges  und  der  Gemengewirtschaft;  nur  nach  einer 
Seite  zeigte  sich  ein  Fortschritt:  auf  die  Viehzucht,  besonders 
auf  die  Schafzucht  legte  man  grofses  Gewicht;  dadurch  gewann 
aber  wieder  das  Hut-  und  Triftrecht  an  Wert.  Dieses  Recht 
war  ursprünglich  allen  Dorfgenossen  gemeinsam.  Man  unter- 
schied in  Sachsen  den  Anger  oder  aUgemeinen  Hutungsplatz, 
auf  den  alle  Arten  Vieh  getrieben  werden ,  und  den  Heynicht, 
auf  dem  immer  nur  eine  bestimmte  Sorte  Vieh  weiden  durfte. 
Durch  altes  Dorf  herkommen  war  die  Zahl  des  Viehs,  die  ein 
jeder  austreiben  konnte,  bestimmt;  sie  richtete  sich  meist  nach 
dem  Hufenbesitz.  Die  Eossäten  und  Gärtner  waren  in  der 
Viehhaltung  beschränkt;  fast  niemals  hatten  sie  das  Recht,  auf 
den  Heynicht  Vieh  zu  treiben.  Häusler  durften  kein  Zugvieh, 
Hausgenossen  überhaupt  kein  Vieh  halten.  Die  Dorfordnungen 
suchten  die  Zahl  des  Viehes  den  Weideplätzen  anzupassen,  und 
ängstlich  überwachten  die  Bauern,  dafs  niemand  sich  herausnahm, 
ungebührlich  viel  Vieh  auf  die  Weide  zu  treiben.  Zweimal  im 
Jahre  pflegte  man  in  den  Dörfern  das  Vieh  zur  Kontrolle  zu 
zählen.  Bei  der  Eoppelhutung  verpflichteten  sich  mehrere  Dörfer, 
ihre  Hutungsplätze  wechselweise  abweiden  zu  lassen;  bei  ihr 
waren  die  Verhältnisse  der  Dörfer  unter  einander  oft  sehr  ver- 
wickelt, und  sie  veranlafste  zahlreiche  Prozesse. 

Die  Vorteile,  welche  die  Schafzucht  bot,  wurden  zuerst  von 
den  Gutsherren  wahrgenommen;  bald  bildete  das  Hut-  und  Trift- 
recht das  wertvollste  Recht  des  Rittergutes.  In  den  älteren  Erb- 
regstem  wai*  meist  auch  die  Zahl  des  auf  dem  Rittergute  zu 
hütenden  Viehs  bestimmt  worden.  Bald  suchten  sich  die  Guts- 
herren von  diesen  Fesseln  zu  befreien ;  in  beliebiger  Anzahl  liefsen 
sie  ihr  Vieh  auf  die  Weideplätze  treiben ;  was  nützte  es  jetzt  dem 
Bauern,  wenn  er  in  seinem  Dorfe  die  alte  Ordnung  innehielt, 
während  über  die  alten  Weideplätze  hinaus  das  Rittergut  neue 
zu  erwerben  suchte.  Hatte  das  Vieh  erst  einmal  eine  Zeit  lang 
auf  einem  Felde  geweidet,   so  galt  dies  als  durch  Herkommen 


1  (Rockstroh)  Schubart,  Edler  von  Kleefeld.    Leipzig  1841. 
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geheiligt.  Besonders  die  Schäfer  auf  den  Rittergütern  wagten 
derartige  Übergriffe;  sie  standen  nicht  wie  das  Gesinde  in  Lohn 
und  Kost,  sondern  sie  bekamen  einen  Anteil  an  dem  Reinertrage 
oder  einen  bestimmten  Betrag  für  jedes  Schaf;  ihr  Interesse  ging 
darauf)  möglichst  viel  Vieh  halten  zu  können;  sie  waren  eine 
gewaltthätige,  mit  den  Bauern  verfeindete  Menschenklasse,  die 
es  mit  dem  Rechte  nicht  genau  nahm^ 

Die  Hutung  auf  den  Brach-  und  Stoppelfeldern  hinderte  jede 
Fortentwicklung  der  Landwirtschaft.  Wie  lange  die  Felder  mit 
Vieh  betrieben  werden  durften,  bestimmten  die  Hutungstermine. 
Bei  der  Einführung  des  gregorianischen  Kalenders  1700  wurde 
an  den  alten  Terminen  festgehalten;  die  Klage  war  allgemein, 
dafs  sie  den  Futtermangel  ^  verursachten.  Aber  noch  andere 
Nachteile  ergab  die  Hutung.  Dem  Landwirte  waren  die  Feld- 
früchte vorgeschrieben;  denn  er  konnte  nur  Früchte  anbauen, 
deren  Ernte  beendigt  war,  wenn  der  Hutungstermin  fällig  wurde. 
Diese  waren  nun  ausschliefslich  auf  die  Getreidearten  berechnet; 
der  Anbau  von  Futterkräutern  oder  Handelsgewächsen,  welche 
erst  während  der  Hutung  hätten  geerntet  werden  können,  war 
dem  Landmanne  dadurch  unmöglich  gemacht  Noch  mehr,  falls 
den  Bauern  Mifswachs,  Hagel  u.  s.  w.  traf,  konnteer  nicht,  etwa 
versuchen,  den  Verlust  durch  eine  nochmalige  Bestellung  der  Äcker 
auszugleichen,  denn  dann  wären  die  Feldfrüchte  erst  während 
der  Hutungszeit  reif  geworden,  und  ohne  Erbarmen  hätte  der 
Schäfer  durch  sein  Vieh  die  Felder  abweiden  lassen.  So  weit 
ging  die  Rücksichtslosigkeit  der  Schäfer,  dafs,  wenn  durch  un- 
günstige Witterung  verzögert,  Korn  und  Hafer  bei  Beginn  der 
Hutung  nicht  ausgereift  war,  der  Bauer  das  unreife  Getreide  ein- 
ernten mufste,  wollte  er  es  nicht  dem  Vieh  preisgeben^. 

Alles  dies  hinderte  jede  Reform  und  bewirkte,  dafs  der 
Bauer  der  geplagteste  Mann  im  Lande  war.  Und  doch  blieb 
auch  jetzt  noch  das  Rittergut  steuerfrei,  und  um  die  grolsen,  im 
7jährigen  Kri^e  entstandenen  Schulden  zu  decken,  mufsten 
immer   neue   Steuern   auf  den    Bauern    gelegt    werden.     Kein 


'  In  Schubart  von  Kleefelds  Nachtrag  zur  Schrift  Hutung,  Trift 
und  Brache,  ein  ernstes  Wort.  (Gesam.  oek.  cameral  Schriften.  Bd.  II. 
S.  23)  ist  sehr  anschaulich  die  Gew^tthätigkeit  der  Hirten  geschildert.  — 
Unter  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  nahmen  die  Schäfer,  welche 
in  mehreren  Kreisen  in  Sachsen  zu  Innungen  vereinigt  waren,  eine 
Sonderstellung  ein;  auf  diese  können  wir,  so  anziehend  es  auch  sein 
mag,  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingehen,  da  der  Stoff  ein  eigenes 
Kapitel  verlangen  würde. 

^  Spitzner,  Joh.  Ernst.  Die  Zurücksetzung  der  schädlichen  späten 
Frühjahrshutun^  auf  den  Wiesen.  Leipzig  1791 :  über  dasselbe  Tnema 
handelt  noch  eme  Jenenser  Dissertation  von  Eckard  (1797)  und  eine 
Flugschrift  von  Rötger  (1799). 

*  Weber,  Fr.  JB.  Grundsätze  über  die  Abschaffung  und  Ein- 
schränkung der  Hutung,  Trift  und  Brache.   Leipzig  1800. 
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Wunder,  wenn  schliefslich  der  Bauer  zusammenbrach,  keine 
Steuern  mehr  eingingen  und  selbst  die  Steuereintreibungen  erfolg- 
los blieben.  Dadurch  wurden  aber  die  Steuerbehörden  auf  die 
traurige  Lage  des  Bauernstandes  aufmerksam,  und  um  sich  Klar- 
heit tioer  die  wirtschaftliche  Kraft  eines  Vollbauern,  eines  Hufen- 
besitzers, zu  verschaffen,  veranlafste  im  Jahre  1769  der  Obersteuer- 
buchhalter eine  Umfrage  in  den  Kreisen:  wieviel  ein  Hu&er 
jährlich  einzunehmen  und  wieder  auszugeben  habe.  Über  neun- 
zehn Berichte  aus  allen  Teilen  des  Landes  haben  sich  in  den 
Akten*  erhalten.  Die  Steuerbehörde  hatte  über  die  Aufstellung 
der  Haushaltungseinnahmen  und  -Ausgaben  keine  Vorschrift  ge- 
geben; alles  war  der  individuellen  Willkür  der  Unterbehörden 
überlassen  worden;  leider  ist  es  deshalb  schwierig,  die  einzelnen 
Berichte  unter  einander  zu  vergleichen. 

Die  Umfrage  lieferte  ein  trostloses  Bild  der  bäuerlichen 
Wirtschaft.  Nur  auf  vier  Gütern  überstiegen  die  Einnahmen  die 
Ausgaben. 

1)  mit  49  Thlr.  8  Gr.  8  Pfg.  bei  einem  Hufengute  im  Amts- 
dorfe  Droitzen  im  Amte  Lauterburg;  der  Bauer  war  fronfrei 
und  besafs  4  Hufen  Feldland,   7  Acker  Holz,    1  Acker  Garten. 

2)  mit  45  Thlr.  7  Gr.  i  Pfg.  bei  einem  Hufengute  im  Amts- 
dorfe  Frauenpriefsnitz  im  Amte  Lauterburg;  der  Bauer  mufste 
20—24  Tage  im  Jaiire  Handfrondienste  auf  einem  Kammergute 
leisten. 

3)  mit  5  Thlr.  bei  einem  Hufenbesitzer  von  24  Acker  Feld 
im  Leipziger  Kreis;  unter  den  Auegaben  waren  Zinsen,  Elrb- 
und  Termingelder,  Extraordinaranlagen ,  Reparaturen  u.  s.  w. 
nicht  gerechnet  worden  und  standen  noch  aus. 

4)  mit  1  Thlr.  5  Gr.  3  Pfg.  ein  stark  fronpflichtiger  Hufher 
zu  30  Acker  Land  im  Amte  Sachsenburg;  nicht  gerechnet  war, 
was  er  in  der  Brache  erbaute  und  vom  Vieh  nutzte. 

Nur  in  einer  Bauernwirtschaft  deckten  sich  Einnahme  und 
Ausgabe;  es  war  ein  Landmann  „von  der  mittleren  Sorte**  im 
Thüringischen  Kreise,  der  ein  Wohnhaus  und  eine  Hufe  Feld 
besals ;  im  Anschlag  war  alles  zu  Mittelpreisen  berechnet ;  Privat-, 
Kommune-  und  Kreisschulden  aber  waren  weggelassen 

Bei  nicht  weniger  als  14  Bauern  wirtschaften  überstiegen  die 
Ausgaben  die  Einnahmen: 

um  16  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  146  Thlr.  bei  einem 

Hofinhaber  in  Plauen  im  Voigtlande. 
„  17  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  130  Thlr.  bei  einem 
Amtslehen  im  Amte  Langensalza,  eine  Hufe 
Landes  zu  einem  Mittelpreise  erkauft. 
„  20  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  300  Thlr.,  eine 
mittelmäfsige  Hufe  in  der  Gemeinde  Struppen, 
Amt  Pirna. 

'  Loc.  6192.  Verschiedene  aus  sämtlichen  Creysen  des  Churf.  S. 
wegen  des  jetzigen  Nahrungszustandes  derer  Unterthanen  cingeganc^ene 
Nachrichten  1769.  (^^ 
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um  23  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  52  Thlr. ,  (nach 
jetzigen  Preisen),  ein  Hufher  mittler  Gröfse 
im  Amte  Freiberg. 

„  27  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  68  Thlr.,  Hufe  in 
einem  Amtsdorfe  im  Amte  Freiberg. 

„  36  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  64  Thlr.,  Gut  von 
25^/4  Acker  in  Langensalzer  Flur  (Durch- 
schnitt von  3  Jahren). 

„  37  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  53  Thlr.,  Besitzer 
einer  halben  Hufe  im  Dorfe  Pfaffengrün 
im  Amte  Plauen. 

„  40  Thh-.  bei  einer  Einnahme  von  44  Thlr. ,  Haus- 
wirtschaft in  Rudersdorf  im  Amte  Eckarts- 
berga,  Preise  nach  den  besten  Jahren, 

„  48  Thlr,  bei  einer  Einnahme  von  31  Thlr.,  2  Hufen 
Land,  -firacfatburste  Qegend  im  Amte  Langen- 
salza; Preise  nach  Mittel  jähren. 

„  50  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  37  Thlr.,  eine  Hufe 
Land  im  Dorfe  Grofsgolten  im  Amte 
Langensalza. 

„  75  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  278  Thlr.,  24  Acker 
Feld  im  Leipziger  Kreis,  Preise  nach  Mittel- 
jahren. 

„  95  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  32  Thlr.,  ein  halber 
Hof  inhaber  im  Dorfe  PfaffengrUn  im  Amte 
Plauen. 

„  97  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  1 42  Thlr.,  ein  Huftier- 
gut in  Balgstedt  im  Amte  Freiburg. 

„  225  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  345  Thlr  ,  ein 
Bauerngut  von  6  Hufen  in  der  Lommatzscher 
Pflege. 

Die  Berichte  waren  meist  von  den  Amtsschulzen  oder  den 
Dorfrichtern,  seltener  von  den  Amtssteuereinnehmern,  abgefafst. 
Die  Angaben  erstreckten  sich  darauf:  wieviel  der  Bauer  durch- 
schnittlich erntet,  was  er  flir  Samen,  Korn,  Steuer,  Abgaben,  Zins, 
Hof-  und  Frondienste,  Gesindelohn  und  -kost,  Arbeitslohn  und 
Reparaturen  auszugeben  hat;  was  er  in  der  Wirtschaft  an  Essen, 
Trinken  u.  s.  w.  verbrauchte,  wurde  selten  mit  angerechnet. 
Manchmal  fanden  sich  in  den  Berichten  nicht  nur  die  Fakta 
trocken  aufgezählt,  sondern  es  wurden  auch  Betrachtungen  daran 
geknüpft;  da  hiefs  es:  zwei  Drittel  der  Kontribuenten  fllhrten 
ein  überaus  kümmerliches  und  mühseliges  Leben;  auch  die  besten 
Hauswirte  begnügten  sieh  mit  Wasser  und  Brot  und  Hefen  halb- 
nackend herum.  Wollte  einer  nicht  in  Steuer  und  Hergeföllen 
zurückbleiben  und  die  Seinigen  erhalten,  so  müfste  er  es  sich 
blutsauer  werden  latsen;  die  meisten  schienen  nur  Pächter  ihres 
Eigentums  zu  sein.  —  Derartige  Urteile  über  die  traurige  Lage  des 
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damaligen  Bauernstandes  begegnen  uns  noch  oft  in  der  landwirt- 
schaftlichen Litteratur^ 

Wie  im  einzelnen  die  Landwirtschaft  von  den  Bauern  ge- 
führt wurde,  ergiebt  sich  aus  den  Anschlägen;  dieses  reiche 
Material  kann  aber  von  uns  an  dieser  Stelle  nicht  voll  ausgenützt 
werden.  Der  Ertrag  aus  der  Viehhaltung  ist  sehr  gering;  nicht 
in  einem  richtigen  Verhältnisse  stehen  Getreideeinnahmen  und 
-ausgaben.  In  der  Bauemwirtschaft  in  Droitzen  z.  B.  wurde  filr 
75  Thlr.  Getreide  zur  Aussaat  angekauft,  dagegen  das  geemtete 
Getreide  nur  für  230  Thlr.  verkauft.  In  jeder  dieser  kleinen  Wirt- 
schaften wurde  Gesinde  gehalten,  und  die  Gesindelöhne  spielten 
eine  bedeutende  Rolle  bei  den  Ausgaben ;  der  Bauer  in  Droitzen 
erübrigte  im  Jahre  bar  49  Thlr.,  sein  Knecht  hatte  einen  Geld- 
lohn von  18  Thlr.,  und  das  sind  Löhne,  welche  mit  den  Sätzen 
der  Taxordnung  übereinstimmen.  Auf  einem  starken  Bauem- 
gute  in  der  Lommatzscher  Pflege  betrug  bei  einer  Reineinnahme 
von  345  Thlr.  11  Gr.  der  Gesindelohn  144  Thlr.  5  Gr.  Die 
Kost  für  einen  Knecht  wurde  einmal  auf  35  Thlr.  jährlich  ver- 
anschlagt. 

Weniger  drückend,  als  man  annehmen  sollte,  waren  die 
Fronen;  freilich  kommen  meist  Bauern  wirtschaften  aus  Amts- 
dörfem  in  Betracht.  In  den  Berichten  sind  die  Fronen  und 
Dienste  oft  zu  Geld  veranschlagt. 

Sehr  hoch  war  die  Steuerbelastung;  da  staunt  man  freilich, 
was  aus  den  Bauern  herausgepreist  wurde;  eine  Aufzählung  der 
eingeforderten  Steuern  und  Abgaben  wird  hiervon  ein  Bild  geben : 
Geschofs-,  Quatember-,  Pfennig-,  Schock-,  Personen-,  Fleiseh-, 
Mahlgroschensteuer,  Landaccise.  —  Milizgeld,  Soldatensteuer, 
KavaUerieverpflegungsgebühren  1)  nach  Pfennigen,  2)  nach  Hufen, 
Magazinhafer-  und  Getreide  in  das  Kreismagazin,  Wachgeld 
(Schlofswachgeld),  Einquartierungskosten.  —  Hufengeld,  Dienst- 
geld. —  Botenlohn,  Einnehmergebühr,  Revisionskosten.  —  Vogtei- 
zins,  Geld-  und  Komzins  ins  Amt.  —  Erbzins,  Zinskorn  und 
-hafer  an  die  Herrschaft  oder  ins  Amt.  —  Armen-  und  Brand- 
kasse. —  Geldabgabe  an  Kirche,  Pfarrer,  Schulmeister  und  Decem 
an  Korn  und  Hafer  an  die  Geistlichkeit.  —  Gemeindeanlage  und 


^  Z.  Bsp.  aus  der  späteren  Littcratur:  der  Bauer  sei  glücklich, 
wenn  er  Wasser,  Brot  und  einen  Kittel  habe  (Wahrscheinliche  Ursachen 
des  Geldmangels,  Leipzig  1784,  S.  16);  die  Grofsen  lassen  sich  einfallen 
von  Glückseligkeiten  des  Landes  zu  träumen,  da  äufserstes  Elend  die 
Hütten  des  armen  Landmannes  umgiebt  (von  Engel,  Erfahrungen  aus 
der  Feld-  und  Landwirtschaft.  Freiberg  1787,  S.  4o ;  ähnlich  Rupprecht, 
Der  gute  Feld-  und  Hauswirt  im  Erzgebirge.  Dresden  1788,  S.  6). 
Es  ist  erstaunend,  was  der  Landmann  zu  geben  hat,  und  oft  haben  mir 
Thränen  im  Au^e  gestanden,  wenn  ich  sähe,  dafs  rechtschaffene  Bauern 
einen  leinenen  Kittel  trugen  und  Wasser  und  Brot  genossen,  um  die 
verachtungsvoll  auf  sie  herabblickenden  Städter  schwellen  zu  lassen. 
(Über  das  Schuldenwesen  der  sächsischen  Bauern,  Leipzig  1789,  S.  9). 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  4.  173 

peinliche  Kosten.  —  Hof-,  Fron-  und  Baudienste.  —  Eomman- 
und  Kreisschulden. 

Es  betrugen  bei  einem  Hufner  im  Thtiringischen  Kreise 
z.  B.  Steuern  und  Abgaben  45  Thlr.  bei  einer  Einnahme  von  60 
Thlr. ;  ein  Hufner  im  Amte  Hain  hatte  eine  Einnahme  von  52 
Thlr.  15  Gr.  und  zahlte  an  Steuern  35  Thlr.  und  4  Scheffel 
Hafer;  ein  Bauerngut  in  der  Lomroatzscher  Pflege  hatte  eine 
Einnahme  von  345  Thlr.  11  6r.  und  eine  Ausgabe  an  Steuern, 
Zinsen,  Diensten  412  Thlr.  9  Gr.  \ 

Den  Berichten  war  beigegeben  eine  „ungefehdiche  Ausrech- 
nung des  Verdienstes  und  der  Bedürfnisse  dagegen  eines  armen 
Bergmannes  oder  Tagelöhners,  mit  einer  Frau  und  sieben  lebenden 
Kindern."  Die  Einnahmen  bestanden  aus  dem  Tagesverdienste 
des  Vaters  und  ältesten  Sohnes  zu  4  Gr.  täglich ;  die  Mutter  und 
die  zwei  ältesten  Töchter  verdienten  täglich  8  Pfg.  mit  Klöppeln, 
eine  kleinere  Tochter  3  Pfg ,  die  Gesamteinnahme  war  darnach 
gleich  128  Thlr.  3  Gr.;  wöchentlich  wurden  10  Brote  zu 
2  Gr.  6  Pfg.  verbraucht;  filr  sogenanntes  Gutes,  als  Butter,  Salz, 
ein  Trunk  Bier,  Öl,  Mehl,  Erdäpfel  wurde  pro  Kopf  wöchentlich 
2  Gr.  berechnet,  danach  belief  sich  der  Nanrungsaufwand  jähr- 
lich auf  93  Thlr.  4  Gr.  Die  Abgaben  betrugen  6  Thhr.  5  Gr., 
Schulgeld  für  vier  Kinder  3  Thlr.  8  Gr.,  für  Kleidung  wurde 
87  Thlr.  gerechnet,  auf  Holz  1  Thlr.  8  Gr.,  flir  Reparaturen 
4  Thlr.;  alle  Ausgaben  beliefen  sich  auf  145  Thh*.  1  Gr.  und 
tiberstiegen  die  Einnahmen  um  16  Thlr.  22  Gr. 

Wenig  Anhaltpunkte  ergeben  die  Berichte  über  die  Ver- 
schuldung des  Bauern,  trotzdem  diese  Frage  lebhaft  in  der 
Litteratur  besprochen  wurde.  Kersten,  ein  gründlicher  Kenner 
der  bäuerlichen  Verhältnisse,  schrieb  ein  besonderes  Werk  über  das 
Schuldenwesen  der  sächsischen  Bauern  und  einige  Mittel,  sie 
wider  dem  ferneren  Verfall  zu  sichern  (Dresden  1789),  und 
Professor  Rössig  in  Leipzig  versprach  aller  Not  durch  sein  neu 
erfundenes  Kreditsystem  abzuhelfen  ^ ;  wie  dieses  aber  beschaffen 
sein  sollte,  darüber  hat  er  sich  ausgeschwiegen;  von  Römer  in 
seiner  Schrift  über  das  Schuldenwesen  des  sächsischen  Adels, 
(Leipzig  1787),  suchte  durch  Gründung  einer  Landrentenkasse 
unter  teilweiser  Verwaltung  der  Landwirtschaft  dem  verschuldeten 
Grofsgrundbesitz  zu  helfen.     Aber  alle  diese  Pläne  ^  blieben  auf 

*  Bei  Münchhausen :  Umständlicher  Berieht  von  der  auf  dem  Ritter- 
gute  Steinburg  vorgenommenen  Aufhebung  von  Acker-,  Spann-,  Hand- 
und  Frondiensten,  Leipzig  1801  heifst  es  S.  4:  es  scheine  unbegreiflich, 
wie  sich  der  Bauer  erhalten  und  dem  Staat  so  viel  abgeben  könne; 
die  sorgfaltigsten  Kameralisten  haben  noch  immer  durch  ihre  Rechnungen 
herausgebracht,  dafs  er  —  seinen  Unterhalt  nicht  einmal  angeschlagen  — 
mehr  ausgiebt  als  einnimmt,  und  dennoch  lehrt  die  Erfahrung,  dafs  der 
Fleifsige  nicht  allein  auskommt,  sondern  oft  noch  Überschuis  hat. 

ä  Leipziger  Intelligenzblatt  1784.    N.  55.    S.  568. 

'  (von  Engel):  Erfahningen  aus  der  Land-  und  Feldwirtschaft. von 
einer  Gesellschaft  forschender  Ökonomen.   Freiberg  1787.  S.  41.  —  Über 
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dem  Papier  stehen  und  haben,  so  anerkennenswert  als  VenBUche 
sie  auch  sein  mögen,  der  Landwirtschaft  doch  keinen  Nutzen 
gebracht. 

Von  grofser  und  weittragender  Bedeutung  flir  die  Hebung 
der  sächsischen  Landwirtschaft  war  dagegen  die  Thätigkeit  der 
Agrarreformer.  Gegen  schier  unüberwindliche  Hindernisse  kämpften 
sie  an;  ihre  edelsten  Vorkämpfer  waren  schon  längst  gestorben, 
als  ihre  Sache,  herrlicher  als  sie  es  sich  je  geträumt  hatten,  zum 
Siege  geführt  wurde.  Zwei  Männer  waren  es,  denen  Sachsen  zu 
grofsem  Danke  verpflichtet  ist:  Schubart  von  Kleefeld,  der  Freund 
Josephs  des  IL,  und  Leske,  Professor  in  Leipzig.  Leske  stellte 
die  von  ihm  mit  herausgegebene  Zeitschrift:  Leipziger  Magazin 
zur  Naturkunde,  Mathematik  und  Ökonomie,  in  den  Dienst  d^ 
Reformbewegung.  In  ihr  erschienen  Schubarts  erste  Aufsätze, 
wirkungsvoller  als  die  Lehren  des  Leipziger  Professors,  denn 
Schubart  war  Gutsbesitzer  und  bewies  durch  die  Praxis  seine 
Theorie.  Ihr  Inhalt  war  kurz  folgender:  der  Feldbau  werde 
jetzt  allein  zum  Anbau  von  Getreide  betrieben,  ein  Drittel  des 
Feldes  bleibe  unbebaut  liegen,  auf  den  Wiesen  und  Stoppd- 
feldem  könne  sich  das  Vieh  nur  kümmerlich  ernähren  und  die 
Düngerproduktion  sei  spärhch.  Dies  alles  müsse  geändert  werden; 
auf  den  l^'eldern  solle  man  auch  Futterkräuter,  besonders  Klee- 
arten und  Handelsgewächse,  anbauen,  die  Brache  sei  abzuschaffen, 
das  Vieh  im  Stalle  zu  nähren  und  das  Feld  künstlich  zu  düngen. 

In  schwungvoll  begeisterter  Rede  trug  Schubart  seine  Lehren 
vor;  das  gröfste  Aufsehen  erregte  seine,  zuerst  1783  erschienene 
kleine  Schrift:  Hutung,  Trift  und  Brache,  die  gröfsten  Gebrechen 
und  die  Pest  der  Landwirtschaft.  Seine  Worte  zündeten;  in 
kurzer  Zeit  erschienen  für  und  wider  eine  Reihe  Schriften;  sie 
alle  zeichnen  sich  durch  klare,  allgemein  verständliche  Sprache 
aus ;  ein  frischer  Geist,  nicht  vergleichbar  mit  der  älteren  Litteratur, 
treibt  in  ihnen  ^ 

Eine  den  Neuerungen  wohlwollende  Stellung  nahm  die  1764 
in  Leipzig  gegründete  ökonomische  Gesellschaft  ein.    Sie  trug  viel 


Anlegung  einer  öffentlichen  Bank  zum  Behuf  der  Bauern  und  Land- 
leute in  Sachsen,  besonders  in  Thüringen.  Sachs.  Provinzialblätter. 
Bd.  X.    1801.   S.  97,  S.  194.    Bd.  XL    1802.   S.  206. 

'  Aus  der  zahlreichen  Litteratur  sei  nur  hervorgehoben :  Über  die 
Aufhebung  der  den  Flor  des  Churf.  Sachsen  auf  die  grausamste  Art 
hemmenden  Hut-  und  Triftgerechtigkeiten,  1784;  Rupprecht,  der 
gute  F(ild-  und  Hauswirt  neost  HauHwirtin  im  churf.  sächsisch.  Erz- 
gebirge. Dresden  1788;  Spitzner,  die  Landwirtschaft  in  Gemeinheiten 
nach  der  Einrichtung  im  Kurkreise.  Leipzig  1791  (hervorragendes  Buch). 
C.  B.  M.  G.  Der  sächsische  Landwirt  in  seiner  Landwirtschaft,  was 
er  jetzt  ist  und  was  er  sein  könnte.  Leipzig  1788—1792.  4  Bde.  — 
Weber,  von  den  Wirtschaften  der  Bauern,  über  die  neuere  Kultur 
der  Ökonomie,  Leipzig  1800,  und  Grundsätze  über  die  AbschaflPung  und 
Ein.schränkung  der Ilutung,  Trift  und  Brache,  Leipzig  1800.  Ferner  zahl- 
reiche Arbeiten  des  Rittmeisters  von  Engel. 
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dazu  bei,  die  durch  die  polemischen  Spitzen  Schubarts  verletzten 
Kittergutsbesitzer  für  Kleebau,  Fruchtwechselwirtschaft  und  Stall- 
fütterung zu  gewinnen. 

So  viel  Hoffnungen  diese  Vorkämpfer  auch  hegten,  Erfolge 
erzielten  sie  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihrer  Thätigkeit  nicht; 
es  schien  sogar,  als  ob  alle  Bemühungen  scheitern  würden.  Dem 
kurzen  Aufechwunge  in  der  Litteratur  folgte  ein  Rückschlag. 
Eine  bleierne  Schwere  lagerte  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
auf  den  Geistern,  nur  der  Rittmeister  von  Engel  und  Professor 
Weber  fuhren  unermüdlich  fort  zu  schreiben  und  für  ihre  Ideen 
Propaganda  zu  machen.  Die  Litteratur  hatte  nur  vermocht,  den 
Boden  zu  lockern,  die  Ideen  in  die  stumpfe  Masse  des  Volkes 
zu  verbreiten,  aber  erst  nach  schweren  Schicksalsschlägen  konnte 
der  Starrkrampf,  in  dem  die  Landwirtschaft  noch  gefesselt  lag, 
gehoben  werden. 

Die  Reformer  gingen  vom  technischen  Betrieb  der  Land- 
wirtschaft aus.  Eis  kam  ihnen  darauf  an,  den  höchstmöglichen 
Ertrag  zu  erzielen ;  als  ein  Hindernis  dieser  Bestrebungen  sahen 
sie  die  Gremeinheiten ,  die  Hut-  und  Triftgerechtigkeit  und  den 
Flurzwang  an.  Das,  was  wir  heute  geneigt  sind,  in  erste  Linie 
zu  stellen :  die  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit,  die  Ablösung 
der  Dienste  und  Fronen  u.  s.  w.,  war  für  sie  nur  Nebenzweck ; 
und  doch  mufste  erst  ein  freies  Rittergut  und  ein  freier  Bauern- 
stand geschaffen  werden,  ehe  die  neuen  Theorien  in  der  Praxis 
wurzeln  konnten. 

Im  Gegensatze  zu  den  in  der  Litteratur  vorherrschenden 
Strömungen  bewegte  sich  die  sächsische  Regierungspolitik,  obgleich 
auch  sie  der  Hebung  der  Landwirtschaft  erhöhte  Sorgfalt  zu- 
wandte. Ihre  besondere  Fürsorge  bezeigte  sie  der  landwirtschaft- 
lichen Statistik;  seit  1755  wurden  alljährlich  Tabellen  über  alles 
im  Lande  Geemtete  (Getreide,  Erbsen,  Wicken  u.  s.  w.)  aufge- 
stellt, und  nach  dem  7jährigen  Kriege  hatten  die  Amtshaupt- 
mannschaften jährlich  sog.  Nahrungstabellen  anzufertigen,  in  denen 
sie  über  die  Ernteergebnisse  und  die  allgemeine  Lage  der  Land- 
wirtschaft Bericht  erstatteten.  Bis  jetzt  ruht  dieses  gewaltige 
Material  noch  unbenutzt  in  dem  Archiv;  erst  wenn  es  einmal 
veröffentlicht  worden  ist,  werden  wir  einen  klaren  Einblick  in 
die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts gewinnen. 

Die  Gesetze,  welche  ausschlie.'slich  auf  die  Landwirtschaft 
Bezug  haben,  sind  nicht  zahlreich  Für  die  Erhaltung  der  Bauern- 
guter  sorgte  ein  Generale  vom  15.  August  1766;  die  in  gewissen 
Mafsen  zugelassene  Dismembrationes  derer  Güter  und  einzelner 
Grundstücke  (Cod.  Aug.  I.  Forts.  I.  Bd.  S.  346).  Es  bestimmte, 
da&  eine,  nach  dem  Umfang  des  Bauerngutes  schwankende  An- 
zahl von  Äckern  vom  Gute  nicht  getrennt  und  veräufsert  werden 
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j^.   Dagegen  ward  1782  das  Jahrhundert  lang  festgehaltene 
)t  der  Veräufeerung  von  Bauerngütern  an  Adlige  und  Bürger- 


durfte' 
Verbot  ( 

liehe  unter  gewissen  Vorbehalten  aufgehoben.  Ferner  wuräen 
durch  ein  Reskript  vom  17.  August  1796  (Cod.  Aug.  II.  Forts. 
I.  Bd.  1098  S.)  die  Behörden  angewiesen,  Qutsverkäufe,  bei 
denen  der  Auszug  in  einem  Mifsverhältnisse  zum  Ertrage  des 
Gutes  stände,  nicht  zu  gestatten.  Man  hatte  schon  seit  lange 
erkannt,  dafs  die  starken  Auszüge,  zu  denen  bei  der  Übernahme 
einer  Bauernwirtschaft  sich  der  antretende  Wirt  dem  abgehenden 
verpflichtete,  eine  Ursache  der  starken  Verschuldung  der  Bauern- 

füter  wäre;  vielfach  übernahmen  noch  im  Jünglingsalter  Söhne 
ie  elterliche  Wirtschaft,  um  sich  der  Rekrutierung  zu  entziehen. 
Eine  regsamere  Thätigkeit  entfaltete  die  Regierung  in  der 
Hebung  der  Viehzucht;  besondere  Mühe  gab  sie  tich  durch  Ein- 
fuhrung spanischer  Merinos,  die  einheimischen  Schafe  zu  ver 
edeln  ^.  Unter  den  Preisaufgaben  zur  Aufmunterung  des  Nahrungs 
Standes  wurde  1764,  1765  —  also  vor  Schubart  von  Kleefeld  — 
ein  Preis  von  25  Thlr.  für  den  Anbau  von  Futterkräutern,  wie 
Esparsette,  Luzerne,  an  drei  Bauern wirte,  welche  das  gröfste 
Stuck  Feld  damit  besät  hätten,  ausgesetzt  (vgl.  ferner  die  Avertisse- 
ments  von  1770,  1782).  Wichtig  war  es,  dafs  sich  die  Regierung 
um  Aufhebung  der  Koppel-,  der  Gemeinde-  und  Frühjahrshutung 
bemühte;  am  3.  Februar  1783,  1.  Mai  und  27.  November  1784,. 
9.  Juni  1789  (vergl.  Cod.  Aug.  II.  Forts.  L  Bd.  S.  880,  S.  500) 
ergingen  an  die  Kreis  und  Amtshauptleute  Befehle,  sich  für  die 
Aufhebung  der  Koppelhutungen  zu  verwenden;  aber  nicht  von 
Rechtswegen  sollten  die  Hutungen  aufgehoben  werden,  sondern 
nur  wenn  eine  Partei  den  Antrag  stellte.  Erfolge  hatten  diese 
Mafsregeln  nicht;  meist  pflegten  die  Rittergutsbesitzer  gegen  jede 
Aufhebung  zu  sein;  die  Bauern  aber  fafsten  das  Bestreben  der 
Regierung  fälschlich  dahin  auf,  dafs,  wenn  einer  auf  seinen 
Feldern  die  von  der  Regierung  anempfohlenen  Futterkräuter  aus- 
säCj  er  die  uneingeschränkte  Benutzung  seiner  Felder  unter  Fort- 
feil  aller  Trift-  und  Hutungsgerechtigkeiten  erhalte.  Zahllose- 
Rechtsstreitigkeilen  rief  dieser  Irrtum,  besonders  im  Meifsner  Kreis,, 
hervor ;  hier  muCsten  sogar  die  Amtshauptleute  angewiesen  werden, 
die  Bauern  über  die  wahren  Absichten  der  Regierung  aufzuklären. 
Auf  den  Rittergütern  begann  man  jetzt  den  Anbau  von 
Rüben;  bald  aber  entstanden  neue  Schwierigkeiten;  die  Fröner 
weigerten  sich,  die  ungewohnte  Arbeit  zu  leisten  und  beriefen  sich 


^  Winckler,  G.  L.  Über  die  willkürliche  Verkleinerung  der 
Bauerngüter  bei  gleichförmiger  Verteilung  der  darauf  haftenden  Pflichten. 
Leipzig  1794.  Lincke,  C.  A.  Die  Sächsische  und  Altenburgische 
Landwirtschaft.  2.  Aufl.  Leipzig  1851.  S.  68.  Jahrbuch  für  Volks-  und 
Landwirtschaft.    N.  F.    Dresden  1850.    S.  12. 

*  Heyne,  J.  Die  Entwicklung  der  Schafzucht  im  KönigreicK 
Sachsen.    Dresden  1890. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


XII  4.  177 

auf  das  Herkommen.  Die  Frage  war  von  principieller  Bedeutung. 
Sehr  umsichtig  ging  die  Regierung  zu  Werke,  ehe  sie  ihre  Ent- 
scheidung fällte*;  sie  forderte  nicht  nur  Bericht  ihrer  Beamten, 
sondern  auch  ein  Gutachten  von  der  ökonomischen  Gesellschaft 
ein.  Die  Meinungen  waren  geteilt;  schliefslich  suchte  die  Re- 
gierung zu  vermitteln  (Reskript  vom  1.  Mai  1787,  Cod.  Aug. 
2.  Forts.  I.  Bd.  S.  494)  und  erklärte,  dafs  Fröner  zu  Runkel- 
rübenstecken  und  dergleichen  Arbeiten  nur  insoweit  verpflichtet 
seien,  als  ihnen  dadurch  keine  schwerere  Arbeit  oder  gröfsere  Last 
aufgebtlrdet  werde. 

Von  einer  auf  Verbesserung  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen 
Verhältnisse  ernsthaft  gerichteten  Politik  kann  in  diesem  Zeit- 
räume nicht  die  Rede  sein ;  der  erstarrte  Büreaukratismus  besafs 
nicht  die  Kraft,  selbstthätig  mit  Reformen  hervorzutreten.  Auch 
der  groise  Bauernaufstand  von  1790  hat  schliefslich  hieran  nichts 
zu  ändern  vermocht. 

Im  Amte  Hohnstein  brachen  im  Frühling  1790  Unruhen 
aus.  Die  Bauern  behaupteten,  dafs  der  Wildstand  zu  hoch,  die 
Wildentschädigungen  zu  niedrig  seien;  sie  rotteten  sich  in  einigen 
Dörfern  zusammen,  um  eigenmächtig  alles  Wild  zu  vernichten. 
Der  Kurfürst  suchte  wohl  die  Willkür  zu  bestrafen,  aber  anderer- 
seits den  Beschwerden  in  jeder  Weise  abzuhelfen.  &  zeigte  sich 
bei  dieser  Gelegenheit  so  gnädig  und  huldvoll,  dafs  das  Land- 
volk glaubte,  wenn  erst  einmal  seine  bedrückte  Lage  zur  Kennt- 
nis des  Kurfürsten  gekommen  wäre,  werde  er  ihm  auch  sicher  helfen. 
Dies  war  ein  Irrtum,  wie  die  nächste  Zeit  bald  lehren  sollte. 
Der  Kurfürst  war  peinlich  gewissenhaft  und  sein  ganzes  Streben 
darauf  gerichtet,  gerecht  zu  sein ;  unter  gerecht  sein,  verstand  er 
aber  zähes  Festhalten  an  dem  Herkommen ;  leider  war  er  in  eine 
Zeit  gestellt,  in  der  es  nicht  darauf  ankam,  den  bestehenden 
Rechtszustand  zu  erhalten,  sondern  ihn  zeitgemäls  umzugestalten. 
Bestehende  Rechte  hätten  dabei  verkürzt  werden  müssen,  und 
dazu  hat  sich  der  Kurfürst  nie  verstanden.  Später  haben  schwere 
Schicksalsschläge  seinen  Mut  gebrochen;  er  verlor  das  Zutrauen 
zu  einer  thatkräfligen  Politik ;  in  unwandelbarer  Liebe  blieb  ihm 
aber  sein  Volk  in  Freud  und  Leid  zugethan. 

Im  August  1790  brach  ziemlich  plötzlich  in  dem  frucht- 
barsten Teile  Sachsens,  in  der  Meifsner,  Lommatzscher  und 
Oschatzer  Gegend,  unter  dem  Landvolke  eine  Empörung  aus. 
Die  Bewegung,  welche  anfangs  schnell  um  sich  griff  und  einen 
allgemeinen  Aufstand  befurchten  liefe,  wurde  bald  und  fast  ohne 
jedes   Blutvergiefsen    im   Keime  erstickt.    Diese  Bauern  waren 


*  Loc.  30596.  Die  Frondienste  bei  dem  Anbau  zeithero  nicht  ge- 
wöhnlich gewesener  Futterkräuter  und  Wurzelwerke,  1786/87.  Loc.  5302. 
Die  in  Ansehung  der  Auf  hebung  der  Gemeinheiten  und  Koppelhutungen 
bez.  an  dem  Widerspruch  einiger  Mitglieder  sich  hervorthuenSen 
Schwierigkeiten,  1784. 
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keine  Revolutionäre,  die  den  Staat  umstürzen  wollten ;  sie  £Eindeii 
sich  infolge  von  schlechten  Ernten  (1789,  1790)  und  starkem 
Futtermangel  in  grofser  Not;  die  rücksichtslose  Ausbeutung  der 
Rittergutsgerechtsame  durch  Pächter  und  Gerichtsdirektoren 
brachte  sie  dann  zur  Verzweiflung  und  zum  Aufstande.  Die 
Regierung  verstand  eS;  dieser  Bewegung  geschickt  Herr  zu  werden ; 
sie  zeigte  die  nötige  Strenge  wie  den  festen  Willen,  die  Ordnung 
aufrecht  zu  erhalten;  zugleich  aber  versuchte  sie  den  Beschwerden 
der  bedrückten  Bevölkerung  abzuhelfen.  In  einem  Reskript  vom 
18.  August  und  in  einem  Patent  vom  26.  August  (Cod.  Aug. 
2.  Forts.  I.  Bd.  S.  986  und  505)  warnt  der  Kurfürst  vor  jeder 
Teilnahme  an  den  Unruhen;  deichzeitig  läfst  er  erklären,  er 
wolle  allen  billigen  und  gerechten  Klagen  seiner  Unterthanen 
nicht  nur  Gehör  geben,  sondern  auch  auf  schleunigste  Abstellung 
derselben  Bedacht  nehmen.  Femer  richtete  er  an  die  Gerichts- 
höfe und  Spruchkollegien  einen  Befehl,  da(s  es  ihm  allein  auf 
eine  gesetzesmäfsige,  prompte  und  unparteiische  Justiz  ankomme; 
alle  Prozesse  sollten  mit  möglichster  Beschleunigung  zu  Ende 
gefllhrt,  begründete  Beschwerden  sofort  abgestellt  werden. 

In  das  Aufruhrgebiet  wurde  Militär  gelegt,  am  26.  August 
dann  eine  Kommission  gebildet  und  in  den  Meifsner  Kreis  ge- 
sandt. Sie  erhielt  uneingeschränkte  Vollmacht  und  durfte  sogar 
nach  Befinden,  ohne  weitere  Umstände,  am  Leben  strafen;  sie 
wurde  angewiesen,  möglichst  durch  Güte,  ohne  Blutvergie&en, 
ihren  Zweck  —  die  Bevölkerung  zur  gesetzlichen  Ordnung  zu- 
rückzuführen —  zu  erreichen.  Sie  war  femer  beauftragt,  die 
Klagen  der  Bauern  entgegenzunehmen  und  zur  Abhülfe  etwaiger 
Notstände  dem  Kurfürsten  Vorschläge  zu  unterbreiten.  Vor- 
sitzender dieser  Kommission  war  der  Vicekanzler  der  Landes- 
regierung, von  Burgsdorf;  ihm  waren  beigegeben  die  Hofiräte 
von  Watzdorf  und  von  Brand,  hinzugezogen  wurde  der  Meifsner 
Amtshauptmann  von  Welk.  Von  Bur^dorf  verstand  es  in  meister- 
hafter Weise,  bei  aller  Strenge  im  Auftreten,  doch  auch  so  viel 
Milde  und  Wohlwollen  zu  zeigen,  dals  er  sich  im  Fluge  die 
Herzen  der  aufständischen  Bauern  gewann.  Sein  Verdienst  ist 
es,  wenn  der  Aufstand  so  schnell  gestillt  wurde.  Während  die 
Kommission  dieau&ere^en  Landesteile  bereiste,  erliefs  die  Landes- 
regierung an  die  Gerichtsobrigkeiten  Befehle,  in  denen  sie  ihnen 
bei  Einfordemng  der  Dienste  und  bei  Ausübung  der  Hutungs- 
befugnisse  billige  Rücksicht  auf  die  Unterthanen  anemp&hl. 

Erst  nachdem  Ruhe  in  das  Land  gekehrt  und  die  Ordnung 
wieder  hergestellt  war,  erstattete  die  Kommission  —  am  5.  Sept 
und  7.  Okt.  1790  —  Bericht  über  den  Verlauf  und  die  Ursachen 
des  Aufrahrs^ 


^  Liebenroth,  Fr.  E.,  Fragmente  aus  meinem  Tagebuche,  ins- 
besondere die  sächsischen  Bauernunruhen  betr.    2.  Samml.    Dresden, 
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Kurz  ehe  der  Aufstand  ausbrach,  am  4.  August  1790,  sandte 
der  sächsische  Gesandte  in  Turin  eine  Note  ab,  in  der  davon 
gesprochen  wird,  dafs  Franzosen  beabsichtigten,  nach  Sachsen  zu 
gehen,  um  das  Volk  aufzuwiegeb.  Die  Kommission  bezweifelte 
jedoch  den  Einflufs  fremder  Emissäre;  sie  hatte  keine  Spur  eines 
zusammenhängenden  Planes  bei  dem  Aufstande  entdeckt^.  Die 
Gemeinden  ausgefragt,  weshalb  sie  sich  empört  hätten,  ver- 
sicherten übereinstimmend,  dafs  das  Lesen  von  Zeitungen  sie  auf 
den  Gedanken  gebracht  habe,  dafs  das,  was  anderwärts  zum  Vorteile 
des  Bauernstandes  geschehen  sei,  wohl  auch  in  Sachsen  eingeführt 
werden  könne,  und  dafs  sie  sich  deshalb  keiner  Widersetzlichkeit 
gegen  ihren  Landesherm  schuldig  machten,  sobald  sie,  wenn 
auch  nicht  gänzliche  Befreiung  von  Diensten,  doch  einige  Er- 
leichterung  verlangten,  zumal  kurfürstliche  Durchlaucht  jetzt  die 
Stelle  S.  Maj.  des  Kaisers  vertrete. 

Die  Kommission  meinte,  im  Anfang  hätten  die  Bauern  gar 
nicht  die  Absicht  gehabt,  alle  Dienste  aufisuküodigen ,  sondern 
sich  nur  Erleichterung  verschaffen  wollen.  Die  erste  angebliche 
Aufkündigung  der  Dienste  in  Hirschfeld  und  Deutsch  Bora  be- 
ruhe auf  eiaem  Mifsverständnisse;  die  Pächter  wie  die  Gerichts- 
halter wären  voreilig  mit  ihren  Anzeigen  vorgegangen  und  hätten 
auch  yiel£Ekch  übertrieben. 

Über  die  Ursachen  des  so  schnellen  Ausbruchs  der  Unruhen 
äufserte  sich  die  Kommission  dahin:    der  Widerwille   gegen  die 


Leipzig  1791.  L.  schildert  die  milit&rischen  Ereignisse  sehr  anschaulich; 
betr.  von  Burgsdorf  siehe  S.  215,  231,  279.  —  Die  erhaltenen  Akten 
sind  sehr  zahlreich: 

Loc.  5748.  Die  wegen  derer  von  einigen  Unterthanen  eigen- 
mächtiger Weise  aufgesagten,  ihnen  obliegenaen  Dienste  und  anderer 
Prästandorum,  auch  des  dabei  gezeigten  Ungehorsams,  Widersetzlich- 
keit gegen  die  von  obrigkeitlicher  Anordnung  getroffenen  Verfügungen, 
1790.    4  Bde. 

Löc.  6565.  Die  Beschleunigung  der  Processe  zwischen  Gerichts- 
obrigkeit und  Unterthanen  wegen  Zinsen,  Dienste,  Hutung  und  andere 
Gerechtigkeiten.  Bd.  I,  1790.  Loc.  5757.  Bd.  II,  1792.  Bd.  III,  1793. 
Bd.  IV,  1795.  u.  8.  w.   (Bd.  I  enthält  alle  wichtigeren  Aktenstücke.) 

Loc.  30692.  Die  von  verschiedenen  Unterthanen  wegen  Prohnen, 
Diensten  und  Prästandorum  unmittelbar  eingereichten  Beschwerden,  1790. 

Loc.  30597.  Verfahren  bei  Streitigkeiten  zwischen  Gerichtsherr- 
schaften und  Unterthanen,  1790/93. 

Aufser  den  beiden  Kommissionsberichten  kommen  hier  in  Betracht : 
Bericht  der  Geh.  Räte  vom  21.  September  1790,  der  Landesregierung 
vom  28.  September  und  9.  Oktober  1790;  Gutachten  der  Ge.  Rätne  vom 
20.  August  1791. 

^  Eine  Nachahmung  Pariser  Vorgänge  erblickt  in  den  sächsischen 
Unruhen  A.  von  Winterteld:  „Ein  Wiederschein  der  französischen  Re- 
volution". Gartenlaube  1890.  N.  8.—.  Unter  den  Bauern  wurde  ver- 
trieben: Geschichte  der  merkwürdigsten  Volksaufstände  und  Staats- 
umwälzungen gegenwärtiger  Zeit.  Zittau  1790.  Obgleich  die  Regierung 
den  Inhalt  dieses  Buches  für  harmlos  hielt,  verbot  sie  die  Kolportage. 
Loc.  5748.    Die  wegen  .  .  .  Unterth.  —  S.  257. 

12 
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Gerichtsherrschaften  habe  notwendigerweise  da  einen  hohen  Grad 
erreichen  müssen,  wo  die  Bauern  ihr  eignes  Vieh  schlachten  oder 
abschaffen  mufsten,  weil  die  unbedingte  Behutung  ihrer  Felder 
mit  Rittergutsschafen  ihnen  alle  Hülfsmittel,  imre  Schafe  am 
Leben  zu  erhalten,  entzog,  und  als  sie  ihr  Vieh  beinahe  vor 
ihren  Augen  umkommen  sahen,  wären  sie  in  Wut  und  Ver- 
zweiflung geraten.  Viel  zur  Empörung  habe  beigetragen  die 
Sportelsucht  der  Gerichtshalter  una  der  Despotismus  der  Bitter- 
gutsbesitzer oder  in  deren  Abwesenheit  so  vieler  anderen  kleinen 
Despoten. 

Allgemein  war  die  Klage  der  Bauern  über  Behandlung,  Be- 
köstigung und  Ausnutzung  des  Zwangsgesindes.  Der  Lohn  des 
Zwangsgesindes  stieg  nach  den  Angaben  der  Bauern  durchschnitt- 
lich von  1  Thlr.  6  Gr.  auf  3  Thh-,  jährlich ;  erkrankte  das  Ge- 
sinde, so  mufste  es  auf  seine  Kosten  einen  Stellvertreter  stellen, 
oder  es  wurde  ihm  für  jeden  Tag,  den  es  fehlte,  am  Lohne  ab- 
gezogen^. Dabei  war  die  Kost  fast  durchgängig  mangelhaft, 
wenn  nicht  ganz  ungeniefsbar  •,  die  Kommission  fand  mit  Grün- 
span verunreinigte  Speisen,  Brot  halb  aus  Wicken  gebacken 
u.  s.  w. ;  oft  mufsten  die  Eltern  ihre  beim  Gutsherrn  dienenden 
Kinder,  wenn  sie  dieselben  bei  Kraft  und  Gesundheit  erhalten 
wollten,  bei  sich  ernähren.  Auch  begnügte  man  sich  vielfach 
nicht,  auf  Rittergütern  den  zweijährigen  Dienstzwang  einzufordern, 
sondern  erlaubte  sich  mannigfache  Übergriffe. 

Besonders  verhafst  bei  den  Bauern  waren  die  Gerichtshalter 
und  Gerichtsdirektoren.  Die  Sportein  und  Strafen,  die  sie  er- 
hoben, flössen  in  ihre  eigne  Tasche,  und  das  Recht,  mandat- 
mäfsige  Strafen  auszusetzen,  bot  ihnen  eine  bequeme  Gelegenheit, 
die  Gutsunterthanen  in  beständige  Kontribution  zu  setzen^. 

Schliefslich  fafste  die  Kommission  ihr  Urteil  dahin  zusammen : 
die  unbillige  Ausübung  der  Hutungsgerechtsame  wie  die  harte 
Bedrückung  der  Fröner  und  des  Zwangsgesindes  sei  leider  nichts 
aufserordentliches,  und  so  lange  diesen  Gerechtsamen  der  Ritter- 
güter auf  gesetzmäfsigem  Wege  keine  Grenzen  gesetzt  wären, 
sei  es  unmöglich,  gegen  die  unbillige  Ausübung  dieser  unzweifel- 
haften Rechte  einzuschreiten.  Doch  fordere  allerdings  die  laute 
Stimme  der  Menschheit  wie  die  gänzlich  veränderten  Zeitumstände 
dringend  zu  einer  Beschränkung  dieser  Gerechtsame  auf.  Vor 
allen  Dingen  wäre  das  Vertrauen  zwischen  den  Gutsherrschaften 
und  den  Unterthanen  wieder  herzustellen;   die  Rittergutsbesitzer 


1 


1  Vergl.  Loc.  30597.  Das  Verfahren .. .  1790/93  enthält  Supplik  der 
Schlaunitzer  Unterthanen  vom  23.  Aiiffust  1790.  —  Loc.  30692.  Die  von 
verschiedenen  Unterthanen  .  .  .  1790;  iiervorzuhebeu  die  umfangreiche 
Rlagschrift  der  Gemeinde  zu  Hopfgarten  und  Ellisbach  v.  11.  Sept.  1790. 

*  Loc.  3692.  Die  von  verschiedenen  Unterthanen  .  .  .  1790.  Die 
Klagschrift  der  Unterthanen  des  Rittergutes  Sahlis  enthält  ein  Veraeich- 
nis  der  seit  1781  der  Gemeinde  abgeforderten  Gerichtskosten. 
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mtifsten  bewogen  werden,  ihren  ünterthanen  Erleichterungen  zu 
gewähren.  Die  Regierung  aber  habe  auf  Mittel  und  Wege  zu 
denken,  wie  die  Qutsunterthanen  in  Zukunft,  bei  der  gänzlich 
veränderten  wirtschaftlichen  Lage  als  Stand  erhalten  werden 
könnten. 

Diese  Worte  fanden  bei  der  Regierung  Anklang;  man  be- 
schlofs,  die  fernere  Entwicklung  der  Dinge  nicht  sich  selbst  zu 
überlassen,  sondern  durch  positives  Einschreiten  gerechte  Be- 
schwerden der  Bauern  zu  beseitigen.  Als  das  wirksamste  Mittel 
erachtete  man  eine  Abkürzung  des  Prozefs Verfahrens  und  eine 
Revision  der  den  Erkenntnissen  der  Gerichtshöfe  zu  Grunde  ge- 
legten Recht8gi*undsätze. 

Der  Rechtsgang  bei  den  sächsischen  Gerichten  war  infolge 
der  zahlreichen  Rechtsmittel,  die  den  Prozefsführenden  zustanden, 
überaus  langwierig  und  kostspieUg.  Schon  am  27.  September 
1777  war  den  Gerichtshöfen  anbefohlen  worden,  jährlich  vier 
Tabellen  über  erledigte  wie  unerledigte  Prozesse  einzureichen; 
man  hoffte  damit  den  Rechtsgang  zu  beschleunigen.  Der  Erfolg 
aber  sprach  dagegen,  und  die  Klagen  über  die  lange  Dauer  der 
Prozesse  wollten  nicht  verstummen.  Es  erging  deshalb  noch  vor 
dem  Ausbruch  der  Bauernunruhen  —  3.  Juli  1789  —  an  das 
Appellationsgericht  die  Anfrage,  weshalb  die  zwischen  Obrigkeiten 
und  ünterthanen  geführten  Prozesse  so  lange  dauerten.  Das 
Appellationsgericht  suchte  sich  mit  dem  Hinweis  zu  rechtfertigen, 
dafs  sowohl  die  Zahl  wie  der  Umfang  dieser  Prozesse  zuge- 
nommen habe.  Zur  Zeit  —  19.  Sept.  1789  —  seien  nicht 
weniger  als  235  derartige  Prozesse  bei  ihnen  anhängig ;  ein  jeder 
derselben  bestände  aus  einer  grofsen  Zahl  von  Klagepunkten, 
z.  B.  hätten  47  Prozesse  allein  deren  562;  jeden  dieser  Punkte 
zu  erledigen  erfordere  aber^  da  sie  zu  den  schwierigsten  und 
verwickeltsten  Sachen  gehörten,  Wochen.  Nach  den  Bauem- 
unruhen,  wurden  die  Gerichtshöfe  aufgefordert,  jährlich  besondere 
Tabellen  über  die  zwischen  Gutsherrschaften  und  ünterthanen 
schwebenden  Prozesse  zu  führen.  Nach  diesen  Tabellen  betrug 
die  Zahl  der  Prozesse  1792:  389,  1793:  303,  um  dann  langsam 
zu  fallen;  ihre  grofse  Zahl  zeigt,  wie  die  Gutsunterthanen  auch 
auf  diesem  W^ege  bemüht  waren,  sei  es  sich  gegen  die  Übergriffe 
der  Rittergutsbesitzer  zu  wehren,  sei  es  den  Gutszwang  abzu- 
schütteln. 

Einen  Schritt  weiter  ging  der  Kurfürst  noch  im  Herbste 
1790;  er  beauftragte  die  Landesregierung  in  Erwägung  zu  ziehen, 
wie  die  Klagen  der  Ünterthanen  über  angebliche  Ünerträglichkeit 
der  Dienste  oder  über  die  ungebührliche  Erweiterung  der  Ritter- 
gutsgerechtsame abzustellen  und  wie  das  Prozefsveriahren  abzu- 
kürzen sei.  Dem  Kurfürsten  lag  sehr  viel  daran,  dais  diese 
Angelegenheit  bald  erledigt  wurde.  Als  bis  zum  April  1791 
keine  Antwort  einging,  wurde  er  ungeduldig,  und  der  Minister 
Frhr.  von  Gutschmidt  schrieb  am  19.  April  1791  an  die  Landes- 
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regieruDg,  dem  Kurflirsten  sei  ganz  vorzüglich  daran  gelegen, 
dafs  sein,  wfthrend  des  Aafstandes  abgegebenes  öffentliches  Ver- 
sprechen —  Abstellung  begründeter  Beschwerden ,  ICrörterung 
derselben  gemäfs  der  Billigkeit  und  Beschleunigung  der  Prozesse  — 
vollständig  erfüllt  werde,  und  dafs  ihm  keine  Gelegenheit  zu  dem 
Vorwurf  —  man  habe  etwas  zur  Stillung  der  Unruhen  ver- 
sprochen und  nachher  unterlassen  es  zu  erfüllen  —  gegeben 
werde  „als  welches  Ihr.  Chf.  Drl.  äufserst  unangenehm  und 
empfindlich  sein  würde"  ^  Auf  diese  eindringliche  Mahnung 
reichte  wenige  Tage  später  (25.  April  1791)  die  Landesregierung 
ein  in  68  §§  abgefafstes  Regulativ  wegen  Abkürzung  des  Ver- 
fahrens bei  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Gerich tsol)rigkeiten  und 
Unterthanen  ein.  Es  fand  jedoch  nicht  den  Bei£Edl  des  Kur- 
fürsten; er  lehnte  im  Herbst  die  Genehmigung  zur  Publikation 
ab.  In  Rücksicht  auf  den  erregten  Zustand  der  Landbevölkerung 
und  der  müsverständlichen  Auffassung  firüherer  Mandate  sah  er 
vom  Erlafs  eines  neuen  Mandates  ab.  E!r  achtete  es  iür  dien- 
licher, dafs  zunächst  nur  flir  die  höheren  Gerichtshöfe  eine  In- 
struktion ausgearbeitet  werde,  in  der  sie  angewiesen  wurden,  unter 
möglichster  Beschleunigung  die  Gutsprozesse  nach  Recht  und 
Billigkeit  zu  entscheiden. 

Den  Auftrag  zur  Fertigstellung  dieser  Instruktion  erhielt  die 
Gesetzgebungskommission  ^.  Sie  lieCs  sich  bei  ihrer  Arbeit  von 
folgenden  Grundsätzen  leiten:  keine  neue  Prozefsordnung  und 
keine  neuen  Rechtsgrundsätze;  Anschlufs  an  das  geltende  Recht 
Denn  jede  Abweichung  von  den  Landesgesetzen  u.  s.  w.  hätte 
eine  Publikation  der  Instruktion  nötig  gemacht.  Über  die  Schwierig- 
keit, ohne  eigentlich  neues  Recht  aufzustellen,  doch  das  bestehende 
Recht  abzuändern,  half  sich  die  Gesetzgebungskommission  in 
eigentümlicher  Weise  weg;  nach  ihr  sollte  es  in  dem  fireien  Ek*- 
messen  der  Landesregierung  liegen,  Fronen,  Dienste  u.  s.  w.  zu 
ermäfsigen,  wenn  durch  die  gestiegene  Kultur  der  Landwirtschaft 
auf  den  Rittergütern,  durch  den  vermehrten  Viehstand  und  durch 
die  ungemessenen  Dienste  die  Lage  der  dienstpflichtigen  Unter- 
thanen allzu  beschwerlich  geworden  sei;  denn  die  Sorg&lt  des 
Staates  habe  sich  auf  Erhaltung  eines  jeden  Bürgers  im  Staate 
zu  erstrecken.  Aus  eben  diesen  Beweggründen  verlangte  auch 
die  Kommission  eine  billige  Erhöhung  des  Zwangsgesindelohnes. 
Nach  ihrer  Ansicht  fehlten  in  Fron-,  Dienst-  und  Uutungssachen 
gesetzliche  Vorschriften  beinah  voUständig;  mafsgebend  seien 
allein  die  schwankenden  Meinungen  einiger  Rechtslehrer  und  die 
sich  widersprechenden  Erkenntnisse  der  Gerichte.  Zur  AuafÜlliuig 
dieser  Lücke  reichte  die   Gesetzgebungskommission   —  am  31. 


^  Loc.  6565.    Die  Beschleunigung.  .  .  .  1790.  Bd.  I,  S.  94. 
■  Mitglieder  waren :  von  Hopfgarten,  von  Wagner,  Graf  von  Hohen- 
thal,  von  Wilcke,  Dr.  Reinhardt,  von  Oppen,  Kind. 
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März  1792  —  einen  Entwurf:  Rechtssätze,  auf  welche  bei  Ent- 
scheidung der  zwischen  Obrigkeiten  und  Unterthanen  obschweben- 
den  Streitigkeiten  vorzüglich  Rücksicht  zu  nehmen  ist^  ein.  Ek* 
zerfiel  in  zwei  Teile,  der  erste  Fronsachen  betr.  mit  28  §§ ,  der 
zweite  Trift-  und  Hutungssachen  betr.  mit  13  §§.  Über  den 
Gesindezwangsdienst  handelten  §§  22 — 28.  Der  Gesetzgeber 
suchte  die  Rechte  des  Gesindes  gegen  die  der  Herrschaft  zu 
stärken.  Der  Lohn  des  Zwangsgesindes  sollte,  wenn  es  sich  da- 
von die  unentbehrlichen  Kleidungsstücke  nicht  aiischaffen  könne, 
trotz  der  von  Gerichtsherren  vorgeschützten  Verjährung,  er- 
höht werden.  Die  Kost  durfte  nicht  geringer  als  die  für  das 
Lohngesinde  gebräuchliche  sein.  Abzüge  vom  Zwangslohn  infolge 
von  Erkrankung  des  Gesindes  u.  s.  w.  waren  nicht  zu  gestatten. 

Die  Landesregierung  unterwarf  diese  Rechtssätze  einer  ein- 
gehenden Kritik;  fast  bei  jedem  Paragraphen  schlug  sie  Ab- 
änderungen vor;  aber  im  ganzen  erklärte  sie  sich  mit  der  Ten- 
denz und  besonders  mit  den  Bestimmungen  über  das  Zwangs- 
gesinde einverstanden.  Ganz  anders  lautete  der  Vortrag,  welchen 
das  Geh.  Consilium  dem  Kurftirsten  erstattete.  Es  fand  in  dem 
Entwürfe  so  viel  neue  Rechtsgrundsätze  aufgestellt,  dals  ihm 
die  Veröfientlichung  und  deswegen  auch  die  Genehmigung  der 
Landschaft  erforderlich  schien.  Gngen  eine  Bekanntmachung  aber 
war  sie,  denn  „bei  dem  jetzt  sich  äufsemden  Streben  nach 
gröfserer  Freiheit  und  Gleichheit  erforderte  die  Rücksicht  auf  das 
gemeine  Beste,  überall  mit  der  gröfsten  Vorsicht  und  Behutsam- 
keit zu  Werke  zu  gehen"  ^    (7.  Jan.  1793.) 

Ein  halbes  Jahr  später  fiel  erst  die  Entscheidung  des  Kur- 
flirsten :  „wir  lassen  j^och  unsere  Entschliefsung  über  sothane 
Rechtssätze  gegenwärtig  ausgesetzt  bleiben  und  finden  für  gut 
zu  thunlichster  Vermeidung  alles  nachtheiligen  Aufsehens  und  be- 
sorglichen  Mifsbrauches  es  bei  folgenden  Anordnungen  bewenden 
zu  lassen"  ^.     Diese  betrafen  nur  unwesentliches. 

Damit  war  die  Reformbewegung  zunächst  gescheitert.  Die 
Regierung  unternahm  keine  weiteren  Schritte;  scheinbar  blieb 
alles  beim  alten,  und  doch  sollten  diese  verworfenen  Rechtsgrund- 
sätze, wie  wir  später  sehen  werden,  von  grofser  Bedeutung  für 
die  ruhige  Entwicklung  der  nächsten  Jahrzehnte  werden. 


1  Loc.  5757.    Die  Beschleunigung.  ...  Bd.  II.  1792.   S.  152—174. 
«  Loc.  30597.    Das  Verfahren  bei  Streitigkeiten  .  .  .  179093. 
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(xesindepolitik  gegen  Ausgang  des  18.  Jahrh.  und  Ent- 
würfe zu  einer  neuen  Gesindeordnung  1799—1810. 


Eines  der  anziehendsten  Probleme  bildet  die  Entwicklung 
geistiger  Ideen,  wie  sie  um  den  Ausgang  des  18.  Jahrhundert 
reiften.  In  kurzer  Zeit  werden  alte,  seit  Jahrhunderten  fest- 
gewurzelte Anschauungen  abgestofsen  und  neue  Wirtschafls* 
principien  aufgestellt.  Zuerst  zeigen  sich  nur  bei  Wenigen  die 
modernen  Gedanken,  dann  verbreiten  sie  sich  über  immer 
gröbere  Kreise  des  Volkes  ^  um  schlieMch  innerhalb  eines 
Menschenlebens  ein  ganz  neues  Zeitalter  herbeizuführen.  Auch  in 
den  Gesindefragen  vollzieht  sich  in  wenigen  Jahrzehnten  ein 
völh'ger  Bruch  mit  den  seit  dem  Mittelalter  herrschenden  Rechts- 
principien.  Diese  Entwicklung  kurz  nach  den  Akten  zu  schildern, 
wird  unsere  nächste  Aufgabe^  sein. 

1  Benutzt  wurden:  Loc.  2351.  Acta  die  neu  erläuterte  und  ver- 
besserte Gesindeordnung.  1763.  Loc.  6537.  Die  neu  erläuterte  und  ver- 
besserte (Icsindeordnung.  1769.  Bd.  II.  1772.  Loc,  30548.  Die  bei  ver- 
schiedenen Landes  Versammlungen  von  den  Ständen  angetragene  Be- 
stimmung des  Tagelohns  der  Weibspersonen  ingl.  für  Maurer  und 
Zimmerleute.  Bd.  IL  1775  1787.  Loc.  14357.  Die  in  Antrag  gekommene 
Fixierung  des  Tagclohus  für  Weibspersonen  ingl.  für  Maurer  und 
Zimmerer  1789—1801.  Loc.  5757,  5758,  6565.  Die  Beschleunigung  der 
Prozesse  zwischen  Gerichtsobrigkeit  und  Unterthanen  wegen  2iin8en, 
Dienste,  Hutung  und  anderen  Gerechtigkeiten.  Bd.  II— VL  1792—1821. 
Loc.  14401.  Die  Ausübung  des  Reservezwanges  über  die  Zeit  des  ge- 
wöhnlichen Dienst  Wechsels.  1795.  Loc.  37841.  Die  Winzerknechte  bei  den 
kurf.  Weinbergen  und  deren  Befreiung  vom  Gesindozwangsdienst  1779 
(Finanz-Arch.  fiep.  47.  Gen.  6S).  Loc.  2414.  Das  Verfahren  gegen  ent- 
wichene, den  sich  in  hiesigen  Landen  aufhaltenden  Russen  erblich  au- 
gehörigen  Dienstboten.  1796.  Loc.  37929.  Erbregister  über  die  von  den 
Gemeinden  Raudeck  u.  Weigmannsdorf,  ingl.  Häuslern  und  Hausgenossen 
zu  dem  kurf.  Vorwerk  Hirschberg  schuldigen  Gesinde-  uncf  andere 
Dienste.  1779  (Finanz-Arch.  Rep.  47,  Amt  Frauenstein  1).  Loc.  30804. 
Dienstregister  über  alle  und  jede  von  den  Stolpener  Amtsunterthanen 
zu  leistenden  Amts-  und  Vorwerks- Prästationen.  1791. 
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Auf  dem  Landtage  von  1776  beschwerte  sich  die  Ritter- 
schaft, dafs  die  Gesindeordnung  wohl  den  Lohn  der  männlichen 
Arbeiter  und  der  Tagelöhner,  nicht  aber  den  der  weiblichen  be- 
stimme. Die  Frauen  wollten  deswegen  auf  dem  Lande  nur  nach 
den  für  männliche  Arbeiter  geltenden  Lohnsätzen  arbeiten.  Hier 
sei  eine  Abhülfe  durch  den  Erlafs  einer  weiblichen  Arbeitslohn- 
taxe dringend  geboten. 

Über  diesen  Antrag  entspannen  sich  innerhalb  der  Regierung 
langwierige  Verhandlungen.  Die  Landesregierung  versprach  sich 
Vorteile  von  einer  Taxe;  sie  schlug  in  folgender  Weise  vor, 
Frauen  zu  entlohnjen :  auf  dem  Lande  in  der  Sommerzeit  (aulser 
der  Ernte)  täglich  2  Gr.  bis  2  Gr.  6  Pfg.,  in  der  Erntezeit 
und  beim  Grasschneiden  4  Gr.,  in  der  Winterzeit,  nach  Be- 
schaffenheit der  Tageslängen  1  Gr.  6  Pfg.  bis  2  Gr.,  in  den 
Städten  im  Sommer  2  Gr.  6  Pfg.  bis  3  Gr.,  im  Winter  1  Gr. 
6  Pfg.  bis  2  Gr. 

Ehe  diese  Taxordnung  zur  Begutachtung  dem  Landtage  zu- 
ging, wurde  über  sie  im  Geh.  Consilum  beraten  (15.  Nov.  1780). 
Von  Langenau  erstattete  Bericht  ^  Er  erklärte  sich  in  diesem 
gegen  jede  Art  von  Taxe ;  denn  erstlich  richte  sich  der  Tage- 
lohn nach  dem  Preise  der  Lebensmittel;  da  es  unmöglich  sei, 
letztere  unveränderlich  zu  bestimmen,  so  dürfe  man  auch  ersteren 
gesetzlich  nicht  festsetzen.  Werde  aber  einmal  eine  Taxe  des 
Tagelohns  erlassen,  so  würden  in  gröfseren  Städten  und  bei 
teueren  Zeiten  die  ärmeren  Bürger  des  Staates  schmachten,  die 
Reicheren  dagegen  aus  dem  Elend  ihrer  Mitbürger  Gewinn  ziehen. 
Zweitens  bestimme  die  Höhe  des  Tagelohnes  die  Konkurrenz 
der  Arbeiter;  steige  der  Tagelohn,  so  strömten  sofort  Arbeiter 
aus  anderen  Orten  herbei.  Auch  andere  Nachteile  ergebe  eine 
Taxe;  halte  man  streng  auf  sie,  so  liefse  man  sich  ein  Mittel, 
den  Zuwachs  der  Bevölkerung  zu  steigern,  entgehen,  und  lege 
man  ferner  dem  täglichen  EJrwerbe  eines  Alenschen  Grenzen,  so 
benehme  man  ihm  den  Mut,  durch  gröfseren  Fleifs  und  Geschick- 
lichkeit seinen  Erwerb  zu  vermehren.  Überhaupt  schränke  man 
durch  derartige  Polizeigesetze  die  bürgerliche  Freiheit  allzusehr 
«in.  Man  könne  es  einem  jeden  ohne  Bedenken  nachlassen, 
den  Preis  seiner  Arbeit  selbst  zu  stellen,  da  ihn  die  Konkurrenz 
weit  kräftiger  als  ein  Gesetz  abhalten  werde,  zuviel  zu  fordern. 

Zu  dem  Taxvorschlag  der  Landesregierung  bemerkte  er, 
dafs  dieser  auf  einer  irrigen  Voraussetzung  beruhe,  denn  sie  setze 
die  Arbeitslöhne  der  Frauen  niedriger  als  die  der  Männer  an. 
Viele  Arbeiten  würden  aber  besser  von  Männern,  andere  wieder 
besser  von  Frauen  verrichtet,  folglich  müfsten  gewisse  Frauenarbeiten 
teurer  als  die  Männerarbeit  bezahlt  werden;  so  bestimme  z.  ß. 
der  Entwurf  für  eine  Wäscherin  in  Dresden  2  Gr.,  jetzt  erhalte 
sie  jedoch  täglich  4—6  Gr. 

*  Loc.  2351.  Die  neu  erläuterte  Gesindeordnung  1763. 
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Zum  ersten  Male  tritt  in  von  Langenaus  Bericht  eine  in 
modernen  Denkformen  gehaltene  wirtschaftliche  Untersuchung 
des  Lohnes  ein.  Vorläuhg  stand  Langenau  im  Kollegium  noch 
allein  da.  Das  Geh.  Consilium  erachtete  wohl  eine  Lohntaxe  für 
schwer  durchfuhrbar,  aber  nachdem  einmal  in  der  Geainde- 
ordnung  der  Lohn  der  männlichen  Arbeiter  festgesetzt  worden 
sei,  meinte  sie,  dafs  man  jetzt  auch  dem  Antrage  der  Ritter- 
schaft nachzugeben  habe.  Doch  der  Kurflirst  entschied  sich  noch 
nicht  endgültig,  er  wollte  nach  Befinden  später  seine  Erklärung 
geben;  einstweilen  sollte  man  den  ständiscnen  Antrag  in  nähere 
Erwägung  ziehen  (18.  Dez.  1780). 

Auf  dem  Landtage  von  1781  kamen  die  Stände  wieder 
mit  neuen  Forderungen  und  erhielten  die  Lohnfrage  in  Flufs. 
Die  Ritterschaft  verlangte,  dafs  allen  Personen  aus  dem  Bauern- 
stände der  Eintritt  in  Manufakturen  und  Fabriken  verboten 
werde,  nur  so  könne  man  dem  Mangel  an  landwirtschaftlichem 
Gesinde  und  den  Klagen  über  sein  übles  Verhalten  abhelfen, 
und  dann  dafs  der  Lohn  des  in  den  Städten  dienenden  männ- 
lichen Gesindes  herabgesetzt  werde,  um  so  das  Abströmen  länd- 
licher Arbeitskrälte  in  die  Städte  zu  verhindern. 

Die  Landesregierung  ging  nur  auf  den  eröten  Teil  des 
Antrages  ein  und  forderte  Gutachten  von  den  Kreis-  und 
Amtshauptleuten.  Die  Antworten  gewähren  einen  interessanten 
Einblick  in  die  damaligen  wirtschaftlichen  Anschauungen  der 
höheren  sächsischen  Verwaltungsbeamten.  Der  Leipziger  Kreis- 
hauptmann stimmte  allein  dem  ständischen  Antrage  unbedingt 
zu.  Die  Kreishauptleute  des  Erzgebirgischen ,  Voigtländischen 
und  Neustädter  Kreises,  in  deren  Amtsbezirken  sich  der  Ebupt- 
sitz  der  sächsischen  Industrie  befand,  hielten  den  Antrag  für 
bedenkhch ;  fUr  die  Fabriken  erwarteten  sie  Nachteile,  und  selbst 
die  Landwirtschaft  versprach  sich  in  ihren  Gegenden  keine  Vor- 
teile davon.  Die  Kreisnauptleute  des  Kur-,  Thüringischen  und 
Meifsner  Kreises  glaubten  nicht,  dafs  mit  Annahme  des  Antrages 
der  Mangel  an  Gesinde  auf  dem  Lande  nachlassen  werde;  da- 
gegen machten  diese  Beamte  andere  Vorschläge,  z.  B. :  jeder, 
welcher  nicht  mit  einem  Grundstücke  ansässig  wäre,  sollte  bei 
Geld-  und  Gefängnisstrafen  gezwungen  werden,  vom  26. — 30. 
Jahre  in  einen  Dienst  zu  gehen;  aufser  dem  Lande  sollte  nie- 
mand erlaubt  werden,  sich  zu  verdingen. 

Daraufhin  lehnte  es  der  Kurfürst  ab,  die  ständischen  Wünsche 
zu  erflülen  und  erklärte  sich  nur  mit  einer  wirksameren  Hand- 
habung der  Bestimmungen  der  Gesindeordnung  einverstanden 
(Reskript  vom  20.  Juli  1782)  ^ 

Die  Ritterschaft  hielt  aber  mit  eiserner  Beharrlichkeit  an 
ihren  Anträgen  fest.     Auf  dem  Landtage  von   1787   stellte  sie 

1  Loc.  6527.  Die  neu  erläuterte  Gesindeordnung.  IL  Bd.  Bl.  30; 
am  12.  August  1782  erging  ein  gleicher  Befehl  an  die  Kreis-  und  Amts- 
hauptleute. 
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wieder  die  Forderung  auf,  eine  Lohntaxe  fUr  weibliche  Tage- 
löhnerarbeit zu  erlassen  und  für  jeden  Kreis  eine  Taxe  des 
Maurer-  und  Zimmererlohnes  amtlich  festzusetzen.  Dies  flihrte 
zu  einer  in  den  Kreisen  angestellten  Untersuchung^  über  den 
„Tagelohn  für  die  Weibspersonen,  ingleichen  für  Maurer  und 
Zimmerleute^  im  Januar  und  Februar  1788.  Aus  den  zahl- 
reich eingegangenen  Berichten  ergiebt  sich  kurz  folgendes :  Maurer 
und  Zimmererlöhne  standen  sich  gleich.  Bei  einer  Arbeitszeit  im 
Sommer,  von  früh  6 — 6  Uhr  abends  (mit  einer  Stunde  Mittags- 
pause) betrug  der  Lohn  für  einen  Meister  in  nur  wenigen  Gegenden 
8  Gr.  (Amt  Hohnstein,  Finsterwalde,  Radeberg,  Senftenberg, 
Pirna,  Hain),  durchschnittlich  7  Gr.  (Erzgeb.  Kreis,  Stadt 
Dresden,  Amt  Dresden,  Meifsen,  Lausnitz,  Mühlberg,  Stolpen, 
Torgau) ;  im  Neustädter  Kreis  sank  er  auf  5  Gr.  6  Pfg.  bis  5  Gr. 
Im  Winter  bei  einer  Arbeitszeit  von  früh  8 — 5  Uhr  abends  fiel  er 
in  allen  Kreisen  um  einen  Groschen.  Jeder  Meister  erhielt  aber 
aufserdem  von  jedem  Gesellen  einen  Groschen.  Der  Geselle 
bekam  immer  einen  Groschen  weniger  als  der  Meister;  er  stand 
sich  also  nach  Abgabe  des  Meistergroschens  um  drei  Groschen 
schlechter  als  der  Meister. 

Strafsenarbeiter  und  Handlanger  erhielten  durchschnittlich 
4  Gr.     Die  Löhne  für  Weiber  waren  sehr  verschieden. 

Im  Amte  Pirna  wurde  der  höchste  Lohn  gezahlt :  im  Som- 
mer 4  Gr.  mit  Kost,  5  Gr.  ohne  Kost;  sonst  betrug  der  Lohn 
im  Sommer  durchschnittlich  2—3  Gr.  ohne  Kost;  er  fiel  im 
Winter  fast  immer  um  1  Gr.  Am  niedrigsten  stand  der  Lohn 
in  der  Meifsner  Gefi;end ;  er  sank  hier  im  Winter  auf  6  P%.  mit 
Kost  herab.  In  den  meisten  Angaben  aus  den  Ämtern  wird 
Sommer-  und  Winterlohn  unterschieden;  nur  einmal,  im  Amte 
Senftenberg,  heifst  es:  der  Lohn  betrage  auf  dem  Lande  wäh- 
rend des  ganzen  Jahres  1  Gr.  mit  Kost.  Im  Amte  Finsterwalde, 
in  welchem  überhaupt  die  Löhne  höher  standen,  erhielt  eine 
Waschfrau  6  Gr.  ohne  Kost,  bei  einer  Arbeitszeit  von  früh  4 — 8 
oder  9  Uhr  abends;  in  Meifsen  dagegen  eine  Waschfrau  nur 
2  Gr.  mit  Kost  Die  Kost  wurde  meistens  zu  6  Pfg.  bis  1  Gr. 
berechnet. 

Fast  alle  Berichte  aus  den  Ämtern  meldeten  übereinstimmend, 
dals  der  Lohn  sich  seit  Jahren  gleich  geblieben  wäre.  Die  Frage, 
ob  in  Teuerungszeiten  oder  bei  hohen  Getreidepreisen  der  Lohn 
auch  hoch  stehe,  wurde  verneint;  man  fand  im  Gegentdle^  dals 
in  teuren  Zeiten  der  Tagelohn  sinke;  viele  wollten  dann,  weil 
es  mehr  Arbeiter  als  Arbeit  gebe,  ohne  Geld  nur  gegen  Kost 
oder  Brot  arbeiten  (Amt  Lausnitz,  Mühlberg,  Meifsen).  Während 
allein  der  Rat  zu  Dresden  eine  Lohnerhöhung  beantragte,  fanden 
die  übrigen  Beamten,  dafs  der  Lohn  nicht  unbillig,  und  eine 
Lohntaze  weder  nötig  noch  nützlich  wäre  (Amt  Oschatz,  Bade- 

*  Ein  am  2.  Nov.  1787  erlassenes  Dekret  an  die  Kreisverwaltungen. 
Loc.  14357.    Die  in  Antrag  gekommene  .  .  .  1789/1801. 
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berg,  Lausnitz,  Hain,  Senftenberg,  Stolpen,  Torgau,  Pirna). 
Kur  im  Amte  Finsterwalde  erachtete  man  es  für  zweckmülsig, 
den  Lohn  der  Maurer  und  Zimmerer  herabzusetzen. 

Vergleichen  wir  die  Ergebnisse  dieser  (1787  88)  erhobenen 
Lohnstatistik  mit  den  Angaben  über  Zwangs-  und  Gesindelöhnen, 
wie  sie  in  dem  Berichte  der  Kommission  von  1790  enthalten 
sind,  so  finden  wir,  dafs  beide  völlig  übereinstimmen ;  sie  ergeben 
das  traurige  Resultat,  dafs  mit  dem  letzten  Drittel  des  18.  Jahrh. 
die  Arbeitslöhne  den  niedrigsten  Stand ,  den  wir  in  dieser  Unter- 
suchung beobachten  konnten^  erreicht  haben. 

Während  die  Löhne  stetig  fallen,  steigen  die  Getreidepreise 
andauernd  und  erreichen  einen  hohen  Stand. 

Mittelmarktpreise  der  Stadt  Dresden. 
Weizen.  Kom. 

1652.1661        l  TUr.  17,65  Gr.         1  Thb.     5,09  Gr. 
1662/1671        1      -      18,52     -  1      -        4,82     - 

1672  1681        1      -      14,50    -  1      -        7,82    - 


1772/1781 

3   ■ 

0,44  - 

2   • 

5,60 

1782/1791 

3   - 

■   10,80  - 

2   ■ 

■   16,00 

1792,1801 

3   ■ 

15,00  - 

2   . 

■   13,00 

Mittelmarktpreise  der  Stadt  Zwickau. 
Weizen.  Korn. 

1776/1785       2  Thlr.     1,85  Gr.        2  Thlr.     2,40  Gr. 
1786/1795       3      -        2,90     -  2      -      18,30    - 

1769/1805       5      -      21,40    -  4      -        7,30    -^ 

Dies  ungesunde  Verhältnis :  niedrige  Arbeitslöhne  bei  hohen 
Getreidepreisen,  führte  zu  einer  Wertsteigerung  der  Rittei^ter 
und  die  Spekulation  fand  ein  ergiebiges  Feld;  in  kurzer  Zät 
wurden  einzelne  Güter  um  das  100  fache,  ja  sogar  um  das  200- 
fache  ihres  früheren  Kaufjpreises  veräufsert.  Die  Domänenpacht 
stieg  von  1763 — 1800  um  zwei  Drittel.  Eine  goldne  Ernte 
heimsten  die  Gutsbesitzer  ein^;  dann  aber,  nach  der  Schlacht 
von  Jena,  trat  auf  die  Flut  die  Ebbe  ein;  die  kriegerischen  Un- 
ruhen hielten  noch  die  Preise  landwirtschaftlicher  Produkte  eine 
Zeit  lang  hoch,  aber  bald  nach  1815  brach  die  Krisis  aus^  es 
traten  Zahlungsschwierigkeiten  ein  und  der  gröbere  Teil  der  Be- 
sitzer, welcher  nur  V4  des  KaufJDreises  angezahlt  hatte,  konnte 
jetzt  auf  den  Gütern  sich  nicht  mehr  halten.  Zum  Glück  für 
den  Grundbesitzerstand  stiegen  gleichzeitig  die  Wollpreise  —  wie 

1  Mitteilungen  d.  statist.  Vereins  f.  d.  Kgr.  Sachsen  1.  Lf.  1831, 

2  Über  die  Beförderung  des  Zutrauens  zwischen  Regenten  und 
Untertlianen.  Germanien.  1797.  S.  67.  Einige  Bemerkungen  über  Kur- 
Sachsen.  1800.  Lincke,  C.  A.  Die  sächsische  und  altenburgische 
Landwirthschaft.  2.  Aufl.  Leipzig.  1851.  S.  494. 
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wir  noch  sehen  werden  —  und  so  konnte  verhältniBmäfsig  schnell 
die  Krisis  überwunden  werden. 

Die  Wertsteigerung  der  Grundstücke  beschränkte  sich  im 
Ausgange  des  18.  Jahrh.  nicht  auf  die  Rittergüter  allein ;  Pastor 
Möller,  aus  dem  Stift  Naumburg,  schildert  auf  Grund  von  per- 
sönlichen Erfahrungen  sehr  anschaulich,  wie  sich  unter  den 
Bauern  durch  Einfuhrung  des  Kleebaus  und  der  Stallfütterung 
und  durch  den  hohen  Preisstand  aller  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukte der  Wohlstand  immer  mehr  gehoben  habe.  Ein  Bauern- 
gut, schreibt  er,  das  vor  20  Jahren  600  Thlr.  kostete,  werde 
jetzt  nicht  unter  3000  Thlr.  verkauft;  wo  der  Bauer  vor 
30  Jahren  drei  magere  Kühe  hielt,  ständen  jetzt  7 — 8  fette  im 
Stallet  Aber  auch  hier  zeigten  sich  die  Schattenseiten  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges.  Die  reich  gewordenen  Bauern 
kauften  kleine  Güter  aus  und  die  Gemeinden  erschwerten  es 
den  Häuslern  sich  niederzulassen,  weil  nach  sächsischem  Armen- 
recht die  Dorfgemeinde  ftlr  die  Ortsarmen  zu  sorgen  hatte;  nur 
wer  eine  Kaution  von  50  Thlr.  stellen  konnte,  wurde  als  Ein- 
mieter in  den  Dörfern  zugelassen.  Die  Folge  war,  dafs  die 
Häusler  und  Tagelöhner  auf  dem  Lande  abnahmen.  So  befanden 
sich  z.  B.  in  sieben  Dörfern,  die  zu  Möllers  Amtsbezirk  gehörten, 
nur  acht  Tagelöhnerfamilien.  Die  Vergröfserung  des  Bauern- 
gutes, der  stärkere  Viehstand  und  die  Verringerung  des  Tage- 
löhnerstandes, welchen  Möller  die  Pflanzschule  des  angehenden 
Dienstgesindes  nennt,  bewirkten,  während  die  Nachfrage  in  den 
Dörfern  besonders  nach  Tagelöhnern  stieg,  einen  immer  ftlhl- 
barer  werdenden  Mangel  an  Knechten  und  Mägden;  trotz  alle- 
dem stieg  der  Lohn  nicht  und  verharrte  auf  seinem  niedrigen 
Stande.  Möller  giebt  an,  dafs  ein  Tagelöhner  bis  zur  Erntezeit 
2  Gr.  mit  Kost,  während  der  Ernte  3 — 4  Gr.  mit  Kost  erhielt. 
Da  stand  sich  ein  Häusler  besser,  wenn  er  sich  durch  Spinnen 
und  Klöppeln  seinen  Unterhalt  erwarb.  Durch  die  „Arghst  der 
niederen  Volksklaosen"  —  Möller  schreibt  im  Interesse  der  Arbeit- 
geber —  würden  alle  auf  die  Hausarbeit  gesetzten  Verbote  vereitelt. 
Lieber  arbeite  einer  von  früh  bis  spät  auf  eigne  Hand ,  als  dafs 
er  in  fremde  Dienste  gehe. 

Neben  Möller  traten   eine  ganze  Reihe   von  Schriftstellern^ 


*  (Möller.)  Über  den  Mangel  an  Gesinde  und  Arbeitsleuten  und  die 
wirksamsten  Mittel  ihm  abzuhelfen.  Zur  Beherzigung  für  meine  Lands- 
leute von  einem  Kursachsen.  Leipzig  1799. 

*  *  Taschenbuch  für  das  dienende  weibliche  Geschlecht  auf  das 
Jahr  1794.  Leipzig.  1794.  *  Versuch  einer  Anweisung,  wie  man  gutes 
Gesinde  bekommen  und  erhalten  kann.  Leipzig  1794.  3.  Aufl.  1805. 
*  (Wagner.)  Das  teutsche  Gesindewesen.  Leipzig  1798.  *(Küchel- 
becker.)  Winke  für  die  Herrschaft,  um  ihnen  die  Wahl,  Behandlung, 
Bildung,  Versorgung  des  Gesindes  zu  erleichtem.  Leipzig  1798.  ♦Das 
deutsche  Gesinoewesen  sowohl  im  Allgemeinen  als  im  ßesondem  zu 
verbessern.  Zwei  Vorschläge.  Leipzig  1798.  (Möller.)  Über  den 
Mangel  .  .  .  1799.    Über  Ho%esindeaien8tzwang,  besonders  auf  grofsen 
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auf,  welche  Ermahnungsschriften  fllr  das  Verhalten  des  Gesindes 
verfafsten,  oder  welche  Vorschläge,  wie  man  dem  Gesmdemangel 
abhelfen  könne,  machten. 

Die  Klagen  der  Landwirte  über  den  Gesindemangel  wollten 
nicht  verstummen,  und  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  (1794)  ver- 
langten auch  die  Kreis-  und  Ämtshauptleute  in  ihren  Berichten 
über  den  Nahrungszustand  des  Landes  eine  neue  Taxordnung 
des  Gesindelohnes.  Das  Geh.  Consilium  ging  darauf  ein  und  er- 
suchte die  Landesregierung,  den  Antrag  in  nähere  Erwägung  zu 
ziehen.  Die  Antwort  der  Landesregierung  (29.  Okt.  1797)  zeigte 
das  siegreiche  Fortschreiten  wirtschaftlicher  Erkenntnis.  Diese 
Behörde  wollte  soweit  nicht  gehen,  die  Taxordnung  amtlich  auf- 
zuheben, aber  sie  wollte  sie  wenigstens  aufser  Gebrauch  setzen. 
Die  Gerichtshöfe  sollten  angewiesen  werden  auf  die  in  der  Ge- 
sindeordnung festgesetzten  Strafen  für  Übertretung  der  Lohntaxen 
nicht  mehr  zu  erkennen.  Ob  später  eine  derartige  Anweisung 
ergangen  ist,  ergeben  die  Akten  nicht. 

Den  Landtag  von  1799  liefsen  die  Stände  nicht  vorüber- 
gehen, ohne  mit  neuen  Forderungen  zu  kommen.  Nachdem  alle 
ihre  seit  1 769  gestellten  Anträge  auf  Verbesserung  einzelner  Be- 
stimmungen der  Gesindeordnung  abgelehnt  worden  waren,  ver- 
langten sie  jetzt  die  völlige  Umarbeitung  der  alten  Ordnung. 
Sie  beantragten,  dafs  der  neue  Entwurf  nicht  von  Beamten  allein 
ausgearbeitet  werde,  sondern  dafs  die  Regierung  Sachverständige, 
„besonders  solche  aus  der  Land  Wirtschaft  "*,  zuziehe.  Sie  empfsml, 
die  übermäfsige  Lohnsteigerung,  die  Ungehörigkeiten  bei  der 
Vermietung,  den  Mangel  an  männlichem  Gesinde  in  der  Land- 
wirtschaft bei  Aufstellung  einer  neuen  Ordnung  besonders  zu 
berücksichtigen. 

Das  Geh.  Consilium  erachtete  die  Beschwerden  der  Ritterschaft 
für  begründet  und  forderte  die  Landesregierung  zu  einer  genauen 
Untersuchung  der  Gesindeverhältnisse,  und  danach  zur  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfes  einer  Gesindeordnung  auf  (1 1 .  Nov.  1801). 
Drei  Jahre  später  reichte  die  Landesregierung  den  Entwurf  mit 
einer  ausführlichen  Begründung  (62  Seiten)  ein^  Um  Material 
zu  gewinnen;  hatte  diese  Behörde  in  den  Kreisen  Erhebungen 
veranstaltet,  und  es  waren  ihr  von  den  Kreis-  und  Amtshaupt- 
leuten   eine   Reihe    von   Vorschlägen    zugegangen.      Alle    diese 

Kammergütem  in  Kursachen  in  den  Sachs.  Provinzialblätt  1801.  Bd.  XL 
S.  3.  369.  Ober  den  Gesindemangel  in  Sachsen,  eb.  1800.  Bd.  VII. 
S.  569.  Kiinad,  Chr.  Aug.  rechtl.  Abhandlung  über  die  Gresinde- 
Mict-  und  Vermietung  nach  den  in  Kursachsen  zeltenden  Gesetzen. 
Leipzig  1803.  *  Der  Gesindefreund.  Ein  Handbuch  tur  weibliche  Dienst- 
boten. jLeipzig  1803.  *Der  freundliche  Eatgeber  für  Dienstboten  aller 
Art,  oder  gutgemeinte  Anleitung»  wie  sich  dienende  Personen  in  ihrem 
Verhältnis  benehmen  müssen.  Leipzig  1817.  *  Teichmann,  F.,  Fünf- 
undzwanzig Regeln  für  Dienende.  Leipzig  1821.  —  Alle  mit  *  versehene 
Schriften  habe  ich  nicht  in  den  Händen  gehabt. 

1  Loc.  6527.  Die  neu  erläuterte  Gesindeordung.  Bd.  IL  Bl.  101. 
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drehten  sich  um  die  Frage,  wie  die  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
kräfte der  Landwirtschaft  erhalten,  ihr  Abströmen  aber  in  die 
Industrie  und  nach  den  Städten  verhindert  werden  könnten.  Als 
einziges  Mittel  dazu  erschien  ihnen  eine  Ausdehnung  des  Zwanges 
zur  landwirtschaftlichen  Dienstpflicht  auf  weitere  Kreise  etwa  in 
folgender  Weise:  erstlich  sollte  sich  das  1766  erlassene  Mandat' 
auch  auf  Landmädchen  erstrecken  und  diese  gezwungen  werden, 
vier  Jahre  in  der  Landwirtschaft  zu  dienen  (Meilsner  Kreis), 
zweitens  sollte  die  Dienstpflicht  nicht  vom  14.,  sondern  16, 
Jahre  ab  zählen  (Meifsner  Kreis)  und  drittens  sollten  dem  vier- 
jährigen Dienstzwang  die  Söhne  von  Tagelöhnern  und  Hand- 
arbeitern in  Städten  unterworfen  werden  (Leipziger  und  Thüring. 
Kreis;  zum  Teil  Voigtl.  und  Erzgebirff.  Kreis).  Alle  diese  Vor- 
schläge lehnte  die  Landesregierung  ab,  denn  einmal  wäre  an 
weiblichem  Gesinde  kein  Mangel,  sodann  wäre  die  Verlängerung 
der  Dienstpflicht  bis  zum  20.  Jahre  gleich  einem  Verbote,  ein 
Handwerk  zu  erlernen,  und  schliefslich  bedeute  die  Ausdehnung 
des  landwirtschaftlichen  Dienstzwanges  auf  städtische  Arbeiter 
eine  bedenkliche  Veränderung  der  städtischen  Verfassung;  der- 
artige Mafsregeln  wären  ftir  die  unteren  Volksklassen  hart  und 
ungerecht  und  liefsen  eine  nachteilige  Abnahme  des  Tagelöhner- 
standes befürchten. 

Ferner  befürworteten  die  Kreise  strenge  Handhabung  der 
Bestimmungen  der  Gesindeordnung  über  müfsig  aufliegendes  Ge- 
sinde und  des  Verbotes  von  Spinnen,  Wollkrämpeln ,  Klöppeln 
u.  s.  w.  Was  letzteres  betraf,  so  meinte  die  Landesregierung 
mit  der  Behauptung,  dafs  dies  Verbot  nie  streng  durchgeftihrt 
worden  wäre,  habe  man  Recht;  auch  künftig  liefse  es  sich  nicht 
aufrecht  erhalten,  denn  es  wäre  für  die  stäatischen  Fabrikanten 
allzu  nachteilig,  wenn  man  die  auf  dem  Lande  betriebenen 
Vorarbeiten  einschränken  wolle.  Im  Erzgebirgischen  Kreise  wäre 
ein  derartiges  Verbot  ganz  undurchführbar,  denn  dort  pflegten 
Mädchen  schon  von  frühester  Jugend  an  zu  klöppeln,  und  schliefs- 
lich wäre  es  niemand  zu  .verdenken,  wenn  er  zu  der  Arbeit 
greife,  die  ihm  den  besten  Verdienst  gewähre.  Dagegen  eigneten 
sich  auch  nach  der  Ansicht  der  Landesregierung  die  Bestimmungen 
über  das  müfsige  Gesinde  zu  einer  Verschärfung  und  zwar  in  fol- 
gender Weise:  erstlich  dafs  alle  Bauersleute,  Krämer  und  Hand- 
werker auf  dem  Lande  fllr  jedes  ihrer  über  16  Jahre  alten  und  unver- 
heirateten Kinder,  welche  sich  nicht  selbst  ernähren  könnten,  monat- 
lich einen  Thaler  in  die  Armenkasse  zahlen  müfsten ;  zweitens  dafs 
alle  diejenigen  Landleute,  welche,  obgleich  vermögenslos  und  über 
16  Jahre  alt,  sich  nicht  verdingt  hätten,  in  ihre  Heimat  zurück- 
gebracht werden  müfsten,  um  dort,  gegen  blofsen  Empfang  der 
Kost,  zu  landwirtschaftlichen  und  anderen  öffentlichen  Arbeiten 
verwendet  zu  werden. 

Zur  Vermehrung  der  Zahl  des  landwirtschaftlichen  Gesindes 
schlug  man  dann  noch  aus  den  Kreisen  vor,  die  Blinder  städtischer 
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Armen  bei  Landleuten  unterzubringen,  um  sie  zu  brauchbaren 
Knechten  und  Mägden  zu  erziehen  ^  desgleichen  alle  unehelichen 
Kinder  auf  das  Land  zu  geben,  ihre  Mütter  aber  zu  zwingen, 
in  der  Landwirtschaft  Dienste  zu  suchen.  Dann  sollte  die  Re- 
^erung  einerseits  mit  den  Nachbarstaaten  einen  Vertrag  ab- 
schliefsen,  um  zu  verhindern,  dafs  etwa  Söhne  von  Leuten  aus 
den  niederen  Volksklassen  studierten  oder  ein  Handwerk  aufser 
Landes  erlernen  wollten,  anderseits  die  Aufoahme  von  Hausge- 
nossen auf  den  Dörfern  befördern  und  begünstigen.  Damit  sind  bei 
weitem  nicht  alle  Vorschläge  und  Wünsche  der  Kreis-  und  Amts- 
hauptleute erschöpfend  aufgezählt,  in  allen  trat  aber  mehr  oder 
minder  auffällig  die  Tendenz  hervor,  durch  künstliche  Mittel  die 
Arbeitskräfte  zu  vermehren  und  einseitig  die  Interessen  der 
Dienstherrschaften  zu  befördern ;  zu  Gunsten  des  Gesindes  wurde 
die  Regierung  nur  gebeten,  Dienstbotenkassen  zur  Altersversorgung 
zu  errichten  und  in  der  neuen  Gesindeordnung  die  Dienstherr- 
schaften zur  unentgeltlichen  Verpflegung  von  im  Dienst  erkranktem 
Gesinde  zu  verpflichten;  nur  aus  zwei  Kreisen  —  Meifsner  und 
Neustädter  —  drangen  Stimmen,  welche  die  Aufhebung  oder 
Ablösung  des  Gesindezwangsdienstes  forderten. 

Nicht  auf  diesem  Standpunkte  stand  jedoch  die  Landes- 
r^erung;  sie  lehnte  fast  alle  diese  Anträge  ab  und  erachtete 
es  zur  Abhülfe  aller  Mifsstände  allein  ftlr  zweckmäfsig,  die 
materielle  Lage  des  Gesindestandes  zu  verbessern ;  so  befiirwortete 
sie  den  Fortfall  einer  Lohntaxe  für  das  freie  Gesinde,  unter  der 
Begründung,  dafs  einmal  aufser  der  Vermehrung  der  Konkurrenz 
der  Arbeiter  es  kein  Mittel  gebe,  das  Steigen  des  Lohnes  zu  ver- 
hindern, und  dafs  ihr  sodann  die  Klagen  der  Landwirte  über 
die  aui'serordentliche  Höhe  des  Gesindelohnes  unbegründet  er- 
schienen. Und  femer  war  sie  fUr  eine  billige  Erhöhung  des 
Zwangsgesindelohnes*,  weil  bei  den  jetzt  üblichen  äufserst  geringen 
Zwangslöhnen  jeder,  der  es  nur  irgend  möglich  machen  könne, 
vermeide,  einen  Dienst  zu  suchen. 

Bei  diesen  Erörterungen  über  den  Entwurf  kam  es  zwischen 
dem  militärischen  Interesse  und  dem  Privatinteresse  der  Guts- 
besitzerpartei zu  einem  Konflikt,  in  welchem  letztere  den  kür- 
zeren ziehen  mufste.  Dies  kam  so:  nach  dem  siebenjährigen 
Kiiege  war  der  Truppenstand  eingeschränkt  worden,  die  Er- 
gänzung der  Armee  erfolgte  von  da  ab  durch  freie  Werbung 
im  Inlande;  nur  zur  Deckung  eines  möglichen  Ausfalles  erhielt 
jedes  Regiment  einen  Werbebezirk.  Wer  Soldat  werden  wollte, 
trat  mit  15  oder  16  Jahren  in  ein  Regiment  ein  und  schlofs 
eine  Kapitulation  auf  eine  16jährige  Dienstzeit  ab,  aber  nur  kurze 
Zeit  im  Jahre  mufste  er  dann  als  Soldat  unter  der  Fahne  dienen, 
monatelang  konnte  er  seinem  eignen  Verdienst  nachgehen.  Aufser 
den  Rekruten  zählte  jedes  Regiment  noch  aos.  Überkomplette, 
ihnen  bewilli^n  die  Kompagnieinhaber  ErlaCs  der  vier  landwirt- 
schaftlichen Dienstjahre,  sodafs  sie  sogleich  in  einem  Handwerke 
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aufgenommen  werden  konnten.  Der  Widerwille  gegen  diese 
militärische  Dispensationen  war  allgemein  im  Lande;  die  Ritter- 
schaft hatte  deswegen  mehrmals  auf  den  Landtagen  Anträge  ge- 
stellt; in  der  Litteratur  war  Pastor  Möller  dagegen  angetreten, 
und  jetzt  erhoben  drei  Kreise  bei  der  Landesregierung  Beschwerde 
und  behaupteten ,  der  Gesindemangel  auf  dem  Lande  rühre  von 
dieser  einseitigen  militärischen  Befreiung  der  landwirtschaftlichen 
Dienstpflicht  her.  Aber  vergeblich;  die  Landesregierung  wollte 
alles  allein  der  „guten  Discretion"  der  Militärbehörden  überlassen. 
Damit  erklärte  sich  die  Ritterschaft  nicht  zufrieden,  aber  diesmal 

f pflichteten  ihnen  die  Städte  nicht  bei,  denn  die  Vorteile,  die  den 
nnungen  durch  Aufnahme  der  Überkompletten  erwuchs,  waren 
zu  grofs. 

Der  Entwurf  zu  einer  neuen  Gesindeordnung  (1804)  wurde 
von  der  Landesregierung  mit  grofsem  juiistischen  Scharfsinne 
ausgearbeitet.  Der  Rechtsstoff  war  in  zwei  Teile  zerlegt,  der 
erste  (§  1 — 36)  handelte  von  dem  freiwillig  dienenden,  Gesinde, 
der  zweite  (§  36 — 44)  von  dem  Zwangsgesinde. 

Die  Polizei  sollte  das  Gesinde  ermahnen,  im  Dienste  zu 
bleiben,  sie  sollte  eine  genaue  Kenntnis  des  Gesindemarktes  be- 
sitzen, Verzeichnisse  des  Gesindes  fUhren  und  den  Vermittler 
zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde  abgeben.  Aufser  dem 
Dienstattestbuch  sollte  es  einen  Erlaubnisschein,  einen  Vermietungs- 
schein —  letzteren  sogar  in  dreifacher  Form  -  geben.  In  rich- 
tiger Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Zustände  suchte  der  Ent- 
wurf Stadtgesinde  und  Landgesinde  zu  trennen. 

Sehr  eingehend  waren  die  Verbindlichkeiten  des  Gesindes 
behandelt,  wie:  Antritt  des  Dienstes,  Verhalten  während  der 
Dienstzeit,  Dienstfleifs,  Gehorsam,  Ehrlichkeit,  Treue,  Abzug  u.8.w. 
Wir  wollen  daraus  allein  hervorheben,  dafs  das  Gesinde  ver- 
pflichtet war,  jedem  Befehle  ohne  Widerrede  zu  gehorchen,  dafs 
jede  bewiesene  Widersetzlichkeit  auf  Verlangen  der  Dienstherr- 
schaft mit  sofortiger  E^insperrung  bei  Wasser  und  Brot  geahndet 
werden  konnte.  Schwere  Krankheit  des  Gesindes,  auch  wenn 
sie  in  Folge  des  Dienstes  eingetreten  war,  hob  den  Dienstvertrag 
auf,  die  Herrschaft  konnte  das  Gesinde  entlassen,  ohne  irgend 
eine  Verpflichtung,  flir  dasselbe  weiter  zu  sorgen.  Die  Strafen 
für  Diebstahl  und  Veruntreuungen  waren  härter  als  die  ftir  ge- 
wöhnlichen Diebstahl;  stets  sollte  die  Strafeeit  ftir  das  Gesinde 
verdoppelt  werden. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Dienstherrschaften  wurden  eben- 
falls kasuistisch  erörtert,  wie  Annahme  des  gemieteten  Gesindes, 
Behandlung  desselben  während  der  Dienstzeit,  Kostgeld,  Livree, 
Geschenke,  wie  sich  die  Herrschaften  gegen  ihr  Gesinde  verhalten 
sollen,  Verabschiedung  desselben.  Der  Lohn  war  nicht  gesetz- 
lich bestimmt  und  sollte  monatlich  oder  vierteljährlich  gezahlt 
werden.  Die  Kost  war  dem  Gesinde  in  ortsüblichen  und  geniefs- 
baren  Speisen   bis  zur   Sättigung  zu  reichen.     Hinsichtlich   der 

Forschungen  (54)  XII  4.  —  Wuttke.  13         ^  r 
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Entlassung  des  Gesindes  während  der  Dienstzeit  unterschied 
der  Entwurf  erstlich  Gründe ,  nach  denen  das  Gesinde  sofort 
entlassen  werden  durfte,  und  zweitens  solche ,  die  die  Dienst- 
herrschaft berechtigte,  es  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  zu  entlassen. 

Das  alte  Prozefsverfahren  wurde  beibehalten;  nach  wie  vor 
blieb  das  Oberhofgericbt  in  Leipzig  und  Wittenberg  in  Gesinde- 
sachen nicht  zuständig  und  ein  ordentlicher  Prozels  durfte  unter 
keinen  Umständen  geftlhrt  werden.  Alle  Rechtsminderungen  des 
Gesindes,  wie  Abbitte,  Ehrenerklärung,  hielt  der  Entwurf  auf- 
recht und  femer  wurden  die  Obrigkeiten  angewiesen,  bei  Be- 
schwerden des  Gesindes  über  die  Herrschaft  darauf  bedacht  zu 
sein,  dafs  die  so  notwendige  Subordination  ernstlich  gehandfaabt 
werde. 

Der  zweite  Teil  der  Ordnung  (§  36—44)  behandelte  das 
Recht  des  Zwangsgesindes.  Wenn  die  Gerichtsherrschaft;en  ihren 
ünterthanen  neue  Lasten  aufbürdeten,  oder  sich  etwa  die  ünter- 
thanen  ihrer  Schuldigkeit  entzogen,  so  war  ein  Prozels  nicht  zu 
ftihren,  sondern  nach  vorangegangener  Kognition  sollte  sofort  der 
Rechtsstreit  entschieden  werden.  Gesinde,  das,  um  dem  Zwangs- 
dienste  zu  entgehen,  sich  im  Auslande  verding,  sollte  von  nun 
ab  an  seinem  Erbteil  zu  Gunsten  der  Gerichtsherrschaft  verkürzt 
werden.  Drescher  und  Tagelöhner  wurden  verpflichtet,  wie  das 
Zwangsgesinde,  ihrer  Gutsherrschaft  gegen  einen  Zwangslohn  zu 
dienen.  Dagegen  wurde  den  Gerichtsherrschaften  verboten,  Re- 
servegesinde zu  halten,  Zubulsen  zu  nehmen  u.  s.  w.,  und  an 
Stelle  des  in  Erbregistem  festgesetzten  Zwangslohnes  sollte  ein 
nach  „hauswirtschaftlichem"  Ermessen  bestimmter  Lohn  treten; 
wo  dagegen  in  den  Erbregistem  keine  Lohnsätze  aufgezeichnet 
waren,  sollte  eine  von  der  Landesregierung  vorgeschlagene  Zwangs- 
lohntaxe Platz  greifen. 

Trotzdem  dieser  Entwurf  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
abgefafst  wurde,  atmete  er  noch  den  alten,  seit  dem  SOiährigen 
Kriege  herrschenden  Geist.  Die  ganze  Ordnung  war  das  kiassiBche 
Produkt  eines  bureaukratischen  Polizeistaates.  Die  Regierung 
stand  nicht  über  den  Parteien,  sondern  nahm  die  Interessen  der 
Rittergutsbesitzer  wahr. 

Zu  Gunsten  des  Gesindes  lautete  nur  eine  Bestimmung: 
Erhöhung  des  in  den  Erbregistem  festgesetzten  Zwangslohnes,  und 
selbst  diese  geringftlgige  Konzession  sollte  die  Ordnung  zu  Falle 
bringen.  Das  Geh.  Consilium  (22.  Dez.  1804)  erhob  gegen  die 
Zwangslohntaxe  Bedenken  und  verlangte,  dafs  dieser  Teil  des 
Entwurfes  der  Landschaft  zur  Begutachtung  überwiesen  werde, 
von  deren  Zustimmung  alles  weitere  abhängen  solle.  Damit 
treten  wir  in  eine  Reihe  langwieriger  Verhandlungen  ein,  in  denen 
sich  der  Entwurf  von  Landtag  zu  Landtag  schleppt.  Zunächst 
auf  dem  Landtage  von  1805  übten  die  Stände  eine  eingehende 
Kritik  am  Entwürfe  (18.  April  1805,  Schrift  von  116  Seiten!). 
Die  Ritterschaft  verharrte  auf  ihrem  alten  Standpunkte  und  suchte 
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nicht  nur  alle  ihre  Gerechtsame  zu  bewahren,  sondern  sie  auch  zu 
vermehren.  Sie  wies  jede  Erhöhung  des  Zwangslohnes  ab  und 
forderte,  dafs  in  leichteren  Fällen  sowohl  die  Versendung  der 
Akten  wegfalle,  als  auch  ihr  Patrimonialgericht  in  Gesindeprozessen 
allein  zuständig  wäre  und  dafs  ihre  Gerichte  Bescheide  und  Re- 
solutionen abfassen  und  jeden  Tag  Gefängnisstrafe  in  Handarbeit 
umwandeln  dürften. 

Den  Landtagsakten  war  ein  Verzeichnis  derjenigen  Tage, 
an  denen  das  Gesinde  zu  feiern  pflegte,  beigegeben.  Schon  Möller 
machte  auf  die  übertriebene  Anzahl  der  Feiert^e  aufmerksam; 
er  berechnete  für  1798  nicht  weniger  als  80  Feiertage.  Nach 
der  Landtagsbeilage  feierte  das  Hofgesinde  „nächst  den  gewöhn- 
lichen Feiertagen"  an  nicht  weniger  als  Wk  Tagen,  das  Bauem- 
gesinde  sogar  an  29  Tagen  (einschliefsHch  der  Zwölf- Nächte  zu 
Weihnachten). 

Nach  Schlufs  der  Landtagsverhandlungen  wurde  die  Ord- 
nung von  der  Landesregierung  nach  den  ständischen  Einwürfen 
umgearbeitet,  um,  nachdem  das  Geh.  Consilium  ihn  kritisiert  hatte, 
abermals  den  Ständen  vorgelegt  zu  werden.  Aber  dazu  sollte 
es  nicht  kommen.  Wohl  sprach  später  in  ihrer  Präliminarschrift 
vom  1.  Febr.  1811  die  Landschaft  davon,  dafs  sie  „in  fi^eudiger 
Erwartung  der  kgl.  Entschliefsung  wegen  einer  neu  zu  erlassenden 
Gesindeordnung  entgegensehe."  Der  König  erklärte  jedoch, 
dafs  er  sich  „annoch  entschliefsen"  werde.  Denn  inzwischen 
war  innerhalb  der  Behörden  über  die  Frage,  ob  der  Zwangslohn 
erhöht  werden  solle,  keine  Einigung  erzielt  worden,  und  schliefs- 
lich  hielt  der  Rabinetsminister ,  Graf  von  Hopfgarten,  die  Ver- 
öffentlichung einer  neuen  Gesindeordnung  für  bedenklich.  Er 
wies  auf  die  erregten  öffentlichen  Zustände  und  auf  die  Über- 
bürdung der  Behörden  hin.  So  blieb  alles  beim  Alten  bis  zum 
Landtage  von  1824,  auf  dem  die  Stände  wiederholt  um  endliche 
Publikation  der  Gesindeordnung  einkamen.  Man  erklärte  ihnen, 
der  König  habe  in  eine  Umarbeitung  des  Entwürfe  von  1804 
ihren  Wünschen  gemäfe  eingewilligt  und  auch  die  Einftlhrung 
von  Gesindeattestbüchem  angeordnet,  aber  das  Geh.  Kabinet  er- 
achte den  Zeitpunkt  zu  Erlafs  einer  Ordnung  flir  verfrüht.  Alle 
Behörden  wären  mit  der  Ausarbeitung  neuer  Gesetze  in  Anspruch 
genommen,  man  berate  zur  Zeit  über  ein  Gesetz  betreffend 
die  Fronen  und  Dienste  und  über  ein  neues  Kriminalgesetz; 
dann  müsse  noch  die  Militärverfassung  von  Grund  aus  geändert 
werden.  Erst  wenn  diese  ganze  Gesetzgebung  zum  Abschlufs 
gebracht  wäre,  könne  man  daran  denken,  die  Gesindeordnung, 
nachdem  zuvor  der  alte  Entwurf  in  Übereinstimmung  mit  den 
neuen  Gesetzen  gebracht  worden  wäre,  zu  erlassen. 

So  war  denn  der  Entwurf  von  1804  zu  Grabe  getragen 
worden;  erst  nach  den  Landtagsverhandlungen  von  1829  trat 
man  wieder  dem  Gedanken  eines  Erlasses  einer  neuen  Gesinde- 
ordnung näher.     Trotzdem  sind  in  diesem  langen  Zeiträume  ein- 
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zelne  Gesindegesetze  erlassen  worden;  aber  nicht  staatliche,  son- 
dern städtische.  Die  Gesinnungen,  welche  der  Rat  zu  Leipzig 
über  das  Gesinde  hegte,  haben  wir  schon  zweimal  näher  kennen 
gelernt  (S.  53  u.  146).  Anfang  1803  (8.  Mai)  erlangte  er  durch 
kurftlrstliches  Patent  die  Genehmigung  zur  fkrichtung  eines  Diensi- 
botenamtes  oder  einer  Gesindeexpedition.  Sie  stand  unter  dem 
Rate  und  sollte  das  in  der  Stadt  dienende  Gesinde  überwachen, 
bei  allen  gegen  die  Gesindeordnung  stofeenden  Handlungen 
die  Parteien  vernehmen  u.  s.  w.  Der  Rat  gab  als  Zweck  an: 
man  wolle  jederzeit  wissen,  wer  in  Leipzig  und  bei  wem  er 
diene  und  wieviel  Dienstboten  überhaupt  in  der  Stadt  wären. 
Nach  einem  Berichte  des  Leipziger  Polizeiamtes  (2.  Juni  1816) 
hatte  sich  das  Dienstbotenamt  als  sehr  zweckmäisig  erwiesen. 

In  Dresden  ^  wollte  man  nun  auch  ein  derartiges  Amt  haben. 
Es  bewarb  sich  (1804)  Gottf.  Heyme,  Bürgermeister  von  Dresden, 
um  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eines  städtischen  Gesindebüreaus. 
Er  setzte  eine  Ordnung  für  das  Bureau  auf,  nach  der  unter  an- 
derem müfsiges  Gesinde  in  Spinnhäusem  und  Fabriken  zwangs- 
weise untergebracht  werden  sollte.  Mit  dem  Bureau  sollte  ein 
„Renumerations- Institut  für  Dienstboten"  zur  Belohnung  treuer 
Dienstboten  verbunden  werden  (Antrag  Wils?).  Aus  der  Sache 
wurde  aber  nichts.  Erst  als  ein  Jahrzehnt  später  das  Polizei- 
kollegium in  Dresden  entweder  den  Erlafs  einer  Gesindeordnung 
oder  die  Errichtung  eines  Gesindebüreaus  beantragte  (1815), 
waren  die  kgl.  Behörden  entgegenkommender.  Aber  es  ver- 
gingen doch  wieder  drei  Jahre,  ehe  die  Genehmigung  zur  Er- 
richtung eines  Dienstbotenamtes  eintraf  (1.  März  1818).  Es  war 
dies  eine  rein  büreaukratische  Einrichtung,  welche  dem  Gesinde 
viele  neue  Fesseln  anlegte,  z.  B.  durfte  kein  Einwohner  einen 
Dienstboten  bei  5  Thlr.  Strafe  auch  nur  eine  Nacht  ohne  einen 
Erlaubnisschein  beherbergen;  der  Dienstbote  erhielt  gar  8  Tage 
Gefängnis.  Das  Amt  sollte  neben  der  Überwachung  des  Gesindes 
auch  als  ein  Arbeitsnachweisbüreau  dienen.  Dienstlosem  Gesinde 
sollte  bis  zum  Betritt  in  irgend  einen  Dienste  Gelegenheit  zur 
Arbeit  geboten  werden.   In  Klagen  und  Rügen  entschiä  das  Amt. 

»  Loc.  2335.  Das  Polizei- Wesen  zu  Dresden.  Bd.  9.  1817  20.  Loc 
6527.  Die  neu  erläuterte  und  verbesserte  Gesindeordnung.  Bd.  III.  1817. 
Bl.  36.  40.  Dresdner  Ratsarchiv:  C.  XVII.  91.  Errichtung  eines  Ver- 
sorgungsinstitutes für  Herrschaften  und  Dienstsuchenden.  1801.  C.  XVII. 
90.  Das  f.  d.  Stadt  Dresden  entworfene  und  zur  höchsten  Approbation 
eingesendete  Gesinderegulativ.  1804. 
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Fünftes  Kapitel. 

Reform  der  bäuerlichen  Verhältnisse. 


In  das  19.  Jahrhundert  trat  Sachsen  unter  einem  scheinbar 
günstigen  Stern,  allenthalben  in  Industrie  und  Landwirtschaft 
zeigte  sich  ein  wirtschaftlicher  Au&chwung  und  der  Wohlstand 
breitete  sich  immer  mehr  aus.  Doch  die  einst  so  Hervorragendes 
leistende  Verwaltung  war  verknöchert;  nach  wie  vor  herrschte 
am  Hofe  das  strengste  Ceremoniel,  und  indem  man  an  Glanz 
und  Prunk  alle  deutschen  Höfe  zu  überbieten  suchte,  wiegte 
man  sich  in  dem  Glauben^  dafs,  wo  der  prunkvollste  Hof  wäre, 
auch  der  politisch  mächtigste  Staat  sein  müsse.  Erst  die  Kata- 
strophe von  Jena  erweckte  Sachsen  aus  seinem  Schlummer  und 
verwickelte  es  in  die  Wirren  der  europäischen  Politik.  Mit 
welch  unglückseligen  Folgen  für  das  Land,  ist  bekannt  eenug. 

Mit  Stolz  blickten  die  Sachsen  auf  ihre  Verwaltung  una  rühm- 
ten sich,  dafs  in  keinem  Lande  die  Unterthanen  so  gut  regiert 
würden.  Nach  dem  Wiener  Koi^efs  aber  erwartete  die 
sächsische   Regierung    eine    bittere   Enttäuschung.     Hatte   man 

fehofft,  dafs  die  von  Preulsen  annektierten  Provinzen  Schwierig- 
eiten  bei  ihrer  Einverleibung  bereiten  würden,  so  sah  man,  wie 
trotz  der  gerühmten  sächsischen  Treue  die  alten  Unterthanen 
schnell  sich  in  die  neuen  Verhältnisse  einlebten.  Besonders  in 
der  Lausitz  athmete  der  Bauernstand,  durch  die  Stein-Harden- 
bergische Reformgesetzgebung  von  der  Eirbunterthänigkeit  be- 
freit, erleichtert  auf  und  mit  Neid  blickten  die  sächsischen  Bauern 
über  die  Grenze,  denn  sie  seu£sten  unter  einem  Drucke,  der  sie 
jetzt  härter  als  im  Mittelalter  belastete.  Das  ^ab  zum  Denken 
Anlafs.  War  doch  mit  dem  kurzen  Anlauf,  den  die  sächsische 
Regierung  nach  den  Bauemunruhen  von  1790  genommen  halte 
und  der  ohne  jedes  greifbare  Resultat  verlaufen  war,  die  ganze 
bäuerliche  Reformbewegung  ins  Stocken  geraten. 

In  den  zwanziger  Jaturen  machte  sich  dann  in  den  Beamten- 
kreisen das  Bestreben  geltend,  wenn  auch  in  langsamem  Schritt, 
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Reformen  einzuführen,  Veraltetes  abzustofsen  und  Neues  zu 
schaffen.  Im  Gegensatz  zu  der  Regierung  suchten  die  Stände 
aber  an  den  wirtschaftspolitischen  Anschauunffen  früherer  Jahr- 
hunderte festzuhalten  und  keines  ihrer  Vorrechte  dem  modernen 
Staatsgedanken  zu  opfern^. 

Recht  klar  trat  dies  auf  dem  Landtage  von  1818  hervor. 
Die  Ritterschaft  erhob  eine  ihr  von  46  Rittergutsbesitzern  des 
Voigtländischen  Kreises  zugegangene  Beschwerde  zu  einem  An- 
trage (30.  Mai  1818),  und  die  Städte  glaubten  diesem  um  so 
weniger  ihren  Beistand  zu  versagen,  als  er  die  Beschleunigung 
des  Rechtsverfahrens  und  die  Beförderung  des  Nationalwohl- 
standes bezweckte. 

Zuerst  erhob  die  Ritterschaft  Klage  über  die  steigende 
Kultivierung  des  Landes  und  die  intensivere  Bewirtschaftung 
der  Güter.  „Die  in  neuerer  Zeit  aufgestellten,  aber  bei  weitem 
nicht  hinlänglich  geprüften,  viel  weniger  durch  allgemeine  Er- 
fahrung bewährten  ökonomischen  Grundsätze  von  Abschaf- 
fung der  Brache  und  Einführung  der  Sommerung" 
führten  zur  Beeinträchtigung  des  hergebrachten  Behutens  der 
Brachfelder.  Holzboden,  Wiesen  und  Lehden  würden  in  Felder 
umgewandelt;  im  ersten  Jahre  säe  man  darauf  Kartoffeln,  die 
übertrieben  angebaut  würden,  im  zweiten  Korn,  im  dritten  Gerste, 
im  vierten  Hafer;  in  dieser  Fruchtfolge  fahre  man  fort,  so  dafs 
es  keine  Brache  mehr  gebe. 

Wirke  dies  alles  allein  schon  nachteilig  auf  die  Schafzucht 
ein,  so  wagten  es  sogar  noch  die  Triftleidenden  willkürlich  die 
Trift-  und  Hutungsgerechtsame  zu  beschränken.  Käme  es  zum 
Prozefs,  so  entscheide  die  Landesregierung  oder  das  Appellations- 
gericht nach  Grundsätzen,  die  den  bekannten  sächsischen  Ge- 
setzen nicht  entsprächen  und  die  zu  Gunsten  der  Triftleidenden 
lauteten.  Dieser  Widerspruch  der  Erkenntnisse  der  Gerichtshöfe 
mit  den  sächäischen  Rechten  ftihre  zu  einer  allgemeinen  Unsicher- 
heit des  Rechtszustandes. 

Diese  Erwägungen  ftlhrten  die  Ritterschaft  dazu,  den  Antrag 
zu  stellen :  unter  Zuziehung  von  W^irtechaffcsverständigen  möchten 
allgemeine  Grundsätze  über  Hut-  und  Triftgerechtigkeiten  auf- 
gestellt werden. 

Dem  Könige  war  nicht  verborgen  geblieben,  dafe  die  Er- 
kenntnisse der  Gerichte  nicht  in  Übereinstimmung  mit  den  Ge- 
setzen standen.  Schon  1806  (12.  April)  hatte  er  ein  Spedal- 
reskript  erlassen,  dafs,  wenn  in  den  Urteilssprüchen  des  Appel- 
lationsgerichts Grundsätze  und  Meinungen  zu  Grunde  gei^ 
wären,  welche  mit  der  Verfassung  und  den  sonstigen  hergebrachten 


1  Benutzt  wurden:  Loc.  5758,  6565,  6517,  6518,  6519.  Die  Be- 
schleunigung der  Prozesse  zwischen  Gerichtsobrigkeit  und  Ünterthanen 
wegen  Ziensen,  Dienste,  flutung  und  anderen  Grerechtigkeiten.  Bd.  V — XI. 
1819—1880.  —  Die  Landrentenbank  im  Königreich  Sachsen.  Festschrift. 
Dresden  1883. 
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Befiignissen  und  Rechten  nicht  vereinbar  schienen,  der  Geheime 
Bat  einschreiten  solle.  Aber  erst  der  ständische  Antrag  brachte 
den  Stein  ins  Rollen  und  die  Landesregierung  wie  das  Appel- 
lationsgericht wurden  aufgefordert,  sich  gegen  den  Vorwurf  der 
Ungesetzmäisiffkeit  ihrer  Urteilssprüche  zu  yerteidigen. 

Beide  Behörden  erklärten^,  dafs  die  von  der  Landschaft 
erhobenen  Anschuldigungen  für  sie  entehrend  seien;  den  Er- 
kenntnissen habe  man  die  1792er  Rechtssätze,  auf  welche  bei 
Ekitscheidungen  der  zwischen  Obrigkeit  und  Unterthanen  ob- 
schwebenden  Streitigkeiten  vorzüglich  Rücksicht  zu  nehmen  sei, 
zu  Grunde  gelegt;  der  Kurfürst  habe  damals  stillschweigend  die 
Genehmigung  dazu  erteilt  und  man  habe  seitdem  diese  Rechts- 
sätze für  ein  ius  non  scriptum  gehalten. 

Dies  widersprach  dem  Sachverhalt;  wie  wir  schon  früher 
ausgeführt  haben  (vgl.  S.  183),  hatte  der  Kurfürst  seine  end- 
gültige Entscheidung  ausgesetzt,  auch  jetzt  (Dekret  vom  1.  März 
1820)  erklärte  der  König  wieder,  dafs  er  diese  Rechtssätze  nie 
genehmigt  habe.  Das  Unglaubliche  war  aber  geschehen,  in  dem 
bureaukratisch  regierten  Staate  hatten  (in  einer  so  wichtigen 
Sache  wie  die  Fron-,  Hut-  und  Triftgerechtigkeiten  waren)  die 
höchsten  Gerichtshöfe  nach  einem  vom  Kurfürsten  verworfenen 
Gesetze,  das  zudem  allen  Unterthanen  unbekannt  war,  erkannt. 

Eine  in  der  Geschichte  der  sächsischen  Verwaltung  wohl 
einzig  dastehende  Thatsache. 

Aus  der  stetigen  Anwendung  der  Rechtssätze  von  1792 
folgerten  die  Landesregierung  wie  das  Appellationsgericht,  dafs 
es  höchstens  notwendig  wäre,  den  Entwurf  von  1792  zu  ver- 
öffentlichen, dafs  es  aber  ganz  überflüssig  wäre,  eine  Kommission 
zur  Beratung  eines  neuen  Gesetzes  über  Hut-  und  Triftgerechtig- 
keiten einzuberufen.  Zu  einem  entgegengesetzten  Ergebnis  kam 
das  zur  Begutachtung  aufgeforderte  Geheime  Finanzkollegium 
(5.  Mai  1819^).  Seiner  Auffassung  nach  ging  es  nicht  an,  auf 
Grund  von  Gesetzen  zu  urteilen,  deren  Inhalt  im  Widerspruche 
mit  den  publizierten  Landesgesetzen  stände;  es  hielt  deshalb  die 
ständischen  Beschwerden  für  begründet  und  erachtete,  um  der 
Kechtsunsicherheit  ein  Ende  zu  machen,  eine  Revision  des  Ent- 
wurfes von  1792  —  bei  dem  die  juristischen  Grundsätze  mit 
den  staatswirtschaftlichen  in  Übereinstimmung  zu  bringen  wären  — 
für  notwendig. 

Allein  der  Ritterschaft  lag  es  bei  ihrem  Antrage  nicht  aus- 
schliefsh'ch  daran,  die  Erkenntnisse  der  Gerichtshöfe  zu  kritisieren, 
sondern  sie  wollte  ihn  nur  als  Deckmantel  benutzen,  unter  dem 
sie  neue  Bevorzugungen  gewinnen  konnte.  Nach  den  Freiheits- 
kriegen war  aber  in  der  Verwaltung  eine  neue  Generation  von 


*  Loc.  5  758.  Die  Beschleunigung  . . .  Bd.  V  Bl.  62.  Landesregierung 
2.  Januar  1819.   Bl.  71.    Appellationsgericht  5.  December  1818. 
«  Loc.  5758.    Die  Beschleunigung  ...    Bd.  V  Bl.  78-97. 
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i'ungen  Beamten  thätig,  welche  nicht  im  Banne  der  gutsherrlichen 
nteressenkreise  standen.  Sie  erkannten  sehr  wohl,  dafs  die 
Ritterschaft  mit  ihrem  Antrage  eine  Verstärkung  der  Ritterguts- 
gerechtsame  bezweckte,  und  übereinstimmend  traten  die  drei  be- 
gutachtenden Behörden  nicht  ßir  die  Rittergutsbesitzer,  sondern 
flir  Stärkung  der  Rechte  der  Gutsunterthanen  ein.  Wenn  die 
Stände  das  Verlangen  gestellt  hatten,  dals  die  Hutungsbefugniase 
der  Rittergüter  vorzüglich  begünstigt  werden  müfsten,  weil  sie 
von  Einfluls  auf  Hebung  der  Schafzucht  und  damit  auf  den 
Wohlstand  des  Landes  seien,  so  traten  jetzt  die  Behörden  dieser 
Forderung  unter  der  Begründung  entgegen,  da(s  von  der  Er- 
haltung und  Hebung  der  bäuerlichen  Wirtschaften  der  Volks- 
wohlstand in  ebendemselben  Mafse  abhänge.  Die  Hutungs- 
beftignisse  der  Rittergüter  hinderten  die  höhere  Kultur  der  Bauern- 
güter und  lähmten  die  Industrie  ihrer  Besitzer.  Deutlich  zeige 
sich,  dafs  die  Gesetzgebung  mit  den  Fortschritten  der  landwirt- 
schaftlichen Kultur  nicht  Schritt  gehalten  habe.  Die  Lage  der 
ünterthanen  werde  immer  bedrückter,  auf  den  Rittergütern  würdrai 
die  Dienste  vervielfältigt  und  mit  gröfster  Genauigkeit  und  Strenge 
eingefordert.  Recht  und  Billigkeit  verlange  den  Ünterthanen  ^ 
leichterungen  zu  verschaffen  und  sie  in  einem  Stande  zu  erhalten, 
der  es  ihnen  ermögliche,  die  landesherrlichen  Dienste  zu  ver- 
richten und  trotzdem  sich  und  die  Ihrigen  zu  erhalten. 

Dem  Könige  fiel  sicherlich  die  Entschliefsung  schwer.  Mit 
dem  Gedanken,  neue  staatswirtschaftliche  Bestimmungen  über 
Trift-  und  Hutungsbeftignisse  zu  erlassen,  konnte  er  sich  nicht 
befireunden,  das  hätte  leicht  zu  einer  wesentlichen  Umgestaltung 
alter,  festgewurzelter  Rechte  und  Verhältnisse  fuhren  können.  So 
etwas  lag  ihm  fem.  Bei  seinem  graden,  rechtlichen  Sinne  kam 
es  ihm  allein  auf  Entfernung  aller  richterlichen  Willkür  an,  und 
80  entschied  er  sich  für  eine  Revision  der  Rechtsgrundsätze  von 
1792  und  ftir  „möglichst  genaue  Feststellung  der  hierbei,  nach 
dem  Inhalt  der  gemeinen  Rechte  und  rechtsbegründeten  Gre- 
wohnheit  zu  befolgenden,  von  den  Rechtsgelehrten  verschiedent- 
lich angegebenen  Grundsätze".  (Dekret  vom  1.  März  1820  und 
6.  Januar  1821). 

April  1820  trat  dann  zur  Revision  der  Rechtsgrundsätze 
folgende  Kommission  zusammen:  als  Vorsitzender  der  Konferenz- 
minister von  Globig,  die  Geh.  Finanzräte  von  Carlowitz  und 
von  Nostiz-Drzwiecki ,  die  Hof-  imd  Justizräte  von  Hartitzsch 
und  Meifsner,  die  Appellationsräte  von  Zedtwitz  und  Dr.  Günz. 
In  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit,  im  Herbst  1820,  hatte  die  Kom- 
mission ihre  Arbeiten  beendigt.  Bei  der  Beratung  des  Entwurfes 
über  die  in  Hutungssachen  anzuwendenden  Rechtsgrundsätze  und 
des  darin  zu  beobachtenden  Verfahrens  stellten  sich  unter  den 
Mitgliedern  der  Kommission  so  principielle  Gegensätze  heraus, 
dafs  über  eine  gemeinsame  Vorlage  keine  Einigung  zu  erzielen 
war.    Es  reichte  die  Mehrheit  von  vier  Mitgliedern  einen  eignen 
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Entwarf,  in  41  Paragraphen,  ein;  die  Minderheit  von  drei  Mit- 
gliedern einen  anderen ,  in  9  Paragraphen.  Jeder  Entwurf  war 
mit  einer  ausführlichen  Begründung  versehen. 

Die  Mehrheit  bildeten  die  Juristen';  sie  waren  durchdrungen 
von  der  Heiligkeit  des  römischen  Rechtes,  welches  sich  diesmal 
&r  die  Bauern  günstig  zeigte.  In  einer  längeren,  juristisch- 
historischen Ausflihrung  suchten  sie  zu  beweisen,  dafs  das  Trift- 
recht ein  Servitut  sei.  Der  Trifdeidende  besitze  volles  Eigentum 
an  seinem  Grundstücke  und  habe  folglich  das  Recht,  soviel  Schafe 
als  er  wolle  zu  halten.  Der  Triftberechtigte  habe  nur  das  Recht 
der  Hutung. 

Grade  den  entgegengesetzten  Standpunkt  nahm  die  Minder- 
heit ein.  Sie  schloi's  sich  dem  von  der  Kitterschaft  verfochtenen 
Satze:  die  Triftgerechtigkeit  ist  kein  Servitut,  an.  Nicht  die 
Unterthanen  hätten  der  Herrschaft  das  Hutungsrecht  zugestanden, 
sondern  die  Herrschaft  hätte  als  Obereigentümerin  bei  Überlassung 
des  Grundstückes  an  den  Bauern  sich  dies  Recht  vorbehalten.  Ai:^ 
die  Lehren  der  Juristen  von  dem  Gerichtsgebrauch  sei  kein  Ge- 
wicht zu  legen.  Man  müsse  neue  gesetzliche  Bestimmungen 
treffen  und  dabei  weniger  die  römischen,  als  die  deutschen  Rechts- 
begriffe berücksichtigen.  Die  Frage,  ob  der  triftleidende  Unter- 
than  berechtig  sei  sich  Schafe  zu  halten,  lielse  sich  allgemein 
nicht  entscheiaen  und  richte  sich  nach  dem  einzelnen  Falle. 

Die  Kommission  war  über  ihren  Auftrag  hinausgegangen; 
von  einer  Revision  konnte  nicht  die  Rede  sein ,  beide  Entwürfe 
versuchten  eine  selbständige  Regelung  der  schwierigen  Rechts- 
materie. Der  Geheime  I&t  hidt  beide  Arbeiten  ffir  verfehlt, 
denn  Beschränkungen  des  Eigentums,  die  aus  allgemeinen  Staats- 
rücksichten erfolgten,  wären  an  und  für  sich  noch  kein  Eingriff 
in  das  Recht  des  Eigentums.  Bei  der  Beurteilung  des  Hutungs- 
rechts habe  man  sich  zwei  Fragen  vorzulegen:  kann  die  WoU- 
produktion  Sachsens  wie  bisher  bestehen,  wenn  das  Recht  Schafe 
zu  halten  jedem  Grundbesitzer  fireigegeben  wird?  —  und  haben 
die  Grundeigentümer  bei  einer  länschränkung  des  Hutungs- 
rechtes, Nachteile,  die  durch  den  Gewinn,  welchen  der  Staat  bei 
der  jetzigen  Wollproduktion  macht,  nicht  au%e wogen  werden? 

Der  König  war  mit  alledem  nicht  einverstanden;  die  Kom- 
mission habe  nicht  nach  seiner  Instruktion  gehandelt  und  die 
staatswirtschaftlichen  Fragen  wünsche  er  nicht  erörtert  zu  wissen; 
dennoch  befahl  er,  beide  EIntwürfe,  aber  ohne  die  Begründungen, 
dem  Landtage  vorzulegen. 

Es  würde  uns  zu  weit  ftlhren,  auf  alle  Wechsel&lle  der 
beiden  Entwürfe  näher  einzugehen.  Auf  dem  Landtage  von 
1821  konnten  sich  die  Stände  nicht  einigen;  die  Ritterschaft 
arbeitete  einen  eigenen  Entwurf  aus,  desgleichen  die  Städte,  und 
nach  Schlufs  des  Landtages  besafs  die  Regierung  vier  Gesetz- 
entwürfe über  das  Hutungs-  und  Triffcrecht,  ohne  doch  in  der 
Sache  einen  Schritt  weiter  gekommen   zu  sein.     Die  Schwierig- 
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keiten^  welche  es  zu  überwinden  galt^  waren  sehr  grofse.  In 
keinem  deutsehen  Lande  war  die  Schafzucht  so  ausgebreitet  und 
beanspruchte  eine  so  wichtige  Rolle  in  der  Landwirtschaft  als  in 
Sachsen.  Während  sich  der  Schaf  bestand  von  1785 — 1800  ziem- 
lich gleich  hoch  hielt  (1600  000  Schafe),  nahm  er  dann  all- 
mählich  zu,  um  nach  den  Freiheitskriegen  einen  ungeahnten 
Aufschwung  zu  nehmen.  Während  1819  auf  einem  Kammer- 
gute noch  600  Schafe  gehalten  wurden,  stieg  ihre  Zahl  1820  auf 
700,  1821/22  auf  5000.  Der  Bedarf  an  Wolle  durch  die  ein- 
heimische Industrie  war  so  grofs,  dafs  die  inländische  Woll- 
produktion ihn  nicht  zu  decken  vermochte;  es  wurde  mittlere 
gobe  Wolle  aus  Böhmen,  ja  sogar  aus  Lissabon  eingeführt 
urch  Sortieren  und  Mischen  mit  ausländischer  Wolle  entstand 
die  sog.  sächsische  ESektoralwoUe ,  welche  vorzugsweise  nach 
England  ^  ausgeftlhrt  wurde.  Jede  Regelung  des  Hut-  und  Trift- 
rechts mulste  mannigfaltige  Interessen  verletzen.  Unter  diesen 
Umständen  entschlofs  sich  der  König,  von  der  Landesökonomie- 
Manufaktur-  und  Commerzdeputation  einen  Bericht  über  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Schafzucht  für  das  Land  einzu- 
fordern (29.  November  1823). 

In  diesem  sehr  ausführlich  gehaltenen  Gutachten  (17.  Febr. 
1824)  heifst  es  unter  anderem,  dafs  es  auf  gröfseren  Gütern 
allein  möglich  sei,  edle  Schafrassen  zu  züchten  und  feine  Wolle 
reichlich  zu  gewinnen.  Die  Schafzucht  auf  Bauerngütern  könne 
wohl  die  Quantität,  aber  nicht  die  Qualität  der  WoUe  ersetzen; 
auch  verstehe  es  der  Bauer  besser  mit  guten  Rinderrassen  als 
mit  edlen  Schafrassen  umzugehen.  Nach  der  Teilung  von  Sachsen 
und  dem  Verluste  von  Thüringen  decke  der  einheimische  Kom- 
bau  nicht  den  Bedarf;  es  sei  nicht  ratsam,  die  Schafzucht  in 
demselben  Malse  wie  bisher  zu  begünstigen,  zweckmäfsiger  wäre 
es,  den  Ackerbau  durch  Aufhebung  der  Hutungsrechte,  Ein- 
schränkung der  Brache  und  Frühjahrshutung  zu  heben.  Der 
Ackerbau  habe  an  erster,  die  Viehzucht  an  zweiter  Stelle  su 
treten. 

Auch  in  dieser  Deputation  war  kein  einstimmiger  Beschlub 
gefafst  worden ;  einige  Mitglieder  derselben  glaubten ,  dafs  der 
Verlust,  den  die  gröberen  Güter  durch  etwaige  Beschränkung 
der  Schafzucht  erleiden  würden,  gewiis,  der  Gewinn  dagegen, 
den  die  kleinen  Güter  durch  Vergröfserung  des  Ackerbaues  und 
Vermehrung  des  Rindviehs  machen  würden,  ungewifs  wäre.  Die 
Dreifelderwirtschaft  könne  doch  nicht  geändert  werden  und  müsse 
fortbestehen. 


*  Heyne,  Die  Entwicklung  der  Schafzucht  im  Königreich  Sachsen. 
Dresden  1890.  Danach  hob  sich  die  Wollausfuhr  nach  England  von 
1820—1825  von  17  000  Ballen  auf  96  000  und  betrug  1880  sogar  83  «/o 
der  Einfuhr,  um  dann  im  nächsten  Jahrzehnt  rasch  zu  sinken.  Von 
1824—1827  hielten  sich  die  Preise  für  ein  Pfund  Elektoralwolle  auf 
2—3  Thlr. 
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Wir  müssen  uns  kurz  fassen.  Der  Hutungsentwurf  bildete 
einen  wahren  Zankapfel  für  die  Behörden.  Im  Geheimen  Rat 
gaben  die  Minister  über  die  sog.  staatswirtschaftlichen  Fragen 
ein  Haupt-  und  ein  Separatgutachten  ab.  Dann  sollte  die  Kom- 
mission einen  neuen  Entwurf  bearbeiten,  konnte  aber  keine  Einig- 
ung erzielen  und  reichte  wieder  zwei  verschiedene  Entwürfe  ein. 
Der  Streit  pflanzte  sich  im  Geheimen  Rate  weiter  fort;  hier  kam 
es  zu  höchst  erregten  Debatten ;  man  beschlofs  endlich  neue  Er- 
hebungen anzustellen.  So  bUeb  der  Entwurf,  nachdem  er  von 
1821 — 1827  von  Behörde  zu  Behörde  gewandert  war,  beim  Tode 
des  Königs  unerledigt  liegen. 

Nicht  viel  besser  erging  es  bei  der  Ausarbeitung  des  Ge- 
setzes über  Fronen  und  Dienste.  Auf  dem  Landtag  1821  hatten 
die  Stände  den  sog.  Ablösungsantrag  gestellt,  darin  heilst  es, 
dafs  sie  von  der  Notwendigkeit  einer  neuen  Gesetzgebung  über- 
zeugt wären,  „wodm'ch  gegenseitige  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
beseitigt,  der  Willkür  aber  Schranken  gesetzt  und  insbesondere 
die,  in  den  Fällen,  wo  sie  thunlich  und  ausführbar  sei,  ebenso 
wünschenswerte  als  zeitgemäfse  Abschaffung  der  Fronen  und 
Dienste  erleichtert  werde*^  (21.  Mai  1821).  Die  Kommission,  die 
schon  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Hut  und  Trift  ausarbeitete, 
hatte  auch  den  Auftrag  erhalten,  einen  Entwurf  allgemeiner  Rechts- 
grundsätze in  Fron-  und  Dienstsachen  zu  entwerfen.  Noch  1821 
reichte  sie  ein  Gesetz  in  108  Paragraphen  ein.  Während  der 
erste  Teil  desselben  (§  1—60)  sich  mit  den  Fronen  und  Diensten 
befafste,  suchte  der  zweite  Teil  den  Gesindezwangsdienst  zu 
regeln.  Zuerst  hatte  die  Kommission  gezweifelt,  ob  in  der  neuen 
Gesindeordnung  oder  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz  über  die 
Fronen,  der  Zwangsdienst  des  Gesindes  gesetzlich  bestimmt  werden 
solle.  Da  sie  aber  von  dem  liegen  gebliebenen  Entwürfe  der 
Gesindeordnung  in  ihrer  Auffassung  des  Zwangsdienstes  erheblich 
abwich,  hatte  sie  beschlossen,  ihn  selbständig  zu  regeln.  Auf 
dem  Wege  zur  endliehen  Befreiung  des  ländlichen  Gesindes  vom 
Zwangsdienste  bedeutet  der  Entwurf  einen  Schritt  vorwärts.  Nach 
der  Auffassung  der  Kommission  stammte  der  Zwangsdienst  aus 
den  Zeiten  des  Feudalwesens.  Die  Rittergutsbesitzer  hätten  nur 
gewufst,  auf  den  Landtagen  nach  und  nach  die  gesetzliche  Sanktion 
dieser  Dienste  zu  erlangen.  Zur  Zeit  sei  der  Nutzen  des  Zwangs- 
dienstes für  den  Erbgerichtsherm  gering,  denn  das  Zwangsgesinde 
verrichte  mit  Widerwillen  die  Arbeit,  sei  träge  und  nachlässig  und 
halte  sich  gegen  das  um  freien  Lohn  dienende  Gesinde  für  er- 
niedrigt und  zurückgesetzt.  Die  etwaige  Absicht  der  Gesetz- 
gebung^ durch  den  Zwang  die  Zahl  des  Gesindes  zu  vermehren, 
werde  vereitelt;  denn  grade  um  ihm  zu  entgehen,  suchten  viel- 
fach die  Kinder  der  ärmeren  Klassen  irgend  eine  andere  Stellung 
zu  erlangen. 

Aus  all  diesen  Gründen  hielt  die  Kommission  eine  Auf- 
hebung des  Zwangsdienstes,  sowohl  im  Interesse  der  Ritterguts- 
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besitzer^  als  auch  des  Gesindes,  flir  zweckmäfsig  und  wohlthätig ; 
freilich  nur  der  1651  eingeführte  Unterthanenkinderdienst  sollte 
aufgehoben,  dagegen  aller  in  Recessen  und  Verträgen  festgesetzte 
Zwangsdienst  nur  auf  Grund  von  gütiger  Veränbarung  beider 
Teile  abgelöst  werden.  Nach  diesen  Grundsätzen  waren  im  Entwurf 
alle  einzelnen  Bestimmungen  des  Zwangsdienstes  abge&fst  worden. 

Anders  aber  dachte  der  Geheime  Rat.  Er  nahm  es  sehr 
gewissenhaft  mit  seiner  Beurteilung  des  Entwurfs;  nicht  weniger 
als  neun  Sitzungen  verwandte  er  darauf,  um  Paragraph  fUr 
Paragraph  durchzugehen;  jedoch  erklärte  er  sich  in  dem  Vor- 
trage, welchen  er  am  12.  Juli  1823  dem  Könige  erstattete,  gegen 
1'ede  Aufhebung  oder  Ablösung  des  Zwangsdienstes;  überhaupt 
lielt  er  den  in  dem  Entwürfe  der  Gesindeordnung  gemachten 
Versuch  einer  Regelung  deA  Zwangsdienstes  für  zweckmäfsiger; 
eine  Überweisung  des  Entwurfs  an  die  IStände  erachtete  er  für 
notwendig. 

Auf  dem  Landtage  von  1824  dankten  die  Stände  dem 
Könige,  dafs  er  ihren,  auf  Ablösung  gestellten  Antrag  genehmigt 
habe;  es  sei  dies  der  erste  Schritt  „zu  dem  höchst  wünschens- 
werten Ziele,  dafs  der  Landmann  alle  seine  persönlichen  Kräfte 
und  sämtliche  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  frei  und  unbe- 
hindert einzig  und  allein  zur  Kultur  seiner  eignen  Grimdstücke 
verwenden  dürfte."  Danach  hätte  man  glauben  müssen,  da(s 
sie  dem  Entwurf  allgemeiner  Rechtsgrundsätze  in  Fronen  und 
Dienste  nur  freudig  hätte  zustimmen  können;  aber  in  ihrer 
Kritik  (31.  Juli  1824  in  174  Folioseiten!)  zeigte  sich,  dafs  man 
noch  an  veralteten  wirtschaftlichen  Anschauungen  festhielt.  Von 
einer  Aufhebung  des  Zwangsdienstes  war  keine  Rede.  Für  das 
freie  Gesinde  wünschte  man  die  Lohntaxe  beibehalten  zu  wissen ; 
von  einer  Erhöhung  der  Lohnsätze  befiirchtete  die  Ritterschaft 
eine  allgemeine  Lohnsteigerung.  Fast  bei  jedem  Paragraphen 
beantragten  die  Stände  Zusätze,  welche  geeignet  waren  die  Rechte 
des  Gesindes  zu  schmälern,  die  aber  später,  wie  gleich  hier  be- 
tont werden  mag,  in  dem  endgültigen  Gesetze  keine  Aufoahme 
fanden.  Nach  Schlufs  des  Landtags  beriet  die  Landesregierung 
in  nicht  weniger  als  acht  Sitzungen  (vom  26.  Januar  bis  5.  März 
1825)  über  die  Kritik  der  Stände;  dann  ward  nicht  die  Kom- 
mission, sondern  Dr.  Merbach  mit  der  Ausarbeitung  eines  neuen 
Entwurfs  beauftragt  Merbach  konnte  schon  im  Juni  1825  seine 
Arbeit  beim  Geheimen  Rat  einreichen.  Jetzt  aber  zeigten  sich 
an  höchster  Stelle  Schwierigkeiten.  Die  Entscheidung  des 
Königs  blieb  ausstehen,  volle  vier  Jahre  lang  blieb  der  Entwurf 
liegen. 

Während  so  die  Gesetzgebung  stillstand  und  alles  beim  alten 
verharrte,  ward  im  Herbste  1824  eine  amtliche  Untersuchung 
über  die  Höhe  der  Löhne  des  Gesindes,  der  Tagelöhner  und  der 
Handwerker  (Maurer  und  Zimmerer)  eingeleitet.  Wahrscheinlidi 
war  die  Anregung  dazu   von  den  Ständen  auf  dem  Landtage 
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von  1824  ausgegangen.  Diese  Untersuchung^  lieferte  in  mehr 
als  einer  Beziehung  wichtiges  Material  zur  Beurteilung  der  Lage 
des  Gesindes.  Die  Landesregierung  richtete  (am  13.  November 
1824)  an  die  Kreis-  und  Amtshauptmannschafiten  die  Anfrage, 
ob  es  wünschenswert  wäre,  da  zur  Zeit  die  Löhne  in  keinem 
Yerhältnisse  zu  den  Getreidepreisen  ständen,  dafs  die  Löhne  in 
Übereinstimmung  mit  den  gesunkenen  Oetreidepreisen  gebracht 
und  Lohntaxen  aufgestellt  würden.  Im  Laufe  des  Winters  und 
Frühlings  1824/25  gingen  die  Berichte  aus  den  Kreisen  in  Dresden 
ein;  ihr  umfang  bewies,  mit  welcher  Sorgfalt  und  mit  welchem 
Eifer  die  Beamten  ihrem  Auftrage  nachgekommen  waren. 

Dafs  zwischen  den  Löhnen  und  den  Getreidepr^sen  irgend 
ein  Zusammenhang  bestände,  wurde  in  den  Berichten  bestritten. 
Freilich  bestände  zur  Zeit  zwischen  den  Produktionskosten  und 
den  Preisen  landwirtschaftlicher  Produkte  ein  Mifsverhältnis  und 
trotz  der  guten  Ernte  sei  bei  den  niedrigen  Preisen  die  Lage 
des  Landwirtes  die  ungünstigste  unter  allen  Klassen  der  Staats- 
bürger. Das  Steigen  der  Löhne  würde  nicht  durch  die  Getreide- 
preise, sondern  durch  eine  Reihe  anderer  Ursachen  bedingt.  Als 
solche  wurden  nicht  etwa  der  Mangel  an  Gesinde  —  die  Zahl  des- 
selben sei  im  Gegenteil  gestiegen  — ,  sondern  die  gröfseren  Kraft- 
anstrengungen,  welche  die  neueren  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
erforderten ,  und  die  gesteigerten  Lebensmittelpreise  angegeben. 
Denn  eine  Folge  der  sich  ausbreitenden  Aufklärung  sei  die  Ver- 
feinerung der  Sitten  und  die  Vermehrung  der  B^iürfnisse  bei 
den  unteren  Volksklassen.  Fast  alle  Berichte  betonten,  wie  dio 
Vergnügungssucht  und  der  Hang  zum  Luxus  sich  bei  den 
Arbeitern  gesteigert  habe ;  in  einem  wurde  sogar  gesagt,  während 
der  Bauer  einen  Krug  Bier  trinkt,  berauscht  sich  sein  Knecht 
in  Wein  und  Punsch.  Hervorgehoben  wurde  gleichfalls  die  Sucht 
des  Gesindes  nach  gröfserer  Ungebundenheit  als  sie  der  Dienst 
gewähren  könnte,  und  das  Bestreben,  lieber  als  Tagelöhner  denn 
als  Knecht  zu  arbeiten. 

Fast  einstimmig  wurde  die  Frage,  ob  man  durch  eine  Tax- 
ordnung den  Lohn  festsetzen  solle,  verneint.  Das  Verhältnis 
zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  sei  ein  Kontrakt  und  dieser 
schliefse  einen  Lohnzwang  aus.  Bei  der  gegenwärtigen  Ver- 
dorbenheit der  dienenden  Klasse  würde  eine  Taxordnung  die 
meisten  Dienstboten  zur  höchsten  ünzufi-iedenheit  gegen  ihre 
Herrschaft  reizen,  ja  der  letzte  Funken  von  Anhänglichkeit  dea 
Gesindes  gegen  seinen  Brotherrn  drohe  dann  zu  erlöschen. 

'  Loc.  30937.  Die  Gesinde-,  Tagelöhner  und  Handwerkertaxe 
1824/27,  u.  a.  Bl.  8—34  Bericht  des  Kreishauptmanns  des  Meifsner  Kreisea 
vom  14.  Dee.  1824,  Bl.  35—51  der  des  Erzcebirffischen  Kreises  vom 
28.  März  1825,  Bl.  57—70  der  des  Voigtländischen  Kreises  vom  24.  April 
1825  U.S.W.  Loc.  14436.  Die  Begutachtung  der  in  Frage  gekommenen 
Herabsetzung  der  Gesinde-,  Tagelöhner-  und  Handwerkeriöhne  1824  25 
enthält  vorzugsweise  die  Berichte  aus  dem  Meifsner  Kreise. 
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Vor  allem  sind  in  den  Berichten  die  Vorschläge  interessant, 
welche  die  Beamten  teils  zur  BekämpfiiDg  der  Mifsstände  im 
Oesindewesen  7  teils  zur  Herabsetzung  der  Löhne  machten.  Sie 
zeigen,  wie  es  unter  den  Beamten  gährte,  wie  die  verschiedensten 
wirtschaftlichen  und  politischen  Anschauungen  aufeinander  stiefsen. 
Die  einen  wurzelten  noch  in  den  Ideenkreisen  früherer  Jahr- 
hunderte, sie  wollten  zu  den  verbrauchten  Mitteln  des  alten 
Polizeistaates  greifen;  die  anderen  erhofften  alle  Bessenmg  von 
der  Konkurrenz  der  Arbeiter ;  die  dritten  aber  von  einem  Kartell- 
verbände  der  Arbeitgeber. 

In  dem  Rahmen  der  alten  Wirtschaftsordnung  bewegten  sich 
folgende  Vorschläge :  Ausdehnung  der  vierjährigen  landwirtschaft- 
lichen Dienstpflicht,  Gebot  an  alle  Tagelöhner  bis  zum  25.  Jahre 
in  einen  Dienst  zu  treten,  Verbot  an  alle  zur  Gesindeklasse  ge- 
hörigen Männer  unter  25  Jahren  zu  heiraten;  Anweisung  an 
Gerichtsobrigkeiten,  keinem  Tagelöhner  unter  25  Jahren  den 
Aufenthalt  auf  dem  Lande  zu  gestatten;  Ejrlafs  und  strenge 
Handhabung  einer  Kleiderordnung;  Einschränkung  der  Tanz- 
und  Musikbelustigungen  auf  dem  Lande  und  Verminderung  der 
Zahl  der  Feiertage. 

Die  Einwirkung  englischer  wirtschaftlicher  Lehren  zeigte 
sich  in  der  übrigens  unter  den  Beamten  sehr  verbreiteten  An- 
schauung, dafs  die  Konkurrenz  „das  einzige  Movens  der  Preis- 
bestimmung von  Arbeitslöhnen"  sei;  denn  die  Arbeit  sei  eine 
Ware;  bald  hänge  der  DienstbedUrftige  von  dem  Dienstleistenden 
ab,  bald  letzterer  von  ersterem.  Die  Konkurrenz  bewirke  allein 
eine  Ausgleichung  beider  Teile  und  der  Staat  mit  seiner  Gesetz- 
gebung habe  zu  schweigen. 

Moderne,  in  der  Gegenwart  oft  besprochene  Ideen  klingen 
in  anderen  Berichten  an.  Im  Kreise  Delitzsch  waren  Guts- 
besitzer und  Pächter  zusammengetreten,  um  über  Mafsr^eln, 
wie  die  unverhältnismäfsig  gestiegenen  Gesindelöhne  herabzusetzen 
seien,  zu  beratschlagen.  Man  vereinigte  sich,  die  Sätze  einer  ge- 
meinsam aufgestellten  Lohntaxe  bei  Konventionalstrafe  innezu- 
halten. Dieses  Vorgehen  der  Landwirte  schien  den  sächsischen 
Beamten  sehr  beachtenswert  und  sie  liefsen  sich  die  Protokolle 
der  in  Delitzsch  gepflogenen  Verhandlungen  kommen.  Um  die 
angeblich  durch  übermäfsige  Löhne  get&hrdete  Existenz  der 
Grundbesitzer  zu  sichern,  erschien  ihnen  als  alleiniges  Mittel  „die 
freiwillige  Übereinkunft  aller  derer,  welche  arbeitende  Hände 
bedurften,  weil  nur  auf  diesem  Wege  die  Willkür  gezügelt  und 
die  herrschende  Abneigung  gegen  jede  Beschränkung  der  Willens- 
freiheit  umgangen  werden  könne.**  Sie  meinten,  die  Obrigkeit 
solle  die  „Bildung  ausgedehnter  Privatvereine,  welche  in  ihren 
Bestimmungen  (der  Löhne)  immer  nur  von  der  Lokalität  aus- 
gehen könnten",  befördern  und  ihnen  jeden  Schutz  angedeihen 
lassen,  von  einer  gesetzlichen  Lohnbestimmung  dagegen  ab- 
sehen. 
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Bei  der  Beurteilung  des  Verhältnisses  der  Herrschaft  zu  den 
Dienstboten  traten  in  den  Berichten  neue  Gesichtspunkte  hervor. 
Nicht  alle  Beamte  stimmten  in  die  Klagen  über  die  hohen  Löhne 
ein;  auch  bei  ihnen  hatte  schon  der  moderne  Staatsgedanke, 
dafs  der  Staat  keine  einzelne  Klasse  von  Bürgern  zu  bevorzugen 
habe,  Wurzel  gefafst.  Da  heifst  es  unter  anderm:  in  den 
Teurungsjahren  1816/17  hätten  die  unteren  Klassen  schwer  ge- 
litten, der  Lohn  habe  zeitweilig  so  niedrig  gestanden,  dafs  ein 
Arbeiter  sich  und  die  Seinigen  kaum  habe  notdürftig  sättigen 
können;  jetzt,  in  den  getreidewohlfeilen  Jahren,  dürften  die 
arbeitenden  Klassen  auch  das  Recht  haben  sich  zu  erholen,  neue 
Kräfte  zu  sammeln  und  Ersparnisse  für  schlimme  Zeiten  zurück- 
zulegen. In  jenen  traurigen  Jahren  habe  der  Staat  den  Preis 
ihrer  Arbeit  nicht  erhöht,  um  so  weniger  dürfe  er  ihn  jetzt  zu 
Gunsten  der  Landwirte  durch  gewaltsame  Mafsregeln  herabsetzen. 
Ein  jeder  Arbeiter  habe,  wie  jeder  andere  Staatsbürger,  das 
Recht,  aus  seinen  Kräften  den  gröistmöglichen  Nutzen  zu  ziehen. 
Ohnedies  begünstige  der  Wechsel  der  Zeiten,  wie  die  Natur, 
bald  diesen,  bald  jenen  Stand.  Der  Staat  möge  nur  alles  seinem 
natürlichen  Gange  überlassen.  Der  Nachteil,  welchen  die  Guts- 
besitzer durch  niedrige  Getreidepreise  erlitten,  werde  ausgeglichen 
durch  den  Vorteil,  welchen  der  allgemeine  Geldumlauf  fllr  die 
Volkswirtschaft  bewirke;  denn  eine  gröfsere  Konsumtion  werde 
erst  bei  den  gestiegenen  Löhnen  der  Dienstleistenden  möglich. 

Des  weiteren  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  denn  der 
„Erzeuger"  immer  allein  im  Vorteil  stehen  solle?  Er  sei  weder 
ausschliefslich,  noch  zu  jeder  Zeit  der  Erhalter  des  Ganzen ;  freilich 
habe  er  mehr  Ausgaben  als  andre  zu  bestreiten,  aber  ihm  stände 
es  auch  frei,  den  höchsten  Gewinn  zu  erzielen.  Jede  positive 
Einwirkung  des  Staates  könne  nicht  ohne  Verletzung  einzelner 
dabei  beteiligter  Klassen  von  Staatsbürgern  geschehen.  In  einem 
Bericht  wird  schon  geäufsert,  dafe  „ein  ertrotzender  Kampf 
zwischen  den  arbeitenden  und  Arbeit  bedürfenden  Klassen  ent- 
stehen werde". 

Fast  alle  Berichte  enthalten  Angaben  über  die  Höhe  des 
Lohnes.  Im  Erzgebirge  hatte  auch  ein  Stadtrichter  einen  An- 
schlag der  jährlichen  Bedürfnisse  eines  Knechtes,  wie  einer  Magd 
entworfen.  Danach  blieb  dem  Gesinde  nach  Bestreitung  der 
notwendigsten  Bedürftiisse  nur  wenig  übrig.  Für  den  Mei&ner 
Kreis  steUen  wir  aus  den  Eingaben  folgende  Tabelle  (s.  S.  208) 
zusammen. 

Verhältnismäfsig  hoch  wurde  das  weibliche  Gesinde  bezahlt; 
so  erhielt  im  Amt  Dresden  z.  B.  eine  Gro&magd  (26  Thlr.)  mehr 
als  ein  Grofsknecht  (25  Thlr.);  eine  Mittelmagd  fast  ebensoviel 
wie  ein  Mittelknecht;  im  übrigen  zeigen  sich  aufföUige  Lohnunter- 
schiede; z.  B.  in  Pirna  erhielt  ein  Schirrmeister  bis  60  Thlr., 
ein  Grofsknecht  bis  30  Thb.;  im  IV.  Bezirk  ein  Schirrmeister 
nur  30-40  Thh-.,   dagegen   ein  Grofsknecht  24—32  Thk.     Zu 
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den  hier  angeftLhrten  baren  Gesindelöhnen  tritt  noch  das  Aus- 
gedinge u.  8.  w.  hinzu;  erst  wenn  man  dasselbe  berücksichtigt, 
kann  man  sich  ein  annäherndes  Bild  des  Lohneinkommens 
machen.  Nach  Angaben  aus  dem  I.  Bezirk  des  Meifsner  Kreises 
betrug  der  Auszug  soviel  wie  ein  Drittel  des  Geldlohnes;  im 
IV.  Bezirk  wurde  für  Flachs,  Jahrmarktsgeld  u.  s.  w.  für  männ- 
liches Gesinde  iährlich  5—10  Thlr.-,  für  weibliches  5—8  Thlr. 
gerechnet-,  wieder  anders  lauten  die  Angaben  aus  dem  IL  Be- 
zirk, dort  erhielt  das  Gesinde  nur  ein  Mietsgeld  von  8  Gr.  bis 
1  Thlr.  und  an  Ausgedinge,  Einrichtegeld  u.  s.  w.  16  Gr.  bis 
1  Thh-. 

Auffallend  niedrig  war  der  Lohn  der  Tagelöhner.  Es  wird 
hervorgehoben,  dafs  ein  Tagelöhner  kaum  mehr  erwerbe,  als  er 
für  sich  und  die  Seinen  unumgänglich  notwendig  brauche.  Nach 
den  Angaben,  die  sich  zerstreut  in  den  Berichten  finden,  bekam 
z.  B.  eine  Arbeitsfrau  in  den  Wintermonaten  1  Gr.  6  Pf.  bis 
3  Gr.  (mit  Kost);  in  den  Sommermonaten  5  Gr.  (mit  Kost)  als 
höchsten  Lohn;  während  der  Erntezeit  stieg  er  um  2 — 3  Gr. 
En  Tagelöhner  bekam  in  den  Wintermonaten  2 — 4  Gr.  (mit 
Kost),  in  den  Sommermonaten  5 — 7  Gr.,  in  der  Erntezeit  2 — 3  Gr. 
mehr.     In  fast  allen  Kreisen  stand  der  Tagelohn  gleich  hoch. 

Fast  nur  über  die  Höhe  der  Löhne  der  Handwerker 
wurden  Klagen  geführt.  Hier  war  man  auch  nicht  abgeneigt, 
durch  einen  gesetzlichen  Druck  auf  ihre  Ermä&igung  hinzu- 
wirken. Erwähnt  wurde,  dafs  Schneider  nur  gegen  einen 
bestimmten  Tagelohn  (3 — 4  Gr.,  auch  6—8  Gr.  mit  Kost) 
arbeiteten;  Maurer  und  Zimmerer  erhielten  an  kurzen  Tagen 
5—9  Gr.,  an  langen  Tagen  7 — 10  Gr.,  dazu  bekamen  sie  ein 
Frtihsttlck  und  halbes  Abendbrot.  In  einigen  Gegenden  pflegten 
jedes  Jahr  um  Ostern  die  Meister  zusammen  zu  kommen,  um  den 
Lohn  festzusetzen. 

Dies  ist  in  Kürze  das  Ergebnis  der  geführten  Untersuchung. 
Danach  sah  die  Regierung  ganz  davon  ab  eine  Taxe  des  Gesinde- 
lohnes aufzustellen;  aber  in  einem  Ausschreiben  vom  1.  Juli  1825 
wurden  die  Kreishauptleute  angewiesen,  eine  Herabsetzung  des  Loh- 
nes fiir  Maurer,  Zimmerer  und  Tagelöhner  in  angemessener  Form 
zu  veranlassen,  wo  sie  dieselben  flir  notwendig  erachteten.  Zwei 
Jahre  später  (21.  Juli  1827)  forderte  die  Regienmg  Bericht  ein, 
welche  Erfolge  man  mit  den  neuen  Taxen  aufzuweisen  habe. 
Aus  den  Eingaben  ergab  sich,  dafs  man  imErzgebirgischen 
Kreise^,  Frühling  1826,  eine  Konferenz  der  Amtshauptleute  und 
Stadträte  abgehalten  hatte.  Auf  dieser  war  beschlossen  worden 
in  einigen  Städten  Taxen  aufzustellen.  Bald  aber  zeigte  sich, 
dafs  die  Taxen  an   manchen  Orten   geradezu  schädlich  wirkten 


1  Loc.  30937.  Die  Gesinde-  ....  Taxe  1824/27.  Bl.  108.  Zusammen- 
stellung des  in  Städten  des  Erzgebi.gischen  Kreises  am  1.  Juli  1825  be- 
stimmten Lohnes  für  Maurer,  ffimmerer  und  Tagelöhner. 
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und  nirgends  das  Steigen  der  Löhne  verhinderten;  als  einzdger 
Vorteil  ergab  sich,  dafs  bei  Lohndifferenzen  und  öffentlichen 
Bauten  die  Taxen  zu  Grunde  gelebt  werden  konnten. 

Im  Leipziger  Kreise^  erklärten  sich  mehrere  Amts- 
hauptleute gegen  jede  Taxe^  nur  an  einigen  wenigen  Orten  wurde 
damit  ein  Versuch  gemacht.  Man  regelte  den  Lohn  der  Maurer 
und  Zimmerer  nach  den  Arbeitsstunden  :  bei  7V2  Stunden  4^/« — 
6  Gr.,  bei  8V2  Stunden  5-7  Gr.,  bei  10  Stunden  6—8  Gr.;  jede 
Stunde  Überarbeit  9  Pf.  —  1  Gr. ,  kein  Frühstück  und  Vesper. 
In  Leipzig  wurde  ein  eigenes  Regulativ  erlassen,  die  Arbeitszeit 
überstieg  nicht  11  Stunden  (12  Gr.,  bei  8  Stunden  9  Gr.).  Jede 
Überschreitung  der  Taxe  wurde  mit  Geld-  oder  Gefängnisstrafe 
geahndet. 

Im  Voigtländischen  Kreise^  vereinbarte  man  eine  fiir 
den  ganzen  Kreis  geltende  Taxordnung  (1.  Oktober  1826). 
Eine  heÜBame  Wirkung  desselben  war  in  Gegenden,  wo  „die 
Handhabung  der  Taxe  durch  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  und 
anderer  öruichen  Verhältnisse  erleichtert  war",  nicht  zu  ver- 
kennen. 

Im  Meifsner  Kreise^  wurden  gleichfalls  Taxordnun^en 
erlassen.  Maurer  und  Zimmerer  sollten  bei  8  Arbeitsstunden 
7—8  Gr.,  bei  11  Stunden  8—10  Gr.  erhalten.  In  Dresden 
wurde,  wie  es  heifst,  die  Taxordnung  beim  Publikum  sehr  gut 
aufgenommen;  Bauherren  versicherten  den  Beamten,  dafs  sie 
Maurer  und  Zimmerer  nur  nach  den  Sätzen  der  Ordnung  aus- 
lohnten. Überschreitungen  der  Taxen  waren  nicht  zur  Kenntnis 
der  Behörden  gekommen. 

Nach  den  Berichten  schien  es  fast,  als  ob  noch  einmal  der 
Polizeistaat  Recht  gehabt  hätte,  und  doch  wurden  wenige  Jahre 
später  nicht  durch  ein  Gesetz,  sondern  einfach  durch  die  Macht 
wirtschaftlicher  Elrkenntnis  diese  Taxordnungen  aufser  Kraft  ge- 
setzt, um  zu  neuem  Leben  nicht  wieder  zu  erwachen. 


1  Loc.  30937,  ebenda  Bl.  90—100.    Tabelle  über  die  Lohnsätze. 

*  Loc.  30937,  ebenda  Bl.  115  Bericht  des  Kreishauptmanns,  in 
demselben  erwähnt,  dafs  der  tägliche  Arbeitslohn  eines  -Fabrikanten*^ 
in  Baumwollen-,  Spitzen-  und  musikalischen  Instrumenten-Manufakturen 
sich  auf  2 — 3  Gr.  Delaufe. 

»  Loc.  30937,  ebenda  Bl.  102  Übersicht  über  die  Taxen  in  den 
Städten  des  Meifsner  Kreises.  Loc.  14436.  Die  Begutachtung  .... 
1825/27.  Tabellen  (umfangreiche)  über  die  1826  im  Meifsner  Kreise 
herabgesetzten  Handwerker-  und  Tagelöhne. 
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Sechstes  Kapitel. 

Gesindeordnung  von  1835  und  die  Aufhebung  des 


König  Friedrich  August  hat  sein  Versprechen,  das  er  an- 
läfslich  der  Bauemunruhen  1790  gab,  während  seiner  langen 
Regierung  —  1763  bis  1827  —  nicht  eingelöst.  Sachsen  stand 
trotz  seiner  hohen  Kultur,  trotz  der  gerade  in  den  unteren  Volks- 
schichten weitverbreiteten  Bildung  und  trotz  des  grofsen  Wohl- 
standes in  der  Bauernbefreiung  hinter  anderen  Staaten  zurück. 
Immer  noch  war  der  Bauer  abhängig  vom  Rittergutsbesitzer  und 
alle  jene  verschiedenen  Gesetzentwürfe,  in  denen  es  sich,  sei 
es  um  Feststellung  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse,  sei  es  um 
Ablösung  der  Fronen  und  Dienste  handelte,  mufsten,  weil  der 
König  seine  Genehmigung  versagte,  liegen  bleiben. 

Fast  schien  es,  als  ob  unter  seinem  Nachfolger,  König  Anton, 
sich  nichts  ändern  werde,  denn  der  König  betrat  den  Thron  in 
einem  Alter  —  er  war  1755  geboren  — ,  in  dem  andere  aus 
dem  öffentlichen  Leben  in  den  Ruhestand  sicli  zurückziehen,  und 
ihm  lagen,  da  er  ursprünglich  für  den  geistlichen  Stand  bestimmt 
war,  Politik  und  Verwaltung  fem;  dennoch  gab  er  sich  mit 
grofsem  FleiCs  und  Ernst  den  Regierungsgeschäften  hin;  aber 
von  dem  so  lange  festgehaltenen  politischen  Systeme  seines 
Bruders  wollte  er  sich  nicht  trennen  und  die  schöpferische  Kraft, 
von  sich  aus  der  Verwaltung  neue  Wege  zu  weisen,  fehlte  ihm. 
Alles  dies  hat  schliefslich  nicht  verhindert,  dafs  unter  seiner 
Regierung  und  durch  sein  persönliches  Eingreifen  mit  wahrhaft 
beängstigender  Schnelligkeit  innerhalb  weniger  Jahre  die  Ab- 
lösungsgesetzgebung durchgeführt  wurde,  und  deshalb  bleibt  ihm 
der  sächsische  Bauernstand  auf  ewig  zur  Dankbarkeit  verpflichtet. 

Wollen  wir  gerecht  sein,  so  dürfen  wir  Friedrich  August 
nicht  allein  die  Schuld  an  dem  Scheitern  der  Bauernbeireiung 
beimessen,  denn  eine  so  grofse  Reform  läfst  sich  nur  durch- 
führen,   wenn    die    Mehrzahl    derjenigen,    welche    die   Gesetze 
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auszuführen  haben,  die  Beamten  ^  von  ihrer  Zweckmäßigkeit  und 
Angemessenheit  überzeugt  sind^  und  wenn  diejenigen  Glieder  der 
Nation,  auf  welche  sich  die  Reform  erstrecken  soD  —  die  Ritter- 
gutsbesitzer und  Bauern  — ,  die  Nachteile  des  geltenden  Rechtes 
erkannt  haben  und  von  einer  zeitgemälsen  Abänderung  Vorteile 
erwarten. 

Alle  diese  Voraussetzungen  fehlten  unter  der  Regierung 
Friedrich  Augusts  in  Sachsen.  Nur  der  Bauer  suchte,  oft  sogar 
in  stürmischer  Weise,  sich  von  den  alten  Fesseln  zu  befreien; 
dagegen  sah  die  Ritterschaft  nicht  ein,  dafs  auch  ihr  die  Ab- 
lösung der  Fronen  bei  dem  neueren  technischen  Betriebe  der 
Landwirtschaft  zum  Vorteil  gereichen  werde.  Im  Jahre  1818 
hielt  sie  an  der  Brache  und  der  Dreifelderwirtschaft  als  an  einem 
unumstöMichen  landwirtschaftlichen  Grundsatze  fest  und  im  Jahre 
1824  strebte  sie  noch  Erweiterung  ihrer  Ritter^utsgerechtsame 
und  Patrimonialgerichtsbarkeit  an.  Aber  einmal  der  Ausbruch 
von  Unruhen  in  Paris,  die  sich  nach  Sachsen  fortpflanzten,  dann 
der  immer  lauter  werdende  Ruf  nach  einer  Verfassung  und 
schlielslich  die  bessere  Einsicht  in  wirtschaftliche  Gesetze  be- 
wirkten auch  nach  dieser  Seite  hin  einen  schnellen  Umschwung 
der  politischen  Ansichten,  ein  Aufgeben  veralteter  wirtschaftlicher 
Theorieen  und  den  ernsthaften  Wunsch  einer  Reform  der  bäuer- 
lichen Besitzverhältnisse. 

So  kamen  gleich  in  den  ersten  Refi;ierungsjahren  König 
Antons  Gesetzentwürfe,  die  ruhelos  von  Behörde  zu  Behörde  ge- 
wandert waren,  zu  einem  schnellen  Abschlüsse  und  als  nach 
den  Septemberunruhen  1830  Friedrich  August  zum  Mitregenten 
ernannt  worden  war,  wurde  in  Sachsen  eine  Verfassung  eingeführt 
und  die  Verwaltung  in  allen  ihren  Zweigen  zeitgemäfs  umgebildet 

In  Kürze  müssen  wir  noch  die  wichtigsten  Reformgesetze  ^ 
betrachten,  weil  sie  grundlegend,  sowohl  für  die  Aufhebung  des 
Gesindezwangsdienstes,  als  auch  ftir  die  Umgestaltung  des  Gesinde- 
rechts wurden. 

Zuerst,  am  4.  Oktober  1828,  wurde  das  Mandat:  die  in 
Hutungssachen  anzuwendenden  Rechtsgrundsätze  und  das  darin 

*  Benutzt  wurden:  Loc.  6518.  Die  Beschleunigung  der  zwischen 
Obrigkeit  und  Unterthanen  ...  Bd.  X.  XI  1828/30.  Loc.  31593—31597. 
Dispensationen  von  landwirthschaftlichen  Dienstjahren.  36  Bde.  Loc  11 171. 
Der  Dorf  handel,  ingl.  Handwerker  auf  dem  Lande  betr.,  sowie  Dienstzeit 
des  Bauernstandes.  1826/31.  Loc.  31483.  Widerspenstigkeiten  des  Zwangs- 

fesindes.  Bd.  I.  1827.  Loc  31479.  Hofzwangsdienstdifferenzien.  3  Bde. 
825/31.  Loc.  31547.  Erlafs  der  landwirthsclmftlichen  Dienstjahre  im 
Allgemeinen.  1832.  Loc.  31546.  Unbefugte  Dienstjahr-Dispensationon 
von  Unterbehörden.  1826/28.  Loc.  14452.  Die  in  Antrag  gekommene 
Aufhebung  oder  Abänderung  des  Mandates  von  1766  im  Jahre  1827. 
Loc.  30811.  Zeit  des  Dienstwechsels  für  landwirthschaftliches  Gesinde 
und  Aufhebung  der  Taxe.  1830.  Loc.  31668.  Gesinde-  und  Dienst- 
sachen. 1833.  Loc.  2386.  Die  wegen  der  Anzugszeit  der  Winzer  er- 
lassene Verordnung.  1818.  Loc.  6550.  Das  Mancfat  wegen  der  Bauem- 
söhne  .  .  .    1766/1830. 
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zu  beobaxjhtende  Verfahren,  erlassen.  Der  König  hatte  am 
6.  August  1828  den  Entwurf  der  Mehrheit  (vgl.  S.  201)  ge- 
nehmigt, jedoch  nicht  anstandslos,  fast  an  jedem  Paragraphen 
hatte  er  etwas  auszusetzen;  gleichzeitig  verlangte  er,  dafs  der 
seit  dem  1.  April  1818  fertig  ausgearbeitet  liegen  gebliebene 
Gesetzentwurf,  betreffend  die  Einschränkung  der  Frtihjahrshutung, 
in  das  Hutungsmandat  eingearbeitet  werde.  Gemäfs  seiner  Kritik 
mulste  der  Geheime  Rat  eine  endgültige  Bearbeitung  des  Ent- 
wurfes vornehmen  Alles  dies  hatte  die  Veröffentlichung  bis 
zum  Oktober  verzögert. 

In  diesen  Rechtsgrundsätzen  hatte  man  versucht,  ein  Kom- 
prömifs  zu  schliefsen  zwischen  dem  alten  Hutungsrecht,  wie  es 
sich  unter  der  Dreifelderwirtschaft  entwickelt  hatte,  und  der 
neueren  intensiveren  Wirtschaftsform  mit  ihrer  hohen  Viehhaltung 
und  ihrer  Besömmerung  der  Brache;  infolgedessen  konnte  man 
keine  der  wirtschaftlichen  Parteien  befriedigen,  die  Hutungs- 
berechtigten  nicht,  weil  sie  an  ihren  unbestreitbaren  Rechten  ge- 
kürzt wurden,  die  Hutungsleidenden  nicht,  weil  sie  nicht  die  er- 
hoffie  volle  fVeiheit  der  Bewirtschaftung  ihres  Gutes  erhielten. 

Das  Gesetz  begünstigte  die  Aufstellung  von  Hutungsord- 
nungen, was  sich  später  bei  der  Ablösung  als  sehr  vorteilhaft  er- 
wies, und  stellte  den  Grundsatz  auf,  dafs  der  Triftleidende  nur  dann 
zur  Mithutung  mit  Schafen  berechtigt  sei,  wenn  er  die  Mithutung 
seit  xechtBverjährter  Zeit  ausgeübt  habe;  im  übrigen  sollte  das 
freie  Ermessen  der  Landesregierung  in  den  meisten  Fällen  allein 
mafsgebend  sein. 

Gröfsere  Schwierigkeiten  waren  zu  überwinden,  ehe  die 
Rechtsgrundsätze  in  Fron-  und  Dienstsachen  publiziert  werden 
konnten.  Der  Entwurf,  wie  er  unter  der  Regierung  BViedrich 
Augusts  ausgearbeitet  worden  war,  gefiel  dem  Könige  nicht,  auch 
waren  neue  Anträge  gestellt  worden.  So  hatten  die  Stände 
unter  anderen  die  Frage  aufgeworfen,  ob  Dienstherrschaften, 
für  erkranktes  Gesinde,  wenn  es  ohne  ei^es  Verschulden  eine 
körperliche  Verletzung  erhalten  habe,  ni<3it  die  Kurkosten  be- 
zahlen sollten?  eine  Frage,  die  sie  bejaht  wünschten,  die  der 
König  aber  trotz  Befürwortung  des  Geheimen  Rates  verneinte, 
weil  er  erst  bei  Erlals  einer  neuen  Gesindeordnung  die  Angelegenheit 
ordnen  wollte  und  ihm  vor  allem  daran  lag,  den  Entwurf  baldigst 
fertigzustellen  (Dekret  vom  23.  Dezetnber  1829).  Ek*  beauftragte 
Schaarschmidt  mit  einer  Überarbeitung  der  Rechtsgrundsätze 
(Dekret  vom  11.  Januar  1830)  und  drängte  diesen  so,  dafs  ihm 
schon  am  27.  Februar  der  Geheim^  Rat  Vortrag  halten  konnte. 
Leider  gingen  die  Meinungen  der  Geheimen  Räte  in  einem  wich- 
tigen Punkte  auseinander.  Der  Entwurf  sprach  von  ungemessenen 
IVonen.  Einige  Räte  wiesen  in  einem  längeren  Gutachten  nach, 
dafs  es  in  Sachsen  nach  den  übereinstimmenden  Lehren  seiner 
Rechtsgelehrten  ungemessene  Fronen  nicht  gäbe;  sie  blieben  in  der 
Mindenieit,  die  Mehrheit  schenkte  ihren  Einwürfen   keine  Be- 
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achtung;  der  König  aber  wollte,  um  jeden  Zweifel  zu  beseitigen, 
dafs  aUe  jene  Paragraphen,  in  denen  die  Eede  sei  von  Umwand- 
lung oder  Ermäfsigung  von  ungemessenen  Diensten  in  gemessene, 
im  Entwürfe  gestrichen  würden.  Darauf  befahl  er  die  sofortige 
Veröffentlichung  der  Rechtsgrundsätze  (Dekret  vom  12.  Juni 
1830).  Trotzdem  verzögerte  sie  sich  bis  zum  Herbste,  denn  der 
Geheime  Bat  von  Lindenau,  der  spätere  hochverdiente  Minister, 
wollte  mit  der  Feststellung  der  Rechtsgrundsätze  in  Fronen  und 
Diensten,  um  die  es  sich  im  Entwürfe  allein  handelte,  auch  die 
Ablösung  derselben  verknüpft  wissen.  Bei  der  Bedeutung  dieses 
Staatsmannes  für  die  innere  Entwicklung  Sachsens  halten  wir  es 
ftbr  angemessen,  aus  seinem  Separatgutachten  ^,  vom  3.  Juli  1830 
einige  Stellen  wörtlich  anzuführen:  „Beim  Entstehen  des  Fron- 
wesens hatte  der  Grundbesitzer  wenig  oder  keine  Staatslasten  zu 
tragen  und  konnte  daher  die  gegen  den  Rittergutsherm  über- 
nommenen Verpflichtungen  leicht  und  ohne  Störung  der  eignen 
Hauswirtschafit  erfüllen.  Das  Gegenteil  aber  mufste  der  Fall  sein, 
als  späterhin  die  Person  und  das  Vermögen  des  Grundbesitzers 
vom  Staate  mehrseitig  in  Anspruch  genommen  wurde.  Doch 
würde  die  daraus  entspringende  Belastung  nur  minder  fiihlbar 
gewesen  sein,  wenn  das  nach  und  nach  eintretende  und  sich  immer 
mehr  und  mehr  vergröfsernde  Staatsbedürfhis  zwischen  Fronberech- 
tigten und  Fronpflichtigen,  zwischen  Reichtum  und  Armut,  gleich- 
artig verteilt  worden  wäre.  Alles  dies  geschah  nicht;  denn  während 
der  Rittergutsbesitzer  im  ungestörten  Genüsse  seiner  Rechte  und 
Vorrechte  verblieb,  wurden  alle  Staatsbedürfnisse  vorzugsweise 
den  Pflichtigen  Grundbesitzern  aufgebürdet,  und  diese  somit  über- 
lastet. Daraus  ist  das  heutige  Mifsverhältnis  entstanden,  was 
gleich  nachteilig  für  den  Wohlstand  des  Einzelnen,  als  fiir  die 
bessere  Landeskultur  überhaupt  wirkt."  Über  den  Gesinde- 
zwangsdienst heifst  es:  „.  .  .  und  weil  es  mir  dann  auch  un- 
erwünscht scheint,  in  einem  neuen  Gesetze  Bestimmungen  sanctio- 
nieren  zu  wollen,  die  an  frühere  Leibeigenschaftsverhältnisse 
erinnern.  Dafs  ohne  einen  solchen  Dienstzwang  die  Ritterguts- 
besitzer kein  Gesinde  erhalten  werden,  möchte  in  unserem  über- 
völkerten Lande  wohl  als  eine  ganz  grundlose  Behauptung  er- 
scheinen ;  denn  den  guten  verständigen  Herrschaften  wird  es  nie 
an  guten  Dienstboten  fehlen,  und  wenn  dieser  Fall  bei  solchen 
eintritt,  die  im  Rufe  der  Härte,  des  Geizes  und  der  Immoralität 
stehen,  so  möchte  ich  nicht  glauben,  dafs  der  Gesetzgeber  sich 
veranlalst  finden  könnte,  die  eigne  Schuld  zu  begünstigen  und 
die  Rinder  von  Staatsangehörigen  durch  den  gezwungenen  Ein- 
tritt in  ungünstige  VerhiUtnisse  benachteiligen  zu  wollen''.  Nach 
der  heutigen  Verfassung  würden,  wie  es  weiter  heifst,  alle  hier  ein- 
greifenden Gesetze  nur  den  Bevorrechtigten,  nie  den  Pflichtigen 
zur  Begutachtung  vorgelegt;  deshalb  habe  der  Minister  von  Man- 

»  Loc.  6519.    Die  Beschleunigung  ...  Bd.  XI  1830  Bl.  87—91. 
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teuffei  mit  Hecht  ausgesprochen,  dafs  zur  Zeit  dieVertretungdes 
Bauernstandes  dem  Qeheimrate  obliegen  müsse. 

Die  Aufnahme  der  von  Lindenauischen  Vorschläge  im  Eint- 
würfe  hätte  eine  völlige  Umarbeitung  desselben  bedingt.  Der 
König  wollte  jedoch,  und  dies  mit  Recht,  die  Feststellung  von 
Rechtsgrundsätzen  von  der  Ablösung  der  Fronen  und  Dienste 
getrennt  sehen;  denn  auf  dem  Lande  wurden  sowohl  auf  Seiten 
der  Pflichtigen,  wie  der  Berechtigten  übertriebene  Erwartungen 
an  das  zu  erlassende  Gesetz  geknüpft.  Der  Geheime  Rat 
glaubte  sogar  (Vortrag  vom  12.  Jiili),  dafs  der  Elrlafs  der  Rechts- 
grundsätze Hofihungen,  die  man  von  denselben  hege,  herab- 
stimmen müsse,  weil  erst  dann  die  Landbevölkerung  geneigter 
sein  werde,  auf  das  später  in  Aussicht  genommene  Ablösungs- 
geschäft einzugehen. 

Endlich  am  13.  August  1830  konnte  der  König  seine  Ge- 
nehmigung zur  Publikation  der  Rechtsgrundsätze  ^  erteilen. 
Wenige  Gesetze  haben  in  Sachsen  einer  so  langen  Vorbereitungs- 
zeit bedurft-,  seit  dem  ersten  Befehl  vom  21.  September  1790 
an  die  Landesregierung  waren  nun  vierzig  Jahre  verflossen, 
innerhalb  dieses  Zeitraumes  hatten  die  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Anschauungen  völlig  gewechselt.  Nicht  immer  wird,  was 
lange  währt,  gut ;  wenige  Jahre  später  war  der  gröfsere  Teil  des 
Gesetzes  schon  veraltet  und  mufste  aufser  Kraft  gesetzt  werden. 

Bei  der  kurzen  Dauer  der  Gültigkeit  dieses  Gesetzes  läfst 
sich  von  seiner  Wirksamkeit  kaum  reden.  Der  erste  Teil  schlofs 
sich  eng  an  den  ersten  Ekitwurf  von  1821  an;  er  enthielt  eine 
rechtliche  Regelung  der  Fronen,  Bau-  und  Wachdienste.  Der 
zweite  Teil,  Rechtsgrundsätze,  die  den  Kinderdienstzwang  be- 
sonders betrefien  (§  55 — 90),  suchte  nun  —  zwei  Jahre  vor  der 
Aufhebung  des  Zwangsdienstes!  —  in  umfassender  Weise  diese 
schwierige  Materie  gesetzlich  zu  ordnen.  Dieser  Abschnitt  ist 
nur  eine  sorgiUliige  Redaktion  der  betrefienden  Paragranhen  aus 
dem  Entwürfe  zu  einer  Gesindeordnung  von  1804  und  erweist 
sich  als  ganz  in  den  Anschauungen  früherer  Jahrhunderte  und 
vergangener  Zeiten  befangen;  der  Fortschritt  lag  nur  darin,  dals 
das  Gesetz  zum  erstenmale  wagte,  an  dem  in  Elrbregistern  und 
Recessen  festgesetzten  Vertragsrechte  zu  rütteln.  Die  Gutsbesitzer 
sollten,  ohne  Rücksicht  auf  den  in  Gutsverträgen  bestimmten 
Zwangslohn,  ihr  Zwangsgesinde  nach  einer  dem  Gesetze  bei- 
gegebenen Taxe,  deren  Sätze  unge&hr  um  die  Hälfte  unter  den 
gewöhnlichen  Gesindelöhnen  standen,  bezahlen.  Die  Vorteile,  welche 
das  Gesinde  damit  gewann,  sollte  es  mit  einer  Einbufse  an  seiner 
Selbständigkeit  bezahlen;  das  Zwangsgesinde,  bisher  durch  das 
Herkommen    nur  zu   einer  Reihe  von  gewissen  Dienstleistungen 

^  Loc.  6519  ebenda  Bl.  109  das  Original  mit  der  Unterschrift  des 
Königs;  am  30.  Sept.  1830  erschien  ein  Mandat  zur  Berichtigung  einer 
M  ifsdeutung  des  wegen  allgemeiner  Kechtsgrundsätze  über  Fronen  und 
Dienstsachen  erlassenen  Gesetzes. 
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verpflichtet,  durfte  von  jetzt  ab,  wie  das  freie  Gesinde,  zu  jeder 
Art  von  landwirtschaftlicher  Arbeit  verwendet  werden.  Dann 
beschnitt  noch  das  Gesetz  einige  der  gröbsten  Auswüchse  des 
Zwangsdienstes;  es  verbot  Reservegesinde  zu  halten  —  aus- 
genommen, wo  Erbregister  es  gestatteten  — ,  Zubufsen  und  Löse- 
geld zu  nehmen  u.  s.  w. 

Das  Ablösungs  werk,  der  zweite  Teil  der  Reform,  nahm 
dann  einen  schnellen  Verlauf.  Zunächst  ist  ein  kleines  und  doch 
für  das  Gesinde  sehr  wichtiges  Gesetz  zu  erwähnen,  das  am  6.  Juli 
1831  publizierte  Mandat:  die  Zeit  des  Dienstwechsels  ftir  das 
landwirtschaftliche  Dienstgesinde,  ingleichen  die  Aufhebung  der 
Taxe  des  freien  Gesindelohnes.  Die  Vorgeschichte  dieses  Man- 
dates ist  kurz  folgende.  Die  Stände  hatten  am  31.  Juli  1824 
beantragt,  als  Termin  ftir  die  Zeit  des  Dienstwechsels  Neujahr 
festzusetzen  Unter  der  Regierung  BViedrich  Augusts  blieb 
diese  Angelegenheit  liegen;  erst  ein  königliches  Dekret  vom 
23.  Dezember  1829  befahl  der  Landesr^erung ,  ein  den 
Wünschen  der  Stände  entsprechendes  Mandat  zu  entwerfen; 
später  (Dekret  vom  12.  Juni  1830)  wurde  noch  anbefohlen,  dafs 
in  diesem  Mandate  auch  die  Aufhebung  der  Lohntaxe  der  Ge- 
sindeordnung von  1769  ausgesprochen  werden  sollte.  Ein  halbes 
Jahr  darnach  war  der  Entwurf  fertiggestellt;  der  Geheime  Rat 
nahm  an  ihm  stilistische,  aber  nicht  sachliche  Veränderungen 
vor.  Mit  ihm  stimmte  jedoch  Prinz  Johann  in  einem  Punkte 
nicht  überein;  er  vertrat  seine  Meinung  in  einem  Separatvotum. 
Nach  dem  Entwürfe  sollten  die  Bestimmungen  über  die  Zeit  des 
Dienstwechsels  sofort  mit  Erlafs  des  Gesetzes  in  Kraft  treten. 
Dagegen  machte  Prinz  Johann  geltend :  es  sei  unangemessen  be- 
stehende Dienstverträge  aufzuheben,  dies  bedeute  einen  Eingriff 
des  Staates  in  das  Recht  der  freien  civilrechtlichen  Vereinbarung, 
der  sich  nicht  durch  die  Wichtigkeit  der  Sache  rechtfertigen 
liefse;  man  solle  das  Gesetz  erst  von  1834  ab  gelten  lassen. 
Der  König  berücksichtigte  den  Antrag  des  Prinzen  und  nachdem 
noch  der  Entwurf  von  9  Paragraphen  in  4  Paragraphen  um- 
redigiert worden  war,  genehmigte  er  am  1.  Juni  1831  das 
Mandat  ^ 

Ein  Jahr  später,  am  17.  März  1832,  erschien  das  grolse  and 
umfassende  Gesetz^  über  Ablösungen  und  Gemeinheitsteilungen; 
gleichzeitig  wurde  zur  Erleichterung  des  Ablösungswerkes  eine 
Landrentenbank  gegründet,  die  sehr  erspriefsliche  Dienste  ge- 
leistet hat.  Dies  Gesetz  ist  nach  Inhalt  und  Form  meisterhaft 
und  überragt  an  Bedeutung  die  übrige  Gesetzgebung.     Gleich 

*  Vgl.  ferner  Mandat:  einige  Bestimmungen  betreffend,  wie  es  an 
den  wegfallenden  oder  verlegten  Feiertagen  in  Ansehung  der  Dienste 
und  Fronen,  ingl.  der  Kost  des  Zwangsgesindes  gehalten  werden  soll. 
16.  Februar  1831. 

"  Die  Geschichte  des  Gesetzes  vom  ersten  Ablösun^santrag  der 
Landschaft,  1824,  bis  zur  Fertigstellung,  dargestellt  in :  Die  Landrenten- 
bank  im  Königreich  Sachsen  (Festschrift).    Dresden  1883. 
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in  der  Einleitung  spricht  sich  das  Gesetz  über  das  Ziel,  welches 
es  erstrebte :  möglichst  die  Freiheit  des  ländlichen  Qrundbesitzes 
herzustellen,  aus  Mit  Recht  betont  es  den  dem  sächsischen 
Bauernstände  eignen  Sinn  für  Ordnung  und  Gesetzmäfsigkeit. 
In  kräftiger  Weise  suchte  es  den  seit  Jahrhunderten  angehäuften 
Schutt  wegzuräumen.  Und  nun  fällt  auch  einer  neuen  Zeit  und 
neuen  Ideen  der  Qesindezwangsdienst  zum  Opfer!  Nach  S  53 
des  Gesetzes  wurde  sofort  ohne  Ablösung  die  sog.  gesetzliche 
Vormiete  der  Unterthanenkinder  aufgehoben  und  in  längstens 
vier  Jahren  muTste  auch  der  sog  vertragsmäfsige  Gesindezwangs- 
dienst unentgdtlich  wegfallen. 

So  blieb  von  den  Fesseln,  welche  frühere  Jahrhunderte  den 
dienenden  Klassen  aufgelegt  hatten,  nur  noch  die  vierjährige 
landwirtschaftliche  Dienstzeit  übrig.  Zwei  Jahre  kamen  schon 
durch  obiges  Gesetz  in  Wegfall,  die  zwei  übrigen  hob  im 
nächsten  Jahre  ein  eigenes  Gesetz  auf.  Denn  schon  am  14.  Febr. 
1826  hatte  der  Ereishauptmann  von  der  Planitz  bei  der  Landes- 
regierung einen  Antrag  auf  Weg&ll  der  landwirtschaftlichen 
Dienstpflicht  eingereicht.  Er  wies  darauf  hin,  dafs  die  Auf- 
hebung des  Mandates  von  1766  keinen  etwa  eintretenden  Mangel 
an  landwirtschaftlichen  Arbeitskräften  mehr  befürchten  lasse. 
Jetzt  führe  das  Mandat  vom  25.  Februar  1825,  die  Ergänzung 
der  Armee  betreflFend,  zu  einer  grofsen  Bedrückung  des  Bauern- 
standes. Ein  jeder  Bauembursche  müsse  erst  vom  14.— 18.  Jahre 
der  landwirtschafÜichen  Dienstpflicht  genügen,  um  dann  von  dem 
19.  Jahre  ab  seiner  militärischen  Dienstpflicht  nachzukommen. 
Bei  diesen  Verhältnissen  bliebe  einem  Bauemburschen  keine  Zeit 
irgend  ein  Handwerk  gründlich  zu  erlernen. 

Diesen  Erörterungen  stimmten  auch  das  Geheime  Finanz- 
koUegium  und  die  Kammerdeputation  bei.  In  ihren  Gutachten 
heifst  es  unter  anderm:  das  wechselseitige  Verhältnis  zwischen 
Ackerbau   und  Gewerbe  habe  zur  Zeit  sein  natürliches  Gleich- 

Sewicht  gefunden.  Der  Zwang  zu  irgend  einer  Arbeit  sei  eine 
em  Zeitgeist  nicht  angemessene  Beschränkung  der  allgemeinen 
natürlichen  Freiheit  der  Menschen.  Nur  wenn  es  die  Wohlfahrt 
des  ganzen  Staates  gelte,  erscheine  ein  solches  Gesetz  zulässig. 
Der  Landwirtschaft  sei  mit  jungen  Leuten  von  14 — 16  Jahren, 
die  noch  wenig  Kräfte  besäfsen,  nicht  gedient,  während  gerade 
diese  Jahre  für  die  Lehrzeit  unersetzlich  wären. 

Nun  erst  ging  die  Landesregienmg  einen  Schritt  weiter  und 
ft'agte  (Reskript  vom  5.  Juni  1827)  bei  den  Kreishauptmannschaft»n 
an,  ob  die  Aufhebung  dieses  Mandates  zeitgemäls  wäre  und  nicht 
etwa  den  Eintritt  eines  Mangels  an  tüchtigem  Gesinde  beftirchten 
liefse.  Während  die  KreishaupÜeute  einstimmig  ftir  Aufhebung 
waren,  traten  mehrere  Amtshaupüeute  nur  ftir  eine  Herabsetzung 
der  vierjährigen  auf  eine  zweijährige  Dienstzeit  em.  Für  Weg- 
tal\  der  Dienstpflicht  wurde  zeltend  gemacht,  dalB  man  keiner 
Mafsregel  mehr  bedürfe,  um  den  Ackerbau  zu  heben.   Er  scheine 
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die  höchste  Stufe  der  Kultur  erreicht  zu  haben.  An  Arbeitern 
werde  es  nicht  mangehi ;  der  Lohn  in  den  Fabriken  und  Manu- 
fakturen sei  so  gefallen,  dals  sich  ein  Handarbeiter  besser  stehe 
als  ein  Professionist  Das  Mandat  gestatte  jedem  Bauemsohne, 
in  die  Fabriken  zu  gehen,  nur  wenn  er  ein  Handwerk  erlernen 
wolle,  müsse  er  erst  vier  Jahre  in  der  Landwirtschaft  dienen 
oder  eine  Dispensation  ^  von  der  Landesregierung  erhalten,  wäh- 
rend im  Qegenteii  dem  Staate  daran  liegen  müsse,  die  Zahl  der 
Handwerker,  nicht  die  der  Fabrikarbeiter  zu  vermehren. 

Für  Beibehaltung  des  Mandates  wurde  angeführt,  dab  der 
Unterschied  zwischen  dem  Bürger-  und  Bauernstande  beibehalten 
werden  müsse.  Das  Gewerbe  sei  überftdit,  der  Landbau  dagegen 
werde  mehr  und  mehr  vernachlfijssigt.  In  den  unteren  Klassen 
der  Landbevölkerung  herrsche  die  Neigung,  nach  den  Städten 
zu  ziehen.  Die  frühzeitige  Erlernung  eines  Handwerkes  sei  für 
die  Gesundheit  der  jungen  Leute  nur  schädlich. 

In  ihrem  Berichte,  welchen  die  Landesregierung  am  6.  Nov. 
1828  erstattete,  erklärte  sie  sich  für  Aufhebung  des  Mandates, 
aber  imter  dem  Vorbehalte,  dafs  alle  aus  Verträffen  erworbenen 
Rechte  der  Gerichtsherrschaften  beibehalten  würden.  So  erging 
denn,  nachdem  noch  die  Geheimen  Räte  ihre  Zustimmung  erklärt 
hatten,  ein  entsprechender  Entwurf  zur  Begutachtung  an  die 
Stände  ab  (Dekret  vom  4.  August  1829).  Hier  stiefe  jedoch  die 
Vorlage  auf  Widerstand.  Die  Vertreter  der  Städte  waren  da- 
gegen, weil  sie  nach  dem  Erlafs  der  landwirtschaftlichen  Dienst- 
pflicht ein  Zuströmen  der  Landarbeiter  nach  den  Städten  be- 
fürchteten und  glaubten,  dafs  durch  diese  Vermehrung  der  Arbeits- 
kräfte die  allgemein  verbreitete  Nahrungslosigkeit  in  den  Städten 
steigen  werde.  Die  Ritterschaft  stimmte  gleichfalls  fUr  einst- 
weiliges Beibehalten  des  1766er  Mandates,  denn  erst  wenn  die 
Fronen  und  Dienste  abgelöst  worden  seien,  könne  man  an  Auf- 
hebung der  landwirtschaftlichen  Dienstpflicht  denken. 

Diese  Einwendungen  hielten  die  Geheimen  Räte  nicht  für  stich- 
haltig. Nach  ihrer  Ansicht  war  aus  gewerbepolizeilichen  Gründen 
1766  das  Mandat  erlassen  worden  und  hatte  mit  dem  Ablösungs- 
werke nichts  zu  thun ;  dennoch  sei  es  besser,  meinten  sie,  einst- 


*  Die  Zahl  der  um  Dispensation  von  den  landwirtschaftlichen 
Dienstjahren  jährlich  eingehenaen  Gesuche  war  eine  sehr  hohe,  sie  be- 
trug z.  B.  im 
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weilen  bei  dem  geringen  E}nt^egenkommen,  das  die  Vorlage  bei 
den  Ständen  gefunden  habe,  die  Sache  auf  sich  beruhen  zu  lassen 
und  erst  beim  &lals  einer  neuen  Gewerbeordnung  auch  diese 
Angelegenheit  zu  regeln.  In  diesem  Sinne  erfolgte  auch  am 
11.  August  1830  ein  königliches  Dekret. 

Im  nächsten  Jahre  aber  veränderte  sich  mit  einemmale 
die  ganze  Sachlage.  Die  Verfassungsurkunde  von  1831  sicherte 
(§  28)  jedem  Staatsbürger  freie  Berufswahl  zu.  Unter  diesen 
Umständen  erachtete  es  die  Landesdirektion  (5.  Sept.  1832)  für 
angezeigt,  mit  der  Aufhebung  der  landwirtschaftlichen  Dienst- 
pflicht sofort  vorzugehen.  Den  Ständen  wurde  abermals  ein  dar- 
auf bezüglicher  Entwurf  vorgelegt,  den  sie  diesmal  auch,  bis  auf 
geringfügige  Abänderungen  in  der  Form  und  Fassung,  billigten 
(3.  Juni  1833).  So  konnte  dann  am  15.  Juni  1833  das  Gesetz: 
die  Aufhebung  des  Mandats  vom  6.  November  1766  und  die 
Elrläuterunff  generalis  vom  31.  März  1767  wegen  der  vierjährigen 
Dienstzeit  bei  der  Landwirtschaft,  publiziert  werden. 

Damit  war  im  grofsen  Ganzen  der  Rechtszustand,  wie  er 
vor  dem  30  iährigen  Kriege  gewesen  war,  wieder  hergestellt.  Nun 
galt  es,  noch  die  Gesindeordnung  von  1769  in  Einklang  mit  der 
neueren  Gesetzgebung  zu  bringen.  Die  alten  Entwürfe  von  1804 
und  1810  waren,  obgleich  man  dem  Landtage  von  1824  ver- 
sprochen hatte,  eine  neue  Ordnung  zu  erlassen,  liegen  geblieben. 
Es  hatten  dann,  am  8.  März  1826,  die  Kreis-  und  Amtshaupt- 
leute des  Leipziger  Kreises  den  Antrag  gestellt,  nach  Analogie 
der  Wanderbücher  der  Handwerksgesellen  Gesinde-Attestat- 
Bücher  einzuftihren.  Zur  Begründung  ftihrten  sie  an,  dafs 
einerseits  keine  Bestimmung  der  Gesindeordnung  von  1769  öfters 
als  die  über  die  Gesindezeugnisse  übertreten  werde.  Die  Dienst- 
herrschaften pflegten  die  Atteste  nur  auf  einzelnen  losen  Blättern 
auszustellen,  welche  leicht  gefklscht  oder  vernichtet  werden  könnten. 
Anderseits  wäre  die  Überwachung  des  Gesindes  flir  die  Polizei 
von  höchster  Wichtigkeit.  Denn  flihre  man  die  neuen  Gesinde- 
Attest- Bücher  ein,  so  könnte  dann  die  Polizei  wie  die  Dienstherr- 
schaftien  „die  Laufbahn  jedes  Dienstboten  in  vollständigem  Zu- 
sammenhange imd  mit  Zuversicht  übersehen  und  darüber  nach 
Befinden  weitere  Erkundigungen  einziehen^.  Auch  hätte  die 
Obrigkeit  damit  ein  Mittel,  um  die  Aufiiahme  eines  Dienstboten 
von  anerkannt  schlechter  Qualität  innerhalb  ihres  Gerichtsbezirkes 
zu  verhindern. 

Die  Amtshauptleute  bezweckten  also  mit  ihrem  Antrage  eine 
weitgehende  polizeiliche  Bevormundung  des  Gesindes;  trotzdem 
stimmten  ihnen  der  Geheime  Rat  zu,  und  der  König  befahl,  weil  es 
noch  nicht  Zeit  wäre,  eine  neue  Gesindeordnung  zu  erlassen,  ein 
Gesetz  betreffend  die  Einftihrung  von  Gesinde- Attest-Büchern  aus- 
zuarbeiten (am  11.  Okt.  1828).  Die  Landesr^erung  arbeitete 
einen  13paragraphigen  Entwurf  aus,  der  in  kasuistischer  Weise 
bestimmte,  wer  zur  Führung  eines  Gesindebuches  verpflichtet 
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wäre.  Es  waren  dies  diejenigen,  welche,  unmittelbar  bei  einer 
Herrschaft,  in  einem  Hauswesen,  in  der  Ökonomie,  beim  Betrieb 
einer  Handlung  oder  in  einer  öffentlichen  Wirtschaft  beschäftigt 
waren,  oder  sich  verdingt  hatten.  Die  Obrigkeit  stellte  das  Buch 
aus.  Das  Gesinde  mul'ste  beibringen:  erstlich  einen  Taufschein, 
zweitens  bei  Unmündigen  die  väterliche  oder  vormtindliche  Ein- 
willigung, drittens  ein  Zeugnis  der  Obrigkeit  des  letzten  Aufent- 
haltsortes über  die  bisherige  Auflftihrung  und  dafs  einer  Ver- 
mietung keine  Bedenken  entgegenständen,  viertens  einen  Nachweis, 
bei  welcher  Herrschaft  es  in  den  Dienst  treten  wolle.  —  In  das 
Gesindebuch  trug  die  Herrschaft  ihr  Zeugnis  ein;  bei  Dienst- 
wechsel trat  eine  Beglaubigung  der  Behörde  dazu.  Kam  der 
Dienstbote  in  Untersuchung,  wurde  er  bestraft,  so  machte  die 
Behörde  einen  entsprechenden  Vermerk  u.  s.  w.  Die  Kosten  fiir 
Anschaffiing  des  Buches  hatte  das  Gesinde  zu  tragen  (18.  Dez.  1 829). 

Der  Geheime  Rat  beurteilte  den  Entwurf  sehr  scharf.  Er  hob 
hervor,  dals  das  Gesetz  ungewöhnliche  Le^timationen  und  poli- 
zeiliche Erörterungen  vorschreibe.  Ihm  schien  es  nicht  ratsam, 
den  dienenden  Klassen  die  Gelegenheit  zu  erschweren,  sich  durch 
Vermieten  ihr  Brot  zu  verdienen.  Besonderen  Anstofs  nahm  er 
an  den  obrigkeitlichen  Eintragungen  über  etwaige  Bestraftingen 
des  Gesindes.  Es  verfolge  dann  die  Strafe,  meinte  er,  dem  Dienst- 
boten, so  lange  als  er  diene,  und  benehme  ihm  jede  Gelegenheit 
zu  weiterem  Fortkommen;  jede  Besserung  sei  vergebens  und 
weitere  Verbrechen  die  natürliche  Folge.  Das  ganze  Gesetz  sei 
nur  eine  auf  den  Vorteil  der  Herrschaften  berechnete  Eänrichtung. 
Es  würde  allein  dazu  dienen,  das  Verhältnis  zwischen  Dienst- 
herrschaft und  Dienenden  zu  verwickeln  und  das  Unterkommen 
der  Dienstsuchenden  zu  erschweren.  Zweckmäfsig  sei  es,  den 
Entwurf  augenblicklich  ganz  zu  verwerfen  und  später  in  der 
Gesindeordnung  auch  diese  Materie  mit  zu  regeln.  Damit  war 
das  Schicksal  des  Entwürfe  zunächst  entschieden. 

Während  diese  Verhandlungen  schwebten,  wurden  die  alten 
Entwürfe  zu  einer  Gesindeordnung  von  1804  und  1810  wieder 
vorgeholt.  Ein  Dekret  vom  23.  Dezember  1829  ordnete  die 
nötigen  Vorarbeiten  an ,  und  auf  dem  Landtage  von  1830  ver- 
sprach die  Regierung  den  Ständen,  ihnen  baldigst  einen  neuen 
Entwiuf  vorzulegen.  Doch  drei  Janre  ^  vergingen,  ehe  die  neue 
Gesindeordnung  dem  Landtage  eingereicht  wurde.  Es  konnte 
sich  nicht  mehr  um  eine  etwaige  Revision  des  alten  Entwurfes 
handeln,  sondern  ein  neues  Gesinderecht  mufste  geschaffen  wer- 
den, welches  auf  zeitgemäfseren  Grundsätzen  beruhte  und  in 
Einklang  mit  der  neueren  E}ntwicklung  der  öffentlichen  Verhält- 


^  Die  von  uns  benutzten  Akten  enden  mit  dem  Jahre  1830.  Wie 
eich  innerhalb  des  Ministeriums  die  einzelnen  Stadien,  die  Vorbereitung 
des  Entwurfes  vollzogen  haben,  kann  deshalb  nicht  aktenmäfsig  dar- 
gestellt werden. 
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nisse  stand.  In  der  dem  Entwurf  beigegebenen  Begründung  heifst 
es  ganz  richtig :  dafs  veränderte  Gewohnheiten  und  Einrichtungen 
in  aem  Familienleben  aller  Stände  und  die  gegen  frühere  Zeiten 
unverkennbar  weitergeschrittene  Verstandesbildung  wie  auch  die 
Verfeinerung  der  Sitten  in  allen  Kreisen  das  Verhältnis  zwischen 
der  Dienstherrschaft  und  dem  Gesinde  wesentlich  umgestaltet 
haben.  Deshalb  könne  auch  nicht  mehr  der  Entwurf  auf  den 
Grundlagen  der  Ordnung  von  1769  stehen,  man  müsse  an  die 
fortgeschrittenere  Rechtsentwicklung  in  Preufsen,  Oldenburg, 
Meiningen  anknüpfen  und  deren  Gesindeordnungen  als  Vorbilder 
benutzen.  Der  Bruch  mit  der  sächsischen  Rechtsentwicklung  war 
ein  vollständiger! 

Die  Grundgedanken,  von  denen  der  neue  Entwurf  ausging, 
waren  in  materieller  Hinsicht  kurz  folgende:  Erstlich  wurden  die 
Beziehungen  des  Gesindes  zur  Dienstherrschaft  als  ein  rein 
juristisches  Vertragsverhältnis  aufgefafst.  Es  herrschte  das  Streben 
vor,  möglichste  Rechtsgleichheit  in  der  Behandlung  einer  jeden 
der  Vertrag  schliefsenden  Parteien  walten  zu  lassen.  Deutlich 
zeigte  sich  dies  an  den  Bestimmungen  des  Entwurfes  über  Dienst- 
antritt, Kündigung,  Dienstaustritt  u.  s.  w.  Die  Lohntaxen  fielen 
fort;  das  Züchtigungsrecht  der  Herrschaft  wurde  aufgehoben, 
weil  es  gegen  die  Humanität,  gegen  die  Sitte,  gegen  die  ver- 
&8sungsmäfsige  Gleichheit  aller  Staatsbürger  verstofse.  Nur  für 
ein  Alter  —  bis  16  oder  18  Jahren  — ,  das  der  häuslichen  Zucht 
noch  bedürfe,  sollte  es  als  eine  Übertragung  väterlicher  Rechte 
bestehen  bleiben. 

Zweitens  traten  an  Stelle  der  unumschränkten  hausherrlichen 
Gewalt  durch  Gesetz  geregelte  Beziehungen.  Specielle  Gesetzes- 
vorschriften sollten  das  Leben  während  des  Dienstes  und  alle  die- 
jenigen Fälle,  in  denen  es  auf  die  Machtvollkommenheit  und  den 
Willen  der  Dienstherrschaft  allein  ankam,  ordnen. 

Drittens  wurde  in  die  Ordnung  eine  Reihe  von  polizei- 
lichen Vorschriften  aufgenommen,  da  es  sich  gezeigt  hatte,  dafs 
innerhalb  der  allgemeinen  Grundsätze  des  Konsensualvertrages 
nicht  alle  Fragen  des  Gesindevertrages  erschöpfend  behandelt 
werden  konnten.  Die  polizeiliche  „Fürsorge"  sollte  sich  auf  die 
Ordnung  wie  den  Frieden  im  häusUchen  Leben  und,  weil  das  Ge- 
sinde einen  eignen  Stand  bilde,  auch  auf  das  dienstlose  Gesinde 
erstrecken. 

In  formeller  Beziehung  legte  man  bei  Abfassung  des  Ent^ 
Wurfes  darauf  Gewicht,  nicht  nur  Rechtsgrundsätze  aufeustellen, 
die  Juristen  allein  verständlich  wären,  sondern  vielmehr  an  den 
gangbarsten  Fällen  aus  dem  häuslichen  Leben  das  Wesen  des 
Dienstverhältnisses  allgemein  fafslich  darzustellen.  Die  Gesinde- 
ordnung sollte  nicht  den  Charakter  eines  Gesetzes  tragen,  son- 
dern, wie  Prinz  Johann  in  den  Landtagsverhandlungen  treflfend 
hervorhob,  ein  Katechismus  fllr  das  Gesinde  sein. 
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Bei  jeder  einzelnen  Bestimmung  der  Ordnung  hatte  man 
darauf  Rücksicht  genommen ,  ob  sie  den  Sitten  und  Gewohn- 
heiten entspräche,  ob  die  Rechtsgleichheit  nicht  verletzt  werde, 
und  ob  das  fllr  das  Qesindeyerhältnis  notwendige  Vertrauen, 
das  Wohlwollen  und  die  Anhänglichkeit  erhalten  bleibe. 

Für  die  Stellung  des  Gesindes  war  es  vorteilhaft^  dafs  bei 
den  Bearbeitern  des  Entwurfes  die  juristische  Auffassung  des 
Dienstvertrages  über  das  ältere  polizeiliche  Bevormundungssystem 
den  Sieg  davongetragen  hatte. 

In  den  Kammern  zogen  sich  die  Verhandlungen  über  die 
Gesindeordnung  zwei  volle  Jahre  hin.  Die  zweite  Kammer  be- 
riet den  Entwmf  ^  vom  3.— 21.  Juni  1833,  die  erste  Kammer 
Oktober  1833.  Beide  Kammern  wichen  in  ihrer  Auffassung  der 
Ordnung  erheblich  von  einander  ab.  Zur  Ei'ledigung  der  streitigen 
Fälle  wurden  1834  noch  mehrere  Sitzungen  der  Kammern  ab- 
gehalten; erst  am  5.  September  1834  ül^rreichten  sie  eine  ge- 
meinsame Erklärung^  über  den  Entwurf. 

Fast  bei  jedem  Paragraphen  der  Ordnung  hatten  die  Stände 
Zusätze  oder  Abänderungen  beantragt.  Einzelne  Abschnitte  des 
Entwurfes  hatten  sie  völlig  umgestaltet.  Fast  in  allen  Fällen  er- 
folgte die  königliche  Genehmigung.  Nur  das  wichtigste  kann  hier 
hervorgehoben  werden.  So  gingen  §  1—3  des  Entwurfs,  welche 
die  Definition  des  Gesindestandes  enthielten,  gänzlich  verändert 
aus  den  ständischen  Beratungen  hervor.  §  10  bestimmte  ^  dais 
bei  Unmündigen,  denen  der  Vater  oder  der  Vormund  ohne  hin- 
reichenden Grund  verbot,  in  einen  Dienst  zu  treten,  die  Ein- 
willigung von  Obrigkeitswegen  gegeben  werden  könnte.  Diese 
Bestimmung  rief  im  Landtage  eine  lebhafte  Debatte  hervor;  man 
sah  darin  einen  Eingriff  in  die  väterliche  Gewalt,  gab  sich  aber 
schliefslich  mit  einer  kleinen  Abänderung  des  Paragraphen  zu- 
frieden. 

Hervorzuheben  ist  ferner  die  Bestrafung  des  Kontraktbruches. 
Der  Entwurf  war  milder  als  das  spätere  Gesetz.  Beibehalten 
wurde  aus  dem  älteren  Recht  der  polizeiliche  Zwang  auf  Zurück- 
fbhrung  in  den  Dienst.  Erwies  er  sich  als  fruchtlos,  so  hatte  das 
Gesinde  nicht  allein  nach  den  civilrechtlichen  Grundsätzen  des 
Vertragsrechtes  für  Schadenersatz  zu  haften,  sondern  es  wurde 
auch  mit  Gefkngnis  bis  zu  14  Tagen  bestraft. 

Um  den  Klagen  über  den  Luxus  des  Gesindes  zu  begegnen, 
war  in  §  52  des  Entwurfes  der  Versuch  gemacht  worden ,  eine 
Art  von  Kleiderordnung  au&ustellen.  Dienstherrschaften  wurde 
das  Recht  eingeräumt,  ihren  weiblichen  Dienstboten  Vorschrift^en 
über  Kleidung  u.  s.  w.  zu  geben.    Für  diesen  schwerwiegenden 


'  Bericht  der  zweiten  Kammerdeputation  in  Landtags-Mittheilungen 
3.  Abt.   1.  Bd.  S.  433.    Bericht  der  ersten  Kammerdeputation,  ebenda 
Beilage  zu  den  Protokollen  der  I.  Kammer.    2.  Abt.  S.  471 — 527. 
*  Landtags-Mittheilungen  1.  Abt.  I.  Bd.  S.  106. 
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Ergriff  in  die  persönliche  BVeiheit  fUhrte  der  Entwurf  allein  an, 
dafs  dann  die  Dienstherrschaften  kein  Recht  hätten,  über  den 
Kleiderluxus  des  Gesindes  zu  klagen,  weil  es  in  ihrer  Hand 
liege,  das  Gesinde  zu  beaufsichtigen.  Nach  den  ständischen  Be- 
ratungen lautete  jedoch  dieser  Paragraph  anders:  die  Dienstherr- 
schaft sollte  nur  das  Recht  haben,  ihrem  Gesinde  Aufwand  in 
Kleidung,  bei  Vergnügungen  u.  s.  w.,  die  seinen  Verhältnissen 
nicht  angemessen  wären,  zu  untersagen. 

Das  Züchtigungsrecht,  welches  der  Entwurf  in  milder  Form 
fiir  Minderjährige  beibehalten  hatte,  erfuhr  durch  die  ständische 
Kritik  eine  Verschärfung.  Nach  dem  Vorschlage  der  Kammern 
wurde  bestimmt  (§  51),  dafe  Scheltworte  oder  geringe  thätliche 
Ahndungen  der  Dienstherrschaft  gestattet  seien.  Die  sächsische 
juristische  Doktrin  hat  dann  später  behauptet,  dals  die  Kammern 
das  Züchtigungsrecht  ganz  gestrichen  hätten.  Nach  der  Fassung 
des  §  51  wäre  die  wäüiche  Ahndung  gewissermafsen  nur  die 
Erwiderung  einer  Beleidigung  des  Gesindes  wegen  seines  unge- 
bührlichen Betragens.  Recht  schlecht  mit  dieser  juristischen  Kon- 
struktion lassen  sich  die  Erkenntnisse  der  Gerichtshöfe  verein- 
baren; so  sah  z.  Bsp.  das  Oberappellationsgericht  Schläge  mit 
einem  Stocke  über  den  Kopf  oder  mit  einem  Peitschenstiele  über 
den  Rücken  für  geringe  Tnätlichkeiten  und  der  Dienstherrschaft 
erlaubt  an.  Die  Straflosigkeit  der  Herrschaft  wurde  begründet 
mit  der  Rücksicht,  die  man  auf  die  menschliche  Schwachheit 
nehmen  müsse. 

Während  im  allgemeinen  der  Gesetzentwurf,  wie  er  aus  den 
Kammern  herausging,  veraltete  Formen  abzustofsen,  bestehende 
harte  Sitten  und  Gewohnheiten  zu  mildem  versuchte,  enthält  er 
in  einem  Punkte  einen  neuen  fruchtbringenden  Gedanken  und 
geht  er  zu  Gunsten  des  Gesindes  über  das  herrschende  Arbeits- 
recht hinaus.  Das  Gesetz  bestimmte,  dafs  die  Herrschaft  für 
Kur  und  Pflege  des  Gesindes  zu  sorgen  habe,  wenn  es  aus  natür- 
lichen Ursachen,  durch  grobes  Verschulden  der  Dienstherrschaft 
oder  in  unmittelbarer  Folge  der  Dienstverrichtung  erkrankte. 

Auch  nach  einer  anderen  Seite  hin  setzte  das  Gesetz  der 
seit  dem  30jährigen  Kriege  angefangenen  gesindefeindlichen  Be- 
wegung einen  Damm.  Forderte  man  früher,  dafs  in  Gesinde- 
sacben  nicht  der  ordentliche  Richter  und  die  höheren  Gerichts- 
höfe, sondern  die  Verwaltung  allein  Recht  sprechen  sollte,  so 
folgerte  man  jetzt  aus  der  rechtlichen  Natur  des  Dienstvertrages, 
da^  alle  civilrechtlichen  Streitigkeiten  allein  vor  die  Justizbehöraen 
gehörten.  Die  Polizei  sollte  nur  einstweilige  Vorkehrungen  zu 
treffen  berechtigt  und  in  Ansehung  der  Kontraventionen  zuständig 
sein  (§  122,  123). 

Am  10.  Januar  1835  war  die  neue  Gesindeordnung  ^  publi- 


*  Kommentare:  Ackermann,  Die  königl.  sächs.  Gesindeordmmg 
vom  10.  Jan.  1835.    Neu  bearbeitet  von  Bernewitz.    3.  Aufl.    Dresden 
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ziert  worden;  gleichzeitig  wurde  eine  Verordnung,  „die  nach 
Vorschrift  der  Gesindeordnung  tlber  die  Dienstboten  zu  führende 
polizeiliche  Aufsicht  betreffend/  erlassen,  welche  der  Polizei 
neue  und  weitgehende  Beaufsichtigungsrechte  einräumte  und  in 
jeder  Bestimmung  den  Geist  des  alles  bevormundenden  Staates 
zeigte;  in  sie  war  der  Entwurf  über  die  Führung  von  Gesinde- 
attest-Büchem  (vgl.  S.  219)  zum  gröfsten  Teil  übergegangen.  Die 
Gesindeämter  in  Leipzig  und  Dresden  blieben  bestenen. 

Über  ein  halbes  Jahrhundert  hat  diese  Gesindeordnung  in 
Kraft  bestanden,  bis  zum  2.  Mai  1892,  an  welchem  Tage  eine 
revidierte  Gesindeordnung  für  das  Königreich  Sachsen  erlassen 
wurde.  In  diesem  langen  Zeiträume  hat  sich  die  Ordnung  in 
jedem  Sinne  bewährt,  als  klar  und  verständlich  in  der  Sprache 
für  die  Dienstboten  wie  ftir  die  Dienstherrschaften,  als  treffend 
in  den  juristischen  Grundsätzen,  überhaupt  als  musterhaft  in 
Anlage  und  Form.  Und  doch  haben  sich  in  den  Arbeiterver- 
hältnissen neuerdings  so  gewaltige  Veränderungen  vollzogen,  dafs 
heute  die  Forderung,  welcher  auch  die  Qesindeordnung  von  1892 
nicht  genügt,  erhoben  werden  mufs:  das  Gesinderecht  in  Über- 
einstimmung mit  dem  modernen  Arbeiterrecht  zu  bringen. 


1887.  Die  de  mann,  Die  köni^l.  sächs.  Gesindeordnunff  . . .  eingeleitet 
und  mit  steter  Hinweisung  auf  die  Entwürfe,  Kammerberichte  etc.  er- 
läutert.   Grimma  1836. 
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Der  Oesindevertrag  enthält  nicht  nur  wie  die  sonst  üblichen 
Formen  des  Arbeitsvertrages,  Bestimmungen  tLber  die  Arbeits- 
kraft des  Dienenden,  sondern  er  unterwirft  ihn  auch  einem  ge- 
wissen Herrschaftsverhftltnis.  Mit  dem  Eintritt  in  den  Dienst 
steht  das  Gesinde  unter  der  hausherrlichen  Gewalt  des  Dienst- 
herren. Aber  bei  weitem  nicht  alle  Dienstboten  wurden  firtther 
im  Hause  beschäftigt,  die  meisten  fanden  ihre  Arbeit  und  ihren 
Erwerb  in  der  Landwirtschaft;  heute  sind  sie  daraus  fast  völlig 
verdrängt  worden,  und  an  ihre  Stelle  ist  der  freie  Land- 
arbeiter getreten.  Grade  aber  die  engen  Beziehungen,  welche 
zwischen  Gesinde  und  Landwirtschaft  einst  bestanden,  ftlhrten  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  zu  einer  Verschlec'  jrung  der  Gesinde- 
verhältnissc.  Es  waren  die  Landwirte,  welche  unermüdlich  den 
Staat  mit  Anträgen  verfolgten  und  mit  Forderungen  bestürmten, 
das  Gesinderecht  zu  ihren  Gunsten  zu  ändern.  Dafs  sie  den 
Wunsch  dazu  hegten,  war  bei  der  älteren  Verfassung  des  Ritter- 
gutes ganz  natürlich;  den  gröfsten  Teil  des  Gutes  konnte  der 
Erbherr  mit  gezwungenen  unbezahlten  Kräften,  den  Frönem,  be- 
stellen, aber  weil  diese  nicht  fllr  alle  Fälle  ausreichten,  mulste 
er  auch  freies  Gesinde  und  Tagelöhner  anmieten.  Über  diese 
besab  er  nicht  die  unumschränkte  Diseiplinargewalt,  die  ihm 
über  seine  ortsangesässenen  Unterthanen  zustand,  und  ihnen 
mufste  er  auch  einen  Lohn  zahlen,  der  um  so  fühlbarer  wurde,  als 
er  fast  die  einzige  Barauslage  beim  Betriebe  war.  Das  Streben 
der  Gutsbesitzer  ging  nun  darauf  aus ,  die  Rittergutsverfassung 
auch  auf  das  Gesinde  und  die  Tagelöhner  zu  erstrecken,  sich 
unabhängig  vom  Arbeitsmarkt  zu  stellen  imd  die  Löhne  immer 
auf  einem  äufserst  niedrigen  Stand  zu  halten. 

Dazu  hat  man  im  Laufe  der  Jahrhunderte  verschiedene 
Wege  eingeschlagen.  Im  15.  Jahrhundert  suchte  der  Staat  einer- 
seits durch  Beschrtlnkung  der  Auswanderung,  Verbot  der  Wander- 
arbeit, und  Arbeitszwang  ftir  sog.  müCsiges  Gesinde,   die  Zahl 
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der  Dienstsuchenden  zu  vermehren,  anderseits  durch  Lohntaxen 
die  Gesindelöhne  herabzudrückeu. 

Im  16.  Jahrhundert  fUhrte  dann  die  Reichspolizeiordnung 
das  Gesindeabgangszeugnis  ein,  das  sich  bis  auf  den  heutigen 
Tag  in  den  Gesindeordnungen  erhalten  hat,  und  jetzt  noch  ein 
wesentliches  Unterscheidungsmerkmal  des  Gesindes  von  dem  freien 
Arbeiter  bildet.  In  Sachsen  leiteten  die  Kurfürsten  aus  ihrer 
landesherrlichen  Gewalt  das  Recht  her,  von  den  Unterthanen 
die  Stellung  von  Gesinde  auf  ihre  Domänen  zu  fordern.  Wäh- 
rend später  die  verschiedenen  Formen,  unter  denen  der  Staat 
naturalwirtschaftliche  Leistungen  seiner  Unterthanen  erhob,  ab- 
starben, blieb  in  den  Vorwerken  der  „Hofeug",  die  Stellung 
von  Gesinde,  bestehen  und  fand  auf  den  Rittergütern  Nach- 
ahmung. Daneben  verlangte  die  Ritterschaft  auf  den  Landtagen 
neue  Taxen,  verschärften  Arbeitszwang  für  müfsiges  Gesinde 
und  Einschränkung  der  Hausindustrie.  Doch  vermochte  sie  vor 
dem  30jährigen  Kriego  das  vielbegehrte  Recht  auf  den  Gesinde- 
zwangdienst nicht  zu  erlangen. 

Der  30jährige  Krieg,  so  schwer  er  auch  das  deutsche  Volks- 
leben geschädigt  haben  mag,  löste  für  kurze  Zeit  die  alte 
Wirtschaftsverfassung  und  die  staatliche  Ordnung;  erleichtert 
atmeten  die  unteren  Volksklassen  von  einer  immer  gröfser  wer- 
denden Beschränkung  ihrer  wirtschaftlichen  Selbstständigkeit  auf. 
Sollte  die  alte,  den  Grofsgrundbesitzer  begünstiffende  Politik  bei- 
behalten werden,  so  mu(ste  man  einen  neuen  und  noch  schärferen 
Druck  auf  die  arbeitenden  Klassen  legen.  Jetzt  erst,  1651, 
räumte  der  Staat  den  Rittergütern  das  Recht  auf  den  Gesinde- 
zwangsdienst ein,  jedoch  nur  in  der  Form  der  Vormiete.  Taxen 
sollten  die  bei  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge  der  dienenden 
Klassen  erzielten  höheren  Löhne  herabsetzen;  gleichzeitig  wurde 
die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  in  Gesindesachen  beschränkt. 

Das  Gesinde  nahm  den  ihm  von  der  staatlichen  Gesetzgebung 
und  der  Gesellschaft  angebotenen  Kampf  auf,  mufste  aber,  nach- 
dem es  zehn  Jahre  Widerstand  geleistet  hatte,  unterliegen  (1661). 

Von  jetzt  ab,  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts,  verschlecbtem 
sich  die  Gesindeverhältnisse  von  Ordnung  zu  Ordnung.  Nach 
zwei  Seiten  entwickelt  sich  der  Gesindezwangsdienst;  erstlich  in 
der  gesetzlichen,  der  sog.  Vormiete,  und  zweitens  in  einem  durch 
Gutsrecesse  umgebildeten  Zwan^sdienst  im  engeren  Sinne.  Der 
Gesindelohn  sinkt  auf  den  niedrigsten  uns  bekannten  Stand  her- 
ab; die  Gesetzgebung  unterscheidet  zwischen  einer  Ehre  der 
Dienstherrschaft  und  einer  Ehre  des  Gesindes  und  führt  das 
körperliche  Züchtigungsrecht  ein.  Nach  dem  7jährigen  Kriege 
wurde  sogar  die  Landbevölkerung  in  ihrer  freien  Berufswahl 
eingeschränkt  und  zu  einer  vierjährigen  landwirtschaftlichen 
Dienstzeit  gezwungen. 

Zu  keiner  Zeit  befand  sich  das  Gesinde  in  einer  gleich  un- 
günstigen Lage  wie  beschränkter  in   seinen  Rechten  und  doch 
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wollten  auch  jetzt  auf  den  Landtagen  und  in  der  Litteratur  die 
Klagen  über  Mangel  an  Gesinde,  über  seine  ünbotmäfsigkeit 
wie  über  seine  übertriebenen  Lohnforderungen  nicht  verstummen ! 
Waren  diese  grofsen  Opfer  an  Freiheit  und  Arbeitskraft, 
die  die  unteren  den  oberen  Klassen  gebrächt  hatten,  gerecht- 
fertigt? Wohl  ist  eine  höhere  Kultur-  nur  denkbar,  wenn  die 
unteren  Klassen  auch  einen  Beitrag  leisten,  aber  dafUr  mufs 
ihnen  ein  Gegenwert  durch  Ausbreitung  und  Vertiefung  der  Bil- 
dung geliefert  werden.  Dieser  bildet  den  Prüfstein,  ob  das  Opfer 
ein  social  gerechtfertigtes  war.  Es  bedarf  nicht  der  Ausführung, 
dafs  Deutschland  im  18.  Jahrhundert  gegen  seine  westlichen 
Nachbarn  in  politischer  wie  kultureller  Beziehung  weit  zurück- 
stand. Unter  den  vernichtenden  Schlägen  bei  Jena  brach  die 
nur  noch  mühsam  aufrecht  erhaltene  alte  Gesellschaftsordnung 
zusammen.  Die  ungesunde  Fesselung  des  Arbeitslohnes  und  Be- 
schränkung der  Freiheit  der  dienenden  Klassen,  war  einer  der 
Faktoren  gewesen,  die  zu  der  allgemeinen  Erkrankung  des 
Staates  geführt  hatten.  Es  zeigte  sich,  wie  wahr  die  Prophe- 
zeiung der  Universität  Wittenberg  auf  dem  Landtage  von  1661 
war:  dafs  auf  diesem  wiewohl  niedrigsten  jedoch  meisten  Stande 
das  Fundament  der  anderen  Stände  beruhe,  und  dafs  wenn 
dieser  Stand  durch  übermäfsige  Fronen  und  den  Dienstzwang 
allzusehr  beschwert  und  verderbt  werde,  es  ohne  Kränkung  der 
anderen  Stände  nicht  abgehe. 

Die  Befreiung  des  Gesindestandes  aus  den  Fesseln  der  Ge- 
setzgebung hat  sich  nicht  durch  die  heute  so  überaus  ange- 
priesene Association  des  Gesindes  vollzogen.  Wie  es  in  der 
I^atur  dieses  Standes  liegt,  konnte  jeder  meistens  nur  für  sich 
seine  Forderung  stellen,  eine  Vereinigung  aller  für  gemeinsame 
Zwecke  und  Ziele  war  nur  in  besonderen  Fällen  denkbar. 

Die  mächtige  landwirtschaftliche  Reformbewegung  des  vorigen 
Jahrhunderts,  in  ihren  Zielpunkten  nur  auf  Hebung  des  land- 
wirtschaftlichen Rohertrages  bedacht,  sprengte  in  ihren  Wirkungen 
auch  den  alten  socialen  Verband  der  Landwirtschaft.  Freilich 
hat  sie  nach  dieser  Richtung  nur  zerstörend  gewirkt.  Die  alte 
Feldgemeinschaft  ging  zu  Grunde,  ohne  dafs  die  Neuzeit  irgend 
eine  gleichwertige  Organisation  an  ihre  Stelle  zu  setzen  vermochte. 
Mit  der  Befreiung  der  Bauern  von  Fronen  und  Diensten 
fielen  auch  der  Gesindezwangsdienst  und  die  Lohntaxen.  Den- 
noch bewahren  die  Gesindeordnungen  auch  heute  noch  in  der 
polizeilichen  Bevormundung  des  Gesindes,  in  den  Gesindezeugnissen 
u.  s.  w..  Anklänge  an  den  früheren  Rechtszustand. 

Ganz  neue  Kräfte  aber  wirken  jetzt  umgestaltend  auf  das 
Gesinderecht  ein.  In  der  Landwirtschaft  nimmt  das  Gesinde 
nur  noch  eine  untergeordnete  Stellung  ein.  Vögte,  Schirrmeister 
und  andere  rechnen  wir  meistens  nicht  mehr  unter  das  Gesinde, 
an  dessen  Stelle  vielfach  der  Landarbeiter  getreten  ist,  und 
mehr    und    mehr    schränkt    sich    der   Begriff  des    Gesindes    als 
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auf  einen  ausschliefsliGh  zu  häuslichen  Dienstleistungen  verwend- 
baren Dienstboten  ein. 

Dagegen  sind  die  grofsen  Fortschritte  des  mod^nen  Arbeiter- 
rechtes, wie  Kranken-  und  UnfEdlversichemng,  wie  Alters-  und 
Invaliditätsrente,  auch  dem  Gesinderecht  tu  Oute  gekommen. 
Das  Gesinde  kann  seine  Sonderstellung  und  sein  Sonderredit 
nicht  mehr  auf  lange  behaupten;  das  Recht,  unter  dem  die 
Arbeiter  Deutschlands  stehen  ^  wh^  auch  mehr  und  mehr  sein 
Recht  werden. 

Die  Lösung  der  socialen  Frage  erträumt  mancher  vom  Zu- 
kunftsstaat,  andere  ^aub^a  dural  starres  Festhalten  an  den 
alten  Formen  der  Gesellschaft  den  Staat  zu  erhalten,  die  meisten 
aber  w^en  sich  fragen,  giebt  es  überhaupt  einen  W^,  eine  Mdp:- 
lichkeit,  jemals  die  Gegensätze  zwischen  Arbeitgeb^  und  Arbeit- 
nehmer zu  versöhnen  und  unter  Aufrechthahung  der  modernen 
Kultur  den  socialen  Frieden  wiederherzustellen. 

Wir  kennen  in  der  neueren  Geschichte  nur  eine  grofse 
sooiide  Reform :  die  Bauernbefreiung.  Ganz  unleidliche  Zustände 
hatte  die  sociale  Entwicklung  in  der  Landwirtschaft  des  vorigen 
Jahrhunderts  erzeugt  Jeder  Ausweg  aus  diesen  Mifsständen  er- 
sduen  vergeblich  und  hofihungslos.  Mit  gröfster  Zähigkeit 
suchten  die  Rittergutsbesitzer  an  ihren  Vorrechten  festzuluilten 
und  die  Kraft  eines  gesunden  selbstbewufsten  Bauernstandes  war 
gebrochen;  Gutsherrschaft  und  Gutsunterthanen  waren  in  einem 
scheinbar  unlösbaren  Knäuel  von  Rechten  und  Gerechtsamen 
untereinander  verwickelt.  Und  doch  gelang  es  ohne  Revolution, 
zur  Zufriedenheit  aller  Beteiligten  eine  Lösung  zu  finden.  Kein 
Rittergutsbesitzer  wird  sich  mehr  in  Zustände  zurückwünschen, 
wie  sie  vor  hundert  Jahren  herrschten;  und  jeder  Bauer  wird 
bereit  sein  heute,  sollte  er  noch  einmal  in  einen  ähnlichen  Zu- 
stand der  Abhängigkeit  versetzt  werden,  noch  gröfsere  Opfer  zu 
bringen,  als  die  Bauernbefreiung  von  ihm  verlangt  hat.  Berech- 
tigte und  Pflichtige  wurden  voll  befriedigt,  die  Produktion  der 
Landwirtschaft  stieg  in  staunenswerter  Weise,  und  die  allgemeiiie 
Bildung  hob  sieh  sichtbar  unter  der  Landbevölkerung. 

Daraift  schöpfen  wir  die  Zuversicht,  dafs  die  sociale  Frage 
von  den  folgenden  Generationen  schliefslieh  zu  einer  alle  Teile 
befriedigenden  Lösung  geftlhrt  werden  kann. 
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Hauptstaatsarchiv  Dresden,  Wittenb.  Archiv  §  Gesetzeebunessachen, 
Bl.  1  ß.    Vgl.  S.  9. 


Ernnst  vonn  gotis  gnadeim  hei-tzog  zcu  Sachsseiin 
€tc.  kurfiirst  lanntgrafi'  in  Dorinigen  vimd  marcgraff 
2CU  Meissenn. 

Liebenn  getmwenn  an  denn  hocbeeborDnen  fursten  hern 
Wilhelm  hertzogenn  zcu  Sachsin  vnnsern  liebenn  vettern  auch  au 
▼uns,  ist  vonn  arm  vnnde  reich,  geistlich  vnnde  wemntlich,  in 
Tüsem  furstenthumen,  lannden  vnde  steten,  vil  vncselliger  clage 
aber  das  dinstgesinde,  an  knechten  vnnde  meidenn,  manncb- 
feldidichen  gelanngit  vnnde  komen,  das  vnns  also  lanndisfuraten 
hinnefordir  nicht  mehir  geburet  zcuczusehen  vnnde  zcuverhengen, 
die  vnsem  also  zubeswerenn  vnd  belesßtenn,  also  vnbillich  biß- 
her  gescheen  ist,  vnnde  begernn  vonn  uch  mit  ganczim  fiis 
«rnnstlich ,  alle  vnnsir  vnndirtanen  vnd  inwoner  bey  uch ,  vnde 
du  voit,  alle  erbar  manne,  vnde  anndere  von  dem  lanndfolke  in 
dine  pfleghe  gehorinde  die  sollich  gesinde  gebrauchen  musßen  für 
uch  verbotitt,  vnnde  bey  furmydung  vnser  sweren  straflfung  vnnde 
vngnaden,  dieße  vnnsre  nachgeschrieben  geboth  zugebyetenn  vnde 
bev  fiirmydung  derselbigin,  vnnser  swerenn  straffiingen  wenn  das 
belann^t  vnnde  iczlich  bisundem  stete  veste  vnnde  vnvorbrochlich 
SU  halden,  nemlich  das  kein  dinstknecht  adir  mayd  adir  ann- 
dere in  vnnsern  furstenthumen,  lannden,  adir  pfleghin  geczogin, 
£ebonm  vnd  wannhafFdg  vnd  freyhe  zu  dinen  sind  hinneforder 
in  denn  steten  vnd  uf  dem  lannde,  ane  sines  naturlichin  erbhem 
adir  ambtmanns  wissen  in  derselben  pflege  in  fremde  lannd  zu 
lauwfien  inn  der  eme,  adir  susten,  nicht  mehir  vorgonnen  noch 
gestatenn  zu  dinen,  vnnde  welch  knecht,  mayt  adir  dinst^esinde 
sollich  vnnsir  obingemeldt  geboth.  verbreche  vnd  nicht  bilde,  der 
sal  sines  veterlichen  vnnd  muterlichen  erbeteils,   ane  alle  gnade 
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beraubet  sein  vnnde  der,  der  vnnser  geboth  zumyten  auch  breche 
vDnde  mehir  gebe  danne  vDDsre  gresaczte  zcedill  inheldU,  den 
soUit  ir  ane  alle  gnad  in  straffunge  nemen,  vnde  ane  vnnsir  wissenh 
vngestrafft  vonn  uch  nicht  komenn  lassenn,  sundirn  in  vnsem 
furstenthumen ,  lannden  vnd  pflegin  vmb  ein  billich  mogelich 
beqweme  Ion  zu  dynen,  wye  ydennanne  das  am  nehisten  an  icz- 
lichen  bekomen  vnnd  gehaben  mag,  doch  nicht  ubir  vnnsir  her- 
noch  gesaczt  geschriebin  Ion  vnd  andere  stucke,  nach  inhalde 
dißir  ingeslossin  zcedilln,  zcu  hoenn  nach  zcugebruchen  das  ist 
vnnser'ernste  meynunge  vnd  kompt  vnns  von  uch  vnd  iczlichim 
bisundern  zu  gutem  dancke,  wo  aber  soUichs  durch  uch  vnbillich 
hinnefordir  mehir  verhangen  vnd  zugesehen  wurde  deß  wir  vns 
von  uch  nicht  vermuthen  hinnefordir  mehir  zugestaten, .  vnd  war- 
lich an  vns  gelangt  vnd  ufrichticHch  nicht  veranntworten  kondet 
wollin  wir  nicht  alleine  die  verbrechere  mit  obingenanter  vngne- 
digen  sweren  straffungen  strafien,  sundirn  uch  mit  yn  an  aUe 
gnad,  darnach  ir  uch  habt  zu  richtenn.  Gebin  am  Sonnabend 
nach  Eatherine  zcu  Meissen  anno  domini  Ix  sexto. 

Zcumerckenn  das  die  dinstknechte  vnnde  meide  eine  boße 
vnbilliche  gewonheit  bißher  gehabt  habenn  wanne  sie  uf  wi- 
nachten  Martini  vnnde  vnnser  Üben  frauwentagslichtmessen  adir 
andere  tage  im  jare,  adir  czil,  so  sie  ußgedinet  han  vnde  freyhe 
sind,  sich  zuvormyten  etzliche  czyt  musßig  gegangin,  vnnd  eins- 
teila  biß  uf  die  fasten  ubirflosßig  qwessereye  geubit  vnnde  vn- 
billich getriben,  wellich  dinstknecht  adir  mait  in  den  steten,  adir 
uf  dem  lannde  ubir  achttage  sines  ußgedynnten  zcyls  obingemeldt 
vnvormytit  funden  wirdit,  vnd  fryhe  ist  sich  nach  siner  lust  ubir 
etzlich  czit  obinberurt  zcyt  aliirerst  vermyten  will,  denn  adir  die 
soUit  ir  in  straffung  nemenn  vnd  vngestrafft  vnd  vnvermytet 
nach  inhaldung  vnnser  sactzung  bernoch  geschriebin  vonn  uch 
nicht  komen  lassin. 

Item  einem  schirremeister  mit  sinem  eygenn  waffenn,  allir- 
ley  geschirre  mehir  danne  zu  einem  geschirrc  jerlich  zumachen 
vnna  sust  dar  zcu  thun  sovil  einem  obirstenn  schirremeister  ge- 
buret  nichtis  ußgeslossenn  denn  sal  man  myten  uf  das  nehiste 
man  ymmer  mag  vnnd  doch  nicht  ubir  acht  rynissche  guldin, 
adir  zcwey  schog  firczig  groschin  der  nuwesten  where,  das  machet 
sechczen  aide  schog  der  vorgeslagin  muntse. 

Item  eynem  ackirknechte  der  auch  geschirre  machenn  kann 
vnnde  nicht  mehir  danne  uf  einen  pflugk  vnnd  wayn,  den  sal 
man  myten  aber  uf  das  nehiste  man  ymmer  mag,  -vnd  doch  nicht 
ubir  sechs  guldin  adir  zcwey  schog  der  nuwesten  muntze  das 
machet  zcwelff  aide  schog  vorgeslagner  muntze. 

Item  ab  einer  der  selbigenn  ackerknechte  in  den  steten , 
adir  uff  dem  lannde,  mehir  habenn  muste  den  sal  man  myten  abir 
ufs  nehiste  man  ymmer  mag  vnde  doch  nicht  ubir  sechs  guldin 
adir  zcwey  schog  der  nuwesten  muntze  das  machet  zcwelff  aide 
shog  vorgeslagner  muntze. 
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Item  eynem  wayntreiber  adir  der  auch  vil  ubir  land  fert 
vnnde  große  arbeyt  tun   muß,   denn   sal   man   aber  noch  siner 

Sei'soti,  vnnd  arbeyt  uf  das  nehiste  man  ymmer  mag  myten  vnd 
och  nicht  über  funff  guldin  adir  ein  schog  virtzig  groschin  der 
nu Westen  muntze,  das  macht  czehin  alte  schog  vorgeslaginer  muntze. 

Item  einem  d^r  denn  pflück  trybet  adir  ein  vndir  encken  heys- 
ßet  vnnd  nicht  jerlich  noch  tegelich,  ubir  lannd  fert  noch  solliche 
ob  ingemeldte  große  arbeyt  ubir  lannd  thut,  denn  sal  man  aber 
uf  das  nehiste  man  ymmer  mag  mytenn  vnde  doch  nicht  ubir 
vier  rinische  gülden  adir  ein  schog  zowenczig  grosschen  der 
nuwesten  where  das  machet  achte  aide  schog  vorgeslagner  muntze. 

Item  eynem  kuhehirtten  sal  man  mytenn  ufs  nehiste  man 
ymmer  mag  vnnde  doch  nicht  ubir  11  gülden  adir  virtzig  groschin 
der  nuwesten  muntze  das  macht  vier  aide  schog  der  vorgeslagin 
muntze. 

Item  eynen  swynnhirtynn  sal  mann  myten  ufs  nehiste  man 
ymmer  mag  vnnd  doch  nicht  über  andirhalben  gülden  ader 
drissig  groschin  der  nuwesten  muntze  das  macht  ein^  schog  der 
vorgeslagin  muntze^. 

Item  eine  keßemuter  sal  mann  myten  uf  das  nehiste  man 
ymmer  mag  vnnd  doch  nicht  über  III  rinische  gülden  adir 
ubir  ein  schog  der  nuwesten  muntzen  das  macht  sechs  ald  schog 
vorgeslagner  muntze. 

Item  eine  ander  mayd  darnach  sal  man  uf  das  nehiste  man 
ymmer  mag  mytten,  vnnd  doch  nicht  ubir  drittehalbin  guldin, 
das  macht  iunfczig  groschin  der  nuwesten  where  vnnd  fünf  aide 
«chog  der  aldin  uorgeslagner  muntze. 

Item  eine,  andere  gemeyne  vyhemaid  sal  man  myten  uf  das 
nehiste  man  ymmer  mag  vnnde  doch  das  vorgesehriebine  Ion  in 
achtung  zu  habenn  das  man  das  nicht  obirtreth  noch  vorgreiffe. 

Item  der  gemeine  buwerßman  der  nicht  forwercke  had  noch 
^oß  ackirgebewde  sal  man  myten  ufs  allir  nehiste  er  ymmer 
mag  vnde  sich  mit  nicht  mit  der  obingeschriebin  sactzungen 
vorgreyflFen  by  vormydunge  swerer  straffungen  vnnd  vngnaden« 

*  Verschrieben  für  drei. 
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